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ZusammensteUung 

der ' 

Entscheidangen der Cassationshöfe 

IV 

• 

Beriiii, firOssel, Darmstadt, Mflnchen ndt Zwabrttckeii, Paris 

und des Oberhofgehdits zu Maimheim 

Über die Cinlrechts- Fragen ^ 

welche nach den in den betreffenden Landen geltenden tranzüsischcn Gesetzen, insbe» 
Moiero nadi dem Code dvU, dem Code de prooMare dvfle und dem Cod^ de commene^ 

sowie nach den Zwischcn^i^esetzen , und zwar voa den Cassationsböfen zu Brüssel und 
Paris seit dem Anfanirc des Jahres 18G0, von den übritron (lericlitsliüfpn seit deren Et* 
richtuDg abgeurtheilt worden sind und noch später werden entsdueden worden , 

attsgeiogen nnd geordnet 

pBct der Keihenfolge der einzelnen Gesetzbacher nnd Gesetze; 

unter etindiger Mitwirkvng Ton 

A. Beekor, Ieiirb|mdil8nlk a laiu, 

Br. Ladenlyiixf , (Hwrgffichtsa^t n lanhai, 

S. J. Faraquin, SUalsauwail a. Ü. iu Miiachea, 

und in Verbindung mit mehreren anderen iMidisehen, rheinInjeriBdieii 
und rheinprenssiflclien Juatizbeamten 

henuiagegeben von 
0 b e r g e r i c b 1 8 r a?lb i a M a i B » 



Erster TheiL 
Bürgerliches Gefwtzbadu 



MAINZ, 

VB1LA6 VOR VICTOR V. 2ABBRR. 
1862. 
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Druck von Theodor v« Zabers in MeiDi. 



Yorwort des Herausgebers. 



Welche grosse Bedeatong die BechtsprechuDg der GossatiooshOfe fta 
^ AnsbOdoog des fransOsiscfaeii Rechts bat, wie durch sie eine grosse Reihe 
von gesetdidien Bestimmimgeii aufgekl&rt und ergänzt worden sind, ist aU- 
gemein 1>eiaamt nnd anerkannt Gerade diese Widitigkdt der Gassations- 

Entscheidungen veranlasste vorzüglich die Herausgabe des gegenwärtigen 
Werkes, welches nicht nur für Alle, die sich, sei es als Magistrate, Advo- 
caten, Notäre und sonstige gerichtliche Beamte, sei es als Angestellte der 
AdndnistratioD oder der Rentämter, mit dem franz(taisGhen Rechte zu be- 
sefaiftigen haben, sondern anch fBr alle Jene, die sich flberbanpt mit der 
Rechtsgdehrsamkeit bebssen oder als Mit^ieder der Staatsregiemngen nnd 
gesetzgebenden Versarnnlnngen bei der Schöpfung nener Gesetze oder Ver- 
besserung bestehender Gesetzbücher mitzuwirken haben, vom grössten In- 
teresse und Nutzen sein wird. 

Es umfasst nämlich diese Sammlung nnd Zusammenstellung die Urtheile, 
wdche die hficfasten GerichtsbOfo deijenigen Lande und Landestheile Deutsche 
lands, in denen noch das französische Recht (CMrecht, bflrgerliche Prozess- 
ordnnng und Handelsrecht) Geltung hat, yom Anfange ihrer Errichtong an 
fai den nadi diesen Gesetxen za entidieidenden Prosessoi erlassen haben, 
and zwar jene 

A. des Obertribunals zu Berlin, 

B. des Obenqppellations- und Cassaüonsgerichts zu Darmstadt, 
Q. des Oberho^oicfatB m Mannheim, 

D. des Oassaäonshofes za Manchen nebst denen des provisorischen 
Oassatiooshofes za Zweibrtekeii. 
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IV 



Vorworl dei Eeranigebera. 



Die unter D. er>Yahiiteu Erkenntnisse, erlassen in Bechtstreiten, welche 
in der künigl. bayerisehen Bheinpialz anhängig geworden waren, sind bis 
jetzt noch in keiner Sammlung vollst&ndig mitgetheüt worden, and es 
steUt sich daber deren Verdffentlidumg ab ein wahres Bedflrfiüss dar. 

Aehnlich verhält es sich mit den Entscheidungen des für die grossher- 
zugl. hcssi^iclu! Provinz Rhcinhesscn bestehenden Cassatioiishofes zu Darm- 
Stadt, indem die von Herrn A. Kmmerling herausgegebene hüclist werth- 
volle Sammlung der Entscheidungen dieses Cassationshofes nur die seit dem 
Jahre 1852 erlassenen Civil-Urtheile begreift, in der nnter dem Titel »Ent- 
scheidongen des Cassationshofes zn Darmstadt, von J. 6. Gredy« berans- 
gegebenen Sanunlnng aber die Tor 1852 erlassenen Gassations^Erkenntnisse 
meistens nur ohne Angabe der Grtlnde aufgenommen worden sind. 

Hinsichtlicli der Entscheidungen des für die königl. preussischen Mein- 
provinzen errichteten Cassationshofes zu Berlin und des für das Grosshersog- 
thom Baden bestehenden höchsten Gerichts, des Oberhofgericfats za Mann- 
heim, bestehen zwar versdiiedene sehr trefiOiche Sammlungen; allein diese 
umfiusen zugleich die Rechtsprechung der unteren Gerichte, die Criminal- 
Urtheile und Particular-Gesetze, welche nur fOr die betreffenden Lande von 
praktischer Bedeutung erscheinen, so dass die wenigsten Juristen anderer 
Lander sich diese kostspieligen Archive anschaffen werden. Jedenfalls dient 
das gegenwärtige Werk selbst auch Dei^enigen, welche die gedachten com- 
pendidsen Sammlungen besitzen, zur besseren Benutzung derselben, üid«sn 
flberall an den betreffenden Stellen auf sie verwiesen wird. 

Die seit dem 1. Januar 18C0 erfolgten und noch zu erlassenden Civil- 
ürtheile der Cassationshöfe zu Paris und Brüssel wurden ebenfalls auf- 
genommen. Wie dieses die Natur der Sache mit sich bringt, ist der Blick 
der Juristen Deutschlands, bei Anwendung der französischen Gesetze, ganz 
besonders auf Fhuikreich, das Mutterland derselben, gerichtet, und man 
sah sich deshalb auch veranlasst, der Jurisprudenz dieses Landes in dem 
neuen Werke vorztigliche Rücksicht zu Thefl werden zu lassen, indem man 
nicht blob bei den einzelnen Excerpten auf die Rechtsprechung der französi- 
schen Gerichtshofe und die Doctrin der Rechtslehrer Frankreichs, wie solche 
namentlich in den Codes annotes von Gilbert aufgeführt sind, verwies, son- 
dern auch die neuesten Urtheile des Pariser Cassationsho&s und des. in die- 
sem Betreff mit Fraidareich m so nahem Zusammenhange Bteheoden* belgi- 
sehen Cassationshofes mit in die Sammlung aufinahm. 

Was nun das System betrifft, welclies bei der gegenNvärtigeii Zusammen- 
stellung eingehalten wurde, so wollte man gich nicht, wie dieses in verschie- 





yorwort des Heransf «bert. 



denen anderen Werken, z. B. in den Codes annot^s von Gilbert, der Fall 
ist, darauf beschränken, das in den Gassations -Urtheilen hinsichtlich einer 
-Rechtafinge Entschiedene anfznlllhren, wodurch, wie die Erfahrung lehrt, 
leicht Ififlsrerstmdiüflse und ftteehe Aufiassnngen Teranlasst werden; viel- 
mehr beaMditigte man, bei jeder Rechtsfirage, über welche sich em UrtheD 
verbreitet, neben der Entscheidung selbst zugleich möglichst treu — bei den 
nicht schon in einer früheren Sammlunij im Druck erschienenen und bei allen 
wichtigeren Fällen unter Beibehaltung der Wortfassuug — die wesentlichen 
Gründe der einzelnen Prigadicien, unter Ausscheidung des nur Thats&ch* 
licheu (insofern nicht etwa zum besseren Yerstftndniss und zur Prädsumng 
des Judicatee dne huize Bezugnahme auf das Factische des RinzeljaBes noth- 
wendig erscheint), wiederzugeben und diese Entscheidungen in der Rdhen- 
folge der betreffenden Gesetzbücher und Gesetze zusammenzustellen. *) 

Allerdings bietet diese Aussonderung der blos fuctischen Erörterungen 
und die wegen der Einreihung unter die betreffenden Gesetzesartikel noth* 
wendig werdende Trennung der sich über verschiedene Rechtsfragen ver- 
breitenden Urtheile bedeutende Schwierigkeiten, indem bei Anfertigung dw 
Auszöge stets der concrete Fall eines jeden Erkemitnisses in allen seinen 
thatsächlichen und reditlichen Elementen Uar Tor Augen gehalten werden 
muss, und schon die Bestimmung der Stelle, an welche das Excerpt gehört, 
in vielen Fällen keine leichte Sache ist; ebenso dürfte durch das eingehal- 
tene System der harmonische Zusammenhang mancher Urtheile einiger- 
maassen gestört werden. Andererseits kann jedoch auch nicht bezweifelt 
werden, dass durch diese Art der Bearbeitung nicht nur das Auffinden der 
betreffenden Jurisprudenz im Emzelfalle bedeutend erleichtert, Bondem andi 
jede Bechtsfirage und die darauf erfolgte Entscheidung ^el klarer und be- 
stimmter dargestellt wird, und dass durch das Zusammen&ssen unter den 
einschlägigen Artikel die Ansicht der Cassationshöfe, der Geist, von welchem 
sie bei ihrer Rechtsprechung ausgehen, am besten erkannt, durch eine Ver- 
gleichung der übereinstimmenden oder auseinander gehenden Ansichten der 
verschiedenen CaasationshAfe aber daa Bichtigste leicht henmsgefonden la 
werden vermag. 

Zur besseren Auffindung der ehizelnen Prijudiden wnrd am Ende emes 

jeden Bandes ein alphabetisches Vcrzeichniss und ausserdem ein chronologi- 
sches Verzeichniss der bei den einzelnen Gerichtshöfen erfolgten Urtheile 



*) Um Banm so gewinnen ud daa «nhNliiataien Sali von dtn ErwignngigrOndea 
beieer zu uDteracbeiden , wurden bei grösseren Eseerptea diese leMeren, iowle Getdddtft- 
eniUuigea in kleineren Lettern gedruckt. 
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bfljgelftgt, wodurch auch die ErkeimtDiBse, die sich Ober yendMm Fnt 
gw entrecken, mdor in einigen Znwunmenhang gfSbmM werden. 

Big neee Werk, wdcbeB nadi dem oben Qeaagten alle in and ansMv» 
halb Frankreicb ercMbienenen Sammlangen und Archive der auf das fronsO- 
siedle CSvilrecht bezuglichen Bechtsprechung wenigstens einigennaassen er- 
setzt und ergänzt und zugleich zur leichteren Benutzung dieser Archive dient, 
wird in zwanglosen Heften erscheinen. Der erste Band wird die Entschei' 
düngen, welche auf das Bürgerliche Gesetzbuch (Code civil) Bezug haben, 
entbalten, der zwote Band alle bis jetzt erlassenen Erkenntnisse in den 
übrigen GeseUbfiehem and Gesetsen. Diese zwd Binde erscheinen in den 
nfldisten 3 Jahren. Spftter wird jedes Jahr ein Sopplementbeft folgen, in 
dem nach dem nämlichen Systeme alle weiter ergehenden Entscheidungen 
der höchsten Gerichtshöfe gebracht werden. — In diesen Supplementheften 
werden auch alle , namentlich durch — ebenso erwünschte als erbetene — 
kritische Bemerkungen sachkundiger Manner Teranlasste Berichtigungen ge- 
bofarende ff**!]iffti^*Mnfthmn finj^, 

Mainz, im Juni 1862. 
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VerseiehnieB von Abkürzungen etc. TU 



Terzeichulss 
von in dem Werke Torkonuneiiden AbkOrzimgen und Bezeidmoogen. 



A. D. H. G. B. für: Allgemeines deutsches Handelsgesetzbuch. 

A. D. W. 0. für: Allgemeine deotache Wechselordnung. 

AunL für: iümtltB i«r bitodmi Gerichte (mit Jahrgang uai 8«itaiiMlü>. 
Ari für: Artfkal. 

B. für: Band, auch Buch. 

Berlin (am Ende der Excerptt) für: Cassationshof (Obertriboiiai) xa Berlin. 
B. 6. B. fUr: BUrgerUcbea Geseubucb (Code civil). 

B. P. 0. fltr: BüiignrUclM FlroMnordauDg (Code de procMim cMle). 
betr. fOr : betreffend. 

Bmm. für: Brumaire. 

BrQiael (am Ende der Exeerpte) fOr; (^aesationahof zu BrOaeeL 

Om. hri OmmHouMf aadi ißm Ende dtr Excerpte) oiaalraidM DifhiU. 

a d. a fttr: CM« d« oonmMm. 

Cfr. für: Confer. 

C. H. für: Cassationshof. 

C. P. für: Code peual (von 1810). 

Dm — l au (an EÜt dtr Bxeerple) flllr: OamitoBiliof in Dannatadl. 

d. k. für : das beisat. 

Emmerling (EmmerL) für: Sammlung der Entscheidungen des Cassationshoftt n 

Darmstadt von Emmerling (mit Jahrgang , Abtheilung ond Seitenzahl), 
•le. Ar: el eetonu 
IL Idr: oad IblgMide. 
Flor, für: FloriaL 
tüxü. für: Frimaire. 
Fnel. für: Fmctidor* 
f; lllr: gegen. 

Ctas. des trib. fir: Oaidle du totauuL 
Germ, für: Gemünd. 
Gea. für: Gesetz. 

Gilbert für: Les codes annotte de Sirey, par P. Gilbert 
H. e. B. fHr: HndaligMaltbMli (Oodn d« «obumtm). 

L A. für: im Allgemeinen. 

Jahrb. für: Jahrbüdur det ObeiMgerieUt an M«""«»ti- 
ib. für; ibidem. 

J. d. P. ftr: Joomnl dn Mil ^ lifagmg nad BrikutH), 
L d. B. flr: in d«r BegvL 

K. A. für: Kölnisches Archiv — Archiv fflr das Civil- und CTriminal-Beebt der IC^^wi gt 
Prenas. Rbeinprovinzen (mit Beifügung des Bandes, der Abtheihmg ud n^tfrll l}! 
Mannheim (am Ende der Ezceipie) für; Oberho^ericht zu M«nni^^m^ 
Mm. ftr: llMldsr. 
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Y6rs«ieli&iif tob Abkllrs«B§eii «le. 



Mttnehen (am Eni« d«r Ezflfliple) flir: OantfoMliof n Mflndieo. 

NiT. für: Nivöse. 

Oberbofg. Jahrb. fUr: Jahrbücher des Oberbofgericbts zu Mauabeim. 

Fnk (aiii Eodf dar Ezeerpte) fOr: OwMtimMliof m Pttfi. 

Fluier. fOr: Buioriii« «m reeuil ghM de U JariapntaiM d«t eoon d« B«]gi|w. 

Partie l^. 
Piuv. für: Pluviösc. 

P. P. 0. für: Peinliche PmeMordDung (Code d'iQStractioQ criminelle). 
Pnir. fOr: Prairlal. 

Bej. f&r: Rejet ~ die Cassation rcrwerfendet DHhdQ. 
Bej. eh. civ. far: Rejet da k chambn dvile. 
reap. für: respeciive. 

Ber. oder Bevli. fBr: UriheU dea In reviaorio erimuiettdea OawaHomhefee» 
Bheinb. Arcb. fbr: ArdiiT der rheinheBBiaciien Goriebte. 

S. für: Seite, auch: Siehe. 

Sir. für: Uccueil general de« lois et arrets par Sirey (de VilleneaTe et Carette). 
Therm, für: Tbermidor. 
Iii für: TilaL 

IL a. Air: wler anderen, andi: und andem. 

Q. (Tods, für: und Coniorten. 
0. f. fOr: und folgende. 
«. B. w. fUr: nnd ao wtiler. 
ü. S. für: ünteriiMdiiuigiaadie. 

Vend fOr: Vendämlairo. 
"Vent. für: Yentöse. 
VergL fflr: Vergleiche, 
y. 0. Ahr: Verordnung. 

ZwelbrflckaD (m Ende dir Enarple) Air: Oaiialionilior n Zweibrlkken. 
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Bürgerliches Gesetzbach. 



Pr&llnilnar-TIteL 

Ton der YerOffentliehnng, den Wirkungen nnd der 

Anwendung der Gesetze im Allgemeinen. 

(Art. 1 — 6.) 



Zo Art. 1. 

Gtetetee; Begriff VoMMarkeUf PronnUgaÜon, 

1) Klrchenvermögen, katholisches; Sacularisimng; Geltung 
der desfallsigen Alteren fransOsischen Gesetze und Staats- 
rathsgutachten in den vier rheinischen Departementen, 
trots mangelnder PubUcation. 

Erster Fall Obgleich das die Sftcnlarisation des Kirchenvermögcns 
aussprechende Decret der Nationalversammlung vom 2./4. November 1789 
und die in Bezug darauf erprangenen weiteren Verfügungen in den vier neuen 
Departementen, namentlich in Rheinhessen, nicht publicirt worden sind, so 
sind sie doch als auch auf das hier gelegene Kirchenvermögen anwendbar 
anzusehen. 

Wegen nicht erfolgter Publication Teriuögen zwar die Bestimmungen jener älteren 6e- 
MlM rar a» VtiUHiriMe wA CHUar in io Bbeinhcstm bdliidHdMtt KlnÜMii ktia* ir«et« 
WirkOf itt iaiteni, jedoch sind sie hier insofern von Bedeutung, als nicht nur voa im 
Begieningscommiss&ren in den neuen Departementen eine Reihe von Verordnungen erlassen 
wurde, aus welchen hervorgeht, dass die in dem alten Gebiete Frankreichs bezüglich des 
geistUehen und kirebUchen Besitzthums getroiENi«n Moass regeln als auch auf die eroberten 
linlir Anvtiidiiag fliulfliid aagwilna «vrlm, Moton waA hteniSolnt für die mnm 
DepartflOMlIe Mlbit In der btOMriiten Hinsicht besondere gesetzliche Bestimmungen erfolgten, 
in welchen diejenigen der Decrete vom 2 /4. November 1789 und 13 /14. Brumaire II, in 
Absiebt auf die hierin verordnete £iaztehung des gesammten Kirchenguts zum Vortheil des 
StMit im Wataadidm indi wiadarholt worden, wai offenbar la der Abeiehl geedah, 
■■ swbihen den älter» wüA neueren Gebietatheilen Frankreichs eine Oleidiheit der Gto- 
setzgebuDg hlDsichtlich der erwähnten Yerhältnisse zu bewirken, und sonach Demjenigen, 
wae bereits in jenen gesetzlich sanctionirt war, auch in letzteren Geltung zu verscbafl^en, 
wofklr aneli daa in dea neoen Departementen publidrte Coneordal Tom 26. Messidor IX 
wA dM OiNii yom Ml fierataal Z lii MlullitMiin Metfv abgeben oiMlen. 

1. 
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Bflrgerliehet Gatetsbuah (Art. i). 



Die angedeuteten Bestimmungen ergingen in dem für die vier neuen Departemente er- 
lUMnen und in denselben pubUdrl«n Consular-Bescbluss vom 20. Prairial X , dessen in 
den 3 «nlea Artlkelii «rthtltoiie YtrfQgongen kdaw b«grttad«ten Zweifel darOber laasen, 
daM ia Folge denaHMii di» b«aafKck«n Verhftitdiaae in dm viw o«Mn Dapartemealan den- 
jenigen der alteren Theüe Frankreichs vollkoniiiien gleichgestellt wurden, imlem insbeson- 
dere der Art. 2 in gleicher Weise, wie dies durch das Decret von 1789, wenn auch in 
generellerer Fassung, geschehen war, das gesammte Besitzthum der Kirche ohne Ausnalime 
md obne Bfiduieht daraaf^ ob daMdbe einer anppiiaiirleii oder eber In Gemlasbeii dee 
Gesetzes vom 18. Germinal X beibehalten werdenden Kirche geborte, fflr Nationalgut, Staats- 
eigenthum, erklärt wurde, eine Ausnahme hiervon namentlich auch nicht bezüghcb der in 
dem Art. Ii jenes Gonsular-Beachlusaes bezeicbnetea Geb&ude gemacht wurde. 

Hierans ergibt sieb, dass in Genisebeit dleeet CountaMtetehhiMeo die tu dem d»- 
maligOD Donnersberger Departemente gehörige und daher der Herrachart jenes Beschlneaei 
unterworfene Kirclicngemeinde zu Heppenheim des ihr frülior zugestandenen Eigenlhums an 
der dasigen Kirche und deren Dependenzen verlustig geworden und solches auf den Staat 
abergegangen iat. 

Jene Kirebengemeinde bat dee ibr entiogene Efgenüinm bieraa doreb apll«e g e e el i - 

licbe Verfügungen nicht wieder erlangt. (S. das Nähere hierüber zu Art. 53S B. G. B.) 

Darm Stadt, 5. April 1853. (Gass.) Civilgemeiode Heppenheim g. katholische Kireben- 
gemeinde daselbst. (Emmerling 1853. i. 47.) 

Von ähnlichen Grundsätzen geht ein Urtbeil dei Berliner Cassationshofes vom 2. Juli 
Ml (K. A. 66. n. 5^ nne, faideni ee fai einem Reebtstrelte beiflgUdi dee Anepraebe einen 

Familiengliedes auf eine alte Familien-Studienstiftung, um darzutbnn, dies lolche Stiftungen in 

ihrer selbsiständigen privatrechtlichen Existenz aufgcliiirt haben und nunmehr der Verwaltunc 
der Administraiivbehürden unterworfen worden seien, auf die Gesetze vom 18. August 1792 und 
8. Hin 1793 Bezug nimmt, and Uerbei eoneiderirl, deae zwar dieae Geaetie in der Rbein- 
provinz nicht pnbUeirt worden, dass aber hei der Reorganisation des Onterrichtswesens in 

der Kheinprovinz, namentlich in der Stadt Kdii, wo jene Stifiuncr errichtet worden, auf dem 
Verhältnisse, wie es sich in 1 raukreich gebildet hatte, insbcsundere durch Beschlösse der 
Begierungs-Commissäre , Präfecte und der Centralverwaltung , fortgebaut worden aet. 

Z w e i t e r Fall. Ohnerachtet nicht crfülgter Publicatiun der Staatsraths- 
trutaclitcn vum 8. Nivösc und 6. Pluviose XllI sind dieselben doch in den 
4 neuen Departementen , namentlich in der preuss. llheinproviiiz anwendbar. 

Die Frage , inwieweit die im Anfaoge der frauzüsichen Revolution erlassenen Säculari- 
aationa-Gea^ Ibr die Tier rbehiieeben Departemente geltend leien, lat snnidiat «ne dem 

ConsularbeaeUnss vom 20. Prairial X zu beantworten. Auf ebem Zusammenhalten der ein- 
zelnen Bcstiramungen dieses Beschlusses mit dem Gesetze vom 18. Germinal X geht hervor, 
dass die rheinischen Departemente in fraglicher Beziehung den älteren Theilen des Reichs 
gleichgestellt wurden. Es kann daher die Anwtfiduiig aller späiereo ges^^alwi blatte, 
nemenüieb der Staatantbegntaebten vom 3. mvdae nnd 6. Plnvidee XIU, der Oeerele tom 
30. Mai und 31. Juli 1806, 17. März und 30. Decbr. IROO, auf diese damals bereits mit 
Frankreich vereinitrten Departemente keinem Zweifel unterliegen. Auch der Mangel der 
furmlichen Publicalion der erste rwaluiteu Staatsrathsgutachteu im Ubeiu- und Mosetdcparte- 
ment kenn einen aoleben Zweifel niebt erwecken, da diaee Gnlnebten nnr Decim re tienan 
ober den Sinn der früheren publicirten Gesetze , also namentlich auch dee irrdUe vom 70. 
Prair. X, darstellen und nur zur Erklärung derselben benutzt werden. 

( Die übrigen im nämlichen Urtheüe entschiedenen Rechtsfragen sind zu Art. ö38 B. G. B, 
aufgeführt; dae UrOeH erkaanle, dees bi der k. prenia. Sheinprovins die kathoUeebea 
Kirchen mit ihm Dependenzen — den Kirehhflfen — nmmehr nie dae Eigentbnra der 
Civil-Gemeioden anzusehen seien.) 

Berlin, 23. Januar 1855. (Gass.) Evangel. Kirchen-Gemeinde und GiTÜ-Qemeinde 
zu Kreuznach gegen kathul. Kirchen-Gememde daselbst. (K. A. 50. U. 69.) 

Dritter Fall. Obgleich das Decret vom 2./4. November 1789 und 
die übrigen GeseUe und jätaataratbgS)^t|^ea, dui'^ welctie in fraukreidi 
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das Kirchenvermögen säcularisirt wurde, in den \ier neuen Departementen 
nicht publicirt worden sind , so müssen dieselben doch als auch in diesen 
geltend angesehen werden. 

Zur Zeit der Erlwsung dea Staatsrathsgulachtens vom 2. Pluviöse XII bestanden 
oimlich keine Beadmmaogen über den Eintritt der verbindenden Kraft der Gesetzesiuter- 
prelitiraw nillnHeiiiai Stuttonuhflgatadilfn; 66 lann teh«r jener Einlrill auch nicht tüa 
dordi eine Pnbliealion im Biiltetin des lois bedingt aogeechen werden ; ihrer Barflcksicb- 
ligang bei Anwendung der fhirch sie interprelirfen Gesetze steht nichts cnt2P;'en . solald 
die Bebördeo, welche die Gesetze anzuwenden haben, von ihrer Existenz und der ihnen 
gewordenen Be6titigiing dee Staaieoberliaiiplee Kenntniee erhielten , gleichviel , ob tirect 
durch Zusendung Seitens der Staateregiemng, oder auf andere Weise, sobald sie nur nidil 
in Ungewissheit darfiber sein konnten, dass sie mit Einwilligunj; der Staatsregierung in die 
Oeflcntlichkeit getreiea seien; darüber aber, dass Letzteres bei dem Staatsrathssutarliten 
▼001 2. Pluvidae XII der Fall gewesen, kann kein Zweifel obwalten, da dasselbe unter den 
Aogen der Begierang In alle In Franbrefadi ersehlenen« Prfvat^GeMlaanmhingen Qberglni^ 
von den franzMischen Gerichten als geltendes Recht angewendet wurde und daiaaf in 
ipdteren Staatsratb!:(;utaehten vielfach Bezog genommen wird. 

Das Decrct der National veraammlung vom 2/1. November 17S9, welches das Kirchen 
TemOgen der Nation zur Verfügung stellt, und die in Bezug darauf ergangenen Verfügungen 
wiirien iwar in den vier neuen Departemente» »idit pnblidrt, deren Anwendbarkeit in den 
ielttfren, namentlich in Bhefnheeara, bann aber demohngeachtet keineiTi Zweifel unterliegen, 
denn von den KegierungsconimissSren in di-^sen Departementen wnrden mehrere Verord- 
nungen erlassen, aus welchen hervorgeht, dass die in dem alten Gebiete Frankreichs be- 
abglich des bIreUleheo BeeitiMmas getroffenen Maassregeln alt aneh auf die eroboriea 
Linder Anwendung findend angesehen worden; auch erfolgten für die neuen Departemente 
selbst in jener Beziehung besondere gesetzliche Bestimmungen, worin <1ii>icni.ron der De- 
erete vom 2./4. November 1789 etc., in Hinsicht auf die hierin verordnete Einziehung des 
gesaoimten Kirchengutes zum Vortheil des Staates, dem Wesentlichen nach wiederholt 
wnrden, waa nnrerkennbar hi der Absicht gesdiah, mn switehen den titeren und neueren 
Gebiel«theilen Frankreichs eine GIpichheit der Gesetzgebung hinsichtlich der erwShnten 
Verhältnisse zu bewirken und sonach Demjenigen . was bereits in ersteren sanctionirt war, 
auch in letzteren Geltung zu verschallen, wofür auch das in den neuen Departementen 
poblidrle , die oft dem Fabato abgeaehlonene Convenlion vom 28. Hess. IX enthaltende 
Gesetz vom la Germ. X ein nahe liegendee Moti7 abgeben musste; die Verf(i<;ungen des 
für die X neuen DcparteniPnlo erlassenen und in denselben puhürirfen arrütes der Consuln 
vom 20. Prair. X (vorztlglich Art. 1 , 2, 3 u. 11) setzen es ausser Zweifei, dass in Folge 
derselben die betOgliehen Verbiltnisse in den 4 neuen Departementen denjenigen der &lte- 
reo Tbsile Fraalcreiebs Tcdlkemmen gMshgeateUl worden. 

D» aon in dieser Weise beaflgUdb der Kirchen ond Pfarrhftuser in den 4 neuen De- 
partementen die gleichen Verhältnisse eintreten, wie in den älteren Theilen Frankreichs, 
andl die Anwendbarkeit des .Staatsrathsgulachtens vom 2./6. Pluviose XIII, sowie aller 
gesetxlichen Bestimmungen, welche die Gemeinden als Eigenthümer bezeichnen oder als 
aolcbe voranaaetsen, in jenen neuen Departementen IteUiem Zweifel onterilegen kann, ao 
rouss anch in diesen das Eigentburo an jenen GebSuden und deren Dependenzen als den 
Civil-fremeinden zustehend betrachtet werden. (S. das Nähere zu Art. 538 H. Ii. B.) 

Darmstadt, 28. Juni 1859. (Cass) Civil-Gemeinde zu Monzernheim g. katholische 
Kirdien-Gemeiode daselbsL (Emmerling 1859. I. 181.) 

Vierter Fall. Die Authenticitiit und ma^ssgebende Kraft der Staats- 
rallis^^utachten vom 3. Nivose XIII und 2. 6. Pliiv. XIII ist , obgleich sie in 
den vier neuen Departementen nicht publitirt wonlfii sind, nicht zu bezweifeln. 

Die Poblication der Staatsraihsgulachten im Bulletin war nämlich damals nicht vorge- 
sehrieben ; Qberdies baudelle es sich im vorliegenden Falle von einer Aogelegeaheil der 
innera Terwattong iwisehen der OenemlstaatBkasee ond den efattebien Gemeinden, weldien 
leiilarvo der Staat das m ihn m Teisebeode 6igenfl»m an Pterhinimi «nd Kirehen nach 
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einem allgemeinen RocbisgnindMtM zuerkannte, weil er ihnen die enUprectMode Pflidil 
znr Instandhaltung und eventneUen VietoMfbaauog derselben auflegte. 

Aneh dieses ürdieil erktnnie ias Eigenttnini der KiithengeMnde aebii den dkm ge» 
hörigen Kirchhofen den Civil-Gemeinden zu. (S. das Nähere zu Art. 538 B. 0. 6.) 

Berlin, 24. Sept. 1861. (Ca«».) CiTÜ-Geoeiiide St. Goar g. Kircheafabrik daaelbsl. 
(K, A. 56. II. 87.) 

2) Gesetze, französische; Geltung in Rheinhessen; 
allgemeine Landespolizei; Publication. 

Die älteren französichen Gesetze, welche in den vier neuen Departemen- 
ten des linken Rheinofers nicht legal verkündigt worden sind , wie solches 
bezüglich der französischen Declaration vom 25. April 1777 der Fall ist, 
haben hier keine Geltung, wenn^'leich ihre fortdauernde Anwendbarkeit in 

den alten Departementen feststehen sollte. 

Allgcmeiue JlAadespoUzeigeseUe konntco, gemäss Art. 3 des Geietaes vom 18. Ventdse 
IX, Beaolüint dei Volhielnuige-Directoriums vom 14. Brom. VI und Art. 11 der bierlo 
erwibniea Initnution rom nimlidieii Tage, niebt nadi dem GoldOoken der oberen oder 

unteren Polizcibo!ir<r(len , somlcrn nar dardi eine VerfOgung der StaatsregieniDg (GoliTenie- 
inenl) zur rechtsverbiiidliclien Kraft in don neuen Departementen gelangen. 
Darmstadt, 27. October 1845. (Rej.) Untersuchung g. Pohl. 

S) Körperhaft; Yerurtheilung eines Handelsgesellschafters 
zu Gunsten des andern bei der Liquidation der 

Gesellschaft. 

Unterstellt man, dass nach französischem Rechte (Gesetz vom 15. Ger- 
minal VI) der Mitgesellschafter wegen Desjenigen, was er nach Beendigung 
der Handelssocietüt an den andern Gesellschafter herauszubezahlen hat, nicht 
unter Leibeshaft verurtheilt werden könne, so muss doch das Urtheil, 
welches in Bezug auf eine in den preussischen Landesthcilen des rechten 
Rheinufers (in Barmen) bestandene Handelsgesellschaft, unter Zugrundlegung 
jenes Germinal-Gesetzes als Norm, den Antrag auf Verhängung der Körper- 
haft abivies, ohne in eine Prüfung der Frage einzugehen, ob einer derartigen 
Sdiuld der Charakter einer virklichea Handliingaschnld beizulegen sei ? wegen 
Verletzung des Art 1 desK G. B., flUer Anwendung des Ges. Yom 16. Ger> 
minal YI und Verletzung der k. preoBB. KabinetMrdre vom 17. April 1888 
cassirt werden. 

Das Gesetz vom 15. Gemi. VI war nfimlich in den erwähnten rechfsrheinischen Landcs- 
tbeilcn nicht publicirt worden, konnte daher hinsichtlich einer dort abgeschlossenen Gesell- 
schalt nicht anwendbar erachtet werden , da jene Kabinetsordre von 1833 keineswegs für 
etoe Mlcbe Anwendbeilcett aieh auMpriehi, Tielnehr aelbiMiBdige Vortchrttlen Aber die 
Zulfissigkeit des Pi rsonalarrestcs in Handelssachen aufstellt, vnd nameDflieh im Art 1 Ter» 
rogt, dass gegen alle wegen H and ei sve r h in dlichk eitett TOrarttieilte PenOtten mf 
Personalarrest im Mchtzahlungsfalle erkannt werden solle. 

Berlin, TL Vorbr. 1S57. (Gass.) TMehemaeber g. Kottgen. (K. A 88. II. A. 57.) 

4) Specielle kais. Dectete und Ministerialerlasse in Betreff 
der Gemeindeschulden; rechtliche Bedeutung. 

Bei Liquidation der Gemeindeschulden der Stadt Worms erfolgte ein Erlass des fran- 
zösischen Ministeriams des Innern vom Jahr 1809, welches das Scbuldverzeiohnias zurtldi» 
•dudite« nn bei Berechnung der Ztonea «tf tUe lurdi die GeeelM yoigei ehr i ^ lieiie Be- 
daciion der Zinsen Bflduielit m nehmen , und ein kaiserl. Decret vom 18. August 1811, 
frddM >tfi«**^«*»' dir ataea Sebald der Stadfc Wonnt die Bednetioa dar Ziaaea Mf 
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1 Procent tusspradL In einem teflBMist Tor Gerielit iregen eiser mr alten SehnU der 
Stadt Worms gehörigen Forderung ans einem Darleihen beantragte die Stadt Worma, das« 
denigemias die Zinsen dieser Schuld auf 4 Procent herabgesetzt werden sollen, und es 
Wirde üMtm Anlnge in einem Appellurfbeil defeiirl, wirin der BieMer invon aniging, 
dMS wtm nadi den Gesetze Toa 33. Ifovbr. — 1. Deebr. 1790^ a n. 7. Jnni 1791, t7.Deebr. 
1791, 1. Jan. 1792 u. 3. Febr. 1797 es noch eioem Zweifel unterliege, ob die RcJudion der 
Zinsen bezü<;lich des in Klage begriffenen Postens einzutreten habe? dieser Zweifel nach 
jenem Miaisicrialcrlass und kais. Decret schwinde, da denselben zwar in concreto nicht 
die Bedentmtg von Oeeelien beiml^en ed, iie aber inunerldn •!• loleipreMionniilld er» 

Jkac C. H. vernichtete diese Entscheidong , da a) das kais. Decret 
von 1811 nur von der neuen Sdnld handle, die in Rede stehende Schuld 

aber zur alten Schuld gehöre, nach bekannten Grundsätzen aber jura 
singularia, namentlich solche, welche wohlerworbene Rechte aufheben, nicht 
analog angewendet werden dürften; b) dem Ministerialerlass von 1809, den 
in der Provinz Rheinhessen publicirten und nicht wieder abrogirten kla- 
ren gesetzlichen Bestimmungen gegenüber, auch als Interpretationsmittel kein 
Werth beigelegt werden könne, indem die Gerichte, wo ihnen eine gesetzliche 
Disposition nicht In den Weg tratei die Gflsetw sdlKtstlndig anwenden mtH- 
ten nnd nicht nach einer Ifinisteriatverftgung interpretiren dflriken. 

DnrmaUdl, 18. Fehr. 1861. (Gm.) GnUnerg. StadiWorm. (EnmeiL 1881. L 11.) 

5) Statuten einer anonymen Gesellschaft; Genehmigung des 

Staates; Publication. 

Die Statuten einer anonymen Gesellschaft erlangen dadurch, dass sie 
von dem Staatsoberhaupt genehmigt und mit dieser Genehmigung im Regie- 
ruugsblatte pubUcirt wurden , nicht die Eigenschaft landesherrlicher Bestim- 
mungen , 80 dass schon jede irrige Interpretation dersdben den Gass.-Becurs 
begründen könnte. 

AaoByae Gesetlsdiefleii nod derea fitatoteB weidea vMnehr i. A. aar dtren der Ge- 

neliaigung des Kegenten unterbreitet, damit von Seiten der Staatsregierang geprOA werdea 
kmn, ob der Zweck der Gesellschaft nicht dem öffentlichen Interesse widerstreitet und deren 
Statuten nichts das Poblikam GefUirdendes enthalten j die Publication geschieht aber 
m den Ende, drail Jeder, der arfl der OeielleehAfI ddt In OeeeUne eUaieen md mit 
derselben OeedtfAe ebeddietean will, bei seieea flandlaogea sich neoh dea Bestiiniovagea 
der Statuten richten und sich gegen Schaden wahren kann; wie i. A. eine crfheillc Ge- 
nebniigung die Natur des Genehmigten nicht iodert, bleiben die Stalaten aber immeriüp 
Statuten einer anonymen Gesellschaft. 

Es könnte also wegaa aaridiKger Daterprelatlon eeldier SWutaa aar etwa dann Cassa- 
tion nachgesQcbt werden, wenn das Oerieht sieh willkOrlieh aber Bestiromangeo der 
Statuten hinweggesetzt, oder nnter dem Scheine der Interpretation TOUig klaren nnd 
anzweideutigen Bestimmungen willkürlich andere substituirt und sich ia dieser Weise 
eine OewaHabenehreUnt sebnidig genaebi Mlle. 

Darmstadl, U. Febr. 188tL (BeJ.) Bank an Danuladt f. EUlager. (Cnuasrliag 
18S9. L 38.) 

Cfr. DrtbeUe des Pariser Cass.-Hofs vom Febmar 1826 , 2& Aitgaft 1842 and 
13. Febr. 1852. 

Der G. H. SS BerKa ipnA «Idi in den mler Ari S9 v. t ta B. 0. B. tn gebenden 
Erkettttlnim impHcite fOr die entgegengesetzte Ansieht ani, indem er ein Appell-Urtbsil 

(welches gegen die Bestimmangen des landesherrlich bestätigten Statuts einer Eisenbabn- 
gesellschaft die Klage eines Actionfirs wegen unrichtiger Verwaltung der Gesellschaft znia 
aehiedMidUirikta Veribhren geeignet erkürte) wegen Yerletsong der Art 29 u. f. dee 
H. 6. B. and Aer ||. 28 an« 70 jenen Statsta eawiilai 
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6) Saccessionsfähigkeit des Fremden in Rbeinprenssen; Gfll- 
tigkeit des Allgemeinen prenssischen Landreckts, ohne 
Pnblication. 

Obglidck das Allgemeine preoss. Landrecht in Bheinpreossen nicht puhli- 
drt wmde, so moss doch die Fhige der ErbAhigkeit eines Ansiinders bei 

einer in Khoinpreusscn eröffneten Erbschaft nicht mehr nach den Grandsätaen 
desB. G. B., sondern nach jenen des gedachten Landrechts bemessen werdoi. 

(S. das Nähere zu Art. 11 B. G. Ii.) 

Berlin, 2. Nov. 1825. (Kej.) von Ammong. Neubcr. (K. ä. 10. ll. 8) 

7) Verordnungen des Landesherrn; Prflfnng der 
Verfassungsmässigkeit 

A. BheMayerisehe Beektsfnehm^, 

Erster Fall Verordnung yom 6. April 1816. (Benovation der Staats- 
renten betr.) Emer in Gemissheit dieser Verordnung vom 6. April 1616 

gefertigten Rentenrenovation von den Jahren 1822 und 1823 kann keine 
Rechts- und Beweiskraft beigelegt werden, da jene Verordnung seit Er- 
schr inon der Yerfassun^surkonde von 1818 verfassungsmUssig nicht mehr 
angewendet werden kann. 

Jm Jahre 1822 Hess die k. Kegieruug des bayer. Kheinkreises in Gemässheit einer 
Yerordnuog der gemdiiMiiiftlidiea Landesadministntion za Wormi Ton 6. April 1816 die 
Benofttiim einee ErbbeitendagiiteB, «nf den GeBttrkangMi tod Erpoliheliii ele. gelegen, 
vornehmen. worObor dor Rpnovator ?rb. 7wei Urkunden vom 18. Decbr. 1822 un^ 4 Jan. 
1823 errichtote. B.'iclf'n kpnovation«urkunden erthoiltp die k. l?p?ipruncr dir Geni-hmigung, 
erklärte sie executorisch und setzte sie auch wirklich durch Zahlbclebl vüid 2b. Juni 1823 
gegen einen der bedentendem Erbpidiler, den Bttrgflrmetitor Bedter von Erpohhein, in 
VoUng. 

Opposition di><; HecK* r, hauptsächlich darauf gegrfladet| dHt die frtgUehen Benofationen 
der Begieniag gegen ihn nichts beweisen könnten. 

Dm k. Beitrhigeriehl Frankenttal betnchtete die Verordnang vom 6. April 1816 nie 
efaie legiilnliye Verfilgvng md obige Benorationen ToUkonmen beweisend, nneh die Ge- 
richte incompott'nt, rlio aüonfallsigen Gphrechen dieser Renovationen zu untersuchen, und 
verordnete durch Urihfil vom 12. August lS2i die Fortsetzung der Vcrfolgunpen. 

Hiegegen Berufung des Opponenten und Entscheidung des Appellationsgcriclits vom 
31. Hni 1827, daaa frngliehe BenoTnlionen den Beweis gegen den Opponenten niebt liefern 
könnten, da jene "Verordnung vom Jahre 1816 einseitig gefertigten Urkunden eine bewei- 
sende Kraft weder beilegen gewollt noch gekonnt habe, indem sie, wie der .\rt \P> der- 
leiben bewähre, im Falle einer Contestation das Erkenntniss den (äerichten belassen wollte. 

Gegen dieses Urtbetl legte die Begierung das Becbtsmittel der Csssalion ein nnd niclils 
dasselbe dorch folgende «wsi MMel sn begrOnden: 1) die Paragrapben 15 vnl 16 der 
Verordnung der gemeinschaftlichen Landcsadministration ▼OOi 6. April 1816 sind verletzt; 
2) f'h('n«o dor Art. 13, Tit. II. des Gesetzes vom 21. August 1790 und des Gesetzes vom 
16. Fructidor Iii. Der Cassationshof verwarf das Gesuch und zwar iu Beziehung auf da« 
erste Cassattonsnüttel, dessen Kritik allein hl eh er gebBrt, ans folgenden GrQnden: 

Den fraglichen Renovationen kann die von der Regierung behauptete Rechts- und Be- 
\^•ei5l^ra^ niebt b*^i£rrlo!:t und den Gerichten die Cognition hierüber und über die aus den 
Benovationsverträgen entstandenen Contestationen nicht entzogen werden, weil die schon 
fiHber, nftmlieb am 26. Mai 1818 erschienene und durch die Pablieakionen tom 12. Jnnl 
nnd 17. Oetober 1818 anf den Bheinkrsls anwendbar eikttiie Veifbssongsnrknnde ftlr das 
Ki^nigrcich Bayern im Tit. IV, |. 8 ausdrücklich besagt, dass Niemand seinem ordentlirben 
Richter entzogen werden dflrfe, nnd im Tit. VIII. §. 5 bestimmt, dass der k. Fiscus in 
allen streitigen Privatrechtsverbältnisaen bei den k. Gcrichtshören Recht nehme; wornach 
jene Yowdmmg vom 6. ApiO 1816 , welche nach der Behauptung der k. Begternng die 
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Untersuchung und Feetstellang der Bcchto und Yerbindlicbkeiten des k. Aerars and dessen 
OluHeo «ioer tigoisii AdminliIntfTbebOrde abertragtn und den ord«iillldi«n Geridiln die 

Cognition Ober derlei Rechte und Verbindlichkeiten im CoDtestationsfalle entzogen und eben 
daher den von dieser Behörde nnj»efertiglcn Renovationen volle Beweiskraft beigelegt haben 
soll, hierin noth wendig als ab dir t erscheint und in dieser bcsondem VerfOgung nicht 
mehr Terfatsnngsmässig angowendst «wrdta kann. 

Zweibrfleken, 8. Angini 1839. (BeJ.) Begiening d«a BbelnknifM g. BMkar. 

Zweiter Fall. fV^erordniing vom 21. August 1807, betr. das Solda- 
tonvermögen.) Dieser Verordnung kann nach Erscheinen der Verfassungs- 
ui kunde in der lüieiiiplaiz vom Gericht keine gesetzliche Kraft mehr zuer- 
kannt werden. 

Dm Btiirfcvgericht von Zweibracken versagte durch ein Urtheil vom 26. Novbr. 1836 
die Anwandimg d«r koofgl. V«rordiiiiiig vom 21. Aagntl 1807, das YMmiQgen d«r Soldal« 

belrefTend, aus dem Grunde, weil diese Verordnimg in der Pfalz nicht in gesetzlicher 
Kraft hesti'ho. wahrend die Gerichte von Landau und Frankcnthal durch mehrere ürtheile 
von 1826 bis 1836 die fragliche Verordnung zur Anwendung brachten und demgeni&ss die 
TerfasenDgtniesIge Oflltigkef I derselben voranssetzteo. 

Gegen obiges Urtheil des Zweibrücker Bezirksgerichts legte der Generalstaatspro curator 
am C. H. zu München im Interesse fies Gesetzes Cassation ein, welche jedoch der C. H. 
verwarf, indem er der Ansicht über die Verfassungsiuässigkeit der Verordnung, welche 
tet ZviiMdtir BMitkagerieht gefaaat hatte, beipflichtete und zwar in folgender Weite: 

Di« k* Verordnniig Tom 21. Augnst 1807, wodardi verboten lal, den Soldaten wihreni 
ihres Mililärstandes von ihrem Vermögen, ausser den davon fälligen Zinsen, das Geringste 
ohne ausdrücklich ertheilte Allerli irhste ?!rlaubnis3 zu verabfolgen, bei Strafe des noch- 
maligen Ersatzes, — setzt zu ihrer Anweudbarkeit in der Pfalz notbweodig voraus, dass 
•to daselbst in gesetelieher Kraft bestelle; allein diese ermangelt ihr, denn: 1) «Itellt nir- 
gends, dass besagte Verordnung vor Einführung der Yerfassungsurkunde vom 26. Mai 1818 
in der Pfalz bekannt gemacht worden wäre; 1) wenn auch durch eine Bekanntmachung vom 
26. Januar 1818 (s. Amtsblatt des Kbeinkreises 1818) das frühere, in den älteren Kreisen 
bsilandene Conseriptionsgesets vom 29. HSn 1812 nebst den YonehriAsn nr Aawindang 
nnd Yolhiehnng desselben eingeftüirl «ordSi so kian dodi dio fragUdis VsrMdnnng, weiche 
nirht speciell miteingefOhrt worden, nicht als ein zu dem Gesetze vom Jahre 1812 gehöri- 
ger Theil betrachtet werden, um so weniger, Ja sie ja dem Gesetze um mehrere Jahre 
vorausging; 3) die k. Verordnung vom Jahre 1S07 (21. Aug.) erscheint bezüglich ihres 
Cteganstandes nnd Zweckes als dne filr sich bestehende, besonders Verordnung, weldio 
unzweifelhaft das Eigenthum und die Vermögensverhältnisse der Staatsangehörigen betrifft, 
nnd daher in der bayerischen Pfalz, \<^q sie vor Bekanntmachung der Verfasaungmrkunde 
nicht pnblieirt worden, nur mit Beirath und Zustimmung der Stände des Bei- 
•kos bk Isr vnrtesnngsmässigen Foim, gamisa Tit. YII, $. II dw YsrfinsnngtBfknnds, 
erlassen wsHsa nnd Oessteeskrsll erlangen konnte; weswsgen aaeh dsr nntonn 20. Vvf. 
1820 und 2. März 1825 im vormaligen Rheinkreise erfolgten Bekanntmachung dieser Ver- 
ordnung, eben weil ihr dio Bedingungen zur Erlan^unc^ der gesetilidien Kraft daselbst 
abgeben, eine rechtliche Wirkung nicht beigelegt werden kann. 

In diesem arrft das a H. wvrdo indessen dis BsAigniss dsr Oerlehte sslbit, dto Ter- 
fiusnngsmässigkeit einer Verordnong zu prttfcn, als sdbstTorsUndlidiss Bsebt nd Pflioiit 
dnrehans nicht berührt. 

lilünchen, 20. October 1838. (Bej.) Gemeinde Hauenstein g. Haock. 

Dritter Fall. (Kdnigl. EntschUessuog vom 24. Febr. 1818, die Pen- 
oonsaiiBtalt der Advocaten betr.) Die VerfiEUSungsrnfissigkeit dieser Ver- 
ordnnng ktmi nicht bezweifelt werden. 

Im Jahre 1828 wurde A. Cullmann als Advocat an das k. Bezirksgericht zu Kaisers- 
lautern eniannt und leistete als solcher am 13. October besagten Jahres den vorgeschrie- 
benen Diensteid. Er entrichtete zur Kasse der Central -Pensionsanstalt der Wittwen und 
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Waiseo der Advoeaten des Köaigreicbs das betUmmte EintriUsgeld und den halbjftbrigeB 
Beitrag od bexablto seHdem die jibrUebeo BeiMge, sowie anefa bei seiner VereheUehmg 

4m Complement der blefDr regnlirten EintrittsgobQhr zur besagten Kasse. Im zweiten Se- 
mester 1832/33 erlilSrte er seinen Austritt aus der Pensionsanstalt und verweigerte von 
dieser Zeit an alle weitere Beiträj^e. Dies veranlasste die Anstalt, den inzwischen au das 
k. AppaOationsgericht d«r Pfals za ZwabrOekn «niniiitflB Adfoeiten Callnum bei den 
k. Beslrksgeridila daadbii auf Bezabluog dar rttduttnligiii Beitrige zu belangen, indem 
dieselbe behauptete, das» nach den k. Vcrordnunpen vom 27. Juni 1803 , 4. April und 
29, Decbr. 1S09, welche durch die Allerhöchste Entschlicssung vom 24. Febr. 1818 anch 
auf die Adrocaten der Pfalz für anwendbar erl(l£rt worden, diese notbwendlge Mitgliadcr 
der Central-Pensionsanstalt geworden und daher nicht belogt seien, freiwillig aus derselben 
■oazatreten. 

Cullmann bestritt nun vor Allem die Y erfass ungsmässigiceit besagter Allcrhöch- 
•Isr Eniscbliessuog uud der darin angefiilirten frühem Verordnungen in BeziohuDg auf dio 
Advoesten der P&lz, indem er behauptete, dieselben seien in der PfUs Tor der VeHan» 
svngsnrbunde nicht legal pnbUeirt worden; die Publication derselben aber im ilahre 1828, 
in dem Amtsblatte der Pfalz, nach publicirter VcrfassungsurVunde k5nnc jenen Verord- 
nungen um so weniger (icsetzesltraft verleihen, als nach Inhalt der Verrassungsurkunde 
keine das Eigenthnro der Personen betreffende Verfügung ohne Zostummuag der SModa dai 
Baldiaa Wh-kaamkdl erlange. 

Diese Ansicht thcilfe indrjsen das Bezirksgericht zu Zweidrücken (Ürtheil vom 26. Mai 
1838) nirhi, und ebrnso wenig dns Appellationsgericlit äor Pfa!z auf Berufung des Be- 
klagten Culimann, welches durch ürtheil vom 11. März 1839 die Berufung als unbegründet 
nbwiea nnd die-VaHSmnngsmiaaigkeit dar fragUdian Varordnangwn , dia gehörig pabUdrt 
seien, anerkannte. 

Auf eingelegte Cassation von Seiton '^ulimanns erkannte nun bezüglich der Vcrfassungs- 
miesigkeit der in Frage stehenden Verordnungen, dem Ürtheil der Gerichtshöfe zu Zwei- 
krildten beipflichtend, der C. H. in folgender WaiH: 

Dia AUerhochate Entschliesanng rom 34. Febr. 1818 nnd äa darin angeftihrien frObam 
Verordnuneen von 1803 und ISOO sind schon TOr der Vcrfassungsurkunde auf legale 
Weise publicirt worden, haben dadurch bindende Kraft erlangt und ist durch Anwendung 
derselben von dem Bezirksgerichte in Zweibrücken uud dem Appeliatioosgerichto der Pfalz 
dar Art I. daa B. 0. B. Uber dia Pabiicalion dar Gaaalxa niebt varialsl. Dan Slaalaebar» 
bsupt konnte nSmlich für die Bekanntmachung der betrefTendan Eniscbücssung nnd Ver- 
ordnungen einen besond^rn Publications-Modus vorschreiben, um so mehr, als es zur Zeit 
der Erlassung der Allerhöchsten Entschliessung vom Februar 1818 noch unumschrfiiikter 
Gaaaligabar gaweaan. Ein aolclier besonderer Pnblieatlona-Modna flndal aidi am SchivMa 
dieser Entscbliessnng Torgeschrieben, wo es heisst, dass der Prisidcnt das Appeltationa* 
gcrichts dieselbe lur Kenntniss der Bezirksgerichte und sämtntlicher Advocaten zu bringen 
und für die genaue Vollziehung derselben zu wachen habe. Dieser Vorschrift gemäss wurde 
anch, wie in facto in den besagten Urtheilen anerkannt ist, die besagte Entscbliessnag 
nier Andam am la Mir« 1818 in dar OffantlielMn SHnng das Badrkagaricibls Kaiaa«»- 
laotem publicirt nnd in die Register der Gerichtsiwnzlei eingetragen. Der Mangel der 
Publication Im -\mtsblatt, wie solche sonst für Verordnungen, Geseire etc. allgemeiner 
Art durch die Verordnung vom 23. Mai 1816 vorgeschrieben war, kann aber die Verlas- 
imgnnisaigkalt diaaar, n«r den Stand dar Adroentan, also niakt dan grsaaarn Thdl dar 
Itetarthsnen betreffenden Entsebliessung nicht baainiriditigaa. 

Mflnekan, 24. Hin 1841. (B^.) CuUmann g. dia Admatan-CanirnIpaniioaannataÜ 

Vierter Fall. (Verordnung vom 22. Septbr. 1816, das unerlaubte 
Lottospiel betr.) 

Daa k. Friadensgarielit sn Kalsaralantem, da ainraehas PoUtafgaridit apradiaod, bitta 

in Sachen der k. Staatsbehörde an diesem Polizeigerichte gegen Franz Huber nnd 16 COD» 
Sorten, theils in Hochspeyer, theils in Trippstadt wohnhaft, welche beschuldigt waren, ohne 
liShere Autorisation ein Spinnrad zur -Ausspielung ausgeboten oder durch Abnahme von 
Leaaen gegen Einsitze sieb ba| dieser Ausspielung betheiligt zu haben , durch Ürtheil vom 
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II. Mai 1863 ikii b«s0gVeb dM Tttm JMm md ein« CooMrtn, «deht 41« Ampi»» 

lang TeraDstaltet and dio Einattze empfangen haUcii, (Ox ineompetenk «rldirt, die abrigen 
Beanzeigten aber, welche nur Loose abgenommen, als strafbarer TTandlunpen nicht schul- 
dig, freigesprceben. Dieses Erlienntoiss beruhte hauptsächlich auf der Erwägung, daas 
die yerordrang tod 22. Scpibr. 1816, da sie ausserhalb der durch dio AllerhAchste Ver- 
Offioid« vom 18. Angml desMlben Jahres fesIgesetetaB Antobafiiginaso der k. Beglamg 
fiüle, keine gesetzliche Kraft habe. 

Gegen dieses Urtheil erklärte am folgenden Tage der Vertreter dei Offentlieben Mini- 
iteriums an besagtem Politeigerichto den Ca«8 -Becurs. 

Bar 0. H. ifndi ant folgenden Orttndcn die Caaaation dea at^aToddanan Urflieili, miar 
Yarweismig der Beaabnldigten Twr ein andaraa alnfaefaea PoUidgariciit, ana: 

Mit Unrecht hat das Polizeigericht zu E. jener Verordnimg Tom Sep- 
tember 1816 die gesetzliche Kraft abgesprochen, da aus ihrem Inhalte sich 
unzweideutig ergibt, dass die betreffenden Bestimmungen über Lottospiel 
nicht selbstständig von der k. Kreisrcgicruug ausgingen und kraft eigner 
Competenz von ihr erlassen worden waren, sonderu auf einem Acte der legis- 
lativen Staatsgewalt, namentlich auf einer Anordnung Seiner Majestät des 
Königs, als des damals mit der vollen Gesetzgebungsbefugniss bekleideten 
Staatsoberhauptes , beruhen. 

Dieser Ursprung ertaellt nidit blas ans dem Eingang der Verordnung vom 18. Aognst 
1818, wornaeb Seine k. Majestät es Air aaebgemfias eraduet babaa, die in AlIerhödHi Ibren 
ältcrn Staaten in dieser Hinsicht bcsfehcnden Verordnunpen auch in Rheinbaycm unter 
den erforderlichen Modificationen einzuführen, sondern auch aus der specicllen Bezugnahme 
auf das Allerhöchste Rescript vom 24. Juli 1816, gemäss welchem die in Frage siebenden 
Norman arlaaaen nnd bebannk gomaebt wurden. 

Vergebens wird in dem angefochtenen UrtheOo bemeibt, weder daa erwähnte Bescript 
noch die Allerliuchste Verordnung, anf die Bexog genommen wurdOi s«en in Bfaeuibayeia 
specicU publicirt worden. 

Denn vor Einführung des in der Verfassungsurkunde gegebenen Staate- 
grandgesetzes konnte der Landesherr, dem ausschliesslich die gesetzgebende 
Gewali swtiDd, nfttelgt einfiMilier Besdilflsse oder Reeciipte, ohne dass dne 
vonsOodige Pablicatioii derselben erforderlidL gewesen wtre, seine legis- 
latiTe Absicht bcthätigen, und es moss den von den betreffenden Begtenings- 
Organen zur Damachachtung bekannt gemachten allgemeinen Normen eine 
entsprechende Wirksamkeit zugestanden werden, wenn feststeht, dass ihnen 
eine solche Absicht und ein bezüglicher Auftrag des Kegenten zu Gmnde liegt. 

Da nun die Verordnung vom 22. September 1816 wirklich, wie ihr Inhalt zeigt, auf 
der erw&hnten Grundlage beruht, und unter der höchsten Aulorisation des Staates bis in 
dia naneato Zeit auch unbeaDstandet vollzogen worde, so ioTolviri daa angefoebtene Dribeil, 
tadam eo alcb Sbar diese Verordnong als eine niebl Terbindli^ Norm bfaiwagaatota, afaia 
diraete Verletzung derselben. 

M oncbaa» la Januar 1854. (Caaa.) KiMiigl. SlaalabebOrdo g. Frans Hobar «nd 
Conaorten. 

B. Rheinhessische Jurisprudenz. 

Die Gerichte sind nicht befugt, die Verfassungsmässigkeit einer von dem 
Landesherm unter Contrasignatur der verantwortlichen Behörde erlassenen 
nnd im Grossherzogl. Regierungsblatte bekannt gemachten Verordnung ihrer 
Prüfung zu unterziehen, und derselben wegen vorgebUcher Verfassungswid- 
rigkeit die Anwendung zu versagen. 

Erster Fall. (Verordnung vom 20. October 1825 und ZoUordnimg 
vom 23. Juni 1828.) 
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Dm Krelifarfeht ni Hafm spraeb tat doem UrttieOe vom i. Angnl 1890 too Aiolt- 
vcgaii US, dass die Fricdnnsgcrirhtr absolut incoinpelent 6< i>'n. über Zollcontraventionen, 

welche die Zollordnung mit mehr als füiift:i(ii?er GefSngnissstrafe und GcwcrbenUichung 
bedrohe, zu erkennoa, indetu der Art. 44 des organischen Gesetzes vom 20. April 1810 
vod die Art 137 und 138 der P. P. 0. Ihre Jarlsdietion in Strafsachen anedrAeklleh nnf 
einfache PolizeiTergehen (Art. UM bis 466 des Code p^nal von 1810) beschrftnkten, ani 
der Züllordnun? von 1828 aber rine Au?'1ohnunfr 'Icr fridcns^ipriclitlirbon Coiiipeton? nicht 
gefolgert werden könne, da diese Verordnung die erwähnten Gcsotzu nicht ezplicite aufge- 
hoben habet daher mn to mehr angenomaien werden masse, daai de mir die darin 
vorgesehen«! FiUe, welebe nicht mit Oefkngniiestrafe oder Oewerbentnehang bedroht 
sind, den Polizeigerichten znweise, als die pesetzlir^i lieqrfln'lcte Justizverfassung von 
Kheinhessen nur durrh ein Gesetz abgeändert werdon dürfe, und es nicht denkbar sei, 
dass die höchste Staatsregieruug die Absicht gehabt habe, sie durch eine blose Verord- 
ovng SO wesentlich xn reformiren. 

Dieses Unheil wnrde von dem C. H. m Dannsladt casslrt, indem 

a) schon nach französischen Gesetzen den Frieiensgerichten, als Civilgerichtcn , die 
Verpphen gegen Mauth- und Douanengesetze, ohne Einschränkung auf das für reine Poliiei- 
vergehen festgesetzte Strafinaass, zur Abortheiluug überwiesen worden sei; 

b) jeder Zweifel Uber die Znstindigkeit der FHedensgeriebie In ZoUdefmBdatlonssaehen 
aber als durch die im Orosshenoglham bsslehend« Speele 11 e Gesetzgebung gehoben er- 
scheine, da jedenfalls durch dif Gmssherzngl. Verordnung vom 20. Octhr. 1S25 und die 
Grossberzogl. Zollordnnng vom 23. Juni iS"28 die Friedensgerichtc zur Cognition ül>cr alle 
CSontraTcnlionen gegen die letztere berufen seien, dieses neuere Gesetz dem älteren derogire, 
mid gegen die Anwendbarkeit der Zollordnnng daraus, dass dureh sie^ wegen Ihrer Etgen« 
Schaft als blosen Verordnung, die in Rheinhessen bestehende Justizverfassung nicht 
babe abgeändert worden können, kein 7Xi berücksichtigender Einwand abgeleitet zu werden • 
vermöge, eines Theils, weil es überhaupt den Gerichten nicht zustehe, darüber zu ur- 
teilen, ob durch eine Ton der Slaaisregiemng emanirte, auf legale Weise promnlgirte 
Verordnung ein früher bestandenes Gesetz wirksam modificirt werden könne, dieselben 
vielmehr verpflichtet seien, so'chp Verordnungen al? binden-le Normen filr ilir Verfahren 
anzuerkennen und in so lange ihrer Rechtsprechung zu unterlegen, als nicht auf verfas- 
BungsmiSBigem Wege eine Aenderung bewirkt worden ist, die Gerichte aber den ihnen 
angewieienen SIsndpankt gans Terkennen wurden, wollten sie sieh ein solches Urtbeil an* 
maassen und dadurch Ober die Regierung erheben; andern Theils, weil die BefugniflS 
der Staatsrogierung , dergleichen Verordnungen mit rechtsverbindender Gesetzeskraft zu er- 
lassen, in Betracht des Art. 73 der Grossberzogl. Verfessungsurkunde, worauf sich die 
Verordnung von 1825 grflndeli mid des Grossberzogl. Finanzgesetxes, Art. 8, auf welchem 
die Emanimng der Materm Verordnung bembt, ansssr allen Zweifel gesetit s^ 

Parmstnrlt, 19. Juli 1830. (Gass.) Fiscns g. Ritzin err. (Rheinh. Arch. B. III. S.97.) 
Darm Stadt, 21. Juli 1830. (Gesa.) Fiacus g. verschiedene audere Personen. 

Zweiter Fall. (Yerordniuig vom 12. November 1831, das Prfisidium 
des Assiseilgerichts betr.) 

Nachdem durch Grossberzogl. Verordnung vom 12. November 1831, unter Aufhebung 
der betreffenden Bestimmungen der Verordnung der Landesadministration zu Worin.« vom 
22. August 1815 und der Grossberzogl. Verordnung vom 4. Novbr. 1816, verordnet worden 
war, daas in Zukunft der Priaident des Aisiiengerldits wieder nach den Vorsdiriften der 
frtther geltenden französlaehen Gesetze ernannt werden solle, erkttrlen sich die zur Bil- 
dung des Assisengerichts, unter dem gemäss jener Verordnung vom 12. November 1831 
angeordneten Präsidium eines Obergericbtsrathes, berufenen Richter durch Bescblnss vom 
21. Mai 1832, wegen angebUcher Inconstitotionalit&t jener Verordnung, von Amtswegen 
Dir aDrasUadig. 

Dieser Bescblnss wnrde durch den C. H. an Dsnnstadt, im Inkreise des Ges e iw » , 

vernichtet, und zwar aus folgenden Gründen; 

Die Frage, ob die Staatsregiemng berechtigt gewesen sei, durch die Verordnung vom 
12. Norbr. 1831 den Tor den Verfügungen Tom L Novbr. 1816 und 22. Aqgost 1815 be* 
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ftandeoen ZusUnd räcksicbtUch des Assiseoprisidiiuns oboe ZoslünmuDg der LmdrtlBJa 
nieder «aranlllinar darile Ton den BicMeni, w«leli» tor Bilduiig jeiMS OerCdilihorefl b«- 
nUm «am, ihrer BeurttMihing nlebl uatuwmftn werden, weil es den Oertchleo niehl 

zoBteht, darflbcr zu urlheilen, ob durch eine im Namen des Staatsoberhauptes, unter Coiilra- 
signatur der veraiitworllichca Behörde, erlassene und im Groäsherzogl. Regierungsblatt bekanat 
geniacbte Verorduung früher besUmdeae Gesetze mit rechilichcr Gültigkeit abgeiuidert werden 
können; wenn also in jenem Eritenntniise gleichwohl die gedachte Frage ebier BenrÜMihmg 
anterworfea und veriicincad beantwortet, Jenmach der Verordnung die Anwendbarkeit ver- 
sagt wird , so involvirt dieses eines Tbeils eine L'ebcrsclireitun? der dem Richteraalte IB* 
stebeaden Befugnisse und andern Tbeils eine Verletzung der Verorduung selbst. 

Darmatadt, Ift. nnd 16. Jnit 1632. (Caaa. im Interesae dea Oeaelzes.) (Enmer- 
Ung IML IL A. 10.) 

Darnaladl, 18. April 1833. (Bej.) U. S. g. Geyer. (Enunerliag 186a IL A. 13.) 

Dritter Fall. (Die ntmlidie Verordnung vom 12. Not. 1831 betr.) 

Ein Urtbeil des Assisenbofa so Mainz Tom 18. August 1832 erklärte aufs Nene er- 
wähnte Verordnung als verfassungswidrig erlassen , und daher den Assisenhof als ungtlltig 
zusammengesetzt. Dieses Urtbeil wurde abermals von dem C. H. vernichtet, und zwar aof 
folgende GrBnde hin: 

Der Aiaiaanhaf, wdeher hinsichtUeb seiner gesetzlichen Bestellung die Frage, ob die 

Grossherzogl. Verordnung vom 12. Nov. 1S31 ohne Mitwirkung der Landslände habe er- 
lassen werden können? zur Beruthuag und Aburtheiluug vor sich zieht, Uberschreitet hier- 
durch die Grenzen seiner richterlichen Zuständigkeit, da, wenn ein in Tcrfasaungsmässiger 
inaaerer Form erlaaaenea , aho nadi den im Groaahenogthnm Besäen deasfalla geltenden 
Bestimmungen im Nanien des Staatsoberhauptes ergangenes , von dem verantwortlichen 
Minister coutrasignirtes und in dem Kegiorungsblatt verkündigtes Gesetz vorliegt, der Kicb- 
ler diesem Gesetze Anwendung zu geben und dessen innere verfassungsmässige 
OüUiglteit, dnrdi Prflfbng der oonstitniionnellen Befogniaa der hodiaten Slaatabehörda 
n daasen Ertbeilung, nicht zu untersuchen bat. 

Wenn also die Grossherzogl. Siaatsrcgierung ohne Zuziehung der Landstände fillge- 
aeine Vorschriften in jener verfassungsmässig gesetzlichen Form erlassen hat , kann 
deren Verbindiiciikeit nicht von dem Urtheile der Gerichte darttber abh&ogen, ob auch die 
▼araiiiaaliiiifl dea dar filaaiaragierang dnreh den Art 73 dar ConaHtirilonanrknikda vor- 
bebaltenen selbststSndigen Verwaltuogsrccbts vorbanden, oder ob die Zustimmung der stia- 
digen KAumem erforderlich gewesen sei. Denn sowie ein solches Urtbeil, wenn es als ein 
richterliches bestehen soll, unabhängig von der Ansicht der Uegierung sein mOsste, so 
Biaata aa toA inabhiogig Ton dar Meinong der Btlnde aein, nnd der Ridilar gegen 
Diese, wie gegen Jena der erlassenen Regieiuogs Verordnung rechtliche Wirksamkeit u- 
oder absprechen können , je nachdem seine eigene L'(');er7.en'.^unt: für eine oder die andere 
Ansiebt sich entschiede. Hierdurch wUrdcn aber die Gerichte, welche nur die bflrgerliebe 
Strafracbtspflege nach den gegebenen Gesetzen aasQben und nur innerhalb dieses Wir- 
knngakraiaaa für Baolmahtaag der Verfaaaung varantwortlieh aam aoUao, Qbar die var- 
fassungsmässigo Ausübung des Gesetzgebungsrechts selbst zu erkennen 
berufen, und ihnen hiermit eine politische .Attribution beigelegt sein, die kein Gesetz ihnen 
gibt, und die auch den einzelnen Civil- und Stralgerichten im Staate, vermöge ihrer 
Stalbing, sidit flbarlaaaan nein kann, ahne dia naebtheüigsten Störungen der gesetzlidian 
Ordnung und Einheit in der Öffentlichen Verwaltung herbeiznflUiren. 

Durch das Urlheil vom 16. August 1832 hat also der Assisenliof seine richterliche 
Competenz fiberschritten und die dessfails bestehenden verfassungsmässigen und gesetzlichen 
Baatimmnngen theila Tarlalat, theils unrichtig angewendet, ist mitbin im Interesse des Ge- 
aetxea an Temiditen. 

Darmstadl, 2. Fatfiiar 1833. (Oaaa. Im liBtaraaaa daa Gaaatsaa.) (Emmarüng 1880L 

IL A, 37.) 

Vierter Fall (Schnlordnung vom 2. October 1827 Utr.) 

In einer Correctionellsache erkannte das Obergericbt zu Mainz durch Urtbeil vom 15. 
Mai 1S32 dieser Varordmuig h{n«i<.iitnyh ^ aqg^irohtaa Schnlatnfan dia varboA» 
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iicbe Knit ab, da die Verordnung gegen die Vorschrift d«s Art 13 der Yerfatiiugfnrkmdt 
ifliiseii wwrim «ci. 

Der hiergegen im Interesse des Gesetzes eingelegte CtlMlionsreetirs wnrde für ge- 
gründet erklärt und demgemäss das iTthoil (los Obergcriclits vernichtet, weil es den Ge- 
richten nidit zustehe, Qber die Gültigkeit und Anwendbarkeit einer ini Kamen des Staats- 
oberiiaoptes, niilar Conlnilgoatar der ▼erulwortUdMii BeliBrd«, erlMMoen md In Begi*> 
fUgsblatta bdtaiuit gemachten Verordnung zn ortheilen, dal Orowberzogl. Obergericbt daher, 
da CS sich dieses hinsichtlich der mit den soeben aneedeuletcn Merkmalen versehenen 
Grossherzogl. Scholordnang vom 22. Oct. 1827 gleichwoiil erlaubte und der Straf Verfügung 
des Art. 23 dieser Verordnung die Anwendbarkeit versagte, nicht nur einer üebertchrei« 
tng telaer Anligtirall (exete d« pooTdr) lieh sdnildig guatuMt Milden mmIi dw alt»- 
girten Art. 23 verletzt habe. 

Darmstadt, 15. October 1832. (Cais. im loteresM dei Oeietsei.) D. 8. g. Malier. 
(Emmerling 1861. U. A. 28.) 

Fünfter Fall. (Verordnung der Landesadministration vom 6. April 
1816, die Renovation der Erbpächtc bete., und Grossherzogl VerorduoDg 

vom 30. Decbr. 1822, Renten betr.) 

In einem lientenprozesso prgab sich die Frage, ob die cbencrwähntcn Verordnungen 
TOm 6. April 1816 und 3U. Decbr. 1822 bei Gericht zur Anwendung kommen könnten? 
ob niefat vieloiehr die erstere om deswillen, weil die LuidesadiiiliiiBtration la Wörme nichi 
inil legislativer Gewalt versehen gewesen sei, die letztere aber deshalb, weil sie zufblgt 
der vorher ins Leben getretenen Grossherzogl. Verfassungsurkunde nur unter Zuziehung 
der Landst&nde habe erlassen werden können, von dem Gerichte nicht als gesetzliche Korm 
anniseben sei? 

Das Obergeriehl m Mains tpraeh aieh Ar die Beehlawirltsamkeit dieser Yttwimagßa 
ans, und der gegen diese Enlsebeiduog erhobene Beonn wurde vom 0. H. aas folgtnioa 

Gründen verworfen : 

Gegen die Gültigkeit und Anwendbarkeit jener Verordnungen könnten die vorerwähnten 
Einwinde nicht in Belraehl konmeo; denn naehdem die Verordnung von 1816 wiedorholi 

mit jrr.'r von 1822 in gehöriger Form promu!<zirt worden sei, habe die — ohnedies unzweifel- 
haft zu bejahende — Frage: oh die Lanti^'^ailiuinistrations-Commission mit gesetzgebender 
Gewalt bekleidet gewesen ? allen practiscben Werth verloren j darüber aber, ob eine in ge- 
hBrIgor Form pablioirte Verordnong ohne Mitwiiknng der LeDdsliade niebt haba erteüsa 
werden dOrren, stehe nach den Prftjudiden des 0. H. in Dormsladl den Geridilea ksiB 
Urtheil zu, vielmehr seien dieselben gehalten, eine solche Verordnung, so lange sie nicht 
etwa auf verfassungsmässigem Wege aufgehoben worden, unl)ediiist in den Fällen, för 
welche sie gegeben ist, zur Anwendung zu bringen und Denjenigen, von welchen sie aus- 
gegangen ist, die Vwantwortong ihres Inhalts, aowie ihrer BeAigtheit so deren Emaatovg 
SU überlassen. 

Darmstadt, 10. Febmar 1834. (BeJ.) Trantwebi g. AnU. 

Sechster Fall. (Verordnung vom 4. Oct 1850, Drackschrilken etc. 
betreffend.) 

Müller-Melchiors , weldier wegen Gchalfenschaft bei den durch den Abdruck einer 
Rede begangenen Schmähungen der Civi!mini';fi'ri'>n , auf Gtund der Art. 11 der Grossh. 
Verordnung vom 4. Oct. 1850, zu einer Gefängnissstrafe verurthcilt worden war, ergriff 
gegen dieses OrÜieil den Cass.-Becurs nnd suchte denselben durch die Behauptung an bo- 
grOnden, dass a) jene Verordnnng verrassnogswidrig erlassen sei, da der Art 73 der Grossh. 
Verfassung , auf welchen sie sich stütze , fiusscrstcn Falls nur ein provisorisches Gesels- 
gebungsrecht verleihe , das in seiner Fortdauer an die Einwilligung der nächsten Stände- 
kammer geknüpft, aber, obgleich die Stunde inzwischen versammelt gewesen, ohne deren 
Oenehmignng verilngert worden sei ; b) dass das Oeseis vom M. Apitt 1852, welches die 
Pressprozesse der Jurisdiction der Assisenhöfe entziehe, nicht von verfassnQgsmisrig snr 
Gesetzgebung berufenen Gewalten emanire, da der T.nndtntr, auf welchem es zu Stande 
gekommen , auf Qroad einer verüMSiugswidrigea Wahlordonoaiu m Iiobea getreten sei, 
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näOdn diMM G«8etx, lowie jene Yerardnuag Tom Oeridit alelit hüten berflctoküiUgl vir-. 

iea dflrfen. Der C. H. Terwarf diese Ca8s.-MUtel als uAbegrOndet, indeoi er wnsiderirte : 

dass die hier erhobenen Fragen nicht zur Cognition der Gerichti^ trohörlcn, und dieselben 
ihren Standpunkt völlig verkennen würden, wenn sie in die Prüfung derselben eiogehea 
und einer Verordaung oder einem Gesetze, welche von dem Siaaisoberbaupte, anter Coo- 
fnaigmlar der ▼eranlwortUebeii Behörde, erlanea und im ]t«gieniiigab]«lt bekunk gßnuiA 
worden, die Anwendung versagen wollten. 

Darm Stadt, IB. April 1853. (B^.) ü. S. g. MOUer-Sielehioia. (Emmerliog 1863. 
IL B. &3.) 

TtqgiL EikMiBtiiH« dM ObmppeltoiUmigericbit n Oannitiit 21. Mai iSSÜ, 3. F4iff. 
1833 ml m. Jan. 1851 (EmmerUag 1851. IL B. 149.) 

C. Badische Rechtsprechung. 

Erster Fall. Die Gcriclitc sind berechtigt und verpflichtet, bei An- 
wendung eines Gesetzes, über iIosslii verfassungsmässiges Zustandekommen 
Zweifel obwalten, dessen Gültigkeit zu pniieu und ihm vcrueiueuden Falles 
die Anwendimg zu versagen. 

Hann heim, 25. Januar 1832. (Oberhofg. Jahrb. 1833. 8. 183.) 

Zweiter Fall. Die vor Emanirung der Verfassung (isis) ergange- 
nen Verordnungen haben Gesetzeskraft, wenn sie im Kegierungsblatt durch 
flb Ifinisteriom mit dem Beisätze yerirtndet sind, dass sdches ans Special- 
infkng des Begenten gesdiehe, indem sie, bei dem, den Offentiicben Ver- 
kOndigimgeii der Ministerien zolcommenden, öffentlichen Ghiaben als Yom 
Landeshom ergangen zu erachten sind. 

Mannheim (Oberhofg. Jahrb. 1845/M. & 338.) 

D. Französische Rechtsprechung. 
8. bei GUbert zu Art 1 B. Q. B. Nr. 5 a. ff. 

Zu Art. 2. 

lÜiM'SkkwMtendB Kraft der Qe$eixe. 

1) Ehe; Beweis der Existenz; Beweismittel. 

Die Frage, welche Mittel zum Beweise der Existenz dner Ehe, die 
im Jahre 1783 abgeschlossen wurde, zulässig sind, kann nur nach allge- 
meinen Grundsätzen Ober erworbene Rechte und gemäss Art. 2 B. G. B. 
nur nach dem alten Rechte, unter dessen Herrschaft die Ehe einge- 
gangen wurde, beurtlicilt werden, zufolge welchem Rechte der Beweis der- 
selben sowohl durch Urkunden, als auch durch Zeugen und Vermuthungen 
geführt werden darf. 

Denn die Frage, welcbe Mittel zum Beweise der Existenz der fraglichen, im Jahre 
1783 eiagegaogenea Ehe tolisaig aiad, Ist keiae blo« proieamniiache, lie betriA die Elo- 
gehuDg der Ehe, die Existenz derselben und deren rechtliche Wirksamkeit, mtlUn daa 
materielle Recht, mit welchem die Beweismittel, wie solche zur Zeit des eingegangenen 
Bechtsgeschältes nach der damaligen Gesetz-Hebung zulässig waren, unzertrennlich zosanh* 
naobingen, oad daher fOr die Betbeiligten einen Thail ihrar dndi Eingehung dar Bit 
vohlenrorbenen Becht« bilden. 

Mftoeben, 26. Mai 1837. (Rej) Baader g. F. Uli Oou. 
Cfr. Gilbert zu Art. 2 B. G. B. Nr. 104. 
Yergi. oatea zu Art. 2 Kr. 35, 38, 39 und 40. 
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2) Ehescheidung; neue Ehe. 

Der Franzose, dessen Ehe vor der Verküiidiguuü des in Frankreich 
erlasseuüu, die Ehescheidung abschaffenden Gesetzes vom 8. Mai 1816 gül- 
tig geschieden wurde, hat auch nach YerkOndigung dieses Gesetzes das 
Recht, in Ftankrddi eine neue Ehe aheoscUiessen. 

(8. Am Mlhtre w Art. 3 B. Q. B. Nr. 20.) V* 

Paris, 28. Februar 1860. (Gass.) (J. d. p. I8ea 8. 388.) 

3) Ehevcrtrag; Leihzttcht; Bergisches Recht; Pachtyertrag; 

Dauer. 

Wenn in einem vor Eiafülirung des B. 6. B. abgcsdilosssenen Ebevertrage dem Aber- 
laboiden Ehagattn der lebentHiigliclw Nuliganiss im Ton dam andern Gallen inferirleii 

Vermögens zugesagt wurde , so ist dieses vertragsmässige Leibzuclitsreebt des Ueber- 
Icbendeii , gleich allen durch die Kliopakten und die sie ergänzenden Gesetze vertragsmäs- 
•ig begrUadeteii ebelidieu Güterrechicn, obne KUcksicbt auf die Zeit seiaer Verwirklicliasg, 
lidigUdi nadi den GeaelMD, «nler welebeo die Ehe genüleiiett und das LeÜnndilireetal 
«ooInclUdi bflgrflndet wurde, xu benrttirilen. 

Der flberlebende Gatte kann daher, andi wenn der andere Gatte erst 

unter der Herrschaft des B. G. B. starb, also der Nutzgenuss unter diesem 
Rechte anfing, doch nicht den Eigenthümer (den Erben des verlebten Ehe^ 
gatten) gemäss Art. 5U5 des B. G. B. durch Vermiethungen, ■welche über 
des Nutzniessers Leben liinaus dauern sollen . veri»tiichten . sofern nach den 
Gesetzen, unter welchen die Ehepakten abgeschlossen wurden (Bergisches 
und gemeines Recht), ihm nicht die Befugniss zusteht, über seinen Tod 
hinaus duich Verpachtung über die Erüchte des seinem Nutzgenuss unter- 
worfenen Vermögens zu verfügen. 

Berlin, 14. Deelv. 1852. (Bej.) Hagen g. Kybnaan. (K. A. 49. IL A. 7.) 

(Cfr. Gilbert zu Art. SOS B. 6. B. Nr. 1 uid 2. üttheil dea C. H. m Paria Tom 
16. AprU 1862. Caaa.) 

4) Ehevertrag, stillschweigender; churkölnische Rechtsord- 
nung; Anspruch des ttberlebenden Gatten auf die Immo- 
biliar-Errungenschaft 

Die flberlebende Ehegattin hat, wenn die Ehe unter der Herrschaft der 
churköhuschen Rechtsordnung abgeschlossen und unter dem B. G. B. durch 
das Ableben des Ehemannes aufgelöst worden ist, keinen Anspruch auf die 
errungenschaftUchen Inmiobilien, mithin auch auf Versatzgflter , zu machen. 

In Ermangelung eines aiisdr(icKli<!ien Ehevertrngs vortrat der Tit. 8 jonor Rechtsord- 
nung die Stelle eines stillschweigenden Ehevertrags, wonach also die Iinmobiliarenungen- 
scbaft mit dem Ableben des Vaters den Kindern zufieL Zwar ist jener Tit. 8 durch den 
TÜ 6 B. 8 dea B. O. B. eraeM worden; allein dieeea giU nnr filr Eben, weldie nnler dem 
B. G. B. geschlossen wurden, kann folgUeh anf frflhere anadrOekttehe oder atiUadiireigende 
EbeTerträge nicht rflckwirken. 

Berlin, ö. Aprü 1845. (Bej.) Vasen g. Decker. (K. A. 39. U. A. 51.) 

5) Eheliche Vermögensrechte; churkölnische Rechtsordnung. 

Wenn eine Elie uiter der Herradnft der dmrkfllniadMa Bedilaordnvng (nadi weldier 

xwar die Ebelente über das wShrend ihrer Ehe errmigcne Immobil iarvermögen frei verfügen 
konnten, in Ermangelung einer solchen Verfügung aber dieses Vermögen beim Ableben de» 
einen Ehegatten sofort den aus der Ehe entsprossenea Eändern eigeuthUmlidi zufuUt, woge- 
gen dem flbeilebento Qattea aadera Yoilheile gewikii «erden) ebne EheTertrag abge- 
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BchloAsen wurde, so führte dieses die stillMliweigeude TertragsrnfiMige Unterwerfung unter 
jeiNt Statal IdMidMlidi dM diMer Ehe ■iig«bar{geii V«naQg«M nil sich; diwer ilillMhw«^ 
geade V«rtrag war ebenso wirksam , wie ein aoadrfli^fieher Ebevertrag , konnte daher doreb 
die sp&tere Gesetzgebong Ober Intestaterbfolge and Ehcgenieinschaft , ohne rückwirkende 
Kraft, nicht geindert werden, und wurde es auch nicht. In Betreff der Ansprüche dea über- 
tobmdea Gattm liaadell •• lieli liier nieliA w «iur Bibfolge, sondaiii tvo dtr nttngi^ 
mMaäigitm Abfluikug eiur EhegeiuiiiMbift. 

£b k5imen daher, aacb in dem FaUe, wo die Elie erst unter der Henr- 

schaft des B. 6. B. oder der Ihtcrmediärgcsetzgebung durch den Tod des 
einen Gfttten «ii^selfist wurde, dem überlebenden Gatten nicht die Bestim- 
mungen dieser neaeren Gesetze über Intestaterbfolge und Gütergemeinschaft 
zu gut kommen; er hat Jteinen Anspruch auf die in der Ehe errungenen Im- 
mobilien zu machen. 

Berlin, 25. Novbr. 1839. (Caaa.) Lünebach g. Bantelsterz. {K. A. 29. IL A. 6.) 
BtrliB, 11. Jni (7 Juli) 18Ö0. (Bej.) Bolihoviii g. BolihovtB. (K. A. 4& n. A. ?) 
Gfr. CKlbeii m AH 9 B. O. B. Nr. 85 36, so Art. 387 B. G. B. Kr. 1 «. C 

6) Erbrecht der Kinder; errungene Immobilien; chur- 
kölnische Rechtsordnung. 

Unter der churkölnischen Rechtsordminq: konnten die Eheleute i. d. R. 
über das während ihrer Ehe errungene Iiiiniubiliarvermögen frei verfügen; 
erst bei dem Absterben eines der Eltern erwarben die Kinder dieser Ehe, 
nach jener Rechtsordnung , ein auäächiiessUches Recht auf die Immubihar- 
Errungenschaft. Wenn daher die Ehe erst not» der IntermedÜr- Gesetz- 
gebung, nach YerkOndigung der Gesetze vom 8. April 1791, 18. Yendem. 
und 17. NiT. H, dorch den Tod der Ehefrau aufweitet wurde, so richtete 
sich, den Srndem iwsiter Ehe des Yaters gegenüber, die Erbfolge der Kin- 
der erster Ehe bezflglich der in erster Ehe errungenen Immobilien (auf welche 
sie angegebenermaassen noch kein Recht erworben hatten) nicht nach dem 
früher geltenden und durch die Zwischengesetse auiCgehobenen btatuten, 
sondern nur nach diesen Intermediärgesetzen. 

Berlin, 20. Juni 1842. ( Rej.) Breuer g. Breuer. (K. A. 36. IL A. 30.) 
Cfr. Üiibert zu Art. 718 B. G. B. Nr. 1. Sirey 15. U. 163. 

7) Erbrecht der Kinder; Devolution nach Jülich-Bergiacher 

Rechtsordnung. 

Das Erbfolgerecht der Kinder, welches nicht auf einem Vertrage be- 
ruht, sondern auf em älteres Statut (die Jühch-Bergische Rechtsordnung) 
gestützt werden soll, das aber nur einen eventuellen, nach dem Tode des 
letztlebenden Gatten sich regulirenden Anspruch gewährt, ist, wie jedes durch 
das Gesetz oder Gewohnheitsrecht begründete Erbrecht, der Abänderung 
durch neuere Gesetze unterworfen , indem hierdurch keine unwiderrutiich er- 
worbenen Rechte gekränkt, sondern lediglich eventuell gehoffte Vortheile be- 
nmanen werden. Wenn daher der eme Gatte unter froherem Rechte, der 
ftberlebende aber unter der Herrsdiaft des B. 0. B. verstarb, so findet — 
ohne daas von einer Bodcwirining des Qeeetaes gesprodien werden kann — 
MnsiditUefa der Erbfolge des Letzteren das B. 6. B. sdne Anwendung. 

Berlin, 28. Januar 1832. (Gass.) Franken g. LavaleUe. (K. A. 18. Q. A. 9;) 
Berlin, 28. Juli 1832. Gräf g. KlophaoB. (K. A. 17. II. A. 12.) 
Berlin, iL Deoember 1843. Wegen g. Wegen. {IL A. 37. U. A. 3.) 

2 
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S. zu Art. 715 des B. 0. B. du Crtheil rom 28. Janar 1882 ■. a. 
Cfr. Gübert n Art. 718 B. Q. B. Nr. 1. 

8) Erledigte VertragSTerhiltnisse; EinsteherTertrag. 

Wiliniid eine Gr. Htit. ymaiamg mm 31. Febr. 1815 faiHeldi, 4aM Um StaU- 
tartreter efaaa Coascribirtaa, walohaiB in Ematebarrartrage fQr dia funa Zdll aataiaa Milttir- 
liOMlaa eine Entschädigung zugesagt wurde , welcher aber in Folge der eingetretenen 
poHÜschen Ereignisse früher seines Militärdienstes entledigt wurde, nur nach dem Ver- 
hältnisse der in diesem Dienste zugebrachten Zeit ein entsprechender Antbeil an 
der ihm im Garaen TwhaiaaeiMa EmscUd^aiig gabllbra, ?erfllg(a eine Gr. Vererdning 
Tom 18. Jmii 1817, dass dem Stellvertreter, sobald er bei der balrai»iaB HiEtlnbtbeDuig 
aqgeBOmman war, das Einstandsgeld vollständig gebohre. 

Am 90. Juli 1815 zahlte Hildebrand dem Fürst, welcher für des Ersteren Sohn als 
Einatobar eingetreten, aber in Folge der poHtiadias Ereigniasa ror Ablauf der DianstKeU 
eDÜaaaen wordaD war, den ihm nach jener Yarordnimg vom 21. Febr. 1815 zukommaodaii 
vcrhältnissniässigen Theil des Einstandsgeldes aus. Nach Kilassung der Verordnung von 
1817 begehrte Fürst, resp. dessen Cessionar, auf Grund dieser letzteren Verordnung den 
Rest des Kinstandsgcldes. 

Der C. H. erkannte, dass diese Verordnung keine rflck?rirkende Kraft 
hinsichtlich solcher EinstiauterertrSge habe, welche berdts yor der YerkOn- 
digung der Yerordnimg erfOllt varen, und aus welchen also die Gontrahenten 
keine Rechte und Yerbindlidikeiten mehr ableiten konnten. 

DarmaUdt, 13. Februar 1821. (Rej.) Sohwerdt g. HUdebraod und Fflnt 
Cfr. OUbart so Art 2 B. G. B. Nr. 83, 83 h. 89. 

9) Fabrikaeichen; Anmeldung. 

Durch das frOliere k. preuss. Gesetz (von 1847) erhielt eiu Fabrikant 
durdi die Anmeldung eines Fabrikzeichens nur efai Anrecht, aber erst 
dnrch die Eintragung in die Gewerberotte em ausschliessliches Becht auf 
dieses Fabrikzeidien. Wenn daher nach der Anmddung, aber Tor der Ein- 
tragung ein Gesets (yon 1854) erfolgte, welches bezOglich des Erwerbes der 
ansschliessliGhen Berechtigung auf ein Fabrikzdchen von einem andern Sy- 
stem ausgeht, so kann jener Fabrikant, der bei Erlassung des neuen Gesetzes 
noch kein Recht erworben hatte, und dessen damaliges Anrecht in Folge 
des neuen Gesetzes zu einer blossen Erwartung herabgesunken war, hin- 
sichtlich der Frage seines Exclusivrechts auf das Fabrikzeichen sich nicht 
— unter Bezugualime des Art. 2 B. G. B. , nach welchem das neue Gesetz 
nur auf bereits crworbeue Rechte keiueu Kintiuss haben soU — auf 
das frühere Gesetz beziehen. 

Barlin, Ürttiea TOm 4. September J865. Taubaair g. Thiele. (K. A. 61. IL A. 

10) Fideicommiss; Substitutionen. 

Fideicommiflsarischc Substitutionen, welche ?or Einfilhrung des B. G. 

B. durch Testament errichtet wurden und deren Stifter vor diesem Zeitpunkte 
gestorben ist, haben — insoweit sie den Art. 732 und 896 des B. G. B. zu- 
widerlaufen — durch die Einführung dieses Gesetzbuchs, und mit derselben, 
ihre Wirksamkeit in der Art verloren, dass, wenn der Fiduciar-Erbe erst 
unter der Herrschaft des B. G. B. stirbt, der Substituirte keinen Anspruch 
auf das frühere Fideicommiss -Vermögen geltend machen kann. 

Der Art. 732 führt« nämlich eine neue und allgemeine Saeoeseionsordnung ein, und 
hob Uennik alla bMondnaD, dioU vnrvalftlara SmoaiiioiiMiin nf; dar Aii 886 nr- 
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bietet (wie aus den Motiven zu dieaem Artikel erhellt und durch die in den Art. 155 uud 
149 des fOr die hanseatischen Stuten erlassenen Decretes vom 4. Juli 1811 enthaltene 
Ananfthnt-VerfOgang traflUUigt wird) afetat mir kflnftig n «rriehluite SsbBtttattoDcn, 
sondern bestätigt auch die bereits durch die Intennedifir-Gesetze aosgesproehM« Anfbebnng 
der Fldcicommissc ; hierdarch wurde das mit dem Fideicommiss belastete Vermn^en in freies 
JEigentbum in den Händen des Besitsert verwandelt und die ohnehin von noch ungewissen 
«■A wi «llerbaad £r«igiite«ii abhingig« MdrommittMiieht EiM>lge aufgehoben; «• Icom- 
am «Im üb Yoraclirülai des B. 6. B. «ndl betflgUeh di«8«s Y«n»eg«Hi nur Anweadimg. 
Berlin, 17. April 1827. (TtcJ.) Dflmler g. Sdltofblblisdl. (K. A. la II. A. 19.) 
Cfr. GUbert va Art 896 Nr. 21 u. 22. 

11) Gerichtliches Yerfahreo; Formen; Eidesleistung. 

Die AmteliUing d«r Eide bOdet einea TheU des geriebtfieheii Verfidows, omss daher 

in derjenigen Form geschehea, welche die zur Zeit der Ansscbwörung geltenden 
Gesetze vorschreiben, ohne dass gegen deren Anwendung frühere Gesetze oder ergangene 
Lrtheile angerufea werdeo können, uad zwar die ersleren (Gesetze) nicht, weil es in Be- 
treff eines der Form aaeb staitfiadendeo geriehtlicbea Yerfabreos erworbeae Becfate nieht 
gibt ond daher der Art 2 B. G. B. der Anwendung epiterer, die Form regulirender Ge- 
aotM nicht entgegensteht, und die letzteren (Urtheiie) nicht, weil durch sie in Betreff jeuer 
Form künftigen Gesetzen nicht vorgegrÜTen werden kann und aoll, ihre hierauf bozOgiichen 
VerfOgungen Tielmehr nur als unter der Voraoseetzung des Fortbestehens der bisberigea 
Oeeetze güroffea aBanwihan sind. 

DemgenisB liess das CKnicht mit Recht den Casc-Beklagten, nachdem es 
demselben durch ein früheres Interlocut aufgegeben hatte, einen ihm zuge- 
schobenen Eid more judaico auszuleisten , zu, diesen Eid in der durch das 
inzwischen zu Geltung gelcommene Grossh. Hess. Gesetz vom 7. Juli 1849 

Torgeschriebencn allgemeinen Form auszuschwören. 

Darmetadt, 20. April 1852. (Rej.) Pabstmann g. Mayer. (Emmerl. 1852. I. 47.) 

12) Grundrente. 

Da, die Gesetzgebung die rechtlichen Wirkungen und Folgen bestehender Institute, 
welche in der Zukunft immer wiederkehren, bestimmt oder abändert, nnuss eine Retroacti* 
vitüt des neuen Gesetzes in der Art eintreten, dass die in der Zukunft liegenden Wirkuo- 
gen lad Folgen eldi naeb dieeem Gesetze beetiamien; nodi mdir tritt aber die rSekwirkende 
Kraft in voller Wirksamkeit ein, wo bestehende Institute ganz aufgehoben worden. Der 
Art 530 des B. G. B. unteraebeidet nicht awiaebea Beaten, die w dem B. Q. B. eonstitairt 
wurden, und späteren. 

Hiernach finden die neueren gesetzlichen Bestimmungen über die recht- 
liche Natur und Folgen der Grundrenten (Art. 529 und 630 B. G. B.) auch 
auf die unter firflherer Gesetzgebung schon bestandenen ihre Anwendung. 

Darmetadl, T. Febr. 1818. (Qua.) Lawall g. Baaadiert. (Rh. Areb. B. n. 8. 

Darm Stadt, 13. Novbr. 1843. (Gass.) Heppenheimer Ccnsiten g. Hospital zu Wonne. 
Cfr. QUbert an Art. 539 B. G. B. Nr. 1, 3 o. f., uad zu Art. 2 ib. Nr. 114. 

18) Grundrente; Anwendbarheit der Verordnung der Landes- 
administration Tom 6. April 1816 auf ältere Beuten. 

Die Verordnung der Landessdndnistration Tom 6. April 1816 findet auch 
auf soldie Bentoo ABWsndung, welehe hereits vor ErksBung dieser Verord- 
nung Tom Staate auf Private Uhertragen worden ifaren, da sie ohne Em- 
sdvialnmg tlle diejenigen PriTatpersonen, welche frflherhin tou dem 
Staate Beuten angekauft hahen, fOr befugt erklärt, sich rechtskräftige Be- 
noTationen nach den Bestimmungen der Verordnung zu Terscbaffen. 

Darmitadt, 10. Februar 1834. (B^) Trantwein g. AnlL 

8. 
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U) Grundrentenvertrag; Ablösbarkeitj Caducität; 

alte Reuten. 

Die Vorschriften der Art. 530, 1911 u. 1912 B. G. B. über Loskäuflicli- 
keit, Ablösung der Renten uud Caducität tindun auch bezüglich der schon vor 
Publication dieses Gesetzbuches abgehclilubsenen Reutverträge Anwendung, 
indem sie ganz allgemein, ohne zwischen alten und zukünftig abzuächlies- 
senden Verträgen za unterscheiden, und ohne jene aussnnehmen, TevfOgeiL 

Berlin, 6. Mai 1839. (Cus.) Armeneommiinoii g. StjfrM. (K. A. 88. IL A.».) 
Berlia, 1. Mai 1843. (Giss.) KirdM so Kflla g. Dabton. (K. A. Sft. IL «.) 

15) Grundrente, immerwährende, aus Älterer Zeit; 

UnablOsbarkeit 

Der Art 1 des Gesetzes vom 18./29. Decbr. 1790 findet keine Anwen> 
dung auf Erbbestandsyertrige, welche bereits vor der Promnigation jenes 
Gesetzes abgeschlossen worden waren. 

Wenn auch jenes Gesetz den Grund ondBoden von den auf ihm rahenden Lasten befreiea 
wollte und deshalb in seinen ilaupttheilcn die bestehenden Verhiiltiiisso mit rückwirkender 
Kraft abänderte, so ist doch hieraus allein, bei der unxweilelhaftea Wuiifusang des er- 
wilmteii Alt 1, «Mach die im lalilfB Satu dMMlbeo enttiallaie Yoitehrift aiir Ulr die Z»- 
konft gegeben eneheint^ nad «ater Berflekalchtigiiiig dar Vofadirift des Art 3 B. 0. B., aklit 
ta feigem, dass diese Vorschrift auf ältere Verträge der fragllebüB Art anwendbar aeL 
(S. das Näliere zu Ari. 1 des Gesetzes vom 18./ 29. December 1790.) 

Berlin, 29. Novbr. 185Ü. (Gass.) Hilgert g. Kirchen za M. u. V. (K. A. 55. U. 3S.) 

16) Gütertrennung; Wormser Reformation. 

Nach einer richtigen Auslegung des Art. 2 des B. G* B. finden auf die 
Ehen, welche vor F.igffthrnng des B. G. B. abgeschlossen wurden , bei denen 
aber, wie unter dem reinen Dotalsystem der .Stadt Wormser Ueformation, 
gerade solche eheliche Vermögensverhältuisse (Gütergemeinschaft) vorliegen 
wie jene, für welche dus B. G. B. die eheliche Gütertremmug bestimmt hat, 
die Verfügungen dieses Gesetzbuches, in Bezug auf die Frage, unter welchen 
Voraussetzungen auf Gütertrennung geklagt werden kann, volle Anwendung. 
Darm Stadt, 21. Jali 1829. (Rej.) Seherer g. Sdierer. 

17) Hjrpotheke, altgerichtliche; Nachhypotheke; Ein- 
schreibung. 

Auch die unter dem alten Hechte entstandenen Hypotheken müssen nach 
Vorschrift des Gesetzes vom 11. Brum. VII uud des B. G. B. binnen der ge- 
setzlichen 1 rist eingeschrieben und erneuert werden, sonst verlieren sie ihre 
Wiiksamkeit. 

Bieaa Geeelie machen in fiagliebar fietiefanng kefaieB Onlatadiiad nrfaeiian frshar ar» 
licbletan oder noch m erridtteadea HypoiOMkan und die Art S7— 39 daa Bniia alr e O üetiea 

beseitigen jedes desfallsige Bedenken. 

Darmstadt, 20. Juli 1836. (Bej.) PqiUlanDasse g. BoUemuuuL 

18) Hypotheke, altgerichtliGhe; Einschreibttng; 

Beneficiarmaase. 

Wurde im Januar 1789, mithin unter altem Rechte, eine hypothekarische 

Schuldverschreibung vor Gericht errichtet, dieselbe aber nicht, nach Yot- 
schrift des Art. 37 des Gesetzes vom 11. Brum. VII binnen 3 Monaten nach 
der f HhUcatioa dieses Gesetzes, sondern erst unter der Herrschaft des B. 
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G. B., im Jahre 1811, in die HypofliekmiregiBter eingetragen, nachdem der 
Schuldner bereits im Jahre 1810 gestorben war, wurde demnäclist dessen 
NacMass im Jahre 1812 vacant erklärt: so kann der gedachten Einschreibung 
weder auf den Grund des Art. 2146 B. G. B., noch um deswillen ihre Wirk- 
samkeit abgesprochen werden , weil sie nicht unter der Herrschaft des Bru- 
maire-Gesetzes geschehen war. 

Die im Jahre 1811 genommene InscripUon li&Ue n&uiUch keineswegs die Erwerbung 

zum Zw0di6, dl0 dtran yw^ 

■Ig« der gerichtlich realisirten Schuld TarschreibuBg von 1789 erworbene Hypotheke Ton 
Nenem bekannt zu mac)ien ; diese Hypotheke baUe ihr Dasein unter der älteren Gcsetz- 
geboog «rbalten, m waren also auf dieselben nur die BeatimmuDgea der Art. 37 — 39 des 
B n M tt »h » -Q iiiteM ttBirendbar, uiid wen «neb diwe t flewli Frirtm bestimmt, binnen 
vekbeii di« sar Zell Miaer Veikflndlguig votliudMMa HypolIiekaiTedile «faigelngai 
werden sollten, so rerbindet es doch mit der Unterlassun;; seiner desfallsigen Vorschrift 
keinen weiteren Nachtheil, als dasi die ertt spiter «agetragene Hypotheke nur rem 
ihrer Einsehreibung wirksam ist. 

Barlia, S. Oet 18». (Cum.) K. Bigiwing g. t. Ooldi4eb« (K. iL 11 D. 4t) 
GIV. eUbart M AiiSlM B. O. B. Vr. 13. Sktj 1810. L 98; IMl. L 65 n. 129. 

19) Hypotheke, urtheilsmässige; ältere ürtheile; 
Executorisch-Erklärung. 

Gemäss Art. 2117, 2123 u. 2148 B. G. B., verbunden mit dem .\rt. 545 
der B. P. 0. , werden zur Begründung eines Titels zur II}'potlicke au.s einem 
Judicate solche Erkenntni.'^se vorausgesetzt, welche mit der im Art. 14G der 
B. r. 0. vorgeschriebenen executorischen Form verschen smd. Ist ein Er- 
tanCBte des Beichskammergerichts vom Jahre 1770, woniif hin unter der 
Hemdiaft des B. G. B. EinBcbreibung genoimneii wurde, nicht mit dieser 
Form yersehen, so kann das ürtheil, welches jenem Erkenntnisse die Wir- 
kong eines sor Hypotheke geeigneten Titels ▼ersagte, nicht wegen Ver- 
letsong der Art. 2 u. 212S des B. G. B. , des Art. 10 des Ges. T. 9. Hess, m 
mid des Art. 3 des Ges. v. 11. Bnim. VII cassirt werden. 

Berlin, 38. Februar 1842. (fiej.) de Gravalte g. t. LoaMSsea. (K. A. 32. II. 63.) 

SO) Kirchliche Bedttrfnisse; Litispendenz; ürtheil erster 

Instanz. 

Beae QeielM ilal aaeh betttglfdi frfliier beilaa<M«r YeiUUatoie lar Aaweadaag sa 

bringen, wenn sie (wie das die Verpflichtung der Cirilgemeindcn zur Tlrist<^uorung fOr 
kirchliche Bedflrfnisse normirende k. preosi. Qeietx Tom 14. Mirz 1845) aacta ihreai lüarai 
inbalte über die Vergangenheit TerfUgeo. 

Aae eiaem afdrt redMakilfUgea ürflwRe kaaa ehi aawMerraflialMr Anapnidi afchC ber- 
feleitet werden. 

Es steht mithin der Anwendung eines im Laufe des Prozesses erlasse- 
nen, auf die Vergangenheit zurückwirkenden Gesetzes nicht entgegen, wenn 
bereits früher eine Klage angestellt und darin ein Ürtheil erster Instanz er- 
gangen, aber zur Zeit der Publication des neuen Gesetzes dagegen Berufung 
eingelegt worden war. 

Berlin, 14. Juni 1847. (Rej.) Kirche zo Rheidt g. Oeraeiode. (K. A. 42. II. A. 34.) 

31) Litisordinatorische Vorschriften; Snccumbenz-Strafe. 

Das Chr. Hess. Gesetz vom 2. Angnst 1843, welches die Hinterlegung 
einer Geldhosse bei Ga8S.-Becursen TerfOigt, alle andern Nacbtheile der 6iio* 
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cnmbenz aber aufhebt, findet, als litisordinatorische Bestmmnuig, auch aif 

früher eingefdhrte , aber erst nach Publication jenes Gesetzes zur Entschei- 
dung kommende Cass.-Gesuche Anwendung, so dass also hierbei bei Ver- 
werfung des Becurses nur noch die Einziehung der consiguirten Geldbusse 
stattfindet. 

Darmstadt, 23. Min 1846. Sflssel g. Schneider. 

22) Maternitätsklage des natürlichen Kindes. 

Nur in dem Falle, wo es sich von Rechten und Befugnissen handelt, welche bereits 
in Folge eines früher bestandenen und durch neuere Vorschriften aufgehobenen Gesetzet 
erworben waren, findet das Prineip der Nichtrflekwirknng der Gesetze Anwendung; tob 
d«r wirklieh«!! Erw«rbiuig tob Becblsa und BtfagBlM«B, dereo GtltaodnacftMmg dM frtflwi« 
Gesetz gestattete, kann aber so lange die Rede nicht sein, als sich diese Rechte und Be- 
fugnisse nicht bereits durch eins sor Zeit der Qdtong das frObaren Gaietus mgeooBUBeBa 
Handlung angeeignet \<>aren. 

Wenn daher das vor dem B. G. B. geborne natürliche Kind erst unter 
dem neuen Rechte gegen seine angebliche Matter auf Anerkennung klagt, 
so findet auf diese Klage der Art 841 B. 0. B. Anwendung. 

S. das Mhere zu Art. 341 B. G. B. 
D a r m s t a d t , 14. MSrz 1836. (Bej.) Dcbot g. Driet ond Binx«l. (Rhaiata. Archiv. 
Neue Folge. B. I. S. 139 ff.) 

23) Peremption; Wetzlarische Prozesse. 

Prozesse, wdche ehemals bei dem ReichskammergerlGhto zu Wetdar 
anhängig waren, shid der Peremption nicht miterwoifen, wenigstens dann 
nicht, wenn sie nicht anter der Herrschaft der B. P. 0. im Ihlande reassnmurt 
worden sind. 

S. das Nähere 2u Art. 397 B. P. 0. 
Berlin, 7. April 1821. (Gass.) v. Kererberg g. v. Braunfeld. (K. A. 3. II. 123.) 

24) Scheidemaaer, Vermnthung der Gemeinschaftlichkeit 

Wörde dne Scheidemauer unter einem froheren Bechte, wdches die im 

Art 653 B. 6. B. aufgestellte Vermuthung der Gemeinschaftlichkeit einer 
solchen Mauer nicht kannte, erbaut, so kann das Gericht hinsichtlich der 
Frage, ob diese Mauer gemeinschaftlich sei oder nicht, nur das frühere 
Recht, nicht aber den Art. G53 B. G. B. anwenden, da in Botreff der durch 
die Erbauung der Mauer begründeten Eigenthumsverhältnisse das Gesetz, 
unter welchem dieselben die Eigenschaft erworbener Hechte erlangt haben, 
maassgebend ist. 

Berlin, 30. DeeemW 1861. (Baj.) Stndiar g. Saroye. (K. A. 47. IL 18.) 

25) Statutarische Ausstattungspflicht des überlebenden 
Vaters; Niessbrauchsrecht desselben. 

Der Art. 204 B. 0. B., welcher dem Kinde die Klage wider die Eltern 
auf Ausstattung ( ötablissement) versagt, kann nicht nickwirkend gegen die 
Bestimmungen eines früheren Gesetzes, eines Statutarrechts , unter dessen 
Herrschaft die Ehe, aus welcher das Kind hervorging, abgeschlossen wurde, 
und welches Eecht die fragliche Klage gestattete, angewendet werden. 

Der FaD, welcher diese Eotodieidoog berbeiftlhrte, iet kurz folgender: Die Ettern ies 
Khidee hatten aidi, oline Ehepieleii n errldileii, unter der Herrtdiaft dee ChnrpfiUxiichen 
lulndito, genaoM Zeii ter der neimii fremörintaen Qesetagetang rwM&M. Vvk 



Digitized by Google 



BQrgerlichei QesoUbaeh (Art. 2). 



iar ivdi Im Tod i«r MoMtr gaimnlM EIm ntbm itr «beriebende TiAor krall d« 

FttMldiin Landrechts deo der Tochter anerrallenen mOtterlichen ErbflMfl in lebenslänglichen 
Genau and hette denselben auch noch wirklich nntzniesslich inne zur Zeit, als seine Tochter 
■ich Terfaoinuben woUto. £r weigerte iicb nun, auf di« VerfOgnng des Art. 204 sich 
•MMMBd, Mim TocMtr awniatattda, indem er jenen ThtO dai CttaMamtMi, wddiar dem 
flberlebenden Ehogaltan — ala Comkkl fllr die Nolinieieaiig — die Terpfliditanf der £r- 
xiehung nnrl Ausstattung der Kinder auferlegte, durch die neuere Geaetzgebuncr als .inf^o- 
hoben betrachtete, währeml er tu f;;leichcr Zeit sein aus jenem Statutarrechte lit^rrtihrcndcs 
Beeht der Nutzniessong dea Vermögeus seines Kindes noch als in voller Kraft bostehead 
aaeah. (S. aneb an Art 3M B. G. B.) 

ZweibriekeUf 19. Angna* 1830. (Bej.) TrtnUer g. Trtakler. 

26) Strafgesetz; Standesrechte. 

Die der Klage auf Anerkennung des Standes ehelicher Abstammung 
entgegengehaltene Einrede verheimlichter Schwangerschaft und Geburt (Art. 
313 B. G. B.) ist nicht zu hcrücksichticren, wenn die Gobnrt vor Einführung 
des B. G. B. erfolf^t war, weil — ab^^eschcn von der f>a^o, ob unter der 
Herrschaft des alten Rechts wirksam gewordene Standesrechte nicht über- 
haupt nach dem alten Keelite zu bcurtheilen sind — der Art. 313 als ein 
Strafgesetz zu betrachten ist , das nie auf vorausgegangcuc Handlungen an- 
geweodet werden darf, wenn die von ihm gedrobten Nachthäle bärter sind 
als die, welche das alte Reeht gedroht hat 

Mannheim. (Oberlierg. Jahrb. 1838/38. & 116.) 

Cfr. GUbert an Art 2 B. G. B. Br. A5 o. £ and Nr. 88. 

27) Strafprozess; Competenz; Verweisungsurtheil. 

Frster Fall. Der Grundsatz des Art. 2 B. Q. B. findot im Mljr^^üioin'^n auch ?nf 
Gesetze über die Zaslindigkeit und das Verfahren der Strafgerichte statt, insofern aus dem 
nenen Geeetie viOA nazweideallg berrorgeht, dase der Geeeligeber Ihm rflckwirkende KrafI 
beilegen wollte. Aoi diesem Grundsatze kann jeduch nicht gefolgert werden, dass neue 
Geseire, durch welche, wie riurrh die Gr. He'^s. Press-Verordnung TOm 4. October 1850, 
statt des bisher zust^^mligen Strafgerichtes (des Assisenbofes) ein anderes ordentliches Straf- 
geridrt (daa Kreiigericbt) eompeteal eAMM wird, im Allgemefaiea anf Tor Ihiien alallge- 
hebte Haadhmgen keine Anwendung Inden, da dnrek eine Handlang, welche ahi Vergehen 
qualificirt wird, noch kein Recht darauf gegründet werden kann, dass der Rirlitfr, wrlrhcr 
znr Zeit der Handlung der gesetzliche war, für dieselbe auch der gcsctzliclie bleibe und 
ihm nicht durch das Gesetz ein anderer ordentlicher Richter subitituirt werde. 

Efai erwerbenee Becht hat der Beedinldigte eisl dann, wenn daa m den nenen 
Gesetze zur Aburtheilung dea Vergahena toillndife GerlAI berella mit der Sache anf ge- 
aetzliche Weise befasst war. 

War also vor der Verordnung vom 4. Oct. 1850 der des Pressvergehens 

Beschuldigte schon durch ein Urtheil der Anklagekammer vor die Assisen 

verwiesen, so konnte er auch nach jener Verordnung nur wieder vor die 

Assisen geladen werden, und der Staatsbehörde stand nicht die Befuguis.s 

ni, den Beschuldigten ohne weiteres vor das Kreisgeridit Torzuladen , als 

ob jenes UrtheO mit AUem, waa darauf erfolgt war, nicht bestände. 

Dnrnatadt, 11 Mai 1881. (Caaa.) U. 8. g. Beeladie. (Enmeri. 1885. IL 188 ff) 

Zweiter Fall. War dagegen bei dem Erscheinen eines solchen neuen 
Competenzgesetzes (in (X)ncreto des Gesetzes vom 26. April 1852, welches 
wegen des im Art 148 St G. B. Torgeschenen mid nach dem Gesetze vom 
dl. December 1848 aar Competeni der Assisen gehörigen Vergehens das Be- 
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zirksgericht zuständig erklärte) die Untanrodkung noch nicht geschlossen nnd 
die Sache noch nicht vor die Rathskammer gebracht, so ist das neue Oeseti 

anzuwenden und die Sache vor dem Bezirksgerichte abzuurtheilen. 

Darmstailt, 31. Januar 185:^. (Kej.) U. S. g. Schmitz. (Emmerl. 1863. II. B. 9.) 
CJfr. Gilbert zu Art. 2 B. G. B. Nr. 24, 24*" u. 15. 

Dritter Fall. A. Wenn ein Vergehen (Gesindediebstahl), das zur 
Zeit, in welcher es verübt wurde, mit peinlicher Strafe bedroht war und 
darum zur Competenz der Assisen gehörte, erst zur Verhandlung kommen 
soll, nachdem das neue Strafgesetzbuch in Kraft getreten ist, dessen Bestim- 
mungen dem Augeklagten günstiger sind, so dass ihn (nach dem EinfOhrungs- 
gesetze Tom 17. September 1841) nur die m&dero Strafe des nenen Oeseties 
treffen kann, hiernach aber die AbortheUung nnnnidir rar Competenz des 
Krosgerichtes gehört, so ist die Sache YOn dem Kreisgerichte abzunrtheilen. 

B. Wenn schon froher ein UrtheU der AnUagekammer erlassen worden 
war, welches, der damaligen Gesetzgebung entsprechend, die Sache vor die 

Avisen verwies, so kann der Beschuldigte innerhalb der gesetzlichen Frist 
Nichtigkeitsklage gegen das Vcrweisungsurtheil erheben und mit Recht ver- 
langen, dass ihm die in der Zwiflchoizeit eingetretene Competenzverftndemng 
ra Statten komme. 

Verweisongsurtheilo , Mvie daa vorliegende, geboren zu den proTisorischen , die Gompe- 
teni der zuständigen Strafgerichte bezeichnenden Erkenntnisse , deren recbtliebe WiliSMB» 
k«U dnidi 41« BMÜnumageii d«r snr Zeit ihrer Volhielniqg gdtenden OeeetM IteiliUt nkL 

Darmstadt, 10. Jaaur 1M8. (Gees.) U. 8. g. Dahaerd. ßmmuL 1851. 8. M.) 

28) Straf Ter jfthrttng. 

Die in Ari 896 der P. P. 0. anegeaiireebeD« YerjUmnig der dnrdi ürdieU etaet 

Zoehtpolizeigcnchts verhängten Strafen findet auch bezflgiidi coldier StnfbrtbeUe Anwen- 
dung, welche bereits vor dem Eintritte der P. P. 0. erlassen worden waren, da in diesem 
Betreff das frühere Gesetz in dem Augenblicke seine Wirksamkeit verlor, wo das neuere 
«ttWMMHMr wnrda. 

Eb kann daher tm aoLdnu ürHieU, welches nach dem zur Zeit seiner 
Erlassnng bestehenden Gesetse nur in 20 Jahren Teijihrt wire, wifarend 
die P. P. O. von 1810 eme 5jihrige Priscription vorsieht, nicht mehr in 
VoUzng gesetit werden, wenn 5 Jahre nach Pnblication der P. P. 0. ver« 

flössen sind. 

Darmstadt, 2. Norbr. 1826. (Rej ) Fiscus g. Schreiber. (Rheinb. Arch. II. 97.) 
Cfr. Urtheile des Pariser C. H. vom 5. Septbr. 1812 und 4. (oder 30.) Norbr. 1813.. 

29) Subrogationen verschiedener Personen in die Legal- 
hypotheke der Frau; Bang. 

Das französ. Gesetz vom 23. März 1855 bat, bezüglich der vor dessen 
Geltung (1. Januar 1856) bewilligten Sttbrogationen in die Legalhypotheke 
der Ehefrau, keine Anwendbarkeit. 

(S. das N&here zu Art. 2135 B. 6. B.) 

Paris, 9. Kd 1860. (J. d. P. 1861. S. 981.) 

30) Urkundeni unter früherem Rechte entstanden^ Beweis* 

kraft; Gassationsmittel. 

Die Beweiskraft von Urkunden, welche vor der Herrschaft des B. G. B. 
entsUt&den sind, ist nach den Grui^dsätzen ^es älteren Bechtes zu beurtheilen. 
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Wenn ein Gericht solchen Urknnden die Bewetslcrafl abgesprochen hat, rthnn sieh 
«uf BesUmmungen des B. Q. B. zu berufen, so kann nicht behauptet werden , dass es die 
BM&UDongea des Art. 2 Ober die rückwirkende Kraft der Gesetze Terletzt habe, und am 
•ioM Ountionsream wegsii Yarlattimg der Gnmdiitie dM illana ReeUt n htgrtmiM, 
mflsste der Cassationskläger auadrtlckliche ältere gesetzliche Dispositionen, oder uu solches 
resaltircnde, oder an solche sich anschliessende Becbteprindpieo, die «!• Terlabl MgasehM 
werden konnten, anzuführen im Stande sein. 

DarniUdI, 36. Taanar 1868. (Rej.) MflUer g. Adnol eto. (Emneii 1868. L 8w) 

31) Urkunden, unter altem Rechte entstanden; Beweis- 
kraft; Ilecognitiv Urkunden. 

Da, wo es sich von der Beweiskraft einer lange vor Publication des B. 
G. B. entstandenen, und deshalb in dieser Beziehung nach dem zur Zeit 
ihrer Entstehung bestandenen Rechte zu beurtheilenden Anerkennungsur- 
kunde handelt, kann von einer Verletzung der betreffenden Bestimmung, 
des Art 1338 B. G. B., überhaupt nicht die Rede bciii. 

Uehrigeaa kaiw aaeh der ia deai angenireiieB Artikel anfgeitellte, den illaraa Beehla 
entsprechende Grandsatz auf einen Act der karpftlxiaeben Begierung, wetdier offenbar die 
Absicht hatte, der katholischon Gemeindt^ in H. als selbstständiapr Titel für ihre darin klar 
aofgesproch enen Rechte an einer Kirche nebst Zu^^i'hor zu dieni'ii, nicht angewendet werden. 

Daroistadt, 5. Apnl 1853. (Kej.) Gemeinde Heppenheim g. katboliache Kirche 
daialbal. (EanaarUag 1863. L 60.) 

32) Urtheile, ausländische; Executorisch-Erklärung. 

Es ist ein allgemein feststehender, auch in dem Art. 2 dos B. G. B. ausgesprochener 
Grandaatz, dasa — abgesehen von besonderen Ausnahmefällen und einer ausdrücklichen 
oder wenigateaa dealKdi eiltevniMran 'WUIeMerUirang dea Geaetqrsbera — den Osaetien 
kabe rückwirkende Kraft beizumessen aei; Zweck und Inhalt der Gr. Hesa. Verordamg 
Tom 21. Juni 1817 gewähren abor keinen zureichenden Grund für die Annahme, dasa ea 
in der Absiebt des Gesetzgebers gelegen habe, ibr in der fragUeben Beziehung eine rOek- 
«ickanda Kiafl n darleihen, wofBr aadi ein Anhallpanki ia den abrigen Verfhgnngea dar 
Yarordnaqg nidil gafimdea Warden kann. 

DenuuMli mag die Bestunmuig des §. 15, Sats 2 jener Verordniuig 
nicht «if Urthdle bezogen zu werden, weldie bereits vor dem Erscheinen 
der Verordnung im Auslande ergangen waren. 

DarmaUdt, 2a April 1846. (Baj.) GraifencUa g. Bainaeh, Xxtrch ele. 

88) Verj&hrnngsfrist; nenes Oesets. 

Diejenige Verjährungsfrist, welche gerada zur Zeit der eingegangeoan YarUiidlidl- 
keit für dieselbe am Contractsorte baaleilt, kann nicht ala onabänderlicbes Gesetz fOr IIa 

Contrahenton betrachtet werden ; sie muss vielmehr, als ans dem Gesetze fliessend, bis znm 
wirklichen Ablauf einer für alle Betbeiligte verbindlichen Abänderung durch ein Ton dem 
Gesetzgeber dea Oontractsortee erlassenes nenes Gesetz anterworfen bleibaa. 

Wenn daher an diesem Orte im Jahre 1811, in wehten der Yertrag 
aiigeschlossen wurde, die 5jfthrige Präscription des Art 2277 B. G. B. galt, 
Im Jahre 1815, aiso vor Ablauf der VeijihnmgsfiriBt, daselbst das Allgem. 
preuss. Landredit eingeüBlirt woide^ welches eine vid lingere Fiist fttr die 
VegShning festsetzte, so ist die Frist nach dem letzteren Gesetze zu bemessen. 

Barlin, 6. Hirz 1813. (Oaaa.) Wataanliaaa g. BredtholL (K. A. 35. IL A. 334 

84) Yerjährnng, unter altem Recht angefangen; Geltung des 

alten Bechts. 

& n Alt m B. a B. 
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86) Vertrag (Cession) ?on 1794; Beweismittel; 

YermathiiiigeiL 

Ein Rechtagesdiift (hier eine Cession aber 1570 Gulden), abgescUossen 
im Jahre 1794, kaim, dem damals geltenden Reehte gemiss, anch durch 

Präsumtionen und Ergänzungseid bewiesen werden, ohne dass hier- 
durch die den Beweis durch Scliriften und Zeugen betreffende französische 

Rechtsrcgel verletzt werden konnte. 

Ein Geschäft oder Factum, das ein Rocht bcgrOndct, steht nSmlich für alle Zukunft 
und für alle ErgebalMo danas unter dem Schutze dcrjenigon Gesetzgebung, unter deren 
Hcmduft loIdMt eoManden ist; andi wM hiosleUlidi der BewdinUinuig ein BadU «if 
die Regeln jener Gesetzgebung erwwrben , weldMr nnii ilflii aiiTerinail hal, dft die ThaOe 
den Gesetze des Ganten folpen. 

Zweibrocken, 30. Juli 1824. (Sej.) Raunzer g. Rebholz. 
y«rgl. oben ta Aii. t Nr. 1. 

36) Vertrag über ein Darlehen vom Jahre 1801; Beweis der 

Liberation. 

Die Anwendimg des Art. 1283 B. G. B., welcher, im Falle der freiwilligen 
Einhändigung der mit der executorischeu Form versehenen Ausfertigung des 
Titels (de la grosse), die Begründung der Verrauthung aufstellt, dass die 
Schuld erlassen oder gezahlt worden sei, ist völlig gerechtfertigt auch in 
dem Falle, wenn die Scholdorkunde (vom 12. Juni 1801) vor der Promul- 
gation des Art 1283 anfgenommen wurde, ihre Auslieferung aber nach T(n> 
liegenden Thatsachen erst nach der PnbliotUion desselben (17. Februar 1804) 
erfolgt sein sollte. 

Denn wenn es auch richlip ist, dass Vertragsurkundm bezüglich ihrer formellen Gül- 
tigkeit und Beweiskraft nach den zur Zeit der Errichtung derselben geltenden Gesetzen zn 
beurtheilen sind, so kann aus der Anwendung des Art. 1283 im gegebenen Falle keine 
TtriMang dw Art. 3 ib. gefolgert woden, dn ertterer efaie von dem Doennente gen un- 
abhängige , für sich bestehende Handlung und eine ans dieser Handlung hervorgehende 
Vormuthung zum Gegenstande hat, nicht aber die executorische Ausfertipuns der Urkunde 
an sich. Von einer Verletzung des Art. 2 und falschen Anwendung des Art. 1283 könnte 
daher im gegebenen fUle flberimnpt mir dann die Bede aein, wenn das Appellationsgerieht 
fluMdiUch angenommen bitte, dasa die Auahftndigvng der fragHcben Schuldurknnda 
schon vor PabUaatfon daa batieffaiulen Titala daa dvilgaaetsbndw (Badi III, Ttt, 10) er- 
folgt wäre. 

München, 2. Mfirz 1852. (Rej.) Bellmont g. Schneider. 

37) Vertrag des Metzgersvndicats, Nichtrflckwirkung des 

Decrets von 1858. 

Das Syndicat der Metzger zu Paris hatte , wie es diesps nach den früheren Gesetzen 
zu thnn befagt war, einem gewissen Förster im Jahre 1856 das Blut aller in den Schlacht- 
bdoNni gaaebladilalar Tüim auf 6 Jahre verkauft Nachdom daa fimaaMt» Daeral voa 
24. Febr. 1856 daa Geweri» derMeligerai fltr frei arfclirt hatte, bebanpCalan mehrere Vata- 
gcr, dass sie jetzt nicht mehr durch den von ihrem früheren Syndicat abf^eschlossenen 
Vortrag gebunden seien, da durch jenes Beeret, also durch ein factum principis, die Corpo- 
ration der Metzger, deren Syndicat und gemeinschaftliche Kasse aufgehoben worden seL 
DIeaer Bahanptnng gamlaa wvrde die rm Fflralar gegen die nichl asehr daa Blni daa 
ScUacbtriehea abgalMDdcn Metzger erhobene Klage durch ein Appellurtheil abgewiesen, 
dieses ürtheil aber von dcüi C. H. wegen Verletzung des Art, 2 B. G. B. Tcmichtet, weil 
nach demselben das neue Decret nicht auf die vor dessen Erlass gültig 
abgaaahloaaenen Yertrlge snrflekwirken kSnne; wenn auch mit danaelben daa 
gyadlaal «i^abort habe, walehea den Tartiag ab Mandatar dar Malagar abgaaaUoaaan 
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killt» M kAnlen Ifo tfandnoi Utbgn toA andi jebl nodi, nler ZiBniriamt ntetr 
imdatare oder aach selbst, jenm Tertrag erfQllen. 

Paria, 37. Uai 1S61. (Cm.) (J. d. P. 1861. S. 809.) 

88) WecliselTerj&hrung. 

Nene GeulM besielieii lieh sw»r nldil auf Ii« ihrer Yeikflndignng Torim^agaagenea 
H a nilh i n gen und kODoen die daraus in Gemäaelieit 1er frflheren Gesetzgeboog erworbenen 
gegenwärtigen Rechte nicht rflckwärls bedingen; es steht aber ihrer Anwendbarkeit dm 
nietat« entgegen, wo sie nur eine in den älteren Gesetzen begrtlodete Möglichkeit zo 
kSnlUgein YemiOgaoMniiil» abiiidenid bestimmen, oder die Folgen und die AnsQbong 
froher bestandener Badilafirliillnlua fflr die Znkaafl an gewisse ModMetllmiai ni 
Erfortlnrnifiso binden. Wenn hiemach ein neues Gesetz die Verjihrnng der Klagen, ab« 
weichend von den bisherigen Vorschriften, festsetzt, so muss dieses für alle später ent- 
stehenden Klagen gelten, da das Gesetz hier, ohne das Materielle der bestehenden Rechte 
sa beridireD, mt derai garieMlidie OeUendmaelmng flir kttorUga KlagOlla nomirl ui 
die Anstellung der Klage binnen einer bestimmten Zeit durch ein EHbrdeniiM bedingt, wel- 
ches .Teder, dem in der Folge eine Klage zukommt, beobachten kann und mou. Hiermit 
stimmt zugleich die Analogie des Art. 2281 des B. G. B. tiberein, wonach die zur Zeit 
denelban nodi aJ«bt begnnnan« YeiJllirvDgen dnrdi dai ncne Oeielz geregeH mrlin. 

Die im Art 169 des H. Q. B. ausgesprochene 5jährige Wechsdyeijalh 
mng tritt also ein, wenn ein Wedisel vor der Hezrschaft des H. G. K aus- 
gestellt, aber erst unter derselben fUlig geworden und die daraus sich er^ 
gebende Wechselklage entstand^ ist 

Darmstadt, 23. November 1830. (Roj.) ROmer g. Perpeate V. QiaUno. 
Cfr. Gilbert zu Art. 189 H. G. B. ^r. 8. 

39) Zengenbeweis; alte Hypotheke; Beweis des Datums eines 

Vertrags; Bergisches Becht 

INa fuig«, dBNi wildM HMel ein Vertrag bewiesen werden kann, keantavorlit itdk 
svir fan AUgeoBfliaan nach derjenigen Geieligebang, unter weldier denelba gasdiloaMB 

worden ist. Nach ausdrOcklicher Vorschrift des Art. 71 J. 20 des Bergischen Decrets Tom 
17. Decbr. 1811 ist aber der Beweis des Datums einer unterm älteren Röchle entstandenen 
Priraturkunde nur auf die im Art. 1328 des B. G. U. oder durch zu gehöriger Zeit nach- 
gaholtaa Tin den Einregiiliinuigs-EmpnLDgeri feMsoiteUen. 

Es kann also hiemach das Datum dner unter sltem Becht im Bergi» 
sdMQ durch Frivatact ccnstitnirten Hypotheke, resp. der Beweis, dass die^ 
selbe schon unter ttterem Rechte entstanden sei, nicht durch Zeugen er- 
wiesen werden. 

Barlin, 14. No?br. 1827. (Gass.) Tillaannt g. Uebteneebeid. (K. A. IL IL 22.) 

40) Zeugenbeweis; ältere Verhiltnisse. 

Wenn es sich in einem Rechtstreite von Verhältnissen (Rechten auf 
ein» Mflhlkanal) handelt, deren Existenz aus dner vor Einführung des 
B. 0. B. liegenden Periode datirt, so kann das Geridit den nadi den Ge* 
setzen jener frohmi Periode zulässigen Zeugen- und Vermuthungsbeweis 
auch jetzt noch zulassen. 

Darnttadt, 14. October 1844. (Rej.) Leos g. Mayer. 
|w anah oben m Art. 2 Kr. 1 n. 3& 

41) Zinsen; alterum tantum. 

Die Terfligmig des Römischen Rechts, wonach die Ztosen das alteram 
tttitnm nicht «bcrsteigen dUrlen , findet in dem Falle keine Anwendung, wenn 
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die Zinsen erst unter dem B. G. B. , mithin zu einer Zeit, wo je&es Verbot 
des Rom. Rechts nicht mehr der Entstehung weiterer Zinsen entgegenfitand, 

den Betrag des Kapitals zu übersteigen anfingen. 
Berlin, ö. December 1821. (Rej.) (K. A. la U. 1.) 

42) Zinsfass. 

Das Geseti im 3. Septlnr. 1807, welches den ZinsfiuB bei Girilforde- 
ningen anf hOdistens 6 Tom 100 festsetzt, kann auf vor diesem Gesetze 

abgeschlossene Verträge nicht angewendet werden, weil demselben kdne 
rückwirkende Kraft verliehen, vielmehr in seinem Art 5 die Nichtanwendung 

auf frühere Verträge ausgesprochen wurde. 

Darms tadt, 21. Juni 1824. (Rcvie.) Lorum g. Scbreiner. 
Cfr. Gilbert lu Art. 1907 B. G. B. Nr. 37-39. 

Za Art. 3. 

1) Competens inUndischer Gerichte über Rechtstreitig- 
keiten zweier AusUnder. 

Die inländischen (hier rhein bayerischen) Gerichte sind competent, über 
Streitigkeiten, welche Ausländer vor sie gebracht liabcu, zu entscheiden. 

Dm G«n«s telbsl (Art 3) vnlenclieidet nichi swisdno Iiiliiil«!« und Aosliad«»; in 
jedem Falle ist keia pioblUtivei Qflsels vorhandra, welches Aaslindern untersagt, ihre 
Streitigkeiten durch inlSnflieche Oerichlp entscheiden zu lassen, oder welches den inländi- 
schen Gerichten verbietet, über die Streitigkeiten der Ausländer besonders alsdann xo ent- 
scheiden, wenn es sich Ton Streitigkeiten handelt, welche auf ein Objecl (YermOgeiitooB- 
pkx von Gtteni, WaldimgsD, erandrenton ete., grUlidi L^hglsehss Bsaiiifhuni, den 
franzSsischen Staatsgut in den 1790er Jahren einverleibt, den Grafen Leiningen durch das 
Restitutionsedict vom 6. December 1814 der Souveräne von Oesterreich und Bayern wieder 
zurückgegeben), das im Inlande ( Bbeinbayern) gelegen ist, revertiren. 

Zweibracken, 9. Oetobsr 1823. (Rej.) Graf Fr. foo All>Leiningen-Weil«rbing 
n Ilbenstadt (Hessen) g. die Ehefrau Nicolai zu Mannheim (Baden). 

Vergl. anter Nr. 25 unten das Urthcil ( Paris) vom Ift. April 1861. 
Cfr. Gilbert zu Art. 14 B. G. B. Nr. 27 u. f. 

3) Competenz des inländischen Gerichts bei persönlichen 
Bechtstreiten swischen swei Ausländern. 

Die iniindischen Gerichte sind nicht competent, persönliche Recht- 
streite zwischen Ausländem zu entscheiden. ISb kann daher ein AuslSnder 
in Folge eines im Auslande za seinen Gunsten von einem Ausländer ausge- 

stellten Schuldbekenntnisses, diesen Letzteren nicht vor dem inländischen 
Gerichte auf Zahlung belangen, sollte derselbe auch im Inlande wohnen und 
hier Personal-Steuer bezahlen, ohne jedoch die Eigenschaft eines Inländers 
auf die im Gesetze vorgeschriebene Art erworben zu haben. 
Darmstadt, 24. Juni 1824. (Gass.) Giebel — t. Weiler g. Heuser. 
Cfr. Gilbeit n Art. 14 B. G. B. Nr. 37 v. t 

3) Ehevertrag, im Auslande abgeschlossen; Form. 

Euiem hn Auslände zwischen einem Inländer und einer Ausländerin ab- 
geschlossenen Ehevertrage moss, insoweit seine Bestimmungen den inländi- 
schen Gesetzen nicht zuwiderlaufen, im Inlande volle Gültigkeit und Beweis- 
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kraft eingeräumt werden, insofern er nur, gemäss Art. 1394 des B. G. B. 
und der bestehenden gesetzlichen Vorschriften über die Beweiskraft der Ur- 
kunden, in einer nach den Gesetzen des Orts, wo der Act ao^enonunen wurde, 
ab authentisch anzusehenden Form errichtet und nachgewiesen wird. 

DArmtladt, tt. Hin 1838l (Bej.) Swg g. Delbondio. 

0fr. eObwl SB Ali 3 B. 6. B. Nr. 66 v. 61 und in Art. 1384 Vr. lA. 

4j Jb'aiiiment eines Ausländers; inländische Güter; 
• besonderer Concurs im Inlande. 

In einem im Auslände anhängigen Fallimentsverfahren gegen einen Aus- 
länder wird für das inländische Gericht, in dessen Sprengel der in Falli- 
mentszustand erklärte Ausländer Iiumobüien besitzt, der besondere Concurs 
filr diese Immobilien begrOndet, und es steht sonach dem inländischen Ge- 
richt 2U, die £rd&ang des besondem Concurses zu erkUren und die wei- 
tere Frooedur unter seiner Au&icht vor sich gehen zu lassen; dem inländi- 
schen Glftttbiger aber steht auf den Grund des Art. 14 B. O. B. das Recht 
zu, in dem gegebenen Falle die Faliimentscrklärung des Auslinders vor dem 
inländischen Gerichte zu begehren , in Folge welcher Erklärung die Verwal- 
tung der inländischen Güter des Schuldners mit dem Rechte der Veräusse- 
rung derselben , zum Behufe der Bezahlung, auf dessen Creditorschaft unter 
gerichtlicher Aufsicht übergeht. 

Zweibrücken, 18. Aug. 1830. (Cass.) Uennet voa Strasburg g. fireal too Landau. 

5) Falliment des AusUnders; Rechtswirknng im Inlande. 

Das gegen einen ausUndischen Schuldner im Auslande erfolgte, dessen 
Falliment aasqprecfaende Urtheil kann im Inlande nicht als ezecutoiisch an- 
erkannt werden; der Inlinder ist daher nicht gehalten, gegen diesen Aus- 
länder vor dem Concurs-Gerichte zu klagen, sondern hat das Recht, den- 
selben, beziehungsweise den ernannten Syndiken , gem&ss Art 14 B. G. B. 
vor dem inländischen Gerichte zu belangen. 

(S. das Mhere zu Ar». 14 B. G. B. Nr. 3.) 
Darmstadt, 1. Juni 1832. (K«j.) Adolai g. Wemar. 

6) Formalien Ton im Auslände Yorgenommenen Prosesshand- 
lungen; Wechsel «Protest; ZeugenTorhOr zufolge Boga- 
toriums. 

A. Die Fragen ob ein im Auslände (Frankfurt) anllBenommener WediseU 
Protestact rechtieitig sjaU^mommeik worden, an welchem Tage namentlich 

die auf christliche oder jüdische, zusammentrdfende oder aufeinander folgende 
FeicKtage fiUlig werdenden Wechsel zu protestiren sind? ist nach den Ge- 
setzen (in specie dem Gewohnheitsrechte) des Ortes, wo der Wechsel zu 
protestiren war, zu beurtheilen, wemigleich der Rechtstreit, worin die Gül- 
tigkeit des Protestes zur Sprache kömmt, bei einem inländischen Gericht 
anhängig ist. 

B. Wenn es sich von den Formalien einer an einem ausländischen Ge- 
richte zufolge Rogatoriums vorgenommenen Proccdurhandluiig, z. B. von der 
Form der Vorladung eines Zeugen zum Zeugenverhüre, liaudelt, so sind 
hinsichtlich dieser, noch ^anzösischem iiechte zu den s. g. ordinatori- 
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sehen Yondinfteii des Prozesses zlUeDden F5nii]ichkeite& sieht die In- 
Undlsclieii, Kadera die Gesetze des Ortes, wo die Prozesshandlnng statt- 
findet, zur Biehtsdumr zu nehmen. 

Darmstadt, 22. Februar 1847. (Rej.) Cahn g. Hanbnrf. 
Gfr. JL. A. 13. L 111 aod dl. L li9. 

7) Gesetze des Aaslandes; Beweis ihrer Existenz; 
Verletzung; Gassation. 

Erster Fall. Die Existenz und der Inhalt anslAadischer, m einem 
concreten Fall ansnahmsweise anwendbarer Gesetze gehören zu den der 
richterlichen Apprcciation übervriesenen Streitfragen (questions de fait) und 
es kann eine Zuwiderhandlung gegen solche Gesetze nur dann eine Cassa- 
tion begründen, wenn dieselben durch promulgirte Staatsverträge ZOT rechts- 
verbindlichen Kraft für das Inland erhoben worden sind. 

Dar mstadt, 22. Februar 1847. (Rej ) Cnhn Hamburg. 

Zweiter Fall. Ein in Frankreich erlassenes Urtheil kann nur dann 
wegen Verletzung eines ausländischen Gesetzes mit Cassations- Recurs ange- 
fochten werden, wenn durch diese Verletzung auch dem frauzösisehen Ge- 
setzezuwidergehandelt wurde, der zur Aufrechthaltung des f ran zos i sehen 
Kechts eiogesetzte Cassatiousliuf tiat nicht die Aufgabe, die falsche Aus- 
legung fremder Gesetze wieder gut zu machen. 

Paris, 15. April 186L (B«j.) VtigL mtm m Nr. 25. 

Paris, 3. April 1862. (Rej.) 

8) Gesetze des Auslandes; Beweis derselben; Gassation. 

Eine Partie, welche ihre ganze Rechtsvertheidigung auf inländisches 
Hecht basirte, kann einen Cassations -Recurs nicht darauf gründen, dass 
eigentlich ein bestimmtes ausländisches Recht anzuwenden gewesen wäre. 

Wenn auch im Allgemeinen der Richter an die Rechtsausführuugen der 
Parteien nicht gebunden ist, vielmehr das Gesetz selbststfindig anzuwenden 
hat, so gilt dieser Grundsatz doch nur vom mlflndischen, nicht vom aus- 
Ua^bschen Bechte, dass der Richter jeden&lls, ohne dass sein Urtheil der 
Gassation unterliegt, in der Regel ignoriren dar! 

DariDst&dt, 70. Dessnbsr 1863. (B^) Bayer. Asrar g. GmIiII A Bailf. (Vonpsr* 
Ung 1863. L lU.) 

9) Gesetze des Auslandes; Beweis derselben. 

Wer eine Klage auf ansUndisehe Gesetze sttttzen wOl, nmss in dersel- 
ben diese Gesetze anfahren und nachweisen, dass alle Erfordernisse, wddie 
die Geltendmachung des fraglidien Ansprudis nach jenen Gesetzen bedingen, 
erfttllt sind, wdl der inUndische Biehter die Gesetze des Aushndes nicht 
kennen muss. 

Mannlieiia, 13. Juni 1881. (AonaL 186L & 20a) 

10) Handelsgesellschaft, anonyme, ausländische; Koth- 
wendigkeit der Genehmigung im Inlande. 

£äne in der Schweiz coustituii-te und von der dortigeu blaatäregierung 
genehmigte anonyme Gesellschaft kann, wenn sie nicht die staatlldift Auto- 
lintioii hu l'nuilardeh emrkte, einen FraazoM nicht tot den frauasidiHi 
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Gerichten belaogeo. Ohne diese Autorisation hat sie in Frankreich keine 
gesetilidie Edstens. 

Der Art 87 des H. G. B. ttolll tleh w«MiitUeh alt ein dar OfenlUclmiOrlBnagaage- 

boriges Polizei-Gesetz dar, welches in Frankreich so gut für den lolfinder wie für den 
Auslinder Terbindlich ist (Art. 3 B. G. B ); er bezweckt, die Staatsangehörigen gegen wag- 
halsige und scbleclit geleitete UDternehuiungea zu schützet^ und es luon daher nicht ange- 
iMiBett werden, daas du Geaela naUndiadien GeaaUaehnften in dieaer Baciehnnt efaian 
Yonng Tor den inländischen gestatten wollte. 

Der Art. 15 B G. B. hat keinen Bezug auf oine (aualftndiacbe) moraliadia Paraoo, 
welche nicht als solche im Inlande anerkannt worden ist. 

Paris, 1. August 18G0. (Bej.) (J. d. P. 1861. S. 101.) 

11) Immobilien, inländische; Legalhypotheke der aasl&n* 

dischen Ehefrau. 

Der Ausländerin, welche sich im Auslande mit einem Aulinder ver- 
heirathete , steht keine Legalhypotheke auf die im Inlande gelegenen Immo- 
bilieu ihres Ehemannes zu , selbst wenn sie mit diesem im Inlande wohnt, 
wenigstens dami nicht, wenn dieses Wohnen im Inlande nicht mit der im 
Art. 13 B. G. B. vorgesehenen Autorisation verbuiulen ist. 

Ein positives Gesetz bewilligt den Ehefrauen eine Legalhypotheke, um in dem Landa^ 
worin ale eiBgeriamtwoffdeo Ist, den Stand and die Znatintigkeiten der dnrcih 4Ueae geaato- 
licbe Vorschrift gesicherten Frauen zu reguliren, gewihrt ihnen also ein Cirilreeht (droit 
civil). Die zum Vorlht-il der Persönlichkeit der Ehefrauen in Berücksichtigung ihrer Qua- 
lität und zum Schutze und zur Sicherung ihrer Rechte angeordnete Legalhypotheke steht 
In Frankreich unter den sonstigen gesetzlicheu Bedingungen nur den Frauen zu, denen sie 
dmk daa fr n nH a i ache Oaaals ngealandan worden tat Ea raiehl daher sa daran Exlatens 
nicht hin, dass der Ehemann in Frankreich Immobilien besitzt; die Ehefrau kann ihr Recht 
nicht aus der Verfügung des Art. 3 B. 0. B. ableiten, durch welchen die in Frankreich 
gelegenen Immobilien eines Ausländers dem französischen Gesetze unterworfen werden, um 
jeden Einflnsa fremder Gesetze auf die einen TheU des franaoaiacban Gebietea anamachen- 
den liagenadiaflen an Terbaten. 

Keine Verfü^ng der französischen Gesetze gewährt der .Ausländerin, welche sich 
ausserhalb Frankreichs an einen Ausländer verbcirathete, eine Legalhypotfaeke. Da in 
Torliegendem Falle nicht nachgewiesen wurde, daas die ausländischen Eheleute die Aaiori- 
iation ariiallan liattan, ihr Dondail in FMnkraiah sa atablina, an lal die Frago, walaht 
Folgen der im Falle einer solchen Autorisation eintretende Gcnuss der bOrgerlieWn Baflhia 
n Gunsten der Ehefrau mit sich führen würde, nicht der Prüfung zu unterziehen. 

Auch den in Algier eingewanderten Fremden gewährt kein französisches Special-Gesetz 
wegen flmr Uonan BaaUaas In Algier, «lino die Im Art. 13 TOrgaaeheno Aalotiaalion, 
den Genoaa aller bQrgerlielien Beohla, noch den Ebefranen ron Ausländem, welche Immo- 
bilien in Algier besitzen und dort wohnen, eine Legalhypotheko auf diese Liegenadinftan. 

Paris, 19. u. 20. Mai 1862. (Gass.) Gaz. des tribun. TOm 2. Joni 1862. 
Cfr. GUbert zu Art 2121 B. G. B. Nr. 14 u, f. 

12) Immobilien, inländische; Legalhypotheke des Mündels 

gegen den Vormund; aasUndische Yormttndscliafts 

Territorial- Veränderung. 

Wenn eine Yomumdsch&ft im Jahre 1813, also zu einer Zeit, iro flO> 
wohl die jetzigen preassischen Rheinprovinzen als Hheinhessen zu 
Frankreich gehörten, anfing und nach der Trennung dieser Provinzen von 
Frankreich in Rheinhessen , dem DoraicU des Mündels und Vormundes, fort- 
gesetzt wurde, so kann der Mündel wegen einer erst nach dieser Territorial- 
YeränderoQg eutätandeaea Tutelarächuld (wegen eines vom Vormunde ver- 
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einnahmten, im Jahre 1820 dem Mündel zagefaileueu Legates) nicht die ihm 
gegen den Yormiind nutehende Legalhypotlieke auf dss in Ehdi^feiusen 
gelegene Inimobiliar -Vermögen des Vormundes geltend machen. 

(S. du Nibere ta Art. 2135 B. G. B.) 
Berlin, 20. Febraar 1843. (Gau.) Lang g. KaUerauuin. (C A. 36. IL 62.) 

18) Immobilien, inländische, eines ansUndischen Mflndels; 

Form der Verftnssernng. 

Der Vormund eines im Aaslande domicilirtea Mündels hat sich bei der 
Vertosserung der im Inlande gelegenen Immobilien seines MOndels, beittg- 
licihdff Frage der Zulässigkeit dieser Veräusserung und der dabei zur Siehe- 
rang des Handels zu beobachtenden Formen, nicht nach den Gesetaen des 
Inlandes, sondern nach jenen des Domidls des Handels zu richten. 

(S. das Nähere unter Art. 457 B G. U.) 
Berlin, 5. JuU 1847. (Hej.) v. iiassenheim g. fiaOauf. (K. A. 42. U. 40.) 

14) Immobilien, inländische, eines ausländischen Handels; 
Veräusserung im Inlande; Bescissionsklage. 

Hat der Vormund eines im Auslande domicUuten Mündels ein Diesem 

zugehöriges , im Inlande gelegenes Immöbcl , unter Beobachtung der am 
Domicil des Mündels geltenden Gesetze, im Inlande veräussert, so kann der 
grossjährig gewordene Mündel, wenn er auch nach den allgemeinen gesetz- 
lichen Bestimmungen seines Wohnortes berechtigt sein sollte, gegen 
einen Verkauf die Wiederein.set/.un;,' in den vorigen Stand wegen einfacher 
Verletzung (qua lae.su.sj zu begehren, nicht im Inlande gegen jenen Kauf 
mit der Kescissiouüklage aufkouuueu. 

Dieu Varlelsaiig baiiahl lidi ninlidh «mmttielbar auf du varkaoll* bmObel , die 
Mlagß aleUl alch aonadi ala efaia ImmobiliArklaga dar, iit miOiiii nadi den f dUd- 
di sehen Gesetzen (der belegenen Sache) zu beurtheilen, nach diesen Gesetzen .iber der 
Grundsalz, dass der grossjährig gewordene Mündel schon we^en einfacher Verletzung in 
den vorigen Stand wieder eiogeeetxt werden könne (Art. 1305 des B. G. B.), nar mit der 
leifliTlnIrmg ia daa B. O. B. ttbergegangen, daaa er in dem Falle einer VertoMerang 
Ton MQndeJgfitern keine Anwendung findet, wenn diese Veräusserung unter den daftr ge- 
ielslich vorgeschriebenen Förmlichkeiten stattgefunden hat (Art. 1314 ib.). 

Berlin, 5. Jali 1847. (Gass.) Rafauf g. v. Basseoheiou (K. A. 42. II. 47.) 

15) Immobilien, inländische; Nutzgenuss, im Aaslande 
stipalirt; Verpachtungsrecht 

Steht dem flberlelieiideii Ehegatten, mfolge eines unter der Herrschaft 

eines ausländischen Hechtes abgeschlossenen Ehevertrages, einNatniiessaogs* 
recht auf Immobilien zu und kann, nach den Gesetzen, unter welchen der 
Vertrag abgeschlossen wurde, der Niessbräucher nicht über seinen Tod 
hinaus durch Verpachtung über die Früclitc der dem Nicssbrauchc unter- 
worfenen Liegenschaft verfügen, so vermag der Umstand, dass dieses Im- 
möbel im Inlande liegt, wo der Art. 595 des B. G. B. dem Nutzniesser 
eine 9jährige Verpachtuug gestattet, hierau nichts zu ändern. 

Wann andi Pannnnl-Senriiotan im Allgemeinen nach der lex rei aUae m beorfhellen 
äaif an knnn dieaer lex doeli dnreh VerMge, «elehe nidil den ProhiUliT-BestinuDangen 
der Gesetze der gelegenen Sache zuwiderlaufen, derogirt werden; jene Rescbrioluing Ueble 
aber dem Niesshrauchsrechte als eine vertr.agsm;Lssi,ae Eigenthüiulichkcit an. 

fieriiu, 14. Decbr. 1852. (Uej.) r. Hageus g. v. üylmaoa x Davera. (iL A. U. 49. A. 7.) 
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16) Immobilien, inländische; Substitution in einem aaalän* 

disciien Testamente. 

Wenn ein ausserhalb des Bezirks des Appellhofs zu Köln errichtetes 
Testament über in diesem Bezirk gelegene Immobilien verfügt, so kann 
bezüglich der Frage , ob das in jenem Testamente angeordnete Fideicomnüss 
als erlaubt anzusehen sei oder nicht? nur dasjenige Gesetz zur Anwendung 
kommen, unter dessen Herrschaft die in Rede stehenden Immobilien gelegen 
sind. £ä muss daher die gedachte Verfügung, wenn sie gemäss Art. 896 
teB.0. EilBTirbolBiiaiisiisehenist, mit der «rsten Erbeinsetzung 
dB niditig erUfirt werden, sollte andi an dem Orte, wo das Testament er- 
liditet wurde, Fidocommisse erlaubt sein. 

Barlitt, S. Afiffl im |B^) Ippaabwg g: WbMiM. (K. A. 10. a S.) 
Cfr. Gilbtrt M Art. 3. B. 0. B. Vr. 98 v. £, bMOoim Vr, 88. 

11) Immobilien, inUndische; Wiederaufnahme einer frflher 
vor dem Kaiser als obersten Beichsrlchter aahäaglgeii 
Instam; qnaestio statas. 

Die mUSf VunOk too OrailSmelu enriehMa in Jahre 1716 eioan FandUflarartraf, 

worin nameotlieh im |. 25 bestimmt wurde , daaa im Falle der Baaitxer daa FiMaaanaiaa* 
^ilaa eine MiMbeirath abschliessen sollte, er dessen verlustig gehen solle. 

Dieaer Vertrag wurde dem deutscbea Kaiser zur Couürinaüon vorgelegt, auch von 
iMNalbaa 1717 «liUich hmmgt, jcdoeh nil dar MadMailiaD, ,<aH in las baUan Sl. U 
maä 28 bananwiaB, Sbar km oiar Ja^g dah iaaaantai FSUan aaf kiarflbar Ton deo nfteb- 
aten Befreundetea lalarttl^gat aratattatan Baridrt dia kaiaailialM Erkaooliiiaa tarbdiallea 
bleiben solle.*" 

Der Kaiser handelte bei derartigen Vertragsbestatigungen als oberster Üeicharicbter 
and ala 8a«Tartia; fai Basialmag anf raia prlvatraehtlleha aoa dao TaiMgaB abge- 
leitete AnsprSdia, m welchen auch die Frage der Exmission wegen Misshcirath gdmrta^ 
konnte aber nur die reichsrichterliche Qualität des Kaisers in Sprache kommen. 

Es kann daher die Klage, welche die Verwandten des Fidcicommissbe- 
sitzers bei dem Kaiser auf Gruud jener Bestimmung des Familienvertrags 
auf Exmission wegen Missheirath anstellten, nur als eine an den obersten 
Reichsrichter, nicht aber als an den Souverän gerichtete Klage angesehen 
werden; diese Klage gehörte mithin, bezüglich der in Bheinhessen gelegenen 
ImoMlnlien, nadi der im Jahre IBOl erfolgten Tremiung dieser Provlns vom 
deatscben Beiebe, nidit aar Gogoltion des Sonveriiis, sondern aar Eotsdiel- 
diBg der Geridite der gelegeiMa Sadie, aii wekfae die TOimsls den 
Kaiser zustehende richterliche Gewalt ibergegsngen war, mnsste dsmni- 
folge bei den Gerichten Rheinhessens fortgesetst werden. 
DaroiaUdl, 17. Mai IMS. (B^.) Baiaaab g. t. StalfnialaB ale. 

Der dentsche Kaiser hatte nach jener Trennung vom deutschen Reiche 
Bidit mehr die Befagmss, Aber eine Klage, mit Rechtswlrlnmg anf die be- 
sagten Immobilien, zu erkennen, selbst wenn dabei eine qiiaestio statas zur 
Sprache kam ; über diese Frage hatte nunmehr ebenfalls nur noch der Rieh» 

ter der belegenen Sache zu entscheiden. 

(S. das Kihere zu Art. 2123 B. G. B.) 
DarmsUdt, lOi April 1846. (Rej.) Beiaach g. v. Qreifenclaa. 

18) Immobilien, inländische; Zuständigkeit des inUndischen 
Gerichts bei Klagen tob AaslAnderB. 

8 
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Das iHltodiache Geriskt, ii deMeii Bmuk AiwPftHilftr QmkMkß 
sitzen, bUdet in Besiehmig «nf diese Oflter den AusUnderii gegenflber das 
competente Fomm. 

ZwoibrQekoa, 18. Angntl 1830. (Out.) Htniiil g. BrwL 

19) MobiliarnaehlMseiBoktfi eines Ausliftdevs; 

Erkschnftsstener. 

Dar Art. 8 im B. O. B. bwUlaal odltolbir, iftw das b«w«glieh« Vfrmögea «Imi 
Fvemian naeta d«m Gesetz« »eines Wohnortet beurthallt vtriM Mllt iMMIIgl alM ite tÜ» 

Bflgel: mobilia ossibus inhaerenl, wonach das H o b i 1 i a r TermögeD , ia Bexteliaiig aaf die 
Person des EigenthUmer«, ein Ganzes bildet und die Erbfolge in dasselbe sich naeb 
Gesetzen des Ortes, wo im Erblasser sein DomicU hatte (Art. HO B. G. B ), richtet. 

Demzufolge Bind Ton den znr Erbschaft eines Fremden gehörigen Mobi- 
lien (Renten nnd Activ-Ansstande), sofern sie im Inlande sich Torfindeu, 
kdne Gollateralgelder m besaUen, wenn das inUndiselie Gesetz (wie die Gr. 
Hess. Verordnung vom 8. Jnnl 1821) die ErlielNnig solcher GebOlvefi ntr 
ftr die im Inlande statüiabenden Uebertragongen Tonohnibt 

DarmBtadt, 18. Februar 1833. (Rej.) Fiscns g. BaWatO, 

Cfr. Gilhert zn Art. 3 B, G. B. Nr. 61-65. 

Vergl. auch Urthcil (Daruistadt) Toni 19. November 1855 zu Art. HO. B. G. B. 

30) Personalstatut des Ausl&nders; von der Wirksamlceit 
desselben bei im Inlande geschlossenen Verträgen. 

Zwar kaaa du Panonatatalal, demw Wirkoqgan im ia firaaideB liadara aidi aaf* 

haltenden Franzosen gesetzlich zugesichert bleiben, reciprok auch tod den in Franlcreieh 
residirenden Ausländern angerufen werden; jedoch muss unter ünistinden eine Beschrän- 
kung jenes Grundsatzes eintreten, damit nicht der Franzose durch Täuschung oder Irrlhum 
in Beiladen ▼enetek werde. Wenn man aadi im AUgameiaM die FiliiglteH desjenigen, mll 
dem man contrahirl, kennen muss, so kann dieser Grundsatz bei Vertrlgen, die ein Fiaa- 
zose in Frankreich mit einem .\u8l&nder abschliessl, nicht in seiner ganzen Strenge tar 
Anwendung kommen, weil der Frauose nicht Terpflichtet ist, die ausländischen GeeetMi 
namentlich Aber Minderj&hrigkeit aad Terlragtf&bigkeit, zu kmaen; es genügt debir tar 
eflMgluit dleur Tirirtge, dan in Fmnm olne Uldabriigkail oad OafBiM%lMtt 
oad im gitea QlaalMa eontratairt habe. 

Wenn daher ein Au-släniler, welcher schon 23 Jahre alt war, aber nach 
den Gesetzen seines Landes erst mit 25 Jahren grossjährig wird, in Frank- 
reich von einem Franzosen Waareu kauft, wenn hierbei der Letztere keine 
Kenntniss davon hatte, dass der Käufer Ausländer und nach den Gesetzen 
seines Landes noch minderjährig sei , und in vollständig gutem Glauben han- 
delte, wenn der Preis der gekauften Gegeuätäude deu VermögenBverhältuiääeii 
des Käufers entsprach , wenn der Ankauf unter äm Aigen und ohne Wider- 
spruch von Seiten der Familie des Käufers stattgefunden, und wenigstens 
theilweise dem Käufer profitirt hatte, so kann das Geridit, ohne ein Geseti 
zu verletzen, diesen Ankauf als gOltig und rechtswirksam etkennen. 

Paris, 16. Januar 1861. (Bej.) (Sir. 1861. I. 306.) 
Cfr. Gilbert »i Art. 3 B. G. B. Nr. 57 n. t 

21) Personalstatni des Ansländers; Ehescheidung im Aas* 
lande; Znlässigkeit einer neuen Ehe in Frankreieb. 

Obc^ddi in Frankreich duzdi das Qeseti im 8. Mu 1816 din Eb»* 
scheidnng als ab^lirt «fcttit mvdft, |o kam dennocb eine Audänderin, die 
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sich im Auslande mit einem Ausländer verheirathet hatte, welche Ehe aber 
in Gemässheit eines recht.skräftigeu Urtheils des competenten ausländischen 
Gerichtes gUltig geschieden wurde, weuu auch ihr gewesener Ehemann noch 
lebt, sich in Frankreicli mit einem Franzosen wieder verheirathen. 

Ebenso ist der Franzose, dessen Ehe vor jenem Gesetze gttltig geschie- 
den worden war, befugt, sich jetzt wieder zu verheirathen. 

Im Art. 3 dea B. G. B. ist Dämlich der Orundsatz dM Unterschiedes zwischen ding- 
lUhtm ml perMoIieben GessiMa «nerkmit; lies« letatarta bitlfauBtB iwwobHMilkli dn 
SUMM nl B§ Hblgkrii te PmootB, md fidgw im Tnawma, mUmI wm tr tUk int 

Aaslsnde sufbfiJt, ebenso aber auch dem Ausländer, welcher sich in Frankreich niedcrliisst. 
Deshalb muss die Fähigkeit des Auslaiiiiers, eine Ehe in Frankreich ahzuscliliessen , nach 
den bttreffendeu QeseUeu des Auslandes beurtbeilt werden; wenn daher eine frühere Ehe 
imttOm Im Miasm Itade wdjgaM wwd«, lo «rlMgt «r bleffdoreb iie ToUe Mbtit tieh 
wWtr ta verbelratbcn und geniessl diese Freiheit, auch wenn er eich in*B Ausland begibt; 
er kann nicht mehr als in einer noch bestehenden Klie befindlich betrachtest werden. Das 
Gesetz von 1816 kann nur ao angesehen werden, als ob es für die Zukunft und Frank- 
riiflh ailafai ito EhMdtaMniigen «oliitbobM bdw, ind ludst iosbilb so wenig auf ü» vw 
mImb Eritti in Frankvtiih, slf dit rsgabnlsttg im Andsnie aosgssproehenen Ebesdisi<- 
duDgen Anwendung, so daas die vor jenem Gesetie in Frankreicli ^geschiedenen Ehegatten, 
ebenso aber auch die Ausländer, deren Ehe im Auslande gesetzlich geschieden wurden, 
sieh wieder zu Terbeirathen im Stande sind. Durch eine solche WiodorYerheirathung wird 
weder den prten SHleii, noch d« «ffsntUdisD Ordnong zawidorgebandeli Ifss Oooels toii 
1816 bestätigte durch sein Schweigen Ober diese Fragen die Grundsätze der Nichtrflck- 
wirkung der Gesetze nnd der Geltung der ausländischen Gesetze, bezüglich des Status und 
der persönlichen Fähigkeit des Ausländers. Das Gesetz von 1616 gehört zwar der Offent- 
letaoD Ordnung an, nnd « kann tonaeh dansolben weder dnreb Prlvalflberoinkonuaai de« 
rogirt, noch eine den Civilitandsbeamten nicht erlaubte Ehescheidung vom Gerichte ausge- 
sprochen oder sanctionirt werden; aber ebensowenig darf das r.cricVt, ohne <lie Art. 3, 6 
and 147 B. G. B., sowie das Gesetz von iS16 zu verletzen, deu Abschluss einer neuen 
Eha in Frankreich dem in seioom Lande gültig Geschiedenen versagen. 
Paria, 28. Fobrnan 180a (Gass.) (J. d. P. 1800; S. 388.) 

Cfr. GUberl n Art 8 B. G. B. Nr. Q0u«2, ad doRej. (Puit) t. 16. Doebr. 181A. 

22) Personalstatut des Ausiiiuders; strafrechtliche Verur- 
theiluug eines Ausländers im Auslande; deren Folgen im 
Inlande bezüglich der Dispositionsbef uguiss. 

5ach horzogl. n.is8aüi*chcn Gesetzen ist an Straferkenntnisse gewisser Art die recht- 
hche Folge geknQpft, dass der Verurthci'.to die Dispositionsbefuguiss Uber sein Yeruügeu 
TerUert, und die Verwaltung dieses yomogens auf das FinanxnfaiisteriniB übargdil. 

DiMC Bestinunnngsn sind all Forsonalstatut im Sinne des Art. 3 ai. 3 B. 6. B. zu 
betrachten, also maassgebend , wenn es in einem in Khoinhessen anhängigen Bechtstreilo 
anf die Dispositionsbefogniss des verurtbeilten Nassauers und die Befugniss, dessen Ver- 
mögensrechte geltend sn maehen, — ankommt, und swar oluM dasa tnvor das Straferkinnl- 
nias in Bb^easan eiecntoriadi arklirt werden mllsste (Art. 646 B. P. 0. vad SltS al. S 
B. Q. B ), da CS sich nicht von der Voüziohlmrkcit dieses Erkenntnisses, sondern von 
dem Beweis einer Thatsache handelt, wciclie vun Kinfluss auf das Personalstatut ist. 

Das nassauischc Finanzministerium ist daher legitimirt, in einem sol- 
chen Falle eine Forderung des Verurthciltcn gegen einen liheiuheäseu vor 
den rheinhessischen Gerichten einzuklagen. 

Darmstadt, la October 1853. (Bej.) MehUng g. Fiscos. (Emmorl. 1853. I. 8. 97.) 

23) Personalstatute des Ausländers; Grossj&hrigkeit; ans* 

Uii4i6(h6 G«8«ti6i Bjw«i8. 

8« 
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A. Die Frage, wann ein Mensch die Grossjährigkdt erreicht habe, um 
Idvoadi di« Yeraiiflsetzungen te Verjährung zu würdigen, betrifft den Status 
personalia, worflber die Oeselie sdneB DomicOB estaciieidfln. 

Cfr. GfllMrt n Ali 3 B. 0. B. Hr. 46, »7 n. f. 

B. Wenn dieses DamicU im Auslände (Böhmen) sidi findet, so kenn das 
Gericht, ohne des&lhnge weitere Vethftndlung nnd BeweisüBhrang von Seiten 

der Parthieen, als ein factum notorium annehmen, dass dort diese oder jene 
gesetzliche Vedßigong bestehe, dass also namentlich das österreichische Ge- 
setzbuch gelte, und nach diesem die Gross^iährigkeit erst spftter eintrete, 

als nach dem B. G. B. 

Darmstadt, 17. Mai 1848. (Bej.) Reioacb g. t. QreifendM. 

Rechtskraft eines niisUndischen Straf urtheilsi noeh- 
malige Bestrafung wegen eines im Inlande begangenen 

Verbrechens. 

Erster Fall. Ein Ausländer (ein Holländer), welcher im Inlande 
(Belgien) ein Vergehen (Aussetzung eines hülflosen Kindes) verübte, kann 
deshalb vor dem inländischen Gerichte verfolgt werden , wenn er gleich we- 
gen des nämlichen Vergehens bereits in seinem Lande durch ein in Kechts- 
lüraft erwachsenes Strafurtheil verurtheilt wurde. 

Aus der Verfügung des Art. 3 B. G. B., w«leh« auf den Qraada&Uea dw Völkerrecblt 
md der QfEBnflidieB Ordnung sieh bmirl, eigtbl tidi, daM der AwHnder, weleher im In- 
lande ein Vergeheii verObl, der inlfmdischün Strafverfolgung and den Strafgesetzen dee 
Inlandes zu unterziehen ist. Diese Jurisdiction kann keinem Acte einer ausländischen Au- 
torität untergeordnet werden. Wenn daher auch der in Holland wohnende Verbrecher, nach 
den Geeelien eeinea Landea, wegen einea in Belgien begangenen Vergehena in Estland 
▼erfolgt und bestraft werden kann, so steht die in seiner Heimath stattgehabte Verfolgung 
und das hier erfolgte Urtboil nicht der nochmaligen Ausübung der tifTontlichcn Klage in 
Belgien, wo das Verbrechen verQbl wurde, entgegen. Die Uechtsregei: non bis in idern, 
welche der Art. 360 P. P. 0. sanctionirt, kann nur dann Anwendung finden, wenn Er- 
kenntniaie dea eompetenten inlindiaeben Oeridilea Tnrliegeo; die BeehlakraA der enl- 
schiedcucn Sadie vermag den Urtheilen eines Gerichts des Aoslandea, in welchem die 
in Kedc stehende Thathandlun? vielleicht mit gar keiner oder einer geringeren Strafe be- 
droht ist, und welche ürthcilc luclit einmal im Inlande vollziehbar sind, nicht zugestanden 
in werden; ea wire aonat möglich, daaa der Yerbredier in daa Inland smUeltkebrett ud 
daadbat, am Orte seines Vergehens, ungestraft die FrQcfatc desselben gcniessen könalt. 
Der Art. 3 des belgiadien Geietsea von 30. Decbr. 1836 liat lieinen Beug anf die vaio 
liegende Frage. 

B ras sei, 31. October 1859. (Bej.) (Paaier. 1860. I. 166.) 

Zweiter Fall. Der Ausländer (Belgier), welcher in Frankreich eines 
Vergehens (Missbrauch des Zutrauens) sich schuldig gemacht, wegen dieses 
Vergehens vor einem belgischen Gcridite mil einer Strafe belegt wurde und 
anch diese Strafe verbflsst hat, mm dennoch, wenn er denmfidut in Frank- 
rdcli Terhaftet and daselbst Yor das Stral|seridit gesteUt vird, von dieeem 
ohne Racksifiht auf jenes aoslibidische StrafertheU abgeortfaeüt werden. 

Der Art. 3 B. 0. B. stellt den Grundsatz der territorialen Souveränität fest, kraA deren 
dem Staatsoberhaupt das Kcclu zusteht, die in seinem Gebiete selbst von Ausländem rer- 
Qbten Vergeben zu bestrafen ^ das hiernach der inländischen Behörde zustehende Becht der 
OrindnalUage kann nieht dnrdi ein StrafVerftliren dar awaHndiwihen BehBrie iMiflgllik daa 
Dindidien Vergehens gehemmt oder aufgehoben werden. Der Grundsatz: non bis in idem 
kann nur bei Urtheilen, welche unter der nämlichen Souveränität erfolgen, nicht aber im 
lAlande bMQglich der auaUndiachep ßtnfvtheUet velcbe hier gar niebt ToUiogea zu wer- 



Digitized by Google 



Bflrf •rlleliet Ott^isbaftta (Art. S). 



BT 



den rennOgen, Anwendang finden. Dem Principe des öffentliche Rechts, wonach die ter- 
ritoriale Soarer&nitSt das Cebergewicht Aber den Rechtssatz : non bis in idem gewinnt, 
stehen die Art 5, 6 u. 7 der P. P. 0. nicht entgegen j vielmebr best&tigen di6i«lben, wenn 
OHB lie rktdg nalegt, jeaat MuSp. 

Parif, 91. Min lan. (Gmi.) (6ti. dM Wtan. To 8w April IMl) 

36) Testament des Ausländers, im AnBlande gefertigt; 
SnbstitTitloii besllglieh HobiliaryeriiiOgens. 

Die Gültigkeit und Wirksamkeit einer solchen Substitution richtet sich, 
Venn der Testator auch im Auslande, am Orte, wo dea TeBtament erriditet 
wmde, stirbt, iiadi dem an diesem Orte geltenden Rechte, nicbt nach den 
frauOeSchen Geseteen, wenngleich der Fidudar^Erbe in einem Lande wohnte 
nnd starb, wo das franiOeisdie Bedit irigorirt 

(Cfr. zn Art 896 des B. 6. B. das Nähere.) 
Btrlia, 7. Min 1864. (Cui.) t. Elmpt g. t. Em«iu (K. A. 49. IL A. 102.) 

36) Theilungsklage wegen einer im Inlande eröffneten Erb- 
schaft zwischen zwei Ausländern; Legitimationseinrede, 
gestfltzt auf ausländische Oesetse; falsche Anwendung 
derselben. 

In einem Tor einem französischen Gerichte twischen einem Ausländer als Kläger nnd 
einem Franzosen anhingigen, auf Auslieferung eines Theils einer in Frankreich eröffneten 
ErbsdiafI gerichteten Klage interrenirten andere Ausl&nder, indem sie behaupteten, dass 
iar iiiipiinglliiln EHlgtr au «iMr lUMh 4m Oeeeisea ies lMlreiSHi4«ii Amludit nglll- 
Ilgen Ehe abstamme, daher nicht als Verwandter der Verstorbenna zu betrachten sei, mit- 
bin ihnen als entfernteren Verwandten der von demselben angesprochene Erbschafistheil 
gebobre Das Appell-Gericht erlwnnte, dass die erwähnte Ehe nach dem ausl&ndtschen 
BMMt ab gOHig angesebcB wmin aiMf , wiea iannidiH 41« iBtHraotfon ab. 

b dem gegen diese« ErfcemUiriss dagalaglai Omm^miuIw naditeB 4to lalsmiiiflBlsii 
Besehwerde geltend : 

a) dass der französische Richter nicht corapetent gewesen sei, Ober die Goltigkeit einer 
in Avslande xwischsn Aasl4n4em abgeschlossenen Ehe nnd die eheliche Abstammung des 
4vMW eU pi oa mn Kti4«s n «iiladiaMw; 

b| 4ass 4as angefochtene UrtheO dl« ■■rtftMUartiw G t uH u variaM hab«. 

Dieses Cass.-Gesuch wurde aber Terworfen, weil 
ZU a) die Intervenienten nicht zum ersten Male vor dem C. H. die In- 
competenz des inländischen Gerichts vorschützen könnten; es sei als fest- 
stehender Grundsatz anzusehen, dass die französischen Gerichte die zwischen 
Ausländem entstandenen Contestationen aburtheilcn könnten," wenn sie, bei 
nicht gestelltem Döclinatoire, darüber zu entscheiden gewillt seien; es liege 
Mer nnr eine Incompetenz ratio ne personae Tor, die dorch Efadassung 
gedeAt würde; flberdies handde es dch hier von einer auf Liquidation und 
Theihing einea hi Frankrach erOffiieten Nachlasses gegen ehien Franzosen 
angestellten Klage, woraber unbestreitbar das französisdie Gericht zu er- 
kineD befugt sei (Art. 15, HO B. G. B., 59 B. P. 0.); 

zu b) ein Irrthum hinsichtlich der ausländischen Gesetze die Gassation 
nicht zu begründen vermöge, da der C. H., welcher errichtet sei, um die 
Einheit des französischen Gesetzes durch übereinstimmende Rechtsprechung 
zu wahren, nicht die Aufgabe habe, die falsche Anwendung auswärtiger 
Gesetze zu redressiren, wenn nicht etwa aus dieser falschen Anwendung eine 
Zuwiderhandlung gegen die französischen Gesetze entspringe. 
Paris, 16. April 1861. (fiej.) (Sir. 186L L 791) 
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27) Urkunde, ausl&DdiBche; Beweiskraft derseiben. 

Wenn das Gericht erkennt, dass aus einer vorgelegten Urkunde, wdche 
im Auslande aufgenommen worden war , der durch dieselbe zu f&hren ver- 
suchte Beweis der Liberation nicht entnommen zu werden vermöge, da die 
darin enthaltene ErkliiruTvtx nicht in Gegenwart des Producenten oder seiner 
Mandatare, aucii nicht aninio cuntitendi abgegeben worden sei, — so kann 
es hierdurch nicht gegen den Grundsatz : locus ri^gil actum gefehlt haben, 
sofern nicht etwa der Producent jener Urkunde ein in dem Lande, wo die- 
selbe errichtet worden, geltendes Gesetz nachweist, nach welchem eine £r- 
Ufirung, wie sie in der Urkunde constatirt erschehit, als die UberatioD des 
Producenten beweisend angesehen oder als einem gerichtlichen Qestftndoisse 
gleichstehend betrachtet werden mflsste. 

(S. das Nähere zu Art. 13518. G. IV) 
DArmsUdt, 21. Febrtiar 18öä. (BeJ.) Botbaehild g. ZöUer. (Emmerl. 1863. I. 37.) 

28) Verjährung; Grundrente; altes Recht; Forum rei sitae. 

Die Frage, ob eine Grundrente als beweglich oder unbeweglich zu be- 
trachten sei, richtet sich nach dem Rechte des Ortes, an welchem das be- 
lastete Grundstück gelegen ist (Art 3 des B. 6. B.); ebenso kommen die 
Gesetze der bdegenen Sache in Beziehung auf Erwerb und Verlust, mithui 
auch hinsichtlich der Frage, ob die Rente verjührt sei, zur Anwendung. 

Wwn also eine Grundrente, welche auf einem im ehemaligen Gelderischen Oebitte 
gelegenen Grundstück haftet, nach dorn Qelderischen Landrcchto ftls tjnbewc!?liches 
Yermögeo anzusehen war und in 33yi Jahre verjiUirte, im Jahr 1798 zu verjähren anfing, 
M Ihhui Kate ▼erj&hning im Jahre 1829, «o üe Biito «faigeklagt ward«, nitht alt «bg«- 
latw. aiig««6ben werden, weil »ir Zeit der Klage aoA ke&ie SSVi Jahre rerelrlelieo mrea. 
Die im Fehr. 179() oinjrclrclcnp Mnlilfpinin^ der Rente kann an jenem frfther begonnrnen 
RechtsvrrhaMnisse nichts ändern, da der Absatz 2 des Art. 2281 dea B. G. B. nur dann 
eiue Ausnahme gestattet, wenn seit der im Jahre 1804 errolgten Verkflndigung dee be- 
treffenien THele ein Zdlraam voa 30 Jahren abgeleofiM iai, was aker aaeh Um Ye r ele h e n 
den io concreto nicht der Fall war. 

Berlin, 26. Ootober 1837. (Caae.) D'HauHpenae g.T. Nesielfode (K. A. 16. U. A. 37 ) 

29) Vertrag, ausländischer; Glaubwardigkeit; verbietendes 
Gesetz; Entschädigungsanspruch. 

Erster Fall. Die Glaubwürdigkeit einer im Auslande angenommenen 
Beurkundung ist nach den Gesetzen des Orts und der Zeit, wo sis errichtet 

wurde, zu beurtheilen. Wo aber die inländischen Gesetze einer im Inlande 
veifossten Beurkundung nach Form und Gehalt keine Glaubwürdigkeit bei- 
messen , ist der Richter befugt, einer gleich mangelhaften im Auslande auf- 
genommenen Urkunde ebenfalls die Glaubwürdigkeit zu versagen. 
Mannheim, 31. Oetober 1834. (Oberbofg. Jahrb 1834. S. 3ö7.) 

Im entgegengesetzten Sinne entschieden nach dem Satze: 
locus regit actum und unter Bezug auf das VI. bad. Constitutionsedict §. XXIII. 
Nur wenn die Anwendung dieses Rechtssatzes mit einem absolut verbietenden 
Staatsgesetze in Widerspruch käme, darf ihm nicht stattgegeben werden. 

Mannheim 1847. .\nnal. 1847. S. 127. (Zentner.) 

Zweiter Fall. Bei der Frage über die Entschädigungsansprüche gegen 
einen Jlnländer aus einem im Auslände abgeschlossenen und zu vollziehenden 
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Vertrag sind vor dem inländischen Gerichte die inländischen Gesetze 
maasgebend, wie bei jeder andern unrechten That. 
Maonbeiu 1846. (Aimai. 1846. S. 195.) 

80) Vertrag, zwischen Ausländern im Auslände abgeschlos- 
sen; Niehtanwendbarkeit der inUndischen Gesetze. 

Die rechfUdten Whrkungen ehies im Aoslaiide mischen swd AusUiidern 
ahgeschlosseneii Bechtsgeschiftes können nur nach den Gesetzen des Staates 
vad Ortes, wo das Geschftft eingegangen wurde, rechtlich beortheUt werden, 
nicht aber unter die Herrschaft des inländischen Rechtes fallen, sollten dk 
ContrahentflQ audi Tor dem üdindischen Gerichte in Betreff jenes Bechts- 
geschäfts certiren. 

Ein in diesem Rechtstreite erfolgtes Urtheil kann daher nicht wegen 
Verletzung von Bestimmungen des i n 1 ä n d i s c h e n Rechtes (Art 420 B. P, 0. 
und 1134 B. G. B.) mit Cassation angefochten werden. 

Darmstadi, 29. September 1834. (Rej.) Zahn g. Kueozar. 

31) Verträge, im Auslande abgeschlossen; ProhibitiT- 

Gesetze; Wette. 

Der RechtSMtz, dass Vertrijfe nach den Gesetzen drs Hrten. wo aT pcsr^ilosset 
worden eind, benrtheilt werden sollen, kann — auch ohne eine desfallsigo ausdrückliche 
BMlridion — auf ProbibiÜvbestiinaungeQ kisme Anwendung finden; denn Prohibitivgeaelze 
«SffdM ile in ihMO Kagaaie TtrUeteada Elgmaehaft btsl«baagi«^M Tirlitran, w«iui am 
niebl flb«r den erwähnten Grund»Atz stellen wollte. Die rechtliche Natur derartiger 6e- 
§e<ze erzeugt nothwendig eine üborwieüerido Wirkung, und es muss folsTÜdi das Eicronthüni- 
liche Ton Prohiblti Tbestimmnngcn vor einer sonstigen allgemeinen Kegel vorherrschen. 

Demzufolge sind Wett- und Spielverträge, wenn auch im Auslande 
abgeschlossen , im Inlande nicht klagbar. 

DarmiUdI, 90. August 1U7. (Rej.) Perret g. Salm. 

CTr. (tnalog) Drihdl Im Apfcllholli zu Zweibrflcken vom 8. Febr. 1821 (Hilgaid 
B. La 118). CKttcri zu Art. 1M7 B. «. B. Nr. 48 0. C 

83) Wechsel, ansiindischer, im Inlande girirt; Form; Indes* 
s«nett nach der Verfallseit; Oompetena des inl&ndisehen 
Gerichts. 

Der UlBder, welcher durch Meeaament Inhaber emer nn Aushmde 
(Lenden) ansgestellteB und daselbst aoceptfarten, nach den Gesetsen des Aus- 
slilhnigMrles mit der vollen Kraft und Wirksamkeit emes Wechsels ver- 
sehenen Schaldurkunde geworden ist, hat, wenn aneh das Indossament erst 
nach dem Verfalltage stattfand, das Becht, den ausländischen Acceptan- 
ten Tor den inländischen Gerichten, und swar tot dem Handelsgerichte, an 
belangen. 

Denn A. Form und Natur eines RechtsgeschiAes sind nach den Gesetzen des Ortes zu 
beurtbeileo, an welchem es seine Entstehung erhalten bat. Wann also eine in London aus- 
gMtoOto ui talbM McopUrt« BeMfaifamle, wie «Im tai eoncreto toeh urtHebe AllMto 
festgestellt wurde, nach englischem Recht« eioea wirklicben Wechs«! darstellt und mB vttitor 
Kraft und Whrksamkett einet solchen versehen ist, so muss sie auch vor dem inUndischen 
Siebter aJe Wecfaeel aageeeben werden, und uf deaeea orsprüngUche Natur und Qualitil 
kenn iu 9Mm la etnea nina htnU }ubm Halm Snitra. 

0fr. ffiiberl w Ari 110 E. 0, B. Vr. 71 v. t, MfU Im a H. m Mi Toia 
ÜL Ai«mli8M. 
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B. Nach der «UgwieuMQ Sestimmung de« Art. 13& H. 6. B. wird das E|f«Bthun einet 
Weebsels durch TnJ o wM i i t rt fliwrtragen, «id et Iii UmM nidil n uimdMUeB. tb 
dlt üeh«rtr a g —g vor oder meh dem YtiMlIag« det Weebttlt tIallgtMtti habe. 

Cfr. Gilbert 211 Art. 136 H. G. B. Nr. 3 u. f. 

C. Die Annahme eines Wechsels schliesst eine direrte Verpflicbtung dea Aoeeptan- 
len, an jeden Inhaber, aei er Inlinder oder Aoaläader, den Betrag deaaelben in bexahletti 
in tieh, da sofelge der Betlimanng det Weditela deeaen drenblimi aleU betehrüdtft Itt 
Ifithin ist der Inländer, welcher dnreh Indossament Eigenthflmer eine« im Aoalaode aot- 
gestellten Wechsels geworden iet, pemäss Art. 14 B. G. B. berechtigt, den aosländischeB 
Aeceptanten, als ihm unmittelbar rerpflichtet, vor dem inULndiachen Gerichte n 
belangen, and Utroaeb nndi die OonpelenB det inlindiaebtn HandtltgerielHt idebl 
a betweifeln. 

Cfr. Gilbert zu Art. 14 B. G. B. Nr. 8 «. f Köln. Arch. 34. I. 83, und 35. I. 63. 
Berlin, 29. April 1844. (Bej.) Tomlics g. Rosenberg. (K. A. 37. II. A. 62.) 

82) Wechsel-Regress bei einem im Inlande nach dem 
Auslände gezogenen Wechsel. 

Wörde ein Wecbsel im Lilaade (KOln) anf dne im Auslände (Paris) 

wohnende Person gezogen und ist der Wechsel am Wohnorte der Letzteren 
zu bezahlen , so ist die Begresq^flicht des Ausstellers , dem Indossatar und 
Inhaber des Wechsels gegenüber, nach dem inländischen Gesetze (Art. 41 
der Allgem. deutschen Wechselordnung), als der Gesetzgebung desjenigen 
Ortes, an welchem die verpflichtende Erklärung von dem Aussteller gemacht 
worden , zu beurtheilen , nicht aber nach dem Rechte des Ortes, wo die Zah- 
lung zu bethätigen ist; der Aussteller hat also, um sich der Regresspflicht, 
im Falle der IHdit-Protestation Mangels Zahlung, zu entziehen, hdneswegs 
gemfiss Art 170 des Code de conuneroe, den Beweis d« Bedang sor Yer- 
füMt zn fuhren n0fhig. 

8. dM NUnm n Art ü iar A]%tni iMiMbttt WedMtMnng; 
Berlin, Sl. Ftbrov IMOl (B*^ DOral g. Ltqgm. (K. A. 5fi. IL i06i) 

Zu Art. 6. 

1) Arrestanlage auf den Gehalt eines Oeistliehen; 
Einwilligang des Letzteren. 

Die Gehalte der Geistlichen können nicht glttlg mit Arrest belegt 

werden , auch wenn dieselben hierzu durch Privatvertrag eingewilligt haben, 

da das Verbot, die Besoldung derselben mit Arrest zu belegen, zugleich im 
Interesse des Staats (dans l'ordrc public) dictirt worden, folglich der firai* 
willigen Disposition des Besoldeten entzogen ist. 

S. zu Consular-BeachlusB vom 18. Nivdse XI und Art. 580 u. 581 B. P. O. 
Zweibrflcken, 17. Decbr. 1824. (Casa. im Interesse des Gesetzes.) Weil g. Wagner. 

2) Gession einer Militftr-Einsteher-Gaution. 
& n Ali 1131 B. O. B., UrihtU (Oinnttadl) v«Mn 18. April 1813. 

3) Clausel der freiwilligen Versteigerung bei Hypotheken- 
oder antichretisehen Verträgen. 

Die bei Bestellung einer Hypotheke oder Errichtung eines antichreti- 
sehen Vertrages vereinbarte Stipulation, dass der Gläubiger im Nichtzah- 
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1— gafaUe cniiiditigt sein soll, das verpfändete Immöbel, oadi SonmiitiiMi, 
unter gewissen vertragsmässig festgestellten Förmlichkeiten vor Notar ver» 
steigern zu lassen, läuft L A. der öffentlichen Ordnung oder den gnten Sit- 
ten nicht zuwider. 

& das Nähere za Art. 544 B. Q. B., Drtheile (Berlin) vom 33. Odober 1843 imd 

14. Februar 1848. 

4) BienstYertrag; Gesellschaft zwischen Arbeitern; 

ungesetzliche Clausel. 

Schlössen mehrere Arbeiter auf 30 Jahre eine Gesellschaft zur gemein- 
schaftlichen Betreibung ihrer Profession (Fabrication und Verkauf von Bi- 
jouterien) ab, und es wurde in dem Gesell schaftsvcrtrage stipulirt, dass 
jeder der Gesellschafter, der aus der Gesellschaft austrete oder ausgestossen 
werde, nur gegen eine sehr beträchtliche Pönalstrafe vor Ablauf jener 30 Jahre 
zur Ausübung der nämlichen Industrie befugt sein solle, so kann diese Clausel 
von dem Gerichte als der Oflentlichen Ordnung zuwiderlaufend , mithin als 
ungültig erklärt werden, wenn das Gericht im Wege der Interpretation findet, 
dass man denZwed^ hatte, jeden der Gontrahenten auf unlQsbare Weise an di« 
OeseUsdiaft zu binden, der GeseUsehaft während SO Jahren selbst den Vor- 
theü der geswungenen Unthätigkeit des ausgetretenen GeseUsehafters nsn- 
slcherti und ihr die Befugniss zu gewähren, Diesem die zur eigenen Existens 
imd lur Erluiltung seiner Familie nöthige Ausübung seiner Profession ni 
untersagen , und dass die Befugniss , nach 30 Jahren wieder arbeiten zu 
können, für den Austretenden von keinem Vortheil mehr sei. Denn nach 
dieser Auslegung verletzt jene Clausel das im Art. 1780 B. G. B. niederge- 
legte Princip , wonach nur auf eine bestimmte Zeit oder für eine bestunmte 
Unternehmung Jemand seine Dienste vermiethen könne; dieser Grundsatz 
iBt aber im Interesse der Menschheit und der öffentlichen Ordnung ausge- 
sprochen werden. 

Paris, i% ]>M«b«r 1800. (Bej. eh. dv.) (I. ä. P. 1861. 8. im.) 
0fr. QObfrt n Ali 1780 B. G. B. Hr. & 

5) Ehescheidung; Versöhnung; Gohabitation. 

Das Gericht, welches in einem Ehescheidungsprozesse den verklagten 
Ehemann, zur Begründung der von ihm vorgeschützten Versühnungsrede, 
zulässt , durch einen der Klägerin zugeschobeneu Eid zu beweisen , dass 
nach angestellter Ehescheidungsklage eine Cohabitation unter den Ehegatten 
stattgefunden habe, beeinträchtigt hierdurch nicht die dffmtfidie Ordnung 
imd guten Sitten (Art 6 B. G. B.) , indem es eine urrige Behanptong Ist, 
dass die in der EhescSiddungsldage begriffene Ehefrau, wenn sie wfllurend 
der Dauer dieses Prozesses ihrem Ehemanne die Gohabitation verweigere, 
die (Mfentlidie Ordnung und guten Sitten yerletse. 

Dsrmstadt, 6. Juni 1836. (Roj.) Volz g. Volz. 

Cfr. Gilbert in Art. 272 B. G. B. Nr. 1 u f. and Nr. 10. 

8. aoeb zu Art. 231 B. Q. B. daa Urtbeii (Manabeim) vom 6. Jaaoar 1823. 

6) Gesellschaft hinsichtlich der Erträgnisse eines Amtes 
(Wechselagenten); Kichtigiceit 

Der Vertrag, wodordi ein Wechselagent einem Andern einfla Aatkefl 
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an den Erträgnissen seines Amtes flberträgt, kann als den guten Sitten ond 
der öffentlichen Ordnung zuwiderlaufend annuUirt werden. 

(8. das Nähpre zu Art. 1833 B. G. B.) 
BrOital, 28. Januar 18d9. (Bej.) (Paiier. 186a L 3S9.) 

7) Schiedsrichter bei Gesellschafts-Streitigkeiten; Honorar- 
Anspruch; üngaltigkeit eines deslallsigen Vertrages. 

Die arbitres forc^ (Art. 51 u. 1 H. G. B.) haben keinen Anspruch anf 
ein Honorar, auch wenn ihnen ein solches von den Parthieen zugesagt wor- 
den sein sollte. 

Diese Art Schiedsrichter bilden efan wahres Tribunal, das — in Krafl ausdraekUdier 
GeselzeebestimmuDg — »n der Stelle des Handelsgerichts über die zwischen Hnddels-Qe- 
selisciiaftem enlstebenden Kcchtstreit« zu erkennen berufen ist; es gilt aber bezüglich der 
hMlaliiwiabtUdMB, wie im AHgMNÜiaii M jedw OtriohtilMrkflit, im franOaiMfeM Btehlt 
der Grudaatz, dass allen Borgern unentgeltlicb Recht zu spenden und es kana 
diesem, der öfTcnllichen Ordnung angehörigen Grundsalze nicht durch ein den Schieds- 
richtern vor oder nach Erlassung ihres Urtbeils von den Parthieen gegebenes Versprechea 
derogirt werten. Ein eoldiee Versprechen etelU elcb nie ein vneiiaablee and aoBncli aii 
inwiikiam dar (Ari 6 B. 0. B.). 

Paris, 18. April 1860. (Gass ) (J. d. P. 1861 & 197.) 
Cfr. Caei. (Paris) 3L Januar 18M. 

8) Schiedsrichterliches Verfahren; erlaubter Gegenstand. 

Die Stipulatitm des Beglements dner EisenbahngeseQschalb, daaa die 
Frage, ob ein wegen eines Vergehens von der Gesellschalt entlasMner Ange- 
stellter derselben die von demselben eingesahlten Pensionsbeitrjige surflckfor- 

dern könne oder nicht? von der Direction jener Gesellschaft entschieden wer- 
den solle, ist als eine weder dem Gesetze, noch der öffentlichen Ordnung und 
den Sitten zuwiderlnnffiulo Vereinbarung ansusehen. 

(S. das Nähere zu .\rl 1(X)4 B. P. O.) 
Berlin, 22. Febr. 1859. (Gass.) Eisenbahogeselischaft g. Steinhord. (K. A. 55. IL 11.) 

9) Testamentarische Verfügungen zu Gunsten von Anstalten, 
welche zum Empfange nicht befugt sind; Unterschiebung 

anderer Personen. 

Testamentarische Verfügungen, welche bezwecken, die legirten Gegen- 
stände durch unterschobene Personen einer nicht durch Gesetz autorisirten 
religiösen Anstalt zuzuwenden , sind — als zur Beeinträchtigung eines der 
öffentlichen Ordnung angehürigen Gesetzes gemacht — zu annulliren (Art 6 
und 911 B. G. B.). 

Das Vorhandensein emer solchen Fraudirung kann durch jede Art von 
Beweisen, selbst durch einfache Vermuthungen, geführt, und der judex facti 
diese Beweise, ohne der Kritik des 0. H. zu unterliegen , prflfen. 

Paria, 3. Jnni 1861 (Bej. eh. etv.) (1. 1 P. 1861. & lOSft.) 

0fr. eObeit in Ali 911 B. O.B. Nr. 16 v. f. Omi. (Paito) 30. Hai ISNT «ni 
Wn 1880. 

10) Verbots-Gesetse im GiTilrecht; charakteristische Merk- 

male derselben; Frachtfflhrer; Verantwortlichkeit 

Yarbati-Geeetse, wie aelnhe (enaaer dem Staafindile) in den Ali 6, 1133 aal 
lift B. -O. B. ha AVgmaelaaB wig w ehw wi ia leaeniem feieliiichen BeiliamagM 
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zur Anwendang gebracht sind, erkMUlt man daran, dass sie ein Geseb&fl oder eine gewisse 
Willensbestimmang in demsdlien fflr unjjöllig oder rt-chtürh wirkungalos erkl&ren, die ohne 
diese positive Untersaguog, vermöge der regelmässigen Vertrags- and VerfQgangsftbigkeit 
(Art 1134 ib.), ftflUabMliiidig Min «Orden; demgemisi uniewetoliet üe Anedraekf- 
weiee ier ▼eiba ie fle s etee de mnveilblhtft als Ansnabinea ton des tbrigen CSvflgeselieB, 
wplrhe das Privatrecht Tegeln , weil und soweit der erlaubte Privatwille der Betheiligtea 
diese Regelung unterlässt und damit Btillschwei<7end auf die Gesetze hinweist, wie dieses 
i. B. aus einer VergleicboDg der Art 307, 791, 815, 1527 etc. B. G. B. erbeilt ^ dagegen 
folgt das Verb Ol einer VertragsbeettmuMg, die von eiaer geseislieben Yeitragsregel ab- 
weicht, nldlt schon daraus, dass bei andern ähuliohen Gesetz-Artikeln die Vcrtragsfreibeit 
der Parteien ausdrücklich anerkannt ist, wie in den Art. 1627, 1643, 1772 u. f., 1803 B. 
G. B., 98, 100 , 330 u. 398 U. G. B., indem aus der gelegenUicbeu Erinnerung an die 
grnndaiixtiieba Bogel in einigen Ftilen ein Seblnse anf das alOlaeiiweigenda Dasein 
einer Ansnahme von der Bogel in andern Fällen «naniftssig Ist, in Ermaogelnng boitig- 
lieber Aeus^^erung« n des Goseties Oberall nur die Bogel, niemals die Aoanahuo, sdbslfsr- 
Stindlich «ein kann. 

Diese Grimdsätze finden auch auf die vertragsmässigen Modificationen 
der Art. 1784 u. 1785 B. G. B. und 103 H. G. B. bezüglich der Verbindlich- 
keiten des Frachtführers Auwendung. 

(8. das mbero mtor Art 1784 B. G. B.) 
Berlin, «. Jnli 1858. (Gass.) ElseobahngeseilsObaft g. Bhsinhold. (K. A. 6A. IL S2.) 
8. anoh Urtheile (Berlin) vom 10. März 1845, 16. Febr. 1868, 8. M&rz 1853 und 
2L Min 1854; (Darmstadft) vom 8. Febr. 1868 und (Paris) TOm 26. Min 1860 
n All 1784 B. 6. B. 

11) Verkanfaet; fiaspeiidirvng der ZinsTerbindlichkeii 

Wurde in d^ Aber den Verkauf eines Immöbels aufgenoimuenen Acte 
stipolirt, dass der Käufer erst von dem Memente an Zinsen des Kau^reises 
des sofort in seinen Besitz und Grenuss abergehenden Immöbels an bezeUen 
habe, wo der Verkäufer die Freiheit von Privilegien, ^rpotheken ete. er- 
weise, so kann diese Stipulation, obgleich nach derBelben der Käufer für die 
Ton ihm bis zu diesem Moment gewonnenen Frflchte kein Aequivaleat su be- 
lahlen hat, nicht als gegen die guten Sitten verstossend angesehen werden, 
weil jedenfalls die Stipulation, soweit sie dem Käufer das Recht einräumt, 
auch die Zinszahlung zu suspendiren, nur die Sicherheit desselben erhöht. 

Dar ms t ad t, 16. Septbr. 1861. (Sej.) Wolf g. Theies. (Emmorling 1861. L 118.) 
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Erstes Buch« 

Von den Personen. 



Erster TiteL 

Von dem Genuss und der Entziehung der bürgerlichen 

Hechte. 

Erstes Hapitel* 

Von dem Gemm der bürgerUchm Rechte, 
(Art 7—16.) 

Zu Art. 9. 

Indigenatsrecht eines in Frankreich gebornen Kindes 

eines Fremden. 

Der m Frankreich gebome Sohn eines mit Autorisation der Staatsregie- 
rung in Frankreich domicilirten Ausländers ist bis dahin, wo er gemäss 
Art. 9 B. G. B. nach errichteter Grossjährigkeit die Qualität als Franzose 
rcclamirt, nicht als Franzose anzusehen , kann also auch nicht beanspruchen, 
hl die polytechnische Öchule aufgenommen zu werden, da es hierzu der 
Eigenschaft eines Fnmzosen bedarf. 

Dm Beebt Im Sotanef, dieie QnalHii n rsdimircn, Habt Um alMn «ad peraOaHdi 

zd; es kum nur ron ihm, und swir «nt nach erreichter Grossjährigkeit, MSgeflbt und 
demnach nicht die Aufoahme in die erwähnte Schule dadurch ermö?licht werden, dass der 
minder j&hrige Sohn, Msiatirt voa seinem Vater, Tor erlangter GrossjJibrigkeit jene Qualittt 
Im AMprach BimDl; tor Gwetxgeber wollte, dau die QaaUiit Ftaame, IMirflUg iml 
io Toller Kenntniu der Saebe redamirt, iniirii«mifidi nte mHo, mi dua Derjenige, wel- 
cher davon alle Vortheile prwerbe, anch alle damit Terbnndenen Lasten n flbsnwhniea iMibAi 
Paris, 31. Decsmber 1860. (Bej.) d. P. 1861. S. 349.) 

Zu Art. 11. 

1) Erbf&higkeit eines AnsUnders; StaatSTertr≥ Retorsion. 

IM Art 11 OBd 716 des B. 0. B. ist dir Framde In Frankraieh aDardliga mir in- 

sofern erbßihig, als zwiabban dlsaam Reiche und dem Staate, welchem er angeh(yTt, ein Ver- 
trag existirt, worin eine Ansnahme von der als Regel geltenden Erbanrähigkeit zugestanden 
wird. Dieses Verb&ltaiss enthält aber gerade den augenscbeinlichea Beweis, dasa seit der 
TrmBBflig der Bheiapraffattaa Tan Frankreidi van ainar Anwendung der angefiduten Ar- 
tikel in diesen Provinzen weiter keine Beda lain kann; naebdem der frflber beatendana 
Beebtsverband aufgehört hat, würde es ebenso vergeblich sein, sich auf ältere oder neuere 
zwischen Frankreich and andern Staaten eingegangene Verträge zu berufen, als es für 
einzelne Provinzen, die integrirende Theile eines Staates aosmaeben, recbüieb onmägUch 
iü, nana TarMfa all andsn Staaten afangdian; wann tun alaa dto BrbllU^i lar 
AuUMar in dan Bhiinproflas« Tan StaateTarMgan abkingig nndun wollte, la wlra 
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j«daa BawoIuMr ein«s andern itnMbm iMdw, Mlb«t den in einer indarn preuMtBchtn 
PkofiDS «•luMBdMi lUdMtogtni, Weg iin viMpent. 

Unter diesen ümitänden muis es nothwendig eme andere EnUcheidangsqaelle get w ii 
wenn anders die Frage, ob und wiefern der Aaal&oder in den Rheinpromzea zar Erb- 
folge zagelaaeen werde? üire Krledigung erhalten soll. Diese Quelle kann nun keine an> 
d«re tit tfe allgemeine preosiiulie Gesetzgebung sein, weil dis Frag« Hbsr dl« ErMUugkeit, 
sowie jene flbsr die bOrgerliche BechtsßLhigkeit der Fremden Oberhaupt, ein rechtliAtt 
Ysrhältniss zu auswärtigen Staaten betriff, welches in allen Theilen des Königreiehs Preussea 
naeh denselben Grundsätzen, die keine Versebisdentaeit zulassen, beurtbeilt werden muss. 

Das Allgemeine Landrecbt (Tb. 1, LiU 13, }• ^) erkenn! nun aber, indem es dsa 
Grandiali der Beprodlii aoMIt, die ErbALhigkelt der Fremden an nnd ecUirt dieaa nur 
insorem Tür unHihig, als preussisetae ünterthnnsn naoh daa G«Mlm im kmUm AmIm 
Ton der Erbfolge ausgeschlossen sind. 

Deingemäss verletzt das rheinpreussische Gericht, wenn es den Bürger 
eines fremden Staates, nach dessen Gesetzen ein Preusse in diesem Staate 
zur Erbfolge zugelassen wird, in Kiieinpreuäsen zur Erbschaft zulässt, indem 
AB dm Fall nach dem, in Bheiiipreiusea nkfat paUidrteB AUgemeinen preua- 
aifldieii Landredite entBChied, wedor die Art. 11 und 726, noch dfli Art 1 
des B. 6. B. 

Die Frage, ob gemäss Art. 726 der Frande um deswillen nicht von der Erbfolg« 
aasznscbliessen sei, weil nach den Gesetzen seines Staates halbbürtige Geschwister durch 
die ToUbOrtigen ausgeschlossen würden, kann hierbei nicht von Eiofluss sein, da das All- 
gMMiM Lndr«dtt dto Belonioii, weldia ab«r)iiiipt nnr bei ungleicher Bahmidtniiy dar Aw- 
HadMr in Yarblllaiis nt Einheimischen dntritt, einxig anf den Fall der ErbanfthigkeM 
preossischer Unterthanen im Auslände (wegen der Eigenschaft als Auslfinder) 
beschrftukt, dieselbe aber keineswegs bei blosser Verschiedenheit der ausländischen Erb- 
folgegesetze zuksst, so Isnge diese zwischen Eiobeimischen und Preussen Iteinen Unter» 
■ddadaMlNu. 

B«rliB, 3. NoTSBiber 1826l (BeJ.) t. Amnu» Kwber. (K. A, 10. U» 8.) 

2) Wirkungslosigkeit der Staatsverträge mit aafgeldsten 

Staaten. 

Die mit dem ehemaligen Grossherzogthum Warzburg und Frankfurt ab- 
gesddoBseneft Staatsverträge haben nach AnflSsong dieser Staaten Indne WA- 
aamkett mehr, denn die ehizelnen Staatsangehörigen können nnr in ihrer 
Eigenschaft als Unterthanen des Staats Bedite ana ehiem Staatsvertrage in 
Aiipnidi nehmen; mit Avsscfaeidang ans jenem Staatsrerhande verlieren sin 
daher die Befhgmss, jene Beehte geltend sn machen. 

Mannheim 1N7. (AuaL 1847. 8. AI.) 

Za Art 13. 

Besidens im Inlande ohne Antorisation; Legalhypotheke der 
nnsUndischen Ehefrau besfiglich der im Inlande gelegenen 
Immobilien des Ehemannes. 

8. m Alk 8 B. 0. B. Nr. 11 ob«a. 

Zu Art 14. 

In Rheinhessen winde der Art. 14 B. G. B. unter Terschiedenoi ModifieaÜonen 
durch die Qr. Verardang von 21. Joni 1817 mlgeteben, nepeettfe nnr teloiaioneweiee 
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Jm flw iihat wg flmai Baden wurde der Art 14 durch landetfaerrlldie Tererdmtog 
fem IOl Febmr 1815» BegienmgiBbl. lir. 2, mTgehobea; rttenso die Art. tt— 33 daidi 

Gesetz vom 6. März 1845: bo7flplich i\er Art. 36—101 l)e'?tehen daselbst in Folge dor von 
der franzosischen abweicheaJea Gerichts- unl Verwaltuiigsorj^anisation wesentliche Aende- 
mngea und (luden sieh daher auch nur wenige gerichtliche EntscUeiduugen Badens, 
«tldie Mf diwe 0«MlM88tell«n Beeng halten. 

1) Anonyme Gesellschaften; Resiliationsklage; Ort des Ver- 
trages, welcher durch Gorr esp ondcnz abgeschlossen 
wurde. 

A. Wcuü der Art. 14 B. G. B. , seiner Wortfassung nach, zunächst phy- 
sische Personen im Auge hat, so muss doch im Allgemeinen das, was von 
solchen Rechtssubjecten gilt, auch von allen sonstigen nicht ausdrücklich 
aosgenommenen Rechtssubjecten, namentlich von anonymen Gesellschaften, 
idtan. Eine solche Ausnahme findet sich in dem Art. 59 al. 5 6. P. 0. be- 
■flgUcii dar OeseOschaften nicht, da derselbe nur die Festsetzang des gene* 
»eilen Oeriehtsstandfls beswedct, dm Art 14 aber nicht berührt 

B. 0er Art 14 findet nicht nnr bei Ehgm anf Erfüllang eines 
Yertrages, sondern aoch bei jenen auf Auflösung seine Anwendung. 

IHa Worin den Art 14 tnfaesen in ihmr AllgenninbeU nlln Arten rm Vertindlieb- 

keiten, auch wcun sie nicht direct am Verträ;,'en hervorgction , sondern erst Im Falle der 
Nichterfüllung eintreten. Noch mehr .«pn-rhcn die unter C. angegebenen Gründe . auf wel- 
chen der Art. 14 beruht, dafür, dass jede Distiuctiua xwischon den unter Ausländern und 
Inllndnni beilehmdea Vnrbindüehkwien in fngttdieai Betreff MiigMdiloaann sein mlL 

G. Die Werte: oNlgalkmt eontrMet40t en Ptunt9 im ersten Silie 
des Art 14 sind nicht nur Ton Verbindlichkeiten zu verstehen, welche der 
AnsUnder während seiner Anwesenheit im Inlande contrahirt hat, 
sondern beziehen sich auch auf Verträge, welche durch Garrespondana Tom 
Auslände nach dem Inlande zu Stande gdcommcn sind. 

Die Verfügung des Art. 14 beruht nicht darauf, dass der Inländer, der unter dem 
Schutze des inländischen Gesetzes contrahirt hat, nicht gehalten sein könne, seine Klage 
▼or das Gericht eines fremden Landes, dessen Gesetze er nicht kennt, zu bringen, wogegea 
dtr Anillndflr, der tat du Inbnd kOoinit, nm nil einen Inlinder sn eonimhiren, sieh d»- 
mit den Gesetzen und der Jurisdiction des Inlandes unterwerfe; sonst würde der Oeeetigeber 
nicht seine Verfügung (im zweiten Satze des Art. 14) auch auf im Auslände eingegangene 
Verbindlichkeiten ausgedehnt hs,beu. Diese Ausdehnung beweist Ticlmehr, dass die oiiigea 
Worin den oralen Sntui ehien weilnran Sinn hnbon. Beide Sätae den Artikeln hnban ihren 
Grund theils darin, dass der französische Staat sich nie verpflichtel nnifoht, leinen Ange- 
hörigen soweit nur irgend möglich Uocbts?chiifz gejron Fremde zu gewähren und sie in 
ihren Rechten nicht von ausländischen Behörden abhängen zu lassen j theils darin, dass 
antUndiscbe Uribeiln fai IVnnkreich nictal voUxiehbnr tind. Der Ariikol oollto nllt YorUad- 
lidikollBn mwflmien, welche Ansiinder Inlindora gegenfiber, gjeiehviel wo, eingeben. 

B. Bei einem Vertrage, der durch Gorrespondenz abgeschlossen wurde, 
ist dersdbe als an dem Orte perfect geworden anzusehen, und der die Com- 
petens (anfeige Art 14 B. G. B. und §. 11 der Gr. Hess. Verordnung vom 
21. Juni 1817) regulirendc Ort des Vertrages jener, wo der das Vertrags- 
anerbieten annehmende Brief zur Kenntniss Desjenigen , weldier den Ver* 
trag anbot, kam. 

Wenn daher ein im Inlande (Mainz) wohnender Kaufmann brieflich cinoin .\uslSnder 
(in Lioi) eine Waare sam Kaufen anbietet und Letzterer nimmt durch ein von Linz naeh 
Msiu gwlsMitSi Sohrolbta ditsos Aasrbiolen na, so ist der Kaaf mi VorkMf als fai 
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Ullas perfeel gtwortai n btttadilai, da «nt danh dn Empfang dat Bricfos dar A»» 

bietoDde ron dosaen Inbalk, der Annahme seines Anerbielena, KfalniM erhielt. Hätte der 
Käufer seinen der Post übergebcnen Brief von derselben zurQckgenonimen , oder durch eine 
der Ankunft des Briefes Torauseileude und dieselbe überholende Benacbricbtigung aeia« 
AiiMlim modii, io kmirte der Umland, daas jener Brief getetariebes ul nf die PmiI 
gefeben worden war, dem AbgelMa fw dem Vertrage nieht im Wega atehen. 
(Gilbert zu Art. 1583 B. G. B. Kr. 16 u. f.) 
Darmstadt, 7. Becbr. 1857. (Caan.) SteroerbOtte g. Lauer & SiegUU. (Emmeriing 
1857. I. 151.) 

2) fftUimeiit eines Ausländers; inländisch e Immobilien; be* 

soliderer (Joneurs im luiande. 

& m Art. 3 fi. G. B. Nr. 2 das Urtbeil vom 18. Aognat 1830. 

3) Falliment des AusUnders; Klage gegen den in Goncnrs ge- 

rathenen Aasländer. 

Der Inländer kann seinen ausländischen Schuldner, gemäss Art. U des 
B. G. B., Yor dem inländischen Gerichte belangen, auch wemi durch ein 
recfatskrifiiges aosUndisches ürtheil dessen Falliment aasgesprodMA irardtt 
ist; nur mnss die Klage gegen die jetzigen Repräsentanten geriehtet werden. 

Der Grundsatz der Universalität des Concursgericbtes steht dem nicht entgegen , weil 
seine practische Anwendbarkeit dadurch bedingt wird, dass der Concurs durch ein mit ßt- 
bOriger Eechtswirkung versehenes richterliches Erkenutiiiss erklärt worden sei, an welchem 
Brfordemiaae «e aber bier um deswillen gebriebt, weil die Falliterklärung des Scbuldnera 
indi fin nnilindiadien Erkennlniai erfiolgte, welelMt im Inland« nIeU nit ezeartniidi 
nneAannt werden kann. 

Der Art. 14 B. G. B. bleibt in concreto anwendbar, weil er Ton seiner allgemeinen 
Dispositioa für den Fall, wo der Fremde in Concurs verfallen ist, keine Ausnahme macht, 
pil dar Heliler wn io wmrigw befugt ist, ebe aoMie Ananahme n aehaffn, ala dnrek 
die FalliterlUärung des Fremden keine Veränderung in denjenigen Sacbverbältnissen vor 
lieb geht, welche hinsichtlich des Beweggrundes des Gesetzes, der unverkennbar auf eine 
VOnOglicbe Becbtssicherheit des Inländers im Yerbältniss lu Fremden gerichtet ist, ala 
WMinllkb eradieinen; eben deswegen irt mit dem FUllment des fremden Scbuldnera nur 
dfo Folg« Tarlmtan, <•■§ vm der einbelminBhe OUtbfger nidil mcbr gegen «einen «ia> 
Uttdiaoben Sehuldner selbst, welcbem alle Dispositionsbefagniss in Ansehung seines Ver- 
mögens entzogen wurde, klagen kann, sondern dass er seinen Anspruch gegen dessen 
Bechtsnacbfolgsr, die QÜubigerscbaft oder die Concursiuasse , richten mussj es folgt aber 
aiebt im Entfemteflien daran«, diM er de« BeelH«, di« Kl«ge b«t dem «inli«lmiaeh«a 
C « M M« anxusteUen, rerhutig geworden sei 

Dftrmstadt, 1. Juni 1832. (Rej.) Adolai g. Werner. 

0fr. GUbeH zu Art. 440 H. Q. B. Nr. 27-39, an Art. 413 ib. Kr. 98 und an Art, 
616 B. P. 0. Nr. 8. iL A. 36. I. 136. 

i) Klage Desjenigen, welcher erst nach AbscUaas d^a Ver- 
trags Inländer wurde, gegen Ausländer. 

Madb dem Woitlaat dea Art 14. & 0. R ist fiDr dessen Anwendung 
flkhta weiter erforderlich, ala dass der klagende TheO, mit welchem der Ana* 
liidir contrahirta, ein Lüänier ist; dass er sdion au 2eilea des YertiagB 
«II sektar gewascB sein nflase, ist nicht nothwindig. 

Wollte das entaebeidende Gewicht auf die Wort« : contracUe» nW9n l§$i AwlCifi 
gelegt und so die Wohlthat dieses Artikels nur dem mit dem Inlün'Ier geachlossenen 
Vertrage, gleichsam als einem IkchfcBsubjeot«, lugewendet werden, so wOrdA do Ana- 
linder , welcber frtjOier Inikuder gewesen und nl« «okher mit einem AvuilAndar confra^rte, 
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ämm w ifo Ultttilielieft GarieUe cialMn dflifen, «aQ hitr etao Mfolh» eonfrwtfi 

em>er$ mm t^mfoU geg«beo wir«, wUrend der wirUiehe Inlftoder, welcher frQber als 
AasUnder conirahirte, diese Refugnis» nicht hätte, ela BamUlli weldMS mit dem poUtiMliea 
Zwecke dieses Artikels nicht vereint werden kann. 

Zudem versagen die Art. 2123 B. Q. B. und 546 des Prozessgesetzbuchs deu aus- 
UaUidm Dilb«il«i dl« VolUi«hbark«It; «i mOuan di«nlb«ii ron d«m iaiiadiMh«» Bi«iil«r 
•xeeatorisch erklärt w«rdeo and diäter «nrd ionach immer zulettt mit der Saehe befaast. 
Zar Vermeidung dieses Auswegs gestattet nun dar Art. 14 d«a laltader die anmittfilbar» 
Vorladung vor die miiindischcn Gerichte. 

Dieaem nach ist es gieicbgQitig, waun der Contraet abgesclüoaaea wurde; es geaOgt, 
dan der KUlgar Inliadar iat. (Sialia Tronebat In deo DiManionaii n dieaen Artikel «id 
«towo die CoDdoeioiian das Tiilmneo Gary.) 

Manchen, 2. December 1847. A. Jacoiuin de Malas^a g. H. Wahlster. 
Gfr. QiU»ert la Art. 14. B. Q. B. Kr. 3 n. 4. 

5) Klage des iuläudischcu Inhabers eines im Auslände aus- 
gestellten und acceptirten Wechsels gegen den ausländi- 
schen Aeceptanten; Gompetens des inländischen Handels- 
gerichts. 

8. n Ali 3 B. G. B. Nr. 30 obco daa OrlhaU (Berlin) m t9. AprU 1841 

6) Klage zwischen In- und Ausländer; Verzicht auf die Wohl- 
that des Art 14 B. G. B.; Competenz bei Garantiekiagen. 

Der Fkansose kann auf das ihm m dem Art 14 des B. G. B. gewährte 
Becfat, den Ausländer vor das französische Gericht zu laden, gflltigerwdse 
verzichten. 

Ein solcher Verzicht ist namentlich dann vorhanden, wenn in einem 
Vertrage, den der Inländer im Auslande mit einem Ausländer abschliesst, 
ausdrücklich stipulirt wurde, dass die Schwierigkeiten, welche der Vertrag 
veranlassen könnte, vor einem an dem Orte des Vertrage» zu bildenden 
Schiedsgerichte verhandelt und entschieden werden sollen. 

Wurde dieser Vertragsbostimmung gemäss eine Contcstation , welche 
der Vertrag veranlasste , zwischen dem Franzosen und Ausländer von einem 
am Orte des Vertrags gebikleten Schiedsgerichte contradictorisch abgeur- 
theilt und auf diese Art die compromLiisarische Clausel von dem 1- rauzoseu 
vollzogen, so ist Letzterer nicht mehr zulässig, bei Gelegenheit einer später 
ans dem Vertrage sich ergebenden anderen Gontestation den Ansländer hei 
dem französischen Gerichte zu belangen und hier die Behauptung geltend sn 
machen, dass jene Glansei ohne Bechtswirksamkeit sei, weil sie nach den 
Grundsätzen des französischen Bedits (Art 10O6 B. P. 0.) mditig erscheine 
Selbst wenn der Franzose, welcher, wie angegeben, sich dem ausländischen 
Gerichte unterworfen hatte, wegen einer connexen Gontestation von einem 
andern Franzosen vor einem französischen Gerichte belangt wurde, so ist er 
nicht befugt, den ausländischen Mitcontrahenten auf Grund jenes Vertrages 
vor diesem Gerichte auf Garantie zu belangen; die Bestimmungen der Art 
59 u. 181 B. P. 0. sind in dem Falle nicht anwendbar, wenn specielle Ver- 
tragsbestimmungen die Jurisdiction unter den Parthieeu mit Rechtsverbind- 
lichkeit für den Haupt- und den Garantie-Kläger festgesetzt haben. 
Paris, 31. November 1860. (Bej. ch. dv.) (J. d. P. läGl. S. 732.) 
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7) Klage gegen den Ausländer vor dem inländischen Gericht; 

Verzicht auf den Art. 14 B. G. B. 

Die auf den Grundsätzen des öffentlichen Rechts begründete Vorschrift 
des Art. 14 B. G. B. , welche dem Inländer das Recht gibt, den Ausländer 
vor das inländische Gericht zu laden, hört nur dann auf, anwendbar zu sein, 
wenn der InUbider darauf ausdrackUcli oder doch TirtneU ▼endditete und 
diflBer Yenidit Mwülig und ungezwangen statt&nd. Hat daher der bilSn- 
der xwar den AnsUnder tot eineni auslinduchen Geridite belangt, es steht 
jedoch actenmissig fest, dass er dieses nicht nach seinem freien WOIen, son- 
dern nur unter dem Drucke eines Zwanges gethan, welche ihm jede Freiheit, 
anders und nach seinem Willen zu handeln, entiog, so steht ihm das Recht 
zu, sobald er in das Inland zurückkehrte, von dem ihm nach Art 14 dt 
eingeräumten Rechte Gebrauch zu machen. 

Paris, 11. December 1860. (Uoj.) (J. d. P. 1861. S. 736.) 
Cfr. Gilbert in Art. 14 B. G. B. Nr. 18 f. 

8) Zuständigkeit des inländischen Gerichts bei persönlichen 

Rechtstreiten zwischen 2wei Ausländern. 
8. SD Art. 3 B. G. B. Nr. 1 a. 3 obn. 

Zu Art. 15. 

Ausländische Actien-Gesellschaft ; Nothwendigkeit der Au- 
torisation der inländischen Staatsregierung cur Klage im 
Inlande. 

8. tu Art. 3 B. a. B. Hr. 10 oben. 



Zweites KapIteL 

Von der EMMumg der h&rfferUchen Beckie. 

(Art 17—88.) 



Zweiter Titel. 

Von den Acten des Civilstandes. 



Entes K^pIteL 

Allgemeine Verfügungen, 
(Art. 34—54.) 

Zu Art. 46. 

Cumuiativer Beweis des Untergangs der Civilstandsregister 

und der Thatsache einer Trauung. 

Der Art. 46 B. G. B. verbietet keineswegs eine Cumulation des Be- 
weises von Thatsachen, die in so enger Verbindung mit einander stehen, wie 

4 
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eine behauptete kirchliche Trauung uud die später erfolgte Verstümmelung 
und Zerstörung der Civilstandsregister (hier des Kirchenbuchs zu Altdorf in 
Bheinbayeru in deu 1790er Jahren). 

Mllii«h«ii, 2& Mai 1837. (BejO £H»ea BMdar g. F. A. t. G«kiiraU«r. 



Xiveites KapIteL 

Fon de« Oeburtt'' Acten, 

(Art 55—62.) 

Zu ArL 55—57. 

1) Geburtsact; Berechnung der im Gesetze zur Aufnahme 
desselben festgesetzten Frist von drei Tagen. 

Die Anzeige einer am 27. September, Morgens um G Uhr stattgefunde- 
uen Geburt kiinu noch am 30. des nämlichen Monats Abends G Uhr gültig 
erfolgen und der Declarant in diesem Falle nicht wegen verspäteter Geburtfi* 
Anzeige, gemäss Ai't. 34G des Cudo penal, bestraft weiden. 

Vor dem Code civil wurde n&mlich ia Frankreich aligemein, bei nacb Tageo, Monaten 
oiUr Jalirai bMÜmmtan Friaton« iimarlitlb deren necb gesedlieher Vondnift ein« Hud* 
lang Torgcnommen werden oder durch deren Ablauf eine Verlustigniig eiolrelen sollte, der 
Tag. in welchen die zur Fristberechnung Anlass gebende Bei^ebonheit fiel, nicht mit einge- 
rechnet j da nun der Code civil keine allgemeine, dieser Berechnungsweise derogirende 
Bettfmiiinng enthält, so ist anzanehmeu, daas der Gesetzgeber bei den Fristbeetimimiiigea 
i. A. Ton nur atuging, ele deitaer «ndi jeM noeb ttire Anwending Inden nose. Jene 
Fristen worden in dem Gesetze bald vom Tage einer Begebenheit , bald von dieser selbst 
an bostiriunt, jedoeh ist auch in letzterem Falle der Tag, in welchen die Begebenheit fällt, 
nicht zu recimen, da nichts darauf hindeutet, dass das Gesetz mit diesem verschiedenen 
Anidmck dne Yeraeliiedenheii in der Bereehnmg der Frist beieldmen wollte. D», wo 
mit einer Begebenheit und durch dieselbe ein neues reetatfiidiei Ycrhfiltniss eintreten soll 
(Eheabschluss, Interdiction etc.), beginnt dieses Verhiiltniss zwar mit der Bogebenheit selbst 
und nicht erst mit dem darauf felgonden Tage; daraus kann aber auf Termine, innerhalb 
deren etwas geschehen soll, kein Schluss gezogen werden. 

Bei der im Art. SK dei B. G. B. «seigeeeliteii Frist andet keine Ansnslims fon eUger 
allgemeiner Berechnungsweise statt, obgleich in dem Oebnrtsacte die Stande der Geburt 
und seiner Errichtung angegeben werden muss. Allerdings könnte man, wenn kein anderer 
Grund für diese Bestimmung vorläge, io derselben eine Hindeutung daraul sehen, dass der 
Gesetigeber anenabmsweise eine Beredinong des cor Aweige der Geburt fbs^esetsten 
Termins nach Stunden wollte; die Yorscbrift der Oenstatirung der Stunde der Gebort 
hat jodoch, den Disrn = 5ionen im Staatsrath gemäss, ihren Grund darin, dass von dieser 
Stunde sehr wichtige Rechtsverhältnisse abhängen können; ebenso ist dio Verfügung des 
Art. 34 keine spedell auf die Geburtsacten berechnete, sondern eine flbr alle Girilstaiideaelea 
geltende, und kann nldit den Zweek haben, die EUnttfng einer naeh Standen in bereeh^ 
nenden Frist zu sichern, hat vielmehr für alle Civilstandsaclcn ihren Grund darin, dass der 
Gesetzgeber in diesen so wichtigen Acten alle Umstünde constatirt wissen wollte, die Bor- 
gen ihrer Wahrheit und Aechtheit sein können. 

Danus, dass der nrsprODglidie Entwarf vorsduieb, dass die Ancelge in den U Staa* 
den nach der Gebart erfolgen solle, kann niebt gesebloseen werden, dass man dieselbe Be- 
rechnungsweisc auch bei der an deren Stelle gesststen, nach Tagen bestimniten Frist bei- 
behalteu wollte. 

Darmstadt, 18. Aogost 1851. (Rej.) U. S. g. Gerono. (Afchiv Glaabnek and 
Derobnrg B. L S. 396.) 

Cfr. Dalloz, Jurisprudcnce (neue Ausgabe) B. H. Nr. 916» 8. 516. 
Qilbart sa Art. Ö6. fi. G. B. Kr. 2. 
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2) Natürliches Kind; Auerkeuuung der Mutter im Gcburtsact; 

Legitimation durch nachfolgende Heirath. 

A. Wenn bei der Anzeige der Geburt eines natürlichen Kindes der Va- 
ter desselben zugleich im Namen der Muttei" die Erklärung zu Protokoll gibt, 
80 moss dieses für eine gesetzliche Anerkennung des Kindes von Seiten der 
Mutter gelten, so lange diese nicht hinterher dieser Dedafalimi «idcfspridtt. 

Die gantadidwii Effi»rd«rnlne «Ihm ToUgtttllgan OebiirtaaelaB trardta oinlidi iordi 

ito Art. 55—57 B. 6. B. festgestellt, nach welchen i. d. R. die persOoliehe Gegenwart und 
ausdrOcklicbe Erklärung des Vaters, in dessen Ermanglung aber ausnahmsweise die 
EiUirung anderer Personen verlangt wird; weder ftlr den einen, noch für den andern Fall 
lit di« 0«g«iwarl and Thiligksil der (in Folge der EnAindnDg gewObilKdi enehdnuigi- 
nfthigen) Matter Torgeachrieben , obgleich dieaelbe in der Erklärung deotlicb bezeichnet 
werden soll; das Geset?, nimmt also offenbar an, dass die Erklärung beider Eltern in dem 
Geburtsacte dadurch geseheben könne, dass der Vater für sich und far die Mutter die Er- 
klärung abgebe. Diese rerechiedenartige Mitwirkung beider Eltern läast sich bei einem un- 
«beUeben Kinde aas den VerhUtaiiMn der Steh« leicht eridiren, indem der Yatar eines 
natarlicben Kindes ohne eine solche Erklärung meistens factisch ungowiss bleiben wird, 
gesetzlich aber gar nicht auf eine andere Weise angenommen werden darf, wogegen dis 
Maternität in diesen Fällen durch gewöhnliche J^eweisniittel ronstatirt werden kann. 

B. Ist das natürliche Kind auf diese Art als von der Mutter im Ge- 
burtsact anerkannt anzusehen, so muss es, wenn kein Widerspruch von Sei- 
ten der Mutter gegen diese Anerkennung erfolgte, vielmehr dieselbe das 
Kind apäter fortwfihrend ab das ihrige behandelte, als durch die später 

' swisdien der Mutter und dem dedarirt habenden Vater ahgesdilossene Ehe 
gehörig legitunurt eraditet werden, wenn anch der Hevathsact von diesem 
Kinde schweigt 

Berlin, 31. Januar 1835. (Gass.) Haecks g. BIdsinghaus. (K. A. 21. II. A. 88.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 331 B. G. B. Kr. 13, SU Art. 334 ib. Nr. 47 and 48 and n 
Art. 341 ib. Nr. 8. 

3) Uneheliches Kind; Beweiskraft des Gebartsactes; Beweis 

der Maternitat 

Doreh den regebnissig anfguücnmnenan Gebortsact wird, bis zum Be> 
weis der Fälschung, nidit nur die Geburt, sondern auch die Herkunft emes 
natürlichen (wie eines ehelichen) Kindes von der in dem Acte benannteB 
Mutter, auch ohne das Anerkenntniss der Letzteren, festgestellt. 

Es haben niiinlicb die Geburlsacten nicht blos den Zweck , die Thalsache der Geburt 
eines Kindes featzustellen; dieselben sollen vielmehr wesentlich dazu dienen, die Herkunft 
dsssüftsa iHSMr ZvoiM an aelsw; der Art. 46 B. 6. B. legi daher lem lihalte des nit 
im Beglstera OberemitimBaBden Anisngs Beweiskrafl bis »tr Fahrong des Beweises der 
TsifiUschung bei. 

Der Art. 56 bestimmt ausscblicssend die Personen , durch deren Erklärungen vor dem 
Cirilstandsbeaisten der authentische Beweis der Herkunft geliefert wird; ohne Feststellung 
dos Abknnfls-VerliiltoissaB dnreh diese ErklAraagen frflrde die CiTÜslandiaikaade nor eine 
rechtlich nnerhebUche Tbatsacbe ergeben ; es sind daher anch im Art. 58 bei FindeUündem 
Vorschriften gegeben, welche den Zweck haben, das wesentliche Erfordcrniss der F'eststel- 
luog der Herkunft, welches in andern Fallen durch die gesetzlich bezeiclnieten Declaranten 
gdiefert wird, soweit als oiOglicli dnreh eigne Wahmehmangen des OtTilstandsbeamten sa 
maelzen. 

Nach Art. 336 wird swnr durch die Anerkennung des Vaters die Mutterschaft nicht 
festgestellt, wenn nicht das Gestäudniss der Mutter hinzukömmt; indessen ist hier nur von 
der Bechtsbandlung die Kede, durch welche der Erklärende sich freiwillig den Wirkungen 
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des aomrebeliebea Vatenrerbiltoisses uatenvirft, nicht von der FesteteUung der Tbatnehe 
dar Eerlmiift, wtkke oaeh Art Ml in Betridrang tat £e uehdidie Mutter gMtattal iii; 

da der Gebartsact als eine vollstündig beweisende Urkande anzusehen ilt| ao kana Uar 

von einer Anwendung der Art. 324 und 1347 nicht die Rede sein; letztere Gosetzpsstelle, 
sowie der Art. 1319, können überdies auf den Torliegenden Fall nicht lierühcrgezogen wer- 
den, weil dw Beweis der Personeostands^Ereignisse nach den besonders dafür aufgestellten 
Yefacbrifleo beatiieat werden nrass. 

Berlin, 8. Januar 1850. (Kej.) Ogier g. S. (K. A. 18. II. A. 3.) 

Cfr. Gilbert zu Art. 319 B. G. B. Nr. 1 , Art. 331 Nr. 13 und Art. 341 Nr. 8, 
Uribeil des Appellbofs zu Paris vom 18. M&rz 1850. 



Dritte!» Kapitel. 

Von den Ueiraths-Aclen» 
(Art. 63—76.) 

Zu Art 63. 

CiTilstandsbeamter; Klage gegen denselben bei Verwei- 
gerung der Eheabschliessnng. 

Wdgert sich der CäTÜstandsbeamte , eine beabsichtigte Heirath abza- 
schliessen , weil ihm persönlich bekannt sei , dass die Braut bereits früher 
sich verehelichte und diese Ehe noch bestehe, so kann nicht der Civil- , 
Standsbeamte deshalb vor Gericht mit einer Klage auf Abschliessung 
der Ehe belaugt und hierzu vcrurthcilt werden. 

In einem solchen Falle bat yielmehr Derjenige, welcher die neue Ehe abscbUcssen will, 
sofern er den Anstand des CiTÜstandsbeamten fflr angerechtfertigt erachtet, eich xvnielNli, 
mittelst einer einfaelien Beeehwerde oder einen O eene h sa nm Instonetf on flbr den GIvllslaadB- 
beamten, an dessen vorgesetzte gerichtliche Behörde zu wenden, und Avenn diese die 
Weigerung des Civilstandsl)eaaiten für gegründet erkennt, seine zur Beseitigung dieses der 
Verheiratbang entgegenstellenden Uinderoisses nothwendige Klage gegen Denjenigen 
ansvslellen, weleher bereite frftlier mit der Brant sieh verelielielit haben 
soll. Das Gericht erster Instanz hat zwar jurisdietto ordinaiia, aber nur bei Streitigkeiten 
über wechselseitiges privatrechtliches Interesse zwischen zwei Privaten als solchen, 
nicht aber Uber Differenzen zwischen Privaten einerseits und dem Staate oder dessen Be- 
amten, ala aolchen, anderseits, and Aber einen Gegenstand, an wekliem der Beamte gar 
kein Pkffatinteraaae hat. 

Erkennt das Gericht deraohngeachtel , nachdem es vorher die Beiladung des angeb- 
lichen Ehegatten veronltirt hatte, aber nhnf den Civilstandsheaiuten aus der Instanz zu ent- 
lassen, über den Grund einer solchen Klage, so erscheint dessen Entscheidung, wenn anch 
nicht als efai geidiriebenes Cirllgesela verieiiend, aber ala ineompetent erlaaaea, als An« 
maassung einer Gognitionsbefugniss Ober einen Gegenstand, welcher nach den allgemeinsten 
Grundsätzen der StaatSf;o walten nicht Gegenstand der Civilgerichtsbarkeit sein lunn >- ala 
ein exces de poavoir — , und unterliegt demgem&ss der Cassation. 

Darmstadt, i6. Mi 1838. (Obml ImBt ta re Bee dea Geseliea.} ^ttmann g. Hdnridi. 

Clir. das su Art. 3 B. Q. B. Nr. 21 exeerpirte Pariser Caaaalionsnrthdl vom 28. Febmar 
1860L In dieeen Falle war dit^ Klage von der Frau, welche die zweite Ehe absosdiBessan 
gesonnen war, einzig gegen den Maire, welcher die Trauung versagte, angestellt worden 
und darauf gerichtet, dass dem Maire aufgegeben werde, zur Verheirathuog zu schreiten. 
Yon keiner erfolgte in den rersohiedenen Bmlansen hiergegen ein Ehwand and am 
Schiasse des cassimdoi Drthcils beisst es: d*oi^ il snit qn'en autorisant l'ofScier de T^tat 
civil a rePtiser de paaser ontre 4 la eMbralion demanddOi Tandt atta^ a viold Tart. 3 
Ck>do civil etc. 
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Za Axt 68 n. t 

Verehelichungi Notorietätsact über den Tod der 

Ascendeutcn. 

Vermap dor Bräutigam nicht, dem Bürgermeister einen Civilstandsact 
über das Ableben seines Ascendenten, dessen Zustimmimg zur Ehe ihm nöthig 
ist, vorzulegen, weil dieser Storbcfall nicht in die Civilstandsrogister ein- 
getragen ist, so bedarf es zur Deckung dieses Mangels nicht eines Rectifi- 
cationsurtheils (Art. 99 B. G. B.), sondern es kann als genügend erachtet 
werden, wenn der Bräutigam dem Bflrgermeister einen joies Ableben beor- 
knndenden, nach doi Formen des Art 70 und 71 ib. Mitgenommenen No- 
torietfltsact ttbergibt. 

Denn kein Hosetz (Art. 63 a. f. ib.) Terfllgt die Beibringung der Sierburkunde, and 
wenn der Abgang des viel wichtigeren Geburtsactes des Bräutigams, im Falle der ünbei- 
briogiiehkeit desselben wegen Kicbteintragang in die Ib^tsr, durch eine solche Notoriet&ts- 
nHnuii» «Mtit iveiilMi kran, man dlMai nodi ndir bsl dm WMtgtr widitigfii Sterbaci 
das AMendenten dar Fall sein. Eio Aataallsponkt IdsrfBr Andel sidi in den Slaatsnihs- 
gntacbten vom 4. Therinidor XIII. 

Berlin, 24. AprU 1822. (Bej.) Mertens. (K. A. 4. II. A. 7.) 

Zu Art. 74. 

Verheirathung im Auslände; Formalitäten. 

Die Vorschrift des Art. 74 findet keine Anwendung anf die im Ans* 

lande abgeschlossenen £hen. 

(S. das Nähere zu Art 170 B. G. B.) 
Dsrmsiadt, 24. Jnni 1839. (Cass.) Frank g. DOrer. 



Viertes HapiteL 

Von den Sterbe^ Acten, 
(Art. 77— Ä7.) 

Zu Art. 77. 

Beerdigung; gewaltsamer Tod; Autorisation. 

Die im Art 77 B. 0, E zonidist fftr gewöhnliche Todesfälle gege- 
bene Yorsdurift, dass keine Beerdigung ohne schriftliche Autorisation des 
CSrilatandsbeamten stattfinden dürfe, erleidet alsdann eine Modification, wenn 
der Tod auf gewaltsame Weise erfolgt ist; für letzteren Fall treffen 

die Art. 81 u. 82 ib. Vorsehung und es genügt, wenn der Beamte der ge- 
richtlichen Polizei (Friedensrichter), nachdem er sich durch die Instruction 
daTon überzeugte, dass der Beerdigung nichts entgegenstehe, demgemäss 
dieselbe gestattet. Es kann daher Derjenige, welcher alsdann ohne Auto- 
risation des Civilstandsbeamten die Beerdigung vornimmt, nicht gemäss Art 
358 des Code pönal bestraft werden. 

Berlin, 28. September 1828. (Rej.) U. S. g. Lortb. (K. A. 15. U. 11.) 
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Fanftes Kapiiel. 

Von den OciUlands- Acten j betreffend die ausser dem TerrUorium 
det Landes stehenden MUiiärpersanen, 
(Art 88—98.) 



Sechstes Kapitel. 

Von der Berichtigung der CiviUtands- Acten. 
(Art. 99 — 101.) 

Za Art. 99. 

1) Civilstaudsacten; Rcctification; Recht der Staatsbehörde 
als Principal-Parthie aufzutreten. 

Er:>ter Fall. In der Regel hat nach Art. 99 B. G. B. nur die inter- 
cssirtc Civilparthie, nicht aber die Staatsbehörde, bezüglich der Klagen auf 
BectificatioQ von Civilstaudsacten, ein directes Klagerecht (Art. 2 Tit VIII des 
Ges. Y. 24. August 1790); es kann dieselbe sonach nicht gegen ein Urth^ 
appeUiren, welches in einer, auf Anstehen einer GivUparttue bei Gericbt er- 
hobenen Klage anf Berichtigung der Givilstandsacten, soweit darin der Name 
Dttcrest statt Du Grest TorkOmmt, nach Anhftnmg der Antrige der Staats- 
behörde, die begehrte Reetification verordnete. 

T>^m steh! nicht das Ptaatsrathsgutochten Tom 12. Bram. XI enJpcißren, welches nur 
den Fall regelt, wenn Civilstandaacte nicht in der gesetzlichen Frist in die Register einge*- 
ftragen wardeo und das allgemeiae Interesse and die ödentliche Ordnung die Thatigkeit der 
SiMlsbelHirte eiMeM. Aneh am len Art. 16 dw Om. t. 20. April 1810 kum, wem 
man dessen ersten mit dem letzten Satze zasamraenhStt , ein directes Klagtredil der Shwti 
behnrde hinsichtlich dor Reetification ron Civilstanrlsaet«a aiebl entoOBlBni wotei; cbM- 
sowenig aus dem frauzöa. Gesetze vom 28. Mai ItöS. 

Paris, 31. NoremlMr IMO. (Rej.) (J. d. P. 1800. S. lUm.) 

Zweiter und dritter Fall. Nach den Art 99 B. G. B. und 855 
B. P. 0. ist die Staatsbehörde bei Klagen auf Berichtigung der Civilstauds- 
register nur als partie jointe zn hören; nach dem Teite des Art 99 und den 
Discossionen Uber denselben stdit leiUgllch den interesshrten Firthieen das 
Becfat m, jene Klagen za eriiebeo. 

Paris, 19. Deeenlwr 1860. (Rej.) (I. d. P. 1881. & 901.) 
Paris, & Febmar 1861. (B^) 

V i e r t e r F a II. Die Staatsbdiörde ist berechtigt , von Amtswegen and 
als Principal-Parthie da , wo es sich am Civilgericht von der Reetification von 
Civilstandsacten handelt, sn handeln, sobald das Interesse der öffenttieh e n 
Ordnung in Frage steht. 

Selbst unter der Herrschaft des Oesetxet vom 24. August 1790 (Art 2 Tit. VII) stand 
te Staatsbehörde das Recht zu, am Civilgsriehle hinsichtlich d«r CivüstandsaOea klagend 
aaCmtrelen, sobald der flStelliebsD Ordaimg angdiSrigs Umstiode In Frage standen, wie 
dies im Schlusssatze des Staatsrathsgntaefatcns Tom 12. Brum. XI gesagt ist Dieses Recht 
der Staatsbehörde, welches ihr bereits unter der alten französ. Gesetzgebung . namentlich 
im Art 14 Tit XX der Ordonnanz von 1667, zuerkannt worden war, wurde auch seit dem 
erwihalen Siaatarathsgutachtea von ihr iortwlhrend ohne Widerspruch ausgeübi. Aadi die 
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AH. 122 d«s Decrets vom 18. Juni 1811, 76 des Ges. 25. März 1817 etc. bestätigen 
die Fortdauer Jenes Rechts. Aus dem Art. 99 a. f. des B. 0. B. ond Art. 855 n. t der 
ti. P. 0. lim M kfili AifptmmA ftr im ChgtaflnQ «Uetteii, Indem sie nur ftitoelieii, 
anf «stcilis Art mA Weiis Ii« iateresrirleii Piitstsn inf BsriebtJgnng der CiTilstandsregister 

und des Gerfcht ober diese Klagen der Privaten zu erkennen haben, aber eino KIa»o der 
Staatsbehörde im loteresso der effentUcben Ordnung weder ausdrfleUicb noch stiUschwei- 
geod ausschlieesen. 

Ja FUm, wo offimllldM Ordnang alt mbemehflnd angvselMii warl«B nmit, wie 
bei dtn OamImd vom 6. Fructldor II, 11. Germ. XI und 88. Mal tfiSS, wekibe ledenunn 

verbieten, Namen und Titel, die ihm nicht zustehen, zu gebrauchen, und es als ein Vor- 
recht der Staatshoheit erküren, NamensverinderuogcD zu bewilUgea und Adelstitel zu ver- 
Mhon, kaaB dMUaii dar SiastsbehSrde di« Befugnis«, von Amliwegen zu handeln, um ao 
wenigar abgeaprodmi wnidoDi alt aonsl dar Yolhng jener Gesetze oft beeintrüchtigt werden 
und in Ermanglung einet bat der Sache intorcssirten Gpcrners das Gesetz nothloiden könnte. 
Die Staatsbehörde hat daher in diesen Ffilien intercsse und Bcfagniss, als principale Par- 
tbie klagend und vertheidigungsweise im Nameo der Gesellschaft vor Gefioht in handolli. 
Pari«, 31.-36. Xamnr 1809. (Il«j. eh. dr.) 

2) Civilstandsacten; Rectification; Zusatz-Naraen. 

Erster Fall. Die Klage, welche dahin gerichtet ist, dass in dem Gc- 
burtsacte des Klägers , dessen Name Dumas - Lavareiile in Dumas de Lava- 
reille verändert werden .solle, kann von dem Gerichte als ungegründet ver- 
worfen werden, wenngleich erwiesen wurde, dass das Wörtchen ..de" vor 
Zeiten zwar von dem Gross vater, niemals aber von dem Vater des Klä- 
gers, namenftidi weder in dem Gebiutsacte des Vaters des Klägers, noch 
ti den Gebortncten der Oeadiwiifter dee Klägers gebrandit wurde. 

Paria, & Nmib«r 180Ol (B«j. eh. dr.) (J. d. P. 1851. & 43S.) 

Zweiter und folgende Fälle. Seit dem Beeret yom 4. Aug. 1789, 
wdehes die FendaUtli ahMshafite, hat menumd mehr das Recht, seiiiem Fa- 
mDiennamcn noch einen von einer adeligen Besitzong eDtnommenen Zuaati- 
oaBOB bciaifügen, wenn er sich nicht auf einen alten, Öffentlichen, constan- 

ten und regelmässig festg^tellten Besitz, sondern nur auf einen gelegent- 
lichen und nur in Zwischenräumen stattgehabten Gebrauch jenes Zusatzes 
von Seiten seines Vorfahren zu beziehen vermag, und der Zusatzname auch 
nicht um deswillen angenommen wurde, um die Mitglieder einer Familie von 
einander zu unterscheiden (Gesetz vom 6. Fruct II, Art. 2). 

Paria, 17. D«««ab«r 1880. (Bej.) J. d. P. 1861. S. 488. 

Patia, 1& iMdar 1881 (B«j. eh. dr.) J. d. P. 1861. & W. 

Pari«, 14. AigMl 1861. <GaiS.) 



Dritter Titel 

Vom Domieil. 
(Art 102—111.) 

Zu Art. 1019. 

1) Domieil des zur Heilung in eine Anstalt verbrachten 

Geisteskranken. 

Wenn ein nicht interdidrter Geisteskranker aus seinem bisherigen Wohn- 
orte air Heilung in das Landeshospital verbEicht wurde, so fiel hiennit desBOi 
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rechtliches Domicil an jenem Orte nicht weg, da hierin ein freiwilliges Auf- 
geben desselben nicht liefen kann und das Gesetz nirgends schon an eine 
solche Verbringung das llinwegfallen seines bisherif^en DomicUs knQpft Es 
genügt daher die Signification eines Urtheils in diesem Domicil, um den 
Lauf der Cassatiousfrist gegen den Geist&ikränken zu eröffnen. 

(S. dM ■ftodiehe Urtlinl n Art 1 dM G«t. fon L Deeenlnr 1190.) 
Darmttadt, 6. D«a«mber 1868. (Bej.) BebJsn g. Heek. (Emnierliiig 1801 I. IW.) 

2) Doppelter Wohnsitz. 

Nach badischem Recht kann Jemand (abweicluiul von dem Grundsatze 
des französischen Rechtes) einen doppelten Wohnsitz hüben, an dem Orte, in 
welchem er Bürger ist, und au dem, in welchem er seine Hauptniederlassung 
bat Die Art 102 a und 107 a des badischen Landrechts gestatten diese 
Anslegung und sie entspricht der Zweckmässigkeit 

HaanheiB .... 1854 and 6. April 1860. (Oberhofg. Jalnt. 1854. 8. 386 (Stabel) 
vad ZsBlotr, Magas. B. IV. S. 466.) 

8) Einheit des Domicils; mehrere Aufenthaltsorte. 

Nach französischem Rechte kann Jemand mehrere Äufenthalltorte^ 
aber nur einen WohmitM (Dmnleil) haben. 

n Ali 961 dw B. P. 0. daa Nllwra.) 
Berlin, 15. Aagasi 1827. (BeJ.) MaUon g. HSlflhraill. (K. A. IS. IL dft) 
Cfr. eObart ttt Art Ktt B. 0. B. Kr. 102. 

Zu Art. 103. 

1) HaaptniederlassuBg. 

Die Besitzer badischer Grundherrscbaften sind , auch wenn sie im Aus- 
lände wohnen, in persönlichen Klagen der Gerichtsbarkeit der badischen Ge- 
richte und zwar des Gerichtes , wo die Grundherrschaft liegt , unterworfen, 
weil kraft gesetzlicher Fiction der grundherrliche Sitz als Ort der Haupt- 
niederlassung und folgeweise als Wohnsitz gilt. 

Manoheini, 7. FebroAr 1839. (Oberhofg. Jahrb. 1836/39. S. 304 , 497.) 

2) Wohnsitz des Ausl&ndersim Inlande. 

Erster Fall. Der aUgemeine bOrgertiche Wohnsitz eines aoslAndischen 
Erblassers im Inlande ist deijenige Ort, an welchem sich derselbe mit der 
— auch aus Thatsachen zu folgernden — Absicht, fortdauernd allda zu blei- 
ben, aufgehalten hat. Solche Thatsachen sind: l&ngeres Yerwdlen, Miethen 

und Einrichtung einer Privatwohnung. 

Mannheim, 24. December 1860. (Annalen 1861. S. 30.) 

Zweiter Fall. Der blosse Aufenthalt auf längere Zeit mit polizeilicher 
Bewilligung gegen Deponirung des Passes begründet keinen Wohnsitz. 

Mannheim, 18. October 1834. (Aooalen 1835. S. 113. Oberhofg. Jahrb. 1836. S. 4634 

Zu Art. 108—105. 

1) Veränderung des Wohnsitzes; Hauptniederlassung. 

Erster Fall. FJne Verlegung des Wohnsitzes tritt ein, wenn Jemand 
m eiaen Andern Ort sieht und daselbst sein Gesdiift betreibt, auch, wenn er 
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in dem Orte sdnes froheren Aufenthalts Bttrgerrecfat erworben lutte und 
dMHs belbehili £b eotadieidet ledigttdi die Haoptniederlassaiig. 

Mannheim, 9.0alober IUI OBil 1. Oelober 185S. (Oberlw^. lilirb. 1843/43. 
AAOftl. 1&53. S. 374.) 

Zweiter Fall. (Taglöhner.) Derjenige, welcher nur als Taglöhner 
auswärts Arbeit hat, verändert hierdurch seinen bisherigen Wohnsitz nicht, 
weil nicht anzunehmen ist , dass er bei Uebernahme derselben seine Haupt- 
niederlassung bleibend verlegen konnte und wollte. 

Mannheim, 1. October 1853. (.Xnnal. 1853. S. 400.) 

Dritter Fall. (Pensionirte Staatsdiener.) Durch die Pcnsionirung 
eines Staatsdieners geht sein bisheriger Wohnsitz am Orte der Anstellung 
nicht verloren , weil , so lange kein späterer angenommen oder bekannt ist, 

der letzte bekannte Wohnsitz fortwährend als solcher anzusehen ist. 
Maanheiiii, 1. Vmnb«r 1868. (AnmU. 1860. S. dOl) 

2) Veränderung des Wohnsitzes; Wegzug ins Ausland. 

Der Umzug ins Ausland begründet nach badischem Rechte keine Ver- 
änderung des Wohnsitzes, wenn nicht zugleich das Staatsbürgerrecht aufge- 
geben wird , weil nach dem VI. Constitut.-Edict jeder Staatsbtlrger verpflich- 
tet ist, vor den inländischen Gerichten Eecht zu nehmen. 

Mftnaheim, 18. Min im, (AonaL 184ft. 8. m.) 

Brvehtal, 9. Md 1853. (AmnL 1853. 8. 188, 217.) 

Zu Art. 106. 

DomicüB-Yerftnderang; zeitweiae Verwendung in Milit&r- 

diensten. 

Das Domidl, welches der, einem in Womu gnnusomrenden Begimenfte 
angehOrige Officier daselbst hat, kann nicht darum als hinweggefailen respeo- 
tive aufgegeben angesehen werden, weil derselbe durch das Kriegsministerium 

befehligt worden ist, für die Dauer seiner zeitweisen Verwendung als Mit- 
glied der Zeughaus-Direction seinen Wohnort nach Darmstadt zu verlegen, 
und auch daselbst seinen Wohnsitz genommen hat, wähi*end seine Familie 
sich noch in seiner bisherigen Wolmung zu Worms befand. In der letzteren 
kann also eine Ladung (ein CassaUoQS'Admissionsurtheil) noch gültig signi- 
ficirt werden. 

Darnttail, 31. August 1851. (Gass.) LumB g. Beeker. (EaunerUng 186&. L 63.) 

Zu Art 108. 

Wohnsitz der Ehefrau. 

So lange die Ehe besteht, hat die Ehefrau den Wohnsitz ihres Ehe- 
maooes, auch wenn sie von demselben getrennt lebt, denn hierdurch Ändert 
sie nur ihre Wohnung. 

Maanhein, 8. October 1825. (Oberhofg« Jahrb. 1838. 8. 17.) 

Zu Art. 110. 
1) Anfall der Erbschaft 
Die Worte „wo ein Erbe anf&llt" sind gleichbedeutend mit den Wor- 
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im „WO die Erbschaft eröffnet wnrde". Der bftdische Uebersetzer hat 
nirgends angedeutet, dass der Urtext: oü la succession s'mtvrira geändert 
werden sollte; ohne eine solche Andeutung kann aber unter dem Orte des 
gelegenen Erbes (liereditatis jacentis) nichts anderes verstanden werden, als 
der Ort, wo die Erbschaft eröffnet wurde. 

Mannheim, 21. December 1860. (Annal. 1861. S. 30.) 

8) Forum hereditarium; Gesetz der Nationalität bei 
Mobiliar er bscbaften; Collateralstener. 

Bei SterbfiUlon wird der RechtsQbergan^ darch das Gesetz selbtl bewirkt, mithin ist 
dieser üebergang als da geschehen zu behandeln, wo das Gesetz herrscht, in dessen Kraft 
und Folge das Bacbt abergebt. Dieses Gesetz ist, bezüglich der Succeasion in die Mobiliar» 
W9M$ «iMt TmloibMiMi, au der NMoMdlllt dw LeWra md akh* dMjanige, «o dar- 
Mibe mr Zaii Minet TodM lofUlig Min Domieil hatte. 

Diesem Princip steht auch der Art. 110 des B. G. B. nicht entgegen, indem derselbe 
mir den Zweck hat, das Forum hereditarium im Inlande bis zur Theilnng für die Erben 
unter sieb, sowie fOr die ErbscbaftsgUnbiger festzusetzen and dafOr das letzte DomieU des 
TenloilMMn m beKfauoeD. 

Wenn sonach der Erblasser bei seinem Ableben sein Domidl im Ajur 
lande, aber das Staats- nnd Ortsbttrgerredit noch in Bheinhessen hatte, so 
ist ansonehmen, dass die üebertragung seines Mobüiarrermögens anf sefaie 

Erben auch wirklich in Bheinhessen stattgehabt habe; diese haben daher hier 
die GoUateralgelder davon zu entrichten. 

DarntUdt, 19l MoTbr. im (I^j.) Fiseos g. Sefailwl. (EmnsrL 1S56. I. 1330 

8) Ausländer; Sterbeort; Collateralsteuer. 

8. ni All 3 B. 6. B. Vr. 19 nhn. 

Zu Art. tu. 

Gewählter vertragsmässiger Yollzugsort; Domicile 61a 
im Zahlbefehle; Beal anerbieten. 

Wenn auch in einem Vertrage, gemäss Art. III B. G. B., ein bestimm- 
ter Zahlungsort stipulirt ist , so kann doch der Schuldner , welchem gemäss 
Art 684 B. P. 0. än ZaUbtißdd, nnter Bezeichnung eines am Wohnorte des 
Behnldners erwählten Domicfls, zugestellt wurde, in diesem Domiole übl 
gflitigerweise dem Gläubiger ein Bealanerlneten zustellen lassen. 

(8. das Nihere des Urthcils zu Art. 584 B. P. 0.) 
DaroiiUdt, 11. Janiuur 18&8. (B^j.) Trier g. Yinibug. (Eanurliag 1868. L 3.) 



Vierter TiteL 

VoD den Abwesenden. 



erstes Kapitel. 

Von der Vermuthung der AbweMenheiU 
(Art 112—114.) 
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BJlrgeriiebes Gesetzbuch (Art. 11211.113,120). fit 

Zu Art. 112 und 113. 

Bestellung eines Rechtsbeistaudes fttr Abwesende. 

Einem Abwesenden, dessen Aufenthaltsort bekannt ist, darf nicht von 
Richteramtswegen ein Rechtsbeistand bestellt werden , denn die Art. 112 und 
113 beziehen sich nur auf Vermisste und Verschollene, 

Mannheim .... (Oberhoig. Jahrb. l&45/4d. 8. 490.) 



ZweltM HapiteL 

Von der Abwesenlieits - Erklärung, 
(Art 115—119.) 



Drittes Kapitel. 

Von den Wirkungen der AhweeenheiL 

Erster Absehnitt 

FdHi der Wirkung der Abwesenheit /unsichtlich des Vermögens, welches der 
Abwesende cm Tage seines Y er Schwindens besass. 
(Art. 120—134.) 

Za Art. IM. 

Abwesenheit; Recht auf Einweisung in den provisorischen 
Besits; Transmission dieses Rechtes; nachträgliche Klage 
auf Besitzeinweisung gegen bereits Eingewiesene. 

A. Der Intestat- oder Testaments-Erbe Desjenigen, welcher zur Zeit 
des Verschwindens des Abwesenden oder der letzten von ihm 
eingetroffenen Nacliricht dessen FrisumÜy-Erbe war, kann die Ein- 
Weisung in den Besits des VemOgens des Abwesenden verlangen, selbst 
wem te Erblasser des Ersteren bei Lebzeiten die Einweisung zu begehren 
unterlassen haben sollte. 

>'ach den Grandsitzen des B. 0. B. wird nämlich ein Abwiunder weder fOr todt, noch 
für lebend gehalten, sondern nur als ein Mensch angesehen, von welchem es angewiss ist, 
ob er lebe oder gestorben sei. ^acll Art. 120 sind Diejenigen, welche zur Zeit des Vor- 
•Awfndtni od«r dsr laMen NaduiflU ssine prlsvmtiTsa Erben waren, barochtigt, sich in 
den provisorischen Besitz einweisen XB lassen , und haben , wie aus der Vergleiebnng der 
Art. 120 und 129 mit dem Art. 130 ru enfnehiiien ist, vor Jenen, welche zu einer andern 
Zeit seine nächsten Erben sein würden, den Vorzug, so lange nicht die Letzteren nach- 
Dreisen, dass der Abwesende zu einer spftteren Zeit, wo sie seine nfiehsten Erben waren, 
gütorbsB ML Ans der Y«rfl|giiBg dw Art. 190 folgi, daii, ««ugMdh ta ÜMB Mit, 
wo der Beweis des Todestages des Abw^enden nicht erbracht wird, die Erbschaft nidit 
zu einer bestimmten Zeit eröffnet wird, die Pr&sumtiv-Erben zur Zeit der letzten Nachricht 
doch als Erben betrachtet werden, welche nach Ablauf der im Art 129 angegebenen Zeit 
rieh to dm AMätmk Berits koineii eimnlsea lassen, wie denn die ▼orte: Inw Im 
djfMt'drwIi ftn All 189 «of dfe im Art 120 bezeichneten Personen hinweisen. Diese 
Personen transmittircn aber solches ihnen anerfallcne Erbrecht als ein Realrecht, wie alle 
ihre Vermögensrechte (Art, 724 u. 739 ib.), auf ihre eignen Erben, da das Gesotz in dieser 
Beaiehong keine Aasoahme enthält. Der Art. 125 steht dem nieht anlegen, da sich diese 
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B«liimiBnng aaf das YtrbtltoiaB zo dem Abwesenden bexieht, and in diesem Verhilbdss« 
aidltt Ter&ndert wird , wenn an die Stelle des Präsumliv-Erben d«$Ma Rechtenicbfolgg tritt. 

Cfr. Gilberl zu Art. 120 B G. B. Nr. 7 n. S. 

B. Waren zur Zeit der letzten Nachricht zwei gleichberechtigte Prä- 
sumtiv-Erbeu vorhanden und es Hess sich nur einer derselben in den provi- 
sorischen Besitz einweisen, so kann der andere Prftsumtiv-Erbe (resp. dessen 
Intestat^ oder Testaments-Erbe) später, so lange nicht die Yerjähnmg ent- 
gegensteht, in einer gegen den bereits unter Beobachtung der gesetdichen 
Vorschriften Eingewiesenen zu richtenden Klage begehren, ebenfalls in den 
provisorischen Besitz eingewiesen zu werden. 

Dwn dem frilbfr ergangenen Einweisungsurtheil kann nicht die Eigenschaft eines Pril- 
dlnsiT-Bescheides bei^relent werden; da über die Frage der At»wesenheit8erklärung und der 
provifloriscben Besitzeinweisung bereits früher eine contradictohsche Verhandlung stattfand, 
•0 kun besOgUdi dtr Fntg«, ob aoMer dem daoali EingewieMnen aoeh «ia Andarar di« 
Ebnrtiiiiag Ttrlaagen könne, nur der froher Immittirte, nidit aber die SlaatibehArde, ah 
Gegenpartei angesehen werden. 

Darm Stadt, 18. April 1636. (Gass. u. ßer.) Nieratheimw g. Sandmann. 

Zu Art. 120 und 123. 

Berechtigung an den Kachlass Verschollener; Transmission. 

Ueber die Berechtigimg zum Nachlass eines Verschollenen entscheidet 
nach dem klaren Wortlaute des Art. 120 der Zeitpunkt des Vcrraisstwcrdens 
oder der letzten Nachricht. — Zur fursürglichen Ausübung der auf den Tod 
einer Person bedungenen Ansprüclie genügt die Verschollenheits -Erklärung 
dieser Person und ist der Nachweis ihres Verabsterbens nicht erforderlich, 
eben weil es sicli nur um fürsorgliche Ausübung dieser Ansprüche gegen 
Sicherheitsleistung handelt. Diese Ansprüche können auch von den Rechts- 
nachfolgem des Berechtigten geltend gemacht werden, da ^ mit dem Nadi- 
lasse des Bereditigten anf dessen Rechtsnachfolger abergegangen sind. 

Manaheim, 26. Jaal 1960. (AaaaL ISeO. B. 966.) 

Zu Art. m. 

Abwesender; Erlöschung der tob demselben inrflckge* 

lassenen Yollmacht 

Nicht mit dem Ablaufe von 10 Jahren seit dem Verschwinden einer 
Person, uid ebensowenig mit der blossen Abwesenheits-ErkUbrong imd deren 
YerOffenflichimg» sondern erst mit der Efaiw^nng ia den provisorischen Be- 
sits erlischt die tob dem Letzteren zorOckgelassene Yonmacht; bis zu letz- 
terer Epoche handelt der Bevolhnächtigte gOltlg für den Abwesenden. 

Aus der Verfügung des Art. 121 B. G. B. folgt n&mlieh nicht, daas ohne Abwesen- 
heits-Erklärung und ohne rorläufige Kinwpisnne die Vollmacht in 10 Jahren erlösche; die- 
selbe äussert Tielniebr, wenn sie nicht auf eine in der Lehre vom Mandate (Art. 2003 
B. 0. B.) beiaidmete Waiae erhwebaa, od«r tmi dam Abweseadea anf ebe bettf narta Zett 
beschränkt ist, aa laage ibre Wirkung, bis ein Anderer die Verwaltung des Vermögens des 
Abwesenden angetreten hat; eine solche Verwaltiin;: tritt aber, gemäss Art. 125 B. G. B. 
(▼ergl. auch Art. 134 and 124 ib.), erst mit der provisorischen Besitz-Einweisung ein, und 
Meiaia folgt Toa salbtt, data die Vollmacbt nicht schon mit der AbwesenbeitserkUinmg, sa- 
kn Uemit aiebl gl aiduriB g dia TOrlSnflge Basito-EiavefniBg Tar<nrdnal «ordaa, «rUidift. 

BarliB, 26. Septeiaber 1819. (B«|j.) Wenxel g. HanganbOyar. (K. A. M. n. 71.) 
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Zu Art. 124. 

Ellegemeinschaft; Fortsetzung nach dem Verschwinden des 

einen Gatten; Erbanfali 

Die Gläubiger eines abwesenden Ehegatten, welche Ansprfldie auf die 
dem anwesenden Ehegatten nach dem Verschwinden des Ersteren ancrfallene, 
während bestehender Gütergemeinschaft in dieselbe cinfliessende Mobiliar- 
Erbschaft geltend machen wollen, haben zu dem Ende nicht nothwendig, die 
nicht anerkannte Existenz des abwesenden Ehegatten nachzuweisen. 

Die Abwesenheit eines EhegaUeo, sie mag nur präsumtiv oder durch ürtheil erklärt sein, 
tat Olm« Eiflihus nf das Be8tth«n der Ehe (Art. tu B. 0. B.); die Ehegemeinieliafl dauert 
bis zur Avfloeujig der Ehe fort, wenn nicht ein anderer der im Art. 1441 ib. bonannteu 
Fälle eintritt; dieser Grundsatz wird auch bei Abwp<5i'nhi^it des einen Ehc^aUeii im Art. 124 
ib. anerkannt und nicht durch den Art. 127 widerlegt, da letzterer Artikel nur bezQglich 
im Früchte-Ersatzes eine toq den allgemoinen Kegeln der OOtergemMoscbaft abweiclieiide 
■ y — i e l le Beettnnnng eolUII; da mm üe CHltergenMiiMdiall forlbeildil, kann sie anoh 
VennOgeo erwerben, naonntlicb durch ErbschaAcn, welche dem anwesenden Ehegatten 
zufallen, sich vergrOssom, w&hrend ihr auf die Mobilien solcher Krhschaften , welche dem 
abwesenden Ehegatten zufallen, mit Bücksicht auf die Art. 135 uud 136 B. G. B., keine 
AaqrOdM saMieB; die hierans eolitehend« Um^eUieit hebt jenes Princip nleM aaf, 
iondem kann nur den anwesenden Ehegatten beetinmeii, die preriwriedie AnflMiwg der 
Gflteiyeraeinsehaft nach Art, 124 ru verlangen. 

Berlin, 17. Aprü 184S. (Bej.) Becher g. Becher. (K. A. 43. S. 49.) 

Zu Art. 125. 

Abwesender; Einweisung in den Besitz; Verhältniss der 
verschiedenen Besitzberechtigten zu einander. 

& n Art. 120 B. a. B., UrtheU (Dannatadl) rom 18. AprU 1836. 

Zweiter Abschnitt 

Ym im Wirkungen der Abwesenheit hinsiehtUch der esmMtai ReeMe, 
welcke dem Abwesenden zustehen kßmm. 
(Art 135— 13S.) 

Zu Art. 136 uud 136. 

1) Fortbestehen der Gütergemeinschaft im Falle des Ver- 
schwindens des einen Ehegatten; Bechte auf die sich er- 
öffnenden Mobiliar-Erbschaften. 

& n Art. 124 B. G. B. daa ürtheU (BerliiO vom- 17. Aprfl 1848. 

2) Militärpersonen, verschollene; Erbtheilung. 

Wenn pin Vater im Jahre 1828 eine Erbtheilung unter seine Kinder vor- 
nimmt und hierbei einen Sohn, welcher 1807 in Militärdienste trat und von 
dem seit 180'J keine Nachricht mehr einlief, des-^cu Leben daher im Jahre 
1828 und bei dem im Jahre 1839 erfolgten Ableben des Vaters ungewiss 
imd nicht anerkannt war, unberücksichtigt liess, so kann diese Theilung nicht, 
gemäss Art. 1078 des B. G. B. , auf den Grund hin, dass sie nicht unter 
allen Kindern stattgefoudeu habe, ab nichtig angefochten werden. 
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Bürgerliches Gesetzbuch (Art 135 o. 136). 



QaniM Ari 196 B. O. B. war ü« (higUdie EiMwft aar DMjeofgmi maOuIlMh 
jmtf» aaerftUen, welche ausser dem Verschollenen gesetzlich dazu berufeu waren; die Vtr* 

fä.ining ^cs Art. 107S Iji-greift offenbar mir dicjenis'-n Kinder, deren F.xistenz keinem 
Zweifel unterliegt und welclie demzufolge zu einem Antheilc an dem elterlicbcn Nachlasse 
iniireitig berechtigt sind. Das Decret vom 11. Veatdse II findet auf vorliegenden Fall kaina 
AmreiMling, <a «• nur zur SldianieUiing derjenigeo HlUlIrpanooan, weldie aodi l«beo, 
aber beim Herre sich befinden, specielle Maassregeln vorschreibt. 

Berlin, 3. Juli 1844. (Kcj.) Weyers g. Heiners. (K.. A. 37. U. 3a) 
0fr. Gilbert zu Art. 136 B. G. B. Nr. 2 und 15 IT. 

3) Militärpersonen, abwesende; Beweis der Existenz. 

Den aOgemeinen Bestimmnngen der Art 135 und 136 B. G. B. gegen- 
Aber ist in Beziehung auf abwesende Soldaten, deren Abwesenlieit in 
Folge militftrischer PflichterfoUung stattfindet, ein Ausnahmsfall durch das 
Gesetz vom 11. Yentöse II gegeben, indem dieses Spedalgesets verordneti 

dass der Erbantheil, welcher einem Soldaten während sciucr Abwesenheit 
anflELllt, olme Unterschied, ob seine Existenz anerkannt wird oder nicht, sei- 
nen Miterben nicht überlassen, sondern für den Fall seiner BQckkehr be- 
wahrt werden soll. 

Manchen, 6. März 184&. (Bej.) Erbou Werk g. Erben Meck. 

4) Militftrpersonen; widerspenstige Conscribirte. 

Den allgemeinen Vorschriften der Art. 135 und 136 ist durch die spe- 
eiellen Beetimninngen des K. Bayerischen Heerergftnzongs-Gesetzes vom 15. 
Anglist 1828, Art 79 bis 82, mit denen ne im Widerspruche stehen, derogurt 

Eiae aamiüaBtara Folga dar Widarspaattigkdls* odar ilrafbaraa Abwaaaiihaita-Er- 

klärung eiaes Conscribirten ist nich .\rt. TO !• s neor><r:j:;iitzuBga-Ga8aln8 die Beschlag- 
nahme des Vermögens desselben, welclio sicli iiirht nur Ober das Vermögen, welches 
der Conscribirte zur Zeit der Widerspenstigkcits-Erklarung schon wirklich besass, sondern 
andi auf daajaaiga, was ibm wlbraad lafnai atrafbaran Zoitaadai anflOU, arrtredtaa 
soll, und es haben deshalb die damaUMB aakaaiiaaDdan Pfltchttheilc und anderes za hoN 
fendes Vermögen gerichtlich vorgemerkt zu werden. Nach .\rt. 81 desselben Gesetzes 
aber hat die betreffende Gemeinde, in wciclicr dur Widorspauatigc seine Heimathsrechte 
baailst, dia Nvlsniaasang und VarwaUung des in Beseblag gelegten Var- 
mdgaaa das Contuoiax, woraus jadoeh vor Allem die Kosten für AuGitalhing Moea 
satzmannes, die Untersuchungskosten und dia Galdatrafa, nnd xwar in dar angogabanan 
Beiheofolge, bestritten werden sollen. 

Endlich bestimmt der $. 82 das Aararg&nzungs- Gesetzes, dasa das in Besehlag ge- 
kfla YarmUgaa odar ▼iafaaelir der vaeh Beatrettang der bamerktan Augaban and Koataa 
firtMbaaia Beat erst dann wieder freigegeben werden soll, wenn der Widerspenstige 
sich gestellt, nnd entweder seine Dienstesuntauglicbkeit nachgewiesen, oder eine sechsjäh- 
rige Dienstzeit in der Armee vollendet haben wird, während, wenn derselbe vor diesem 
Mtpookle alirbl, das Yaroagan den Varwaadlan ansTerantwoHet werdra toll. 

Es springt in die Augen, dass diesen Anordnungen eine andere Präsumtion, 
als die der .\rt. 135 und 136 ß. G. B., zu Gninlc liegt, die PräsumtiOD daia dar 

abwesende widerspenstige Conscribirte fortwährend aui Leben seL 

Eiaa Htthigung dar Gemeiadaa, baxaflidi dar ipttern YamioganianfiUla ^ ExUftaas 
laa Widanpeaatigan an bawoMB, «ttida alio mtt daa BMÜninnuigaii das Haamgiasang«^ 

Gesetzes im grellsten Widerspruche stehen und den vom Ge8Ptz;;ebcr beabsichtigten Zweck, 
die Militärpflichtigen zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten anzuliaitcn und die aus der 
Widerspenstigkeit entstehenden mehrfach nachtheiiigcn Folgen möglichst abzuwenden, fast 
gbnlidi mailehi. 

Eb ktt also die Gemeinde, obgleicii äe ein Bedit In Anspradi ninmt» 
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dis ciBor Pflnoii anheirnfMIt, deran Ensteox mcht awlmimt ist, ia dusem 
FkDe, den Yerftgoogeit des Art 185 entgegen, die Ezieteni des beMfon- 
den Widerspenstigen nicht zu erweisen. 

Manchen, 14. Odober 1890. (Ous. im Inlereuer dw Gwelsei.) Den Gonioribirten 
Q. F. SduMbel betr. 

5) Yersehoilene; Yermisste. 

Unter Personen, „deren Dasein nicht anerkannt ist*^ sind nicht nnr 
die für voschoUen Erklärten (abaeas dddlarös), sondern auch die Yennisa- 
ten (abaens prfenmte) an Tentdran. 

Hbtiditlicb Badena Spiieht hierfbr auch eine Bekanntmachung (Bechtabtlebnmg) iM 
grOMh. Justixraiuistcriums vom 13. Octobcr 1S13 (Regierungsbl. Nr. 179). 

Manabeim, 30. November 1821 aod 1832. (Oberbofg. Jahrb. 1824. S. 90 

mi 188S. 8. 83.) 

0fr. CHlbert n Art. 136 B. Q. B. Hr. 3. 

Dritter Abtofaiiitt 

Von den Wirkungen der Abwesenheit kMekÜfek der Ehe, 

(Art 181—140.) 



Viertes Kapitel. 

Von der üdterwachung der Kinder, deren Vater verechmmden ist. 

(Art 141 — 143.) 



Fünfter Titel. 

Yon der Ehe. 

In Baden ist zur Zeit noch eine Eheordnung vom .Jahre 1807 in Geltung, soweit solche 
neben den Beetimmoogcn des B. G. B. noch fortbestehen kann und soweit aie polizeiliche 
Yarordoaogeo eoflillt. £a geschieht aber im Nachstehenden zu diesem Titel mir lolcher 
baiiidMr EntadMilnBgMi BrwOamg, mOdtn tidi auf Süm Im B. G. B. beddieii. 



Fon äm Eigenschaften und Beiinffungen, um eine JBh0 flftacfttt8a80N 

zu Mhweiu 

(Art 144— 1G4.) 

Za Art. 146* 

Ehe; Nichtigkeit wegen JLrrthnms in der Person; Yerhei- 
rathang mit einem entlassenen Galeeren-Sträfling. 

I. Die Ehe , welche ein 'Frauenzimmer mit einem freigelassenen Galee- 
ren-Sträfling , ohne EenntnisB dieser Eigensehaft des Mannes, abgeschlossen 
hat, kann wegen Ihthunw in A9r barg^rlieheii Fenoo mnWt^ «erdeo. 
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04 BQrgerliches Qesetzbach (Art. 147) 

All «tetr ZoiMiiBflnittUmig der Art. IIA and 180 B. G. B. gtlift bflrtor, itw ii* 

Vielitigkeit dar EbewegW Irrtbnms dann ausgesprochen werdm Iudd, wenn Irrt h um in 
der Person statthatte; es mus^ aber dieser Irrthum nicht nur toti pincm Irrthum in der 
physischen Person, sundern auch von einem Irrthum in der bürgerlichen Peraoft 
Teretandeo werden. Wenn also durch eine Criminalstrare gemise Art. v. 31 des Code 
pteal die btrgerliehe PensalidikeU dee Vemrlhenten aldi Tarrhigert« deraelbe tfnen be- 
deutenden Theil seiner borgerlichen und politischen Rechte vt^rloren hat, so hat dta 0^ 
rieht das Ivecht und die Fllicht, zu prüfen, oh und inwieweit nach dt'ii vorliegenden Ver» 
baltuisseu der Irrthum die weseutlicheii ßcdtagungen, weiclie die bargerlicbe Persöniicbkeit 
UMeo, beirnf, demgemifls ah eo bedeutender Irrthum in der Pereon nogeeelien werdea 
kann, dass die Zustimmung dos getäuschten Ehegatten als viciirt zu hotrachten ist. Verwirft 
das Gericht, ohne in eine Prüfuns dieser Fnigon einzugehen, die Klage auf Vernichtung 
der Ehe ans dem Grunde, weil der Irrthum, um daraufhin die Vernichtung der Ehe aus- 
•prechen tu ksaaen, die Tdlrtindig« Ptndalidikiil bitedbB bIIim vad nU der Frage der 
Identität Ttieammemreih, in nterbreiteten Fille aber di» JaiMMim dei Beklagten nicht 
in Zweifel stehe, M ilt dieMB UrtheO wegeo Verielzaiig der Art 116 und 180 B. Q. B. 
zu cassiren. 

Paris, 11. Februar 1861. (Gass.) (J. d. P. 1861. 6. 113; Sir. 1861. I. 241.) 
Gfr. Berne eiitique, t. XVIII, p. 193 f., 280 f. 
Gilbert n Art 180 B. 0. B. Nr. 11. 

IL ÜMlileai der AppeOhof n Orleans, aa welchen die Sache von dsai C. H. v«r^ 
wiesaa «ordea war, fai oiaeni Ürtheile rom Jahre 1881 die Wehilglretteklag» dar Eheftaa 

verworfen hatte, kam die Sache beim C. H. (chambrcs rdunies) wieder nr Variwadlang 
und es wurde hier der Kecurs verworfen aus folgenden Gründen : 

Unter Irrthum in der Person, welchen die Art. 146 und 180 B. G. B. als einen Grand 
tnr Vemiehtnng einer Ehe erkl&ren, lunn nach dem jetzigen, wie nach dem alten Backt«, 
aar ein Ae Pdaon selbst betraflender Irrthnm Tarslandea werden. 

Wenngleich diese Nlditigkeit nicht auf den einzigen Fall des ans einer bataUgariaehan 

Unterschiebung einer Person im Augenblicke der Trauung herrührenden Irrthums beschränkt 
worden, weun sie auch da .\nwcndung fmden kann, wo der eine Gatte sich das Jawort 
erschleicht, indem er eich als Mitglied einer Familie darstellt, der er nicht angehört, und 
sieh dio Oebnrta- und Abstanuaanga-ESgansehallen, weldie eiann Andern snslshSB, b«^ 
legt, 80 schliesst doch der Art. 180 narh seinem Wortlaute und Mat alle IrrthQmer einer 
andern Art aus und lässt die Nichtigkeit nur ])ei einem Irrthum zu, welcher sich auf die 
Identit&t der Person bezieht uad in Folge dessen der eine Theil eine andere Pereon 
ab jene, mit der «r sieh verbinden wollte, gehefafadiot hat. 

Es kann mithin diese Nichtigkeit nicht auf den Irrthum bezüglich des 
Standes und der Eigenschaften der Person, auf die Schandmale, die sie sich 
zugezogen hat, and faishesondere nicht auf den Irrthum der Braut ausge- 
dehnt werden, welcher die frohere Venirtheilang des Brintigams zu infiuiii* 
renden Leiberätrafen und der hieraus entspringende Verlust der hOrgerlidieii 
und politischen Rechte unbekannt geblieben war ; die nach Art. 34 des Code 
p^nal eintretende Verlustigung bildet an sich weder ein Ehehinderniss, noch 
einen Grund zur Vemichfnnp: einer al)f,'esdilossoncn Ehe, und Steht in kei- * 
ner liinsicht mit der Identität der Person in Verbindung. 

Paris, 22.-24. Aprü 1862. (Bej. ch. rdnn.) (Gas. d. tribon. 28. April 1862.) 

Zu Art. 147. 

WiederYerehelichung eines Ausländers nach geschiedener 
erster Ehe; ausländisches Becht; persönliche Fähigkeit 

& UrthsQ (Paria) m 81 Fabraar IVO aa Art. 3 B. G. B. ». SL 
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Zu Art. 147 (184, 189). 
Zweite Ehe; Galtigkeit einer solchen. 

Die Existenz und Goltigkelt einer ersten Ehe h&ngt nadi der Natur 
der Sache und allgemdnen BechtsgrundsUzen nicht von der Ungoltiger- 
kUnmg und Vermchtuiig einer späteren, während dem Bestehen der er- 
stem eingegangenen Ehe ab, sondern im Gegentheile, die Gültigkeit und 
das Fortbcstehen der zweiten Ehe wird bedingt durch die üngOltigkeit 
der ersten Ehe. 

Manclien, 26. M4i 1S37. (Bej.) Erben Baader g. F. A. t. Q^tBmtBu, 



Zweites Kiipltel. 

Von den FthrmUchkeUm bexügUch da EhMbtMiuei. 

(Art 165—171.) 

Zu Art. 165. 

Verheirtthnng im Aaslande; zur Gelebration der Ehe 

competenter Beamter. 

S. Mril (pmuHaiU^ m M. Jini 18S9 n Art. 170 «nfl 171 B. e. B. 

Zu Art. 166 und 170. 

Nichtigkeit im Auslande geschlossener Ehen. 

Die Aufgebote im Inlande sind bei Ehen, welche von Inländern im Aus - 
lande abgeschlossen worden, als nothwendige Voraussetzungen der Oeffcnt- 
lichkeit der Ehe anzusehen, weil sie die einzige Gewähr allgemeiner Art fili' 
die OeffenÜichkeit in diesem Falle sind. Ihie Unterlassung macht dalicr die 
Ehe nichtig und kann deshalb auch von jedem Betheiligten geltend gemacht 
werden. 

Mannheim, 7. JnU 1854. (Oboho^ AnMlan IBSl & 198.) 
Gfir. Gilbert m Art. 110 B. 0. B. Hr. 1 n. t 

Zu Art. 170 und 17L 

1) Ehe einer AnsUnderin mit einem Inl&nder, im Aaslande 
abgeschlossen; Formalitäten; Ueberschreibang des Hei* 
rathsactes. 

A. Die Ehe, welche ein Inlinder (Bhehdiesse) mit ehier AnsUnderin im 

Auslande, unter Beobachtung der Vorschriften des Art 170 B. G. B., ab- 
schliesst, hat im Inlande volle Gültigkeit und erzeugt hier alle rechtlichen 
Folgen, welche die inländischen Gesetze einer rechtsgültigen Ehe beilege 

Die AoBländerin wird durch die Ehe Inländerin (Art. 12 doB B. Q. B.), bat also vom 
Tage der iübe aa die in den Art. 2121 und 2135 ib. der Ehefiraa ztierkaoote Legalbypo- 
ttdU. (&inArt.3131 dMlfiliei«.) 

B. Die Qtlltigkeit der Ehe wird nicht durch Unterlassung der im Art. 
171 ib. verordneten Ueli)erschreibung dcä Uciiatiiäacteä aui^uhoben. 

5 
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Die VerfOgung des Art. 171 bezweckt nur eine festere Siebemng des CiTÜstandea der 
Elialaiito, lowie der »m der Ehe hemrgelieiidea , dem Inlaade «ogehorigen und von dem 

Gesetze in den so wichtigen Fanillienrechten besonders zu schätzenden Nachkommenschaft 
ohne aber an ihre Unterlassung besondere Xachtheile und Verlustigungcn hinsichtlich der 
im Art. 170 verliehenen ßecbtc einer gültigen Ehe zu knilpfen. Die im Art. 171 verord- 
nete Tniueripiioik kann adt 8er fdr 'die Hypotheken gesetsKeh y wg Md iite h e im MUkttll 
iiiehl VerlimdiiDg gaetil irarden. 

Darmstadt, 15. März 1839. (Rcj.) Sarg g. Delbondio. 

Darmstadt, 24. Juni 1839. (Gass, im Interesse des Gesetzes.) Frlnkg. DOrer. 
Cfr. Gilbert zu Art. 170 13. ü. ß. und K.. A. 36. I. 192. 

2) Ehe des Inländers mit einer Ausländerin, im Aaslande 
abgeschlossen; sechsmonatlicher Auf entiialt; Zuständig-- 

keit des Civilstandsbeamten. 

Die Vorschrift des Art. 74 B. G. B., betreffend den scchsmonatlichen 
Aufenthalt des einen der Brautleute am Orte der Trauung, findet keine An- 
wendung auf die im Auslande stattfindende Verheirathung ; bei dieser 
werden gemäss Art. 170 ib., au.sser den im Lande, wo die Ehe abgeschlos- 
sen wird, üblichen Formen, einzig die in dem Art. 63 ib. vorgeschriebenen 
Publicatiüucu und die Nichtverletzuug der Perboualstatute (Art 144 bis 164 
ib.) zur Gültigkeit der Ehe yorausgesetKt 

Unter dem im Art 170 gebraoohteii Worte „ forme« " ist andi die Za- 
Btflndigkeit des Beamten, wehte die VeriMirathung Yoniimmt, zu 
verstehen. 

Dlete Zuständigkeit bildet ebenso einen Btttandtheil der ätissorcn G(iltigkeit| als dio 
flbri^on zur Be'ijlaubigung oder BekrifUguQg einer Handlung nothweodigea FormalititaiL 
(Art. 47 und 999 ib.) 

Der Arfci 165 ib., weidrar TerfBgt, daes die Ehe vor dem Givilitandabeamtan des Wohn* 
oviss ^aes der Brautleute abgescbloaeen werden soll, steht ebenso wie die Art. 170 u. 171 

uuU'v Tit. V, Kap. IT, welches die üeberscbrift ..Dfs fnrrnntHes relatives ä la celtbrntion 
du mariagc'' fulirl. Der Art. 74 stand im ersten Entwurf ebenfalls in diesem Kap. 11, wurde 
aber bei der Discussion in deu Tit. II, Kap. Iii verwiesen. Bei den im Aiulande abgs- 
schlosseaea Eben IkUt aacb dar Zweck, dar Varfligiuig dea Art 74, olandasliiian BIwb voi^ 
zubeugen. weg. In dem Entwurfs war dem Art. 170 noch fulgetider Zusatz gemacht: „e< 
neaninoin$ le mariage contracle cn pays Slranger entre Fran^ais ne sera valahle 
q^i'autatU avant la ciUbralion l'une de deux parlies conlractanles y risiderail depuU 
tis moW*. Disasr Znsals wurde aber 1>d dar Diseoasion gsstridisii, wdl die Aufgebots 
im Inlande (Art. 466) gsnOgtcn; es kann also bei einer Ehe zwiseben einem Inlinder und 
einer Aush'iit'k'rin um so weniger die sechsmonatliche Bsaidsn nr Oftlt<gkeit dar im Aus- 
lände geschlossenen Ehe als geboten erachtet werden. 

Darmatadt, 24. Imii 1839. (Gass, im Intsrsiss ist ChsHiSS.) Frank g. DQrer. 



Von dm OppoMmen gegm ^ 'Ehe. 
(Art 172—179.) 



Viertes Kapitel. 

Von den Klagen auf \ ernichktng der Elte. 
(Art 180—202.) 
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Zu Art 180. 

1) UngAltigkeit der Ehe wegen mangelnder Einwilligung; 

Zwang. 

Eine Ehe ist nichtig, wenn die Ehefiran doreh ihre Verwandten m deren 
Eingflinnig genOthigt und nach der Gopulation gegen ihren Willen in die 
Wohnung des Ehemannes gebracht wurde, weil es dner solchen Ehe an 
der nöthigen freien Einwilligung fehlt. 

Mannheim, 2b, Febniar 1828. (Oberhofg. Jahrb. 1827/2& S. 299.) 

2) Ungültigkeit der Ehe wegen Irrthums in der Person. 

Erster Fall. Eheun vermögen bei Eingehung der Ehe ist ein 
Nichtigkeitsgrund, weil darin ein wesentlicher Irrthuni in der Person zu 
finden ist, ohne welchen, dem Zwecke der Ehe entsprechend, diese nicht 
eingegangen worden wäre. 

HnnnheiB, 8. Hai 1M5. (Ob«itef|r- Jtia^ 8. 371) 

0fr. QSSIbui so AiiiSO B. e. B. Hr. iS o. f. ToakHiM, 10. Hin 18S8. 

Zweiter Fall. Nicht nur die Unmöglichkeit des Beischlafs an sich, 
sondern auch die Unmöglichkeit einer Fruchtbarkeit desselben ist 
efai IQchtigkeitsgrund, denn nicht die Befriedigung der Wollust, sondern die 
Möglichkeit der Xindererzeugung ist Zweck der Ehe. 

Hannhelm (Obarhofg. Jahrb. 18i7/U. S. aoa) 

Dritter Fall. Ansteckende Krankheit des Mannus bei Ein- 
gehung der Ehe ist ein Nichtigkeitsgrund j denn hierin liegt ein Iri iimm iu 
der physischen Person, deren kOiperJiciie Oesuidbeit Yorausgesetat wurde. 
(§. 10 der bad. Eheordirnng.) 

Hanalieim, 11 Min 1826. (ObMborg. Süuh. 182&. a 190.) 

Cfr. Gilbart m Art. 180 B. G. B. Nr. 13 n. f., m Art. 331 ib. Nr. 6 o. f. 

3) Vernichtung der Ehe mit einem freigelassenen Galeeren- 
Strifling; Irrthum in der bürgerlichen Person. 

8. n Art. 146 B. G. B. 

Za Art 18S. 

Ehe; Einwilligung der Eltern; relatiTe Nichtigkeit 

Auch nach dem früheren Rechte, namentlich nach dem Gesetze vom 
20. Septbr. 1792, war die mangelnde Einwilligung der Poltern zur Ehe mir 
eine relative Nichtigkeit; es kann daher eine unter dem alten Kechtc ohne 
diese Einwilligung abgeschlossene Ehe dermalen nicht wegen dicäcs AUiugcls 
▼on SeUenrerwaadten als nichtig angefochten werden. 

Paria, 18. Jali ISaa (BaJ.) (J. d. P. 1801. & 88.) 

Zu Art. 194. 

Beweis einer Ehe; ftlteres oder neues Becht? ruckwirkende 

Kraft der Gesetze. 

S. la Art. 2 B. Q. B. Kr. i oban. 

5. 

Digitized by Google 



68 



Bargerliehss Gaselsbaeli (Ali 197, 201, 203). 



Zn Art 197. 

Eheliche Kinder; Geburtsact; Heirathsact der Eltern. 

Wenn das Gericht, unter Prflfang der ihm vorgdegten Beweise, erkennt, 
dass nach denselben swar eine Wahracheudichkeit dafttr vorliege, dein die El- 
tern der Person, welche ein eheliches Kind derselben sein soll, mit einander 
verheirathet gewesen seien, den vollständigen Beweis dieser Verheirathang 
aber als verfehlt erklärt , wenn auch der Geburtsact dieser Person ihr nicht 
die Qualität als eheliches Kind beilegt, und ebenso wenig eine possession 
d'6tat hinsichtUch der Eitern und des Kindes erwiesen wurde, so kann das 
Gericht, ohne ein Gesetz zu verletzen, diesem Kinde die Qualität eines ehe- 
lichen Kindes aberkennen. 

Parit, 7. Febnar 18601 (ReJ.) <J. i. P. 1861. a 12.) 

Zu Art. 20h 

F.olgen der Nichtigkeit der Ehe. 

Ist emeEhe tat nichtig erklärt, so kann jeder Ehegatte fein Efaibringen 
(soweit er nicht etwa am Verloste des Yemmgenen Theil an ndunen hat) 
sordckfordem nnd swar anch dasjenige, was ihm von Dritten geschenkt 
wurde. Der betreflEende Ehegatte und nicht der Scheokgeber ist hierzu legi- 

thnirt, weil, so lange von dem Rückfallsrcchtc des Art. 1088 B. G. B. kein 
Gebrauch gemacht ist, der Schenknehmer Eigenthflmer des ihm Geschenkten 

ist und bleibt. 

ManDheiiD, 12. September 18U. (Oberbofg. Jahrb. 1844. S. 576.) 



FOnfflea MapIteL 

Van den aus der Ehe entspringenden Verpflichtungen, 

(Art 203—211.) 

Zu Arft. 903. 

1) Natürliches Kind; Alimenten- Ansprach; Solidarität; 

Verjährung. 

Erster Fall. A Nach emer richtigen Auslegung des Art 838, in 
Verbindung mit Art 762 des €t. B. , sind Eltern den yon ihnen anerküm- 

ten natürlichen Kindern im Falle des BedürMsses Alimente schuldig. 

Cfr. Gilbert «i Art. 203 B. G. ß. Nr. 14. K. A. 25. I. 58. 

B. Das anerkannte Kind ist berechtigt, diese Alimente in ihrer Ge- 
sammtheit von einem jeden der Eltern zu fordern, mithin die Verbindlichkeit 
beider Eltern, nach Art. 1200 und 1202 ib., eine soüdarische. 

Cfr. Gilbert zu Art. 203 B. G. B. Nr. 26 u. 205 ib. Nr. 12, 16 u. f. und K. A. 33. I. 16. 

C. Die Mutter ist daher, falls sie ihrerseits ihr natürliches Kind ohne 
Theilnahnie des Vaters, von welchem es anerkannt worden, ernährt und er- 
zogen hat, nach Art. 1214 ib. berechtigt, die Hälfte der Kosten von dem 
Vater , als ihrem soüdariscli Mitverpflichteten , erstattet zu verlangen. 

D. Die in den Art. 2271 und 2277 bestimmten kürzeren Verjährungs- 
friäteü heziehen sich nicht auf eine solche Forderung der Mutter wegen der 
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Yon ilir bis mm 14. Lebensjahre des ^des gdeisteten und zu 3 Thalern 
monaUkb berechnete» AWimmte. 

(Cfr. Gilbert n Art. »77 B. 0. B. Nr. 16, 18 a. 19.) 
Berlia, Sa. Febroar 1833. (Out.) BmelbMk g. Boelen. (K. A. 18. n. A. 17.) 

Zweiter Fall. Die den Eltern durch das Gesetz (Art. 203 u. f. des 
B. G. B.) anllselegte Verpffifihtung, ihren Kindern im Fall des BedOrfoisses 
Alimente zu geben, ist wesentlich persönlich; sie ist überdies theilbar (Art 
1202 und 1225 ib.) und im Verhältnis» des Bedürfnisses Derjenigen, welche 
sie in Ansi)ruch nehmen, und des Vermögens Derjenigen, welche sie schulden, 
festzusetzen, jedoch hierbei dem Antheil Rechnung zu tragen, in welchem 
Diejenigen zur Alimentation beizutragen im Stande sind, die — ohne von 
dem klagenden Kinde zum Prozess gerufen worden zu sein — dennoch der 
Verpflichtung, Alimente zu leisten, unterworfen sind. 

Das Gericht verletst daher kefai Gesetz, wenn es die Mutter, gegen welche 
die Klage von dem Kinde nicht mitangestellt, sondern die nur anf Anstehen 
des beklagten Vaters som Prosesse als Ifitverpfliditete beigernfen wurde, 
ans den Proness setit 

Paria, Ift. JaU 1861. (BiJ.) (Or. 1888. L 173.) 

3) Erziehung der Kinder durch den Vater. 

Der Mann kann die Herausgabe der Kinder von der von ihm getrennt 
lebenden Ehefirau verlangen, weil ihm das Recht der Erziehung seiner in 
der Ehe erzeugten Kinder zusteht, welches ihm nur ans besondem GrOnden 
▼om Richter entzogen werden kano. 

Maanheim, ft. Jmnar 184A. (Aaaalea 18M. S. 8&>^ 

3) Erziehung; Leitung des Vaters. 

Der Sohn, welcher gegen den Willen des Vaters ein Berufsfach wählt, 
kann von diesem die Mittel zur Erlernung dieses Benifes nicht verlangen, 
weil — wenn der Vater aucli im Allgemeinen zur Bestreitung solclier Lasten 
▼erhunden ist — doch ihm die Leitung der Erziehung zusteht und sein Wille 
Uber die Wahl des BerulUuhes und die Art und Weise der Erlemong des- 
selben entscheidet 

Maaahein, 98. Seplember 1887. (Tahri». 1836/37. 8. 876.) 

4) ünterhaltungspflicht der Eltern ihren Kindern gegen- 
flber; Ersatzforderung Dritter; Geschäftsführung; Scha- 
densersatz. 

Die Eltern sind durch die natürlichen Gebote , wie durch das positive 
Oesetz (Art 203 B. 6. B.) verpflichtet, ihre Kinder zu ontffaren, zu unter« 
halten und zu erziehen. Wenn sie dieser Pflichten sich entschlagen oder die 
Erfiülung dersdben Terweigem, und dritte Personen in Folge dieser Pflidit- 
yergessenheit aus allgemeinen oder spedellen GrOnden der Humanitftt, guten 
Sitten , der öffentlichen Ordnung etc. hl die Nothwendigkeit versetzt werden, 
diese Er- und ünterhaltungspflicht gegen verlassen n und httlHose Kinder statt 
der Eltern zu üben und hierbei Auslagen zu machen, so sind die Eltern ver- 
bunden , auf Anforderung diese Auslagen zurückzuerstatten. 

Das Bürgermeisteramt zu Germersheim sah sich in die Nothwendigkeit Tersetzt, aia 
darebaus anoes Midcbeo, welches der Eatbinduog nahe war aod deaien Vaier sieh anf 



Digitized by Google 



70 



BflrgerlicheB Gesetzbuch (Art. 2M). 



diingende AnffordeniDg, der Toditar iSdi mnmihmea, aDar PfliehlirllBlhng «liehiedai 

weigerte, w&brend der Zeit der Entbiiif^nn? zu alimontiren und zu unterhalten. Der Local- 
armenrond der Gemeinde kam dadurch in die Lage, für diese Verpflegung den Betrag von 
13 fl. aufzuwenden. Hierauf wurde der Vater vor dem Fncdeasrichter zu G. durch dea 
Loeshmieiiroiid anf BOekenlallaDg dieser Samme belangt, die Klage aber abgewiesm, 
weil dieselbe nur ans dem QesichtspuDU der OeechftfUftlhraog angesehen werden könne, 
letztere aber nicht vorliege, da der Vater ausdrtlcklich verweigert habe, seine Tochier tu 
unterstauen, und sooach eine negotiorum geetio, gegen dessen Willen und Protestation ge- 
flibrt, nieht xu Becble bettelMn lUhina. 

Die Gemeinde G. bemhigle sieb bei dieseni Urttieile, dar Gsnsnlstaatsproknrator am 
Oawationshofo aber sah sich veranln??). wiJer dasselbe im Interesse des Gesetzes das 
Becblsmittel der Cassation zu ergreifen, uml seinem Kequisitorium zufolge eassirtc auch die- 
ser Gerichtshof das Urtbeil des Friedcnsgericbts im Interesse des Gesetzes und zwar ana 
fUgandan Erwignngaa: 

Die Klage, welche der Localarmenfond n G. stellte, kann aus doppelleai CMaUi- 
punkte betrachtet werden, als eine Klage aus der Geschäftsführung (negotiorum gestio), 
oder als eine Klage auf Ersatz dea Schadens, der dem Armenfond durch die unerlaubte 
Handlung resp. sdmMhafta Uirtarlaasoag dea BeUngtaa zugefügt wordra IM. 

Als Klage aus der Geseh&fksftlhmng belnetalal, «raeliallil aia raehttldi b^rtodat, dena 
die Krfonl- rnisse der Art. 1372 und 1375 B. G. B. sind hier voUst&ndig gegeben, n&mlid) 
die frenviüigo Ueberuahme eines fremden Geschäftes, ohne Auftrag, mit oder ohne Wissen 
der Partei , und mit der Absicht , das Geschäft eines Andern zu führen, sowie die Verbind- 
liehkait dea GaaebUtabami, das 0aiehtftanitar«r aUa aoidiabeii oder aathwaoUgan Aiai- 
lagen, die von diesem beatritten wordeo, m ersetzen; die Bcgrflndung der Klage aber 
Iiann durch die Protestation des Vaters gegen jede Unterstützung der Tochter nicht beein- 
trächtigt werden, weil die Besorgung des Geschäfts eine solche Verbindlichkeit betraf^ deren 
ErflUhmg dam Yaler geaaliUdi oblag, woleliar lahar in dar monKaehan UnflUgkaU afek 
babod, ein solches Verbot einzulegen, und weil Daah dail Art 1372 und 1375 zur Enal* 
gung einer Verbindlichkeit aus der Geschäftsführung gegen den Qeschäftsherrn nicht vor- 
ausgesetzt wird, dass die Führung des Geschäftes nicht verboten wurde, vielmehr diese 
Yerbindlichkeit ohne weitaraa aasgesproehen ist, wenn nur das Geschäft gut geflOhrt wurde. 

Ebenso erscbelnl die Klsge, ans dem Gesiehtapnnkte einer SehadensUsga (ex quasi 
ddieto) betrachtet, begründet und die Art. 1382 und 1383 ib. haben biar zur Anwendung 
zu kommen; denn der Localarmenfond kam in Folge einer schuldhaftcn Unterlassung ge- 
botener Pflichten von Seiten des Vaters zu Schaden, welcher in der fraglichen Auslage be- 
itand, und hat sonach gegen danaelben am so mebr das Seebt aof BOderstattang, als fia 
Gamainda durah das HwmithigeaotT znr Daterstatnug sieb verpflioblal sab. 
Mtlnehan, &. September 1841 (Casa. im Intarasae daa Gasatiaa.) 

Zu Art. 204. 

Klagerecht des Kindes auf Ausstattung bei der Yerhei« 

rathung (etablissement). 

Die Verfügung des Art. 204 ist in dem Falle nicht anwendbar und dem 
Kinde steht allerdings das durch den besagten Artikel versagte Klagerecht 
zu, wenn d(."r Vater des betroflenden Kindes sich unter der Herrschaft des 
vurmali^^en l'fälzer Landrechtes , ohne Ehepacten zu errichten , mit der Mut- 
ter desselben verehelicht, solciie überlebt und das Erbtheil, welches seinem 
lündc von der Verlassenschaft seiner Mutter anerfallen war, in Genuss ge- 
nommen und zur Zeit der Verheirathung des Kindes natzmendidi imt hat 

Diesem Nntzniessungsreehte, welches das Pfttaer Landrecht dem überlebenden Gatten 
an dem den XLindern durch den Tod eines der vorher Terstorbcnen Eltern anerfallenen 
Erbvennögen auf Lf1>pnslang zuspricht, hat es als Correlat die Pflicht pefrenöbergestellt, 
die Kinder zu erziehen und bei ihrer Verheirathung gebührend auszustatten. Der Kiess- 
braucU ist also von dem Gesetze nur unter dieser Bedingung eingeräumt, und die Ana> 
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BUttung als GogenVistang zar schuldigen Pflicht gemacht worden, volcho f&r das Kind ein 
im Aogeoblick der Yerehelichung seiner Eltern sogleich erworbenes, nur sp&ter sich er- 
flfBMDdet, «ontneliMUM Beebt begründet, gegen welehM ein ipiteres Gesetz (wie Art. 7M 
B. O. B ) nidit iUckwiricen kann. In Eraiugnbng too Ehepnelen idmr yarliitt das Statalar- 
laclil dieselben und bildet den Contraet unter den Parteien. 

Die Ansicht, dass die Pflicht der Ausstattung durch den Art. "204 als aufgehoben an- 
geadien werden könnte, mtisste folgerecht zu der Annahme fübreu, dass kraft des neueren 
Gasetees auch der lebenslingllAa Niessbnuali des flberlebandan Valara als Ternieblet au 
betrachten und der Letztere zur Herausgabe der betrefienden Yerlassenschaft yerpflichtat 
sd, wodurch gleichfalls offenbar eine Verletumg contraetttsUer Bechta entstehen wttrde. 
(S. zu Art. 2. Nr. 2 oben.) 

ZveibrQckea, 19. August 1830. (Bej) Tränklar g. Tränkler. 

Zitt AH* 905. 

Alimeatationspflicht des Sohnes; pro praeterito; 

IndebitiimS'Klage. 

Nadl dem k. praosa. Armenpflegqgasatoa vom 31. December 1842 und dem Gesetze 
van tl. Mai 18B6 darf ksina fltoeisind« ainan framdan Aman btllflaa van aldi irafsan, aon- 

dero muss ihm die nBlUga UniarstOtsnng einsiweilca gewähren, kann aber demnächst nach 
ihrer ^Vahl entweder gegen den ans piiiem privatrerhtlichen Verhältnisse Verpflichteten oder 
gegen den Armenverband, dorn der Unterstützte augehört, den Ersatz der ihr durch die 
UnCendftiiing antotandanan Kostan b^gdvan. 

Wandte sidi demgemftss eine Gemeiiide wegen einer Bolchen Ersats- 
foiderong an den AnnenTerband des Unterstädten und dieser zaUte sie ans, 
80 hat der Letitere, da ihm nur im Falle, wenn kein Anderer (Verwandter 
etc.) zur Fürsorge für den Armen verpflichtet ist, diese Fflrsorge zu über- 
nehmen obliegt, das Recht, von dem principaliter zur Aliinentation Terpflich* 
teten Verwandten (Art. 205 B. G. B.) den Ersatz jener Zahlung zu Terlangen. 

Diese Zahlung, welche der subsidiarisch Verpflichtete leistete und der er sich anga- 
gebeoermaseen nicht entziehen konnte, kann nicht als eine solutio indebiti, welche den 
tablsodaa Amanvarbaad nor ta ainar aondicHo gegen die benUla Gamainda berechtigte, 
noch als eine Anerkannlaiaa der Insolvenz dea privalreditlich Yerpflidrtalan angesehen 

werden, vielmehr nnterliegt die ZulSssigkcit eines ROckgrifTs an den Letzteren, sowohl nach 
den Bestimmungen der Specialmaterio , als nach allgemeinen Kcchtsgrundsälzen (.\rt. 1251 
Z. 3 B. Q. B.), keinem Bedenken. Da es sich nicht Ton einer Alimentations-Klago, son- 
dern von dar Braiattui^ Tsraaagabter Kaelan haadatt, ae kann ea nlebt anf die Frage an* 

kommen, ob Alimente nur pro fuiuro begehrt werden können. 

Berlin, 20. Man 1860. (Gass.) Stadt Bonn g. SlOra. (K. A. 55. II. A. Hl) 
Cfr. das ürthcii (Manchen) vom 4. Septbr. 1844 zu Art. 203 B. G. B. Nr. 4 oben. 



Seehstm üupttel« 

Von den gegenseitigen Rechten und Pflichten der EhegaUm» 

(Art 211—226.) 

Zu Art. 212 und 214. 
Recht der Ehefrau auf Alimentation. 

L Efaie Eheficau, weldie n ihifm Hanne nicht zurOcklcehrt, obwohl lia 
mit der Ehescheidungs Klage unterlegen ist und ^ (nach bad. Rechte zu- 
Ussigen) polizeilichen Strafen (sogenannte BeugoniBagrade) erstanden hat, 
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kann kdne UnterhaltBreiite TedaDgen, da BoUhe mir in doi in den Art 369, 
268 n. dOl B. G. B. genamiten FäDen m Ifl&rten ist 

Hannheim 1835. (Obcrhofg. lahrb. 1831/35. & 301.) 

IL Mit dem Tode des Hannes hSrt dessoi Alimfinttäons-Verpfliditnng 
auf. — Wurde aber der Ehefrau gemäss Art. 301 B. G. B. eine alimenta- 
rische Pension zugesprocben, so geht die Veipflichtang sor Zahlung dersel- 
ben auf tlic Erben des gewesenen Mannes über. 
(S. daa Nähere zu Art. 301 B. G. B.) 

Paris, 2. April 1861. (Gass.) (Sir. 1861. 1. 110.) 

Zu Art. 

Weigerung der Ehefrau, im Domicil des Mannes tu wohnen; 

schwere Beleidigung. 

Weigert sich die Ehefrau, das Domicil des Ehemannes bei dessen Eltern 
zn fhdlen, so kann dieses an sich nidit als eine siir Eheseheidnngs- Klage 
teechtigende sdiwere Bdddigung angesehen werden, nm so weniger dann, 
wenn das Oeiidit findet, dass die Frau nicht in Üemdseliger Geshmung, ans 
Haas oder ünfolgsamkeit gegen den Mann, der Yerfflgung des Art 314 B. 
G. B. zuwider, bei ihrem Manne zu wohnen sich weigerte, sondern dass 
diese "Weigerung ihren Grund darin hat, dass das Verhalten der Schwieger- 
eltern und die gegen sie verübten häuslichen Plagerelen ihr ein Zusammen* 
leben in jenem Hause unerträglich machten. 

Wenn der Art. 214 der Ehefrau auflegt, mit ihrem Manne znianunea zu wohnen, so 
{•k Um» Yaipfliebtnng an die Bedingong geknüpft, dus dieser ihr AÜM, wM Our tn flmn 
LebensbadflrfidiMn nolhweodig isi, nach leiBem Yermagan und Blande (Mion ses 
funltdfl tC 8on £tat) leiste; diese letzten Aasdrflcke können aber nicht als anf die materiel- 
len L«benBbedarrni<;!>c beschränkt angenommen werdea; der Geeetigeb« WOlUe dnrch sie 
auch die \Vurde und Sicherheit der Frau sehOtsen. 

Paria, 2a Vorsoiber ISSa (BeJ.) (Sir. 1861 L «&) 
Cfr. Qilbeff* n Azi 314 B. 6. B. Kr. 11. 

Zu Art 215. 

1) £hemännliche £rm&chtigung zu gerichtlichen Handlungen. 

Erster Fall. I>er Ehemann, welcber emen Zaidbefehl und Liquid- 
erkemitniss, von seiner Ehefrau gegen ihn erwirkt, gegen sich ergehen liess, 
kann die Wiederherstellung nicht aus dem Grunde verlangen, weil seine 

Ehefrau nicht ermächtigt gewesen sei , klagend gegen ihn aufzutreten , denn 
in der Unterlassung einer Einsprache gegen den Zahlbefehl und des recht- 
zeitigen Vorschützens der betreffenden verzögerlichen Einrede liegt eine still- 
schweigende Ermächtigung. 

Mannheim, 1848. (Jahrb. 1847/48. S. 289.) 

Z w e i t e r F a 11. Die Ermächtigung zur Prozessfühnmg Seitens des 
Ehemannes enthält auch zugleich die Ermächtigung zur Yomahme aller pro- 
zessualischen Rechtshandlungen, also auch zum Verzichte auf die Ldstang 
eines Nothddes, denn in der Ertheilung der EnnSchtigung, vor Gericht su 
stehen, liegt die Eininlligung, dass die Ehefrau den Beditrtreit sdbststlndig 
und in eigenem Namen austrage. 

Maaahelm, 17. 8«plndi«r 1808. (ZenlDer, Vages. B. V. 8. 161) 
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Dritter FalL Die Ehefrau bedarf keiner Ermäditigaiig, um anf 
Sidierang ihres YermOgens, sowie flures und ihrer Kinder Unterhalts so, 
Uagen, wol, was Ton der Eheklage gilt, der Natur der Sache nadi auch 
von der geiiditiiGhen Verfolgung aller wflhrend des SchddnngBTer&hreDB 

damit zusammenhängenden Rechte gelten muss. 
ManAheim, 1649. (ObarkoliB;. Jahrb. 1849/da S. 93.) 

2) Ehem&nnliche Antorisation, yor Gerieht an stehen; Ein- 
rede der Nnllitftt wegen Hangels derselben; Deckung. 

Die Emrede der KuUitit wegen weder erfolgter nodi auch nur begehrter 
Antorisation einer Ehefrau, vor Oeridit au&utreten, kann, obgleich nicht 
in limine der Instanz Yorgescfatttst, immer noch später geltend gemacht wer- 
den, da sie keine blosse Prozessform, wovon der Art. 173 B. P. 0. einzig 
spricht, sondern die Qualität der Person selbst, einen Prozess zu führen, 
zum Gegenstände hat. 

Diese Nullität kann nach Art. 225 B. G. B. indessen nur von den in 
diesem Artikel angeführten Personen ojiponirt und also nicht von allen Par- 
teien, noch weniger aber von Anitswegen geltend gemacht werden. 

Du Kevifiionsgerichk ist oach Art. 222 B. ü. B. ermächtigt, der Ehefrau einet Ab« 
w«MBdo0 «Ke nMhigt AvtoriMtion.snr Ergreitaig dar Onntion aoeh dann n «rflMihii, 
a) wenngleich der Ehcmaan nicht als abwesend erklärt worden i«t, indem dies nach Art 
222 ib. , verglichen mit Art. 863 B. P. 0. und besonders mit den Discussionen des Art. 222, 
keineswegs nöthig erscheint, und b) wenn aus der im Urtheil der ersten Instanz ertbeilt«n 
Aniorintion, als zu generell, die AuloriNlioii vu OuMttoB nicht gefolgert wafden kann. 

Zveibrflekan, la Janoar 1821. (Rej.) ThM g. Oitnaaili. 

3) Gerichtliche Autorisation der Ehefrau zur Prozessführung. 

Eine Ehefrau ist als gehörig zur Prozessführung autorisirt anzusehen, 
wenn sie a) in erster Instanz, nachdem sie gemeinschaftlich mit ihrem Ehe- 
manne vorgeladen worden, Letzterer aber ausgeblieben war, durch das Ge- 
richt die Autorisation erhalten hatte, auf die Vorladung hin gerichtlich zu 
verhandeln; wenn sie b) in der Appellinstanz mit ihrem Ehemanne, Letzterer 
um seine Ehefrau zu antorisiren, vor den AppeUhof geladen worden war, 
hier wegen des Ausbleibens des Ehemannes zuerst ein Junctions-UrtheQ er^ 
ging, in Vollzug dieses UrllieQs, an dem darin znm Vortrage üzirCen Tage^ 
die Ehefrau, bei abermaligem Ausbleiben des Mannes, ihre Anträge stellte 
und hierauf das Endurthefl erfolgte , worin der AppeUhof Yordersamst noch 
ausdrücklich die Frau zur Prozessführung autorisirte. 
Brflttel, 22. NoTember 1860. (ficj.) (Puier. 1861. 1. 46.) 

Zu Art. nr und M8. 

1) Eheraännliche Ermächtigung zu Rechtshandlungen der 
Ehefrau; Autorisation zu einem Theilungsverfahren oder 
zu einer Immobiliar- Veräusserung ; Specialität; Ratifi- 
cation. 

A. Der Act, worin ein Mann scmc in Gütern getrennte Ehefrau in Ge- 
mässheit des Art. 1449 B. G. B. ermächtigt, ihren Antheil an den zum Nach- 
lasse ihres Vaters gehörigen Immobilien ohne seine Concurrenz zu veräussem, 
um rar Tbeilimg dieser Lomobififln und zur ^-"^^^^f n, der i^awwf lastsndsQ 
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Schulden zu gelangen , kann von dem Gerichte, ohne da88 flun eine YcrletE- 
ung dee einer Urkunde gebtthrenden GlAubens vorgeworfen werden könnte^ 

als eine Autorisation angesehen werden, in deren Geraässheit die Ehefrau 
ermächtigt wird, ein bereits durch einen vorhergehenden, ohne Zuwirkung 
des Mannes zwischen seiner Ehefrau und den Miterben abgeächlossenen Act 
angefangenes Erbtheilungsverfahren durch Licitation der zur Erbmasse ge- 
hörigen Immobilien zu vervollständigen. 

B. Diese Autorisation l)ildet nicht eine generelle Ermächtigimg zu 
veräussern, welche der Art. 1530 13, G, B. verbietet, weil solche der ehe- 
männlicheu Gewalt zuwiderläuft; kein Gesetz erfordert zu einer speciellen 
Autorisatioii, daas die dausebi und Bedingungen der Toriiabenden Verftusae- 
rong darin spedeU angegeben sein mflasen; das Gesetz flberlftsst es der Weis- 
heit des Gerichtes, zu wOrdigen, ob hn Ehizelfiille der geseUIichen Yorsdurift 
der Specialität einer ehemännlichen Autorisation genügend naehgekonunen 
inirde, oder nicht (Art 223 B. G. B.). 

C. Durch die angefahrte Autorisation und die darauf von der Ehefrau 
vollkommene Licitaüon der Immobilien wurde auch die v o r der Autori- 
sation zur Vervollständigung der Xheilung bereits stattgehabte Theilungs- 
operation giiltig ratificirt. 

Braisel, 22. Noveiober 1860. (Rej.) (Pasicr. 1861. I. 4&) 
ad B. cfr. GUbert zu Art. 223 B. 0. B. Nr. 1 u. f. 
«i a cfr. OObflft n Art. 217 B. G. B. Nr. 16 v. C 

2) Ermächtigung des Ehemannes zu Rechtshandlungen, bei 

welchen er selbst bcthciligt ist. 

Auch zu Rechtshandlungen, bei welchen der Ehemann selbst betheiligt 
ist, kann er seiner Ehefrau gültig die Ermächtigung ertheüen, indem keine 
gesetzliche Bestimmung dem entgegensteht. 

HMnheim (Oberbofg. Jahrb. 1849/46. 8. 365.) 

0fr. Gilbert m Art 217 B. G. B. Nr. 23 «. f. 

3) Generelle Vollmacht zu Bürgschaften. 

Die der Ehefrau von dem Manne ertheilte Autorisation, „sich für alle 
aus dem Verkehr des Ehemannes und seines Gesellschafters mit einem Dritten 
entstehenden Verbindliclikeiten als Bürgin darzustellen", ist eine generelle, 
weil sie keine einzelnen Verpflichtungen, sondern die Gesammtheit aller aus 
jenem Verkehr hervorgehenden Verbindlichkeiten zum Gegenstande bat; es 
stellt flieh daher sowohl die ÄntCHrisalion, als die daran! hhi geleistete Bürg- 
schaft als uogQltig dar. 

Berlin, 15b Janmr 18U. <Ohi.) DradMr-Boibdta g. Bargvriunneii. (X. A. 86. 

IL A. 56.) 

Berlin, 9. November 1846. (Gass.) Schnell g. Sflhaaffhinaen. (IL A. 4L II. 27.) 

4) Nothwendigkeit der Autorisation einer in Gutem 

getrennten Ehefrau. 

Die hl Ofltem getrennte Ehefiran kann swar ohne Autorisation des Ehe- 
sunnes flher ihre Mol»lien disponirai (Art U49 B. 6. B.), mithui auih 
Vefpfliehtongen emgehen, welche indhrect zur VeriUisserung ihres Vermfigsos 
flBhms jedoch darf die Ausflhung dieser Beliigniss nidit ther die Qrenstn 
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der Verwaltung und das Bedürfniss derselben hinausgehen , da ihr dieselbe, 
der Regel des Art 217 B. G. B. gegenüber, nur als eine xiotliwendige Gen- 
Sequenz ihres y^roltungsreclits eingeräumt werden kann. 

(S. das Nähere zu Art. 1449 B. 0. B4 
B«rliA, Ift. Apiil 1861. (Omi.) Oohmd g. HMMlbaeh. (K. A. 2& U 38.) 

5) Stillschweigende Ermächtigung. 

Eine Bfirgschafksurkunde ist als mit eheminnlidifir Ennächtigung ausge- 
stellt anzusehen, wenn die Urkunde von dem Ehemanne selbst geschrieben 
wurde; denn hioin muss eine stillschweigende Ermächtigung gefunden 
werden, welche gemäss Art 217—226 , 934, 1426 u. 1538 B. G. B. ebenso 

zulässig ist, als eine ausdrückliche. 

Mannlieim, 3. Deceinber 1840. (Oberliofg. Jabrb. 1840/41. S. 383.) 

6) UnnOthigkeit einer besondern Autorisation der Ehefrau 
zum Abschliessen des durch den Art 280 B. G. B., im Falle 
einer Torhabenden freiwilligen Scheidung, vorgeschriehe- 
nen Uebereinkommens mit dem Ehemanne. 

& n Art. 380 e. B. UrM (MOnefatii) Tom 37. lani 1857. 

7) Yerzicht auf die Einrede aus dem Mangel der ehemänn« 

liehen Autorisation. 

Wenn eine Frau ohne Autorisation ihres Ebemamieä Waarcu eingekauft 
hat und sie wird nun yon dem Verkäufer auf Zahlung verklagt, macht aber 
vor Gericht, wo sie unter Assistenz ihres Ehemannes erscheint, nicht die Em- 
rede geltend, dass jener Kauf wegen mangebider ehemännlicher Autorisation 
nichtig sei, sondern behauptet lediglich, dass sie nur zur Zahlung des wah- 
ren Werthes der Waaren gehalten sei, so kann das Gericht daraus ein An- 
erkenntniss ihrer Verbindlichkeit, die eingeklagte Forderung bis zu ihrem 
richtigen Betrage zu bezahlen , und somit einen Verzicht auf die ihr etwa 
zustehende Einrede der Nichtif^kcit des Verkaufs wegen mangelnder Autori- 
sation entnehmen, und demgemüss die Ehefrau zur Zahlung vcrurtheilcn. 

Du Urtheil, welches diese Verurtbeiluug ausspricht, verletzt hierdurch d&s Gesetz, 
BUBenflidi die Beitunnraogaa fiber die Nothwendigkeil der ebeniniilklMa Aiiloriiaiioii, nlcli^ 
Ud «eoD darin auch , obgldch die Wardigang der Frage Aber die rechtliche Wirkung 
der von der Ehefrau eingcgangonon Verträge durch jenes Ancrkenntniss und Verzichten 
fiberUflSBig geworden war, noch weiter considerirt wird, dass eine Ehefrau gesetzlich nicht 
abeokt nnfiUifg Mi, eidi ohne Aatorieatton ibres Ebeiunnet ca Terpfliehlen, lo kann die- 
lee Cemideraal, aoUfe eenrieUig eeia, kein Can.-Hlttel duUeieD, indem gegen Enteohei- 
ilBglgrtnde keine Cassation stattfindet 

Dermstadt, 14. Juli 1825. (Roj.) Michel g. Krancher. 

Cfr. Urthcile des Pariser C. H. vom 4. April 1853 und 4. Angust 1866. 

8) Vollmacht des £hemanne8; Specialit&t 

Findet das Gericht, doreh eine Wflrdignng der verschiedenen Sttpular 
tionen eines Actes, dass derselbe keineswegs eine Autorisation der Ehefrau 
an Rechtshandlnngen in deren Interesse , sondern eine Vollmacht des Ehe- 
mannes zu einem für ihn selb.st aufzunehmenden Darleihen enthalte und 
daher auf denselben nicht der Art. 223 B. G. B. anwendbar sei, so unter- 
liegt diese factische Auslegung nicht der Ccnsur des Cassatiooshofs. 

Paris, 6. Februar 1S61. (Rej.) (Sir. 1862. I. 72.) 
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Zn Art. IMt. 

Gerichtliche Ermächtigung. 

Die gerichtliche Ermächtigung einer Ehefmu kann auch stillschweigend 
geschehen, d. i. aus einem andern Beschlüsse oder Bescheide zu folgern sein. 
Maoataeim, 28. Jaoi 18G0. (Anoalan 186a 8. 377.) 

Zu Art. 2M und MS. 

Autorisation der Ehefrau eines Abwesenden; Nichtigkeit 
wegen mangelnder Autorisation der Ehefrau, vor Gericht 
IQ Stehen. 

S. za Ari. 21ö B. G. B. Nr. 2 oben. 



Siebente« KapIteL 

Von der Auflöiung der Bhe, 
(Art 227.) 

Achtes Mapltel. 

Von den zweiten Ehen. 
(Art. 228.) 

Zu Art. 228. 

Aasharrungsseit der Ehefrau. 

Eme vor Ablauf von 10 Monaten nach -AnflOeong der Ehe von der Ehe- 
frau gesddossene neue Ehe macht diese nicht unbedingt nngflltig, Bondem 

gibt gemäss Art. 228 a des Bad. LandredltS dem zweiten Manne nur das 
Recht, auf Vernichtung der Ehe anzutragen, wenn ein Kind in der Aus- 
harrungszeit geboren wurde und er von der voreiligen Schliessung der Ehe 

nichts wusste. 

Mannbeim, 25. Januar 1838 and 23. Januar 1840. (Oberbofg. Jahrb. 1836/37. 
& «tt und 1810/41. & 1J3.) 

Ott. OUbcfft in Art. 228 B. e. B. Vr. 1. 



Sechster Titel 

Von der *Ehe8ehe!diing. 

Weser Titel, welcher in Frankreich durch das Gesetz vom 8. Mai 1861, mit Auanabme 
der Art. 306 — 311, aufgehoben wurde, besteht in Baden, Belgien, Bheinbayem, Rhein- 
IwMeo ml BheiaprniMeo L A. noeh In geMtzlieher Kraft 

Erstes Kapitel* 

Von den Ehetcheidtmgsgr&nden, 

(Ari 229-238.) 
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Za Art. 230. 

Ehebruch des Mannes. 

Erster Fall. Die Ehescheidungsklage wegen Ehebruchs des ManneB 
ist begründet, wenn derselbe in Abwesenheit der Frau in seinem 
Hause mit der Dienstmagd geschlechtsvertrauUchen Umgang hatte, weil das 
Haus des Mannes die gemeinschaftUche Wohnung im rechtlichen Sinne ge- 
blieben ist. 

Mannheim, 17. Ootober 1825. (Oberhofg. Jahrb. 1825. S. 19.) 
Zweiter Fall. Entgegengesetzt entschieden, weil nicht der 
Beischlaf, sondern die Haltung einer Beischläferin als Scheidungsgrund auf- 
gestdlt ist 

MaABhei«, 7. O«lobv 183». (ObaiMf. Jahrb. 1829/9a a 313.) 
Gfr. Omml a Art. 239 0. 330 B. G. B. Vr. 4 «. 1 

Zu Art. 231. 

1) Harte Misshandlung. 

Erster Fall (Enwnngener Beischlaf während des Scheidongspro- 

sesses.) 

Der von dem Ehemannc seiner Frau wälu-end des Scheidungsprozesses 
gewaltsam abgezwungene Beischlaf ist als harte Mi^sshandlung anzusehen, weil 
die Frau durch die gerichtliche Ermächtigung, emstweilen getrennt von ihrem 

Manne zu leben, in Bezug auf den Beischlaf für ihn eine fremde Person ist. 
Hanahtl», & Janwr 1833. (Obirho%. Jahrb. 1833. 8. 98.) 

0fr. n Art. 6 B. 0. B. Br. 4, du Urftdl (Damalill) vom & Jonl 1838. 

Zweiter Fall (Ansteckiiiig der Fhnu) & n Art. 180 B. 0. B. Nr. 3 ob«. 

Dritter Fall. (Verweigerung der Pflege.) 

Verweigerung der erforderlichen Pflege Seitens der Frau während der 
Erankbeit des Mannes kann nach Umständen als harte ^jg^hamMpn^ ^ 
Sdieidangsgnind sefaL 

ManahaiB, 1818. (Ob«hA%. JM. 1845/M. B. 618.) 

Vierter Fall (Verweigenmg der eheMchooi Pflichten.) 

Die beharrliche Verweigerung der ehelichen Pflichten ist gleich einer 
harten Misshandhmg, zu deren Thatbestand nicht nothwendig kAiperliche 
ThätÜchkeiten vorausgesetzt werden. 

Mab Ohe im, 29. AprU 1848. (Amialea 1848. S. 88.) 

3) BeloYans der Thatsachen; factisehe Entscheidung. 

Die Fhige, ob die Ton der Ehescheidangs-Klägerin sor Begrflndang ihrer 
Klage ponirten T halsachen, Isolirt oder in ihrem Zusammenhange, die Ehe» 
Bdmidnng za bewhrken vermögen, tmd ob m der VoraussiBtsang einer Ver- 
sAhnnng die nach derselben stattgefhndenen nenen Thatsachen, an sich ge> 
ncnumen oder in Verbindung mit den vor der Vers^ämnng liegenden That> 
Sachen, zureichten, um daraufhin die Ehescheidung aussprechen zu können, 
ist als Appredation des fiwtischea lüagegrondes der Competenz des C H. 
entzogen. 

Darms tadi, & Juni 1836. (Bej.) VoU g. Vols. 

Gfr. n Art. m B. P. 0.| UrthtU (Paris) von 11 harnt ISOL 
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8) Schwere Beleidigung; Entfernung des Ehemannes auB der 
gemeinBChaftlicben Wohnung; factische £nt8cheidaDg. 

Das OeaetE definirt nicht die ehankteristisdiea Merkmale dner Bchwerai 

Injurie, wie solche zur Scheidung von Tisch und Bett erforderlich ist; wenn 
daher das Gericht die Thntsachen, dass der Ehemann das gemeinschaftliche 
Wohnhaus verlassen und dahin zurückzukehren oder eine andere passende 
gemeinschaftliche Wohiuinji; anzuzeigen verweiu'ert habe, als solche schwere 
Iiyurieu erklärt, so stellt sich dieses Krkenntniss als eine der Kritik des 
C. H. entzogene Würdigung von Tliatsachen dar. 
Paris, 6. Februar 1860. (R«j.) (Sir. 1861. I. 71.) 

4) Schwere Beleidigung; Entfernung der Ehefrau aus der 
gemeinschaftlichen Wohnung. 
& n Art. 214 B. Q. fi. }ix. 1, UrUieil (^aris) vom 2a Novenber 1860l 

5) Sehwere Beleidigung in einem Brief; Gerichtsbotenact; 
nachträgliche Geltendmachung neuer Scheidungsgrflnde. 

A. Es ist dem richterlichen Ermessen anheimgestellt, ün emzdnen Falle, 
mit Rflcksicht anf die besonderen Verhältnisse, unter denen die Beleidigun- 
gen erfolgten, auf die Absicht, in welcher sie stattfanden, und auf den Stand 
der Personen, von denen und gegen welche sich dergleichen erlaubt worden 
n. 8. w. , zu entscheiden , ob diese Beleidigungen den im Art 231 B. G. B. 
▼orgesehcncn Charakter der Gravität haben, oder nicht. 

Dieses ergibt sich aus den bezüglich dieses Artikels stattgehabten legislatorischen Ver- 
bandlungcD auf das Uozweifelbafleste. Auf die Bedingungen der Art. 375 u. 376 des Code 
pfoal kommt es Meitei niehl noihweadig an. Gelit jedoch du Gerieht dennodi von diesen 
Bedingungen aas, so ist sdn desfallsiges Erkenntniss nur etwa ein male judicatum, kann 
aber darum so wenig cassirt werden , als wenn es hei Ueurtbeilung der Frage der Gravität 
irrt, oder, wie dies i. A. als riciitig erscheint, eine Beleidigung um deswillen als unerheb- 
lidli «ridirt md den injvriosen Cbarakfer «Is «mgesehkiaen erkennt, weil lie In dnem 
hlos Gonfideniiollen Briefe entbalten seL Erkannte das Gericht, dass den ponirlSB Tbat- 
Sachen die Gravität abgehe, und erklärte dieselben deshalb als unerheblich, so ist es ohne 
jeden Einfluss auf die Gültigkeit seines entsprechenden Urtbeils, wenn daneben noch un- 
richtigerweise vom Gerichte eine Provoeation oder Compensation der Injurien als erwiesen 
aagMMHuncn mrie. 

B. Beleidigende Aenssenmgen, die im Lanfe eines Ehesdiddnngspio* 
nsses von der Bddagten gegen den Xlfiger, z. B. in einem Geriehtsfoll- 
lieheracte, Torgehracht werden, können von dem Kläger nachträglich in 
demselben Prozesse als Ehescheidungsgrund geltend gemacht werden i wemi 
flie graver Katur und nicht entscfaoidbar sind. 

C. Die Missbilligung des crwihnten Inhalts des GericfatSToUaieheractes 
kann niclit durch einfache Erklärung Tor Gericht , sondern nnr im Wege 
eines förmlichen Desaveu's wirksam geschehen (Art. 363 B. P. 0.). 

Darms ladt, 13. Deceniber 1841. (Rej) ZHz g. Zitz. 

Cfr. Gilbert xu Art. 231 B. G. B. Nr. 10-16 u. 21, und zu Art. 307 ib. Nr. 18. 

6) Schwere Beleidigung. 

Erster Fall. (Schimpfworte.) 

Die Ausdrücke „Uure^S „Mensch", „Canaille" können dne zur Be- 
grOndung einer FhiMfihBid"" g*^^^ ** i^ inffff f^hi^nH^ Beschimpfimg w itfhaltfP r 
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Eb kommt auf die Boostigen ehelidien Yerhftlfxüsse, den Stand tmd die Bll- 
dmg der Eheleute an. 

M a n n h G i m , 4. December 1824. (Oberhofg. Jahrb. 1824. S. 337.) 
Mannheim 1851. (Oberhofg. Jahrb. 1851. 8. 387.) 

Zweiter Fall. fS^orwurf des Ehebruchs.) 

Ein vom Ehemaiiue seiner Frau vor öftentlicher Behörde vorgeworfener, 
aber nicht erwiesener Ehebruch und liederlicher Lebenswandel begründet 
eine Ehescheidungsklage , weil eine derartige Beschimpfung der Ehefrau das 
Fortleben uüt dem Ehemanne unmöglich niaclit. 

HtanliaiB, 3. Septomber 1814. (Oberho^. Jahrb. 182&. 8. 801.) 



Zweites KaplleL 

Von der Ekeaekeidtmg aus bcMÜnmUem Gründe, 

Erster Abioliiiitt 

fall den Femen der Eheseheidmg aus besSmmlem Grunde, 

(Art 234— 266.) 

Za Art. 234 u. f. 

Ehescheidungs-Verfahreii; analoge Anwendung der allge« 

meinen ProzessTorBchriften. 

Fflr die EhesdieidungBsadieii sdireibt das bflrgerliche Gesetibnch ön 
lieeondereB Ver&hren Tor, dem die Sfpftter erschienene bttrgeriiche ProfesB- 

ordnung nicht deroghrte, da neuere generelle Gesetze die früheren Spe- 
ele 11 en Gesetze nicht aufheben und zudem der Art. 881 6. F. 0. ausdrück- 
lich bestimmt , dass bei Ehescheidungen nach dem B. G. B. procedirt werden 
soll. Jedoch kann der Richter für die im B. G. B. sich findenden Lücken 
oder zur Auflösung der sich mich diesem ergebenden Zweifel durch Anwen- 
dung analoger Bestimmungen der B. P. 0. Anhaltspunkte suchen. 
DarmtUdt, 11. März 1839. (Rej.) Engel g. Engel. 

DarnsUdt, 6. Juni 183«. (V«j.) Tob g. Voh. (8. andi n Art. IM B. 6. B. Hr. 3.) 

Darmstadt, 23. Jani 1851. (Gass.) GemOnden g. GemOnden. 

Berlin, 11. JuU 1854. (Gass.) Spiegelhof g. Spie^jelhof. (K. A. 50. H. 21.) 

Mttacban, 16. Mai ISöd. (Rej.) Oatboff g. Waller (zu Art. 250 B. 0. B. ootea). 

Za Art 986 a. t 

1) Ehescheidungsprozedur; vcrtragsmassige Suspension 

einer solchen. 

Eine auf den Grund einer bestimmten Ursache anhängige Ehescheidungs- 
prozedur (Art 229 — 232 B. G. B.j kaim ohne Rechtsnachtheil vertrags- 
1 massig suspendirt werden, um versuchsweise den Weg der freiwilligen £he- 
Bduidong za betreten. 

Dm Gaials aalnnfgl nlnUdi Uber lia Fhiga, al» «in« iddia aonlraalMlIa Saapanaioii 
•tnlNlan k&nne , und aa kiHi Uwr dieae Frage nur nach allgemeinan Principien galAal 
werden. Hiomach aber muss man sich für die Gülti<:^keit eines derartigen Vertrags aai-> 
aprechen, weil er offenbar w^er gegen die guten Sitten noch gegen den Geist der Bestim- 
afttdtti «Mr 'lü YaMUtfan M-lhMHlMlliip«a nnrtiiak. Bai <fur fraiwUUgaA fiha- 



80 



Bürgerllehei aef«libncli (Art. 313 o. 348, 243, 316 ■. 3A7). 



tcheidoDg komnien keine Bcandalösen Yailiaadhingw vor, sie schonen das GefOlbl dei 
unschuldigen Tbeils, der Kinder und Verwandten, während dieses bei der Dorehfahrnng 
der Ebescheidung&klego aufs Tiefste verletzt werden mass. Die guten Sitten gebieten iar- 
hm Veririg« zu gesiatteo, doreb welche ohne NacUbeil (tir den Kliger und ohne SüMwig 
der affcntlichen Ordnung die Betretong des Wegs der freiwilligen Scheidung ermoglicbt 
wird. De^ Geselze -hor hit d i« verschiedenen Verhandlungen hei geschlossenen Thüren 
vor dem Priaidenten und vor deiu (iericbte offenbar xu dem Zweclie angeordnet, um den 
Btttnian 2^ snr rah{gtn Uebsrlegung and nr Vertfllinuiig zu geb«. Diener Zwedt wird 
nber gewiet dnrdi momeninnei Veflaeaen dee Klagnwegen nnd den Venaeh einer frei- 
willigen Ehescheidung nur geflirdert um! es hiesse daher geradezu üogen die Intention den 
Gesetzgebers sandigen, wenn man dabin zielende Verträge nicbt iio^^tatten wollte. 

Eine solche Suspension kann also allerdings eintreten, obuc dass durcb sie an and 
Ihr iidi, ivenn der Yersneh der freiwilligen Ebeeetaeidnng feUiehligt, die Fofftiehmf dir 
•nependirt gewetenen Klage auf Ehescheidung behindert oder benachtheOigt Vflrdit. 

Mflnelien, lA. Mai 18Ö&. (Bej.) Oatboff-Bartmatb g. Walier. 

2) Naehtr&gUche Geltendmachung Yon Ehescheldungs- 

Grttnden. 

8. n Art. 931 B. G. B. Nr. 4, den UrOeU (Damnlndt) tm 13. Deebr. IML 

Zu Art. 24i und 948. 

1) Ehescheidanggprozednr; Nichterscheinen des KUgers. 

Das Nichtauftreten des Klägers auf Ehescfaeidimg bei einer der gesetz- 
lidi Torgeschriehenen Verhsndlongen zieht nicht nnhedingt den Ycrinst 
der Klage nach sich. 

Nirgendi findet eich dieser Reebtenaehlbeil im Oesetate ausgeaproehen, nnd wenn nmdi 

das Nichterscheinen des Klägers in der Regel als ein Verliebt auf das bisherige Verfahren 
betrachtet werden kann, so cessirt doch diese Vermutbung und der damit verknüpfte Nanh- 
tbeil, wenn der KUger darzutbun vermag, dass er gute QrOnde zum Ausbleiben hatte. 
MOnehen, 16. Mai ISSft. (Bej.) Otthoff-Hartmatti g. Walter. 

2) Ehescheiduugsverfahrcn in appellatorioj Yersöhiiungs- 

Einrede. 

S. m Art. 274 B. Q. B. Nr. i das Urtheil (Darmstadt) vom b. Mai 1829. 

Zu Art. 24S. 

Notheid in Ehesachen. 

Der Notheid ist auch im Ehescheidungprozesse zulässig. Der Code 
Nap. enthält kein ausdrückliches dessfallsiges Verbot und die badiache Ehe* 
Ordnung gestattet ihn ausdrücklich. 

Mannheim, 11. September 1842. (Oberhofg. Jahrb. 1842/43. S. 19.) 
Gfr. Gilbert m Art. 307 B. G. B. Nr. 11 and 14. 
YnigL n Ari 374 B. Q. B. Nr. 2 nnlen, du UrtheO vom 9. lonl IMSß, 

Zu Art. und 247. 

EheseheidnngSYerfahren; Admission der Klage; ETOcation 

des Appellrichters. 

Weim das Gericht erster Instanz die Schddungsldage gemiBS Art 246 
B. G. B. als nlftssig erkUirt nnd sofort, vor Entscheidong Uber die Elage, 
den Kligw snm Beweis von EhescheidiiogsÜiatBachen, ohne dena Erhebüch- 
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keit za prflfen und anzuerkennen , zulässt, so Icami der Appellrichtcr, auf die 
von Seiten der Beklagten erhobene, blos gegen den ersten (die Admission 
betretfcnden) Theil des gedacliten Urtheils gerichtete Bcnifunc«: hin, nur über 
die Frage der Annehmbarkeit der Klage, womit das Ai)i)t'll;;cricht durch die 
Berufung allein befasst wurde, nicht auch über die Erheblichkeit der Klagc- 
Facta aburthcilen; über letztere hatte vorerst geniilss Art. 247 B. G. B. das 
Gericht erster Instanz zu erkennen, und daher überachreiLet der Appelkiditer, 
wenn er sich jetzt schon damit befasste, die Grenzen seiner Gewalt. 
Berlin, 32. Septombw 1834. (put.) SpUier g. SehnmadMr. (K. A. 7. n. 63.) 
0fr. Ohi. a Pteia twn aa Jidi 1806. 

Za Art. 846, 247 u. 26». 

Ehescheidung; Admission; Berafung; Saspensivkraft 

Das ürtheQ, wodurch in einem Ehescheidungsproasesse die Klage adndft- 
tirt wird, ist Icein Interlocat, sondern dn definitives Urtheil, gegen welches 
Tor Erlassung des Endurtheils appeUirt werden kann, auch wenn der Be* 
klagte sich, unter Vorbehalt der Berafung, mzwischen in das weitere Terfidip 
ren eingelassen haben sollte ; diese Berufung hat Suspensivwirkong, so dass 
also nach derselben in erster Instanz nicht weiter vorangegangen werden kann. 

Durch die gegen das in den Art. 246 und 247 B. G. B. vor;?esehcne \iliiiissions-Ur- 
theil eingelegt« Berafung, deren Zuiiseigkeii nach Art. 262 und 263 ib. lediglich von der 
nelita9tt(g0D Eblegung bedingt ist, war niailieh ik Enladieldiuig tter di« Stftttliaftig- 
keil 4«r leh^rfiaMniigffciajff imd Aber die NiehfbegraiMhiDg der derselben (der Statthaftig- 
keit) entgegengesetzten vorläufigen Einreden an ilen Appellhof dovolvirt. Die Appellation 
hatte daher für das Verfahren in crstor InsUnz suspensiven l^llcct, indem das Admissions- 
nrtbeil die Basis fQr die simintUchen folgenden Verhanilungen bildet, welche letztere also 
BW ala «lae Volliieliaig dea AdmiaatouiirUieUa gedadit werden kODDea. 

Zwar ist der Abschnitt 1, Kap. 3, TU. 0, Th. 1 des B. G. ß. als Specialgesetz für die 
Procedur in Ehescheidungsklagen 7.u betrachten, und es gedenkt derselbe nicht ausdrücklich 
der suspensiven Kraft des ßecbtsoiiltels der Appellation ; allein es war diese Suspcnsivkrafl 
bereite vor PubUcation des B. 0. B. ani der B. P. 0. als unbezweifeite Procedurrege' 
aaerkannl, vad ea wird deren BeibeltaUaag in den Art. 263 Ms 265 klar aagedeutel. Die 
sospensive Kraft der Berufung, insbesondere hinsichtlich des Admissionsurthcils, stellt sich 
aber auch als eine unabweisbare Nothwendigkeit dar, indem das ganze diesem Urtheiie 
folgende Verfahren der rechtlicbea Basis entbehrt, so lange nicht die gegen Jenes recbt- 
aeitig ergriffenen BeeUf mittel ihre definitive Erledigung gefunden haben. 

Die Aaoahme dea Appdlriebtera, daia der Beklagte die Wahl gehabt habe, entweder 
g^en das Admissionsurtheil sofort die Bertifting einzulegen und dadurch den L.nif der Ver- 
bandloDgen zu hemmen, oder der Vollziehung jenes Urtheils freien Lauf zu lassen und 
gegen dasselbe mit dem Eodurtheil zu appelliren, stellt sich als unhaltbar dar, da es sich 
hier niebt von einem gewDhnlldien Interloent handelt, welefaee weder den ersten noch den 
xweiten Richter bei der definitiven Entscheidung der Saclio bindet, sondern von einem 
Admissionsurtheile , welches über die Statthaftigkeit der Klage selbst definitiv entscheidet, 
ao daas, wenn dasselbe in der Frist des Art. 2^)3 nicht angegriffen wird, die durch dasselbe 
anlmliiedaBW Fragen in Wege der Berufung gegen daa Endortheil dem A^Uriehter nicht 
BMlir antarbreital werden können, weil daa Admiaiioasartfaeil inawiscbea die Recbtakraft 
baachritten hat. 

Dadurch, dass der Beklagte nicht sofort gi\3on das Admissionsurtheil appellirte, son- 
dern erst das Krgebniss des Zeugenverhörs abwartete etc., konnte der Klägerin ein Recht 
anf Eztrahirung des Endnrthelli nicht erwachten, thsiia, weil durch die Bemfnng gegen 
das Admiasionsurtheil , und wenn sie auch noch ao frOhseitig erfolgt wäre, doch die nach 

M7 0. Ci geridittch festanaeliettden Termine bitten firaitrirl werden mOsaea, theila, 
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BQrgerlicboB Gesetzbuch (Art. 250,252). 



W0Q jedanftOb nleU d«r BleUer «rsier lutaas «btr die Fragt enlMlMitai «ofta, ii 

den Yeriuüten des Beklagten ein Verzicht desselben auf sein Recht, aber seine Besehweiw 
den gegen das Admissioneurtheil vor dem Definitiverkeaotnist enteebeideo sa lauen , xi 
finden sei oder mcbt? 

BerllD, 11. Ha 1851 (Cms.) SpiegelbofT g. SpiegeM (K. A. 5a R A. 21). 

Za Art. MQ. 

Ehescheidungsproeednr; Zeugenrep röche. 

Eine nach Abhür eines Zeugen gegen denselben erhobene Reproche 
kann keine Berücksichtigung finden, aucli wenn die Verwerfungsgründc erst 
nach geschlossenem Zeugenverhüre zur Kenntuiss der reprochirendeu Parthie 
gekommen aind. 

Beillglieh des ProiestverfSdireBs in Eliesclieldangmelien rerwelsl der Art 881 B. 

P. 0. einfach auf das B. 0. B. und <•% folgt daraus, dass die Vorschriften dieses letzteren 
auch für das Bcweisvcrfahron und die damit innig zasanimenhänpen<lc Hcprochirung der 
Zeogen allein maassgebend sind. In den Art. 242 , 243 und 249 daaelb&t findet aicb nun 
WMiiBiiiI, in ireleher Wdse und in weleliem Stadium der Verbaodhrag die beideraeitifeii 
Zangen namhaft xa machen sind, tmd ebenso ist in dem Art. 250 der Moment voigsseidi* 
net, in welchem die Verwerfungsjrründe gegen dio Zeup<'n vorgebracht wcrtlLni mn««ieri. Die 
Worte dieses Artikels: „les parHes proposeront de suile leurs reprochen respecU/s con- 
tre les lämmt, fu'eUe* txmäront iearter. Le trilmtuU atatuerM sur ee» reproche*, aprii 
mtUr cnimdK U fntmmr i m ^M at*, Invien eo beüinmt ud klar, dsis sebon nach Ihnen 
nidit der nilndiilkl Zfr^M darflber bestehen Iiann , dass der Gesetzgeber nur solche Re- 
procben ztilassen wollte, welche vor dem Zoagenvorbör und zwar unmittelbar nach Vor- 
lesung des die Namen der Zeugen enthaltenden Protokolls in der nämlichen Verhandlung 
geltend gemadil worden sind. Enledtetdend ftlr diese Ansieht opridii aneh der Uailind, 
dass naeb Art. 252 in dem IMheOe, welches auf Zeugenbeweis erkennt, die ahanhflcenden 
Zeugen namentlich aufgeführt werden solh ii: olm solche urtbeilsmässig festgesetzte Zotigen- 
liste kann natürlich nur solche Zeugen entlialtcn , welche nicht reprocbirt und nach dem 
Willen des Gesetzgebers auch nicht mehr reprocliabel sind. 

Dleewi gesetsUehen Besttmmnngen md der eo «axweidenlig entsproebenen AbatdH den 
GeeeligeberB gegenüber, dass das einmal anberaumte ZengenTsrlMr und die darauf folgende 
weitere Verhandlung durch keinen Inctdentstreit über Zengenreprochen aufgehalten werden 
solle, kann demnach eine nach Abbör eines Zeugen gegen denselben erhobene fieproehe 
selbst dann keine BeracksichUgnng mehr finden, wem die ▼«nrerfiingsgrtlnde eitl aadi 
8sn«liloweneni Zesge n TeihBre tw KemniM isr üUerenlrten Bsrlhsi gehewm— ahii. 

Mttnohen, 1& Mai 1855. (Mheff-Hartourth g. Waller. 

Zu Art 

1) EhescheidangsBaehe; Prorogation des Zengenverlifirfl. 

In Ehescheidungssachen kann das Gericht, unter Umständen, den zur 
Yemehmnng der gebSrig denominirten Zeugen in einem Urtheile anberaum- 
ten Tennin in einem neoen Urteile prorogiren. 

Das B. Q, B. ssicihnel swar für Kheschcidungsklagen in dem Tit. 6, B. 1 ein beaon* 
dcres Verfahren vor, das seinem Zwecke und seiner BeschafTenheit nach ein völlig efgcn- 
thflmliches ist und ein in sich abgeschlossenes Ganze bildet, und auch nach Erscheinen der 
B. P. 0. noch als die alleinige Gesctzesqnelie über die Procednr in Ehescheidungssachen 
amnseben ist (efr. xn Art. 23A n. £ B. O. B. eben). Wenn anoh Ueraneh dik In der B. 
P. 0. enttialleaen Beetimmongen über Prorogation des Zeogenbeweistermins bei soldtaB 
Klagen raianwendbar erscheinen, so folgt hieraus doch keineswegs, dass in EhcecheidungS' 
Sachen eine Prorogation des Zougeobeweistermins, da sie vor dem B. Q. B. nicht beson« 
im mä MtMddldi vsrgoaohen wordsn, whleahttin nnwiTiwig mL Tklmäkr Ante dia 
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BMkimmnngeQ des B. Q. B. über du Ebeseheidoogtrerfahrea ihre DAlOrliche Eigfiazimg ia 
im w 4ai AMribflÜmMa des BiehlenMlM i» AhaUhl anf JP m w Iaitmg gettoniflii «Up 

Umolmn Orundaätzoa, wonach der Richter da, wo ihm die Brfagaiss zukommt, zor Vornahme 
pioiessualischer Handlungea Termine Testzusetzen , zugleich auch, insofern nicht besondere 
glMladicbe Bestiflunangeo entgegenstehen, für berechtigt erachtet werden muss, einen sol- 
chea TOB iha Mlbtt feetgesetttan Termin atedano so proloogiren , wenn von den in dioaem 
TMnrfaa «rsdiiaBitaen Partbieen oder tfnar derselben auf geeignete Weise um dessen Er- 
Streckung nachgesucht wird, indem die Llnga iokher Zeitbeekimmnngea dem liditerUelieD 
Ermessen aoheimgestellt ist. 

Die Zul&asigkeit einer Bolchen Prolongation kann, des Mangele einer ansdrflcklicben 
geaehliefaen Beatfmniuif nneraclilel, nn lo weniger einam Zfralfel unlerilegen, ab aehm 
die Natur der Sache nnd die Bflekeicht auf niögliche, von dem Richter bei Feslatellang dea 
Termins nicht vorhergesehene, von der bcwoispflichtigen Parthie nicht zu überwindende Hin- 
dernisse, welche sich der Wahrung des Termins, sogar auch in der Person des Richters, 
entgegenalalkn lutnnen, diMtn Enireekbaritdt ala «in abaolnies Beddrfoiaa oraeiiaiaan laaaen. 

Dar Art 263 varbia: „4$»rmU les priienttr" antadieidet niehla liiergagen, indem ea 
hätte ausdröclvlich ausgesprochen werden mflssen , wenn dio Gescfzgebunc^ beabsichtigt 
hätte, selbst eine im Termin erscheinende Parthie, ohne alle Rücksicht auf den Grund der 
Nicbtprasentation der Zeugen, der Strafe der Verluatigung auszusetzen. 

IHa Alt M3, U3 und 318 B. 0. B. atalian nur dam anlgagan, daaa in dem proro- 
glrlan Termine keine Zengen, waleha nidil in den gabOrigan Friatan daaoaunirt worden 
wwao, abgehört werden dürfen. 

Darmstadt, 23. Juni 185L (Gass.) QemUndea g. GemQnden. 

2) Ehescheldtiiig; Verfahren; in appellatorio. 

8. UrtheU (Dainotadl) fom e. Jnni 1836 n Art 383 B. e. R 

Zu Art 9SB. 

Rogatorium an eine auswftrtige Gerichtsbehörde zur 

Zeugenvernehmung. 

Erster FalL Allerdings steht es nach Art. 253 B. G. B. als Regel fest, dass das 
Tkftnnai, Ui walcbam üa BliaadMÜBBgaBaelia aabiagig iat, aallNl daa ZettgonTarliOr vor- 
nehmen soll; diese VcrfOgnog entzieht ab«- dam Tfibnnal nicht die fiefugnlss, von der 
gedachten Kegel alsdann eine Ausnahme zuzulassen, wenn dies besondere Umstände durch- 
aus nothwendig machen, und die Parthie sonst ihres Beweismittels verlustig geh(yi würde. 

Es kann demgemäss das Gericht eine ausländische Gerichtsbehörde zur 
Vernehmung der in dessen Bezirke wohnenden Zeugen, welche sich in der 
Unmöglichkeit befinden, vor dem inlindisdieB Geridite zn erscheinen, rogiren. 

Darnaladl, ft. Mai 1839. (BaJ.) Kilian g. KOiui. 

Zwaltar FnlL Ea eteht zwar als Regel riebtig, dass im Ebesebeidoagaprozess 
üa Zangaaaiikflr nadi Voiachrift daa Art 388 B. O. B. vor ▼anamnaHam Oeriahla aMI- 

flnden soll, wie flberbaupt die Ehescheidangsprocednr nur in dem B. G. B. vorgezeiehnel 
ist (Art. 881 der B. P. 0.); allein dieses schliesst nicht aus, dass die Scheidungsprocednr in 
den aligemeinen Gronds&tzen über ProzMsleitong ihre Erg&nzong findet. Das Rogations- 
raekl Iii ain AaalmaallganHinarBaelitsprindpian; denn aa bandil aainaB Yoraoaaetiangen 
and seinem Zwecke nach anf einem Gebote der Nothwendigkeit, damit nieht die Hauptauf- 
gabe einer jeden Procedur, der Sieg des Rechts, möglicherweise vereitelt werde. Dasselbe 
liat in Frankreich vor Emanation des B. G. B. bestandeo und ist stets als ein im Rcchts- 
leben feststebaadea Oawolinbeilsradil belndital worden, wie denn z. B. die Ordonanzeu 
von 183» (Afi ST) ml 1879 (Art 187) diaaaa Baalit nieht atont, wie dar Art 1088 dar 
B. P. 0., ausdrQekildi ertheilen, sondern als unbezwetfelt voraussetzen. So 
blieb, trotz der durch Art. 1 und 4 des Gesetzes vom 7. Fruct. III unbedingt vorgeschrie« 
benen Vemehmoog der Zangen in der Audienz, doch das Rogationsrecht in Fällen der 

6. 
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Bürgerliches üesetzbucb (Art. 255). 



Nothwendigkeii mbaillirtf wie ^«s dfloo aaeh das jongere Q eiaii vom Yaii- 
dam. IV, Art. 4 als forttMatahand voranagaaelil hat 

Zur Zeil der PuMication des B. G. B. stand sonach jener Grundsatz fest, und es ist 
nicht anzunehmen, dass der dainali^rc Gesctz/reber durch sein Stillschweigen hierüber jede 
Ausnahme von der Begel des Art. 253 ausiuscbhessen , und auf diese Art den Zeugenbe- 
«aia flberall, wo die ParUiie ihr« Zeugen vor dem Oeridile aieht ta aiitiren Termag, abra- 
sclmeldeii ond dieser dadurdi ▼ieUeiolit die nnslgen Beweiamittal so eatxiehen lieabaieliligle. 

Wenn daher das Gericht, auf Gnmd des Art 253 des B. 6. B. und des 
Art 881 der B. P. 0., die Erlassung eines Rogatoriums m einem solchen Noth- 
fidle versagte, so unterliegt diese Entscheidung wetrcn Vcrkennung des wah- 
ren Sinnes dieser Artikel der Cassation. Was von der Rogation inländischer 
Gerichte gilt , rindet auch auf jene des Auslandes An\Ycudung. 

Darm Stadt, 18. >'ovember 1852. (Oaas.) Mauheiiaer g. liauheiioer. (Emmeriiflg 
1852. I. 186.) 

Zu Art 266. 

Zeugenverhdr; Aufnahme eines Protokolls; Nichtigkeit; 
Unterzeichnung des Protokolls durch die Parthieen. 

Zufolge Art. 244 u f. B. G. B. bilden Vor- und Gegenbeweis nur ein 
Vciiiihreu, können also in einem Protokolle beurkundet werden, wie denn 
auch namentlich aus dem Art 256 sich nicht entnehmen lässt, dass über Be- 
weis- und Gegenbeweisverhör besondere Protokolle geführt werden sollen, 
und es ist in diesem Falle der Vorschrift des Art 255 ib. beatiglich der 
Unterschriften der Parthieen gentigt, wenn auch nur einmal am Ende dieses 
Protokoll von den Parthieen unterschrieben wurde. 

Sind dagegen Aber die Zeugenverhdre mehrere Protokolle angenommen 
worden, so muss ein jedes derselben, und nicht blos das Scblussprotokoll, 
unterzeichDet werden. Sobald ein Amtsgeschäft aufhört, wenn es auch nur 
von Vor- auf Nachmittag ausgesetzt wird, muss das Protokoll geschlossen 
und unterschriübeii und bei der Fortsetzung ein neues Protokoll über das zu 
einer andern Zeit stattlindendc neue Ereiguiss begonnen werden. 

.Tedüch kann das Zcugenverhör in einer Ehcschcidungssache, obgleich 
nicht die vorausgehenden rrotokuUc, sondern nur das Schlussprotokoll von 
dun Parthieen unterzeichnet worden, deshalb dennoch nicht aunuUirt werden. 

Der Art. 205 B. G. B. setzt auf diese Unterlassuug keuie Nichtigkeit] es veruiüchte 
ndttiiii aelbat naeii Art. 1030 B. P. 0., kümal» von einer Anweodbarkelt der Yorseiirifken 
der B. P. 0. bei ^esebeiduDgaprozesseD flberhaapt die Bede aeiB, Ider k^e Nidiflikeit 

aosgesprochcn zu werden : eine analoge Anwendung des Art. 275 B. P. O. Ijann hier nicht 
stattfinden, da das Zeuseuverhur nicht vor einem Comuiissär, sondern vor dem ganzen 
Gericlito statUladet, wuiircnd iu andern gowühuliclien Prozessen, wo die Zeugen vor dem 
ganzen Oeriebt vemommeo werden, wie nach Art. 39, 411 n. f. B. P. 0. die Untei^ 
•Citrift der Parthieen entweder gar nictit erfordert, oder nicht unter Strafe der Nichtigkeit 
▼orgescli rieben ist; endlich stellt sich die fragliche Uiuinission als eine unwesentliche dar; 
flberall aber, wo im B. G. B. auf eine Vorschrift keine Nichtigkeit angedroht ist, darf 
wegen deren NiebtbeobadHm^ nur dann die Nichtigkeit ausgesprochen werden, wena die 
Unterlassong von weaentliehem Einflniae auf die Beehtsgflltiglteit des betreflendea 
Aetee erscheint. 

(Cfr. ürthcil (Darmstadt) vom 21. November 1832 zu Art. 2148 B. Q. B.) 
Parmstadt, 11. März 1639. (Kej.) Engel g. EngcL 
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Zu Art. S57 a. f58. 

Ehetchetdungssache; Rcdaction des Endurtheils; Gonclii- 

sionen der Parthieen; Exposö. 

Ein bezirksgericliÜiQhes Urtheil, welches nber die Ehescheidung definitiv 
erkennt , kann nicht um desswillcn als nichtig erklärt werden , weil es nicht 
der im Art. 141 B. P. 0. vorgeschriebenen Redactionsfürm entspricht, nament- 
lich nicht die Conclusiouen der Parthieeu und eine expoüition äommaire des 

points de fait et de droit enthält. 

Abgesebeo davon, dass sich die Vorschrift des Art. 141 B. P. 0. nur auf ein Ver- 
fthnn baii«lit| in walcAem die PkrÜiiAia dnrdi AnwUto Tertretra werden, luum fibwhmpt 
die B. P. 0. keine Anwendung ntf dna Verfahren in ElieaeheidnagiBadien finden (efr. zu 

Art. 231 u. f. B G. B. oben), am wenigsten in einem Falle, in welchem dns hlrr allein an- 
wendbare R. G. R. aiiRilrilrklirh (Art. 257 ib.) ein kürzeres und weniger fr.ruilirhr'S Ver- 
fahren vorschreibt, und namentlich die Stellaog föruiücher CoDclusionoo der Parthieen nicht 
gebietet In eo weit die in dlean Betiehing bestehenden Torsehriften nieht nusreicfaen, 
liann eine etwa nöthige Ergänsnng der Form det Verfahrens nur aus dem Decrete fem 
16./ 24. August 1790, als dem zur Zi-it der Publlcation des B. G. B. bestandenen Prozess- 
gesetze, entnommen werden; allein auch dieses schreibt die Aufnahme der speeiellen Con- 
ehnionen der Pnrthieeii ato wesenttichet Erlhrdemiee des m redigirenden Urlheili nidil vor. 

Jedenfalla bedarf es bd der Bedadion eines in Ebesdieidangssaehen erlassenen End- 
urtheils keiner ganz spociell fflr sieh und getrennt aufgefdhrlen Exposition des points de 
fait et de droit, sondern es ist als genOgend anzuseilen, wenn dieses Expose i:t den in das 
Urtheil aafgenommeiien Conclasioneii oder in den Urtbeilsgrflnden enthalten ist, oder wenn 
Aelen der Farttiieen, welche die Antritte der Parihieen and eine AnalyM de« f^utnms ent- 
halten, in das Crtbeil aufgonointnen oder darin relatirt sind. 

Darmstadt, 22. Februar 1817. (Gass.) Iheis g. Tbeis. 

Za Art 269. 

Zeitweise Trennung statt Scheidung. 

Um eine zeitliche Trenniuig auszasprechen, iBt ein voller Beweis des 
gesetzlichen Scheidongsgrandes nidit erforderlich. Der Artikel Usst die Ans- 
legong cn, dass er, seihst wenn die Klage vollkommen erwiesen ist, es 
dem Bicfater dennodi freistellt, statt der Scheidimg die zeitweise Trominng 
anszusprechen. 

Masaheia, 31. Min 1824. (Oberhofg. Jahrb. 1824. & 332.) 

Zu Art. 262. 

Verfahren hei Ehescheidungssachen in appellatorio; drin- 
gende Sache; mangelndes Interesse heim Gassations- 
recnrse. 

Wenn der Appcllrichter in einer Ehescheidungssache die zum Beweise 
der You ihm als erheblich erkannten Thatsachen zu producircnden Zeugen 
meht gemiss Art 352 E G. B. in seinem Urthdle namentlich auffahrt, son- 
dern, sich auf den Art 262 ib. stfitzend, die in der B. P. 0. das sum- 
marische Verfiihren vorgeschriebenen F<nmen einhielt, so kann dessen Ur- 
theil nicht wegen Verletzung resp. flhler Anwendung dieser zwei Artikel 
casairt werden. 



Diyiiized by Google 



86 



BflrgtrlUHet Geielsbmeli (Art. 903— 908}. 



Durch den AH. 8S1 B. P. 0. wird Dämlich allerdings das B. G. B. als alleinige Ge- 
setzesquello hp/Oglich der Procedur in P^hescheidungssachen bezeichnet, es müssen daher 
die Lücken des leiziereu uicbl aus der B. P. 0. ausgefüllt werden; dagegen liano aber 
im Biditer nidit woU die Befognlti abgesprocbeo werden, jene LflduB nach eigeeen 
Ermessen zu ergänzen und diesem Ermessen in analogen nestimmungen der B. P. 0. An- 
haltspunkte zn geben; es konnte somit in vorliegenden Falle das Gericht, <!a der Art. 262 
eine Beschleunigung des Appellationsverfahrens L A. ▼orscbreibt, ohne die Form dieses 
Terfthfeiui ailier xn beftfoonen, diejenige Form wihlen, lie B. P. 0. Ar eilige^ 
nm minuDBriBolieB Verfidmii fnaUfleirte Steheo bettiehnel. 

üeberdies ist in concreto eine Gassationsbeschwerde schon tun desBwiUeii 
nicht denkbar, weil der admittirte Zeugenbeweis demnächst zu Gunsten der 
C!aS8.-Klägerin als verfehlt erkannt wurde , mithin es hier überhaupt an dem 
zu jeder Klage und zu jedem Rechtsmittel erforderlichen Interesse gebiichft. 

Darmstadt, 6. Joni 1836. (Bej.) Volz g. Volz. 

Zu Art. 263—266. 

Appellfrist; Signification des Scheidnngsnrtbeils; Acquies- 
cement; Frist zur Verkflndigiing der Ehescheidung; Wir- 
kung der im Art 366 ausgesprochenen Yerlustigung auf 
ein ausgesprochenes Provisorium. 

A. Der Lauf der im Art 263 B. G. B. lestgesetztoi dreimonatlichen 

Appellfrist beginnt von dem Tage der auf Anstehen der obsiegenden 
Parthie bewerkstelligten Signification dee die Scheidung TerfOgenden Ur> 
theils, auch wenn dasselbe in contumaciam erfolgte. 

Der Art. 443 B. P. 0. kann in leMerer Besiehong nicht naangebaafl Min (Art. $81 

B. P. 0.). 

Nach dim bto so» EradieiAen ler B. P. O. in FMBkreidi gaHmdin flmdaaln: 
M M farteUt Moi^mime'^ kann die von Seften de» imleiliegeiidaa Eheifheidungs-BeMagk« 

erfolgte Signification des Scheidangsartheils gegen diesen die Frist zur Verfolgang von 
Rechtsmitteln nicht eröffnen, mithin von einem Rechtskr&ftigwerden dieses Urtheils keine 
Bede sein, wenn dasselbe nicht zuvor von dem obsiegenden Tbeiie dem Unterliegenden 
■IgnlSelrt wwda» 

B. Eben darum kann aber auch von dem Laufe der im Art 266 des 

B. G. B. Yorgesehenen peremtorischen Frist , binnen welcher der obsiegende 
Theil sich vor dem Civilstandsbeamten zur Verkündigung der Scheidung ein- 
zufinden hat, nicht die Rede seui, wenn derselbe noch gar nicht das Schei- 
dungsurtbeil significiren Hess. 

C. Aus dem Umst^inde, dass der Beklagte ohne Vorbehalt dieses ür- 
theil der Klägerin significiren liesa, lässt sich bei einem Falle der vorliegen- 
den Art ein, die Einleguug eines Hauptappells unmöglich machendes Acquies- 
cement nicht ableiten. 

Es handelt gidi Ufr ven 9iau ShMdMidug, alao tob einem Oegattaade, welcher 
der üiwtBrtiiCin (Mang angihail, mi ali aoleher, wie aUgenein aaeikaanl ist, die Mög- 
lichkeit einer freiwilligen Entsagung oder eines Verzichts nicht gestattet. Auch geht die 
Unwirksamkeit eines solchen Acquiescements aus den unbedingt gebietenden Vorschriften 
der Art. 262—265 B. 6. B. hervor, dass trotz der Anerkennung nicht ror Ablauf der Be« 
nftmgiftiil die Sctaildiiiig von dem OMlafamdsbeimliii augesprodMO weiden darf. 

D. Wem in Gemissheit des Art 266 dt der ScheidungskUger der 
WdiUhat des ScheidungsurUieib verlustig geht, so variiert auch em in dem 
ProMBse erfolgtes, Uber die Frcmsocien erkeunendes und in Beditskiaft er- 
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wachsenes Urtheil (Art. 268 ib.), jedoch nur von der Zeit der wirklich einge- 
tretenen Unwirksamkeit des Scheidungsurtheils, für die Zukunft seine Kraft, 
indem der Vorschrift des Art. 26G keine rückwirkende Kraft beigelegt zu 
werden veriiiai; , diese Vorschrift somit nicht das für die Dauer des Schei- 
dungsprozesses angeordnete Provisorium mit seinen Folgen veiiuchteil koimte* 
Daraistadt, Ii. Februar 1817. (Gass.) Theu g. Theis. 

Zq Art. 264. 

Eintrag in die öffentlichen Bücher. 

Ein die Ehestluidung zulassendes Urtheil, das bereits vor eingetrete- 
ner Rechtskraft eingetragen war, muss, nach Verwerfung des dagegen er- 
grirtenen llecurses, nicht nochmals in der Frist des Satzes 2G4 des Bad. 
Landrechts eingetragen werden , um dem geschiedeneu Ehegatten seine Vor- 
thfiOe m wahren, denn der Art. 258 ermächtigt zum alsbaldigen Eintrag 
nach Erlassong des Urtheils; die Art 264 n. 261 bestimmen nor das End* 
M der Frist, nnd der Zweck des Gesetzes — Offenkundigkeit dar Schei- 
dnng — ist auch so errdeht 

Mannheim, 25. Jiuliiir 1868 «rf 98. Itmuur ISWl (Ob«riuili|. Jahrb. 1836/87. & 861 
und 1840/41. 8. III) 

Za Art. 966. 

Scheidungsurtheil nach dem Tode des klagenden 

Ehegatten. 

Ein nach dem Tode des klagenden Ehegatten erlassenes oder publicirtes 
ürtheü ist wirkungslos, weil die durch den Tod bereits aufgelöste Ehe nicht 
nochmals durch xicfaterliches Urtheil anlselfist und folgeweise der Torge- 
schriebene Eintrag andi nicht mehr nachgeholt werden kann. 
MMahein, 36. Jtai 18M. (Oitaiba^. Jdirb. 1839/3a 8. 664 

Zw«iter AtiMknitt 

Von im ptwUorttekM Maauregebi, mt welcken die Klage auf Bketekeidmi 
«w Mimmkm Gtmie Mikui geben tarn. 
(Art 267—271.) 

Zu Art. 268. 

1) Bestimnnng der Wohnung der Ehefrau; Yerlegnag der 

Wohnung. 

Die Ehefrau , welche gemSss Art. 268 des B. G. B. vom Gerichte ange- 
wiesen wurde, in dem mfltterlichen Hause zu E. während der Dauer 
des Scheidungsprozesses sich aufzuhalten, kann, ohne dem desfallsigen Er- 
kenntnisse und den Art. 268 u. 269 des B. G. B. entgegenzuhandeln, ihrer 
Mutter, wenn diese ihre nur miethweise besessene Wohnung von E. nach D. 
verlegt, hierhin folgen. Auf desfallsigen Antrag des Ehegatten kann das 
Gericht, ohne ein Gesetz zu verletzen, erklären, dass die Ehefrau ihrer 
Mutter Wohnung theilen soll, gleichgültig, wo dieselbe wohne. 

Berlin, 18. Mal 1821. (Hej.) Scharf g. Scharf. (K. A. 10. IL 1.) 
0fr. eabwl «a Ali 368 B. G. B. Vr. 6. 
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2) BestimmuTig des Wohnortes der Frau während des Pro- 
zesses; im Bezirke des Gerichts; durch das Gericht 

A. Hat der Appellrichter, davon ausgehend , dass bei der Wohnungsall- * 
wcisunj; der Ehefrau pemiiss Art. 2G8 B. G. B. vorzugsweise der Bezirk des 
betreftenden Landgerichts berücksichtigt werden müsse , theils weil die per- * * 
bünliche Kenntniss des Richters dort die geeignetste Wahl zulasse, theils 
weil gerade in diesuni Bezirke die Verpflichtung der Frau , in dem angewie- 
seueu Uause sich aufzuhalten, am besten überwacht werden könne, gegen 
den Antrag der Ehefrau, denelben m» Wahnung in dem Beiiik d6B mit 
der Ehescheidimgsprooedur befassten Landgerichts angewiesen,« so nnter. 
liegt diese fiictisdie Entscheidung nicht der Prüfung dfes Cassationshofes. 

B. Diese Wohnungsbcsliuimung, welche auch Art. 268 B. G. B. und "81 B. P. 0. dem 
rcformircndcn Appellgerichte zustan-l, ist weder als eine das Endurtheil vorbereitende Ver- 
fOgung, noch als eine zur Vuilslreckung derselben dienende Ma&seregel , sondern als eine 
Ton dam G«nlM den Oeriehten speelett «nfgetrageae Entacheidang , einen beeondere 
Fall betreffoid, aamseben. 

Wenn daher das Appcllgericht nicht selbst diese Wohnung bezeichnet, 
sondern verordnet, dass die Ehefrau diejenige Wohnung in dein hctrcffenden 
Landgerichtsbezirk, welche ihr der hierzu beauftragte Präsident dieses Ge- 
richts anweisen werde, zu Ijoziehcn habe, mithin eine dem Appellgerichte ge- 
setzlich :intliegendi! Function willkürlich und unbefugterweise einem dritten 
nicht conipctenten Beamten delegirt, so überschreitet es die Grenzen der ihm 
zuäteheudeu Gewalt und verletzt namentlich die angeführten Artikel 268 B. 
a B. und 861 B. P. O. 

Berlin, VI, Min 1848. (Gut.) Hatafeld g. BatefeM. (K. A. 43. n. 43.) 

3) Bestimmung des Wohnortes der Frauausser dem Wohnorte 

des Mannes. 

Der Aufenthalt der Frau während des Scheidungsprozesses muss nicht 
nothwendig am Wohnorte des Mannes sein. Es entscheidet lediglich das ' 
richterliche Ermessen , da das Gesetz keinerlei Beschränkung enthält 

Man ah ei m, 23. December 1824. (Oberbofg. Jahrb. 1824. S. 334.) 

4) ProTisoriBche Alimente; pro praeterito. 

Auch wShrend der Daner der Gassations-tnstanz (nach in den Insiansen 
erfolgter Abweisung der Klage) hat die Ehefrau provisorische Alimente an- 
susprechen, da aus dem Art. 268 B. G. B. erhellt, dass während des gericfat> 
liehen Ver&hrens die Ehefrau das Haus des Mannes su verlassen und folg- 
lidi eine angemessene Sustentation anzusprechen hat. Die Frage, ob ihr 
auch für die Zeit vor der desfallsigen Klage Alimente zuzusprechen sind, 
sowie jene , wie liuch der Betrag der Alimente festzusetzen , ist eine rein 
factischc. der Kritik des C. H. entzogene. 

Darmstadt, 13. December 1841. (Rej.) Zitz g. Zitz. 

Zq ah. M8. 

6) Rechtskraft und Wirksamkeit des über die Provisorien 

erkennenden Urtheils. 

8. n Art. 263 a. f. B. Q. B. oben. 
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Zu Art. no and t71. 

Opposition der Ehefrau gegen die Zahlung, angelegt bei 
einem Schuldner der Ehegemeinschaft; Form; Recht der 
Ehefrau, eine vor dem Scheidungsprozesse von dem Ehe- 
manne vorgenommene Yer&nBsernng als simnlirt anzu- 
greifen. 

A. Das im Art. 270 B. G. B. gestattete Recht der Siegelanlage ist nicht 
die einzige conservatorische Maassregel, welche der Ehescheidungsklägerin 
zuteht, sie ist auch befugt, zur Sicherung ihrer Rechte dnem Schuldner 
<ler Ehegemeinschaft eine Opposition gegen die Auszahlung an den Ehemann 
oder dessen Cessionar zustellen zu lassen, wie dieses aus einer Zusammen- 
haltong des Art 370 mit dem Art 869 B. P. 0. erhellt 

B. Eine* solche Opposition bedarf nicht der fOr Drittarreste in den Art 
558 n. f. B. P. 0. Torgeschriebenen Formalitäten. 

Sie ist nicht als ein Arrest oder eine Opposition im Sinne des Art. 557 ib. anzusehen ; 
die Ehefr.-iu , welche in Labitu Eigenlhtlinerin ihres Antheils an Jt-r Eli(^fipineins''haft ist, 
lisst Deuijeuigeui welchen sie als ihren eignen Schuldner betrachtet, verbieten, an ihren 
Elwmami oder dessen Cedenten zu l>eza)ilen, was jede Idee eioet Drittarreates anndiliessi 

C. Die Scheidungsklägerin üst befugt, einen von ihrem Manne, als Chef 
der Gütergemeinschaft, vor Anstellung der Ehescheidungsklage abgeschlos- 
senen Vertrag als von beiden Contrahcnten fraudulös und zur Beein- 
trftchtigung ihrer Bechte simuUrt anzufechten (Art 1167 B. G. B.). 

Dir EbeoMim bat vnr genisa AH. 1421 B. G. B. ein anagedahHlM Admlaiilnlira»- 
raeht bezOglich der GHttergemeinschaft ; dieses geht jedoch nicht so weit, dass derselbe sich 
darcb fraadalflse and siniolirte Acten zum Nachthoilo der Ehefrau bereichern darf. Der 
Art 271 B. G. B. steht dem Anfechtungsrechte der Ehefrau nicht entgegen; denn derselbe 
in TW i«B FaUa si varatohan, wo dar Ehamano aait dar im Art 338 B. 0. B. anrüm- 
lau Ordonnaax, aaUal ahna dass die mit ihm Contrahirenden an der Fraudl- 
rang Theil genornmen, Obligationen eingegangen oder Immobilien rer&ussert and 
hierdurch die Bechte der Eliefrau fraudalös beeinträchtigt bat. So interpretirt steht der 
Ari VI nit dem Grondaaba des Art. 1167 im Einklanga. 

Brflaaal, 7. Januar 1860. (B^.) (FiMiar. L 38.) 

Cfr. ad A GObttl tu Ali 270 B. 0. B. Hr. 6 v. £ und ni Ali 809 B. P. 0. 
Nr. 2 a. t 

Dritter Abschnitt. 

Vm den Uwuüässigkeils- Einreden gegen die Ehescheidimgskiage aut 

bestimmtem Gninde. 

(Art 272—274.) 

Za Art 272. 

1) Ehescheidung; Versdhnnngs*£inrede; Gohabitation; 

factische Entscheidung. 

A. Darflber, ans welchen Thatsachen auf das Dasein der eingeferatenei 
VersOhmmg zu sdiliessen sei, und ob das Gericht aus richtigen PrXmissen 
ricbtigc Folgerungen gesogen habe oder nicht, steht dem CSassatioiudioIb 
keine Kritik zu. 
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B. Hat das Gericht die Thatsache der stattgehabten Gohalntatioii, aBein 
oder unter Concorrenz mit anderen Thatsachen , oder unter besonderen Mo- 
dificationen, als zur Rechtfertigung der Versöhnungs- Einrede genügend er- 
kannt, so stellt sich dieses als eine factische Appreciation dar, worauf kein 
Gass. -Mittel gestützt zu werden vermag. 

C. Eine Beeinträchtigung der öffentlichen Ordnung und der guten Sit- 
ten (Art. (). 1131 u. a. B. G. B.) kann in dioseni Krkcnntniss nicht gefunden 
werden; die in der Ehescheidungsklage begriffene Ehefrau verletzt die ötient- 
liche Ordnung und guten Sitten nicht, wenn sie vom Zeitpunkte dieser Khige 
an und während deren Dauer dem Ebemanne die Cohabitation verweigert. 

(VeigL iM Urtbeil (Mtnnbein) vom 6. JaDur 1823 n Art 9S1 B. 0. B.) 
Darnftail, 0. Juni 1836. Volz g. Yolz. 

CA*. Gilbert zu Art. 272 B. G. B. Nr. 10 o. Nr. 1 n. f. Pvit (Bej. cb. dr.) voa 
30. Deoember 1861. 

2) £inrede der Versöhnung. 
Erster Fall (Briefliche Venseihung.) 

Ein Brief, in welchem die Fna ihrem Manne Verzeihung seines ehe^ 
Iffecherischen Lebens zusichert, dient nicht zum Beweise der Versöhnung 
zur Wiedervereinigung, weil ein solcher Ablassbrief für jeden vergangenen 

und zukünftigen Ehebruch nicht zulässig ist. 

Hann heim, 18. Mai 1825. (Oberhofg. J&brb. 1825. S. 197.) 

Zweiter Fall. (Gemeinschaftliches Bett.) 

Das Zusammenloben während des Scheidungsverfahrens in einem Bette 
ist, ohne Zugestündniss oder Beweis des Beischlafs, nicht als Versöhnung 
anzusehen, zumal wenn eine erwachsene Tochter das Bett der Ehegatten 
ebenfalls theilt 

M aanheiiBi 17. Nonmber 1831. (Oberbofg. 3tM». 1881/31 B. 90B.) 

3) Verzicht auf die Klage; Form. 

Wenn der Beklagte in einem Ehescheidungsverfahren die Einrede der 
nach angestellter Scheidungsklage stattgefundenen Versöhnung geltend macht, 
so kann die Klägerin nicht hiergegen einwenden, dass der aus der angeb- 
lichen Versöhnung hervorgehende Abstand von der Klage keine Rücksicht 
verdienen , weil er nicht in der durch die Art. 402 und 403 B. P. 0. vorge- 
schriebenen Form erfolgt sei. 

DieM Artikel spredMo voa einer aiiflrflddicbeo, gericbUicb erklfirten Veraiehtleistang 
a«r den Promt (iMstement), wovon bier, wo der Bdtlagio mir «in Fadoni b Aanple^ wo- 
ran sich die Erlöschung der Scheidungsklage, in 6oniinheit des Ali 372 B. 6. B.» all 
Folge knüpft, durchaus nicht die Rede sein kann. 

Darm Stadt, 5. Mai 1829. (Bej.) Küian g. KUiaa. 

4) VersOhnnngs-Einrede; Zuracknahme. 

Der Efaescheidtmgsbdlagte kann die yon ihm in hddister Instanz vor- 
gesdifitaEte Einrede der Versöhnung znrQdmehmen. 

IMo M Ehescbeidongsprozessen vorwaltende öffentliche Backsieht kann, nach der 
Salar der Sache, auf eine solche Einrede uicht ausgedehnt werden; das Gericht befindet 
•ieh auch nicht im Stande, dem üruade der Einrede, ohne Beweisausfilbrung von Seiten 
dir Fartble, von Amtiwegm udisaftondiaL 

Parmstadt, IL Hin im (B19.) JBBgilg;ED^ 
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BUrgerliebet Gesetsbacb (Art 273, 374). 9I 

Zu Art. 273. 
1) Benatzung früherer Scheidangsgrande. 

Erster Fall. (Art des neuen Scheidungsgrundes.) 

Nicht jeder neue Anlass zu ehelichem Unfrieden macht eine neue Klage 
mit Hereinziehung der früheren Gründe zulässig. Die Art. 272 u. 273 setzen 
voraus , dass die neuen und alten Handlungen sich auf denselben Scbeidungs- 
grund beziehen. 

Mannbeim 1836. (Ob«rbofg. Jabrb. 1836/37. S. 34.) 

Z w e i t er F al 1. ^teditskrflftige frohere Entscheidung.) 
VorkommDisse, welche bereits Gegenstand emer früheren rechtskräftig 
abgewiesenen Scheidungsklage waren , können bei erneuter Klage nicht mehr 

geltend' gemacht werden. Der Art. 273, welcher als Ausnahmsgcsetz streng 
auszulegen ist, findet keine Anwendung auf das, was durch richterliche Ent^ 
Scheidung seine Erledigung erhalten hat. 

Mannbeim.... 1846. (Oberbofg. Jabrb. 1845/46. S. 548, 553.) 

3) Scheidung von Tiscb und Bett; zweite Klage; Wiedervor- 
bringnng von früheren Thatsachen. 

Wörde eine erste Scheidnngsklage von dem Qericbte aus dem Grande rerworfeo, weil 
die articulirten Thataacben zum grOasten Theü, selbst wenn sie bewiesen werden sollten, die 
Klage nicbt begründen kannten, die übrigen aber durcb die TOrgeleglen Correspondenien 
ml Moattgtii Adinrtflcite widerlegt seien, so kann blenns ni^ «rkamU wtriM, wddw 
TbtlMdwo alf miebi «xiilireail «ad w«Mm all nagmflgMid erkannl wurien, Wiidittldi 
WOlcber von ibnen also eine rechtskriftige Entscheidung vorliegt 

Der Charakter einer zur Bechtfertigung der Scheidungsklage articulirten Thataacb« 
kann ofl durch sp&tere Tbataacben prficisirt, die Absiebt, das zur Feststellung jenes Cb»- 
nkten vonflglieb m prflfMid« Element ertt «ni den naebfblgendsQ Thatndien sieh er- 
kennen Urnen. 

Mithin können Thatsachen , welche in dem ersten Proiesa für nicht gt> 
nflgend erkannt wurden, um die Unmöglichkeit eines Zusammenlebens dar- 
zutbun, in Verbindung mit späteren Thatsachen diese Unmöglichkeit nach- 
weisen; wenn daher das Gericht bei einer zweiten Scheidungsklage jene 
früheren Thatsachen, in Verbindung mit den neueren Thatsachen, als Schei- 
dungsgrunde zulässt, so verletzt hierdurch keineswegs die Bechtskraft der 
entschiedenen Sache. 

Parfi, 13. Min IMQ. (Bej.) (J. d. P. 1861. 8. 603.) 

3) Versöhnung; neue Thatsachen; Erheblichkeit 
a n Afi ISiib. «aa Urttna (Danaaladl) m & Jaaf IM 

Zn Art. S74. 

1) YersdliBiiBgs^EiBrede; Form der Beweisführung and der 

VerhandUng in appellatorio. 

A. Dar Ali S74 B. 6. B. adiralU aar var, data <ar Bawata <ar Vefafllunngi- 
Barala vaa iaai BakUgten, nadi daa la dar eratea Seetfon dea KMfUü» festgeaetslea 

Formen geführt werden soll; diese Formen sind lediglich i\p in den Art. 249 — 255 incl. 
Torgeschriobenen , nicht aber die Bcsüinniung, dass die Facta (in der Klage) detaillirt sein 
mttsseo (Art. 236) und dus das Urtbeü, welches den Beweis zoläAst, uur auf den Berieht 
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93 Bflrg«rlleb6t e«i0tsb«eh (Art. 374) 

eines coniniittirt(>n RiehteFl erfolgen dürfe (A.rt. 247); denn diese letzteren Formalitäten 
haben mit dem dnreh den Kläger sa fahrenden Beweit der Scheidnngsklnge nicfats 

zu tbun. 

Es kann also die Klägerin nicht um deswillen Cassation nachsuchen, weil 
der Tordere Biciiter der Anordnung des Beweises der Versülmung diese 
Art 236 IL 247 nnberacksiehtigt gelassen habe. 

B. Wenn in appellatorio über eine von dem Beklagten vorgeschützte 
VerBöhnungs-Einrede verhandelt wd, so finden hier die besonderen 
Beatinimnngen der Art 242 n. 248 B. 0. B. keine Anwendung. 

Denn , iibgeseben dmyon, daes eich dieselben anf das Yerfohren in erster Instens be> 

ziehen, betreffen sie led^Ucb die Verhandinng Ober die Sclioi Jungs klage, beziehen 
sich aber nicht auf die Einrede der Versöhnung und deren Beweis, worüber die 
Art. 272 — 274 ib. speciell verfügen. Wären sie aber anwendbar, so würde deren Yer- 
lelsnng, nach den Onmdsilzen des yerfhhrens, nur eine nqofito dTÜe, nidil aber die 
Otasatfon begründen. 

Dnrmsladt, 5. Mai 1829. (Bej.) Kilian g. Kilian. 

2) Versdhnuungs-Einrede; Beweis darch Eid. 

Dem Eiitscheiilunp;seid üb«jr die Versöhnungs- Einrede überhaupt steht 
das Gesetz, namentlich der Art. 27-i B. ü. B., nicht entgegen. 

Yor Allem komrat luer die klare Bestininning des Art. 1358 B. G. B. «od der Uoi- 
atead in Betracht, daas bei der die Anfreebthnltnng der Ehe betweekenden Ver- 

iOluninga-Einredl- a!lfi die Rürksicliten der öffcntliclien Ordnung nicht einfroten, welche der 
Znlassnng des Entschcidungscidcs da, wo es sich von Begründung der Kiloscheidungsklage 
bandelt, entgegenstehen möchten. Der aus den Worten des Art. 274: „soU par icrit, soil 
pur Umoint'* abgiMtele Anschein, als ob andi bei dem Beweise der Tersobnangs- 
Einrede ilie Beweisführung auf die genannten zwei Beweisarten habe beschränkt und 
die Eidesdelation eo ipso stillschweigend ausgpschlosson werden sollen, rauss der Erwägung 
weicfaen, wie der nämliche Artüiel nur den Beweis der widersprocbenen Thataacben 
fordert md dadurch Iblgeweise den Kingeständniaae der Yersfliurang ehie Wirkung bd- 
missl, die dasselbe bei der Bbesebeidangsklage nicht hat und nach der Nator des eheUchen 
"Bandes nicht hahen kann, woraus allein schon die Absicht, auch dem in der Annahme 
oder Weigerung des Eides enthaltenen Zugeständnisse gleiche Wirkung beizumessen, ah- 
geleitet werden kann, andern die allegbten Worte des Art. 274, indem sie den Zeugen- 
ud Uiknndenbeweis ab die sallasigen ordentliehen Beweismittel bexefehnen, wahr^ 
•cheinlich blos die Zulftssigkeit des in der Regel untersagten Zeagenbeweises anszadrfleken 
bezweckt haben, keineswegs aber nothwendig so ausgelegt werden müssen, als wenn 
dadurch das ausserordentliche Beweismittel der Eideezuscbiebung hier implicite habe 
«Hgaachloaien werden sollen. 

Darmstadt, 6. Juni 1836. (Bej.) Volz g. Voh. 
Gfr. GUbert an Art 274 B. 6. B. Kr. 1. 

3) Beweis der Versöhnnog; Eid. 

Die Eideszuschiebuug ist als Beweismittel der stattgehabten Versöhnung 
nicht zulässig. 

Bm Gnietz spricht aaslrtkUicii nur tom Zeugen- nnd üikondenbewels out der Art. 
1388 B. 0. B.f weldier von refnen OivOmeben hsndell, ist auf Ehestrdlli^sitsn niciil an- 
waidbir. 

Maanheim, 19. Mai 1828. (Oberho^. Jahrb. 1822/28. & 295.) 
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Drittes MaplteL 

Vcn der Ehescheidung mü gegenseitiger Einwilligung. 

(Art 275—294.) 

Za Art. fn&. 

Freiwillige Ehescheidung; Einwilligung der Ahnen. 

Die Einwilligung der Ahnen ist nicht als fehlend anzusehen und die 
Scheidung nicht um dcsswillen unstatthaft, weil der Todtenschcin der Gross- 
eltern des Mannes nicht zu den Acten gebracht wurde ; denn die Vorlage 
der Todteuächeiue ist vom Gesetze uiciit ab eine bestimmte Förmlichkeit 
vorgesehen. 

ManalieliD, 16u Norembar 1825. (Oborbo^. Jalirb. 1825. 8. 23.) 

Zu Art. 879. 

InTentarisation des Vermdgens. 

Erster Fall. (Vergleich unter den Eheleuten.) 

Ein Vergleich der Eheleute über ihre Vermögensrechte ohne vorherige 
Li?entari8ation macht die ScheiduDg bei der klaren Fassung des Gesetzes 
unzulAssig. Es kann jedoch Nachsicht eintreten, wenn die InTentarisation 
in der Becors -Instanz nachgebracht wird (Art 290 B. 0. B.). 

Mannheiffl, 1833. (Obariwfff. Jahrb. 1833. 8. 127.) 

Zweiter Fall. (Wiederholtes Scheidungsbegehren.) 

Eine nochmalige InTentarisation bei emeaertem Antrage anf Scheidung, 

wenn das erste Begehren abgewiesen wurde, ist nicht nothwendig. Das 
Gesetz schreibt keine Frist für die Inventarisation Tor; es entscheidet daher 
das richterliche Ermessen (Art. 290 B. G. B.). 

Mannhaim, äa Oolobar 1851. (Aunalau 1861. fi. 319^ 

Zu Art. 280 uud 294. 

Autorisation der Ehefrau bei der freiwilligen Ehescheidung 
zu einem Vertrage mit dem Manne und zum Vollzug des- 
selben; Wirksamkeit des Vertrages nach beseitigtem 
Scheidung SV er fahren. 

A. Das Gesetz selbst ermächtigt durch Art. 280 B. G. B. die Ehefrau 
zum Abschluss eines Vertrags mit ihrem Manne , welche Ermächtigung sich 
zugleich auf den zwangsweisen Vollzug dieses Vertrags erstreckt. 

Nach den Besütumuogea der Art. 212 u. f. B. 6. B., oaiueiiUich luicb Art. 216, 217, 
219, 13M— 1886, wleriiagt m allarlinga nidit dam nindaataa Zwaifal, daia üa TtrMnH 
ÜMla Fnn abaa Anloriaation nnd EinwUIigmig Dvaa Maniaa odar iaa OariditaB dia ibr m- 
stehenden Rechte vor Gericht 711 verfolgen, Vertrage irgeud welcher Art abzuschliesaen und 
deren YoUztebung auf dem ExccutioDswege zu betreiben iiicbt befugt sein kann, nocL dass 
sie gesetzliche Qualität bat, mit ihreui Ehemann einen Vertrag abzuscbliessen , durch wel- 
«hau dia SMling in Ehalanla n ainandar uid dia gaaaldichaii «dar TertragaiBiaalgeQ Vav- 
BiOgensrecbte altcrirt werden. 

Neben dieser Kcchtsreuel aber sieht der Art. 2S0 den Fall vor, dass dia Rhflontf io 
gagaotailigem JünTaratändniase daa Band der £ba zu treonen beabaiehljgan. 
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Btfgcrlittktt 0Melsbne1i (Ali 388), 



Nadi tfMan Artikel moss nimlich vor dem Beginnen dat frtiwillig«n EhMcheidungs- 
TCrfahrens zwischen den Eheleuten eine Uebcreinkunft eingegangen werden, in welcher 
bindende Beetimmungea über Obsorge und Obhut der Kinder, AufentbAU der Frau und 
flbtr Ii» von dm Sfume so stblendm Alimente ivthrend der Piobeseit la treflfon elad. 
MiUebt dieser Verftlgiug wird die Fnn dwdi dae Gesete selbst zam Abschluss efaue Ver- 
trages mit ihrem Manne crmäclitigt , welcln^ Ermfichtigung aber sieh auch nothwendig auf 
dessen zwangsweisen Vollzug erstrecken rnuss , weil Jeder gültige Vertrag das Recht für 
die Parthieen naeh sich zieht, seine Erfüllung auf gesetzlichem Wege zu erzwingen. Es 
Stallt somit in lieeem Falle die Frei gegenOber dem Hanne mit denselben Bediten und in 
derselben Qnalitit, wie jeder dritte Contrahent. 

B. Die Ehefrau ist daher befogt, die Bestimmuiigen der Ueheremkuiift 

in Vollzug setzen zu lassen, wenn der Ehemann denselben nicht nachkömmt, 
selbst in dem Falle, wenn auf den Grund des Art. 294 das ergangene Schei- 
dungsurthcil als nicht erganf^cn zu betrachten ist , weil die Parthieen nadi 
Erwirkung desselben in der Frist von zwanzig Tagen nicht vor dem Civil- 
standsbeamttiü erüchienea, wie es in concreto bezüglich des Mannes der 
Fall war. 

Denn wenn auch ein auf den Uruud des Art. 280 abgeschlossener Vertrag ein AcceS' 
•erinm der freiwilligen Eheeelieidangeprocednr bildet md mit derselben steht und ftUt^ so 

hat doch die aoeessorische , conditionelle uni exceptlonelle Natur jenes Vertrage nnr die 
Folge, dass von dem Augenblicke des Zusammenfalls der Eliesclieidungsproccdur an seine 
Wirkungen für die Zukunft in der Art cessiren, dass von nun an wieder die allgemeinen 
geeetsHdiea Be s Hmn m n g e n über die Beebte und PflicMen der Ebegatten in Kraft treten 
und die YerfDgong des Art. 294 bat lediglicb die Tragweite, dass das Scheidungsartheil 
und alle zur Erwirkung desselben durch die Art. 281 u. f. vortrepcbrielienen Schritte und 
Acte als wirkungslos zerfallen, nicht aber, dass auch di r Anspruch der Frau auf die wäh- 
rend des Laufs dieser Procedur verfallenen Baten der Alimente, sowie deren durch Gesetz 
■nd Verlrag erworbenes Bedit mr swangswelsen Beltreibong derselben gegen den Haan 
erl&sche. Eine solche Ansicht findet weder in den angezogenen , noch in andern Gesetzes- 
artikeln eine rechtliche Begründung und steht mit der Lehre über die jnm %naesita in fO 
grellem Widerspruche, dass sie keiner weitern Widerlegung bedarf. 
Mflnehen, 27. Jmd 18&7. (Rej ) OsthofT- Hartmath g. Waller. 

Zu Art 2S9. 

Vorstellung an jeden Ehegatten. 

Wenn in dem Gerichtsprotokoll erwähnt ist, dass man beiden Thei- 
len wiederholten Zuspruch zur Wiedervereinijrung gemacht habe, so hindert 
die blosse Nichterwähnung, dass diese Vorstellung auch an jeden Ehegatten 
allein geschehen sei, den Aussprach dor Meldung nicht, wäl ans dem Pro- 
tokoll sich nldit ergibt, dass eine derartige Ermahnung nicht auch stattge- 
habt habe. (Art 290.) 

Mannheim, 32. April 1840. (Oberiiodg. Jahrb. 1810/41. 8. lOL) 

Za Art. 283. 
Mangelnde Beglanbignng der Scheine. 

1. Die im Art, 45 B. G. B. vorgeschriebene Beglaubigung der Scheine 
ilk im Falle des Art. 283 B. G. B. alsdann nicht nöthig, wenn die Auszflge 
bd derjenigen Behörde vorgelegt werden, welche dieselben ohnedies legali- 
siren mflsste, da hiermit nur eine nutzlose Formalit&t verlangt würde. 

Hauheim, 41. Hovenbtr 1847. (Auwlen 1848. S. 8.) 
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3. Die Beglaubigung ist ftberhaupt keine nothwendige FOnn- 
Hdikeit; die wa dem sastSadigen Standeebeamten gefertigten AuszOge sind 
öffentliche Urlninden und kann, im FaUe sie nicht beglaubigt sind, nur 
die Vorlage der Urschriften 9ach Art 45 Abs. 2 verlangt werden. 
M annboia, 6. Odober 18S5. (Anaalen 1855. 8. 8S7.) 

Za Art. 286, 
Berechnung der Fristen. 

Erster Fall Die vierzehn Tage, wovon der Art 285 B. Q. B. spriciit, 
sind jeweils vom Tage der erstmals abgegebenen ErkUümng zu rechnen und 
nicht vom l. des Kalender-Monats. 

Dies ergibt sich aus Art. 286 und daraas, dass bei anderer Bcrechnang bezQgUcb iw 
Dmmt des ereteo Zwiscbcaraumes eine aufTallende Ungleichheit entstehen würde. 

HAiiiihain, 22. AprU 1840 and 22. Mai 1855. (Oberhofg. Jahrb. 1840/41. 8. 101 f. 
md AauL 1865. 8. 266.) 

Zweiter Fall. Die Fristen JüSmm auf die efaie oder die andere 
Art gültig berechnet werden. Das Gesetz lässt eine doppdte Auslegung zu 
und nach dem Qmnde desselben ist die eine Bererhming so gut wie die andere. 

MABmheim, 23. April 1865. (AumL 1866. & 234.) 

Za Art 289. 

Nachbringen vers&umter Förmlichkeiten. 

Versäumte Furmlichkciten können in demselben Yerfabreu, nach Vor- 
lage der Acten zur Entscheidung, nicht mehr nachgeholt, sondern es muss 
eme leiie Klage erhoben werden. 

D«ni BattinuBinf d« Ari 289, woraacli dar Kfonaawall, «tui dm voigMdvie» 
hven Förmlichkeiten nicht genOgt ist, teiDW AnlMg dshfal Stellen mosa, dan du OtMli 
fugen die Ehescheidung sei, schliesst jede nachtr%Ucho Ergänzung des Mtrühnn MHU 

ManDheim, 3. JaU 1829. (Oberhofg. Jahrb. 1829/30. S. 2U) 

Za Art 994. 

Ehescheidungsprocedur; Zusammenfali derselben und 

Wirkung. 

Die Verfügung dieses Artikels hat lediglich die Tragweite, dass das 
Scheidungsurtheil und alle zur Erwirkung desselben gesetzlich vorgeschriebe- 
nen Schritte und Acte als wirkungslos zerfallen , nicht aber dass auch der 
Anspruch der Frau auf die während des Laufs dieser Procedur verfallenen 
liateu der Alimente, sovrie deren durch Gesetz und Vertrag erworbenes ßecht 
sor zwangsweiaen Beitreibung derselben gegen den Mann erlOsche. 

(g. n Art 280 B. & B. dM Hihore.) 
Maneban, 27. Jaul 1867. (ReJ.) OMhoS^Butandh g. Walltr. 



Viertes HapItoL 

Von den Wirkungen der JEhescbeidung, 
(Art. 295—305.) 
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Bargorliehat Geaetsbaeh (AH. 196, 299 , 301.) 



Zu Art M6. 

Ausharrungszeit der Ehefrau. 

Die Ausharrungszeit von 10 Monaten ist, wenn inzwischen das Schei- 
dungsurtheil rechtskräftig wurde, vom Tage der Yerküaduug des Urtheils 
erster Instanz zu berechnen. 

Dean darcb die Verwerfung des Recurscs ist die blos suspeudirtc Kecbukiaft des eratea 
UrllMito nil all«!! •«foen Folgen eiDgetreten (Art. 1179 ib.). 

M a n 0 b e i III , 25 Jaow 1838 und 23. Janmr 184a (ObarbofiB. Jabrb. 1836/37. a 687 
und 1810/41. & 113.) 

Za Art 999. 

Verlust der Vermügensvortheile. 

Unter den im lleii-athsvertrage erhmgtcn Vortheilen ist das Einbringen 
der Ehefrau und ihr Antheil an der Genieinsclialt nicht zu verstehen. 

Das Einbringeo ist eiu von der Ehefrau selbst m die Kbe mitgebrachtes Eigeatbain 
ani Ihr Oamamidiaflaaiithail gabohrt ibr in Folge d« f«i ihr aalbat badaagaDaa GaoMhi- 
aahaAaari kraft Oaaalsaa. 

Hftnabain, 27. Mint 186a (AanalaD 1880. S. 861.) 

Zu Art. 301 (2lg). 

1) Trennung von Tisch und Bett; Anwendbarkeit des 

Art 301 B. 0. B. 

Der Ehegatte, auf dessen Klage die Trennung von Tisch und Bett aus- 
gesprochen wurde , kann — wie der obsiegende Ehescheidongsldiger — ge- 

mftss Art. 301 B. G. B. die Zuerkennung einer Alinientation auf die Güter 
des unterliegenden Gatten ansprechen, und die durch das deferirende Ur- 
theil ausgesprochene Aümeotatioos -Verpflichtung geht auf die Erben des 

Letzteren über. 

Die in den vier ersten Kapiteln des Tit. VI. B. I. des B. Q. B. eatbaltenen Vorschrif- 
ten bexflgUcb der Ebeadieldong regeln auch das fünfte Kapitel in Betreff der Trennung von 
fiaaii ud Bad, aowait afa nit dao GrandaStian das letsteran Varfbhreaa tSA Tarcinigan 

lassen. Der Art. 301 steht weder nach seinen Voraussetzungen, noch nach seinem Qrunda 
und seinen Wirkungen mit der Trennung von Tisch und Bett in Widerspruch, und lässt 
sich mit der nümlicheu Gerechtigkeit bei dieser, wie bei der Lhescbeidung , zu üuusiea 
daa obaiagaadan Gatten leicht anwendaa. 

Da der Art. 301 eine Pension auf dia Gfliar daa unterliegenden Gatten zuspricht, so 
können die Wirkungen dir (InrAuDiin c:enommaDan Hypothekar-Eioaebraibujig nicht mit dam 
Ableben des Schuldners an sich erlösclien. 

Zwar wird dnrch üa Ihannong Ton Tisch and Bett daa ESiaband nicht gelöst; es bleibt 
älaa amb dIa saf dan Axi 212 ib. akh aUHnnda paraonlieba Verpffiahtnng, riA gagan- 
scitig zu alirneiiliren, nach der Trennung bestehen und hört mit dorn Ableben des einen 
Ehegatten auf; allein die Anwcnduox des Art. 212 nuf den in demselben vorgesehenen 
Fall hindert keineswegs die Anwendbarkeit des Art. 301 in dem speciell hierin berührten 
Fall; dar Art. 301 kann aaba toHa Whrknng Saiaem, ohna daaa daahalb da* ToUatlnd^ 
Vollzug des Art. 212 beeinträchtigt wird. 

Paris, 2. April 1861. (Gass.) (J. d. P. 1862. S. 145.) 

Cfr. Gilbert zu Art. 301 B. Q. B. Nr. 11. Gass. (Paris) Tom 12. December 1818. 

2) Untersttttzungs-Anspruch des geschiedenen Ehegatten 
nach ausgesprochener Scheidung. 
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Die ünterbalUreüte des Art. 301 B. G. B. kann zu jeder Zeit gefordert 
werden, auch wevi dar sdnildige Ehegatte erat nach der Bebeidiuig zu Ver- 
mögen kommt 

Dm i«diüleh« FoalHiMiit iar AIoNBttlioiitpiUcbt Ut die anf der tSmm Seilt mifv- 

•dlDldele Auflfifluog der Ehe und dieses Yerhällniss ist ein forMmendee. 
Mannheim, 1845. (Obcrhofg. Jahrb. 1845/46. S. I84.) 
Cfr. Gilbert lu Art. dOl B. G. B. Kr. 3. 

Zu Art. 302. 

1) Ehescheidung; Auslieferung der Kinder; Theilangsklage. 
Cassation; Gesetzverletzang; exc^s de pouvoir. 

Verordnete das ürtheil, welches eine Ehescheidnngsklage zusprach, 
gleidodtig, dass die unterliegende Ehefrau die bei ihr befindlichen Khider 

dem Tghwwiftnti herauszugeben habe, so kann das Gericht, vor welches nun- 
mehr die Ehefrau die Klage auf Theilung der früher bestandenen Güterge^ 
meinscbaft bringt, diese Klage nicht vor der Hand und bis zur wirklich er- 
folgten Herausgabe der Kinder aus dem Grunde abweisen, weil das Recht 
der Khefrau, auf Theilung der Gütergemeinschaft zu klugen, und deren Ver- 
bindlichkeit zur Herausgabe der Kinder aus demselben Fündamente, dem 
ersterwähnten Urtheile, entsprungen und daher Correlata seien, mithin jenes 
Becht durch die hiä jetzt nicht erfolgte Erfüllung der Yeibindlichkeit be- 
dingt sei 

Dm «rwibnlt Drflicil beeHiBmte niiiilieib nlAle hiosieliUieh des Aoipnielii der Ehefna 
aof tlMilmgt Mndeiii beedhiiakte lieb darauf, die Seb^ng zuzulaeien. Die Theilung 
konnte zwar ohne die ausgesprochene Scheidung nicht zur Existenz kommen , aber deshalb 
kann man n.cbk aagen, dass die Verbindlichkeit zur Thoilung Schoo aus dem Schcidnngs- 
nrlheile flieaee. Es feblt« alao hier an do<ujeuigeu Zusamiuenbang zwiaeben den rraglicben 
Beeblei «ad VerfaindUelikeilei, weMw alMa deren eorrelattvea Cteiakler bOden käme ; 
jener Entscheidungsgrand stellt eich daher als uohaltbar dar. Die Abweisung der Theilaag 
rechtfertigt sich auch nicht durch eine ana]o;;e Anwendung der Grundsätze über die aus 
tweiseitigen Verträgen entspringenden fechte und VerpßicbtuDgen. Die ^icbterfQliuIlg ebes 
wMnb Vertrage lieM aOerdlnga denen BeeUialioa aach tieb (Art IISI B. 0. B.), dagegen 
erloschen recbtakrifiißc Urtheile, wenn ihnen eine Baiibie nicht nachlebt, kdDeaw^gs, und 
et bleibt der andern Partbie flberlaMen, den VoUnqg dnreh die geeigneten Exeoniinnsniillel 
M erzwingen. 

Durch jenes Urtbeü wurden jedoch die Art. 1441, 1453, 1467, 816 u. 816 B. Q. B., 
Nwle ü« All. Mi, 1143 n. 1110 ib. gar nUhl barOhrl, aleo «leh nidit Terielii; ai kann 
also «in pMi. Peemi nidtt Mf QtmA der Verietang dieser Artikel eiboben weidtn. 

Die Gasaatioii gegen das erwähnte Urtheil kann aoch nicbi aof Grund eines ezcii 
de pouvoir nachgesucht werden, der darin bestehen eoU, dass die angefochtene Entschei- 
dung die £zecution dee ScbeidongaartheiU bezwecke, die Execulion der Erkenntoiase aber 
aiabl in den geseteliehen Functionen der Gericble gebore; denn der Yerdenali, auf wel* 
cbem diese Folgerung beruht, ist unrichtig, da das Gericht durch die angerochtene Ea^ 
sdieidung nur bezweektc, diejenige Streitfrage zu beseitigen, welche durch die Theilungs- 
Uage und die dagegen opponirte Unzul&ssigkeits-Einrede Gegenstand der ricbterlicben Di- 
jndieator geworden war, niebt aber beabsichligte, ein froheres Erkenotniae zum Vollzug 
w biiaiSB, wenn schon ssiae EnMeidnag Toa der. Art war, dass aMgUdterweisa dii 
Thtihngskligerin in ihr ein Motiv fiodsa kaaB, dsNii SdMidangsurtbeile nachzuMbsIl. 

Es mos« demgemäas das Cassationsgesash wegen Uagiandes der zur Hand paiiaisis 
neu Cassationamiltel verworfen werden. 

Darmstadt, 9. Juni 1834. (Bii)4 v. Häuser g. Kilian. 

7 
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BllrgdrliobM Qeatlsbieh (Ait 301). 



2) Scheidung yon Tisch und Beit; elttrliehe Gewalt; 

DomiciL 

Wenn das Gericht die Scheidung von Tisch und Bett auf Klage der 
Ehefrau gegen den Ehemann ausspricht, so kann es verordnen, dass das 
gemeinschaftliche Kind bis zum erreichten 10. Jahre der Mutter zur Obhut 

und Pflege überlassen bleiben solle. 

Narh Art 302 B. (i. B., der auch bei der Schcidnng von Tisch und Rott anwendbar 
urschciat, ist das Kind dem obsiegeDden Gatten zu Uberlusen, wenn nicht das Interesse 
des Kindes etwas AndauM erhdsdit. Eine solelw Sebeiduft modillcirt, »sra sie gegen 
den Ehemann an^espiroebeii wird und das Gericht ihm nietat die OUmI Sbsr das Kfad ai^ 
theilt, nothwcndipi rweisc die Auafllbong der väterlicbcn Gewalt, so daas jenes Erkenntnisa 
die Autorität des Vaters nur insoweU besehrfinkt, als dieses in Folge des Sctaeidungaartbeüs 
erforderlich war. 

Da die Frau in Kraft des UHbeils das Beebk erlangt, ibr Donidl, wia es ibr passend 

arseheint, za wfblen, so kann das Gericht dieses ihr Beebt nicht beschrinken, wenn sie 
es nicht etwa niissbräuchlich dazu benntote, nm das ibr anTsrtrante Kind der vilerlicben 
toücrwacbuug zu entziehen. 

Paris, 29. Aprii 1662. (Bej.) (Str. im, L MS.) 
Cfr. QUbert zu Art. 302 B. G. B. Nr. 1-4. 

adde Gass. (Paris) vom 9. Juni 1857, 11. Mai 18M and 30. Hin 18Ui 



FOnflteB MapIteL 

Von der Scheidung von Tisch und Bell {separaUon de corps). 

(Art. 306—311.) 

Zu Art. 307. 

Scheidung von Tisch und Bett; Beweis; Gest&ndniss des 

Beklagten. 

Im Allgemeinen kann zwar das in einer Klage auf Scheidung von Tisch 
und Bett abgegebene Eingeständniss dis Ikklagten zur Rechtfertigung der 
Klage nicht genügen; jedoch darf der Hicliter auf dieses Geständniss Rück- 
sicht nehmen, wenn dasselbe unverdächtig erscheint, wenn es nicht aus- 
drücklich und nicht ganz irciwillig abgegeben wurde, sondern aus andern 
erwiesenen Thatsacheu , dwen Tragweite und Folgerungen der Richter zu 
ermessen hat, hervorgeht; wenn der Richter aus diesen Geständnissen des 
Beklagten, verbunden mit den vorliegenden Documenten der Sache und den 
von dem Beklagten ausgegangenen Acten, erkennt, dass die Beschwerden 
der Seheidungskliigerin Tollstindig dargethan und hiemach erwiesen sei, dass 
eüi ferneres Zusammenlehen mit dem Beidagten der KUgerin nicht rage- 
muthet werden könne, so kann das Gericht, ohne ein demgenüB OberiLflssig 
zu erachtendes ZeugenftihiOr anaiordBen, die Scheidung auBspreeben. 

Hierin liegt keine Scheidung auT gegenseitige Zustimmung der Ehegatten. In dieser 
Materie hat das Gericht, so wenig wie in jeder andern, noch eine weitere Instruction, 
aamentlicii ein Zuugciiverhör anzuordnen, wenn es aus den bereits rorliegenden Beweisen 
die genOgendan Elsmente zu seiner Uaberzeagnug sotaimniL 

Paris, 2». April 1362. (B»j.) (Or. 1868. 1. M6.) 



BQrgerlichei GeaeUbueb (Art. 30S, ^iOS u. 309, 310). 
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Za Art. 308. 

Scheidung Ton Tisch und Bett; Ehebruch der Ehefrau; 
Strafe trotz Ehebruchs des Ehemannes. 

Klagt der Ehemann gegen seine Ehefrau auf Scheidung wegen eines 
der Letzteren zur Last fallenden Ehebruches, so hat das Gericht, wenn es 
aus diesem Grunde die Scheidung erkennt, zugleich auf Requisition der 
Staatsbehörde gemäss Art. 308 B. G. B. die Eiiisperruiif; »U r l^hefrau aus- 
zusprechen, sollte auch der Ehemann, weil er eine Concubiiie im gemein- 
schaftlichen Hause gehalten , zufolge der Art. 33G und 339 C. V. , nicht das 
Recht zu einer Denuuciation wegen des von der Ehefrau verübten Ehebruchs 
gehabt haben. 

Beide Fllle eiod ganz Tersebieden. Im ertteren FaHe baodeK es sich tob einer 
Scheidungsklage, in welcher die Strafe nur auf Requisition der Staatsbehörde im 

Inleresse der guten Sitten und zur Erdaltun;.' der Eliron und A\'ilrde der Ehe erfolgt, wäh- 
rend In den sltegirtoo Art. 336 uod 339 von einer, auf Denunciation des Kheiuanues, ein- 
trelendon Strafklage der Slaatebehflrde ffie Bede Ist, weldie mit der Sebddangsklago 
gar nicht in Verbindung steht; wie denn auch der ArL SOB B. G. B. durch diese ArtÜMl 

des Code penal in keiner Weise modificirl worden ist. 
Paris, 25. Juni 1861. (Rej.) (J. d. P. 1862. S. Ö3.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 308 B. G. B. Nr. 1. 

Za Art 308 und 309. 

Ehescheidmig; Verttrtheilung wegen Ehebruchs; Wieder- 

anfnehmung der Ehefran. 

Wurde eine Ehe wegen Ehebruch.s der Frau geschieden (die Trennung 
TOn Tisch und Bett ausgesprochen) und daher gegen sie gemüss Art. 30S 
B. O. B. und Art 887 G. P. durch ein in Beditskraft erwadiseBes Erkennt- 
niss eine Verurtheilung zur Stnaperrung ausgesprochen, so hört die Wirk* 
samkeit dieser Verurtheilung nur dann auf, wenn der Ehemann sich bereit 
erklSrte, seine Fh» ivieder fai die Wlirde und Bedite sehier Ehefrau ein- 
xusetsen. 

Hat nach Erlass des Urtheils zwischen heiden Ehegalten eine Cohabitation stttt^cfun- 
den, so geht hieraus nicht mit Nothwendigkeit eine solche Wiederaufnahme der t rau als 
Gattin hervor ; vielmehr bat das Gericht die ßefugoiss, im Falle der Yorliehr zwischen den 
beUen Gatten nnr ein voiHbergebender und ▼erbmniUcbter war, der Ebemnnn aber die 
Ehefrau nicht wieder in der eheliobeo Wohnung aufgenomaen hat, ihr vielmehr diese 
Wiederaufnahme verweigert, jenem Vedtelir den CtaaralLter einer WiederannaluDe als 
gatttn xu versagen. 

Aus einer Vergleichung der Art 273 and 309 B. G. B. ergibt sich , dass ein seleb«r 
Verltehr w<»hl eine Untnltssigiieits-Einrede gegen die Sdieidnagsklage wegen Vorsohnang 

be^rOndon, nicht aber daraus eine Vcrreihung entnommen werden kann, wie pio unfhig ist, 
um das Urthcil zu beseifigen , weiches wegen Ehchruclis der Ehefrau die Scheidung und 
eine Correctionellstrafc gegen die Letztere ausgesprochen hat. 

Paris, aOi Deebr. 1861. (Uoj eb. civ.) (Sir. 1862. L U3; J. d. P. 1862. S. 665.) 

Zu Art. 310. 

Trennung tfir gewisse Zeit 

Das Gesuch auf Scheidung von Tisch und Bett kann von dem klagenden 
Theüe nidit auf än» bestinunte Zeit bewMakt und nach und nach auf den» 

7. 
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100 Bflrgerlicbes Geseizbach (Art. 311, 312, 317 u. 318). 

Bdben Gnmd wiederholt werden; denn anf diese Weise kdnnte dem anden 
Ehegatten sein Bedit, nadi dreüifaiiger Traunmg efaie Scheidnog ni Ter- 
langen, gSndich entlegen werden. 

MmoDhein, 17. Junar 1839. (ObMMi. Jakrl». 1838/». 8. 19i| 

Zu ArL 311. 

Gütertrennung in Folge der Scheidung von Tisch and Bett; 
Rttekwirknng auf den Tag der Klage. 

Tritt die Gütertrennung in Folge der aosgeq^oehenen Scheidung von 
Tisch und Bett ein, so wirkt jene Trennnng auf den Tag der erhobenen 

Scheidungsklage zurück. 

Zufolge Art. 311 B. G. B. schliesst jede Klage auf Scheidung von Tiscli und Bett ron 
selbst die Klage auf Gütertrennung in sich. Der Art. 1445 ib. verfügt die BUckwirkoog 
dar CHtteriramaag auf dtn Tag dar naga» obaa swiadien den Falla n uleraeheldao, wo 
dia Gfitertronnung priaclpaliler verlangt wird, adar als noihwendige Folge der Scbeidang 
von Tisch und Bell erscheint; er ist daher am so mehr in letzterem Falle dann anwendbar, 
wenn dar Scbeidongskliger xngJaieb die Aussprechung der Gatertrennung beantragt hatta. 

Der Ari 307 ib. ataUt dia SdiaÜBDgskUge allen aadam CMlklagen gleich ; es iat aoB 
attar allganebar Badilignmdaali, daia dia WMang aiaaa Jadao Drtliaila anf den Tag dar 
Einfahrang der Instanz zurflckgeht. 

Paria, 13. Mai 1862. (Bej4 (Sur. 1663. L 686.) 



Siebenter TiteL 

Von der Vaterschaft uud von der Kindschaft 



Entern Kapitel. 

Von der Kindschafl ehelicher und in der Ehe gebomer Kinder. 

(Art. 312—316.) 

Za Art. 319. 

Vaterschafts- Abi eugnungsklage. 

Die blosse Entfernung des Wohnortes des Ehemanns von dem der Ehe- 
frau genügt nicht zur Rechtfertigung der Ableugnungsklage, vielmehr wird 
nach dem strenge auszulegenden Art 312 B. G. B. der Beweis der Unmög- 
lichkeit des Zuwandeis erfordert, 

Mannheim, 4. Januar 1826. (Oberbofg. Jahrb. 1826. 8. 314.) 
Oflr. eilbflrt in Ari 813 B. Q. B. Hr. 31 n. 31 bia. a 

Za Ari. 817 und 318. 

Legitimation bei der VatersehaftS'Ablengnnngsklage. 

Die ehelicbe Geburt eines während der Dauer der Ehe empfangenen 
Kindes kann nur von dem Ehemann e und eintretenden Falles von dessen 
Erben bestritten werden und die Verleugnung der Vaterschaft nur durch 
ftnididie Klage dieser PenoBen eifidgen. 
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Blrftrliehts Oetslsbieli (Art 119, 819—128, 810 v. 881). loi 

Hi«rfar spricht der Wortlaut der Ari 312, 313. 316, 317 u. 318 B. G. B., sowie der 
Geül de« Gesetzes, welches den Ebemann während der Dauer der Ehe xum Vater jedes 
la dtndbm enipraogensB Kbäu oUlrt, irartlMr m tUUk BsduMsbafl la gebea 
vwo^ mi «odoMh «midNl nur ftlr namd du MM BMlüd md YsriifaidlidilNUeB «r- 
mduen. 

Mann heim, 15. Januar 1841. (Oberhofg. Jahrb. 1840/41. & 207 , 206.) 
Cfr. Gilbert za Art. 317 B. G. B. Nr. 3 u. f. 



Zweites KapiteK 

Von den Beweisen der Filiation der ehelichen Kinder, 

(Art 319—330.) 

Zo Art. 819. 

Beweiskraft des Geburtsactes bezüglich der Herkunft eines 
Kindes von der darin angegebenen Mutter. 

S. M Art. 60 — 57 B. G. B. Nr. 2 a. 3 oben. 

Za Art. 319— d9& 

Klage des Ehemannes auf Anerkennung eines Kindes als 
jenes seiner EliefrAn; Aufsaehung der Hntterschaft; 
Zeagenbeweis. 

Wurde in einem Geburtsacte ein Kind als Sohn der Marie i). und eines 
unbekannten Vaters declarirt, so kann M., welcher zur Zeit der Aufnahme 
dieeee Actes nitMirie O. verheinthet war nnd mehrere Jatare später gegen 
seine Fhm and das erwShnte Kind eine Klage ansteIH, worin er begehrt» 
dasB dieses Kind als tob seiner Ehefran geboren, mithin als sein Sohn an- 
erkannt werde, sofern ihm nicht etwa der Standesbesitz des Letzteren snr 
Seite steht (Art. 320 B. G. B.) , vielmehr das Kind sich bis dahin in einem, 
jenem Geburtsacte entsprechenden Standesbesitze befand, zur Rcchtfertigong 
seiner Klage nur dann zum Zeugenbeweise zugelassen werden, wenn ent- 
weder ein von seiner Ehefrau emanirender Anfang von schriftlichem Beweis 
vorliegt, oder doch bereits solche Thatsachen dargethan sind, aus denen 
sich gewichtige Vermuthungen oder Anzeigen dafür ergeben, dass das Kind 
wirklich jenes seiner Ehefrau sei. 

Die Bedingungen vfld GnmdiilM fibtr die tballdM Ahthmiiwng einit Kindsf, vis 
sie die Art. 310 — 330 ib. festsstten, siod nidil bioi dann aBwandbar, wenn ein Kind einen 
Stand (etat) in Anspruch aloiait, welcher mit seinsai Gsbortsacte und ceinein Standesbesitze 
in Widerspruch steht, sondern auch in einem Falle der obengedacbten Art. Die Klage des 
angeblichen Vaters bat in der Wirlüichkeit, wie jene des Kindes, die Aufsacbang der 
HnllariciNft mi Zvadw, ui aa kau dahar dar Zaoganbawab aar mlar dar in dam 
Ali 388 aagwgabanaa Yoranisalnaf sogelassen werden. Ob Anzeigen oder Yemintbnngen 
dargethan sind , welche wichtig genug sind , um daraufhin den Zeagenbeweis zuzulassen, 
bat der Bicbter dw Tbat zu prOfen; sein dessfsUsiges Erlienntaiias nnterliegt nicht der 
Kritfk daa riifiilfnaäiifti 

Paria, 38. Aa|iall88L (Baj4 (8ir. 186L L 939l) 

Za Art. 320 und 334. 
1) Filifttion; nntarliches Kind; Standesbesits; Anerkennaag. 



Digitized by Google 



102 Bttrg«rli«b«t Otteitbmeb (Ali SlO) Stt, 8X1 v. 813, VKH^ 



Der Grundsatz des Art. 320 B. G. B. , dass in Abgang eines Geburts- 
actejj der Standcsbesitz zum Beweis der Filiation hinreiche, findet nur bei 
ehelichen, nicht bei natürlichen Kindern Anwendung. 

Der Art. 334 ib. beschränkt die Anerkennung natürlicher Kinder, wenn sie nicht im 
Geburtöacte erfolgte, auf die l:.rkiarung tu etueui autheutisdieo Acte; die Verlügung des 
>kri 820, weldic im Kap. 2, Tit 7, B. 1 B. 0. B. witor d«r Deb«FSöbrifl: „Von deo 
Beweisen der Filialion von ehelichen Kindern" gegeben ist, wurde in dem folgenden 
Kapitel: „Von den natürlichen Kindern" nicht wiederholt; auch ergibt sich aus dem Wort- 
laute und Geiste des Gesetzss, dMS, der Siandeabesitz zur i-'eststellung der Filiation cbe- 
lieher Kinder, bei mangelndem GdMirtaMte, nnr ra Gunsten der Ehe, der Gnmdlaf« der 
Familie, und der daran ealsproaBenea Kinder lagebisen worden iat 

Hat der angebliche Vater in einem authentischen Verkaufacte einem Kinde seinen Namen 
gegeben , so oiuss wegen dieses Umstandes , verbunden tuit jenem , dass er dies nämliche 
Kind fortw&brend aJs sein natürliches Kind behanlelte, nicht eine rechtswirksame Anerken- 
niDg deaadben aafenemmen werden. 

Paria, 16. Beoember 186L (Bej.) (BIr. 1810. L 2M; 1. d. P. 1861 & 73a) 

Zu Art. 320. 

Beweis des Standesbesitzes; natflrliclies Kind. 

Nnr das eheliche, nicht das natürliche Kind kann zu dem im Art. 320 
B. G. B. Yoigesehenen Beweis des StaadesbesiüEes sogeJassen werden. 

(8. daa Kibere n ArL 311 B. G. B. Nr. 24 
Darmatadt, 14. Hin 1836. (B^.) Btfboa g. Bäte. 

Zu Art. 322. 

Anspruch des Famiiienstandes gegen Geburtaurkande und 

Besita. 

Die Efairede ans dem Absats 1 des Art 822 B. G. B. findet in dem Falle 

nicht statt, in welchem ein Kind seme Zeugung während der Ehe beweist, 
weil hier seinFamilienstand aus der gesetzlichen Vermuthung des Art 812 folgt 
Mannheim, (pberhofg. Jabrb. 1838/39. & 120) 

Zu Art. S22 und S23. 

Beweise einer ehelichen Abstammung. 

Die Anwendbarkeit des neuen oder des filteren Bedites himichtlich der 
Zolilssigkeit der Beweismittel zur Herstellung der Filiation einer Person 
hingt ?on dem Datum ihrer Geburt und dem zu dieser Zeit herrschenden 
Gesetze ab. 

8. au Art 2 B. G. B. Br. 1 oben. 

Zu Art. 325. 

Gegenbeweis gegen den Anspruch auf einen Familienstand. 

Wenn ein Kind sich seiner ehelichen Abkunft tob einem Ehemanne be* 
rflhmt, ohne jedoch Klage auf Anerkennung seines Standes zu erheben, 
so kann der Ehemann dio Ableugnungsklage nicht auf dieselbe Weise be^ 
grfinden, wie ihm dies in der Stelle des Beklagten und GegenbeweisfOhrers 

K antfttftAt. igt. 



Bftrf«rll9b8i OtaaHkntli (Ait SM ü. Sat, »1 (334). 



108 



Denn der Art. 325 B. 6. B. fimiet nnr im Falle des Art. 323 Anwendung . niebt aber, 
wenn es sich blos um Beseitigung der im Art. 312 aufgestellten gcsetzlichea Vcrmaibimg 
handelt, m welebefn falle die Vorschriften doa Art. 312 u. 318 zu berolgea sind. 

Hftiiah«iD (Oberbofg. Jahrb. 1852/53. S. 238) 

Za Art« 8M und df7. 

Unterdrückung eines Kindes (suppression d^enfant); üffcnt- 

liehe Klage. 

Nur wenn es sich von der Unterdrückung des Civilstandes einos Kindes, 
nicht aber, wenn es sich von der Beseitigung der Person eines lebend ge- 
lK>reüen Kindts (suppression d'enfant) handelt, ist die öffentliche Klage auf 
Besmfiuig Ton einem vorher Aber die Frage des CStüBtandes erfolgendeii 
definitiTeii Ctviliirtfaefle abbiogig. 

Die Art. 396 uaä 327 B. G. B. btcwedicn nur, die Anipiilche wegen dee CifihtandeB 

den Civilgerichten vor7.;i^t>haItcD , sind also nicht aur das Verbrechen der Unterdrückung 
eines Kindes anwendhar , sofern diese ünterdnlckung niclit gerade zur Einwirkung auf ilie 
Frage des Civilstandes statt hatte, diese Frage vielmehr nur incidenter au die ^traf klage 
•idi anaehlietai. 

Paria, 70. Min im. (Qaes.) (8b. IM». I. 8. 8t7.) 
Ofir. OUbeH n Art 327 B. «. B. Nr. ft. 



Dritte« Kapitel. 
Von den naäirlichen Kindern, 

Erster Abschnitt. 

Ym der Legitimation natürlicher Kktder. 
(Art 331—333.) 

Zu Art. 33 i C3343. 

1) Legitimation des natürlichen Kindes; Anerkennung der 

Mutter im Gebartsact 

S. SD Art. 65-67 B. 0. B. 9r. 3 «. 3 oben. 

2) Legitimation durch nachfolgende Ehe. 

Die Erklärung der Vaterschalt im Gebortsbuche Seitens des unehelichen 
Vaters allein genügt, auch wenn die Eltern spftter sich heiratheten, nictat 
snr Ehelichmachnng des Kindes, denn der Satz 831 des badischen Land- 
rediiB Terlangt (abweicheBd vom Urtexte) «udrttddich em Anerkemitniss 
in der Hdrathsnrknnde oder ein vor der Heirath von beiden Ehegatten 
■nniMwnan abg eg wib si ies AnerksmttnisB. 

HMübelft (OberhoTg. Mwb. 1840/41 & 960^) 

Sweiter Abschnitt. 
Von der Anerkennung der natürlichen Kinder, 
(Art 834—842.) 
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104 B«rc«f llebM 0Mitobieh (Art aH, 8tt 810, Hfl). 

Z« Art 884. 

Anerkeniinng in einen eigenhändigen Testamente. 

Ein natürliches Kind kann nicht gültigerweise in einem olograpbischra 
Testamente anerkannt werdeo. 

Ein solche« Kiod soll Q&mlicb, gemäss Art. 334 B. G. B., in eioem autheDtischea 
Aale «BMkttinl wariM, weaa soldies aUM In MhieiB Gdboitneto gMcheheo lei Damit 
aber ein Act ata ein authentischer angesehen werden kSaatt wmn er den Erfordernissen 
des allgemein lautenden und auf alle Arten von Acten anwendbaren Art. 1317 ib. ent- 
sprechen; dieses ist aber bei einem eigeob&niligeu Testamente, das der Testator selbst 
anwr der OegeawaH von Zeugen «ad okne Znaiekung einet eompelenlen 6lbntllehen Be- 
nnien fertigt, Dicht der Fall. Daa Qeaete aelbal beuldinel im Art. 909 ib. dn «erarUgea 
Testament als einen Privatact. 

Paris, 18. März 1862. (Rej.) (J. d. P. 1862. S. 376.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 334 B. G. B. Nr. 26 a. f. 

Zu Art. 884 nnd 840. 

1) Alimentationsversprechcn zu Gunsten ausserehelicher 

Kinder; Gültigkeit. 

Das der Mutter eines unehelichen Kindes von einem Manne, ohne An- 
erkennung seiner Vaterschaft, freiwillig und zur Erfüllung seiner Gewissens- 
pflicht gegebene briefliche Versprechen, dieses Kind zu alimenüren, ist als 
gültig und zur Alimentationsklage genügend zu erachten. 
(S. daa Niben m Art. 1131 B. 6. B.) 
Paria, VI, Mai 18«. (BeJ. di. efv.) (9ir. 1M8. 1 6M0 

2) Alimentationsversprechcn auf Grund der verinutheten 

ausserehelichen Vaterschaft; Beweis; Eid. 

Die Mutter eines natürlichen Kindes kann, zur Begründung ihrer gegen 
einen Mann gerichteten Klage auf Alimentation jenes Kindes, dem Beklag- 
ten einen Eid darüber zuschieben, ob er ihr nicht Alimente zu leisten ver> 
sprechen habe. 

(& daa BilMn n Art. 1131 B. 0. B.) 

Berlin, 39. Seplbr. 1857. (Caia.) £. g. 8. (K. A. fi& U. &) 

8) Das Yersprechen hat nur dann Rechtswirksaniksit und Gdtong, weon 
es in der Focm einer Schenlning stattfond. 

<S. an Art. 888 B. 0. B.) 
Parvatait, 3& Mai 1842. (Bm) B. g. J. 

Zu Art. 335. 

Kinder ans Ehebrneh nnd BlntBchande. 

Der Art. 335 B. G. B. findet, wie der Art 331, keine Anwendung auf 
ein angeblidi im Etiebnicli erzeagtes Kind, welcheB eine wAlurend 
ihrer Ehe geboren bat Diesem Kinde steht, ohne dass es der Anerkenmng 
oder Legitimation bedarf, die geeetsliche Vermntlumg der Art 812 nnd 
814 ibu zur Seite, wemi nicht von dem Ehemann reditnitig eine Denega<> 
lionsklage erhoben wurde. 

Mannheim, 23. Jannar 184a (Oberho^. Jahrl». 184D/4L 8. 113.) 
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Za Art 885 und 348. 

1) Anerkennung eines blutschündcrischen Kindes durch 
Bezeichnung der Schwägerin als Mutter. 

A. Erkennt Jemand in einem Geburtsaete ein Kind als das seinige an 
und bezeiclinet zugleich ein Frauenzimmer, mit welchem er, wie aliunde 
dargethan wird, in verbotenem Grade verwandt oder verschwägert ist (seine 
Schwägerin), als die Mutter, so ist diese Anerkennung, gemäss Art. 335 
B. G. B., radikal nichtig; es kann dieselbe nicht getheilt, und nur der 
Theil, weicher die Bezeidmimg der Mutter enthält, verniehtet, der flbrige 
Theil aber als Anerkennung eines natdrlichen Kindes von Seiten des Vaten 
aufrecht erhalten werden. 

Der Vater kann, zufolge des im Intereaso der oATentllchen Ordnung erlassenen Ver- 
botes mit Rechtswirkung weder direct erklären, dass das anerkannte Kind in Blutschande 
erzeugt sei, noch eine solche Erkl&rung in direct dadurch abgeben, das« er eine Frauens* 
person, mit wdcher er «Qgvn in niitr Varmtndliditft tSA tMA nnMichw iuf, ilt 
dl« Mnllar b«seiduet. Da die mehtigksit einer eolehen AoerkenMrag eine abaohito iai, so 
kann sie dem Kinde weder nutzen noch schaden. Sic tiiuss in ihrem Ganzen genommet 
werden, wie sie vorliegt. Zwar bildet die von Seiten des Vaters erfolgte Bezeichnung 
eines Fraueuximmers als Mutter, wenn diese nicht ebenfalls zustimmt, keinen genügenden 
Beveil der Metlereehnfl der Letaleren; alleiB, den deetarireoden Vater gegenflber, beweU 
dieae Büelehnnng, dass er gegen die Beslimmnng des Art. 335 ein Kind anerkannte, dem 
er nach seiner eigenen Erkldmng die Qualität einea in filataeliande eneogten Kindes bei» 
legen inusste. 

B. Ist in dem Geburtsacte die Mutter nur mit dem Vor- und Zunamen 
angegeben, und demnach es in Zweifel gesetzt, ob dieselbe die nämliche 
Person sei, mit welcher der Declarant in verbotenem Grade verwandt ist, 
80 kann das Gericht den Beweis dieser Identität zulassen. 

Diese Feefilellttng bildet niebl eine recberdie de la materiritd (Art 342 ib.), da aie 
nur den Zweck hat, die Bedeutung der von dem Vater abgegebenen Brklirung iMld dm 
Charakter festzusetzen, den er selbst seiner Vaterschaft gegebw liak. 

Paris, 1. Mai 1861. (Gass.) (J. d. P. 1861. S. 769.) 

Parle, 1. Mai 1861. (Rej. eh. civ.) (J. d. P. 1861. S. 77i.) 
Oft, Gilbert n Art. 335 B. 0. B. Nr. 6. 

2) Testament Gunsten des im Ehebruch erzeugten Kindes; 

Nichtigkeit; Beweis. 

Die Acten der Freigebigkeit sind, wie die onerösen Verträge, nichtig, 
wenn sie auf einer unerlaubten Causa beruhen; namentlich stellt sich ein 
TeBttment als nichtig dar, worin dar Teatalor Jemanden, den er fDr aefaiaii 
im Eheihnidi eneogten Sohn aasidit, zum Erhen einsetst, sofeni als be- 
wiesen ansonehmen ist, dass der Testator nur durch die Meinung, daas er 
der Vater des Bedachten sei, au der testamentarischen Verfflgong bewogen 
und Teraalaast wurde. 

Allein dieser Beweis muss ganz und vollständig aus dem als nichtig bestrittenen Testa- 
mente selbst hervorgehen; er kann weder aus einer früher stattgefnndenen, aber im Testa- 
mente nicht wieder angezogenen Anerliennung , noch aus den Hauspapieren und Briefen 
dea Teüaloft gefelgerl weiden; denn die frflbere Anerkeanang üelil bH dem Teeteaenle 
in keiner Verbindung, ein aus den Hauspapieren etc. entnommener Beweis aber wQrde 
indirect zu der im Gesetze untersagten .Aufsuchung der Vaterschaft (Ari 343 B. 0. B.) 
und Anerliennong ehebrecherischer Kinder (Art. 336 ib.) fahren. 

Paria, 31. Mi 1860. (Rej ) (J. d. P. 1861 8. 88.) 
Olir. ailbert n Art. 386 B. G. B. ffr. 4 v. f. 
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Zo Art 385 und 389. 

Adulterineii; Anerkennung, mittelbare, in einem Notariats- 
acte; Vermächtniss zu deron Gunsten. 

Wurden in einem Testamente des A. vom Jahr 1851 zwei Kinder der 
B., der zweiten Ehefrau des Erbhissers A. , zu Universalerben eingesetzt, 
welche Kinder in einer Xotariatsurkunde vom Jahr 1851 als von A. und 
B. erzeugte natürliche Kinder anerkannt worden waren, so können die In- 
testaterben des A. jenes Testament nicht gemäss Art. 702 und Ü08 B. G. B. 
um desswiUen als nichtig angreifen, weil nach den vorliegenden Givilstands- 
urknnden zur Zeit der Gonceptioii and Gelmrt jener zwei Kinder der Teste- 
tor A. noch in der Ehe mit sdner ersten Frau lebte, mithin snfolge jenes 
Anerkennongsactes dieselben als ehebrecherische Kinder angesehen werden 
mflssten. 

Zwar bedient sieh der Art. 335 B. Q. B. der Worte, die Anerkennung der Eltern- 
gchaft zu Gunsten eines adultcriiicn Kindes sei utist,itthn'"f ; hierdurch sollte aber nicht 
ausgedrückt werden, dass diese Auerl^eanung nur insoweit ulinc Wirkung sein solle, als 
sie daaoi toldwn Kinde um Vortheile gereidien werde ; Tielmehr beweiet dw Art. 339 
das Oegentheil, indem er ausdrücklich das Recht, diese Anerkennung uzufechteo, einem 
Jeden gewahrt, dem an deren Nichtc^cltung gelegen ist, also auch namentlich dem Kinde 
selbst, welches durch seine Anerkennung als adulterines erscbeiocn und an seinen Ju-b« 
nniprflehen verlieren wflrde. ' 

Konnte der Anerkennangmet nie Oeelindniei der Thaleaebe einer adnUerfio«! Abkunft 
angesehen werden , so würde ein solches Gest&odnias doch nur die Eigenecluift eines Be- 
weismittels , welches keine Berücksichtigung finden konnte, haben, well der Art. 342 ib. 
jede BeweisfObrung für unstatthaft erklärt, hierdurch aber die Anwendbarkeit der Art. 1317 
vnd 1919, towle in Folge deesen der Art 906, 911 und 768 ib. aber die UnnUeeigkefl 
der Zuwendung ausschliesst 

Letztwillige Ycrra;i;ungen bedflrfen ta ihrer Wirksnmkeit nnaeer dem Willen des Tettii> 
tors keiner besonderen Causa. 

Der Behauptung, dase die in Bede flehende Znwendong ihrem üditlle nuh nie Yer- 
fhgong mm Vortheile von Adnlterinen nmulieiig eei, itoht du Verbot dss Art 842, 
dieses Verhäilniss zu untersuchen, enicregen. 

Es kann also auch nicht von einer Verletzung der blos die Vertragsobligationen be- 
treffenden Art. 6, 1131 und 1133 B. G. B. und der Art. 908 und 911 ib. die Rede sein, 
da kein InetpncMUigmnd der elngeseMen anivtreallesnlnre feelgeHelll Iii, noek — dem 
Art 81} tttwider — im voriiefendeo Froxeue Ihiigeetettf werden konnte^ 

Berlin (& Sennt), 6. Februar 1856. (BeJ.) (Annalen fttr Beohtspflege (Tiler]. Bd. la 
S. 86) 

Zu Art 337. 

1) Natflrliches Kind; Anerkennung während der Ehe; 

Alimentation. 

Der Ehemann ist nicht verpflichtet, als Chef der Gütergemeinschaft, 
einem vor der Ehe erzeugten natürlichen Kinde semer Ehefrau und eines 
Dritten Alimente zu prästiren, wenn die Anerkennung des Kindes erst nach 
Abodüiifls der Ehe erfolgte; selbst daoii nicht, wen dicee Anerkeniaag 
durch ein geridiäichee Erkenntmes begrflndet whrd , wetefaee sich sof der 
Ehe Torausgehende Tbatsadien, zugleich aber audi auf einen Ton der Mutter 
emamrenden, nach Abschluss der Ehe datirenden Anfiing von schrifUichem 
Beweis stfltzt 
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Wadtr aas der Wortfassnng de« AH. 337 B. G. B. , nodl ras isMen Geist liast sieh 
en(ne)iDicn, dass derselbe nur im Falle einer freiwilligen, nicht auch in jenem einer 
gerichtlichen Anerlteunung anwendbar sei; das Gesetz unterscheidet nicht zwischen 
beiden; wollte man daher der gericbtUeben Anerkennung irgend eine Wlittwig, dem Ebe* 
Buum vaA den Kindern aus tor Ehe gegoiflber» ebriamen, eo wurde man bieriinriA die 
Gmndsjitze de«; Höchts, der »fTentlichen Sitte ond 1er WOrdo der Che verletzen. Wenn 
aach die Thaisachen, auf welche hin das Gericht die Mntterschaft anerkannte, vor die Zeit 
der Ehe fallen, so ist doch, geni&ss Ari. 6ii ib., ein von der Mutter einaairender Anfang 
VOB •ebrffUiebem Beweli Vorauaeetzung der Anerkennnngaklage, und dieser datirte in eon- 
ereto erst nach Abschlosa der Ehe; überdies ist, nach fbnnlieher Verfüsut^ des Oesetiei, 
mr der Ta;; der Anerkennung für die vorlio'.'ende Fräse entscheidend. 

Die generellen Verfügungen der Art. 1409 und 1410 B. 6. B. finden hier keine An- 
Mdnng , da «• iieli Mer alebl «ns einer gswAnHehen Sdnld der Eliermn hnadell, wi^ 
im ton eioeoi Anapraeh, hinaicfatlldi dessen der Art 337 ib. ebie abw^bende Sps» 
täntrerfilgUDg enihftit. 

Paris, 16. December 1861. (Roj.) (J. d. P. i86i S. 211.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 337 B. Q. B. Nr. 2. 

2) Natürliches Kind; Beweis der Materiiitüt, den ehelichen 
Kindern gegenüber; Anfang von .schriftlichem Beweis. 
S. zu Art. 341 B. G. B. Nr. 4. ürlbeil (Berlin) vom 8. Januar 1850. 

3) Ungültige Anerkennung eines natürlichen Kindes. 

Der Art. 337 B. G. B. ist nur in dem Falle anwendbar, wenn eine gül- 
tige Anerkennung Yorliegt, nicht wenn dieselbe durch Urtheil als nichtig 
erkannt worden ist 

(S. das Nähere zu Art. 1422 B. G. B ) 
Paria, 18. M&rz 1862. (Rej.) (J. d. P. 186^ S. 378.) 

Zn Art 838. 

1) Alimeutsverpflichtung der natürlichen Eltern; Solida- 

rität; Untheilbarkeit 

S. zu Art 203 B. G. B. Nr. 1 u. 2 oben. 

2) Anspruch der Rechte eines ehelichen Kindes durch ein 

als natürliches Kind anerkanntes Individuum. 

Der Art. 338 B. G. B. , indem er verfügt, da.ss ein natürliches, aner- 
kanntes Kind die Rechte eines ehelichen Kindes nicht ansprechen dürfe, 
betrifft nur solche anerkannte natürliche Ivinder, die lediglich in der Eigen- 
sdiaiL aia natürliche Kmder auftreten, schliesst aber keineswegs die 
ehelichen Kinder, die bis dahin als anerkannte natürliche Kinder ange- 
aefaen wurden, aus, ihre eheliche Geburt und die damit Terknflpftfl» 
Bechte in Ansprudi sn ndnnen, wenn sie im Stande sind, den Beweis, dan 
sie in der Ehe erzeugt wurden, zu führen. 

Ein Prozeae, merkwflrdig durch eine ganze Reihcnrolge seltsamer factischer ?sriiiU- 
nisse, führte obigen Ausspruch des Cnssafionshofps neben andern Entscheidungen nach 
aidi, oad so aelbstTerst&ndlich derselbe an und iur sich erscheinen mag, so war doch 
disiS Enischsidang in Folg« der Snebiage, in genauer PrSxisioo, noth wendig geworden. 
CBIehe Um uaA die Prtjndbfen a Art 2 (Nr. 1), S», 38S oben nnd 340 B. G. B.) 

Im Monat Juli 1831 verstarb nämlich zu N. eine dort wohnende Kentnerin Pb. B. un* 
ter Hinterlassung eines rnystisclieii Testamentes, welches sie in demselben Monate errich- 
tet hatte, und in welchem sie bestimmte, dass der von ihr in einem notarischen Acte Tom 
1. Ayifl 1828 nlt ftr aatOriidier Soba MMrkuDte F. denjenigen TbeQ OirM WirWinm. 
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den ifam du Gesetz zusichere, erhalten solle; Tar die üeberreste ihres Nachlasses Mtzte sie 
die z«itigen und kunfligea Kinder ihres Sohnes zu Universalerben ein. Von Seiten der 
OoHatanlrtrwaiidlMi d«r VentorbeneD wurde nan dietM TeatameDt gwiditlidi aagefoehtra* 
Dft Irai anenrartet F. im Laufe des Prozesses mit der Behauptung auf, daw flr sidli i$r 
natflrliche Sohn der Verstorbenen, sondern das legitime Kind derselben, erzeugt 1784 in 
rechtmissiger Elte mit seinem Vater F. A. 0., Mi ood wbot sich um Beweise folgen- 
der Thatsachen : dass die VenieriMM 1783 w A. »H F. A. G. io Q^fmmut m Zmh 
geo klidilidi getränt werden; dase seine Eltern am gewiseett CbUnden die Ehe gekeim ga- 
belten ; dass er, F., ihr Sohn, während der Khe in N. geboren und sogleich Ton seinen 
ITater zuerst nach J. und dann nach M. gtbracht worden sei, um ihn dort erziehen zu las- 
sen i dass er unter dem Namen F. Ii. getauft worden und lange Jahre unter diesem Namen 
bekannt geweaen aei, bis er, mit den Sadiferbalt fartranft geworden, aleh an keinar wei- 
teren Ttaschung yerslanden ktba; daw leine Mutter nur aus Rflcksicht auf ihn, ibran 
Sohn, sich habe abhalten lassen, ihren Ehemann F. A. v. G. der Staatsbehörde zu denun- 
ciren, als er, die Geheimhaltung ihrer Ehe benutzend, sich zu M. mii B. Terebeliehte 
ruA den gamen Beat aeines Lebena in Bigamie Tarbraebta. 

Dea Bezirksgeridit na Firankenthal iiess die anerbotenen Beweise doroh Interioeat vom 
27. November 1833 zu, wof?ecren die Collalcralverwandten Berufung, und da diese durch 
ürtbeil des Appellalionsgerichtes vom 16. Juni 1834 verworfen wurde, das Kechtsmittel 
der Cassation einlegten und baupts&chlieb die Verletzung der Arl 322, 323, 33A — 342 
B. 0. B. betaaapteten. Die Eniaebeidnng dea OaaaatfamabefM aber aanallonirla dia An- 
aiabten des ersten und zweiten Richters vollständig. 

MOn eben, den 26. Mai 1837. (Bej.) £rbea Baader g. F. 

Zu Art. 340. 

1) Aufsachung der Vaterschaft nach badischem Recht 

Naeh dem Zusatz 340a. dos badischen Landrechts kann auch derjenige for den Vater 
eines Kindes erklart «erden, der die Mutter dos Kindes kundbarlich bei sich als lieisclilS- 
ferin unterhalten hat oder der des Beischlafs mit ihr, um die Zeit der gesetzlich unterstell- 
baren Enpfkngaiee, (VeiwiUig gesiindig oder taftllig (Iberwiesen ist; ingleieben derjenige^ 
iar die Matter erweislich um die gedachte Zelt ausser Staad dea freien Sinnengebraucba 
zum Behuf eines Heisrhiafs versetzt hat. Die Elntscheidungen nher dio Controversen be- 
xQglich des Begrifis und der Merkmale eines freiwilligen Geständnisses, sowie Ober die 
xalfissigen BewaimM auid mltgalbailt in: Kah, daa badiadie Landreebi annot nadi den 
IMadiaidnagan der badiaehan GericbtabAfe nnd badiaehen Doetrin zu Sata 340 nnd 340c.« 
daxo noch weiter kommen Annal. S 191, 1857 S. MS; 1880 S. 173, 1861 8. 67 nnd 
Zeotr. Magax. B. 4 8. 461 and B. 5 S. 18S. 

2) AnfBuehung der Vaterschaft; Alimentations- 

Terspreehen; Eid. 

Der Beweis, dass eme Mannsperson einem Frauenrimmer ein ABmeB- 

tationsversprechen zur Unterhaltung etoes von dieser gebomen Kindes, in 
der Unterstellung seiner Vaterschaft gemacht habe, kann durch EideszQaeiiie> 
bong geführt werden; er setzt keine Nachforschung der Vaterschaft yorans. 

' (S. das Nähere zu Art. 1131 B. G. B.) 

Berlin, 29. September 1857. (Gass.) K. g. S. (K. A. 53. IL A. 3.) 
Cfr. Bej. ch. civ. (Paris) vom 27. Mai 1862. 

A. A. ürtbeO (Damutadt) vam Sft. Mai IMS. 8. an Art. 603 B. 0. B. 

8) Klage auf Anerkennung der Vaterschaft wegen Nothzucht. 

Eine Vatcrschaftsklage auf Grund stattgehabter Nothzucht ist zu- 
lässig, wenn zwischen dem Zeitpunkt d^ s gewaltsamen Beischlafes und der 
Empfangoiss Uebereinstimmung vorhanden ist; denn der Grund des Gesetzes, 
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nändich die Anwendung von Gewalt gegen die Gescfawidite, tritt in f^dcker 

Weise bei der Nothziicht wie bei der Entführung ein, 

Mannheim, 1. Februar 1810. (Oberhofg. Jahrb. 1840/41. S 21.) 
Cfr. Gilbert lu Art. 340 ß. G. Ii. Nr. 12 u. 13. 

4) Nachsuchung nach der Vaterschaft von Seiten eines als 
legitimes Kind auftretenden Individuums. 

Die Erforschung der Vaterschaft ist nur dem natürlichen Kinde un- 
tersagt, nicht aber dem Kinde, das seine Legitimität behauptet und den 
Beweis derselben , welcher die Erfor.schung und Herstellung einer bis jetzt 
öffentlich nicht bekannten und zu Recht bestehenden ehelichen Vaterschaft 
in sich schliesst, in sonst zulässiger Weise erbringen will. 
8. w Art 338 Vt. 3 olwii. 

6) Taiersehaft; ErforBchnng; Requisition eines andern 

Gerichtes. 

Der Art 340 B. G. B. berechtigt nicht ein Gericht, bd welchem das 
B. G. B. gilt, dem von einem andern inländischen Gerichte (das nach 
dem ni seinem Bezirke geltenden Bechte die Vaterschaft festzustellen befogt 
ist) erlassenen Requisitorium um Vornahme der zum Zwecke der Erfor^ 
Bchnng der Vaterschaft dienenden Handlungen die VoUzidiang zu versagen. 

(S. das Nähere lu Art 1035 B. P. O ) 
Berlin, 4. März 1866. (Gass, im lut. des Ges.) (K. A 51. II. A. 109.) 

6) Vaterschaft, natürliche; Aufsuchung; Schadenseraatzklage 

wegen Verhinderung der Anerkennung. 

Wenn der Appellrichtcr durch die vorliegenden Acten und Umstände 
als erwiesen annimmt, dass der Beklagte durch falsche Mittheilungen, De- 
nunciationen und sonstige Mauoeuvres es zu Staude gebracht habe, dass 
Derjenige, welchen der Kläger als schien natürlichen Vater in Anspruch 
nimmt, seinen Vorsatz, den Kläger als natürlichen Sohn anzuerkennen, auf- 
gab, namentlich efaie bereits zur Erfollung dieses Vorhabens ausgestellte 
YoUmadit anmittelbar vor Anfiuhme des Änerfcennungsactes wieder zoradt- 
mg, und dass deshalb die Anerkennung unterblieb, so kann er den Be- 
'Uagten dem EUger gegenQber zum Schadenaersata Terurtheilen. 

£• kann nicht hMvetTelt werden, dass das Veraebulden des Beklagten die ursprOog- 
liehe, veranlassende und bestimmende Ursache davon war, dass die Anerkennung aoterblieb 
und so der Kiiger die aas einer solchen sich ergebeodea Vortheiie Terlor. Die bieraof 
gesMMt EMMlMidoiig Udll ii«h alt eine fidiMhe, der Kritik det OaiMlIonbofe nlehl 
wierliegenda dar. 

Da sich der Appellhof darauf beschränkte, zu erklaren, dass A. S. den Kiiger habe 
anerkennen wollen, und wenn dieses unterblieben, solches einzig durch die Handlung und 
daa VersehBlden des Beklagten geschehen sei, so kann seiuem Erkenntnisse nicht der Vor» 
wf genaeiit werden, daie inaeelbe den die Anbndnng der Vatenebaft Terblelendea 
Ali 340 B. 0. B. verletzt habe. 

Paria, 32. JoU 18A1. (Rej.) (ßir. 1862. L 60g 

Zu Art 841. 

1) Beweiskraft der Geburtsurkunde bezüglich 
eines natürlichen Kindes von der darin 
Mutter. 

8. n ArL 86 B. e. B. Rr. 9 «laa. 
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%) Klage des natärlichen Kindes auf Anerkennung der Mater- 
nität; Zeugenbeweis; Anfang eines schriftlichen Beweises; 
Standesbesitz. 

Das im Art 341 B. G. B. nl.s BedingunL^ fiir die Statthaftigkeit des Zeu- 
genbeweises TOi^eschriebene Erforderniss des Anfangs eines schriftlichen 
Beweises bezieht sich , nach einer richtigen Erkläriin.u der Worte und des 
Sinnes jenes Artikels , auf die Identität des seine aiiuM'IiIiche Mutter recla- 
mirendeu Kindes; ohne diesen Anfang von rrkiindenbeweis kjum daher das 
Gericht den Beweis dei' Identität nicht durch Zeugen zulassen. 

1)19 nakflrliebe Kind tutnn nicht zur Ueciitferitgung seioer M&ternitätsklage die 
poaMMkm eoDBlanle d« l'dtai gtmfiM Art. 390 B. G. B. mniren, da di«8M GeMizbndi 
die Erfordernisse, unier welchen die rcclierche de la ni.iternit*' st.-itiflndet and Zeuccnhc- 
weia zuliMlg ist, bpzflglich der aussprelieHchcn Kindi-r in dorn Art. 3U speciell vorschreibt, 
and ohne irgend eine Verweisung auf sonstige Bcstiujuiuugen , das beirefl'ende Vcrhältniss 
regulirt, mflhiB aneh «Hein die Quelle bildet, ans «deber fdr die Beortheilong der Fng% 
was zur Begründung und zum Beweis einer Klage der vorliegenden Art nüthiK sei, m 
schöpfen ist; hierbei darf auf diejenigen l{estiiiitiiun<;en , wcirhe das B. G. B. in einem 
beeoodern Kapitel über den Beweis der Filiation legitimer Kinder enth&lt, um so weni- 
gwr zurflckgegangen werden, als die Veraebiadeoheil im VorblftnlBSM d«r leglltflWtt Kindtr 
md der Gmnd«, auf weleh« die rOckaidillielt Letzterer gegebenen Ywt^flea beruhen, 
eine analoge Amrendung dieser Vorsdniflen anf eine gans andere Klasse ?oa KJadem 
ausschliesst. 

Darmstadt, 14. März 1836. (Uej.) Debua g. Balz. (Rbeiahess. Ardiiv, neue Felge 
B. L S. 199 ) 

Cfr. GUbett zu Art 341 B. G. B. Nr. 5 sq. 

3) Klage auf Anerkennung der Mutterschaft; Interroga* 

torinm; Anfang von schriftlichem Beweise. 

Erkennt das Gericht, dass aus den Erklürungcn, welche die Beklagte 
bei dnem angeordneten Interrogatorium abgab, zu Gunsten des die Mutter* 
Schaft der Beklagten aofendienden Kligers der Anfang eines schriftlichen 
Beweises, sowohl bezüglich der Niederkunft der Beklagten, als der IdenU- 
tftt des KUgers mit dem gebornen Kinde hervorgehe, und lä^st demgemäss 
den KUiger zum ergänzenden Zeugenbeweise zu, so hat das Gericht hier- 
durch die ihm zustehende souveraine Gewalt nicht überschritten und den 
Art. 341 B. G. 13. nicht verletzt. 

Paris, 15. Juli l&r>2. (licj ) (Sir. 1862. I. 858 ) 

4) Klage auf Anerkennung der natürlichen Mutterschaft; 

Klagerecht der Erben des Kindes. 

Den Descendenten oder sonstigen Erben des natürlichen Kindes steht 
nicht, wie diesem selbst, das Recht zu, die natürliche Mutterschaft aufzu- 
suchen, um darauf hin ihre Ansprüche auf eine Erbschaft, zu welcher ihr 
Erblasser, als natürliches Kiud, berufen gewesen wäre, geltend machen 
zu können. 

Wenn der Art. 341 B. 0. B. die Aufsacbung der Mutterschaft dem natürlichen Rinde 
•elbsl gsstattsi, so ergibt sieb doch aus den Werdaule des Geselaes and ans den Gnmd- 
Sttxen, anf welchen derselbe beruht, dass, sufern das natürliche Kind die Klage auf Er- 
klärung der Mutterschaft nicht selbst poitpiid machte (ne la pas exeropc), diese Klage 
nidit nach dessen Ableben von somtm Descendenten und Erben angestellt werden kann. 

Paria, 39. ioU 1861. (Gass.) (J. d. P. 1S61. S. 945) 
0fr. Gflbert n Art. 341 B. e. B. Nr. 4. 
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5) Natarliches Kind; Beweis der Maternität; Anfaeg von 

schriftlichem Beweise. 

Derjenige, welcher, sich die Qualität als natürliches Kind einer ninrer- 
ehelichten Frauensperson beilegend, nach dem Tode der Letzteren, dem 
ehelichen Soline derselben ge^'ciiüber, vermöge seiner Ansprüche an den 
Nachlass seiner angeblichen Mutter, die Auseinandersetzung der ehelichen 
Gütergemeinschaft, worin letztere stand, begehrt, ist zulässig, zur gericht- 
lichen Feststellung der von ihm beluiupteten ausserehelichen Abstammung, 
sich der hierzu nach allgemeinen Vorschriften geeigneten Beweismittel zu 
bedienen, insbesondere alle von der Erblasserin emanirende Schriften, ohne 
fiadaidit aof deren Bedeutung als recfatsferbindfiche Handlungen , als An- 
bog eines schriftlichen Beweises zu benutzeu. 

Der Art. 337 B. G. B. steht dieseiu nicht entgegen, da er nur die Benacbtheiligaog 
des einen Ehe/zatten und der i hclichm Kinder, durch die wahrend der Ehe erfolgende 
Kecbtebaiidiun^ des andern EhegaUen, wie namentlich durch Anerkennung eines unehe- 
licbm KinlM «nndlliesst, dagegen dit Zul&ssigkeit einer Fesstcliung der MuUerscbaft 
nidil beacltrfiaki. 

Der Beweis der Miiltcrschafl findet zwar in dem Rechtsxvcgc nur bei vorhandeneo 
Anfange eines schriftlichen Beweises statt; als solchen iässl aber das Gesetz alle Scbrifteft 
m, welche von Demjenigtiu ausgehen, wider den der Beweis gelttbrt werden soll, insoweit 
ite die II enreieende TfaetBMhe wahnchehdleh machen; da naa die von der E>lilaMeifa 
aMgegaaeeaen Schriften gegen sie eelbst als Anfang eines schriftlichen Beweiset Uttel) 
angelassen werden müssen, so können dieselben auch wider den ehelichen 8olui| weldier 
nur als £rbe seiner Mutter in dem Prozesse erscheint, benutzt werden. 

Berlin, 3. Januar ISM. (Uej.) Ogier g. S. (K. A. 148. II. A. 30 

Zu Art. M2. 

Beweislosigkeit der notariellen Anerkennung eines adnl- 
terinen Kindes, diesem gegenflber. 

8. w Art 83( tt. 339 B. e. B. Urth. (Berlin) vom 6. Felir. 1866. 



Achter TiteL 

Von der Adoption und der offtciOsen Yormundschaft. 



Erstes HaptteL 

Von der Adoption, 

Erster Abaehniit 

Von der Adoption und ihren Wirkungen, 
(Art 343—852.) 

Zu Art. 343. 

Adoption des einen von mehreren natttrlichen Kindern; 
Folgen beaflglicli der Beerbung. 

Der Vater, welcher mehrere aneriEannte natflrliche Kinder hat, kann 
ehies derselben adoptiren, und dieses erhftit hierdnrch einen Staad, der 
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jenem eines ehelichen Kindes gleichkömmt; das adoptirte oneluliche Kind 
beerbt den adoptirenden Vater, wie ein eheliches Kind, wenngleich hier- 
durch das den übrigen natürlichen Kiuderu — ohne jene Adoption — Zu* 
kommende geschnuilert wird. 

Nur wenn eheliche Kinder vorhanden sind, iat den Kitern nacli Art. 343 B. G. B. 
die Adoption nidit orhubl; die Exieteox natarlteher Kinder itehi alio derselben niehl 
entgegen. Diese Ansieht tMbX nicht bloe mit der Wortfanung Jenes Artiltels, londeni 
auch luit dein Geiste desselben , wie er sich aus den im Staalsniihe Und ror dCD KMunern 
deshalb stattgerumloncn Discussioiieii ergibt, im Kinklang. 

Paris, 3. Jum 1861. (Kej) (J. d. P. 1862. S. 1Ö9.) 

Za Art 344 «. f. 

Adoption; Zustimmung des Ehegatten des Adoptirenden; 
Zeit und Form dieser Zustimmung. 

Zur Rechtsgtiltigkeit der Zustimmung der Gattin des Adoptirenden ist 
es nicht nothwendig, dass dieselbe bereits im Augenblicke des gemäss Art. 
353 B. G. B. vor dem Friedensrichter aufzunehmenden Actes ertheilt wor- 
den sei; auch bedarf es zu dieser Zustiumiuiig keinem authentischen Actes; 
sie kann aus einem im Namen des Adoptirenden und seiner Ehegattin von 
efaian Anwälte, ohne q>ecielle Vollmacht, dem Gerichte eiBgereichte& Ho* 
mologationsgesache entnommen werden. 

Dm Gesetz hat nämlich weder den Ort, noch den Augenblick und die Form der gemlis 
Art. 314 il). Dothwcndiacn Ziisiiiiiiuung des Ehegatten näher bestimmt; nur dem Adoptiren- 
den und deiu zu Adoptirenden legt der Art. 353 auf, vor dem F'riedensrichter zur Cunsta- 
tiruug ihrer gegenseitigen ZusUuiuiungen zu erscheinen; diese Willenskundgebung der ge- 
dachten Interessenten sebaflt jedoch nicht ohne weiteres die Adoption; sie bildet nur ein 
unumgiogttdl nothwendiges Präliininarium derselben, wodurch allein aber der AdOfrtion 
nicht der Charakter der Vollendung und Tn widerruflichkeit aufgedrückt wird; der Vertrag 
iLauu nur durch die Sauction der contruUircuden gorichtiiciieu ßctiurde seine Vollendung 
erlialten (vergl. Art. 355 n. 360 B. O. B.). Es genflgt daher, wenn die in Bede stebendo 
ZnstinmuMg des Gatten nach der Aufnahme des im Art. 3d3 Torgesehencn Actes, aber 
▼ er der von dem Gerichte gemäss Art. 355 vorzunehmenden Prüfung ertheilt wird. Der 
Anwalt ist, bis xuin DesaTeu, als gesetzlicher Vertreter der Parthieen, sowohl bei wirii- 
liehen Proxessen, als bei In sein Ami Anschlagenden Aden der freiwilligen OeridiiiboAeit 
aanselMO, und daher das in dem Homologationsgesuebe von ihm Erfcliito als von den 
Parthieen selbst erkUrt anzunehmen; es kann mithin danni diegeeetsKeh nottiwendige Z«- 
Stimmung der Ehegattin entnommen werden. 

Paris, 1. Mai 1861. (Bej.) (J. d. P. 1861. S. 806.) 

Zw^tMT AbMihnltt. 

Von den Formen der Adoption. 
(Art. 353 — 360.) 
S. za Art. 344 u. f. B. G. B. vorstebeodes Urtbeil (Paris) vom 1. Mai 188L 



Zweites Hapitel. 

Von der affictösen Vormmd»€hafL 
(Art 361—870.) 
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Neunter Titel. 

Von der Taterlicheii Gewalt 

(Art 871—387.) 

Zu Art dn—S74. 

Yiterliehe OewAlt und Yormiiiidseliaft des Uber leb enden 
Ehegatten; Verlnst der aus beiden Institnten resnltiren- 
den Beebte in Felge reehtekraftiger Destitntion ?en der 
Yormandsehaft 

Wenn dem flberlebenden Ehegitt« die ihm anf Grund dee Art 390 
B. 0. B. lorteh e nde legale Yonanndsdiaft Ober seine nündeijährigen Sn- 
dcr, also das Becht der Ersiehnng derselben, der hinsüGbea QememsGhaft 
ndt ihnen, der Yerwaltang ihres Vermdgens, bereits rechtskräftig aberkannt 
wurde, so kann er auf dieselben Rechte nicht ans dem Titel der TatsrKchen 
Gewalt wieder zurückgreifen. 

Ea wire ohne allen Sian und kann «oniU nie die Absicht defl Gesetzes sein, ein Fa- 
miUenrecbt, deMcn Jeaiaod als nnf&hig and aawOrdig bereila für verloaiig erklart ist, 
itwuHiw Mf im Varwaal Im AUtanct «tu aimr bfiber H«g«iid«a Qm!!« wM«r «iua- 
rtmiMO. Bei dem SdiwtigMi daa Qeaetzes aber Besebränktingen . der iNiterlicbea Gewall 
kann aber noch nieht angenommen werden, dieselbe sei jener Grenzen flbcrhobcn, \\'clche 
ihr Natur und Vernunft Yorgezeidmet haben, zumal in einem nAchstverwandten l alle, bei 
geriditlicber Trennung der Ehe, gemisa Art 302 ib. den Gerichten versuttet ist, die 
KiM«r, gigtn die umfmtndm» Bagel, dem «Btorli^gflodw Ehegattan oder aellMt einer 
dritten Perton anzuvertraoen. Ea ist vielmehr allgemein von der Jurisprudenz angenommen, 
dass einem Hausrater, selbst bei noch fortdauernder Ehe, um so viel mehr also nach Aof- 
lAeuQg derselben, wo die Ueberwachung des andern Kb^atte« hinwegftlU, der gesetzlich 
Ihm gebttferende Etaflus taf di« Glieder teiner FunlKe wegen UnftUgkeil, wie oanenllldi 
wegen VerMlens in Wahnsinn, beschränkt oder enlzogen werden kann. Offenbar steht 
aber eine bekundete moralische Unfähigkeit (wegen dbelon Rufes und corrcctionellcr Be- 
strafung) mit einer Störung der inteliectuellen Kräfte hier auf einer and derselben Stufe 
nnd nnss sonach dieselben "WUkaagm Innern. Endlich bnl die VortchriA dee Art 450 
Ib. fSr den fenSnlielM Wold 4« PiqUIcb, wonk der Vonnnnd botennl inl, einen gns 
allgemeinea Charakter und darf somit in ninnr MldMB VonuMinnig nneh Om BUhlmg 
gegen den Vater selbst nehmen. 

Manchen, 17. Min 1806. (fiej.) Wolf g. Kann. 

Cfr. GUbert sn Art. Ul B. a B. Vr. 10 n. 11 und Art 384 ib. Nr. 19 n. t 

Zo Art 884« 

Kutzuiessung der Eltern bis zum 18. Lebensjahr des Kindes; 

früheres Ableben des Kindes. 

Die Streitfrage, ob die elterliche Kutxnieesung nach dem Tode des Kindes so lange, 
%to w Ii. Ubeoijnlir srreiebt hnban wflrd«, fertdnnerl, eolH« in Baden dneb «im 
inihenlliolii Inllipirtelinn (Juatiunlniat.- Verordnung vom 19. Min 1110, Begbl. Nr. 10) 
in bejahendem Sinne entschieden werden; dieser Verordnung ist aber von den badischen 
Gerichten wiederholt die Geeetxeekraft nbgeeprocfaen worden. (Oberho%. Jahrb. 1840/11. 

8. m.) 

dr. CHM n Ali 881 B. e. B. Vr. 91 
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ikflrgerliehes Gesetzbuch (Art. äSb, 389). 



Zehnter Titel 

Von der Minderjährigkeit, von der Yormundschaft 

und von der Emaucipation. 



Entes HApitel. 

Von der Minderjährigkeil, 

(Art 388.) 

Zu Art. a88. 

Grossjährigkeit des Ausländers; Status personalis. 
S. zu Art. 3 £. Q. B. Nr. 20 u. 23 oben. 



SEweltes Hapttel. 

Von der Vormundschaft 

Xntor Abrnhoitt 

Von der Vormmdschaft der Eltern. 
(Art. 389— 396.) 

In der Lehre von der Vormundschaft bestehen im badischen Laudrecbte bedeutende 
Abvelehoogm von dem franxestsdiflin Reebte. So licigl lU« Bstreilmiig dar Bevonminiliiii- 

gen den nächsten Verwandten, Ortsvorstebern, 'Watsenrichtero und den TheOungsbehördea 
ob. Das Institut des Familicnrathes ist nicht eingeführt; statt dessen eniaeheidflt ndia 
Obrigkeit 'S zur Zeit die Verwaitungsbehördeo (Amt, Kreisregieruag, Minilteriiuq). 

Za Art. 380. 

1) Schenkung an einen Minderjfthrigen; Beschränkung der 
Tftterlichen oder vormnndschaftlichen Verwaltung. 

Wer frei über sein Vermögen zu verfügen berechtigt ist, kann dasselbe 
rechtswirksam eineui Minderjährigen unter der Anordnung schenken, dass 
nicht dessen Vater oder Vomnnd, sondern ein Uerm heteidineler Dritter 
dieses Vermögen verwalten solL Diese Anordnung yerstdsst gegen kern be» 
stinuntes Gesete, namentUch nicht gegm die Art 389 nnd 450 B. G. B., 
noch gegen die guten Sitten (Art. 900 ib.). 

Darm Stadt, 5. Juli 1831. (Bej.) Blattner g. Schnitt. 
Cfr. Gilbert zu Art. 389 B. G. B. Nr. 1 u. f. 

2) Vermächtniss zu Gunsten Minderjähriger; Beschränkung 
des Verwaltnngsrechtes des Vaters. 

Kein ausdraddiches Gesetz verbietet» durch besondere Glausd bei einem 
Legate, den Vater des minderjährigen Legatars von der Verwaltung des 
legirten Gegenstandes zu entfernen. Es kann daher nicht behauptet werden, 
dass eine solche Clausel gegen das Gesetz, in specie gegen Art 389 u. 900 
B. G. B. gehe. 

(ä. das habere zu Art. 900 B. G. B.) 

Mflneli«B, 1. JwA iNS. (l^j.) WlMkiii g, aiSoluifr. 



Bftrgtrllehti e«i«Ub«eh (Art, 380, 407). U( 

Za Art 390. 

Uneheliehet Kind; Vormiindseliaft der Mutter. 

Zur Üebernahme der Vormundschaft Uber ein uuekeliches Kind ist zu- 
nächst dessen Mutter berechtigt 

Berlin, Ii. Mai 1858. FüiIIot Senat. ( Strtethorat , Bechtsgrandsfilz« B. 8, 8. 41fll) 

Zu Art. SM. 

Haftbarkeit des zweiten Ehemannes fttr die frühere 
Verwaltung der Mutter. 

Die im Art. 395 Abs. 2 begründete Haftbarkeit des zweiten Ehemannes 
der Frau, welche minderjährige Kinder aus erster Ehe hat, erstreckt sich 
nur auf diejenigen Ansprache der Kinder an ihre Matter, welche daraus 
entstanden sind, dass letztste, nach Eingehung der zweiten Ehe, als Yof^ 
mOnderin Bechtshandlungen Torgenommen hat ; denn ihre Vormundschafts- 
Terwakung wiid erst im Tage der Wiediervenheliehnng eine widerrechtliche. 

Mannheim, 8. October 1859. (Hofg.) Annalcn 1899. 8. 201} 
OBr. QUb«rt n Art. 386 B. Q. B. Nr. 13 n. Ii. 

Zweiter Absclmitt. 

Ym der durch die Eltern übertragenen YonmadschafL 
(Art 397—401.) 

Dritter Abschnitt- 

Von der Vormundschaft der Ascendentm, 
(Art 402—404.) 

Vierter Absclmitt. 

Van der durch den Familienrath übertragenen VormuadschafL 

(Art 405 — 419.) 

Kq Art. 407. 

Vormundschaft; Familieurath; unrichtige Zusammen- 
setzung; Nichtigkeit 

Ein Familienrathsbeschluss kann als gültig aufrecht erhalten werden, 
wenngleich bewiesen werden sollte, dass derselbe nicht ganz der Vorschrift 
des Art. 407 B. G. B. entspricht, dass namentlich nähere Verwandten vor- 
handen waren, welche zu dem FamiHenrathe zu rufen waren. 

Verweigert das Gericht, die Nichtigkeit eines Faniilicnrathsbeschlusses 
wegen Nichtbeobachtung der Vorschriften des Art. 407 auszusprechen, weil 
der VtsaSäemlSä ron dem Friedensrichter ?on Amtswegen gerade so, 
wie er sdicai froher swömal, in Oegenwart des Niehtigkeitsklägers , com- 
foont Tsr, saumenberufoi wurde, mithin der Verdadit der böswilligen 
und absichtBchen Ausschliessung tou n&heren Familienmitgliedern wegfUle 
und angenommen werden müsse, dass das Dasein derselben i*alwJ^n.mit ge» 
maei 8cH so unlsriiegt dsMi l^rtbeU nicht der Oassatioo. 

3. 
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D«r Art. <07 droM niodldi kilM Hidiltgkiil Im Adas aa, trau ar ■idn gm aaiMB 

Verfügungen eotsprieht, und ««in du Geridit, in Berfleksicbtigang der besonderen Be- 
schaffenheit des gegebenen Falles und im Interease des Minderjihrigen selbst, den Be- 
sehloss, «elcher fOr das Interesse das Letiteren ini Allgemeinen nur vortheilhafl und jeden- 
iUla nichi mli VmAlMim Ar daaatfwa varknopfl säte kttn, adMkt tririOl, ivUenfriahl 
dieaaa aaeh nidil data flaiala janaa Axtikala. 

Darmsia it, 21 luBi 18S1 (BaJ.) Lart g. PuMmIiiiiIII, (BMahm. AnUf, MM 
Folge B. 1. S. 221.) 

Cfr. Gilbert zu Art 407 B. G. B. Kr. 1 u. f. 

Gaia. (Paris) rom 1. AprU 1886 mA t9i Jvli 1888. 

nnfler Alweliiiitt 

Von dem Beivormunde. 
(Art 420—426.) 

Zu Art. 4M. 

1) GegenTormand; fieisUnd; Pfleger. 

Nadi badiadiaai Baahla ist dem Hinderjibrigen kein GaganTormnnd m amannaii. Hir 

der Mutter und Grossmutter ist für solche Angelegenheiten, anf welche sich nach den Be- 
stimmungen des Landrechts die Rechte und Pflichten des Gegenvormundes erstrecken, ein 
vormundschaftlicher Beistsnd beizugeben. Ebenso muss, «o der Vortheil des VonDuadea 
gegen jenen daa IMiiiali anaMlaali von dar OMigfcait ata baaaaiarir P8ag«r nr Tartning 
des Mündels bestellt werden. 

Ueber die rechtliche Stellung und den Umfang der Pflichten dieses Pflegers sind xa 
Tergleicben die Entscheidungen in Annalen 1841 S. 334 ( 246), 1848 S. 202 und Oberhofg. 
JabrbQchar 1844 8. t/30. 

2) Nebenvormand; Opposition gegen ein Oontamacialurtkeil. 

Ergeht in einem Fnanae, in welchem der Vater tmd Voimimd ein im 
jenem seiner Kinder nnd Mflndd verschiedenes iBtereese hat, demofange- 
achtet aber für Letztere nur der Vater als Vormund vorgeladen war, ein 
Gontumacialurtheil zum Nachtheil der Mündel, so hat deren Beivormund die 

Befugniss und sogar die Pflicht, besonders wenn dieses Urtheil ihm zuge- 
stellt wurde (Art. 444 B. P. 0.), fär die Mündel gegen dasselbe Opposition 

einzulegen, 

Berlin, 6. April 1846. (Bej.) Rümpel g. laUg. (K. A. 40. II. A. 29.) 
0fr. Oilbert m Art. UO B. 0. B. Wr. 16 o. 17. 

3) Vormund; Vertretung des Mündels bei Prozessen; 
Functionen des Beivormundes. 

Ein gegen den durch seinen Vormund vertretenen IGndeijihrigen er- 
lassenes friedenageriditlkhes Contomacialiirliieil kann, wem es andi nidit 

an den Beivormund , welcher nur anaoahmsweise den Vennund zu ersetaen 
hat (Art 450 B. G. B.) , sondern nur an den Hauptvormund significirt wor- 
den ist, nach Ablauf der auf diese Signification folgenden drei Tage nicht 
mehr mit Opposition angefochten werden. Der Art 444 B. P. 0. kömmt 

hier nicht analog zur Anwendung. 

(S. das K&here zu Art. 2Ü B. P. 0.) 
DarmaUAt, la Min 186& ((^) Schnitt g. Bitter. (Emarlii« 1866. h 31) 
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fleehttor Aluehiiitt 

Ym 4m Uhaekm, mkke wm ür fmmmdtekaß btfrä&n, 

(Art 427—441.) 

Siebenter Abichnitt. 

Km 4»t ünfiüigkeii, Vormund zu werden, von der Ausschk$$mm§ mu 
i§ndbm md der Absetzung der Yomühder, 
(Art 442—449.) 

Zu Art 44*. 

Unfähigkeit zur Vormundschaft; Vermögenslosigkeit. 

Diejeoigeo, welche entweder gar kein oder kein hinreichendes, and namentlich kein 
XegeBtebaftUehet Vermögea beaitun, tind deshalb nicht anflUüg zur Uebernahme einer 
TonmulNiwft, Un d«r Art. 4M «r«flMil llatu 6iiiiil«t tUtA, 

UmUim, i% JiB i86t (AvmL 186t & 9ML) 
Ollr. etlb«t n Art. 4M B. e. B. Hr. 1. 

Zu Art. 444. 
YormandsehaftB-Entsetsang; Begrftndang. 

Erkürt das ürtheil, wdehes die Eatsetnuig von der YomnmdBdiaft 
Mlligte, in asinen Erwfigungsgrflnden, ans den dem Geridite vorgelegten 
DocnniMitai gehe herfor, daas der Yormmid nidit die nOtbige Fähigkeit rar 
Yerwaltmig des YemOgens des Mflndels und zur FOrsorge flbr dessen Person 
habe, so entspricht diese Erklärung der Vorschrift des Art 444 B. 6. B. 
nnd unterliegt nicht der Kritik des Cassationshofes, wenn auch jene Docu- 
mente in den Erwflgungsgrttnden des UrtbeUs nicht niher angegeben and 
beleuchtet sind. 

Paris, 18. BUn 1861. (Bej.) (J. d. P. 1862. S. 641.) 

Zu Art 448. 

Yormundschaft; Entsetzung des Vormunds ; Fortverwaltung 
bis zum Homologationsurtheile. 

In dem Art. 448 B. Q. B. ist implicite aoagesprochen , diiss in dem Falle, wo der 
doreb FamilienraUubetehlou entMttt« Vormund dem Beechlasae widerspricht, die Execa- 
lioii lleiM B m ^ Jmh i nodi toa lir rMMArfcfUgea Bestitigoog Im olaallidMa fildilm 
«lilli«t; Ummm folgt aber adi Nothwendigkdi, tat Ui n IImmb MMMOlt (IIa «w 

BeebtakrafI des BeitAlignngsarthcils) der destitulrte Vormund naaii iwaar in aalaan Fino- 
lionen bleibt und das Verwaltungsgeschäft fortzusetzen hat. 

Demgemäss kann er auch den Mündel bei der Rechnungsstellung mit 
solchen Hypotheken beliefern, welche er in der Zeit zwischen jenem Fami- 
lienrathsbeschlusse und dem Momente, wo das bestätigende Urtheil rechts* 
kräftig wurde, aus dem Vermögen des Handels anlegte. Dem Letzteren 
bleibt nur die Befugniss, nach aligemehien Qnmdsiteenvondem Destitnirten 
wegen des ihm etwa dnrdi versehnidete Ungiebigkeit dieser hypothekaii« 
sehen Anlagen erwadiseoden Schadens Ersatz ta verlangen. 

Dagegen kann der destitoirte Yonmuid nicht mit Hypotheken, die er 
nach jener Zeit ÜBr den MQiidel anlegte, belieÜBni, soltte er auch beweisen, 
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dass diese Anlagen mit Geldern bewirkt wurden, die vor der Destitution 
bereits angelegt gewesen, aber erst nachher gekündigt und an ihn bezahlt 
worden waren. 

Darm tu dl, 2L Jnni 1834. (Oim. q. B«t.) Loram f. SdmiMr. 

Aehter Abschnitt 

Fan ier YerwaUimg des Varmmds, 
(Art 450 — 468,) 

Zu Art 450. 
1) Abrechnungen des Vormands; Kevision. 

ScUieast der Vormond mit einem Dritten eine auf die Angelegenheit 
des Mflndels dch beziehende Rechnung ab , wie er dieses nach dem ihm 

ZDStehenden Verwaltungsrechte zu thun berechtigt ist , so ist dieser Kech- 
nnngsabschluBS für den Mündel gerade so bindend , als wenn er die Rech- 
nung: nach erreichter Grossjährigkeit selbst abgeschlossen hätte; der Mündel 
kann dahor in Gemässheit des Art. 541 B. P. 0. nicht die Bevisiou dieser 

Bechnung verlangen. 

Paris, 25. November 1861. (Rej.) (J. d. P. 1862. S. 402.) 

2) Ankauf von Handelgut durch den OegeuTormund. 

Das Verbot des Art 450 Abs. 3, hinsicbtlidi des Ankauft von Mflndel- 
gut, er8tred[t sich auch auf den Oegienvormnnd (in Baden VormundsdiaAih 

beistand). 

Diese Bestimmung beruht nämlich auf der unterstellten Personeneinheit zwischen Vor- 
mund und Mündel und bat den Zweck, zu Tcrhiodcrn, dass der Vormund dem Interesse 
4m Mflndols schaden k6nne; sie ist somit nach Wort und Sinn des Gesetzes auf jeds 
Penon der Vomumdsehaft aimiweDdeD, deren ElnwUligimg tma VeritauTe des MOodelgale 

notbwendig ist und die das Interesse des Mflndels in dieser Beziehung 7.u walireii hat. 
Mannheim, 18. Mfirr 1845. (Oberhüffz Jahrb. 1846/46. S. 334.) 
Cfr. Gübert zu Art 1Ö96 B. Q. B. Kr. 5-7. 

3) Ansteigcrung einer Liegenschaft des Mflndels; 
Schadensersatz-Verbindlichkeit 

Der Vormund ist dem Mflndel snr Schadloshaltong Yerpflichtet , wenn 

er sich Liegenschaften desselben zuschlagen liess und dem Mündel dadurch 
ein Schaden zugefügt wurde (Art. 450, 1596, 1382 B. G. B.). Diese Ver- 
bindlichkeit fällt aber (in Baden) hinweg, wenn die Obervormundschafts- 
Behörde selbst eine Handlung beging, wodurch sie die Gefahr des entstan- 
denen Mindcrerlöscs selbst übernommen hat (wenn sie, wie im vorliegenden 
Falle, eine zweite Versteigerung mit Zurückweisung eines Nachgebots an- 
ordnen Hess). 

Mannheim 1839. (Annalen 1839. S. 168) 

4) Fortsetzung eines Hechtsstreites nach der Grossj&hrig- 

keit des Mündels. 

Wenn der Vormund einen während der Minderjährigkeit angefangenen 
Rechtsstreit auch nach eingetretener Volljährigkeit seines Mündels noch 
fortsetzt» so leidet das weitere Verfahren an keiner Dichtigkeit. 
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. Dm C*PM TArb&ltoiss iat Dach Analogie des Auftrage (Art. 2009 B. G. B.) zu beur- 
flMiieB. Ts'-tein' OMehelianlaaim li«gi «ma ttiQBdiwe^eiiile Oenebmigiiag und m kann 
weder dem Gerichte noch der G^enparthd vagmaHM werden, tidi von dem Antritt der 

Grossjährigkeit KeanbUie za verschafTen. 

M « n 0 b e i m . . . . . . 1M5. (Oberhofg. Jahrb. 1847 / 48. S. 285.) 

6) Bechte des gesetzlichen Vormundes; VerluBt in Folge 
rechtskräftiger D es titution; nachträglicbeBeansprachung 
aaf Grund der Yäterlichen Gewalt. 

Der Vater, welcher als ttherlebender Ehegatte durch gerichtlich be- 
stätigten und rechtskräftig gewordenen Familienrathsbeschluss wegen Un- 
Würdigkeit und Unfähigkeit der legalen Vormundschaft über seine minder- 
jährigen Kinder, sowie der Verwaltung ihres Vermö^^ens entsetzt wurde 
kann nicht die hierdurch verlornen Ilechte der Erziehung der Kinder, der 
Verwaltung ihres Vermögens etc. nunmehr aus dem Titel der väterlichen 
Gewalt beanspruchen. 

(8. «1 Ari 3n-8T4 B. G. B. dü Rlhere.) 
II «neben, 17. Mtrs 1898. (Bej.) Wolf g. Kann. 

6) Schenkung und Vermächtniss an den Mündel; Anordnung 
der Verwaltung des Geschenkten durch einen Dritten. 

(S. lu Art. 3S9 B. G. B. Nr. 1 und 2 oben.) 

7) Vertretung des Minderjährigen durch den Vormund, na- 
mentlich b eini In ventar ; Stellung des Nebenvormunds und 
Familienraths, insbesondere des Friedensrichters. 

Nacb Art. 450 B. G. B. hat der Vorm and far das geistige und leibliche Wohl des 
MinderjAbrigen zu sorgen und denselben in allen bOi^erltebeD Kechtsbandluogen zu ver- 
Irelen md nur in de« wenigen und eellenen FUlen, in weiden dw blereeee den Vei^ 
nronds mit den dee MmderjAhrigen eoUidirl, liegt dem NebcnvormaBde die Bepritaep- 

tetion des letzteren gesetzlich ob. (Art. 420 , 450, 2137, 214.3 ibid ) 

Auch der Familienratb ist nur in zwei Fällen, und zwar dem Vormunle gegen- 
über, zur unmittelbaren Vertretung des Minderjfibrigen bemreo, nimlicb in den Fällen, 
weldie die Art 4M und 45ft ibid. voreeben. Im Uebrigen hat derselbe nie «Ureet handelnd 
fttr den Minderj&hrigcn aurzutreten , er biidel lediglich eine berathende und die Vormnnd- 
Bchaft überwachende Behfirdc, deren Genehmigung zwar in den von iom Gestützt' ireii.au 
bezeicbneten Fällen zur Gültigkeit der von dem Vormunde für den Miuderjahrigeu oder 
aaeil von dieeem eelbal veminebniettden Beeblebandhmgeo nnd rinzngebenden Yertrige 
erforderUeh ist, welche aber dagegen niemals in die vormundschaftliche Verwaltnng einsB- 
preifon und nicht einmal Qualif.it bat, die etwa ohne if.re G-'nehmigung vorgenommenen 
Acte und abgesrhlossenen Verträge als ungültig aufzuheben oder vor Geriebt anzufechten. 
(Art 450 , 467 , 461, 463 - 465 , 467 md 468, 470, 817, 1398 ib.) 

Hieraus ergibt sich, dass nur der Vormund und in den erwähnten 
AnsnahniBfiUlan der Ne1»eii?oniiiiiid Bq^rftsentaat des ICbderjährigen und 
in Benehnng anf den Letzteren und sein Vermdgen Partei, oder mit den 
Worten des Geseties ?om 26. Vent VI (Art 23) „la personne directement 
Int6ress4e** ist, nie aber der Familienratb in corpore oder emes seiner sonsti« 
gen Glieder. 

Was nun bezüglich des Faoülienraths und dessen einzelnen Mitgliedern 
Rechtens ist, gilt auch gegenüber dem Friedensrichter (seit 1854 in der 
Pfalz Landrichter amtlich benannt), da ihm das Gesetz keinen grösseren 
Einfioss auf die Vermögensverwaltung des Minderjährigen und ebenso wenig 
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die Voraalime irgend eines Actos einriiiml, bei mMum er den IfioderjÜi- 

jÄhrigen unmittelbar vertritt. 

Der Friedensrichier ist zwar ständiger Vorsitzender des Familiearaths , w&hreod die 
sndern Familienratbt-MilgUeder wechseln können ; er kann ron Amtswegea den Famiiies- 
latti nr Era«n«niiif «Idm YomMHidt, M»wto «iiilr«lMiiMi VMm nr BtMmmtiaä9 fliNr 
dflMen Absetzng benfot, «fhraiMl dit aiiitra Mitglieder nur das Recht haben, einen 
Antrag zu diesem Ende an den Friedensrichter zn stellen. Allein im Wesentlichen ist aeiaa 
Stellung im Famiüenratbe dieselbe, wie die Jedes andern Mitgliedea, indem er wie die 
aniera ein« Stinoe «nd nr Im FaDe in GleMihflil die eotielMideiide hat; ja ce&ae SM- 
hmg iit nach einer Richtung hin sogar eine beschrfinktere , da er die Familienratha-Be- 
sehlflflse nicht durch gerichtliche Klage anfechten kann, wiihrend jedes andere Mitglied 
nach Art. 883 B. P. 0. hieza berechtigt ist. Er ist also nicht ReprSsentant des Minder- 
jihrigeii In AOgenniiMB, er kum aoch weniger ala eine Parthei, als direetement inl4resi4 
im 8iBM des VenMMgoeatue bei Aeleo «raebist werden, bei weMen er nicht üreel ntt- 
irfifel, und am allerwenigsten Itnnn ihm diese Qualität hei Errichtung des Inventars Qber 
das Mfindelgut zugestanden werden, da dieser Act selbstständig von dem Vormunde jn 
Beisein des Nebenvormundea , ohne die geringste Mitwirkung des Familienraths im Allge- 
meinen mA dee FriedensrieMen insbesondere, ton efaiem Notar errkfatet «M (Art 451 
B. G. B.) 

Mflnehen, 9. Apifl 1861. (Bej.) KgL SlMlibebflrde Notar Keller. 

Zu Art. 457—460. 

1) Formlose Veräusserung von Gütern Minderjähriger; Ga- 
rantie-Ueberuahme von Seiten des veräussernden Vor- 
mundes. 

Das Gesetz hat die formlose Veräusserung von Gütern Minderjähriger, 
diesen gegenüber, mit Nichtigkeit bedroht, welche nicht dadurch beseitigt 
werden kann, dass der Vormund, der die hiefür gesetzlich vorgeschriebenen 
Fmien aasser Acht lässt, dm Enrober gegenaber die Ganatit fir die 
Genehmigung der IGndeij&hrigen, weim sie grossjährig geworden sein wer- 
den, Ubenunnnt. 

Der Gesetzgeber hat fOr die Erhaltung der GOter Minderjthriger und Torzugsweise der 
Immobilien derselben eine ganz besondere Sorgfalt an den Tag gelegt und zor Erreichung 
seines Zweckes mehrfoehe Garantien geschaffen, die sich tbeils auf die Conserrirung dea 
nnbeweg^eben Eigenthoms, theOi aof dessen bestmögliche Verwerthnng im Felle der nett* 
wendigen oder nützlichen Yerftosserung beziehen und sich in rerschiedenen Verboten und 
Geboten an die Vormtlndcr, welche zum Schutze der Minderjährigen aufgestellt sind, kund- 
geben. Der Vormund , der Vater und die Mutter nicht ausgenommen , darf die Liegen« 
Schäften der Pflegebefohlenen weder Ter&ossem noch mit Hypotheken belaaten, mit Ans- 
nabm« d«r FiUe der absohilen Notbwendlgkeit oder dee evidenten Noliena flir den Mllndel, 
deren Vorhandensein zu constatiren dem Familienratho obliegt, dessen Beschlösse überdies 
erst nach erfolgter Bestätigung des Bezirksgerichts durch einen comrailtirlen Notar ihre 
Vollziehung erhalten dürfen (Art. 467 u. f. B. Q. B. und Art. 12 — 15 dea bayer. Gesetzes 
vom 11. Seplbr. 1836). In den Verftgvngen des Art. 457 mos« die binUrteWIdiste Qn* 
rantie gegen Leichtänn nnd Gewissenlosigkeit der Vormünder erbUoikt werden, wihrenA 
die Art. 458 — 460 ib., sowie die darauf bezüglichen Bestimmungen des Gesetzes rom 
11. Septbr. 1825 den formellen Schutz zur Erzielung mnee möglichst hoben Preises bei 
einem als notbwendig oder midieh erimnuMn Teriunr« iw Mttidelgot gewlhrlelilen. 

Wem da« Qeieli die fonnlo«« yerlnMerang Mdeker Ofltar, isn Mnd«rjibHg«n Eigen» 
thflmem gegenüber, mit Nichtigkeit !)eJroht hat, um für alle Fälle die Aufrechthaltung 
leiner Verfügungen zu sichern, so hann hieraus sicher nicht der Schluss abgeleitet wer- 
den, dass der Vormund nunmehr die ihm obUegendeo Pflichten durch Uet>emahme einer 
MsbtrlglidMn Gannli« dem Erwerber gegendber aimoer Acht laaien dnrf«, InbalUkli der 
«wflntai Oiaimimi« mm vicMir ab faHriiM aafWMmiwn «irtet im ein 
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ohne BeoliAdiiimg der gesetzliehen FMittflUieiten betMtiß:(er Verkauf von Mflndelgut Ton 
dem Gesetzgeber in keiner Weise zugelassen werden wollte, und jeder Vertrag, der eine 
Uagobojig der gesefaUichen Vorschriftea in dieser Beziehung anstrebt, erscheint als ein 
dem 0«Mlu und der Affenlliehen Ordnong aatgagnateheiider Act Du angefodileae ürttiaO 
(des Bezirksgerichtes zu Frankenthal vom 10. Juni 1858, welches erklärte, ein solches 
Bechtsgesch&ft, obgleich Minderjährige dabei bethciligt seien, sei nach Maassgabe des Art 
1120 ib. und der in lib. 3. dig. 46. 8. enlbalteoeD raison ecrite gesetzlich erlaubt und weder 
itr tftattuawtt Ordmsf ooeh im guten SMen entgegen) stBM feinen Aneepradi, dais la 
iem fegebenen Falle ein von dem Geielie erlnableB Geschift vorliege, anisddieieBflh nnf 
den Art. 1120 cit. und gibt dadurch zu erkennen, dass das Rechtsgeschäft nur ans dem 
Grunde für ein gesetzlich nicht verbotenes erachtet wurde, weil dessen spätere Wirluem* 
keit dnrch die hinzugetretene Garantie des Vormundes gesichert erscheint. 

AUerdlngs gestattel der eagefllhrle Artikel fie Eingehung eines Yerlrags, wodnrdi 
Jeannd die Verpflichtung abemimmt, dass ein Dritter, bei dem Rechtsgeschäfte Unbethei- 
ligter, dem andern Theile etwas leiste. In diesem Falle wird der Dritte durch den Vortrag 
nicht gebunden und seine Rechte werden in keiner Weise berührt. Anders aber verhilt 
es sich in dem Falle, wenn Güter, die Minderjährigen gehören, veräussert werden, ioso- 
hm i&mt , gfoesjUvig geworden, Ortlnde lial»en, den Vertasseranj^Tertmg nidU so ge- 
nehmigen; denn alsdann sind sie gezwungen, dwdi Anfechtung des Vertrags und Vindi- 
eation ihrer Liegenschaften von dritten Besitzern mit Mühe, Kostenaufwand und od mit 
Verlust ihre Rechte zu erstreiten. Die Grundlage der in Gemässheit des Art. 1120 ge- 
Ireflhnen Stfpnlntion iel nnd UeiM dennneh dne von den Yennnnde In Znwfderiuuillaif 
gegen die allegirten gesetzlichen Bestimmungen vorgenommene Verinssemng. Diese StipOr 
lation ändert die Lage der Minderjährigen durchaus nicht, weil die Garantie nur die Sicher- 
steUnng des Käufers bezweckte, während der Act der Veräusserung an sich eine üeber- 
trelnng des Geeetsee in sich eeUiessk. Des Hintntreten einer an tiUk «rJasblso Bedingung 
n sineni geneliiridrigen Verirre aber lutnn dieeen nidit In einen legtlen nmmndeln nnd 
vermag dessen Mängel nicht zu beseitigen. Die Minderjährigen sollen ihr Vermögen ans 
der liand des Vormundes gani und un<jeschmälert empfangen und nicht gezwungen sein, 
erst durch Anfechtung von Verträgen uiit MQbe, Zeit- und Kostenaufwand ihr Gut aus den 
Hiodea DrMer sn redamiren, tvobd xnden niehl flberselien werden darf, dase In gar Tiden 
FUIsn der gegen ihre Kitern oder sonst verwandte Vormünder bestehende Ttogi Oisnnepnifill 
lit TOn der Geltendmachung ihrer Rechte abzuhalten geeignet sein wird. 

Wellte man in dem Art. 1120 ein Mittel erblicken , die gesetzlichen Sohotxmaassregeln 
dank «IllkllifidM and Ibnnioie TeriaisemngMi sn umgehen nnd illasofisdi n anehin, in 
■flssts naa Os isls g eher siaer gans naomnlen IneoMe|Biai beednddigtn, lad« ar 
einerseits die Pflegebefohlenen mit schützenden Garantien umgeben, aaderseils sein eignes, 
weises Bestreben sofort selbst wieder vernichtet hätte. 

Manchen, 15. Januar 1859. (Gass.) Königl. Generalprocurator am Csssatioosbofeb 
niger im bteresse des GeselMS in Sadiea Mass g. Leadnenring. 

2) Formlose Veräussernngen; Gewährpflicht des VormaadeB 
und seines Erben, des Mandels, far Eviction. 

Hat der Vominnd, als soldier, ÜBr den Mflndel Beditsgesdiifte obne 

Beobachtung der gesetzlichen Formalitäten Yorgenommcn , so kann der Mit- 
contrahent ihn auf Ersatz der Nachtheile, welche sich aus der demnächst 
wegen Nichtbeobachtung der gesetzlichen Vorschriften erfolgenden Vernich- 
tung dieser Geschäfte ergeben, nur dann angehen, wenn er (der Vormiud) 
in fraglichem Betreffe eine persönliche Verbindliclikeit übernahm. 

Der Minderjährige ist deshalb , wenn er auch demnächst Erbe des Vor- 
mundes geworden ist, befugt, wie dieser es selbst gekonnt hätte, die von 
dem Vormunde ohne Beobachtung der gesetzlichen Förmlichkeiten vorge« 
aommene Theitimg als niiditig ansofechten nnd eine neue Theilnng >a ver^ 
teigen ; der Theilnngs-llitinteNflsettt kann steh nidit mit der Bediftaregel: 
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quem de evktione tenet actio, eundm agentem repellil exceptio gegen jene 
Klage des Mündels schützen. 

0. aneh n Aii 810 B. 0. B.) 
BarniUdl, 3. Oetober 1841 (I^f.) Ondwohl g. GrttB. 
0fr. CKIbert xn Art 457 B. 0. B. Vr. 96 ti. f. 

8) Formlose Yer&ussernng eines MflndelgiiteB; Nothwendig- 

keit der Nichtigkeitsklage. 

Hai d«r Yomnnid ein Immöbel aeincr Mündel dardi etnan Notar, jadoeh ohna Baob- 

•ebtuDg der gesetzlichen Formalitäten , versteigern lassen , so mag allerdings diese Versld- 
gerung den Mnndein gegenüber als nichtig unJ als für sie nicht hinJeiid anzusehen sein; 
jedoch kann derselben, im Hinblick auf die Art. 450, 1125, 1304, 1311 und 133ö B. Q. B., 
nlcM nnbadingt jede Beehtawirhimg abgesprochen werden ; Tielmehr dauert ihre Wirkaan- 
keit, anch den Mündeln gpgenober, fort, bis deren Goltigkeit aof dem Wege Beebtena 
angefochten und ihre Nichtiskoit durch richfcrlicbcs Urtlicil erkannt worden ist; eine solche 
Anfecbtaog kann ai)er nicht anders als gegen die unoiittelbar interessirten Partbieen, na- 
menUidi die Steigerer, stattfinden. 

Demzufolge sind die Mandel nicht befugt, vor Vermchtmig der Ver^ 
Bteigerong, ohne Beiziehung der Steigerer, auf TheQung der Li^^chaft 
SU klagen, da sie bis zu dieser Vernichtong nicht sls Eigenthflmer des 
Immöbels angesehen werden können und ebenso wenig angenommen zu werden 
vermag, dass eine Gemeinschaft, wie sie zur Begründung der actio commoni 
dividundo von dem Gesetze (Art 815, 1686 B. G. B.) erheischt wird, vor- 
handen sei. 

Darmstadt, 10. Januar 1848. (Rej.) v. Sparr g. Senfter. 

4) Mündelgut; Verkauf; Nichtigkeit wegen Mangels des 
homologirten Familienr atbs-Beschlusses. 

Wurden Immobilien , welche Grossjährigen und einem Minderjährigen 
ungetheilt zugehörten , zwar unter Mitwirkung des Vormundes und üftentlich 
vor Notar versteigt, aber ohne Faniilienraths-Beschluss und gerichtliche 
Bestätigung desselben, so kann der Mündel nach erreichter Grossjährigkeit 
diese Versteigerung als nichtig anfechten, selbst wenn er nicht im Stande 
sein sollte, darzuthun, dass ihm diese Veräusserung Schaden brachte. 

Die votdemaaialige Ermiehtigung dea FunUienralba nebet der geriehtlMien Heoolo- 
gnUon geiiBraa gemlss Art. 457 und 440 B. 0. B. za den besondem Formalit&ten, welche 
tur Veräusserung der MOndelsgüter nfithig sind; deren Nichtbeachtung rieht eine Nichtig- 
keit nach sich, wclclic die Veräusserung von Anfang an Ticiirt und welche der Minder- 
j&hrige geltend machen kann , selbet wenn keine Liaioa vorKagt, vielmehr «Ii den Omr- 
illad«B eriialil, daaa der Varkanf für den Hindaijibrlgen von Tortheil war. 

Farit, 25. März 1861. (Cass.) (J. d. P. 1862. S. 733.) 
Gfr. Gilbert ta Art. 467 B. G. B. Nr. 10 n. f. 

5) Mflndelgut; Verhypothecirung; Schenkungohct; 

Nichtigkeit 

Schenkte efai Grossvater sehiem minderjfihrigen Enkel Immobilien , sti- 
pulirte aber zugleich für sich eine Leibrente, zu deren Sicherheit der Be- 
schenkte eine hypothekarische Sicherheit zu stellen habe , so kann zwar die 

Mutter und Vormünderin des Enkels die Schenkung für denselben accep- 
tiren, nicht aber ohne vorher erwirkten Fainilienrathsboschluss und gericht- 
liche Bestätigung desselben in die stiiuilirte Ilypothekenbestellung einwilli- 
gen. Der grossjährig gewordene Enkel kann die Nichtigkeit dieser H);^o- 
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thekenbestellung geltend machen; deren unmittelbarer Zusammenhang mit 
der Schenkung kann nicht da^ Ganze gültig erscheinen lassen, sondern nur 
auch die Nichtigkeit der letzteren nach sich ziehen. 
(& dM Jimn la Art. 986 B. e. B.) 
Parii, 38. Hin 1861. (OtM.) (J. 4. P. 18«t & 73&) 

0) Veriusserang der im Inlande gelegenen Immobilien eines 
ansländieehen Mdndels; Form; Verkauf ans freier Hand. 

Der Vormund eines gleich ihm im Auslande (Bayern) domicilirtcn MUn« • 
dds hat bei der im Inlande (RheinpreoBsen) erfolgenden Veriuflserung der 
hier gelegenen Immobilien seines MttndelSf besOglidi der FTage der Za* 
Ussiglceit der Verinssemng nnd der aar Sidienmg des Interesses des MfliH 
dels Yorgesehriebenen Formen, nidit naeii den Gtesetsen des Ldsndes, soih 
dem nach jenen des Domidls des Mündels za verfiihren. 

Der Vormnnd hat nimlich (Icv. Mantrol der Rechlgfähigkeit de3 Möndels in den von 
den Gesetzen des Wohnsitzes vorueschricbenen Koniien lu ersetien; dieser Ersatz bewegt 
ticb, wie die zu ersetzende Kechtäunfähigkeit des Mündels, rein in dem Uufiuige dM Per- 
Mnaoncblt, weldm Beeht nach Art. 3 B. 0. B. letatea •!. dvreb die Oesebe d«s Vobn- 
litzes bestimmt wird; mithin ist auch dif Btebtsnihigkeit des Vormundes, statt des rechts- 
anfabigen Mündels dessen Grundvermcigen aus frc.cr Hand zu verkaufen, nach den Gesetzen 
des Wohnsitzes des MQadels zu beurtheilcn ; ist der Verkauf aus freier Hand nach jeneo 
OeMtMB tnltr Vettfnitttlm YortusMltangen, wddiM vilbtfmdbm «orten, Im lotoado OMb 
den gewohnllehen ffir den Verkauf vorgieebriebeMii BecMifiimMS erfUgl, fo ileltt ilflli 
derselbe als rechtsgOltig dar. 

Berlin, 5. Juli 1847. (Bej.) v. Bassenbeiiu g. KalTauC (K. A. 43. II. A. 40.) 

Za Art. 458 und 459. 

Yeräusserung von Mündelgut; Prüfung des Gerichts; Unter- 
Statthaftigkeit eines nicht öffentlichen Verkaufs. 

Das Gericht hat selb.stständig zu prüfen, ob ein Fall der Nothwendigkeit 
oder ein evidenter Vortheil die Veräusserung des Mündelguts gebietet. 

Weder dem Familienrathe , noch dem homologirenden Gerichte ist es 
gestattet, T<m dar gesetzUdiea Foim des öffentlichen Verkaufs zu 
dupensireii. 

Die Toraekrift dei Art. 468 B. 0. B. tu keine Moese Fornalttlft, die Gerfihl viel- 
mehr selbststtDdig zu prafen sehaldig, ob der Fall der NotttwendlfkeU oder des evideotea 

Yortheils eines Verkaufs vorliegt ; es darf sich von dieser Prüfung nicht unter dem Vor- 
waode befreieo, das« der Familiooratb den Vortbeil bereits aoerkaont habe. 

Jene Voredirift dee Art. 458 iat ohne Dieemeton ana dem ^emelaeo Bedite , lib. IL 
dig. 27. 0, abergegaugen , nach welclicin ein förmliches decretum alienandi, causa cognita, 
erforderlich war Gemäss Art. 955 B. P. 0. erfolijt die Hoinoloffation krafl eines Crtheils, 
gegen welches Kechtsinittol gestattet sind. Das Gericht kann daher zwar den Gründen des 
Familiearaths Beifall schenken und sich von demselben bei seinem Urtheile leiten lassen, 
dnf aber nie der eigenen Vrttvng sieb entbeben. 

Wenn das Gericht eine VerRusseninsr von Mflndeignt genehmigt, ao kann dieselbe, 
gemSss Art. 459 B. G. B. und Art. 955 B. P. 0. , verbunden mit der preuss. Cabinets~ 
ordre Tom 4. Juli 1834, niemals anders als durch öffentlichen Verkauf bewirkt wer- 
de!, nd weder FaalBSmnA noeh Geridil iel beAtgl» von dieoer Form dadnnfe m diipaa- 
ifna, da« dem Vormada fetlaMi «M, efaea berafta abgeeeblomenen Privaindtaare 
fceizntreten. 

Berlin, 14. April 1845 (ra»<intion, itn Interesse des Gesetzes, einef die Hj^inoreoaeii 
ZeUer betr. Ratbskammer-Ucschlusses. (K. A. 39. U. 17.) 
0fr. OObart n Art. 467-*4M B. e. B. Hr. 18. 
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Bflrgerliehat eeselsbieh (Art. MI, <68). 



Zu Arl. 461. 

1) Beneficiarerben-Qualität des Minderjährigen; VerliiBt 
wegen yerabs&amter Inventur nach erreichter Grosfl- 
j&hrigkeit 

Hat der Vormund eines Minderjährigen TOTubsäumti die seinem Mflndfll 
anerfdlene Erbschaft unter den HOr Beneficiar-Erbechaften Yorgesduriebenea 
FonnalitSten anzutreten, so Imnn hierdurch dem Mtlndel so wenig em Prft- 
Jodii enraduen, als wenn der Vormund etwa unbedingt angetreten bitte. 
Hieraus lässt sich aber keineswegs ableiten , dass der Mflndel auch nadli 
erreichter GrossjähriglLeit so lange als Beneficiarerbe anzusehen sei, als er 
nicht unbedingt, ausdrücklich oder stillschweigend, die Erbschaft acceptirte; 
vielmehr muss derselbe nach i rreichter Majorennitiit . wenn er sich die Vor- 
theile einer Antretung unter der liecht.swohlthat des Inventars erhalten will, 
die hierzu gemäss Art. 794 B. G. B. vorgeschriebene Erklärung abgeben 
und in nützlicher Frist ein getreues Inventar (Art. 941 u. f. B. P. 0.) auf- 
nehmen; das Gesetz Irannt fir den in Frage stehenden Fall keine Ausnahme 
▼on jener unbedhigten BegeL 

Ein TheUungsact kann schon seinem Zweck und Inhalte nach nidit ab 
ein dm Vorschriften der Art 794 B. G. B. und Art 948 B. P. 0. entspre* 
diendes LiTentar betrachtet werden. 

DarnsUit, 3. October 1813. (BaJ.) Graiwobl g. örfln. 

3) Beneficiarerben-Qualitftt des Minderjährigen; Verlust 
durch Handlungen des Vormundes. 

Auch wenn der Vormund der Mindeijälirigen die Errichtung eines In- 
Tunturs unteilassen sollte, so können dieselben hierdurch, sowie Oberhaupt 
dnrdi die Handlungsweise ihres Vormundes, nie die ihnen gesetzlich (Art 
461 B. 0. B.) allein nutehende Qualität als Beneficiarerben Terlieren. 

Btrlla, ^ Juü 186&. (Cmi.) Fdktonlh g. Sciillll«r. (K. A. 5t. IL A. t&) 

3) Stillschweigende Erbantretung Seitens des Vormundes. 

Eine stillschweigende Erbantretung durch Einmischung des Vormundes 
ist für den Mündel unverbindlich, weil der Vormund nach Art. 461 B. G. B. 
eine dem Mündel anerfallene Erbschaft nur mit Ermächtigung des Familien- 
raths (der Obrigkeit) und nur unter Vorbehalt des Erbverzeichnisses anneh- 
men kann, eine stillschweigende Erbantretung durch Einmischung aber stets 
eine unbedingte ist 

Mannbeim .... 1846k (AoaaL 184& S. 3B6.) 
0fr. QillMrt n Art. 461 B. 0. B. Nr. 5. 

Zu Art. 463. 

Schenkung; elterliche Theilung; ungültige Annahme von 
Seiten eines Minderjährigen; relative Nichtigkeit 

Wenn efaie im Wege der Sdienkung unter Lebenden Torgenommene elter> 
Bdie Theilung filr das minderjährige Emd nicht in der durch die Art 463 
u. 935 B. G. B. vorgeschriebenen Art acceptirt wurde, so bildet dieses bloB 
eine relative Nichtigkeit; nur das minderjährige Kind, nicht aber der grooi- 



BtrgtrltehM e«ftUb«eh (Art. 164, 166), 
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jilBrfge mtoonMieiit» kam \amtm ein Bedit, die Tliäliiiig Mwaifechtep, 
herleiten. 

Nach dem im Art. 1125 ib. ausgesprocbenen allgemeinen Grundsätze iit nfimlieh die 
Unfähigkeit d-'s Min(lorjiUiri;jen , ohno Assistenx Verträge abzuschliessen , eine blos relaliye, 
welche emug das lateresse des Miaorenneu zum Zwecke bat, mithin auch nur voa diesem 
gatteaA gentchl wwitm Tum; in AnMlwng dar Sdwnluuig, waldie Omn Wm«i aadi 
tarn Tartrag ist (Art. 1106 U».), wwde die Attwendung dat Torttehenden Grondsatie« dordi 
keine gesetzliche Bestimmung ausgeschlossen. Letzteres kann auch aus den imperatirflft 
Worten, worin die Art. 463 und 9^ ib. abgefaast sind, um so weniger gefolgert werden, 
9i» ä» nt itkllft PUhjglfät dar Mladerjährigeo, aowie der InlerdidrteD Bezog 
tebaadan Artlkal (400, 164, 467, 484 aA 60» ib.) in AllgMMinaii alu glalche laaanc 
arbalten haban. 

Berlin .... 1844. (Roj.) (K. A. 37. U. A. 30.) 
Cfr. Gübart la Art 836 B. G. B. Nr. 10 o. 11. 

Zu Art 464. 

ProsesBfahrang des Yormnndes; Appell 

Zur Fflhnmg eines Bechtsstreites in zweiter InaUnz bedOrfen Minder* 
jihiige in ihrer SteUnng als Appellaten keiner obenrormandscluftlicbfln Er- 
miditigung, ml sie, alasolciie, auf das Rechtsniittel sieh einlassen inflsssn, 
wenn sie nicht auf das Urtheil erster Instans Tendchten wollen. 

MAAnbelm, 3a Mai 1651 (Zaaloar, Mag. B. I. S. 800.) 

Za Arl. 466. 

1) Theüang, aassergerichtliche; Minderjfthriger; Klage 

auf definitive Theilnng. 

Wenn ein Volljähriger zum Zweck der endgültigen Aufhebung der 
Gemeinschaft mit dem mitbetheiligteu Minderjährigen uder dessen Vertreter 
eine Theiluug aussergerichtlich vollzieht, so hat nor der Minderjäh- 
rige, nicht anch der Grossjährige, die Befngniss, die Aofliebong dieser 
TheQung an begehren vnd anf nene definitive TheOong im geriditlichen 
Wege sn klagen. 

Vadi dam Eingaaga daa Art. 486 B. G. B. mid dar Stallmg diaaaa Artlkaia in dam 

VormondBchaftireeMe nmaa angenommen werden, die Gesetzgebung habe durch die Be- 
stimmung , dass aoBaergerichtlicbe Theiluogen mit Minderjfthrigen nur als prorisoriaeha 
gelten sollen, onr den Pflegebefohlenen gegen die möglichen Nachtheile formloser Theilang 
adMttMO «aUen, aina Fatgamog, waleba «mIi In dar anadrOalüi^an Baatinimung dea Art. 
1125 B. 6. B. Ibra Bastitigong findet Zwar bealianBl dar Art. 840 ib. , dass allen nieht 
gerichtlich vollzogenen Theilungen mit Vormündern, emancipirten Minderjährigen und Ab- 
wesenden die Wirkung endgültiger Theilungen entzogen und nur die Eigenschaft proviso- 
rischer beizulegen sei; altein dies« GeieizasaleUe ist nach dem Siona, weleber dem Art. 
466 baigatagl wardan nnua, mr ab Ergtimng dar fa laMaran Artikal a rt balta na o Ba- 
ttimmong durch Ausdehnung des Grundsatzes auf Emancipirto und Abwesende anzusehen. 
Hinsichtlich des Volljährigen, welcher seinerseits in der Wahl der Form der Theilung 
rechtUch unbeaehrinkt ist, Tertritt dagegen die aussergerichtlich abgeschlossene Theilung 
■iah Art^ 1134 B. G. B. dia SlaOa daa Gaaalua. Wannglaleb ataia proviaariaab« 
Tbafluig fbr kaim BaflülHglen als endgtlltig anzusehen ist, so sieht es doch dem Qroaa- 
jItefgSD nicht zu, eine zum Zweck der definitiven Theilung geschlossene üeber- 
dnkunft um desswillen , weil sie in der vertragsmässigen Weise nicht zu Kecht beständig 
aei, anzugreifen, Toa dem Tertragsmassig erkl&rten Willen abzugehen and statt dar flbar- 
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I2S Bürgerliches Qeaetzbucb (Art 466). 

^lakimflsniiMig schon zu Stande gdtomiiMiifln anaaergtrieblUdien dne Moe gerididldw 

EOt^useinandcrsetzung zu verlangen. 

Berlin, 31. Januar 1835. (Gass.) Haacke R Blftsinghaus. (K. A. 21. IL A. 88.) 
Berlin, 13. November 18«. (CasF.) Conzen g. Conten. (K. A. 36. II. A. 49.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 466 B. 0. B. Nr. 9 u. f.; Sirey lö. I. 404. 

2) Theilnng, formlose; Wirkung; Klage auf definitive 

Theilung. 

Wurde ein n einem NacUasBe geliörigee Imm5bel dnreh einen nnter 
Goncnrrenz des Yormundes eines mindeijftlirigen Uiterben, ohne Beobadi- 
tong der Yorscihriften des Art. 466 B. G. B. aufgenommenen Theilungsact 
einem der Hiterben überwiesen, so kann dieser Act nur als eine Provi- 
sion eile angeschen und ihm lediglich die Wirkung einer solchen zuerkannt 
werden , sollten auch , nach der Fassung jenes Actes, die Contrahenten die 
Absicht gehabt haben, eine definitive Theilung abzuschliessen. 

Aus der Natur der Sache folgt, wie dieses auch die Doclrin allgemein anerkennt, dass 
eine provisionelle Theilung lieine Theilung dem Eigeotbum nach ist, vermöge derselben 
Tielmehr nur der «inttvaaige Kubgemin des EÜBcm d«r Mit«ri>en Oberwiesenen Verm5- 
giBsaMito für die Danar dei proviioriidien ZoataadM, bis nr dafloitfTaa Tlnihmg, Ob«r- 
,tngni wifd. 

Es können daher L A..alle Interessenten, selbst die Grossjährigen, eine 
definitive Theilung provociren. In Ermangelung einer besonders stipn- 
lirten Uebemahme haben daher die Contrahenten keine Garantie dafür zu 
leisten, dass die nach dem Gesetze sich als eine blosse provisionelle 
Theilung darstellende Theilung als eine definitive, wie beabsichtigt, auf- 
recht erhalten bleibe, 

(S. auch zu Art. 450 B. Q. B.) 
Darnslftdt, 8. Ootober 1813. (Rej.) Ofadwohl g. Grttn. 

Cfr. QttlMrl n Alt IflS B. G. B. Nr. 9 «. f. md n Art. 1136 Ib. Hr. 8. 

3) Theilung; Nichtbeobachtung der Förmlichkeiten. 

Die Nichtbeobachtung der im Art. 466 B. G. B. vorgeschriebenen Förm- 
lichkeiten hat die Nichtigkeit der Theilung, resp. den Nachtheil zur Folge, 
dass die bctretfende Theilung nur als fürsorgliche (i)rovisionelle) gelten kann; 
denn diese Förmlichkeiten sind nach der klaren Fa.ssung der ArL 466 und 
640 als nothwendige und wesentliche zu betrachten. 

Mannheim, 21. Februar 1859. (ZenUi., Mag. B. 4. S. 456.) 

4) Theilung; sachTerstandige Schätzer. 

!■ Baden lind, statt der rom Geridite m ernennenden Taxatoren, die Waisenriditar 

ftr au« F&lle vom Gesetze als solche aufgestellt. 

■Wörde jedoch die Schätzung von dreien von dem Gerichte und den Betheiligten er- 
MMtt" Sachverstandigea vorgenomiuea und später von dem Waisengeriebte dem wabreo 
Warte flir anganaiiaB arklirt, ao liagt hiariD keine FormTerlemng, weldie die Nidilig- 
kaü mr Folge bitte, weil die Qeneliangttng dem Weaen naeli einer eigenen fft*ff*nnBg daa 
Waiaengerichts gleichsteht. 

Mannheim, 7. März 1845. (Oberhofg. Jahrb. 1844. S. 518) 
Mannheim, 23. AprU 1850. COberhofg. Jahrb. 1849/50. 8. 156. u. Annalen m^ßd, 
8. 350.) 



Bfirgarliehes Gesetzbuch (Art. 467, 471, 472). 



Za Art. 467. 

1) Eideszusciiiebuüg an einen Vormund. 

Dem Vormund kann i. d. R. in einem Prozesse, worin er die IntereBsen 
des MOndels vertritt, kein litisdecisorischer Eid zugeschoben werden. 

Denn ein solcher Eid führt einen Vergleich und eine Vcräusserung Ton Seiten des 
Delatcn mit sich; der Vormund hat aber keine QualiUit, sich selijstsl&ndig über die lot»- 
ressen de« MOndels zu vergleichen oder aber dessen Vermögen zu Terfagen (Art 467 und 
«M5 B. G. B.). Der Art »IS B. G. B. MUhill eim AvsnhnTeifllgttOA welche liehl fll«r 
diB im Gesetze bezeichneten Fall der kurzen Verjährung ausgodchot wurdM iMtt 

P«ris, 14. November 1860. (Rej.) (J. d. P. 1862. S. 461.) 

3) Obervormuiidscliaftliche Genehmigung von Vergleichen. 

Auch wem die Ennifihtigong «im Abschluss eines Vergleiches üBr einen 
llindeijihrigen nun Vorais von der ObervormnndschaftsbehOrde gegeben 
war, so ist gleichwohl nach dem Abschlnss des Vergleichs eine nachträgliche 
Prüfung und Genehmigung d. i. „Bestätigung** (Art 467 Abs. 2 B. G.B.) 
erforderlich und eine in solchem Falle erlassene nachherige Verfügung der 
Obervormundschaftsbehörde, dass es einer weiteren Genehmigung nicht be- 
dürfe, enthält die erforderliche Bestätigung nicht, sondern steht einer — 
in der irrigen Unterstellung , dass es schon an der vorausgegangenen Er- 
mächtigung genüge, geschelienen — Verweigerung gleich. 

Mannheim, 1. Februar 1839. (Oberhofg. Jahrb. 1838/39. S. 904.) 

Vtfimter Abioliiiitt. 

Von den Vormundschafts - Rechnungen. 
(Art. 469 — 475.) 

Zu Arl. 471. 

Bechnnngsstellnng; ünanwendbarkeit des Art 1850 R O. B. 

Steht es fest, dass Jemand eine vormuudscliaftliche Verwaltung geführt 
und daher zur Rechnungslegung verpflichtet ist, so hat derselbe in derRech- 
mmg die einselnen Einnahme^ nnd Ausgabe-Posten getrennt au&ustdlen 
md EU reebtfertigen; der Grundsatz des Art 1356 B. G. B. Aber UntheU« 
birkeit des GestftndnisseB ist auf den Inhalt einer solchen it^™"g L A. 
nidit anwendbar. 

(S. zu Art. 1366 B. G. B. das Nähere.) 
Berlin, 18. Oeoember 1849. (B^.) Pritorius g. Kxamtt. (K. A. 46. IL 63.) 

Za Arl. 47». 

1) Rechnungsablago des Vormunds; Verträge zwischen ihm 
und dem Mündel; relative und absolute Niclitigkeit 

Die aus dem Art. 472 B. G. B. hergeleitete Einrede der Nichtigkeit des 
mit dem Vormunde vor detaillirter, mit Auslieferung der Belege verbun- 
dener Rechnungsstellung getroffenen üebereinkommens (trait6) kann aller- 
dings als eine exccptiüu personelle des Mündels, als ein dem Vormunde, der 
sich dadui'ch möglicherweise in Schaden versetzt haben künute, nicht zu 
Statten l^ommender Anfechtungsgrund au^efasst werden. 
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Bttrgerliehes 0et«lxb«ftb (Ali 476)w 



AiiAiii avB der las ymMhaft Niefatigkilt ab einer blos relativen 
kann bei weitem noch nicht gefolgert werden, dass die Nichtigkeit nicht eine 
bis in die Wurzeln des Rechtsgeschäftes dringende, dne jede Civil- und Na- 
toral-Obligation auf Seite des Mündels hindernde, und in gleicher Weise 
jedem directcn oder indirecten Kechtserwerbe des Vormundes entgegenste- 
hende, sohii) radicale Nichtigkeit sei, die kein Material fOr eine wirksame 
Bürgschaft übrig lasse. 

(Siebe das Käbere zu Art. 2012 B. 6. B.) 
MAnebea, 28. April 186ft. (CusO Uniamer g. Rfool«. 
0fr. eilbert..n Art. 472 B. 0. B. Vr. 2L 

2) Vertrag swiachen Tormund and Mandel; Begriff des Wof^ 

tea „traitö**; Bechnungaatellang des Yormnnda. 

Der AbeeUosB der Bedmung über die Verwaltung der Vonnnndadiaik 
ist ala ein „tiait«** im Sinne dea Art 472 B. & B. anmaehen, weshalb andi 
die Belege der Rechnung zehn Tage vor dem Abachluas derselben dem HOn- 
dd übergeben werden mflssen. 

Darch die Vorlage einer Recboang mit Abschluss bekennt iler Rechnungflstefler, dMt 
er die EianabinspositioneD wirklich empfangen hat, das« er mehr nicht, ala wie angegeben, 
in Ausgabe eetzea und d&ss er den Pasaiv-Kest bezahlen oder sich mit dem Aciiv-Beete 
begnügen wolle. Es liegt alao tod seiner Seite ein Sehaldbekeontnise und «fai Venleht 
raf grossere AnsprOcbe vor. 

Beide werden von dem Rcchnungserapränger toeeptirt; dieser aber erklärt durch die 
Annahme des lie chnungs- Abschlusses , dass er mehr, als angesetzt, in der Einnahme nicht 
verlange; er erkennt ferner die Biebtigkell der Ansgabeposten an, veitidilet MBit danaf, 
ii0 Augtbepotlea m bertreitea; er aeeeptirt den BeebnuaguiMM, mng er aetfv tder 
pMlEv Min. 

Dnrch die Stellung und .\nnahrae einer Rechnung werden also beiderseits Rechte auf- 
gegeben nnd erworben, womit der Begriff einer Uebereiukunft (trait^) im Sinne den Ge» 
ieteee gegeben Iii. 

Manchen, 24. Deeeober 184«. (Bq|.) Deberie g. Frdtag. 

3) Vertrag zwischen Vormnnd nnd Mündel; Vermnthnng der 

Ueberliatnng. 

Die Einwendung des grossj&hrig gewordenen Mflndela, dasa der Vortrag, 
auf welchen die Klage s^nea froheren Vonnnnda aich atotzt nnd wdcher an 
demaelben Tage nnd in deraelben üilcande an Stande kam, in der die Bedi- 
nnng gestellt wurde, auf einer Ueberliatnng beruhe, ist als die durch den 
ArL 472 B. G. B. gegebene Einrede zn betrachten , auch ohne dass ea dner 
anadrOddichen Bemfnng auf diesen Artikel bedarf, weil das Wesen der Be- 
stimmung des Art- 472, welcher eine gesetzliche, vom Beweise befreiende 
und den Gegenbeweis ausschliessende Vermuthung aufstellt, gerade darin 
besteht, dass das Gesetz bei Verträgen solcher Art eine Ueberlistung un- 
terstellt und dieselben aus diesem Grunde für ungültig erklärt. 

Mannheim 185S. (AnnaL 1SÖ6. S. 135.) 

Zu Art. 475. 

Verjährung der Ansprüche an ßechnungspfUchtige 

Uberhaupt. 

Der Art. 475 lässt als Aasiiahmsbestimniung keine ausdehnende Erklä- 
rung zu und Vftni^ deshalb auch nicht auf ähnliche fiechtBverhSltiiine, i» B. 



BOrgerliehef Qasekxbneh (Art. 481-184, 488 , 489 n. 493). 129 

Fordemageii des Staats ote te G«iiii&ite an ihre Beehner, augewendet 
UHdeB. 

lUsahela, lA. ftfttr. 1M& (AsmL im & MB.) 

Xni ililM 4i«iiM! OI»«M^ 1M0/4L 8. «6 0. ei. 



Drittes Kapitel. 

Von der Emancipalion, 
(Art 476—487.) 

Zq Art. 481—484. 

Emancipirter; Verbeiständung desselben bei Mobiliarklagen. 

Derjenige, welchem von einem emancipirten Minderjährigen eine Körper- 
verletzung zugefügt wurde, kann seine desfallsige Klage auf Civiientschädi- 
gUDg gegen den Emancipirten ohne Beiziehung dessen Curators anstellen. 

Uater den in den Art 481 a. f. fi. Q. B. aufgeführten BMcbräokaogeu , welcliea der 
mmmirbf Miadojährig« in ABidiaiig Minar VerroOgensTwUltaiaM nodi Ui n tcte 
Volljäbrigk«it aaterliflgt, Ut du B«cht, klagend oder Tertheidigend vor Gericht sellMtBliii- 
dig aufzutreten, nur insoweit begrifloD, als es sich von Itn naobiliar-K lag en bandelt; 
d«r Geseilgeber steliie demnacb hinaiebtUch aller sonstigen Klagea den Emancipirten dem 
▼oUjibrigeo gleich. Der $m dnaoi Vergehen entspringendea, «af Z«blgng eines Geldbe- 
trag! firidaeleB Khig« kuo aber aar üa Bgaoidiafl eiiier MoMUtiUag« Im Sine im 
B. 0. B. (Art. 529) beigelegt werden. 

DarniUdt, 19. Aagoit i86a (Bej.) Stock g. WeUenbadi. (Emmerl. i8&& IL A. 96.) 



Eilfter Titel. 

Von der GroeejälirigkeU, Ton der Interdiction und 
▼on dem gerichtlichen Beistande. 



Krates HLapItele 

Von der Qr 099 jährigkeit 
(Art 488.) 

Zu Art. 488. 
Orossjfthrigkeit; Personalstatat des AasUnders. 

(8. n Ali S B. 0. 8. Kr. 30 0. f. obanj 



Zweites Kapitel. 

Von der Ini er diction, 
(Art. 489—515.) 

Zu Art. 480 und 498. 

Interdiction; Zeugenbeweis. 

Wenn das Gericht in facto erkennt, dass ihm das staUgefuadene Inter- 

9 
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BargarlUhM <Ari «B «. Mi, ttO). 



HgiWriiMi ctod lotBrtiel&MwiheMigtf dto üdkji liiniig gggilw» daas <ieaar 

flidi hierbei nicht blos in tSaum liditoi Augenblicke befiinden habe, sondern 
flberhaupt keine Spur von GeistessenUttuig oder Gentfcbakrankheit an ihm 

wahrzunehmen sei, mithin die zum Beweise ausgesetzten That- 
sachen kein entgegengesetztes Kesultat mehr darbieten 
könnten, so verletzt das hieraufhin ergangene Urtheil, welches ohne Zu- 
lassung des anerbotenen weiteren Zeugen be weises die Interdictionsklage ab- 
wies, nicht die Art. 4b9 B. G. B. und ÖU3 B. P. 0. 

Zwar sott nach Art 180 Darjeoige, welclwr sieh gewöholich ia einem Zntande Ton 
fldiwadisian etc. beSndet, Mlbtl laän, wem Hehl» ZwitdieBrlBiM bei fhm efnIreleB, ialer- 
dicirt werden, und der Art. 893 bestimint hfauichtlieli der Form des Verfahrens, dass das 
Gericht, wenn das mit dem Interdictionsbeklagten vorgenommene Interrogatorium und die 
ftroducirieit Beweisstücke zur Begründung der Klage ungenügend erscheinen , jedoch die 
aigeflibiien Thateachea Inreh Zmgm enrfeieB vertäu kOniMB, dat Zmigwmbat aMrinm 
■oll, Sorem die Sachlage dazu geeignet ifl (s'il y a lieu). Hiernach stellt das Geiell di» 
Anordnung des Zeugonbewelses keineswegs unbedingt in die Willkür des Gerichts, son- 
dern knüpfi dieselbe an die Erheblichkeit der ponirtcn Thalsachen. In concreto hat aber 
Im 8eildu die Salmas dlMw TtalHteliea iriiUich geprüft und deren Beweit dnrdi 2«igen 
aidifc tngelaesen, weil dae Inlenognliwiain biMflt eioen volMbidigea Gegenbiweit getteftif 
habe, und eben dcsswegen die ponirten Thstsachen, da sie zu dem bezweckten Resnlltte 
nicht führen könnten, auch nicht erheblich erschienen. Diese Unterstellung vermöchte, 
seihet wenn sie irrig wäre, doch als rein factisch keinen Grund zur Cass&tiou darzubieten. 

DarmiUdl, 90l Min 1838. (Rej.) SdmekinanB g. Sdnickauuin. 

Zu Art. 493 und 4d4. 

Interdiction; Gesuch an das Gericht; Angabe der Zeagen; 

Familienraths -Gutachten. 

A. In dem Interdietionsgesoche ist nicht» hei Strafe der Nichtigkeit, die 
Benennung der Zeugen erforderlich. 

Pas Gesetz schreibt nicht, am wenigsten unter Strafe der Nichtigkeil, vor, dass die 
Namen der Zeugen in jenem Gesuche angegeben worden sollen; die Ttuitsachen können 
auch auf andere Art als durch Zeugen dargethan werden und demnach die Abliör von 
Zeagen eberflosalg aeln. 

B. Das im Art 494 B. G. B. Totgeschriebene FaniUenriChB- Gutachten 
kann nicht aus dem Grunide vernichtet werden, weil dasselbe nicht einstim* 
mig war, aber demohageachtet nicht die Ansicht der terschiedenen Mitglie- 
der aufführte. 

Eines Thcils handelt es sich in concreto nicht von einem der Homologation unterwor- 
fenen Beschlüsse, sondern nur von einem Gutachten, an welches das Gericht oicht gebun- 
den Igt; andeni TMS» 9iMbi dat Oeseis kslas besooder« Fom ter, wm dis tadifidasUe 
Hetnong eines Jeden Hflgliedes des FHuUienrsihs fbslsasetBen; endUeh ist jedenlaUs nnf die 
Welltengabe der einzelnen Ansichten die Nichtigkeit nicht angedrobl. 

Paris, 2. August, 1860. (liej.) (J. d. P. 1861. S 838.) 

Cfr. QUbeH zu Art. m B. P. 0. Kr. 1-3 und zu Art 890 ib. Nr. 2 n. 3. 

Zu Art. 496. 

Interdiction; Interrogatorium; Ausbleiben des Beklagten. 

Gemäss Art. 496 B. G. B. genügt es nicht, dass das Gericht, wenn dei' 
zum Verhör vorgeladene Interdictionsbeklagte auf die Sümmatiou sich nicht 
einlindet, hierüber ein Protokoll aufnehme und dann zum £rkenntnii>s über 
dift IntMdictiMi aohreitei viebnehr muss das Gericht entweder eines seiner 
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MitgUeder snr Vernehaimg d6s lafterdifltkMisbelclagtaa in «eiacr Wohnong 
abordnen» oder doeh amdraddieh constatiren, daw derlnterdielionslMddagte 
■klit nnftliig war, som Interrogatorlnm sich einiafinden. 

Das Interrogatorium ist als eine wesentüche and der Qffentüehen Oid- 
nang aogehörige Formalität anzusehen und demnach unter Strafe der lüch- 
tigkeit zu beobachten , und der desüallaige Einwand kann vor dem CSassa- 
tioashofe zum ersten Male geltend gemacht werden. 

Paris, 9. Mai 1860. (Cms.) (J. d. P. 1861. S. 1051.) 

Cfr. w AtU i96 B. 0. B. Nr. S. (K. A. 26. L 10.) 

Zu Art 499, 

Beiwirknng des Beiatandes. 

Der Beistand kann ohne Einwilligung des Verbeistandeten nicht gültig 
Verträge für denselben abschliessen , denn die Verbeistandeten können die 
im Art 513 B. G. B. genannten Rechtsgeschfifbe nur nicht ohne Zustimmung 
ihres BeistaidaB aingehen und der Ait 509 ist nur auf EntmOndigte an- 
wendbar. 

]««Dnb«im, 1. Jml im. (Oberbofg. J«hrb. i831/3S. & m) 
Ofr. Gilbert w Ali 513 B. Q. B. Nr. 25 f. 

Zn Art. 501. 

y^rOffentlichung des Urtheils; neuer Aufenthaltsort. 

Verändert der Verbeistandete seinen Aufenthaltsort, so bedarf es nicht 
einer wiederholten Bekanntmachung des die Bestellung eines Beistandes KOr 
ordnenden Urtheils im Bcziike des neuen Aufenthaltsortes. 

Dm Qescit schreibt xar WirksAtnkeit dieses Urtheils nur die im Art. 5Üi B. G. B. 
t>4hiiltfi>e fieluMuaoif^uqg yor^ oicbt ab«r flM «dlere Pnblieatioo fbr den Fall, das« der 
yiMiHtM» 9iiMD Aifwrihtlliort wiaitni waXkn» Fud tehtr Jmm BökaiMhnehwBf 
regelmissig statt, so sind alle naebber tod dem iDterdidrteo, ohne Asiialaos Mines Cum- 
tors, abgetehlosseaeo Acie nichtig, sollten sie aMdl M «iilMi Ort« VMrgaooiMBm worden 
Mia, wo die Veröffentlicbiuig nicht stAttbatle. 

»«ffia, L AaiHl itm, (Cass.) (J. L P. IMt till^ 
Gfr. eUM m Art. Wl B. G. B. Nr. «. 

Zu Art. 502. 

Varbeiatandettr; Vi>9l|ltigkeit eines Wechsels. 

Deijodge, wddier dnreh gabfirig pibliofartes Urthefl als Yersdiwender 
VBCcrOnratel gesetrt wurde, kam» nidit auf Grand eineB von ihm, ohne Bei- 
stand seines Gorators, ansgestellten Wadisels unter Leibeshaft zur Zahlung 
des Wechsel bctrags verurtheilt werden; sollte jedoch die Verbindliclikeit des 
Verschwenders ihren Grund in Lieferungen haben , die ihm wirklich gemacht 
worden sind und die nicht nur mit seinem Vermögensstande, sondern auch 
mit seinen wahren Bedürfnissen im Einklang stehen, so kann sie, wenn nicht 
ds Handelsschuld, doch als C'ivilobligation Gültigkeit haben. 

Die DnfUiigkeit des Versebwenders , ohne Asaistenz seines Ourotors Anleihen zu ma- 
dmi vaA tm vcrimMni, titbl $nA irnnm UalUilgkatl meh sich, flb«r die Greman dtr 
VirwalliiiiflitlJliigen hinaiw VeriiiadBeiikiilaa einzugehen, oder gar Verpflichtungen Ton 
weMntlicb conmereieilur Natur zu unterzeichnen; die AusstelluDg eines Wechsels gehört 
«Im zu den in den Art. 499 u. bH B. G. B. Toigetebeiuo, gamlw Art. 502 ib. nichtigeB 

9. 
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Aflien. üai alt CSvilMdndi gdtan n kflniien, min die Antriunumg tai Ofainkitr ilMr 
VerwallaogshandlaDg aa tich tnigw, oder ihm xom VorttMÜ« g««lehi.baben, wai M ihn 

zu Theil gewordenen Licrerungen aber nur dann der Fall ist, wenn diese den Vermögens» 
Terb&lknissen und zugleich den wirklichen Bedürfnissen des Verboistandeien entsprecbeo. 
Paris, 1. August 1860. (Gass.) (J. d. P. 1861. S. 1172.) 

Zu Art. SOS. 

1) Geisteskranker; Lauf der Fristen gegen denselben. 

Wurde ein Geisteskranker im Jahr 1849 in eine HeilanstAlt verbracht, 
aber erst im December 1851 gerichtlich interdicirt, so läuft, wenn ihm in 
seinem frOhern Domicil ein Appell-Urtheil im Augast 1851 signifidrt wurde, 
die Gassationsfrist — trots jenes ümstandes ^ wenigstens Yon dem lege 
an, wo ihn in Folge der Itodiotion ein Vormnnd ernannt wurde. 

(8. da« NilMi« n Ali 14 das G«. Tont 1. Daabr. 179a) 
OarmsUdt, «. Deebr. 18B8. (Baj) Biiilaa g. Hadu (Eminailiiig 18B1 L 190.) 

2) Interdiction; Verniditung fr Allerer Acten; Garantie- 
Anspruch des Cessionars. 

A. Vernichtet ein Urtheil die von einem Interdidrten yor ausgespro- 
chener biterdiction eingegangenen Verpflichtungen (Stellung einer h)^othe- 
inrischen Bürgschaft), indem es sich auf Thatsachen grflndet, welche die 
bereits zur Zeit der Kingehnng dieser Verpflichtungen bestehende Geistes- 
schwäche des Interdicirten notorisch machten, so kann dieses Erkenntniss 
nicht geniilss Art. 503 B. G. B. cassirt werden, obgleich es nicht in ausdrück- 
lichen Worten constatirt, dass zu jener Zeit bereits allgemein bekannt war, 
dass der Interdicirte sich in einem Geisteszustände befond, wie ihn der Art 
489 ib. vorsieht. 

B. Hatte der ursprüngliche Gläubiger seine Rechte aus jenen Verpflich- 
tungen des Interdicirten einem Dritten cedirt, so hat er dem Cessionar für 
die demselben in Folge der erwähnten Vernichtung der hypothekarischen 
Verbargung entstehenden Schäden Ersata n leisten, sofern das Gericht er- 
kennt, dass jene Kotorietit aor Zeit des Uebcrtrags nidit aar KemilniiB des 
Cessionars gelangt war. 

(8. das Hihara zn Art lfl96 B. 0. B.) 
Paria, 10. Fabr. 1861. (Baj.) (8ir. 1882. L 808.) 

8) üngfiltigkeit von Yor der Entmflndigang eingegangenen 

Rechtshandlungen. 

Erster Fall. (Entmündigung; Verbeistandeter.) 

Der Art 503 B. G. B. kann mcfat auf die blos Verbdstandeten bezogen 
werden. Er enthält ehie Ausnahme von den allgemtinen Besthnmnngen der 
Art. 488, 1123, 1184 und muss deshalb auf den ansgedrfldrten Fall be- 
schränkt bleiben. 

Mannheim, 5. Februar 1841. (Oberhofg. Jabrb. iWißL & 431.) 

Cfr. Gilbert zu Art. 503 B. G. B. Nr. 7.) 

Zweiter Fall. (Kundbarkeit.) 

Auch wenn die Ursache der Entmündigung nur den Mitcontrahenten 
bekannt war, gilt sie als kundbar vorhanden im Shme des Art 503 B. G. B. 
Mannbeim, 13. Februar 1861 (Zent., Mag. B. I. 8. 16&) 
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4) Vernichtung von B echtsgeschäften des Interdicirten 
wegen notorisch bestandenen Blödsinns. 

Existirte der Interdictionsgnmd notorisch schon zu einer Zeit, wo der 
Intcrdicirte ein Rechtsgeschäft abschloss , die Intcrdiction wurde aber erst 
später ausgesprochen, so kann das Gericht dieses Rechtsgeschäft vernich- 
ten, muss es aber nicht. Der Art. 503 B. G. B. (v'.* „pourront 6tre an- 
null^'s") stellt solches dem Ermessen des Gerichts anheim. 

Ebenso kann das Gericht, muss aber nicht , den Beweis zulassen, 
dass der Zustand des BlOdsiiuis , wegen dessen die Interdiction ausgesprochen 
wurde, schon bd AbMlilius jenes Bechtsgesdiftfks bestanden habe; denn der 
Art 603 gibt, die Existenz jener Thatsadie Toranssetsend, dennoch dem 
riehteiliehen Ermessen anheim, ob liierin ein Grund zur MiditigerUirang 
der froheren Acten zu finden sei. 

Lisst das Gericht den Beweis nicht zu , Temichtet es den Act nichti 
weil es, auf factische und Rechtsgründe gestützt, zu der Ueberzeugung ge- 
langte, dass der Fall, das frühere Rechtsgeschäft zu annulliren, nicht vor- 
handen sei, so kann sein Urtheil zwar ein male judicatum sein, nicht ahet 
deshalb der Cassation unterliegen, 

Darmstadt, 23. September 1839. (B«j.) IlalJgarten g. BelmoQt, Widder o, A. 

Zu Art 504. 

1) Adoption; Anfechtung wegen Geisteskrankheit des 

Adoptirenden. 

Eine Adoption kann nicht wegen angeblicher Geisteskrankheit des Adop- 
tirenden angefochten werden , wenn nicht schon bei Lebzeiten des Letzteren 
die Klage auf Interdiction angestellt worden ist 

Am im DiMMdiNMn la Betreff 4er Tliel von ier lolerdleliOii imi ven iaa Ocihen- 
kngen und Teeliwenlen ergibt eidi, deee der Qeeetigeber, indem er die teetnneolnrieelien 
Freigebigkeiten und Schenkungen unter Lebenden ron der im Art. 504 B. G. R nnfEre- 
■tellten R€?e1 auünahm (Art. 901 ib.), ketneewegs beabsichtigte, diese Aasnahme auf alle 
Vertr&ge auaiudebnea, welche eijien Charakter der Uoentgeltlichkeit oder der Wohlth&tig- 
keil (ie Uenfirienee) nn ii«h tagen; Qbevdiee iai die Adoption kein rein nnemgehUelwr 
Vertrag, da er zwischen dem Adoptfrendin 'vid den Adoptirtea wedMeMdge BeelMe nnd 
Terbindlicbkeiten begrOndet. 

Pariti 1. Mai 1861. (Bej.) (J. d. P. 1861. S. 806.) 

Ofr. eObirl M ArL 8M B. e. B. 1fr. 1 o. 9 nnd 901 fb. Ihr. 1 n. 1 

2) Freigebige Verfügungen. 

Der Art. 504 B. G. B. ist nur auf gewöhnliche Rechtshandlungen , nicht 
aber auch auf freigebige Verfügungen anzuwenden, für welche die unbe- 
schränkte Vorschrift des Art. 901 maassgebend ist. 

Mann heim, 9. Oetober 1846. (Anoal. 1846. 8. 343.) 

MnnnbeiB, IMO. (Oberhe%. Stiub. iUi/tO. BBbr.) 

3) Testament und Schenkung; Beweis der Vernanftlosigkeit. 

Bei Schenkungen und Testamenten kann die Vernichtung wegen Ver- 
nunftlosigkeit des Scheukgcbers auch dann begehrt werden, wenn die Vor- 
aussetzungen des Art 504 B. G. B. nicht vorhanden sind. 

Dieeer Artikel tprielil nnr von Wllleneerklinngen im AUgemeiiien, ebne elmetat 
Arten UntXim n natendieiden, w«^gegea der Arti 901 Ik, indem tr fiebentangti nad 
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Testamente im Fa]le der Yemnnniosigkeit sehlecbthhi für nngflltig erktirt, ala eii spo- 
delle« fflr dieae Art der WillenaerkiArungen erlMaeoea Gesetz a« beiractateo ist Es moss 
telitr Ü» TMrtaasatißihigkeit einer Pertos atdrt M«b AH. AM, soiiitni Mdi Art. Wt 
beartbeUt und, wenn ein Teetameak wtgen ymmlM^uA Im TMbvhltli UglllMhim 
wird, die gewöhnliche Beweisrohnin)^ sncelMsen werden. 

Berlin» 33. Jimi im (Csm.) Bun^vtM g. Btmu. (iL A. X U. 334 

Zu Art. 5t3. 
1) Gonseil jadicUirej Batification; Verjfthrnng. 

Hat ein Conseil judiciaire unbefugter Weise für den Verbeiatandetis 
efaun Kaufvertrag abgeschlossen bezflglich der Immobilien des Letiteren , so 
muss dieser dennoch dem Käufer gegenüber zu Recht bestehen , wenn später 
der Verbeistandete , assistirt von einem andern Gonseil, den Vertrag ^rtt- 
irillig und in voller Kenntniss der Sachlage in Vollzug setzte. 

Die Klage auf Vernichtung des Vertrages verjälirt übrigens bei einem 
Grossjährigen , welchem ein Conseil bestellt wurde, gemäss Art. 1304 B. G. B., 
binnen 10 Jahren von dem Momente angerechnet, wo derselbe den Vertrag 
ZU latificiren im Stande nir; der für Ifindeijilirig» und Intardidrte «dü- 
aene Art 2263 ib. Ündet anf ihn keine Anweadimg. 

Parlt, «. Jnd ISeOi (BeJ.) (J. d. P. IMl. 8. 6tA.) 

2) Becbtaliandlangen dea Belatandea ohne Zawirkiing dea 

Yerbeiatandeten. 

8. n Art. 489 B. Qt. B. tt^m, 

3) Wechselunfähigkeit des Verbeistandeten. 

S. XU Art. ö02 B. Q. B. oben. 
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« 

I 

Von den Sachen nnd den remhiedenen Alodifi- 
cationen des Eigenthnnis. 

Erster Titel 

Von der Versehiedenheit der Sacken. 

(Art 516.) 



Unten KaptteL 

Von dm unbeweglichen Sachen, 

(Art 617—526.) 

Zu Art. 518. 

Liegenschaften; hölzerne Häuser. 

Auch die auf dem Schwarz walde üblichen hölzernen H&user afaid ab 
fiflgendes Gut zu betrachten. Das Gesetz statuirt keine Ansaaliiiie. 
Vanabaia, 16. Jnni 18U. (Oberhoig. Jahrb. IftM. S. 388.) 

Zu Art. 520. 

Prflclite aaf dem Halm; Versteigerung durch den Friedens* 

gerlchtschreiber. 

Die Venteigenmg von FrOcfaten auf dem Halm nnd Hole am Stamm 

stellt sich , wenn dieselben sofort vom Boden getrennt werden sollen , als 
em Mobiliar -Verkauf dar, den der Friedenagerichtscbraber nach dem Oe- 
setze vom 22. Pluviose Vn vornehmen darf. 

Berlio, Ii. November 1837. (Rej.) Fiscus g. Bowcr. (K. A. 26. U. 49.) 
Cfr. Urtbeil iu Caa8.-Hof8 zu BrQuel t. 12. Jani 1837. 

Za Art. 890 nnd 591. 

Immobilien; Bäume auf denselben; Schlagholz; £in- 

registrirungsgebühren. 

Der Verkauf von Waldungen nicht nur in Beziehung auf den Waldboden, 
sofodem auch in Bezug auf die darauf stehenden Bäume , sie mögen haubar 
sein oder nicht , ist als ein Verkauf von Immobilien zu betrachten und 4em- 
gemäss mit der Einregistrirungsgebühr von 4 Procent zu besteuern. 

Nach Ali. 618 B. Q. B. gehören Waldangen zu deo von Natur unb«weg)icb«n Gfltcni 
Ii* ia Im Baiio «WMtateB and daoit T—mmwililnfliinilim nimti Ute ah inAe- 
erMl »ril» 4Mall(M fMBitt der Art. MO vai mib. «biMidla «• Mt ttow oaba» 
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wegliehen OdIcb, wie der Grund und Boden reibst, dem sie inhiriren and mit welchem' 
aie Ein Ganzes bilden, sowohl an und fOr sieh, als aadi rflcksichtlich dar sn srbebea- 
ta B sg i rtr I nin gBgebühr. 

, (Gesetz Tom 22. Frimaire vn Aber EoregiilraniSQl, Art. 69, 1 JSr, L) 
Htnehen, 20. Min 1834. (Gass.) Kgl. BegieniBg g. SdülmMer. 
0fr. QUberi zn Art. 520 B. G. B. Nr. 5-8. 

Za Art £14 und SU. 

ünbewegliche Oflter vermöge Bestimmung; Keltern und 
Lagerfäflser; Yerhypotheciriing. 

Objecte, die sur rentteen Benntmug von Liegenschaften dienen nnd 
bieCBr angesdiafit worden, namentlich Kettem und Lagerftaser, Ulden des- 
halb Accessorien dieser Immobilien und nehmen selbst als solche die Natur 
Ton Immobilien an , können also wirksam mitverfaypothedrt werden. 

Die rechtliche Geltang als Immobilien vermöge Bestimmaag kommt nicht allen und 
jeden zur Benützung einer Liegenschadt dienenden Utensilien, sondern — abgesehen von 
einer Venrendong derselben k perjrftaelle demenre — nur denjenigen unter ihnen zu, durch 
leren Eiilgaiig iieExploilatfonanlweder gnsgeimninl oder dodi bedeutend enekirarl «Srd«. 

Die in einem Kelterbaase beflndllchea Keltern , sowie die im Keller befindlichen I^ger- 
ßlsser eines Weingutes erscheinen sonach als Pertineniatücke wirklicher Immobilien und 
haben die Bestimmung, Accessorien derselben zu sem, denn ohne sie könnte eine eotspre- 
drande, Hafbart Bemilniig der fragUch«i LiegeoidnlleD Btehl etallfliideii. In Fdle «Im 
das Weingut bypodicikafieefa verpflndet wird mit den ZubehOrungen , die zu seiner Exploi- 
tation dienen , no mflssen die Keltern und Lngerfässer als solche mitverpfändete ZubehO- 
rangen behandelt werden, und es kann nieht angehen, daas dieselben bei einer Vergantung 
dee Gutes von dem SUmMner oder adnen BodminlmberB mittelst DistrMtiMitkligo nnlar 
den Yonrando megüchMtn «erden, dlete Ketten nnd Fieser blMen inr ExpIoHnHon 
des Weinhandels, welchen der Schuldner neben dem Weinbau betrieb, gedient. Von 
einem Weingeschfcfie als Immobiliargnt im Sinne des Gesetzes, geeignet die dafür bestimm- 
ten und verwendeten GeriUhe kraft der Deetination des Qescb&ftaberrn za immobil ieiren, 
kam nieU die Bede lete; denn Bändel nnd Oowerbo entt f e he n sidi ecbon Tomrilgo ihren 
Begriffes als menschliche Thitigkeiten einer solchen Kategorie; sie können vielfach auf 
Grundbesitz als ihrer Vomnuwhnng bemhen, nbir niemala dieeer Beiiln dio Bealitit 
selbst sein. 

MaafthOB, Ii. Xaü tBO& fCtaM.) OMroi BemMbn. Oomp. g. Grdhi-Siinridi ■. ffim. 

Zweites Kapitel. 

Von den beweglichen Sachen. 
(Art. 637—586.) 

Za Art. 529. 

1) Bergbau; üebertrag eines Antheils der Concession; £in- 

registrirung. 

Uelterträgt Jemand den ihm zustehenden Antheil an einem ihm und 
Andern concedirten Bergwerk (mine), so können für diesen Üebertrag die 
Einregistrirungsgebühreu eines Immobiliarverkaufs angefordert und zuge- 
sprochen werden , wenn der Cessionar nicht durch einen Gesellschaftsvertrag 
darzuthun im Stande ist, dass hinsichtlich des Betriebs jenes Bergwerks 
zwischen seinem Gedenten und Andern eine GeseOsdiaft besteht 

Ud AnHen nndBofboUigungea bei dtoiBeMeb einet Beigwoiki sind ihnr Vntar andi 
Inmobililrtr Bainr., vad dn TwOm «im Balir mk w«i«i, nin «• Ifli Art. W 
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B. G. B. erwibnten Actien und Belbeiligungen , nur dann Mobiii en zufolg? gesetzlicher 
BestimmoDg, w«ao eine Gesellschart vorhanden ist, lediglich mit Bücksicht auf jeden Qe- 
MÜacbafter und hUm m lange die Gesellschaft dauert. Ohne NaebwsiM eine« G«Mlliditfll* 
urtm ttbewMtte lerOtfMrtrag mr «ina loldMLag«, wdAt oidrtgeoflgl, um des Ql»ep- 
liagenen Bechten einen mobiliaren Charakter zu gcwährflo. 
Pftria, 18. Juni 186X (B«j.) (Sir. 1S62. L 878.) 

3) Brandeotschädignngsgelder für ein Immöbel; MobilUr^ 

Qualit&t 

Brandentsdildigiiiigsgdder, weldie fttr emabgebnimtes Hans m belie- 
hen sind, haben nur die Natur einer beweglichen Sache, weon sie auch 
nach dem SpedalgesetKe sum Wiederaufbauen des Hauses Terweudet wer- 
den mflssen. 

Weder die Bestimmungen des B. G. B. , denen gemäss alle Sachen entweder be- 
weglich oder unbeweglich sind, noch die Bestimmungen des Königl. Preuss. Begiemenli 
von ft. Jaimar 1830 wlklddM die von l«r AnwnraniganÜMdnft fOr dM AbbtvmiM «tiiM 
6ebinde« zo xahleade Brandentscbidigung dar Nttnr atncr nach Art 529 B. 0. B. b«- 
wegliefaen Sache, sie legen derselben keineswegs die gesetzliche Eigenschaft eines Im- 
mobiliar- Anspruchs bei; aus der Bestimmung jenes Reglements , dass die Brandentschä- 
digungsgelder zum Wiederaufbau des abgebrannten Geb&udes verwendet werden müssen, 
kua keinetwegi MtnoniDea werden, daei dteee Odder an lieh iinanbillira Qoalilit baban, 
wie denn unzwaifalbBa daa Hypothaluurgllatrigani ein diraelw AnapiMh auf diaaalban 
nicht zusteht. 

Wenn daher, nach dem Abbrennen eines asaeeurirten Hauses, der Hausplatz sammt 
dam Anapveh aof dlaBrandentaab&digungsgelder farkanfk wurde, nad der Yoltinrar alaltt 
apiter eine Klage wagen Yerletmng Uber '/it m kann kinaiehtileb der Frage, ob der 

Preis des verkauften Immöbels um mehr als ^u gering sei? (Art. 1674 B. Q. B. ) die 
mitubertragene Brandentsctiädigung nicht in Betracht kommen, sondern nur der verkaofte 
Grund und Boden und der hierfür stipulirto Theil der Kaufsumme. 

Berlin, 27. Jani 1861. {Cn».) Berg g. v. Qnobuaeh. (K. A. 80. IL A. 18.) 
Cfr. Oflbarl an Art 2114 B. G. B. Nr. 16 n. 17. 

Zu Art. 529 und 530. 
Grundrenten; Erbpftchte etc. betreffend. 

Um einen baaaeran üeberbKdL dea jeliigan Stenden dar Baditopredrang in dlaaer 

Materie, besonders der Jurisprudens in Rheinhessen zu gewinnen, fand man es nalhwail- 
dig, hier auch die Entscbcidungen mit aufzunehmen, welche sich auf die sonstigen, Un» 
aiebtlieh der Grundreoteo bestehenden gesetzlichen Vorschriften beziehen, DamentUeb anf 

a) daa 0aaels Tom 18./29. Deeember 1790, reiatiT an raebal da rentea foadlraf; 

b) das Gesetz vom 11. Bromaire VII, sur le regime bypaihdetfara; 

c) das Kaiserliche Decret vom 9. Vendömiaire XllI; 

d) die Verordnung der Landesadministration vom 6. April 1816; 

a) die Bakanntaiachung des Gr. Hese. Hinieteriuma Tom 14. Mai 1819; 
f) dia Qr. Haaa. YarardmM^ ^mn SQ. Deeember 1822. 
Was die Goltigkeit und das Fortbestehen der yorerw&hnten Verordnungen v. 6. April 
1816 ud aa Daeeosber 1822 betriOl, bezieht man sich auf das oben 8. 8 nnd 14 Oeaagte. 

A. BhMoiferitehe ReehUfreekung, 
1) Mobiliarisirung; Nothwendigkeit der Einschreibung. 

Die Grundrenteo und Erijpachtzinsen sind durch die Gesetze vom 3./ 9. 
Mai 1790, 18./29. Deeember 1790, vom 11. Brumaire YII, sowie durch die 

&39 und 680 des Givilgesetsbnchs mobUisurt worden und können daher 
•k Möwe MobiBaifardttung» gegen den dritten Besitier des Qrundstftok«, 
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auf dem sie gehaftet, nicht mehr als Reallasten, sondern nur dann in An- 
spruch genommen werden, wenn sie durch Eintragung in das üypothekenr 
buch gesicliert worden. 

"Vt'wn es aacb unbeiweifelt ist, dass nach dem filteren Hechte die GrondreDten und 
Mi Itanlaii au BrIiMkvtHrigal Ibrar Nfttnr radi nnlMw^ebt Oegeotliade waren und 
ala dinglieta« onablMlidie Laaten auf dem Grand mid Boden rabten, mit dem aie anf jeden 
Besitzer derselben Ubergingen , so haben doch alle auf ewige Zc'tcn besfellten Grnnd- und 
erbbeständliche Kenten ihre Eigenschaft als Iinniobilien un i Rrallastt n in Folge der erwähn- 
ten, in den ehemaligen vier Departementen des linken Rheiuufers eingeführten französiscben 
Oeae i i e ▼erlerWf md bilden nadi dem heutigen Beeble nvr mehr mit einem Yomg^ oder 
ünterpfandsrechte versehene MoUHarfordertingen , welche gegen den dritten Beltaer dei 
mit der Kcnte behaftet gewesenen Grundstückes nur insofern geltend gemacht and einge* 
klagt werden können, als sie nach Vorschrift des Gesetzes durch Eintragung in das Hypo- 
Ibekenbneb gesichert wordni idnd, gerade so wie ea der Fall M dem KuaffttlM einea 
oabawagUebea Gates ist (ArL 31CI3 Kr. 1 B. 0. B.), der dam Torklofer noeh geoehnidal wird. 

Mflaohan, 22. Oetober ISIft. (BoJ.) ProgTmnaahnn OrOnaladl g. Knnii 

3) Yerordniing toid 6. April 1816; fernere ünanwendbarkeit 

derselben. 

S. an Ali 1 (oben 8. 8) erster FaU. 

B. Hheinhessische Hechtsprechung. 
Erster und zweiter Fall. (Mobiliarklage.) 

Die Grundzinsen sind nach dem Gesetze vom 18. Dccember 1790 und 
dem Art. 529 B. G. B. als bewegliche Sachen anzusehen; durch die Yer- 
ordnung der Landesaduiiuistration vom 6. April 1816, zusammen uelialten 
mit der Gr. Ministerialbekanntmachung vom 14. Mai 1819, ist der (Irund- 
satz der Mobiliarqualitüt der Renten nicht aufgehoben worden; die Ver- 
fügungen jener Verordnung sind vielmehr als streng auszulegende Ausnahmen 
diesee Gnmdgatzee aozuseben. 

Die Klage auf PrftstnÜon eines Cfmndzinses ist donnach dermalen als 
eine Molriliarldage m betrachten. 

Darmatadt, 25. Mai 1819. (Cns? ) Ruell g. Winsiffer. (Rheinhess. Arch. B. 2. 8. 347.) 
Darmstadt, 14. Joli 1826. (Bej.) Wilk g. Baoachert» (S. daa Nihere a« Alt 453 

B. P. 0.) 

Dritter Fall. (Directe Klage gegen den Censiten.) 

Der Besitzer eines nach altem Rechte mit einer Grundrente belasteten 
Grundstücks kann , wenn er dasselbe nicht schon zur Zeit der Publication 
des Gesetzes vom 11. Brumaire VII besessen, noch in seiner Erwerbsurkunde 
die Grundrente ausdnicklich übernommen hat, selbst wenn dieselbe recht- 
zeitig eingeschrieben w(jrden sein sollte, nicht als personlicher Schuldner 
auf Prästation der Renten direct verklagt, sondern nur, sofern die Rente 
gehörig eingeschrieben ist, im Wege der üypothekar Verfolgung angegangen 
werden. 

Ava dem Gange der firamoeiadien LegialaUon vnd der Doetrin rOdniehlliflli den rediA> 

lieben Charakters der Grundrenten und der hieraus als unzertrennlich ron denaellMn ^ibg»> 
leiteten rechth"rheti Folfrcn echt unzweideutig hervor, dass mit der Vernichtung dieser Fol- 
gen und namentlich durch die Bestimmungen des Gesetzes vom Ii. Bnimaire Vil, Art. 7, 
iKe anmdrenlea, ihrer ganmi Halnr naeh, moblllairt werden lind nai den Ohankter 
«Inee dioglichen, an dem Gnmd nod Bodon haAanden loaUa Terienn kakan{ m Hehl hie^ 
«eil dem <3iaobifer dar Baaie nar noih ein pariealialief Fardariagtreakt.fegii 
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den 8«haMner an, der tieb znr Zeit der BrlMmmg jenes Gesetzes in dem Eigentbnmsbesils 
des bis dahin rerhaflet und verpflichtet gewesenen Grundstocks befand , oder weicher sieh 
«udrflckUeb zur Bezahlung der Bente Terbindlieb gemacht bat. Diese in ihrer Coasaqaem 
«AMrtraMMntn Folgerungen gehen taeh, und in noeh klarerer BegrOodang, an» im Be- 
tltrrtiimgtr dar Art. 629 und 590 B. 0. B. bairor, «M in dm Yatendloagen Aber dam 
SuelioD, in einer den Geist der Ge8etzgel)ang consequcnt vorfolsen'ien Doctrin, und bl dar 
dAinit in Einltlang stehenden Bechtsprechun«; eine woblbej^ründeto Bestätigung findet 

Die aoter dem ilteren Becbte bereits bestandenen Grundrenten unterliegen den nia- 
Hdien Beatiomnuigen. (S. in Ar«. % B. O. B. Vr. 13.) Es bettebl flir die Bbainde|»rto> 
mente in Beziehung auf die Siteren Grundrente Iceine von allgemeinen Gesetzen in frag- 
licher Beziehung abweichende Specialgesetigebong. Am wenigsten l<ann dieses in Rhein- 
beasen angenommen werden, da hier diese Bestimmungen durch die Ministerialbelunni- 
■iiimiB fMi 14. Ual 1819 baalitigl wndan; «cbb diaaa Bduuurinaclmng (unter Ziflbr 3) 
von tinan Yarbondensein dea dritten Besitsers snr Leistung apricbli ao aigiblaidi bbr, 
iaia Uar von einem blos hypotbeliarischen Yerbundensein die Bede ist. 

Darmstndt, 7. Febnur 1828. (Casa.) Baosebart g. LawaiL (Bbainbaaa. Areb. 
B. % B. 1.) 

Vierter Fall. (Directe Klage gegen den Besitzer.) 

Nach der französischen Legislatien gibt es zufolge der in vorstehendem Urtheile ange- 
gebeneo Gründe seit dem Gesetze vom 11. Brumaire VII in Frankreich keine Grundrenten 
te 81nna da* allaB Boehla nebr. Jada Tor dtaaam Gaaalie baalandene rante fbndlra bü 
ihren fanaoiriliiran Charakter verloren und Ist in ein blossea Forderungsrecht umgewan- 
delt, das nicht mehr, wie früher, auf den neuen Erwerber und Besitzer des belasteten 
Grundstocks übergeht, sondern nur noeh gegen die Person Desjenigen bestobt, der beim 
Eraehainan daa Bniniaira-OaaelMa im Besitze des Fundna rieb befunden hatte, und bit nun 
Loakanf baataban blaibt» aalbsl wann imwiaeban der Sdmldnar daa Gut Tarluaarta. FBr 
diese bleibende personlicba Forderung an den bisherigen Rentscbuldner kann sieb Jedoeb 
der Gläubiger eine reelle Sicherheit durch eine zeitiga bypotbakaiiaabe Einaabrdbing 
anf die zinspflichtig gewesenen Grundstfjclie schaffen. 

Hieraus ergibt sich von selbst, dass dem Rentengläubiger keineswegs 
mehr eine Bealklage gegen den Besitzer des Fundus als solchen prind- 
palitor auf Leistniig der Benfe, sondern nur 

a) eine persönliche Klage gegen den Rentscbuldner auf ZaUung 
der Arnnütiton; 

b) dagegen wider den dritten Besitzer des Grundstocks nur eine 
Klage auf Anerkennung und Einräumung der hypothekarischen Rechte, 
nicht aber principaliter auf Zahlung der fälligen Rentziele, sofern 
der Besitzer nicht etwa bei der Erwerbung des Grundstücks die 
Rentenzahlung übernahm (oder bereits vor dem Brumaire-Gesetze 
besass), zusteht. 

Darm ata dt, 13. November 1843. (Gass.) Heppeolieimer Censiten g. Hoapital za Worma. 
0fr. OUbaH an Ali 0» B. G. B. Vt. U-1& 

Fünfter Fall. (Directe Klage gegen den Besitzer.) 

Der Rentgläubiger kann das ihm nach dem jetzigen Rechte zustehende 
Hypothekarrecht auf das mit der Rente belastete Grundstück zu jeder Zeit 
noch mit voller Wirksamkeit gegen den dritten Erwerber des Grundstücks 
inscribiren, insolange Letzterer seinen Erwerbstitel nicht transcribircn liess« 
und mkm dttidbe erst sdt PnblicatiiiB des Art 884 E P. 0. erwarb, 
sogar noch in den 14 Tagen nach der Traaacription; allein der dritte Be» 
lilMr kann nla aol«her, mtg die Beute eiageeebrialwii son oder lidit, 
Mttbt wtm die Ttanecriptiou soinerEnreriMurknnde gans unterUiebai sein 
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sollte, nicht mit einer directen Klage anfpenOiiIiGlieLelfltiing der Beate 

belangt werden. 

Darmstadt, 3. Juni 1844. (Bot.) Heitpenbeiraar Ceositen g. HospiUl »t Wonns. 

Sechster Fall. (Erbbestand; solidarische Verpflich- 
tung; Loskauf; Subrogation; contrat judiciaire; neue Klage 

in appellatorio.) 

A. Ist ein Gut mit gewissen jährlichen Abgaben solidarisch belastet und 
befindet sicli in den Händen verschiedener Besitzer, so kann einer von die- 
sen die auf dem Gut ruhenden Abgaben, gemäss Art. 4 des Gesetzes vom 
8. Mai 1790, nur uugetheilt loskaufen, sofern nicht der Berechtigte in einen 
Loskaof pro rata einwilligt; der Lettee ist im Stande, den Loslnaf des 
Ganzen dadurch abzuwenden, dass er auf die Solidarität den sSmmtlichen 
Yeiiiflichteten gegenflber Verzicht leistet 

Hai der Berechtigte gegen die verschiedenen Besitzer eine CaducitätskJage erhoball, 
und nunmehr der eine Besitzer *.'in Realanerbieten des Loskaiifsfir isi-s bezO^lich des ganxen 
Erbbeatandes stgailieirea lassen und die Gültigkeit dieses Kealanerbieteos. sowie die Subro- 
gatfa» ia tUa Baebte den fibrigen Beskxem gegenSbar baantragt, uod biaraof dar Gadocl- 
imkllgar ffla garicbiHeha EridSmag abgraben, law «r, «aim der offitriranda Baailiar 
sich auf die Frage der Sufficienz des Realorbiataoa besdiränken und den von dem Gerichte 
zu fixirenden Betraf^ des LuskauFpreises zahlen, resp. sein iKoalanerbieten deingemäss er- 
ginzen werde, von seiner Caducitätsk läge absehen wolle, hat sich demzufolge der Offeri- 
reoda wfeldidi bei der weiteran Yerbaadbrng dar Sadia anf die Frage dar Saflieiaiis dea 
BealolTerts beschränkt, so ist der BerechÜgta nidll mdir befugt, durch Verzichtleistung auf 
die Solidarität dem Loskaufe dos Ganzen auszuweichen. Durch die vorerwähnten wechsel- 
aeitigea Willeos&usseruDgen beider Tbeilc kam, da hier die Essentiaiien eines Vertrages: 
Varapracban «dar Anerbieten tob der einen , Acceptatlon daaaelban tob dar aadam Seite, 
wmrkennbar gegdien aind, eine TerbiDdllehe üeberalakmtft, ein aogenaaater eontral 
judiciaire zu Stande. 

Der Berechtigte i«;t kraft dessen nicht mehr befugt , sich dem Loskauf 
des Ganzen zu widersetzen, sobald der Loskaufende die Bedingung, an 
welche die Acceptatlon geknüpft war, erfüllt. 

B. Sobald der Loskaufende auf diese Weise die Zahlung für das Ganze 
geleistet hat, so tritt die Subrogation in die Rechte des Renteigenthümers, 
zwar nicht gcmfiss Art 1236, 1250 u. 1251 B. O. B., wohl aber kraft des Ge- 
setzes Tom 3. Hai 1790 ohne weiteres und de plein droit ein ; es bedarf hierzu 
gar nicht mehr dem Bentberechtigten gegenüber eines Subrogationsantrages. 

C. Das Bealanerbieten und der Antrag auf Subrogation konnten zum 
ersten Male in der AppeUinstanz stattfinden. 

Denn das Realanei bieten , in dessen Folge die Subrogation begehrt wurde, bezweckte 
die Beseitigung der Haupiklage , konnte mithin nach Art. 464 B. P. O. sowohl in Betreff 
der Bentrfldtst&ndo , hinsichtlich welcher ea ein eigentliches offre de payemenl (Art 816 
B. F. 0.) war, ala anah dar LaakavAmmaa fb- daa dOBrioiiun direeHui obaa Zwatfbl vnr 
dem Appellrichter geschehen und musste sogar wegen der daselbst begründeten Rechtshän- 
gigkeit hier erfolgen; woraus sich Ton selbst die Folgerung er?i!)t , dass das Appellgerichl 
auch coinpetent war, Uber die in Contestation gekomaeuen unmittelbaren rechtlichen Wir- 
koDgan jeaaa Bealanerbieiena za antaeheiden. 

DarmaUdI, 2L Daebr. 1835. (Bej.) r. Dienbeim g. Nanmer. 

Siebenter Fall (BecognitiT-Urkunden und Sommiera 
der Bentbeamten; Beweis des Besitzstandes.) 

Findet das Gericht in einem Grundrentenprozesse den in dem Art 4 des 
Ges. 9. Vend^ JUU Torgescfaiiebenen Bew^ des Bflsitzstandes nr Zeit 
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der frauösisdieD Ooenpatioo sdioE in tiner BeoognitiTarlnmde anf, weldier 
Urkonde saent dnrdi den Beweis des Besitzes der Weg rar Beweiskraft» 
rOcksIchtlich des Bestehens einer mcht abolirten Rente, gebalmt werden 

onus, so setzt es den Gesetzgeber geradezu mit sich in Widerspruch. 

Oebt ein Urtbeil, gegen den Begriff vom Bositr von Renten und gegen die klare Be- 
ftimninng des Gesetzgebers, bortrorgehend aus dessea Bestreben, das Uaterschleicheo von 
Feodalabgabea unmöglich za mMhen, toq dar Ansicht aus, dass der TorgeschhebeDe Be- 
•ilt alcihl gerade in den wirkUdiMi Beiog der Beole beelehen mOaie, Miel des Uffliea 
den Besitz seit der franzfisiscben Occupation aus Sommiers der RenteibehOrden her, welche 
Bich auf lange nach dem Venilemiain'-Gcsetze geleistet sein sollende Zahlungen der frag- 
lichen Grundrenten beziehen und räumen sie denselben, gegen alle rechtUcben Qrujids&tae 
von Urkundnibeweis, eineBeweiakreft «in, die d«o BedmungaB Ilicelieeher Beanlan aehea 
nach Römischem Rechte versagt werden mBaale, ao verlelil diaaaa UrfhaU das yandtaiair^ 
6eeetz und den Artikel l-ill B. G. B. 

Darmstadt, 7. Febr. 1828. (Gass.) Bauschert g. I.Awall. (Rheinhess. Arch. B. 2. S. 1.) 

Achter Fall. (Renovationen, altgerichtliche und neuere, 
zu Gunsten von Wohlthätigkeitsanstalten; Beweis der Exi- 
stenz der Keutc, der Exigibilität und des Besitzes zur Zeit 
der französischen Occupation.) 

A. Nach den früher geltenden Bestiinniungeu des Churpfälzer Rechts 
und dem Arret6 des Generalcommissärs vom 7. Fruct. VII mOssen die in 
den ehemata ehurpfilzischen Orten von den Ortsgericbten gehörig aufgenom- 
menen Bent-Renovationen als authentische Acte angesehen werden, darcb 
welche die Existenz der Bente vollständig erwiesen wird; sie sind mdift 
blosse Recognitiv-Urkunden, da sie im Wesentlichen Alles enthalten, was zur 
Gonstituirung eines Grundrentenvertrags gehört. 

B Die nach Einführung der französischen Gesetzgebung (1809) aufgenommenen Reno- 
vationen, welche von einem durch den Präfeliten ernannten Benorator, unter Zuziehung 
dea Orlavoralandes, hinrichdidi der den WobUbitigkeHaamlalteB snataheoden GrandraalaB 
gafai^k mndeii, habao xwar nidll die Gehung der unter früherer Herrschaft Torgeaoai- 
inenen Renovationen; wdhl aber uiuss denselben insoweit Glauben geschenkt werden, als 
eie Thatsachen bcuriiunden, deren Constatinmg zur Cooipetenz der Orisvorst&nde (maires et 
adjoints) fortw&hrend gehörte, also Damenllieb in Bexiebung anf den Eigeadmaw- uid Bfr- 
liliwacM «ad den wiikUahan Beailuland dar in den belreilitnden Gemarkuigan liagan- 
daa Goter. 

Eine solche Renovation muss, da sie auf eine Vergleichung der alten 
und neuen Lagerbücher gegründet ist und Artikel vor Artikel auszugsweise 
mit alter und neuer Bezeichnung angibt, mindestens als ein glaubhafter Ex- 
tract aus den älteren Renovationen und den periodisch fortgeführten dazwi- 
schen liegenden Lagerbüchern (livres terriers) so lange gelten, bis Diejeni- 
gen, welchen sie entgegengesetzt werden, die Untreue oder Unrichtigkeit 
derselben im Einzelnen behaupten und beweisen, wosn sie die Vorlage der 
Originalien verlangen können (Art 1334 B. 0. B.). 

IHe Ortevonlinde aind mnlieh henta noeh die flffendldien ▼enralirar janar lagerbfl- 
cher und daher berechtigt, glaubwOrdige Gopten und Auszüge daraus m crtheilen; ausser- 
dem hatten bekanntlich die Präfekten, als oberste Beamten der Civilverwaltung , das Recht 
und die Verpflichtong, aaf die Erhaltung und Benutzung des Vermögens üüentlicher An- 
Mallae, InaaiidarMt der Haa^a, ein waehaaana Aug« m haben, nnd namciillidi den 
LaWaren wieder zu ihren GMern und GenUleo, «eiche während der Kriegejabre von 1793 
an in Verfall gerathen waren, n verhelfen, zu welchem Ende sie, vermöge des ihnen 
nach den französischen Verwidtaogsnorinen zustehendeu Rechts Reaovatoren (conuuisuirea- 
reoovateare dee ölabUaeements de bienfaUance) ernannten, welflha Itt den b at w iftudaa Ge* 
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meinden, mit Zuziehung der OrtSTOfattnd«^ die GefiUla aafnafiodea, n oo&it|kt{r«i «ad flflln 

•ig zu machen sich bestrebten. 

C. Geiuiuss Alt. 4 ck'.s Dccret.s vom 9. Vend. XIII und Art. 1 des Arretö 
vom 18. Messidor X wird der Beweis des Besitzes der Rente zur Zeit 
der französischen Occupation nur dann erheLscUt, wenn die Existenz der 
Bellte nicht durch PrimordUl-Titel, sondern lediglich dnicfa Lager- 
bOflher, Bechnungai ond Hebregieter etc. bewiesen werden soll. 

D«r B«iitfl|liibfgw hat nm Bawdt ier £xlgibllltlt im Banla, gemlM Art 6 im 

Vend^m.-Dccrctes , nicht ausser dem Nachweise, dasa er die Rente im Augenblicke jener 
Oeeupatioii lioiogen habe, auch noch die weiteren Nachweise zu erbringen, dass dieser Be- 
sag bia zur Kriassung jenes Decrets fortgedauert habe, da ihm nur aiternaiiv aufgegeben 
wMi damihn, dass «r snr Zalt im Einradiani dsr framariadieii Haara ata. adar lall 
dtoaar Epoaba im Besitze war. 

Oarmatadt, 3. Jimi ISM. ^Ber.) HappaoiiaiflMr Ceuilen g. Hoapiial xa Warna. 

Neunter Fall bis dreizehnter Fall. (Staatsrente; 
neue Renovation; Genehmigung der AdministrativbehOrde; 
directe Verfolgung des Besitzers; zulässige £inreden.) 

Neunter Fall. A. Nicht nur der Staat selbst, sondern auch die- 
jenigen, welche vom Staate, sei es von der jetzigen oder der früheren Staat»- 

rcgierung, eine Grundrente erworben haben, und deren Rechtsnachfolger, 
sind befugt, diese Rente nacli Anweisung der Verordnung der Landesadmi- 
nistration vom 6. April lbl6 renoviren zu lassen. (§. l'J dieser Verordnung.) 

B. Hat eine solche Renovation die Genehmigung der Landesadministration 
(resp. der au deren Stelle getretenen Behörde) erhalten, so bildet dieselbe 
einen executorischcn Titel , auf welchen hin det in der Renovation als Be- 
sitser Eingetragene von dem Reutgläubiger auf Entrichtung der Beutgefalle 
direct, ohne die Bedingongen der Hypothekarverfolgung , exequirt wer- 
den kann. 

Nach dem Zweck und den betraflaaden Bestimmangen dieser Verordnung hat eine nach 
Vorschrift derselben gefertigte Rcnovationsurliunde die Wirkung, für die Rentpflichtigkeit 
das bezOgiicfaea Omodstaekes , das Maass der darauf ruhenden Rente and dar Personen, 
waMia diaaaÜM fandMridan nnd van imm lia für dia Verganganliail ond Zdtoaft einge- 
fiMiart «ardan kann, tiim «ibadiiigt hawaiaaBdan uad asaqnirbaraa TilaI w aehalRHL 

G. Auch wenn der Zinspfiichtige bei dem Renovationsgeschftfte nicht er- 
scheint und die Rentpflidit nicht auerkennt , erlangt die Renovationsurkunde 
mit deren Genehmigung gegen denselben volle executorische Kraft, und es 

steht ihm nur noch das Recht zu, über die Rechtmässigkeit der Zin- 
sen (exigibilit^) , worunter nur die Nichtfeudalität derselben zu ver- 
stehen ist, gerichtliche Entschädigung zu provociren. 

Dar in Stadt, 10. Februar 1834. (liej.) Trautwein g. Aull. 

Zehnter Fall. Wenngleich der Besitzer eines Grundstückes bei der 
in Gemässheit der Verordnung vom 6. April 1816 vorgenommenen Renovi- 
rung einer Grundrente uur den Besitz des Grundstückes anerkannte , dage- 
gen aber jede Zinspflichtigkeit bestritt, und die bei der Operation gegenwär- 
tigen OrtBvoistinde in Ermanglung des Erweises der GflUen und Zinsen ihre 
Untendirift dem Benovationsinstnunenft beisusetieB verweigerten, dieses 
. Instnimeot jedoch die Genehmignng der competenten Administrativbehdrde er- 
hält, 80 kann daraufhin jener Besitzer, wenn er in der BenovationalsSdrald- 
iier der Bente aufgefilbrt erscheint, auf derenZahiung verfolgt werden, und 
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<BB 8teSt skli die toh ihm eingelegte und vor Gericht gehrachte Oppositioa 
gegen jene yerfblgong, welche sich darauf statzt, dass er Iceine mit Renten 
heiastete Gmndstflcke hesitze, als nngnlftarig dar. 

Dftrnstadt, & Juli 1636. (B«J.) Sehnkel g. Obwfinaukaiiiiiitr. 

EilfterFalL Der in der gehörig genehmigten Renovation als Be- 
titzer des mit der Rente heiasteten GmndstttckB Aufgeführte ist nicht hefugt, 
In seiner gegen die in Gemlssheit dieser Renovation etngdeiteten Verfoignnp 
gen eingelegten Opposition vor Gericht eben andern Emirand als jenen der 

Nichtfcudalitat , keineswegs aber jenen gegen die Existenz der Rente, gegen 
diePflichtigkeit des Grundstückes und den Besitz desselben geltend zn niacfaen. 
D«rm6tadt, 13. Juli 1840. (J^j.) Weiok g. Obwfioaiukuuiiar. 

Zwölfter Fall Die in der Bentmaterie fOr Bheinhessen erlassenen 
Gesetze, nSmlicii die Verordnung der Landesadministration vom 6. April 

1816, die Gr. Ministerialbekanntmachung vom 11. Mai 1819 und die Gr. 
Verordnung vom 30. December 1822, beziehen sich blos auf Staatsrenten 
und auf solche Privatrenten , welche früher vom iStaate besessen und auf 
Private übergegangen sind. 

Darmstadl, 13. November 1843. (Gass.) Ucppenbeiiuer Ccusiten g. UuspiUl zu Worin«. 

Dreizehnter Fall. (Tag der VoUziehbarkeit; Einschrei- 
bung gegen den Besitzer.) 

In GemiBsheit einer unter Beobachtung der Vorschriften der Verord- 
mögen vom 6. April 1816 und 30. December 1822 aufgenommenen Reno- 
vation einer Staatsrente kann erst dann gegen die darin als Schuldner, 
resp. als Besitzer der mit der Reute belasteten Grundstücke aufgeführten 
Personen eine directe Einschreibung zur Sicherung des Vorzugsrechts für 
die lieutc genommen werden, wenn diese Reuovation die Genehmigung der 
höheren Administrativbehürde erlangt liat. 

Nach einer oonstanten, mit der Miniätenalbekannimacbung voiu 14. Mat 1819 ttberein- 
■ÜmwBdtD JoriipreieB« Am CMnlionabofM (t. n Art 689 und 690 B. O. B. 8. 1S8 i f. 
oben) kann nur Derjenige, welcher ein mit einem ErbpMbt behaftetes Grumbiucli zur Zeit 
der PubÜcation des Geselzes vom 11. Brumaire VII bcsass, oder dessen Erben als Schuld- 
ner dieses brbpacbis betrachtet werden, insofern niebt iu der Erwerbsurkuode de» ap&tereo 
B a ri l iw i 4m auf den OmdiMIdte taftiadt FMbt miniaflieli MUgedrOekl iH. Vmui 
ItfciUMi BiabI der Fall iat, kann daher die Eiasehreibung dea Erbpaabta In den Hypo* 
thekenreglllini nur dann Gültigkeit Iiahcn, wenn sie gegen den Besitzer zur Zeit des Bru- 
maire-Gesetzes oder dessen Erlien gciioninien wurde, da nach Art. 2148 B. G. B. die Bfr- 
zeicbnang dea SchuldDers einen wesentlichen Besiandibeti der Einschreibung bildet. 

Ortirial ifah jedodi die Eiaadireibwig Mif ein« BenowalioB, welche In Oewleiheit der 
gedachten Verordingia Ton 1816 und 1822 gefertigt vd von der AdnUMnUfbehOrde 
genehmigt wurde, so nrnss es in diesem Falle hinreichen, wenn Diejenigen, gegen welche 
die Kioachreiboag genommen wird, in der Uenovatioa als Schuldner dea £rbpacbta beaeich- 
i^et ^ind. War dagegen die Benov^ni nir von den Benevater abgeieiiloieen, aber umIi 
nicht ndt der adminiatratim Genehnignng (|. 16 der yerordnnng foa IIIQ ▼eneben, aa 
konnte daranfhin nicht göltig Einschrcibting genommen werden. Der §. 16 ib. rerordnete 
schon, das9 der Renovator nach AbschluBS der Renovation dieselbe mit Bericht der Ad- 
ministrativbehürde zur Erwirkung der Qenebmigung Torlege; noch mehr tbut aber der $. 16 
dar, daaa der Geeeligeber die BeaovatfoB niehl aebea aa aal Ar ileb ala neoea Tflel fllr 
den reaOTirtcn Erbpacht, den darin als Schnldaer bezeichneten Personen gegenflber, ansah, 
sondern wollte, dass sie ein solcher Titel erst durch die Gcnehmiijung werden solle, und 
daaa — wenn auch in diesem S. 16 ?on durch die tienehuiigung eintretende!- „eseentirer 
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Knflf* die Bede iet, demU ganz ellgemebi geeigt werden wllla, tau Üe RenoTetion eral 

durch die Genclunigung die Kraft eines neuen Titels erhalte. Der §, 16 führt die Rechts- 
handJuugen auf, die nach ücnehmigung dessellien in dessen Geinassheit vorgeDomioen wer- 
den kftnoeD, benennt aber hierbei nicht etwa nur Zwangsverfahren, sondern es beisst gans 
allgaindi, dati In Qemlaaheit des Renovatienf-Imtnunenti jedea in den O etei i i n g e gi li i 
dele gerichtliche und ausscrgerichtliehe Rechtsmittel und ZvangtewriUiren nir SlebersteUang 

nnd Beibringung der Geßille solle in Anwendung gebracht werden können ; bei dieser 

NebeneinandersteUung warde es eine rein willkürliche Unterstellung sein, wenn ouui Zwangs- 
mfalmn erst nadi erfolgter Oenehmigiing, sonstige Bedrtebandinngen aber bereili f«r 
totelbsn als snUssig ansehen wollte. Zu den aussergerichtlichen BseUsmillsln sar SislMr* 
alsllong gehören gerade Einschreibungen in die Hypothekenregister. 

Oarmstadt, 9. Sept. 1861. (Rej.) Mainur Scbuirond g. Bloch. (EminerUng 186L L 88.) 

Vierzehnter Fall (Uebernahme der Grundrente im Kauf« 
acte, dem Verkäufer gegenüber.) 

Das Gericht kann erkamen, dass Deijemge, weldier unter der im 

Bedingnissheft enthaltOMn Stipulation: „die Gflter werden mit allen ihnen 
anUebeuden bekannten und unbekannten Lasten und Rechten ohne Aus- 
nahme übertragen", ein Immöbel ersteigte, dem Verkäufer gegen- 
über auch die auf dem Grundstücke lastende Gülte mit übernommen habe, 
ohne dass diese factische Entscheidung der Kritik des Cassationshofs unterliegt. 

Die Qr. Hess. Mioisteriaibekanntmachuug vom 26. (14.) Mai 1819, welche in Bezug 
isr Benorailon von Grandrsnlen Tsrfagt, daaa der Bsallaer eines mit dner Orandrenle bs- 
bafteteo Gmodstddts nur dann sur Leistung dsrselben ▼erblinden sei, wenn in der Er- 
werbsorkunde der auf demselben haftende Zins namentlich ausgedrückt sei, l>ezieht sich 
nur auf die VorbinJiichkeit des Erwerbers dem Reniberecbtigtea gegenQber, nict|t 
aoT das Verbältniss zwischen Käufer und Verkäufer. 

Darnaladt, 2. April 1838. (Rej.) Belmonl g. EonIo. 

Fünfzehnter Fall. (Uebernahme, namentliche; Verpflich- 
tung des Steigerers dem Ilentgläubiger gegenüber.) 

Wollte man zugeben, dass der Steigerer eines zwangsweise veräusserten rentepflich- 
tigen GrandaMdtet dvreb das dem Znsehlag zu Orand Hegende Bedingnissheft, wider im 
Willen des BemgilBUgers, mit der fortwihrendsB Leisling der Beirie betastet «erden 
könnte, so dflrfte dieses jedenfalls nur unter Jer in der Ministerial-Bekanntmachung vom 
14. M&rz 1819 angegebenen Voraussetzung slattlhi icn, wenn nämlich der auf dem gepßln- 
deten Grundstack haftende Zins namentlich ausgedrückt wurde, nicht aber dann, wenn 
wsisr die ren^iflidrtlgsn OrnndstAdtSt noeb die Nslar and der Betrag der Zfaissa «nd 
ebenso wenig der Berechtigte in dem Bedingnissheft bekannt gemacht worden, vielmehr 
mir feelgesetzt ist, da?? der Steigerer die etwa anf den Qmndstacksn baAendm Grood- 
ainssn, Benlen oder Erbpäcbt« zo prästiren hat. 

ZuMgn Mm» Ohnsel Itann der Sieigsrer nm so weniger Inn als SdmUnar der 
Bente angeseben werden, wenn die Benls znrZeil der Fertignng des Bedingnisshelli scbon 
losgekauft, mitbin die Zias^islit, itt dar Eigsnaebaft ala peiiodiBciis PHMallnn, bsfsili 
Sriosehen war. 

Der Rentgläubiger ist daher nicht berechtigt, auf dieses Vertragsver- 
hältniss hin, ohne rechtzeitige Einschreibung seiner lientforderung , eine 
privilegirte Anweisung auf den Preis der zwangsweise veisteigteu Grund- 
BtQcke zu begehren. 

Darmstftdft, 7B. Hin 1816. (Rej.) St. George g. Bsinaeh. 

Sechszehuter Fall. (Uuablüsbarkeit einer immerwähren« 
den Grundrente aus älterer Zeit.) 
B. n Ali 2 B. G. B. Nr* 



Digilized by Google 



Btrgtrlitth«! deiAlsknck (Art fite v. 83Ö). 



145 



Gl RkäKprmuätekä BeekUfnekmg, 
Erster FftlL (Erbpacht, alter; Abing ffir Onrndstever.) 

Weuu iu eineni 1773 abgeschlossenen Erbpachtsvertrag btipulirt wurde, 
dass der Erbpiebfeer nidits mit der gewOfanHdien Gontribation zu schaffen 
bibe, diflte vldBehr Ton dem YorplGfater getragen werden soll , bo ist dedi 
Jeiit der Erbplditer verpfliditet, die gewObnÜGbea Stenern an beaUen, 
md kann dieselben nicht ganz an dem jedesmaligen jfthrlicben Betrag des 
Erbpadifes bi Abang bringen. 

Durch die dem Erbpidllar, geoStS Art. 1 and 2 des GcMlUt VMB Decemb«r 
1700 und Art. 5^ B. 0. B. eHhellte Befugniss, die Rente abialMen, wurden die froberea 
VerbültaiMe, in welcbea derselbe, TermOge der NiUar des Erbpacbts oder des Erbpaohti- 
YtrlntgM. Hand, Mil|[p0liob«D ni ar In die BsUm von ElgwlMBura gtilalll, toen CMMr 
ab «UMbartn Gnuadlasten besdiwert sind. Es kann ak» lidit mehr »of eine StipnlaliiNi 
ankommen, wonach der Verpächter, in der Voraussetinng seines alleinigen Eigenthnnis* 
rechts, sur Uebernshme der Stsaem Termoebt werden konnte. Der £rbpichter, als non- 
i Wg T HgtnlliaBtr, Irt nnr bwtebtigl, «ümb ntt i«r QnnliiMMr fan V«rliiliniBs sto- 
btnto, apiltr anf Vk teigMalilin Abtng an iar Bante n naakan. 

Berlin, %, Frimur 1821. (Gass.) Flaaoa g. BSnaakea. (K. A. 2. II. 161.) 

Barlin, 3. September 1823. (Gass.) Fisou g. Mandewirth. (K. A. 5. IL 81.) 

Zweiter Fall (Erbpacht; Einschreibung in die Hypo> 
theken-Register.) 

Derjenige, welcher aus einem alten Erbpachtsvertrage einen Erbpacht 
anzusprechen hat, muss, um diese Grundrente gegen einen dritten Besitzer 
des zum Erbbestandsgut gehörigen Grundstückes aufrecht zu erhalten , seit- 
dem dieses Recht durch das neuere Recht mobiliarisirt worden ist, seine des- 
fallsigen Rechte in die Hypothekenregister eintragen lassen. 

Oia fikrudranlaa, «im naah tarn CtoialM fooi m DaelNr. 1790, welehea aie alle for 
leafclnliaii eridirl, aaah der Erbpaaht gabOrt, aind doreh den Art. 7 dea Gaa. m 11. 
Bnimaire VII und insbesondere durch die Art 529 u. 530 B. 0. B. mobiliarisirt worden; 
hierdurch verloren die im Tit. 5, Art 1 u. 3 des Qes. rom 29. Decbr. 1790 enthaltenen 
Bestimmungen ihre Kraft; deshalb wurden wohl auch nur die drei ersten Titel dieses Qe- 
iaiaea in denDapnnamentan daa HnkanBliainnfimTarkflndaL TainQga jener Mobtitariaatfen 
karten die Qrundrenlea auf, Oereebtaame an den Grand und Bodaa, oder Theile des Eif* 
genthums desselben xu sein; sie wnrden in persönliche Fordeniogen umgesdiaffen, in For- 
derungen an die Pereon, in deren Eigenlbum das Grundstock kraft des Erbpaehte vertrage 
Sbargegangen iat Dar Art 680 B. G. B., waleher erat naeh den TMal aber Privilegian 
■nd Hypegiakan Oeaetieekraft erhielt, stellt Beuten dieser Art (welche ala Bedn^pug dar 
Cebertragung eines GnindstQckes creirt worden) und solche, die für den Kanf^reis eines 
Iinmobels errichtet worden, einander gleich; die ersteren bilden daher ftlr den Bentglänbiger 
eben so eine privUegirte Forderung, wie jene, die dem Verkäufer eines Grundstückes 
wegen daa Xanl^reiBaa snatekk Van dn nn konnten dte Elganttiflnwr jener Bentan ikra dao>* 
fallsigen Beehte gegen dritte Erwerber nnr mittelst Eintragung ihrer Forderung in Mi 
Hypoihekenregister aufrecht erhalten. Auf dieser Ansicht beruht auch die Bestimmung 
im Art 11 des Deerete vom 12. Decbr. 1S(% (für das Qrosshenogtbum Berg) and in apiteran 

Borlin, Y. Daebr. 1895. (Oaaa.) Konrtk g. SabUr. (K. A. 8. IL 8&) 

Dritter Fall. (Erbpacht; Gadncitätsklage.) 
In Ansehung der vonnals bn Herzogthum Berg gelegenen GrondstQcke 
• kann , nach dem KOnigl. Fteoss. Gesetie vom 21. April 1825, der Eigenthfl- 
flMr einer Beute sitfolge enies 1772 abgeschhMHenen Erbpacfatsvertrigs nnr 
nodi als Beal-Qlinbiger angesehen werden und ist daher nicht mehr be« 

10 
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reclitigt, wegen IQditaliliiiig der Beute iriOireDd drd Jahren eine CSndnd- 
tfitsldage annutellen. Wenn ilun das Oeeets nodi dUgenigen Yonogsredite 

belftBSt, welche die allgemeinen Gesetze ihm gewähren, so können hienmter 
schon nach dem gewöhnlichen Spnchgebrauche nur solche Vorzugsredite 

Vorst andt'ii werden, die ihm gegen andere Gläubiger im Concurse über das 
Vermöge u des Schuldners etwa zustehen oder eingeräumt sein mögen. 

Berlin, 31. Decbr. 1828. (Gass.) Grossenbeck g. Pithan. (K. A. 12. U. 59.) 

Vierter Fall. (Erbpacht; Aufhebung des getheilten 

Eigenthums.) 

Wenn nach einem alten Erbpachtsvertrag , mit Rücksicht auf das damals 
bestandene getheilte £igenthum, der Erbpachtsherr zu gewissen Leistungen 
(Lieferung des Banholzes m den Beparaturen) verpflichtet frar, so kann 
unter dem B. Gl. B. der Erbpächter, wenn er Yon Bengemgen, dem die 
Bente frei Ton Lasten von dem Staate Terkanlb wurde, anf Entriebtnng der 
Rente belangt wird, sich nicht dieser Entrichtung wegen üichterfUlnng jener 
Gegenleistungen entziehen. 

Denn das urpprQngliche Bechtaverhällniss wurde durch die Art, 529 u. 530 des B. G. B. 
in Verbindung mit den Art. 1 a. 2 des Qesetzes ▼om 18./20. Decbr. 1790, welches das 
ftHber swinheii dem ErbrerMher und dsmErbpichtar bMtaoiene getheilt« Eigentham anf- 
gehoben und in ein volles za Gunsten des Erbpiehlen orngMebaffen hat, ginzlich zenMrt; 
hiermit musste zugleich eine, blos auf einem solchen Verhältnisse beruhpnde, Verbindlich- 
keit zur Verabreichung des Bauholzes, die nur auf dem dominio directu haften konnte, ihr 
Fortbeslehen verlieren; mit dem dominio directo ist sie natUrlieh auch auf das nunmehr 
▼eraiiiigte domuuam Obei^c^aqgan. 

Berlin, 1. JvU 1829. (Gmi.) POimgvi g. Oiederieh. (K. A. IS. IL 2L) 

Ffinfter Fall (Persdnliche Verpfliehtung des alten 

Besitzers; Vcräusserung.) 

Der Rentberechtigte, welcher einen Andern als Bentschuldncr auf Ent- 
richtung der Rente belangt , kann mit seiner Klage um deswillen , weil der 
Beklagte das belastete Grundstück, dessen Besitzer er zur Zeit derMobilia- 
risirung der licnteu war, nicht mehr besitze, nicht abgewiesen werden. 

Durch den Ali. 6 des Ges. vom 4. Aug. 1789, Art. 8 des Oes. vom 25. Aug. 1792, 
Art. 7 dos Ges. rom 11. Bnim. YU, Art. 6S9 «. SSO B. O. B., M»wi» Art. 1 III. 1 des 
Gm. vom 29. Decbr. 1790 bat die Natur der Gmndrentea, iidtBi M* für losbar und fOr 
bewegliches Gut erklärt wurden, eine gänzliche Veränderung erlitten; sie hörten auf, Pro- 
prietätstbeile der Grundstücke, worauf sie haften, tu sein, und es kann nicht mehr der 
Gnmd vnd Boden als Sclnddiifr dir Bmlt angesehen wtrdn. Der FMprielllelliell, den 
der Rentbercchligie firflkerUn «n dem Gmndiiaek hatte , ging dnreh die Uotae Kraft dea 
Gesetzes auf den Besitzer über; dieser erwarb den Proprictätstheil, den der Rentberechtigte 
verlor, und wurde somit vollständiger Proprietär des GruudstQckes. Das Gesetz gab aber, 
indem es die Bente für lösbar erklärte, deutlich zu erkennen, dass diese Erwerbung nicht 
onenigeiaieb aein, vielnehr der nnmnehrig» BentsdraMner ein AeqniTaknl tSr De^jen%i| 
was er erworben habe, geben solle; dieses Aequivalcnt kann nur in der Verbindlichkeit, 
die Rente bis zur wirklichen Ablöse zu entrichten, bestehen; diese Verbindlichkeit, welche 
den Preis der von dem Bentschuldner erworbenen Propriet&t bildet, ist jedoch eine per- 
aonliebe, da das Oesets nidit Terfilgte, dass jene Erverbnng blas sine YeriiiliditBng das 
Grundstacks nach sieb lisha, mithin es bei der Bogel, nach weleber Verbindlichkeiten par- 
SOnlicb sind, vptt)lcil>i:'n musa. Hiernach ist Derjenige, welcher zur Zeit der Verkündigung 
jener neuen Gesetzgebung Besitzer des mit der Grundrente belasteten Grundstücks war, zu 
fifftwdhreoder Entrichtang der Rente, nicht mehr aas dem früheren, wohl aber aus einem 
naoaa Badilsgmnda nnd swar parsOnKeh TarpfliAM, walahar Yarpilielitang er atdi dnrdi 
Varinssenmg dos belasteten Grundstockes nicht anliislMn kann. 

Barlin, 1& Dsebr. 183a (Oass^ t. UateUtoky 9. Uodoiar. (S. A. 18. IL GL) 
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Sfr&kBter FftlL (MobilUriiimng der Orundrente seit 
Februar 17990 

(& das N&her« zo Art 3381 B. 0. B ) 
Barlia, 38. Octbr. 1837. (Gau.) O^AoUpMa« g. NtMtlcod«. (K.A.36b IL A. 87.) 

D. Naekiraff mir rhMmftfUeken RHhUpreekimg, 

Grundrente; Eintraguug iu d&a Hypothekcubuch; Aus- 
legung der Vertr&ge. 

Qsmasa der GeaetigeboQg der Jabro 1790, 1j92, 17d3, Jahr VU, Art. ö29, 530, 872, 
31IS B. G. B. und 686, 666 B. P. 0. waA des kaieerl. Deereli Tom 9. YenMmiair« Xm 
haben die eheraaligeo Oraadrenten ihre ureprOngliche reale Verbindung mit dem Qute Ter* 
loren und eine BelMtong des Guiee mit der Rente ist durch die Eintragong im Hypotbe- 
kmbiKbe bedingl Wenn daber ein Eigealbtaier, ledigliob zum Steuer-Caiaster , erklärte, 
düt smi MiMr CfamiiMaln «Int bwteiBlt Qwilllil Kem (aa dv Progymnasiniu za 
Ortealadt) tiaalaa, oad daa Oeriebt Tecortbailla Ibn danuf Ua aar Lebtaag diaaar Baata, 
deren Eintragung ins Hypothekenbuch nicht constatirt, ja nicht einmal beliaaptet wurde, 
»0 sind hierdurch nicht allein die Grundsätze Jener Gesetzgebung, sondern auch neben den 
Beatimmungen Ober daa Cataeterwesen (KönigL Bayer. Gesetz vom 16. August 182S, In- 
atraaHaa m 11. Vai 1886), faraar aaah die Art 1161—1168 B. G. B. varletil, iodan 
daa Gericht die fragliche xam Cataster abgegebene Erklärung als Uebemahrae einer per» 
•Milchen Verpflichtung betrachtete. Denn nach Art. 1161 u. 1162 sollen selbst zweiseitige 
Vertrige, also um so mehr die einseitige ErkULrung einer Person, nach dem Zusammen- 
kaqga daa gaaaaa GaiaURaa md In ZwaifU aa Gonttaa Desjenigen , welehar aidi vai^ 
ifidiMa, aafisabaat werden, lad aadi Art. 1163 ib. soll aalbat bai aiaar aUgaawlaaa Faa- 
eung dee Actes die Verpflichtung nnr auf dasjenige baiagaa «ardaa, woraaf nadi Lage dar 
Sache die Absicht der Parteien gerichtet war. 

Manchen, 10. Januar iSbi. (Gass.) Cloos g. das Progymnasium zu Grttnstadt. 

Zo Art. 58e. 

Schenkung einer Schatulle mit ihrem Inhalte; Obligation. 

Der Art 536 B. G. B. ist nur auf das Vermächtniss oder die Schen- 
kung eines Hauses, nicht auf den Fall anwendbar, wo eine Schatulle mit 
Allem, was sich darin befindet, legirt wurde. 
(8. das Nibara m Art. 891 o. 606 B, G. B.) 
BerllB, U. JmI 1888. (B4> t. Btoa f. B«v. (K. A. IZ IL 31) 



»rlUea Itopitel. 

Vm dm Soäkm I» ihr«r BeMmtg mu Dm^/mii§mi, wM» $le 

(Art. 587—548.) 

Zu Art. 537. 
Juristische Personen. 

Erster Fall Eine Stiftung kann niidit Gegenstsad des Eigentliiims 
flfam Drittoi sein, weil sie, als jurislisdie Person, selbst fieditssubject ist 
Maaaiitlai, 18. Oalbr. 18181 (Ob«tei^ & 868.) 

Zweiter Fall Bis Begdiren der Vertreter eines Kirchenfonds (mil- 
der Skiftang), gleidi den übrigen Angehörigen der hetreffendsn poUtisdun 

• 10. 
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Gemeinde, in Beng anf ein dieser nutehendes Bedit behandelt m werden, 
ist iinbegrflndet, weil soldie Stütongen selbststftndige Körperschaften sind 
und ab solche nicht als Mitglieder der Gemeinde, in deren Beaik ihre Yei^ 
waltong besteht, betrachtet werden können. 
Manalieiiii, 3a Ootob«r IS&S. (AoimIm Itti. & 

Zu Art. 5S7 und M4. 

Familien-Stadienstiftung; Substitution; Zuständigkeit 

der Gerichte. 

Erster Fall. Eine Studienstiftung, welche nach der Stiftungsurkunde 
von 1672 vorzugsweise zum Vortheile der Familie des Stifters errichtet wurde, 
gewährte nach der damaligen Gesetzgebung den berufenen Faniiliengliedem 
Ansprüche privatrechtlicher Natur auf den Stiftungsgenuss , welche 
Ansprüche bei sich desfalls ergebenden GontestatioDen nach allgemeiner 
Begel znr gerichtliehen Entscheidnng gehOrtCD. 

Jrtmv prlTaireebillek« SMpwikl inird« doreb Im ▼«bot iflr fMtäSMktm 

im Oetetu v. 15. Not. 1792 tmd Art. 896 B. 0. B. alcbt berührt und die Stißaag ukn 
keineswegs den Charakter einer Öffentlichen Studienstiftang an, da bei Familienstifhin- 
gen nicht von dem Eigeothom eines bestimmten einzelnen Fsmiliengliedes , welches sich in 
im Qtmm efaier StfftitBOTOflioii baflndfl, die Bai» Min kam, ndlblii der ¥tU der Oo»- 
■errirung and der Heransgibe einer lagirien Sache , welche aus dem WesM der Sabsti- 
tulion folgen, nicht vorliegt; die spStere Gesetzgebung über das ünterrichtswesen and die 
StudienstiAungen geben daher auch nicht von einem solchen Verbot aas, laiaan vialmabr 
die Familienstinongen in ihrer Gültigkeit fortbealeheo. 

IMe Gceelie rtm 18. Angwl 1198 nod 8. Ittrs 1T98 aiad nHleitgeiuwnMii dnch du 
Geaats vom 25. Mess. v. 

Das fOr Köln erlassene specielle Decret v. 22. ßram. XIV bestätigt jenen Qniodaali, 
erkeant in Art. 11 die Familien als fügenthOmer des Stiftangsvermogens an. 

Wann alao aneb Geaetee dleee SHIkongan oiar die Yanrabonf efaier affentfieben Be- 
lllirda stellten , so haben sie doch nirgends eine VerfQgnng getroffini , wonach die Conte- 
alationen Ober die speciellen Ansprüche der berufenen Familienglieder als der Competenz 
der Gerichte entzogen angeaehcn werden könnten. Der Art. 2 des Decrels vom 11. Decbr. 
1806 and die Art 170 aq. daa Decreta vom 15. Not. 1811 können nor anf öffenlllebn, 
niebt anf privntreebtllebe F^sülian-Staiisoaliflangan beaogen werden. 

Wenn also AnsprUdie der einzelnen Familienglieder Ton dem Verwal- 
tongsrath abgewiesen werden, aobabeii aidi dieselbeahiergegai aa die Ge- 
richte zu wenden. 

Berlin, 18. Mai 1858. (Rej.) Stadienratb g. Kleinermann. (K. A. 54. II. 46.) 

Zweiter Fall. Die Beschlüsse des Verwaltungsrathes bezüglich des 
Anspruchs auf eine alte Familien-Studienstiftung können nicht vor den Ge- 
rich ton auf dem gewöhnlichen Rechtswege angegriffen werden. 

Unter der neueren Gesetzgebung wurde der frflbere Charakter solcher Privatstiftongen 
ioboa bi na ie ri e B a r BaalabaDg, jedoilUla aber datanab wsaaaüicb verindeii, daaa an dia 
Stelle der von den Stifter ernannten Gallaleien BOnttieba Sabordan gaiialan find. 

Soviel die materielle Seite betrifft, ist eine Stiftung, wodurch das Eigenthum des Stif- 
tungsfonds für alle Dauer der Familie, den künftigen Familiengliedcrn aber der Genass 
vorbehalten bleiben sollte, mit den bekannten intermediftreo Gesetzen, welche alle Sabsti« 
tntionan jadae getraanle ElganibBB anlhaben, nidM oMbr Ib Etadtiang an bringen. In 
UabarainstiBunnng biermit erkannt daa B. O.B. ito Familie als solche nirgends als Bechts- 
Bubjf'ct und Trägerin eines Eigenthums an; ebensowenig kann das Anrecht, welches den 
einzelnen FamiUengliedem auf den Genass des StifUmgsvarmOgens zastehen soll, mit dem 
tan Alt 5U B. 0. B. bartwUn Bigrille dea Eigentbnma vereinigt werden. WiOB d« 
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Axt MV B. Ck B. an Bfleksieht nt Pmod das BmUm« im HgnAnai te Miit- 

personen solches gegenüberstellt, welches sich nicht in der Hand von Privaten befindet, so 
ergibt sieb aas den Discussionen zu Art. 537 u 516, dass hierbei, dem Privatcigontlium 
(Art. 544 ib.) gegenflber, abgesehen vom Staate und den Gemeiodea, nur aa das Eigen- 
Ihai von ailsallidwa AaMaUen gelaehl iH, «onit «Bflh Ito forMraarnte MOgUdiluII einar 
moralischen Persfinliehkeit, die ihren Sitz in der Familia das StiAers oder in der Privat- 
atiftung selbst haben mOsste nnd aas welcher die jeweiligen Familienglicder individuolle 
Baebte aaf den Gennas des StiftnngSTannflgeas berleiten kflonten, von selbst ausgescbloo- 
aan aefai wflrde. TkaMahHeh habm aneb wirkBdi die FandUanatlAniigaB in ibrer aelbtt- 
stindigen priTstrecbtlieben Exialaaft anfgebört und Jblaiban aar in YaiUninng mit den Öf- 
fentlichen Schal-Anstalten, mit welchen sie verbunden waren, weiter nicht als in ihrer 
unprOogUeben Zweckbestimmung erlialten, und sind in dieser Weise gerade so wie das 
flflimUiaha Sebolvermögen selbst der Verwaltung der Administrativbeborden anterworfen. 
(fiaaalia «an 18. Angoat 179S, 8. Mint 1798, 5./8. Mai 1788, Dacral vom 26. Maaa. V, 
und die darauf gebanten Beschlüsse der Regierongseommissire, Prfifekten und der Central- 
Verwaltung des Soerdepartements.) Der Art. 11 des fttr die Schalanstalten in Koln erlas- 
senen Decrets Tom 22.Bnim. XIV widarspriebt dem niebt, da die darin gebrancbten Worta 
„Im /mA äffm IU H mb ie MI « /miMm proprüUttu 4» fwMItmf* nur ab afaa 
aül 4ar erhallaoen Zweckbestimmung diaaar Fonds nannmanbingande ennneiative Bezeicb- 
Dong aoliafassen sind. Dafür aber, dass jene Privatstiftungen als Bestandtboile des öfTent- 
lieben Vermögens der Unterrichtsanstalten betrachtet wurden, sprachen unzweideutig die 
Decrete vom Ii. Doebr. 1808 und 15. Novbr. 1811. Es kann nicht xweifelbaA sein, dass 
dar YamallHngnaih darfltadianaliflnngeii iorah dia nanara Qaialitabang niaht Uoi an dia 
Stelle der ehemaligen Collatoren getreten, sondern mit wailer gabenden Attribntionen, die 
im Gesetz« wiurzeln , bekleidet ist und namentlich ein Entaebeidungsrecht aber die Verge- 
bung der Familienstükmgen aussnaben bat pecret Tom 22. Brom. XIV, Art. 10 u. 30, 
in VarUning nü dam 6aaaii Torn 6./8. Mai 1788, Baadilnaa daa Priraelett vom 1. 
TanUaa IX, Daarala v«m IL Deebr. 1808 und vom 15. Norbr. 1811 (Art. 172 u. f.). 

Hiemacb können die Entscheidungen des Ven^altungsrathes nicht als blosse Handlun- 
gen eines BoToUrnicbtigten des Stiften betrachtet werdoi, weiche aof dem Becbtswege 
angegrüTan in werden TermOgea. 

Barlin, X ML 1861. ((3mi.) fitatfaBTanviimt n Kaln FUkab (K. A. 6& 
n.88.) 

Zq Art. 887 CM4 und 545). 

Polizeiverordnung; Unverbindlichkeit; Eingriff in das 

Privateigenthum. 

Eine Polizeiverordnving der Conununalbehörde, welche, im Interesse 
des üebernehmers der Strassenreinigung, den Eigenthümern von 
Häusern verbietet, zum eigenen Vortheil oder für Rechnung Dritterer, die 
in ihren Häusern sich ansammelnde Asche oder ünreinlichkeiten anders von 
da wegzubringen, als in vollangefüllten Karren, und mithin die Hausbesitzer 
mittdbar zwingt, solche imentgdtlidijaifliiiüiilenidiiDer sa flberlassen, der 
sie jeden Tag in jedem beliebigen Quantom ahiaholeii ao88chl1wwlidi belogt 
ist, linft dem Gesetse tmd dem Rechte des Eigenthoms entgegen; das Ge- 
richt bei flie daher (im Kttnigreidi Belgien) nidit amowendeiL 

Wenn es anbestreitbar ist, dass die ConumnalbahOrda bafugt ist, zur Aurrechthaltung 
dar Poliiei , lur Sicherung des allgemeinen Gesundheitszustandes , der Sicherheit und Rei- 
nigkait der Strassen , Reglements zu erlassen, so dorfen aber aaeh diese Beglements nicht 

6aaalMB mwiliilMCra. Midi Art 78 daa belg. Geaataa m 80. Wn 1888 od 
Art 107 dar CftnatHnttaii Batglav lal dia OartaUababOrde berechtigt und verpflichtet, 
bald sie berufen ist, die von der CommunitlbehOrde erlassenen Beglements durch Anwen- 
dung der Strafe zu sanctioniren, zu prüfen, ob sie nicht gegen die Gesetze aostossen oder 
die Greiuen der Competenz jeoer Behörden überschreiten. Jenes PolizeireglameiU schaft 
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nun aber, wenn anch nur indirect, ein durch das QntAz, naiaentlieb die Art 2 oad 7 dea 
Geaetzee Tom 2./ 17. M&rz 1791 verbotenes Monopol. Die Art. 537, 544 and 545 B. G. B. 
nnd der Ari. 11 der belg. Constitution bestätigen den Grundsatz das fretaa VerfQguogs- 
rMUet dw ElgSDÜillnen, nnd dais diesem var tarn ftH^aaMinea HHmd ud Hdllilil «Imt 

billigen vorläufigen Entschädigung das Eigenthum entzogen werden darf. Wena der Ari 544 
clt. ein Recht der AdiiiinistratiTbchönic, >tio Ausübung; des Eigenthumarechts im öffentlichen 
Interesse und auf die Art zu regeln, dass dessen Ausübung mit dem lot^^rssse der Gesell« 
fdiaft mid der den Bedilen anderer Bflrger gebuhreaden Aditaag in ElnUiag etebt, fer» 
aussetzt, so kann diese Beglementaifewalt nie bis zur Entuehung des Eigentbums und zur 
Uebertragung des dem Eigenthflmer versagten Gebrauches auf einen Dritten tidi erstrecken. 
Brassel, 6. Aagosl 1860. (Bej.) (Paeicr. 1860. I. 348.) 

Za Art. 538. 

1) Bäche; nicht schiff- und flossbare Flasse; Privat- 
eigenthum. 

Die nicht schiflf- und flossbaren Flüsse bilden keinen Gegenstand des 
Privateigenthums. (^Art. 538 B. G. B.) Die Verwaltungsbehörde ist daher, 
vermöge ihns Polizei- und Auf Sichtsrechts, befugt, aber den Lauf und Ge- 
liranch des Wassers solcher Flösse BegtementB zu erlassen. 

Berlin, 7. December 1840. (Gass.) U. & f. WaUbreeker. (K. A. 31. IL 38^ 
0fr. M Art. 644 B. Q. B. daa UrtheO (Berlin) vom 14. Hai 1838. 

2) BAche; BesitsatOrungsklage zum Schutie der auf B&ehen 

angelegten Triebwerke. 
8. xn Art. 644 B. Q. B. das Urtbeil (Darmaiedt) vom 21. October 1861. 

8) Bftohe; Aufsichtsrecht der Verwaltungsbehörde; Gompe- 
tenz der Gerichte bezüglich der durch den bisherigen ZU' 
stand erworbenen Privatrechte. 

8. zu Art. 6 des Oeaetxes vom lZ/20. Angnal 1790, Urtbeil (Darnistadt) tob 

24. Mai 1852. 

4) Bäche, nicht schiff- und flossbare; Eigenthflmer der- 
selben; Abtretung zu öffentlichen Zwecken. 

Das Bett von nicht schiff- oder flossbaren Bächen ist nicht das Eigen- 
thum der Anuferer. Demgemäss haben diese auch im Falle der gezwunge- 
nen Abtretung zu üifentlicheu Zwecken keinen Ersatz wegen des an ihre 
Gnmdatacke angreuenden Badibettss in Anspruch zu nehmen. 

Dia Art. 6S6, 557 nad 561 B. 6. B. geben dea Aanferin nielit ala BlgantUtanan 
des Bachbettes, sondern nur zur Ausgleichung der ihnen durch die Veränderung des Bacbea 
etc. entstehenden Nachtheile, einen Anspruch aur die Alluvion etc. Die Art» 563, 644 nnd 
645 ib. zeigen, dass die Anuferer nicht EigenthQmer des Bacbbeltee sind. 

Paris, 6. Mai 1861. (B«j.) (J. d. P. 1861. S. 810.) 

Ofr.eiIiMrtnAii888B.O.B.Hr.95ii.fl a andi Baj. <Ma) v. la JanllSW. 

5) Fluss, nicht schiffbarer; Eigenthum des Staates an dessen 

Bette; Allnvion. 

Der Grund und Boden, welcher als Bett eines nicht schiff- noch floss- 
barea Flusses der sinnlichen Wahrnehmung und Einwirkung entzogen ist, 
kann zu einem Gegenstand das Besitzea mid EigentiMuas erst wwdeD, wum 
und so weit er Tom Flosse reriassen wird; mit dem Aogenbück aber, worin 
er vom Wasser befreit, als bisher benranloa in die Erscfaeiniing tritt, gehört 
das UnsBbett den Staate, mag die Xtodkenlegung dnrdi eipe aatflirlicfae 
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Verindenmg des Flussbettes erfolgt, oder der FlnSB durch menschliche 
Thätigkeit abgeleitet worden sein; die T^ferbesitzer des trocken gelegten 
Flussbettes haben keinen Anspruch auf dessen Grund und Boden. 

CtomAss dor aUgemeinen Bestimoiuogea der Art. 639 oDd 713 B. G. B. moss das 
v«rlui«M Fliusbett, wie eia anderes neu entdecktes Grundstock, als Eigenthum des Staats 
ragasdien weitai; nm im SalM das Ali 638, dm ichUnMure FIflsM, d. b. Wuaw- 
strassen , gleich Landstrassen als Staatseigenthnm betrachtet w erden , kann fflr das Eigeu- 
Ihnni der Uferbesitzer am Grund und Boden des verlassenen Bettes eines nicht schiffbaren 
Flusses kein argumentom e contrario gezogen werden. Man kann den Erwerb eines solchen 
ftfllMm FhiMbaM« nidil taf glslebe Linie nll dm Brwwfce von AaMiiweBimang«ii and 
Inselbildungen stellen nnd demgemiss das Eigenthnm des Bettes nach dem in den Art. 556) 
557, 560 und 561 B. (}. B. enthaltenen Accessionsrechte den Besitzern der alten Ufer zu- 
ibeiien; ein solches allgemeines Zuwachsrecht ßndet sich in diesen Artikeln nicht ein- 
■nl angedeutet, soodam es sind darin nur gewisse, geoaii bexeiehoete Arten des Zowaeha- 
fMUi ata Erwa rim ma dea Etganttnuna anarinanl, waldia mll rinander gaoMin haben, 
dass daa smmchscnde Eigaottrani sich als Nebensache zu einer Hauptsache v(*rh.'llt und 
hiermit Tereinigt. ( Art. 546 und 551 ib.) Schon von diesem Gesichtspunkte aus sieht das 
VerhAllniss eines ganzen Flussbettes , aus welchem in einer gewissen Strecke das Wasser 
im eia aadaria Bell galdlal «M, n dem auloeaenden Gnudeigenflnnn den Veriüllniaie 
dar AuohwaaUMUgtB und Insebi, die aas dem fortfliessenden Gewisser entstehen, za dessen 
üfem keineswegs natQrlich gleich ; stünde es aber rechtlich nothwendig gleich , so wäre 
niobl abzusehen, weshalb die Art 556, 567, 560 und 561 die Anschwemmungen und Insel- 
UMaqgaa beaandaM and aadan bihattlaita% ab in daoi Art. MS wealgalaaa daa von dam 
Fhiue dwch Ibtaifaaft yiriaaaane Ball bahaadeM M; die Veraehledenlieil dieaer 
Bestimmungen muss vielmehr auch verschiedene Gründe des Gesetzgebers zur Unter- 
lage haben; namentlich gibt der Art. 563 unzweideutig ein Billigkeitsprincip als seine (irund- 
Isge zu erkennen, welches der Gesetzgeber seinerseits nur vermöge des oben angeführten 
SiBBlaeiganftama am FlniaMle nm Beehlaaatee erheben konnle, wUirend den Bealim- 
arangcn der Art. 556 nnd 561 und de« römischen Hechts (das die Grundsätze der Art. 539 
nnd 713 B. G. B. in dieser Ausdehnung nicht kannte) über den «Irena maiattta daa daroa 
ganz Tersehiedene ZawachsmigspriDdp zur Basis dient 

Hinaiehttiah daa Ballaa aiaaa darah manadttahe ThiUgkeH abceMlelaa Flnaaia teilt - 
die GesetzUeUutt dar Verlegnng an aieh roraaagaselrt — phyiiach nnd reebtfich daa aim- 
liobc Verhältniss ein, als ob die Trockenlegung durch die natürliche Veränderung di^r Flnss- 
bahn erfolgt wäre; es wtlrde unerklärlich sein, warum das Flussbett in dem ersteren Falle 
ans einem andern gesetsliehen Principe, als den Art 539, 713 und 563, entschieden werden 
aallla. Wellie nna aaoli daa Ealadildigangaaaaprnah der firOheiea EigaaUiamer daa aeaaa 
Ffamsbettes aus dem Art 563 nicht anerkennen, so darf doch der Beehlabeden, weraof der 
Gesetzgeber stand, indem er diese Billigkeit übte, nämlich das Staaladgeathum an herm- 
loeen Qmnditfldtaa, nicht rerlasaen und die Entscheidung über daa alte Flussbett nicht 
aar db Art. 866» »7 aai 881 gaMOM variaB, wakhe «af dam, Unalahliidi eiaaa dordi 
Teifaderlea Waaaarlanf trocken galaglM BaMaa, raa dar Q aaa te8 rtaBg WMawaadbar ar- 
kannten Aeeesaionsprincipe beruhen. 

Berlin, 8. Juni 1861. (Gass.) Trarbach und Frans g. Jacobi. (K. A. 56. IL 38.) 
Ofr. QUbert zu Art 538 B. 6. B. Nr. 25 u. f. 

MaU den Beriiaar OuialiüMhBft fan 90. laanr 1887. Liplaart g. Kaiaer. 
Vami. daa sa 886 B. 0. B. Gaaagla. 

6) Flnssbett; Wasserbauten des Fiscns. 

Das Flnssbett kann nach dem Punkte der Vertiefung bestimmt werden, 
bis zu welchem der Wasserspiegel bei gewöhnlicher voller Strömung des 
Flusses bei dem höchsten gewöhnlichen Wasserstande sich zu erbeben 
pflegt 

Der Umstand, dass die Uebenieseliiiig dar IHstricte dnrdi die Wssser. 
biutea des nau herrorgernfen wordeB, kann dn BecM auf Scbsdeneraits 
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begrtiideD; er ist aber nicht geeignet, di«e niB eimnal lam Fltusbett ge- 
wordenen Districte dem Öffentlichen Eigenthum sn entriehen. 

Barlia, tt. llin 18S0. Fliifl«r Seott. «BlrialliQitt, IlMiiligiiniMHia B. S. 8. 47a| 

7) Eigenthum an nichtsehiffberen Flflesen. 

Bei FlflBMn, die weder schiff- noch flossbar sind, steht den Ufereigen- 
tfadmem auch das Eigenthum an Flaas nnd Bett zu, arg. 538 und 561 B. G. B. 
ICanaheia, 4. Min 1841 (AmnL IMS. 8. 381 v. C OlMriM%. XM. 181^ a 1091) 

8) Flossbarea Gewässer; Becht auf aasschliessliehen 

Gebranch dee Wassers. 

Die Besitzer einer an einem flossbaren Wasser gelegenen llflUe 
können gegen die Inhaber einer Fabrik an demselben Wasser keinen Sdia- 
densersats dafür in Anspruch nehmen, dass duidi den Ban der Fabrik nnd 
den dabiei nOthigen Wasserabschlag ihnen das aom Betriehe der MoUe 

nothwendige Wasser entzogen ward; denn das flossbare Wasser ist nach 
Art 538 öiTentUches, dem Gemeingebrauch bestimmtes Eigenthum und die 
Kläger hätten daher ein Privatrecht auf den ungestörten Gebranch des 

Wassers darthun müssen, was nicht geschehen ist. 

Mannheim, 27. Februar 1861. (Zento. Mag. B. V. S. 448 ) 

9) Kirchen und Kirchhöfe; Klagerecht des Kirchenvor- 
standes; domaine public; domaine public municipal. 

Ein Kirchenvorstand ist nicht um desswillen unzulässig , das Eigenthum 
eines zu einer Kirche gehörigen Kirchhofs klagend in Anspruch zu nehmen, 
weil diese Gegenstände nach Art. 538 B. G. B. zum domaine public gehörig 
seien , also nur durch den Staat oder die (Gemeinde das Eigenthum derselben - 
vertreten werden könnte. 

El ÜMl fWh aWil Mutopten , dast AH. 838 vM ztnl Mn 8m iomaim poMie 
qittfie, and nur diese zwei Arten anerkenne, nimlMl: 

ft) domaine public g6n^ral — Eigentbam des Staates an solchen Sachen , weldM nUB 

öffentlicben Gebraache Aller, der ganzen Nation, beatimnit sind — nnd 
b) domaine pablic mimidpal — Eig«nlhnm des Staates an Gegeastioden , die nur 
wm vtMlUkm GthMebe «iaet Tbelli dir Vatfon, der BewolMer etaer G»> 
meinde , bestimmt sind nnd htnsichtlieh deeseo die GeoNinde nnd nar sie die Beebte 
der Staatsgewalt ausQbe und befugt sei , die sich auf solche beliebenden Eigen- 
tbamsfragen zu Tertreten, so dasa also z. B. Vindicatiooe- oder Negatorienklagen 
bertsHeh voo Kfnina «ad deren Dependeuen (KirddMfln) mr vea der OMl» 
gemeinde und nicht von den Kirchenfabriken angestellt werden kfinnten. 
Vielmehr ergibt sich aas den Discussionen im Staatsrathe, dass der Art 538, in Verbin- 
dung mit den folgenden Artikeln, nur den Zweck gehabt habe, feenusetzen, was als 
Stutegnt in dem oben sab •) angegebenen Sinne u betrneblen mI nd diü et Mk M Uä 
TtraMea iraiie, iieh flbar dat Eigeattmi der €Hllar ier eanetadw, HoipMIer waA (M^ 
Beben Anstalten in dem Gesetze auszusprechen. 

Darmstadt, 5. April 18^i (B«j.) aeoieiode Eeppenbeim g. katboiiiebe Kirahe da- 
lelbet. (Emmerling 1853. I. 50 ) 

JO) Kirchengebäude, katholische, und die davon dependiren- 
den Kirchhöfe; Säcularisirung in Frankreich und in den 
vier rheinischen Departementen; jetziges Eigenthum an 
denBelben. 

Erster Fall. A. Die katholischen Kirchengemeinschaften in den vier 
rheinischen Departementen haben m Gem^ssheit des ConsuUrbescbloiBW 
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Tom 20. Pnir. X das ihnen frfliier zogestandene Eigenthnm aa den BrduD- 
gebAnden nnd deren Dependeosen verioren; dieses Eigenthnm ging anf den 

Staat über. 

B. Sie haben das ihnen entzogene Eigenthnm durch spätere gesetzliche 
YerfQgongen nicht wieder erlangt, sind daher nicht befugt, eine Klage anf 
Vindication eines zur Kirche gehörigen Kirchhofs anzustellen. 

Zq A. Bereite dareb Deeret der Natiooelvereemmlung Tom 2./i. Novbr. 1789 wiird» 
ilniBtUcbe geieUiehe Ooter flbr Natiooalgat erklirt; oaeh Maaeegab« dar daiaof weiter er» 
pmtmm VarfagiagM, nannatWah ler Deerala Tom SS. Oelbr., 5. Hovbr. 1790^ la a. IS. 
Fabr. 1791, & a. 15. Mai 1791, 13., 14. Bram. II, kann nicht bezweirelt werden, daaa 
IlBter den fÖr Nationalgat erklärten GQtem sowohl diejenigen des Clerus als auch jene 
dar Kircben, and eelbet die zum Gutieadienste besiimmten Geb&ude samuit ihren Depeo> 
dMMB nnludio worden, wothm talbil folgt, daaa diaKlrehaoganaliidaii daa Etg«»> 
IhWB an dan Kirtiben und ihren Dependenzcn , insoweit ihnen aolchos zugestanden babea 
BMNilla, rerloren und solches auf den Staat (Iberging. An den also regulirtca Eigenthums- 
Tirlilltniasen fand bis zu der mit dem Papste abgeschloaeenen CooTeation rom 26. Mea- 
•idor IX und dem Gaaalia vam 18. OanäiMl X , sowie dwdi ttia« iaibal kiiiie Aeoda- 
nBg alaH> 

Der Art. 12 jener Ck)nTention drflckt mit der Bestimmung: „toules les igtUet 

Uronl rendae» ä la disposiHon des iveques" nur aus, d&ss os den Bischöfen gestattet sei, 
die noch nicht Ter&uaserten Kirchen wieder, ilirer früheren Bestimmung gemäss, zur Aus - 
Stang iat OaHeadfeaalai tn Tarwandaa; m ward« deafatbea nor ein baa U ia i i aa B«- 
natznngirecht eingerftamt; b&tte ein EiganlbomsObertrag dadurch bewirktwMdtn 
eoUen, so wire dieses klar und bestimmt ausgesprochen worden; zu einer solchen Ueber- 
Iragvng des Eigmthama auf die Bischöfe selbst lag auch kein Grund Tor; bezflgUeh der 
Kireba adbat bestand ab«r noab keine OMMnaliaebe Peraon, anf welcba daa Eigenthnm bitte 
ebnriragMi «ardan kttuun; die Fibiikan sollliB am nadi Haaaignba dci Ali 16 daaOap» 
mioalgeseliea wieder, nnd xwar ladlgHab aar UalariMdlng dar Kfrahan aad YamaHnig d« 
Kirchen, geschaffen werden. 

Daa Germinalgeaetz fOhrt«, namentlich ia seinen Art. 72 u. 7^ keine Verindemng in 
liaiEigeolhaaMvailiilliiiMkarbai; dena darAri TSvarfligla aar, dm dia PfirihlBHi eie. 
daa Plarram wieder znr Wahaang und Benutzung einzurtumea atlea, Ali 75 
aber aadtilt im Wesentlichen nur eine Wiederholung des Art 12 der Conrentlon. 

Dar ümitand, dasa daaDeerat vom 2./4.NoTbr. 1789 und die in Beug darauf ergan- 
§mtm VerfOgungen in dan viar neuen Departementen nicht pablidrt worden aind, hindert 
Im Bidwmag mr UMeia alahi (VargL daa ia diateaiBairfff obea la Ali i 3.0. B. 
Kr. 1, erster Fall, Oeaagte.) 

Zu B. Man lumn sich dafQr, dass den Kircbengemeinden das Urnen durch daa ArrSt^ 
TOffl 20. Prair. X entxogane Eigenthum wieder zurttekgegeban worden aat, nicht auf den 
Oonsnlarbeaebhaa von 7. Tharmidor XI, dia faM. Dtonto m 80. Mal 1808, 8L Jal 
1808 aM aOL Baebr. 1808 bariTaa, fsdan 

i) der Beschluss Tom J. XI nur ron den Ofltem der Fabriken redet, zu welchen 
die Kirchen nicht geboren, und Qberdies auch nur verordnet, dass dieselben ihrer Be-> 
Stimmung zarficiuugeben aeien, womit anf ein ZurQokgeben als Eigeothum nicht hinge- 
«km UM 

b> Ü0 Vmtiang das Daento m 80. Mai 1808 aiab mdraeMab aar aaf dia Ii 

Folge der kirehliehen Organisation supprimirten Xirdien nnd Presbyterien bezieht, mit- 
hin daraus nicht folgt, dass die beibehaltanan Kireban ala in dea Eigantbaa dar Fabri- 
ken abergegaogen zu betrachten seien j 

ia dHi Btanl foai 8L MI 1806 wlidar aar m d«i Qtliva $m Fabrikea, aai 
tair tajnigia dar ■apprimirtaa XirdMa dia Bade iai, aadfioh nach 

d) daa Deeret vom 30. Decbr. 1809 keinerlei Bestimmung enthält, aoa welcher darauf 
geaehlossen werden konnte, dass den wieder hergestellten Fabriken, resp. den Kirchen- 
gaaeinden die beibahalteaen Kireban nnd deren ZobabArden tu Eiganttna (ü>erwieaeo 
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Aach eine anderweite geceteUebe BMlimmung ist nicht erfindlich, welche dieAnnahme 
rechtfertigen könnte, dass die Kirchengemeindon das Eigenthum der Kirchen and des als 
Dependflßz derselben erscheinenden Vor- resp. Kirchhofs wieder erlangt haben; DameDÜieh 
kiDB Uerfllr ia BbsiabefMii d«r Art. 43 der VarGurangmlEnid» tob 1890 nicht allcgirl 
wefien, da sieb derselbe auf den für den verKagenden Streitpunkt ofrenbarunentscbeidanden 
Amsprach, dass das Kirchengut des besonderen Schutzes JosStnatps geniesse, bescfariakt. 

Darmstadt, 5. April 18S3. (Gass.) Ginlgemeiiwle Meppenheim g. katbol. Kireben- 
gemeinde daselbst. (Emmerling 18&3. L 47.) 

Zweiter Fall. Die mit den katholischen Kirchen verbundenen Kirch- 
höfe sind sowohl als Appartineiizien der ersteren , wie auch mit Beziehung 
auf die Bestimmung des Decrets vom 23. Prair^ XII aber die Errichtung 
Bauer BegrftbnisflplitBe, nUHit nur in den Alteren Theilen Frankreichs, son- 
dern anch in den 4 rheiniscshen Departementen, sofern sie zur Disposilion 
der BisdiOfe gestdlt worden, hierdurch nicht als in das Eügenthnm der 
Kirchengemeinden znrackgekefart anzusehen , vielmehr damals im Ei- 
genthum des Staates geblieben und spftter Eigenthum der bflrgerlichen 
Gemeinden geworden- 

A. Die kirchlirhen Gebäude und Güter sind nämlich durch im Anfang der französischen 
JBcTolution erlassene Gesetze säcularisirt, zur Dispositioa der Nation gestellt wordea. Die 
Auslegung diM«r G«Mtoe, naeh welcher «lieedben eiM ftmüiehe KiMiehmg allMKirdna- 
TermogeDs zn Gunaten des Staates enthielten, der aneh fluUweiie «m feAirtigen Yeiknfii 
derselben scbritt, unterliegt keinem Zweifel. 

Durch dae Oesetz rom iL Praireai III wurde deo Borgern der Gemeinden und ihrer 
flectteDSn der freie Gebrauch der nicht verausserten Kirchen prorisorisch eingeräumt, und 
dwmidiit dnrdi das Ctmeordat vom 26. Menidof IX nad dnreh dM in GeolMlMit de»» 
tilben erlassene Gesetz vom 18. Gemiinal X eine nähere Begulirung der kirchlichen Ver- 
bältnisse getroffen. Zwar wurde im Art. 12 des Goncordates verheissen, die nicht veräus- 
serten Kirchen, welche zum Gottesdienst nötbig seien, zur Disposition der Bischöfe zu 
•i«U«B, wahrend der Pspit im AH. 13 die geechehenm VeiimMrangea geisOieber Qflier 
für tBwidermflich erklärte ; ebenso erklärte der Art. 76 des Gesetzes vom 18. Genuinal X, 
dass die frQher für den katholischen Cultus bestimmten, jetzt in der Hand der Nation 
befindlichen Gebäude, und zwar je ein Gebäude für jede Pfarre und Succursale, zur 
Dl«f oiltion der Bischöfe gestellt werden tollen. Da aber die Ütbertragung des Eigen- 
Unm derXirchingeUnde auf die Biaehöfe naeli dem Zweeko duaer Biflimnnn8«B niehl 
beabsichtigt sein konnte, so kann das Wort „Disposition" hier nur den Sinn haben, dass 
die in der Hand, d. h. im nicht aufgehobenen Ki^onthum der Nation befindlichen Kirchen- 
gebäude durch die Bisciiufe den Pfarreien und äuccursalea zum Gebrauch Oberwiesen wer- 
di« aolltaB. Dia Bebaoptung, dass mit jenen Beatimmungen eine Bddtgewllir daa Eigan- 
ftnma beabsichtigt werden sei, steht auch mit den Motiven und den sonstigen Bestimmungen 
des organischen Gesetzes im Widerspruch. In den Motiven wird es blos als ein Act guter 
Administration dargestellt, dass die noch nicht verkauften Kirchen aoTeräussert 
nd ftr jhre frohere BealimmuQg erhalten bleibeni dar 8laal lali nüliift fiab ültal vi 
aidit die Kirciw ala den Eigsnthflmer der Kirdieageblnde an. Die Ueberwrärang dieser 
Gebäude sollte auch durch BeaehlOise der Prifekten erfolgen md hiitg aooacb ganz tob 
der Anordnung des Staates ab. 

Die Auffassung des Verhältnisses der Kirche zum Staate ergibt sich ferner theils ans 
den Beetimpiungen der Art. 64 u. f., 71 u. 72 des Gesetzes, theils daraus, dass jene Ge- 
Uoda dan manJiadw Panonan ktrahüdiar Oamafiaehafte« daaala aidil «am BganttiiuB 
aberwiesen werden konnten, weil solche moialiHke Personen noch gar nicht existirten, 
Tielmehr durch den Art. 76 nur die Errichtung von Kirchenfabriken, aber lediglich xam 
Zweck der Ueberwacbung und Verwahrung der Kirchen, in Aussicht gestellt wurde. 

Der Umstand, dase der Pi^st in Art 13 des Conoordats, mit Anschlnsa an das im 
All 12 anthaliina TaNptaehaB dar «fbidiriiehan vnd aieU vtignaiten Kfatdwa, die ga» 
idwI w iMa YaifnaiaruigaB^aMfaaiigta, kam uidtt n dtr IMnng btnahl^git, daii«lf 
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Gegenlefartong dieser Anerkennung die Sack gäbe de« Eigenthnms der erforderlichen Gebäoii 
stipalirt sei, da unter den obwaltenden Umständen anch die blosse Wiederherstellung bes- 
aerer kirehlicber Ürdonng und die Einr&amiiDg des Qebrauehs der Kirchen sehr wohl jenes 
AmIhhMm ai maüflna genügt! 

Dnreh itn Besdünst rom 1. Ttaem. XI Warden die nidit Ttrlnsiertea CNHsr der Kir- 
dwnfabriken denselben zurUckgegeben und deren Verwaltung durch 3 Kirchenmeister aii> 
geordnet; femer trafen die Decretc vom 30. Mai nnd 31 Juli 1806 in Beziehung auf dieses 
FabrikrermOgen , oach welchem die Kirchenfabrik die ihr zugewiesenen Tonnaligen Kirchen- 
güter, mit Einscbloss dsr Qeb&ude supprimirter Kfrshsa, nrlanfim sie. konnte, jedoch 
«■r Msli katssriicbor Aolsfisation tax Tüimssfing; Usi«ds gtU swsr bsmr, daas te 
Kirdienfabriken die sapprimirten Kirchen und Kirchengüter als yerinsserliches Ver- 
mögen flberwiesen und die Fähigkeit, Eipcnthum zu erwerben, beigelegt wurde; daraus 
Unt eich jedoch kein Schluss auf die Rückgewabr des Eigenthums der früher s&culahsirten 
nd Bir sva klrehliehea Gebraneh singwiiimleii Kirebsogsbiiiis flehen. 

Vieloiebr gedenkt das Staatsrathsgutachten vom 3. Nivdse XII, indem es bestitnni^ 
dsss zu den Gegenständen des Coummnaleigenthums , welche Behufs der Tilgung der Com- 
monalschnlden für den Staat einzuziehen, nicht diejenigen Qeb&ude zu rsebnsn seien, welche, 
okM vsmiflksl n aain odsr sIm B«ilt la gawilnsii, im tttn/SUbm RMmi ümtm, 
sasdrttdüieb andi der dem Gottesdienst wiedergegebenen Kirdiso nnd bsslinunt, dssi aolci« 
nicht aufhören könnten, den Gemeinden zu gehören; diessB Gvtaditen hatte nicht die 
Absicht, die Verhältniese zwischen den Kirchenfabriken und Gemeinden festzustellen, spricht 
aber die Ansicht des Gesetzgebers aus, dass die S&cularisation der iurcheu zu Gunsten 
iar Oifilgmsioam arfs^gk a«L Vosh bsstfamtsr srUirk steh das BiaaüralliBgMiaahlaö fon 
A. PluTiose XIU driin, daas fia den Gemeinden in AaifUirang des Gssetses vom 18. Gsr- 
■inal X überlassenen Kirchen und Presbyterien Co mm unal- Eigenthum seien. 

Daas diese beiden Staatsrathsgutachten die bürgerlichen und nicht die kirchlichen Go- 
Bw ia daa im Ange hatten, ergibt sich schon daraus , dass im ersten die Kirchen mit den 
BaihlHiasii «ad Oattagnisaan naaauNQgsalslU aiiid, ind daia dar Bagitf sinsr kirch» 
lieben Gemeinde als Inhaberin von Eigenthum dem Qsaataa warn 18. Gsradnal X and dkar* 
hanpt dem damaligen französischen Becbte fremd war. 

Das Decret vom 17. März 1809 spricht ebenfalls für diese Ansicht, indem dessen Bo- 
m—B i ig sii lad UalsifldMidgBgsD sieb aar dadaroh arkllraa laasan, daas die Kbrshe, da aie 
dmh daa Wisdererwerb der Kirchengebinde ete. den VordieQ des Gebrauchs derselben er- 
hMifta sollte, die deshalb erforderlichen Ausgaben bestreiten müsse, dass dagegen der Gitü- 
(MBSinde, als Eigenthümerin , die für Degradationen zu leistenden Entschädigungen zufallen. 

Femer stellt das Decret vom 30. Decbr. 1809 die grossen Reparaturen der Kirchen* 
gabinla, Ja aslbit daa Wattsrbaa, der Otvilgeaiabide aar Laak, l««t ibasa looail dtaasHia 
Miebt auf, «ilahs aaeh ArL 806 B. 0. B. dar EigealhiMr daai HiaisbnadMr gegi»- 
Iber bat 

Aaob das Finanzgesetz vom 20. Min 1813 führt die Kirchen als den Gemeinden 
gabfliig aar, zeigt also, den die raehHidw AaAasung des niMlaraHngalsshleBi ven S. 
Vkr, Xm ahie Usibaada daa Geaetsgeben aad dareb die apiterea Ossetze nicht geändert 
war. Nach allem Diesem erscheint nur die OivilgaBisiode ÜB EiganttillnieiiB daa KiidM^ 

gebdndes und seiner Dependenzien. 

Diese franzosische Gesetzgebung ist auch für die vier rheinischen Departemente aa- 
«Mdbar, obgiatdi da feier aiehl ptbUsM wwdaa. 

(& daa mhara ia dieasn Bstreffi n Art. 1 B. 0. B. Vr. i, vnStm FULI 

B. Zwar enthält der Art. 9 des Decrets vom 38. FMbr. XII nicht eine direete Ueber- 
veisnng der früheren Kirchhöfe an die zur Anlegung nener Begräbnissplätze Terpflichteten 
Oeammen; jedoch kann der Zusatz des Art. 9 ,j>ar U» commune» auxqueUts ii» afpar~ 
i UMMf * aaeh kein ganz massiger sein, dnreh wtMbm aar aasgesprochaa wardsa, daü 
dli VstpaiMaQg mt daai FigeaMmaier »mMw; ^bnebr gebt er davoa aas, daia aar 
Commansn, mithin weder Priratpersonen noch Kirchenfabriken, als Eigentbümer TOrma- 
liger Kirchhefe betrachtet werden konnten, und enthält dann die sehr wohl hierher gehörige 
Beetiwuiung, dass durch dieses Gesetz der Auseinandersetzong verschiedener Communea 
MI e i g e giil i -««diB, aMhii alshl aelhweiidig aad iiwiiiHwMiih diijaaCga <tanaM^ 
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auf deren Boden der vormalige Kirchhof belegen, die Berechtigte sein solle. Der Art. 16 
dee Decrets bezieht sich nur auf die in Zakonfl za errichtenden fiegräbnissplätze und ver- 
ftkgt, daM solche, aacfa wenn sie Privaten auf ihrem Eigenthtun anzulegen gestattet wflrds, 
to OlisBttlchw AnMM nldil «olMgsa Mia mUm. 

WeDB man anch die Worte des Art. 9 nur dahin aaslegt, dass die darin enthaltene 
Gestattnng sich auf die Gemeinden beriehe , welchen das Eigenthum zusteht, so traf doch 
nach dem Vorangefübrten diese Bedingung ebenso wohl bei den Gemeinden des Bhein- 
waA UimMefutmuH», wie b«i donoi der liieren fiwnflrieebeB Rrofinien n. 

Dm Uiibdl, weldiee erkennt, dass dnreh die Tor dem 23. Pnir. XII erleiienen waA 
in den vier Departementen des linken Bheinufers pnblicirien Gesetze timl Verordnungen 
den Kirchenfabriken das Eigenthnm der Kirchhöfe nicht entzogen und auch ferner dasselbe 
ihnen erhalten sei, ist daher wegen Verletzung des Arret6 Tom 20. Prair. X, des Art. 76 
dee ei)guiedien OeeelMe vom 18. Gerndnal X, der 8laBln«flMgoladilen ▼em 3L RIt. mid <L 
PluT. XIII und des Art 92 Nr. 2 n. 3 des Decrets vom 30. Decbr. 1809 zu cassiren. 

Berlin, 23. Januar 1855. (Gass ) Rvnn^el. Kirche Civilgemeiade g. die katbOiL 
Kircfaengemeinde zu Kreuznach. (K. A. öO. iL 69.) 
Cfr. K. A. 49. I. 3; 58. n. B. 3; 58. I. 39. 

Dritter Fall. Die für den katholischen Gottesdienst bestimmten 
säcnlarisirten Kirchengebäude und deren Dependenzen sind, wie in Frank- 
reich, so auch in Ilheinhcssen , nicht Eigenthum der KirchengemeiDden 
oder des Staates, sondern der üivilgemeinden. 

A. Ifoler den blem eeelMaitiqnee begreUl dae Deerel TOn 9./4. November 1789 nlcfel 
mr des zeitliche nutzbare Vermögen , sondern anch die Kirchengebände mit SbrOB DopOD- 
denzen. Die Ent3tehungso:eschichte dieses Decrets und die darauf hin erlassenen späteren 
Decrete zeigen klar, dass man auch diese Qebäade, obgleich sie als res sacrae oder reli- 
^oaae nnr miler die reo eocieeieeiieee im weüeron 8bne an roeim« lind, danmior b^ 
grUEMi bat Aas den hinsiehtUeh des erwähnten Deerets eteHgofludenen Discneeiooen geht 
Bimlich herTor, dass da'-pplbe nicht eine blosse Finanzmaassregel war, sondern dass dnrch 
solches der Satz sanctionirt wurde, dass die Kirche nie das Eigenthum gehabt, dass viel« 
mehr die Nation Eigentbflmerin des gesammten kirchlichen Vermögeos sei und es nicht 
erat tm werden branehte. Demgemlaa bebst es aoeh Im Deerete kebieowege: „aonl «<f i 
la diepoeition", oder „seront k la disposition sondern „sont l la disposition", nnd damit 
eine Dispositionsbefugniss, die sich auf einen bestehenden Sechtsznstand grOndet, und hier- 
mit dieser selbst ausgesprochen. Die dagegen ansgesprochene Verbindlichkeit zur Beetrei- 
tmg der OaltaakMlen eprieht dafür, daaa diene Diipoeitiaie-Belngniae in dem Biofale der 
VMumnmg «nd yerweadnig aun Yorllieil der NaHon boetehea aeUte. Jeder Zweifel 
kioran niQss flbrigens yerschwinden , wenn man die in Folge des Decrets erlassenen spä- 
tarM Deerete rom 28. October und 5. November 1790, 10. und 18. Februar 1791, 6. nnd 
Ifi. Mai 1791, 19. August und 3. September 1792, 13. n. 14. Brumaire U ins Aoge faat. 
Aoeh die GooMilalioo von 1791, TÜ I, aanclloDirl jenen Gnndiali. 

B. Dardh den Art. il der mit dem Ptpole am Tß. Meaa. EL abgoadilooeenett, in dem 

Gesetze ober die Culten vom 18. Germ. XI enthaltenen ConvoBtfoB IMdas Eigenthum 
an den Kirchengebäuden nicht wieder auf die Kirche übergegangen; es heisst darin 
nicht „sont remis", sondern „seront remis", kann also von einem unmittelbaren üeber- 
gang voa Bedrten nicht die Bede nein. Anoh dnreh die, gemiaa Ali 75 der oiganiBeliflB 
AitOtel, dnreh die Prifelitea geediehene üebergabe von KirahengebiBden aa die BiicM 
ging nicht Eigenthnm auf Diese oder die Kirche (Iber, sondern nnr die Disposition, 
die Befugniss, solche zum Gottesdienste zu gebrauchen. Der durch die Convention aner- 
kannte Organismus der katholischen Kirche steht nicht mit einem dem Staate verbleiben- 
den Eigenthnm an den Kirefaengebioden im Wideceprmdi. Zu einer Uebertragong dieeea 
Eigenthums auf die Bischöfe lag kein Grund vor, bezflglieh der Kirche bestand aber 
damals noch keine moralische Person, anf welche das Eigenthum hätte tibergehen können. 
Die Fabriken sollten erst wieder geechafien werden, and zwar nur, um fOr die Dnterhal- 
iMf der KiNka Sorge za tragen ind die AlmoieB n Tarwallaa. Zur Annahme einer 
Bli i lk n m a O ekirtwgmg ■ante ein« «mraU«Bligt StipriHiott TMÜiien. (& ito Biia 
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des Siaatanihs Portalis ror dem goN/ttgAmUn KOrper.) Der Ari 78 im OigHdMhai 
ArtOtel bietet ebenfalls keinen Anhaltspunkt für einen Eigen thumsabergang. Ebensowenig 
das Arröt^ Tom 7. Thermidor XI, welches nur tod Fabhk^teni spricht, zu welchen die 
IMMOiabtaift nit gtkortw, oad llberdiN nidrt ttf •!» Zwüakg«b«i ato Slgantkan 

C. Dagegen existiren positiTe B«8tunmuagea daftr, dau das Eigenthnm an jenen 
Kirchengebäuden auf die Girilgemeinden überging, namentlich das Staatsrathsgut- 
aebten vom 2. Pluvidse XII, welches aussprach, das« die Kirchen und Pfarrhauser als 
GtOMlndeeigeiithnm tn betradii«i Mira. Daas Uer unter „eomanmei** nidit di» Kinhaa-, 
sondern di« Citllgemeinden zu TanlelWB •bl, «gibl sidi aus dem ArrStA vom 7. Vratdi« 
XI und dem Art. 22 des Finanzgesetzea Tom 15. September 1807. Man kann sich dafOr, 
dass die Kirchengemeinden das Eigentbum an den Kirchen wieder erlangt haben, auch nicht 
aof die kais. Decrete vom SO. Mai und 31. Juli 1806 berufen. 

Dm glultnflu-OiilMUflii vom T/fi. Ptafiaw XIII tpndi ebcolUlf das Priatlp ras, 
dass die Gemeinden und nicht die Fabriken Eigenthümer der Kirchen seien, und dieses 
Prindp erlitt durch das Decret vom 30. December 1809 keine Modification ; das letztere 
belastste die Gemeinden mit den „grosses rdparations des ediflces consacrte au calte", sah 
dM ü« CtoattadeB Ibrlwilimd als Eigenflillinerin aii. (Ail 006 B. 8. B.) Das Osmü 
Tom 14. Februar 1810 gew&hri kein Argament fllr daa OageafbeiL FOr die FMrlgallBBg 
des im Staatsratlis-Qntachten vom 2./6. Pluv. Xllf ausgesprochenen Princips sprechen noch 
der Art. 21 des kais. Decrets Tom 6. November 1813 und der Art. 2 des Finanzgesetzes vom 
m M&rz 1813. 

D. Der ümataad, daas dsa Deerel rm Haveaber 1788 and ffie daiaaf eigaa- 
ganen VerfOgungen in den vier neneo Departementen nicht publicirt worden, steht der AlH 
wendbarkcit derselben in Rheinhessen nicht entgegen. (Veigl. hinsichtlich dieser Frsg* 
das zu Art 1 B. G. B. Nr. 1 Gesagte.) 

Darmaladt, 38. Ami 1860. (Gass.) KireheDfarBlaad g. CtfOgeoeiBda n Momanp 
kein. (Enuaariing 1888. L 70) 

Vierter Fall Wie in den ilteren Theüen des framOsisdiea Bddies, 
sind die ISrehengebtade in den vier rheiniscboi Departementen, namentlich 
in der prenssiflGhen Blieinprovinz, als BftGolarimrt nnd Als mit ihren Depen- 

denzen, den Kirchhöfen, den Kirehengememden entzogen, denselben nicht 
in Eigenthnm reetitairt, sondern als nunmehriges £igenthum der Givil^ 

gemeinden anzusehen. 

Der Cassationahof zn Berlin gab in dem hier aufgeführten Urtheile vom 24. September 
1861, welches im Wesentlichen mit dem Urtheile desselben Cassationshofes vom 23. Janoar 
1858 tibeninaKittint, folgende nene Erwägungsgranda: 

Dia Beetimmnng Uber das Eigenthnm an Kireben vnd Kirchhöfen in den vormaligen 
rheinischen Departementen, welche darch Beschluss vom 22. Fract. VIII den übrigen De- 
partementen Frankreichs an dio Seite gestellt wurden, ist nicht in einem vereinzelten Willens- 
act des Gesetzgebers, sondern durch den Ausspruch eines Grundsatzes, als der Basis einer 
■enea, datanf aaBiabaneaden GeaeHgelNiag md einer BeOie von Aden dieaer OeaeHgebaiif 
vnd AusfQhrungsmaassregeln , getroffen worden. Jener Grundsatz lantet in dem Beschlusaa 
der Nationalversammlung vom 2./4. November 1789: que toua les biens eccl6siastiques sonf 
k la disposition de la nation. Diesem Beschlüsse ging eine Discussion über die Frage: 
wer Eigenthflmer der Kirchengater sei, vorher, welche von einer Seile an Omsten der 
KMm eder Galsdidikett in ihrer Allgenieinhdl, von der andern Seite zn Gunsten der 
TTation oder des Staats beantwortet wurde, während von einzelnen Pfarrgemeinden als Trä- 
gern eines Eigentbumsrecbts keine Kede war. Die Meinung Derjenigen, welche daa Eigen- 
thnm der Nation an dem vom Kierus besessenen GOtem verüieidigte und als den Zweck dsa 
^ ihr in Taiaehbig gebiadilan Deerela die hgialaliva Tsiliflndigung dea Prineipa beieieiH 
nete, dass die Natfoodie einzige und wahre EigenAflmerin alles Besitzthnms der Kirche sei, 
nicht erst werden solle, siegte. In diesem Sinne wurde der Vorschlag als eine gesetzliche 
Qrandlage des öffentlichen Rechts angenommen und in der Fsssnng verliOndet, dasa allea 
ÜNheagat aar Verf&gang des StMtM liehe, oder, wie die OenatBaiiaa mi«./U. fl ifli t i r 
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1791 sagt: „les biens destiods aux ddpcnses du culte et a tous senrioM d'utiliU publique 
appartienneak ä ia nation «H sont dans tous lc3 temps a sa disposition " Unstreitig waren 
■nter den biens ecdeaiasüqucs des Beachlussea von 1191 auch die Kircbeogebäude be- 
grilin, inten 4er Bainar, der demelbtii entwofffln balla mid vonogiwriie teehfUrta^ 
diese insbesondm h w yot h e i »» ni der gleichzeitig anerkannten Pflicht der NaUon, fOr die 
Cuhüsbedarfnisse zu sorgen, auch die ßoschafTung der Kirchen gehörte and dieselbe in 
den späteren Gesetzen und Verwaltungsacten stets vermöge Jenes Beschlusses mit andern 
KMeagMen als SlaalaalgeMImai bahaadatt mirdeiL (Geaeto m e./18. Uti ilM, Da- 
orat Tarn 13. Bnn. U, Gaiate fam iL FnMal ni, OonsulaxbaMhlOiaa vooi 7. NIt. Vm 

«Bd 2. PluT. VIII.) 

Nach der VerkOndigung des Gesetzes vom 18. Germinal X in den rheinischen Depar- 
taaieDten, wo deeseo Beetiuunungen Qnm(^lich eine andere Bedeutung haben konnten, als 
im Ibrigan Frankreteh, erging fBr dieae LandeetheOe dar Omisnlarbeseiihiia ▼om 20. Fmir. 

X, nachdem hier bia dahin das Kirchengui nur thatsäcblich anter die Domänenverwaltung 
faatellt worden war; dieser sanctionirt in seinen ersten Artikeln die Grundsätze der Gesetz- 
fabang Too 1789 auch als Becht der Bbeinlande. £e kann keinem Bedenken unterUegen, 
mir iam n»**^ ^ da la natian" abamo den £ig«ittuanllbartiitf a«f das 
8laa*, wie onlar dem «^tuellemeiit aaoa la nuia da la oatiaii** im Art. 76 daa Garminal» 
Oeaetzes das Eipenthura des Staates gemäss Decret vom 4. November 1789 zu verstehen ; 
Oberhaupt gebt aus dem ganzen Inhalte des Prairäal-Beschlusses (vergl. Art. 3, 4, 5, 7, 
13 — 19), au« der Natur der Sache und dem oben erfolgten £rlasse des üernuDal-Geeelzea 
tBr Fkaidttaiah — > ainaaUiaiaUch dar Bheialaada — berror, data kaina gmudiilillclw Yai^ 
schiedeolMit in dem Verbiltnisse des Kircbengutes zum Staate bier und dort beatehen soUta. 
Nicht gegen , sondern fdr diese Ansicht sprechen der Regicmngsbeschluss vom 7. Therm. 

XI, die Antwort der Staatsregierung auf die päpstliche Monita vom 30. Vent. XII, das 
Daoal vom lA. Vani xm, daa Decrei wm SO. Mai 1806, der Begierungsbeadihiaa ?aai 
7. Yenl. XI, die Staalaraths-Gutachten vom 3. Niv. XIII und 2./6. Plnr. XIII, daa Badgal 
vom 15. September 1807, der Art 100 des Decrets vom 30. December 1809, das Decret 
vom 6. r^ovember 1813 (Art. 13 u. 21 zusammengehalten mit Art. 1754, 605 u. 606 B. G. B.) 
und die spätere Gesetzgebung, namentlich der Art. 2 des Finanzgesetzes vom 20. Mirz 1813. 

Waa die Kitabbofa, abgaaehan von ibrar Eiganaobaft ala Pergnaman dar Ktrcban ba> 
Mi^ Uisst sich deren Badtgabe an die Kircbenfabrikan ans dem Beschlüsse vom 7. Therm. 
XI nicht erkennen, jedenfalls wQrdcn sie doch nur k Icur destination , d. h. fOr die Beer- 
d^ung restituirt seifl| daa Beeret vom 23. Prair. XII erkennt aber die Friedhöfe fUr Eigen- 
Ifanm dar Civilgemeindan. 

Barlin, Si Stplaaiber 186L (Om.) avilgamainda 8L Goar gagan katfioUBab* 
KiiebeafUnrik daaalbat. (X. A. 66b IL 87.) 

11) Kirchhöfe; BegrfthniBBpUtie, aufgegebene; Verjfthr- 

barkeit 

Kirchhöfe, welche früher ab BegräbnisspULtie gedient, aber Beit länger 
als 80 Jahre diese Bestimmung verloren haben, und seitdem nur noch ala 
Znfßagß zur Kirche benutzt worden , sind nicht als dem öffentiicbeii Ver* 
kehr entzogt, mithin nicht als unverjährbar anzusehen. 

(S. das Nähere lo Art. 676 B. G. B ) 
Berlin, 22. AprU 1853. (Rej.) Kirche zu Meura g. Krabler. (K. A. 61. IL 33.) 

12) Strasse, projektirte; Unverjährbarkeit; Besitzstörangs- 

klage. 

Wurde ein bestimmtes Terrain in einem von der betreffenden Behörde 
aufgenommenen und genehmigten Aligncmentsplane als zu jenen Plätzen ge- 
hörig bezeichnet , welche später in unbestimmter Zeit bei einer im Falle des 
Bedürfnisses und der Ausdehnung der ötadt zu eröffnenden neuen Strasse 
zu dieser Strasse gezogen werden sollen, so wird jenes Terrain hierdurch 
aMa nicht em miTeqthrbares Zubehör des Öffentlichen Gemeiudegutes. 
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Deijenige, irel€lier Jenes Temin seit langen Jabren rohig ete. beseaen 
hat, kann daher, wenn er Ton einem Privaten, dordi die von diesem nnter- 
aommenen Bauten, im Besitze jenes Terrains gestOrt wird, deshalb am pos- 
sessorische Klage gegen Letzteren erheben. 

Pari!, aO. April 1862. (Gmi.) (Sir. 1862. L 507.) 

Zweiter Titel. 

Vom Eigenthnm. 

(Art 644—546.) 

Zo Art M4. 

1) Abgrabung eines Becbs; Geffthrdnng des Naehbars; 

Schadensersatzklage. 

Der EigenthOmer eines Rechs ist befugt, denselben bis an seine Eigen- 
timmsgrenze abzutragen (Art 544 B. G. B.), insoweit er nicht Aber sein Ei* 
genthnm hmaos der Mauer d(s Nachbars zu nahe tritt, oder m der Absicht 
m sdmden handelt Wenn also auch durch dieses Abgraben die Mauer ein* 
stfirzt, so kann deshalb gegen den Eigenthflmer des Rechs nicht geklagt 
werden. 

Dieser machte nur von seinem Eigenthumsrecht Gebrauch; es erhellt auch bezQglich 
dM rorliegendeo Falls oirgends etwas von eioer Bescbr&nkuog des Kigeutbums durch Ver- 
trag, Qesetx oder Yerordnangen; ebensowenig sieht der Art. 674 B. G. B., der sich ia 
dem Xsfitol tod gssstilichea DitotÜMrksitaD belndtt, diann Fdl fw; dar Art. 068 ib. iat 
•bar daibalb nicht anwendbar, weil er nur 4ia aioaatttga Vartoderang an einer gemein- 
scbaftlichen Mauer verbietet, während es sich vorliegende nicht einmal von einem ge- 
meLnscbaftlictaea £igentham handelt; endlich setzen die Art. 1382 u. 1383 ib. zur BegrOn- 
dang eines Anspmehs auf Ersatz, nach dem wasentlidiea Begriff tob QnaaMHIielai, 
widerrechtliche Handlungen, woraus der Schaden entstanden, Tanni, {■ oODCrSlO iat 
aber eine widerrechtliche Handlung des Abgrabenden nicht zu ersehen. 

Berlin, 10. Februar 1845. (RcJ.) SchAfer g. Pitban. (K. A. 39. IL 6.) 

3) Banachtheilung der Nachbarn durch £tablirnng eines 

Prostitutionshauses. 

Wenngleich von der Administratioii aus sanitätspolizeilichen Gründen 
die Etablirong eines Prostitutionshauses gestattet wurde , so können doch 
die Nachbarn, deren Besitzthum durch die Nähe eines solchen Etablisse- 
ments an Kauf- und Miethwcrth vorliert, deshalb gegen Denjenigen, in dessen 
Haus, und gegen Denjenigen, von dem jenes Isltablissemeat betrieben wird, 
auf Schadenersatz klagen. 

Gemiss Art. 1382 B. Q. B. ist Derjenige, durch dessen „&at«" «inem Andam abl 
fiahadaa ngaftgt wird, Damialbaa mm Sdiadanaanate varpllidilat; bai dar AUgaoiaiahaU 
dieser Yerflgung kann «a keinen Unlersehied machen, ob die Handlung einen materiellen 
Sehaden bewirkt, indem sie sich direct gegen die Person oder Sache eines Andern richtet, 
oder, ohne eine Spur zu hinterlassen, das Eigenthnm eines Andern entwerthet oder fftr 
«Im aoiaN Vmom «fnaa aanliaolieB Sdiadan trungi Das Osaali daftabi niabl, «aldia 
JUtmf^ mm Schadensanspmah barsehtigsn, sondern aberlässt die WOrdignog dieser Frage 
dem Ermessen des Gerichts; es unterliegt daher die desfallsige Entscheidung nioht der 
Kritik des Cassationshofes. Das Halten eines Prostitutionshauses bildet, da es den guten 
Sitten zawiderUoA, eine £aat« im Sinne des Art. 1382, welebe zur Sehadansklage berechtigt. 
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Der Beklagte kann sieb gegen die Schadensersalzklage nicht anf die ertheilte A.uto- 
risatioa zur Haituug der Bordelle bezieheo; eiae solche Autoriwtioa bat keioeo fanfloa« 
auf Pirltato Hrtim mil «M inoMr rar nntwr YfnMiatl iar Bsdilt Drimr «rtfuilL Dir 
Bigwitfaflawr hak swar du Bedit, nine SadM «nf die ubflsdniiiklaito Weite m biaaliMi 
(Ali. 5*4 ib.); dieses Recht findet jedoch eine nothwendigo Bei^renzung in den gegenseitigen 
Lasten und Verbindlichkeiten, welche die Nachbarschaft mit sich bringt; die Ausübung des 
Eigentbumsrecbts hört auf, eioe rechtmässige zu sein und nimmt den Charakter einer „faut«'* 
an, mUM de dneii aehweren anl bedealeadea EEogriff (oae atteiate grave el sMevid 
das ebenfalls feststeheade und nicht weniger zu berOcksichtigende Beebt des Nachbars ent- 
h< sobald die Rechte beider Eigenthüoier in Condict kommen, so hat das Gericht daa 
Maaaa anzuordnen und festzusetzen , in welchem die aus der Nachbarschaft sieb eigebendea 
laeMvenlenien gegenseitig getragen werdea oritoiea; wean daher daa Oeriehi in fcela 
erkennt, dass die ans der Anlage eiaea Proedlalleaeheiuea la der Nadibaiaeliaft enlal»» 
benden Nachtheile nnd Gefahren das Maass der Duldung, welche die nachbarschafUichaa 
Beziehungen erfordern, Qberschrciten, und also ein zum Schadensersatz berechtigende faute 
bUdeo, io verletzt ee durch diese factische, mitbin der Censur des Gass&tionshores nicht 
lalertiigeade, Eateekeidaag aicht deo Art 13». 

Paria, 3. Deeember 1860. (Rej ) (J. d. P. 1862. S. 181.) 

Paris, 27. August 1861. (Kej. ch. civ.) (J. d. P. 1862. S. 1^4) 

Cfr. Gilbert zu Art. 1382 B. G. B. Nr. 74 u. f. und 544 ib. Nr. 18. 

3) Benachtheiligung des Nachbars durch Rauch und Russ. 

Die Belästigung des Nachbars durch ausströmenden Rauch und Russ 
aus dem Schornsteme des emem Bäcker gehörigen Nachbarhauses und die 
hierdurch etwa entstehende Beeinträchtigung des Gewerbebetriebs des Klägers, 
ist kein Grund zur Verurtheilung des Beklagten, den Schornstein zu ent- 
fernen oder solche Vorrichtungen zu treffen, welche das Ausströmen des 
Rauches und Busses verhindern; denn so lange die Vorschrift des Art. 674 
B. G. B. nicht verletzt ist, übt der Beklagte nur die aus seinem Eigeuthums- 
fedite flfeasenden Befugnisae aus. 

Mannheifli, 70, Jaoaar 1313. (0beilia%. Jahib. 1813/13. 8. 430) 
MaaahalBi, la Deeember 186a (AaaaL 186L 8. UO.} 

4) Besch&digiiBg der Angrenser durch Betrieb der ■ 

Eisenbahn. 

IHe Eiaenbahn-Verwaltiing ist Terpfliehtet, den Schaden su enetoen, 
welcher den Angrenzem dorch das AnastrOmen tob Funken aus der Loco- 

motive und den dadurch entstandenen Brand erwachsen ist, denn indem 
sie durch solche Funken einen Brand auf ihrem Bahndamm stiftet, welcher 
sich auf das Nachbargut fortpflanzt, verfügt sie nicht blos über ihr Eigen- 
thum, sondern greift auch in das des Nachbars ein und verletzt dessen 
Rechte. (Art. 1382 und 1383 B. G. B.) 

Mannheim, 20. Deeember 1859. (.\nna]. 1860. S. 236; Zenta., Mag. Bd. V. 8. 1».) 

b) Beschädigung durch die Eisenbahn; Entwcrthung des 

benachbarten Gebietes. 

Wenn der Staat eine an das Eigenthum emes Dritten angrenzende Schleif- 
bahn errichtet und betreiben lässt , wodurch die Wohnung des Letzteren we- 
niger vermiethbar wird, sein Garten nicht mehr als Bauplatz verkäuflich, 
der Ein- und Ausgang durch die Thüren des Hauses minder bequem ist 
u. s. w. , so liegt hierin kein zur Entschädigung verpflichtender Eigenthume- 
eingriff , denn es werden dem Nachbar bindorcfa bisher genossene Vertheite 
entMgen und der Staat übt nur seme Eigenthomsbefognisse ans. 
MaBaheim, M. Oeftr. 18ft7. (^lata., Mi«. B. UL & UOl) 
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6) Bigesthnm des Einen *m Grnnd nnd Boden nnd eines An- 

dern an dem darunter liegenden Keller; Yerhaitniee der 
beiden Eigenthflmer sn einander; Beschädigung. 

A. Wem- ein Prirttsuuin SgeatiiOmer eines nnter der einer Gemeinde 
ngehsrigen Strasse erbauten Kellers ist, was allerdings rechtlich mOglieh 
eiBeheint, so hat der EigenthQmer des Kellers die Befogniss, in dem ober 
seinem Keller liegenden Terrain Schutzarbeiten Yonunefamen, um das Ein- 
dringen der Feuchtigkeit von oben abzuhalten. 

Sobald der Gesetzgeber die Ck>exiitenz zweier Rechte anerkennt und denselben gleich- 
BiMigen Scbatx gew&liri, wie i. B. in dem durch den Art. 664 B. G. B. Torgesebeoen 
rUD, «• im EteM dar niei«i tan Ästen te oben Stodi «laM Bmim MgolMrt, nnit 
Mlliwtiidig, «ich ohne «vsdrflckliebe Bestinurnnf te Onlief, te ftokn Eigenthfl- 
mer befugt erachtet werden, solche Schatzarbeiten Torzanehmen , ohne welche sein Ei^en- 
ttMHD derWcMahait nach nicht beateheo kaan; ea musa nach dem Satze: tt^or den Zweck 
.will, wUl nah Mittel*', üa» 9iMm Buduitkng d«r ■—dJiiwIiflhea Eigenthomn» 
rMkit dM Uten Elg«nUiain«fft, sowait sie dieNoIhwendigiNtt ailMiidil, m dtm a«> 
umebw ttlUtobweigeni niMliMüH angMebao wenten. 

B. Hat der EigenthOmer des Kellers derartige Schutzarhdten Torge- 
nommen, seist die Gemeinde, wenn sie später, um das Befahren der Strasse 
gefahrlos zu machen, genöthigt ist, in der Planirung und Bedeckung ihrer 
Strasse eine Aenderung , durch welche jene Schutzarbeiten wegfallen , vorzu- 
nehmen, nicht verptiicbtet, neue Schutzarbeiteu auf ihre Kosten herrichten 
zu lassen. 

Die Qemeisde kann in der Aiuabung ibrea Kigenthuuisrecbta nur in ao weit bescbränkt 
Min, ab dlat «btotal nr Biiitoit 4m QgwttMaa an dan Kelter arforteliab tat; m kann 
ihr nicht tugenwthM wartei, te Ihrige unvollständig zu geniesaen, uin die Schntzarbeitea 
des Andern zu schonen; in einem aolchen Falle kann vielmehr nur dem Letzteren das Recht 
ngeatanden werden, die nach der jetugen Lage ihm Schutz gewihrenden neuen Arbeiten 
aar Mine Koiten ▼ononebmea. 

G. Hat jedoch die Gemeinde bei den von ihr vorgenommenen Verän- 
denmgen ohne Noth schonungslos gegen die bestandenen Schntsarbeiten 
des Keller-EigenthQmers ?erftfaran nnd dieselben serstOrt, so kann sie, in 
Anwendung des Art 1382 B. G. B^ snm Sidiadensersats Temrtheilt . worden. 

Darnatait, M. Hin ISCt (B^.) OpfMihein g. Soitter. (Eauaeri. 1861 I. 31) 

7) Ermächtigung zur freiwilligen Versteigerung eines zur 

Hypotheke oder als nntichretisehes Unterpfand bestell- 
ten Inimöbels im Falle der Nichtzahlnng. 

Die von dem Schuldner bei Bestellung einer Hypotheke oder Errich- 
tung eines antichretischen Vertrages ertheilte Ermächtigung, im Nichtzah- 
hrngsialle das verpfändete ImmQbel, nach Sonunation, nnter gewissen ver- 
tngsmiBsig festgestellten FannUcfakeiten, tot Notar, veisteigeni an lassen, 
ist als gOl^ ansosehen, sofom hei dieser Verebibarong kebe AigUst oder 
Ifissbrancih der Lage des Schuldners sfeattgeftmden hat Eine solche Stipn- 
lation kann daher nicht einseitig von dem Schuldner ntrflckgcrufen , und 
auch gegen den Erben des Schuldners, selbst wenn er nündeijfthrig sein 
loUte, geltend gemacht werden. 

Dero Eigenthflmer steht nämlich pfpmiss Art. 544 B. G. B. frei, über die ihm zuge- 
hörige Sache nach QutdOnlien zu TerfOgen, inaofem liierdurch weder geaetzliche Vortchrif- 
iw, noch aaeh iia nfartliibn (Mwn« oder gokm 9Utm fwim iMPiiai «mar Imsittii 

11 
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Yommteteinigen gelten die gucUmum V«<9lf* ^ O Mi n ^a n tBi «Mk4ac^ Er* 
bea aU GMOtxe (Art 1134 ib.). 

Ebe Uttbinbikitiill der angegebaoen Art iit aber inreii Iteioe geseldidie BeeUaunuig 
■Blereegl; dena 

a) in Folge der allgemeinen fttr den Zwangsrerkaaf gegebenen Vorschriften kann das 
Secbt der I^aribiea , dieseoi Ver£ahrea zuvorzakommeo und zur Erreichiwg dee Zwecke Mo- 
dere Mittel zu w&blea, keioMwegs für aafgehobea gebaitea werdeai 

b) lie Art. 3078 a. 2068 H». lind aof die apocIelleB Fine« worflber eia verftgen, in 
ihrer Anwendung zn beschränken; nun hat aber der Art. 2078 nur die beuu Verkauf des 
Faustpfandes (gage) erforderlichen Förmlichkeiten zum Gegenstande, und der Art. 2088 
emhiU ein Verbot dee Verwirkangevertragee (de« peoti couimiesorii) bei der Anticbree« , and 
dMM Im des SehliMwortMi nr daa ia dea gaw«kalicbea flOea, eaula ia IrmaBgehuig 
iiMr beeoodein Conveatiaa sa beoba^nde Verfahren an; 

e) der Art. 746 B. P. 0. nnlanaf» led%Meh im hUereiie der Hrtviea die AbhaHaag 
freiwilliger Verkäufe vor Qerieht; 

d) die Verfügung dee Art 747 ib. beraht aaf der ▼awmaieiiong, daee dtoExprefrielieB 
biteila ttna AaAng gMwiBnieB briM aad Mart eiae Aaedehaang fbar den laigeirttiaei 
FbB nidit zn. 

Wenn eine Uebervortheilung dee Schuldners von Seiten des Gliabigers durch jene 
Vereinbarung weder beiweckt noch bewirkt wird, eo kann luau auch nicht sagen, dies 
dieniba der dffenfliehea Ordaaag oder dea gatea Sitten tawiderlaaTe. 

Berlin, 23. October 1S43. (Gass.) Ewen g. Manigs. (K. A. 36. U. 21.) 
Berlin, 14. Februar 1848. (Gass ) Srhmitz g. Schlamin. { K, A. 43. II. 35.) 
Cfr. GilbeH zu Art. 2217 B. ö. B. Nr. 1 und zu Art. 742 B. P. 0. Nr. 1. 

8) Kanal; Mühle; Reinigung des Baches; Ablagerung d«8 
Schlammes an den Ufern; Besitzstörangsklage. 

Oer von dem Miiller, seieg abEigenthamer, sei es als Servitutberech- 

tigter, ausgeübte Besitz eines zum Gebrauch der Mühle errichteten Kanals 
zieht zugleich zum Vortheil des Müllers das Recht nach sich, den Kanal aus- 
zuputzen und den Unrath daraus auf den Dritteren gehörigen anliegenden 
Ufern abzulagern. Es kann demgemäss die Ausübung dieses Rechts den Ge- 
genstand eines nützlichen Besitzes bilden, um die Art und Ausdehnung der 
den anliegeudeu Grundstücken obliegenden Last zu bestimmen, und es stellt 
sich diese Ansfibimg nicht ab eine StOmng des Besitzes der Anuferer dar. 

Paria, 31. Hei 18B0. (Oue.) fJ- d. P. IMO. 8. 1160.) 

9} Kauf und Verkauf zu bestimmtem Zwecke; Pfarrhaus; Un- 
verftasserlichkeit; gemeiBBchaftliclid Intention der Oon* 
trahenten. 

Dee PfarrhauB xa Uatia «orde In J. VI der ttepaUlk alt SlaaUgat varataifft aad 

dein A. für 1200 Frcs. zugeschlagen; i'ii J. IX verkaufte .V. dem B., Pfarrer in Ltistio, 
dieses Iiniuöhel, unter der Bedingung:, dass dieser das Iniinobei den Einwohnern von Lustiu 
fflr denselben Preis überlasse. Nadidoui vorher verschiedene Administrativ- Verhandlungen 
etattgetotan hatten, tm «eldwa benror^ehl, daee ridi eine grfleaare AanU toh Ein- 
wohnern zu Lnatin durch Subseription des va Erwerbung des Immöbels nöthigen, deai 
wahren Werthe nicht gleichkommen den Preises verpflichtet hatte«, unter der Bcdinpuog, 
daas dasselbe eeiner Beetimmuig als Plarrbaus erbaitea werden mOee«, ood die Qemeiade 
Lnilia enaiahtigt wurde, daaadba aaler dieaar Bediagung , wiUha aaeb dam Vetkaaf woa 
A. aa den Pbrrer B. zu Grund Hegt, zu erwerben, ▼erkmfte B. daa Pfiurrbeus mit Zube- 
hOrungen im Jahre 1811 ohne Erwähnung jener Bedingting an die Gemeinde Lnstin, welche 
demgem&ss auch bis zum J. ISöS das Immöbcl seiner Bestimmung als Pfarrheus aber« 
lieea, in dieeem Jahre aber die sa deoeelben gehörige Scheuer und Stailong vereIngera 
Uaia. Pia MwNdbbrik araigarta aiah, deai Stalgewr diaaa ripMidwiw an it-wa^ iadea 
<i tilHili, daaa dia QmMt tUA daa M$M lahifci haba, mmObm aa Tiiliwa, 
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ito mA i<r «b^M Mla(|«Bg d«r Erwtrbong das Bmi «it d«n Depcndmoi Uire B«- 
Btimmaoft behalten laflssten. Aaf Klage der Gemeinde gegen die Kircbenfabrik und Q«« 
genklage der letzteren erkaoote der Appelbof xa Li^e, das« nach den au» den frtlberen 
V«rbaodlttng0D and Umstinden, aowie im nacfafolgwloi Vollzug des Vctlrtgt aldi erge- 
bwdM BMNiMB üiiiiMfcwn «1, iaM aaeh der gfl«flB««WigeB Afatiehk 4«r CoaWhMlMl 
im J. 1811 nar unter jener Bedingung verkauf! nd gtkanft WOfdM lai nd ddier (Ut T«^ 
aicigcrung von 1858 als UDgQltig erscheine. 

Den hiergegen eingelegten Uecurs verwarf der Cassationshof, da keine 
gesetzliche Verfügung dem Gerichte auflege , sich auf die Stipulationen eines 
Actes zu beschränken , um den Sinn und die Tragweite desselben zu bestim- 
men j dass vielmehr der Art. 1156 B. G. B. verfäge, dass bei Verträgen mehr 
auf die gemeiiMchaftHdie Intentioii der Contralientea iIb avf den WorHiat 
des Vertrages gesehm werden solle, mlthm das Gericht den Beweis dieser 
Intention, nnd somit der UaferinsBeriicblMit des Haoses, ans den Aden 
sMpfen durfte, wdche der Erwerbung voraasgingen, sie begleiteten oder 
darauf folgten und deren wahren Charakter offenbarten. 

Britt«!, 16. Mai ISSL (Baj.) (BmIct. ISftL 8. 869.) 

10) Negatorienl^läge desjenigen, welcher das ImmObel be- 
reits an einen Andern ?erkanfte; Gegenklage anf Aner> 
kennnng der bestrittenen Servitut nnd Kiederreissnng 
▼on Werken ohne Znsieknng des E&nfers. 

llMkdeni Labrt an Bandry «id ao das Raas dea Barrd gnmaadei QrmdslQdc v»r* 
kauft, und der Ktafer Baodry auf dieaem Grundstücke ein Qebäude aafinf&bren bflgnmiM 
batte, Hess Barr4 dem Baudry einen Act significiren , worin er sich diesem Bau widersetzte 
nnd die Wiederberatelloog des früberen Zustaades begehrte, weil ibm (Barre) das Hecht 
der Auaaicht auf das gedachte Qrundstaek zustehe. Da Baudry wegen dieser Störung , ge- 
laiai Art. 16B3 B. 0. B., waiferta, d«a Kaufpraia aa Labra n bmhlM, so sriitA 
der Letztere gegen Barrj eine Klage, dahin gerichtet, dass dieser zur Zurflcknahme seiner 
g^en Baudry geltend gemachten Prätentiooeo und zutu Schadensersatz verurtheilt werde. 
Barre stellte hierauf eine Beoenrentionskliige gegen Lahre auf Anerkeaauog seines Aus- 
stdUarscbta and Wagnahoio dsa bsratta aafg^lDhrtsa Bauas aa. Dar Appslhof so Fsiii^ 
vor walehaiB Labrs elngewendst halle, dass die Reconventionskiage als unzulässig ahgawia- 
Sin werden mQsse, weil sie nur gegen den jetzigen Eigenthflmer Baudry babo anr^estellt 
werden können, verwarf diese ünzulässigkeitseinrede , erkannte, dass nach den vorliegen- 
den Beweisen Lahre oiebt das Beeilt habe» io ^er geringeren als der im Art 678 B. 0. Bb 
bestimmten Dislaoz sa bansa, Terartbeilte demnach , aaf die BeeoaTentioosklags des Bsnl 
bin, den Lahre tor Kiederreissung des iuoerhalb dieser Distanz aufgeführten Baues. Der 
gegen dieses Urtheil Ton Lahre eiagelegte Cass.-Recurs stützte sich darauf, dass durch 
dasselbe der Art. 637 B. 0. B. uud der Qruadsatz verletzt worden sei, wonach eine ding- 
lieba Kli«e, sdbsl dar Pana aiaef Bseosivialioiisltlage, oMl gsgta DoBjcaigen, wslshsr 
aufgehSrI habe, EigcnthOmer zu seia, angestellt und nicht ausser QsgSDWSrt dss jsliigsa 
Bigcnthüiners eine auf dessen £ig60thnm lastende Servitttk anerkannt xn werden vermöge. 

Dieser Recors wurde verworfen, weil Lnbre zuerst in seiner Klage das 
Gericht mit der Frage befasst iiabe, ob dem Barre die fragliche Servitut zu- 
stehe, weil die Reconventionskiage dieselbe Frage zum Gegenstände habe, 
und daher das Gericht, da ihm beide Parthien dieselbe Frage zur Entschei- 
dung vorgelegt hätten , darüber zu erkennen genöthigt gewesen sei , um hin- 
sichtlich der gegenseitigen Ansprache auf Entschädigung und Wiederherstel- 
lung urOMDen zn kfinnen. Das Oeridit habe kein Geseti verletst, wenn es 
ohnA Befarnfting des jetzigen Eigenthflmers Bandiy die Demolition der voa 
Um (?) Mal 4m Grandstflidn snifilrtetai BmUb vemdMle, indan er 

II. 
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hierdurch nur die Folge der zu Gunsten des Barrö anerkannten Rechte, un- 
ter den allein im Prozesse sich befindenden zwei Parthien anwendete. 
Paris, 30. Janiur 1861. (Bej. eh. eir.) (J. d. P. 1861. S. 803.) 

11) Telegramme; Abdrnek ans einer andern Zeitvng. 

Ein Zdtungsredacteor hat das Becht, ans eher andern erschienenen 
Zeitong ein Telegnanm, das dieee sich mit Kotten venehifit hat, in seinem 
Blatte abdroeken an lanen.1 

Tdagnmme, welche Neaigkeiten wOfliMiMalMn, Imm nlehlab Qeisteswerke, die 
des Schutzes des lit«rftri<chen Eigeothunis geoiessen, angeBehen werden. Sobald eine Neuig- 
keit durch die Presse ▼eröffendicbk ist, so bat Jedermann, oameutUch jeder Bedacteur das 
Bechk, sie for tieb xn beiraiiea, ri» «riHr nt Teribieilea maä n «oaoMBfiraa. Weaa abo 
tfaM ZdünganiacIloD im Drmk «ai Um TertMlidnng ihm Blattw weier beeill MMh 
TarzOgerte. um unentgeltlicb die Telegramme des Haras mittheilen zu kOooen und nichts 
getban hat, woraus eine beabsichtigte illoyale Concurrenz hervorgeht, so kann sie nicht 
wegen des Wiederabdrucks der Telegramme auf Scbadeoaersau lieiangt werden. 

Pari! , 8. Aogml IWl. (Rej.) (J. d. P. 1868. & 907.) 

12) Waldeigenthümer; Abtreibung des üolaeB in einem 

verpfändeten Walde. 

Der Eigenthümer eines Waldes, welcher denselben hypothekarisch ver- 
pfändet hat, ist nicht befugt, das s&mmtliche in dem verhypothecirten Walde 
stehende Holz ohne Ausnahme und ohne Einwilligung des Hypothekargläubi- 
gers abzutreiben , weil er auf diese Weise einen namhaften Theil des Unter- 
pfandes geradezu zerstört. 

Durdi diese geriefatUebe Entsebeidnog ist dem Gesetse keineswegs sawider gehandelt 
md d«r Ali B41 B. e. B. dmhaM alaM variaW «oidtB. Dm atikhl a fw kai trial- 
nahr aaadrteUi«h das Beebl dea HgaaUittaun aaaritaml, ai<— Hielia, aadi im Bagala 

der Forste irthschaft eingetheilte HolzsehlSge, als zu den gewahnlichen Früchten gehörend, 
in dem verpfändeten Walde vorzunehmen. Aber mit Recht hat es auch erkannt, dass der 
Gebrauch, den der Eigenthümer des Waides ron diesem seinem Eigentbume zu machen 
baradiligl aai, aieh aiaht aa wall atalreckaa kioBa, daaa daiaalba dnrdi den Abtrieb das 
almmtliehen im Walde stehenden Holzes die Sabstaos des Waldes selbst verringern oad 
80 die wohlerworbenen Hechte des Hypotbekargl&ubigers verletzen dflrfe. Der EigentbOmer 
ist in der Benutzung des Waldes im Verbiltnisse zu dem Hypolbakarglittbiger auf den 
Bantg dar Frtahla baadnfidtl, «osa aadi dam ia daa Art. 880 md 801 daa B. 0. B. 
aaagaapfodiaDaoBadilagnmdaaiw anr dia gawfliialtdian, nadi fatattrirthadiaflliahaa Bagah 
ali^etbeilten SchlSge und Hane in den Nieder- nni HodnraUaagan gahOrao. 
Manchan, 19. Joal 1846. (BeJ.) Mafty g. EdaL 

13) Waldeigenthümer; Beschr&nknng desselben dnreh 

Servituten. 

Der Eigenthllmer eines mit Gronddienstbarlraiten, hier Katzungsreditea 
einer Gemeinde, beschwerten Waldes kann kefam forstlidie Bewirfhscfaaf* 
tong der Art in demselben eintreten lassen, welche den Natntngsberechtigten 

Dicsor Rechtaasls findet seine BegrSading aicbl allein in der Natur der Vorhiltnisae 
überhaupt, sondern auch in der klar geßtfsten Bestimmung des Art. 701 B. 0. B. Die 
Anwendung dieses Artikels kann weder die Becbte dea ElgentbOmers des belasteten Grund- 
BtSoka baeinlrtebtigen, noeh daa Art. 6U fl». millMB, da Uar wie dort nur jedem der 
swai aicfa geltend machenden Beehte die gabflhraada BddMtAl lagawandal wird, iadaa 
alBtniia «in darah B ala rtia g bwdai ak laa EigaOm steh aar adl BSahiiahl aaf dia as 
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iMcbTinkende Bfllastang geltend machen kann, anderseito die Nntznngsrechta als Privmt- 
ndile gleichen Ansprach auf den Schatz dea Gesetzes haben, wie die EigenttnuntrMlilti 
Maachen, 15. Jumr 1M9. (Bej.) Stadl Ahey g. Gemeinde Kriegifeld. 

14) Waldeigenthum; Beschrftukmigeii desselben wegen 

Serfitaten. 

Die k. Regientng dar HUi Inl in tiiWD Prozesse gegen die Oannlnde Buppertseelwi 

wegen Waldberechtigung, nachdem sie in allen ihren Anträgen und Einreden durch das 
Urtbeil des k. Appellationsgericbts zu Zweibrflcken von 1852 abgewiesen worden war, als 
CMsationskUgerin gegen dieses Drtbeil asf und saebte ihren Oassationsreenn hanptsäcb- 
ÜAMirrolind« ItecMsaiÜIal m «Ulua: Dm ftaflicht UMhoO, lagla lie, hat den Art. 6U 
B. G. B. dadurch rerletzt, sowie im Zusammenhange damit die Art. 2219 und 2262 desselben 
Gesetzbuchs, dass dasselbe das k. Aerar wogen Einführung des Durchforstungssystems für 
eotscbidigungspflicbkig erkl&rte, trotzdem das« dieses System seit länger als 30 Jahre be> 
Mm vnd jede hienu abgeldMe EüMildigangsklage rerJUirt mL 

DIcMt ReehHaiMel Ilud wn f» Um OMnHoMhefe Mine W9rägug in fo^vte 
Welle: 

In der in dem angefochtenen Erkenntnisse enthaltenen Annahme, dass 
die k. Regierung wegen Einfahrung des Dorchforstungssystems entschädi- 
gnngspflichtig sei, insofern die Holzberechtigung der Gemeinde Rupperts- 
ecken dadurch wirklich eine Beeinträchtigung erleide , kann zuvörderst eine 
Verletzung des Art. 544 B. G. B. nicht gefunden werden. 

Allerdings liegt es im Begriffe des £igenthnms , das« dar EigeiabOmer aber den Gegen- 
etMid eelmr Bereelitignng nnf fle wriieeabiidttesle Weiee veiftgen «ei eilen mir mqg- 
üdien Ifntun tonne lielien koue; ellein wenn er sieh einmal kraft dleiea Bechle gewieeer 
Befugnisse entSussert, insbesondere ein Grundstück mit Dienstbarkeiten beschwert hat, dann 
nuss er sich, wie dieses klar aus Art. 701 ib. erhellt, die dadurch begründeten Limita- 
tioneo gefallen lassen, und er darf nichts unternehmen, was die Ausübung der Hechte 

Der Gemeinde B nppe ils ecken ist ann nber in den fraglichen Staatswaldnngen ein Beelil 
anf alles darre Holz, gleicbriel ob es zu Boden liegt oder nicht, bis zur Befriedigung 
ihres BedOrfhisses erworben und rechtskriftig zuerkannt, woraus mit Nothwendigkeit folgt, 
dass der Waldeigentbamer sieb niebt dieses Hois selbel aneignen oder ohne Entscbidigung 
eine WirihedülliBeliieie etafUuin tof , inreh wekie «m BeeM der taeinie llhweriech 
gemeaM wflrie. 

Ebenso wenig ist aber andi eine Verletamg der Art 2219 n. 2262 ib. 
gegeben. 

Die Cassationskligerin behauptet n&mlich selbst nicht, dass die anf Urkunden beraben- 
den Gerechtsame der Gemeinde an sieh durch Verj&hrang erloschen sei, auch ist durch 
das angefochtene Urtheil in factischer Beziebong als feststehend angenommen, dass dieselbe 
Ue bi üe neaeHe Zeh mgeeiBil easgaQbl «iriea eel, mnn endi to Dateig der Am* 
tav wegen im jeM abHelMn OnreUbntangw ele eta beeehilnkler ereehelne. Wee aber 
den Entschidignngsanspruch betrifi, so hat derselbe nur die angeblich seit dem Jahre 1830 
stattgehabten Verkflrzungen zum Gegenstande. Die ersten Durchforstungen sollen ange- 
nommenermaassen vor 30 bis 40 Jahren statt gefanden haben, während noch vor etwa 20 
Ahitn Im DSir- nnd Leeehe b in elneai nr Deekmg det Belvlii der Bewohner von 
Bsfperleeeken htaniehenien Haaeie wnrhnnden war. 

Intan das k. j^peflatiaiHgiridit nittolst Bestftignng des erstriditer^ 
Beben ürtheOs nnter dieser Yoransseteang annahm, dass die Gemeinde 
Bi^ertsecken frflber — d. 1l vor eriittener BeeintrSchtigung — keinen 
rasflen Grand aar Klage anf Knfaichidigimg gehabt habe, die Ve^lhmngs- 
einrede daher an nrwfen sd, hat ea die aageflihrtai geistalidica Bestfoh 
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■■1901, inMm d« DiSfki Ate klagbaren SelMfli «taiiMte, ia Mmt 

WeiBO verletzt. 

Mönchen, n. Jnni 1855. (BeJ.) KOaigL Begienmg d«r ftih g. die 0«m«iudea 
Bapp«rtMekeo und Kriegsfeld. 

Zu Art. 545. 

1) EigentlmiiisabtretQng za Offentlleliem Nvtsen. 

BwIlgHlill ier Eigeotbacnsabtrtlttngea an des «ifeatliebeii NuUans willen besteht im 
Saien etai lieeeaiene ExprafriatfeBigecelK vob tt. AMgm 1835| BegieraagiUelt Kr. 4^ 
Man siebe anch Regierungsblatt vom labr 1888 Nr. U ond 1688 Rr. 19, W«!« Kah, das 
iMidische Landrecht, S. 106. 

Ebenso besteht im Groesberzogthuui Hessen ein Oesetz über die Abtretung Ton 
PriftMg«Bllra Ar (MUehe Ziraeke vooi 37. Mai 1831, «aleliw iardi toti tm 11 
M 1886 MMh Mf oMwaaiiwirli PiirrtiiwibalMm «mrandbar trUiii wiria. 

2) Eigenthnms-Abtretung zu öffentlichem Nntsen; Ent8eh&- 
dignngsklage wegen weiter entsogenen OeUndes; Com- 
petena des Oeriehtes. 

Wörde bei einem Yerliüiren aof Abtretnng zn OflRsnflidiem Kutien fest- 
gesteUt, dass der Eigenthftmer einen bestimmten Tbeil seines GrandstO^es 

(17 Aren) gegen den dafür festgesetzten Preis absntreten habe, die expro- 
prürende Eisenbahngesellschaft nimmt aber demgemiss einen weiteren Theü 
(4 Aren) des Grundstücks zur Eisenbahn weg, so kann der Eigenthümcr 
eine Klage auf Entschädigung wegen Usui-pation dieser 4 Aren, von deren 
Abtretung in dem Abtretungsvcrfahreu keine Rede war, anstellen. Diese 
Klage gehört vor das Gericht und unterliegt nicht der Verjährung des 
Art 1622 B. G. B., sondern der gewöhnlichen 30jährigen Präscriptiuu. 

J(BM 4 Ana afaid gar aiekl Gegenstaad daa Zwangsverkaafa geweaea , es kaaa also 
feto akia von einer Bigtaang daa Kanfpralsas wegen grUeaarea Pttelmiiokalii and dar 
ISr dieNB FsH im Art. Ifi?*! fesfjjcsclztcn kurzen VerjShrunssfri'^t , n >rh von einer ent- 
gegenstehenden Rechtskraft der den Zwangsvcrkauf jener 17 Aren hetrefTenden adiiiinistra- 
tfven und gericbüieben Entscbeidungen die Rede sein; auch ist die Klage nicht aof Za- 
rtäkartaagaag der aar Blaeabaha geaeganan 4 Area garteblal; tfa Ooaiaiialloa adillgi 
aonacb in keiner Beziebong in die administrative Jurisdiction ein. 

Paria, 2. Mai 1880L (B^ (J. d. P. 1861. & 318.) 

Zu Art. 546. 

MOhle; Kanal. 

Erster Fall. Ein kOnstlicher Kanal, darch welchen der Mühle zn 
ihrem Betrieb das Wasser zugeführt wird, ist ein nothwcndiges Accessorium 
und eine Dependenz der Mühle, und daher, bis zum Beweise des Gegen- 
theils , der Eigenthümer der Mühle auch als Eigenthümer des Kanals anzu- 
sehen. (Art. 546 B. G. B.) 

Daa Geriebt kann daher nicht, ohne Thatsacben anzufahren, woraus dieser Gegenbe- 
weis harrorgebt, weleba vlaliaalir aar fllr einaa Mnaidittlcth der Ohr des Kanals tm dam 
Hebenüeger ansgeflbten Beeitz sprechen , von dem Eigenflifliner der Mflhie den Beveis for- 
dern, dass ihm auch das Eigenthum des Kanals zustehe, und bei NicbtfiUuruag dieses Ba- 
weises erkennen, dass ihm blos eine Servitut auf den Kanal zostebe. 

Paris, 10. JnU 1861. (Caas.) (J. d. P. 186X S. 46Z) 

Cfr. ffilbari n Ait 646 B. 0. B. 1fr. 8 n. f. CMiaila (Piri0 f«m & Mü 1887, 
Ift Aagml 1888, lt. Mal 186L 
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Zweiter Fall. Bis zum Beweis des Gegeutheils ist der MflOer aach 
als Eigenthümer der künstlichen Kanäle, welche seiner Mflhlc das Wasser 
aus einem Privatflusse zuleiten, und durch welche das Wasser da?on abge- 
leitet wird, anzusehen. 

Diese KaoAle stelleo sich als oothwendige Accessorien der Mühle dar. 

Paris, 31 Deebr. 1800. (Oim.) (ßir. 1M3. 8. m,) 

y§nß* n Ali HS B. e. B. Orn^t uad n Aii 6tt B. e. B. ÜHk. (Mfla* 
dMü m 1. Jini UM. 



JErates MapIteL 

Vom dem Zmoachgrechie aut da^femge, wa$ durch die Sache 

hmxn-gebradU mML 

(Art. 547—550.) 

Zh Art. 649 imd «M. 

1) Frflcbte-Ersatz; nichtiges Testament; guter Glaube; 

error juris. 

Wer auf Grund eines altgerichtlichen Testamentes als Erbe in den Be- 
sitz eines Nachlasses eingewiesen wurde, welches Testament später als for- 
mell ungültig vemichteC wurde, hat di^ bis zum Tage der Nichtigkeitsklage 
bezogenen Mcbte alcbt wa eraetno. 

lese BeiÜMliiwaiinig «rhielt DcuelbeB in den Otaaben, als kflun« <r die Frflchle 
des Nschtasses mit Recht n iea seinlgea nedMn, «ehlMr gvle OluibeB «it irit dedi 
Tag der Klage aufborte. 

Berlin, 5. Min 1836. (Gass.) v. Stramberger g. Kraiiier. ( K. .\. 25. II. \. 6&.) 
Cfr. Gilbert zu Art 549 B. G. B. Nr. 46 u. f. Rej. (Paris) v. 10. Mai 1859. 

2) Frflchte-Ersatz; Universal-Legat des Nutzgenusses; 

Irrthum der Erben des Legatars. 

Die Ehefrau, welcher durch Testament des Ehemannes der lebensläng- 
liche Nutzgenuss seines Immobi]iarnachlas.ses legirt wurde , steht den Inte- 
staterben des verlebten Ehemannes nur als Nutzniesseriu gegenüber; ihren 
Erben stehen bezüglich dieser Güter keine andere Rechte als ihrer Autorin 
zu, und da der Nutzgenuss mit dem Tode der Letzeren zu Ende ging, so 
baben sie von da an die IVlldite der Gater den Intestaterben des EbuBisii' 
nee zn enetzea und Icöanen siob nicbt daraof berulea, dass sie wegen der 
Fassoag Jenes Testamentes sieh in den guten 0lanben beCuiden, ihrer Erb- 
lasserin sei niehtUoe der Kiessbrancb, sondern das Eigenthan legirt weiden. 

Berlin, 11 Oeebr. iWt <B^ H^fnie g. v. Kielnnin n. Daten. (K. A. Ig. IL 7.) 

3) Frfle]ite*£rsatz; bOser Glaube; unbefugter Besits. 

Das Geridit verletzt die Art 549 u. 550 B. G. B., wean es, ohne last* 
nsteOen, dass der Besitzer eines Grundstttckes sich in bösen Glanben 
befinden habe, vielmehr nur erklärend, dass dessen FrOditebesog ein an- 
befugter gewesen aei, diesen Besitzer ventrtheQt, die FrOchte nicht blos 
vom Tag der Klage, sondern von dem Zeitpunkt an, wo der mbefngte Be» 
Sita anfiag, su ersetsen. 
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Die Frdchie knnnen ohne Recht, abir doch la gatMi CUMdMA baMg» «Bttal mtm\ 

der böse Glauben \\ir(! nicht Termutbet. 

Paris, 7. Jaouar 1861. (CaM.) (J. d. P. 1861. S. 512.) 
0fr. Osw. (Paria) t. 94. Mi 1899. 

4) Früchte-Ersatz; Belieferung mit Pachtpreisen« 

Derjenige, welcher Immobilieft ohne Recht besitzt and deshalb gehalten 
ist, dieselben mit den davon bezogenen Frachten zu restituiren, kann den 
Vindicanten nicht, statt ihm die Früchte zu ersetzen, mit den Pachtgeldern 
beliefern, welche dem Vindicationsbeklau'ten von einem Dritten, dem der 
Letztere die Immobilien einseitig verpachtet hatte, geschuldet werden. 

Der Grundsatz des Art. 1743 u. f. B. G. B., dass Kauf die Miethe nicht 
breche, findet in dem Falle, wo der Miethvertrag von einem Nichteigentha- 
nur abgescUossen wurde, mithin UnsiditliGh des EigenthflmerB unverWiid- 
Uch und niehtig erscheinl, keine Anwendung. 

Die Frflehte mflsBen sehon dann als perd^ betraehtet werden, wwn 
der P&chter des zum Ersatz der Frflehte verpflichteten VIndicationsbeklag* 
ten, in dessen Namen der Pächter lediglich besass, sie bezogen hat 

Wollte man nur die Pachtgelder , als den natürlichen Nutzungen sub- 
rogirt, ins Auge fassen, so erscheinen auch diese in dem Zeitpunkte perci- 
pirt, wo sie fällig und dadurch ein Theil des Vermögens des Schuldners 
geworden waren. 

CS. auch zu Art. 1153-1166 B. G. B.) 
Darmttadt, 18. Aprfl 1833. (Bevli.) Bmcli g. B8aifr ete. 

5) Früchte-Ersatz; dritter Besitzer; Resiliations- und Räu- 
mungsklage; Zinsen statt Früchten. 

Wenn der Verkäufer eines Immöbels eine Klage auf Resiliation wegen 
Nichtzahlung des Preises gegen den Käufer, und zugleich unter Mittheüung 
des Verkaufactcs gegen einen dritten Besitzer auf Räumung anstellt, so 
ist der dritte Besitzer verpflichtet , die vom Tage jener Klage an bezogenen 
Früchte des Immöbels, respective deren durch Liquidation festzustellenden 
Werth, nach Abzug der Saat- und Baukosten, dem Kläger zu ersetzen. 

Dufdi den mit der Klage aigDifidri« Yeriunfftcl «Mh er, dam sein Avior m eni 
resolubele« Eigenfirani besaaa; der dritte Beaitzer konnte mmuIi von da m nicht mehr 
daa aichere BewaB!^ise^n eines rechtmässigen Besities haben; es fehlte ihm ron da an die 
bonne foi, vermöge deren er allein, gem&aa Art. 649 fi. Q. B., die FrtUdite für aich bitte 
erwerben kooneo. 

Der Beatdotionsklflger ist nicht berechtigt, ab Aeqnivalent der ihn m 
ersetzenden Frflehte, die Zinsen des Kaufpreises des ImmObds in 
Ansimich an nehmen. 

DarmeUdI, 14. Febrav 1800L (Refii.) Ubg. 8nU ete. (Emnerling 1880. L 41.) 

6) Früchte-Ersatz; redlicher Besitzer. 

Erster Fall. Ein im Besitzprozesse zu Gunsten des Besitzers er- 
gangenes Urtheil macht denselben nicht zum redlichen, sondern nur zum 
rechtmässigen Besitzer. Unredlich ist der Besitzer dennoch von dem 
Augenhüdw an, wo er die Mängel seines Rechtslilela kannte. 

Xannheim, 17. Janwr 189S. (Oberiio%. Mirb. 188Q. & lU.) 
Ofr. anmi n Ali «0 B. 0. B. 1fr. 41. 
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Zweiter Fall. Die Mittheüung des wklich Berechtigten an den Be- 
sttser einer Sache oder eines Rechts über die Grundlosigkeit der AnsprOche 
dfiflselben, macht den Besitzer noch nicht zu einem unredlichen. Hierzu 
gehört die Ueberzeugung des Besitzers, dass er mit Unrecht besitze, 
resp. dass er die Früchte wissentlich mit Unrecht beziehe. 
Mannheim, 25. Februar 1840. (Oberhofg. Jahrb. 1840/41. 8. 139) 
(& dagegen 8tab«l, BUHw fllr Taatit «ad Venraltang B. L 8. 385^) 

Dritter Fall. Wer aus einem vom Gesetze ausdrücklich verbotenen 
Rechtstitel besitzt (Art. 1596 B. G. B.), kann nie als redlicher Besitzer an- 
geseboi werden, denn es feUt ihm an den Vonunettansen dm Art W 
R0. B. 

Mannheim, 9. DeemlMr 1M7. (Obeilwl^ JUub. 1817/11. 8. 186, 187.) 
Cfr. Oabflrt n Art. 860 B. e. B. »r. 38. 



Zweites JNLapiteL 

Vm iem Euwaehsreehie auf dasjenige ^ mt tidk wü iffr Bmäm 
vereinigt oder derselben einverleibL 

(Art 551 — Ö64.) 

Zq Art 559. 

1) Bergbau; Entschädigungsanspruch des Eigenthümers des 

Grundstücks; unterirdische Arbeiten. 

Entstehen durch die Arbeiten, welche der concessionirte Bergwerkbesitzer, 
zur Gewinnung der Steinkohlen oder Erze, unter der Erde vornehmen 
lässt, Beschädigungen au den Gebäuden des Eigenthümers der Oberfläche, 
wddw auf der Oberfliche des GmndslAdB aü^eftthrt sind, so kam der 
Eigenfbtlnier der Gebinde keineswegs nadi dem Gesetze Tem 21. April 1810 
deabalb von dem Bergwerkbeaitier das Doppelte des Sehadena, oder den 
Abkauf des ganzen GrandaUdu cum doppelten Preis, sondern nnr eine 
einfache Entschädigung verlangen; nnr wegen der zum Betrieb des Berg« 
Werks auf der Oberfläche vorgenommenen Arbeiten und der Besitz- 
ergreifung der Oberfläche steht ihm ein Anspruch auf doppelte Entachi- 
digung oder Ankauf zum doppelten Preis zu. 

GemiBS Art. 1149 B. G. B. besteht der dem Gläubi^rer gebabrende Schadenversatz in 
dem ihm entitandeaen Verlaste and in dem ihm entzogenen Gewinne; dieser allgemeine 
Gimdsatu der GereehUgkeit and des gemeinen Rechts moss aberall da xom Maasstab 41^ 
■M, WO HIB aidil tenh «ta SpMiMgeiels oier durch eiM amdilkUMM ü«fc<r«Uknll 
ieregirt worden ist Die Art 43 and 44 des Oeseixes rem 2i. April 1810 haben aber 
nur die Feetstellang der Enteeb&dignngen im Auge, welche dem EigenthOnier der Ober- 
fliehe des OrandatUcks gebOhren, wenn ihm der Bergwerkabesitzer dadurch einen Schaden 
fttmada, teil iaiMibe fai Fo^ dar Milwviieo oder iidliflliMi B«Hnnha« dar Obas^ 
fliehe des Gelliidat, aiaf welchem Dieser, kraft der SerrHnt, womit die Oberflieha im all- 
gemeinen Interesse xa seinen Gunsten beschwert erscheint, Arbeiten vomiromt. Dieses 
6eliade alleia kann als dasjenige angesehen werden , welches der Eigenthflmer des Berg- 
«nka BMh janam Spadalgeaetse zam doppelten Wertbe »i arwartan, beaiafanagswdM 
Melb vm H§ptUm BaladanMili a MMm gMUn M, w«n dmk dtü« Bülto» 
tnftmm M BiM «h Mbta «dar doreb dia AMm das Ba^hMi dar Hfa»- 
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ihOniflr der Oberfliebe den Genuas des Ertrags dersalbeo wihrend iSngsr «Ig hintito Jahre 
jeotbebren muss, oder wenn in Folge der gedachten Arbeiten dieses Gelinde nichi mehr 
der Koltar fthig ItL 

Die erwähnten VerHigangcn enthalten eine offenbare Abfindening das all^irten Art. 1149; 
sie mflssen daher in Bezug auf ihren Gegenstand und ihre Befün^mn^en und selbst in der 
Form der Geltendmachung eingeschränkt bleiben , sie dürfen nicht ausgedehnt werden md 
als Grundlage znr Fesisetzuag des Schadens diencQ, welche die anler der Erd» Torge» 
nonmenoi ArMtsD Am BergllMMiM aif dar ObaHlidie d« Gnuidillteka vtranaAan. 

Bei diesem letzteren handelt der Bergwerksbetiltar in seinem eigenen Gebiet , indem 
er auf seine Gefahr und Verantwortlichkeit unter der Aufsicht und Ueberwachung der öffent- 
Ueben Behörde von seiner eigenen Sache Nutzen zieht, während er in den Fällen der 
Ali 43 wd M dal daa EigeirtbOONr dar Obaifiate nMahtoda Eigenttann in BmRi wlamlk 
und kürzere oder läagira Zeit innehält, ohne daaa Lalxlerer aidk dem widersetzen kaonte; 
zur Ausgleichung dieser exorbitanten Belastung wurde — wie aus einer Vergleichung der 
Art. 43 und 44 mit den Art. 15, 45 und 46 des Gesetzes ron 1810 hervorgeht — dordi 
daa Spacialgeeeis dar das Bergwerlt Batreibeoda zu eioar aussergewohnlicben Schadena- 
araanleiatoi g varpflialital, wdaiia aidit da alMriH, w Deradba anr aigaaa GaAte wd 
Varantworllichkeit bandelt. 

Paris, 23. Juli 1862. (Rej. ch. renn ) (Gaz. d. Trib. vom 30. Juli 186^) 
A. A. Gass. (Paris) vom 17. Juli 1860 1852 und ... . 1857. 

2) Im Grossheraogthutii Hessen besteht ein Gesetz vom 27. Mai 1821 , wonach für die 
zum Bergiiau abzutretenden Grundstücke und die durch das Schtirfen etc. entstehenden Be> 
a^idigangan nur dar ainfaelia Tolla Werth und dia ainnalige Vergatnng daa Sdift- 
dana Tarlaogt wardan kann. 

8) Haus, dessen einzelne Stoekwerke Terschiedenen Perso- 
nen eigenth&mUch angehören; Eigenlhum des Bodens. 

Gehören die eiozehien Stockwerke eines Hauses zweien EigenthOmern, 
so sind der EigsnAmmcr des Stocks n ebener Eide und jßoat der oberen 
Stockwerke als gemeiBsehaftliche Eigcnthfiiner des Onmd und Bedons« anf 
vdobem das Hans steht, aninsehen. (Art 562 B. G. B.) 

Denn jedem Stockwerk ist dieser Boden nöthig; dia VaHlqgaagan . daa Alt SN ib. 
aprachen ebenfalls fflr eine solche Gemeinschaftlichkeit. 

Wenn daher in Gemäsbbeit eines neuen Aiignementa ein Plitzehen zwischen dem Haoaa 
und der Straaia frai irird, «aldiaa gemäss Art. 03 daa 6aialMt yom 16. September 180? 
dar aogranaanda E^anttrilmar n anrarken belbgt ist , ao tel dar EÜ^aollieoiar dea dbaran 
Stockwerks so gnt einen Anspruch darauf, wie jf npr des untern Stocks. Das Gericht kann 
demnach im Falle der Gontestation erkennen, dass für den Fall der Eigenthfimer des 
unteren Stockes das Plätzeben erwirbt, er dasselbe nur bis zur Höbe das tweiteo Stocka 
balMuii dSift. 

Paria, 22. Avgnl IMa (l^j.) (7. d. P. 186L & 1127.) 

4) Quelle; Eigenthümer derselben. 

Derjenige, in dessen Grundstück sich eine Quelle befindet, ist als Ei- 
genthümer derselben anzusehen , sollte deren Wasser auch auf dem Grund- 
stüdke eines Andern hervorsprudeln. (Art. 552 u. G4I B. G. B.) Er kiuin 
daher die ihm nöthig scheinenden Ausgrabungen anf seinem Felde ▼ornek- 
men, nm von dieser QueUe den geeigneten Nnteen sn stehen, vnd das 
Wasser derselben ui einen Ksnal leiten, durch welchen seiner MtiUe das 
Wasser sngeftthrt whrd. 

H^rd das Wasser dieser Quelle im öfiSenUichea Interesse einer Stedt «»> 
prt^riirt, so gebührt demnach die hierfür zuzahlende Entschädigung, Boksm 
niehtetwa ehi nntarliegiDder Grondbesiteer durah Titel edar msiriytinr 
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ein Beeilt auf das ablaufende Wasser «rworbea bat (Alt 64Slb.) aisMUim- 

Uch jenem Eigenthümer der Quelle. 

Paris, 4. Decbr. 1860. ( Rej.) (J. d. P. 1861 S. 1012.) 

Cfr. Cms. (Paris) t. 19. Juli 1837, 30. Jani 1842 u. 22. August 1859. 

•6) Zuvaehsrecht in Beziehnn^ auf Immobilien; VerfllgiuigS- 

rechte des Eigenthümers. 

Der Art. 552 B. G. B. hat nicht den Sinn , dass der Eigenthümer des 
Grund und Bodens in seinem Verfügungsrecht (Art. 544 ib.) dadurch be- 
schränkt, das Eigenthum der Oberfläche und der Ueberbaaten nicht sollte 
an einen andern vergeben können. 

Zweibrflcken, 18. August 1828. (Kej ) Ltebtenberger g. di« köoigl. Begienmg. 

Za Arl. ft59 und 

Immobiliarbeselilag auf die dnrcb den Miether erriebteten 

Gebftnde. 

Wurde in einem Miethvertrage stipulirt, dass der Eigenthümer des Yer- 
mielbelen Tenraliu die auf deosdben Ton dim Ifieiher iribrand der IfieChe 
za errichtenden Gebinde nach beendigter Miethe nicht zn flbemehmen habe, 
sondern solche von dem Ifiether alsdann wieder wegzunehmen seien, so sind 
dieae Gebftude als das immobiliftre TOg^^i^ttiiim des Miethers anzusehen nnd 
können , nebst dem Hechte , für die Dauer der Mietbzeit das Terrain , worauf 
die Gebäude errichtet sind, miethweise zu benutzen, von dem Gläubiger dee 
Miethers mit Iraraobiliarbeschlag belegt werden. 

Durch die angeführte Stipulation veriichtetf iler vcrmietliende Eigenthümer des Ge- 
ländes auf das ihm ohne diese Stipulation, nach dem Grundsatze : aedificia solo ceduiU, be- 
sflgUeh dir aaf Minem Onmlttodt« twi dnem Drittra «rriehleton Oehlnds soaMmd» Ao- 
eessionsrecht; dem Miether steht daher das Eigentham dieser Oebända nit WflklM inilar 
Attwendung des .\rt. 518 B. G. B. als Immobilien zu betrachten sind. 

Die Besch Ugoahuie dieser Gebäude durch die Ql&ubiger des Mietbera umfasst noth- 
w«id)g«w«ii« aadi in Badit, in Temia, anf w«Ieh<m ttoeiTidiM sind, zu genlmra; 
te a«B Sctraldoer betOgKeh dieses OellodM vuMmi» lOaihreekl kann alM «baolUla 
nH in den Immolnliarbeschlag begriffen werden. 

Paris, 7. April 1862. (Rej. ch. civ.) (Sir. 1862. I. 450.) 
Gfr. Gaa». (Paria) t. 14. Febr. 1849 und 8. JuU 1851. 

Za Art A53. 

1) Eigenthum; Accession; Mühlkanal. 

Gesteht der Müller zu, dass die auf dem Ufer des Mühlkanals ange- 
pflanzten Bäume nicht ihm, sondern einem Anuferer zugehören, so kann 
doch hieraus der Letztere keinen Beweis für das Eigenthum des Kanals ab- 
leiten, da die Bestimmung des Art 598 B. G. B. nldit den umgekdirten Sats 
gestattet, dass der lägenthflmer dner Pflanzung oder eines Baues aach El- 
gmtMtaBflr des Grand und Bodens, worauf sieh dieselben befinden, sei 

DarmaUik, 14. Oalabar 18U. M.) Lant g. Itoyar. 
Y«q^ laa n Art 5M B. 0. B. Gaiagla. 

a) Eigentbnm an Gebäuden. 

Der £igen0illner eines Grundstadm, anf wddiem em Gebinde sich 
MMek, itt JtAii Beweisea tb$r das El^e«thum an dte^ Qebinda Hb^^ 
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hoben, weil hiefOr nach Art 652 und 663 B. 0. B. gwatoliehe Y«r- 

muthung spricht 

Manabeim, 19. October 1861. (Aanal. 1861. S. 195.) 

3) Eigenthum; Mauer; Vermuthungsbeweis. 

Gehört das Eigenthum des Hofes, auf welchem eine denselben von der 
Strasse abschliessende Mauer steht, unbestritt^nermaasRpn dem A. , so ist 
derselbe auch, gemäss Art. 553 B. G. B. , als ausschliesslicher Eigenthümer 
der Mauer anzusehen, so lange nicht ein Anderer beweist, dass er das Ei- 
genthum oder Miteigenthum der Mauer oder eines Theils derselben erwor- 
ben habe. Sollte daher dem Nachbar B. ein Keller angehören, der unter 
jenem Hofe sich befindet und durch ein in der Mauer befindliches Fenster 
Luft erhilt, so kann dem B. doch ohne jenen Beweis nicht ein Miteigenthtm 
an jener Umet anerkannt werden. 

An iim erwUmtea Uautud« IlMl sieh hsdwtoo» eine Yernalhans a ChnMlM 

dei B. ableiten, welche aber ^pmäss Art. 1353 B. G. B. hier nicht in Betrarht kommen 
kann, weil der Zeugenbeweis, wie dieses in der Regel bei Streitigkeiteo Aber unbeweg» 
Udies Eigentbum der Fall ist, anzuläesig eracbelot. ' 

Berlia, 99. Fehr. 18SL (Gui.) KvBpbHHen g. WUloMm. (K. A. !& IL flft.) 

Za Art 555. 

1) Eraatiansprach wegen Verwendungen; Retentionsrecht 

In allen FlBen, in welchen der Besitier fremden Eigentimms den Er> 
satB für gemadite Verwendungen begehren kann, ist er ancb berechtigt, das 
Gut snrflcfcsahehalten, Ins ihm dieser Anfirand osetzt ist (Art 1612, 

1673, 1749, 1948 B. G. B.) 

Mannheim, 4. August 1846. (Oberhofg. Jahrb. 184&/4& S. 348.) 

Cfr. Gilbort zu Art. 555 B. Q. B. Nr. 11. 

2) Ersatzpfiicht des revindicir enden Eigenthümers hinsicht- 
lich der Verwendungen in das vindicirte Immöbel. 

Hat der auf Räumung belangte Besitzer eines Iramöbels Ersatz für die 
von ihm in dasselbe gemachten Verwendungen an den vindicirenden Eigen- 
thümer begehrt, der Letztere hierauf in einem Acte erklärt, dass er einen 
Theil dieser Verwendungen behalten wolle, dagegen die Hinwegnahme des 
üeberrestes verlange, sich aber demnächst einseitig in den Besitz des Im- 
möbels gesetzt, so dass jetzt nicht mehr der Zustand desselben hinsichtlich 
der gemaditen Verwendungen mit Beetimmtheit ennittelt an werden vermag, 
80 kann das Gericht, ohne die Art 6fi5 n. 1858 B. G. B. an verkteen, ans 
den nachfolgenden Thatsac h en und Handlangen des Kgenfliitmers dessen 
Wülenameinung einer unbedingten Besitznahme entnehmen, mithin erkennen, 
daas Derselbe alle Verwendungen zu behalten habe, und es daher nidit 
nothwendig sei, in eine Prüfung der Frage emzugehen, ob der Eigenthümer 
das Recht gehabt habe, die Verwendungen nur zum Theüe zu behalten und 
die Suppression der übrigen zu begehren. 

Darmst&dt, 2. März 1826. (Rej.) Carl g. Ratbgeber. 

3) Pflanzungen auf fremdem Grundstücke durch den 

Miether; Zeugenbeweis. 

Deqenige, welcher das Grundstück eines Andern, namentlich als PAch> 
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tat. m Beriti hatte imd behängtet, dannl Am^ammuNn ireiBadht in ha- 
ben, woibr er gemäss Art. 555 B. G. B. Ersatz verlangt, ist bflfiigl, selbst 
mit Zeugen den Beweis zu fahren, dass er wirklich jene Anpflanzungen ge- 
macht habe; dieser Beweis hat nicht zum Zwecke, eine Uebereinkonft, son- 
dern eine reine Thatsache oder einen Quasicontract darzuthon. 
Pari!, 23. Mai 1860. (B^ cb. dv.) (J. d. P. 1861. S. 909.) 

4) Terwendung auf fremdes Eigentbnm; Stenern. 

Wer em fremdes Eigenthum bona fide im Besiti hatte und solches nach- 
ber abtreten muss, kann nicht die besaUten Stenern und Abgaben, sowie 
etwaigen Pachtoachlass und AehnUches ersetzt verlangen ; denn auch der Be- 
ffltzer in gutem Glauben muss, arg. Art. 555 Abs. 3, 861, 862, 1381 und 
1763 ib. B. G. B., hierzu eine versio in rem behaupten und beweisen. 

Manniieim . . . 1838. (Oberliofg. Jabrb. 1838/39. S. 226.) 

Zu Art. 556. 

Anschwemmnng. 

Bas Land, welches dadurch an Tage tritt, dass in Folge von Wasser- 
bauten (Errichtung eines neuen Flussbettes) eine Senkung des Wasserspie- 
gels verursacht wurde, ist nicht als Anschwemmung zu betrachten, denn 
die Art. 556 und 557 B. G. B. setzen voraus , dass derartige Veränderoogen 
lediglich durch die Wirksamkeit der Natur herbeigeführt sind. 

Manaheim, 30. Juni 1852. (Annal. 1852. S. 213.) 
Ofir. Gilbert in Art. 566 B. Q. B. Hr. U i. f. 

Zn Art. 

Alluvion; Eigenthum an dem Grund und Boden des Bettes 
eines trocken gelegten nicht schiffbaren Flusses. 

8. za Art. 538 Nr. 5 oben dM Urtbeil (Berlin) vom 8. Joni 1861 und lu Kr. 4 ib. 
Vrihtil (Paris) vom fli, Mai iS6t. 

Zn Art 557« 

Alluviou; Vollendung. 

Vor vollendeter Alluvion ist ein Recht des Uferbesitzers auf dieselbe 
nicht existent; sie ist erst dann vollendet, wenn sie eine die Flussbettlinie 
flbersteigende Höhe erreicht hat 

Berlin, 22. Min 1869. Fflnfter Senat (Slrielhorst, BeohlagrundaiUe B. 3 , 8. 479.) 

Zu Arl« S68. 

Entschädigung des Eigenthümers. 

Der Art. 563 B. G. B. ist auch auf den Fall anwendbar, wenn ein 

Fluss in Folge künstlicher Anlagen seinen Lauf verändert; denn in diesem 
Falle sprechen, wie in dem Falle der natürlichen Veränderung des Fluss- 
bettes, die gleichen Gründe der Billigkeit für die Entschädigung der Uier- 
eigenthümer. 

Mannheiffl, 13. Juni 1852. (Auuai. 1852. S. 213.) 
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2tt Art. M4. 

1) Eigeutlium an Thieren. 

Wer einen (aus einem zoologischen Garten entsprungenen) fremden 
Hirsch auf seinem Grund und Boden erlegt, ist dtfik ffiiipilllhflfr jcMt 
Gartens niclit üntschädigun^^spHichtig. 

Dm KigeaiUuuiBrecitt aa ileiu Thiere hörte auf , sobald dasselbe seioe naMlrücbe Frei- 
Iwil «Mmt «riangle. An diesem GrandMlse des rOinieeben Bedits iial dss B. 0. B. wUUb 
gelnleii, dasselbe iet vislBsbr im Art. 664 B. G. B. aoerluuial wd, bei der AUswDein- 
heit dc9 Grundes dieser gsssiittcfaea Bastimmnngt nicht uf dis andrteklMi feaunlMi 
Itaiere ru beschränken. 

Mannheim (Eofg.) 18&Ö. (Annalen 1855. S. 261.) 
0fr. GUbert n Art. 564 B. G. B. Nr. 2. 

2) Wegfangung des Wildes. 

Hat der Eigenthümer eines Parks in der ihm zugehörigen ümschlies- 
sung dieses Parks Ocffnungen mit Klappen anbringen lassen , welche so be- 
schaften sind, dass durch diese Oetfnungen das Wild in den Park dringen, 
aber nicht wieder heraus gelangen kann, so hat er hierdurch nichts Uner- 
laubtes begangen, sondern nur von einem ihm als Eigenthümer zustehenden 
Rechte Gebrauch gemacht; es kann daher der Nachbar» aus dessen Jagd- 
gebiet hierdurch jenes Wild entfernt wird, keinen SchadeasetBats finrdenL 

Du dordi jsM Oeibangen in den Pnrk gelangende Wild gehörte n<»eh irienuMd; sa 

wurde kein Mittel, um dasse!l)e anzulocken, angewendet; das Anbringen jener Vorrieb* 
tangen kann nicht dem Wegfangen dos Wildes mit Schlingen gleichgestellt und daher als 
▼erbotone Jagd angesehen werden, indem in jeaein Falle nicht, wie in diesem, das Wild 
nnmütelber feetgehalten wird. 

Paris, n. JnU 1861. (Bej.) (J. d. P. 1861 & 96.) 

Zweiter AbMhnitt. 

Kon 4001 Zttwachsrechte bezügUeh beweffUcker Saeheit. 

(Art 565 — 577.) 

Za Art 570. 

Retentionsrecht des Bearbeiters eines Stoffes auf diesen 
Stoff bis zur Zahlung des Arbeitslohnes. 

Wenn in Gemässheit eines und des nämlichen Vertrages der eine Con- 
trahent übernimmt, Waaren oder Stoffe (Leder), welche ihm der andere 
Contrahent zu liefern hat, gegen einen bestimmten Arbeitspreia zu bearbei- 
ten (Schuhe davon zu fertigen) und die gefertigten Arbeiten nach und nach 
abzofiefem, so hat er für den Arheitspreis, sogar für jenen der bereits ab- 
gelieferten Schöbe, ein Betentionsredit, in Qemissheit dessen er das nodi 
in seinen Händen befindliche ihm aar Bearbeitung flbergebene Leder oder 
iSß bereits gefertigten Schuhe zurückbehalten and sieh f on der«B Werdi für 
seinen Ai'beitslohn bezahlt machen kann. 

Die schon abireliffcrten Schuhe rühren, wie das noch im Besitze des Bearbeiters sich 
▼orfindeade i>earbeitete oder unbearbeitete Leder vou derselben ünteraehmaog her; dieees 
Leder war daher für die Zaiiluog des ArbsHsIobns, ssHNrt desjenigen für das berdls Ab* 
(•Usfsrts, M hnge miluiftsi, als aiekl dat gsoM üalanMhn« hswUg^ «vi «HMa gt-> 
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Wihrten jeae Waarao fortwährend Ghffantie fOr die in Qemässheii jenes Vertrages gemach- 
ten Aoslagen; dieser Vertrag umfasste sie alle, rla sie alle ohne Unterschied als Unterpfand 
ileoten (servaieot de oantisaaiDeDti) , and die theilweise und ioceesttre Verabfolguog der 
gefertigt«!! Schabe niehl ab «in Aofgeben jea«« UntarplSiodsreelita aiig«««li«o werden kaon, 
fliwt ^bmhr so fange b wi sto bletb«o nos, als nicht 4«r Bearlmttr simmtlidirWaa- 
MD aus Hindea gegeben hat. 

Paris, 13. Mai 1861. (Eej.) (J. d. P. 1861. S. 657.) 

CiCr. äiü>«rt tu Art. 670 B. G. B. Kr. 2 uid lu Art. 2102 ib. Kr. &9 o. t 



Dritter Titel. 

Von dem Niessbrauch, von dem Nutzungsrecht and 

Ton dem Wehnfingsrecht 



JBntM KapiteL 

Von dem Niessbrauch, 
(Art Ö78-5Ö1.) 

Zo Art. 878. 

1) Miethvertrag; Nantissement. 

Der Act, durch welchen eine Stadt (Lyon) einem Privatmann Baolichkeiten 
auf 50 Jahre zum Genuss einräumte, unter dei" Auflage, dieselben auf seine 
Kosten wieder herzustellen und nach Ablauf jener Zeit solclie mit den Ame- 
liorationen dem Vermiether unentgeltlich zu überlassen , kann füglich als ein 
Miethsvertrag, welcher kein dingliches Recht gewährt, und nicht als eine 
Emphyteusis» Superficies oder ein Nutzniessuugsvertrag , erkannt werden, 
be^^oden wenn ün Acte du Terbet sä wutenniethen oder eine Shnlicbe 
SHipidstion, weldie nnr bd der Miethe eintritt, sich eingerackt findet 

Pari«, 6. tfirs 1861. (BeJ.) {S. d. P. 1861. B. 1132.) 

0fr. eUb«rt w Art. 8971 fq. B. e. B. Kr. 13, 81U ibb Nr. 6. 

2) Beligifiee Gemeinschaften (autorisirte);Nutzgenu88 an dem 
V-erm9gen ihrer Mitglieder; Beweis dieses Vermdgena. 

Wemi einqr «ntnrieiitai reUgUtoen Oemeinscbaft, nadi ihten Statato!, 
die VermUtamg fmd te Oenase des YermfigtiiB. üirer MügKedrr nateiiti 

und demnach eine Vermiithung sich ergibt, 4$k jene Gemeinschaft wirklich 
in den Besita dieses Vemögens eingitareten eei, ae kwa doch dieee Ver- 
mnthnng nicht als eine gesetzliche angeadieh werden. 

Demnach ist der Richter befugt, dieselbe ans entgegenstehenden Verinathongsbeweisen, 
daran WOrdigimg nicht der liiilik des Caasationshofea unterliegt, als widerlegt zu betrach- 
IM ttl Mril 4i« KlaSb arf AnriliflKaif 4«« VmaOguM «le. «bmwvtMB. 

Ualir üaMB Qimlliicn kam .aaak iH ftiMt Ii« Osmafnsdiaft nicht verbondcB . 

erachten , eine Summe , welche ein Mitglied der Gemeinschaft zufolge Mandats für ein 
anderes Mitglied derselben voreinuahmte , dem Erben dos Letzteren tu «rsetxsAi dieiSr bat 
nur einen Ausprueh an den Mandatar. (Art. 1993 B. G. B.) 
Batt», 8.1Md8ift. iBaj.) (J. d. P. tMl. & 8888.) 
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176 Btrgtrlieb«! atteisbiU (Ali M», MI b. MI, SM, U7). 

Zu Art. 579. 

Ersitzung persönlicher Dienstbarkeiten. 

Auch die persönlichen Dienstbarkeiten können, unter den Voraus- 
setzungen des Art. 2265 B. G. B. , durch lOjälirige Ersitzung erworben 
werden , da sie nach Art. 526 ib. zu den liegenschaftlichen Rechten gehören. 
Manubeiui.... 1839. (Mit eotgogeageMixter Aasrabniog tob SUbel.) (AnuaL 1839. 

a 197.) 

0fr. Gülxrt n Art. 019 B. 0. B. Hr. 1. 

Sntor AbMhnitt 
Ym dm R§eklm in Nkubrmiehm» 
(Art 583—699.) 

Zo Art. S89 und S85. 

Recht der Erben des Nutzniessers auf die Erachte. 

Wenn der Nutznicsser während seines Lebens nicht alle Erachte, welche 
er anzusprechen hatte, geerntet hat, so steht seinen Erben kein Nachfor- 
derungsrecht auf die noch ausstehenden Früchte zu ; denn die Nutzniessung 
ist eine persönliche Servitut, welche mit dem Tode des Nutzniessers erlischt, 
so dass die Erben nur die etwa vorhandenen fructus perceptos in Ansprach 
nehmen können, keineswegs aber das Niessbrauchsrecht selbst 

Maanli«!», fi. Jni 1826^ (Obtthofg. Jahrb. 18M^ a 287.) 

Zn Art. 586. 

Erwerbung der Civilfrüchte in Beziehung auf den Zeit- 
punkt; Pachtlinsen. 

Nach der ausdrücklichen Bestimmung des Art. 586 B. G. B. werden die 
Civilfrachte von Tag zu Tag fällig, und es küunen somit unter den im Art. 
691 B. P. 0. erwähnten loyers ou fermages echus depuis la d^rwnciation 
faite au saisi nicht ganze Pachttermine verslaudun werden. Es versteht 
gidi diliflr von selbst, dass die FMUshte, fodem sio tos dar gedaditsD ^lodie 
(depuis la dfoonciatioB) an als Aocessoriom der Inunobilien (die hypotbo> 
karisch veipfibidet sind) erscheinfln, woran ein Dritter mittelst Gessioo kdn 
Bedit erwerben konnte, sieb nadi Uaassgabe der indhidnoUen Befognisae 
der Hjpothekargl&ubiger and des Ansteigen unter diese Tertheilen. 

(S. du NIhere z« Art. 2118 u. 2119 B. G. B., aowle za Art. 091 B. P. 0*) 
Mflaehtta, 18. April 1866. (Bcy.) Breth g. die Qximard'sch« Conial. 

Zu Art. 587. 

Getraide; Verkauf unter Eheleuten w&hrend bestehender 

Gemeinsckalt 

Ein Yerkanf von Getraide oder sonstigen Gegenständen, die dnrdi den 
Gebrauch consumirt werden , kann von Seiten des Ehemannes an seine nicht 
in Gatem getzennte fibefraa mit Becbtswirkssinkeit gegen Dxitte niicbt statt. 
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findn, da In Folge der usofhictuarischen Verwaltung des Ehemannes diese 
Gegenstliide imniltelbir nieder in sein EigenÜitiDi sarodckeliren. 

(8. du miim M Art. 1685 B. G. B.) 
0«ratUil, la. iMUttr 1858. (B^) »mm f. IimIL (Eomariiitg 1868. L 1) 

Zu Art 

1) KntsgennBS, im AuBlande stipnlirt, bezflgUch inUndisoher 
Immobilien; Yerpaehtangerecht des Niesebranchers. 

8. n Art. 8 B. 0. B. Nr. 3 und Art. 8 tt». Nr. 15 obao. 

2) Terpaehtnng des Nntzniessungsobiects. 

£b EigenthOmer, welcher naeh dem Tode des Nutzniessers ein Yon die- 
sem eingegangenes Paditrerlilltniss für die nöcfa flbrige bestimmte Zeit foit> 
bestellen liest, kann nitsht angdialten werden, dicijemgen besonderen 
YerUndlicfakeiten ni erÜBllen, welche vor sdnera Üintritt ¥on dem Yerpaditer 

flbemommen worden sind (in dem gegebenen Falle die Herauszahlung eines 
Cautionscapitals); denn durch die Fortsetzung des Vertragsverbältnisses ent- 
steht für ihn nur die Verpflichtung, den Pacht selbst filr die noch rOck- 
ständige Periode zu halten. 

M«onbeim, 1840. (Oberhofg. Jahrb. 1B40/4L S. 488.) 

Zu Art. 508. 

Torfgrube. 

Der Umstand, dass eine in Nutzniessung befindliche Wiese keinen Gras- 
ertrag mehr gibt , weil der Grund torfartiger Natur ist , berechtigt den ÜVitz- 
niesser nicht, den Torf auszuheben und für sich zu verwenden. 

Dieser ist keine Frucht im Siane des Art 582 3. G. B., noch das £rtrigDias einer 
nr Zeil iir EvfliboBg te NviniiMing MhoB «igitaglaD Torfgrab«, •oadM daBctinA- 
tbeil dei BotaM Mlbtl and die EnitangiwclM dwNotniieiMra «raiU «in Eingriff in dai 
Etgtothom. 

Mnanbeim, 14. Februar 186a (Annal. 1860. S. 3fiA.) 

Zweiter Abschnitt. 

Van den Pflichten des Niessbrauchers, 
(Art 600 — 616.) 

Zu Art. 600. 

1) Befreiung von der In ventarisation. 

Der Erblasser kann Denjenigen , dem er eine Nutzniessung vermacht, 
von der im Art. 600 auferlegten Verbindüchkeit der In ventarisation nicht 
befreien, denn, abgesehen davon, dass der Art. 601 nur von der Erlassung 
der Pflicht der Cautionsleistung spricht , beruht das Gebot der Inveutari- 
sation auf Gründen der öffentlichen Ordnung. 

MtBBheiffl, 8. November IMl (Oberliorg. Jahrb. 18IL B. 491.) 
Oflr. Gübeii n Art. 600 B. 0. B. Nr. 1— S. 

2) Niessbrauch; nnterlaseene InTentarisation. 

Wenn der Nutzniesser onterlässt, Yor Eintritt in den Gcnuss der zu 

12 
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Minen NiMibrauch gehörigen OegenstAnde dieselben inveatbr«» m Ummb, 
so ktm dieses oidift als ein nothweadiger Grund der Veriuirtigiinf des Nnli- 

genosses angesehen werden. 

Pari«, 17. Jali 1861. (B^ ()• <t P. IMS. & «»4 

Zu Art. 601. 

1) Ntttsgennss; Befreiung von Cautionsstellnng; Yerletinng 

des PfüchttheUe. 

Erster FalL Der Ehegntte ist hefiigt, wenn er seinem Gatten, ge- 
miBB Art 1094 & G. Bl äL 8, den Nntigenoss der Hälfte seines VennOgens 
bistsriifist, dieSieUnngdorGsntionaaerleasen. HMnrdi wird der Pücht- 
theil der Kinder nidit verletzt 

Das Gesetz untersagt dem Ehogattea, welcher dem andern Ehegatten die H&lf^e des 
NutzgenuBSCs vermacht, nicht, für diesen Nutzgenass die Stellung einer Caution zu er- 
iäöseu, wie dieses i. A. oAch Art. GOi B. Q. B. gestattot isk Der Art. 601 leigt, indem 
er ien eberlebanden GaMM liebt nr Sialliag einer BSifedMft wegen dei iboi « Mfh e i H 
den gesetzlichen Nutzgenussos des VeroiQgeu seiner Kinder Terpflichtet erklSrt, dsss er 
hiDsiohtlicb der Eltern von der Vermelhoeg ee^geht, deee bei dieeee ein Miubiamii iluer 
Nutzniessang nicht zu befOrchten seL 

Paris, 26. August 1861. (Gass.) (J. d. P. 1861. S. 1067.) 

Zweiter Fall. Der Ehemann kann seiner Ehegattin in den Grenzen 
des Art. lo94 B. G. B. den Nutzgenuss von Immobilien, deren Eigenthum 
Pfliciitlheils-Berechtigten zusteht, unter Dispensation von der Cau- 
tiousstellung, schenken, selbst wenn diese Immobilien ihm von seinen 
Eltern, unter der Bedingung des BUflk&UsrediteB, jedocb nit dir ErlaalH 
nias, deren lebemelinglielien Natsgenoas seiner Ehefran an bewilligen, ge- 
sehoilct worden waren. 

Die VerfOgongen dee Art. 601 B. Q. B. laaten gu» allgemein; sie stellen in abeo- 
leter Weise und ohne Aosnahrne die Rechte des Nutzniessers fest; es kann daher in dem 
Acte, welcher den Nutzgenuis constituirt, die Befretaag von der Cautionsstellnng bewU- 
Ugt werden. Wenn daher der Art. 1091 ib. dem QaUea die Befugniss gibt, in bestimmter 
AaeiebnBng seiner Qattin den Kniigenaee ven Immobilien einxnrinmen, eo hat er taiemU 
die Befugniss erhalten, diesen Nutzgenass in der roUen Ausdehnung der dem Wetalieaeer 
gemäss Art. 601 zustehenden Rechte, also auch mit der Befreiung von der Cautionsilel" 
lung, zu bewilligen. Die Absicht den Qeeeizgebers ging im Art. 10d4 nicht dahin, die 
allgemeine VerfOgnng dee Art 601 m Onniün der PiidrtlheilebereehtigtMi n beeduioken. 

Dn die Eltern, indem sie sieh das BadtlUbneht Torbehielten, xugleieh einwilUglen, 
dass der Sohn seiner Ehefrau den Nutzgenoai tawenden dürfe, so haben sie hiermit Dem- 
selben <iic Befugniss einger&umt, diesen Nutzgenuss in seiner ganzen gesetzlichen Ausdeh- 
nung , also auch unter Diepeneation Ton der Bürgaohaftistellung, zu bewilligen. 

Pnrif, 1^ Min 1868. (OmM (I. d. P. IMl 8. Ifl&) 
0fr. oabert n Art^ 601 B. e. fi. Nr. 7 n. 8. 

2) Sicherheitsleistung des Nutzniessers; Vermächtniss der 

ungestörten Kntzniessung. 

Das Vermächtniss einer ungestörten Nutznie.ssung entbindet den 
Nutzniesser nicht vou der iSicherheitsleistung ; denn die gesetzlichliche Cau- 
tionspflicht ist nicht als Störung der Nutzniessung zu betrachten, da sie dem 
freien Gefarandie nnd Gennsse der Sache keineilei Hinderniss in den Weg legt 
Mannheim, 1811. (Obeiie%. JM. lUft/Ml 8. 71.) 
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8) fticberheitsleistmng bei Liegeuebafitn. 

Die Sicherheit fOr das Nutzniessangsvermögen hat sich bei Fahrnissen 
auf (leren vollen Wertb in entraeken, bei Liegenscbeften aber mir auf den 
durch Saohverstindige m maitteteden Betrag zu beaehrSaken, tun weldien 
dnreb eine nacUMge Benrirtheduiftang der Wertb diceer liegenacballen 
verringert und ein Verlust an dem Ertrag IlBr die Zeit nach Beendigung der 
Kutmiessung herbeigefflhrt werden kann. 

Diese Sicherheit ist arg. Art. 601 B. G. B, nur 80 za stellen, dass sie dein Eigen- 
tham«r eine Garantie für «Ue ErtatzusprOdie aus einer ihn benachtheiiigenden BenOlziing 
mUim Eigentbums bietet 

Manabtia, i. Deoember ISOOL (Hofgeriehl) Anui 1860. 8. 

Zu Art. 619. 

Nutsgennss; Zahlung von Schulden; Zinsen. 

Hat der Nutzniesser gemäss Art. 612 B. G. B. ein Capital zur Bezah- 
lung vou Schulden, welche auf dem iu seinem Nutzgenuss gehörigen Erbge- 
genstande lasteten, vorgelegt, so laufen die Zinsen jenes Capitals von selbst 
gegen den nackten EigenthflnierToni Tage an, wo der Nutzgenuss anfhArtei 
Der Art 1158 R G. B. fiadet hier keine Anwendung. 

.Derselbe ist Dämlich dem xwiaeben dem nackten EigenthQmer und dem NutinieMer b«- 
stehenden Verhältnisse fremd; mit der Beendigung des Niessbrauchs kehrt die Sache von 
•eUMt an den EigenthQmer zurück, und tritt also auch des Letzteren Verpflichtung zum 
£nitt las Vorgelegten ein; infolge einer billigen Aasgleichung and der Wechselseitigkeit 
TM Recht and BUHRkett hai tamiMta «neb im Bigeottianier, «boifUto ipso jm, dem Ifiili- 
niesser von diesem Moment an die Zinsen jener Vorlagt a miliOM. 

P«rit, 33. Aftü ISeO. (B^) {f. i. P. 4861. & 168^ 

Zu Art. 613 und 614. 

Pfarrguti f fründevermögen; Verwaltung und Proceas* 
fahrung durch den Titular. 

A. Rechtsstreite ttber die EmkOnfte des Pfarrers (PfarrpfrOnde) kön- 
nen in Bheinhessen , acti? und passiv , nicht von dem Kirchenvorstande, son- 
dern nur von dem Nutzniesser und Verwalter (dem zeitigen Pfurer), nafib 
erhaltener administrativer Ermächtigung geführt werden. 

1) Nach gemeinem, wie nach französischem Beeht, bat nämlich der Nutzniesser (und 
•Ii solcher wird nach caaouischem, wie nadi franxQeisehem Bechte, der geistliche Pfrflnd- 
m hl Bin« «irwlM Pfreirfi tagmMi «Mi dio SobilUB dar PftSadi ia dar Art n 
VMireien, dus die so Gunsten der Substanz ergehiodeii UrttoUo aneb don Proprietär 
zu gut kommen; dieser Grundsatz des französischen Rechts stfltzt sich weniger anf die Art. 
613 0. 614 B. Q. B., als vielmehr auf die Contume de Paris und auf die ratio loripta dos 
BSmiidiiB Bictali; AH. 618 n. 614 üelün Jidoeb diüioi GrandM«» niebt entgegen, 
•oadira damit im Einklänge. 

Der Beneficiarius hat sowohl zufolge seines Niessbraurhsrechtes , als aus dem Gesichts- 
punkte eines Administrators des PfrOnd Vermögens, die Pfründe quoad substantiam gericht- 
lich zu vertreten. Das franiosisehe Beeht dar Kirchenrestanrationsepoche scheidet, über- 
iMfcMMid an itm aamimkm BaAli, iü FibrihvimOgiB (wdeini nur BaitraitBag 
der unmittelbaren BidtrfUMa daa Qottesdienslai beatimat ist) von dem Pfrflndevennflgiii 
(dem feststehenden, mit einem geistlichen Amte verbundenen Rechte des lebenslänglichen 
Biassbranchs eines, zum Lebensunterhalt des Clerikers bestimmten, gewissen Theils des 
KfViiimfariuögens). Do« FalrUtvanBOgen vinfiiit ü mr Ymmltng w de« flMt- 

12. 



Digilized by Google 



160 



Birgtrllekte etMltbieh (All 815). 



nft, vMp. « Initn te innilUwi (Art. 77 bto 19 P ttli vtn 80L ]>•••■- 

ber 1809). 

Die gerichtliche Vertretung des PfrOnde- VeriDögeas rerbleibt dagegen, und zwar 
nll viil»ediiigter BteUtwirkttog gegen Jetenann, sobaU tft Aa lo ri i U o M In PU ft c Mu ^ 
nte fetai^rtraln Twnag* Art. 6, 8 vili des Dtoirti m 8b VmAar 1818 
Titalaire; die im Art. 1 dieees Decrete dem Fabrikrath ngwimat ffeMig» d« irtUw Ab 

COOBenrntion hat mit der ProcessfflhruDg nichts zu thun. 

2) in Gem&sebeit der Bestiomiung der Gr. Hess. Verordnung Tom 30. Janoar 1830^ 
Art. Sn, wflldi« dfo YtrwaMmig dtr wMtna Kirebenpfillndeo dnrdi lie Inhaber ilipiiUrt, 
ift bei der OrganisaUon des Jahres 1832 mit gleicher Unterscheidung zwischen Pfründe 
und sonstigem KirchenvermOgon verfahren, durch den Art. 52 der Grossh. Verordnung 
Tom 6. Juni 1832 Uber die Verwaltung des KircbenTermögens die unmittelbare Verwal- 
taug der nMnden, und tall 8m ImM Proeessfthnmg udi 4m ia IBuliliMMn b«- 
•lebMdM YotMhriften, in dM Bfaiden der Nutznieaser belasMn «ovdM, «ad die dort dMi 
Kirchenvorstande flhertragene Pflicht, ober die Erhaltung der Temporalienrechte der Bene- 
ficien zu wachen, ist auf die Processführung so wenig zu beziehen, als der Ari 1 dM 
Decrets vom 6. Not. 1813, woraus diese Bestimmung fibertrageu worden ist 

B. WoBBfllaidi der Ffimr, ia Miaar Eigenadnft all PriliHwrt dM EirdiMvar- 
llaadM, n dem Besehlnsa des leirtaren flbor die Prooessfohning iniige wirkt bat, so kaaa 
dieses seinem selbsistfindigcn Auftreten als Beneficiar nicht gleichgeachtet werden, weil er 
in einer ganz verschiedcuen iiligensebaft und Person bandelt, wenn er als Verwalter der 
KirebenpfrOnde selbst den PraeoM f&hrt, als wenn er nnr an derBerathnng imKirchoi- 
f«ia(udeTh«UttiiBnit, Mdan «r bfanadgUebarwaiM ia dar HfnoriHleablMM aaiBkaanla. 

Darmsiadt, M. Ftbcoar 1888. (BaJ.) KManvoiami sa Fkahdai g«g. KbtbM- 
Mialaad n Dffholin. 

Dritter Abschnitt. 
Vm ier Beendigung des Niestbrm»ekt. 
(Art. 617-624.) 



Zweites Kapltelt 

Von dem Nuttungsrechie und nm dem Wohmmgirechle. 

(Art 625—636.) 

Za Art. 6f S. 

1) Gebrauchsrecht; Verpflichtung, das Fasselvieh za halten. 

Die auf einem Gute haftende Last, das Fasselvieh für eine Gemeinde zu 
halten, lässt sich weder unter den Begriff einer Grunddienstbarkeit, noch 
eines Gebrau ch srcchtB, welches letztere nach ganz anden Grundsitsai 
sich richtet, stellen. 

Es existirt hier vielmehr eine Last fQr den Besitxer dieser Grundstücke, welche die 
Eigenschaft Ton Beallasten bat and tod den Beditalebrani als eine dentscbe itienstbarlieit 
baaaiohart «fad. 81a irt daamadi aaafa ab eiM Mkha n baMlM, dam AhlHbaifcail 

dM Qeselz gestattet etc. 

(S. das Nähere zu Art. 686 B. G. B.) 
Manchen, 6. März 1845. (Bej.) Qeenen g. Oeateiada QodranrteiB. 

2) Umfang des Wohnnngsrechts. 
Der Wotunmgsbmditigte, wekher Lokal, aal weldiesi aeinft 0*^ 
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Bflrgerlithet e«setsbftoli (Art. 6311, 632 a. 033^ 636). isi 

rechtigkeit ruht, verlässt, mass den Gebrauch desselben dem Eigenthümer 
fliMriaBsai «Bd duf soldwB oiäit mebr aadorveitig (z. B. zur Aufbewahrung 
TW FtbnitaBOB) iMratno. 

1km Mi timM gmd« IMandUii svWnb ItWhnng ml Wohmiiv, dnt d«r 

NaIXDiaaser jeden beliebigen Gebraueb mit der Sache machen kann, wäbreail du Woh- 
mmgsrecht unf einen bestimmten einzelnen Oebraacb, das Bewobneo, beMihriUkI M, 
Mftunbeim 1841. (Amwlen 1841. S. 110.) 

Zu Art. est. 

Wohnungsrecht der Familie. 

Die Ehefrau, deren Ehemann eines ihm zuständigen Wohnunprechtes 
für verlustig erklärt wurde, kann die Ausübung dieses Wohnungsrechts für 
sich und ihre Kinder nicht verlangen ; denn sie hat nur als Ehefrau 
welche nach Art 214 B. 6. E bei dem Mam» wotaneD muss — nicht aber 
0etrauift von ihm das Wohnungsrecht, das tttwfdiaB nach Art 1218 ib. als 
«ididlbanB Becht m hcliaditaii ist, nmipnAm. 

MaaahaiM, SS. DmmAv ISU. (OMorg. JikrK lSIS/18. & U) 

Za Art 63» und 633. 

1) Aafnahme dritter Personen.. 

Der Wohsm^bereohtigte darf ausser seiw Familie auch andere An- 
gehörige in die ihm rar Nutsong eingerftomte Wohnnng aufiiehmen, denn 
dies ist durch den Art. 633 nicht aosgesdUofisen , so lange dadurch die 
Dienatbarkeit nicht erweitert oder lästiger gemacht wird. 

MftBBbtl», 1840. (Ob«rhofg. hbA. IMO/Oa 8. 234.) 

2) Yorbehaltenes BenfltsHBgsrecht 

Wer sieh bei Yerinssenmg eines Hauses gewisse Bänmlichkeiten zur 
Benfltzung yorbehftlt, ist zum Bezug jeden Netsens, also auch zur Ver- 

miethung dieser Bftnmlichkeiten berechtigt; um anzunehmen, dass derselbe 
sich nur das Wohnungsrecht vorbehalten habe, müsste diese BeschrSn- 
knng (Art. 633 B. G. B.) ausdrücklich bestimmt worden sein. 
Mannheim 1846. (ArntL 1846. S. 201) 

Zv Art 686. 

Waldgerechtsame; Umfang; Verjährung. 

Beansprucht eine Gemeinde Waldgerechtsame in dem Walde eines 
Dritten , stützt aber diesen Anspruch nicht auf aus einem früheren Gesammt- 
eigenthum herrührende, noch auf solche Rechte, welche sich auf unklar 
abgefasste Verleihungsurkunden gründen, sondern lediglich auf ihren bei 
Pablication des B. G. B. seit l&nger als 30 Jshre» danenden, abo veijfihr- 
ten Besitcstand, so kann das Gericht erkennen, dass bei Enntttelnng und 
Festsetsong der der Gemeinde wegen Beöntrtcfatigang jener Waldgerecht- 
same gdMhrendenEntsdildigQngdas BedOiftdssd^ Gemeinde im Jshr 1774 
(30 Jahre vor Einführung des B. G. B.) nach Maasegabe ihrer Einwohner, 
Gebäude und Hausthiere als Grundlage anzunehmen sei 

In dieser Hinsicht können keine anderen Grundsätze, als die Ober die Krsitzong von 
PriüalMnrilutM mMMgebaod fein, wobei eine .\u8debDUQg der Smitatoachle IUmt dia- 
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Btrf «rlUhet e«tet>baeb (Art 637). 



Jenige Grenze hinaus, innerbalb welcher eie in rechteverjührter Zeit, mithin wfthraid der 
aO JUtaw tor tar Yerfctadlgang dM B. ft. B., befCMM ««in, «im IMMlMll 4tt 
muäm GmndalOckB nicht statthaft erscheint; es kann auf daa seit Ablauf jener 30 Jahr« 
etwa rermehrte BedQrfniss der Einwohner der berechtigten Gemeinde nicht weiter ankom- 
men; durch die Ersttzung hat die Letztere nicht gleichzeitig daa B<eeht erworbeui die frag- 
lidm Garachtaama muh Miiwigaha ibrea jedesmaligen Badarfiüaaef aMOiabaB. 
Bttrlia, IL Nmrnbar IN«. (Baj.) Weilar g. BtogiB. (K. A. SB. IL 3.) 



Vierter Titel. 

Von des Servituten oder Grunddienstbarkeiteo. 

(Art 687—689.) 

Za Art. 637. 
1) SerTitnt; BaumpfUBSBiig. 

Das Becht dnes Gnmdeigenthflmera, ein fremdes Gmndstück bis za 
einer gewissen Ansdehinng mit B&aoieB lu bepflaoM und das von denselben 
za gewinnende Hob nun Bedarf seiner aDgrenienden Liegenadiaften ea be- 
nehen, ist ebenso wie das Recht, eine Hatte auf fremdem Boden anzol^en ete., 
ito eine Realservitut dieser Liegenschaft auf jenee Qnindstttck anzusehen. 

Dadurch, dass in der Verwendung des Holzes eine Aenderung eintritt, 
kann die einmal feststehende ^atur der besagten Servitut keine Aenderong 
erleiden. 

Berlin, 14. Joni 1847. (Bej.) Gemeinde Kaltenhausen g. Krentser. (K. A. 42. U. 17.) 

2) Servitut; Weidgerechtigkeit; Begriff der Graiid- 

dienatbarkeit 

Eine anf der Theilnahme an einem Gemarkungsverbaade beruhende 
Weidgerechtigkeit ist keine Grunddienstbarkeit im Sinne des Art. 637 B. G. B. , 
weil sie aus einem Verhältniss des dffentliehea Rechts entepriagt (Bad. 
Gemeindeordnung §. 104, 113.) 

Mannheim, 8. Mai 1860. (Zentn., Mag. B. 5. S. 180; AimaL 186L S. 52.) 

8) Servitut; Holzberechtigungen; Erwerbung von nickt 
st&ndigen Grunddienstbarkeiten. 

Daa Becht zom Bezage des Baff- and Leaeholzee, sowie daa der Wdde 

und Mast, das zum Bezüge dee todten Holzes, des Stockholzes, des grOneo 
Reisigs und des Windfallholzes, sämmtliche Berechtigungen zum Vortheile be- 
stimmter Grundstücke (hier Geraeindebezirke) auf bestimmte Waldungen (hier 
StaatswalduDgen) als immerwährende Last haftend, bilden keine „Nutzungs- 
rechte, droits d'usage", sondern discontinuirliche , nicht apparente Servitu- 
ten, deren Erwerbung nur nach den gesetzlichen Bestimmungen des Art. 691 
B. G. B. stattfinden kann. 

Em ergibt aich aus der Natur des Anspruchs solcher Berecbtigiingan, wie sie oben 
wagßgAui atw danalbe aldil anf daa ElgaolbuB fericMtl fal, aondara «in dfng- 
Sdiea Becht zum Gegenstände hat, weiches sowohl nach der allgemeinen Beehtslehre wie 
nach der hiermit flbereinstimraenden Begriffsbestimmung des Art 637 B. G. B. in dl« 
Klasse der Gmnddieastbarkeiten und zwar dar nicht at&ndigan (688 ibid.) gehört. 
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BanadUgt mM aadi di« bMflfBah ifr Erwaitav tM« CbMÜiiMftvkeiln ta 

Art. 691 B. G. B. enIhalteDe allgemeine Yoncbrift auf die streitigen Holzberecbtignngm 
in der Voraassotzung Anwendung finden, dass nicht, wie behauptet wird, die Nutznngs> 
rächte in Waldungen eine eigentbQmliehe Art von Hechten bilden , die von den Gninddienat- 
btffliiiltii ■Mf»naBiiiiwi ad namenltMi Ib Betreff dtr EnrarbBebkeH beiMiien Begib 
oalinioifeB äai. 

Dies ist indeiaeB keioeewege ier Fall, wie doreh die nMMehendeB Brwignigw 

grOndet wird: 

1) Weder im illem französischen Bechte» noch in der lateniiediligeiebgebang kann 
ein HU^pnlil ftr dieeee leiilere (von dea CeaialioiMkligem rnfgeUdlle) Syitoin geAmden 
werden, weil die MemedUigeieligelNUig sich auf den bestehenden Rectatsznstaiid stützt 
und das ftltere französische Recht solche Nutzangen darchgehends als Realscnritnten be- 
tncbtet bat, obwohl dieselben zom Tbeü als eigene Materie in den Qesetxen behandelt 
waren and rlldkaldiffieh ihrer Erweitoig tietfUHg epeeieUe yoreehrMleB beetandea. 

% Der Art. 543 ib., weldier die vom Gesetze anerkannten einzelnen Arten Ton Beeb> 
taa aa GQtem aufzählt, bat mit dem Umfang der Grunddienstbarkeiten nichts gemein und 
benreekt zaniehst blos die AneecWleesang der grundherr lieben Becbte. (Locre, LegislatioB 
ele; i Vm, p. eO, n* 22.) 

9 Bie aUgeoeiaea Verieh f l U i ia der Valerie der SenrllnleB üehea aa aad Dir aieh 
der Annahme entgegen, dass das Borgerliche Geeetabudi nur fOr gewisse Klassen von 
Grunddienstbarkeiten habe verfügen und andere habe ausschliessen wollen, und es ergibt 
aicfa vielmehr unzweideutig aas den legislatorischen Verbandhingen zu den Art. 637 u. f., 
daaa eine loMe Abriebt im O eeeli g e b e r fkend war aad daee blee dia Yecaidirtft des 
Art 638 eine Beeohrinkang hinsicbtlieb der Feudallasten bezweckte (Loe»f, L c); aneb 
zeigt der Art. 688, wo beispielsweise die Weide-Gerechtigkeiten angeführt werden, dase 
gerade Nutzungsrechte nicht von den allgemeiuen Yoracbriftea aasgeecMossen werden 
woniea. 

^ Wenn fan Art <B6 geaagl iai, daaa daa Rutaangiraebt bi Waldaagea dardi beaoa* 
dere Geeetze geregelt sei , so kann darin , mit Bflcksicht auf die vorstehenden Erörteningen, 
nur eine Ansnahmsbeetimmang gefunden werden, fOr deren Anwendung eine feste Grenze 
in der Hinweisong auf Specialgesetze, lois particaiiires, worunter nur die allgemeinen 
ftaaxaaiaclMa GeaetM über dieae Valerie, aaneadldi die fors^lizeiHdiea Oeaelie, ter- 
ilandii« werden können, gegeben ist, and dakefai derartigee Spaefalgesetz eine Bestimmung 
in Betreff der ErwerWichkelt der Waldnutiungsrechte enthält, moss die Erwerblichkeit die- 
ser Rechte sieh nach den Yoreehriftea hotten, welchen die Walda n tznagsreehte ihrer Nac 
tor nach untergeordnet sind. 

ft) Aacb kaaa daa Geaeta vaa 38. Yaoldie Xt aiebt ala efai aekbea bhr aaerandbara 
SpedalgeeelB betrachtet werden, da dasselbe nicht den Zweck bat, Rechte zu venebaffen, 
sondern btos dazu dienen soll, der Regierung die PrQfung und Feststellung der auf den 
Staatawaldungen haftenden Lasten zo ermöglichen, anter Beseitigung aller nicht rechtsbe- 
griladelar Aosprücba» 

Mtaebaa, 17. Vai iSBl. (B^) Bda f. dia kin{^ Begiita^ 



Enteft WLnpUeh 

Von dm Dhmfbarkelim, die M wm der La§e der Oerfüc*- 

Zu Art 640. 

1) WasserUnf; natflrlicher Abf1ii88; SrscIiweniBg. 

Gemäss Art. 640 B. G. B. ist das tiefer liegende Grundstück verpflichtet, 
das natürlich abfliesseude Wasser auüsimehineQ, und es kaim dieße s^aUküiQ 
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Bflrg«rU«hei e«ielsbiieli (Ati 610 n. eU). 

Verpflichtung nicht durch einfachen Besitz animo domini von Seiten des 
ünterliegers erlöschen; jedoch darfauch der Besitzer des oberliegenden Grund- 
stflcto diese Senritut nicht erschweren, indem er z. B. sich nicht beschränkt, 
dem von oben ahflieaseiideD Wasser einer Quelle sänen nfttllrlidien AUanf 
nach dem unterliegenden Grandstacke sa belassen, sondern einen Damm, 
dmDch welchen eine grosse Masse yon Wasser kflnsOidi angesammelt nurde 
md der vorher kernen Dnrdüass nach den unteren Feldern hatte, dnrdistidit 
und so veranlasst, dass nunmehr durch das Abfliessen des angesammelten 
Wassers die unterliegenden Felder überschwemmt werden. Den Eigenthü- 
mem der letzteren kann, auf deshalb erhobene Annal- Klage, für den auf 
diese Weise verursachten Schaden Ersatz zugesprochen werden. Hierdurch 
wird das Recht des Oberliegcrs, das nach der natürlichen Lage der Oert- 
lichkeiten, ohne menschliches Ziithun, nach dem unterliegenden Grundstücke 
abfliessende Wasser diesem zuzuweisen, nicht beeinträchtigt, 
(a dM nihm n Art. 33 B. P. 0.) 
Parif, It ])M«ii]»«r 186a (Bej. eh. «fr.) (I* P- 1861. S, lOiA.) 

2) Id.; Erschwer nng der Dienstharkeit 

Der Art 640 B. 0. B. untersagt dem EigenthOmer des oberen Grand* 
Stades nicfat Jede VerSnderong, weiche die Dienstharkeit des miteren Grand- 
stacks erschwert Derselbe ist. vielmehr stets mit Bfleksicht aaf Art 645 
ib. aomnreDden und deshalb der EigenthOmer des oberen GnmdstQcks nur 

gehalten, solche belästigende Aenderungen nicht ohne dringendes Bedflrfiiisa 
und mit thunlichster Schonung des unteren Grundstücks yorzonehmen. 
Mannheim, 4. Jaoi 1846. (Oberhofg. Jahrb. 1849/fiO. S. Ift) 

8) Wasserablauf; Schutz gegen den Strom; Deich. 

Die Eigenthtlmer der an ein Wasser angrenzenden Gmndstücke haben 
das Becht, ihre Felder durch die hierzu nöthigen Werke gegen die Gefah- 
ren von Ueberströmungen zu schützen; der oberliegende Eigenthümcr kann 
wegen des durch Anlage solcher Schutzwerke und demnächstiges Anstauen 
des Wassers entstehenden Schaden um so weniger einen Ersatzanspruch ge- 
gen den Unterlieger geltend machen, wenn er (der Oberlieger) im Stande 
war, ähnliche Werke anzulegen und sich so vor Schaden zu wahren. 

Paris, IL lall 1860. (Rej eh. cir.) (J. d. P. 1861. 8. 888.) 
0fr. GObMi ta All 610 B. G. B. 

Zu Art. 640 und 644. 

Wasserlauf; Störung des Ablaufs durch Errichtung eines 
Kanals auf dem untern Grundstücke. 

Der Eigenthümer eines Weihers, nach welchem ein Wasser seinen 
natürlichen Ablauf nimmt, hat zwar das Recht, gemäss Art. 644 B. G. B., 
das Wasser da, wo es in sein Gebiet einfliesst, durch einen künstlichen 
Kanal nach seinem übrigen Gebiete und einer ihm gehörigen Mühle zu leiten, 
unter der Auflage, dafür zu sorgen, dass das Wasser hei dem Anstiltte 
ans seinem Gebiete seinen ordentlichen Lauf nehme; jedoch darf er, gemtas 
Art 640 ib. , jenen Kanal nicht so einriditen, dass hterdnrch der Ablauf 
dea Wassers gehindert oder yenOgert wurd und auf das oberliegende Grund- 
Stflck zurückfliesst. 

ParU, 4. hä 16601 (B^) (J. L P. 166L & imj 
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Zu Art. 641. 

1) Qaelle; B*ch; EigenthnniBrecht; Bechte des Unterliegers. 

Oemfiss Art 641 und 642 B. 6. B. stellt dem Eige&thflmer desjenigsn 

Grund und Bodens, worauf eine Quelle entspringt, unbedingt und ohne 
Unterschied das Kecht zu, sich dieser Quelle nach Willkür zu bedienen, 
insofern der Eigenthümer eines tiefer liegenden Grundstockes nicht durch 
Bechtstitel oder Verjährung Rechte darauf erworben hat. 

Es ist daher der Letztere (ein Müller, der bis dahin das von der 
Quelle abfliessende Wasser zum Betrieb seiner Mühle benutzte) unzulässig, 
auf Wegräumung der von dem Eigenthümer des Grundstücks, auf welchem 
die Quelle ihren Ursprung hat, zu seinen Zwecken angelegten Wasserdoblen 
m klagen. 

Dl« Aaligmg ilMtr JMäm mv aliBUcii alcUs «Ii «bi Auflon 4m Um «nMmoIm 

BinalKungBrecbl«8; Derjolg« «btr, 4er sich seines Rechtes bedient, fllgt Nlenanden Du» 
reebt xd; der MoUer kann sieh also auch nicht Ober diese Anlage beschweren, selbst wenn 
Uerdurch da« frOber leioer Mable iqgat kommende Wasser abgeleitet werden tollt«. £• 
Mkl ta MflUar «Mb 4ai QmitM wadir MiteigenUraiB ao jentr Quelle , Meh iIm 
wm Ut 0«ilielik«il hmvifgOmU Ugaliervliot aar tow WaMsr so. 

Der Art. 643 ib. bestätigt dadurch , dass er zu Gunsten der Einwohner einer Ge- 
meinde etc. eine Ausnahme von jener gesetzlichen Bestimmung festsetzt, die aurgostellte 
Begel und widerlegt hiermit, in Verbindung mit dem vorhergebenden Art 642, zugleich 
IIa MmMImg, alt baug» aleh iie Varfliging dea Art. Mi nidil aaf aokba <)nallaB^ 
4ia dvrch ihren natdrllahan Lauf zu einem Bache geworden sind. Givilrecbtlich und in 
BOcksirbt auf die Frage von Privateigenthum kommt es Oberhaupt auf den Unterschied 
zwischen lileinerem oder grösserem fliessendem Wasser so lange nicht an, alt toiebet 
wUbt aa dan achUF- odar lloaabarai Flflnaii gebsri (Art. 638 ib.) 

Dia Yaiftgaag daa Art» 614 ib. kam nidil hier nr Anwandung lioaiiii«a, da ala «m 
dem gani verschiedenen Falle spricht, wenn ein Grundstück auf ein fliessendes Wasser 
tottösst oder von demselben durchschnitten wird, ohne dass es die Quelle in tieh tchlitiat 

Darmstadt, i. Juni 1826 (Gass.) Friedrich g. Welzenbach u. A. 

2) Qaelle; Wasserabfluss; Ansprüche des anterliegenden 

Grundstückes. 

Der Eigenthümer emes niederer gelegenen Grundstücks kann nicht ver- 
langen, dass der Eigenthümer des höher gelegenen Gutes dem Wasser der 
darauf entspringenden Quelle den Abflusa auf das niederer gelegene Gut 
ungehindert lassen müsse. 

Der EigentbOmer des böber gelegenen Qruodttflckt ist aodi Eigenthümer der darauf 
baladlicbaii Qaalla, tbar dann Waaiar ar beüabtg varfligaa kara, nd dfa Aulhabma dw 
Vaaiart ana dteiem Grandttflek Ut nach Art 610 B. G. B. aioa DtoaalbarbaiHlaH, kab 
Manatbarkeitt recht des niederer gelegenen Grundstücks. 

Maoabaiffl, 6. Mai 1842. (Oberbo<i|. Jibrb. 1842/43. S. 289.) 

Zu Art. 641 und 642. 

1) Bach; Quelle. 

Die Art 641 und 642 B. G. B. können bei einer Klage nicht in Betracht 
kommen, wo es sich von einem Bache handelt, der nicht auf dem Grund- 
stücke der einen Parthie entspringt, sondern mehrere Gemarkungen durch» 
iiesst, ehe er an die in Streit begriffenen Oertlichkeiten kömmt 

Oaraaiadt, 24. Mal 1862. (B^ lUfflwfea f. SehwailMr. (BnaaMrii« IMO. L 68.) 
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2) Quelle; Eigenthüner; Rechte desselben. 

8. tu Art. 653 B. G. B. ürthäl (Paris) Tom 4. Dec«iDl»er 1S60L 

Zo Art. 64S. 

1) Quelle; Hecht des unterliegenden Grundstücks auf das 
abfliessende Wasser; Verjährung. 

Bei der specielleo Acqoiaitiv-Verjfibning des Ari. 642 6. G. B. findet aach dasjenige, 
WM Mhon MW d«n in Betreff der Aeqoiiitiv^Varjlhmiig in Aligenelnen geltentai QraiA- 
•ttna folgt, sem« Anwendniig» dft die Vermnthung daflir einleht, daas der Geaeliiibei^ 

sowie Oberhaupt bei speriellen Bestinimunscn, auch bei jenen des Art. MI von den allge- 
meinen Principien ausging and wollte, dass die speciellen durch die generellen Besttm- 
nungen ihre Ergänzung erhalten und iiu Eioklange mit dea letzteren angewendet werden 
aoUea. 

Im Allgemeinen aetrt aber die Acquisitlv-Varjäbrong einen Zoatud roraos , der mH 

dem Rechte Desjenigen, gegen den durch sie erworben werden soll, in thals&chlicbera 
Widerspruche steht; sie tritt ein, wenn der durch diesen Zustand Verletzte es bei dem- 
mIImb wilveiid einer beetimmlen Zeit beliaat. 

Hiemadi kann also aus dem Umstände, dass der TOgenthttmer eines 
.tiefer fiegendeii Grondstttckes auf diesem, snr Benntmmg des dem 
oberen Omndstllcln Ton einer dort entspringenden Quelle aUanf enden Wassers, 
ein Werk (Bassin) errichtet and während 80 Jahren benutzt, keine Präscrip* 
tion gegen den Eigenthümer des oberen Grundstückes abgeleitet werden. 

Eine solche An!a?e, welclie dem ünterlieger nicht verwehrt werilen konnte, greift nicht 
in das Hecht des Oberliegers ein; dieser hatte also auch keine VeraaUasong , noch ein 
Beeilt, die aneh Art. 2144 B. G. B. nr Unteriireehung der Verj&brang nothweodige lUage 
tmnelellea. Arn den legfalntfren DjaeaeeiOBeB eigibl eieh keia Anliattipailtt Mr, daae 
nach der Absieht des Gesetzgebers auch in Gefolge von Werkaa «tf dem Ütltt UefMdea 
Grundstöcke Acquisitiv-Verjährung solle eintreten kAnnen. 

Der Art. 642 spriebt auch nicht von Werken , welche zur Benutzung des ablaufenden 
Wiwere erriebtet worden, aondera von aoldien, welche dea Ablanf nndi den mtorliegw- 
den Gebiete fbrdem, was dahin denlet, dass die Werke wenigstens tlieilweise 
auf dem höher liegenden Grundstflcke ruhen mflssen. Wenn eine ausgeoau- 
erte Dohle besteht, welche das Wasser Ton der (j^elie darcb das oberiiegende Grundatflck 
nach dem unterliegenden Gmadataek in iaa dort enieblete BmiB leitet, ao kann dieee 
Dohle mir dann nie ein xnr Aeqniaitir-Vorjihrong tangUehee Werk engeaelieB weiden, wena 
der Unterlieger beweist, dass er dieselbe auch, soweit sie sich auf das ober* 
liegende Gebiet erstreckt, errichtet habe, da sonst angenommen werden kann, 
dass diese Dohle von dem Oberiieger, der in dieser Beziehung gem&aa Art. B. G. B. 
dia VemilNiBg für ridi liaft, nr AnaSlNiag des ihm mteheidea Bechta, iaa Wum ab- 
■nliüMi, eniehM worden i«i. 

Darmstadt, 26. Februar 1856. (Gass.) Wolf g. Lederhos. (Emmeriing 1856. I. 18.) 
Cfr. Gilbert n Art 642 B. 6. B. Nr. 1 n. £ aoA Bej. (Paria) vom M. Mi 186L. 

2) Mflhlkanal; Verjftbrnng bezflglich des abfliessenden 

Wassers. 

Der ünterlieger kann nnr dann dnreh VeijSbrang dn Serfttatemreclit 
besOgUch der dem oberliegenden Mflller als Accessoiien seiner MflUe soge- 
bOrigen KanSIe und des darin fliessenden Wassers erwerben, wenn er auf 

diesen Kanälen, wenigstens dem Abzagkanal, sichtbare Werke anlegte, 

welche den Ablauf des Wassers nach seinem Eigenthum erleichtern. 

Nur durch solche Werke benachrichtigte der ünterlieger den Müller von seiner Ab- 
liebt, daa Beobt, dea in dem Kanal flieaaeoden Waiaen xum Betrieb der Anlage anf aei- 
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■•■ «oMtgenln BnaiMdL iUh a bfÜMtn, tarah Terjäbrung zu «rvttfcm. (Ail. 
U» B. G. B.) 

Paris, 24. December 1860. (Rej.) (Sir. 1862. L 977.) 
Cfr. Gilbwl SB An. 642 B. G. B. Hr. 1 n. f. 

8) Verjährang; Ort der Anlagen. 

Zar Erwerlmng eines Bedits auf Benatning des Wasserablanles des 
oberen OrnndstHdcs mflssen die offenen Anlagen auf dem oberen (dienen- 
deiO Grand8tad^ angebracht sein. 

Dm, WM der Elgenthflmer dM nnlam OmndstQcks aar eeinem eigenen GnmdttQek 
Tomimmt, kann von dem Besitzer dM obffrco Qnmditflekt nidit Terhindert werden, mmbM 
«neb keine Verj&hrung begrflnden. 

Maonbeim, 10. Bot. 1840 n. 6. lUi 1843. (Oberliofg. Jahrb. 1840/41. 8. 171 mk 
1843/48. & 98S.) 

0fr. Ml (B^.) m aa JUi 1863. 

Entgegengesetzt entschieden: Es genügt, wenn die Anlagen 
anf dem tintem Gmmdstack sidi befinden. 

Denn der Art. 642 wollte gerade lu Gunsten des durch Anlagen geregelten WMeer- 
laofe eine Auenahme statuiren, und der Eigenthamer des oberen GrandstOcks kaon, an 
lieh Tor der Verj&hrung za ecbützen, auf seinem Qntndstflck Gegenanlagen erriditeo. 

ll*anb«iiD 1847. (Oberbofg. JM. 1847/48. 8. 371.) 

4) Verjährung; Beweis der Anlagen. 

Dafür, dass die auf einem Grundcigenthura befindlichen Anlagen auf 
Kosten des Grundeigenthümers angelegt sind und diesem gehören , spricht 
die Vermuthung Art. 553 B. G. B. und bedarf es daher keines Beweises. 
Mannbeim, 6. Mai 1842. (Oberbofg. Jahrb. 1842/43. S. 291) 

Za Art. 64t und 643. 

Oeffentlicher Brunnen; tiberflüssiges Wasser; Ersitzung. 

Erster Fall Wenngleich das Gewässer eines öffentlichen Brunnens 
an sich unverjährbar ist, soweit es zum allgemeinen Gebrauche dient, so 
kann doch Derjenige, welcher den Rest des Wassers für sich benutzt, der, 
nachdem das Bedürfniss aller Bewohner vollständig befriedigt ist, abläuft, 
gültig durch Präscription erwerben , wenn er, ohne Widerspruch und Hinder- 
nis8 von Seiten der Gemeinde, mittelst sichtbarer Werke, die er auf dem 
Grundstücke, auf welchem der Brunnen steht, anlegte, sollten diese auch 
lom Thea sogar anf die OffenOidbe Strasse sidi erstredren, jenen Wasserrest 
seineoi Gebiete lolettet 

Dieaea ebarilSailga Waaaar kaaa Oaga a il aa d iar yariinaarung sein, beSoM ildi 

abo in commereio nnd wird daher, so lange es diese Qualität behilt, der Verjährung fkbig. 
Da kein Beschluss der Administrativbehörde die Wegaahme der Werlte, so weit sie sich 
auf die öffentliebe StrMse erstrecken, verfügte, durch dieselben auch keiuMwegs eine £r- 
aMnag aiaw Thaila dar Sbaiaa aniaH wardeo aall« aa Mahl dar Umlaad, daM dia Waika 
üa StnMe beroliraa, dar Yarjihraag binaiebtUefa dM flbarflaaafgea WaaNra aidil aalgagaa. 
Paria, 8. Janar 1860L (B^ (X. d. F. 186L & 1018.) 

Zweiter Fall AncB dasjenige Wasser eines (ÜentHehen Bmnneiis, 
waches, als zum BedOffiiiss der Bewohner einer Gemeinde nicht mehr er- 
forderlich, selMi natflifidieB Abiaal nach der <»ienftlichen Strasse hat, ist 
■ Bf siiH fciba r. 
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189 BfirgarliellSf etltUbueh (Art. 643, 644). 

BdM wiBB tln Mmto «UveDd awhr all SO Jahns dtoaa llbarfMilfa Waüar all- 

lelst TOD ihm aaf dem Grundstöcke, «oraaf der Braonen steht, errichteter sichtbarer Werke 
auf sein Grandslflck geleitet hatte, so kann er doch der Gemeinde, wenn dieselbe sieh 
veraolassi sieht, diesem >Af' asser einen andern Ablaaf und eine andere Bestimmung tu ge- 
ban, die Tarjlhniiif nidit entgagenaaliaD. 

Gteichgflltig ist es hierbei , ob die Oemetode durch dieae Verioderungen den neuen oder 
erweiterten Bedürfnissen licr Gosanimtheit zu entsprechen suchte, oder dieselben lediglich 
in einem pecuniären und privaten Interesse der Gemeinde Tomebmen Hess, namentlich dat 
flberflassige Waaser gegen eine JIhrUdie Zahlnng andern Priratlmilen conoedirte. 

Dar fadadita aOjihtiga Oasaai iaa frflharea Bailahan jenea Waiawa kam aar ala 
ein preeärer ml eqniroquer auf der Toleranz der Gemeinde bemhendar Baatta angesehen 
werden und keineswegs die Grundlage einer Verjährung bilden; denn das Abfliewen des 
Wassers hängt von Zufällen und Unständen ab, es ist verfinderlicb, und kann zu Jeder 
Zeil dadnrdi nenlnUiirt warda», daaa die Oanaiada, ibraoi Beehla gamiaai daa tibeilllli« 
sige Wasser zu aoMlIgeB Gemaindaswaekan Terwaadel. (Art. 6tt n. 64S, 2S96, VOtB^ 
2232 B. G. B.) 

Paris, 2a Angoat 1861. (Caaa.) (J. d. P. 1861. S. 1073.) 

Zu Art. 643. 

1) Quelle; Veränderung des Wasserablaufs; Bedarfniss 

einer Gemeinde. 

Nur wenn der Ablauf einer Quelle den Bewohnern einer Gemeinde das 
ihnen und ihrem Vieh Dothwcnditje Wasser liefert, nicht aber wenn das 
Zulaufen dieses Wassers sich als eine ilnun bequemere oder angenehmere 
Weise, sich Wasser zu verschaffen, darstellt, ist dem Eigenthümer der Quelle 
Yerboten, den Lauf des Wassers zu verändern. (Art. 643 B. G. B.) 

Daa Gariflhl kann aber jene Noihwendigkeil aua fblgandaa UmMadaD aotairiiiBeii, daaa 
nimlidi keine andere QaeWe dem Orte Wasser liefert, die meisten Häuser keine Brannen 
haben und die in Rede stehende Quelle allein die Viehtnlnke der Gemeinde alimentirt. 
Das Gericht liann, wenn es diesen Zustand als Rclion .seit undenlilichen Zeiten beetebend 
anerliennt, aussprechen, das« der Gemeinde auf d&a Wasser jener Quelle eui Anipmdi 
akna EaMkidigang laalaka. 

Paria, 4. Hin 1M2. (Baj. ah. cIt.) (J. d. P. IfiOl a 613.) 
€fr. eObari an Art. 6«S B. 0. B. Vr. 1. 

2) WasBerbedHrfiiiBs; Trinkwasser. 

Der EigenthUmer eines niederer gelegenen Gutes kann nklit auf Gnind 
des Art 648 B. G. B. den nngebinderten Abflnss einer auf dem hoher ge- 
legenen GrandstAcke befindlichen Quelle sur Bewässerung seines Eigen? 
thums veriangen, denn dieser Sata spricht nur yon dem den Einwohnern 
einer Gemeinde etc. nöthigen Wasser, worunter nur das Trinkwasser au 
▼erstehen ist. 

Maaahaim, 6. Mai im (Obarhafg. Jahrb. 1842/43. & 280) 

Zu Art. 644. 

Bew&sserungsrecht; Schadensersatzklage wegen Verderbens 

des Wassers; Competenz. 

A. Hat ein Fabrikant die mit Schwefelsäure geschwängerten Abflüsse 
seiner Fabrik in einen nicht schiffbaren Bach geleitet und hierdurch das 
Wasser des Baches in der Art verdorben, dass die Anpflanzungen eines 
weiter unten liegenden Grundstückes, in Folge des von dessen Kjgeath(Ur\er 
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▼oi^enommenen wiederholten Begiessens mit jenem Wasser, zu Grund gingen, 
80 hat dieser Eigeuliiumer deshalb eine Eütächädigimgsklage gegen den 
Filirikaiiteii. 

DteM Klage tM ihn BaeUMgoiig naidNl ia ta AH. 044 B. 0. B., inlM 

tich auf einen Eingriff in das dem Kläger zast«ta«iide Becht, Mla OwilWak WÜk dm 

VOrbeifliessenden Wasser zu bewässern , gründet. 

Die Art 1310 und 1382 ib. verpfUcbten Denjenigen, der dorcb seine fehlerhafte Hand- 
tang eiMB AadMB SdUiitB snfBgt, deiuwlbflii to «netera, ohM dabei «iaaa DolineUei 
swiscben dem Fall, wo der Schadcu eine uumittelbare , und jenem, wo er air eise 
mittelbare Folge der unerlaubten Handlung des Beklagten ist, zu machen; 
die Art. 1384 bis 1386 ib. sprechen die Verantwortlichkeit bei Schäden aus, welche sich 
in Folge aelir oder weniger entfernter Fehler oder NachläaaigkeiteD ergaben. Die ellge- 
■dBM VerngugeD der Art 1883 n. 1888 aehUeaient indem aie den direelM nnd ladiieeiMi 
Sdmden m^eidi umfassen , gleichzeitig die actio acquUia und die actio in factum ( 1. 7. ). 6 
und 1. 9 prim. D. ad leg. aquil ) in sich, ron denen die eine wie die andere ihren Ursprung 
in den ärunds&tzen der Billigkeit haben, welche auch den YerfQgungen das B. Q. B. in 
dvMnlflrie von den Qnaiidelielen imlerliegen; flberdiee hal dai B. 0. B. nidit niher aoa- 
geeprodien, was in dieser Materie unter fante, Naehlftaslgkeit oder DnToreicbtigiKeil vi 
Terstehen sei, in diesem Betreff somit sich auf die Würdigung» der Gerichte bezogen. 

Die Art. 1149 bis 1151 ib.. wonach es bei dem Schaden wegen Nichtvolizugs Ton 
Obligationen darauf ankömmt, ob der Sehaden vorgesehen werden konnte, finden 
in gegenwirtigea gana fremdem FhUe dea QoaaideKela ltdne Anwendaag. 

B. Dft jene Klage oidit darsnf gegrondet wurde, daas der Beklagte 

eine Polizeizuwiderhandlong begangen habe, der Schadensersatz-Anaprach 
auch nicht an die Existenz einer solchen Zuwiderhandlung gebunden war, so 
können auch hierbei nicht die Grundsätze der bei PolizeiTerlehlnngeii ein* 
tretenden kurzen Verjährung zur Anwendung kommen. 

C. Es kann nicht behauptet werden, dass die Klage, gemäss Art. 10, 
Tit in des Gesetzes vom 16./24. August 1790, zur Competenz der Friedens- 
gerichte gehöre, da die Klage nicht den Ersatz eines direct an den Pflan- 
zungen des Klägers verübten einmaligen Schadens, eines einfachen Eingriffs 
oder Factums, sondern die fortgesetzte Beeinträchtigung des Klägers in der 
Ansflbang eines Hechtes und die durch das Verderben des Wassers demsel- 
ben wiederholt entstandenen Schäden zum Gegenstände hatte. 

Brflsiel, 3. Mai 1861. <Bej4 (Paaier. 1861. & 897.) 

3) BewlBSerangareeht, gesetzlichea; Beaehrinkung-fleB- 
aelben durch specielle Bechte. 
Eb ist keine Verletzung des Art 644 B. G. B. dadurch gegeben, daas 
der Richter die Mfigtichkeit eines diesem Artikel entgegenstehenden Reditea 
annimmt ond die ein sotehes Becht behauptende Partei mm Beweise hierftber 
»disst. 

Da jedes allgemeine Recht durch ein specielleres beschränkt werden kann, so ist nicht 
abzasebeo, warum nicht die Cassationsbeklagten trotz dem allgemeinen Becht« der Cas- 
•BMonsUdger ein spedeUeres Becht auf die ungeschm&lerte Benützung ihrea MOhlwaiaere 
erweiban haben können. Debeidieo wollte die inlarmedilre Geael^ebang lowoU ab dar 
All 645 ib. oflenbar wohlerworbene ältere Rechte schätzen. 

Mönchen, 28. Jnii 1842. (Bej.) Freiherr y. Perglaea g. Kilach. 

8) BeW&aaernngsrecht des Eigenthamers eines Grtmdatflcka, 

Aber das ein Wasser fliesst; Beschränkung. 

Der Art 644 B. G. B. steht mit den Art. 544, 551 u. 552 ib. in keiner 
Yertnndiiiig und linmt demEigeathamer Uoa ein Becht auf den Gebraacli 
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ta Waaun eis, irMm Aber dmea QanmdMiik fimt oto dann votlMi^ 
nebt, sdiUeBBt aiwr keinetwagB das «rworbene Bedit Andanr auf aMachttear 

liehe Benutzung eines solchea Wassers aus, namentlich nicht im lUle ätk 
die ausschliessliche Benutzung auf ältere Rechtstitel grOodet 
MflnchtB, 1. DMtmUr 1847. (B«j.) WahlMer g. Mötsch. 

4) Becht aof das aas einem Mflhlkanal abflieaaende Waaaer. 

Daijemse, wekher mitleist einea kOnatlieben Kanals aua einem Privat- 
floaa daa Waaser som Betrieb aeiner Mflble ableitet, ist geaetsüdk nicbt Yer- 

pflichtet, den unterhalb des Abzugskanals gelegenen GrundeigenthOmem, 
zum Behufe der Bewässerung ihrer Grundstücke oder des Betriebs ihrer 

Wasserwerke , jenes Wasser zuzuleiten , sofern diese Unterlieger nicht an 
den gedachten Fluss (den Mutterbach) grenzen, vielmehr nur an einen natür- 
lichen Graben stossen, durch welchen das Wasser, nachdem es den Mühl- 
kanal verlassen, erst in einiger Entfernung sich wieder in den Mutterbach 
ergiesst (Art. 644 B. G. B.) Hieran ändert der Umstand nichts, dass ein 
solcher Unterlieger mit admmistrativer Erlaubm^s au jenem Graben sein 
Waaierwerk crricfatete; derartige Erlaubnisae werden inmier nur unter Vor- 
behalt der Bechte Dritter erthettt 

Paris, 21 DeoMBber 18Q0. (BeJ.) (8lr. 1801. L 911.) 
Cfr. Gilbert tm Art. 6U B. Q. B. Hr. 16 f. 

6) WasBerlauf; anaaeblieasliche Benntanng des fliessendeik 

Wassers. 

Der Eigenthümer eines oberhalb liegenden Grundstücks , das von einem 
fliessenden Wasser durchströmt wird, hat nicht das Becht, das Wasser, 
mit Aniacfaliessmig des Eigenthtmera dea unterhalb liegenden Gnies, gana 
an benataan. 

OiM «gibi ilcb «OS Art. 614 Abs. t a. R and mwAHp 6IS B. 8. B^, w«UMr sbi»- 

sowohl auf Abs. 1 als auf Abs. 2 des Art. 614 Anwendung flnden niHf. 
Mannheim, 12. März 1861. (Zentn., Mag. B. 5. S. 460.) 
Cfr. Urtbeile (Paris) vom 4. u. 17. December 1861. 

6) Wasserlanf; Benutsnngi Verjährung. 

War ein Wiesenbesitzer, an dessen Grundstack ein Bach TorbeSaidit, 
durch die Lage dieses Grundstückes und des Baches genöthigt, um sein 
Grundstttcli gehörig zu bewässern, Werke, namentlich Rohren anzu'bringen, 
wodurch das erforderliche Wasser auf seine Wiese Üiesst , und sind seit der 
Zeit, wo er diese Arbeiten vornahm und das Wasser angegebener Maassen 
benutzte, mehr als 30 Jahre verflossen, so hat er das Becht auf gleiciien 
Fortgenuss ersessen. 

Durch Verjähruug können zwi^ichen verschiedenen an den Bach angren- 
aeaden EigentbOmeni die respectiveo Beehte aof den Gemua dea Waaaera 
bestimmt werden. 

Pari«, a. Joni 1661. (BeJ.) (J. d. P. 1861 8. 931) 

7) Wasserlauf; Verjährung; Besitzstörnngsklage. 

Hat Derjenige, durch dessen Grundstück ein nicht zum Staatseigenthum 
gehöriges Wasser tiiesst , die ihm gemäss Art. 644 B. G. B. zustehende Be- 
fugniss, dasselbe ausser zur Bewässerung noch sonst zu benutzen, in nocb 
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80 langer Tai nidit amgeflU, sondem stets das Wasser dem tiefer Uegente 
EigeDthOmer ganz zukommen lassen und dieser Unterlieger dasselbe zum 
Betrieb seiner Mühle benutzt, so kann der Letztere, wenn nun der Erstere 

im Laufe des Jahres auf seinem Grundstücke eine Anlage macht, wodurch 
er das fragliche Wasser zum grössten Theil vemutzt und hiermit die bis- 
herige "Wasserbenutzung des Unterliegers vermindert, deshalb keine Besitz- 
störuugsklage gegen den Oberlieger erheben, sofern nicht etwa die beson- 
deren gesetzlichen Vorausselzungeu vorliegen, nach denen der untere Eigen- 
thOmer gegen den oberen einen, den Letzteren in seinem Becht auf den 
Gebrauch des Wassers beschrftnkenden Besits 2U erwerben yermag. 

DfDB dlesM Baehl 4et Ob«riieg«n ist reitt fteultaiivi nnd «s luuui daher dar bloaaa 

mditgebraueh desselben w&hrend noch so langer Zeit, gemäss Art 2232 B. 0. B., gegen 
ibn weder Besitz noch Verjährung begründen. Es fehlt also unter diesen Verh&ltnissen der 
paaaasaoriscbea Klage an dem zu ihrer BegrUndaag erforderlichen Besitz«. (Art. 23 B. P. 0.) 
Darmatadt, 18. Saptemliar 1813^ (Caaa.) Kmele g. Regner. 
Cfr. GilbeH n An. 6U B. G. B. Nr. 1 u. £; K. A. 66. 1. 99k 

Ö) WasserUufi Triebwerk; Besitz einer SerTitnt; Besita- 

stOrungsklage. 

Ein Bach stellt sieb zwar als ein Gemeingat (Art 714 B. G. B.) dar, 
woran ein Frivat-Eigentlinms-Besiti nicht denkbar Ist, vohl aber kann 
Derjenige, durch dessen Gebiet em Bach fliesst, nnd dem daher das Becht 
ansteht, dessen Gewfisser zum Betrieb seiner MtUde oder seines Triebwerks 
an benutzen und die zu dem Ende nothwendigen Vorrichtungen zu machen, 
anch zum Schutze im Besitze dieser Berechtigung, unter den sonstigen 
gesetzlichen Voraussetzungen , der possessorischen Rechtsmittel sich bedienen. 

Jene Berechtigung ist dem Be'<itzer des berechtigten Grundstücks zufolge Art. VAX 
B. Q. B. gewährt. Der Administrativbebiirde stobt allerdings eine überaafsicht aber Bäche 
n; aa kau olua Oira Zgatimmaag eia Triabwaik bai abwai aolcfaan nicht arriehlet war* 
da&; diaaaa kamt Jadoch niabi dia Falga halaa, daaa wann aimnal daa Wavk adt Zmliai- 
mung der AdmInistrativbehOrde errichtet wor^len ist , iliescs einen priratrecbtlichen Bestand 
nicht habe und Derjenige, zu dessen Vortbeil es besteht, des richterlichen Schutzes gegen 
Störungen von Seiten Dritter entbehren mUaae. i^s luUsäen daher auch zum Schutze beste- 
baniar Triabwarka, wdehe TamiQga ihres Baalahaaa dia VarmnCbinig, daas da oril Zn- 
aiMMDg der Behörde entstanden sind, für sich baben, sowie der zu ihnen gehörigen K*> 
nile, aach in Betreff des durch sichtbare Werke sich anzeigenden Ortes und der Art der 
EinmQndung des Wassers aus dem Muttorbach und des Wiederabflusses in denselben , Be- 
aUxstOrnngsklsgen gegabis aain, da aa aleli Uar vm aiaar Sanritut haadelt, welch« als 
ilahibar waä fMUrihrand anniahaB iai. 

Darmstad», tL Odobor 1881. (B^*.) Lidirigabaln gag. Kltebaab. (Emarihv 
1861. I. 138.) 

•) WaBBarlauf; &echt der Anuferer; Verj&hrangi Besiti* 

störnngsklage. 

Wenn die gemeinsdiaftliche Benutzung eines Wasserlaufs, an welche 
zwei Grundstücke angrenzen , zum Vortheil der Anuferer, ohne Unterschied 
zwischen dem ober- oder unterhalb liegenden, ein nützliches Recht consti- 
tuirt, in dessen Besitz sich ein jeder von ihnen, im Falle der Störung, zu 
schützen befugt ist, so verhält es sich doch anders und die Besitzstörungs- 
klage des Unterliegers gegen den Oberlieger wegen Entziehung des Wassers 
wird mit Recht abgewiesen, wenn das Gericht erkennt, dass der Besitz des 
Unterliegei's nur precär, nicht fortdauerud, und durch den entgegeustehen- 
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den B«0tts des Obertt^gera tnfgewogeii sei, dass ndtldn nidit alle cur An» 
stdlnng dner BeataEStGrungddage erforderliehen YoranseetningeD Torligen. 

DieiM kann du Gericht nameiittieli daoa annahnMai, wMm •rwiMeK ist, 1) dau der 

Unterlieger nnr das Oberflflssi^e W&sser des Baches und nur wenn dessen MMse dM Bo- 
dOrfniss de« Oberliegers Uberstieg, benutzte; 2) dass der Besitz des Uuterliegert so allge- 
meüi ood oogewin war, dass aomoglieh fsstgesteUt werden konnte, welche Quaotilii Wai- 
•M doreh angeUieb» StOrangduadhiDg des Oberliegen dem Unterltoger nitwogm 
mupdo, oder daaa Letzterer das in der Klage beanspradlle Quantani Wassers seit Jahr 
und Tag besessen habe; 3) dass dagegen der Oberlieger in dem zur Besitzklage erfordere 
liehen gesetilicbeo Besitze des Wassers sieb befand, und durch Anlagen wiederholt dafOr 
•orgte, daN iM ihm nolhwandig« Wanor ToUttiadfg m MiB«r Mahl« gelangte. 
PmrU, IS. Mai 1M8. (BaJ. eh. dv.) (Bfar. 1882. L 180.) 

10) Wasserlauf; fliessendes Wasser; Kanal. 

Derjenige, dessen Eigenthum an einem durch einen künstlichen Wasser- 
kanal fliessenden Wasser gelegen ist, hat kein Beeht» dieses Wasser iBr sich 
in bentttsen. 

Dor Art. 644 B. 6. B. ist nur von flicssendem Wasser za verstehen , dessen Lanf 
durch die Natur bestiauni ist, and kann daher keine analoge Anwendung auf kflnslliebe 
Waaaeranlagen finden. 

Mannheim.... 1856. (Annalen 1856. S. 238.) 

11) Wasserlauf; künstliche Richtung desselben; MühlkanaL 

Die einem Wasserlauf künstlich gegebene Richtung steht an sich der 
Anwendung des Art. 644 B. G. B. nicht entgegen, sofern nicht diese Richtung 
ausschliesslich zum Zwecke der Benutzung für ein Principale (hier eine 
Mühle) vorgenommen wurde, wodurch dem Wasserlaufe die Eigenschaft 
einer Zabehörong der Mahle gegeben worden ist, deren Kigenthumsrecht 
an demselben sich alsdann auf die Bestimmnng des Art 646 ibid. grOndet 

MeBchan, 1. Juni 1861 (Raj) Baeh g. EMhaHuia. 

Zu Art. 644 und 645. 

1) Bew&sserungsrecht; fliessendes Wasser; angreniende 

Grundstacke. 

Das Gesetz hat beiögüch des Flichenraumes der lu bewässernden, an ein flies- 
sendes Wasser stossendeu Grundstücke keine Schranken gezogen und weist nur die Ge- 
richte IUI Art. 64Ö B. G. B. au, das luteresse der Landwirthschaft, welches der Art. 644 
ibil maiebl, mik dar dam Eigräthmna adnddigan Acirtnitg in EtnUang n brlagan. 

Somit kann es keinem Zweifel unterliegen, dass das Bewtosenmgareeht 
sidi auf eine Yerfailtoissmässig grossere Grondflftche, Torbefaaltlieh der An- 
wendong des Art 645 , erstrecken kann nnd darf, wenn sich nur die ver- 
schiedenen Parcellen mit dem direct angrenzenden Qnmdstaeke in unnnter^ 

brochencr Gontinuität befinden. 

Manchen, 22. Juni 1861. (Bej.) Catoir g. Webel. 

2) Wasserlanf; Becht der Anuferer; Kanal 

Das Bewisseningsrecfat, welches jedem onmittelbaren Angrenser an 
einem Yorflberströmenden weder floss- noch schiffbaren Wasser vermOge der 
Bestinmiungen des Art. 644 B. G. B. ansteht, kann nur insofern ausgeftbt 
werden , als das Wasser sich in seinem natürlichen Laufe befindet ; dagegen 
ist der Artikel nicht auf künstliche, au einem besondern Zwecke an- 
gelegte WasserlMe anwendbar. , 
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Dto Ali 610 Ui 6«8 Ik huddB BtaBdi nr voa dtnjwigw Mraiterkdln, w«ldi§ 
MS ier BatOrliehan BesduJralMil lar OnÜMilMiltii olipiingMi, vi« Am ii im Ali 

698 ib. «i^rtlich ausgedruckt ist. 

Wenn es auch künstliche Werke gibt , die eine Bcclification des natürlichen Wassei^ 
iaofs im allgemeinen Interease bezwecken, and bei welchen die Beschränkung des ge- 
MliMcbtn Bawinenragirtchlt niehl «iairilw iirfi m Ist dieMt abmr Jedanfalls nidU b«l 
«nem kfinstlidi errichteten Kanäle der Fftll, der dai Walter «na dam aaMilidwft Bau 
ainae Bachs zu einer Mohle leitet. 

Nur anf solche Gewisser, welche in ihrem natürlichen Laufe sich befinden, ist der 
Art. 645 ib. anwendbar, wie die Worte „cee eaox'' beweisen. Ueberdiee sind die Qerichla 
bat dar Ealaabaiduig v«ni Siraiiigkailan swiaaban dan Amlintra «ad Httllani ata. ibar dia 
Varthdhinf oder den gemeinschaftlichen Oebraucb de« Wassers an keine feste Begel ga- 
bnnden , rielmehr wenn keine LokalregnlatiTa odar PartieolarTarordaaflgaa baalahaa , aar 
auf ihr billiges Ermessen verwiesen. 

DarmaUdt, 14. October 1844. (Bej.) Lenz g. Mayer. 

Za Art 645. 

1) FIbbs; Begnlirung des Oerichtg; Schadensersats. 

Bfigulirt das Gericht» auf die Toa einem Privaten gegen einen andern 

angestellte Klage, gemäss Art. 645 R 0. B., die Art und Weise, wie jeder 
derselben das Wasser eines die Grundstacke der Parthieen berührenden 
nicht schiffbaren Flusses zu benutzen habe, so kann es dem Kläger, dem 
weder ein Vertrag, noch ein Lokalregulativ zur Seite steht, nicht um dess- 
willen, weil der Beklagte vor dieser Regulirung den Fluss auf eine für den 
Kläger nachtheiligere Art, als ihm das Gericht zugestand, benutzt hatte, 
eine Entschädigung gegen den Beklagten zuerkennen. Das regulirende Ur- 
theil kann nur erst für die Zukunft die Grenze des Erlaubten ziehen. 
BarlU. ft. Joal IM». (Gass ) Koribana f. MOUinghaM. (K. A. «4. II. 01) 

2) Flftsse, nicht schiff- und flössbare; PriTaieigenthum; 

Administrativ -Reglements. 

Nicht schiff- und flössbare Flüsse bilden keinen Gegenstand des Privat- 
eigenthoms ; die Verwaltungsbehörde kann daher bezüglich deren Benutzung 
für die Anuferer verbindüche Polizeiverordmingen erlassen ; wenn daher der 
Müller, nach Ablauf einer bestimmten Stunde, einer solchen Verordnung 
zuwider, noch das Wasser zu einer Schmiede benutzt, muss er wegen dieser 
Contravention bestraft werden. 

Der unter dem Tit. U Ober das Eigenibam befindliche Art. 56i B. G. B. TarfQgt, 
daaa der EigeothOotar, Sbar daaaan Grand aad Bodaa Flosse, sebiff- aad Jldaabara «dar 
■iaM, üurae mmm hmt sahM, das alla Tarlaaaaaa FhMball ala Eataabidigoiw ariMUan 

nl; dieser EigenthOmer wird folglicb ebenso wenig Eigenibamer des neaon Flusses, als 
dar EigenlhQrner des Gnindstflckes , worflber (7) oder an welchem vorbei solche Flüsse 
lirihar ibren Ijanf hatten, ein Eigenthum an dem rerlassenen Bett bat} es bilden daher 
liaM aeUft* «ad flsaabara Flsaaa kalaaii Gagmatand daa PrHalaigaaflniiw; dar AfiStt ib. 
widerlegt diesen Satz nicht, best&tigt ibn rielmebr, indem derselbe sieb in dem Titel lY 
tlbcr die Dienstbarkeiten, welche ron der Orislage herrühren, befindet; der in bezie- 
beader Verbindang mit Art. 644 stehende Art. 645 zeigt dnrcb die Bestimmung , dass die 
Gariabia bei Streitigkeiten zwischen Eigeatbamem, denen aoldia Wiaaar ntMiUflh sals 
Unai, n fia SNr iane Laof od Gabnaab arlaaaaDan Lakai- md PaatfeaUr-Varord- 
irangen gebnndaa aein aoUeo, dass das Wasserbenntzangsreebt nor eine Dienstbarkeil an 
jßam fttüia dmMtt sai daia dIa Varwattosgabateda abar dia Art dar Anaaboof dea 

18 
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Beautzangsrechtes innerhalb der organischen Formen Foliiai-YMtrinü^w n oiimw 
bofngt sind, welche von den Gerichten beachtet werden maseen. 

Berlin, 14. Mai 1838. (Gass.) ü. S. g. BoUaiefer. (K. A. 27. U. 26.) 
Gfr. Gübtti n Ali 645 B. 0. B. Vr. 7 1. r. 

Uiihea (Btriin) vom 7. DManbMr 1810 n Art. 638 B. O. B. 

3) Nicht schiffbare Flüsse; Competeoz der Gerichte über die 
Streitigkeiten zwischen Privaten hinsichtlich der Benutz- 
ung derselben; Reglements. 

Die lOage, welche der Eigenthümer der an einem nicht schiflfbaren 
Flusse gelegenen Mühle gegeu einen andern am nändichen Flusse gelegenen 
Maller auf Beseitigung der TOn Letzterem auf dem Flusse zum Xachtheil 
des Ersteren errichteten Wehr und Sehlensse erhebt, gehOrt nur Competeuz 
der Gerichte, nidit vor die AdmioistntiTbehOrde, sofern nicht etwa eine 
im allgemeinen Interesse administratiTe VerfOgung zu prOfen ist 

Daa Koralgesetz vom 28. September — 6. October 1791, Art. 16, Tit. 2, daa Oesate 
vom 14. Flor. XI und 16, September 1807, Art. 33, sowie die Decrete vom 12. April und 
2. Juli 1812 räumen den Yerwaltuogaboh&rden nur die Befugniss ein, im allgemeinen 
lanieipoliifiliehem Inltrtiie T^^mnMmib» Verfügungen zur Erhaltung der 
Floate, des mtgeUadarieo LanA daraalban, ihrer aUitanainan BMntrang, towie ihrer Sein- 
•iteltong, zur Verhatung von Ueberechwemmungen , Versompfengen und anderer Benacfa« 
theiligungen benachbarter Wcgo und Grundstücke zu erlasaen und demgem&as die Hoho des 
Waaaeistandes uud die Vorllutb zu reguliren, endlich die Genehmigung zur Anlage von 
Mahlen und Triebwerken sn erthdlen, «ihrand alle, die beeonderen Intereiten der 
Eigenthümer betrelTenden StreitigkeileQ, nach dem Wortlaute dea Staataraths gntachten» 
vom 21. Vcntose XII, xup, dee Deereta vom 12. April 1812, den CinlgeridUen nge- 
wieaen waren. 

Auch daa B. 0. B. regulirt im Art. 644 daa gegenaeilige Baefal der ober- und nnlH^ 
liegenden EigentbtLmer hinaioblUeh der Benolmig der nicht eefaiflbarea ind fideabaren FlOaae 

und weist im Art. 645 die Gerichte an, im Falle entatehender Conteatationen , eineneUt 
das Interesse des Ackerbaues mit der dem Fi<<cnthum schuldigen Achtung an TereinigeOi 
andereraeita die bestehenden Koglementa aufrecht zu erhalten. 

Endlieh setzt der Art. 3 der B. P. 0. die fUedensrieblerliehe Oompalens blniidittieh 
nller im Laofe des Jahrea atattgehabten Beeintrichtignngen des Vaaserhttfes ausser ZwelfeL 

Diese gesetzlichen Bestimmungen haben durch das K. Prcuss. Ressort-Regleracnt vom 
20. Juli 181S keine die Jurisdiction der AdminislratiTbehOrden erweiternde Ab&ndeniqg 
erlitten. 

Berlin, 8. Febniar 18». (Cias.) Gymnich g. Meli (K. A. B. 47. IL A. 68.) 
0fr. Gilbert sn Art 646 C. c Nr. 1 sq. Caai. 18. Flor. 1860l 

4) Wasserlauf; JÜciiutzungsreclit; Reglements; Competenz 

der Gerichte. 

Bie Begiemngsbahardn IM bei Privstflanen aMsehKeüHflh b«rafin, Mber m er» 
kennen , ob toeli 4io saf dem hoher gtlegMiea Grandstacke g om sdhie Anhgo die Gellbi^ 

düng eines öffentlichen Interesses herbeigeführt und (in Bhcinpreussen gem&ss Gesetz vom 
28. Februar 1843) ob den unterhalb liegenden Einwohnern einer Gemeinde der nothwen- 
digc Bedarf an Wasser in einer Weise entzogen wird, daaa daraus ein Notbstand für ihre 
Wirthsehafl sn beiwgen laL Dagegen lal Ihr aber eine Oempolent, aber daa gaaots- 
lieh anerkannle Beeht der Uferbeaitzer zar Benatzung dea über ihr Eigendram fliü* 
Mnden Waasers zu entscheiden, im Gesetze in keiner Weiae ertbeilt worden. 

So lange also die Regierungsbehürde sich nicht veranlasst gefunden, 
auf den Antrag der Interesscuten oder von Amtswegen, in den geeigneten 
Fällen das gesetzlich anerkannte Benutzungsrecht der Uferbesitzer zu be- 
SGhräoken, so behält es bei jeaem JBentttaiflgarecht uad bei der aus dessea 



Dlgitlzed by Google 



195 



Prozesswege geltend zu machen, sein Bewenden. 

Das Geridit hat demnach über die Frage, ob der Beklagte zu einer 
streitigen Teicbanlage berechtigt gewesen sei, zu erkennen. 

Berlin, 1. April 1862. (Gm.) SieiMiit g. Hangelar. (IL A. 56. IL 108.) 

Zu Art. 646. 

1) Abmarkangsklage; Feststellung der Oreniea. 

Wenn der Eigenthümer eines Grundstttcks Aber die Grenzen seines 

Eigenthums mit seinem Nachbar uneinig ist, so kann er, auf Grund des 
Art. 646 B. G. B. , zugleich mit der Ausscheidung der Grundstücke durch 
Grenzmale auf gemeinschaftliche Kosten auch verlangen, dass die Grenzen 
selbst vom Richter ausgeraittelt werden. 

M an oh ei m, 20. November 1839. (Oberhofg. Jahrb. 1838/:i9. S. 5:8.) 

3) Abmarkungsklage; Eigenthumsfrage; Competens des 

Friedensgerichts. 

In Belgien wurde durch Qesetz vom 25. Mürz 1811 , wie ia Frankreich durch Gesetx 
Yom 25. Mai 1S38 und in ühoiaheMeo durch Gesetz rom 27. September 1855, das Frie- 
densgericbt competenl eiUlii, flbtr di§ adim «n bomage » erkennen , wenn das Eigen- 
fhnm alAI betfaritttn iit Pemgtiinlw •tclH« P. gigtn G* baim FHtdtDBgariebte eim Klagt 
auf Setzung von Steinen zur Bezeichnung der Grenze eines zufolge Actes vom Jalir 1808 
zum Theile dem P. und zum Theile dem G. gehörigen 'Weideplaliea an , da die fröher 
zwischen den beiden Theilen befindlichen Grenzsteine sich im Laufe der Zeit verloren fait- 
Iso. Das Ffiedsnsgeridil Tsrordnele, gegen dsn EinwaiMl dss Beklagten, wddier swar 
dis Bacfatsgültigkeit des Ades von 1808 und daa ffigtiidiamsrecht des Klägers i. A. bMiI 
beanstandet, allein behauptet hatte, dass nur nach dem jetzigen Besitze abgestoint wer» 
den könne, eine Vermessung des ganzen Weideplatzes an, und verfOgte demnächst, da 
sieb bei der Vermessung ergab , dsss der im Acte von 1803 angegebene Fl&eheninhalt des 
PlslM sieh io Wirldidikeit TorTaad, data hiervoii Jenem Acle gemiss jedem Thalle dir 
ihm wkommcndc Theü durch entsprechende Grenzsteine angewiesen werden aolla. XNut 
dieses Erkenntniss bestätigende .\ppcllurtheil wurde von Seiten des G. mit Cassationsrecora 
aogegriffen, aber von dem Cassation shofe verworfen, und zwar aus folgenden Gründen: 

Die vage Behauptung des G., dass die angeordnete Abgrenzung sein 
Eigeuthumsrecht beeinträchtige, kann, da G. nicht einmal ein hestimmtes 
ond abgeBondertes Stack beieidmete , weldtes er ab min aoaBchlieBaliches 
ESgendram in Anapraeh nebme, oder ala duch Urlninde oder Veijilining 
erworben an haben bebanpte, nicht ab dne Ck>nte8tation besUglich des Eigen- 
thnms angesehen werden, wddw die Ooapeteng des Friedenaricbtera, nach 
Maaaagabe des reapeetiven Bealtaea der Parthieen die Abgreosong Tonm- 
nefamen, aufhebt. 

Der Friedensrichter, welcher die Aufgabe hatte, die Grenzen dieses 
Besitzes aufzusuchen, war offenbar auch befugt, zu prüfen und zu ent- 
scheiden , ob in der That der Weideplatz in einem Zustande geblieben war, 
welcher es zuliess, vermittelst Vermessung den den Parthieen nach dem 
Acte von 1803 zukommenden Besitz festzustellen. 

Der Friedensrichter entschied nichts in Betreff der Eigentbumsreehte der Par- 
griaaa, aoadani «ridiria nnr dia 0. ai^anreDea Beattshsiidhmgaa wegen Uirai afii- 
Token und iubeatiounten Charakters als nnerbebKA, aikaimte in facto , dass der Znatand 
des Weideplatzes und denen Ausdehnung die n&mliehe wie bei dem Acte Ton 1803 sei; 
ha aise 4adflreb| data fr naeh Maassgaba der ata^gefiadeiMa Yermeesung den zofolge 

13. 
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diesM AeteB nun BMitze einer jeden der Parihieen gihOiigM TNO ffllNirit, mla§ 

fogoiBse nicht oberschriUen and kein Gesetz verletzt. 

Braiseli 10. Mai 186L (Sej.) (Puicr. 1861. S. 416.) 

Zu Art. 647. 
Absehliessang eines Grundstacks; Protest des Miteigen- 

thümers. 

Die Verfügung des Art. 647 B. G. B. berechtigt den Miteigenthümer 
eines Grundstückes nicht, dasselbe aacb gegen den Willen der Mittheil- 

baber abziischlicssen. 

Das Gesetz , indeui es die Derugnies des Eigenthflniers , sein Grundstück einzoschlies- 
sen, welche einen natOrlichen und notbwendigen Aasfluss de« Eigentbumerechtes bildet, 
tareh fbrmHdM BMtfmmng nadtonirl hil, kann dabei nnr das YeriiilMM iea ISgtn- 
thOmers gegen Dritte, keineswegs aber das RechtsverhiÜtniss der MiteigenthQmer nnter 
sich im Auge gehabt haben, weil sich dafür auch entfernt kein Grund denken lässt, w&h- 
rend Dritten gegenüber bei einem gemetnachafUiebeo Grandatflcka die Oeaammtheit der 
Berechtigten sieh ala tar EigtiilidkMr teiMUl, Dar Art. 647 Iii abar dam Miteigea- 
thflnar imd das daiaoa flieaiaiiian Colliaafonen m ao gawiiaar fiand, waO diawr Ariikal 
im Gesetze nnr aufgenommen wurde wegen des Znsammenhangs der Einfriedigung der 
Grundstücke mit den gesetxlichen Weideservituten und mit Racksicht auf entgegenstehende 
Bestimmungen älterer französischer Provinzialgesetze und Gewohnheiten, wie sich aus dem 
AH.648B.6. B., Art.3~7. TILLdea BmlgiMtaa tob 38. StflaBbar — tt» Oalobar 
1191 iiBd ian legislatiTen Verhandlungen flbar dia Art. 647 ul 648 ergibl. <8. honi, 
Legislation t. 6. ad Art 647 und 648 G. c.) 

Mfliiahaii, IL April 1847. (Baj.) Fitx g. B&racb. 



Zweites Kapitel« 

Von den durch das Gesetz feslgesteüien Servituten, 

(Art 649 — 652.) 

Erster Abschnitt. 
Ym der gemektKAaflHekmi Mauer vnd den gemeintchaftücken Graben. 

(Art 653 —678.) 

Zu Art 653. 

1) Grenzmauer; Böscbungsniftaer. 

Die Verfügung des Art. 653 B. G. B. findet auf eine solche Mauer 
Anwendung, die zur Trennung der in seinem Texte näher angegebenen 
Gebiete dient (servant a la Separation), nicht aber auf eine Bösehn ng smi Be r, 
weil eine solche keine Gebiete trennt, vifilmdir die Trennnng, vddie die 
Natur schon hergestellt hat, mir befestigt 

Darnaladl, 13. Daeanbar 1868. (Baj.) Oran g. WUhdik (Sanudivg 1858. L i»4 

2) Scheidemauer; Bretterwand; Rechtskraft 

Wenn durch ein Urtheil von 1844 verordnet wurde , dass die benach- 
barten CtadstOcke des K. o&d S. durch eine sus ßrettem zu (ertigende 
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SiiftMipiiig auf gwndnwinilHato Xosten aligwdilossen werden sollen, m 
kann R., ohne dass ihm die Beehtskraft jenes Urtheils oder die Verfagong 
dOB Art 653 B. G. B. entgegcnstönde , im Jahre 1857 auf Anerkennung 
seines Rechts , auf seinem Gebiete eine zur Stützung von Gebäuden be- 
stimmte Mauer an die Stelle jener Bretterwand auf seine Kosten zu setzen, 
klagen; dieses Recht grtlndet sich auf sein Eigenthum und den Umstand, 
dass durch dessen Ausübung dem Nachbar kein Schaden entsteht. Der 
einfache Bretterabschluss kann nicht einer Scheide mau er, «wie solche der 
Art 653 B. G. B. im Auge hat, gleichgestellt werden. 
Parli, L Febnar 186a (BeJ.) (J. i. P. IMK 8. 177.) 

S) Scheidemauer, an einen öffentlichen Weg grenzend. 

Eine Mauer, welche ein Haus, einen Garten oder Hof von einem öffent- 
lichen Wege oder sonstigen Staats- oder Gemeindeeigenthum trennt , oder 
zur Zeit der Errichtung der Mauer getrennt hat, ist nicht als gemein- 
BchafUich anzusehen, denn der Art 653 spricht ausdrücklich nur von solchen 
IfBim, wddiB siii8die& iwei Gobftaden, Hofen, GArten oder gesdiloaee* 
im AeAem stdien. 

MtBBhttlB, 1851. (AbmL 18U. 8. m) 

4) Soheidemaiier; Yermnthung der Gern eins ehaftüehkeit 
Sobald dargethan ist, da» efaie zwischen swd Hlnflem stehende Blauer 
eine Sdiodewand ist, gflt sie für gemeinsdiaftUch and ist es Sadie dessen, 
der die NfehtgemehiHciiafth'chkeit behauptet, solche gegenüber der gesets- 
Udien Yerrnnthnng des Art 663 B. G. B. andi ca bewrisen. 
Maaabdm, ^ Fibn» laiL (ObMM^ JM. 18IS^. a 9&) 

Zo Art. 654. 

Merkmale der Gemeinschaftlichkeit 

Die im Art. 654 aufgezählten Merkmale sind nicht die einzigen, welche 
für die Gemeinschafthchkeit sprechen, es können vielmehr, namentlich bei 
Mauern, welche schon vor Einführung des Landrechts (B. G. B.) erbaut 
sind, auch andere Kennzeichen berücksichtigt werden, z. B. Wandschränke, 
Mauervertiefungen , Befestigung von Durchzugbalken des Nachbarhauses auf 
der streitigen Mauer. 

MaMhftiM, 98. Apifl iSU. (OMoll; JIM. 18U. 8. 868.) 
p 96. FdbrMT lau. (OMofg. Jahrb. 1843/18. 8. 97.) 
„ 9a. F«l»wl8St (OboMS^ 'ikrb. 1861. 8. 83&) 

Zo Art 656 und 668. 

Scheidemauer in Städten und Vorstädten; Verzicht auf 

die Gemeinschaftlichkeit 
Auch in Städten und Vorstädten kann der eme Nachbar, wenn der 
andere Nadibar die Errichtung einer Scheidemauer beantragt, sich der Ver« 
pflicfatnng, zn den Kesten der Erbaanng der Maner beisotragen, dadnidi 
entiieiieB, dass er dem Nachbar die Hüfte des rar Erricbtang der Maoor 
erforderüdien Qeiindes umsonst flberlfisst 

Der Art 666 B. 0. B. bezieht sWh, wie aus den Art. 653 und 655 ib. berrorgeU^ 
aif die gemeinschaftlichen Mauern, sowohl in den Stidten, wie auf dem Lande; 
Im Becbl de« MileigentiKUners (Art^ 666 ib.) , lieh der TheUiiabme «n der Jtepuatv oder 
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ziehen, wnrde dareh den Art. 663 ib., bezflglich der Reparatur und Errichtung von 
Scheide maaem in S t ii d t e n und Vortlidtsa, u«ht «afgahobttt. Mit dieser Anatehk atekl 
der ArL 6d9 ib. itu Einklang. 

Paris, 3. December 186^ (Gut.) (Sir. 1863. L 33.) 
Cfr. Gilbert zn Ari 666 B. 6. B. Nr. 1 n. f. 

Zu Art 657. 

Mauer, gemeinschaftlielie; Fenster nach der dffentliehen 

Strasse. 

Erster Fall. Der Eigentliflmer eines Hauses, weldies von dem Nadi- 
barhause durch eine gemeinschaftUciie Mauer getrennt war, ist befiigt, wenn 

dieses letztere Haus yon der Stadt erworben, abgerissen und dessen Gebiet 
zur Öffentlichen- Strasse gesogen wurde, nunmehr in dieser Mauer Fenster 
anzubringen. 

Das Verbot des Art. 657 B. G. B. constituirl eine Servitut zum Vortheile de'» einen 
Grundstücks auf da« benachbarte Grundstück, kaim also in concreto niehi luehr zur An- 
weodong koauBea, wo dai eine Onivdtiaek gßr nieM mehr beiteht. 

Der Naehter kann die gemeiucheftlldio Saebe benatzeo, aoirett er hierdurch dem 
Miteigentbomsrecble des Nachbars nicht schadet, namentlich Fenster nach der ofTentlichen 
Strasse anlegen, da das Miteigenthumsrecht durch die Nachbarschaft dieser Strasse noth- 
wendigerweise sieh modtficirte. Die Stadl hat demnach kein Interesse und kein Beekl, di« 
Ualeidradcmf der Fenaler ra Teilangen. 

Paris, 21. Juli lSr,2. (Rej. eh. civ.) (Sir, 18eS..L 7964 
Cfr. Gass. (Paris) vom 31. Jannar 1849. 

Zweiter Fall. Anders, wie im vorliegenden Falle, verhält es sich, 
wenn der Platz des abgerissenen Hauses nicht zur öffentlichen Strasse ge- 
zogen , sondern Eigenthum der Stadt geblieben ist. In diesem Falle kann 
der Eigenthümer des Nachbarhauses nicht ohne Erlaubniss der Stadt Fenster 
in die gemeinschaftliche Mauer brechen. 

Hat die Stadt die Erlaubniss nur in der Art gegeben, da.ss es ihr 
gestattet sei, jeden Augenblick wieder den Schluss der Fenster zu begehren, 
und sie weist ihr Interesse an der Klage nach, so kami sie die Scbfiessuag 
der Fenster Teriangen. 

Paris, 31. J«tt 186». (Bsj. eh. dv.) (Sir. 1861 L 791) 

Zu Art. 658. 

Mauer, gemeiBSchaftliehe; Erhöhung; VerJAhrung. 

Der Mitdgenthflmer einer genwimwhnMIflhen Mauer kann, wenn andi 
dieee Mauer schon seit Ifinger als 80 Jahren in ihrer bisherigen WSha be- 
stand, zum Zweck eines auf seinem Grund und Boden zu errichtenden Ge- 
bäudes die Erliöhung der Mauer, dem Mitdgenthümer der Mauer gegen- 
über, beantragen, und der Letztere hiergegen sich nicht auf die Verjährung 
beziehen. 

Penn der Antrag auf Erhöhung stellt sich, gprnäüs Art. 658 B. G. B., als gerecht- 
fertigt dar, insofern ihm kein erworbenes Untersagungsrecht des Nachbars entgegensteht; 
•Id solches Untersagungsrecht gohörl aber sn den nleU a|iparaiileii Diiosfblrketttii (Art 
669 ib.), welche nieM dneh Verj&hrung erworbeft werden können (Art. 691 ib.). 
(S. das Nähere zu Art. 661 B. G. B. Nr. 2 ) 

Beriio, 19. Juni 1843. (Oass.) leblaae g. fiis^iümth. (K. A. 36. U., 11.) 
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Zu Art. 6S8 imd Mt. 

Scheidemauern, gemeinschaftliche; Erhöhung; vorherige 
Expertise; Schliessen von Fenstern. 

A. Nach der allgemeinen Fassung, Stelhmg und dem Zwecke des Art 
662 B. G. B. finden dessen Vorschriften auch auf den im Art. 658 ib. vor- 
gesehenen Fall der einseitig vorgenommenen Erhöhuug einer gemdntduft* 
liehen Scheidemauer Anwendung. 

B. Der Art 662 dt hit nidit die Bedeatang, dass wenn dn Ifitdgen- 
Utfimer, ohne BeobttcshtoBg sdner Yorsdurifteii, eme VerSndenmg an der 
Iftner TOigoioiDiDeii hat| der andere Mitaig«iiUitlmer nunmehr unbedingt 
^ HerateUnag dea Teilgen Znatandea, mitliim im Falle der firhölmiig der 
Ifaner daa Niedenreiaaeii der ErtiOliiuig verlangen kann. 

In den Bwtimmungen des Art. 662 kann vielmehr nur eine V or sichtsmaassregel 
gesehen werden, um lu verhüten, dass nicht durch das neue Werk dem Miteigenthümer 
Scfaaden entstehe; wenn daher durch das ohne Torfacrige Expertiso anrgeftlhite neue Weik 
tan NMhbir keiii KMhfbeil ermMiiNii ist, M enelielnl lelslerer nielil bereehta'gl, ila 
BeeeiUgiiiig dieiee a«ma Werine »i TerlüigeB. 

0. Hat der Nachbar nur auf Grund des Art. 662 die Nicderreissnng 
einer Mauererhdhung in seiner Klage begehrt, so kann das Gericht nicht 
auf diese Klage hin, ohne ultra petitura zu erkennen, indem es den Antrag 
auf Niederreissung der Erh(»hung verwirft, verordnen, dass die in dieser 
Erhöhung angebrachten Fenster geschlossen werden sollen. Das Schliessen 
der Fenster erscheint als ein besonderer Klagegegenstand, welcher einer 
besonderen rechtlichen Beurtheilung unterliegt 

Darmstadt, 14. Mai 1856. (Bej.) JiöJiier g. Erkmaoo. (Emmerliog 18M> t Sft.) 

Za Art. 661. 

1) Mauer; Gemeinschaftlichmachung; Angrenzung, 

unmittelbare. 

Findet sich zwischen einer Mauer und dem Gebiete des Nachbars ein 
dem Eigenthümer der Mauer gehuriger, wenn auch noch so schmalei', zu 
sonstigen Zwecken gar nicht benutzbarer Zwischenraum, so grenzt der 
Nachbar nicht unmittelbar an die Mauer und kann alao die Gemeinsdiaft- 
lidimadiung dieser Mauer in GemSaalieit des Art 661 B. G. B. nicht begeh- 
rai, a6lbBt meiui der Eigenthflmer itm', um den Naehbar an ftrgem, der 
GemehwrJiaftHfJimadmng der Maaer sich iridersetzen sollte. 

Pftrit, 96. Min 1861 (Qhs.) (J. d. P. 1863. 8. 846.) 

9) Mauer (Grenimaner); Ges^eiiaehaftliehmachang; bereits 
geachloaaenea Gebiet dea Klftgera. 

Nur Derjenige, welcher mit einem offenen Raum an eine fremde Maner 
grenzt, nidit aber Jener, dessen GeUet bereita mit dner an dieae Mauer 
anatoeBenden Wand geeddossen iat, bmn gemiaa Art 661 B. G. B. die Ge- 
mejmwJiaftHebmadmng der Mauer des Nachbars begehren. 

Demi die Bestimmung dee Art. 661, welche den Naehbar zu einer Yeiinnemiig 
gegen seinen Willen nöthigt, ist nach ihrem Zweck und nach der Quelle, aus der 
sie entnommen wurde, nicht aber ausdehnend, auszulegen. Das Gesetz bezweckt durch 
gememschafUicbe Benutzung einer Maner den Baum und die Kosten einer eigenen Mauer 
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zu ertparen; dieier Gnind ßült jedooh in dem Falle weg, wenn d«r Naefabtr benits eine 
eigene Maoer an der Grenze hat und nicht mit einem offenea Grandstaeke , aondem mit 
•fai«n teA tlie eigene Mner oier FHäbnttti %erel«t AgmMmmm OMuU wmll- 
telbar aa die fremde Ifaner angrenii, nneh nidit sein Qebtad« erMiMB nd n dieaeaa 
Ende die Qberrngende Maner des Nachbars bennizen will; rechtlieb kommt es nicht daranf 
an , ob die fremde Maner von besserer Beschaffenheil als die eigene ist, nnd ob aas dem 
Erwerb für ihn Yortheile erstehen, welehe die eigene Mauer nicht gewährt. 

Itar Art IM ter OMlmt *• Pttto, mm «Mmi iar Art. dtt B. 6. B. wlwia 
Iii, gebt von dem nilnilicben Gesichlsponkte ans. 

Berlin, 18. Mai 1858. (Sej.) Cron g. DaaprschUr-Gesellschaft. (K. A. M. U. 4^) 

2) Mftner (Scheidemaaer) mit Fenstern; OemeiBsehafUieli- 

machnng; YerjAhrung. 

Derjenige, desaen Onmdstflek an eine dem Kadibar gehörige Mamr 
grenzt, kamt sum Zwecke eines auf jenem GrundatAcke zu errichtenden 
Gebäudes die Gememachaftlichmachung dieser Mauer, gemäss Art 661 

B. G. R. , verlangen, wennjileich in dieser Mauer sich schon seit länger als 
30 Jahren Fenster vorfinden , welche nicht den Art. 676 und 677 ib. gemäss 
eingerichtet sind und durch die begehrte Anbauung zwecklos werden. Die 
Verjährung schützt den bisherigen Alleineigenthümer der Mauer nur etwa 
insoweit, dass er sich dem Zumauern der Fenster auch nach GemeinscbaA- 
lichmachung der Mauer widersetzen kann. 

Nach älterem Bechte, unter welchem die Mauer erbaut wurde, unterlag n&mlieb die 
MMIrUdM Fraiheil beim Braw aaf «IgMii Omd nd Bodes kefaer BMehifakong, mühte 
hemmte auch der Gebrauch dieser IVaiblit den Nachbar nicbt im Gebrauche seiner gleichen 
Freiheit. Mit dem B. 0. B* begann zwar eine Beschränkung dieser Freiheit, welche durch 
Verjftbrang sn beaeitigea war und in concreto wirklich beseitigt erseheint; allein deshalb 
Miht ta BtAte» IfldigKflh dM BmU n, 4m ZmMnmra itr Feniler M n tHiiiMlua. 
» Dagegca ilahl der Erwerbnit ataei DMeiMgnagireehla dnnh y«rjitamig der Art. 6M ib. 
entgegen und weder nach Älterem, noch nach dem jetzigen Rechte begründet der BesHi 
einer Anlage allein schon Beschränkungen Anderer in ihrem Eigenthum oder Unterlas- 
•nngspflichten. Es können daher rorhandeae Fenster, ron welcher Beschaffenheit sie seht 
■flgen, den Vaehbar im Bmmd bit anr O itD i i Miiar nidil Uadan , ni iMim gmltH«b> 
Befugniss, die Grenzmauer zur gemeiaidiaMidMa n «idim, ildüMtbelMD, ohBbeMhaitI 
jedoch des Fortbestandes der Fenster. 

Berlin, 19. Juni 1843. (Gass.) Leblanc g. Eisenhutb. (K. A. 36. II. 11.) 

Cfr. Gilbert m Art. 661 B. G. B. Kr. 7 bis n. ff. Drtheil des Pariser CsMa- 

iiOMholb vmi 18. Joll 18MII 
T«Bl. Urildl (Berlte) tMi 9. Jaanr 1813 n Art «76 i. C B. e. B».lfr. 88. 

4) Mauer; GemeinacbaftliclimachiiBg; UnterdrHekBBg 

frfliierar Werke. 

Derjenige, welcher sich gemias Art. 661 B. G. B. die Gemeiiucliift- 
lidikeit einer Maner erwirbt, kann den Nadibar, weleber ihm die Gemelli- 
ediaftiifJikelt abtrat, iwingen, die ndt dem Becbte der GemeinBchafUidikeit 

unvereinbaren Werke, die der Letstere ihüier, als er noch Alleineigenthomer 
der Mauer war , an derselben vomahm , namentlich eine Traufe aaf dem 
Kamme der Mauer, die der yerhandenen Erhöhung der Mauer entgegen- 
steht, zu beseitigen. 

Indem der Art. 661 B. 6. B. dem an eine Maner angrenzenden Nachbar gestattet, 
dieselbe gemeinschaftlich zu maehen, schaA er zu dessen Gunsten eine gesetzliche Ser> 
Titut, deren AaMbiing, obgleidi nur fltenitali?, inrdi kciae Efaiidirlakuog begrenii ist, 
nd die Vfakng hat, anf den llMbbar, wmm «r von dieser Sliailltt Oebmeh mmM, 
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den g&nxcn und rollen Gennas aller Hecbte, welche das Qeselz an die GemeinsebaftHehkeit 
knflpft, sn übertragen. Eine wesentliche Folge der Gemeinsehaftlicbkeit der Maner besteht 
aber darin, daas diese Mauer das Miteigenibam beider Naebbam wird, das« Beide aif 
ttfHg gteidiea FMt gexizl werden, und alle Handlangen, wekha mar efai aaücUieaaHeMr 
EigenthOmer rornehmen kann , aufhören mflssen ; die Werke , welche der Nachbar TOr tm 
Gemeinschafllichmachung aasführte, bleiben immerhin den Falfan afotr MflgttdMft AM" 
llbnng der aaf der Mauer lastenden Serritut unterworfen. 

Paris, 1. JnU 1861. (fiej. eh. ctT.) (J. d. P. 186Z S. 1197.) 

Ollr. GQbfrt n Ali 061 B. Q. B. Vr. 7 i. £ ni MI ib. S Aiit Mdb 
(Ml) m a. M 1860 uA 18. 1«H 18681 

Za Art. 664. 

Dienstbarkeit; ErsehwemBg; naeh Stocken getheiltes Haus; 
Aaffflkrang eines weiteren Stockwerks. 

Wenn (ntch einem nnter frflherem Hechte* erriditeten Vertrage) der 
einen Parthie des Erdgeeekoes eines Hauses nebst dem Keller unter dem- 
selben, der anderen Parthie aber der obere StodL nebst Speicher dieses 
Hauses ausschliesslich zugehört, so erscheint das untere Stockwerk, da es 
das obere zu tragen hat, zu Gunsten des letzteren insoweit mit einer Ser- 
vitut belastet. Der Eigenthümcr des oberen Stockwerks ist daher nicht 
befugt, noch ein weiteres Stockwerk zu erbauen und auf diese Weise die 
Dienstbarkeit zu erschweren. (Art. 702 B. G. B.) 

Berlin, 22. Febmar 1847. (Gass.) Pabst g. Koch. (K. A. 41. II. 81.) 

Zu Art. 67L 

1) Bäume; Anpflanzung neben einem Privatweg; Verjährung. 

Derjenige, welcher auf seinem Gebiete hochstämmige Bäume anpflanzen 
will, muss die gesetzliche Entfernung von dem Nachbarsgebiete auch dann 
beobachten, wenn dieses nicht cultivirtes Land, sondern einen Phvatweg 
bildet. 

Der Art. 671 B. Q. B. gewihrt dem benachbarten Gebiete seinen Schatz, ohne Cntar- 
Mhied, waldm «Mb iit Valiir ud Art der BwUmg deiaetben M. 

Hai EnUttr daa Badit, hoebitSrnmige Bäume in geringerer als der gesetzlichen Dislan 

zn besitzen, pritscribirt, so zieht dieses doch nicht die Befugniss nach sich, auch die Biame, 
welche seit weniger als 30 Jahren aus den Wonehi alter B&nme nea aoigaaehlagaa liiid, 
in einer geringeren Diaianz zn besitzen. 

Paria, tt. Min 1861 (Out.) <7. 8. P. 1861 & 818.) 

2) Servitut; Anpflanzung von Bäumen; Waldungen. 
Der Art 671 B. G. K besidit sich anch anf Waldangen. 

Paris, 24. Jnli 1860. (Bej.) (J. d. P. 1861. & 63.) 
Gfr. eUbait m Art 671 B. Q, B. Nr. 4. 

Zo Art. 671 and 67f. 

1) Bäume; Hecken; Entfernung; Ortsgebrauch. 

Auch wenn ihrer Natur nach hochstämmige Bäume stets ganz nieder- 
gehalten und als Zaun benutzt wurden, kann der Nachbar, sofern sie in 
einer für hochstämmige Bäume gesetzlich nicht erhiubten Nähe stehen , deren 
Auareisaung verlangen. 
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Nor wenn ein eonsUuiier, fbrmlieher und uerkunler Orii^noch exiittrl, aadi waldMm 

solche BSurae, wenn sie in einer Hecke stehen und gleich hoch mit dipser gehalten werden, 
nicht auf Verlangen des Nnrlihars nusirerissen zu werden brauchen , Itann das Gericht dieses 
Ausreissen versagen, nicht aber auf den Grund hin, dass es ein allgemeiner Gebrauch 
•ai, derartig« Aopflansangeo sa dnldea, lo lang lie keinen Selitien venimdian; ein 
Gebnndi der letaleren Art eractaeial aar nie aaehbariieiie DaMang, gewllirt aber kein 
positives Recht. 

Paris, 12. Februar 1861. (Gass.) (J. d. P. 1861. S. 536.) 
Cfr. CasB. (Paris) vom 9. MSrx 1853. 

2) Hecken; Höhe derselben; Administrativ-Yerordnung zum 

Schutz der Viciuahvege. 

Wenn die hierzu (gesetzlich berufene Administrativ-Behörde zum Schutze 
der Vicinalwegc verfügt, da.ss die von den angrenzenden Grundeigenthü- 
mern längs dieser Wege angelegten Hecken eine gewisse Höhe nicht über- 
steigen dürfen, und der Eigeuthümer der Hecke, welcher dieselbe nicht in 
jener Hübe hält, mit einer Geldstrafe belegt werden soll, so kann der 
hiergegen contraTenirende Eigenthflmer sich gegen die Venirthdlung zu 
dieser Strafe nicht mit dem Einbände schätzen, dass er die Hecke nadi 
Vorschrift des Art 671 B. G. B. angelegt habe, und er zu einer Beschrftn- 
kung hinsiditlich der Höhe der Hecke nur dann verbunden sei, wenn er 
dafür die im Weg der Abtretung zum öffentlichen Nutzen zu ermittehide 
Entschädigung erhalten habe. 

Die Art. 671 und 672 B. G. B. sprcrlien nicht ans, dass der Eigcnthömer der ia 
geaetxlicher Eatfernang nebea einem Vicinalweg angelegten Hecke dieselbe bis zu einer 
unbeechrfinkteo Hobe wachiea laeeen ddiiSs; die Art. 537 , 544 und 552 ib. gestatten dem 
Eigeafhiner die aabeadiiiakle YerfiOgang tlber leia EiganUina aar aoler den tmnk die 
Gesetze restgesctzteu Modifieetionen ; der Art 650 ib. hält den Oesetzen und Particular- 
Terfügungen Alles bevor , was die zum öffentlichen oder Gemeindenatzen bestehenden Ser- 
Titutea betrifft; die in fiede stehende Verfttgaog der AdminiatratiT-Bebörde eoUriUI aber 
ebae eotohe nrn Sdnrtxe eines VIeiaatweges erbiieae Beüfaanraog ; diene M odilaatfon dan 
Eigenthumareebtes des Angrenzers, welche gesetzlicher Welaa in Folge der Leg» dir 
Oertlichkeiten angeordnet wird , liildet aber keine Entiusfemng za OfliMttiehani Nntaan. 

Braaael, 17. Min 1862. (fioj.) (Paeicr. 1862. S. 234.) 

Zweiter Abschnitt. 

Fofi der Enifermmg und den Zwischenwerken, w^he bä gewUfeh BaMtm 

erfordert sind. 

(Art. 674.) 

Zu Art 674. 

1) Schädliche Anlage; nichtgemeinschaftliche Maner. 

Das Gericht ist nicht befugt, die auf Grund des Art. 674 B. G. B. an- 
gestellte Klage auf Entfernung einer Abtrittsgrube um desswilleii absih 
weisen, weil die Maner, in deren Nahe die Gmhe angelegt worde, keine 
gemeinschaftliche, sondern Alldneigentfanm des Yeridagten sei, und EUger 
nidifhachgewiesen habe, dass die Anlegung der Grabe semem benadibarteii 
Eigenthum schaden könne. 

Der Art. 674 ist nämlicb, sowohl nach seinen aasdrflcklichen Worten, als nach seinem 
Zwecke (pour e viter de nuire au voisin) . auch anf nichtgemeinschaftliche Manern. selbst 
auf jene des die neue Anlage Bethätigenden , anwendbar; hinsiebtlich der den Abtritte- 
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gnitm so geb«niaii Botfofinnig von im MU«r T«rwelNl der Art. 674 «nf fli« tohalb 

vorhandenen besonderen Verordnungen ; da nan du Statolarrecht in eonerelo tloe gewisse 
Entfernung dieser Groben vorschreibt, 80 HHISt die Wegnabiiie der in feilQgerer fiotfer- 
noDg angelegten Grube TerfOgt werden. 

Berlin, 90. Deeember 1851. (Gass.) Streeker g. Savoye. (K. A. 47. IT. 18.) 

2) Schädliche Anlagen; Verjährung; Besitzstörungs klage. 
Hat Jemand ohne Bcdbachtimg der Vorschriften des Art. 671 B. G. B. 
eine Staliung oder ein anderes dem Nachbar Schaden drohendes neues Werk 
errichten lassen, so kann Letzterer zum Schutze im Besitze der durch den 
Art 674 angeoidneten Legalservitot dne possessorische Klage ansteUeo. 

Diese Klage reeMfertfgt sidi dareb die Beetiminungen de« Art 674, welche dareh die 
in dem Art 552 ib. angedeutete Beilrielioik beetitigt, Ten der Vorsdnift des Art tSKI ib. 
aber keineswegs berührt werden. 

Der Beklagte kaoa sich zur Vertheidiguag gegen die Besitziilage allerdings daruf 
Msiwn, daü die Stalhng ele. kein neues Werk sei, SMdern — so wie jeM — sdwn 
linger ab Jahr and Tag besiehe. Jedodi steht dem Gsridite die Befagoiss xa, den an- 
erbetenen Beweis dieser Thaisachen zurOcknweisen, wenn es das GsgenkbeH Ana einer 
staltgehabten Expertise <ils erwiesen ansieht. 

Darmstadt, 4. Juli 1842. ( Rej.) Moritz g. Schäfer. 

3) Schädliche Bauanlagen; Verjährung. 

Der Klage aus dem Art. G74 B. G. B. kann die Einrede der Verjährung 
wegen 30jährigen Bestandes der Anlage nicht entgegengehalten werden; 
denn der Art. 674 beruht zum Thoil auf Gründen des öffentlichen Rechts 
und eine erwerbende Verjährung der Befugniss, das Eigentiium eines Andern 
Xtt beschädigen, ist nicht denkbar. 

Mannheim, 17. Juni 1842. (Annsl. 1844. S. 344.) 

Entgegengesetzt entschieden. Die Einrede der Verjährung ist 
zulässig, da das öffentliche Interesse bei solchen Maucranlagcn gar nicht 
betheiiigt ist und derjenige, welcher eine solche gesetzwidrige Anlage und 
teen Fortbestaad 80 Jabre lang sich gefallen Usst, sein Klageradit ver- 
loren bat (Art. 2262 B. O. B.). 

Hannheim.... (Obeiliofg. Jahrk 1847/18. 8. 276.) 

Brittex Abschnitt 

Vm der Awtkhi auf dei Ifaekban Efffenttnin, 
(Art 675— 680.) 

Zu Art. 676. 

Fenster; Verjährung; Kirchhof. 

Plitse, welche bei der Eörche liegen und früher als Begräbnissplätze 
benutzt wurden, aber seit länger als 30 Jahren die Beatiiumung als Begräbt 
nisi^lätze verloren und seitdem nur noch als Zugänge zur Kirche benutzt 
wurden, sind nicht als dem öfientlichen Verkehr entzogen und somit als un- 
yerjährbar anzusehen. 

Es kann daher Derjenisje, in dessen Haus sich ein, nicht nach Vorschrift dos Art. 676 
B. Q. B. eingerichtetes Fenster nach einem solchen unmittelbar augrenzenden Platx seit 
mehr als 30 Jahren beflndel, wegen der xn seinen Gunsten ehigelretenen Terjthnmg, nidil 
Biehr genies Jenes Art 676 anf ^Beseitignng oder Vergittemng dieses Fensters angegta- 
^ werden. 
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Wenn ein solcher Platr auch zum Kirchenvermfigen gehört, so ist er doch kein« ge- 
weihte, zu gottesdienstlicben Yerrichtunji^en bestimmte und in dieser Welse nach Art. 538, 
714 and 1128 B. G. B. dem Verkehr eotzogeae Sache. Durch dai AttMiehtefeoster de« 
NmUmm trIaUtI itr Zvgaof ar Urehe Inineritt BMdufabnf. 
(& tMk n Art. 188» B. G. B.) 

Btrlia, 3S. Ftbraar 18SS. (B^ Kireht a Vmm g. KiaMer. (K. A. 81« a 31) 

Zu Art. 676 — 678. 

1) Dienstbarkeit; Fenster- und Thüröffnung; VerjAhruBg; 

possessorische Klage. 

Der Eigenthümer eines Immöbels ist nicht befugt , gegen den Nachbar 
um desswillen eine Besitzstörungsklage anzustellen, weil dieser, den Ver- 
fügungen der Art. 076 — 678 B. G. B. zuwider, in seiner angrenzenden Mauer 
nach dem Gebiete des Ersteren gehende Fenster vergrössert und eine Thttr^ 
Öffnung gebrochen habe. 

Das in den Art. 676 — 678 B. G. B. begrOndete Verbietnngsrecht stellt eine negatire 
DIcMÜMTlteit iar; da dieselbe kein iniaerei Zeleiien ibrat Daseii» im Sinne des Art. 689 Ib. 
an sieh trSgt, so ist es zu den nicht sichtbaren Dienstbarkeiten zu z&hlen und daher nach 
Art. 691 eines Erwerbes durch Besitz nicht empfänglich, demnach in Bezug anf ein sol- 
cbes Recht die Wirksamkeit eines Besitzes, wie ihn die Art. 2228 — 2230 ib. and der Art. 
3S B. P. 0., nto VenuMMtnog der potieiMriielNii Klage , beiflielnea, ansgeeehloeien. 

Berli«, 11 Sepikr. 18ia (Oim.) Grfll g. 8Mb«r. (K. A. 30. U. Sl) 

2) Maueröffnungen. 

Durch die Art. 676 — 678 B. G. B. ist der Eigenthümer einer an das 
Nachbargut stossenden Mauer nicht nur in Bezug auf die Errichtung von 
Licht- und Aussichtsfenstem beschränkt, hinsichtlich aller andern Mauer- 
Sffimiigen aber nngebaiideD, vielmehr enthalten diese GesetMSBtelleii, da 
sie selbst Lieht- und Anssicfatsfenster nnr unter gewissen ESnschrSnknngen 
gestatten, das Verbot aller auf andere Zwecke gerichteten Oeffiumgen. 

Maanlieini, 8«p4br. 18S7. ÜOIbMg, Jahrb. lS3fl/S7. 8. 888; AbmL 1888. 8. 1t| 
Entgegeogesetxt entschieden, wall fit Art. 6T0— 6T8 den Eigenthflmer einer 
Ifaaer nar hinsichtlich der Licht- und FeasterOffnangen beschränken, sie ihm also nadl 
Art. 644 hineichtiich der Anlage anderer, z. B. LoftAifirangen freie Hand laiaen. 
Braahtal 1868. (AaiaL 1889. 8. 9.) 

Zu Art. 676 ii. £ 

1) Aa88iehtB-Fen8ter; Umfang der SerTitnt; Beaits; Besiti- 

BtOrnngs-Elage. 

Erster Fall Deijenige, welcher seit langen Jahren Fenster nach 
des Nachbars nmüttelbar angrenzendem Gebiet besitst, kann darauf hin den 
Nachbar nicht mit einer possessorischen Klage belangen, wenn dieser durch 
ein auf eignem Gebiet errichtetes Gebäude jenen Fenstern das Licht entlieht 

Die franzMische Gesetr.aebang eritannt nämlich nur dann den Besitz einer Sache oder 
eines Rechts an, wenn er die Vermuthnng des Kigenthums fQr eich hat und alle Eigeo- 
eebafteo an sich trägt , um eine Verj&hning zu begründen (Art. 2228 — 2235 B. G. B. and 
DiaaaaiioBao Aber m 4 B. 1 Tbl 1 B. P. 0.). IHr ein aokhar Baiili nnnag, inlir 
Voraosailcnfig dar Sbrigan in Art. 33 B. P. O. adjsaileiUaB Bettogangaoi pomeMoitoeba 
Klagen zu erzeugen. 

Qemäss Art. €01 B. 6. B. kann der bloaia Baeitx von sanritudes non apparentes et 
tfiaooflanai, da er ala n ainan Baehla flUnran kann, aadi nlabi nr Begrflndung einer 
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poasetsoriseben KUge gwflgtn. IMt wrritiu prospedas, das Becht der freien AnttS«hl| 
ilt abor eine servitade non apparente, mithin eine Besitz1<lage deabalb nicht znliSBig. 

Die Fenatergarechtigkait, daa Becbk, in seiner unmiitelbar aa daa Gebiet dea Naehban 
itosaeoden Ifaner nach Ati 699—680 ib. ■iehk geatattete Ttmttr n haben, mm nmr 
all «int MTfitaia appaiial« balradilat weiden, lel alao L A. aar Fritoeriptfoo gMignel, 
■tthin in possessorio zu berOcksicbtigen. 

Ein solches droit de fenetres begreifl indessen keineswegs die servitude de rue, d. h. 
daa Becbt, wonaeh den Nachbarn untersagt werden kann, etwas Torzunebmen , was den 
F«Htent iu lieU enl^t; denn nadi dem Omndaalse: Ttmhm pfmaer^Arai, fWMlhMi 
pOite$$vm antreckt sieh der Besitz nicht Ober den ractiscben Thatbeatand, welcher ihn 
bildet, hinaus. Der hier in Rede stehende factische Besitz gewährt aber nur das Recht, 
unmittelbar an dem Eigenthum des Nachbars Fenster zu haben (wonach alao diese Fen- 
Bter nicht mehr nnteraagt werden können), nicht aber daa weitere Becht, dem Nachbar xa 
T«rUelea, ia Anaabaag der Ibm ala Elgeattiflner saateheadea Baltagalai , daea Baa atf- 
xoftlhren, wodaich Jene Fenster rerdunkelt werden. Der Nachbar konnte sich bestimmt 
finden, die Anlegung Ton Fenstern zu dulden, ohne dass er gesonnen war, die ihai spiter 
BMUg acbeinenden Bauunternehmungen zo unterlaasen (Art. 2232 B. Q. B.). 

Barmaladt, 27. Septembar IUI. (Gase.) Biiai g. Sebifar. 
Gfr. eUbert n Art. 678 B. 0. B. Hr. 9 a. KU 

Zweiter Fall. Der Eigenthomer dntt Hauses, welcher seit einer 
langen Beihe von Jahren wirkliche Anssicfats^Fenster nach dem Oehiele 
sdnes Nachhars hatte, ist deshalb sUebi nicht berechtigt, dem Nadibar an 
nntersagen, aof eigenem Gebiete einen Bau aufzufahren, durch welchen 
jenen Fenstern das Licht und die Aussicht gänzlich entzogen wird; er kenn 
diesem Bau nichi mit einer Besitzstörungs-Klage entgegentreten. 

Eine jede possessorische Klage setzt nämlich zu ihrer factischen Begründung die An- 
gabe solcher Thataacben Toraos, welche, wenn aie eonataiirl werden können, Oberhaupt 
geeignet sind, aadi daa emaeUagaadaa gneiiKciwB Batifaiiaaagaa Beallnaebte sa gawibraa, 

Bai iai abar üa BaAigaiae, aaeh bal aiaar gtringeren ala der geaetzlieh Torgeaehrie- 
benen Entfernung Fenster, welche die Aussieht auf benachbartes frenides Gebiet haben, in 
eigner Maaer anzubringen, nicht aus dem Gesichtspunkte einer Serritut, sondern aus dem 
einer WiederhersteUnng der durch die Art. 678 u. 679 B. G. B. beacbränkten naiQrlicben 
MhiiI n baarihaflea; deaa daa BacU dea BeeÜMia «iaea OnmMOeka, in l al u mai daa 
laMina n varhaigen, daaa keine solche Fenster in dem Gebäude des Nachbars angebracht 
werden, wird von der franzosischen Gesetzgebung als eine Legal-Serritut bezeichnet, wel- 
aber der Zostand natarlicher Freiheit, yerinöge deren der Nachbar nicht Terhindert ist, ia 
aeinem Gebinde aelbet bei nnmittelbarer Angrenaung Feaalar la bribea, ak Gegenaala aar- 
laapaad l ri Dia AaaObaag dararwSbalaa Bafbgaiia, abaa anaattgiB beaaadanaBadiMilal, 
atellt sieh eben dämm ala eine blease naneapio libertatis gegen die Legal-Serritnt , und 
aüthin in ihren rechtlichen Wirkungen als auf die Folgen einer solchen beschränkt 
dar. In ihr allein kann hiernach niemala angletch eine Beaitzhandluog gefunden werden, 
«Ma geeigael ariia, fiaa DIaMibaikail aaf daa fraaida baaaebbarta GiaadaMok, aa daa* 
MB YartMl dia LegdMrvilat bealaad, la arwerben; denn dies wOrde dem Baebt^rincipa 
„tanlum prMScriptum, quantum possessum" widerstreiten. Ebenso vrenig Termag offen-* 
bar jene AnsObung der natarlichen Freiheit an aioh den Kaohbar in der freien Diapoaitioa 
aber aein Eigentbum zu behindern. 

Hiana kflanal nacb, daia dia SarvUal, vitmcga «akbar dar BeallMr «inaa OiiHift* 
itScka, als solcher, dem Nachbar daa Bauen oder Hoherbanen auf desaen QmndatOdc xa 
Terw ehren berechtigt ist, zu den nichtsichtbaren Dienatbarbattaa gabAri, waMia dnroh kaina 
Art der Verjährung erworben werden (Art 691 ib.). 

Zarar besieht aum, w«in laan aiah iai Beaitia dea Beebts, F«ulirni babaa, bdladal» 
ianh dlaia Feaalar allardiaga aaeh das liabt; aUila dieaar Baaag iaa lieUa kaaa, da er, 
sobald Fenster Torbandaa afaid, ohne Zatiinn dea Nachbara nach physikalischen Qeaeisea 
ton selbst stattfindet, nicht als ein für sieb besonders bestehender Besitz betrachtet werden, 
MBdem «otncidirt aüt dem Beeitae der Feaater; eben darum können daraua keate ausga» 
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detintoren Folg«! ahgalMltt «erd«B, «If ii«Jiiiigca, waldM aidi mi dan BmÜm Amt kto- 

iereu ergeben. 

Mao kann Meli nicht sagen, dnsa deehnlb, weil der EigentbOmer der Maner Fentlir 
bMMrt nad Ucht dnrdi rie beiiehl, er anoh eo fpM in etnir vu Verjilmng laa^lidiea 

Weise das Recht besitze, das« ihm der Nachbar keinen jener mit dem Besitz der Fenster 
Terbundenen Vortheile durch Bauanlagen auf eignem Boden entziehe. Eine solche Argu- 
mentation, deren Unbaitbarkeii schon oben nachgezeigt wurde, wOrde zu viel, also nichts 
bnrdieii; utdi ikr wlirde der EigenOriliiier lieli tncli in ebieni nr Verj&hrung der Ann- 
ffieht taagUehen Betilae befinden, wne doeh nmtreitig nicht der Fall ist. 

Die Bestimmungen des Art. 689 B. G. B. bestätigen dieses Alles ; durch das blosse 
Dasein der Fenster liOndigt sich allerdings das Kecht, gegen die Yorscbriften der Art. 678 
und 679 Fenster in eigner Mauer zu haben, au, lieineswege aber auch das Recht, dem Nachbar 
Bnnttniemehmnngen, welcbe den Feoeleni das lietai enideben, nnf eignen Boden sn nnler- 
•■gen; dieses letztere Recht erklärt der Art. r>S9 ausdrflclilich als eine serritude non apperenlib 

Das Recht, Fenster zu haben, ist, so lange dieselben nicht verhaut werden, allerdings 
Ton Werth und kann werthlos werden, wenn der Machbar sich Teranlasst findet, sie zu 
veriMtoen; der BesIlMr kam «leb jedoah Ober den deuhlliigen Nnebduil /MA baichweraiL 
Oifi fan wo «Mhir, Mmbd fmeU infwrkm* 

Wfiro es auch richtig, dass die Befreiung von den in den Art. 678 und 679 erwähn- 
ten Legalservituten sich als eine servitude de vue, im Sinne des franzfls. Rechts, darstelle, 
eo wfirde immer zu berücksichtigen sein, dass die eervitudo de rue nur in Beziehung nuf 
dM BedH, weldiei ihr Objeet bildet, also nnf das Bedit, die Fenaler in haben, eine atr- 
iriloda apiparente ist, nicht aber auch die servitus non tollcodL 

Darme tadt, t. JuU 1842. (Caaa.) Moriis g. Scbifer. 

2) Aassichtsfenster; Verbauen; Verjährang. 

Derjenige, in dessen Mauer seit mehr als 30 Jahren, ja sdion tot 
Einführung des B. G. B., Aussichtsfenster nach dem unmittelbar an die 
Mauer angrenzenden Grundstücke vorhanden sind, hat durch die Existenz 
dieser Fenster niclit das Üeeht ersessen, dem Be.sity>er des angrenzenden 
Grundstückes zu untersagen, unmittelbar vor diesen Fenstern ein Geb&ude 
aufzuführen, wodurch dieselbe alles Licht verlieren. 

In Folge der Einführung des B. G. ß. hat nämlich dio natürliche Freiheit, auf eige- 
nen Boden naeh OnUflnken n bnuon, TonfkgVeb nna poUioiliahan BfMkiiohten ▼ovaeUo- 
dcne Beschränkungen erlitten, Inden namentlich in Anaehmf der FaMler In dem Art 
676 u. ff. besondere Einrichtuntrfn und bestimnito Entfernungen fWgesch rieben worden sind. 

ObneZweifel hat derEigonthumer der Mauer mit den FenaleMf da der Nachbar innerhalb 
80 lehren van aeinan Bechte, die BeaewHgwng oder Abinionvg der Fenater «i verlangen, 
kainen Oobraneh nadrta, die BeAigniaa erworben, die Fanaler in ihren biaherigen Zostande 
femer beizubehalten; er ist hierdurch von der durch das B. G. B. zu Gunsten des Nach- 
bars eingeführten passiren Dienstbarkeit befreit. Diese Befreiung schliesst aber keines- 
wegs den Erwerb einer activen Dienstbarkeit auf das Grundstück des Nachbars, näm« 
Heh daa Boaht, dem Gfwmnebbnr daa Bauen m nnlaraagen (die aerrilna nlllna non lol> 
land9, ala naihirandifa Faiga oder ala Acaeaaorium in sich. Das Recht , Fenster in jeder 
beliebigen Form und Entremiina: aninhringen, ist mit dem Rerhl^^ Jos Nachbars, auf seinen 
Boden nacti Belieben zu bauen, nicht unrereinbar; beide JBechte sind ein natQrlicher Aua- 
Inaa dea Eigenthums; deren Nebeneinanderbealehan war nadi der fmharan O eaal ag ebung 
nicht twaHUhafk. Wenn daher daa fannObal, in walehan dIo MMar adl den Fenalam 
gehört, durch Verjährung in den Zustand der natürlichen Freiheit zurückkehrte , so kann 
hieraus eine Beschrankung derselben Freiheit in Ansehung des benachbarten Grundstücks 
nicht gefolgert werden; die in Anspruch genommene serritus altius non tollendi ist eine 
nelNn, nar darah dio Haadhing ainea Manaehan in arwerbeoda Plunalbniiail, walaho nnah 
Art. 689 an den nicht apparenten gehsri nnd fotgUefa gemäaa Art. 688 ib. nieM ■ittall 
Yerjäbmnp, sondern einzig durch einen Titel erworben werden kann. 

Berlin, 9. Januar 1843. (Gass.) Schmitz g. Mompour. (K. A. 31. IL 83.) 
Cfr. Qübert zu Art. 678 B. Q. B. Nr. 9 und 10. 
Y«8L ürfiMa (BeiUD) von 1». JoDi 1813 a Alt. 681 B. G. B. Br. 8. 
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3) AusBichUfenster; Servitas aUiuB non toUendi 

Derjenige, welcher Ifioger ab 80 Jalire AnBOchtsfenster auf das Gut 
Bernes Nacfabara besitzt, kann diesem verbieten, einen Bau aofirnftthren, 
weldier ihm diese Aussicht unmöglich macht, — denn der SOjährige Besitz 
TOB Anssichtsfenstem schliesst die servitus altius non tollendi in sich. 

Mannheim.... (Jataib. f. bad. Baebl 16S9. S. 8L Ym^L mit AauO. 1830. S. 61 

and 1840. S. 349.) 

Entgegengesetzt entschieden, weil durch das Bestebeniasaen von Aussichts- 
fenstern der Nachbar das ihm in dem Art. 544 and 5ö2 eingeräumte Recht, sein Eigen- 
fhim n flberbanaa, atehl Tarloran bat, biano Tialmehr (L 9 Dig. da wrvit, praad. vrb.) 
aia andrOddiahaa Yarbot TOraoagaaatxt wird, bei welchem der Nachbar sich beruhigte. 

Mannheim, 5. März 1834 n. 28. März 1828. (Obarbofg. Jabrb. 1824. S. 987 oni 
1826 S. 176. Vargl. Annal. 1838. S. 167.) 

4) Fenster; Yerbauung der Aussicht 

Der EigL'ütliüiULr uiiies Hauses A., welcher durcii 3üjährige Verjährung 
die SerritatsberechüguDg gegen das nachbarliche Gebfiude des B. erworben 
hat, in seinem Hause Fenster und Luftlöcher in dner nfiheren als der Im 
Art 678 B. 0. B. bestimmten Distanz zu haben, hat damit nicht zu^^teich 
das Recht erworben, dem B. zu Terbieten, in einer geringem Entfernung 
als 6 Schuhe Yon seinem des A. Eigenthum Constructionen zu errichten, 
welche jene Fenster und lioftlOeher Terdunkehi oder sonst in ihrem Qe* 
brauche schmälern können. 

A. hat durch die VerjShrung weiter nichts erworben, als die Befreiung seines eigcoeo 
Banse« too der Legaiserritat dea Art. 678. Diese aber ist als eine Ausnahme, wodurdi 
daa Eigeatbm baiabriiikl «M, alreoga in intaipratiran und darf nicfat aber den Bveb- 
alaban Unans aif aadai« FUla, ala dl« anadrOakKali bateicbnetan, aoagedahnk «erdaii. 

MQacbaa, 31. Oalobar 1813. (BaJ.) Bramm g. Labmana. 

5) Recht der Aussicht; neue Fenster. 

Hat ein Nachbar durch Verjährung das Recht erworben , zwei Aus- 
sichtsfenster, welche seit unvordenklicher Zeit in der Mauer eines bestimmten 
Theiles seines Hauses sich vorfaudeu , beizubehalten , so kann er doch, nach 
dem Grundsatze: lantum praescr^tum , quantiun possessuin, aus dieser Ver- 
jährung nicht die Befugniss ableiten, andere Aussichtsfenster in dem er- 
höhten oder einem andern Theiie dieser Mauer zu eröffnen. (Art. 676 u. iL 
& G. B.) 

Paria, L JiH 1861. (Baj.cb.alf.) (7. i. P. 1863. 8. U97.) 

Za Art 678. 

1) Aussichtsfenster; Begriff. 

Darin allem, dass Oeffhungen nicht so beschaffen sind, wie die Art. 
676 und 677 es vorschrieben , kann der (negative) Begrift von Aussichts- 
fenstern nicht gefunden werden. Aussichtsfenster sind vielmehr nur solche, 
welche dazu gedient haben , eine Aussicht auf das Nachbarsgut zu gewähren ; 
Maueröffnungen m Scheuern und Stallungen, auch wenn sie nicht ver- 
schlossen und vergittert sind, können daher mcht idr Aussichtsfenster gelten. 
Kanabeim.... (Jabrb. f. bad. fiaahl von Stabal 18601 & 81.) 
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2) Fenster nach dem Bache des Nachbars; üemeinschaftlich- 

machnng einer Mauer. 

Gehen die Fenster, welche hi dar lianer des dem Bw gehörigen Hansen 
angehracfat sfaid, nur Mif das Dach des J., wird dieser daher durch die 
Fenster nicht henachtheOigt und hatte er kdn Interesse, deren Beseitigung 
SU verlangen, insolang er nicht sein Haus zu erhoben beabsichtigte, so lisst 
sich aus dem seil langer als 30 Jahren währenden Bestehen dieser Fenster 
kein zur Verjährung tauglicher Besitz ableiten; demzufolge ist J., trotz des 
Bestehens jener Fenster, nicht verhindert, sein Haus zu erhöhen oder das 
Miteigenthum der Mauer des B. , worin sich die Fenster befinden, 2U er- 
werben. (Art. 661 und 678 B. G. B.) 

PArit, 3. Februar 1863. (Bej. eh. civ.) (J. d. P. 1863. S. 252.) 

Za Art. e78 und 679. 

1) Ausbichtsfenster ; öffentliche Strasse. 

Die Art. 678 und 679 B. G. B. finden keine Anwendung auf die Aus- 
sichtsfenster, welche nach der öffentlichen Strasse zu eröSuet werden, 
mögen die Aussichten grade oder schiefe sein. 

Die Oettnde, welehe zu dem doouiine pnbUe oder xu dem donaiiie monicipal geboreo, 
wU jeM, di» SV flftnlliahflD Sinim baalimiBl liiid, valerltogaB attea Art» i«r Baals- 
nog Dritter, welche ihre Natur mit sich bringt; Jeder kann von denselben Gebrauch 
machen , unter der einzigen Bedingung, sich den hinsichtlich dieser Benutzung bestehen- 
im adminiatratiTea oder polizeilichen Maaesregeln zu unterwerfen; dieses Benutzongsrecbt 
nM Audi Sie Yerftagungen der Art. 678 «nd 679 B. 0. B. nidil b«MlirliilU; di«MlbMi 
haben bv di« Bestimiuung , die nachbarlichen Beziehungen Ton Printibaiilnuigea Testzn- 
setzen , können also auf Aussichtsfenster, die nach der öffentlichen Strasse gehen, nicht 
angewendet werden, ohne dass hier zwischen graden und schiefen Aussichten anterschiedea 
n werden Tennag; denn für die eine, wie für die andere, ergibt sich jene« Reeht au 
i«r NHv dM CMiadiS, tat mMm fit Amifdilan iMi mtmiMIbtr dBum, 

Paris, i. Juli 1861. (Gass.) (J. d. P. 1862. S. 1197.) 

Ofir. Gilbert zu Art. 678 B. G. B. Nr. 3. u. ff. Adda ürthoUa (Padf) T. L Hin 
1848, 27. August 1849 und 18. Januar 1859. 

2) Richtung der Aussichtsfeneter. 

Der Art. 678 B. G. B. findet nur Anwendung, wenn eine senkrecht (?) 
von einem Fenster ansgehende Linie in einer T^'-ntfernmig von 6 Fuss d«s 
fremde Eigenthum erreicht; handelt es sich aber um eine schiefe Linie, 
so ist der Art 67d maassgebend und hat die Entfernung nur zwei Fuss zu 
betragen. 

Mannhaim, 1843. (Oberhofg. Jahrb. 1842/43. S. 43^) 

Inerter Abieliiiltt. 

Von der Dachtraufe, 
(Art. 681.) 

Zu Art 881. 

Servitut der Dachtraufe; Recht der Wasserableitung anf 
öffentliche Strassen; Erwerbung ditises Rechts durch 
Verjährung. 
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Die Verbindlldilcell, wtl«lw 1er Art. 68t B. G. B. d«B «ffentlicfatii 8inM«a aof- 
trl^, berteht nur darin, das Ton dem Dache fallcmlc oder (Lihiii geleitete Wasser aof- 
xanetamen: diese Verhindlichkeit heltt aber nicht das Recht auf, die Strasse höher oder 
tiefer zu lesien, ja ihr eine ganz andere Bestimmung zu geben, wodurch Grund und Boden 
MfhArt, HM dfartlieh« SinaM so tain. 

Das Becht aber, das Wasser der Dachtraufe mittelst dnes Kanals auf 
die Strasse su fahren, also in gewisser Tiefe ableiten zu können, ist nicht 
mehr die servitos stillicidii nnd erscheint als eine ganz andere, nicht im 
Geseti begrOndete Dienstbarkeit. 

Sie wOrde das Recht, die Strasse höher oder tiefer zu legen, dem Grund und Boden 
eine andere Bestimmung zu geben, ganz aufheben oder doch sehr beschränken und mOssto 
jedenfalls durch einen andern Titel als das Gesetz erworben worden sein. Durch Ver* 
jihroog ab«r kaan ile oieht erwwbflo werien« da aa aiah Uar Ton einer Saab« haiiilall, 
welche nicht im Verkehr ist, von einer öfleoUiehen Strasse nimlieh, gagan waldia geariMf 
Art 2*226 ibid. eine solclie Ycrjährnng nicht st.ittfinden kann. 

Manchen, ^0. Mai 1848. (Koj.) Kröber g. Stadt Kaisers lautem. 
Vcrgl. zu Art. 690 B. G. B. Nr. 4. 

Ffinfter Abiohiiitt 

Vun der Weggerechtigkeit (passagej. 
(Art. 682—685.) 

Zu Art. 689. 

1) Enclave; Bedingungen des Weganspruchs. 

A. Nur Derjenige, dessen Grundstücke es an jeder Verbindung mit 
einem öffentlichen Wege fehlt, nicht aber Jener, welcher nur eine nähere 
Verbindung zwischen zwei ihm gehörigen Immubihen zu erlangen sucht, 
kann gemliss Art. 682 des B. G. B. dea Weg Uber des Nachbars Gebiet 
reclamiren. 

B. Bestand froher zu Gunsten zweier , dem nämlichen EigcuLhumür zu- 
gehöriger Grundstacke das Becht, über ein zwischen diesen beiden Gruud- 
stflcicen gelegenes Gebiet m gehen, nm von einem derselben zum andern 
in gelangen, so h9rt diese Weggerechtigkeit auf, sobald der Berechtigte 
anfhOrte, Üigenthflmer des einen dieser Gmndstacke zu sein. 

Berlin, 31. Docember 1831. (Rcvis) Bürger g. Bitts. (K. A 16. IL 96b) 
Gfr. ad A. Gilbert zu Art. 682 B. G. B. Nr. 1. 

2) Enclave; Nothweg; froheres UrtheiL 

lal daa Ff*gf*h^ dea A. riogaam durch fremde Grundstücke Ton der öffentlichen Strasaa 
abgeschaitlen und es klagt deshalb der A. cro;joti B., als KigenthUtner des iwischen j(Miem 
Eoclave und der Strasse gelegeoen GmodstUckcs , auf Kiorauoiung eiJies Nothfabrwegos 
aber dieses letztere Grundstück, ao kann aieh B. gegen diese auf den Art 682 B. G. B. 
gaalöMe Klage allenÜDga mit dnr von ihm nadi Art 1315 ib. za bewalaandaa saralOr«Bden 
Einrede schützen, dass dem A.. bereits in einer andern Richtung in Folge rechtskrfiftigen 
Urtheils eine Fahrweg-Gerechtigkeit zustehe. Zu diesem Beweise genügt es aber nicht, 
daaa in einem Tor langen Jahren zwischen den Autoren des A. und B. ergangenea ürtbeile 
iana A. alii Fahrweg in efawr andam Uebtung, nijnttoh Aber daa OrandaMck dea B. iin4 
lareh die OebOaehe dea 0., zugesprochen wnrdei da jenes Urtheil ohne Concurrenx 
iü 0. erfolgt, mithin für diesen nicht vertiiivilich ist, und daher, wenn C. nicht seine Zu- 
atimniung zu Jenem Fahrwege gab, durob jeaes Urtbeil A. keinen Weg nach der öffenU 
liehen Strasse erbieU. 

u 
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Wenn nun das Gericht, statt dem Beklti^'ten B. den Beweis der Zustim- 
mung des C. zu dem durch seine Büsche führenden Wege aufzulefoi, die 

Klage aus dem Grunde als voreilig abwies, weil nicht durch eine vorder- 
samstige ccnitradictorische Vfrhaiulhnit: zwischen den Bethciligten (A.. B. 
und C.) festgebtellt erscheine, ub nicht dem Kläger bereits eine Fahrweg- 
gerechtigkeit nach der ötTeutlichen Strasse in der durch jenes Urtheil ange- 
zeigten Riclitung zustehe, so verletzt es durcli ein solches Ableimen der 
Klage zuui Zwecke eines problematischeD Versuchs hinsichtlich der Frage: 
ob die zerstörende Einrede beiriesen sei oder nicht? die Art. 682 und 1351 
des B. 6. B. 

Berlin, 14. MSn 1813. (Gm.) Tittenins g. StOeker. (K. A. 33. IL 3.) 

8) Enclaye; Nothweg; Öffentlicher und Oewannenweg. 

Eine Einschliessung der GnuidstQcke im ^ne des Art 682 B. 6. B., 
weshalb ein Nothweg flher das nachbarliche Terrain beanspracht werden 
Icann, ist nicht vorhanden, warn die Grundstöcke, su deren Nutzen der 
Nothweg gefordert wurd, zwar nicht auf einen Öffentlichen Weg, aber un- 
mittelbar an einen die Benützung der Grundstücke gestattenden sogenannten 
Gewannenweg oder Plad anstossen. 

Irt du Weg vorlianJon, der, wenn auch unbequem, das Grundstück mit der ölTentlichen 
Strasse verbindet und die landwirthschaftlicbe Benützung des Eigenthums eriuöglicht, so 
kann nicht angenouinien werden, dass die Besitzung von der OflenÜichea Stnue abge- 
8ebiütten sd. Der Einwand ab«r, Inn das Wort „iasa«** nielik jeden faetiadi beilehendan, 
einem nur präsuoiirten Rechte entsprechenden, sondern denjenigen Ausweg allein bedeute, 
dessen sich der Ailjacent kraft eines Privatrechtstitels bedienen dürfe, ist völlia unbegrün- 
det; und so lange die Benützung eines voibandeu(>u Auswegs nicht coutcstirt ist und da- 
mit die Möglicbkeit besteht, aaf die oflendiche Strasse su gelangen nnd das Omndstacksn 
bswirtbsehaflen, ist kein gesetdicher GmnJ gegeben, einen Nothweg ttbsr das benachbarts 
Grundstück in der kürzesten Richtung zur (ifTontlirlioii Strasse ZU acqoirirsn. 

München, 3. Mai 1852. (Kej.) Weber g. Metzger. 

Cfr. Gilbert zu Art. 682 B. G. B. Nr. 1 u. 8. adde Gass. (Paris) v. 30. April 1831. 

4) Nothweg; Abschliessung durcli die natürliche Lage. 

Wenn ein Hof oder Stall durch das eigene Haus des Eigenthümers von 
der gemeinen Strasse abgeschnitten ist, kann dieser keinen Nothweg über 
das Eiizenthuni des Nachbars ansprechen, denn nach Art. 682 B. G. B. ist 
ein Nothweg nur dann zu gewahren, wenn solcher durch liie uatiirlicheu 
Verhältnisse (örtliche Lage) des ürujidstücks erfordert wird. 

Mamille im, 19. Februar 1869. (Zentner, Mag. Bd. IV. 8. 454.) 

5) Nothweg; Abschliessung von der Strasse durch Theiiung 

eines Grundstücks. 
"Wenn ein Gütercomple.K , durch welchen ein Weg auf die öffentliche 
Strasse führt , theilweise veräussert und hierdurch ein Theil des Grundstücks 
isolirt wird, so kann dadurch das Eigenäram Dritter ndt cinon Notiifrege 
nicht belastet werden, sondern der frühere Weg bleibt auch Jetit als Noth- 
weg for den EigenthOmer des isoUrten Ontes bestehen. 

Die Znerkannnng «in« iroHnrcfs aber die GQter Dritter finde* naofa Art. 682 B. G. B. 
nur statt, wenn oia Gut durch seine natfirliche Lage selbst von der gweeinea Sti«ei« ge- 
trennt ist, nicht aber wenn dies durch spätere Verträge gescbieiit. 

Mannheim, 18. Norember 1841. (Oberbo^. Jahrb. 1842/43. 8. 261) 
Cfir. OUbcrl n Art 689 B. G. B. Br. U o. £ 
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6) Nothweg zum Yortlieil Ton Geb&nden. 

Der Art. 6Ö2 B. G. B. ist auch auf Gebäude aualog anwendbar, min- 
destens dann, wenn das Bedfirfniss und der Nutzen unTerhältnissmitesig 
grosser ist, als die in der Gestattong des Wegs enthaltene BdSstigung; 
hierfilr spricht Grund and Zwedc des Gesetzes. 

liAnnhein (Ob«rhofg. JM. 1851. & 188.) 

Entgegengesetst eötschieden, weil der Nothwcg lediglich im Interesse der 
Agricultiir eingeführt sei und die bcechränkcnJo Auslegung dieser AusnahnisbettUUBlUlig 
überdies den im Art. &45 ausgesprocbeoeo Geist des Gesetzes für sich habe. 

Mannhtim, SOl Min im (AuimIm 1850. 8. »7 «id 410; Oberhofg. Jahib. 
18l9/5a 8. m) 

7) Nothweg; Einrede des Nothwegs gegen eine Negatorien- 
klage. 

Der mit einer Negatorienklage Belangte kann nicht einredend das 
Recht auf einen Nothweg geltend machen ; denn Einreden können nur auf 
solche thfttstehliche Verhältnisse gegrtlndet werden , wdche geeignet sind, 
das klagend in Ansprach genommene Becbt im Momente der Klagaastd- 
long zu zerstören; der Art 682 macht aber den Erwerb des Nothwegs von 
einem richterlichen Aasspruch abhängig, welcher erst erwirkt wfrden tM, 

MAanheim, 93. Hin 1841. (Oberhofg. Jahrb. 1840/41. 8. 467.) 

Entgegengesetzt rntschicdcn, da der riditerliche Ausspruch bei oinfm Streite 
aber einen Nothweg nicht erst du Wegerecht verleibt, sondern aber das Dasein eines 
Bolchen entscheidet. 

Mannheim, 33. Mftn 1846. (Oberhofg. Jahrb. 1846/46. 8. 93; Annal. 1846. 8. 176,) 
Veigl. Oberborg. Jahrb. 1847/48. 8. 367. 

8) Nothweg; Ersitzung; BesitzstOrungsklage. 

Die Dien.stbarkeit eines Nothwegs im Sinne des Art. 082 B. G. B, kann 
durch Ersitzung erworben, mithin auch zum Schutz iiu Besitze derselben 
eine possessorische Klage erhoben werden. - 

Vadi Ari 33 B. P. 0. Asien «war posseaeorisehe Klagen mm Sehnlze eines Pneft» 
riunis nicht staU, und der Art. 691 U. 0. B. geht, inienii er bei niclit forlwihreMdes Dieilil* 
harkeitcn rlcn P'rwcrh durch Verjährung untersagt, von der Veruiuthung aus, dass eins 
factische Ausübung für sieb alleiu und ohne Begründung durch einen Titel nur auf einem 
Preeariom bemhe. Diese Im 3. Kqiilel (Tit. 4, B. 2) stehende Bestinimnng beiiefal sieh 
aber ledigtidi asf soldie Serfitnlen, weldie dsrdi Baailwgen eneovbeB werien, kflmmt 
dagegen bei der im 2. Kapitel behandelten, durch das Gesetz eingeführten Dienstbarkeit des 
Art. 682 nicht lur Anwendung. Hier fällt auch die Präsumtion einer blossen Duldung 
weg ; der Art. 682 ist als der Titel anzusehen , auf welchen bin die Bcsitzbaodlungeo des 
Beetoers des Esdavs TorgSBommen vaA von dam Na^bar sagdaoeen «erden. I b eass 
spricht der Art. 686 ib. dafür, indem er die Klage auf EntschidlgOBg der Ttrjihmig mlef«- 
wirft, mithin unterstellt, dass ein Nothwe? durch Verjährung erworben worden ssi; 
denn bei einer Constituirung der Dienstbarkeit dorcb Vertrag oder ürtbeü w&re der Eni- 
scbidigungsansprucb bereits anerkannt worden. 

Berlin, 11. Mai 1863. (CSsss.) Lenfgeo g. Salles. (K. A. 47. IL 81.) 

Cfr. Gilbert zu Art. 23 B. P. 0. ». 64 md s« Art 682 B. G. B. Nr. U n. f. 
(Paria) r. 14. Norember 18d9. 

•) Nothweg; Erwerb durch Verjfthmiig. 

Das Becht auf emen K(»thweg kann nklit dnrch Yeijflliriuig erworben 
werden; denn das Gehen und Fahren «her ein fremdes Gut encheiot, so 

U. 
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lange nicht richterlicheB UrÜMil oder Vertrag ein Bedift d« gevSbrt, ab 
res merae facoltatis. 

Mannheia, «. Jatt 1844 (AnoaL 1845. S. 116.) 

Entgegengeselrt entschieden, weil der Art. 691 13. G. B. hier keine Anwen- 
daQg findet, da d«s Oesetz (Art. 682) selbst d&on Anspruch auf einen Weg gibt und es 
sieh nur nm dessen Richtung bandelt, aneb der 30j&hrige Besitzstaad die ricbtariiche Aq> 
weitling reriiitt. 

Mannheim, 90. Januar 1840. (Oberhofg. Jahrb. 18IC/I1. 8. fiOi) 
Maanlieim.... (Oberhofg. Jahrb. 1847/48. S. 366.) 

10) Nothweg; Eraitsung; Unterbrechung. 

Wurde in den vorderen Instanzen der Einwand, dass ein Nothweg im 
ADgemeinen gar nicht dnrch Yeijfthnuig erworben werden könne, nicht vor- 
gesdiützt, aondem die Klage auf Anerhennnng des Nothweg^Reditea nur 
um desBwfllen bestritten, weil der Besitz des KlSgers nnr ab precSrer und 
nnterhrodiener angesehen werden könne und mithin zur Teijihrong nntang- 
lieh sei, so kann jener Einwand nicht zum ersten Male in cassatorio geltend 
gemacht werden. 

Nimmt das Gericht als erwiesen an, dass der Kläger seit mehr als 30 
Jahren zu jeder Zeit, wenn dies die Cultur und Benutzung seines enclavir- 
ten Grundstücks erforderten, den Weg von und nach diesem Grundstück 
über das zwischen demselben und dem öffentlichen Wege gelegene Feld des 
Kaehbars, t>elbst wenn dasselbe mit einer Emdte bestellt war, und zwar 
regelmässig in einer bestimmten — der kürzesten — Kichtung genommen 
und nur manchmal, wenn das Fdd an dieser Stelle mit Frachten bestellt 
war, während dasselbe an dnem andern Theile unbebaut lag, ans Rflcksich- 
ten emer billigen Ansabong des Bechts, den etwas entfernteren Weg aber 
diesen unbebauten Theil des Nachbarfeldes emgehalten habe, so kann das 
Gericht, ohne das Gesetz zu verletzen, annehmen, dass unter den erwähn- 
ten Verhältnissen die Ersitzung einer zwar unbedingten, jedoch mit Schonung 
auszuübenden Nothweg -Gerechtigkeit erwiesen sei, und dass keine Unter- 
brechun-j: der Verjährung stattgefunden habe. 

Darmstadt, 23. April 1860. iUej.) Scbermer g. Kirchengut. (Emmerl. 1860. L 83.) 

11) Verjährung des Nothwcges über das Grundstück des 
einen Nachbars, wenn das Grundstack durch zwei Grund- 
Stacke von dem öffentlichen Wege j^eschieden ist 

Wenngleich das endavirte Grundstück durch zwei, verschiedenen Eigene 
thflmem gehörige Felder von der öffentlichen Strasse getrennt ist, so kann 
der Eigenthümer des Enclave, dem Eigcnthümer des einen dieser Felder 
gegenüber, die Entschädigungsforderung desselben für Einräumung der Weg- 
gerecliiigkeit verjähren, wenn ihm auch nicht eine gleichzeitige Ersitzung 
des Weges über das andere Feld zur Seite steht. 

£r kann durch Ankauf dieses letzteren Feldes oder besondere Verjährung den voll* 
•ttadigen Ausgang aach der süH^dwa SiraiBa lieh apU«' aedi TWMhaCen. 

Oer OnmlMta der Oniheilbarkeil ^er WeggerechtigMt, wonaeb ebie Mtm DiiBtl* 
barkoit nicht bruchstilck^^cise verj&hrt werden kann, finde nur dann Anwendung, wen 
das zwischen dein Enclave und der offeaüicbea Strasse liegende QnudatSck aar eiaan 
£igenthümer zugehörte. 

Paria, 9L hum oder Deeinber IMOi (Bej.) (I. d. P. 1861 a 943.) 
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Zu Ali. 683. 

Kürzester Weg; billiges Ermessen. 

Wenn ein eingeschlossenes Grundstück in der Nähe mehrerer öffent- 
lichen Strassen liegt und ein Nothweg nach der auf der kürzesten Seite be- 
findlichen Strasse wegen zu grosser Entfernung dieser Strasse von dem be- 
treffenden Grundstück dessen Bebauung sehr erschweren würde, so kann 
ausnahmsweise dem EisenthQmcr ein Weg nach jener Strasse eingeräumt 
werden, welcher für die Bebauung des Grundstücks am förderlichsten ist. 

Art. 688 B. Q. B., d«Mai Zwtck tot, iam Eigmfhflntr dmt etogSMliloiMiiai 
GnuitUIdu di< BwMnnf iflaMlbm la «nnflgUelion, geatatt«t dem Biehter ein billiges 
Ermessen , das Buli Aaalogi« dM Ari 648 iw VorthtU d«r LaoiwirlhMlttft su berOck» 
•iefatigen hat. 

Mannheim, 18. Februar 1846. (Anaalen 1847. 8. 362.) 

Za Art. 685. 

Verjährung der Entsch&digungsklage. 

Die Verjährung der Entschädigungsklage beginnt mit dem Zeitpunkte, 
wo von dem Wege Gebrauch gemacht wurde ; denn von diesem Momente au 
besteht das Klagerecht. 

MaDBheim (OMorg. Jahrb. 1847/18. 8. 356.) 



Drittes HapIteL 

Von den durch menschliche HandUmgen errichleten Servituten. 

Erster Absohnitt. 

Von den verschiedenen Arten der Sermtulen , womit die Grundstücke belastet 

werden können. 

(Art 686 — 689.) 

Za Art. 686. 

1) Grunddienstbarkeiten; Last des Faselhaltens; 
Ablösbarkeit; Gebrauchsrecht. 

Die auf einem Gute haftende Last, das Faselvieh für eine Gemeinde 
zu halten, ist ablösbar, denn diese Last ist keine Servitut des B. G. B., da 
sie im Interesse von Personen und nicht im Interesse der Benutzung von 
Grundstücken eingeführt ist. 

Durch die Gesetzgebung von den Jahren 1789 and folgenden ist unverkennbar d«r 
ZwMk mugmfnämt itn OnudbetHi, so Tiol alt nur nOgNch M, von allen daraif baf- 

tenden Lasten zu befreien. Dieses ergibt sieb aus den Oesetzen vom 4. Angust 1780, 15. 
März 1790, 28. September 1791 und 25. August 1792 und selbst aus dorn Art. 530 Ö. G. Ii., 
welcher die Beallasten für ablöibar erldirt. Es iat durch die besagten Gesetze nicht allein 
jede aaa den Faodalweieii und der 01»erlienl{«ldMit (dfoito fiManx el e^enriaux) her- 
rOhreode Beedirinknng ohne alle Entaebidigong anfj^ehoben, aendera ea alod anch dia 
ebrigen grandherrlichen Rechte fflr abldabar erklärt worden. Dass darunter ganz vorzOg» 
Kdi die Zinsen uud Gülten (rentes et rederances) verstanden «erden, bewährt das Gesetz 
Tom 29. December 1790, welches die Ablösong der Grandreichniase flzirl. Allein dasa 
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Mdi andere Prästalionen, welche dieses Gesetz gerade nicht namenilich bozeichnei, gleich- 
miasig ahli^fbar seien, erhellt aus der Fassung und den Ausdrücken der Bestiiumungen, 
-welche alle Uechtc und Pflichten, die aur den Urundstackon hafieu, ohne Unterschied iQr 
abUMbar erklireo. So spricht sieh das Gesetz vooi 4. Anglist 1790 im Einfang, das 
BMnt vom 28. September 1791, Tit. I. Art. 1 nnd dat TOm 25 Au/rust 1792 !n den Wor- 
ten aas, dass der Loskauf der andern Qrundlastungen, ausser den Feudalreeilten, sie wögen 
iMoannt sein oder In den frahem Qesekzen stehen , statt habe. 

Wann wm tmA omb^ fliallan diatar Oaaelia ia dar ¥hh vUiA filrailich pnMidrt 
«Offdao alnd, lo und doah diasa Chmidbaslimnmngan allen Ober dieaan Geftenstand arlaa- 
•anan Yerfflgnngen wesentlich anklebend , und raflsscn daher stets berflckiirbtiirt wenlcu, 
besonders da die betreffenden Artikel 5. 7. 8 des Gesetzes vom 25. August 179*2 auch in 
der Pfalz verkfiodigt sind. Es kann sohin nicht angenoiomen werden, dass durch die in 
tan Dakrela vam 79. Deeembar 1790 nntarlaaaene namenlHeba Anfttbrung der Mar in 
Frage stabanden Präsiaiioncn die Ablösbarkcit derselben ausgeschlossen sei , indem dieaa 
Ansnabme von der Re;?el hätte deutlich ausgedrückt werden müssen , abgesehen dat'on, 
dasa der Ausdraek „redevances et autres prestations" schon wie jener der ,,rentes" im allgo- 
nNinai Slnia aadi darM Laiatangan adar Sehuldigkeitan in aich haal. 

£a iat zwar fiebtig, dass eigentliche OranddlenatfMurkaiien , aawia Od»ranebsrcehta 
(•arritudes et jouissances) dieser Ablr^sbarkeit nicht nnterlicgen. 

Allein die fragliche Leistung lässt sich weder unter den BegritT einer Grunddienstbar- 
keit, noch eines Gebrauchrecbts stellen. Denn dem bürgerlichen Gesetzbucho , Art. 687 
gamlaa, iil dia OmoddimalbaikaH eina laal, die anf ein Omndataek snm Vntsan und 
Gebrauche eines andern gelegt ist. .\uch ist es Grundsatz, dass bei derlei Dienatbarkeitra 
der Besitzer des dienenden GrundsMeka nor etwas Unterlaasen oder laidan nmta, niebl 
aber etwas zu than verpflichtet ist. 

mdila TOtt aUam diaiam tritt Uar ain. Mebt dIa Baaitcar ainigar Gmndatlleka babaa 
als' solche das Beebt, die Fasel zu benfitzen, sondern jedes Mitglied der Gemeinde ist 
hiezu berechtigt. Aach ist ain positives Randein , daa Anacbaffan und UntarbalteUf hier 
Torbanden , was bei Dienstbarkeiten nicht der Fall ist. 

Ebenso wenig kann von einein Gebrauchsrecht die Sprache sein, was nach ganx 
andam Gmndsttien ateh richlat. (Art A36 B. 0. B.) Ea aziatbi hiar vialmabr aina 
Last für den Besitzer dieser Grundstöcke, welche die Eigenschaft von Reallasten hat und 
demnach als eine solche zu betrachten ist, deren .\blosbarkeit das Gc^ieli pestattot Von 
dan Bechtslebrern wird eine solclie I^i als eine deutsche Dienstbarkeit bezeichnet. 

Müaahan. 6. Mira 1845. (Rcj.) Geenen g. Gemeinde Oadmmstaln. <Annalaa von 
HainlB und Oona. 1847. 8. 57.) 

2) Jagdberechtigung einer Gemeinde; BesitzstOrnngsk läge. 

Wenn der Eigenthümer einer Waldung den silmmtlichen Bewohnern 
einer Gemeinde für immer das Recht einräumte, in seinem Walde zu jagen, 
80 kann dieses Recht nicht als eine durch den Code Napoltiou verbotene 
persönliche Servitut angesehen werden. 

Auf dar einen Salta Iat hier dar Wald u Oonalan daa Berechtigten belaatet , xwar 

llldit soweit Letzterer die Befugniss hat, sich des Wildes zn bemächtigen, wohl nber , so- 
weit demselben das Recht zusteht, den Wald zu betreten und nach Wild zu diirchpirschcn : 
auf der andern Seite ist das fischt nicht an die Person des Berechtigten geknüpft, sondern 
an dsaaen Wohnung, denn sobald er aofbort, in der Oeneinde n wobnen, Terllart er 
«nah daa Recht zu jagen. Ea handatt aich alao von abiar dnich dan Art. 686 B. G. B. 
anarkannten Realse^ritnt. 

Zum Schutze in dem Besitze dieser Servitut kann die berechtigte Ge- 
meinde, wenn die sonstigen gesetzhchen Voraussetzungen vorliegen, gegen 
den störenden Eigenthümer des Waldes eine Besitzstörungsklage aosteUen. 

Paris, 4. Januar 1660. (Rej.) (J. d. P. 1860, S. 299.) 
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B) Verpflichtung des Eigeiith4)bers eines Feldes, dasselbe 
während mehrerer Jahren mit einer bestimmten Frucht 

zu bestellen und die Grescenzcn dem Mitcontrahenten 
für einen bestimmten Preis zu überlassen. 

B. hMlo sich dem Cichorienfabrikant J. gegenüber vertrigswoise verbindlich gemacht, 
einen Theii seiner Felder auf die Daaer von 6 Jahren mit Gichorienwurzeln zu bebaoen 
ni aa ilm di» Frachl «malbM tMkim, Er kam diaaar YwUndllahkatt Blehl aaeh, 
«od da iai Varlraga auf die HMhlerfUhmg der VarUadItehkeHen eiaa ConTeatifloalilmb 
stipulirt worden war, so liess J. den B. vor Gericht laden und begehrte eine entsprechende 
Entschädigung. Das k. Bezirksgericht sprach ihm auch dieselbe zu und auf t';nm,'li'!.'tL' 
Berufung confirmirte der Appeilhof das örstricbterlicbe Urtbetl. Nun orgrUT B. dca Cassa- 
tioasreoars nad eacbla deoaelbMi Imqilsidilidi dadorab aa begrOaden, daai die Art 686 
und 544 B. G. B. verlelil wordea Mfea. Aaf dleie Aaftlelhiag enIaeUed der OuiatfoBa- 
hof folgcnderniaassen : 

Fäne Verletzung de6 Art. 68G liegt nicht vor, denn durch den Vertrag 
ist keine Dienstbarkeit auf des Gassationskligers Grundbesitz bestellt wor- 
den, die gesetzwidrig wäre. 

Nicht die Grundstücke wurden durch den fraglichen Vertrag belastet, sondern der gcgeo- 
vlrllga Beiiiser raaeMa ileh aar eiaem Drittea UasiehtUdi eiaer daraaf gebaal werdeaden 
FmoU penOnlieb aar Lfefennif vwbittdUeb. 

Ebenso wenig erscheüit durch das angefochtene Urtheil der Art 544 
verletzt, denn dem B. war nicht eine Benutzung seines Eigenthuros unter* 
sagt, sondern er hat sich nur vertragsweise anheischig gemacht, gegen 
Bezahlung auf mehrere Jahre die geernteten Gichorienwurzeln dem J. zu 
überlassen, was allerdings gestattet ist. 

MOnchen, den 5. März 1845. (Rej ) Blaulor g. Jungbluth. 

4) Weggerechtigkeit; Klage auf Anerkennung; Unmög- 
lichkeit der Ausübung. 
Hat Jemand unbedingterweise durch titre eine Weggerechtigkeit er- 
worben, so kann der von ihm erhobenen Klage auf Anerkennung seines 
Rechtes nicht mit der Einrede begegnet werden, dass nacii dem dermaligen 
Zustande der Oertlichkeiten der Kläger die Servitut gar nicht auszuüben im 
Stande sei, weil zwiscben dem berechtigten mid dem belasteten GmndstOdc 
ehi anderes Grondstflck liege, Ober welches dem KlSger kdn Weg zustehe. 

Aas diesen Cmstaade eiigibl sidi kda« abadale UamOgliebkeit der AasMIang (Art. 708 

B. Q. B.), da ja der Kläger durch Kauf oder Miethe oder auf sonstige Weise das Recht 
des Uebergangs Aber das zwischenliegende Grundstock erwerben kann; es niuss daher, ohne 
BerQcksicbtigang jener Einrede, die Klage auf Anerkennung zugesprochen und das Urtheil, 
welebes erkürte, dasa die Serrltol noeb tvr Zdt aidit dargelhaa sei nad die Klage vm^ 
worfen werden masse, wenn dem berechtigten Grundstücke keine \Veggcrcclitigkeit Aber 
das zwischenliegende Feld eingeräumt werde, deniznfolge die Beiladung des Eigenthüraers 
dieses Feldes verordnete, wegen Verletzung der Art. 6ö6 u. 1134 B. G. B. cassirt werden. 
Paria, 2& Rtffanbar 1801. (Gass.) (J. d. P. iWL 8. 319.) 

Zu Arl. 688. 

Selbststftndige (fortwährende) Dienstbarkeit 
Eine Wasserleitong, anch wem sie mit Schlenssen versehen ist, bldbt 
eine selbstst&ndige (fortwährende) Dienstbarkeit 

Es ist zu dsraa BegrifT nicht erforderlich , dasa die Uatfgea Folgen derselben unanfep» 
brochen treffen; es genflgt vielmehr, wenn die Einrichtungen so sind, dass diese lästigen 
Folgen, sobald sie einmal in Bewegung gesetzt sind, ununterbrochen fortirirken können. 

Ha&ahf Im, 4. tamar IMfi. (Oberbofg. Jabrb. 1849/6a S. 19.) 
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Zu Art 688 v. t 

WasBerleitungsrecht; äussere Anlagen; Ersitzung. 

Der Besitzer einer ^Vie8e, welcher seit einer langen Reihe von Jahren 
zu bestimmten Perioden diese Wiese mit dem durch sichtbare Gräbchen und 
Einschnitte in den Damm des anstossenden Mühlkanals aus diesem £anal 
abgeleiteten Wasser wässert, ftbt hierdurch eine stfindige und offene Dienst^ 
iMikät (servitade oontimie et apparente) ans mid kaim dieaelbe dwdi eineü 
SQlSlirigen Bedts gemlas Art 690 B. G. B. erwerben. 

Et bawlelt sich Mer Ton einem Wasserleitangsreetat, welches der Art. 688 ib. ut» 

drflcklich tu tlen ständigen Dienstliarkoiten rerhnet, wie dieses auch mit der vornnspc- 
gangenen BegritTsbestimmang solcher Servituten nichi im Widersprach steht, da die Aus- 
OboDg des Rechtes fortwährend ohne eine gegenwiriige mcxuehliehe HuilhiDg erfolgtn 
kanB and m Mnm UDtMnidiM dmU, dtn es iiir Bttettlgmg im Ut Avtobnng «il- 
gegenitebenden HfaidemisMi in concreto einer menschlichen Handlung bedarf, dass n&mlich 
der Grand, mit welchem die erwähnten Einschnitte in den MOhldamm ausser der Zeit der 
Wiesenbewfisserong verstopft gehalten worden, weggeräumt werden moss. Das Gericht 
knn, ohne dam lein Oribeil d«ihdb d«r Kritik das OmationaliofM ul«rii«gt, di« ge- 
dachten ineseren Anlagen um Behnfe der WatMridtang nlf tolebe ttMÖbM, Wftldw der 
fraglichen Servitut den Charakter einer offenen verleihen. 
Darm Stadt, 25. October 1847. (£ej.) Kopf g. Frank. 

Zu Art. 688 und 691. 

Wasserlauf; Weg zur Ausübung des Wasserbezugesj 

Besitz störungsklage. 

Der Anuferer eines Baches kann zwar, wenn er sich im Annalbesitze 
befindet, durch Besitzstörungsklage sich gegen die Eingriffe eines Dritten, 
wodurch ihm der bis dahin gehabte Genuss eines fliesseuden Wassers (Art. 
644 B. G. B.) entzogen oder geschmälert wird, schützen, dagegen sich nicht 
einer solchen Klage bedienen, um sich im Besitze des Rechts, zur leichteren 
Ansabung des Berags des Wanera auf das gegenttber gelegene Grondatack 
eines Dritten zu gehen, zu sdifltzen. 

Der cor Ansabung jenae Rechts nothwendige Weg Aber fremdea Beaititbna ist nidit 
ab dn Aecessorium des Rechts anf den Wasserbezug anzusehen, da die Ausflbun? jenes 
Beehta aach ohne Berflhrang des Gebietes eines Andern stattfinden kann; er bildet riel- 
mahr eine droit de passage im Sinne des Art 637 ib. Eine solche Weggerechtigkeit stellt 
«iek aber ab aiae nicht fortwährende Servitot dar, welche nur dnrdi THel anrotban wer- 
den kann (Art. (^8 u. 691 ib.); da nun durch das bloaaa Gahan fibar daa fremde Gnmd- 
stück, so lange es auch statt hat, das Kecht der Passage nicht erworben werden kann, so 
kann daraus auch kein wirksamer gesetzlicher Besitz, auf welchen bin sich eine posseaao- 
tiMba Kl«gt arfatban Baase, abgaWlel wardan. 

Parti, la Daeamber 1808. (Oaas.) (J. d. P. 1863. S. 383.) 

Zu Art. 689. 
Offene Dienatbarkeit; Weg; Spuren. 

Ein Wegrecht ist deshalb noch keine offene Dienstbarkeit im Sinne des 
Art. 689 E G. B., wefl Sick Geleise als Spuren des Wegrecfats anf dem die» 
nenden Gnte finden; denn diese sind keine Anisgen snm Zwecke der Ans* 
Hbnng der Dienstbsrkeit, sondern nur Folgen dieser Ansllbiuig. 

MaaBhain, 16. Jaaoar 1810. (ObarboTg. Mub. 1810/41. 8. ilX) 
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Zweiter AbMhidtt 

Wie die SmUulm errichtet werden. 

(Art 690 — 696.) 

Zu Art 690. 

1) Dienstbarkeit, sichtbare und fortwährende; Wasserlaufj 

possessorische Klage; Einrede. 

Wenn der Ober-Mfiller, unter der Behauptung, dass er durch Anlegung 
von beweglichen Schutzbrcttem von Seiten des Unter-Müllers in Ilinterwasser 
versetzt worden sei, auf Beseitigung dieser Anlage in possessorio klagt, so 
mii88 seine Klage abgewiesen werden, wenn der Unter-Müller beweist, dass 
schon idt länger als einem Jahr vor der Klage am Abiaas zwei ansgemanerte 
Hosten mit Fogen zum Einsetzen der fraglidien Sehutzhretter stehen, nnd 
dass er sdt dieser Zdt durdi Einsetzen der Schutsbretter nach Bedftrfiiiss 
seiner Mühle das Wasser gestaut habe; denn hier liegt eine fortwährende 
nnd sichtbare Dienstbarkeit vor , deren mehr als jfihrige Ausflbong in pos» 
sessorio der Klage entgegenstand. 

Pari!, 24. Januar 186a (Casa.) (J. d. P. 1861. & 882.) 

S) Bienstbarkeit; Beweis der Vergflnstignng. 

Der Beweis der Vergünstigung kann auch durch Zeugen geführt wer- 
den, wenn die ursprünglichen Bewdsnrkunden verloren sind (Art 1848 
Nr. 4 B. 0. B.). 

M «stthaim, «. Ali i84& (Annalen 1848. 8. 182.) 

3) Wasserleitungs-Gerechtigkoit; Weggerechtigkeit; Besitz- 
störungsklage; Bestimmung des Familienvaters. 

I. Eine Wasserleitungs-Gerechtigkoit (in sp. das Recht des R. , aus dem 
Brunnen des K. durcli ein in diesen Brunnen sichtbar angebrachtes Rohr 
Wasser in sein Gebiet zu leiten) kann als eine ununterbrochen fortwährende 
und sichtbare Servitut gemäss Art. 690 B. G. B. auch durch Besitz er- 
worben, mithin mittelst Bcsitzstörungsklage geltend gemacht werden; R. ist 
nadi Art 701 ib. nicht befugt, etwas yorzonehmen, wodurch die Ansflbnng 
Jener Servitut verhindert oder verringert wOrde. 

n. Das Becht, welches B. ferner in Ansprach nimmt, dnrch eine in 
aebiem Hanse angebrachte Thflre fiber den Hof des E. zn dessen Bronnen 
in gehen (nicht blos, nm lillr Ansbessernng der Böhre nnd Ableitungskanile 
zn sorgen, folglich als Accessorinm des Wasserleitungsrechts, sondern un- 
beschränkt) , stellt sich als eine unterbrochene Servitut dar, kann also, mag 
sie sichtbar sein oder nicht, gemäss Art. 691 ib. nicht durch Besitz er- 
erworben werden , mithin auch kein Gegenstand einer possessorischen Klage 
sein. Selbst die Bestimmung des Eigenthümers (Art. 692 ib.) vertritt in 
Ansehung dieser Art von Servituten nicht die Stelle einer schriftlichen 
Verstattung. 

Berlio, 17. M&rz 1830. (Gass.) Kewenig g. ^iplioger. (K. A. U. II. 15.) 
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Bflrgerliehes GestUbneh (Art. 600 n. 691). 



4) Zaleitnng des RegenwasserB; Verjährung. 

Das Recht, das von «kin Datlie des benachbarten fremden Hauses ab- 
fliüsscnde Rcgenwassor mittelst einer hierzu eingerichteten Kinne nach einem 
Behälter im eignen Hause abzuleiten, um es hier zum eignen Bedarf zu 
benutzen, muss nicht als eine serritus flumlnis avertendi angesehen werden, 
sondern das Gericht kann dasselbe als eine servitus stUliddii non arertendi , 
betrachten, welche Dienstbarkeit sowohl nach dem firoher geltenden romi- 
schen Rechte, als nach dem französischen Rechte zulässig ist und, wie die 
ganz ähnliche servitus aquac ductns, als eine affirmative, continuirliche und 
apparente Servitut durch Verjährung erworben wird. (Art. 690 B. G. B.) 
Der Besitz und die Verjährung di(\srr Gerechtigkeit kann mithin anfangen» 
sobald nur die darin enthaltene llaiKiliiim ausgeübt wird; es bedurfte dazu 
nicht auch noch eines \ eibotes oder Widerspruchs von Seiten des Berech- 
tigten gegen den Belasteten. 

Wenn diese Servitut unter dem früheren Recht gegen ein der Kirche 
zugehöriges Immöbel gerichtet wurde, so endigte die Ersitzung in 40 Jahren. 
Berlin, «. November 18^. (Bej.) Saolher g. Kaaig. (K. A. la II. 6t) 

Cfr. eobert xn Art 23 B. P. 0. Nr. 100 und BaJ. (Piris) tom 11. JnU 1860 ood 
l^ Vai 1868. 

Zu Art. 690 und 691. 
Servitut; Anerkennung; Reeognitivtitre. 

Erklärt der Eigenthüraer eines Grundstuckes in dem der Versteigerung 
dieses Grundstückes vorausgehenden Bedingnisshefte, zur Kenntniss der 
Steigliebhaber, dass auf dem ImmObei zn Gunsten des Onmdstackes eines 
Andern eine nieht fortwährende Servitut ruhe, so kann der Letztere sidi 
auf das bierin liegende Anerkenntnis! berafen, das Bedingnissheft hinsicht- 
lich der ihm zustehenden Servitut als titre r^cognitif geltend machen, sollte 
auch die darauf hin erfolgte Versteigerung später vernichtet worden sein. 

Paris, 11. Decemhcr 1861. (Rej. eh. d?.) (J. d. P. 1863. S. 34) 
8. za Art 691 B. 6. B. Nr. 1. 

Zu Avi. 691. 
1) Dienstbarkeit, unst&ndige; Anerkennung. 

Unter Rechtstitel im Sinne des Art 691 B. 6. B., welche unter der 
Herrschaft des B. 6. B. zur BegrOndung einer servitus diseontinua, wie einer 
Weggerechtigkeit, erforderlich erschdnt, ist nach diesem Artikel eine Urkunde 
Uber em zwischen dem angeblichen Servitut-Berechtigten und dem Eigen- 
thüuier des belasteten Grundstackes vorgegangenes Rechtsgeschäft, wo- 
durch die Servitut entweder errichtet oder auf rechtsverbindliclie Weise an- 
erkannt wurde, anzusehen; ist blos in einem über den Verkauf de? angeb- 
lich berechtic^ten Grundstückes errichteten Act von dem Verkäufer die 
fragliche Servitut anerkannt, so kann dieser Act nicht als ein solcher Kcchts- 
ütel erkannt werden. 

Berlin« 31. December 1831. (Gass.) Burger g. Betz. (K. A. 16. II. 25.) 
Cfr. Oitbert ni Art. 691 B. Q. B. Kr. 16. 
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2) DieBBtbarkeit, unständige; YerjihriiBg; Ersitzung; 
BesitzstörungskUge; Titel. 

Das franzasische Recht gestattet auch zum Schutz im Besitze unstän- 
diger Dienstharkeiten possessorische Klagen, irenn die den Besitzhand- 
lungen entgegenstehende Vermuthung der Precarität durch einen geeigneten 
Titel — weicher nicht einmal immer von dem Beklagten herzurQhren braucht — 
beseitigt wird. 

(S. das Nähere zu Art. 23 B. P. O ) 
Dariustadt, 17. Mai 1S52. (Rej) Stauder g. Mauer. ( F.inmerling 1852. T. 66.) 

3) Dienstbarkeit, unterbrochene; Verjährung; Begriff der 

Schlussworte des Art. 691. 

Die Worte des Satzes 601 Bad. L.-R. ,.auf solche Weise" beziehen sich 
auf „unfriedlichen Besitz." Unständiire Dieustbaikcitcn dauern daher nur 
fort, wenn sie schon durch unfiirdenklichc Verjähruni,', welche nach gemei* 
nem Rechte überhaupt hierzu erforderlich ist, erworben waren. 

Mannheim, 18. Jaouar 1839. (Oberhofg. Jahrb. 1838/39. S. 303 , 306.) 
„ 8. Äogoit „ „ „ 1840/41. „ III. 

„ 5. Anglist 1841. „ „ 1842 43 „ 85. 

Entgegenf^eseti» entschieden: Die M'orte .auf soklie Weise" beliehen sich 
auf „verjähcteD Besitz" uod es geaQgt 30jibrige Innchabuog, wie nach gemeinem Bechte 
nnd dam fnasoaiaeban Urttxto (da eatta nasi^re), an waleham dia Oebaraatntog aldiia 
ladarn waOta. 

Mannheim, 8. Angust 1828. (Oberhofg. Jahrb. 1827/28. 8. 33L) 
Mannheim.... 1834. (Oherbof?. Jahrb. 1835. S. tl3.) 
Frei barg, 23. October 1845. (Annal. 1846. S. 370.) 
Vannbeim.... 1849. (Oberbofg. Jabrb. 184S^. 8. 83.) 

4) Dienstbarlceiten, unterbrochene; Verjährung; Fixation 

des Umfang s. 

Nur die Erwerbung und Entstehung einer discoutinuirlichcn Ser- 
vttat Imnn, gemftss Art $91 6.' O. B., nicht durch Yeijfthruog stattfinden; 
ist aber die reditmftsaige Gonstituirung einer solchen Dienstbarkeit fest- 
gestellt, 80 kann, nach der allgemeinen Begel (Art 2265 B. 6. B.), die 
Ausdehnung (der Um&ng und die Ghrensen der Dienstbarkeit) durch Yer- 
jfthrung fiiirt werden. 

Berlin, 1. April 1851. (Rej.) Thieler g. Monel. (K. A. 16. IL 18) 
Cfr. GUbert xu Art. 691 B. G. B. Nr. 21. 

5) Dienstbarkeit, unterbrochene; Verjährung; Maass der 

D i e n s t b a r k e i t. 
Wo (las Bestehen einer unständigen Dienstbarkeit eingeräumt ist und 
es sich nur um das Maass derselben (in spcciellen Fällen Weidrecht filr 300 
Schafe) handelt, welches auf verjährten Besitz gc{j;ründet wird, steht der 
Art. 691 B. G. B. der Verjährung nicht iin Wege ; denn dieser spricht nach 
Wort und Geist nur vom Erwerbe des Hechts selbst und ist als Ausuahms- 
bestimmung streng auszulegen. 

ManDbeim (Oberbefg. Jahrb. 1844. 8. m) 

Entgegeng eaatit aniiobf eden, denn «aa vom Erwerbe der Dlenatbarkett tlbar- 

baupt gilt, nms3 auch von der Ausdohmin? oder Modiflcation geHen, aonat kSnnte daa 
Verbot des Art. G9t beliebig umgansen wenlon. 

Mannheim, 6. Juli 1848. (Auoalea mS. S. 1^2.) 
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6) VerjährnDg tob UntersagangBreehten; Erhöhung einer 
gemeinschafUichen Mauer; Gemeinsehaftlieh-ErkUrnng 
einer Grensmauer. 

8. n Ali 668 o. eei B. e. B. dM Orikdl (B«rliii) 10. Jui 1818. 

7) Verjährung; Aussichtsfenster; Verbauuug; Besitz- 

stOrnngsklage. 

S. XU Art 676 u. f. B. G. B. Nr. 1 u. f. die Urtbeile des Berliner, DarmatSdter nnd 
MtadMDOT OnflatfoDthofiM und dei Mannbdmer Oberhorgeriehli. 

8) Verjährung; Holzberechtigung in einem Staatswalde; 
Zeugenbeweis zur Feststellung der gemeinschaftlichen 
Intention der Parthieen. 

Die königl. Begierang der Pfalz hatte ia eiaem Prozesse gegen die Gemeinde Bappertt- 
•ekM wcgM ITaldberecbtigiiiig gegea' «in ürOiell Iw königl. Appdlalloiiig«ri«Ut vooi 
11. JaH 1808« als nnterliegeoder Tbeil, im CMatioureeart ergriffen lad ftm anter andern 

Rcchtamitteln auch darauf zu begründen fresurht, dass das Appellationsgericht die Art. 691 
und 1341 B. G. B. verletzt babu, indom dasselbe die bayerische Gemeinde zum Beweise 
durch Zeugen dahin zugclasseo habe , in welcher Weise eine von der Gemeinde producirte 
Erwcriningaarkand« d«r firaglldien Hohbereditigvag In Bedebnng aaf du Antgmben dar 
grOnen Stämme von den bctrofTendcn Parthieen intorprctirt worden sei; dadurch sei ein 
zur Herslellun>r einer discontinuirlichon Servitut posetzlich verbotener Zeugen'jeweis anter 
der Annahme, als liönne derselbe als Interpretatioosbeweis betrachtet werden, für zol^sig 
«ridiit worden nnd das Gaiiebi habe dann auf den Grand von Zengenamiagon den Bowato 
dor EiioieHi ^Iner dnreh Zmgon nicht zu erweisenden Berecbtigang angonommen. 

Die Entscheiflmi L' dos ra'sntinnflhofes hiernnf lautefo foli.'"nderniaBsen : ^'ach den in 
Art. 1156 u. f. B. (i. U. entlialtenco Jnterpretationsregeln sind die Gerichte nicht blos be- 
rechtigt, sondern sogar verpflichtet, bei Streitiglieiteu über den Sinn von Vertragsbestim» 
nningen die xd Grande Hegende gentfneam« Intention der Bethriligtea ra erferaeben, wafl 
bei einer Unbestimmtheit oder Mehrdeutigkeit des Ausdrucks die sonst erkennbare eigent- 
liche Willcnshclinimung der Contrnlienton tnan^saobend sein soll. Diese Ermittlung der 
beiderseitigen Absicht aber geschieht am besten dadurch, dass theils der innere ZusammeD- 
haag dor Uber daaiolbo yer^tuist getroffenen Yerfagungen ina Auge gelksst, thdls die 
Art nnd Woiao, wie die Betbeiligien mimillolbar nach der Yoreinbarang aotbit dioaa to^ 
Ilaaden und vollzogen haben, berOcksichtigt wird. 

Der durch das Ititerlocut vom 20. Mai 1848 bezüglich des grünen Stock- 
holzes zugelassene Zeugenbeweis hatte nun, wie die Entscheidungsgründe 
zweifellos entnehmen lassen und auch das anticfoclitcnc zweitrichterliche Ur- 
theil unterstellt, keincswi^^s dt ii Zweck, die thatsiichlichen Voraussetzungen 
einer Acquisitiv-Verjahiung auf Seite der kla^'enden Gemeinde zu constati- 
ren, sondern nur die noch obwaltenden Zweifel Uber den Sinn der produ- 
drten Urkunden zu beseitigen. Das königl. Appellationsgericht hat nach 
Fmf ong des gesammten Beweismaterials die in Frage stehende Gerechtsame 
der Gemeinde nicht anf den Grund eines Erwerbes durch Verjftli- 
rung, sondern nach Maassgabe einer die Vollzugsweise mit berficksich- 
tigenden Interpretation der Urkunde, als durch diese erprobt, zugesprochen, 
weshalb eine Verletzung der Art 691 und 1341 B. G. B. nicht entfernt ge- 
geben ist. 

München, 12. Jaoi 1865. (Boj.) KOnigL Segieraqg g. die Gomeinden Bapportaockea 

und Kriegsfeld. 
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9) Verjährnng; Waldontziingsrecht; Besitsstörungsklage. 

Nutzungsrechte in dem Walde eines Dritten können, seit der Verkün- 
digung des in Ermangelung von Specialgesetzen (Art. G3G ,B. G. B.) hier 
anwendbaren Art. 691 B. G. B. , als unständige Dienstbarkeiten, nicht mehr 
durch langjährigen Besitz erworben werden ^ dieser Besitz ist als ein pre- 
drer m lietrachten, wddier nach Art 2232 ib. nicht zat Verjährung ge- 
eignet erachemt und daher, gemie» Art 28 B. P. 0., eine Besitzlüage nicht 
begrUnden kann. 

BtrÜD, 6. DMtmber 1844. (Cass.) Dobr^. Hageo. (K. A. 38. H. fiO.) 
Cfr. QUbeH n AH. 688 B. Q. B. Nr. 6 «. f . 

10) Yerjfthrnng; Wasserschdpfen; Titel; possesBorisehe 

Klage. 

Das Becht, aus einer im Hofraum eines Andern befindlichen Quelle 
Wasser m schöpfen, stellt sich ab dne nnterbrodiene Dienstbarkeit dar, 
la deren Schuts, selbst wenn der Besitz derselben unter froherem Bechte 
begonnen und unter dem B. G. B. fortgesetst wurde, nur dann eine posses- 
sorische Klage stattfindet, wenn sie auf einem Titel beruht 

Nach Art. 23 B. P. 0. ßnden Besitzklagen nur dann statt, wenn ein auf cino Berech- 
tigung sich beziehender Besitz (a titre non prccaire) vorliegt; da aber nach Art. 691 
B. G. B. uauoterbrocbeoe Dicnstbarkeiteo nicht durch VerJähruDg erworbea werden kön- 
Bflo, ao kam da jeder hinatebtlieh toleber DienslbarkeHaB aanfBhrtiiier BeiUc aa nni 
für aldi allein, tomi» ohne Nacbweimng eines betreffenden anderweitigen RechtsTtiÜtt» 
nisses nur als oin vergünstigter (precSrer) Besitz anges<>licii werden. Die Bestimmungen 
des römischen Rechts bezüglich der Besitzklagen unterscheiden sich von jenen des Art. 23 
B. P. 0. SU sehr, als dass es erlaubt sein konnte, auf jene zaraekzugchen, om gegen- 
«iiHg die SitttlttAigkdt etoer pometsorliehaa Klag« n beorfbeileo. Oebrigeat kaaa m 
nicht darauf ankommen, ob Tor EiufUhrunp: des B. G. B. unterbrochene Dienstbarkeiten 
durch Verjährung crworlien werden konnten, und ob die seitdem verstrichene Zeit die 
UOgUcbkeit noch nicht abgeschnitten habe, den Beweis einer früher schon voilcudeten 
Verjlfaning xa fllbrea; bei diesem ia pelitorio sa führendea Beweise koanle aar jener 
Besitz ia Betracht kommen, welcher ror Einfuhrung des B. G. B. bestand, mitbin dar 
nachherige und gegenwärtige Besitz, obschon durch ihn in anderer Hinsicht der frühere 
Besitz fortgesetzt wird, nicht so angesehen werden, als ob alle dem friiticrcn Besitze zu- 
kommenden Wirkungen und Klagen auf den nachberigen Besitz Qbergegangca wären; bei 
AaiieUaog der Besitsklage baadelt es sieb Toa Haadbabang ia dem sar Zeit der vorge- 
kommenen Störung bestehenden Besitze. Zwar kann bei nnterbrochenen Dienstbarke iten 
eine Bcsilzklage statthaft sein, wenn liirrli Vorlegung eines Titels nachgewiesen wird, 
dass ein auf eine unterbrochene Dienstbarkeit zu beziehender Besitz nicht als aas einer 
Tergänsiigung hervorgegangener , sondera ta Beziebaag sof oia Beebtsreriiiltnlfla aad aaf 
eine Bereehtigaag seiaea Anfang genommen habe; auch ist es dem Friedeosriebter er^ 
lauht, einen zu solchem Zweck vor^-el. rächten Tit^l in besagter Hinsicht zu berücksich- 
tigen; der Titel ist zur unstreitigen Kichtschnur zu dienen geeignet, vorbehaltlich alier das 
Pelitoriara betreifendon Zuständigkeiten. Der dem Ii. ü. B. vorhergehende Besitz ist aber 
aiebl einem Titel ia der firaglicbea Beziebaag gioiebtaalellea, iadem ans diesem B«sHx0| 
fBr sich allein, noch in keiner Art erhellt, ob derselbe berechtigun^s weise, oder durch 
eine Vergünstigung vorhanden gewesen sei; dieses kann sich vielmehr erst durch den 
wegeo der Verjährung zu führenden Beweis ergeben, jede Verbaudluog über das Dasein 
4er Verjährung, sowie Aber die desfallsige Bewelsfohrang kann jedoeh aar xam petitoii» 
ichea Beebtewege gehörig leia. 

Berlin, 8. Deeember 1833. (Cass.) Brase g. lieriilL (K. A. iS. n. SB^ 
Cfr. eObert n Art. 33 B. P. 0. Mr. tt §%, 
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11) Verj&hrung; Wassersclidpfen; TiteL 

Bei der unterbrochenen Serdtnt des Wassefsehdpfeos kann eine, wenn 
audi lang andauernde Benutzung, gemäss Art 691 B. G. B., immer nur als 
ein predres Vigrfaftitniss, und nicht als eine zur BegrOndung einer possesso- 
rischen Klage genügende Besitzhandinng betrachtet werden, es sei denn, dass 

die Benutzung sich an einen zur Verjährung geeigneten Titel anschlösse. 

Das im Laufe des Pnzesses abgegebene Zufj-^stämlniss des Beklagten, dass der Kläger, 
ohne ein Kcclit dazu zu haben, öfters Wasser gescliöpft habe, kann nicht als ein Hechts- 
tUal fan Sum des Art 691 angesehen werden, sondern beweist nur die bisherige Benutz- 
mg. Dai Qerichl lunn atoo niebt, anf'ein Midies GesModiiiN hin, die poMenorfMlM 
Klage als gegrOndei erklären. 

Berlia, 18. October 1847. (Cms.) BeUT g. JUJx. (K. A. 42. U. 15.) 

12) Verjährung; Weggerechtigkeit; Besitzklage. 

• Eine Weggerechtigkeit kann, selbst wenn sie sichtbar ist, wenn z. B. 
der angeblich Berechtigte in seinem Hause tine Ausgangsthflre nach dem 
unmittelbar daran stossenden Gebiete des Nachbars hat, nicht durch Besitz 
erworben werden, mithin auch zum Schutze dieser Gerechtigkeit kehie pos- 
sessorische Klage angestellt werden. 

{8. das Nfthere sn Art. 090 B. 0. B. Nr. 3, Urth«» (B«rUn) vom 17. Hin im) 

13) Yerjfthrang; vor Einfahrung des B. G. B. erworbene Weg- 
gerechtigkeit; Hiteigenthums-Besitz; Besitzstörungs- 
klage; Einrede dagegen. 

Unter der Herrschaft des B. G. B. können discontinuirliche Servituten 
nidit mehr durch Yeij&hrung erworben werden; der auf dieselben bezttgUche 
Besitz vermag an sich als ein precärer eine Besitzklage nicht zu begrflnden, 
und ebenso wenig in der Form einer Einrede gegen eine possessorische Klage 

geltend gemacht zu werden. 

Es kann deshalb der IJesitzsturunfrslioklacte nicht zu dem Beweise zugelassen werden, 
dsss er bereits zur Zeit der Einführung des B. G. ü. das Recht, über das Qrundsiück des 
Kttgm zu geboa und sa fabreo, durdi 30juhrigea Beiils «rworbeD gehabt habe; dieser 
B«w«tt ütU anf Bagrilodang der Waggarechtigkeit aalbal ab; wam daa Garidit diaaan 
Beweis zur BcgraiHlun^ einer wirksamen Einrede nus seinem Besitia gegen die Besitz- 
klage des Kidgers nachlasst, vermengt es ofieubar daa posaaasorinm mit dem peütoriam 
und verletzt so den Art. 25 B. P. O. 

Vollta dar Baklagla babaaptan, daaa aaioe Baaitaeabaiidhmgen andere ala dia in An- 
aehong einer Waggerechtigkeit seien und den Charakter eines Miteigentbams-Besitzea 
ao sich trügen, so inüsste er einen Eigenthumstitel vorlegen; ohne einen solchen ist der 
anarboteoe Beweis, dass sich der Beklagte seil Jahr and Tag im Mitbesitze des fraglichen 
Weges bafiindaB baba, einan Mitaigantfaama-Baailx darzathnn nicht geeignet. 

BarliB, 17. Dacambar 1838. (Oaaa.) Kriagar g. t. GOrtz. (K. A. 25. II. 33.) 

14) Verjährung; Weg; Besitz, unter altem Hechte anfangend; 

posbcsborische Klage. 

A. Allerdings kann es, bezüglich des Possessoriums und der Verjäh- 
rung, auf den Beweis ankunnneu, dass man als Eigenthümcr einen Weg 
oder Pfad zur Benutzung der anstossenden benachbarten Grundstücke be- 
sessen habe; andere verhalt es .sich aber, wenn man blos behauptet, dass 
mau sich im Besitz der Servitut-Gerechtigkeit, über das Grimdstüdc 
einoB Andern zu gehen, hefonden habe; gemäss Art 691 B. G. B. kann 
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eine solche Servitut nicht durch Präscription erworben, also anch )raine 
poasessorische Klage darauf gestützt werden. 

B. Kill solcher Besitz kann auch dann nicht von Bedeutung: sein, wenn 
nach dem früheren Rechte die We^i Gerechtigkeit durch den Besitz erworben 
werden konnte, und der Besitz vor dem B. G. B. und nach dessen Publi- 
cation fortgesetzt worden sein sollte , oder wenn der Weg zur Bebauung der 
Aecker in Anspruch genommen wird; nur im FftUe des Enclave findet 
der Gnmdsatz des Art. 691 eine Ansnahme. 

C. So wenig eine unterlnrochene Dienstbarkdt durch Verjfthrung er- 
worben werden kann, ebenso wenig Termag sie durch Prfiscription erschwert 
zu werden* 

Paris, 22. Juni 1860. (Roj. ch. c\v.) (J. d. P. 1861. S. 558.) 
Parif, 19. März 1861. (Bej. cb. cir.) iJ, d. P. 1861. S. ö60.) 

15) Yerj&brung; Weggerechtigkeit; Be8itzstörungsklag& 

Wenn die BesitsstOrungsklage nicht em Eigenthums- oder Miteigen- 
thnmsrecbt, sondern nur das Recht, aber einen nicht unter die Qemeinde- 
oder Vidnalwege dassifidrten Fnsspfiul zu gehen, also nur &b» Weggerech- 
tigkeit zum Gegenstand hat , so stellt sich , da eine solche Gerechtigkeit, 
gemAss Art 691 B. G. B. , nicht durch Verjährung erworben werden kann, 
jene Klage als unstatthaft dar. 

P«rii, 2. JaU 1862. (OmO (J. P. 1863. S. 308.) 

16) Verjährung; Weggerechtigkeit; öffentlicher Pfad; 

Besitzstörungsklage. 

Ab eio.Prindp dos B. G. B. bl «s aoxutehen: dus eiae tervttas viM doreh koineo, 

wenn auch noch so lange und noch so oft wiederholten Gebmuch finefi Grundstöcks zu 
eioem Wege erworben werden kann ; es besteht daher in den nocli so oft wiederholten 
selbst offenen Handlungen der fienuUang eines fremden Eigenthums zu diesem Zweck kein 
knartr , durcb dan Gedanken der Anaabaog einei BecMa snr Einheit TerlniBdeoer Zqmuoi- 
neobaog, vieliBelur find in denselben nur ebenso viele vereinzelt rorhegende AunflOian 
nachbarlicher Toleranz und Nachsiclit zu erkennen, die jeden Augenblick zurückgenommen 
werden können, und daher weder zu einem Kccbtsbeeitze noch zu einem Hechte zu fahren 
▼nnnQgen. 

Sofern es sich also nicht etwa von einem öffentlichen Wege oder dem 
Eigenthamsbesitze eines solchen Weges handelt, so kann der Analbesitzer 
eines Grundstackes in seiner Besitzstörungsklage nicht wegen der mangeln- 
den Voraussetzung emes ruhigen Besitzes um desswUlen unzulässig erkannt 
werden, weil der Bddagte oder andere Personen im Jahre vor der Hage 
aber das Orundstack öfters gegangen sind, wenn diese Benutzung nicht 
etwa unter einem den Charakter der Duldung ausschliesscnden Umstände 
stattfand; der Besitzer des Grundstückes kann demnach, sobald er es fOr 
gut findet, das Begehen seines Grundstückes nicht weiter toleriren , und zu 
jeder Zeit wegen des Begehen» im letzten Jahre possessorisch klagbar auf- 
treten. 

Darmatadt, 6. Kovember 1854. (fiej.) WUk g. KeUer. (EmmerUng 1854. L 107.) 

17) Verjährung; Gemeindeweg; Zuständigkeit des Gerichts. 

Eine Gemeinde kann durch Veijährung das Eigenthum eines Weges er^ 
werben. 
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Ist ein Temin im Kataster und in den Wegyeneidmiffien der Ghe- 

meinde als zu einem öfifentlicbcn Weg gehörig beseicluiet und wurde von 
jeher und seit nnvordenklichen Zeiten von den Bewohnern der Gemeinde als 

Verbindungsweg zwischen zwei andern Wegen benutzt, finden sich auch 
Spuren einer Mauer, durch welche der Gemeindeweg früher von dem da- 
neben liegenden Eigenthuni getrennt war, so kauu das Gericht, ohne ein 
Gesetz zu verletzen, erkennen, dass es sich hier niclit von einer blossen 
Weggerechtigkeit, sondern von der Ersitzung des Grund und Bodens des 
Weges handle, ^aläo der Art. 691 B. G. B. hier nicht anwendbar sei 

Die Klage der Gemeinde gegen den Eigenthflmv des daneben liegen« 
den Besitithiuns, zu welchem das fragliche Terrain Ton Letsterem gezogen 
worde, auf Znrackerstattong desselben, gehört ab eine Eigentfanmsfrage 
awiflchen Privaten sor Jnrisdiction des Gerichtes, und wenn dieses in sdnen 
Erwägungsgründen sich dabin ausspricht, dass eine Breite von swei Metern 
zum Bedarfuiss der Gemeindebewohner hinreiche, demnach verordnet, dass 
der Beklagte jenes Terrain in einer Breite von zwei Metern zu restituiren 
liabe, greift das Gericht niclit in die Zuständigkeit der Administrativbehördc 
ein, indem diese hierdurch m ihrer Iktugniss, die Breite des Weges dem- 
nächst festzusetzen, nicht beeinträchtigt wird. 
Paris, 9. April 1SG2. (Uej.) (J. d. P. 18ti3. S. 27.) 

18) Verjährung; Weg; Weggerechtigi^eiti Besitzstörungs- 

l^lage. 

Zum Schutz im Besitze einer Weggerechtigkeit , also einer discontinuir- 
lichen Servitut , gestattet das Gesetz , nur wenn ein Titel vorgelegt wird, 
possessorische Rechtsmittel; anders verhält es sich aber, wenn der Besitz- 
störungskläger das Gelände, il(v>sen Oberlläche einen Weg bildet, als von 
ihm animo domini besessen angibt, wenn er z. B. behauptet, dass der neben 
ehiem Kanal hingehende Weg, wie dieser selbst, als ZubehQr des Kanals, 
von ihm eigenthdmlich besessen worden sei, also weniger das Becht eines 
Weges, als das Recht auf Grund und Boden possessorisch geschützt wissen 
will ; in diesem Falle stellt sich auch ohne Vorlegung eines Titels die Besitz« 
klage als zulässig dar. 

Dar ras ladt, 21. Oetober 186L (BeJ.) Lodwigsbaba g. KOhnliacli. (EiBiii«rli«g 
1861. 1. 138.) 

Zu Art. 692 — 694. 

1) Dienstbarkeit, unterbrochene; destination du p^re de 

famille. 

Erster Fall In Ansehung einer nicht ununterbrochenen fortwähren- 
den Servitut (Weggerechtigkeit) kann, selbst wenn sie sichtbar sein sollte 
(Art. G94 B. G. B.), die Bestimmung des Eigenthtlmers , welcher das eine 
seiner zwei Grundstücke ohne ausdrückliche 15c,stinmiunj; in diesem Betreffe 
veräusserte, nicht die Stelle einer schrittlichen Verstattung' ersetzen. 

Der EigeoibUioer eines Uauscs kaiiii daher, uhgleicli aus liicsciu schon vor der Ver- 
iDMamjig eine Doeh b«8teheade TbOr nach dein, früher dem nimlichen Inli^idBBa nge- 
horigen, tpltar aber einem Driltoa wgünomamun OranMdM gfng, ktiiiB Weggtredi- 
tigkcit über dieses Grundstück doreh Betits «rwerbea, und in Folge dieaes Beailut ein« 
possessorische Klage anstellen. 

(S. m Art. 690 B. G. B. Nr. 3.) 
Berlin, 17. Min- 183a (Oeae.) Kewenig g. Reiplinger. (K. A. 11 IL Ift^ 
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Zweiter Fall. Nach Art. 694 B. G. B. soll io dem Falle, wo der Eigenttiflmflr 
swaier GmndstOcke das eine derselben, auf dem sieh ein sichllMtfM Heriunal einer Dieoik* 
h«k«ll vminiik, olaw aniiOoklidie Stfpotalioa i««— «-ii«iuh tfMar UmMmtkM vw tufl i 
ilo Dieniliiarkeit Tortdauem. 

Dieser Artikel findet auch in dem Falle Anwendtmgf wo die Servitat 
diacoutinuirlich ist. 

Dena derselbe spricht ganz allgemein von Serritoteni und es findet sich nicht die 
tiiftii i mi» AttuSgß iafllr, Am Mim Verfügung nil 4m toiOTigebatdiH AiÜkebi €9t 
Ol 686 in Bexiehnng gesetzt werden sollte. 

Berlin, 13. Mai 1841. (Rej.) KOnigl. Regierung g. Schneider. (K. A. 38. II. 65.) 
Cfr. Gilbert lu Art. 692 - 694 B. G. B. Mr. 16 IL und ZU Art. 23 B. P. 0. Kr. 63. 
Rej. (Paris) vom 7. April 1863. 

2) Discontinuiriiche Servituten; Widmung (destination du 

pere de famille). 

Erster Fall. Eine Weggerechtigkeit kann nicht auf Widmung ge- 
grOndet werden; denn diese gilt nur bei ofienen und selbstständigen Dienst- 
barkeiten als Titel. 

MaiBheim, 18. H«vüAir 1841. (Oberiio%. Jahri». 1843/13. S. 264^ 

Zweiter Fall Der Art. 694 B. G. B. ist nicht nur auf offene und 
88U»tBtiiidige JDienstbarkeiteii, sondem aneh anf die offenen, unseUwtstiii- 
digen (diacontinaeB) anwendbar. 

HierfQr spricht der an sich klare , im Gegensätze zu Art 692 und 693 allgemein von 
offenen Dienstbarkeiten redende Inhalt des Art. 694, die Discussioa bei Entstehung dieses 
Artikels, sowie die Analogie der Art. 1602 u. 163^, und fOr das badisehe Becht aberdiee 
der Absatz 2 des Satzes 105 dei Bid. Landrechte. 

Haattheln, 11. 8er<br. 18B6. (AnnL 1866b & SSls ZaMoir, lfi«tt. Bi. IL & IBig 

8) Widmung; getrennte Grundstflcke. 

Der Käufer der Hiilfte eines Hauses, an welchem die Einrichtung ge- 
troffen war, dass sämmtliches Dachwasser mittelst eines Kandels auf der 
einai Seite des Hauses abfloss, kann darauf keine Dienstbarkmt gründen ; 
dem die Widming seist, nach Wort und Geist des Art 698 B. G. &, swel 
adion in der Hand des Widmenden getrennte liegeuschaftsstOfike Yoran& 

Hatttthein, ». Jn. 1847. (ObeiMi. Jahrb. tm/i», & 481; AnnaL 1847. 8, 168.) 

4) Widmung; unbrauchbarer Zustand inr Zeit der Trennung. 

Eine auf zwei Qrundstacken befindliche Anlage kann den Titel der Wid- 
aumg meht mehr begrOnden, wenn sie sur Zeit der Trennung schon ver- 
Men und ausser Gebrauch war. 

Der Beefatagnud der Widmung, ala Titel einer Servitut, Ifisst sich nor in der Fietioa 
lallB| dass die ntinmehrigen Eigenthümer stillschweigend coasentiren, dass die bisherige 
BeaStoang so fortdauere, wie sie bisher bestand; dieser stillschweigende Consens ist aber 
vea salbst ausgeschlossen, wenn die Anlage zur Zeit der Tieiuiaiig in uabrauebbarem Za« 
■Inia 0a afealallaa fUla alaa Wawerleilang) aieh befind. 

]laBah6liB,lA.Febiarl8B. (ObaiM^ Jalirb. 1842/48. a 458.) 

Zu Alt. 695. 

1) Servitut; Anerkennung durch den Beneficiar erben. 

Der Universal-Legatar, welcher unter der Rechtswohlthat des Inventars 
antrat, kann gültig eine Urkunde ausstellen, worin er die auf einem aur 
Benefidaimasse gehörigen Grundstücke bestehende Servitut anerkennt 

15 
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Auch ein Beneficiftrarb« ist vrirklidier Eigwfkllmr der «rerbten Gmndstflcke imd zn 
einer derartigen Anerkennang befugt; daher kann es sich hier nur etwa fragea, ob or 
durch eiAea soichea Act nicht seine Qualität als B eoeficiarerbe compromittiri. 

Paris, U. Dmiber 1861. (Rej. eh. cIt.) (J. d. P. 1863. S. 31) 

2) Aner kenntniss. 

Erster Fall. (Anwendbarkeit des Artikels bei offenen and 
fortdauernden Servituten.) 

Ein Anerkenntniss ist auch bei oiffenen und selbstständigen Dienstbar- 
keiten, obwohl diese auch durch Verjährung erworben werden können, du 
sulässiger BechtsUteL 

Indem der Art. 606 B. G. B. Terfllgt, den bei IMeiMibMiteileB, welche niehl dweh 
Verjibrang erworben werden können, der Titel nur durch ein Anerkenntniss ersetzt wer- 
den kann, schliesst er bei DienstbarkeUea, welche auch durch Verj&hnuig erworben wer- 
den können, diesen Titel nicht aus. 

M «nnhelD, 16. Pefar. 1812. (Oberiio%. Jahrb. 164^13. 8. 466 «od 186ByW. 8. 107.) 

Zweiter Fall. (Aasdr ücklichkeit, den Berechtigten 
gegenüber.) 

Damit du Aaalkmdxiss im Bfauie 6m Art. 695 B. 0. B. von reditlieher 
Wirksamkeit sem kisD, ist es notliwendig, dass dasselbe dem Diensiboikeits- 
berecbtigten gegenflber erfolge ond die imzweideatige Absicht des Eigen» 
thümers des belasteten GnmdstOcks, eine Dienstbarkeit anerkennen in frei« 
len, danna hmofgdie. 

Mannheim (Oberhofg. Jahrb. 1849/50. S. 110.) 

Mannheim, 27. Juli 1859. (Zentner, Magaz. Bd. IV. 8. 471.) 

Dritter Fall. (Schriftlichkeit.) 

Das Anerkenntniss des Satzes 695 des Bad. L.-R. muss ein schriftliches 
sein. Durch die Ueber?5etzung der Worte des Art. 695 B. G. B. „titre r6- 
cognitif" mit „Anerkenntniss" sollte der Urtext nicht geändert werden. 

Mannheim, 15. Febr. iU2. (Oberbofg. Jahrb. 1842/43. S. 457j Annal. 1843. S. 367.) 

Menahelm .... (Obeihofff. Jehrb. 184^*50. 8. 112.) 

Vierter Fall. (Ursprünglicher ßechtstitel.) 
Eäne von dem EigenthOmer des dienenden Grundstücks ^i^ührende 
AnerkenntDissurkunde vertritt die Stelle eines Beditstitels , audi wenn der 
nr^rflnglidie Bechtstitd nicht darin angegeben ist; denn der Art 1337 
Bi G. B. setzt vorans, daaa Aber die anerkannte Verbindlidikdt ein Rechts- 
titel existirt hat, wahrend nadi Art 695 bei Dienstbarkeiten das Anerkennt- 
niss den Rechtstitel ersetzen soll. 

Mannheim, 11. Juni 1S41. (Oberbofg. Jahrb. l9V3ßL S. 406.) 
„ (Oberhofg. Jahrb. 1849/50. S. 106.) 

„ (Oberhofg. Jahrb. 1861. 8. 276.) 
„ 19. Ulf 18B8. (Annelen 1868. 8. S16.) 

Za Art. 696. 

Servitut; WasBerleitnng. . 

Wem das Becht anstellt, aus den Brunen des Nachiwrs mittelst einer 
in letzterem angebrachteo Bfihie IKaaser vuik seinem Gebiete sa leiten, 
also eine Wassedeitnnga-GereGhtigkeit (ssrv. a^paedoctas), der ll»t nMili 
m Jener! welchem ibfm* 9m»^mllmi^ VBlm4i^ Vm 4 hMfin 



Digitized by Google 



Bflrgerliehei Geietxbneb (Art. G06 u. f., 700 u. t). 337 

d'anftniQ aiteht, gleidueitig die aerr. itiaeria Q» droit 6b paangt), 
dem nnr etwa die BeAigiüsa, den Zutritt an dem dienenden finmdstacke 
ZOT Ausbesserung der Röhre und Ableitungakanäle (facultaa aflcadendtf if* 
fectionis gratia). Fr. 3. 8. 3. D. 83. Fr. 11. pr. D. 8. 4. 

BerliB^ 17. Min 183a (Cim.) K»wmg g. B«ipliqgar. ^K. U. i&4 

Zu Art. 696 micl «OT. 

Dienstbarkeit; zum Gebrauch nöthige Arjoeiten; vorherige 

Anzeigen. 

Steht es fest, dass einem Müller ein Servitutenrecht auf den Mühlkanal 
zusteht, zu dessen Ausübung er jedesmal Arbeiten an dein Streichwehr 
vorzunehnieu genöthigt ist, so kann das Gericht niciit um desswillen, weil 
ohne Beisein des Servitut-Verptiichteten bei diesen Arbeiten leicht eine dem 
Letzteren nachtheilige Abänderung vorgenommen werden könnte, verordnen, 
4ass der Berechtigte jedesmal vorher dem Beschwerten die beabsiditigtcu 
Arbeiten anzuzeigen habe. 

Ei koflum iladich Uw «i« mT alle B&niMm mmümm Art. 686 m< 6QV B. 6. B. 

in hauptsIcUidieo Beiracbt, die in Verbindung mit Art. 701 und 702 ib. die Bestimmaag 
haben, die gegenseitigen Rechte und Pflichten der Eigenthflmer herrschender und dienender 
Grundstücke im Ganzen zu reguliren; die Gerieht« elud aber nicht befugt, jene geseti- 
UafeMi BeitfmimngtH iuA nfllkflillck« ZoiilM n mollflcinn. 
OarmtUdI, 18. Ootobar laiS. (Omi.) DMkar g. Ddn. 

Mtlaf Ahgfthnitt. 

fm ün Bieklm des ElgaMmm des GrtmiiM^^ mt dmm Gmulm ÜB 

SenmabeUM 
(Art 697 — 703.) 

Zu Art 697 u. f. 
Servitati Werke aar Aaaftbang; Unterhaltang. 

Wenn andi L d. R. der Servitatberechtigte die aar Anaftboag aebm • 
Beehtea nSililgea Werke auf seine Kosten an enichten and aa anterhalten 

hat (Art 697 u. f. B. G. B.), so ist dieses doch aodera, wenn der mit der 
Servitut Belastete Verftnderungen in seinem Interesse an dem Grundstücke 
vornimmt, und nunmehr ein weiteres Werk nothwendig wird, damit der 
Berechtigte nicht im Besitze seiner Gerechti^'keit gestört oder beschränkt 
werde. Nach Art. 701 ib. hat hier der Belastete die Kosten des Werkes 
ond seiner Unterhaltung zu tragen. 

Darmitadt, 24. Mai 18^2. (Bej.) UfDiofea g. Scbweixer. (Emmerling 1862. I.^) 

Za Art 700 a. f. 

7cftBk- ttsd Weidgerechtigkeit; Theilang dea belasteten 
Grandatacka; Unndglichkeit der ferneren Ansflbang. 

Besteht zum Vortheüe eines GrundbLuckes die Servitut, ein fremdes 
GruBdstück (einen Weiher) xur Aas&bong eines Tränk- und Weiderechts zu 
benotaeB, oad die drei PonoaeB, dsMn froher dieaea belastete GnmdstO^ 
ongethflUi m^dittrte, baben 4«Mlbe aadmabi nnter sich in drei Thefle ver- 

15. 
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Hieat, entwiBaert und bebant, so kann der EigenUiflmer des servitatberedi- 
tigten OrondstttekeB, wenn er mit dem einen TheOhaber des belasteten 
GnmdstadKB, auf dessen ijitheil die QaeUe und Ableitung des frober be- 
standenen Weihers sich befand, emen Verg^dch abeehloss, wonadt er den- 
selben , gegen Zahlung einer Abfindungssumme , von jener Servitat und von 
der Verbindlichkeit, das Terrain je wieder unter Wasser zu setzen, losgab, 
da in Folge dieses Vergleichs die Ausübunj^ der früheren Berechtigung auf 
dem ganzen Terrain nicht mehr möglich ist, diese Berechtigung auch be- 
züglich der Autheile der bei dem Vergleiche nicht concurrirenden Mittheil- 
haber des früher belasteten Grundstückes nicht mehr geltend machen (Art. 
703 B. G. B.). 

ParSi, 6L Avgiut 180a (Bej.) (J. d. P. 1881. 8. 961) 

Zu Art. 70L 

1) Dienstbarkeit; Kellerlocb; Schn&lernng des Oebrancbs; 
Beweis einer Servitat; gesetsliche Vermutbang. 

Sdmcik bataagto Mines Nadibar Mate »Mnl in pMMasorio, iano in petflorio tot 

Gericht, weil Mader ein dem Schmk zogehörigcs, früher and bisher in dem offenen, Lieht 
und Luft zugänglichen Baum unter einem Schoppen im Mader'sclicn Hofe mündendes Keller- 
loch in der Art verbaut«, das» dasselbe nuiiiuebr seine Oeffnung in einen von Mader nea 
eriMmten Viehitdl htlla. 

Das Bezirksgericht wies, nachdem auf Grund eines Interloeoll Ortsbesiehtigung , Zeit- 
gwbeweis und Expertise stattgefunden hatte, durch Urtbeil vom 2. August 1836 die Klage ab, 
weil Beklagter durch die Aufführung des Stalles den Zustand des 
Kellerloches selbst nicht geändert habe, und durch das Bestehen des 
Kellerlochs bei Abgang eines Titels eine Servitut auf Luft und Licht, 
welchen Namen man ihr auch beilegen möge, durch Verjährung nicht er- 
worben werden künne. Nur das Fortbesteheu des Kellerlochs könne nach 
dem Gnindsatse: tmtm fraueriptwn, qmilm pmenm ^ tb ein erwor- 
benes Becbt betrsditet werden. 

Auf ergriisne BaroAug warte itotaf Urthetl dnrdi den AfptSSM bestUIgi. Segen 

diiSM Entscheidung ergriff Schreck den Cass.-Recnrs wegen Verletzung des Art. 701 B. G. B. 
Der Caasaiionahof hal die Aatiebt der beidea tnUa Gerieble au folgeadea QrOadan 

bestätigt: 

Nach Art. 701 iil dar SerrHatreipflidilale gabalton, niehla «n ontenielioiaD, wodurch 
di« Ansflbnng der Servilot geschmälert oder unbequemer gemacht wird. Schreck behanp« 
tet, durch die Erbauung des Stfilles werde seine Servitut geschm&lert, weil er aidlt onkr, 
wie früher, die freie Luft und das freie Lacht in seinem Keller habe. 

Es haben jedoch die beiden lAstaosen aosgesproeheo , dass Cassationskliger durch daa 
Beitiheii des Kail«rloelni Aas Baelil «nf Lvftng «od lieht dnrdi Yarjihmg Dicht tr- 
werben habe, und es kann deshalb auch von einom Werke, wodurch diese Servitut bc 
achrfinkt würde, so wenig als von Anwendung und Verletzung des Art. 701 die Rede sein. 

Eine Gesetzesverletzung wäre nur dann gegeben, wenn das Appeliationsgericht durch 
eben gesetzwidrigen Sddnaa m dem von ihn anfgesteUteo Salsa, dass dem SÜger die 
behanptela Senrital niebt aalehe, gelangt wire. Allein das angafoeUeoa Urtheil nimmt 
an , dasR nus dem Besteben eines Kellerlochs auf das weitere Recht des Luftxugs und des 
Lichtes nicht geschlossen werden luUsse und dass dieses Becht besoodara xa erweisea ge- 
wesen wäre, welcher Beweis aber fehle. 

lUaaea Argmnanl iat aaah dar haaMbandaa Jiiriapradau put ganlaa. Ssr dia 
IGaUunahnie einer gesetzlichen Yemrathnng mOsste ala GesetzesTerletxung angeeehen 
werden, selbst bei dem Erwerbe einer negativen Servitut. Aber jene Servituten, welche 
ans der OertUchkeit hergeleitet, also geaatalich ▼armokbet werden, tud deabalb eines Bt« 
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treises nicht bedürfen, sind in dem Gesetze genau bezeichnet und anter Urnen ist die be- 
hauptete nicht aufgezählt. Es ist daher die von dem Caasationakl&ger behaoptete Ver- 
»lilnii« ktine gatBüBdie, wn^tn hoduleM «Im mMm, «ilfllM «l« ante« MaOm 
YerbiltniMe aar der Weisheit des Biehters zur Beurtheitang lllaglfib« iM, mA Um. 
Nkbtonnabme nie eine Gesetiesverletinng begründet. 

Mflncben, 22. April 1810. (Rej.) Schreck g. Mader. 

2) Dienstbarkeit; Aussichtsfenster; Verbaaung. 
Sieb« n Art. 676 o. f. dto mitor Nr. 1 n. L aoliiafalutoa Drthaila. 

8) DnrehfahrtBrecht; nnbedeatende ErBchvernng. 

Wenn der Eigenfbtlmer des dienenden Grundstocks, anf weldum dn 
Dondifidirtsrecbt cor «Ansfohr gewisser QegenstSnde (s. B. Hals, FAsser) 
ruht, snr Sicherheit sones Eigenthnms ein Thor anbringen Usst, weldies 
der Berechtigte jewefls erst öfihen lassen muss, so liegt darin keine Schmft- 

lenmg der Dienstgerechtigkeit ; denn die Unbequemlichkeit ist, namentlich 
da das an sich beschränkte Durchfahrtsrecht nur selten zur AusfOhrong 
kommt, gegenüber dem Interesse des Beklagten nur unbedeutend. 
Mannheim, 16. December i842. (Oberbolg. Jahrb. 1842/43. S. 32Z) 

4) Waldgerechtigkeit; Belistigang des Berechtigten durch 

Urbarmaehnng des Waldes. 

Steht den Bewohnern eines Ortes vertragsmässig die Gerechtigkeit so, 
jährlich dne bestinunte Quantität von PflUüen aus dem Walde eines Privaten 
sa beziehen, so kann der Letztere, wenn nicht die Gerechtigkeit auf einen 
bestimmten Theil des Waldes beschränkt ist, nicht den Wald urbar machen, 
selbst wenn er sich erbietet, die Ausdehnung des Waldbodens festsetzen zu 
lassen , welche ohne Nachtheil des Berechtigten urbar gemacht werden kann, 
und den zur Bestreitung des Bedürfnisses der Berechtigten nöthigeu Beät 
stehen zu lassen. 

Diese Urbaimachung stellt sich als eine durch Art. 701 B. G. B. ver- 
botene Aenderung der OertUchkeiten dar. 

Parit, 17. Min 1889. (Omb.) <I. «. P. 1881. 8. 713.) 

5) Waldnatzungsrechte; Schmälerung durch Bewirthschaf- 
tang des Waldeigenthllmers nach forstwirthschaftlichem 
Plane. 

Nach der ausdrücklichen Verfügung des Gesetzes, Art. 701 B. G. B., 
wie aneh nach der Natnr der Verhältnisse, kann dar Eigenthomer eines 
mit Gnmddienstharkeiten (Holzberechtigungen ebier Gemonde) behafteten 
Waldes kenie forstliche Bewürthsehaftuig eintreten lassen, welche den Nutz* 
nngsberechtigten benachtheiligt 

Der Art. 701 untersagt dem Eigentbflmer Ton Grand and Boden jede Veränderung aof 
diesem, welche die auf demselben lastenden Scrritutsrechte beetntr&cbtigt ; kein Specialge- 
eetz ftndert hierao etwas in Hinsicht auf die Nutzungsberechtignngen in Waldungen , keines 
beie h il rt l ile oto muhi Ihre Avefibimg von einer Genehmigung der ForstpoHzeibebörde 
aUiiasig. laabeMwdera lieft H» Veretteng vom Ift. Oeeeeiber liU eoMie Aaorinmseo 
nicht getroffen, sondern wurde rielmehr, wie es anedrfldüieb im Eingang dertelben ge- 
sagt ist, zum Schutze der NutsoQgsbereditigleik gegen nabefiigle BeeinkiclitigMigea dnrdi 
die EigenthQnier erlassen. 

DenOMb M ftr «It WtUbincbtignngen ia ilMer Bttfebimg das aUgemetaa flMili 
Ii ftMkee Hw t ier AiiWl ii Aiwenliag wghmmuu Die Aanrenio^ «melM äber 
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kann bfer ebenso wenig wie bei andern Serrituten die Recht« des Eipenthflmers beeintTäeb- 
tigeo Qod den Art. 544 ib. verletzen, da hier wie dort nur jedem der zwei aicb geltend 
i BMl iMiIw i BmM« die gebohrende B ac fc i M H ngwmkli irM, Mai änti iaHi ais twA 
Befantong beschränktes Eigentham sidi nor mit RSflkaUht aof die M iMScMdMiie Be- 
lastung geltend machon l- ann, und anderseits dio Nutznngsrechte als Privalmble glelcbeft 
Ansprach auf den Schutz des Gesetzes haben, wie die Eisonthumsrechte. 

Der Besitzer eines solehsn beschrinkten Waldeigeothums ist aus diesem Grunde ge- 
heliei, nor mit BerOekiiclillgasg der Beetale dee NulnueebereehMgteD deeeelbe n bewirtb- 
scbaflen, und die Ansicht, dass der Waldnutzungsberecbtigte den WaldeigeothOmn* oidit 
hindern k. nne, eine seine Nutznngsberechtigung beeinträchtigende Bewirthsehafhing ein- 
treten zu lassen, wenn sie nur den Hegeln der Forstwirthsebafi eoteprecbe, vermag eidi 
ipdi belli enuk im redilfertigen. 

yinebed, 16. Jeannr 1849. (BeJ^ Alwy g. KtiegefeH. 

Zu Art. 70li. 
1) Dttt^bgangsreeht; Belästigung des dienenden Ornndstftcks. 

Demjenigen, welchem auf des Nachban Gut ein Durebfiibrtsredii an- 
steht, mnss, wenn er das der Qemeinde gehörige Faselvieh pachtet und sol- 
ches ebenisUs durch des Nachbars Gnt trdbt, dies nach Art. 702 B. G. B. 

utttersAgt werden; denn die wülkflrliche Yermehrang des Durchgangs von 
Menschen und Thieren liegt nicht im Zwecke der Dienstbarkeit nnd erschwert 

daher die Last des dienenden Grundstücks. 

Maaabeim, 13. April 1849. (Annalen 1848. S. 355.) 

S) Haus, nach Stockwerken getheilt; Auffflhrunpr eines wei- 
teren Stockwerkes; Erschwerung der Servitut des unteren 
Stockes. 

8. SA Art. 66A B. G. B. UrttieU (Berlin) Tom 22. Februar 1847. 

8) Licht- und Lnftgerechtigkeit; Erschwerung; 

serTitus fumi 

Befanden sich rar Zeit, wo der EigenfhUmer sweier Wohngebiete das 
eine derselben verkaufte, in der Mauer des Yerkanften Wohnhauses Oeff- 
nnngen , welche ursprünglich angebracht worden waren , um einer Kammer 
dieses Hauses Licht und Luftzug zu verschaffen , und daher auch dazu ge- 
dient haben, die sich in dieser Kammer entwickelnde Luft oder Dünste 
durch diese Oeffnungen nach dem benachbarten Gebiete des Verkäufers 
zu entfernen, und es wurde in dem Verkaufacte hinsichtlich dieser OeflF- 
nungen nichts weiter stipulul, als dass dieselben in ihrem gegenwärtigen 
Zustande fortbestehen sollen, so kann der Verkäufer nicht, gestütztauf die 
Behauptung, dass die erwähnte Kammer ursprünglich zur Speisekammer 
bestinunt und Terwendet, dieser Baum ab» nachher tou dem XSsakr an 
ebier, einen fibebiechenden Dunst verbreitenden Hutwalke eingerichtet und 
hierdurch die emgerftumte Lichtdienstbarkeit erschwert und in eme weit 
listigere servitus fumi umgewandelt worden sei, hiergegen auf Grund des 
Art 702 B. G. B. aufkommen. 

Denn der Kloftr hett« nicht blos eine Liehtgerechtigkeit, sondern auch, wie gesagt, 
tes Beeht eingerinmt erhalten , die in dem erwähnten Lokale aich entwickehtdea Dttnite, 
aleo aneh jene der oea ang^rachten Hntwalke, durch die Oeftumgen n eotfenien; ia 
Beem enf im Oebraueh dee inü eeflknagn ieiwIiuiMf Wlamä MÜl Ssr Eaa^ 
▼Irin« hl Juiaer WsIm efa« BeNMOng^ * «i* «Mr *r All» MMHii lUM 
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Bttrg«»lishti Oateitbaek (Ali 7€8 W6). M 

BAomea za jedem dem Eigenthflmer coDTenirenden Zwecke am so mehr als gestattet an- 
gasehen werdea, als eine Bescbrfinkong in dem frelea Qebraacbe ohne eine zum Vor* 
IMIt tfM QthM» d« TtrUafwt flomlttiiirtt DitnaAiAdl gnr liclil ««nUar «In. Bi 
htm mithin die Anlegung der Hatwalke mit ihren nothweniigan Folgen niofal di «te 
«Merrechtliche Beschwerung der eingerfiumten Dienstbarkeit betriditei wardio. 
Darmsudt, 8. Febniar 1836. (Bqj.) Schott g. Qnibvei, 

Vierter Absohnitt. 

Wie die Servituten erlöschen, 
(Art. 703 — 710.) 

Za Art. 708« 

1) Erlöschung der Servitut wegen Lokalyerftndertmgeii. 

Nur wenn die Veränderung der Oertlichkeiten eine fernere Ausübung 
der Servitut absolut unmöglich macht, nicht aber wenn eine solche Verände- 
rtmg nur eine Modification m dem Gebraudie der Servitat erheisdit, dudi 
• welche Modification aber weder ebi Schaden, noch dne gritoaere BeUstigiing 
iBr das dienende GrondstOck entsteht, findet der Art 708 B. O. B. Anwendung, 

Dieses ergibt sich aas einer Vergleiebun^ des Art. 703 mit den darauf folgenden 
Artikeln. .Kann daher der EigcnlhOmer eines Grundstückes, welchem die Servitut rusteht, 
MS einem das GraodsMIek seines Nachbars darcbfliessenden Bache Wasser zu bezieben, 
tt dar Stalle, von wo ans ar riüher das Wasaar baiog, dleaaa atdit nabr ariaagaa , waQ 
laxwischen das Bachbett dort sich aaakte, es ftndei sich aber eina kleine Strecke von d* 
antfemt eine Stelle , wo der Servitntbcrechtigte das Wasser , ohne BeeintrSchtigung dee 
dienenden Feldes, za beziehen vermag, so kann das Gericht aussprechen, dass der Ba- 
raahügte an ^asar Stalle die Sarvital anazaflban bafagt seL 

Allein die Kosten dar Arbeiten, wddie erforderüch sind, um in dieser 
modifidrten Weise die Servitat ansahen nt Mnnen, dürfen andi nicht wm 
Theile dem Eigenthflmer des dienenden Qmndstflekes zn Last gesetzt werden. 
(Art. 698 ib.) 

P«ria, 11. Daeambar 1861. (Caaa.) (J. d. P. 1868. 8. 31) 

2) Weggerechtigkeit in Folge Titels; Unmöglichkeit der 

Ajasflbnng. 

& n Art. 686 B. flL B. OrM (Mi| tm «L Novwabar 166t 

Zu Art. 705. 

Waldgerechtsame; Loskauf; Confasion. 
Win der Eigenthflmer eines Waldes die Weidegerechtigkeit loskaufen, 
"welche eine Gemeinde in den Grenzen der Bedürfnisse ihrer Einwohner und 
verhältnissmässig nach der Morgenzahl des bebauten Feldes in jenem Walde 
auszuüben berechtigt ist, so kann er an der Zahl der Thiere, welche der 
Berechnung des Abkaufpreises zu Grunde zu legen ist , die Heerden , die er 
selbst, als EigenthOmer von in der berechtigten Gemeinde gelegenen Grund- 
stUdEOi, onMUUt, nicht in Abzog bringen. 

WIra ar mglaldi Sahaldaar md Glinbigir dar WaHgaraohlisMi w wSrda ar dlaaea 
fa) verschiedener QoaKtit und aaf raiadiiadaiia Tlteas bfta aaln, dia tUbt wadar la «obh 
fiwireo, noch zu confundiren Im Stande sind. 

Weist daher das Gericht das Begehren des Abxngs w«gen dar aiganen Heerdeu ab, 
io «if« VbBtMk wadar dar Art. 617 Baah dar Art 105 B. 0. B., aaA ta JM *e 
min : res sua nemini «ervt/, verlalil» 

Paria,4 JiiBil86SI. (Bt^ (J. d. P. 1868. 8. AL) 
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233 Bflrgerliclioi Get dlibaeh (Art. 706- 706) . 

Zo Art 706. 

Erloschen einer Dienstbarkelt; sehnjfthrige Ereitinng. 

Die Bebanptnng, da« nelMn der dnrdi den Art 706 B. 6. B. ange- 
ordneten dreissigjährigen ErlQflchung der Serritaten noch eine weitere Be- 
freinng des Eigenthums von den darauf lastenden Dienstbarkeiten durch die 
zehn- und zwanzigjährige Eigenthums-Ersitzung, in Anwendnng des Art 
2266 ib., Platz greife, lässt sich nicht rechtfertigen. 
(& du N&bere zu Art. 2264 und 2265 B. 6. B.) 

MaBehtn, 1. Odobw 1866^ (Bej.) BoUad g. die proteitaatiMhe Kireba m Ob»- 

0fr. eObert n Ali 706 B. e. B. Kr. 19. 

Zu Art, 706 — 708. 

Fahrweg; YerlaBtigung durch Nichtgebrauch; beschränkte 

Benutzung. 

Wurde einem Dritten von dem £igenthümer eines Grundstückes das 
Recht eingeräumt , über dieses Grundstück eine Chaussee anzulegen , damit 
Jener auf sein Immöbel mit Fuhrwerk gelangen könne, wurde diese Chaussee 
wirklich angelegt und besteht auch noch in ihrer ganzen Breite , nebst den 
Spuren des bewerkstelligten Darüberfahrens , so kann das Gericht dem 
Servitutberechtigteu das Kecht zuerkemieu, jene Chaussee in einer zum 
Fahren geeigneten Breite Mmhehalten, nennc^ädi enriesen adn adite, 
dass derselbe ivihrend mehr als 30 Jahren aber jene Ghanasee nicht ge- 
fiduren, woU aber fortwflhrend daraber gegangen ist Dorch dieae be> 
schrfinkte Benntnmg hat der Berechtigte nicht das Becht des Be&hrens der 
Chaussee, wegen Nichtgebranchs , yerloren. 

Paris, 5. Jnni 1860. (Rej ) (T. d. P. 1861. S. 961.) 

Cfr. GaM. (Paria) Tom 28. .NoTember 1838 and U. Min 1854. 

Zu Art. 708. 

Verjährung der Ausübuugsart 

Der Art 708 B. G. B. ist nur auf den Fall anwendbar , wo es sich um 
Verminderung des Umfangs oder der Art der Ausübung einer Dienst- 
barkeit zum Vortheil des dienenden Grundstücks handelt. 

Diese in dem Titel toq der ErlMcfaung der Dieostbarkeiten stebeode OeseUesslelle 
•piichl mr den GrandMli ras, tai, wi» dat Gaase, w aadi dl« iiuMlMa Tlidlt odar 
lUahtangeo der Servitut durch Niehtgebraach Terloren gehen. 

Ifannheim. 6^ Jatt 1816. (ObvMi. Jahrb. 1648. & 373; Aanal. 1846. & 13L) 
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B«rferlleliei eatelibveh (Art. 71S-71ft). 388 



Drittes Buch. 

Von den verschiedenen Arten, auf welche 
mau Eigenthum erwirbt 



Allgemeine Vorschriften. 

(Art. 7U — 717.) 

Zu Art. 712. 
EigentlmiDB-Klage; actio publiciana; Besitz ohne Titel 

Ein froherer, ohne Eigenthiimstitel stattgehaUer Besitz kann, wenn 
sieht die Ersitsnng Tolleiidet wurde, für eich allein, so wenig filr den fro- 
heren Besitzer als dessen Erben, eine Eigenthums-KIage gegen den qpiteren 
Besitzer begründen. 

Dftrmttadt, 26. Janur 1863. (Bij.) HflUer g. Adtol «te. (Emmerilng 1S63. 1. 3.) 

Zu Art. 718. 

1) Herrenlose Sachen. 

Eine in einer Lotterie ausgespielte Sache, zu der sich der Gewinner 
nicht meldet, ist deshalb (so lauge nicht das Hecht desselben etwa verjährt 
ist) keine herrenlose, da kein Gesetz besteht, welches eine solche Sache 
als herrenlos bezeichnet oder eine Staatäbehürde ermächtigt, sie als herren- 
los zu erklären. 

Vaittliein, la ITownber IMl (Oberhofg. Jalrt. 1819/13. 8. 419.) 

2) Herrenlose Sachen; trocken gelegtes Flussbett 
& za Art. 638 B. 6. B. Nr. 6 oben. 

Zu Art. 714 

Gemeingut; Bäche; Besitzstörungs-Klage. 
S. za Art. 644 B. Q. B. Urthcil (Dannstadt) vom 21. October 1861. 

Zu Art 716. 

Schatz. 

Derjenige, welcher ein Haus mit s&mmtlichen Fahrnissen kauft und so- 
dann in einer Mauerüffnung ein Säckchen mit Geld hndet, hat keinen An- 
spruch auf dieses Geld, wenn von dem früheren Eigenthümer nachgewiesen 
werden hann, dass dasselbe von ihm verborgen wnrde, ndthhi ssin Eigene 
thnm ist; dam alsdann ist das Odd, das nach Art 586 B. 0. B. nkdit in 
dsn FUmdssen gehört, nach nidit als Schatz zn betrachten. 

MMDkaln, la DMdMT iSttb (AhmIm 1840. & Ift.) 
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Btrserlieh«! OaiAtobteh (Ali 190—711). 



Erster TiteL 

Von den Erbschaften. 



* 

Ente» Kapitel. 

Von der Eröffnung der Erhschaflen und v<m dem Antritte 

{saisine) der Erben, 
(Art. 718 — 724.) 

Zu Art. 720 — 7«2. 
1) Verrnnthung des Ueberlebens. 

Die Art 721 und 722 B. G. B. finden nur Anwendung, wenn keine 

Vermuthungsgrande für das Ueberleben dc3 einen oder andern von mehreren 
in derselben Gelegenheit umgekommenen Personen aus den Umst&nden der 
Begebenheit sich herleiten lassen ; denn im andern Falle sind diese Yeiaa- 
thttngen nach Art. 720 allein maassgebend. 

Mannheim, 9. Februar ISIR. (Annal. 1848. S. 287; Oberbofg. Jabrb. 1848. S. 44a) 

2) Vermatbung des Ueberlebcns bei Testamenten and 

Schenkungen. 

Die Art. 720 bis 722 B. G. B. sprechen , ihrer Stellung und Fassung 
nach, nur von der Intestat- Erbfolge; ihre Bestimmungen können daher, 
vermöge ihrer exceptionellen Natur , da auf sie in dem Titel von den Schen- 
kungen und Testamenten nirgends hingewiesen ist, auf Fälle, wo es sich 
▼on Volkug einer Schenkung in einem Ehevertrage handelt, nicht ausge* 
dehnt werden. 

(8. daitdb« Drihtn n ArL 1089 B. O. B.) 

Darmstadl, 10. Mai ittO. (Omi.) Iftyw g; Mdbug ni FImm. (EUMilkf 
18001 L 65.) 

Cfr. OUbert tu Art. 720 B. G. B. Nr. 9. 

Zu Art. 794. 

1) Confttsion swlsehen dem Erben und Erblasser; Wirkung 
besflglleb eines Evictionsreekts des Leistern. 

Nach der liechtsregel : quem de emctione tenet actio , eundem agentem 
repellit exceptio, kann der Erbe, welcher einen Gegenstand, der dem Erb- 
lasser gehört und dessen Eigenthum er erst ton diesem ererbte, schon froher 
an einen Dritten verkauft hatte, gegen den Eftufier nicht die Ton dem Erb- 
lasser erhobene ErictionsUage fortsetzen. 

(S. das Nähcro zu Art. 1626 B. 0. B.) 
Oarmstadt, 24. Juui 1833. (B^.) Büdinger g. Loos und Herberg. 

2) Eigentham der gesetalichen Miterben^ Natni; 

Das den Miterben kisft Gesetzes an den Liegen«dnlflte des NsriliWH 

nstehende Recht ist nur ein Mit -Eigenthum, aber kein dem altdeutschen 
Gesammt- Eigenthum der Familie an aUen Grtttem deneiben cntspneehiBdeB 

Sammf. - F.igflnfch um , 
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BflrgerlUhof Qelttiboeh (Art. 7M, 72G). 



üattt d«D gesetzliehen Erben des Art. 724 sini nftoiUdi nteht iHe iiMeaNiowflUiigeo, 
sondern nnr die n&chsten, wirklich zur Erbschaft berufenen Verwandten lu rerstehen; gegen 
Samatreetate und Sammtrerbindlichkelten streitet ferner die Vermutbuog and die Discassio- 
iM-tfc«r ta Art rat B. a. B. Migen , dait bmb «a «hi lokh« EnUton-Eigentliam alahl 
gflMil tak 

MMBliela.... 1816. ((Hrnrhofir. JtM». 18tt/4& 8. S16.) 

8) Erbschaft eines Abwesenden; Beeht des PrftsnmtiTerben 

auf Einweisung; Transmission. 

8. n Ari 190 B. 0. B. das ürttiell parnitai^ Tom 18. April 1890. 

4) Klage gegen den Erben; Bezeichnung dieser Qualität. 

Ist eine Klage gegen Jemand wegen einer Verbindlichkeit, die» ihm so- 
wohl in eipnem Namen, wie auch als Erbe seiner Mutter obliegt, erhoben, 
aber im Klaj^elibell nicht ausdrücklich angegeben worden, dass der Beklafcte 
auch als Erbe seiner Mutter belangt werde, so kann dennoch das Gericht 
die Klage, soweit sie den Beklagten als Erben trifft, um desswillen nicht 
sk nnzolftssig abweisen, weil der Beklagte nur in eignem Namen, nicht aber 
in Beiner Eigenschaft ais Erbe seiner Bfatter, belangt worden sei 

DarA Omm Eritaantatat «M dar Art. 724 B. 0. B. varlatil, Indam nach Aamt 

ütMastelle der Intestaterbe mit der KrOfTnimi: icr Erbschaft vollständig saisirt erscheint 
und '(sofern nicht etwa der Nachlass unter der Kcchtswohlthat angetreten, oder die Separa- 
tion des patrimoines begehrt worden ist) dieser Nachlass mit dem Vermögen des Erben sich 
yomkaUg ca ufl nS irt» . vai <er Erba beiflglSah dar VarpüditaDga* d«r ErtltlrtHa ohna 
ünterschiad, garade so «ia basQglfali dar too Om adbü alagagMgaoiB OhWgrfwwB, ak 
Sabnidner anzusehen ist. 

Paris, 9. Jaauar 1860. (Caas.) (J. d. P. 1860. S. 222.) 



Zweites Kapitel. 

Vcn den Erfordernissen y um erben xu können» 

(Art 725— 73a) 

2u Art. 7126. 

1) AnsUndisohes Testament; inlindisehe Immobiliens 

Betorsion. 

Der Art 726 B. G. 6. setzt den Fall einer Betorsion vorans, wdeher 
darin besteht, dass eine fremde Gesetzgebong die Einheimischen nnd Fremde, 
als solche, bezüglich des Erbfolgerechts nngleich behandelt 

Barlin, S. April 1822 (?) (Baj.) t. Ippaalmrg g. Wiuterfald. (K. A. 10. IL 3.) 

2) Snccessionsfihigkeit des Fremden im Inlande (Bhein- 
prenssen) ohne vorliegende StaatSTertr&gei 

& IQ Art Ii B. 6. B. aas Orlhaa (BarUn) m % VvmAn im. 
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Bflrgtrlitthai Gm alsbneh (Ari 789, IIS). 



Drittes KapiteL 

Fon 4m venckMeHm Orämmgm der Erbfolge. 

Snter Abseliiiitt. 

Allgemeine Yonehriften, 

(Art 781 — 788.) 

Zu Art. 78«. 

»Fideicommiss; Anwendung des neueren Rechts. 
8. n Art. 2 B. G. fi. Nr. 10 das UrtheÜ (BotUd) toid 17. April 18^7. 

Zweiter Abeelmitt 

Van der Erbvertretung {Bepräsentaäon), 
(Art 739 — 744.) 

Zu Art. 739 und 745. 
1) Erbfolge der Enkel; Bepr&sentation. 

Stirbt A. ohne Hinterlassung von Kindern nnd nird einiig tenEnfeeln, 
den Kindern seines vor ihm yerstorbenen einzigen Kindes, beerbt, so gelan- 
gen diese Enkel aus eigenem Bechte,.nieht als Beprftsentanten Ilm Yaters 
oder ihrer Mutter, zur Erbschaft des Grossraters. 

(8. das Nfibere zu Art 848 B. Q. B.) 
Paris, 2. April 1862. (Gass.) (J. d. P. 1863. S. 292.) 
Paril, 12. November 1860. (Caas.) (J. d. P. 1861. S. 3S3.) 

2) Erbvertretungsrecht der Enkel. 

Die Eokd, welilie nach ihrer Mutter Tod als firbfertreter der Leti- 
teren zum Nachlasse ihrer Grossmutter berufen sind, ktonen nicht auf 
Grund des Art. 739 von dem Gläubiger ihrer Mutter, wegen einer Ton 
dieser herrührenden Schuld, belangt werden. 

Da nach diesem Arlikel der Erbvertreter nur in die Rechte des Vertretenen, nicht 
ab«r such allgemsin in dessen Verbindlichkeiten einzustehen bat, so kann er such 
Dir lalitaM nidit bsfibw gwuelit w«dn, toner imowttt «• ytthindlkhluilen gegen Its 
Erbluttr b«lriflL 

HaBnheim, 31. JuU 1823. (Oberhofg. Jahrb. 1828. 8. 181.) 
Gfr. GillMrt w Arft. 714 B. G. B. Nr. i. 

Zu Art. 749. 

Erbvertretang; unregelmAssige Erbschaften. 

Der Art. 742 B. G. B. findet nur bei regelmässigen Erbschaften Anwen- 
dung, nicht im Falle, wo Descendenten von ehelichen Geschwistern mit natür- 
Udien Ehidem sum Nachlasse berufen sind. 

(8. das VilMre a Ali 757 B. G. B.) 
Pftris, 18. AuMMT 1808. (B^{.) (1. 4. P. 1888. 8. 8874 



Digitized by Google 



Btrf arliek«! tteieUbaek (Ali ttt). 



337 



Dritter AbMhnitt 

Yen der Erbfolge der DetemdenltaL 

(Art. 745.) 

Za Art 745. 

DeTolutionbrecht nach Jaiic1i-B ergischer Beehtsordnang; 
Erbfolge der Kinder; rflckwirhende Kraft der Oesetie. 

Nach Kapitel 74 der JQlicb-Bergiscben RecbtsordDOOg erbten in dem Falle, wo der 
fbartebflote EhigMIt n «iner sw«ilen Eh« g«tdirillei warf mid bei seinea TM« Xindtr 
•na beiden Ehen (mancherlei Kinder) hinterliess, die Kinder erster Ehe dia in diiM 
erst« Ehe eingebrachten und wührcnd derselben von Ascendenten ererbten oder errnegenen 
Liegenacbafieu I die Kinder der zweiten Ehe aber die in diese zweite Ehe zugebrachten 
oter dtfia •nrorbmm Immobilien, iowi« IIa HoMBiitMl; andi war ea dam Sbariabm- 
dM Ehegiiian daa «rwilmtoB fUle nieU gailallal, jeua Erbraekl dar Kludar entor 
Ehe durch Yeräusserong dar batreffmdan lauDoblUaa uter maiilgallllclMiD odar ÜalliMi 
Tflal zn Tereiteln. 

Wenn eine erste Ehe unter der Herrschaft jenes Statuts abgeschlossen 
und durch den Tod des einen der Ehegatten aufgelöst wurde, der andere 
Ehegatte aber erst nach Einführung des bürgerlichen Gesetzbuches starb, 
80 richtet sich die Erbfolge in den Nachlass des letztverlebten Ehegatten 
nicht nach den Yenduiften jenes Statots, sondern nach jenen des borger« 
Sehen Gesetshndies. 

Dan «m dnrah daa Tod dai i«r swattan Eba gaidtrittaBaa Gattan aldll lieh fiii» 

ob er einerlei oder mancherlei Kinder hinterlässt, ob also der in dem Kap. 70 oder 74 daa 
Statuts Torgesehene Fall vorliegt; bis zu dessen Ahleben hatten die Kinder erster Ehe, be- 
zflglich der in erster Ehe vorhandenen Liegenschaften, kein Recht, sondern nur eine Hoff- 
nung; daa Eigaolhnni diaaar Immobiliao blieb, mrter dar gaaaltUdieD Baadurinkiwg dar 
Veriusscrmigil-Berugoiss, bei dem überlabendra Ebtgiatten , and die Kinder erwarben solche 
nur dann, wenn der uberlebende Qatte vor ihnen verstarb; der eventuelle Anspruch der 
eraten Ehekinder beruht nicht auf einem (atiUachweigeudeu) Erbvertrag, londern bilde! 
ein Erbfolgereebt, ihren Pflichttheil. 

Die Frage der Beerbung und des Miditliheils fidifeet dch nach der^ 
Jemgen Erhfolge-Oesetzgebung , unter iroleher der Erblasser mit Tode ab- 
gegangen ist; danun haben dieKhider erster Ehe in dem unterstellten Faü« 
kein die Kinder zweiter Ehe aosschliesscndes Recht anf die Ton dem Vater 
in erster Bie beoosoeneo InunobUien. 

Diesem steht auch nicht der Qrundsatz der nichtrOckwirkenden Kraft der Gesetze ent- 
gegen, indem das fragliche Erbrecht der Kinder erster Ehe, da es angogcbcnermaassen 
nicht auf einem Vertrage beruht, wie jedes durch Gesetz oder Gewohnheitsrecht be- 
grfladela Erbradilf «ndi* dar Abliidamig dareh gaaahlieha fiaaliminiiigaii M li n iai fa i M; 
dirdi diaaa geaelzliche Innovation werden keine uwidafmlUdi arworbaiMii Btabia gakiinkl^ 
Miadem nur eventuelle gehoffte Vortheile benommen. 

Berlin, 28. Januar 1832. (Gass) Franken g. Lavalette. (K. A. 16. II. A. 17.) 
„ 28. Juli 183Z (Gass.) Graf g. Klophaus. ( K. A. 17. U. A. IZ) 
„ iL Daeanbff 1818. (Gaaa.) Wegen g. Wegen. (K. A. 97. n. A. 8J 
0fr. CHIbert n Ali 3 B. e. B. Kr. 100. 

Vierter Abedmitt. 
f M i» Brhfal§& der ÄMeeHMen. 
(Art. 746—749.) 
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t|8 Barg«rliek«* flMeUbach (Art. 786 i. 757). 

TtBfkar AbMluiitfc. 

F«l itofl Collateral-Erbschaftm, 
(Art, 75Ü — 755.) 



Tiertes Kapitel. 

Von den wirc^elindf «ij^en ErbfolffetL 

Erster Abachnitt 

Fofi Rechten der natürlichen Kinder &uf das Vermögen ihrer Eltern, und 
wm der Beerbmg der ohne Nachkommenschaft verlebten namräclien Kmder, 

(Art 756—766.) 

Zu Art. 756. 
1) Bichterliche Anerkennung. 

Die unfreiwillige (riditerliche) Anerkennung eines natfliüdien ffinta 
ipüA demselben kein Recht auf den Nadüass seines Vaters. 

Der Art. 756 B. G. B. spricht nur von gesetzlich, d. h. freiwillig und in öfTeot- 
Sdhfr Urkunde anerkannten natürlichen Kindern, und weder der Art. 340 ib. noch sonst 
tiot andere GeaetzessteUe legen dem durch Urthoü zum Vat«r «iuM lutärlicheo Kindac 
ElUirteii die TerpfficMmtg auf, diMam, wl« «ia« (MvilUg anerkimlw Kinie, dM 

Mfadiehen Aotheil zu hinterlasseo. 

Manuheiin, 14. März 1825. (Oberhofg. Jahrb. 182& S. 116.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 334 B. G. B. Nr. 24 bis. 

2iQ Scbmülerung der Rechte anerkannter natürlicher Kinder 
durch Adoption eines andern natürlichen Kindes. 
B. sa Art. 343 B. e. B. UrtbeU <ParU) vom 3. Juai ISeL 

Zu Art. 756 und 757. 

K«UrUclies Kindi Erbreciiti PfUchUheili BeductionskUge. 

Dae anetkannte natOiBche Kind hat den ihm gemfiss Art 766 nnd 757 

B. 6. B. zustehenden Anspruch auf den Nachlass der Eltern nidijb als Erb* 
theil, sondern als eine Schuld des Nachlasses geltend zu machen; es 
steht in dieser Beziehung allen andern Gläubigem des Nachlasses gleich. 

So wie Schulden der Yerlassenschaft, ohne Rücksicht auf sonstige Dispositionen 
auf den Todesfall, aus dem ganzen Nachlass vorweg bezahlt werden mOssen (Art. 72i| 
870, m «tc), 10 BlliMB BUhla auch aoteh« DlapofttiOMB «Ana Eiaflaü nS Im Aninil 
im anebeUohw Kiad« bleiben, 

Anl der andern Seite kann aber eben deshalb anch daa natfliUche Snd, 
dessen Anspruch erst mit dem Tode der Eltern entsteht, selbst schenkweise 
Zuwendungen unter liebenden, insbesondere die von seinem natürlichen Va- 
ter in einem Ehevertrage zn Gunsten des andern Ehegatten bewilligten Vor- 
theile, nicht durch eine licductionsklage einziehen (Art. 921 B. G. B.), oder 
bei Berechnung seines Anspruchs sich zu gut rechnen. 

Dieses ergibt sich unzweifelhaft aus der ersten Kedaction des Art. 756 B. G. B., den 
Discii8sioB«B Im fliailmiba aber deasetben, sodaim «u dem £zpos6 daa mM, alilfliii 
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dMMft i9t %, Titel des 3. Buches dem corps Ugidtlif TOiglllgl WWfa, nd MI Itn tb«r 

diesen Titel in das Tribunat ersiatietea Berichte. 

Berlin, 9. JuU 1836. (Cus.) Lefils g. WolfTs. (K. A. 24. XL 16.) 

Za Art 757. 

1) Natürliches Kiodi Ansprache an die ürhecbalt des Vaters 
im Fall« der Goscarrenz mit DescendeBten der 

Geschwister. 

Hinterl&sst der Erblasser ein anerkanntes natttrlkhes Kind und Deseen- 
denten tob Gesehvisteni, Bicht aber Geschvister, so hat das natorliche Kmd 
Bidit bloe anf die fifllfte, sondern anf drei Yiertheile des NacUasses An* 
spmdi SB machen; es findet hier keine Repiisentation der Geschvisfeer m 
Gunsten ihrer Descendenten statt 

Die ReprlsenUtion ist eine Fietim des Qesetzes , deren Wirkungen sich nicht Ober die 
durch das Gesetz speciell vorgesehenen Fälle ausdehnen können. Ohne den Wortlaut und 
Geist des Gesetzes zu verkenoen, kann der Art. 742 B. G. B., weicher nur für die regel« 
niMig« Erbfolge «rtauen ist, nicht anf die nnregelmiulgeB Erbfolgen ugewmdet werden, 
welche der Gesetzgeber in einem besondem Kapitel aus nah ms weiten Beteln onlerwirfl. 
P»ris, 13. Januar 1862. (Rej.) (J. d. P. 1862. S. 557.) 

Cfr. Gilbert zu Art 757 B. G. B. Kr. 4 u. f. Paris, 21. Anglist 1847. 
K. A. 14. I. 59. 

3) Natttrliches Kind; Concurreuz mit Descendenten von 

Geschwistern. 

Wo Vater oder Mutter eines unehelichen Kindes ausser diesem nur Ab- 
kömmlinge von Geschwistern hinterlassen, erhält dasselbe drei Viertbeile 
und nicht nur die Hälfte des Nachlasses. 

Der Art 1&7 B. Q. B. hat nftmlich nicht die Regelung der Erbrechte der geaets- 
BAm Verwandten warn Gegenstand«, weshalb aadi too einem ErbTertretongsreeht keine 
Bede sein kann; er bestimmt nur das Maass des Forderangsrechtes der natttrlicbeo 
Kinder, und zwar für den vorliegenden Fall mit klaren Worten, auf y^ des NachlaUM. 

Mannheim, 13. November 1840. (Oberbofg. Jahrb. 1840^41. S. 362, 363.) 

Zu Art. 760. 

HatBrllehes Kind; Im|)tttatioB der Hochzeitgeschenke anf 
seinen Anspruch an den Nachlass. 

Das natürliche Kind hat dasjenige, was ihm der Vater als Hochzeit- 
Geschenk gegeben hat, auf s^en Anspruch an dem Nachlass des Vateni 
nicht m imputiren. 

Ctaaiit Art. 760 B. G. B. hat daa naMrlieha Kind daa ihm t«b den Bllam Gafaban« 
nur insoweit auf seinen gesetzlichen Anspruch auf den Kaeblaaa der Eltern xn Imputiren, 
als CS sich von einetn Geschenke handelt, welches nach gemeinem Rechte der Einwerfimg 
onteriagej der Art. 852 ib. befreit aber die Hochzeitgeschenke von der Einwerfnng, also 
aoeh Y<m jener Imputation, wenigstens daan, wenn nirgends eiheUl, data aa im WiUan 
des schenkenden Vaters lag, dass das Kind daa Hadnailgaaahank in Anfraehamg m hilnfen 
habe, Tielmehr das Qegcntheil anzunehmen ist. 

Paria, 13. Januar 1862. (J. d. P. 186X S. 567.) 

Za Art. 76t. 

1) Alimentationsanspruch des natürlichen Kindea an die 

Eltern. 
amAti90eB.aB.lb;&«tai. 
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2) Beweis der Eigenechaft eines Legatars als ehebreche- 
risches Kind. 

& n Art. 335 B. O. B. Urflien (Pftiit) -nm 81. Jnfi 1830. 

8) Beweislosigkeit der notariellen Anerkennung eines 

ehebreeheri|chen Kindes. 

8. n Art. 335 and 339 B. Q. B. Urtheil (BerliQ) rom 5. Febnur 1856. 

Zu Art 765. 

Eltern natürlicher Kinder; Pflichttheil. 

Die Eltern anerkannter natürlicher Kinder haben an den Nachlass der 
Letzteren keinen Pflichttheil anzusprechen. 
(S. das N&bere la Art 915 B. G. B.) 
Paril, 98. DscemW 1860. (Uej. eh. dr.) 
Parii, 88. Jamnr 1861 (Cms.) 

Zweiter AhMdmitt 
fm 4m Rechim dei überlebenien EhegaUm imd ies Slaalei. 

(Art 767—773.) 



Fttnftes Hupltel. 

Fofi der Amakme md AttuMagung der Brhakuftm, 

Krater Abaebnitt 

Von der Annahme. 

(Art 774— 783.) 

Zo Art. 797 und 789. 

Erbschaftsklage; Verjährung des Hechts zu acceptiren. 

Ein Erbe A. ist nicht mehr befugt, wenn er 30 Jahre lang stillgeschwie- 
gen und gar nichts deshalb gethan hatte, von einem Miterben B. die Erb- 
schaft des X. in Anspruch zu nehmen, wenn B. die Erbscbaft vorher recht- 
zeitig acceptirt hatte. 

Obgleich der Erbe A. von dem Augenblick des Tode« des Erblassers X. mir desseo 
VaddaM inairt ward« (Art. 728 B. 0. B), m gilt doch der Onindiatz, daw Niemnd 
Erbe wird , wenn er nidü irill ; A. musste diAer Tor Ablauf der Verjährungszeit die Qua- 
litit als Erbe annehmen, und durch diese Acceptntion den Nachlass selbst in Besitz neh- 
men; hatte der Miterbe B. vor Ablaaf der 30 Jabre die Erbschaft acceptirt, so wirkt« 
diese Acceptation auf den Augenblick der Eröffnung dea Nacblaasea znraek (Art. 777 B. Q. B.); 
A. alahl alao aiaam EriNo (dem B.) gegenüber, welcher sur Zeit der Klage dea A. die 
Erbschaft seit mehr als 30 Jahren ausschliesslich beeasa ; A. hatte demzofolge die Eigen- 
schaft , auf welche hin er allein auf den Nachlass einen Ansprach n nacbeft bereditilgt 
wire, bei Anstellung durch Verjährung verloren. (Art. 789 ib.) 

Paria, 39. Janoar liea. (Bej.) (J. d. P. 1868. a 1) 

Ct. GÜNrt M Art. 788 B. G. B. Nr. 3 V. L aidt Bilj. (Piri^ 18. Inl 1868, 
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ZvL Art 778. 

1) Ansdrflckliche Erbschaftsannahme; factische 

Entscheidung. 

Wenn das Gericht annimmt, dass der zur Erbschaft Berufene, welclMr, 
ddi als Erbe qnalificiread, das Inventar requirirtc und demselben beiwohnte, 
so angesehen werden müsse, als habe er die Erbschaft unbedingt acceptirt, 
da nach Inlialt des übrigen Inhalts der betreffenden Notariatsurkunde dessen 
Absicht, die Erbschaft annehmen zu wollen, nicht zu bezweifeln sei; wenn 
aber das Gericht hierbei nicht von der Thesis ausgeht, dass unter allen 
Umständen Derjenige, der unter der Qualification als Erbe ein Inventar 
requirire und als solcher dariu bezeichnet werde, ohne weiters als die Erb- 
schaft annehmend angesehen werden müsse, so bildet eiuc solche Entschei- 
dung eine thats&chliche and die angegebene Interpretation eine znlftfr> 
nge, der Kritik des Cassationshofe entzogene. 

DaruatodI, 38. JaiUMr 1861. (Sej.) Wittauum ^ Viltaiami. (Rmroerliog 1881. L 8.) 

2) Erbschaft; attsdrftekliche Annahme; Bezeichnung als Erbe; 
stillschweigende Annahme; Anerkennung einer Erbschafts* 
schuld; Einnahme eines Erbschafts*Ausstandes. 

A. Wenngleich, sowohl im gewOhnUchen Sprachgebraucfae, als auch in 
dem Gesetie, das Wort nhiritier** schon Ton Denjenigen gebraucht würd, 
welcher, zur Succession gerufen, sich Uber die Annahme noch nidit erklärt» 
oder selbst die ihm anerfiUlene Erbschaft ausgeschlagen hat (Art 785 , 790 
und 800 B. G. B.) , so muss doch eine ausdrückliche Erbschafts-Annahme 
als vorbanden alsdann angenommen werden, wenn der zu einer Erbschaft 
Gerufene in einem Acte sich selbst als Erbe beseichoete oder als solcher 
bezeichnen liess. 

Die eiuscbliigliche positive ßuätiiamung des Art. 178 ib. würdo jede Ik lcutung vcr- 
fieren, weno neben der Bezeichnung als Erbe noch cia weilerer Beweia darur, dasa ommi 
Mflh wirlilidi dl« Erlndiaft habe aeceptireo wollen, gttoHtH werieo kMiHe, sowie es 
auch, am gemiaa Art. 800 ib. den zur Erbschaft Gerufenen als nioht mehr zur Rechts- 
wohlthal des Inventars zulässig anzusehen, hinreicben muM, dass gegoo douselbea einfaeb 
als Erben ein conJemnalorisches Uriheil erging. 

B. Jedoch setzt der Art. 778, um eine ausdrückliche Erbschafts- 
Annahme aus einem Acte folgern zu können , einen Act im rechtlichen Sinuc 
voraus, und es kann daher eine Urkunde nicht genügen, bei der die geseti- 
lidMii yoranasetsungeu , um äom Act im redillichen Sinne zu bilden, feh- 
len, wie s. B. bei einem Privatacte, welcher, obgleich synallagmatische 
Bendangen enthaltend, nicht ui dnplo gefertigt worden nnd daher nnr ab 
ein Entwarf anzasehen ist 

(Vergl. zu Art. 13?5 B. G. B. das zum nfimlichen Urtheil Aasgezogene.) 
Alierdings kann unter Umständen auch in einem Acte, der später wegen Mangels der 
gwetilichen Form nichtig erklftrt wird, die Aeceptation einer Erbschaft gesehen werden, 
dabei aber elchl lio oWge voo ier eceeplation ezpresoo h end el ede BeitiaiiiNiog im 
Art. 77S oMteidend eeii. 

C. Bestreitet der zor Erbschaft Bernfene, nadi Prodaction euer solchen 
niehtigia nnd beweislosen Urkunde, die darin aagagobenen Thatsaehen nidit 
weiter, so sind dieselben in Betracht zu ziehen. 

(Cfr. UrlbeU dee DuaaL Cemiioinhofee vom 18. Mia 1860 n Art, 1326 B. 0. B.) 

16 
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Sind hiemaeh ThatsacfaeB als erwieBen «ntiiseheii, aus welchen gemtos 
Art 778 und 779 ib. eine stillschweigende 'Erbschafts-Annahme sich 
ergibt, so kann das Gericht nicht um dcsswillen erkennen , dass dennoch 
der zur Erbschaft Berufene noch zur Kechtswohlthat des Inventars zuzu- 
lassen sei, weil er nur solche Handhingen vorgenommen habe, welche auch 
der Beneficiarerbe , ohne der Kechtswohltliat des Inventars verlustig zu 
werden, vornehmen könne, namentlich Liquidation und Zahlung der Erlh 
schaftsschulden. 

Du Gesetz unterscheidet oämlich scharf zwischen Demjenigen, <lor die ErkljUmg, mb 
bflOcAdo aalrelen n wollen, abg«gtben «od eio loToaltr flbor dio Eriwelioft onffouoniMa 
bat, und dorn sor Erbschaft Uerufenen, von dem dies noch nicht geschehen ist Der Letz- 
tere kann, wenn er sich nicht aasdrQcktirh das Recht T<)rl>ehie!t . ilio Krhsclialt unter Jer 
Wobltbat des inveoters aazooebmen, ohne Präjudiz nur das vnriieliinen, was ihm die 
Art 719 vnd ?96 d«o B. 0. B. iifli dor Art. 985 B. P. 0. gesutteu, niebt'ober die fQr 
Mm Entam aUeio voigeoebrioboMO AH. 808 n. f. B. O. B. nod 987 n. f. B. P. O. Ar 
oieb anrufen, eine Anerkennung von Verbindlichkeiten der Vcriassenscbaft daher um 00 
weniger Tornehmon, all ibm dor Art. 793 B. Q. B. gegen eio Dringen der Ql&itfaiger 
Sebntz gew&hrt. 

D. Ist er auf diese Weise durch stillschweigende Annahme unbeding- 
ter Erbe geworden, so kann er diese Eigenschaft nicht dadurch wieder 
beseitigen, dass er später eikUrt, fie Erbecbaft Dur unter der Kedits- 
wohlthat des LrreiitarB aatveten sa wollen. 

E. Wenn die Haadlmigen, vdehe der zur Erbschaft Bemfene eigent- 
Heb nur als Vertreter der Verlaasenschaft yomehmen konnte , ersiehtlicher 
Weise nidit in dieser, scmdem, wo solche denkbar ist, in einer andern 
Intention stattfanden, wenn z. B. die Zahlung oder Uebernahme einer Erb- 
schaftsschuld nur erfolgte, um das Andenken des Verstorbenen zu ehren, 
so kann hieraus nicht eine stillschweigende Annaiime eutnoimncn werden; 
dagej;cn darf nach der Fassung des Gesetzes nicht erkannt werden, dass 
nur Veräusserungen oder Aneignungen eiiizelner Gegenstände der Verlassen- 
schaft, nicht auch sonstige Dispositiunsucte , namentlich Anerkennung von 
Yerptiichtungeu und Uebereinkommcn über deren Erfüllung, die iu der 
zweiten Bestinunung des Art 778 vorgesehenen Handlongen bilden kSanten. 

F. Hat der zur Erbschaft Berufene einen Ausstand der Erbmasse ein- 
genommen und in der hierfltaer ertheilten Quittung sich als Erbe bezeich- 
net, so liegt hierin nadi dem Vorstehenden sowohl eine stülschweigende ala 
eine ansdrflckUche Erfascfaaftsannahme. 

Darmstadt, SOl Apifl IMQl» (CiOo^ Kinfeo n Wormi g. Mfizaor. (Eaworiinf 

1860. L S. 93.) 

d) Einmiaohnng; Handeln als Erbe. 

Zur stillschweigenden Erbantretung durch Einmischnng ist nicht nur er- 
forderlich, dass der Betreffende aber Gegenstände, welche zur Erbmasse ge- 
hören, als über die seinigen verfügt, sondern auch, dass er dies als Erbe 
gcthan hat , denn nur in diesem Falle kann von einer stillschweigenden Erb- 
antretung die Rede sein. 

Mannheim, 14. JbebniAr 184a (Oberbofg. Jabrb. Ib40/41. & 11&) 
Cfr. Gilborl «o Art. 778 B. G. B. Nr. 3 i. 91. 

4) Einmischung; Handlungen eines Vormundes. 
6. tu Art. 461 B. Q. B. Nr. 3 oben. 
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Zweiter Abschnitt- 
Kofi dm Verzicht auf ErhschafUn, 
(Art 784— 7U2.) 

Zu Arl. 784. 
AasschUgaiig der Erbschaft 

Erster Fall. (Eintrag In das Entsagungsbucli.) 

Ein Erbschaftsverzicht ist deshalb, weil er nicht in das Entsagungabncii 
dogetragcn wurde, nicht unbedingt und auch den Erbinteressenten , sondern 

nur den Erbschaftsgläubigern und den Gläubigern des verzichtenden Erben 
gegenüber ungültig; denn die Vorschrift des Art. 784 liat nur den Zweck, 
einen solchen Verzicht den Gläubigem gegenüber offenkundig zu machen. 

Mannheim. 7. Octoher 1841. (Oberhof«. Jahrb. 1840/41. S. 618.) 

Zweiter Fall. (Verzicht zu (iunsten eines Dritten.) 

Der Verzicht auf eine Erbschaft zu (iunsten eines Dritten ist kein eigent- 
licher Verzicht im Sinne des Art. 784 Ii. U. B. , sondern enthält eine still- 
schweigende Annahme und eine den gesetzlich vorgeschriebenen Förmlich- 
keiten unterworfene Schenkung ; denn wer auf eine Erbschaft verzichtet, kann 
llber sanol ErbtlieiliicbtB verfügen, deradbe wldnt vUlunkriadiAft 7a(> 
Andorn in. 

UaoDheiB, 7. Odobar 1841. (ObaiM^ '«M»* IMO/il. 8. 517 ni JUtb. 
firlNil.Mil L 8. 145) 

Dritter Fall (Annahme des Verzichts.) 

Eine ausdrückliche Annahme des Verzichts ist nicht erfofderlich, weU 
solches nicht als Schenkung zu betrachten ist 

Maoabeiw, 13. ^in 18G0. (Zaiiiier, Magst. Bd. V. 8. liü.) 

Zu Arl. 784 und 785. 
Erbverzicht, bedingter. 

Das Gericht kann die Erbschaftserklärung des Erben, ifelche däbin 
lautet: „sollte ich für meine Mutter garantiepüichtig sein, so verzichte ich 
auf deren Erbschaft'', als eine bedingte Verzichtteistinig, Dritten gegen- 
über, für nicht berücksichtigungswerth erklären. 

Durch dieses Erkeniitoiss wird der Art. 775 R. 0. B. , der gar nicht hierlier passt, 
ebenso weoig verleiit, wie der Art. 785 ib., da der Erbe durch jene Erklärung nicht, 
wmigileu atdit in gMetslidiar WeiM, ?flnidiM bal; eia bedingter Versieht nraM tSm 

irirlungslos angesehen werden, da die Erbqualität nicht bis zu einem bestininten Zfitpunkl 
Httpendirt oder von dem Eintritt eines kUnTtigcn Kieignisscs nbiiangig gemiebl werden kamtt 
OarmsUdt, 3. October 1842. (Uej.) Gradwobl g. GrOo. 

Zu Art. 785. 

Theilungsklagc; Verzicht eines beschenkten Miterben. 

Hat ein Miterbe, nachdem er auf Liquidation und Theiluiig des mütter- 
lichen Nachlasses belangt worden war, auf diesen Nachlass verzichtet, um 
sich lediglich an der ihm von Seiten der Matter zugewendeten »Schenkung 
zu halten, so kann das Gericht dennoch dem Antrage dieses Miterben, ausser 

16. 
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Prozess gesetzt zu werdflO, nicht deferiren und verordnen, dass derselbe im 
Bechtstreite verbleibe, um contradictorisch mit ihm festzusetzen, ob nicht 
die zu seinem Vortheil erfolgte Schenkung den verfügbaren Theil überschreite. 

Zufolge des Venichtes kann der Verzichtende nur nicht mehr als Erbe angesehen and 
bebandell werden; jedoch Uk contradictorisch mit ibiu zu untersuchen, ob nicht die Sehen- 
kvBg dm Pflklitthall veil«lw, mA Uaftn ttoUl lidi euie ComptwIlioB nd TMhng dar 
Hasse als nöthig dar; dordl «in« Trennung der Klage auf Theilung und jener auf Reduo- 
tion der Schenkung würden uur die Kosten vermehrt, wibrend durch das Fwlhihtm dM 
Beschenkten im ProzeMe denen Interesse in kei0«r Weite verletii wird. 

Paris, 1«. NoTembir 1861. (Bej.) (J. d. P. IMS. 8. S»^ 

Zu Art 788. 
Anfechtung der Yersiehte. 

8. a All. 1187 B» a 8. VrfMt (Maanhsin). 

Zu Art. 789. 

Erbschafts-AiiBahme; Verjfthrung. 

a n Ali 777 B. a B. UiihfU (Pnls) von Mi Aummt IMl 

Za Art 790. 

1) Aniiahfli«, stUlicliweigeBde, einer früher tusgeschlageiiea 

Erbsehaft 

Haben mehrere Ifiterben auf den Nachlass ihrer Mutter Yendchtet, so 
kann einer dersdben gOltigerwdse spiter noch immer, Mlbst stiUschirdgeiid, 
indem er in seinem Heiraitlnrertrage die Eigensdiaft als Erbe seiner Mutter 
sidi beilegt, diese Erbschaft acceptiren (Art. 790 B. G. B.); er hat hiersa 
nicht nftthig, die desfallsige Erklärung auf der Kanzlei ahsugeben. 

Das Gesetz schreibt för die Acceptation einer bereits ausgeschlagenen ErTisrhart keine 
besondere Form vor; auf dieseibo sind also die Vorschriften des silgemeinea Kecbts (Art. 
«7S ib.) anwendbar. 

Paris, 6. Jmt 1860. (Bej.) (J. d. P. IMl. 8. 470) 

2) Annahme einer früher ausgeschlagenen Erbschaft; Zurück- 

nahme des Erbverzichts; factische Entscheidung. 

Wenn A. , nachdem er auf eine ihm gemeinschaftlich mit B. anerfailene 
Erbschaft verzichtet hatte, uud nachdem die Erbschaft von B. allein ange- 
nommen worden war, sp&ter gemeinschaftlich mit diesem und als dessen 
Miterbe sidi sur Zahlnng einer Erbscfaaftssdrold ansdrtcUich verpflichtet 
hat, so mnss die Frage, ob Uerm eine Znmckiiahme deslhlheren Venichts 
m sehen sei? n Gunsten des betreffeodeD ErbschaftsgUubigers C b^iht 
Verden. 

Es wird bierdarch nicht nur keine geseixUche Bestimmung rerletzt, sondern durch 
«ne gegenthellige Eotacbeidung würden der Art. 790 B. G. B. and die gosshIifitWB Bs> 
SÜmmnngen über die rerbindende Kraft von Verträgen Terletxt worden aein. 

DsB ErbadiaA^^BnUg«' 0. gegendbtr km tob A. nieM «tngswsDd«! wardai, daM 
die Zarfldmahme des Verzichtes und die Wiederannahme der Erfasehafk nldll Bihr n* 
Ussig gewesen sei, weil der Miterbe B. bereits als alleiniger Erbe aceeplirt hatte; nnr B. 
b&tte eine solche Einrede machen können ; er hat es aber nicht gethan , sondern dem C. 
gegenflber dsD A. als ssiaen MUerben dadnreh aaerkanak, dass beide gemeinschaftlich ais 
Brbfo die BwaWssg dar SrfaashaAsastald ibsmakaa«. 
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Aach tili Dritter, D., wddMr erst nadiidtesem Acte durch Singular- 
tttd (Sdünkoii^ Bechte tob A. erworben hat, kann gegen die eehien Bedi* 
ten prAjadidrende Wiederannahme der Erbqualittt aemes Autors ddkt die 
obige Einrede geltend machen. 

Endlich kann nicht behauptet werden, dasi, wenn A. nach seiner Verxichtleigtung sich 
dennoch als angeblieber Erbe für eine Erbschaflsschald mitrerbunden habe, dies eine obli- 
{■Ho «WM Iii, wfil et im Annahme oder Wiederannaiinte einer Verlassensehafk einer 
«MMt Biohl bedarf, aonlam mr vwwngtMlzl «it4, daaa dir AeeefÜrradt m der Vtr» 
lassenachaft gesetzlich gerufen war, und wenn die Qualität des A. als Miterben fOr Test- 
stehend angenommen werden muss, auch die Gültigkeit der wegen der Erbeetaaflaiehuld 
eiogegaiigenen Verbindlichkeit keinem Zweirel unterliegen kann. 

DaratUil, SO. Oelober lUB. (Bej.) Horn g. HOHlrfeBd. (Bimnerting 186Bb L 891) 

S) Einmischung; vorausgehender Verzicht. 

Eine Einmischung mit den Rechtsfolgen des Art. 778 B. G. B. kann von 
dem Erben auch alsdann noch stattlinden, wenn er bereits rechtsgültig auf 
die Erbschaft verzichtet hatte; es wird nur vorausgesetzt, dass ihm das 
Krbe nach Art 790 and 462 ib. noch offen war. 

Manabttln, tL Horn Ittl. (AimaL 1851 & 57.) 

Zu Art. 791. 

1) Vertrag aber anlcanftige Erbschaften; einselne 

VermOgensstttcke. 

Durch die Art 791, 1180 und 1600 B. G. B. werden nnr aoklie Ver- 
träge betroffen, welche das Erbrecht gaaa oder theilweise, nicht aber solche, 
welche nur einzelne Vermögensstacke warn Gegenstände haben, obgleich 
diese dadurch der konftigen Erbschaft entzogen worden, in specie der Ver- 
trag, durch welchen der Vater seinem Sohne gegen eine Leibrente und 
eine Ilerauszahluug an die übrigen Kinder eine Liegenschaft überträgt. 

Berlin, 11. Deoember 1848. (liej.) Tollmanu g. TolUoanas. (K. A, 43. U. 82.) 
CTr. eilbert so Art. 1800 B. O. B. Nr. % 

2) Verzicht auf zukünftige Erbschaft; ßacklass eines 

Abwesenden, 

Erster Fall. Auch Verträge über den Kücklass eines Abwesenden 
unter den präsumtiven Erben des Letzteren sind ungültig. 

Nach Art. 791, 1131 und 1600 B. 0. B. eind Vertrige Uber noch niebl «rOffaele 
BiMite ubtdiBfl vnteCe«; enm EiMnA wird aber nuh Art 718 d« doreh den 
naturlichen odar bargerlicfaen Tod einer Person erORnet und die gesetzlichen Vorschriften 
Ober die den prisomtiren Erben an dem Vermögen eines Verschollenen zustehenden Rechte 
beruhen gerade auf der UntersteUang , daas derselbe nocb am Leben sei. (Art. 120, 125, 
138, 1» ib.) 

ManaUltt.... 1818. (Ob«Ml> '■bri*. iM7/l8. a 8884 
OIr. eUbm n Ali m 0. B. Hr. lA tk 1 

SO Beehtsbeständigkeit eines Vergleichs. 
Zweiter Fall Wenn eine Klage anf Umstossung eines Vergleichs 
Uber elM rnkflnftige Erbschaft rechtstaiftig abgewiesen wurde, so wird der 
Veii^ekh dadurch reehtsbestindig nnd ksnn ^iter anf Grund des Art 791 
B. G. B. nicht nochmals angefochten werden. (Arg. Art 1860 ib.) 

N an n b e i m . . . . ( Oberhofg. Jahrb. 184&/dd. 8. 8864 
0fr. Otlbert an Art. 191 B. Q. B. Hr. 19. 
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Dritter Abschnitt. 

Von der Hcchtswohlthat des Inventars, ihren Wirkungm, und von 4en 
Oblieyen/ieiten des Beneficiar-Eröen, 
(Art. 793—810.) 

Zu Art. 794. 

1) Beneficiar-Erbe; treues und genaues luTeutar. 

Wenn im Augenblick der Errichtung des Inventars nklits su LiTentl- 
lendes Torhanden ist, so genOgt dar Benefidar-Erbq der ibm im Art 794 
B. G. B. auüselsgten Veipfliditung zur Fertigung mnes treuen und genauen 

Inventars, wenn er in einem Notsriatsacte erklärt, dass der Erblasser gar 
nichts hinterlassen habe, und den Manifestationseid ablegt. Sollte sich 
später heifinsstcllen, (l<ass doch Erbschaftsgegenstände vorhanden waren, so 
spricht bei Ableistung dieses Eides die Vermuthuiig dafür, dass der Erbe 
zur Zeit der Errichtung des Inventars davon keine Kenntniss gehabt habe; 
durcli diesen Umstand wird mithin das gültig errichtete Inventar nicht ein 
untreues im Sinne jenes Artikels. 

Auch ist der Erbe, da das Gesetz dies nicht verfQgt, nicht gehalten, 
jedesmal, wenn ihm spSter Kenntniss von der Eiistenz eines nur Erbmasse 
gdiörigen, aber im Inventar nicht au^senonnnenen Gegenstandes wurd, des- 
halb efai nadMgücfaes Inventar anfiiehmen lu lassen, um den nacfatheUigen 
Folgen des Art 801 ib. zu enftgehon. 

Darmstadt, 78. Juni 1841. (Cass.) Sander g. BSdterldl. 
Cfr. Gilbert xa Art. 7M a. Q. B. Nr. 1. 

2) Benefieiar-Erbschaft; unterlassene Inventiir; Nothwen- 
digkeit fflr den grossjährig gewordenen Erben, die Forma- 
litäten nachzuholen. 

8. sa Art. 481 B. G. B. DrthiU (Dvmilail) vom a Oetobar ISn. 

3) Unterlassene Erklärung und Inventarisirung von Seiten 
minderjähriger Erben; Nicbtverlustigung der Qualität 
als Beneficiar-Erben. 

& «a Art. 401 B. 0. B. daa ürtheil (BotUd) Tom 96. Jaul 186f. 

Zu Art. 705 und 798. 

Benefieiar-Erbschaft; Prorogation der Fristen. 

Setzt man die Art. 795 und 798 B. G. B. mit dem Art. 174 B. P. 0. in 
Verbindung, so ergibt sich liieraus das Resultat, dass der Ablauf der ge- 
setzlich fixirten Fristen dem zur Erbschaft Berufenen nicht absolut präjudi- 
cirt, dieser vieimelir unter Umständen befugt ist, bei dem Gerichte um Be- 
willigung einer weiteren Frist nachzusuchen. 

Die Gestattnng einer soldien FHst kann aber nicht von dem Gerichte 
ex officio erfolgen , sondern setzt dnen desfallsigen Antrag des Erben vor- 
aus, der sich hierbei zugleich darflber ausweisen muss, dass er die gesets- 
ücfae Bedingung, unter welcher alldn die Eridtning} Beneflciar^llrbe sein 
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zu wollen, rechtliche Wirksamkeit ansttsprechen hat, durcb Errichtung eines 
Inventars erfüllt habe. 

D»riii8t«dl, ä. Oetobtr 1842. (Rej.) Gradwobl g. Grflii. 

Zu Art. 800. 

Becht, eine Erbschaft sab beneficio aninireten, oder darauf 
sn TersichteD, trota eines rechtskräftigen Urtheils, wel- 
ches den Beklagten als Erbe vt rnrtheilt; Appellabilitit 

A. Wörde in einem ivisdiea swei Pm>nen anhängigen Beehtstrelte 
mcfat prindpaliter Aber die Erbqnalitftt des Beklagten gestritten, sondern 
nnr incidenter die Euirede desselben, dass er die ihm beigelegte Erbeigen- 
schaft nicht habe, anter Annahme «hier stattgehabten stillsdiweigenden an- 
bedingten Erbschafts-Acceptation verworfen , und der Beklagte als unbeding- 
ter Erbe verartheilt, so hat dieser über die Erbqualit&t erfolgte richterliche 
Aus.s])ruch nur dem Kläger, nicht auch den Obrigen Gläubigem der Erb- 
schaft q:e!Ljenüber rechtliche Wirksamkeit. 

Denn im Art. 1351 H. G. U. finden sirli die Bedinguagen zur Annahm« der Wirkung 
der rt$ judicata ausdrücklich fostgestolU; iu dem Art. SOO ib. wird, wie im Art. 174 B. P. 0., 
svor bcMimint, du« Derjenffe» w«Mwr doreli «in nehlskrinigw UrlMI ab anhediagler 
Erbe vcnrtheill worden, nicht mehr bcrugi sei, die Rcchtswohlihat des InTentars in An- 
sprach zu nehmen; es lässt sich jedoch ein Widerstreit der verschiedenen, in dem näm- 
lichen Gesetzbuch enthaltenen Vorschriften , als» der Art. 800 und 1351 B. 6. B., niobt 
TemBlhen, noeb ohne die driageodetea Qrttalt itr VoiliWfBdigkflil ud ohne gSaslielies 
Miselingen eine« Yeretnigaigifersaebi «aaebiMO. DafSr, deas dweh den Art 800 eine 
Aiisiiahtne von der Kepc! des Art. 1315 habe festgesetzt werden sollen, lässt sich aber 
weder in der \\'orlfas9Uiig des Artikels, noch aus sonstigen, aus der Natur der Sache ab- 
xuleitenden Gründen eine genflgeude Veranlassung finden , namentlich nicht aus einer reeht- 
Uch ra nnteralellenden ünlheftbarkeit der ErbqDnIittl, wtMie in dar Mar In BaMU kaM- 
nenden Beiiehung flberhaopl unerfindlich iti 

Aus den Discossionen beznjjlich des Art. 800 ergibt sich, dass man nicht die Absieht 
halte, hierin eine Ausnahme von der allgemeinen Regel Ober die Wirknog der cbose jugte 
a ainlniran; dann ein Zaaalir-Ariiliel , dahin lautend: m*§9t ripvU k4rUter em vertm ä$ a§ 
iuftmmiy fu% Nfmrd A» «rtencfar fiii tUtm, wnrda nnr nü BeingnnhiM anf dSa 
Bemerkung, dass dieaer Artikel naeh dar beiails vorliageBdan aUganainan BaaUnanog daa 
Art. 1315 uniiOthij; sei, ee9trichen. 

Uebrigens entbllt der .^rt. 800 selbst keine nähere Bestimmung darüber, ob die choee 
jngda nnr ein Reebt twiaellan dem eiiubiger, dar daa Mail anriritl, nsd dam BaUaglan, 
oder «nch xwisehea diesem nad andern PurtUeen iMgrflnden aoIL 

B. Nach dem ganzen Zweck des Art 800 belieben eich dessen Schhiss- 
worte nur anf die Frage, inwieweit ein Ürthefl der angegebenen Art den 

Verlust des bdn^fice d'inventaire nach sich ziehe ; ein hier nirgends berflhr^ 
ter Verlust, auf die Erbschaft zu verzichten (d^^ce du droit de renenoer), 
kann nicht als darin gleichfalls mitbegriffen angesehen werden. 

C. Das Urtheil, welches in einer an skh nicht appellabelen Sache den 
Einwand des als Erben Beklagten, dass er auf die Erbschaft verzichtet 
habe, wegen stattgehabter Einmischung verwarf und denselben als unbe- 
dingten Erben erklärte, ist demzufolge nicht appellabel. 

Dariiistadt, 15. Dcccmber 1845. (Gass.) Muffei g. Nann. (Archiv von Glaabrecfa 
nnd Dernburg Bd. I. S. 243.) 

Gfr. eUbarl an Ai«. 800 B. G. B. Vr. S-7 nnd an Aft d68 B. P. a 113 

K. A. 1«. b m$ u I. ita; M. I. an. 
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Btrgtrliektt 0«i«Ubieb (Art. 100*808). 



Zu Art. 800, 80t und 808. 

1) Notherbe; unbedingte Annahme einer Erbschaft von Seiten 
eines Pflichttheils-Berechtigten; Pflicht snr Anssahlnng 
der Legate. 

Der Fflichttheils-Berechtigte hat, wenn er die Erbschaft vnbedhigt, 
d. h. nidit nnter der Bechtswohltfaat des Inventars, antritt, die Particidar- 
Venaiditnisse nnveridint sn entrichten, selbst venn hierdnrdi sein Pflidi^ 
fheil vericorst werden sollte. 

(S. du Nähere zu Art. 920 B. G. B.) 
Berlin, IS. NoTember 1833. (Rej) 

2) Notherbe; unbedingte Erbschaftsannahme; keine Pflicht, 
die Legate sa xahlen, wenn der Pflichttheil nicht hinreicht 

8. n All. 9» B. G. B. OMl (Dnnlail) m TB. Jumt 1881. 

Zu Art. 801. 

1) Verheimlichung im Inventar von Seiten des Ehemannes; 
rechtliche Wirkung bezüglich der ehelichen Gütergemein- 
schaft. 

Beerbt die Ehefrau einen Dritten, diese Erbschaft fällt aber — da sie 
nur aus Mobilien besteht — in die Gütergemeinschaft, so kommen, wenn 
der Ehemann bei Inventarisirung dieser Erbschaft etwas wissentlich ver- 
heimlicht , die Bestimmungen des Art. 801 B. G. B. zur Anwendung und der 
in diesen Artikel angedrohte NaditheU triift nicht nur d«i Ehemann, soa- , 
dem ancfa die eheliche Gatergememschaft, nicht aber direct die EheAran 
nnd deren persönliches Vermögen. 

Der Ehemann reprisentirt nämlich die «beUehe Gütergemeinschaft und rcrra^ 
darflber i. A. R. wie tiher sein eigenes Verni«?en; es sind demzufolge die von ihm wäh- 
rend der Khe contrabirten Schuidea und Verbiudlicbkeiten, unter seiner persOoliehen Haftt 
rta der OemdnulMft es tilgen; aneh bei ifaier Erinduft der fti^IielMn Att noealm, um 
dir BecbtewohUlMil des Iiveatars niehl veriortf w filNMi, dte deefiiUiiKitt geielilielMn 
Vorschriaen beobachtet werden (Art. 793 bis 810, 1401, 1414 und 1416 ib.); handelt der 
Ebomann dem Art. 801 zuwider, so trifft der darin angedrulile NachtheiJ, mag man auch 
die Qütergemeioacbaft als eine fingirte, durch den Eheuiauu repräseotirte Person , als eine 
Uotit OeeeUeolnft betneMeii, niehl anr den Bepriientutea dieeer Dorelieehen Pemm 
oder Oeeeltoehaft, sondern die Gemeimebift eelbil, vi« dieiee in Ermangelung einer ent- 
gegenstehenden gesctzh'chen Bealimmung, nicht nur aas einer Vorbindung der Art. 801 
ttod 1409, sondern auch aus der einfachen Betrachtung hervorgeht, daas wenn die Ge- 
m e lBW lieft 4ä» bemglleh der Erbeefaefl Ihr ganstigen Beitininungen anmfen kenn, el« aaeh 
die naehtbeiHgen gegen lieh gellen lassen nraes; allerdiiigs veillert die Ehefhn «af diese 
Art ebenfalls in netrcff ihres Antheils aü der Geaeinschaft ; allein es kfimmt in reclittichen 
Verhältnissen häufig vor, dass der einem Individuum unmittelbar geset^liclt angedrohte oder 
infligirte Nachtheil ein anderes Individuum in den Folgen, also mittelbar, trifil, ohne daas 
diesen das Becht einer Einspradie loslBttde. üebtigens kann die gseetelieh« Folg» der 
widerreebtlicben Handlung des Ehemanns, welche hier als eine Strafe wegen des unter- 
Sielllen dolus anzusehen ist, die Ehefrau persönlich und deren PrivatvcrmOgen mAi trsfen. 

Darmstadt, 28. Juni 1841. (Gass.) Sander g. Eheleute Rflckerich. 

2) Verlust der Bechtswohlthat für Minderjährige. 

Die Vorschrift des Art. 801 B. G. B. ist auf Mindeijflhrige nicht anwend- 
bar, denn nach Art 461 kann die Erbschaft für diese nnr sab benef. invent 
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angetreten werden und die Mündel können dadurch, dass der Vormund seine 
Pflichten verletzt, ihrer gesetzlichen Rechtswohlthaten nicht verluBtig werden. 
Mannheim.... (Oberbofg. Jalirb. 1849/50. S. 495.) 

8) VerluBtiguiig der Rechtswohlthat der Beneficiar-Erbqn«* 

lität Minderjähriger. 
8. im UrtheiU m Art. 161 B. Q. B. 

Zu Art. 809. 

Beneficiarerbe; Verjährung; Anerkennung. 

Hat X. den A., seinen väterlichen Grossvater, welcher Gläubiger seiner 
Mutter B. war, beerbt, und beide Erbschaften nur unter der Rechtswohl- 
that des Inventars angenommen , so genügt die in einem Acte niedergelegte 
Anerkennung der Forderung des Grossvaters durch den Enkel, um die 
Verjährung dieser Forderung zu unterbrechen. 

Bit Antretong der Erbtehaftea sab baoeficio batt« di« Beebtowirknog, «ine CoDruhm 
4m VSgmmtah all OUoUfer vi SdnUner in dar PcnoB 4m X. n vaiiMan. (Art. 

laOO nod 72i% B. G. B.) 

P«rU, 7. Ai«Hi im (Bi|j.) (J. d. P. 1861. 8. 160.) 

Zu Art. 809 und 808. 

1) Beneficiarerbe ; Bedingungen der Verfolgung in seinem 
persönlichen Vermögen; Beweis, dass das Object der Ver- 
. folgung zur Beneficiarerbschaft gehöre. 

I. Da nach Art. 802 B. Q. B. die nächste Wirkung der Beneficiarerben-Qualität darin 
Mahl, tt« Yaraiaalinig las iwraoalldiaii YamiqgaiM daa BanaHdararbaii nil Janan 4aa 
EibbaMifl m Terhindem, so hat der Benefieiarerba §tr «K» Naehhliadwlden nur nnttr dir 
VorasMetzung des Art. 803 ib., n&mlich nur dann mit seinem persönlichen Verraöj?en ru 
haftaoi wenn er, zur Becbnoagslaga aufgefordert, dieser Verpfliebtong nicht oadigekom- 
■MB, alar Hik Aiiiraia aiDtr galag tan Badinnng Sdmldnar der Maaaa ftrbWlI. 

Ist also keine Rechnung über den Benefidanaachlass gestellt and der 
Beneficiarerbe ancli nicht deahalb in Voraig gesetst worden, so kann er 
nidit in aeniein penritaüieben Vermögen Ton dien GlftnMgem der Masse an* 
gegriffen werden. 

n. Du Gesetz stellt keineawega dne Vermuthung dafQr anf , daaa daa Im Besitze das 
Beoefldarerbea lieh befindende Vemflgen ais BestandibeU der BeueAeianuaia n betraeb- 
laa sei. 

Der Gläubiger der Erbmasse, welcher einen dem Beneficiarerben zu- 
stehenden Ausstand mit Arrest bestrickt, muss daher — wenn der Letztere 
behauptet, dass dieser Ansstand sein Privateigenthum sd — entweder den 
directen Beweis führen, dass der Ausstand einen Bestandtheil der Bene* 
fidarmasse bQde, oder den ihm durdi den Art. 803 Yorgezelchneten Weg 
einscUagen (Art 1316 B. G. B.). 

Barlls, Jnl i8S& (Cmb^ Fdkaonlli g. gahllttar. (K. A. M. IL ».) 

2) Vortheil des Erbverseichnisses. 

Erster Fall. (Aufgeben des Nachlasses; Erbgläabiger.) 

Der Gläubiger des Erblassers, welcher in dne Forderung der Erbmasse 
eingewieBenist, veriiert seht Bedit anf diesen Ausstand dadnrdi nldift, daaa 
die Yorsichtserbai die Erbsehaftsgflter wieder auügeben. 
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Die Auf^be des Nachlasses auf Grund des Art 802 Abs. 1 B. Q. B. ist metat gleiclH 
bedetttend nH der TerrieblMitiuig nnd rach hier gilt die Regel: fvl femel A«r<t, ttmper 

Mannheim, 1855. (Annal. 1861. S. 141.) 

Zweiter Fali (Haftbarkeit bis snm fielaale dee Hack* 
lassee.) 

Gegen den Anspruch eines Erbschaftsgläubigers bis zum Belaufe der 
Erbschaft kann sich der Vor.sichtserbe nicht durch die einfache Behauptung 
schützen, dass er kein Erbverniögen mehr besitze. 

Nach Art. b02 und 803 kann nur die Abtretung des ganzen Erbos mit RechDuqg»- 
steUaag Aber dessen Verwaltung den Voreichtserben Ton eeiner Obliegenbeik gegen die 
Brbsebaftsgläubiger befreien. 

Brachial, 16. Jnai 18&6 und M «anbei m, 4. Min im. (Aimnl 186& 8. 3840 

Zu Art. 808. 
Richterliche Anweisung. 

XJnUfr lichterliehen Erkenntnissen und Anweisungen im Sinne des Art 
806 B. G. B. können nur solche verstanden werden , welche beim Dasein 
mehrerer Gläubiger eines und desselben Schuldners darüber entscheiden, in- 
wieweit jeder einzelne Gläubiger aus dem Nachlasse befriedigt werden soll, 
nicht aber ein Erkenntniss über rinc Forderung eines einzelnen Gläubigers 
gegen den verstorbenen Schuldner. 

Dies ergibt sich aus den Art 986 u. f. in Verbindung mit 656 n. f. B. P. 0. und 
S- 742 and 118 der bad. Proceesordnung. 

CoftfUns, 13. Janitar IBM nnd Mannfaeim, 16. JoU 1863. {AmaA 1853. S. m) 

Viertor AlMoimitk. 

Vm den naemim Vertasieuekafim. 
(Art. 811—814.) 



Viertes Hapitel« 
Von der TkeUung und den Ekwerftmgen, 

Erster Abschnitt. 

Von der TAeihmffsklage und ihrer Form. 
(Art 815 —842.) 

Zu Art. 815. 

1) Theilnng; Recht des nicht daau gerufenen Hiterben auf 

neue Theilung. 

Wenn eue Theilung ehies ans Mobilien und Immobilien bestehenden 
NaflUasses unter Erben stattfand , jedoch ausser Gegenwart ehies (nicht dam 
gerulmen) Miterben, so ist der Letztere befogt, eine neue Theilung sa be- 
gehren, selbst wenn derselbe bei Lebzeiten des ErbUssers eine waam ^ib* 
ansprachen etwa gleiche Geldsumme erhalten haben sollte. 
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Der Miterbe knnn nicht gehaUei Mla, sich mit einer Geldsarame so begnOgen, hat 
Tielmehr du Recht, von deo verschieilenen Bpsfnii'lttiellen der Erbmasse seinen Antheil iii 
Natur anzusprechen, Torbehalllich der etwa nothucndigcn Coorerirung des ihm früher an 
OfM OegebeosD. El kmn dtmofolge aaeh hier nicht, wie Im Falle de« Art 891 B. O. B. 
(bei einer BeMinloMblage wegen iXaion). die Klage auf neue Theilnng dareh das Aner- 
bieten , dasjenige , was ler Xllger »lieaMli m wenig eriwUen linben Milte, nielnwtMMi, 
abgewendet werden. 

Paris, 13. Mai 1S61. (Gass.) (J. d. P. 1861. S. 1033.) 
Cfr. Caaa. (Paris) von 17. NoTember 1858. 

2) Verkaufsversprechen zu Gunsten eines Nicht-Couimuni- 
sten auf die Dauer von mehr als 5 Jahren; Nichtanwend- 
barkeit des Art 815 B. G. B. 

S. ta Ari 1589 B. Q. B. UrtheO (Paris) vom 94. Jnli 18ea 

Zu Art 816. 

1) Theilung; schriftliche Urkunde; Eidesdelattoo. 

Im Allgeineineo reicht nach französischem Rechte die gegenseitige DebereioltaRfl inr 
PerÜMlion des Vertragee hin und ereehelnen die Urkonden nnr nie Beweinaittei Selbet 

da, wo das Gesetz ausdrücklich eine schrifUldie Ürknnde fordert, bat dies i d. R. nnr die 
Badeutun?, da<:s damit der Zcugcnbew«a «nigeediloiaen werden toU (Art. 1341, 1345, 
1346, 1^, 19t!5 , 2044 B. 6. B.). 

Nach An. 1358 B. G. B. lunn nnr dann nun Beweiee einre Vertragee Eidesleistnng 
nidil xngelasa«! werden, wenn snaiuihneweiee »r Ofliliglieit nnd Exiüenx dea Vertragee, 
wie in den Art. 931 , 1076, 1394 und mi B. G. B., thic sriirirtUHic Urkunde vorge- 
schrieben ist. ICine solche .nusnahriT^weisc Hp«itinimunß kann aber in dem Art. 81H B. G. B. 
bezüglich der Theiiungsvertrage nicht gefunden werden. Die Geschichte der Entstehung 
dieaea Artikela epriehl niebt daflBr, dase man eine solche AnenabmeTerfllgong treAn wellte. 

Der Umstand . dass es im Art. 816 heisst . acte de parlage'' und nicht Mos ..partage", 
ist unerheblich, da in vielen Steilen des B. G. B. das Wort „arte" nicht blos zur Be- 
zeichnung einer Urkunde, sondern zur Bezeichnung der Bechtshamliung oder des Rechts- 
gnaehiAes gebranelit wird. Wie in den Ari. 888 B. G. B. acheint der Geaetigeber Im 
Art. 819 ib. nnr an die veraeUedenen Arten von Vertrigen gedneht au haben, dnreh welcbn 
•Ine Gemeinsclian aufzehohen wird. (Vergl. auch Art 985 B. P. 0 ) 

Zwar gibt es bei manchen Theilungen verwickelte Verhältnisse; allein dann mögen die 
lotereaeenten dafür sorgen, dass ihr Interesse gehörig (gewahrt werde. Der Kaufvertrag 
fcnnn nDiweifelhnfl ohne eebriftliehe Drknnde abgeachloeeen werden, obgleieh nneh bei ihm, 
namentlich bei Immobilien, zur Uebertmgnng, Währung den Prifiliga eie., eine eehrilUiche 
Urkunde zweckdienlich erscheint. 

Es kann daher eine Theilung nicht um dcsswillon , weil sie ohne Auf- 
nahme einer schriftlichen Uikunde al)^'eschlos.s('n wurde, als ungillti^' ange- 
sehen und es kann von dem Tiieilungsbeklagtcii dem Kläger der Eid daniber 
zugeschoben werden, ob nicht bereits eine Theiluug zwischen deu Erben 
stattgefunden habe. 

Oarmeladt, 26. Jnnnar 1858. (Rej) Breyer g. Breyer. (Einmerliog 1858. 8. 31.) 
Cfr. Gilbert an Art. 816 B. G. B. Nr. 1 n. 8. 

2) Theilung; schriftliehe ürkonde. 

Wollte man bei einer rigoriisen Anwendung des Art. 816 B. G. B. an- 
nahmen, dass eine Erbschaftstheilung nur durch einen geschriebenen Act 
beniesen werden könne, so geht doch ans dem Art 819 ib. hervor, dasB 
dte grossjjährigen Erben an keine bestimmte Form des Actes gebonden sind; 
das Gerieht kann daher erirannen, dass ans der Vereinigung nnd Zosanmoh 
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tkeDong mehrerer unter den Erben abgeseblossener ConfentUmen nicht blos 
der Beweis einer stattgefandenen mündlichen Theilung, sondern ein toU- 
ständiger schriftlicher Beweis der Theilung zu finden sei; der Umstand, 
dass eine dieser Conventionen von dem einen (abwesenden) Miterben nicht 
unterzeichnet worden, kann nicht in Betracht kommen, wenn nicht dieser, 
sondern ein anderer Miterbe, welcher die Convention unterzeichnet, die 

£xistenz der Theilung in Abrede stellt 

Paris, 20. Februar 1860. (BeJ.) (J. i. P. 1800. 8. 1151.) 

3) Theilung; Verjährung; Ersitzung von Immobilien; guter 
Glaube; Ersitzung von Kibschaftsgütern durch den Mit- 
erben. 

A. Wenn das Gericht, auf dem Gebiete der ihm zustehenden Interpre- 
tation einer Schenkungsurkunde verbleibend) unter Würdigung der that- 
liddidien YerbiltniBse des BeebtsBtreitee erkennt, dass die ScbenlciieiiiiMr 
mr Zeit der Paaeation jener Urkunde bona fide, und daher rar 10- oder 
aojiluigen Ersitsung der ihnen geschenkten ImmobiUen belogt geweM 
aeien, so unterliegt diese rein thatsicUiclie Entsdiflidnng nidit der Kritik 
dea Cassationshofes. 

B. £s besteht keine Rechtspfiicht der Anwesenden, für die Erhaltung 
des Vermögens einer längst verschollenen Schwester zu sorgen und nament- 
lich im Interesse derselben deren mütterliches Vermögen inventiren zu lassen; 
deshalb kann ihnen , sofern sie eine solche Inventarisirung unterliessen, 
hieraufhin nicht der Vorwurf der mala tides entgegengesetzt werden, wenn 
sie von ihrem Vater sich Immobilien schenken Hessen, die zu der mütter- 
lichen Erbschaft gehörten, von ihnen aber als Eigenthum des Vaters ange- 
sehen und osucapirt wurden. 

G. Der Art. 816 B. G. B. erkUbrt iwar die Thdlongsklage ao lange noTer- 
jifarbar, als nicht ein Miterbe die Gfiter der Sncoession wShrend der VeijSli- 
mngastit ausaehliesslich besessen und benutzt habe; dieses steht aber dem 
nicht entgegen, dass der Miterbe, welcher bona fide eine zum Nachlasa 
gehörige Sache titulo singulari von einem Dritten acquirute und als eine 
nicht zur Erbschaft gehörige Sache in Besitz nalun, auch wiUurend der Er- 
sitzungszeit besass, dieselbe usucapirte. 

KeiD QMetz bebt io einem solchen Falle die allgemeine Regel der £r8iUbarkeit auf; 
i$t Alt 816 bat sonftchat nur die erlUeheod« Verj&brang der TbeilungtkUige im Auga 
woA batÜBBl aichto «dier, als da» nur eia Alldabesits dtr EAaMlmAm wtkmA 90 
Jahren von SeilM «Ines Miterbeo di« ErlMchung jener Klage und damit aacb folgaridalf 
des Rechts an den Erbschaflssachen selbst zu begründen rermöge, während ein gemein- 
Bcbaftlidier Besilx, so lange er aacb andauern möge, oder auch der Besitz eines Erben 
far daa Aodan Im Baabi, dia raaUa Thailaiig m varlangen, nia anfbab«. 

D. Der Acquisitiv-Verjährung der Miterben, wekbe titolo sfaigalari von 
dem Tater jene Immobilien acqnirirten, können, obglddi der Letitere den 
lebenslänglichen Nntagennas dea Ton seiner Frau hinterlassenen VermOgeiiB 

gehabt, also jene Liegenschaften k titre pr6caire besessen hatte, die Art 
223^ und 2237 des B. G. B. nicht entgegengesetzt werden; da hier keiner 
dieser zwei Artikel, sondern nur der Art. 2239 ib. in Betracht kömmt, nack 
welch Letzterem Diejenigen , welche von einem precären Besitzer titolo sill- 
jgulari erworben haben, allerdings zu ersitzen im Stande sind. 

Daraatadt, 25. Jimi 1860. (Baj.) Claaa g. Sebrodt. (£mmarliiig 1860l L 14$.) 
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4) Verjihraiig der TheünngskUge. 

Der Erbe, weldier Ton dem Zeitpunkte, wo es ttun mOf^ «ar, BSage 
la eriieben, 80 Jahre verstreicliea Uese, ohne anf endgOttige Tbeilung an« 
atragen, hat arg. Art 816 sein desfallsiges Recht verloren und die früher 
abgeschlossene provisionelle Tbeilung ist eine definitive geworden, da hier« 
nach die TheUongaklagen durch verjährten Beaitatind beseitigt werden. 

Mannhtifli.... (Aanal. 1849/50. S. 110.) 

ö) VerlaasenBchaftsobjecte; Besitz des Erblassers und eines 

der Miterben; Beweis. 

Wenn der Beweis erbracht ist, dass der Erblasser noch zur Zeit seines 
Todes sich im Besitze eines Immdbels befand, welches nunmehr einer der 
Erben besitzt, so haben, Diesem gegenüber, die übrigen Erben ein 
Becht darauf, dass dasselbe so lauge als zur Verlassenschaft gehörig be- 
trachtet werde, als nicht ein besonderes Recht auf Seiten des dermalen 
besitzenden Miterben nachgewiesen wird ; ein längere Zeit vor dem Tode des 
Erblassers aufgenomiiieiies Inventar über sein Vermögen genügt jedoch nicht 
za dem Beweise, dass er die darin verzeichneten Liegenschaften auch noch 
mr Zeit seines Ablebens besessen habe. 

Darnttadt, 18. ItUMT 18B8. (BeJ) Mflllw g. AdooL (EnuMrUaf 188S. L &) 

Za Art 81& 

1) Theilnag; Immobiliar-Yermögen der Ehefrau; provi- 
sioneile Tbeilung des Ehemannes; Klage anf definitive 
Theilnng. 

Der Ehemann, welcher gemfiss Art 818 B. Q. B. eue provisionelle 
Thflilong besOgUdi dar seiner Ehefran, gemeinschafUich mit andern Per* 

sonen, indivise zustehenden Immobilien ohne Beistimmung der Ehefrau ab- 
geschlossen hat, ist befugt, unter Goneurrenz der Letzteren, auch vor Auf- 
lösung der Gütergemeinschaft, gegen die MiteigenthOmer auf definitive 
Theilung jener Immobilien zu klagen. 

Unter einer proTisionellen Theilung ist, im Gegensätze zur definitiven, der Wortbedea- 
tung xufolge, nur eine solche zu verstehen, welche — dem BedOrfuisse einer sofortigen 
Boodanug der VtrwaltaDg ond Btnvlrang d«r fraglidMii lunobiUtn Graflg« kiil«iid — 
TOiitoftg bis zur schliesslichen nnd entscheidenden Tbeilong, in Ansehung aller bis s> 
diesem Zeilpunkte ei fallenden Nutzungen abgeschlossen worden, und bis dahin von voller 
Wirksamkeil ist; es kann mithin das dem MiteigenthOmer gemfiss Art. 815 B. Q. B. la- 
■Nliaii« Eieht, zu jeder Zeil die Aafhebnag der OeoMliMabaft n veriangen, dmil die 
froher •tallgefindeoa Anordmag i» erwihnlea pröviBoriseliaB Maaairegal kataia BeaMo* 
kang erleiden. 

Weist das Gericht unter den angegebenen Verhältnissen die Klage auf definitive Thei- 
lnng als zu voreilig zurück, so verletzt es den Art. 815 und wendet den Art. 818 B. 6. B. 
ftM n. 

Btriia, 4. MI» 1861. (CtaM^ Wiakart f. MUm. (K. A. 16. II. KRK) 

2$ Theilung, provisionelle; Batification; Klage auf Auer* 
kennung einer nleht formellen Theilung. 

Hat em Ehemann, ohne Zuziehung der Frau, Über eine der letzteren 
anerfallene Erbschaft mit den zur Theilung vollkommen befähigten Hiterben 
eine ab definitive beabeichtigte TheHung abgesddoaseo, so lanim dia 
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erwfthnten Miterben gegen diesen Vertrag nicht mehr aafkonunen ttnd eine 
neae definitive Theilung begehren, wenn die Frau zur Zeit der neuen The!« 
Iiingsklage selbst nicht mehr befugt war, jenen Vertrag als für sie unver- 
bindlicli anzugreifen, wenn sie naiiiniiflich denselben bereits gültig ratificirt 
und selbst als definitive Theiluugsuikunde j^H-lteud gemacht hatte. 

Da'Tefxeu sind die Miterben, weil ihnen der mangelhafte Act zur Sach- 
legitiiiKition nicht dienen kann, befugt, die Frau auf Aoerkeunung der fri- 
vatthciluug zu belangen. 

Dtoser Anerkeanuiig kann die Fna neb duram nicibt eolsiehen, weil M dem Qiiasi- 
Oonlnete, weldier Miterben cur Tbeiluag rerbindet, aeeh der bona Ildes (deren Begeln in 
jedem Verlrapsverhälliiiss durchgreifen) es eino Verbindlichkeit fOr Jene bildet, nicht nar 
ZQ Ibtilen , somlern aucli sich wecii^elsiniig nacli vollzogener Theilung in die Lage tu seilen, 
dass Jeder unabhängig voa der Concurrenä des Andern Uber die iliui zugekouiuienen Tbeile 
«u der freberea Gwieinechafl dieponiien, eieb ddier gegen Dritte als auaecbMeeslidi be- 
reebligt legitimiren kann. 

Darnstadt, 29. Jimt 1857. (Bevis.) Beiehert g. Scbackmaan. (Emmerl. 1857. 1. 73.) 

8) Theilnng, provisionelle, swischen Minderj&hrigen und 
Grossjährigen; Klage nnf definitive Theilung. 

8. in Art. 466 B. 0. B. Nr. 1 tt. 2 nnd xa Art 810 ib» 

Zu Art. 819. 

Versiegelung. 
Erster Fall. (Abwesende.) 

Eine Versiegelung ist nicht nur geboten , wenn einer der Betfaeiligten 
Termisst oder verschollen ist, soodem auch wenn nicht alle Betheiligten an- 
wesend oder gehörig vertreten sind; denn „abwesend" bedeutet hier, wie 
sich aus dem Urtexte (non pr^sents) und dem Gegensatzein den b i b n Ah* 
Sätzen des Art. 819 ß. G. B. ergibt, soviel als „nicht a uwesend''. 
Mannheim, 9. .März 1813. (Oberbofg. Jahrb. 1844. S. 281) 
Cfr. Gilbort zu .\rl. üll B. P. 0. Nr. 5. 

Zweiter Fall. (Folgen der NichtVersiegelung.) 

Die Unterlassuni.' der Versiegelung macht eine Theilung nicht unbedingt 
zu einer nur fürsorglichen. 

Die Versiegelung ist keine nolbwendige Fünulicbkeit der Theilung, sondern geht dieser 
lor Sieberung der Heese voreae; nur insoweit die letztere dordi die Dalerlasaoiig 
bealntrichligt wurde, kann daher eine endgültige Tlieilung verlan<;t werden. 

Hannbeim, 1. Min 1845. (Oberbofg. Jabrb. 1844. S. 515.) 

Zu Arl. 823. 

Bichter-Commissar; Substituirung desselben in Theilungs- 

Prozessen. 

Wenn in einer Theüungssache an die Stelle eines verhinderten Richter^ 

Commissars ein anderer zu ernennen ist, so kann dieses nur durch ein von 
dem Gerichte zu erlassenes Urtheil, nicht durch (Ordonnanz des Präsidenten, 
selbst wenn diesem in einem früheren ürtheiic hierzu die Bcfugniss einge- 
räumt worden sein süllte, geschehen. 

Es widerstreitet der das 1- undaiuenlaiprincip der B. P. 0. bildenden Verhandlungsmaxiine, 
Am nf die hi deo Gang des BediieiinUee dagreffendeB Aalril^e der FmMsd anlstfl de- 
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durch Im belrelllsiiide Oerielit ertumnt werde; diflM Anlrfi^, sie mOgm mm die Emmang 

eieee Gonmissars oJer die St< llvcrtretong desselben betrefTon, können nur in der durch den 
Art 9ß9 B. P. O. vorL'CSchricbenen Form erledigt worden; in dieser Hinsicht findet ein CnJer- 
scbied zwUclieu der ersten Lraeunung eines Coinmissars und dessen iiactiiieriger Substi- 
tntioo nicht statt, weil bei der ErlMelimif des arsprOofflieheo Mandates die Saelie ao an- 
zusehen ist, als ob Oberhaupt noch kein Mandat ergangen wSre; es wird daher ein neues 
Urthcil oder \veni£.'<*tens eine Abänderung des ursprOnplichen , in (iO'ii;i««h. it den Ait. 823 
B. G. B. und des Art. 9Ü9 B. P. 0. erlaasenen Drtheils erlorderi, was jedoch nur von dem 
Qerieht selbst ausgehen kann. 

Wenn noch der Art. 387 B. P. O. ntdil mf das Verbhren bei Slellersetanngen der 
Richter -Commissare in Tlicilungssachen anwendbar ersclieint, so ist hiermit doch die 
Einwirkung Jcs Gericht hei ilii'-;iMi Krscizunf^en nicht durch jenen Artikel aus-^csclilosscn. 
Der Art. HO B. P. 0. handelt lediglich von der Substitution emes Kefercnteo, die dem 
Prisidenten, welchem ehn^n die Emennang des Beriehteistaiters sustehti nieht verssgl 
werden konnte, und kann daher so wenig wie der Art. 3S7 , welcher eine besondsre ttt 
sich bestehende Besliniitiung enthält, dem Präsidenten das liecbt Qbertngeni mit AaSaddieS» 
sung des Gerichts einen TlieUnngs-Commissar za ernennen. 

Berlin, 9. Septbr. 1841. (Gass, im Intwesse des Geaeties.) Waldbansen g. Dahlen. 
(K. A. 37 (30). S. 90 11. f ) 

B e 1 1 i n , 26. Febrnar 1844. (Gass, im lolaresie dM Gesettei.) Sebnili g. Sehnüts. 
(K. A. 36. IL 17.) 

Zu Art. 824. 
SachTerstftndige Schätzer. 

& in Ari 466 B. O. B. Nr. 4 Drtheil (Mannheim). 

Zu Art. b2H u. f. 

Eigene ForderuDgen eines Miterben an die Verlassenschaft; 
Theilnngsverhandlnng; Confusion. 

Eia Miterbe, der nicht in dieser Eigenschaft, sondern TermOge dgeaer, 
nidit durch Snecession bedingter Berechtigung bezQgliche Ansprache an den 
NachlasB geltend in machen bat, der sein Forderangsrecht nieht Ton dem 

Erblasser, sondern aus einem mit demselben abgeschlossenen Vertrage gegen 
denselben herleitet, ist in dieser Beziehung ganz wie ein dritter Gläubiger 
zu beurtheilen , dem die Erben des Schuldners — ein jeder für seinen An- 
theil au der Erbschaft — verpflichtet sind, ohne ihn mit sciiuin Guthaben, 
der Abtragung der gemeinschaftlichen Massaschuld, zur Litjuidation des Nach- 
lasses oder zur Provocation einer Theilungsklage verweisen zu kijnnen. 

Die ii^igenschaft eines >literbeo begründet nur insofern einen Unterschied, als die 
Feidemng, welehe derseliie an den Erhiasser hatte, sn dem Antbeil, za welehen er der 
Erbe seines Scliuldners geworden ist, mittelst Confusion erlischt, wfihrend sein Recht Dir 
die übrigen Fordetuncisiheile , unabhftnjzi? von Jen son^ti'^en erlisnlinrilirhen Beziehungen 
und der dadurch begründeten Rechte und Vcil»indiichkeitea, fortbesteht und nach den all» 
genelDeB Nennen mr Geltung und Vollziehung gebraehl «erden kann. 

En bt demnach din Bebanptnng, ds5« ein Milerbe Forderangen, welche Ihn an der 
Succcssion zustehen , nnr mittelst Tbeilnng des Pfacblasses geltend machen könne and dan 
es ihm unter keiner Voraussetzung gestattet sei, vor Liquidation der Mnsse eine beson- 
dere Klage auf L^ifuliung der von dem Erblasser abernommenen Verbindlichkeit anzusteilen, 
tn der Aligefueinheit, in der ele nnf diese Weiee nnfgestellt wird, and die sieh anf daa 
Princip der Erlüschang persönlicher VerbindlieUteiten mittelst Confusion und Oenpensation 
und auf da<( Wesen der nniversitas juris , woran die einzelnen Bethpilisten nnr durch 
Tbeilung bestimmte Ansprüche erlangen können, begründen will, eine durchaus irrigs* 

MOnehen, 18. Üciober 1849. (Eej.) Strauss g. QoU. 
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Zu Art. 888. 

Theilungen, wobei Minderjährige etc. betheiligt sind; Er- 
wirkung der gerichtlichen Genehmigung auf dem Wege 
der requßte. 

Die Gesetz« stellen *!• weseatUebe Bediogong der BeebtsgQltigkeit eiaer Tbeifaiag, 
wobei MlBderjihrig«, Inlerdicirto oder Abvesend« iatereestrt ilod, die Vttnnhine derselbea 
nier der AoCiieht nod Mitwirkung dst Geriefatei uT. Dieser Zweck wird erfalit, gleich- 
viel, ob die Sache an das Gericht In der Form einer Vorladung (par ezploil) des einen 
Interesseotea ao die abrigea, oder in der Form eines geiueiuscbaftlicben Gesueba (per 
requ£te) gebraehl wird. Bei ttroiligen FVtten lunn die riehterliebe Miiirirkviig und der 
AMOprucb des Richters allerdings nur durch die Klage (por «Kploit) berrorgemfen wer« 
Im, weil dieses die einzige rechtliche Form ist, dea Gognar m swiagon, iidi dom Au- 
■procbe des Gerichtes zu unterwerfen. 

Allein wo kein Streit ist, bedarf es dieses Mittels uud der damit ver- 
bundenen Kosten nicht; das freiwillige Erscheinen der Parteien oder das 
an den Kichter geschehene Bittgesuch (rec^uete) genügt, dessen ThäUgkeit 
hfiTTonorufeiL 

(8. dM Hihero si Art. 966 o. f. des Civilpi«nH-0«80td>iidM.) 
Manchen, 25. Apnl 1839. (Gass, im Interesse des GoMlMi.) Dl« AbwtlMUV dtf 
TbMlmgsgomchM der Witlwo Dieta xo B. betreflieiid. 

* 

Zu Art. 837. 

TheilnngSBtatttB; nachträgliche GontestationeB. 

Wenn die betreflfende Parthie nicht aosdrflcldich oder stUlMfawägttMl 
auf alle weitere Ckmtestationea gegen den an^gesteUten Theilungsetatu ver- 

ziehtet hat, 8ö kann ihr das Gericht , ohne die Art 837 B. G. B. und 977 
B. P. 0. zu verletzen , nach den besondern Umständen und nach Lage der 
Sache, auf ihren Antrag und auf den Bericht des zur Leitung des Verfah- 
rens committirten Kichters, einen neuen Termin zum Zwecke protocellariBCher 
Aufnahme solcher weiterer Goutestationen bewilligen. 

Weder das B. Q. B., noch die B. P. 0. enthalten eine Bestimmung, woraus xa enb- 
■iduBSB wire, dass alle Streitigkeiten, die sich im Laufe der vor den Notar TerwleswiiB 
VirlutadlaiigMi timt geriehlUdien TbeilangSTerfalirent switdien den PartUeeB «fgriMB 
mochten, ia einem und demselben Termine oder in einem einzigen ProtoeoUe, bei Strafe 
des Ausschlusses oder der Verlnstigang der AosprQclie' und Einreden, geilend gemacht 
werden müssen. 

Darmatadl, 901 Juni 1816. (Bej.) DOrhofer g. Zelentino. 

Za Art. 840. 

1) Theilung, formlose; Concurrenz von Minderjährigen. 

Wenn in einer Theilung, wobei Minder jäh^r ige betheiligt sind, Liegen- 
schaften weder in Stücke getheilt, noch versteigert, sondern einem Miterben 
um den Anschlag zugewiesen werden, so ist die Theilung nur als eine für- 
sorgliche zu betrachten; denn es ist hierdurch die Vorschrift des Art. 838 
resp. 827 B. G. B. verletzt. 

Mnnnhaim, 15. AprU 1841. (Obwrhofg. Jahrb. 1840/41. a 4SI) 
„ n. Febmar 1850. (Zentur, Magas. B. lY. 8. 4&5.) 
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2) Theilnng, formlose; gerichtliche Genehmigung. 

Eine Thdlong, welche nicht nadi den Yors^iriften der Art. 819—886 
B. O. B. vorgenommen wurde, wird durch Ertheilung der oberrormund- 
sehaftlicben Genehmigung keine endgültige; denn die Yorachrift des Art 840 
lautet ganz allgemein und unbedingt 

Manaheim, 4. Hofwober 1641. (OberiiQ%. JM. 1842/43. 8. U^) 

8) Theilungsverfahren; Beobachtung der Förmlichkeiten; 
Wirksamkeit gegen nicht mitconcnrrirende Interessenten. 

Aus den Bestimmungen des Art 840 B. G. B. kann nicht gefolgert 
werden, dass, sobald nur die gesetzlichen Förmlichkeiten bei einer Theilnng 
beobachtet worden sind, dieselbe auch solchen Personen entgegengesetit 
werden könne , die — obgleich Mitbetheiligte — nicht zu derselben zuge- 
sogen wurden; jenes Theilungsverfahren lässt vielmehr, den allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen gemäss, die Rechte dieser (auch nicht durch andere 
Theilungs-Parthieen dabei repräsentirtenj Mitbetheiligten intact, und es kann 
den Letzteren gegenüber aus demselben kein Beweis, nauieutlich über den 
Bestand der vertheilteu Masse, eutuommen werden. 

Darmttadt, 17. August 1857. (Rej.) Salm g. LSb. (Emmerling 1857. I. 80) 

4) Theilung; Beobachtung der Förmlichkeiten des Theilungs- 
verfahrcns; Nichtconcurrenz eines Miterben. 
Sind bei einer Theilung, bei welcher Minderjährige oder Abwesende 
betheiligt sind, die Vorschriftoi der Art 819 — 836 beobachtet worden, so 
kann solche durch die Behauptung emes Miterben, dass er nicht miftgewhrkt 
und sie nicht anerkannt habe, nicht als eine blos liBrsorgliclie wieder besei- 
tigt werden; denn gerade durch die Beobachtung der-gesetslichen Fdrmlich- 
kdtmi ist die Theilung allen BetheOigten gegenüber endgfiltig geworden. 

HMohein, 9. Ufin 1843. (ObMbo^. Jahrb. 18C1 8. »9 n. 381.) 

6) Theilung, formlose; Nlchtzusiehung eines nicht gegen- 
wärtigen Miterben. 

Eme Theilung, welche ohne Voriadung des an einem bekannten Orte 
Ahwesenden vollzogen wurde, ist eine blos fürsorgliche, selbst wenn ein 
Abwesenheitspfleger für den Betreffenden aufgestellt und zugegen war. 

Der nicht anwesende Erbe braucht sich nicht gefallen zu lassen, dass ihm gleich einem 
an uubekauat«u Orte Abwesendea (SaU 112 u. 113 d. bad. L.-1C) ein Pfleger voa Kicbter- 
•Btiwegea bMldlt w«fd«. 

Maanbelm.... (Obeibofg. JUurb. 1846/4«. S. 492.) 

6) Theilung, formlose; provisioneile; minderjähriger Miterbe; 
Wirkung; Klage auf definitive Theilung. 
Sbi unter Ooncurrens des Vormundes ^es Muiderjährigen aufgenom- 
mener TheÜungsaet, bei welchem die Vorschriften des Art 466 B. 6. B. 
ausser Acht gelassen wurden, kann nur als eme provisioneile Theflung 
angesehen werden, und es kann daher von aUeu Contrahenten, selbst den 
Grossjährigen, eine definitive Theilung begehrt werden, sollte auch nach 
Inhalt jenes Actes beabsichtigt worden sein, eine Tlieilung, dem Eigen- 
thnm nach, abzuschliessen. 

(S. 2U Art. 466 B. G. B. Nr. 2 das Nähere.) 
DarrasUdI, 3. Ooober iä42. (Bej.) Griiwohl g. Qm. 
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7) Theilung, profiBioieUe (fürsorgliche); BechtamiUel; 

neue Theilung. 

e 

Eine nach dem Gesetze nur als fürsorgUch zu betrachtende Theilung ist 
nicht durch die Anfechtungsklage des Art. 1304 B. G.B., flOnderA durch die 
Erbtheilungsklage (Art. 81G ib.) zu beseitigen. 

Die blos fürsorgliche Theilung hebt näuilicb die üemeinschal^ des Miteigentbuuis (Art. 
815 B. Q. B.) nicht auf, soodem fohrt nur eine Tli«ihiBg <M Qtnattttt bin snr Voruhmn 
der endgtütigen Theilnng bsrbd. Ans demselben Ontnte kann ih Klage ton jedem Be- 
fhtB1 ^«<f« erhoben werden, so lange sie nicht verjihrt, oder die Theilnng von isajenlgeii, 
la dessen Vorthcil die Förmlichkeit zu beobachten war, anerkannt ist. 
Mannheim.... (Oberbofg, Jahrb. 1847/48. S. 319) 
(Oberlio%. labil». 1868/53. 8. Uft.) 
„ 0. September 1861 (AnnaL 18S&. S. tCI.) 

8) Theilung, formlose; Becht des Grossj&hrigeu, eine form- 
lose Theilung anzugreifen; Klage auf definitive Theilnng. 

S. xn Art. 466 B. 6. B. UrtheOe (Berlin) von 31. Jaanar 1836 vad 18. Vovbr. 1813, 
vi n AiL 818 0». Urtbea (Berlia) wm L Hin 1861. 

Zn Art. 841. 

1) Erb-Betractsrecht; Shegemeinschaft; Preis bei sncces- 
siven Cessionen; Realanerbieten. 

Kach dem Ableben des Ambros Kamp cedirtc dessen Wittwe zweiter Ehe ihre Rechte 
auf die Götergemeinschaft an G. Michler für einea Cessionspreis ron 50 fl.; etwas später 
cedirte dieser Michler die von der Wittwe Kamp ihm übertragenen Rechte an H. Krieger 
Ar die Sanne tob 300 IL Z« der GlMergemeiBieliall den Anbroe Kanp «nd feiner ivei- 
leo EhefrM geborte aooh deiaen Anthcil an der (beweglichen) Gatergemeinschaft seiner 
ersten Ehe und an dem beweglichen Vermögen, welches Ambros Kamp von seinem vor- 
verstorbenen Sohne Anton Kamp ererbt hatte. Ua aucb die Qatergemeiosebafi erster i-.he 
und die Nachiaesenscbaft den Anten Kanp noch niebt getbeilt waren, eo aleIHe Krieger 
gegen die Kinder erster Ebe — Bbefiran Immerschitt und Consorten — eine Klage awf 
TheUnag der Qatergemeinschaft erster und zweiter Ehe und des Nachlasses von Ambros 
• Kamp an. Die Beklagten machten hiergegen, gestützt auf den Art. 841 B. G. B., das 
Erb-Ketractsrecbt geltend, wobei sie sich erboteu, dem Kliger den von Michler bezaUtdi 
Pvels von 60 A. an beiablen. Dvreh Oitheil des Greesb. ObergertcUa «nrden die Beklag- 
ten ala nit ttuem Belraets- Begehren zulässig und der angebotene Preis als genOgend er» 
Ufirt Dieses Urtheil wurde eassirt und von dem Cassationshofe ausgesprochen: 

A. Die Kinder erster Ehe des Ambros Kamp waren nicht befugt, gegen 
Krieger, als Cessionar der zweiten Ehefrau, bezüglich deren Anspruchs auf 
die zwischen ihr und dem verlebten Kamp bestandenen Gütergemeinschaft 
zweiter Ehe das Ketractsrecht geltend zu machen. 

Denn 1) der Art. 841 spricht nur von einem eobdritieri nidrt aber einen eeptr» 
lageant und einer eonnananld; 

3) die Wittwe ^^»"f erscheint nicht als cob^ritike ihres Ehemannes, sondern nur als 
cop.irlaizeante, als ehegemeinschaftliche Ehefrau wegen der stattgehabten Götergemeinscha^ 
in welciie wieder die von dem Sohne Anton Kamp ererbten Mobilien geflosaen waren; 

3) bezüglich des NaddasNB diesen Anton Kamp bette die WHtwe Kanp keine Sib- 
anspracbe, sondern nnr einen Anepmcb aif die dnani bi Ibra EhegeneinBdiaft gehMlgMi 
Aosst&nde ; 

4) der Art 1476 B. Q. B. verordnet keineswegs, dass das, was vom retrait auccea- 
soral gelte, auch auf die Veriuaserung ebegemeinschafUicber Beebte ausgedehnt werden 
BoUe, bezeiebnet vielnehr diejenigen BeiÜ nman gen apedeU, welehe ana den Iflel »to« 
der Erbfolge ftr die Tbeihiqg vier MUerben" auf die Thnbng der e enwianiHd Aawen- 
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Ifang Wbti eoU; falermter bi aber Hb RetreelabefbflBin der Mllerbea oidrt begriffen; et 
geelitiet somit die graiamatische luterpretation eine Anwendung der Art Ml n. 1476 anf 

den vorlicgcndeu Fall nicht, von dem Gel)raucli logischer Interpretalionsref^oln kann aber, 
bei klaren Worten eines Ausnahmsgesetzes, nach 1. 14 u. 162 D. de legibus, welche hier 
A ftitM feflto vwi Bedeutung erseheineB, liehl dto Bede eeh. 

B. Zur ZoUsBigkiit des Bdnusto ist es, in Ermanghmg einer desiall- 
rigcn Bestiimniing des Art. 841, nicht nothwendig, dass der za restttoirende 
Ceeeiongpivis Yorher realiter offerirt werde; es dorfte vielmelnr sngemesseD 
endieinen, YOrerat die Betractssumme geriddüch bestimmen m kM»e&, irail 
deren Crr6sBe ungewiss sein kann. 

C. Der Betrahent hat, wenn der ursprüngliche Gessionar weiter cedirt 
hatte, ebe ihm noch der Retract angekündigt worden war, um gegen den 
weitereu Gessionar das Retractsrccht ausüben zu können , diesem dasjenige 
zu offerircn, was er — der nachfolgende Gessionar — bezahlt hat. 

Der Art. 841 hat nur eine einmalige Cession, nicht den Fall im Auge, wenn der ur- 
epraoglicbe Gessionar an einen ÜritleB weiter cedirte; der letztere Fall muss daher nach 
AnleiMiig des Art. Ml in Verbiodmg mil aagenMinea nditUcbeii Orondsilsea beortlMill 
werden; nun will aber der Art. 841, indem er den Miterben das Ketracisrccht gibt, nach 
dem Priucip, dass Niouiaud sich mit dein Schaden eines Andern bereichern solle, deip 
Gessionar keinen positiven Schaden zugefügt und das erstattet haben, was er bezahlt bat; 
wohm folgt, daii avdi der swelle Ceaiioiiar nur dam Terbmden sefn kaan, das Belrael»- 
ledrt g*gM dcfa ausüben zu lassen, wenn ihm ofTerirt wird, was er beubll bat 

Darmitadt, 10. Jaoaar 1887. (Gaia.) Krieger g. £rbea Kaap. (Btaeinh. Archiv 
Bd. iV. S. 240.) 

Cfr. ad A. Gilbert so Art. 841 B. G. B. Nr. 35 a. 43 und xu Ari 1416 ib. Nr. 4. 
ad B. Gilbert an Art Hl ib. Nr. W. 

2) Erb-Retract des Intestaterben gegen den Gessionar 

eines natfirlichen Kindes. 

Der Intestaterbe, welchem nach dem Gesetze ein P>banspruch auf ein 
Viertheil des Nachlasses zusteht , ist befugt , gegen den Gessionar des natür- 
lichen Kindes, welches als solches drei Viertheile der Nachlasseuschaft in 
Anspruch an nelimen bat, das Betraetarecbt gemiBB Art 841 B. 0. B. aoa- 
saflben, selbst wenn an erwarten steht, dass wegen der testamentariscben 
Anordnong Yon Partieular'Legaten nichts filr den Intestaterben abrig blei- 
ben werde.. 

Wenn aneil die Gesetz dem anerkannten natOrlichen Kinde den Titel und die Qualitit 
als Erbe versagt, so gewährt es ihm tinch ein Reclit auf den Nachlass seiner Eltern, folg- 
üch auch die ihm zur Feststellung des (^uautuuis dieses Anspruchs und zur Liquidation der 
VerhiMiiMiMA Mlhwendiga Khge. Diese Klage rieblel sieh Mufa den Bestimmungen ded 
Knp. 6 TÜ 1 B. 3 B. G. B,, unter welchen die Befagniss , jeden crbfremdeo Cessioanr 
aus der Tbeilung zu entfernen, inbejyrifTen ist. Wie nun diese Befugniss dem natürlichen 
Kinde, dem Gessionar des Intestaterben gegenüber, zusteht, so muss sie, nach dem Grund- 
satze einer gerechten Gegenseitigkeit, aneh dem Erben gegen den Cessiooar des uatarlichen 
Kleiee «oevtannt witien. Wenn «oeh iordi Fwlionki^L«iMi dai den laMetatiriMa ohne* 
dies Zukomrnende absorbirt sein sollte, so bleibt deraslbe dodi Brbe und ist in dieeer 
Qoaliiät zur Ausübung des Erb-Uetracts berechtigt. 

Kann man den Art. 1701 ib. anf den Ceesionar von Erbrechten anwendbar halten, so 
kann dieier ildi jedenftUe nnr dann darauf beliehen, wem er in eignen Kunen, in Oe- 
iiinrtMrtt einen sinMittgen THels, aleh bwättt rwr der (Men bor dem BeeHie der Hneli- 
Imensehaft befand. 

Paris, 16. Juli 1861. (Rej.) (J. d. P. 1862. S. 368.) 
Cfr. GUbert zu Art 841 B. 6. B. Nr. 24. 

17. 
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Zu Art. 842. 

Theilmig, entworfene; Klage auf VolUng. 

Die auf eine ErUfaeaniig gebaute Klage anf Volliug der entwofftnen 

Theilang findet nur statt, wem die Theilang Yon dem ifa^iM^i^-ff ^ gM|w 
kannt ist. Fehlt es hieran, so muss die Klage gegen sftmmtlidie Miterben, 
die nicht mit dem Kläger halten, als Beklagte dahin gerichtet werden, dasB 
die Theilung als vollzugsreif richterlich erklärt werde, bevor gegen den. 
Einzelnen der Vollzug wklich gefordert werden kann. 

Mannheim, 13. Aqgut 1840. (Oberbofg. Jahrb. 1840/41. S. 469.) 

Zweiter Abeclmitt. 

Von den Einwerfungm (rapporU). 
(Art 843—869.) 

Zu Art. 848. 

1) Devolution nach ehemaligen churkölnischen Statuten; 
CoUationspflicht der Kinder erster Ehe bezüglich der in 
dieser Ehe errungenen Immobilien. 

Zufolge der Statutar- Verordnungen des ehemaligen Ertstifts Köln aollen die während 
der Ehe erworbenen unbeweglichen GOlw, nach aufgelöster Ehe, den dann erzeugten 
Klniem TwUtOtMi und iani U«b«rl6b«nim der Ettcm wird wir dir MbenUa^iAe Hi«H- 
bruMb dina vorbatellao. J)«r^idien Gaier fallen also ▼mnOge dlsMr Itorohlu» all 
wahres Efgenttom anf j«M Kinder, iobald die Ehe dnrdi daa Ablehen dee einen der Ettera 
aufgelöst wird. 

Diese Kinder sind daher, da sie die fragliche Immobiliarschaft nicht 
durch die Freigebigkeit des überlebenden Ehegatten, viehnehr nach dem 
Statut erhalten, nicht verbunden, gemäss Art. 843 B. G. B. nach dem Tode 
des Letzteren deshalb irgend etwas ihren Miterben gegenOber zu couferiren. 

Bai der Valer eolehe InunobiKen in eeinem Wlllwenetande vericanfl, den Prda «in- 
genoninien und den Kindern hierAlr eine Schuldverschreibung aosgestellt, so stellt sich 
dieeee als eine aufrichtige Forderung der Kioder erster Ehe an den Vater dar; wie schon 
an sich selbst eine solche Forderung jede Idee einer Collation zu Gunstou der Miterlaa 
(Kinder zweiter Ehe) aneeehliesst, so kann keine CoUalionspflicht fOr Erstere bestehen, 
wenn man die von den Vater oontrahirte Schuld als Surrogat des von ihm rerinseettSB 
Eigenthuins seiner Rinder ansehen wollte, da dieses Kigenthum selbst, wenn es nodi ioi 
Besitze des \aters gewesen wäre, keiner Collation unterworfen gewesen sein wQrde. 

Berlin, 24. März 1820. (Gass.) Küpper g. Faber. (IL A. 2. II. 6L) 

2) Handgeechenke; BefreinDg Tom Rapport 

Da die Handgeeeheuke nidit noChweiidigeriveise todi Bapport Mreit 
Bind, wenn nicht die Abaidit des Schenkgebers , sie hierfon m befreien, 

dargethan wird, so ist es an dem Richter der Thatsache zu prOfen und 
festzustellen, welche Absicht der Schenkgeber in Wirklichkeit hatte; das 
Erkeimtniss kann demnach die Art. 8i3 und 919 B. G. B. nicht verletzen, 
wenn der lUchter durch eine Würdigung der Prozessacten und der Familien- 
papiere zu dem Ausspruch gelangt, dass der Schenicgeber eine Befreiung 
von dem Rapport beabsichtigt habe. 

Paris, 19. November lS6i. (üej.) (J. d. P. 1862. S. 390.) 
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8) Rapport; TerBGlil eierte BeheBkang in ei^em Vertrage; 
Yergleieh; factiscbe Entscheidung. 

A. Stellt sieh ein Yertrag als ein gegenseitiger Vergleich der, dnrdi 
«eldien ein jeder Gcntrshent mnldist nnr ffir sein eignes Interesse sn pro- 

spidren, nicht aber gegen den Mitcontrahenten eine Liberalität zu Oben 
beabsichtigt f und bei welchem überdies in Hinsicht auf die darin enthal- 
tenen Verpflichtungen dem Richter kein Anhaltspunkt gegeben ist, um über 
den relativen Werth dieser Verpflichtungen im Verhältnisse zu einander 
urtheilen zu können, so kann auf einen solchen Vertrag der Art 653 B. G. B. 
keine Anwendung finden. 

Denn indem dieser Artikel rerordnel, dsM ein dem Mitorbeo ▼ertragsmtsaig zuge« 
wandeter iaüreeter VoräMil orafWrt mHm mflM«, mW er — Ib Gemlasb«» der allge- 
meinen Nator der Collatioa, welche nur biieldillieh desjenigen eintritt, was der Erbe fDr 
seine Person Tom Erblasser mittelst eines nnentgeltlichen Rechtstitoli erhalten oder 
zufolge dessen Testameota zu fordern hat — anstreilig die gratnite Natur des gedachten 
Vortheils, nil «ndero Worten Toraas, daai der Vertrag eine verschleierte Schenkang ent- 
halte, «Ii aber btrtgUeh «Ibm Veriragi der erwilmtaa AH iiieM belHnptel weiden kann. 

B. Wenn das Gerldit demohngeachtet erkUrte, dass ans einem solchen 
Vertrage ein sn oonferirender Vortheil entstsnden sei, so kann dessen Urfiieil 
nor als ein male jodicatem angesehen, nicht aber nm desswillen die CSassa- 
tion ausgesprochen werden. 

Eine fndirecte VergOostigang kann dem Miterben aneb in etaem onerosen Vertrage 
za(;ewendei werden ; in den einschl&glgen Gesetzesslellen aiiid die Voraussetzungen nicht 
fixirt, unter welchen ein arantage iodlrect anzonehmen ist; eben deswegen muss aber der 
Bewele, daie dieaee der Fall eei, daea eine veradileiefte Sidienknag voriiege, aoa den 
Umstfinden nnd der Beschaffenheit eines jeden einzelnen Falles entnommen werdetti «onaeh 
also eine hierober ertheilte richterliche Entscheidung Caetischer Natur ist und, wenn aie 
auch den vorltegenden thateiehlieben VerUUiniasen nicht entepreebeo aoUte, der Caaaatiein 
nicht anierliegt. 

C Wnrde einem Miterben durch einen gegenseitigen onerosen Vertrag 
¥on dem Erblasser dn indirecter Vortheil zugewendet, welcher gemftss 
Art $58 B. O. B. Yon Ersterem zn conferlren ist, so kann die Veijähmng 
dieser OoUations-Verbindlicfakeit erst vom Todestage des Erblassers za Isafen 
beginnen. (Art 2257 ib.) 

Daraiatadt, 18. Min 1811. (B^) Maur g. Zaba. 

4) Schenkung unter Befreinng von der Einwerfnng; testamen- 
tarisehe Setsnng auf den PflichttheiL 

Ein Erbe, welcher avsdrflcklich oder doch so, dass diese Absicht des 
Erblassers ans dessen VerfiBgnng sich ergibt, ein Gesdienk snm einwarfe- 
freien Voraus erhielt, wird dadurch nicht zor Einwerfimg verpflichtet, dass 
der Erblasser in einem späteren Testament ihn auf den Pflicbttheil setzt. 

Das Gesetz schreibt nirgends tot, daas die am Schlüsse des Art. 843 B. G. B, anf> 
featellte Regel bei dein, auf den Pflichttbeil gesetzten Erben nicht anwendbar sei. 
Mannheim, 29. September 1855. (Zentner, Magaz. Bd. II. S. 469.) 

5) Stillschweigende Befreiung von der Einwerfung. 

Erster Fall. Die Befreinng Ton der Einwerfung kann auch still- 
schweigend geschehen. 

Das Gesetz schreibt einen bestimmten Ausdrack nicht vor, sondern es genügt, wenn die 
Absicht 499 ^rblaaiers fos dem ^osammdohang der gelroSeneo Verfdffwigeo oder aus gleicb- 
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gellenden Auairilfltai lieh «HathM IlMl. (Alt IlW B. 6. & md ff» fiftte 1100 

Bad. L -K ) 

Maunbeiiii, 9. Mai 1823. (übertaofg. Jahrb. 1823. S. 60.) 

». September 18S& (ABnalen 186». & m) 
Cfr. Ollkert xa Art. 843 B. 0. B. Nr. 24 and 25. 

Zweiter Fall. Eine wiche stillschweigende Befreiung ist anzuneh- 
men: a) wenn der Erblasser sagt, dass alle Vermichtnisse als unentgeltlich 

anzusehen seien. 

Mannheim, 9. Mai 1823. (Oberhofg. Jahrb. 1823 S. fiO ) 

b) Wenn bestimmt ist, dass von einem Kapital, welches der Erblasser 
von einem seiner Erben zu fordern hat, die Zin.sen erst vom Todestage be- 
zahlt, die verfallenen und bis dorthin ver&llenden aber geschenkt sein sollen. 

Mannbeln .... (Oberhofi;. Jahrb. 1M7/4S. 8. S27 ) 

C) Wettschlagung eines Conferendums mit einem Prälegat. 

In einem zwiechen B., H. und L. anhängigen Tbeilongeverfahren wurde nach dem Ab- 
kbM ihrer btUta EHtnt, nil Qeoehmigung der tlniBillichen Kinder, tob im nr Tbeihng 
aoamiltirtea Netar der Naehlass beider Eilem bei Aarttelioog dei TMIvngastatae alt ein« 

ungetrennte Masse behandelt und diese lu gleichen Theilen unter die Kinder verthellf ; nun- 
mehr contestirte aber das eine Kind, B., den Status, weil der Notar luit Unrecht eiueui 
andern Kinde, H., einen beatimmten Betrag, den das letztere (II.) zufolge Testaments des 
Talers m conferiren balle, nicht aar Last gesetzt habe; H. prodveirte dagegen im Laafe 
der C intesiations-Instanz ein Testament der Mutter, vronaeh H., iiu Falle die flbrigen 
Kinder mit Krrolg die Conferirung jenes Betrags veriSQgen «SrdtQ, einen gleichen Betrag 
aus der Masse zum Voraus haben solle. 

Unter iSmtm Diullnden hiHe nun iwar der Oonlealanl B. eitte getrennte A«fetet1m»g 
der ciweliieii Uaasen und zu dem Ende die ZnrOcIiTerweisung vor den comniittirten Notar 
beantragen können , um darzuthun , dass jenes Vcrmichtaias die portion dieponibl« der 
mütierlichen Verlassenscbart aberschreite; 

Hat er dies aber nicht gethan, so kann er nicht die Geltendmachung 
des mütterlichen Prälegats als eine, nach dem Grossh. Hess, neuen Thei- 
lungsgesetze verspätete und nicht mehr zulässige Coutestation des Tbeilungs- 
fltatos bestreiten, vielmelir erscheint die Beruf ong auf das PrSlegat nur als 
eine, gemäss Art. 464 B. P. 0. selbst noch in der AppelUnstans anlissige 
Verth eidigung gegen die Oontestation von B., und es wurde mit Becht 
der Antrag auf Gdlation Terwoifen. 

Da ea sich nur von der Theilung einer und derselben Masse handelt, in welche H. zu 
conferiren and aus welcher er einen gleichen Betrag im Voraus zu bezieben hat, so sind 
die Verhältnisse ganz dieselben wie in dem lalle, wo es sich von der Verlassciischaü 
•fnef Erblaasera handelt, der einem sdner Erben einen Ton demselben an conferirenden 
Betrag im Voraus vermacht hat, in welchem Falle ebenfalls nicht von einer Collationa- 
pflicht und von einem Rechte auf Vorempfang als neben einander bestehenden Verhähnissen 
die Bede sein könnte, sondern die Cullationspflicht als nicht mehr bestehend angesehen 
irtrioi nasale, sobald das Prälegat geltend gemacht wird. 

Dnrmtladt, 1. Otlober 1861. (Bej.) Beet g. Hildebnmd. (BamerL 1861. 1. 132.) 

Zu Art 845. 

1) Recht des verzichtenden Erben auf die Schenkungen; 
Auslegung nach Bad. Landrechte. 

Die Worte des Bad. Landrechts: „sowdt sie den gesetzmässigen Betrag 
nicht überschreiten ", beziehen tkk nicht nur auf VermAchtnisse, sondern 
«ndi auf Schenkungen. 
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Die grammatikalische Auslegung lässt dies zn; der Drtezi sollte doreh die, nur in der 
Redaction fehlerhafte Uebersetzung nicht geändert werden, und der Zweck des Gesetzes ist 
oiTenbar die Sichersiellung der Notberben gegen Yerleixuog des PfliebtiheiU, welcher Zweck 
merrddil Uafbl, tobald der HoMicrli« dwdi V«flBgiag lurter LabMdn m Miaen Fflidht- 
Iheil gebracht werden kann. 

Mannheim, 1. Februar 1830. (Annalen 1833. S. 236.) 
„ 21. October 1859. (Annalen 1860. S. 246 ) 

Entgegengeeetat entschieden, weil der Zwischensatz, so wie er in der allein 
naneegebendei Uebereeinmg leuM, grunnuttikallseli nnr anf VernftehtBieee beaogeo 
werden kam, and daraus, dass nach dieser Auslegung der verzichtende Erbe empfangene 
Schenkungen unter Lebenden behalten darf, nicht felgl, dait eokhe niellt der Miada- 

mng nnterliegeo, wenn sie den Pflichttheil verletzen. 

Mannheim.... 1833. (Oberhofg. Jahrb. 1833. S. 455; Amal. 1833. S. 378.) 

2) Kecht des verzichtenden Erben auf die Scheukang; 
Umfang des Innebehaltungsrechts. 

Der verzichtende Erbe kann die Schenkung nicht allein bis zum Betrage 
seines Freitheils, sondern ausserdem noch bis zum Betrage seines Antheils 
an dem Vorbehalte zurückbehalten. 

Der Vorbihallserbe bat den Pflicbttteil niebl ab EtU, aondini all Kind, arg. Art. 913 
B. 0. B. , in Anipnieh n ndmien. NldHrenehenkbar ist nnr derjeniga yennflgenattail, 
durch welchen sich eine Verkflrzung des Pftichttheils ergibt; eine solche ßndet aber niemals 
statt, wenn die Schenkung an eines der Kinder geschieht und solche nicht mehr beträgt, 
als der an einen Fremden verschenkbare Vermögenstheil und der eigene Pflichttheil des 
beadieiiklm Ktwdea, 

Mannhelm» 14. Mirt im. (OberhnTg. JMMi. Ittl/SS. & Sl.) 

Entgegengesetxt entschieden, weil der Torhehallsorbc nur als Erbe auf den 
Pflichttheil Anspruch machen kann und dieae Eigemehafi doreh Veniehtlelalnag (Art. 786 ib.) 
schlechthin verloren hat. 

Vannkein (Hofg ), 21. Oelnbar 18801 (AmMlaa 1860. S. H7.) 
Orr. eabert n Art. 816 B. G. B. Kr. 1 f. 

d) Tlieiliiiigaklage; Versieht des beseheiikteii Miterben; 

Znrflekbalten im Prosess. 

Hat nach angestellter Theilungsklage ein Miterbe anf den Nadibu» des 
Erblassers verliebtet, am sich an der zn seinen Gunsten vom Erblasser ge- 
troffenen Schenkung sn halten (Art 845 R G. B.), so kann dessoi Antrsg, 
ihn nnoBiehr, da er gemiss Art 786 ib. nicht mehr als Erbe betrachtet 
iverden kOnne, aosser Prozess zu setzen, abgewiesen und erkannt werden, 
dass er im Prozess zu verbleiben habe, um mit den Miterben die Frage 
anszatngen, wie hoch sich das disponible Vermögen belaofe, und ob nicht 
hiernach jene Schenkung der Reduction unterliege ? 

(Cfr. XU Art. 785 B, G. B. das Nähere.) 
Paris, 19. November 1861. (Sej.) (J. d. P. 186^ S. 538.) 

Zu Art 848. 

pflichttheil (röserve) des Enkels; verfügbarer Theil; 
CoUattonsi^flicht des Enkels. 

Erster Fall. Derjenige, welcher nicht als Repräsentant seiner ver- 
storbenen Mutter, sondern zufolge eigenen Rechtes, zur Erbschaft seines 
mfltleriichen Ofoesfatew gelangt, ist niemals ?efpflkfatet| anf seinen Pflicht- 
theil eise Sehenknng, welche der Grossvater der Matter, wemgleich onter 
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dem Titel einer Erbschaftavonmigabe, gemacht hat, in Abreohnong bringen 

zu lassen. 

Es kann allerdings ndllii^ werden, um das verfügbare Verniögcn festzustellen, die der 
MuUer gemachte Schenkung fictiT mii dorn übrigen Nacblass des Grossvaters za ver- 
•inigeii; altein wenn lieh herantttellt, da» diaae Sebenkong tea TtrAlgbara Yermogan 
niebt flberscbrcitct, ao bat er wegen derselben nichts auf seinen Pfliebllheil zu imputiren; 
flbersteigt dasjenige, was der Grossvater verschenkte, und dasjenige, was er Dritten Icgirte, 
den verfügbaren Theil, so Taücn vorerst die Legate weg, und dann erst kann von einer 
Badnetion der Seiienkwig die Beda lebi. (Art. 848 » 913, 920, 9» nnd 9n B 0. B) 

Parti, It, llmibar 1860. (Oaaa) (I. d. P. 1861. S. 353) 
Cfr. Caia. 23. Juni 1857. 

Zweit er Fall. Schenkte A. seinem einzigen Kinde B. , einer Tochter, 
bei ihrer Yerhciratluing eine Summe von 6000 Francs , starb diese Tochter 
vor ihm mit Hintcrlassiini? von Kindern. C. und D., welche demnach nicht 
als Repräsentanten ihrer Mutter, sondern zufolge eignen Rechtes zur Erb- 
sdiaft des Grossvaters gelangen, so haben C. und D., sofern das ihrer 
Mutter Geschenkte nicht den verfügbaren Theil überschreitet, diese Schen- 
kung nicht auf ihren Ptiichttbeil zu iraputiren; die Schenkung ist blos fictive, 
zur Berechuung des verfügbaren Vermögens des Erblassers, zu rapportiren; 
spfttere Schenkungen und YermflditniflSB des Letzteren sind nur insoweit 
wirksam, als die frohere Sdienknng zu Gunsten der Matter nidit bereits 
die verfügbare Quote erschöpfte. 

Der Knkcl ist, (^'cmiiss Art. 848 B. G. B., nur dann Tar|>flieli(el , di« aainar Mnttar 
ziipewendete Schenkung in den Nachlass des Grossvaters in rapportiren, wenn er nicht 
zufolge eignen Kechtes, sondern als Bepr&sentaot der MuUer den Orossvater beerbt. 

War dia UMa daa ainxlga Kind daa Oroasfalwa nnd vnr dtaaam Teratorben , »n be- 
dOrfen die Eniial, gamlaa Art 739; 740 nnd 7<§ Ib., niebl der aladann nnnatbigen Ftetfon der 
Repräsentation, sondern sie kommen zufolge eignen Rechts zur Erbschaft des Grossvaters 
und haben demgemäsa ein eignes Recht auf den in der UfilHo beslehemlen Pflichtlheil 
(Art. 913 und 914 ib.) Nur fictiv ist, um festzusetzen, wie hoch sich der verfügbare 
Tbaü bereebnel, daa Ihrer Ifntter Geaebankte mit dam hinteriaaaaaan VennOgan an vareinifan 
(Art. 922 ib.); hintcriiess dar Orossvater ein VarmOgcu von 6500 Francs, so ergibt dieses 
verbunden mit dem Bctraipe von 6000 Francs , welche derselbe der Tochter geschenlil 
hatte, zusaiuHien 12,500 Francs; es betr&gt also das Vermögen, über welches der Gross» 
Tatar frei Terftlgen konnea, ebenao wie der Pfliebllbeil der Enkel 6980 fVanes , also m4r 
als die geschenkten 6000 Pranes; die Enkel haben daher wegen diaiar SdieiitttBg m Onniien 
ihrer Matter nichts in Wirklichkeit einzinverfen , vielmehr ihren Pfliehttbeil aus der 
Nachlassenscitaft anzusprechen, und nur der Kcst des verfügbaren Vermögens ad 250 Franca 
bleibt für die späteren Schenkungen oder Vermächtnisse des Grossvaters übrig. 

Paria, % April 1861 (Caaa.) (J. d. P. 1863. 8. Wt) 

Zu Art. 851 und 85». 

Einwurfsfreiheit des Einstandsgeldes. 

Das Einstandsgeld I welches von einem Vater bezahlt wurde, um sebien 
Sohn tom Kriegsdiaute zu befreien, ist einwurfsfrei, wenn der Sohn zur 
Zeit des LoskaufB mindeijährig war. 

In diesem Falle hat die fnißA» Verwcndang weder den Charakter der Zahlung einer 

Schuld des Sohnes, da ilieser solche nicht rontrahiren und auch nicht als die seinige an- 
erlcenneu konnte, noch den Charakter einer Schenkung, da sein Vermögen dadurch nicht 
bareieberl wurde. 

Mannheim, zr Octobcr 1829. (Oberhofg. Jahrb. 1829/30L 8. 241) 
Freibnrg.... 1852. (Annalen 1852. S. 303.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 851 B. G. B. Kr. 1 n. t 
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Zn Art. 85S. 

1) Collationsverpflichtung in Folge eines Vergleichs. 
8. zu Art. 843 B. Q. B. UrihetI (Darmstadt) Tom 18. Min 1844. 

2) Leibrenienvertrag; GoUationspflicht 

Die Verbmdlidikeit des Sobnes, weldiem der Vater einen TheD seines 
Vermögens gegen eine Leibrente übergeben hat, das EmpfiEmgene, soweit 
es Sur Ergänzung des Pflichttheils nothwendig ist, einzuwerfen, fittlt weg, 

wenn der Leibrentenvertrag nach Vcrhältniss des Empfangs zur versproche- 
nen Rente zur Zeit des Abschlusses nicht vortheilbringend schien , denn die 
allgemeinen Bedingungen der Einwurfspflicht werden auch im Falle des 
Art. 918 B. G. B. vorausgesetzt. 

Mannheim, 27. Februar 1840. (Oberbofg. Jahrb. 1840/41. S. 116.) 

3) Vertrag, durch welchen eine Leibrente und zugleicli die 

Zahlung einer bestimmten Summe stipulirt wird. 

& »1 Art. 018 B. Q. B. Nr. 1 UrtbeU (Berlin) Tom 11. Deeember 1848. 

Zq Art. 854. 

Gesellschaft swischen Erblasser und Erben; Entscli&di- 
gnngsanspruch; Conferirnng. 

Wurde durch den Appellhof erkannt, dass zwischen dem Vater und 
Sobn eine Gesellschaft bestanden babe, in Folge welcher für den Sohn sich 
grosse Vortheile ergaben, die von der Conferirnng nicht befreit seien, da 
kein authentischer Gcsellschaftsvertrag bestanden, dass jedoch dem Sohne 
wegen seiner Thätigkeit bei jener Gesellschaft eine Entschädigung oder Re- 
muneration in gleichem Betrage mit jenen Vortheilcn gebühre, und dem- 
gemäss der Sohn nicht verpflichtet sei , hierfür etwas zu conferiren , so kann 
der Miterbe, welcher selbst iu der Appellinstiinz den Anspruch jenes Sohnes 
auf Remuneration in quali zugestanden und nur dessen Quantum beanstandet 
hatte, jenes Erkenntniss nicht mit Cassation anfechten, da es sich hier nur 
noch yma der Fixation dieses Qoantums handelte, in welcher Besiehimg aber 
eine fsctisehe Entscheidnog vorliegt, welche der Kritik des Oassatioiishofes 
nicht unterliegt 

Paria, 19i KoTMuber 1861. (Itoj.) (J. d. P. 18G2. 8. 399.) 

Oiittw AbMdmitt 

Fion der Zakhmg der SehuUm. 
(Art 870—882.) 

Za Arl. 870. 

1) Pflichttheils-Berechtigter; unbedingte Erbantretung; 
Verpflichtung zur Zahlung der Legate. 

Der püichttheilsberechtigte Erbe, welcher sich ohne die Rechtswohlthat 
des Inventars in die Erbschaft einmischt, ist, wenn sich auch denmidut 
die Unsulfiofl^iddnit der Erbmisse ergeben sollte, demiocfa verpfliditei, die 
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Gläubiger des ErUassers und die PartienUur-Legato volMndig za be- 
friedigen. 

(S. daa N&bere zu Art. 920 B. Q. B.) 
Berlin, 16. November 1833. (Bej.) Eichhof g. Heim. (K. A. 20. II. 13.) 

2) Pflichtstheils-Berechtigtcr, unbedingte Annahme; 

Schulden. 

Der pflichttheilsbeiTchtigte Erbe ist . wenn er auch unbedingt die Er!)- 
schaft antrat, nicht Ycrbunden, sofern die £rbma8se nicht meiir als sein 
Pflichtthdl beträgt, Schulden zu bezahlen. 
(S. du Kfihere zu Art. 920 B. 6. B.) 

DarnaUdt, 38. Juuitr 186L (Omb.) WIHmami g. WittmuD. (EmiurliDg 1881 L 81) 

Zu Art. 873. 

Was Tersteht der Art 873 unter persönlicher Yerpfliehtung 

des Erben? 

8. daa Urtheil (Dannaladt) rom' 30. Oetober 1866 za Art. 877 B. G. B. 

Zu Art. 877. 

Urtheil; Vollzichbarkeit gegen den Erben; hypothekarische 
Belastung der persönlichen Gttter des £rben. 

A. Durch ein gegen den Erblasser ergangenes, zur Zahlung einer Summe 
condenmirendes Urtheil wird, wenn dasselbe gemäss Art 877 B. G. B. an den 
Erben significirt worden ist, auch das persönliche Immobiliarvermögen des 
Erben, für den Theil der Schuld, für welchen er als Erbe haftet, mit 
einer gerichtlichen Ilypotheke gerade so belastet, als ob der Gläubiger 
gegen den Erben selbst far diesen Theil der Schuld ein Urtheil erwirkt hätte. 

Nach dem älteren Recht« war nftmlicb daa gegen den Erblasaer erlassane Urtheil nicht 
aofoit gegaa dia Erbao voUsiahbar, aondara moaala aral durah ^ Orlbail gagan dia Lal»- 
teren vollziehbar erklärt werden, und es trat daher audi erat mit dieser Volliiebbararkli- 
ruDf? die zur Sicherung der Mittel des Vollzugs gegebene gerichtliche Hypotheke gegen die 
Erben ein ; in dem ursprauglichen Entwürfe des Code civil fand sich aacb ein diesem 
iharea Baebia anlapraebaader Artikal, dar abar nf yoraahlag dar fiaalia« te Mwala 
ala aiaa ibarflOaaiga md kostspieligo Förnilichkeit enthaltend beseitigt md imA dem Art 
877 ersetzt wurde; es niuss also in Foltre der hiernach vorgeschriebenen SignUication die 
gerichtliche Hypothek aus dem gegen deu Erblasser ergaugeneu Urtheile aucli gegen di« 
Erben eintreten, so wie sie frübar in Folge der Exacntoriaeharklärung gegen sie eintrat. 

Diaaaa nmaa noi ao ala dar Willa daa Gaaatatgabara aitgaiioinnMii wafdan, ab 
aonst der Gläubiger, der bereits ein vollziehbarea ürthall gegen den Erben hat und deabalb 
nicht nochmals ein Urtheil gegen denselben erwirken kann, sich in der Unmöglichkeit be- 
finden wflrde, gegen den Erben sich eine gerichtliche Hypothek zu verschaffen, w&brend 
dodi angegabananaaaaaaa dar Art 877 ihn nur ahar llattgan Proaadttr aofhabaa waUla^ 
BOargegen spricht nicht die Aaaaaemg Trailhaid^ n Art 2183 B. 0. B. (bei Laard 
t 26. p. 339. Nr. 12) , welche ilie zegenwärti^o Frage gar nicht im Ange hatte. 

Ebenso wenig kiinnon die Bestimmungen des Art 837 B. G. R. hiergegen angerufen 
werden; denn wenn der Art. 873 verfügt, dass im Gegensatze von hypoibekahscheni üaf- 
iaa Ar du Gana bi Oefolga daa BaaMaea too nit Hypatbakaa beiaatetan InaiabOiaa dar 
Yerlassenschaft , die F.rben ftlr die Schulden des Nachlasses persönlich im Yerhfiltniaa 
ihres Krbantheils liaften, so hat dies nicht den Sinn, dass, insoweit sie deingomftss haften, 
keiue Hypotbekarrcchte auf ihr Immobiliar-Vormögen sollten begründet sein können, son- 
dam nH dam Worte „peradalieb** iat Mr ausgedröckt, daaa dIa Elgenadull ala IiH 
abgaaahan tob data aiw«%aa Ba alia a Tarhjpolhaeirlar ErbaehiABgaier, nr abi BaRaa ta 
Taihiltaiaaa das Eibaelhaila bagrfladab 
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B. Die in Gemässheit eines Boldiai Urtheils blos gegen den ur- 
sprünglichen Schuldner genommene General-Einschreibung tritt ia- 
dess das persönliche Immobihar- Vermögen der Erben nicht. 

Denn wenn der ursprüngliche Schuldner zur Zeit der Kinschrpibung noch lebte, waren 
dewen spätere Erben noch keine Schuldner und es konnten daher auch gegen sie keine 
Hypolhekamdile begründet sein und consarrirt werden; wenn iagtgm der ursprOnglicbe 
Sdnldner bereits Terslorben war, kann den Art. 2148 und 2249 B. G. B. gemAss Jene 

Oeneral-Einschreihun? , sofern sie eine Bereichnnng der Personen der ErbeS llldit ent- 
hält, gleichfalls nur die zur Veriassenschalt gehtiiigen Güter treffen. 

Darms ladt, 30. October Ibbö. (Kej.) Müitärfoods g. Horn. (Emmerling 1855. I. 89) 

Za Art 878 und 880. 

Erbabsdnderung (söparation des patrimoines); Beneficiar- 

erbschaft; Yerj&hrnng. 

Im Jahrs 1817 Teriuinfte A. an B. ein Haas and eedirte den sdmldig gebliebenen Ces- 

sionspreis an C; B. verkaufte das Haus im J. 1818 weiter an D., welcher im J. 1821 mit 
Binterlassung eines minderjährigen Sohnes E. starb, und die Erbschaft des 1). wurde unter 
der Kecbtswobltbat des Inventars angetreten j E. rerkaufto nach erreichter Grossjäbrigkeit 
im J. 1841 daa Haas an F., anter der Benerkong, daes daraof nodi das Privileg des C. 
la!^te, und unter der Bcdin^ai|g, dSM i» Xanfprels an die Gläubiger, welche in dem gegen 
E. zu eröffnenden Rangordnongsverfahren Anweisung erhalten würden , bezahlt werden 
solle; unter äholicber Bemerkung und Bedingung wurde das Haus von F. im J. 1844 ao 
6. Terkmfl; im J. 1843 wurde ur Amthetlong des Preises des Verkufs vom J. 1841 die 
Ordre gegen E. erOlikiet; ee meldete hierbei C, der swei Tage nadi diesem Yerkaaf für 
die ihm auf das Haus angegebenermaassen zustehende privilegirte Forderang Einsr-hreihung 
geuoininen hatte, diese Forderung an und verlangte dafür Anweisung im Vorrange; der 
dritte Besitzer des Hauses (U.) contestirtc diesen Anspruch des G. namentlich um desswillcn, 
1) weil die Fordenmg des C. verjfthrt sei, 

!Q weil C. auch in Gemässheit der ErbtbeOndemng (s^aration des patrimoines) niebt 
mehr eine Anweisung verlangen könne, da sein hieraus fliessendeä Recht wegen 
Ablaufe von mehr als 30 Jahren nach der im J. 182L erfolgten Eröffnung der Be- 
Mielar-Eikeohift des D. prlscrlblrt sei, 

weU der dritte Erweiber dveh lOjlhrige Verjihmg die Freiliett den Eigentbuw 

gemäss Art. 2180 B. G. R. ersossen habe, und 

4) weil der zufolge Actes von 1841 geschuldete llaufpreis den Bedingnngen des Ver- 
trages gemäss ausbezahlt worden sei. 

Gegen daa, a dieae ESnwInie verwerfende nad dem C. eine Anw^ang zusprediande 
Appalluttell l^jta 0. Oasav-Becoia ein, der aber aus fotgeodeo Orfloden verworftn wnrde: 

Ztt 1. INe Verjühnnig konnte wfihrend der Minderjlhrigkeit des £. 
nicht laufen nnd worde durch deesen im Acte von 1841 enthaltene Anericen- 
»mg der Ferteung des G. nnterhrocfaen. 

Zu 3. Die Annahme eines Nachlasses unter der Rechtswohlthat des 
Inventars zieht von selbst die Erbabsönderong (Separation des patrimoines) 
nach sich. 

Der Bcncüciarerbe übt als Verwalter der Erbgüter die ErbabfiSoderung 
Jm Interesse der Gläubiger des Erblassers aus. 

So lange diese Erbiibsönderung durch die Handlungen des Beneficiar- 
erben ausgeübt wird, kann jenen Gläubigern gegenüber bezüglich der Erb- 
absondcrung keine Verjährung laufen. 

Zu Gunsten des dritten Erwerbers des zur Beneficiarmassc gehört ha- 
taden Immöbels Iftoft diese Verjährung erst vom Tage des Verkaufs, also 
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vom J. 1841 an, da der Gläubiger (C.) erst von diesem Tage an den Bene- 
fid&rerben auf Ablage der Rechnung über den Kaufpreis angehen kooitte. 

Zu 4. Es steht in facto fest, dass der Kaufpreis nicht den Bedingungen 
des Kaufactcs ^'cniäss bezahlt worden ist, dass namentlich der persönliche 
Gläubiger des E. , an welclien eine Zahlung von Seiten des G. erfolgt war, 
keine Anweisung in der Ordre erhielt. 

Ueberdies verhinderte die Einschreibung des C. vom J. 1841 , dass der 
ans dem Acte vom J. 1841 geschuldete Kaufpreis zum Nachtheile des C. be- 
nhlt werden konnte, indem solche fttr ihn die Vortheile der Erbabsönderong 
wahrte. 

ParU, 7. AvgoH 180OL (««(}.) 0, 1. P. 1861. 8. 160; Sir. 1861. 1. 808.) 

Zu Art. 882. 

1) Anfechtung einer vollendeten Theilung dnrch GUnbiger 
wegen Simulation und Betrag, wenn dieselben nicht vor- 
her opponirt hatten. 

Eine ToHendete Th^nng kann von dem GÜnbigcr, wddier nnterliess, 
dagegen sa opponiren oder dabei zn intenremren, nicht mehr angefoditen 
werden, seihet nicht wegen behaupteter Simulation oder Betmgs zum Nadh 
theile der GUlubiger. 

Der Art. 882 B. 0. B. gestattet den Gläubigern eine« lliterben (eopartageant) , ihvt 
Bechte bei der Theilon^ durch Opposition und Intonrention zu wahren, and Terf))gt dann 
im Zttsammenhaoge mit der den Gläubigern eingeriamten Befagniss, dau von deoMlbra 
•tM Mbmi Yoiiiogw« TlwHing nicht angerocM«! w«rd«i könne, «• i«i dtm, dam man 
obM Sbr Yorwintn vaA nun Nndiibeae «iner von ihn« dageleglcn Opposilioo dabei toc^ 
geschritten w&re. 

Darin liegt eine Ausnahmsbestimmung, welche schon an und für sich und ihrer Natur 
nach den allgemeinen Vorschriften der Art. 1165 — 1167 ib. „über die Wirliang der Ver- 
Mge drillen Penonen gegenflber** derogirt, wllirend eberliee der Art. 1167 die amdrflek* 
liebe Besebrinknng entb&lt, dass die Gliobiger in Betreff der ihnen anter dem Titel Ton 
der Saeceasion eiageriamlen Bechte eieh nadl den derl VMgeaehriebenen Begebt riehlen 
moeeen. 

Die wiebtigstc Regel Ober daa Veriiiltniaa der GlinUger bei Erbibeihnigen, die flve 
Sehnldner a^bea, bildet aber die im Art 882 enthallane, and es würde deai klar ane- 

gedrflckten Willen tlfs Gesetzes luvviilerlaufen, wollte man die hefreffende Vorschrift durch 
Anwendung der Art. 1165— 1167 modificiren, was um so weniger nngeht, da bei den 
legislativen Verhandlungen der Redner des Staatsraths, Bigot-Preamenen , als Grand der 
iim Artikel beigsM^iten Besdninkong die Absfdit aafllbrte, zn verhindeni, daaa dnrA 
die Einmischung der Gläubiger nach vollendeler Theilung die Buhe der Familien gestOrl 
werde, während die Gläubiger sich durch <lie ihnen xngeslandene Intervention decken konnten. 

Das Verbot des Artikels lautet ganz allgemein and unterscheidet nicht, ob die Erben 
bei der Theifaing in guten eder bfiaem Gknben bandelten, «id ea würde ddier eine aoUha 
Untereeheldnttg den bei Anwendnog der Geeette vor Allem an beachtenden Beditspriaetpe 
anwiderlaufen , dass der Richter den klaren Text des Geeetiea nieM dnrdl IntstyretatiCB 
Ongestalten und in der Anwendung vereiteln darf. 

Sollte der Gesetzgebor anch die Worte des Art. 882 „en /raude de leur$ droits^^ in 
dem Sinne ▼evalniden haben, dase dnrdi ale efaie Benadiaeittgnng der CHinUg«' anage- 
drfldU werden sollte, ao wflrdo doch hieraae nodl nicht folgen, dass er nur jene Thd- 
langen, die ohne 'Betni!? fthsTcrhlossen wurden, vor der Anfechtung der Gläubiger habe 
aiflbeni wollen. Wenn man sich aber in dieser Beziehnng auf die Ansicht Treilhard's bei 
der Terhandinng ober dieeen Artikel im Slaatsrathe beruft, so darf nicht Obersehen werden, 
daaa daa Gewiehl deraelben dorah die oben allegbrla entgegeBalehande An AUunaf von B%e^ 
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Pr^amenen aafgeboben wird, welcher aach die hühcrn Gcrichishdro Frankreich* ia ttireo 
Betuerkangen zu der Begatachtung der ihnen mitgetlieiUen Projekte des Civilgeietzbnches 
bettraten. (Locre, Legislation vol. XII, p. 336, liv. 3 tit. 1 art. 203, tit. 2 art 62 des 
Projflhi» iumI AnmwkiiDgfln l*r GeridHthore hiemi.) 

Auch kann dem Aasdrucke ,^copartagcant** die Deutung nicht gegeben werden, daM 
das Gosels die ADwendung des Artikels nur auf eine Theilung zwisclien eigentlichen Krben 
besebiinkl «isaen wollte, indem die im Kap. 6 B. 3 Tit. 1 des B. Q. B. enthaltenen Vor- 
•duiAwi «btr Erbttuiluog das guM EiivtriiiltaibM, «nf dar IrtMtrt trit auf der lest»- 
namariidNii ErUUgt banband, bagreifen und der Anadniek „c^f9rt&§mnl** dam mnwai- 
dentigen Wortsinne nach jeden&lls auch den Unirersallegatar baiakliBai 

Manchen, 17. Oetober 1849. (Rej.) Bärtzel g. Weias. 

2) TheiluDg; Opposition des Gläubigers-, Form; Signification 
an den Schuldner; Aufeclitttiig wegen Betrugs. 

A. Der Gläubiger eines Miterben, welcher auf Grund des Art 822 
B. G. B. gegen die Theilung ausser seiner Gegenwart Opposition einlegte, 

aber diese Opposition nicht seinem Schuldner, sondern nur den übrigen 
Erben signihciren liess, kann die ausser seiner Gegenwart abgeschlossene 
Theilung nicht um dess\villen, weil er nicht dazu gerufen worden, als un- 
gültig angreifen und eine neue Theilung begehren; die Miterben, welchen 
die Opposition significirt worden war, können sich ebenfalls einer neuen 
Theilung widersetzen , da die bereits stattgefundene Theüuug ihien Miterben 
gegenüber als unangreifbar feststeht. 

Wann dar Sdraldaar wdi bei aioar tob ibm aalbat oonlnblrtan Sebald dia Fordamng 
seines Gl&ubigers kennen moaa, ao baalabi doch ohne jene Opposition fOr ihn noch kflina 
Verbindlichkeit, den Gläubiger zur Theilung einer ihm mitAnerfallenen Verla?senscbaft hinzn- 
xnrufen; es kann daher auch, ohne dass es einer dessfallsigen ausdrücklichen Gesetzes- 
Terftigung bedarf, nicht genügen, dass die Opposition den übrigen Mittbeiihabern signiiicirt 
wird, da L A. ain Ael nur Danyanigan gaganObar raebllidia Badeolimg baban nod Vei^ 
Uodlidlkaiten desaalban begründen kann, dem gegenüber er stattfindet. Auch bei dem 
Drittarrest (mit welchem Obrigens die Opposition gen;en die Theilung nicht auf gleicher 
Linie steht) muss dem Schuldner binnen 8 Tagen mit der Gültigkeitsltlage der Arrest de- 
MBMlrt waidao. Ebanao bat die Opposition daa Ollabigers gegen dia fliagatebrnboia io 
aiaar Fom m geachehen, welche sie znr Kenntniaa allar BatbalUgtan briagt Dia Bo- 
atbUBung des Art. 1030 B. P. 0. paast nicht hierher. 

B. Hat der Gläubiger versäumt , gemäss Art. 882 gegen die Theilung 
zu opponiren, so kann er die abgeschlossene Theilung nicht, auf den 
Art. 1167 B. G. B. hin, als in fraudem seiner Rechte errichtet, augreifen. 

Der Art. 1167 fügt nämlich, nachdem er i. A. den Gläubigern das Becbt gewibrta, 
in eignem Nanaa dia tob Ouran SdmldBani in ftaidani ibrar Bacbia TOifaDonaanaB Aata 
•osugraifan, aoadrflekUdi bbm, daaa aio jedodi, beaO^ab ihrer ia dam Titel Toa Erb- 
Tttihi aufgeführten Rechte, die dort aufgestellten Regeln zu befolgen hätten; der Gesetz- 
geber wollte CS sonach in Retreff jener Hechte hei diesen Regeln belassen; daher können bei 
Theilongen nicht jene allgoineiucu Vertuguugen, sondern nur die besonderen Besiimmongan 
daa Art. 882 aar ABwaadnag kooinian; biaraaab irird ibnaa mar daa Baebt gegen afaia aaaaar 
ihrer Gegenwart in fraudem ihrer Rechte vorzunehmende Thaüong zu opponiren eingeräumt, 
gleichzeitig aber bestimmt, dass sie eine abgoschlosseno Theiiun;; nar dann anfech- 
ten konneu, wenn solche, ohnerachtet eingelegter Opposition, ausser ihrer Gegenwart ab« 
gaaahloaaen wnrde; dnreb ^etvtera Verfügung moaa bei daran Allgemeinheit jede Anfeeh* 
luf afaMT TbaOuig, das vaa dam Oaaata aalbal Torgaaahaaaa Fall attaia aaaganaoiBMB, 
ab anagaaebloasen angesehen werden, selbst jene wegen angeblieber fraoa, und dieaea 
am 80 mehr, als eine solche Anfechtung sich nur auf die, nacbgewiesenermaassen hier 
niabt anwendbare, allgemeine Verfügung des Art. 1167 gründen konnte, auch die AnCangs- 
vaxfiigung dea Ali 8tt giade «eigt, dais dar 0iNl«ibar Mar aa friai, wl aMM fMa 
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mar an eine blosse Bcnachthciligun^ des GIliubigers dachte. Das Gesetz gab dem GMa- 
biger im Art. 882 das Mittel, einer betrügerischen Theilung zuvorzukommen, und in Be- 
treff Derjenigen, die es versäumen, von diesem Mittel Gebrauch zu machen, Oberwog bei 
den OeMtageber die Bflekitelit mf dfe Bohe d«r FADUieo.io iar Art , dass «r dieielbai 
gegen aaf •ag«bUebe tttm gvgrOndfte Beebt88tr«ite deo GlSab^eni «iaei Milerben geg«B^ 
OIhu' achtltzen wollte. 

(Ofr. Loeri U 12. p. 836. Nr. 53 ) 
DarniUdl, M. Min laftft. (Bej) Wolfskahl g. SdMlbsr. (Emmerling 1855. L 92.) 

Oflr. ad B, Onbert n Art. 882 a e. Vr. 16 o. f.; K. A. 48. L IS. 

8) Theilung; Opposition der Gl&ubiger; Form; SignificAtion 

an den Schuldner. 

Bei der zufolge Art 882 B. G. B. stattfindenden Opposilion kann es 
nicht geniigen, dass sie nur den Miterben des Schuldners des Opponenten 
significirt wird; sie muss auch dem Schuldner selbst significirt werden, 
wenn sie die Verbindlichkeit desselben, den Opponenten zur Theilung zu 
rufen, begründen, beziehungsweise den Schuldner in der Disposition aber 
sonen Antheil an der Masse Vorländern soll. 

Im AUgciueiiien kann ein Act nur eine Verbindlichkeit Dessen , dem gegeoQber er 
atattfiodet, begrOoden. Derjenige, welchem der Sebaldjier seinen Erbtheil cedirte, kann 
data Oppooaataa, dar aaf Grand dar Oppaaition die Caaalan ala vaalattbaB baatarattat, das 
Mangel einer gllltigan Signifloalion dar Ceaaion airtgeganBaluii; aa iat diaaaa kabia asaap- 
lio de jure tertil. 

Darmstadt, 22. August 1859. (Rej.) Bloch g. Keller. (Emmerling 1859. I. 182.) 

4) Theilung; Opposition des Gläubigers eines Miterben gegen 
die Theiluugj Form; Significatiou an den Schuldner; 
Gession. 

Die Opposition des Gläubigers eines Miterben gegen die ausser seiner 
Gcgcuwart stattfindende Theilung deä Nachlasses des Erblassers ist als guili^ 
anzusehen, wenn sie auch nicht an den sdiuldnerischen Miterben sethsl 
significirt worden ist, und bewirkt, dass Derjenige, welcher nach jener 
Opposition durch Gession von Seiten dieses Miterben die Erhansprftche dee- 
seiben erworben hat, nidit durch eine ausser Gegenwart des opponireadoi 
Gläubigers mit den andern Erben Torgenommene Theilung jene Erbansprüche 
fflr sich beziehen und den Opponenten ausschliesseu kann , und dieses ist 
um so mehr dann der Fall, wenn der cedirende Miterbe Kenntniss von er- 
Wfthnter Opposition hatte. 

Der Art ö82 B. Q. B. bestimmt nicht die Form einer gem&ss desselben eingelegten 
Opp<Miliott und vacfligl aiebl, daaa diaaalba aignilleirt waidra mOsaa; wurde dta Oppaaitioa 
anr dan Mltarbaa daa SdraldaaFa, aiebl diaaam aalbal sogaatalli, die baatabnda Oppaaitfaii 
ist aber, naeb dan erwiesenen Umständen und Thatsachen, als notorisch und dem cedi- 
renden Miterben bekannt anzusehen, so konnte derselbe nachher nicht mehr durch eine 
Gession einen Dritten, den Opponenten, benacbtbeiligen. Eine solche Opposition bildet 
aiMM aooaarvaloiiaehan Aet, wdcbar eiatig uro Zweek hat, ein« Tbetlang «an Nadilbaila 
dar brtwaiabian oder opponirenden Gläubiger zu verhüten; man kann sie daher nicht einem 
Drittarrest gleichstellen, und auf sie mitfiin , in Eniiani^eliint' Jeder gesotrlichen Bestlra» 
mang , die bezüglich des Drittarrestes geltenden Foriualitjitcn und Kegeln nicht anwenden. 

Paris, 18. Februar 1862. (Rej) (J. d. P. 1862. S. 852.) 

6) Theilung einer Erbs chaft; Gession unter einigen der Mit- 
erben; Opposition des Gläubigers; Nichtigkeit. 
Der ausdrücklichen Bestimmung des Gesetzes gemäss ist dem Gläubiger eines Mit» 
•Imb Im BaaM, tm daai ThiOiiiigavariSduraii aa iotanraDiNn odar dagegen Oppaaitian ate» 
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zalegen, das« ausser seiner Gegenwart zur Theilung geschritten werde, za dam Zwecke 
verliehen worden, um zu verhüten, daes nicht die Theilung in fraudem seiner Rechte ge- 
schehe; es muss daher in Folge der eingelegten Opposition di« DIspotitioiia-Berugniss des 
SdnUQWS wihrcod dn Thatlmigtrerrabr«iw io lo weit als baaehiiokt aagwelwn wirdM, 
datf der Opponent darauf bestehen kann, dass die Coniposition und Yertheiiung der Hasse 
ganz dem Gesetze Rcmäss geschehe; eben dämm kann der opponirende Glfiubi^er, und 
zwar ohne eine andere Voraussetxnag, als dass er dabei ein rechtJiches Interease bat, jeden 
y/vttng angreifen, der gegen sdnen Willen, edw ohne iim Unnmunfen , siriMikflll dn 
Theilungs-Interessenten abgesehloaaen wurde, xuid der eine andere (nicht dem QeaelM eoi^ 
sprechende) Art der Auseinandersetzung herbeiführte, oder gar durch Uebertraguns der 
ganzen Masse an andere Miterben das ganze ThcilungSTerfahren bezüglich des Schuldners 
des Opponenten beseitigt und der Opposition jeden Gegenstand dadurch entzieht, dass die 
Erbredite seines Sehnldnere gegen eine dem Letatem ensbeuUte Sonme Ubertngen werden. 

In einem solchen Falle mnss der Act als dem Opponenten gegenflber 
nidit za Recht bestehend erkUrt werden, sollten auch nicht sämmtlicfae 

Erben bei demselben concurrirt haben; es genügt, dass durch ihn bezüg- 
lich des Schuldners des Opponenten die Ungetheiltheit der Masse auf- 
gehoben wurde. 

Darrastadt, 1. Febnur 1860. (BeTia.) Mayer g. Fiscua und Friedberg. (Eouner- 
ling im. L 3.) 

Ofr. Pnris, 19. Mi IMO; K. A. 8S. I. 60. 

6) Theilung; Opposition der Gläubiger; Form. 

Zur Wahrung der Reclitü aus dem Art. 882 B. G. B. genügt es, dass 
der Gläubiger seine Eiuspradie bei dem, die Theilung fertigenden Notare 
erhebe. 

Bns Yenebrift, das» dies bei Qeriehl gesehehsn mttese, besteht nieht, nnd nnter £in> 
■pnche ist niebte anderes vertlanden, als die ErfcUnuig des Glivbigen eines Erben nn die 

belbeiligten Miterben, daas er, damit die Thcilun? nicht zu seinem Naehtheile geschehe, 
verlange, zu den Theilun^sverhandlungen zugezogen zu werden, und gegen eine olue 
seinen Zuzug Torgenoinuieno Theiluug Yerwiüimug einige. 
Mnnnheia .... (Jnbrb. des Bad. Beebts L 8. 142.) 

7) Theilung; Opposition der Gläubiger; Licitatiou erbschaft- 
licher Immobilien nach auf dieselben angelegter Pfändung. 

In der Natur der Sache ist es b^rflndet und durch die Bechtsprechung bewährt, dasa 
die PIkndnng erbsebafkUeber Xaunobiliea mindestens ebur Opfo^Üsn oder Inlsr?«atioa 
des Gliabigeit in die ErbrertheUnng, wöbet ssbi fldnildnsr inlsreseirt ist, gleiebgsnsbtsi 

«erden muss. 

Sobald also ein Erbe von der durch einen Gläubiger der Erbmasse 
gegen die Miterben vorgenommenen Imraobiliarpfändung Kciintniss erhalten 
hat, kann er, mit Rücksicht auf den Art. 882 B, G. B. , eine Licitatiou des 
gepfändeten Immöbels ohne Beiladung des verfolgenden Gläubigers diesem 
gegenüber mit Rechtsiwirkung nicht mehr vornehmen, 
(a dns NflNN an Art. e08 B. P. 0.) 
Dnrnstndt, ISi Ayril 1841 (B^.) Dtemsr g. Bmi «. 

8) Tlieilnngsklage; Intervention der Gläubiger in 

appellatorio. 

Die Gläubiger eines Ifiterben sind, in Gemässhett des Art 882 B. G. B., 
Iiefugt, hl jeden Moment eines TheihuigsTerfidurens, also auch in der Appell- 
Instims, in dasselbe <tt interveniren, sdbst wenn in dieser Ihatanz es sich 
nur m der Idqiiidatioii der durch einen Miterben, nach dem Tode des 
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Erblassers, während mehrerer Jahre ^^ezogener Früchte eines zum Nachlasse 
gehürigeu uoch ungetheiiten Immöbels uud der Vertheilang dieser Früchte 
unter die Miterbea handelt. 

Bei dem ihnen unbeschränkt eingeräumten lutorveuüonsrechte kann die 
AnsObung dieses Rechts nicht nls von den in Betreff der Intervention beate- 
henden Verfttgungen der B. P. 0. (Art 464, 466 und 474) abUbiigig erkannt 
werden. 

BrflBtel, 23. DeMmber 18». (Oui.) (PMicr. i80a I. 88.) 

9) TbeilangB-Gontestationen; Kosten der Intervention eines 

Ol&nbigers. 

Dem Glinbiger eines Miterben, welcher in Gemässheit des Art 882 
B. G. B. in em TheUungsverfahren mtervenkte und in der CSontestations- 
Instans nütauftrat, sind, wenn sein persönlicher Schuldner in dieser Instanz 
unterlag , seine eignen Kosten zu belassen , da der Gläubiger eines Mitthefl- 
habers das ihm in jenem Artikel verliehene Hecht der Intervention nur auf 
seine Kosten ausüben kann; dagegen kann derselbe, sofern seine Interven- 
tion den in der Contcstations-Instanz obsiegenden Miterben keine besonderen 
Kosten veranlasste, nicht zum Vortheil der Letzteren in die Kosten ver- 
urtheilt werden. 

Darmsladl, 10, Ifai I8BB1. (Bovis.) Mayer g. FiMbeig und Fiscni. (Finmfirling 
1880. L 66w) 

Vierter Abschnitt. 

Von den Wirkungen der Theiiung und der Gewähr der Loose. 

(Art 883 — 886.) 

Zu Art. 883. 

l) Licitation; declarative Wirkung des Art. 8ö3 B. G. B.; Besi- 
liatiousklage gegen den steigernden Miterben. 

Der Miterbe kann gegen den Miterben, welcher bei einer im Laufe 
eines Theilungsverfahrens stattgefundenen Licitation ein zur Erbschaft ge- 
höriges Lnmöbel ansteigte, nicht wegen Niclitzahlung des Steigpreises auf 
Resüiation klagen, sollten auch Dritte zu jener Versteigerung gerufen ge- 
wesen und unter den Steigbedingnissen stipulirt worden sdn, dass im Nicht- 
lahlnngsfiüle die Besiliation begehrt werden könne. 

AbgMehan davon, da» nadi ffunfltisebMi Beebl (Art. 1686 B. G. B., 966 «. f. 

B. P. 0.) eine Behufs der Theilang unter Erben vorgenommene Licitation nicht als ein 
Verkaufsact , sondern als ein Act der Theiiung betrachtet wird , steht gemäss Art. 883 
B. G. B., vennOge Beebtafidion, fest, dass der ersteigernde Krbe da« loun&bel nicbt er^ 
kaifl, MMBdtni -von dem ErUanMr «rarM, vnd daM dar andara Hitarba an dan lonnObal, 
nach dessen Yer&usserang, niemals ein ^gaothum gehabt habe. Diese Rechtsfiction leidet 
darum , weil Fremde bei der Versteigerung nicht ausgeschlossen waren, keine Aenderong, 
indem der Art. 883 in dieser Beziehung nicbt unterscheidet. 

Dweh Jana Baeblifictiaii wird, dam ataigenidaii Eiban gegenflbar, tan MUarben dia 
im Art. 1184 B. 6. B. gagabana Besolutionsklage anbedingt entzogen; der Letztere kann 
nicht berechtigt sein, eine Klage auf Wiedererlangung eines nie gehabten Eigonthums, oder 
auf Baaolntion eines iUufgeschäfies , welches zufolge Art. 883 als nicbt existent anzuneh- 
MB IM, aumMlaB; dl« Stehanleliimg daatalbaii ist dareb die Art. 3108 md-2100 yw- 
gmhiB. Hkgaadi Itt «ugaqptodian, da« Jana lüattoa Uoa da Oaliaag baten aolto, «• 
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es lieh von dem Rechtsrerhäitniss za DrittM liMIlisH, vidiBfllir findet dieselbe , nach der 
nicht beschränkten gesetzlichen Disposition, auch da Anwendung, wo die Rechtsverhältnisse 
der Erben aoter eieb zur Sprache kommeo. Ebenso macht es keinen Unterschied, daas 
Ue Lidtation nur ein ZwitdieoTafahreo <er Erbdieilung bildet; die Behauptung, dan 4f«Mf 
ZwildMoverfahren lediglich nach den Grundsätzen Ober Verträge zu beartheiloQ SM, ist 
nicht minder dem Inhalt dos Art. 883 zuwider, als die weitere Bchanptung, dass das GcMll 
eine von «lien Seiten vollständig volhiogene Theiiung voraussetze. 

War !■ dam SteigprotoltoUa all Yarsteigerongs-Bedingnisa angegeben, dass gegen 
daa niebtsalilandan Steigarar dia BadKatfon bagabrt «ardan kdmia, aa kaaa daa Qarielil, 
wenn es sich überzeugt, dasa es in der Intention der Parthieen gelegen habe, jene Stipu- 
lation nur für den Fall der Ansteigerung durch einen Erbfremden festzusetzen, die Keso- 
lationsklage gegen den Miterben versagen, ohne das« wegen dieser factischen Entscbeidoog 
Oaaaaliaa atatt tu ftaidaB Tammalila. 

DarnaUdi, 3. Oelober iUL (B^) Lob. g. Baif. 

2) Licitation eines sar eheliehen Gttergemeinschaft gehö- 
rigen Immöbels; Uebertrag an einen Tlieilhaber; Besi- 
liationeklage. 

Wird ein zur elielidien Glltergemeinachaft gehöriges Immöbel von dem 
ttberlebenden Ehegatten nnd einem Miterben der verlebten Ehegattin dnem 
anderen Uiterben derselben dnrdi emen Aet gegen efaien bestimmten Preis 

übertragen, so ist. dieser Uebertrag als eine Theiiung und nicht als blosser 
Verkauf anzusehen, wenn er gleich in dem Acte selbst als Verkauf bezeich* 
net und eine Stipulation darin aufgenommen worden ist, wie sich eine solche 
gewöhnlich beim Verkaufe, nicht aber bei der Theiiung, findet (Art 806 

•B. G. B.) 

Jener Vertrag ist zwar andi in gewissen Beziehungen als ein Verkauf anzusehen, 
jadocil kamen nidil vnbadingt alle Orandsftlia daa yttluah aof ihn aogawendet wardan; 
diese werden vielmehr durch die Principien Ober Tbeiloagan modifitirt. Durch den er« 
wähnten Vertrag trat jenes ImmObel atis einer damals zwischen den Contrahonten beste- 
henden ungetbeilten gemeinschaftlichen Masse; es liegen also hier alle Voraussetzungen des 
Art. 883 Ib. vor, wanoglafeh dureh dtaseii Vertrag nlebl dia gana Gotergemeinsehaft 
auseinandergesetzt wurde ; denn das Gesetz sagt nirgends , dass zugleich eine fOlMllldiga 
Theiiung der Masse stattfinden luüsse; vielmehr knOpfl der Art 883 die darin aasgespro- 
cbene Wirkung an die Uebertragung von Massegegenat&nden selbst, die sonacb fOr sieh 
•llalD genflf an mna. 

Es können daher die Uebertragenden, in Folge der dedaraüven Wir- 
kung des Art. 883, gegen den Mitcontrshenten nieht dne Klage auf Beai- 
Kation jenes Uebertrags, wegen NichtzaUnng des Preises, ansteUen. 

Auf die Frn'^'e, ob die Folge des Art. 883 in concreto um desswillen nicht eintreten 
könne, weil die Mucontrahenten in dem Acte sich ausdrücklich das Eigenthum vorbehalten 
haben, kommt es nicht an, wenn lediglich auf Kesiliation geklagt und die Klage nicht anf 
ain aagabUdiaa H itaigenffenmaraclit gaalMil nnd nana Tbmlong varlangt wurde ; dann wann 
noch in Gefolge jener Clausel die in dem Acte enthaltene Theiiung nicht als eine deAnittva 
sollte betrachtet werden können (vergl. ürthcil des Pariser Cassatimisliofs vom 6. Januar 
1846) , 80 haben doch jedenfalls die Uebertragenden nicht das ausschliessliche Eigentbum 
daa Immobala tat Anepmab m nabnao; aa moiala viaknahr aina nana Theihug alalKladan. 

Darmalndl, 10. JoU 1818. (BaJ.) Beinaeb g. Jacquomar n* Zahn. 

3) Licitation; Gfltergemeinschaft; Dotalgut 

Soll nach dem Ehevertrage Alles, was der Frau während der Ehe zu- 
fällt, Dotalgut sein, und sie steigert, während ihrer Ehe und nach dem Tode 
ihrer Matter , ein zur Errungenschaft der zrrischen der Letzteren mid ffaron 

18 
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Vater bestandenen Gütergemeinschaft gehöriges Immöbel , so ist dieses game 
Immübci nunmehr als ihr ausschlieBsltehw £igeiithiim and als Dotalgnt an« 
zusehen. (Art. 8S,5 B. G. B.) 

(8. das Nähere zu Art. 1558 B. G. B.) 
Pari«, 31. Min IMO. (Bej.) (J. d. P. 1860. 8. 165.) 

4) Licitation; declarative Wirkung des Art 883 B. G. B.; An- 
wendbarkeit bei GommanisUn und besflglich der Muta- 
tionsgebahren. 

Der Art 883 B. G. B. findet nicht blos auf Lidftation unter Erben, son* 
dem auch auf die Theilungen unter Gesellschaften! (Art 1872 ib.) und anf 
die Theilungen v<m ehelichen Gemeinschaften (Art. 1476 ib.) Anwendung, 
wie denn nach constanter Jurisprudenz des französischen Cassationshofes 
die Bestimmiinp: jenes Art 883 auch bei dem jodicio eommuni dividundp 
anwendbar erscheint. 

Haben daher mehrere Personen auf den von ihren Eltern ererbten und in an^etbeiUeio 
ZoslMide bMeneoeii OnmdatOeken Wdne gezogen , rallbln dardi Aeeenioa enroi^ (Art. 
547 und 712 ib.), besteht also zwischen ihnen in Ansehung jener Weine, mit Bflck^ 
sieht auf die Art. 1370 und 1371 ib., eine Gemeinschaft, wie sie der Art. 1841 roraot- 
setzt, und es steigt bei einer unter Concurrenz sAmmtlicher Miterbea TOigenonmeneo Ver- 
iteigerung jener Vcb«, wilcbt ildi th dn« UdMtbm Im Siaiio d«s Art. 16W ft. darr 
atoUl, einer dieser lliliirodiieenleii die Weise an eidi, so ist infolge der Bedilaficlion des 
Art. 883 anzunehmen, dass er die Weine allein producirt und keinem der Miterben jemals 
ein Eigenthumsreclit daran zugestanden, dass demzufolge bezQglich der Weine kein Eigen- 
thumswecbsel, im Sinne des Art. 711 B. G. B. und Art 2 Gr. Hess. Tnakslener-VerordF. 
nnng tohb 13. Jon! 1827, stottgeAmden habe. 

Der steigernde Miterbe kann hiernach, da diese Verordnung keine von den prirat- 
rechtlicben ßesliinrnungen abweichenden Merkmale eines Eigenthums-t'ebertrngs aufstellt, die 
Weine steuerfrei, auf blossen Transportzettel (ohne Abfubrscbein) aus dem gemeinscbaJV- 
Heben Keller in seinen Privatkeller Terliringen. 

Prxr Ii Stadt, 24. Octobcr 1842. (Rej.) Fiscus g. Orb.' (Ennneiling 18ftl IL 19.) 
Cfr. GUbert z» Art. 883 B. ö. B. Nr. 8. 

5) Licitation; Zuschlag an den Miterben; Hntations* 

gebühr. 

Der Miterbe, welcher bei einer Licitation ein zur Erbmasse gehöriges 
Immöbel erstcigte, hat von dem Theilc des Steigpreises, welcher nicht auf 
seinen Erbtheil fällt, die Mutationsgebühr zu bezahlen, sofern nicht gleich- 
zeitig eine definitive Theilung zur Registriruug vorliegt, wonach der Ueber- 
rest des Steigpreises ebenfalls in sein Loos getheilt ist. 

Der Gmndisls des Art. 883 B. G. B. kann in fieser Hsterie gegen die ganz specielle 
VerfDgnng des Aii 69, i 7. Kr. 4 des Gesetzes TOm 22. Frimaire VU nielil inrebiraifta. 
Paris, 3L Januar i8f>0. (Cass.) (J. d. P. 1860. S. 301.) 

Cfr. Cass. 30. Januar 1839, 1. December 1840, 11. Mai 1851, 6. MoTember 1851, 
20. April 1853, 8. Angnst 1855, 3. August 1858. 

6) Theilung; declarative Wirkung; proportioneile Gebühren 

des Eigenthums-Uebertrags. 

Wurde einem der Kinder von dem Vater und den übrigen Kindern ein 
diesen Personen gemeinschaftliches und ungetheiltes Immöbel, an welchem 
dem Vater, soweit es nicht sein Eigenthum ist, der lebenslängliche Nutz- 
genuss »lateht , gegen einai naek dm AUteben im Yji^tan In dn cita> 
ficfaen Kachbu» im Falle fbm aidi hcganMtenjade« McihrempfttngB m bo* 
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Eahlenden Anschlagpreis zu vollem Eigenthum tibertragen , so hat der Fiscas, 
so lange der Vater noch lebt, wegen dieses Uebertrags keine proportioneUen 
Gebühren anzufordern. 

Denn so böge noch keine endliebo Tbeilong des oherlidiai üiäUaiMt Torgenonmiai 
«onlMif Jit M mgewiH, «b ni «te vid d«r Soba, d«B dM lanatiMl flberlasMn wurde, 
hereuszuzahlen hfiben wird; dasjenige, was demselben bei der Theilung in*8 L008 Allt, 
erwirbt er nicht durch die Theilung, sondern ist nach Art. S83 B. Q. B. «nzaMhen, ato 
ob er allein and unmittelbar in diesen Tbeil snecedirl habe; nach ArL 69 |. 7 des Ge- 
MlMt ven SS. FriOMire VII Inl «r «btr mv von dar Heiaiwgabe ptoyeHknitBe 6ebfllir«i 
n biiahlen. 

Nach Art. 12 desselben Gesetzes ermächtigt zwar der Eintrag in rlio Steuerregister 
den Fiscus, die Mutationegebühren zu fordern; hieraus folgt aber nicht, dass derjenige, 
aar weldmi ein iDintibel to diesen Begtotem eingelvegea wird , der lidi aber aoaweiaen 
kann, nichts oder eniger zu schulden, das fOr MatationsgebOlir Angeforderte bezahlen müsse. 

Jene Theilung kann nicht zur sofortigen Anforderung einer proportion eilen Gebahr 
▼on der Heraasgabe, bezüglich deren es noch angewiss ist, ob und m wie fern sie statt- 
haben werde, beredittgen; es Isl an den Fiieaa n wadien, dass ergebmidanfaHa die Qa- 
bfihren eiboben werden. 

Darmaladt, S8. SepUmbar 1819. <B^.) Fieew g. Hebeerieh. 

7) Theilung; decUrative Wirkung der LiciUtion besflglicli 
des Miterben, welolier vor der Versteigernng sein Erb* 
reclit cedirte. 

8. za An. 1290 B. Q. B. daa Urtheil vom 2S. Aognst 18M. 

8) Theilung; Zuweisung eines Masse-Immöbels, auf welches 
ein Miterbe eine Hypothek constitttirt hatte, an einen 

andern Miterben. 

Hat ein Miterbe oder Miteigenthümer eine Hypotheke auf seinen indi- 
visen Antheil an einem gemeinschaftlichen Iramobel bestellt . dieses Immöbel 
fällt aber später bei der Theilung einem andern Mitbetheiligten 
ausschliesslich zu, so verliert jene Hypotheke bezüglich dieses Immöbels 
alle Wirkung, selbst duuu, wenn die Theilung ohne proccs^ualisches Ver- 
lüiren, Loosebildiing oder Versteigerung, mittelBt Kaofrertrags bewerk- 
stelligt worden sein sollte, sofern der Hypothekarglftubiger dieses Letstere 
nicht durch dne Opposition gemiss AA. 882 B. 6. B. untbunlich gemadit 
hatte. 

Zufolge Art 883 und 1476 B. G. B. erloschen nämlich die Hypotheken, welche ein 
Qemeinscbaftsgenosse w&brend der Geiueiosebaft an seinem Antbeüo an der gemeinscbaft- 
fidiett SaelM bailalll balla, Ubald dieser ABthatl bei der Tbeilang der gemeinaaliamiahan 
Sache durdi Loosebildung oder Versteigerung einem andern Gemeinscbaftsgenossen xa^ 
gefallen ist Ans der EnvAhnung der Looscbildung und Versteigerung kann nicht her- 
geleitet werden , dass der Art. 883 nur auf wirkliebe , im processualischen Verfahren toU- 
sogeoe Tbeiluagen zu beaieben sei , weil oacb Art. 819 ib. die Theilung (unker Grosiglb- 
rigaa) in baUehifer Form, aneb «tnia iiroeessaaliaebea Varfabren, eelbat doreh einen Ver» 
trag, mittelst dessen die Bctheiligtcn , behufs Aufhebung der Gemeinschaft, einem unter 
ihnen, unter onerösen Bedingungen, die gemeinschaftliche Sache ganz Qborlasscn, bcthätigt 
werden kann. Der von der 'Wiederaafbebung der Theilungen handelnde Art. 888 ib. erklärt 
jedaa OeaehKI (Hr aiaan Theilnngaeel, weltdiea die Beendignag dar GameinidMll soa Vor- 
wurf hat, es mOge als Verkauf oder auf irgend eine andere Weise bezeichnet sein; dcr- 
aelbe Act kann aber in Bezug auf Theilung und deren Rescission, d. h. in Bezug aufEr- 
wai^ qnd Verlust, keine verschiedene recLtlichc Natur an sich tragen. Die mit solchen 
VaiMfea ftr<iag|ynilwfcaiglHMgir dea abgaAndani« bliheiigan CNttetnuAafte-flenoeeen 
fipbnntea Orfitar dai VaMia ihrer EfpaOiilta lal anr aduiBbar, weil ila aogleidi Ui 

18. 
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der Eestßllun^ der Hypothek gegen die Yomahme einer jeden Theilttog ohne ihre Zoziehong 
OppoBilion einlegen und in du TtaeilungsTerf&hreo lur Wahrung ihrer fi«eble interreiiirea 
tatoMO. (Art. 883, 1167 mA 8906 B. a B.) 

Berlin, aa SeptanlMr 186L (Omi^ Walimfiller g. Bert. (K. A. 46. IL 81^ 

9) Theilung; Zaschlag an einen Dritten bei einer 
LicitatioBB-Yersteigerung; Wirkung. 

Wird ha. einer Lidtations- Versteigerung nicht einer der Collicitanten, 
soodem ein Dritter Steigerer, so ist diese Lidtation nicbt ab ein TbeÜonga- 
act, sondern ihrer rechtlidien Natnr nach als ein gemefaschaftBcher Verkaof 
Seitens aller betheiligten Erben an den Steigerer zu betrachten. 

(S, das Nähere zu Art. 692 B. P. 0.) 
DarmBUdt, lö. April 1844. (Bej.) JÜieuier g. Kau. 

10) Theilung; Zuschlag an einen Dritten bei einer Licitation; 
Wirkung bezüglich der Ton den einzelnen Erben consti- 
tuirten Hypotheken. 

Erster Fall. Wenn bei einer in einem Theilungsverfahren stattfin- 
denden Licitations-Versteigerung nicht einem der Miterben, sondern einem 
Dritten ein Inunöbel zugeschhigen wird, hinsichtlich dessen einer der Mit- 
erben eine Hypotheke auf seinen indivisen Antheil constituirt hatte , so ver- 
liert diese Hypotheke bezüglich des ideellen Autheils des Hypothekarschuld- 
ners an dem limnubei, in Folge jeuer Lidtation, uicht ihre lieditswirk^amkeit. 

Zwv enihllt der Art. 88S B. G. B. In eeinem Hatelie die allgemeia laoteBde Be- 
aluuDiiiig, dMS der Erbe in Beziehung anf die steht in ieiB Loos gefallenen oder nicbt 
von ihm nngesteigten Nachlass-Siücke so angesehen werden solle, als ob er an ihnen nie- 
mals Eigealbuui gehabt habej jedoch sebliesst sich diese Bestimmung an die vorhergehende^ 
nur anf die Theilnog im engeren Siam des Wortes md enf den Anfell des EigeilInMi 
an Milerben beziehende Beatimmong dergestalt an, dass es nicht zweifelhaft sein kann, 
dasB sie, ihres allgemeinen Wortlautes ungeachtet, nicht weiter gehe als diese, und na» 
mentlich nicbt auf solche Sachen, welche von einem Dritten angesteigl worden sind, an- 
wendbar sei. 

lUe gegenlheilige Anäeht kannte nicht aogenommen werden, ohne sowohl der Stellung 

als dem Geiste des Art. 883 B. G. B. zu widerstreben, indem dieser und die ferneren Ar- 
tikel des nämlicbeu Abschnitts lediglich BesümiuuDgen enthalten, welche sich auf das engere 
Verhaituiäs der Miterben gegen einander beziehen, in ihrer Anwendung anf die eigentbOm- 
Uehe Stellang der Hiterben nnter eich scharf begrenzt nnd Ihr Bechtsgeedüfte iwiaebea 
den Miterben und Dritten nicht niaaesgebend erscheinen; auch lässt das ehemalige Gewohn- 
heitsrecht Frankreichs, woraus der Grundsatz des Art. 883 in das B. G. B. tiberging, nicht 
bezweifeln, dass ein Zuschlag des lidtirten Onindatückes an einen Dritten als wirklicher 
Verknnf helmdilat wnrde. 

Die im Art. 883 anfgestellte FleÜon, wonach jeder Erbe in Beziehung anf die bei der 
Theilung ihm zugefallenen oder von ihm ersteigten ErbschaftsslOcke so angesehen wird, 
als habe er sie voiu Erblasser uumiueibar erhalten, kann bei der Ansteigerung durch einen 
Dritten nieht Plali grellen, da awiseben dieeem nnd dem Erblaaaer keine nmnitielbare 
Yerbindnng besteht; es bilden flbr ihn die Erben ein nothweodiges Mittelglied in der Reihe 
der Eigenthums-Uebertragungen ; das Eigenthum des Nachlasses geht unmiltelhar durch den 
Ted des Erblassers auf die Erben Uber (Art. 724 ib.); die Behauptung, dass die Erben 
luerbei znsammengenonuuen nnr ab efaw jvristiaebe Poreoa ra betraehiin aeien, du Eigen- 
^mi mithin der Familie und nicht den einzelnen Erben zustehe, findet in den Gesetzen 
keine Begründung; vielmehr ist nach vielfachen Anwendungen der Gesetze das Verhaltniss 
der Mitcrben dem der MiteigenthOmer aiu einem andern Rechtsgrunde ginzlich gleich zn 
stellen; auch finden die im Art 896 o. f. B. G. B. antgeiteUMB Beetfmmmigen bertgttdi 
te Form und 'Wirkstokeil der Theünngett, gemlw Art. 1813 Ib., nf nii w I Hrtw Wh 
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eigenthamer Anwendung; es ist mitbin aach bei den Miterben ein, jedoch mannichfaehen 
Bodinguagen und Bescbr&okuagea unterworfenes , ideelles Eigeotlium eines Äntheils an den 
HtehtaM^ekeD Mimalina; «nadi M 41t «Her «fim i» MIlerbM «womaMa« Bta- 

■direibnngen in Beziehung auf die zum Naehkase gehörigen Immobilien nicht unwirksatn, 
•Ondem nur durch die hinsichtlich der Theilung pcgebenen Vorschriften bedincri (Art. 2125 ib.). 

Zu keinem entgogongesetzten Schlosse führen folgende gesetzliche Bestimmungen: a) der 
Ari 2205 ib., welcher nur die Antflbang der Rechte dar Oraditorao Tor der Tbeilang be- 
■dniokl, Abir dto awleritlle WbkmalMtt der HypoMai aber bMU varfUgl; t) dh Art. 
1423, 2182 al. 2, 1168 o. f. und 2109 B. G. B., sowie die Ober das Purgationsverfahrcn 
gegebenen Vorsehririen, w«lebe alle aabr wohl mit der aagenommeoen Aoilegung das Art. 
883 rereiabar sind. 

Berlittt S. M 1852. (Bej.) GoAna g. KeUer. (K. A. 47. IL 80 ud 19. OL 36.) 
Ofr. eObw« n Art. 888 B. G. B. Kr. 18k 

Zweiter Fall. Auch wenn bei einer im Theilungsverfahren statt- 
findenden Licitation ein Dritter (Nichterbej ein zur Erbmasse gehöriges 
Gnmdstack ansteigert, so wird Uerdurch die von einem der Miterben auf 
seinen AntheU an den Orundstad^en bestellte Hypothdce unwirksam, wenig* 
stena so weit, dass der Hypothelcar-GUabiger nicht berechtigt ist, gegen 
den Ansteigerer als dritten Besitser das Gmndstack im des Zwangs- 
verinsseningSTerlUirens ansagreifen. 

Nach der von dem RAmischen Recht verschiedenen AafTassung des B. G. B. wird dem 
Mitcrbcn ein idealer, seiner Erbquote entsprechender Eigenthumsantheil nicht an den ein- 
zelnen Erbscbaftaaaeben, sondern nor an dem Erbsebafts-Inbegriff zugeschrieben, und 
dwngiBlw Mtet Itr Ali 883 fint, «• mIUi m «ig«Mli«ii wtrdM, all liabe tr war 41*» 
Jenigeo Oagtnttinde ererbt, walete ihm bei der ErbscbaftaaoMliiiiidwtiiniig Mfidlmi, u4 
als habe ihm nie ein Bigentbamsrecht nn den übrigen Sachen zugestanden. Der Miterbo 
kann hiemach an den Erbschaftaobjecten dingliche Becbte auch nur unter der Voraus- 
•etxung einriomeo, dass sein «rantoeUes Baeht auf diaae Objaete dveb dtn Erfolg der 
EiMMÜng n afaMi neltoB m$tU. 

Wenn der Art. 883 annimmt, das Erbtheil eines Miterben habe uraprOoglldl nur in 
denjenigen Objecten bestanden, welche ihm in der Theilung zufallen, so kann es nicht 
daranf «okomneo, ob die andern Gegenstiade einem Miterben zo Tbeil werden, oder ob 
■i« eia Dritter aoateigert, da 4u Elgaiilhoa daa afaiaiBaB IDlHtaa ui4 mbt dannf ba- 
rohendea Verfagongsrechl oichl gröaaer aein kann, ala lata Brbdnil, daiaaa Objeet aidi 
TOllstindig in demjenigen darstellt, was durch das Theilangsverfahren fflr ihn aus der bis- 
herigen Gemeinschaft ausgeschieden wird; der Art 883 spricht daher den Tbeilnehmem 
aaeh richtig das Eigentbnm an allen Sachen ab, weldie ibnea picht aelbat in der Erb* 
dMilaag nfUlao, otana dieaa aagalifa Baatinnnag a«f dia Anihaila dar obrlgaii Erban w 
baachrinken. 

Würde die Hypotheke an einem ideellen Anthcile eines Miterben auf der Sache h&ften 
bleiben, wenn aie ein Dritter ansteigt, so würde der Erwerber, der den Hypothekargl&nbi- 
gar NfrialigaB odar riwMa muaa, aeioan BOakgriff nMil bkw u da» Tarpftndenden Mil- 
arbaa, aaaiani m ai—tliaha Erba* aaeh Maaiagalia Ihrar Erblballa haban, da aOa Eriiaa 

zu ihm in diesem Verhältnisse als Verkäufer stehen; es würden also, ungeachtet der voll- 
ständigen Befriedigung des Miterben für seinen Erbtheil, die flbrigen Erben durch iha 
balaatet bleiben. 

Ea Mail aber andi dar Art. B. G. & 41a Ezaeation an einem ideellen Antbeile 
eines Immobala aiaht tu, sondern gaalaUel nur den Zwaagavaritaaf ainer gaman 8aaba> 

und fordert daher, Jass die besonderen OlÄubiger eines Miterben den Erfolg des Theilaoga» 
Terfahrens abwarten, in welchem sie zu interveniren befugt sind; ein solches Theilungs- 
Tarfahrea, wie es xum Zwecke der Realiairung der Hypotbeke erforderlich wäre, wird 
abar darab dan TimMag aiaaa Eibaaballa-lBBObala an ainan OrMaa Im UdMiaMWiga 
■iHg H a h t Iniiai hiartvcb dia Saaba aai 4or Ganafauohaft amahlad. Wsr4a abar dan 
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Gliubiger uestaltel, die ungelh«Ute Sache uir Sabhastation zu bringen, so wäre Ih« lllafw 
mit da6 Recht gegeben, einen Gegenstand anzu;s:reifen, der ihm nicht verpfändflt ist 
BorüD, 21. December 1858. (Bej.) Osser g. Fischer. (K. A. bi. II. 96.) 
Cfir. Uribflil im Appallhofei n Kfiln vom 17. Vovbr. 1850. (K. A. 89. I. SS.) 

11) Theilung; Zuschlag bei der Licitation einer Erbschafts- 
sache; dritter Steigerer; ResolutioQsklage; Theilbarkeit 
derselben. 

Wenn eine Erbscliaftssache (eia Haus) abtheilungshalber versteigert, 
einem Dritten zugcäclilagcu uud der Preis uuter diu Miterben vertheilt 
worden tot, so steht dem einzelnen Erben, dem der ihm flberwiesene Theil 
des Preises nidit bezahlt wurde, obgleich seiae Ifiterbea für ihre Antheile 
befriedigt worden sind, doch.]njne8weg8 das Recht sa, die Auflasnng des 
ganzen Verkaufes zu Torlaagen und das verkaufte Objcct ganz für sich in 
Anspruch zu nehmen; er kann vielmehr nur für jenen Theil, welcher ihm 
bei der Theilung von dem Steigpreii^e zugewiesen worden , die Resiliation 
begehren und den entsprechenden Theil des verkauften Immöbcls rcvindiciren. 

A. Die Resolalionsklage gehört weder ihrer Natur nach, noch nach ausdrackltcher 
Geselzeebestimmiiiig xu denjenigen B«cbl«n, «eiche weder einer materiellen, noch ideellea 
Tileilang fiUiig liad; b«t vidnebr in Besag ftnf TheiRwrlieil oder Unihdnwrkefl gtin 
ito Natnr des GegenstanJes, dessen Rcvindtcation damit bezweckt wird, ist also theilbar, 
wenn es sich von der Wiedererlangung des Eigenthuius ati einem Hause handelt, das 
ier ideellen Theilung anxweifelhaft fähig ist. (Vergl. die analogen Bestiuiuiuageo der Art. 
1668, 1669 ond 1686 B. G. B.) Da um dia AaflflMing «Ihm Vertrag* aadi Art 1188 
die Wirkung hat, dass die VerhSltoisse, wie sie vor dem Vertrage bestanlen haben, wieder 
hergestellt werden, so kann ein pro indiriso bestandenes Ktgenthuin unmöglich als ein 
Totaleigenthum kraft der Wirkung der Resoiutivhediuguog wieder aufleben. Ander» wOrde 
«• aidi variuim, wenn tv Zdt det Varkaofii du Ba«bt ia elnar Baad aiah bafaadaa 
hätte; hier konnte der Cessionar eines Tbeila dea KaaTpreieei, wie ea der Cadaot konnte, 
die Resiliationsklage ffir das Ganze analellao, wenn ar daa out sur Bastliattanaklaga Ba- 
rechtigten interessenlos stellte. 

B. Wenn bei der Licitation einer Erbscliaftssache ein Dritter erwirbt, 
und nun der Preis vertheilt vrird, so ist dieser kein eifet de la succession, 
sondern ein Gegenstand, der nie im Besitze des Erblassers war; während 
im Falle, wo em Miterbe erwurbt, das ganze Gesehift als eine blosse 
Attnbntion, und der Preis ab ein Erbgeld (soulte de partage) betrachtet 
wird, liegt im ersteren Falle, wenn ein Dritter steigt, in alleu Bichtuogea 
der Vericauf dner gemeinschaftlichen Sache vor. 

Der Grunilsrvfz des Art. 883 B. G. B. fdhrt nicht in der Flction einer durch den 
Erblasser selbst %'ürgenoiiiinenen Veräusserung , sondern (da dieses Princip auf die Tbei- 
Inng einer jeden Qemeinsohaft anzuwenden ist), nur dahin, dass wenn der nunmehr erat 
g a a a in i t ft afllleh K«irordina Kaoflpraia daa drfttan bwarbaft n aadam PoriiOBaa wilar das 

TbaObabem vertheilt wird, als dieses ihre ratnellen Antheile an dem TerkcoflBD Gegen- 
stande ausweisen, jeder Participant das ihm Zugewiesene fflr keinen Theil als Cessionar 
seines Mittheilbaüers , sondern als ihm vom Tage der Licitation ausschliessiicb gehörend 

FSr daa BaaolntioiMreoht fahrt dies zu der Folge, dass Derjenige, dem mehr als seiaa 
Bäte xQgewiesen wird, jenes Recht fdr seinen indivisen Antheil und auch für den indivisen 
Antheil seiner froheren Miteigentbttmer ausitben kann, der ihm ganz oder theüweise Uber- 
«Itwi Mi wallar gaU aibar aaio Beebt nidil. 

Saraatodt, 13. Fabra» 1664k (B^) SahaHr g: BrSak. (EaMMrii«g 186L L ^) 
0fr. eillMrt MAtl.888a^aB.!ir. 1»{ flfrty 71k IL m nU^fc ILIK. 
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12) Wirkung der Theilung bezüglich des früheren Verkaufs 
von ungetheilten Grundstücken; Untheilbarkeit der Ga- 
rantiepflicht der Verkäufer; Dotalgut. 

Im Jabr 1S23 verkaufte die unter der Herrschaft des Dotalsystems ▼•ilMinUhete Ebe- 
fim Bwnquet, geaefandiaftlleb nft ibma Brader Flonraas, «in thaea «n dem Naettme 
ihrM Vaters anerfaltenes und noch ungetheilt besessenes Immöbel an einen Erbrremden, 
Amadieu. Itn Jahr 1851 klagte die Ehefrau Bousquet auf Theilung des väterlichen Nach- 
laaaes; die Ttwitung halt« siatt and e« fiei das früher an Atnadieu verkaufte Immöbel in 
iai loM iaiaalbea. Di» Ebafnui Boufnoi erhob mmaiebr «iae Klage gegen Amadiea 
auf Btaattttf des ImmolMle, laden aie eieh darauf stfltzte, dau daaaalbe ale doial nicht 
habe rerfiussert werden können. Lettterer erhob eine Garantieklatro ^rcgen Flourcns als 
Verkäufer. Fiourens wandt« hiergegen ein, dass er nicht zur Garantie angehalten werden 
kMnei da in Folge der decUuratiTea Wirkaog des Art 883 B. Q. B. er so anzusehen 
falf ale ob er atemals HgaafliOaMr jeoea ImmSbeto gewesen sei and als ob Amadiea oiebt 
wo ihm, sondern lediglich ron der Ehefrau Bousquet gekauft habe. 

Dieser Einwand wurde durch den Appellhof und den Cassationshof als 
ungegründet und Fiourens als garantiepflichtig erkannt, weil der Verkäufer, 
sofern nicht das Gegentheil stipulirt werde, gemäss Art. 1626 B. G. B. von 
Bechtswegen dem Käufer für Eviction Garantie zu leisten habe , diese Ga- 
raoUepflicht aber, ihrer Natur nach, untheilbar sei und das Verkaafisobjeet 
nud jeden Theil dessdben umfasse. Dadurch , dass Fiourens mit seiner 
Schwester in einem und demselben Acte, ohne Bestimmung der TheOe, welche 
einem oder dem andern an dem verkauften indivise besessenen Immöbel 
zustehen, dieses Immöbel verkaufte, übernahm er ^e Garantie dem Käufer 
für den ruhigen Besitz einzustehen. Nur insoweit kann von einer Theil- 
barkeit dieser Garantiepflicht die Rede sein, dass Fiourens den durch die 
Eviction verursachten Schaden nur in dem Verhältnisse seines Autheils an 
dem verkauften Immöbel zu tragen hat. 

Die declarative Wirkung der späteren Theilung hatte zwar zur Folge, 
daas die Ehefrau Bousquet das ImmSbel m revhidieiren befugt ist, kam 
aber die Bedingungen des froher stattgehabten Verkaufe und die geseUslichen 
Folgen dessdhen sua Kacfathdl des KlnSurs aksht abftadem. 

Paria, 18. April MUtk CUcJ-) IWL 8. m) 

Zu Art 885. 

Garantiepflicht des Miterben wegen Eviction. 

Die Garantie, welche der Erbe dem Miterben für Eviction des in dessen 
Loos gefallenen Immöbels schuldet, erstreckt sich nicht auf die Auslagen, 
welche der Evincirte aufwendet, um ein nutzloses Terrain in einen Lustgarten 
nmznwaadehi, sondern nnr anf den Werth des Tenrahis, welches derselbe 
dnrdi die Evictioo verliert 

Paria, 91. AprU 1801. (Baj.) (J. d. P. 186S. a 37.) 

Fünfter Abschnitt. 

Von der Rescission in Theilungssachen, 
(Art. 887 — 892.) 

Zv Art. 887. 
l).Erbfth«iI«Bg; ReBcUflion wegen Verletsnng; Ahfindungsact 
IMt idrt 8t7 «dA m B. G. B. satMU ^ swischen Hiterben ge- 
icfaihflD« nifliliing ToranSi sind «too nkfat anwendhar, wenn die Besdssu» 
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eines Actes verlangt wird, durch welchen der Kluger auf sein bereits zum 
Zweck der Thcilung rechtshängig gemachtes und von dem Beklagten be- 
strittenes Erbrecht vergleichsweise gegen eine Abfindungssumme verzichtet 
und Bich damit als Kiehterbe von der TlieUaiig des ftagUchen NacUassea 
ansgescfalofisen, hiernach also den VeigleiGh in Beiiehang auf diesen Nach- 
lass reditskriftig festgestellt hat, dass hier der Fall einer geschehenen 
Thcilung nicht vorliege. 

Berlin 1846. (Bej.) Müller g. Mumm. (K. A. 40. II. 85.) 

2) Rescissionsklage; Verzicht aaf das Erbrecht. 

Die Ucbereinkunft, womach ein gesetzlicher Erbe aof sein Erbrecht, 
mit Vorbehalt eines in einem Ehevcrtraf^e ihm bcdunf^enen Rückfalls , ver. 
ziehtet, kann nicht als Erbverglcich , welcher der Umstossungsklage der 
Art. 887 und 888 unterworfen ist, betrachtet werden. 

Dena demjoaigeo , welcher aui' die Erbscliafi verzichtet und somit g&r keinen Erb- 
ttwil «rhlll, gUitdar AH. 887 kdne Klage, vni der Vorbehell eines ibm ivgedaditeii StSek- 
Termfichtnisses kann die Natur des Veniehla auf die Erbschaft aelb«! niebt Indern nnd 
wahrt dem Verzichtenden nicht die Eigenschaft eines Miterben. 

Mannh. iin, 7. Octobcr i8U. (Obcrhnfg. Jahrb. Ib40/41. S. 5IS.) 

3) Umstossung (Rescission) der Theilungen; perfecte 

T h e i 1 u n g. 

Zur ümsto.ssungsklage wird eine durch die Einwilligung säraratlicher 
Interessenten perfect gewordene Theilung vorausgesetzt i dies ergibt sich 
klar aus den Art. 623, 466, 840 B. a B. 

Freibnrg nnd Mannheim.... (AnnaL 1851. 8. 41.) 

Aas diesem Qmode kann aneb In der Anerkeannng einer Theüuag nlenale «fai Ter- 

«icht anf die Umstossungsklage gefunden «erden. 
Mannheim.... (Anna). 1856. S. 11.) 

Ofr. Gilbert n Art. 888 B. 9. B. Nr. 9 n. 10. 

4) Umstossung der Theilungen wegen Gefährde; Gefährde 

von Seiten Dritter er. 
Zur BegrOndong einer Umstossongsklage wegen GeOhrde ist tMta er- 
forderlich, daas solche arg. ArL 1116 von dem beklagten Ifitertien selbst 
ausgegangen sei. Eine Oeffthrde, welche dritten Personen (lüer den Taia- 
toren) zur Last ftllt, kann daher der Umstossnngsldage kernen Eingang Ter^ 
BCba£fen. 

Mannheim, 7. Min i84& (Oberhofg. Jahrb. 18U. S. 518.) 

5) Umstossung der Theilungen bei testamentarischer 

Erbfolge. 

Die Umstossungsklage steht nicht nur den gesetzlichen Erben, sondern 
auch den Testamentserben und Erbnehmern zu. Lex non distinguiL 
Mannheim 1856. (Annal. 1856. S. 10.) 

Eotgegongeaettt enteehieden, da der Art 887 lieh nur auf Tbailutgen onler 
Miterbflo hetiehe. 

Hnnnlieim, 7. Oeiober 1841. (Oberhofg. Jahrb. 1810/41. & 518.) 

6) Umstossung der Theilungen yon Ehegemeinschaften 

und Gesellschaften. 
Nicht nur Erbtheihingen , sondern auch Theilongen des ehdichen Ge- 
meinschaftsvermögens und des GeseUschaftsTennOgeDS lOmm anf Gnind der 
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Art. 887 und 888 wegen YerkOrzuDg umgestossen werden. (Arg. Art. 1476 
und 1872 B. G. B.) 

Mannheim, 6. Febrnar 1840. (Oberhofg. Jahrb. 1810/41. S. 114.) 
„ (OlMThoTg. Jabrb. 1819/80. 8. 158.) 

Entgegengesoltt •niscIiiedeD, weil dar Art. 887 nar von TbaOvDgwi nnlar 
Mtttlboil aprlcilt und daher auf andere Thcitiin;2:en nicht ausgedehnt werden kann. 

Hannbai D, 20. Februar 182G. (Oberhofg. Jahrb. 182C. S. 217.) 
„ 2. Juni 1827. (Oberhofg. Jahrb. 1827. S. 219.) 

Ctr, eiM in Art. 1476 B. 0. B. Nr. 1 v. f. nnd an Art. 187t Ib. ITr. 10. 

Zu Art 887 und 888. 

Theilung; Vergleich; Lftsion. 

Haben die bei der Theilung dreier verschiedener Nachlassenschaften nnd 
iveier Gfltergemeinscfaafiten interessirten Parthieen in einem Acte erklärt^ 
dass sich durch die von verschiedenen Seiten erhobenen Ansprache der, In- 
teressenten auf die zn theilendcn Massen und deren Bestreitung emsthafte 
Schwierigkeiten ergeben, und dass sie daher, um den zu erwartenden Gon- 
testationen vorzubeugen, sich zu der in dem Acte enthaltenen Vereinbarung 
verständigt hätten , so bildet diese Uebereiukunft nach dem Gesetze einen 
Yergleichsact, welclier gemäss Art. 2052 B. G. B. nicht wegen Läsion an- 
gegrilien werden kann. 

Die Verfügungen der Art. 887 {. 2 und 888 ib. sinl hier nicht anwendbar. Die in 
dieeam leliten ArtUcel enihallene Battfmmnjig knflpft aieh an den Orandaalg, daaa man 
sich mehr an die Wirklichkeit, als an den gebrauchten Namen zu halten habe; sie w.lre also 
nur dann anwendbar, wenn die Parthieen, um eine Reacisaionsklagc unmi^glich zu machen, 
den Act fälschlicher Weise Vergleich benannt hätten, obgleich er in Wirklichkeit keinen 
•alam Zweck gebnbt, alt die UngeäMlIthelt aubnbebea. 

BrQaael, 10. JnU 1862. (Rej.) (Pasicr. 1862. S. 288L) 
Gfr. eUbert n Art. 888 B. & B. Nr. 6 o. 6. 

Zu Art. 887 — 892. 

Theilnngsact; Rescissionsklage wegen Läsion; freiwilliger 

Vollzug. 

A. län Theilungsact kann von einem der Ifiterben nicht mehr wegen 

Läsion angefochten werden , wenn derselbe freiwillig von ihm vollzogen wor- 
den ist, obgleich er zur Zeit des Vollzugs den Umstand, dass jener Thei- 
lungsact ihn über ein Viertheü verletze, kannte. 

Der Art. 1338 ß. G. B. hat nämlich unlSugbar den Zweck, die schon in den Artikeln 
lllö und 1311 bezQglicb der durch Gewalt erzwungenen, beziehungsweise während der 
Minorität eingegangenen Verträge angedeuteten Normen über die Heilang dea Willens- 
■nnffelt Iweh andrOdtUdien oder itiilidkweigenden Venielit in veraUgemeinera onl aihar 
XU entwickeln, nnd amfust alle Qrtlnde, noa welchen Bechtageschäfte mit der Nichtigkeita- 
oder Rescisstonsklage anfechtbar sind, sonach nicht nur Bctru":, Irrihum und Gewalt, son- 
dern ancb Läaion, was sich nicht blos aus der allgemeinen Fassung des Artikels, sondern noch 
niber dnrana ergibt, dase der Gete^ber, wiewohl er von den Omndiilnn der BeMiiiinn 
wegen Läaion, ohne ROcksicbt auf Minderjährigkeit, speciell bei den eioscblägigHl Mnts* 
rien (Art. 887 — 892 und Art. 1674 u. f. H. G. B.) handelt, es dennoch für angemessen 
hielt, im Art. 1118, bei Darstellung der Lehre von den Mängeln der Einwilligung wegen 
JMm\ OewaH oder Irrthnm, aodi anf den Anfeebtungsgmnd wegen LCsion bfamiweisen, 
■Mit aa Orte, wo nDg^Miiie GraadailM Sber Nldiligfcellt- md Bwcliriwiilrligin foH- 
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gestellt wer'jpn (Art. 1313), wiederholt auf die Fülle nurfldcxnkomiMii, «ro Mdl Omm^IIh 
rige wegen Läsion Restitution erwirken können. 

Dem Art. 1338 liegt der ganz rationelle Gedanke so Onmde, daat Derjenig«, welcher 
mtngMbSg iit, «imIi die aacblidieii Bealebnngeii de« Fehlen, welcber dun Vertrage 
aoklebt, genau kennt und den Vertrag dennoch, trotr der ihm bcwussten Anfechtbarkeit, 
in der ernsten Absiclit, von seinem AnfechtunKsrecht keinen Qebraach zu machen, aaer- 
keont oder vollzieht, sein Kescisstonsrecht verliert. 

Der Axt. 1338 yeriangl fBr die Wirkeamkeil dee slllliehwelgendeii VanieUl, 
dlM darMfte sieh freiwillij;, d h. mit voller Sachken ntniss, mittelst solcher VoIlzogibMli- 
lungcu , die auf die Absicht, auf die Anfechtuni? des Vertrags nicht zurQckkominen za 
vollen, scbliessen lassen, kundthue, und zwar zu einer Zeit, wo das Gescb&ft auch au8~ 
drfleklieh bitte rtttfleirl werden kOnnn. 

Wn innerer Grud, wanm ein anadrlleklieker Veidebt mf du Beebl, eine aa- 
gleiche Theilung wegen Verletzung Ober ein Vierthell anzugreifen, durchaus ausgeschlossen 
sein sollte, ist nicht zu erkennen, wie denn auch beim Verkaufe die Zulässigkeit eines 
apiteren Verzichtes auf die Bescission wegen laesio enormis im Allgemeioeu von Nieman> 
dea abeolul in Abrede geatelU wird, und nneb Aotwele de« Art 161* B. Q. B. «Mb ge- 
setzlich zugelassen ist; es rauss daher dem Baehstaben vnd dta Oeiit* dei OetelMt Bidl 
auch ein stillschweigender Verzicht zulässig sein. 

Aus dem zweiten Abschnitte des Art. 888 B. 0. B. kann nicht argumentirt werden, 
dnw bei der dnrcb eine nnglvinbe TbeOnng entiludenaii IdMem der audrildtUebe oder 
•llliechwelgende Verzieht anf die Beecleaioneklage, selbst wenn er allen inneren und ins- 
Seren Erfordernissen des .Art. 1338 entspreche, als wirkungslos anzusehen sei; denn der 
Art. 888 bestimmt weder unmittelbar noch mittelbar aber die Zulässigkeit eines formellen 
Versiebte; leia twdier Satz bat viehnebr nur den Sinn, die im ersten Satx ansgeepro- 
ebene Beetinuanng, daes die Beecieeionakittga gegen jeden Vertrag, dnreb weleben di« 
Gemeinschaft unter Erben auf-rehohen wird , selbst wenn er sich als Vergleich zu erkennen 
gibt, dahin zu modifieiren, dass wenn einmal eine Theilung unter den Erben statt hatte, 
gleichgültig ob Terietxeod oder nicht, und jetzt wirkliche ScbwiMigkeiten entstehen, die 
dardi Vergleidi geneblidilet worden, gegen dieaen Ver^eidi ~ obno date damf ge- 
sehen wird, ob derselbe den rorroollen Erfordernissen dee anedrOcklicben Verzichts 
auf eine in der ersten Theilung enthaltene Läsion entspricht oder nicht — eine Rescissions- 
klage wegen Läsion nicht platzgreife; es handelt sieb nunmehr von einem Vertrage, der 
niebt erat die GemeinsebafI anfbobl nnd bei weldMm alao die aSgeniefaio Begil der Diuii- 
feditbarkeit der Vergleiche wegen Verletzung (Art. 2052 B. G. B.) einzutreten hat. 

Auch aus dem Art 892 B. G. B lässt sich nicht entnehmen, dass durch freiwilligen 
Vollzug die vorliegende Lfisiou nicht solle gedeckt werden können^ denn wenn auch der 
Art 802 nnr Ton Betrug nnd Gewalt spricht, von der Uilott ober lobweigt, eo liest daa 
Uoeee Sebweigeo dee Geeettgeber« ttit SidkerbdM nor erkennen , data derallbd rar Zeit, 
wo er dem Art. 892 seine Sanction ertheilte, noch nicht für gut fand, den ähnlichen Fall 
rtlcksicbtlich des Anfeehtungsgrundes wegen Läsion gesetzlich zu normiren, vielmehr vor- 
zog, ihn unter der Herrschaft der damala geltenden GnmdsStia noch xa beiaasen, sowie 
er denn fiberbanpt snr Zmt noeb keine aUgeneinen Grandeätie Ober Verlrlge anfgeafelll, 
den dol und die violence noch nicht näher deflnirt, ja sogar über die Dauer der Sesctssions- 
klage noch nichts bestimmt hatte; das, was der Gesetzgeber früher speciell zn reguliren 
nnterliesB, holte er später (im Art. 1338) durch Aufstellung einer allgemeinen Regel eiw 
gbaend an«b. 

Der Verlelsle mm nr Zeil den VoUnge nidil nur in der Ifllglinbkall aleb bflMeo 

haben, dich davon zu flbcrzeiiTon , dass er durch den Vertrag verletzt werde, sondern 
wirklich diesen Umstand gekannt haben; nimmt das Gericht dieses aus den erwiesenen 
Thatsachcn als constant an, so unterliegt diese faetiscbe Entscheidung nicht der Kritik 
den OiiniinMbofes. 

B. In dem ünutande, dass der aagebUch verletste Mifterbe, in Folge 
des Tbeflangsvertrages und der von ibm darin ftlMmommenfln Verpffiehtang, 
flioli einem Erbedtaftse^biger gegenflber onnmehr anter der fl nsd rflc k M a fcwi 
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Erklärung, dass dieses zum Zwecke des Vollzugs dieser Theilung geschehe, 
als dessen persönlichen Schuldner darstellt und die ihm in der Theiluug 
anerfallonen ImmobiHen, unter Bezugnahme auf die Theilung als Eigen- 
thumsurkaudc , zur Uypothck bestellt, kann das Gericht den Beweis linden,, 
da» der Verietste, dem der Gnmd der ResGissionBklage wegen Läsion be- 
Jnont war, frelwUUg die TheOung voDzeg und auf die BescisBioDBUage ver- 
xicfatete; und es genOgt dieser Vollzug, obgleich er mcht desA Ifiterbeo, 
flondern einem Dritten gegenOber vorgenommen wurde, da das Qesetz nar 
einen freiwilligen Vollzug verlangt, nicht aber erfordert, dass solcher dem 
Miterben gegenüber stattfinde. 

OarmsUdI, 3. Novbr. 1856. (Kej.) Scherer g. Schneider. (Emmerling 1856. I. 121.) 
Ofr. K. A. Od. L 881 ttol M. I. 182. Paris, 11. JoU 18&9. (Bej.) 

Za Art. 888. 

1) Uebertrag der Erbrechte an einen der Hiterben trotz 
Opposition eines Gl&ubigers des Uebertragenden. 

S. zn Art. 882 B. 6. B. du Drtbeit (Darmilait) von 1. Fobrear 18S0 und.dai üribea 
(Pwit) vooi 18. F«braar 1862. 

2) Vergleichsact. 
Die bei einer Erbtheilung abgegebene Erklärung eines Miterben (hier 
vollbürtigcu Bruders), dass seine Halbgeschwister mit ihm nach Köpfen 
theilen sollen, schliesst die Verkürzungsklage nicht aus. 

Der Art. 888, Abs. 2, setzt voraus, dass bei einer eiomal volizogeneu Theilung oder 
eimni IfsMr glelehslsbaajm Act« ein StrdI «ntstanl oad vtrgUebM worde; die eritt 
unter den Miterben gelroffeiie Dabsreinkanft kum abtr immsr aar alt 4io ErbiheUnag 
■dbst aogesohon werden. 

Mannheim, 15. M&re 182Ö. (Oberhofg. Jahrb. 1825. S. 173.) 

Za Art 888 ood 889. 

Theilungsact sviscbeii El&igeo der Uiterben; Beseission; 

aleatorischer Act 

A. Die BesdssionsUage wegen Yerietznng ist gegen eine Theilung amh 
dann zuzulassen, wenn sie nicht swisehen aflen, sondern nur zuischen einigf-n 
Erben stattgefunden hat 

Denn die Theilung eines sremeinschaftlichen Nachlasses hat keinen andern Zweck, ils 
jedem der Miterben den ibiu gebührenden Erbiheil unverkürzt zukommen zu lassen; e ne 
Absiebt, Gewinn xa machen, darf aber hierbei, zoTolge der Natur des Gescb&fts, L A. 
nidil TonmgMWbl werden; daram «eelaltel der Art. 888 B. Q. B. den Miterben, Im F.ilb 
einer duroh die Theilung erliUeoen Verletzung von mehr als einem Viertheil, die Anf- 
hebnng derselben lu verlangen; nach dem Motive des Gesetzes und den im Ari 888 
Torkoumeoden Worten muss es für unerheblich gehalten werden, ob jene Verletzun in 
Folge elaer TbeUmg «Her «imnllieliea eder blee einigea Eibeo HMUhai. 

B. Nach allgemeinen Gmndsitzen und der bestimmten Verfllgung des 
Art 889 ib. ist nur in dem Falle die Besdssionsklage wegen Verletzung fBr 

anstatthaft zu halten, wenn die Erbschaftsrechte eines oder mehrerer Mit- 
erben mittelst aleatorischen Vertrages auf einen derselben ohne Axgüst oad 
gugleich auf dessen Gefahr übertragen wurden. 

Berlin, 17. November 184Ö. (Gass.) Wessel g. Wessel. (K. A. 39. IL 70.) 
Qfr. eubert n Art. 883 B. 0. B. Br. S f., n Alt 888 Ib. Ifir. 8 i. f md 
n Alt 88B Mr. 4 f. 
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Zu Art. 8M. 

1) YeräiiBserang des Erbtheils; Ueberlaasnog an einen 

Miterben. 

Die üeberlaasnng eines Gegenstandes bei einer Theüang an einen andern 
TheOhaber (Miterben) kann nicht als Yeräussenmg im Sinne des Art 892 
B. O. B. betracbtet werden. 

Nach Art. 883 B. 0. B. muBS jeder abgelbeilte Erbe so aogeseben werden , als bitte 
er Alles, was er durch das Loos oder die Versteigcrunp: erhalten, unmittelbar ttod ftUflio 
geerbt und an den Übrigen i^rbschanulQckeo uiemals ein Eigeotbam gehabt. 

MaoDheia, 15. April 1841. tOberhofg. Jabrb. 1840/41. 8. 484.) 

2) Ver&asserun;.r eines nur in Kapitalien bestehenden 

Erbtheils; V orkilrzungsklage. 

Ein Erbe, welcher das iiini bei der Theilung zugefallene Loos ganz 
oder theilwcisc verkauft hat, kann solche dennoch wegen Verkürzung an- 
fechten, wüuu sein Loos nur aus Kapitalicu bestand. 

Der Orand des Art. 892 B. 0. B., weleber mir von der mf Arglist und Gtwalt ge- 
bauten Klage spricht, ist die Vermathong, daas der Milerbe, inden «r doreb die Yar» 
ftusserung sich in die Utitnii;Iichkoit versetzte, die Sache in ihren ursprflnglicfaen Zuetand 
zurQckKubriogeo, anerkaoat habe, dass keine Ursache xur Umetoasaag der Theilung fOr 
fln Torinaiea aeL Ditt» Grand eaaab« aber, wo daa Leot im Milerben nur aoe Kapi- 
li^n ba a l nn d, wdl der Ebmg und die Verwendong von baarem Oelde oder anaatabendaa 
Kapitalien nicht unter den Begriff einer solchen VerSusserung Dillt, und es kann daher der 
Art. 892, selbst wenn man ihn aaf die VerkOnaogsklage atudebnea will, auf aolehea 
Fall keine Anwendung finden. 

Mnnnhoim.... (AnnnL 1886L 8. 11.) 



Zweiter Titel. 

Von den Scbenlcangen unter Lebenden und von den 

Testamenten. 



Entern Ksipitel. 

Allgemeine Verfügungen, 

(Art. 893—900.) 

Za Art. 893. 

1) Handgeschenke; Form. 

Schenkungen, welche Mobilien betreffen, die sogleich übergeben wer- 
den, sogenannte Handgeschenke (dons manuels), sind nach Doctrin und 
Pra.\is gültig, selbst wenn hierüber keine authentische Urkunde auigeuom- 
men worden ist 

(& daa Nibfln n Art. 1418 B. 0. B.) 

DarmaUdl, 1«. StplMiibir 1844. (Gm.) Frid g. BefnoL 



Digitized by Googl 



4 



Bürgcriieb«» 06t«tabtt«h (Art 808). 395 

3) Handgeschenk; Waaren; Buchforderangen. 

A. Ist €8 erwifisen, dass äs» HandelBfraii ihren 8 Eindeni, ohne eine 

darüber aufgenommene Urkunde, ihre Waaren unentgeltlich abtrat und irirk- 
lich übergab , so kann das Gericht , im Hinblick auf die Art. 931 , 948 und 
2279 B. G. B. und die hierüber gepflogenen legislativen Verhandlungen, jene 
Uebergabe als ein gültiges, wirksames üaudgeschenk (don manuelj be- 
trachten. 

Es kOaaea bieilMi, ohne Verstoss wider den Art. 1353 ib., Venuutiiuugen für jenes 
BtnlgMcboik «heilt «a dw Ait 9379 iV., tMb an den ibtliieliHcli fatigetteUtcn Dolmw 
trag, der ihnen zum Anhalispnnkl« ditole, fiberimpt an dm ZnaanmadHaig ftrtrtaheadif 

TliAtsachen gekntlprt werden. 

Der Art 1076 ib. schliesst nicht aus, dass ausnahmsweise einzelne bewegliche Sacbeo 
dvch Handgescbenk ao die Kinder gelangen kennen. 

B. Dagegen können Bnehanastlnde eines Eavfinanns nicht gültig durch 
Handgeschenk auf den Sohn übertragen werden. 

Denn dar Art. 2279 B. G. B. spricht, nach den hierOber gepflogenen legislativen Be- 
nlhiingen, nur von solchen beweglichen Sachen, deren wegen das röm. Recht das inter- 
dietain vtrobi gestattete, also von Sachen, die ihrer üatur nach beweglich, daher einer 
Mgeatliebeii Debeifibe — tndllioi rMU (Art 1806 Ib.) — md ainat algaBiUeh«n Beatttea 
aoipftnglkh alnd; nkorpartt^ Badilc, «le BnehTordniiiigeii (Art 829 ib.), werden lila- 
gegen, nach den legisIatiTen Beraihungen Ober den Art. 16S9 ib., den beweglichen körper- 
lichen Sachen gegenüber, nur auf eine besondere eigene Art, eei es durch Schenkung 
oder onler listigem Titel, abertragen nnd, indem ihnen eine tradition r^Ue fremd ist 
(ArL 1601 fl».), geben sie nicht in Siiuie dea Art 2219 dt durcli bleaao Dobaignbe dar 
Schnldnrkunde in den ausschliesslichen Besitz eines Dritten (H er. Solche Forderungen 
sind deiunach ungeeignet, den Gegenstand einer Handschenkung zu bilden, da diese za 
ihrer üüitigkeil eben die eigentliche oder wirkliche Uebergabe der bios mündlich geschenk- 
ten Sndio in den MaachlieaaHaiion Eigentbumabeeita doa Baoehankten arfordart. 

Berlin, 15. März 1S41. (Gass.) Klostcrmann g. Juppoi. (K. A. 31. IL 9.) 
Cfr. Gilbert u Art 893 B. G. B. Nr. 1 u. 10. 

8) Handgeschenk; Forderungen; tradition fictive; Annahme. 

A. Handgeschenke sind , selbBt wenn es sidi von bedeutenderen Werth- 
8cfa8ften handelt, gültig, auch wenn gar kein Act darflber errichtet wurde. 

Wie in dar Ordonnau von 1781, wnrdo mdi In dem Art 931 B. 6. B. nidit var- 

fQgt, dass jede Schenkung zu ihrer Gültigkeit die vorgeschriebene Form erfordere, sondern 
nur von den „actes portant donation** gesprochen und deren Form festgeseut; dieses ge- 
»chah, wie aus den üiscussionen (efr. Locrd t 11 p. 480 nr. 45) bervorgeht, absichtlich, 
«all man Uar kafaia Boallmmnngan 8b«r Handgaadionk« traffln «oUtt. FOr aino Unlar- 
scheidung zwisehon badattlandan und «nbedanitndan Snaman 6ndat tSA kthi roditUdMr 
Anhaltspunkt. 

B. Unter Handgeschenken (dons manuels) kann man jedoch , wie dies 
schon der Narae mit sich bringt, nur solche Geschenke verstehen, deren 
Gegenstand von einer Hand in die andere überliefert werden konnte und 
mittelst addier Uebeilieferung stattfand , also nur Geschenke von körper- 
lichen Mobilien, nicht aber Ton Forderungen, sofern es sich nicht etwa von 
Fspieren auf Inhaber handelt 

Denn wenn aadi die Urkunden tlber Forderungen von einer Hand in die andere über- 
liefert werden können, so kann dieses doch nicht mit den Forderungen selbst geschehen; 
jene Urkunden sind nur die Beweisuiittel der Forderungen. Schenkungen von Forderaogan 
nterliegeo fiataMlir daran daa Baalbinangen das Ait 881 B. 9. B., «afl dar Baadianbta^ 
elM M dl A«l 8b« Üt IMbwteigOBg Itr IManug «nf Ite «a ^ ew ia sa irlid, ataM 
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ober die Forderung disponiren, sie nicht pppen den Schuldner pellend machen kann, selbst 
wenn er den Schuld-Titre besitzt , da an diesen Besitz die Veroiutbung des Eigeatbums 
Biehl gatmapfl ist Nor wem die Ober eine Fordenmg iMttebmde Urkmid« auf Inhaber 
Uutet, bedarf ea eines Aetea der Cebertragung nicht, da alsdaoo der Besitz der Urkunde 
die VerniuthuDg des Eigcnihanis der Forderung begründet, und es kann also auch die 
Schenkung einer solchen Forderung mittelst Ueberlieferung der dafCUr bestehenden Urkunde 
gtUtig stattfinden. 

C. Bei emem Haadgesdieiike von körperlicben Sacheo, welche der Be- 
schenkte bereits in Hftnden hat, reicht es zur Gflltigkeit des Gesdienkes 
hin, wenn der Schenkgeber, wissend, dass der Schenknehmer die Sa^ 
schon im Besitze hat, diesem erklärt, dass er ihm die Sache schenke. 

Hier steht die tradition par lo seul consentement des parties der (radilion rcello gleich, 
wie solches, in Anwendung eines allgemeinen Rechtsprincips , leim Verkaufe von Mobilien 
lai Art. ie06 B. 0. B. anidrttdtlick «nsgesprodiflo Ist 

D. Zur Gültigkeit eines Handgesehenkes gehört nothwendig, dass der 
Beschenkte das Geschenk amünnnt; bei einem Handgeechenke kann aber die 

Acceptation gültig auch stillschweigend stattiinden, und eine solche still- 
schweigende Acceptation liegt darin , dass der Schenknehmer die geschenkte 
Sache annimmt, oder da, wo er sie bereits besitzt, sie in Folge der £rk]&- 
nmg, dass sie ihm geschenkt werde, behält. 

Darmstadt, 10. Deceniber lb60. (Itej. a. Gass.) Darmstadl g. Arnold. (Emmerling 
1800. T. 706.) 

4) Schenkung, in einen Verkaufaet eingekleidet; formelle 
Gültigkeit; Angriff der Gläubiger des Schenkgebers. 

Wenn auch die im Verkaufacte eingekleideten Schenkungen i. A. als 
gültig zu erachten sind , so ist dieses doch nur hinsichtlich der Form , nicht 
in Betreff der Hauptsache der Fall. 

Sddie Schenkungen sind unzweifelhaft wegen der späteren Geburt tou 
Kindern, wegen Verletzung des Pflicfattheils ete. angreifbar und können von 
den Gläubigem des Schcnkgebers wegen Fhtudhrung ihrer Bechte angegrüfen 
werden , selbst wenn der Beschenkte nicht an der Fraudirung Theil genom- 
men hatte, was im Falle eines onerosen Vertrages von den Gläubigem be- 
wiesen werden müsste. (1. G §. 8 u. 11. Dig. quae in fraud.) 

BrOssei, 28. Januar 1859. (Hej.) \,?a»icr. 1860. 1. 359.) 

Cfr. Gilbert zu Art. 893 B. G. B. Nr. 30 iT. und zu Art. 1167 ib. Nr. 14 ff. 

5) Schenkung, verkleidete; Ungültigkeit; Verletzung des 

Pflichttheils. 

Ein Kaufcontraet , welclicr nach der wahren Absicht der Contrahenten 
eine Schenkung der scheinbar verkauften Gegenstände enthält, kann um 
desswillen, weil ihm die äusseren, in den Gesetzen vorgeschriebenen Förm- 
lichkeiten der Schenkung fehlen, die Schenkung vielmehr in einen Kaufver- 
trag eingekleidet wurde, nicht auch in Ansehung des disponibeien Vermögens 
des Bchenkgebers, also ganz, fttr ungültig erklärt werden. 

Zur Attfredrtballvng im in eiuen SebeingesebSfte eDtbaltenea «abren Geschäftes ge- 
bort zwar, dass letsteres an und fSr aieb gOltig sei; diese Gflltigkeit Ivann sich jedoch nur 
auf die materiellen Bedingungen in Ansehung der Contrahenten und des Gegenstandes 
belieben ; kein allgenieines Gesetz erfordert für diesen Fall auch die Beobachtung der FOm» 
UoldidlM 4m mhrea GeaeliiAt; dieses wOrdo ein eben so «üifg forbaadsiiai Verbel dar 
irvUiUmg jadit ai UumUn Vom» gJaOfllm Owchiflea fai «ta nient ii wl il li a. 
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Namenllich verbietet kein Gesetz die Verschleierung der Schenkungen in Kaufcontracte ; 
ein solche« Verbot kann in der fflr die ausdrücklichen Schenkungen (Art. 931 o. f. B. 0. B ) 
▼oi8«adnieb«ii«B Form vm m weniger geriiiid«Q wtrdoi, alt ia» rSnisdte Baebt, migt- 
achtet der fflr Schenkungen ebenfalls bestehenden besonderen Formen, dennoch die in 
Kaufverträge eingekleidete Schenkungen aufrecht crluilt (I. .Sfi. 38. I). de cont. emt. u. a). 

Ebenso erw&hnen die Art. S43 und äö3 B. ü. B. der indirecten Schenkungen in eiatr 
Alt, weleb« deren absolular Ongflitigkalt wfdorspriebt; bcModers gibt der Art. 918 ib. dtt 
Princip, dass die in andere onerOse Geschäfte eingekleidete Schenkungen nicht an sich 
und durchaus ungflhig seien, in erkennen. Diese Ansicht wird ferner durch die speciellen 
ginzlicfaen Verbote verschleierter Schenkungen an Unfähige (Art. 911 ib.) und unter £be- 
leileii (Art; 1099 fl».), dereo et wnit nicbt belnrft UMe, imleretQtit 

Es kann daher da« Gericht eine «olebe Terltappte Schenkung nur bezflglich demjenigen 
Theils des Vermögens des Schenkgebers ala ungültig erklären, welcher die disponibele 
Portion dieses Vermögens zum Nachtheil des Vorbehaltserben überschritt; geht da« Gericht 
weiter ud Tanifebtel Üe gaase flcMtung , so verletit es die Art 913 and 990 B. G. B. 
ui wenial die Ari 813, 863, 9ii und 981 ib. lUaeh an. 

Berlin, 25. October 1831. (Gass) Bosauer g. Balensiefer. (K. A. 21. II. 51.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 893 B. G. B. Nr. 30 u. f.; Urtheiie des Pariser Cassations- 
bofee vom 30. Juni 1857, 18. Juli and 13. December ihö9. (K. A. 26. 1. 
188 «bA 33 L 161) 

Za Art. 893 und 894. 

1) Sehenkling, indirecte; Versieht auf einen Vorrang; Form. 

Wenn der Act, wodurch Jemand an Gunsten eines Andern aul einen 

ihm zustehenden hypothekarischen Vorrang yeizichtet, als eine indirecte 
Schenkung zu betrachten wäre, so wflrde diese nicht den Formen der Art. 
892 und 932 B. G. 6. unterliegen ; die Nichtanwendung dieser Formen auf 

Verzichte geht aus den Art. 1234 und 1282 ib. hervor. 

Berlin, 23. Derember 1844. (Rej.) Mannes g. de Werih u. Hö«ch. (K. A. 40. IL 17.) 

2) Schenkung; Verzicht. 

Der unentgeltliche Verzicht auf ein Recht nimmt nicht schon dadurch, 
dass er einem Andern zum Vortheil gereicht und dass etwa auch die Zu- 
wendung dieses Vortheils io der Absicht des Verzichtenden lag, die Natur 
einer Schenkung an. Hierzu wird vielmehr erfordert, dass der Verzicht 
nicht blos eine Befreiung von der dem aufgegebenen Rechte entsprechenden 
Verbindlidikeit anr Folge habe, sondern dass er zugleich auf den Andern 
em bisher gar nicht besessenes Becht übertrage. 

MftDBbetm.... 1846. (Oberbofg. Jebrb. 1846/46. S. 461.) 

' 8) Schenkung; acte de bienfaisance; Billigkeitsgrund; 

Cassation. 

Wenn der Gememderath, unter Genehmigung der höheren Admmistra- 
ttvbehOr^e, aus BilligkeitsgrOnden dem Bürgermeister, während der Dauer 
seines Amtes, eine jährliche Quantität von Holz aus dem Gomcindewsld 
lur Heizung seines Amtslokals unentgeltlich bewilligt, so kann der Bürger- 
meister daraufhin auf Abgabe des Holzes oder Entschädigung klagen , wenn 
auch dabei nicbt die Voraussetzungen zur Gültigkeit einer Schenkung vor* 
liegen. 

Wiie diese Bewilligung ein Act reiner Liberalität, eo mute er dämm noch nidiA 
■olbweBilg ele Sdnoking aogeseben «erden, weil es mebrere Acleo reliier UberdkU 
gibt (Ari 1105 B. G. B.), wiMm Bicbl III den SdieiikugeB, Minden zn nndom Beebl»* 
^etcbiflen sn iSblen eind« 
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Die erwähnte Bcwillipiiüg beruhte jedoch nicht einmnl auf reinor Liberalität, sonlern 
wurde durch Billigkeitsgr ttnde hervorgerufen und Rtellt mit Rücksicht auf die Gegen« 
labtuQgen im BOrgennelllei« eine Verbesserung seines Diensteinkomioens, noithia 
«ioMi OMrMn Vertrag iar, mT w«Idi«ii dw •pedellen Besiimamgen in B«lnff der Sehen- 
knigflin nicht anwendbar !:iiid. 

Erklirt das Gericht dennoch jenen Vertrag fOr einen Act reiner Liberalität und fOr 
eine Schenkung, ao quaUficiji es denselben unrichtig, verkennt seine Stellung zum Gesetz, 
Terlebi damit das OmsIs selbet, vnd nnteriiegt daher dessen Erkemitnies der Cassatfos, 

Berlin, 32. Jaimar 186a (Gass.) ▼. Menrers g. Gemeinde Beiferaeheld. (K. A. 
45. IL öl.) 

4) Schenkung; acte de bienfaisance; obligatio sine cavsa. 

Wenn Jemand (l^on), welcher das Hans eines Andern (EonsbrQck) 
enteigte und dieses Haus demnftchst su einem höheren Preise wieder ver- 
iuflsert hatte, sich gegen Letsteren, der dieses aoceptirte, verpflichtete, 

demselben den Ueberschuss zu gut zu rechnen, indem er dieses selbst als 
eine F^hrenptlicht ansah, so stellt sich diese Verpliichtung als reclitswirksani 
dar, und Ersterer, resp. seine lübeu küuuen äich der zugesagten Yerrecb* 
nuDg nicht um desswillen entziehen: 

a) weil jener Vertrag nicht iu den Formen der Schenkung stattge- 
habt habe, und 

b) die Obligation keine oder doch kerne erlaubte CSausa habe. 

DsDB es bann tn a) dieees Debereinkommsn mir etwa als dn aele de bienfUsance 

(Art. 1105 B. G. B.), nicht aber als eine Schenkung im Sinne der Art. 893 und S94 ib. 
angesehen werden ; nun ist zwar jede Schenkung unbezweffelt ein acte de bienfaisance, 
nicht aber jeder acte de bienfaisance nothwendig eine Scbeiiikung und deshalb den für leti- 
lere epecieU Toigesebriebenen Formen nnlenrorfen« 

Za b) AJlerdings ist die cause de robUgation (der Grund der Verpflichtung von desi 
Beweggrunde (inotif) verschieden, bestellt aber keineswegs in der Gegeiilcistun^r , welche 
bei den wohlthätigen Verträgen wegfallen würde j wenn also das Gericht erkennt, dass bei 
Jenem Verlmge wirUieb sin erlaabter Grand in der belreffiwdw VerftieUnng vorli^e, so 
kann das desfidldge Erkenntniss sdion dämm kein (SMialioasmittel darbieten, weil es tat 
das Gebiet de?? ThatsÄchlichen fällt, überdies aber der Richter die Art 1108 und 1131 ib. 
nicht verletzt bat, wenn er das für erlaubt liill, was Simon selbst als seine Ehrenpflicht 
ansah. 

Berlin, 11. Deebr. 1M8. (Bej.) Erben Simon g. Konsbred^ (K. A. U. H. S.) 

5) Schenkung unter Lebenden, verschleierte; Zahlbarkeit 
nach dem Ableben des Schenkgebers; Hinzufttgung einer 
testamentarischen Verfflgung. 

Stellte A. dem B. eine Privaturkuude aus, worin A. bekennt, dem B. 
eine Summe von 3000 Gulden zu schulden, welche Summe 6 Monate nach 
dem Ableben des A. zahlbar sei, und aus seinem Nachlasse genommen 
werden, im Falle der Beanstandung aber dem B. als Legat zukommen solle, 
so kann das Gericht, ohne ein Gesetz zu verletzen, wenn B. nach dem Tode 
des A. gegen die Erben des Letztern auf Zahlung jener Summe klagt, er- 
keDnen, dass zwar jene Privaturkunde eine verschleierte Schenkung enthalte, 
dass sie jedoch nicht als eine Schenkung auf den Todesfall , sondern als eine 
Schenkung unter Lebenden, und als solche für gültig zu erachten sei. 

1) Eine in die Form eines onerüsen Vertrages verkleidete Schenkung i>t keineswegs 
Diehljgi wm iit idebt etne VerfiDgung zu 6nnslen einen BrininflUiigen entbllt und wean 
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Üt fawihlt« Form nicht beixreckt, ein Verbot des Gesetzes zu amgeben. In vorliegendem 
Fant hau« aber A. keine Notberbra; er war bereebügl zu scbenken, B. aber das ibm ga- 
aHMhla OMdiank «mnaluBaii. 

3) Die Scheoknng einer nach dem Ableban dea Sehenkgebera zablbarcn GaldsaniBa 
kaOB nach Umständen entweder eine Schenkung auf den Todesfall, oder eine Schonkunp 
«Dtar Lebenden sein; erstcres, wenn der Erblasser niebi beabsicbtigte , sich sorort und 
itnwiderrafiidi ra Tarpfliehien, sondam iiir lan BaadMaitan einen aTantuelleD Anspmcb 
aar aaioan toatoaligan Nacblasa einzarimDan; letzteres, weim lar Seliaokgabar baswadcia, 
sich angcnblicklich und unwiderruflich zu verpflichten, eine gegen ihn bestehende Forde» 
rung zu begründen und nur die Zahibarkeit auf die Zeit nach seinem A)>lcben zu verlegen. 

Dieses Letxtara kaoo das Geriebt annehmen, wenn es erkennt, dass nach der Form 
dar bttraltadan Urlnni4a, nadi das Worin: „lab bakama dam B. aa aehaldan", voriB 
aine genügende Anerkennung einer Schuld liegt, sowie nach einer Reibe vmi Thataafhan 
und Umständen, wonach der Erblasser in jeder Linie, in jedem Worte seinen förmlichen 
und ernsten Willen, eine un widerrufliche Schenkung zu Gunsten des Ii. zu creiren, kund- 
gageban baba» dia Uawidamiflidikail dar Söbanlnug faatstaha und dargathaa aai, daaa dia 
Siipnlatioo der Zthhwg binnen 6 Monaten nach dem Tode des A. eher als ein Zablnag»- 
lermin, als eine nur eventuelle Anweisung auf seinen Nachlass zu betrachten sei. 

3) Wenn A. gleichzeitig für den Fall der Beanstandung dem B. die gleiche Summe 
legirt, ao liegt in dlasar aabaidlarisdian Vontabümaaiaragal kein Aufgeben der Haapl- 
TerfOgung, walabe die Anerkennung einer Sebald bUdsta; bai dar fiolligarklinmg diaaar 
Anerkennong erscheint der Zusatz ohjectlos. 

* 4) Nach den vorerwähnten Verbältnissen und Interpretationsgrüoden konnten die bei- 
gefagtan Worte, „dass die Galdanmaa aoa dan Nadibma dsa A. genommen werden solle", 
da sfa aldil nothwendig auf eine Sebenkong auf den Todeafall biavaiaan, ala aina nalflr- 
jiche Folge der Stifolation ainaa naeh dam AUabon dsa A. aintralendan ^Wmgrtwmiaf 

betrachtet werden. 

Paris, 18. Norember 1861. (Bej. ch. cIt.) (J. d. P. 1SG2 S. 441.) 

6) Schenkung einer Geldsumme unter Vorbehalt des Nutz- 
genusses; eingegangene Schuldobligation, 

In einem Acte verfügte Jemand unter dem Titel einer Schenkung unter Lebenden zu 
Quasten einer andern Person aber eine Kapitalsumme von 10,000 fl. zum vollen £igentbnm, 
allpnliita Jadaab aaglaidi, daia ar, Sahankgabar, dieaa Snmna, da ar iidi dan labana- 

läoglichen Nutzgenuss daran vorbehalte, um seinen Nutzgenusa laiditer ausüben zu können, 
in seinem Verwahr behalte, so dass er von ijoute an der beschenkten Person rlic geschenkte 
Summe von 10,000 fl. schulde, welche Summe bei seinem Tode solurt zahlbar sei; dass 
ar, MsBkgabar, alao bla aa aainani Toda im Bsailaa dar gsaebaaktaa KapitaJannma blaiba 
und seine Erben dieselbe als Schuld der Vcrlasäcnsch.ift sofort aus den zuerst flüssigen 
Mitteln der Verlasscnjchaft herauazuzahlcn biittcn. Der Intcslat-Krlifolger focht diesen 
Aet, als die beschenkte Person nach dem Ableben des Schenkgebers eine Klage auf Zab- 
tang dar gaschanklan Sniania anatslHa, ala nidilig an, wail flun dia gasalsUabaa Haiprfriia 
ainar Sebenkung nntar Labaadan fabUan. 

In den vorderen Instanzen und von dem Gassationshofc wurde jedoch 
diese Nichtigkeits-Einrede verworfen, weil in der hier vorliegenden Dispo- 
sition eine schenkungshalber eingegangene Schuld Obligation zu erblicken 
sei, ein solches Schuldverhältniss aber, luich richtiger Gesetzcsinterpretation, 
an und für sich, auch ohne hypothekarische Versicherung, Gegenstaad einer 
Bechtsverbindlichkeit werden könne. 

Dieses fübrta dar Cssaslionabaf dabin ans: 

n) Dan Baqaiail aiaar „ehoia daanda** Sagt Uar vor, wsaa awa aar fai Babaabl ilab^ 
diü Gegenstand einer solchen Schenkung nicht die versprochene Sache, sondern das Ver- 
sprechen selbst, die eingegangene Obligation, ist, die nach nllon Hiebtungen hin sicher 
atebt; im juristischen Sinne ist eine gegen Jemanden eingegangene Zahlungsvcrbindliehkeit 
lina dioia, da ia dar Baditaifnaba aboaaa vad Uaai ab Sjaoaiaia araebaiBaa, dieaalba 

19 
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anch eine lolclie ans dem Bereiche der donatio intcr vivos nicht ausschliesst Diese Be- 
traebtung gewinnt dadurch an Gewicht, daea die Art. 894 und 895 B. Q. B. ofleobar den 
Zweck haben , das Gebiet d«r Sdienkongen unter Lebenden von dem der taetUBenuriaeben 
Yergebangen eebarf Abzugrenzen , als untencbeidende Merkmale aber blos der aagenbliifc» 
liehe üeborgang des Rechts an der geschenkten Sache und die Unwiderruflichkeit bezeioh- 
net werden, und oirgeads eioe Spar davoo za finden ist, dass es ein Vermögensrecht gebe^ 
irelehea Gegenstand einer teelniiientariadMn Verfügung und nickt einer Sobenkung unter 
Lebeoden werden konnte; auf der andern Seite atebt et Ibst, daas aar OOltigkeH elnea 
Loiratcs nicht erfordert ist, dass der iegirte Gegenstand sich reell und effeclir in der 
Ma.sse beiiiide, vielmehr der Testator, ungeachtet der Verfügung des Art. S9ö, ein Sebnld- 
verbältuiss für den Legatar im Teetamente constituiren kann. 

b) Dnreh das Eingeben einer aoleben Obligation wird sofort ein Beebl nae dem 
Bechtsgebiete des Schenkgebers in jenes des Schenknehmers übertragen, indem Jener in 
Momente der Schenkung den geschenkten Betrag schuldig, daher an seinen biens um den- 
selben ärmer und Dieser um denselben sofort reicher wird, indem er das SohuldTerbiiltnisa, 
wenn ob Bdckfallsreeht niebt stipnürt iet, aof aeino Erbon tranamitlirt vod auch alsbaM 
Oidircn kann. Wenn auch die Einforderbarkeit der Schuld suspendirt ist, so muss man 
dennoch rechtlich sagen, dass die biens presens des Schenkgebers alUcirt seien, weil dem 
Schenknebiuer in einem solchen Falle alle Rechte erwachsen, die auch jedem andern cbiro« 
graphariiebeo, betagt bereebtigten Glinbiger in Folge dei gage eonmnn (Art. 2002 und 
2003 B. G. B.) sofort enHtaben, namenllieh die nna den Art. 1180, 1188 ud 1188 ib. 
anstehenden Rechte. , 

c) Einer solchen Schenkung geht ancb das Requisit der Unwiderruflichkeit nicht 
ab, weil das vinenlnm jnrii nidit nadi Wlllkflr dee Sefaenkfriiert aufgehoben zu werden 
vemag und der Erbe demelben für dleie fielnld, wie für nUa Erbsdialla-SdMildea, vor* 
pflichtet wird. 

d) Der Gültigkeit einer derartigen Schenkung steht auch kein allgemeiner Grundsatz, 
Boeh ebse epecielle gesetzUcbe Beetimmong entgegen. Die Beebtsparoemie „donner et retenir 
Bo vant** paaat bieriMr nidit, wenn man daa wabre Objeet einer ooletaan Sebenknng bn 

Auge behält. Die in den Art. 944 und 945 B. Q. B. vorgesehenen conditiones oder fflodna, 
welche dem Scbeukgeber die rechtliche Möglichkeit geben, die Schenkung zu widerrufen, 
finden sich bei einer Schenkung, wie die fragliche, nicht. Dieselbe fallt auch unter keine 
der beiden Kategorien, womit aieb der Ari 943 Ib. alleia beiobi(Ugt, da die oobenkwoiM 
Obemommene iSahlungsverbindlichkeit gerade das Charakteristische hat, dass sie erst ebl 
bien als solches wird, wenn sie übernommen ist, und Aj^war im Besitze des Gläubigers. 
Auch der Art. 94ü B. G. B. passt nicht auf eine solche Schenkung, beweist Tieimehr fflr 
deren Gflltlglteii 

Darm Stadt, 11. September 188a (BeJ.) Wab-GMliD g. JaeoU. (EmmnUng 

186a I. 175) 

Cfr. Gilbert zu Art. 894 B. Q. B. Nr. 11 n. f. 

Limoges, 18. JaK 1850. (BdnM crH^ 188a & 413 eq.) 
Bej. dea Obiiatjonebofea n Ma Tom 7. Min 186a 

7) Schenkung einer nach dem Tode des Schenkgebers in 
Terminen auszubezahlenden Summe; Er bfall-Gebühren. 

Die Schenkung unter Lebenden einer erst aus der Nachlassenschaft des 
ScheiikoiKlt'ii zu zahlenden Summe Geldes setzt den Letzteren in Wirklich- 
keit nielit aus deni iiesitze eines bestimmten Objects seines Vermögens, son- 
dern con.stituirt nur eine gegen dessen Nachlass beizutreibende Schuld. 

Sie ist daher als eine Last (charge) im Sinne des Art. 14 des Gesetzes 
V. 22. l'rim, Vll auzu.>5ehen, und kann daher der Betrag der Schenkung nidit 
an der Activmasse, von welcher die Erbiall-Gebahren zu bezahlen sind, vor- 
ent in ^bzog kommen. 

Parle, 13. Vvnabn 180a (Bt(j. di. «ir.) (I- IMi« & Ü) 
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8) Schenkung einer Schatulle mit deren Inhalt; Obligation; 

Zinsen des Legates. 

Bahn AbMbao d«r Vr. r. Brot fknt aldi «im a«nclb«i gcMhitobem and miltr- 

•diriebeDe Urknnde folgenden Inhalts vor: „Ich Tcrspreche der J. limirs 100 Thalor, wenn 
sie sich im Augenblicke meines Todes in meinem Dienste befindet. Bonn den 18. Mai 18iL 
A. Freiin t. Broe. — Ausserdem schenke ich ihr weiter meine Schatulle mit Allem, was 
tfCMlb« tat lieh Mhliant Bonn 4m 14. Min 1816. A. Broe.** Bat dar bTantaii- 
gation dea NaefaUsses der Fr. Broe fand sich in deren Schatulle, nebst etwas Gald 
aad Pretiosen, eine Obligation Tfon 6000 Thalern, ausgestellt von einem Dritten zu Gunsten 
der Erblasserin im Jahre 1194. Die J. Baurs, welche beim Ablobeu der A. v. Broe noch 
tai daran Diaoileo aland, k]a|ta In Jahra 1835, «nfolga jmar Urkand«, auf AvaUefarmig 
der ihr hiemach vermachteo Legalti almlich der 100 Thaler und der Schatulle mit den 
darin vorgefundenen Gegenständco, aamatfUicli anch dar Obligation, mit Zinien Tom Alt- 
laban der Erblasserin (1824) an. 

Dar Appallhof so KOfai apraaih dtaea Klage zu, iadam ar Jana ürknnda ala ain Ibrt» 
gaaatataa Taatamani und zum Uebertrag aadi dar Obligation genagend erklSrte. 

Den hiergegen eingelegten Cassationsrecurs verwarf ilcr Ca.ssatioiisliof in der Haupt- 
aaeba and casairte das Urtbeil blos biosiebUich des Zinsenpunktes, welche der Klägerin 
mt wvm Tagß dar Klagi aa sagaataadaa frardan, and swar aas folgenden GrOudeu: 

A. Der Act vom 18. Hai 1811 kann, nach der im Art 894 E 0. B. 
enthaltenen Definition, nicht als eine Sdienkong unter Lebenden angesehen 
werden, sondern enüillt offenbar eine, obgleich bedingte, Disposition auf 

den Todesfall , die eben deshalb schon \viderniflich gewesen sein wOrde, die 
jedoch dadurch, dass sie später in ErfttUung ging, ihren ursprünglichen 
Charakter nicht verloren hat. 

Auf die Worte, womit die Disponentin ihren letzten Willen aussprach, kommt e» hier- 
fcai aaA Art MI ib. idehl «a. Da dar Aal m 14. Hin 1816 in uunittelbarer Varbia- 
daag nM Um araleran atoht, aieh an deaaalban aaadiUaaal and gawlaaarmaaaaa ia aiaar 
nnd derselben Form abgeschlossen ist, so konnte dar Appelltiof, ohne Jörn Art. 8W ib. zu 
nahe >u treten, ihn, ebenso wie den ersteren, ala aiaa eigauhändige l>ispo8itioa auf den 
Todesfall ansehen. 

B. Die Audegung, wäche der Appellhof dem Act von 1816 gab, wider- 
streitet kemem bestimniten Oesetse; die Bestinunnngen der Art 948 n. 536 
E O. B. können hier nm so weniger in Anwendung konunen, als es sich 
weder von einer Schenkung unter Lebenden, noch von dem Yermacht- 
niss oder der Schenkung eines Hauses handelt. 

C. Gemäss Art. 1014 und 1015 G. 13. konnten , da hier keiner der 
vorgesehenen zwei Ausnahmsfällc vorliegt, der Particular-Lcgatarin die Zin* 
sen nur vom Tage der Klage an zugesprochen werden. 

Barl in, IL Juni (Bej. n. Caaa.) Erben t. Broe g. Baura. (K. A. 12. IL 2L) 

Zu Art. 894. 

1) Schenkuugj Hinsufflgung einer Zahlungszeit oder 

Bedingung. 

Der Art 894 Jk G. B. erfordert zu dem Wesen der Schenkung unter 
Lebenden nur, dsss der Schenker sich sehies Bechtes an den Gegenstand 
sofort, ohne Vorbehalt und unwiderruflich, begebe, schliesst aber durch 
diese Bestinunung die ff w^m^ gnig einer ^•'^^p^^ffv'^ oder oner Bedingung 
L A. nicht aus. 

(S. das Nähere 70 Art. 931 B. G. B.) 
fiarmaladl, 2d. Mai 1842. (fiej.) Janson g. Blattaer. 

19. 
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2) Schenkung mit Lasten; onerOser Vertrag. 

Worden in emem Acte von Säten der Eltern den sbnmtlichen IQndem 

ein Theil der Immobilien der Ersteren unter der Bedingung zugetheilt, da- 
gegen die den Eltern verbleibenden Immobilien zu bauen , hat demgemäss 

in dem nach dem Ableben der Eltern anhängigen Theil ungsverfahren das 
Gericht den Antrag des einen Miterben auf Einwerfung der den Miterben 
durch jenen Act überwiesenen Grundstücke in natura um desswillen verwor- 
fen, weil sämmtlichc Miterben eine ähnliche P^rthie von IniinobiUen zuge- 
theilt erhalten hätten, so kann dieses Urtheil nicht wegen Verletzung der 
Art 711, 712, 713, 1130, 843, 858 nnd 859 B. O. B. mit Gassation ange- 
fochten werden, weil jener Act nicht als ein Erb-, sondern als ein onerOser 
Vertrag anzosehen ist. 

Dann Stadt, 7. Korember 1820. (Rej) Freund g, FtvuL 
Cfr. QUbert n Art. 8M B. & B. Nr. 21 n. f. 

3) Schenkung; Stellung einer Heirathscantion. 

Die Stellung einer Heirathscantion fOr einen Andern enthält kdne 
Schenkong des Cantionskapitab an diesen; denn die SicherheitsbeBtetlungen 

haben an sich nicht den Zweck, sich der Sache, womit die Sicherheit ge- 
leistet wird, sogleich und unwiderruflich zu entäussem, sondern sie sind 

subsidiärer Natur und dürfen nur dann angegriffen werden, wenn das Er- 
eigniss wirklich eintritt, gegen dessen Folgen die Sicherheit bestellt wurde. 

Mannheim, 6. Marz 1841. (Oberbofg. Jahrb. 1840/41. S. 353.) 

4) Schenkung; Versprechen eines Trinkgeldes. 

Das Uebereiiikomraen, wornach die Pächter eines Gutes der Ehefrau 
des Verpächters ein jahrliches Trinkgeld von 25 fl. zusagten und diese nur 
unter der Bedingung, dass sie diese 25 fl. allein zu ziehen habe, in den 
Pacht einwilligte, kann nicht als Schenkung betrachtet werden. 

£8 liegt darin nicht die Zasicheniog eines VermögensTortbeUs oboe Entgeld, eondem 
M tlehl der Leiatong «ine Oe^leialmiff ~ di« ElnrtUignai dar BuTraii — gegonfibv. 

Maanbeia (Hofig.), ^ Aqgnal 1869. (AuttL 189». 8. IM.) 

6) Schenkung unter Ehegatten; Moment des Eigenthnmfl- 
Uebergangs; ErbfallgebQhren. 

Schenkt efai Ehegatte dem andern wihrend der Ehe seme gegenwärtige 

liegende und fahrende Habe, so geht das Eigenthom an diesen Gegenstän- 
den mit dem Augenblicke der Annahme der Schenkung an den Schenknehmer 
tlber, kann also nicht nulir als ein Theil des Nachlasses des Schenkgebera 
angesehen und davou die Krbuülgebuhr an den Beschenkten gefordert werden. 

In der Kegel gehört zw.^r der Charakter der ünwiderrudicbkeit zur Wesenheit dar 
Scbeokvog nnter L^anden (Art. 894 B. 0. B.) und naeli Art. M4 ib. iai eiaa vnler B«- 
dlngvngw, daran Vollsng lediglich Ton dem Willen des Oescbenkgebers abtaingi, gemachte 
Schenkung null und nichtig. Die Art. 947 und 10% il> cüthnltfri jedoch in dieser doppel- 
ten lieziciiung Ausnahmen für die Schenkungen zwischen Ehegatten. Die Widerruflichkeil 
einer Schenkung, insofern sie durch Dntarlaasangen oder Handlangen des Bescbenklen 
herbeigaRlbrl oder wegen aaehgabimnr Kindir dM QiaAankgebara «inlraiaii aoUla, T«r- 
hindert nicht, dass das Eigcntbum im Augenblicke der Aunahmc der Schenkung auf den 
Beschenkten Qhergeht; Jicser Widerruf ist also in seinen Wirkungen auf gleiche Linie mi* 
der resolutorischen Bedingung i. A. gestellt. Hiernach bleibt aber die Kechtskraft und 

ToUslalibarkait «inas dar Adiotuag nntailiagandta Vartngat aicbl vmdiob«, londani da« 
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fiecbtarartaiUsifS wird nor mit dem Eintritte des rorgesebcnen Ereignisses rUekwärts wio- 
dsr rnfgalML Eine besondere abweiehsiide Wirkung legen die Art. 947 u. 1096 äm tob 
6itt WUkm im Sdndkgebeit ikbhiiiglgeB Widerruf der Scfaenkimg swIsebeD Ehegatten 

nicht bei; es kann also einer solchen Schenkung, wenn ihr auch die Eigenschaft der ün- 
widerruflichkeit abgehl, gleichwohl die andere im Art. S94 klar ausgedrückte Rechtswir- 
kung, nimiicb die gieichbaldige Ucbertragung des Eigenthums der geschenkten Qater auf 
to Selmikiwlimer, oidil abgeeproehen werden; der fifgealliiineweebeel tritt daher iriehl 
trat dnrell den Tod des Schenkgebors ein, sondern erhält nur durch dieMt £l«(glliH Mint 
Bestfitigung luit auf den Tag der Schenkung rückwirkender Kraft, 
Darmstadt, la September 1838. (Bej.) Fiscoi g. Orb. 
Cfr. Giibeii a Art Mft B. G. B. Hr. 6L 

Za Art 895. 

1) teBUment; aetvelle Kundgebung des letsten Willens. 

Findet dch beim Ableben einer Person dne Ton derselben emanirende^ 
datirte mid nnterzdchnete ürknnde, welcbe die üebenchrift „Testament** 
f&hrt, in weldier aber gesagt ist: „ieh habe meinen Neffen X. za meinem 
Universalerben eingesetzt", so ist dodi, trotz der hier in der Wortfas- 
sung gebrauchten vergangenen Zeit, anzunehmen, dass diese Urkunde die 
bestimmte actuelle letzte Willensmeinung jener Person kundgebe, grade 
als ob es hiesse: Ich setze meinen Neffen X. zu meinem Universalerben ein. 

Darmstadt, 5. October 1846. (Hej) Werner g. Werner. 

2) Testament; genaue Bezeichnung des Legatars; Beweis 

des Irrthums. 

Wenn in einem Testament ein Iraraöbel der H^loise G., Geschwisterkind 
des Erblassers, vermacht wird und es existirt in der That ein Gt ^( Invister- 
kind des Testators, wt'lihe Ilcluise G. heisst, so kann weder der Illle^taterbe, 
noch eine Schwester der Ileloiae G., welche Dösiree G. heisst, den Anspruch 
der Ersteren auf das Legat bestreiten , indem sie behaupten und sich zum 
Beweise daraber erbieten, dass der Testator sich im Vornamen geirrt und 
In WirklieUceit nicht die Heloise O., sondern deren Schwester IMsir^e O. 
als Legatarin habe einweisen wollen. 

Venn die Ausdrucke eines Testamentes einen Zweifel hinsichtlich der Person des Le- 
gatars oder über den Gegenstand des Vermächtnisses darbieten, so können die. Gerichte, 
am aus dieser Ungewissbeit berausxokommen, nicht blos auf den sonstigen Inhalt des Testa« 
aeolee, eondein aueh auf die anderweitigen Beweianütel Bflckeiehl nebmen, ans weldieB 
die Absicht des Testatore tu erkennen ist; anders verbtlt es sich aber in dem Falle, wo 
die Ausdrücke des Testamentes keinen Zweifel Aber die Absicht des Testatore aulatND: 
emn in verbis nuUa ambifuilas est, non debet admiiti voluntatis fuaesUo. 

Paris, 3S. Fdbraar 186S. (Rej.) (J. d. P. 1863. 8. 339.) 

3) Testament; Interpretation. 

Das Gericht verletzt kein Gesetz, wenn es, um ein Testament zu inter- 
pretiren , seine Gründe der Interpretation hauptsächlich aus dem Testamente 
selbst, daneben aber auch aus andern, am nämlichen Tage von dem Erb- 
lasser unterzeichneten Actenstücken und aus den sonstigen Öachvcrhültuisseu 
schöpft, nnd hiemadi ciMieidet, dass es hi der Absidit des Testators ge- 
legen habe, das Legat an die ErfiOUung gewisser Bedingungen zn büiden, 
demnächst aber wegen Mlchterfidlnng dieser Bedingnngen das Testament 
whrknogslos erUärt 

Paris, ai. JhU laOL (B^ civ.) (Sfi; i86Si L 80) 
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4) Testament; Interpretation. 

Setzt der Erblasser in seinem Testamente den A. zum Universalerben 
ein, und vcrfüyt dann weiter: wenn A. sich nicht verheirathet, soll das 
demselben zugedachte Legat auf B. übergehen ; .es soll durch ihn an die 
Pfureieii C. und D. fOr deren Aimen dna Beute yod je 1000 fnass beaUt 
Verden, so kann das Oericiit in den Ghrenzoi seiner soaverincD Ihteipr^ 
tationsbefiigniss erkennen, dass nadi den vom Testator gebrandiften Aus- 
drücken, der Stellung derselben, ihrem grammatikalischen Sinne, und den 
übrigen Verfiicningcn des Testamentes, der Testator die Absicht gehabt 
habe, dass die Armen zu C. und D. nicht von A. , sondern von B., und zwar 
nur dann die Rente erhalten sollten, wenn B. an der Stelle des A. das 
üniversallegat erhalten würde, was jedoch nicht der Fall war. 

Paris, 16. Deeember 1861. (Rej.) (Sir. 1863. I. 194.) 

5) Testament; Interpretation. 

Vermachte Jemand seinem Nefifen ein Legat von 100.000 Francs, unter 
einzigem Abzug der Collateralgeldcr , so kann das Gericht (wenn es aus 
dem Inhalte des Testamentes und den sonstigen Sachverhältnissen entnimmt, 
dass es die Absicht des Testators war, die Summen, welche er schon vor- 
her dem Legatar gegeben hatte, nicht mehr als an die Erbmasse zu zah- 
lende Betrige annisehen, viebnelir diesdben au&ogeben) «kennen, dass 
der Yon den Olftubigem des Legatars anf Zahlung des Legates angegangene 
Ihteatatorbe nicht bereditigt sd, jene froher gegebenen Sununen in Abmg 
za bringen. 

Durch diese Entscheidung hat der vordere Richter das ihm anstehende 
Appreciationsrecht geübt und kern Gesetz verletzt. 

Pari«, 22. Jaouar 1S62. (R«j. cb. civ.) (Sir. 1862. I. 238.) 

6) Testament; Interpretation. 

Wenn es in einem über die Tragweite eines Testamentes anhAngigca 
Bechtsstreitc nicht auf die Absicht des Testators ankömmt, sondern es sieh 
nur davon handelt, die Natur und den gesetzlichen Charakter einer ange- 
fochtenen Verfügung festzustellen, so steht dem Cassationshofe allerdings 
die Befugniss zu, Uber eine solche Contestation zu erkennen; ist aber nicht 
der gesetzliche Charakter des Testameuts zu würdigen , sondern die Absicht 
des Testators aufzusuchen, und nach dieser Absicht der Sinn der im Testa- 
mente gebrauchten Ausdraclce, x. B. vas derselbe unter dem Ausdrucke: 
„MobiUare, als Geld, Silberwerk, Mdbel", legiren wollte, festzusetsen, so 
gehört diese Interpr^tioo ausschliessliGh zur Cognition des Bichters der 
Thatsache und dessen Erkenntniss unterliegt nicht der Cassation, wenn- 
gleich der Richter, um die Frage zu entscheiden, keine weitere Rücksicht 
auf den in den Art. 528, 529 und 536 des B. G. B. au^esteUten Begriff des 
Wortes „Mobiliar" genommen hat. 

Paris, 28. Januar 1862. (Bej) (J. d. P. 1862. L 572.) 

Cfir. UrtiMile (Paris) m A. 9fal 1858, 90. Min 18M viA & Mi IBfiS. 

7) Testament; Interpretation. 

Wenn der Testator in seinem Testamente sagt: „den nach Abzug der 
ParticularlegatG veibieibeudeu Ret>t meines Nachlasses sollen meioe näcbsteft 
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Erben erhalten und nach Maassgabe des Gesetzes uutcr sich vertheilen", und 
in einem späteren Artikel des Testamentes, den früheren ergänzend, angibt, 
dasB seine Erben mehrere naiBisiitlicli anfgefohrte vftterliehe Verwandte seien, 
so kann das Gericht erkennen, dass diese letzteren allein instituirt, alle 
lihrigen Personen aber, selbst wenn sie gleich nahe mit dem Testator ver- 
wandt sind, als ausgeschlossen zu betrachten seien. 

Dm Gerieht hat hiermit nur die verschieilenen Ecstirnniun^cn des Tesfamenles in Ueber- 
•fostünmung gebracht und den Willeo des Erblassers ausgelegt, und hieruiit ein ihm aoa« 
vwrio tusiehendei Recht ausgeObt. 

Paria, 16. Deeember 1803. (BaJ.) (Sir. 1863. L OOS.) 

6) Testament; Schenkung unter Lebenden; Schalderlass; 
Bedingung des Ueberlebens. 

Wenn A. an B. sehi Handelsgeschäft mit allen Einrichtungen nod Ans- 
stinden cedirte, und demnichst durch dne in ein Handelsbuch emgeschrie- 
bene ErUirung bestimmt, dass der Best des Cessionspreises von 300,000 

Francs dem B. unter der Bedingung erlassen sein solle, dass B. ihn (A.) 
überlebe und ihm bis zu seinem Tode die Zinsen jenes Bc.'^tes bezahle, so 
kann das Gericht annehmen: 1) dass in dieser Erlassung der Schuld keine 
Schenkung auf den Todesfall , sondern eine sofortige definitive Befreiung des 
B. von der Schuld liege; 2) dass dieser Erlass der Öcbuid nicht den Jborma- 
litäten des Art. 931 B. G. B. unterliege. 

Der Beweis der freiwilligen Erlassung eioer Schuld kann güllig aus einer toü der 
Hand daa Erlanaoden gaialiriabonai Vatis aad aaa ftilrtaWIdun TaririUtniiiaa und Dm- 
ilinden entnommen werden. 

Unter Würdigung des Sinnes and der Trajrweile der oben erwähnten Erklärung kann 
daa Gericht in facto erkennen, dass dieselbe keine Schenkung auf den Todesfall, soDdcrn 
•ina aofarliga andlidia Baftainag tan dar SdmM andMHa; dia von A. balgafiBgta Badiogong 
des Ueberlebens des B. benimmt der Freigebigkeit, fflr den Fall dieses Ueberlebens, nicht 
den Charakter der Unwiderrudichkeil. Der freiwillige unentgeltliche Erlass einer Schuld 
bildet zwar eine Freigebigkeit, er beruht jedoch auf der Aufhobung eines Hedites, nicht 
anf der aoforUgan Debergebnng von YermOgenselflckeo, deren sieh d^ Sebenkgebar enl- 
iuasert; hierin besieht aber grade daa Wesen einer eigentlichen Schenkung unter Leben* 
den. Jener Erlass der Schuld ist d&rozurolge nicht den SOr OOUigkait ainir iolciiaa SdMi* 
kaog vorgesebriebenen Foroiaht&ten unterworfen. 

Paria, 2. April 1802. (Rej. eh. dr.) (Sir. 1883. L Wl.) 

9) Testament; ungewisse und unfähige Legatare; bestimmte 
Klasse von Armen; Einsetzung eines Yertheilers nach sei- 
ner Wahl 

8. an Ati 902 B. 0. B. ürfheila (BannitadO tob 131 Oetober 1831 vnd (Paria) Tom 
1. Jod 1861. 

Zu Art 805 und 896. 

Testament; Israelit; fraheres Becht; Beweis; Gutachten 

▼on Gesetzkundigen. 

A. Ein im Giosalierzogthum Berg vor Einführung des B. G. B. von 
einem Juden errichtetes Testament ist, wenn der Testator vor dieser Ein* 
fBhnmg stirbt» nach den besoodem isiaditisehen Gesetsen und Gewohnheiten 
m beortheOen nnd daher eine fiddoommissarisdie Substitution fta nichtig 
zu erklären , wenn nach diesen besondem israelitischen Bechtss&tsen eine 
lolGhe VeEfngong als nichtig encfaeink 
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B. Das Gericht kann demjenigen, welcher die Ungültigkeit des Testa- 
mentes nach mosaisclion Gesetzen und Gewohnheiten behauptet, den des- 
fallsigcn Beweis eines fremden nicht notorischen Rechts aufgeben und den- 
selben nach eingeholten Gutachten jüdischer Gesetzeskundigen als gefOhrt 
erachten. Bei diesen Gutachten sind nicht die im Art. 302 u. f. der B. P. 0. 
enthaltenen VorsGbriften zu beobachten, da dieee einen ganz andern Gegen- 
stand betreffen nnd sich nur auf KvnstverstSndige und auf den Fall beliehen, 
wo es anf sinnficbe Wahrnehmung, die besondere Kunstkenntnisse voraus- 
setzt, und auf kunstgemässe Beurtheilung der Sache ankömmt; insbesondere 
bedarf es nicht der Beschwörung dieser Gutachten, da dies, wenigstens iDr 
F&lle der vorliegenden Art, durch kein Gesetz vorgeschrieben ist. 

C. Die Entscheidung des Appellhofes könnte (wenn widersprechende 
Gutachten vorlagen) bei Annahme der einen Ansicht nur dann als gesetz- 
widrig angefochten und cassirt ^Ycrden , wenn hierdurch eine klare gesetz- 
liche Vorschrift vcrlcLzt wurden wäre ; in concreto findet aber, bei dem Wider- 
streit der verschiedenen Meinungen uud Autoritäten, die liegel des jüdischen 
Bechts, wonach ein dabium juris wie ein dubium facti anzusehen sei, An- 
wendung, und es kann also schon nach dieser Lehre Ton einer Oastttion 
des AppellurtheOs nicht die Bede sein. 

Berlin, 2L April 182a (Bej.) Falk g. Levi. (K. A. la II. 33.) 
Gfr. id A. Qühwi la Art 89I> B. e. B. Nr. 1. 

Za Art 896. 

1) FideieommisB, unter altem Rechte errichtet; ünwirksAm- 
keit nach Einfflhrung des B. 6. B. 
& n Art 3 B. G. B. Nr. 10 das ViHb/Ol (B«rtin) nm 17. April 18S7. 

2) Substitution; Familien-Studienstiftung, alte. 
8.' n Art 631 B. G. B. die ürtheil« (Beriin) vom 18. Mai 185Ö and % JuU 186L 

8) Testament, ausländisches; yerbotene Substitution in Be- 
zug auf inländische Immobilien; Vernichtung auch der 
ersten Erbeinsetzung. 

A. Der Art 896 B. O. B. vendditet nicht nur die SubsÜtntion, sondern 
ancb die pzindpito Erbeinsetzong. 

DiMM 6rgibt sich sowohl aus seinen Worten , indem dor Ausdruck : mime ä Vigari 
0te> durchaus kcioo andere Erklürung zulilsst, als auch aus seinem Sinn und Geist, indem 
nur auf diesem Wege die vollständige Krreicbung des augeascheinlicheo Zwecks des Ge« 
•alMt gesichert werden koimle. Du ,filr da« Upp«-D6parl«iiienl «rlMieiM Omt«! nitfirt 
liIergifMi in concreto nicht, indem es lediglich von soldwo FideieooniiMMi •priehli ivtldld 
•diOD vor der Bekanntmachung des Dccretes errichtet waren. 

B. Wenn eine solche Substitution nach dem Gesetze des Ortes , an dem 
sie errichtet wurde, als gültig eraclitct werden müsste, so ist sie doch be- 
züglich der Immobilien, welche an einem unter der Herrschaft des B. G. B. 
stehenden Orte gelegen sind, als nichtig zn erklären. 

(S. das Nähere zu Art. 3 B. G. B. Nr. 15.) 
Berlin, 3. April 1823. (B«|j.) Ippeoliorg g. WinlerfeU. (K. A. ia O. a) 
0fr. eObaH sa Art. 896 B. a. B. Mr. 9 1. iOL 
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4) Testament des Ausländers, im Auslande gefertigt; Sab* 
stitution bezüglich Mobiliarvermöf^ens; Einsetzung eines 
Verwalters des Yermögensi Klage gegen den Letsteren. 

Die WiUwe Rübel tod Elberfeld batte im Jahre 1S02, in welchem Elberfeld um Grou- 
henogthura Berg gehörte, daeelbst ein Testament errichtet, worin sie der Wittwe v. Elmpt 
ihr Mobiliarveruiügen legirte, mit der Bestimmung, dasa dieses V erwögen der Wittwe 
V. Elnvt Didit Ttrabfolgt, Tieln«lir tt tmn Stall von ihr«« Schwager Eeteo) flbo«- 
nonmeii und verwaUel, doomietasi aber tob diesem, nach dem Tode der Wittwe r. Elmp^ 
direct an deren Kinder ausgeliefert werden solle. Die Testirerin starb tu Elberfeld, wo 
•ich auch ihr Mobiliarrermflgen befand, und ea wurde sofort dieses Vermögen, infolge jeoea 
TeitemnilM, dvrdi t. Eisen in Empfang und Verwaltung genonmieo. Kadi dem AbMMa 
der Fidudarerbin, Wittwe r. Elmpt, welche, sowie ihre Kinder, in der unter der Harr» 
Schaft des französischen Rechts sfohoniinn liheinprovinz wohntpn, in welche Essen auch 
inxwiscben das fragliche Vermögen gebracht batte, stellten die Kimler der Wittwe Elmpt, 
nachdem sie auf den Kaehlass ihrer Mutler Tenichtet hatten, eiue Klage gegen t. Essm 
aaf Beehonogstelhmg Aber sdn« Verwaltong und Aoalieferang das Vermögens an. Der 
Appellhof zu Kü!n verjagte jener Substitulion, auf Grund dos Art. 896 B. G. B. und der 
fiHber in den vier rheinischen Departementen in BetrelT der Fidcicommisse publieirten fran- 
zösischen Gesetze , die RecbtewirksamkeiL Auf den von den Kindern der Wittwe t. Elmpt 
eingelegleB Becors hin wurde dieses AppellmlheO wegen falseher Anwendmg dit Ark 896 
B. G. B. etc. cassirt, wobei der Cassationshof Folgendes considerirte: 

Die Substituirten konnten, nach lolialt des Testamentes, gegen den 
Verwalter (v. Essen) auf Ansantwortung des Fideiconmiiss-Vermögens, wel- 
ches dem Besitze ihrer Mutter entzogen geblieben, direct klagen, indem 
dieses Vermögen nunmehr ihr unbedingtes Eigenthum geworden und v. Essen 
nicht mehr befugt war, dasselbe länger zu besitzen. 

Zufolge authentischer Interpretation soll der Art 896 B. G. B. in d&k 
ehemals Bergischen LandestfaeUen nicht als efai die Aufhebung der Fidei* 
oonimisse bewirkendes Verbot betrachtet werden , wonach also die fragUche 
Safastitntion als goltig nnd wirksam ersdieint, indem zwar die FidndtterUn 
und Sabsütuirten in einem Lande wohnten, wo der Art. 896 B. G. B. vigo- 
rirte, und ebenso die Fidudarerbin hier starb, die wechselseitigen Bechts- 
verhliltnisse dieser Personen als Erben der Wittwe Rtlbel aber durch deren 
Testament und die Gesetze dos Ortes, wo die Testirerin verstorben, be- 
gründet und danach um so mehr zu beurtheilen sind, als auch die Ver- 
pflichtung der Fiduciarerbin zur Restitution , vom Standpunkte des Quasi- 
contractä betrachtet, unter Bergischem Rechte entstand. 

Der Verwalter (t. Essen) kann den Umstand, dasa er du Ffdeieommiit-VermSfen mf 
die linke Rbeinseite gebracht, an so weniger entgegensetun, lla er die Verwaltung und 
die damit verbundenen Verpflichtungen, nanK'ntlich Jeno zur Herausgabe, nach dem Tesllh> 
mente und der im fiergischen geltenden Gesetzgebung rechtsgtlltig flbemommen , die Er* 
fUlong rechtsgtlltig Obemomoiener Verpflichtungen aber, anek Im Oebiete einer andern 
O sesli g e bw ng, nach den Oeaslsen des Orts ihrer Enislehnig erfhlgeii moit. 

Berlin, 7. Hin 1864. (Cats.) Ehnpl g. t. Eswn. (K. A. 10. IL A. ftOl) 

5) Testament; Snhstitntion; Absicht des Erblassers iv 

snbstitniren. 

Die Bestimmung : „meiner Ehefrau vermache ich mein ganzes Vermögen 
sn Eigen thnm, nach ihrem AUeben erhalten solches (mit nlherer Be- 
seichnang der VermOgensstOdce, womnter andi Ooter) eigenthflmlieli 
M. nnd N.** enthält eine verbotene Aifcererbeinsetznng. 
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Wenn darin der fitaefraa auch oicbi mit autdrOcklicben Worten die Anflago gemacht 
M, te SabtIttBiiieB im Verwögeo aafzabewabran ood turaekzugcben, so liegt diea docb 
in i«n Sbne im l^Om Will«» nad namentlidi ist — bei d«m Itlarea Wordanie «• dit 

DwUng nicht znlSssi?. tlnss der M'itlwc nnr die Nutznicssang Tenuaclll werdtB VoHttu 
ManDboim, 6. September 1855. (AnnaL 1855. S. 258.) 

6) Testament; Sabstitution; Nichtigkeit 

Das Testament, welches folgende Bestimmung enthält: „leh sdiBiike 
den Genuss und das Eigenthum meiner s&mmtlicben ongetheilten Gater mei* 

ner Schwester Florcnce, unter der Bedingung, sie nie zu verkaufen oder zu 
veräussem , und nicht anders darüber zu verfügen , als zum \'ortheil meiner 
Neffen und Nichten , wohlverstanden nach deren Vater und meiner Schwester 
Helene, welche als nahire Erben den Genuss davon haben sollen", enthält 
eine nichtige Subätitutiuu. 

OfcM Verfogong drOdil oflfimbar den Willen des Testators am, dasa die legirten Y»» 
■ilgensstUcke von dem Legatar bewabrt oud nach seinem Tode deo Neffen und Nicbten 
desselben als deren nacktes Eif?cnthum , dem Bruder und der Schwester des Testators aber 
zam Nutzgenusa, ausgeliefert werden sollen. Es liegt also hier die im Art. 696 B. 0. B. 
lai Intaresaa dar «ffantUcban Ordnung verbotana Sobstilotion vor. 

Paria, 7. Hai 1882. (BaJ.) (Sir. 18(». I. MX) 

7) Testament; Substitution; Bitte des Testators. 

Die testamentarische Verfügung, wodurch Jemanden ein ganzer Nach- 
lasB zur freien Verwaltung mit der Bitte überlassen wird, nach seinem 
Tode ein za diesem Nachlasse gehöriges Haas oder dessen Werth einen 
Dritten, oder — weim dieser nicht mehr am Leben sem sollte — dessen 
Schwester zu aberlassen, enthält keine Aftererbdnsetzung nnd ist gOitig. 

Abgesehen davon , dass durch eine solche Bitte dem Erben keine Verbindlichkeit auf- 
erlegt wird, liegt hier nur ein bedingtes Vermächtniss vor, welches davon abhängig 
gemacht ist, dass der Legatar den Testamentserben überlebe und durch welcbes dem Letz- 
IsciB mr db Anfla^a gamadit warda, bis sn aaineai Toda aina bis daUn ihm f abOrlga 
Sasha fbr den Vermfichtnissnehmer zu bewahren. 

Mannbaim, 21 Jannar 1861. (Annai. 1862. S. 121.) 

8) Testament; Substitution; Wunsch des Testators. 

Ein Testament, welches im Wesentlichen dahin lantet: „Idi legire der 

H. mdn Haus etc., wünschend (d^irant), dass nach deren Ableben das 
Legat auf ihre Tochter J. übergehe, welche das Haus nicht solle veräussem 
können, da solches auf deren Kinder kommen soll", kann von dem Gerichte 
als keine verbotene Substitution enthaltend aufrecht erhalten werden. 

Daumit eine solche Substitution aiii^en injmcn werden könnte, mdssta die AttOage, SB 
bavabren und weiter zu geben, ia im p erat Iren Ansdraekan TOn dam Tislalsr aagaoid^ 
Ml worden aeia; abi bloaaar Wnnaeb deaaalban gaaogt niebL 

Der rmstand, dass der Testator, für den Fall, dass die II. seinem Wunsche entspräche 
nnd demgciuiiss das Haus auf die J. üborfiehe, der Letzteren die Verausserung verbot, kflnote 
aar in Betracht kommen, wenn der Testator die J. L)escbcnkt, dieselbe in zweiter Keihe 
banÜM hSla, daa Haaa kraft aabiea Taslananls n erbaltan, was' aber nidbl dar Fall ial^ 
da der (Jebergang des Hansas auf dia J, Tsa dam firaiea Willen dar H. abbing. iVcaio 
aneratus, nisi honorafus. 

Bote die testamentarische Klausel einen Zweifel darüber dar, ob sie eine verbotene 
NbatitatSm oder ein gawahaUAaa Legat bilde, ao hatte daa Oertebl den WlOea das Teet»- 
m» in dem Sinne aauulegen, naeli valdiiiii dat TaalaasDl «Mwmb bHab, nidil ia jmtm, 
wonach dasselbe zu vernichten war. 

Paria, U. Jnni 1860. (fiej.) (J. d. P. i86L S. 
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9) Testameiit; Substitution; legatum ejus, quod snpererit 

Die Erbeinsetzung einer Person (eiiinger Tochter) mit der Bestimmung, 
dass nach deren Tode ein Dritter Haus und Garten und ein Drittheil des 
sonstigen bei iiirem Ableben vurhandcnen Vermögens erhalten, zwei andere 
Personen aber die zwei übrigen Drittheile empfangen sollen, eiitb&lt euw 
Aftererbeiusetzung. 

Dm TMtuMDt wendet xwar der Toehl«r ik gune-rttirlidM YerlueeoMhaft ohne 
AubbIum n, ee Terfogl aber ebenso beelUnmt, wer fiDr im Fall Uvea Ablebeaa ala ba> 
erben und wie sie beerbt wcHcn soll; es ist üir somit die Refugniss entzogen, auf ihren 
Todesfall selbst Aber ihren Nacblass zu verfü<;cn und hiermit zugleich die Verbindlichkeit 
•nferlegt, ihr bei ihrem Tode vorhandenes Veruiügeu den vom Vater eubetituirten £rbeQ 
md Erbaeluaera Ualerlasaan tu nflMen. 

Maaftliaia, 7. Joni 1831. (Oberhofg. Jakrh. 1831/31. & 71 77.) 

10) Testament; Substittttion; Verbot sa Yersehenken; 

snbstitatio de eo quod sapererit 

Vermaciit ein Ehemann in seinem Testamente seiner Ehefrau semen 
ganzen NacUass, verMetet derselben aber, darflber scfaenkongsweise an 
verfQgen, und verfQgt zugleicli, dass die Immobilien, wekfae sie nidit bei 

Lebzeiten verkaufte, und der Preis der veräusserten Grundstücke, worüber 
sie nicht bereits verfügte, bestimmten, im Testamente bezeichneten Ver- 
wandten des Testators zugehörcn solle, so kann das Gericht erkennen, dass 
in diesen testamentarischen Verfügungen keine durch das Gesetz verbotene 

Substitution liege. 

Eine gemäss Art. S9G B. G. B. verbotene Substitution unterstellt nawentlicb die dem 
EraUaalllBirtaB aafgalegto Laat, die Hin Tennaebten Wachlaaa BtOdie in bewahren nnd bei 
eeinem AUaben einem Dritten aosiullefem , welchen das XialBBient dazu bezeichnet. Diese 
ünterstellnngen finden sich aber in concreto nicht ; denn wenn der Testator der Legatarin 
Terbieteti die nachgelassenen Sachen zu verscbeukcn, so abcrlässt er ihr doch, nnbediqgt 
anf jaia aonsdge Waiaa nach ihrem Willen darOber tn Terfogen , ohne dasa ain DrMar, 
welcher von ihr erwirbt, fal Folge jenes Verbotes beunruhigt werden Iiaan; ea fahtt alao 
hier die Charge de conserver et de rcndre, im Sinne des Art. 896 cit. 

Da hiernach der Frau das Kecht zustand, auf jede andere Weise, als durch Schea^ 
kuDg, ttbar daa Legirte an Terfogen, so kann das verordnete Herausgeben der onveriUueer- 
Iso InuBobiUen nod dea Preises der veräusserten Jedenfalls nar als eine suiistitutio de aa 
fnod anpararil, nidil aber ala aina dnreh den Art 896 Tarbeiana SnbatUntion angasahan 
werden. 

Paris, 11. Februar 1863. (Bej) (Sir. 1863. I. 201) 

11) Testament; Substitution; Vermächtniss successiver 

Nutzniessung. 

Eine letztwillifjc Verfüi;ung, wonach mehreren Personen die successive 
Nutzniessung au Liegenschaften und Fahrnissen mit der Befugniss vermacht 
wurde, im Nothfalle die Substanz der vermachten Gegenstände anzugreifen, 
wonach aber das Eigenthum nach dem Tode des letatlebenden Nntadesscfa 
dritten Personen anfallen soll, enthalt keine Terbotene Aftererbeinsetsimg. 

Dam waa dar flbarlabande Nutzniesser dnrah den Tod dea varatorbeoen erhiU, ist kein 

Ge^en't.md, welchen dieser für jenen aufzubewahren und an ihn zurQckzultefem hatte; die 
bezogenen Früchte allein wuchsen seinem Vermögen zu und nur die von Uun nicht bexoge- 
an sind den flberlebenden Nutzniessem vermacht; die Verpfliobtang snr Erhaltaag and 
Biäklialtevng daa NaeUaaiaa aatbat bealsh* aar dan BiganthSaNm, d. L in la ta MM^ 
laaa eingesetxtan Erben gegenüber. 

Xanaheim ... . ..1M6/4& (AanaL 1846. & 39L) 
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12) Testament; SubBtitution, Terbotene; Bedingung. 

Das Testament, wodurch der Testator sein einziges Kind auf den Pflicbt- 
theil, also auf die Hälfte seines Nachlasses, beschränkt, hinsichtlich der an- 
dern Hälfte aber verfügt, dass dieselbe verwaltet werden und, wenn das 
Kind in der Minderjährigkeit oder unvermählt versterben würde, andern im 
Testamente bezeichneten Personen zufallen solle, kann von dem Gerichte 
dahin ausgelegt werden, dass die disponibele Hälfte der Erbschaft dem 
Kinde nur unter der Bedingung, dass es heirathe oder das Alter der Gross- 
jlQirigkeit erreiche, vermacht, für den Fall des Nichtdntritts dieser Bedin- 
gung aber die andern bezeichneten Personen als Legatare eingesetst worden 
aden. 

Da keine einzige Bestimmuncf des Testamentes der Annahme dos vorderen Richters 
widerspricht, so kömmt es dem Cassationshofo nicht za, die erwähnt« Auslegung jenea 
letzten Willens seiner Kritik zu unterziehen , um m weniger , ala daf Otiali MÜitl (Ali 
UMO B. 0. B.) «ine tosrtig» Vernigang votalebt md dte Cadodllt «analiMO ftr das Fall 
des Nichteintritis der Bedingung ausspricht. Das Kind dea TaalalOit tlarb im zartesten 
Alter, mitbin gelangte das Vi rmacliiniss in Ansehung seiner nicht lur Wirksamkeit; hier- 
aua folgt, dass nach dem lüde des Testators die eine Häirte seiner VerlassenscbafI aa 
kaio« dar beaeldiiiataD Erbnetamer oder Legatare nnmHtanMr flbargehea tollta oder wirk* 
Hdi beimgafallea ist, von welchem sie aufzabtwabron und nach dessen Ableben erst an 
einen andern Erben oder Lepatar zu überliefern gewesen wäre, dass also nicht eine durch 
dea Art. 896 ib. verbotene, sondern eine durch den Art. &ää ausdrücklich erlaubte Sub- 
ttÜDlioii TorUegl» 

Darmstadt, 27. Angnst 1849. (Ivcj) Kallenbach g. Bayer. 

Cfr. Gilbert zu Art. 896 B. G. B. Nr. 31. Addo lUt). (Paria) vom 8. Juni 1812. 
K. A. 9. I. 105 und 27. 1. 247. 

13) Testament; Substitution; Cassation wegen Gewalt- 
überschreitung. 

Johann Kruger hinterliess ein eigenhändiges Testament folgenden Inhalts: ,,Ich ver- 
■udie hiermit meinem Stiefsohne Johann Schmitt die mir zugehörigen 2 Wingerte auf dem 
Scbarlaehberge, besriebnet ate. Ich baatiminei daaa dleao baidaa Wingorte vSiM vai^uiift 
nd anch nicht vertauaeht werden dürfen von metnen Stiefaobn J. Sebinitt, aoadem in aoi- 
ner Familie forterben müssen." Die Intestaterben des Erblassera foehteo dieses Testament 
ala nichtig an, weil es eine verbotene Substitution enthalte. Das Bezirksgericht zu Maina 
orklBrIa andi, dem entsprechend, daa Teatanank ala «ngultig. Auf eingelegte Bomfong 
vfM (^raaab. Obargaridit in Mains, reformirand, die Klag» nia mbagrflndal «b, bidam «■ 
Im Wesentlichen davon au8;.'ing, dass nicht auf den Scblusssatz: „sondern in seiner Fa- 
milie forterben müssen" der Schwerpunkt gelegt werden könne, diese Worte vielmehr offen- 
bar nur dem unmittelbar vorausgehenden Verbote des Verkaufens und Vertauschena dar 
gittaaran DantUebkatt vagen balgeftigt worden aoien, nm den Willen daa Taalalora, daai 
dte legirten Weinberge von dem Legatar bei seinen Lebzeiten in keiner Weiae Terinsaerl 
werden dürften, noch deutlicher auszusprechen; dass also der Testator nur an ein Ver- 
inaaerungsverbot, nicht aber an eine Substitution gedacht habe; dass ausserdem das Legat 
nr flina chargo da oonaerveir, keineawega auch jene de rendre endmlte; der Legatar babo 
nicht an eine bestinunle dritte Person , sondern an ein Ihm beliebiges Mitglied seiner Fa- 
milie die Weinberge rv hinterlassen gehabt, welches sonach nicht kraft des Willens des 
Testators, sondern aus dem letzten Willen des L,egaura die Kachfuigo in jene Weinberge 
«ihalta. Dar (Saaaationabof eaaairta diaaea Erkanntniaa. 

A. Vor Allem nahm der Cassationsbof an, dass hier eine Gewaltsfiber- 
■chrcatang Ton Seiten des Obergerichts vorliege, weil dieses dem Uaren 
unzweideutigen Texte des Testamentes eine dem Ausdrucke und Sinne des 
Testamentes effenbsr sawiderlaufende Auslegang gegeben, eine Inteipretflr 
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tum vorgenommen , wo gar nichts zu interpretiren gewesen sei , und so sei- 
nen Willen an die Stelle des Willens des Testators und des Gesetzes gestellt 
habe; denn die Klausel des Testamentes gebiete ohne Zweifel die Fort- 
erbung der Wingerte in der Familie des Legataiü, und verbiete nicht 
blos deren Veräusscrung. 

B. Demnächst erkannte der Gassationaliof , dass in der Torliegenden 
testamentarischen Disposition der Wille des Testatore ansgesprochen sei, 
dass der Legatar die ihm legirten Immobilien irährend seines Lebens nicht 
veräussem dürfe, dass sie vielmehr dessen Intestaterben oder dengenigen, 
welchen er aus seiner Familie hierzu bestimmen könnte, zu restituiren seien, 
dass in einer solclien Disposition aber alle Criterien einer verbotenen Sub- 
stitution lägen, die nach Art. ^DG B. G. 15. nicht nur an und für sich nichtig 
sei, sondern auch die damit verbundene Institution vitiire. 

Deno wenngleich nach dem Inhalte der fraglicheo Klausel der LegaUir das Becbt habOi 
fllMT di« tw«i W«bb«rge zu Guostea einei nteli MifMOi Willen m bMilmmendeB M itgli«» 
dM seiner Familio, das ihn nicht »b intesUUo beerben «Arle, ta teilireo, oder ohne Teste- 
inent die GrunJstückc seinen li'.fe^lnterhen zu hinterlassen, so Wörden in einem wie in dem 
andern Falle dieselben nicht krafi Intestaterbrecht« und nicht lediglich kraft der Willens- 
intserung des Legelars, sondem am et Providentia majornai ao Aadera flberfthan. StOrbe 
er ainlidi mit ainem Tectamenle, worin er sieh einen Oniversalerben ausser aeioer Fa- 
milie einsetzte, so müssten diese Lte::cii«cl!nftcn ohne seinen Willen nicht an den 
Universalerben, sondern an Ae.ti^ inteätatorijen üijergebcn. ilüite er die Weinberge einem 
nicht zur Familie Gehörigen legirt, so wäre dieses Legat ungültig; die Intestaterben behielt 
Im daher dieselben gegen seinen Willen. Starba er ohne Testament nnd die Inlsstal 
erben verzichteten auf die Erliscliaft, so kannte weder der Fiscus, noch sonst ein successor 
eitraordinarius ausser der Kariiilio das hier in Rede stehende Le^at beanspruchen. Träten 
die latestaterbcu die Erbschaft auter der Uechtswobltbat des Inventars an, so hätten sie 
mit den Wartha dieser Weinberge die Sebalden ihres Erblassers ni^t sa baiahlen. Selfaat 
dann, wenn der Legatar einen nicht zur Intestaterbfolge Berufenen, aber zur Familie Ge- 
hörigen zora Empfang bezeichnete , so erliic'lc dieser nicht IcJigiich kraft des Testators Wil- 
len das Legat, eine solche beieichaung wäre nur als im Auftrage des ersten Disponenten 
gemadit anzusehen, mithin eine Snbstitation vorhanden, wie denn eine solche Baisichnanf 
auch in früheren Rechte (Ordonnance sur les tcstamsus von 1735, Art. 62 sq. nnd Or- 
donnance conc les substitutions , Tit. 1, Art. 14) als eine Su!).stitution behandelt worden 
ist. — Da der Art. 890 B. G. B schlechtweg von einem rendre a uu tiers, nicht von einem 
rsadre k na ti«s daefwdn€ spr cht, so raleHre es nleihl, dass im Testamante nicht ein 
bestimmter Dritter snbstituirt wurde; die frohere Gesetzgebung habe ein aoldieo FIdal- 
cominiss, in welrln-ni dem Inslitutus aurjre;:eben wurde, aus einem bestimmten Kreise, na- 
mentlich aus der Familie, einem von ihm zu bestimmenden Individuum zu restituiren, aus- 
drücklich vorgesehen i eine solche Bestitutioa sei aber schon nach dem ganz allgemein 
laalendan Oasais vom 14. Kovhr. 1793 Terbotan gaweasn und kunna nidil gamiss Art. 886 
als iriadar erlaubt angesehen werden. 

Darmstadt. 12 Octoher 1857. (Gass.) Gruber g. Schmitt. (Eramerl. 1857. I. 115.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 8'J6 ß. Ü. U. Nr. 39. Addo Paris, 5. März 1851 und 28. Febr. 1853. 

14) Testament; Substitution; Bedingung; Batification; 

Mutationsgebühr. 

A. Die testamentarische Verfügung , durch welche der Testator einem 
Erbfremden ein Legat unter der Bedingung zuwendet, dass wenn der Lega- 
tar vor seiner Grossjährigkeit und ohne Kinder versterben sollte, die legirten 
Qttter in den an die als Erben eingesetzten Blutsverwandten übergegangenen 
Kadiliss nirQdKkelim boDoi, ist als eine fideicommissarisclie Substitution 
vnd nicht ab ein blos bedingtes Iiegat iDsasehen. 



Digitized by Google 



Birgerlleh«! Oaielsbveh (Art. 8M). 



Diese DIspOBttion hat alle charakteristischen Merkmale einer solchen Substitution, nftm- 
licb die Verpflichtung zu erbalteo uod bei eiogetreteaem Tode dei Legatars Drittea abs«- 
lleffni (rordrs sneeesiir et Is tndt da lemps). 

B. Erfüllt sich die Bediiigimg , stirbt der Legatar vor erreichter Gross- 
jlliiigkeit ohne Kinder, so hat mithin der Fiscus zwei Mutatiouägebiihren, 
die eme beim Ableben des Testators, die andere beim Tode des Legatars 
in Anspruch sii nehmen. 

0. Die Erben, welche nach dem Tode des Testators nnd Tor jenem 
des Legatars die m dessen Onnsten stattgefiindene Yerfllgung anerloamt 
und vollzogen haben, können nach dem Ableben des L^tars, um sidi der 
Zahlung der sweiten Mutationsgebahr, einer nothwendigen Folge jenes 
Actes, zu entziehen, nicht mehr die Nichtigkeit jener t^tffimfflitariiii?lwn 
Verfügung dem Fiscus gegenüber vorschützen. 

Paris, 11. Deceinbcr 1860. (Caas.) (J. d. P. 1861. S. 361.) 

15) Testament; Universallegat; verbotene Substitution wegen 
eines Theils des Legirten; Vernichtung au Qunsten des 

Intestaterben. 

Ein Testament, welches folgende Verfügung enthält: „Ich setze den 
N. zu meinem einzigen Erben und zum Universallegatar unter der Bedin- 
gung ein, dass er mein Gut zu X. unveniussert lassen und .seinem ältesten 
Kinde hinterlassen, dieses aber wieder das Gut bewahren und seinem zur 
Zeit seines Ablebens vorhandenen ältesten Kinde hinterlassen soll" , enthalt 
(bezüglich dieses Gutes) eine verbotene Substitution und muss deshalb ver- 
nichtet werden; diese Nichtigkeit gereicht dem Intestaterben allein zum 
Yorthefl; der Letztere kann daher die Yemicbtung der testamentarischen 
Verfllignng geltend machen, nnd der Universallegatar das Gut nicht auf 
Qnmd dieser sdner Eigenschaft in Anspruch nehmen. 

Der Art. 896 B. G. B. weicht von dem allgciueinen Grundsätze des Art. 900 ib. 
darin ab, dass bei einer verboteoeo Substitution auch die unter der Bedingung der Subsii- 
tioa erfolgte Principal-Inititution zu veraicbtea ist; das Gesetz bat hierbei zwei Gründe: 
tir OnfliOgliehkflii, dia swet eombtiren Vernigiuigtni im TestanMiitt w traniiMi, oIim 
dem Willen des Testators zuwider zu handeln, reibt sich die Nothwendigkeil an, dem an 
der Spitze des Art. 896 festgestellten Verbot eine energische Bestäti;,'un!T zu ^eben; indem 
daa Qescu die unter einer solchen Sabstitutiun erfolgte Eiuseuung selbst dem Iosiituirt«a 
geganflber nlt Ifichltgkdt bedrobl, Blebert m die Wirksamkeit letnes Verbotes derartiger 
Snbetitatiooen, indem es dem Intest^iterben das Beehl gswilirt, Ton der Nichti^eit n 
I^Nfltiren und dieselbe geltend zu machen. 

Diese Nichtigkeit der Principal Verfügung gehört der ölfentlicbea Ordnung gerade so 
■n, wie die Niciittgkeit der Sabstitution. Ein Geriebt kann daher, indeoi es erkent, dasi 
solche« die Absicht des Testatoit gewesen sei, nicht die Institution TOfl der Auflage tn 
bewaliren und zu htiiti'rlassen trennen und dicseihe im Ganzen darum aufrecht erhallen, 
weil die Dichtigkeit der Substitution den damit Bci.-istetea zum Vortheila gereiche, der 
•Ueiii diese Nichtigkeit geltend zu uaeben befugt sei; der Will« des Testalon tat, Jenaai 
Isa Qesatsea gegeaflber, namieblig. Eioe Maebt des Geridites, aseh Oouiinden das Baad, 
welebes die Institution mit der Substitution vereinigt und ihnen ein gleiches Schicksal 
bereitet, zu xerreissen, lässt sich mit den ganz bcslimuileu Ausdrücken des Art. 896 nicht 
▼ereinigen, wonach jede Verfügung unter der Auflage zu bewahren nnd zu hiaterlassen, 
okM Oatsnehisd aad ABaaahne, aalbsi den Institairtea and Legatar gagsaSber, amIUrt 
vaiden soll. 

Paris, & Jaaoar 1863. (CaisO (J. i, P. 1863. 8. 22&) 
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Ifl) Testament; Vermnthung einer Sabetitntion; geheime Yer- 
fagniig; Vernichtang la Oansten des gflltig eingesetzten 
üniTersallegatars; BeweispfUchtigkeit desjenigen, wel- 
eiier ein Testament angreift 

A. Sagt der Erlasser in seinem Testamente: „Idk setze meinen Neffen 
N. nun UniTcrsalerben meiner ganzen Hinterlassenschaft ein , mit der Anf* 
läge, nach ihm gegebener Instruction, nach Pflicht und Gewissen zu ver- 
fahren", so ist hierdurch jener Neffe regelmässig als Universallcgatar des 
Testators eingesetzt; der gedachte Scfilusssatz stellt sich jedoch als eine 
geheime Verfügung dar. welche als nichtig und wirkungslos betrachtet 
werden muss, weil weder die rechtliche Natur, noch der Betrag, noch der 
Zweck, noch die etwa bedachten Personen aus dem Testamente erhellen. 

B. Die Nichtigkeit dieser geheimen Verfügung schadet, zufolge Art 900 
B. 6. B., dem an sich gültigen Universallegat nicht; vielmehr gereicht deren 
Wirknngslosigkdt lediglich dem UmverssUegatar zun Vortheil (Art 1048 
ib.) ; demzufolge ist auch der Bruder des Erblassers, ndChin ein blos muth- 
maasslicher , zu keinem Pflichttheil berechtigter Intestaterbe, nicht befugt, 
die Nichtigkeit oder den Mangel einer Verfügung ZU rOgen, WOmOB Imine 
Vortheile für ihn zu entspringen vermögen. 

C. Ist nicht dargcthan worden, dass jene geheime Verfügung eine ve^ 
botcne Substitution enthalte, durch welche das Test>amcnt im Ganzen mangel- 
haft und nichtig würde, so bietet die blosse Vcrmuthung einer solchen ge- 
setzwidrigeu Disposition oder die Furcht vor dem möglichen Missbrauch der 
geheimen Verfügungen zum Zweck dner unter dieser Form verldeideten, 
etwa nur mflndlich verordneten Substitution keinen Grund zur Vemichtnng 
eines sonst vollgflltigen Testsmentes ; die in dieser Beziehung bestandenen 
abweichenden Qrundsitze der Intermediärgesetzgebung sind, nachdem sie 
vorher schon wesentlich modificirt waren, durch das B. G. B. gAnzlish auf- 
gehoben worden. 

D. Da dem Universallcgatar in concreto, gemäss Art. 1006 u. 1008 ib., 
die Saisine der Verlassenschaft gebührt, und er auch bereits durch eine, 
direct nicht angefochtene, Ordonnanz eingewiesen worden war, ehe der 
muthuiaassliche Intestaterbe gegen ihn wegen Ungültigkeit des Testaments 
voranging, so konnte das Gericht nicht vordersamst eine Inventar und vor- 
littfige Sequestration des Naddasses anordnen, und es lag dem IntestiteriMn 
die Beweislast m Bezug auf alle gegen das formal goltige Testament ge- 
lichtete Angriffe ob; mithin hing aush die Ton ihm beantragte gerichtliche 
Vorlage (Edition) der in dem Testament erwähnten Instruction von dorn 
vorausgehenden cumulativen Beweise dttr schriftlichen Existenz einer solchen 
Instruction und ihres , ein unmittelbares, rechtliches Interesse fitr den in* 
testaterben docirenden Inhalts ab. 

Darms ladt, 5. October 1846. (Boj ) Werner g. Werner. 

17) Testament; Substitution; Veräusserungsbefugniss; 

Ratification. 

A. In der testamentarischen Verfügung , wonach Jemand als Universal- 
Legatar eingesetzt, zugleich aber bestimmt wird: ,,wenn jedoch der Legatar 
ohne Kinder stirbt, oder im Falle auch dessen luuder ohne Nachkommeo* 
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Schaft versterben, so will ich, dass moine Immobilien, die sich in dem 
Nachlasse des Legatars oder seiner Kinder beüiiden, an meine eigne Erben 
zurückkehren sollen; der Legatar iiat also nur im Falle constatirter 
Nothwendigkeit das Becht, dieselben zu vcräussern", liegt die Auflage 
la bewahren und «t lestituireD, mithin eine Yerbotene Sabatitiitioii. 

B. Wenn auch ein Farücitlarlegatar, auf Grand des Testamentes, nach 
dem Tode des Testators dieses Particularlegat von dem UniversaUegatar 
in Ansprach nimmt und ausgeliefert erhält, so ist hierdurch die Kichtigkdt 
des Testamentes nicht in der Art als durch Ratification gedeckt zu erach- 
ten, dass der Particularlegatar nachmals nicht berechtigt sein sollte, als 
Intestaterbe des Testators das Testament als nichtig anzugreifen. 

Es haodeU sich hier von einer der öflenilicheii ürdnun^' an>iehörigeu Nicbtigkeit, Kelche 
■idtt dnrdi BttUeaiioD fed«ekt wertoi htm; JedeDfAlls könnt« der fragliche Venidil des 
la t w tiHi tw imMm mir dMiii btnden, wem der ToUug der im Qeeebe TerboteDeo 
leeiiweatarUeben Verftigung nicht eine Fuljze >ler Ratiflcatioo Min wOrd«, wem die Bali- 
leetioil oieht den Fehler des Testaments liestehen liesse. 

Parii, M. April 1860. (Rej) (J. d. P. IbÜO. S. 1162.) 

18) Testament; Substitution; Vulgar-Substitution. 

Verfügt der Testator, nachdem er zuerst einen Universallegatar einge- 
setzt, dass, wenn dieser ohne Kinder vorsterben sollte, drei andere Perso- 
nen das Legat erhalten sollten, so ist dieses Testament, als eine verbotene 
Substitution enthaltend, nichtig, wenn es die Absicht des Testators war, 
dass jene drei andere Personen dann eintreten sollten , wenn der eingesetzte 
UniTersallegatar cur Erbschaft kommen und erst sp&ter sterben sollte. 

Etoe erlMble Ynlgar-SiilMlitiilioa lige nur dann vor, «eon der Tealalor beataiebllfl 
bitte, nur fBr den Fall Voraetmng za treffen, daaa ihn der Eraleingetetaie nicht Sberleben 
ioUte. 

Paria, 7. Mai lb62. (Kej.) (Sir. 1SG2. I. 4ü3; J. d. P. 1S62. S. 1093.) 

Zo Art 898 und 900. 

1) Bedingtes Legat sa Gunsten einer öffentlichen Anstalt; 
Antorisation der Staatsregierung aar theilweisen An- 
nahme; Cadttcit&t 

Die testamentarische Veifllgiing, durch welche der nicht durch die En- 
Stenz von Notherben beschränkte Testator, nachdem er dne Wohlthätigkeits- 

anstalt als Universallegatar eingesetzt hat, anordnet, dass in dem Falle, wo 
dieses Legat aus irgend einem Grunde nicht seinen ganzen und vollständigen 
Vollzug erhalten könnte, dasselbe als nicht geschehen betrachtet werden und 
an der Stelle der Wohlthätigkeitsanstalt ein Dritter das Legirte erhalten 
solle, ist nicht als der guten Ordnung zuwiderlaufend anzuseilen, wenn- 
gleich durch diese Klausel das Reclit der Staatsregierung, die Wohlthätig- 
keitsanstalt zui" iiimaiimo nur eines Theils des Legates zu ermächtigen, ver- 
kOmmert wurd. 

Di« Anatatt hatte tnr Annahne dee Legatea die Änleriaation der B«gieranf notUg; In 

Allgemeinen hni die Staatsregierung das Kecbt , in einem solchen Falle die Liberalit&t so 
reduciren und zu Terordncn , dass die Anstalt nur einen Thcil derselben zu acccptiren be- 
fqgt eaij in Folge Jener TestauiuDUkiausel hat jedoch die Regierung dieses Kecbt nidit 
«ehr, aondera kann nur im Ganzen anlorisiren oder die Annahme vereageo. Venn anf 
liMS All d«r fitaatanstaraag das Becht, die AatorisntUm n «ihailfln odsr sa fmg«i 
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terbleibt and sie nur in der Aasübung ihres Aotorisationsrechtes durch die fragliche Klaasel 
giniit wird, to kmon deshalb nicht die teflUtaieatariscbe Verfügung vernichtet and, in offen- 
taiw Ycftob»Bg Am BsehM dm Erblin«n, fr«i ni Isstiren, «n dto Stelle dieser lest»- 
MBteriedieii VerfBgnng, welche derselbe treffen konnte und wollte^ tfne InleBtalerb folge 
gesetzt werden , welche der ErhlMser absaweadea bereehtigl und geMOBen mur. (Art 808, 
910 und 916 B. Q. B.) 

Paris, 25. Mftra 1863. (Com) (Sir. 1863. I. 168.) 

2) Legat zur Bildung einer milden Stiftung; Caducität wegen 
versagter staatlicher Genehmigung zur Errichtung der 
Stiftung. 

B. erriehlsie ein TeslameDl, worin ahäi mler andern folgende Verfügung feifndel: 
„Ml aeheake nad eelce eine Snmme von ttgOQO Fvaaea fest, um zur ]Uldn«g einer ewigen 

Stiftung zu Gunsten der armen blinden Frauen in Löwen zu dicnca."' Zu,;leich verordnete 
der Testator, indem er die näheren Bestioiuuugen hinsichtlich dieser Stiftung traf, dasa 
die Verwaltong der Stiftung nicht der Hospizion-Conunission zufallen solle, und wenn der 
AneAUmug dieiea Legates etwas im Wege ateben aoUle, die dafür Isgbrle Srnnme den 
Unirersalerlten SDgut Itommen solle. 

Die Hospiiien-Couinifssion beanspruchte die legirte Summe nla ein unter ihre Verwal- 
tung gehöriges Veruiächiiuss zu Gunsten jener Axmen, indem sie behauptete, dass die 
Veifngnng, woaadi der Erblasser dne besondere, von der Hospisien-CoiDmissien nna^ 
bingige StiAung anordnete, als eine dem Art. 6 des Gesetzes Tom 16. Messidor YII zu- 
widerlaufonJe und daher gemlas Ali 900 fi. 6. B. ala niebt gssobrieben ansnsebende 
dingung zu betrachten sei. 

Der Appellbor an Gent eritanate jedoch, daes naeh den Tsetaneole der ErUaaser swar 
die blinden armen Frauen habe beschenken wollen, aber zugleich beabsiditigt habe, dasa 
die Wohllhat seiner letztwilligen Verfügung jeuen Armen durch die an';cordnete Stiftung 
sofliessen aolle, dasa die Bildung jener Stiftung nicht eine accessorische Bedingung, ein 
Hoden des VoUzugs der testmenürfeehen YerfQguug sei, vielmebr einen weeentfidien Theil 
derselben bilde, daea Legat nnd Stiftung in dem Sinne des Testatom nnr ein nmertrenn- 
liches Ganze austuachtoii ; Jeingemiss erklärte der Appellhof, da jene Stittung die Geneh- 
migung der beireileaden Belidrde nicht erhielt, das Legat für caduc zu Uunsteu des Doi- 
Tsrsalerben. 

Der gegen dieaea Brkennlaisa eingelegte <3aae.-Beenr8 wvde verworfen , Indem der 
Oaaaationsbof aussprach: 

Aus jener factischen Würdigung der Intentionen des Testators, welche 
der Kritik des Cassationshofes nicht unterliege, gehe zur Evidenz hervor, 
dass nicht die Hospitäler oder die Armen überhaupt mit der fragüchen 
Summe bedacht werden sollten, sondern eine bestimmte Klasse von Armen, 
welche eventuell , aber nothweudigerweise durch eine bestimmte Special- 
Stiftung repräsentirt sein mussteu, und dass diese Stiftung, der Gegenstand 
der Freigebigkeit, der wahre Logßttix wL 

Diese Stifloiig habe jedoch in Ermangdiing der Aatorisation der com- 
Petenten Behörde weder Enstenz noch die Ffthigkeit erlangt, von der zn 
ihren Gunsten getroffenen Verfügung YortheU zu ziehen ; demgcmäss sd das 
Legat nach Art. 1043 u. 898 B. G. B. wegen Unfähigkeit des Legatars cadoc 
geworden und an den für diesen Fall substituirten Erben übergegangen. 

Das angefochtene ürtheü habe also diese Art. 1043 und 898 richtig angewendet, die 
Ari 910 tt. 937 ib. nnd daa Geeets t. 16. Mees. YII nicht Terletzt, da es eieh nickt von 
etaem VemieUniaa m Onnsten der ftoepMler, der Armen oder edien beetdiender dffent- 
lieher Anstalten handle, noch den Art. 900 u. 1168 zuwidergehandelt, da in concreto nicht 
•ine Bedingung oder Modalitit, sondern ein aeibstatiadiger and wesentlicher Iheii des 
Legate« in Kode stehe. 

BrtttMl, a. Heviaaber 18001 (l^jO (F»iiflr. tOOt & IM) 

90 
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S06 Bflrgerllehes 0etdisbiitth (Art. 896 v. 900). 

8) Schenkung; SubstitutioD; gesetzwidrige Bedingung; 

Unveräusserlichkeit. 

Der Act, wonach ein Vater einem aehier Emder unter dem Titel einer 
Schenkung ein Haus in Eigenthum ttberträgt, jedoch unter Vorbehalt eines 
Wohnungsrechts für sich und eines seiner übrigen Kinder und unter der 
Bedingung, dass der beschenkte Sohn nach dem Tode des Schenkgebers 
3000 rt. in dessen Verlasscnschaft zu zahlen habe, und dass der Beschenkte 
das Haus für sich und seine Familie benutzen müsse, dasselbe weder vcr- 
äussern noch verpachten dürfe uud vcrbuudeu sei, wenn er das geschenkte 
Immöbel nicht selbst benutzen wolle, solches der Erbmasse des Schenk- 
gebere am jenen Ansehlagspreis von 8000 IL m nberkosen» kenn Ton dem 
Gerichte, dessen Interpretation nicht der Kritik des Cassationshofes unter- 
liegt, ab eine rechtsgültige bedingte Sehenkung erkannt werden. 

Jene BediognDgen stelleo Bich keineswvgt «Is gesetzwidrig im Sinne des Art 900 B. G. B. 
dar. Unter dem Ausdrucke: „condiiions qui sont contraires aux lois" müssen zwar nicht 
blos diejenigen Bedingungen verBtanden werden, durch deren Erfüllung num in 
flmlidMtt Wiiwipracb nil ProhibiiiTgeselMii wUSUm wflid«, loiiitni meh jene, 
•dion an uni tüt »ich selbst den Gesetzen entgegen sind, weil sie durch diese ver» 
botene Bediogungen enthalten; allein die in gedachtem Acte enthaltenen Stipulationen kön« 
nen nicht aU solche Bedingungen angesehen, namentlich nicht auf den Grund hin alt 
mgeiMtatlieli «rkamil wwieo, dan nadi Art. 1096 B. Q. B., »UBBnengehaltiii nü Um 
Art. 816, 896, 961, 1643, im and 1660 ib., jede StipuUtion der Unverlnsier- 
liohkeit, wenigstens für eine l&ngere Zeit als 5 Jahre, als ungültig erscheine. 

a. Aus dem Art. 1598 kann noch nicht gefolgert werden, dass Beschränkungen 
der \ eriusserungsbefugnisB nicht durch Pri^atrerfügungen stattfinden können; or 
Mgl UM«, Ams — lobaU nr in Bilraf «Imt im Vcikabr beladKelMii Mm kda bMOB- 
deres, die YerfiuBflening vtriiieliiiiet Q«rab bcUsh« — dartlitr rach ubfllingl M»Ib dia» 
ponirt werden können. 

b. Am den Obrigen relatirten Artikeln gebt wohl die Abliebt doB QeBetzgeberB bei^ 
TW, Untieherlieit des Eigtaihams m reriitUen und das dotatB Yerktbr Sie* 
rende fem zn halten; allein dieaa AMeht kann bei der PefiMaiyieBlwiiig vor ioMfarn 
berücksichtigt werden, als ihr der Gesetzgeher selbst in «eine» VerfOgangen Folge gab. 
Die vorliegende Stipulation gehört jedoch nicht zu den in jenen Artikeln erw&bntea FiUaa, 
noch kann sie als mit diesen auf gleicher Linie stehend angesehen werden. 

1) Vor allan ist hier sa berflcltsichtigen, daaa die ftaglieba Bedingung kein «nbe- 
dingtes Yeriusserungsverbot, wie dies bei den als DotallgBl baalelltoa Immobilien 
der Fall ist (Art. 1541 und 1554), enthält; der Sohn konnte, wenn er das Haus nicht 
behalten wollte, desselben sich wieder entäussom, iudem er es der Erbmasse des Vaters 
gegen den von ihm dnflUr gagebenen Praia «iadar flbariaaaan dnrfta, nad wnr alaa nr in 
der Pareon dea Abnebaara und des Preisea beadnrfakl. 

2) Hier liegt auch kein Verhältniss Tor, das mit der bedungenen Fortsetzung 
einer Gemeinschaft (Art. bl5) verglichen werden könnte; bei dieser hat Jeder Tbeil- 
baber nar einen ideellen Antheil und bis zur Tbeilung ist es ungewiss, wem das reelle 
Bigenttnun ndbllen werda^ «ihrand bi aoncrelo dar 8abn dni^ die Scbeokung daa ABei»- 
aigenthum des Hanses erbidt, dessen Fortbestand nur von aeinem Willen abbing. 

3) Ebenso wenig kann hier der Art. 951 angerufen werden; der Fortbestand der 
Schenkung ist bei dem stipnlirten Kückfailsrecht durch ein von dem Willen dea 
Baaabanklan niabi abblagigaa Breigniaa bedingt, wftbraod in votliagandem FaUa die Scbaa- 
knag mwiderniflicb sein ond die Transmission auf die Erben des Besehenltten atattflnian 
aoihe, wana afash Latartarar niabi aalbat daa ihm geadianktea Imnuihaia aolMa aattnaan 
nollen. 

4) Eine Substitution im Sinne des Art. 896, oder eine unter den gleichen 
MflUapiiBkl fUlania aialaga Sfipoblioa Biil abanfUla «Üb» var; dam DaaabinkHi «ar 

I 

Digitized by Google 



Bttrf Mliekf • OeiAtsbveli (Art. 900). 



807 



niebt die Verbindlichkeit aufgelegt, da« gescbeaktc Imniöbcl einer dritten Person zu or- 
luUea und zu hiuterlasseu ; er konnte sich desselben wieder entäassero und — da nach 
te, d«r Kritik dM OMMÜonhofii niehl iiii4erU«gMid«i loterpretalioB des Appellriehton 
üt in der Schenkung enthaltene Bescbr&akong der Veräusserungebefugniss nur fQr die 
Daaer des Lebens dee Beecbeakien gellea «oUto — auf dea Todesfall aber dieses InuaA- 
bel frei rerfagen. 

6) Der Art 1600 kaut gMehfalb nicht angerafso werden, indem hier kein Ver^ 

kAmf All Wiederkäut, noch auch ein domselbea ihalicbes Verhällnisa ▼erliegt, dit es 
in concreto nicht von dem Willen des Verkäufers resp. des Sdienkircberä olrr der Mit- 
erbeo des Besebenktea abhing, den Verkauf (die Schenkung) wieder aufzuheben, sondern 
nur dem Beeehenkton des Becht gegeben wer, des gesehenkten launUlMls durch Bockgabe 
an die Erbmasse des Vaters sich wieder m enttnssem. Es kumen nilldii nach die flbi^ea 
Bestiauaaogen aber Büekkaufsrocht nicht zur Anwendong kmuuin. 
Darmstadt, 11. December 1848. (Bej^ Zahn g. Zaha. 

Zu Art. 900. 

1) Klaaseln eines Testamentes, welche gegen die Gesetze 
oder die guten Sitten Verstössen; Verwaltangsreclit des 

Vaters. 

Die Klausel, welche der Testirende einem Legate zu Gunsten seiner 
minderjährigen Enkelin lioigosetzt hatte , daüs der Vuter derselben nicht 
Verwalter dieses Legats sein üoU^, vertituööt yied&c gegen die Gesetze noch 
gegen die guten Sitten. 

Kein ausdrückliches Gesetz verbietet, durch besondere Klausel bei einem Legate, den 
Vater des minderjibrigen Legatars Ton der Verwaltung des legirten Gegenstandes xn en^ 
fernen. Ks kann d.-ihcr nicht behauptet werden , dass eine solche Klausel wider das Oesets 
gehe. Üb aljcr eine Klausel gegen die guten SiUen Verstösse, ist im Allgemeinen dem 
ricbterUchcn Enuesseu zur Beurtbeilung überlassen , und deshalb wäre eine Knischeidung 
UerOber eigeoUich kein Gegenstand ehies CaasatioBsreeniass. JedenTalla aber mflsate Jene 
Frage Im gegebenen Falle verneint werden. 

Nach römischem Rechte, wo dio väterliclie Gewalt eine so grosse BeJetitnnp, einen 
SO weiten üutfiuig hatte, w&r jene Klausel ausdrücklich erlaubt, Ks ist daher nicht auzu> 
nehmen, dass aaeh einem neaern Beehle, das jene viterliehe Gewalt so sehr beengt, die 
1»eawkte Klausel, «elebe doeh in der Begel nur xam VortheU des halllosen Mlnderjih- 
rigen In'igeffigl wird, ganz abweichend von dem älteren Rechte, gegen die guten Sitten 
Verstösse. Das Misstrauen gegen die Bechtliehkeit des Vaters, das jene Klausel in der 
Begel atiilschveigeud motirirt, ist es nach, welches der Art. 1048 ib. in ächutz aiuiuit, 
Jidem er geetsttet, den Kiadem daa Vermogea xa flberlassea, anter der AnOsge, solehea 
Mm Enkeln zu bewahren. 

Auf das Vermögen des Vaters, als Vormund, haben die Kinder zur Sicherheit des 
ihrigen eine gesetzliche HypoUick, und doch kann der Vater im Falle des Art. 444 ib. 
voa der Voranndadi^ nnd eomft von der YermflgeneTerwidlong susgeseMossen werden. 
Sehen diesen gesetzlichen Beetimaiuagen wfire es höchst ineonsequent, annehuien zn wol- 
ISBf dass in dem Falle, wo der Xs.icr Mo? Yeriiii^gensverwallor ist, wo durch Hypothek 
keine Sicherheit gegeben ist, einem Dritten es nicht erlaubt sein sollte, den Vater von der 
Yervaltaog eines aus freiem Willen legirten Gegenstandes eutfcrot zn halten , ohne gegen 
die gnten Sitten n Verstössen. 

Hflnebeni 1. Jnni IttS. (Be).) Wittwe Glfickner g. Wlttwe YoUkammer. 

3) Sehenkimg an einen Minder jfthrigen; Anordnung der Ver* 
wnltnnff des Vermögens durch einen Andern als den Vater 
oder Vormund. 

8. in Art. 389 B. G. B. Urlfaeü (Darmstndl) vom & JnH 1831. 

30. 
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8) Testament; gesetzwidrige Bedingung; Wegfallen. 
8. sa Art. Ml B. 0. B. Urttitf (BrtM) von 17. Hai 1801 

4) Testament; PGnalklauseL 

Wenn in einem Testamente eine Pdnalklansel, die VerfBgmig, dasa 
jeder Legatar oder Erbe, welcher das Testammt angreife, deshalb von der 
Erbsdiaft ausgeschlossen sein solle , eingerückt wurde , um eine Verfügung 
zu decken, welche an sich nichtig ist, wie z. B. das Legat einer fremden 

Sache, so kann diese Klausel in keinem Falle dem Erben entgegengesetzt 
"werden , welcher jenes Testament nicht angreift , vielmehr sich nur gegen 
die Klage des Legatars auf Auslieferung mit dem Eiuwaude, dass die legirte 
Sache sein Eigeuthum sei, schützt. 

Paris, 25. April iSßO. (Rej.) <J. d. P. 186t B» M) 
0fr. Qua. (Paria) TOm 16. JaaMr 1866. 



SEweltes Kapitel. 

Von der Fähigkeit, durch Schenkung unter Lebenden oder 
durch TeslameiU zu verfügen oder zu empfangen, 

(Art. 901—912.) 

Zu Art. 901. 

1) Schenkung; Geisteskrankheit; Nichtanwendbarkeit des 

Art 504 B. G. B. 
8. zu Art. Ö04 B. G. B. Nr. 1, 2, 3. 

2) Testament; Freiheit des Geistes; Captation. 

Findet das Gericht in den Zeugenverhören den Beweis, dass das Testa- 
ment, welches eine Ehefrau zu Gunsten ihres zweiten Ehemannes machte, 
unter der Herrschaft und dem Dräugen des Letzteren errichtet worden sei, 
und dass ihr zweiter Lhemami sie durch täuschende Angabe von uuwalireu 
Thatsacheu zu den m seinea GKmsteu getroffeuen Liberalitäten veranlasst 
habe; zieht hieraus das Gericht den Schloss, dass die Testirerm weder die 
nöthige Geistesfreiheit, noch den Willen hatte, dasjenige zu thun, was 
ihrer Schwäche zu entwinden gelang, dass jene Thatsachen den Charakter 
fraudulöser Manöver an sich trügen, und erklärt demgemäss, dass jenes 
Testament nicht den freien Ausdruck des Willens der Testirerin enthalte 
und daher zu vernichten sei, so unterliegt diese foctische ii'.ntfii»h^i5inng 
nicht der Kritik des Cassatioushofes. 

Paris, lö. Mai 1861. (Uej) (J. d. P. 1863. S. 298.) 

0fr. Gilbert «I Art. 901 B. 0. B. Nr. 30 n. f. Oaaa. (Parii) Tom 7. Joni 1888. 

3) Testament; Geisteskrankheit; Monomanie. 

Erkennt ein Appellurtheil, dass erwicsenermaassen der Testator zwar 
manchmal au Monomanie gelitten habe, aliein im Augenblicke, wo er das 
gemäss Art 901 B. G. B. angefochtene Testament errichtete, nicht von 
irgend einer GeistesstGruDg beherrscht gewesen sei, und dass seine testa- 
nentirischen YerfOgangeD selbst, sowie die somtigeii nachgewieBeofin Un- 
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stände zeigten, dass er sich damals bei vollem Verstände befunden habe, 
so kann, da diese Erwägungsgründe in die souveräne Gewalt des Richterg 
der Thatsache gelegt sind, jenes Urtheil, durch welches das Testameat für 
gflltig erklärt wurde, nicht der Cassation unterliegen- 

Paria, 9. April mz (Bej.) (Sir. 1863. 1. 069; J. d. P. 1863. S. 38.) 
Cfr. Qnbtfl n Ali 001 B. e. B. Vr. 8, • 1. C 

Za Art. 901 und 902. 

Testament eines Entmandigten; Aufhören des Grundes. 

Die Klage auf Nichtigkeit des Testamentes eines Entmündigten kann 
nidit dnrch die Behauptung, dass der Grund der Entmflndigung zur Zeit 
der TesUunentsemchtiing angehört liabe, sondern nur durch die Emrede 
elidirt werden, dass die Rntmflndignng selbst irieder anligefaoben worden seL 

Die Tbatsaebe der EntmOndigung bildet aine gMOtzIiche Vcrmutbung der ihr za Grande 
liegenden Ursache (Art. 502 B. 6. B.), gegen «eiche ein Gegenbeweis anzulässig ist, and 
die Wirkung dieter geaetzUcheD Vermatbang kann daher nur durch die Aufhebung der 
Eitaondiguog seUwl wieder beieiligt wertea (Art. bi7 ib.), 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. 1849/50. S. 95.) 

Cfr. Gilbert n Art. 602 B. G. B. Hr. Ii o. t and n Art. 901 ib. Kr. n. t 

Zu Art. 902. 

1) Erbeinsetzung einer bestimmten Klasse von Armen; per- 
sonae incertae; Nebenbestimmung hinsichtlich des Voll- 
zugs des Testaments. 

Das Testament, wodurch die schamhaften Armün und dürftigen Wöch- 
nerinnen einer Gemeinde zu Erben eingesetzt worden sind, und welches 
zugleich Personen bezeichnet, welche die Wahl der bezeichneten Armen und 
die Austheilung der Gaben an dieselben nach ihrem Ermessen und nach 
redlicher Ueheraeugung zu besorgen haben sollen, ist gültig. 

Die Art. 90S vBd 9S7 B. G. B. eleUen ninUdi die fuu allgeaeliie Beg«l aaf, dees 

Jeder durch Schenkung ond Testament empfangen kann, den das Gesetz dazu nicht 
fOr unfähig erklärt; unter diese Regel müssen auch die instituirten Armen und Wöcb- 
nerianen um so gewisser subsumirt werden, als es au einer dieselben fflr erbonfähig er» 
Ubeeden geietadieheo Beeliaaraag naagett, viebnelir die Aii 910 ib. md 83 B. P. 0. die 
OflUIgkelt einer Erbeinsetznng zu Gunsten der Armen einer Gemeinde aussprechen und 
nur die Bestätigung durch kaiserl. Decret erfordern. Es kann hiergegen nicht angeführt 
werden, dass hier nicht die Armen einer Gemeinde, Tiolmebr nur die von dem Willen 
imd der BeeHnmaag der TeMaoMalieseeiiloren ebhingig geaecbtoe eehuDballea Armen 
und dflrftigen W&chnerinoen iiutitairt worden seien, aber personae incertae nicht m 
Erben eingesetzt und ebeoto wenig die Erben in nrbilrinm teriii eonferirt wer- 
den dQrften; indem 

a) pafBODae ineartee an ud fttr aieh , eebnM et e nur flberbanpl aaageorfttetl snd d»« 
dnreb zn gewissen Personen erbeben werden können, um so mehr für erb- und ein- 

setzungsfahig angeschen werden müssen, als das französische Recht ihre Erbutir;ihii.'keil 
nirgends ausspricht, das neuere römische Becht aber die Bestimmungen des &lteren rö- 
miscben Bechts, nach welchem pereoMe incertae nicbt inatilnirt wwdin konntenf mil aUen 
Minen FUgen «nfgelmben lal; 

b) wollte man aneh personae incertae i. A. als crbanfShi^ betrachten, so mflsslan 
doch hiervon die Armen nach Jen oben allcgirten Art. 910 B. G. B. und 83 B. P. 0. 
ausgenommen werden; diese eicb auf die Armen einer Gemeinde i. A. beziehenden geseti- 
Haben BefÜBunaigen haben aMii nnf dia niigends trinirtan ttnaalnen Klaaaaa denalbti^ 
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BMMDtlich die 8ctaamhaf(«a Armen, toUo Anwendaog la find«, da sieh dieie besonder« 
lUawe von der Gattung in keiner weeeniMMn HiiMiehl anterscbeidet, dämm aber aoch, 
nach der bekannten Begtl: n^^s von dem flaaien gttt, nnus andi Ton dem dnielaea 
llieile gelten", ganz nach demselben Qmnde, wie jene Gattung, bcnrthetlt werden mass; 

c) in dem französischen Rechte ist nirscnd untersagt, die Bestimmung dos Erben Ton 
dem Willen eines Dritten abb&ngig zu machen; die auf solche Weise erfolgte Institution 
•inet Erben nnua daher gaoi nach der Bogel des Ari 902 btorfbeiH werden; es kann 
auch nicht einmal zom Beweise der Ungaltigkeit dersellien auf das römische Recht recur- 
rirt werden, indem die Rechtsgflltigkeit von derrrleiehen, dem billigen Krmessen eines Dritten 
anheimgegebenen Institutionen und Vermichtnisaen schon nach römischem Rechte, nament- 
lieh iuMk ir. 11. f. ). 8. d« leg. mi fr. 75 pr. de leg. niebl n beawelfeln IH. 

Es aldU aich bei Beantwortong der ersten Fraga, ob «Ha In Bode atduida Erbeia- 
setzung an sich gilliii^' sei? als irrelevant dar. ob man die inalituirten Armen als Sintrnü 
oder als eine moralische Person betrachten will, indem die Armen sowohl nach den an- 
gefahrten Stellen dee franzoaifcban Bechu, als auch nach den Bestimmungen der rOiai- 
•ehen OaNUgabong (G. tt. ani lAt Oed. de epiee.) unbedingt und ohne alle BeedirlainHig 
fflr erbfähig erkLlrt werden, und sopar nach C. 49. Cod. eod. eine ganz unbestimmte 
Einsetzung der Armen zu Gunsten der Ortsarmeu bei Kr&ften gehalten «erden soll. Die 
Beantwortung der weitereu Frage, ob auch die aaf die Verwaltung und Vertheilung des 
NadilBMea aidi benebende NebeabaMtmaianf (Emennnng yon Teatamuilfr-BxacBloraa) ala 
rechtsgültig zu l)etrafhtcti s.i? Krtnii daher auf die erste Frage aus dem Grunde nicht den 
entferntesten Einfluss fius'^ern , weil die Grtltigkeit der Erbeinsetiuiig an sich durch die 
Gültigkeit und Vollziehung der sich auf dieselbe beziehende, ganz für sich besteheitde 
Vebcnbeatimmnng in keiner Weise bailngt ist nnd weil die Frage von der GOltIgkeit der 
letzteren nicht das Interesse der durch das Testament ausgeschlossenen Intestaterben ,' son- 
"dem nur das der Annen und Testainents-Executoren berührt und sich daher , injoweit die 
Inteetaterben daraus Kochte lur sich ableiten wollen, als eiue wahre quaestio de jure tertü 
janrtflllt. 

Parma tadt, 13. Oetober 1831 (Baj.) Kiiigar g. Ganiral-AnnankonunliatQa in Maiat. 
Cfr. K. A. SS. 1. 241. 

8) Erbeinsetzung; angewisBe und nnf&liige Personen. 

Ein Testament, worin X. als UnbenallegAtar unter der Auflage einge- 
setst wd, dass er daqenige, um was der NacUass die Summe von 6000 
Fnnes übersteige, nach seinem Ermessen und ohne Jemand deshalb verant- 

wortlicb zu sein, zu wohlthätigen Werken, besonders zur Erlangung Ton 
christlichen Schulbrüdern in der Gemeinde N. und zur UnterstQtzang von 
in dieser Gemeinde wohnenden dürftigen Studirenden etc., verwenden solle, 
kann nicht, als eine an Ungewisse oder unfähige Personen gemachte Schen- 
kung, vernichtet werden, und dieses um so weniger, wenn nicht nachge- 
wiesen erscheint, das? der Testator eine Umgehung des Gesetzes und eine 
Begünstigung unfähiger Personen beabsiclitigt habe. 

Die im Testamente angegebenermasseo bexeiebneten Personen waren ntebl ungewisa, 
wie aie dann aneb das Geseta nirgenda ala nnftbig arkUrt, vialinabr nur die Verwirklicbnng 

solcher Vcrmüchtnisse an verschiedene Bedingnisse knüpft. Es knnn zwar in dem Falle, 
wo X. den Naehlass zu andern als den im Testamente bezeichneieii wohltli.itigen Werken 
verwenden sollte, eiue Uugewissheit hinsichtUch der Personen, welchen voa dem Nachlaaa 
hiemaeb ctwai «iksmmt, und deren Fähigkeit entatahen; alleia diese Eraatualittt reidit 
nicht aus, um deahalb die Wirkungen der zu Gunsten gewisser und fähiger Personen ge- 
troflenen Verfügungen zn ▼erniebten, am wenigsten, wenn eine Umgalmng dea Qeaeixea 
hierbei nicht bezweckt wird. 

Paria, 1. JuU 1861. (Gass.) (J. d. P. 1863. S. 66.) 
Cfir. CMa. (Pvia) vom 13. luU 1850: 
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3) Schenkung an eine Concnbine; cansa illieita. 

Unter dem jetzigen französ. Rechte ist das durch Concubinat bestandene 
Yerhältniss an und für sich kein Grund zur Vernichtung einer Schenkung 
zu Gunsten der Concubine, am wenigsten, wenn die Schenkung zu einer 
Zeit erfolgte, wo jenes Yerhältniss bereits aufgehört hatte, und wenn die 
Thatsachen und Ursachen nicht mit NothwendigkeLt annehmen lassen, dass 
diu ^Schenkung nur auf den unerlaubten Beziehungen des Coucubinates be- 
ruhten. (Art 902 0. 1131 B. 0. B.) 

Paris, aa. Hin im (l^j.) (J. 4. P. 1661. 8. 236.) 

Zu Art 903 und 904. 

SehenkoDg und Testament der Ehefrau zu Gunsten des Ehe- 
mannes; Verh&ltniss dieser Artilcel zu Art 1096 B. Q. B. 

Eine Ehefrau kann ihrem Ehemanne sowohl mittelst Ehevertrags unter 
der gesetzlichen Voraussetzung (Art. 1095 B. G. B.) als, nach zurückgeleg- 
tem sechszehnten Lebensjahre, durch letzten Willen mit der Beschränkung 
des Art. 904 ib. Schenkungen zuwenden ; denn die genannten Gesetzesstellen 
enthalten nichts, woraus zu entnehmen wäre, dass die eine Befugnisa die 
Ausübung der andern ausschliesse. 

Maniih«im, lt. Nof«mb«r 1833. (Obertaofg. Jahrb. 1831 8. 100) 

Zu Art. 907. 
Testament; Erbanfähigkeit; Qnasitutor oder Protntor. 

Ein Ueeser TtteUnngs-Cmrator des alteren Bechtes kam eo wenig, irie 
deijenige, weicher als Qoasitator oder Frotator einzelne Tormmidsdiaitliclie 
Angelegenlieiten au besorgen hat, dem wirklichen Vormunde gleichgestellt 
werden und ist dämm nicht nniUiig, zum Erben eingesetzt zu werden 
(Art. 907 B. G. B ). 

Auf den ümsland, daM dieser Qaasitutor noeh keine Rechnang Ober seine GesÜon 
abgelegt bat, kann es nicht «nkommeo, da die im Art. 907 ciL rorgesehene Beachränkang 
ier BrbeianlniBgt-FSUirkeil nidrt flir Y«n*aH«r L A., Mnrftm fpedeU bv Air Yonata« 
iar, welche noch keine Schloasrecbnang abgelegt haben, gegeben ist. 

Berlin, 6. März 1822. (Rej.) vom Graren g. Spiaktr. (K. A. la IL 2.) 
Cfr. Gilbert an Ari 907 6. G. B. Sr. 3. 

Zu Art. 908. 

Vkan Aiükal Iii in Batai Mh G«mIs von 3LFMnvr 1851, Segiermigabl. Nr. 16^ 
abgalnl«! 

Za ArL 908 und 911. 

Notarielles Anerkenntniss eines natürlichen Kindes; 

Beweisnnfähigkeit. 
fl. tn Ali 835 «. 339 B. G. fi. Urtbeil (Berlin) Tom 5. Februar 1856. 

Zu Art. 909. 

1) Erbnnfähigkeit eines protestantischen Oeistlichen. 
Der Art 909 ist auch anf protestantische OdstUdie anwendbar und 
das Verbot desselben tritt auch dn, wenn die religifisoi Bem&rerrichtBngen 
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der Geistlichen erst nach Fertigung des Testaments oder des Scbenknngs- 
actcs stattfanden; denn das Gesetz macht keinen Unterschied. 
M an D he im, 25. Aa^st 1831 (Oberbofg. Jahrb. 1835. S. 97.) 

2) Erbunfähigkeit von Krankenpflegern. 

Unter Krankenpflegern, welche nach Bad. L.-R. nicht zu Testaments- 
erhen einEjesetzt werden können, sind nicht Alle zu verstehen, welche dem 
Kranken hülfreiche Hand boten und Liebesdienste erwiesen, sondern nur 
diejenigen , welche Berufshalber ihn warteten und pflegten. 

Dies ergibt sich aus den Worten des Urtextes des Art 909 B. G. B.: „oiBciers de 
ainM**, welche dnrob die Veberaelmig niehl geinlert werden eoUlMi, wat aMi eehea aie 
der Einschaltnnf dei Wortaa „ladere^' nach den Werltn „Heil-, Bab- «nd WondinliF 
eich ergibt. 

Mannheim, 24. Aagost 1825. (Oberbofg. Jahrb. 182... S. 72.) 

3) Legat für geleistete Dienste. 

Der AbsatE 1 der im Art 909 B. G. B. enthaltenen Ausnahmssätze findet 
keine Anwendung auf Fälle, wo es sich blos um sogenannte Liebes- nnd 
Freundesdienste handelt, sondern er setzt wirkliche, eine Belohnung recht- 
fertigende und erheischende , Dienstleistungen Seitens der Aerzte , Kirchen- 
diener u. s. w. voraus ; denn der Zweck der gesetzlichen Uegel ist , Erb- 
schleichereien zu verhüten, und die Ausnahmsbestimmung muss streng aus- 
gelegt werden. 

Hannheim, 9&. Angnsl 1881 {OhtMg, Tahrb. 1858. & 90l) 

4) Legat tu Gunsten eines Arztes, der zugleich zur Intestat- 
erbfolge berufen ist; gesetzliche Vermuthung. 

Vermacht Jemand, der keine Erben in grader Linie hat, in seiner letz- 
ten Krankheit dem Arzte , der ihn hierin bediente , ein Legat , so ist dieses, 
gemäss Art 909 B. 0. B., als nichtig anzuseilen, wenn auch der Arzt, im 
Falle der Erblasser ohne Testament gestorben wfire, als Settenverwnidter 
in einem entfernteren als dem vierten Qrade zur lateBtaterfafolge beraEen 
gewesen wäre. 

Diese Nichtigkeit des Legates muss seihet dann ausgesprochen werden, 
wemi solche nicht den Blutsverwandten, sondern einem dritten Universal« 
legntar zugut kömmt 

Hiergegen kann der Arzt nicht mit dem Beweise aufkommen , dass das 
ihm zugewendete Vermächtniss keineswegs in der ärztlichen Bedienung, 
sondern in den verwandtschaftlichen uud freuudschaftüchen Beziehungen, in 
welchen er zu dem Erblasser stand, seinen Bestimmungsgrund gehabt habe. 

Die Verftignng dee Art. 909 iai abiohil and liael keine anderen ab die im OeoelM 
eelbst Torgesebenen Anmabmen an. Der Art. 909 spricht in Gonsten dee Arztes, weider 
zugleicli a]<! Seitenvenvandter zur Suceesslon berufen wire, nur dann eine Auan^ine aas, 
wenn er bis zum vierten Grade verwaodt iet. 

Ee kann nidit efingeweodet «erden, dais das Geeeb anr n Onaclea der BhilsTer- 
wandlen erlassen worden nnd daher in concreto, wo ein niditrerwandter UDiTersallegatar 
von der Nichtigkeil des Legates Vortheil ziehen würde, nicht anwendbar sei; der Art. 909 
macht keinen solchen Unterschied, und es kaxin daher dieser Univers&llegatar grade so gut, 
wie ein Verwandter, die Vermuthung der Suggestion nnd Oiplatton anrufen, auf weldie 
jUn der Ant nnOhig erkttri worden Iii, da YennteiiMiB an erhalten. 

Dm Verbot da« Art 909 iat io nnbediffg», der Artikel wpfM ao befehM mä. 
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lieb, dtM «9 nicht gestatl«t sein kaoo, dordi eine willkürlich o Appredatioo von Dmgtin- 
dn, w«geo waleber du OtMtt mIImI ktta» AnsaduneB •taluirt, die Streng« dM 0«i«lz«t 
M nrildera vnd dniailw sn «ntkrifkea. Die gedachte Yermailiiing dar SoggatklM mH Oif- 

tation stellt sich als eine praesuintio juris et do Jure dar, gesren welche kein la OcWlM 
selbst nicht gestatteter Beweis zugelassen werden darf (Art. i36H B. Q. B.). 
Pari«, 7. April 1863. (Rej.) (Sir. 1863. I. 173.) 

Zu Art 910. 

1) Erbeinsetzang zum Vortheil der Armen und tu wohl» 

th&tigen Zwecken. 

8. n Art. 90S B. 0. B. Rr. 1 o. ) md n Art, 896 MO II». 

2) Legat zu Gunsten einer Wohlthätip^keits-Anstalt; Klage 
des Legatars vor Ertheiluug der administrativen Autori- 
sation zur Annahme. 

Obgleich in Frankreich nach dem Gesetze vom 13. August 1851 eine 
Wohltbätigkcits-Auätalt vor erfolgter staatsräthlicber Autorisation zur An- 
nahme einer fideieommissariscfaen Schenkung rein conzemtorlsclie Haass- 
regetai zn treffen befugt ist, so hat sie doch nicht das Bedit, vor Erthmlong 
dieser Autorisation gegen denjenigen, welcher das angebliche Fideicommiaz- 
Vermögen besitzt, eine Klage auf Bedmungsabhige Aber die Verwaltong 
dieses Vermögens anzustellen. 

Eine solclio Kechnungsablagc stollt sich nicht als '^ino Mos conserratorisehe Maassregel 
dar, «ondern wOrde einen unniittelbareu Vollzug des fraglichen Fideicommi«««« mit sich 
fttoan. Die Emichtigung de« Prifeetarralhea rar Anatellung der Klage ni Beehoongt- 
abläge kam idelit die maagebide Aatoriiation de« Si«al«nitbe« mr Amuha» da« FIdei» 
eommisses ersetzen. 

Paris, 12. November 1862. (Ca««.) (J. d. P. 1863. S. III.) 

Zn Art 910 und 9tl. 

1) Legat an die Oberin eines nicht autorisirten Klosters; 

Supposition. 

Legirt der Testator der Sui)eriurin eines nicht autorisirten Klosters eine 
massige Suimiif unter der Autlage , ein im Testamente benanntes junges 
Mädchen walireud seines ganzen Lebens im Kloster zu behalten, es zu er- 
ziehen, zu ernähren uud zu erhalten, selbst wenn es nur als Laün im Klo- 
ster bleiben wolle, so kann das Gericht dieses Legat als gültig aufrecht er- 
halten, sofern es nach den Torliegenden Verbfiltnissen erkennt, dass hier 
eine Interposition zu Gunsten des Klosters nicht vorliege, nnd wenn auch 
das letztere einigen Vortheil von dem Legate ziehen sollte, doch die Frei- 
gebigkeit im Ganzen dem benannten Mädchen zugut kommen mflBse. 
Pari«, 26. Februar 1862. (Bej.) (J. d. P. 1863. S. 290) 

2) Verschleierte Schenkung; Nichtigkeit; Kauf; Legat; 
Rackfordernngsrecht; natftrliche Verbindlichkeit 

X. hatte versprochen, die zur Wlederherslellaag eiaer Kirehe erforderlieben Gelder 
zn befahlen, und deini^'nmJisB den B. emicht, die zu diesem Bau aotbwendigen Gelder fQr 
X. Torauiegen; B. legte demgemi«« einen Theil der Bauliosten am vad maeUc aieh, dem 
BamnAtraeboMr gegenOber, Terbiadtfefa , im Bert der Banboilea xa beiahln. Itai den 
B» für die gahaMaa AwbtgeB nd die von Ihn abemomnina Ytipllieliiaf wttßm tA» 
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long der übrigen Kosten des Kirchenbaues zu decken, verkauft« X. durch Act Tom Jahr 
IMO imii B. ndirara LninoUIieii flod lelit» fenitr des B. Aordi «ig«nhiiidig«t Tuliniaiil 
VMU italiflNi Mm mm IMnmMm du. 

NmIi den Tode des X. erhoben d!c Seitcnverwamltea desselben eine Klage auf Ver- 
niebtong d!eiM Yerkaufs und des TestamenteB. indem sie behaupteten, daes diese Adn 
FideieommiMa xa Gunsten der betreffenden Kirchenfabrik enthielten, die zur Dnigahung 
dM Q§ultu» in j<M Formen Tertehletert wordra Mieo, da dar Klrebtnfhbrlk die Avlorl- 
sation zur Annahme der Sclionknng versagt worden; R. habe sich verbindlich gemacht, 
die ihm in Folge jener Acten zu Hamlon kouiineniten Beträr^o zu dem fraglichen Kirchan- 
hau XU Terwenden und den Best der Kiiclienfabrik abzuliefern. 

DIeee Klage wurde in bdden Inetemen abgawieeea und der hieig«g«i eingelegte 0mm- 
Honarecoif ««• fcIgendM Grflndea Tenrorflm: 

Ist CS erwiesen, dass Acten in Form anderer Rechtsgeschäfte Terktoidet 
sind, so kann wegen dieser Simulation die Nichtigkeit nur dann aasge- 
sprochen werden, wenn die Acten unerlaubte oder gesetzwidrige Conveor 
tionen verschleiern. 

Wenn X. dem B. die Inimohilien zum Sdieiiie verkaufte und in Wirk- 
lichkeit Letzterer hierdurch nicht Eigeiithiimer derselben wurde, so sollte 
doch wenigstens ihm das Mandat gegeben werden , dieselben zu veräussern, 
um sieh für die im Interesse des X. gehabten Auidagen und flbemommenen 
perBOnUehen Verpflichtungen zu decken. Die Oattigkeit des Actes, wodorch 
X. sich auf diese Weise dem B. gegenüber liberirte, kann daher nicht be- 
anstandet werden, in welche Form er auch gekleidet sein mag. 

Wäre in vorliegendem Falle anzunehmen, dass die Schuld im Interesse 
der Kircheiifabrik cin^jeganixeii worden, und II daher nicht befugt gewesen 
sei, auf deren Rückerstattung zu kh\gen, so hat doch X., indem er die 
Schuld bezahlte, wenijistens eine natürliche Verpflichtunfj erfüllt, und hat 
daher, so wenig wie seine Erben, ein Ilückforderuugsrecht (Art. 1235 B. G. B.). 

Wie in facto feststeht» besweekte X. dorch Errichtung des Testamentes 
dem B. noch weitere Deckung zu Terscfaaffen, und so sich von seiner Ver- 
Wndlidikeit gegen B. zu befreien; es lag daher bei dem Testament, sowie 
bei dem Torausgehenden Verkaufe eine erlaubte Causa vor. 

Ausserdem ist nicht zu ersehen, dass X., indem er den B. als Legatar 
einsetzte , beabsichtigte , auf diesem Wege der Kirchenfabrik den Best an- 
zuwenden. 

Paris, 32. Mai 1860. (Bej.) (J. d. P. 1861. S. 467 i Sir. 1860. L 731.) 

Zn Art 911. 

1) Testament zu Gunsten einer nicht gesetzlich anerkann- 
ten religiösen Gemeinschaft; unterschobene Person; Ent- 
erbung. 

Erkennt der vordere Richter, wie er dieses thun kann, ohne dass seine 
desüallsige Kutscheidung der Knük des Cassationshofcs unterliegt, dass der 
in einem Testamente als Legatar Bezeichnete nur eine unterschobene Person 
sei, und diese Unterschiebung stattgefunden habe, um den gesetzlicheu Vor- 
sduiften zuwider dner religiösen Gemeinschaft, wdcher keUie bttrgerllche 
Existenz und nicht die Ffthi^eit, durch Testament beschenkt zu werden, 
zusteht, jenes Legat zuzuwenden, so vernichtet der Biditer anch mit Esdit 
4u TestamsDt, soweit es zu Ghinsten der unterschobenen Person Jantd» 
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und nm das gesetzwidrige Vermächtniss vor einer MicbtigkeitsUage m 

BChützen, den Intestaterben enterbt. 

Paris, 3. Juni 1861. (Itej. ch. civ.) (Sir. 1861. I. 615.) 

2) Testament; unterschobene Person; f aetisehe Eni* 

Scheidung. 

I. Erkennt der vordere Richter , dass nach den vor Um nachgewiesenen 
Thatäiichen in einem Testamente Personen unterschoben worden sind, welche 
den Nachlass des Erblassers an eine Person, welche unfähig ist, als Legatar 
eingesetzt zu werden, auszuantworten , so unterliegt diese Interpretation 
der Worte des Testamentes und des Willens des Testators nicht der Kritik 
des Cassationshofes. 

n. Wenngleich der Richter findet, dass iwlsdien dem Testator und 
dem als Legatar Benannten kein betrllgerisches Zusammeohandcln statt- 
gefunden und der Letztere nicht einmal vor dem Ableben des Testators 
Kenntniss von dessen wahrem Willen erhalten habe, »o kann er doch wegen 
jener Unterschiebung das Legat gemäss Art. 911 B, G. B. vernichten. 

Dieser Artikel erfurdert niclit, <}a<:'4 z\vis(^!j4<n dctu Tes(<itor uud der onterscbobfDVl 
Person ein ZusammenhandelD (cunccrt) stattgefunUen liab«n müsse. 

Dm V«nnl«lrtain «n einen ünfUiigen anter dem Nainea einer nnterteliobeiMn Ptnon 
iii eine fnndaliMe Uaigehung des Gesetzes, dessen Bestimmungen der öfTentlioliMi Ordnung 
angehören; es genflgt also der Beweis dieser fraiidiililsen tlmirehung des Gesptzus. 

Der gute Qlanben des ünterschubenen kann ihn der Foi<^en der geseu.lichen Besiiia- 
mnng nicht entheben, und ibn xum Eigenthümer eines Veriuögens niaclien, das ihn dir 
Ttitator gar Bichl l^gtrao wollte. 

Paris, «. Aogast 1862. (fiej.) (J d. P. 1863. S. 900; Sir. 1863. 1. 713.) 

8) Testament; Yermichtniss zu Gunsten einer Congregt* 
tion, welcher keine bargerliche Persönlichkeit xustekti 
ünterschiebang eines Dritten. 

Nach der Staatsverfassang in Belgien können zwar alle Belgier sidi zu 
jedem Vereine, selbst zn religiösen Orden, assocüren; allein diesen Gesett- 

aohaltea steht nicht ohne weiteres der Charakter als juristischen Personeil 
SO. Wenn ein Testator nicht die einzehien Mitglieder eines solchen religiö- 
sen Ordens, sondern durch unterschobene Personen diesen Orden selbst zum 
Universallegatar einsetzt, so kann der Intestaterbe dieses Verm&chtniss als 
nichtig anfechten. 

Der Art. 911 B. Q. B. , indem er jode zum Vortheile eines firbunHihigen getroffene 
Yerfklgnng , wenn eie dardi Uaterecitiebang von Peraoaen Tcnebleiart wird , ISr aidU^ 
erklärt, ist nicht limitatif, noch aaf die in den vorhergebenden Artikeln beteiebnilai 
fiibigen Personen allein heschränkl, spricht vielmehr einen allgemoinen Grundsatz aus , zu- 
folge dessen man nicht befugt ist, auf indirecte Weise dasjenige, was das G-seti rer- 
UiM, iB dum. Ein monlisdii« Wmad, weldiea — wia dna GeaeUsduut ftav Art — 
Bidil ab bOrgarHeha Peraon angesehen w«rd«i kann» Ist nnflüiig, ain Geschenk in empfangen. 
"Werden nnn Thaf Sachen dargethan, die in ihrem Zusammenhang betrachtet und mit den 
sonstigen Umständen des Faües zusammengehalten, nachweisen, dass es die Absidit des 
Testators X. war, nicht den in dem Testament als Legatar bezeichneten A., ein Mitglied 
den Ordana, aandani den Orden salbst m beschenken, ond dass dar api»aranta Lagniar A. 
Kenntniss von der wahren Bestimmung des Legates halta und den letzten Willen des 
Testators lu vollziehen entschlossen ist, so liesen alle Merkmale einer nach Art. 911 nich- 
tigen ScheakuDg vor. Der Fall des Art. äOO ib. ist hier nicht vorbanden, indem dar 
Ordn aslbilt «nd ktineawaga A., etwa ai» dam Aefkng«^ daa Lifil «illar m 4m <Mn 
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m verabfolgeD , als zum Legatar eingesetzt zu erachten ist ; es kann demnach nicht diMsr 
Auftrag als eine onerlaobte Bedingung einer dem als Legatar beteichneteo A. gemaehtea 
SchaBkoBg b«lnidilik, nittdD di«M Beiiniinng «Ii oidu gssehiialMa «BgaidMB wtidM, 
•ebAM lieh erweise, dass der Orden nicht zur Annahme dos GesehUlkM iMtthfgl flTtfihtllHf 
Brflii*!, 17. Mai 1862. (B^.) (Paiicr. 186^ & 274.) 



Drittes Kapitel. 

Vom dem verßgbarm TMl dei Vermögent, und ton der 

RßdMtcUon, 

Sntor AbMdmltt 

Van dem verfügbaren Theil des Vermögens, 
(Art. 913 — 919.) 

Zn Art. 913. 

1) Geschenk an den Sohn; Verzicht auf die Erbschaft; Cumu- 
lation des Vorbehalts (r^serve) mit dem verfügbaren Theile 
(quotitd disponible).*) 

Wurde ein Sohn von seinem Vater mit einer Vorausgabe auf dessen Erb- 
schaft beschenkt, und er verzichtet nach dem Ableben des Vaters auf die 
Erbschaft desselbeii, so kann er das Geschenk nur Ins znm Belauf des TheOs, 
woraber der Erblasser frei verfillgen darf (!& qaotit6 di^nible), nicht aber 
die an ihn rerschenkten YermögensttieUe bis zum Belaufe des Vorbehaltes 
(fteve) «nd angleidi des Terfngbaren Theils des Vermögens zorllckbehalten. 

Aus dem Art. 913 B. G. B., welcher den Theil des Vormflgcns festsetzt, welchen die 
Eltern ihren Kindern zum Voraus oder Dritten schenken darfcn, ergibt sich, dass der Vor- 
behalt der Kinder nichts anderes ist, als die Erbschaft lelbit, nach Abzug dei disponibelen 
IMlit WMU darSbir TirAlgt worden iit 

Die Kinder haben daher anf diesen Vorbehalt nur ein Recht und erlangen ihn nur auf 
ihren Titel als Erben hin; keine Bestiinmun^r dos B. G. ß. macht swiflcben der Etgenidutfl 
als Vorbehaltsberechtigter und Jener als Krbe einen Unterscliied. 

Ifacih der Verfflgang des Ari 745 ib. ineeedlren die Kinder in du ganxe YermOgea 
des VerBtorhenen, und sind gemSss Art. 020 u. 921 berechtigt, gegen alle Schenkndmar 
auf Bedaction der Schenkungen, welche den rcrfflijbaron Theil (ihorscliroiten , zu klnsren. 

Wurde eine solche Schenkung zu Gunsten eines Yorbebaltsberecbtigten unter Befreiung 
von der Elnwerfnug gemacht, wie das den Eltern, als Aniflois ibrer ellerUehen Onwnl^ 
von dem Gesetze gestattet ist, so kann der Beschenkte, wenn er snr Grbidiaft gelaqgl| 
•einen Vorbehalt mit dem disponibelen Theil cumuliren. 

Verfügte dagegen der Scbenkgeber nicht ausdrOckiich die Befreiung vom Rapport, m 
bat der Beschenkte, wenn er die Erbschaft annimmt, das Geschenk einzowerfen; Terzicblel 
ir nber, lo kann er danelbe nnr als Setaenknehner nnd bii znin Belanlb du Terftgbann 
TbeHs zurflckliohalten. 

üebersteigt das Geschenk die?ei» Theil, so kann darauf nicht vorerst dasjenige, was 
dem Beschenkten als Vorbebaltsorben zugekommen sein würde, und dann noch der verfüg- 



*) Die hier angegebene neue Entscheidung des Cassationshofes gebort eigentlich an 
Ali 846 B. 0. B., wnrda aber wegen dei grotien Bitereiiei, weldiM die JmfiliiAn Wntt 
M dir belnllinidin Fragt niinml, mdiftiitficii unter Art. M3 Ih. imfgwwMnmiin, 
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bare Theil in Anrechnung gebracht wwta, ift dar BMdMnkto, NbtU V WiiehM, aMU 

mehr die Eigenscbafi als Erbe hat. 

Den Miierbeo, w«lcbe angenommen haben, kann ihr Becbt, die Bedaction zu begeh- 
fan, nidit auf deo Orani hin abgespro«b«i w«rdfln, diM aia ja flmn pmOnlidiMi Aadidl 
«UallMi, oder das8 das verscbeokce Vermögen adion am der Nacblassenschaft heraiuge- 
kommen sei; denn einestheils sind alle Erlien zusammen zur Erlischaft, folgeweiflc auch 
aar B^erve berufen, und anderntheila haben sie alle die Hechte und Klagen, welche an 
fliren Titre ab Erben geknüpft sind, auMfiban. 

Paris, tl. Novainbar 1863. (Rej. eh. rfoo.) {Qu. des Mb. vom 4. Dedbr. 1863.) 

2) Eecht des verzichteudun Vor bohaltäcrben auf Pflichttheil 

und den verfagbaren Theil. 

8. an Art 84ft B. 0. B. Nr. 3, Ürlfaeile ton Mannbaim. 

8) Schenkangsactj Verletzung des Pflichttheils der Kinder 

erster Ehe; Reduction. 

Wenn durch einen Ehevertrag der zweiten Ehefrau mehr von dem Ehe- 
manne zugewendet wird, als ihr beim Vorliandensein eines Kindes erster 
Ehe vom Vater vermacht werden konnte, so ist deshalb die Schenkung nicht 
zu vernichten, sondern nur auf das verfugbare Vermögen zu reducireo. 
Paris, 6. Januar 1861 (Eej.) (Sir. 1862. 1. 119.) 

Zu Art. 

1) Natürliches Kind; Reserve der Eltern. 

Erster Fall. Die Eltern haben kein Hecht auf eine E6aerve andern 
Nachlass des von ihnen auerkannten natürlichen Kindes. 

^actl Art. 902 B. G. B. bat Jeder daa Kecht, Ober sein Vermögen durch Testament 
«der SctMoking n varfttgen , wami und soweit ihn das Qesais niebt nnflUdg erUirtf gs- 
mias Art. 821 kann nnr der PflieUilMilsbereehtfgte die Bedaction der SehenknageA elo. 
begehren. 

Kein Gesetz beschränkt im Interesse der Eltern das VerfQgungsrecbt des natarlicbsn 
Kindes und gewährt den Ehern einen Vorbeball auf daa Yermfigen dee naMrHefaen Kindes. 

Der Art. 765 B. Q. B. findet nur im Falle der Intestaterbfolge AnweuduDg; er ge- 
währt den Ehern in dem ge;:;eheiicn Falio ein den fisens Torgshendes Becht aaC den 
Kachlass, nicht aber eiuen Vorbehalt. 

Der Art 915, wie die Art 913 und 914 B. 6. B. kanoen naeh dem Worte und Otisls 
des Geseiies nnr hi Betreff der eheliehen Verwandten xnr Anwendung kasMnai. 

Wenn das Gesetz den unehelichen Kindern Rechte auf den Nachlass ihrer Eltern ge- 
währt, welche gewissermaassen als Pflichlthcils-Ansprücho angesehen werden müssen, so 
beruht dieses auf Grflndcu, die nicht auch umgekehrt in dem Vcrhaltniss der Eltern zo 
dem verlebten Kinde sidi (Inden. Aneh beaüglieb der legitiiaen Verwandten sind die As- 
cendenten und Descendenten hinsichtlich der PflichttheüS-AnsprOcbe nicht aof ^eiofaStt 
Fuss gesetzt. Die auf das Naturrecht sich gründende gejrenseitise Verpflichtung zur Ali- 
mentation, welche auch zwischen natürlichen Eltern jind ü.indern besteht, kann auf die 
Erbfolge nleht von Einünaa sehi, da ereler» von den Unstlnden des l^nsdfUles abUng^ 
letztere aber einer bestimmten Vorschrift u..rch ein positives Oesetz bedarf, welche aber 
hinsichtlich der Ansprüche der £ltem auf daa Venoflgen des natarüshaa Kindes, wsrfibsr 
dieses verfügte, fehlt. 

Paris, 26. December 1860. (Boj. ch. civ) (J. d. P. 1861. S. 648.) 
dir. BeJ. (Psris) 8. Hirt 18M. 

Zweiter Fall. Nämliche Entscheidung. 

Paris, 29. Januar 1862. (üass.) (J. d. P. 1862. & 843.) 
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50 Pflichttheil der Grosseltern; Verzicht der Geschwister 
auf die Erbschaft, welche einem Uiiiversal-Legatar ver- 

macht worden ist. 

Setzt eiue Frau, die keine Kinder und keine Eltern, wohl aber Gross- 
ettern und einen Bruder hiutcrlässt, ihren Manu durch Testament zum 
UniTersallegatar ein, und der Bruder verzichtet auf die Erbschaft, so haben 
die Grosseltem in Folge dieses Verzichtes, grade als ob sie wegen Abgangs 
Ton Geschwistern direct znr Erbschaft berufen gewesen wSren, emen An- 
q^mcfa auf den Pflichttheil 

Gemfiss Art. '85 B. G. B. ist der Teruchtcnde aichsle Erbfolger so a'hzusehen, als 
ob er nie Erbe gewesen wäre; die ßrbschnft geht von Rechtswegen an die Erben des 
nicbstea Grades über. Diese Letzteren koiumeu luiiliiii kraft eignen Becbts , nicht als 
B^riMnlaBtMi dM Ymiditenden, tor Erbschaft; mon daher naeh der ihnen tafelge 
^ dee Gesetzes zustebooden Qaalltil und Berecbtigmig deren PIlicbUhcil und das verfogbare 
Vermögen bestiuunt werden. In concreto können daher die Grosseltern die ihnen, als 
Erbeo ihrer Enkeiia, gemäss Art. 9J5 ib. zustehenden Pllichtiheile in Ansprach nehmen, 
^ dieiea der Ftü gewesen wire, wenn die Enkelin gar keine Qesehwieler hialwlnasen killt. 

Es kann hiergegen nicht eingewendet werden, dasä der Bruder, welcher gflUig diutik 
den üniversallegatar von Jer F.rlischaft vollstamli^' ausgeschlüsscu worden sei, wegen oian- 
gelodea Gegenstandes gar nicht aut die Erbschaft habe verzichten und so den Grosseltern 
Socble reieehairen können, die er selbst oiehl gohabi habe; denn wenngleich das Legat 
dem firuder den Bestand der Erbschaft entzog, si kunute ihm doch durch das Testament 
nicht seine Eigenschaft als Intestaterbe und damit das daran pfekintpfte wichtii;e Recht 
entzogen werden, das ihm nacbiheilige Testament geeigneten Falles anzugreifen; dieses 
Beebt kann er aw dw«b Veidehl Terttereo, «ad dasselbe fallt Usmib von Beditewegen 
od rfldtwiritend bis tan Todestage, so als ob es der Versiebtende nie gehabt kitte, «nf 
den Verwandten des folgenden Grades üher, der nun aüe n it Jont Tiiel eines Erben ver- 
bundenen Rechte und Vortheilo, naiueutlich den Anspruch auf deu Pflichttheil, crliiill, da 
der Titel als Erbe und das Recht auf den Pflichttheil als untrennbare Sachen erscheinen. 

Paris, 94. Febraar 1863. (Bej.) (Sir. 1863. L 190.) 
0fr. Gilbert sa Art 915 £. 0. B. Nr. 6 nnd 7. 

8) Vorbehalt der Ascendenten. 

Der GroMTBter hat keine Pflichttheilsfordening an den Nachlass seines 
Enkels, wenn dessen beide Eltern bereits ndt Tod abgegangen, aber noch 
Geschwister desselben am Leben sind. 

Das Erbrecht, und folge weise 'ii^ Uecht zur Pflirbtthcilsfordcrung Seitens der Almen, 
tritt, wie jede gesetzliche ErbberechiiL'uiiL;, erst dann in Wirksamkeit, wenn der Ahne 
nach dem Grade seiner Verwandtschaft zu dem Erblasser auch wirklich durch das Gesetz 
ab Erbe so deseeo Nacblass bernfen ist; die entfernteren Abnen sind aber iu Falle dsf 
Todes der Stern dnrdi die Ooschwister des ErUassert naeh Art. 150 B. Q. B. von dessea 
Nacblass ausgeschlossen. 

Mannheim, 6. Uecember im. (Oberhufg. Jahrb. 1838/39. S. 210.) 
Cfr. Gilbert sa Art. 915 B. 0. B. Nr. 5 n. f. 

Zu Art. 917. 

Yorbehaltserbe; Bürgschaft fflr eine Rente; Abtretung des 

verfügbaren Theils. 

Hatte IL in seinem Ehevertrage seiner Ehefrau eine nach seinem Tode 
aUiban Leibrente von 4000 Francs geschenkt, und hierbei des Ersteren 
Mutter fOr die richtige und vollständige Priatatiou dieser Beate sich ver- 
borgt, 80 kaon diase Mutter, wenn ihr Sohn ohne Descendenz verstirbt und 
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sie ah YorbehaltBerlnii dessen Naddass unter der BeclitswohlÜiAt des Innat- 

tars antrat, sich dadurch, dass sie sich erbietet, ihrer Schwiegertochter 

das verfügbare VermögcD ihres Sohnes in Eigeuthum zu überlassen , nicht 
von der ihr als Bürgin obliegenden Verpflichtung, für die Prästatiou jener 
Leibreute einzustehen, befreien, sofern das verfügbare Vermögea des X, 
üicht zur vollständigen Prästation der Rente hinreicht. 

Uie Mutter konotu nach dcui (Jeaeize, wio jeder Dritte, eioe solche BOrgschart Ober- 
nehiMii; lie kooiita aidi swar gemlM Art 917 B. 0. B. von Piislalioii dar Bant 

durch Cebcriassung des TerfflgbareD YermOgens befreien, aber nur soweit sie als Vorbe- 
lialtserbin hierzu verbunden war: zufolge der von ihr tlbernommencn Bürgschaft wird sio 
aber hiermit nicht gänzlich entlastet, wenn das verfügbare Vurmügeu weniger als die Beute 
b«lnig; Bio nvisle tnfolg« diM«r ihrer Verbindlichkeit, die mit dao Onu K b lti e a der. 
BOrgscbaft nicht im Widerspruch steht, das noch Fehlende ergfinsen. 
Paria, 1& AprU 1862. (Bej.) (Sir. i86L L 484.) 

Zu Art. 918. 

1) Verfügbares Vermögen; Vertrag zwischen dem Erblasser 
und einem Erbea unter aleatorischen und bestimmten 
Stipulationen. 

A. Ueberträgt ein Vater seinem Sohne eine Liegenschaft gegen eine von 
diesem zu zahlende Leibrente und zugleich gegen eine an die übrigen Kinder 
zu zahlende bestimmte Summe , so liängt es von der factischeu Prüfung und 
Auslegung des Vertrages ab, zu erkennen, ob die bestimmtcu oder die 
aleatorischen Xitistnngen dergestalt Torhemcliend sind, dass sie das 
Wesen des Vertrages bestimmen; in dem letsteren Falle ersdieint der Art 
918 B. G. B. anff den Vertrag anwendbar, obgleich derselbe nicht Uos an* 
sichere, sondern auch bestimmte Leistungen entfallt; un enteren Falte 
verliert dagegen der Art. 918 seine Anwendbarkeit 

Dieser Artikel enthält keine ausdrückliche Krklnrung darOlier, ob seine Anwendung 
auf den Fall beschränkt sei, wo die Leibrente etc. als die einzige Laat des Krwerbera 
enehdnt, oder ob eie aaeh bd dem Hioxotreteo einer bestinimten Leiatnag elaMflade. Da 
nun die Beatimmiing des Art. 918 singalärer Natar ist und Ausnahmen tob andern geieli* 
liehen Regeln feslsiellt, so darf sie nicht ausdehnend erklärt, aber ebenso wenig eine im 
Qesetz uiclit ausgesprochene Beschräukung hineingelegt werden, wie dieses der Fall sein 
wOrde, wenn man das Wort „aasseh liesslicb" oder „allein" suppUiren wollte. Hier- 
fladi kann die Anwendang des Art. 918 im FkUe dee HlüatriMa einer b ea l l mniieii Qegen- 
letstung nicht unbedingt ausgeschto':son erachtet werden. 

Auch nach der in den Discussiotien ausgesprochenen legislatorischen Absicht des Art 
918 (die Umgebung der Vorschriften zu vci hüten, welche die Beguasiij^uug einzelner Erben 
verhindern eoUlen) kann die Anwendbarkeit dieees Artikels bei Verbindong der Leibrente 
etc. mit aadeni bestimmten Leistungen nicht i. A. bezwoifcit werden, indem sonst eine Um- 
gehnng der angedeuteten Art leicht sein würde, wenn die lünzufügung einer andern noch 
•o geringen bestimmten Leistung die Anwendung des Art. 918 ausschlösse. Wiihrend der 
Art. 818 ib. Ton wirklldieii Sebenkmgen oprieht, TeitaSlek der Art 8b8 ib. die Umgebung 
der im Art. 843 gegebenen Vorsduiften, ialem er die BapportverbiudliobkelieB aneii bei 
lästigen Verträgen alsdann annitniut, wenn diese Verträge schon bei ihrer Errichtung den 
£rbea erweisüch indirecte Voriheiie gewährten. Der Art. bbü bUeb also bei solchen Ver» 
Mgan nmweicbend, wo der Erfeig nr der Enriebtong wuäA» war, mitbin bei alea- 
toriaeben Veitrlgen, geften welche daher der Art 918 eeinmn Zwecke nach aUeta geiiahM 
ill Die aleatorische Natur eines Opscliiifics wird aber dadurcli nicht ausgeschlossen, dass 
den auf die Lebensdauer eines Mensrhen hesrhrankten , imlhin unsicliorn, andere bestimmte 
Leistungen bixaugefügt sind. Ls würde demnach dem Zwecke des Gesetzgebers entgegea- 
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Uofen, wenn man bei solchen gemischten Geschärten die Anwendbarkeit des Art. 918 un- 
bedingt Miuchlieseea wollte. Auf der andern Seite luuss aber auch nicht jede Veräosae« 
wagt bei wfleliir eine «niiebera Lriatoog mitvorkonint, nator fn Art. 918 nofgentell- 
ten KategwiaB gerechnet werden. Dal Geriehl hat ni prflfen, wu «It «Im WMMtlielie 

des Vertrages tu betrachten ist. 

Der Art. 16 des Gesetzes v. 17. Nirdae II ist durch den Art. 918 cit. aufgehoben. 

B. Die Einwilligung der Erben, wodurch der Miterbe gemäss Art. 918 
dflS ihm darin verlieheiiun Rechtes verlustig wird, kann auch aus nachfol- 
genden Haadluugcu, namentlich au6 (Quittungen über den Empfang der an 
ihn snfolge des Yertragcä geleistoten ^hlungen, galtig geschlossen werden, 
dft der Art 918 mcht angibt, wie die EinwUligong auazudracken so. 

Btrlin, 11. Deeaoibar 1848. (B^) Tnllannns g. ToUnuins. (K. A. 13. IL 81) 
0fr. Gilbert CB Art. 918 fi. G. B. Nr. » u. 3 nnd Nr. 31. 

2) Verlcaaf eines Immobels an den Sohn fflr einen Preis und 
eine Bente; Verrechnung anf das verfflgbare Vermögen. 

Verkauft der Vater Immobilien an den Sohn far eine in den NacUass 
des Ersteren sn zahlende Summe Ton 100,000 Francs und eine dem Vater 
m prftstirende jährliche Leibrente Ton 7500 Francs, so trifft die gesetzliche 
Vermuthung der UnentgeltUchkeit den Verkauf nur bezflglich des Theils der 
verkauften Immobilien , deren Preis durch die Leibrente repräsentirt wird 
(Art. 918 B. G. B.); dagegen behält für den Ueberrest der Act seinen appa- 
renten Charakter, da in dieser Beziehung dessen Aufrichtigkeit nicht bean- 
standet wird. 

Bei einem solchen Acte kanu dem Sohne nicht die verfügbare Quote bis zum Belaufe 
Im ganten Werthes der im Verkmifaete begriffenen Immobilien zngewendel werden, da 
dieses Aber die anxunehraendc '\Ls;cht üfs schenlienden Vaters binausgeheo würde und 
blerdorcb die Kinder, welche durch die i"iei<:L'l»it;keit Srhridi ii eririd-Ti. die ihnen durch 
dae Gesetx zum Schutze ihrer Intcresseu gegen Fraus gewahrten üarautien verloren. Daa 
Gtriebt kua demmrolge verfogeo , den der kaufende Sobn gemiss Art. 918 B. G. B. die 
vwfligban Qnote nicht von dem gnnxen Werth der TerkaulVen GrundttScke, eondem nur 
von einer Sunuuo von 24,000 Francs, we!c!ie den Unterschied zwischen dem stipulirtcn be- 
•tiiumten Preise und dem \\aliren W'orthe der liotnobiUeu bildet, zu prälevireu befugt Bei. 

Parii, 13. Februar IbOl. (liej.) (J. d. l\ 1S61. S. 43:i.) 

3) Vermögensübergabe mit Leibgeding. 

Wenn der üebemehmer eines Vermögens mit dem Beding eines Leib- 
gedings u. s. w. zur Zeit der Uebergabe noch nicht gesetzlicher Erbe des 
Uebergebers war, so ist die Beweisführung darüber, dass durch die auf- 
erlegte Gegenleistung der Werth des überLjebcneu Verniogens ausgeglichen 
sei, der Vermögensübergabe somit der Clmrakter einer Schenkung abgehe 
(Art. 8ü4 und 853 B. 0. B.j, durch die iiechtsdichtuug des Art. 918 B. G. B. 
nicht ausgeschlossen. 

Diaier Miiiflr BesondiriMll bniber alreDg MBtnlegrad« Artikel ist nv «nf Yerferige 
nwenlbar, welche von dem Erblasser mit solchen Pereonen abgeaehlotsen werden, welche 
Beine gesetzlichen Erben in gerader Linie Bind und deaea dieee Eig en B ch a ft soboa zor 
Zeit dee VertragBabaebluases zukam. 

ManabeliB, 1& Hin 186a (Aaoal. 1860. a 337.) & auch la Art. 868, UiM 
(Bfenahefm) Tom 27. Februar 1840. 

Gfr. Gilbert n Art. 918 B. G. B. Nr. 11. 
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lireiter AbMhnitt 

Ym 4er Reductkm der Sekenkmgen und Legate. 

(Art 9iM)— 9S0.) 

Zu Arl. 920. 

TerBchleierte Schenkung; PflichttheilB-Yerletzniig; 

relative Nichtigkeit 
8. JMbm (Berlin) m 35. 0«loW 1834 n Art. 893 B. 6. B. 

Zu Art 920 und 921. 

1) Notherbe; Verletzung des Pflichttheils durch Legate; 

Reductions- Begehren. 

A. Wird der Notherbe von einem Particularlegatar auf Zahlung des 
Legates belangt, so kann er dem Letzteren, ohne deshalb eine förmliche 
Klage auf Reductiou des Legates anstellen zu müssen, excipiendo mit 
dem Einwände begegnen, dass das Legat sich hoher als das dispouibele 
VennAgen belaofe, mithin gemfiss Art 921 und 1009 B. G. B. der Beduo- 
üon unterliege. 

Da, wo das OesalB eia« midrOtkUdia Anmahaa aidil madii, kano jadaa Ba^ ao- 

wohl excipiendo als agondo geltend gemacht werden; der Ausdruck „demander^' im Art. 
921 l&ast es auch ohne Zweifel unÜMtimmt, ob das fragliche Begebreu kiageoii oder Ter- 
tbeidigend vorgebracht wird. 

B. Der Notheihe iat oidit verbonden, tch seiner Besenre irgend etwas 
mr Zahlung des Legates beizutragen, Erbecbaftsscholden und Legate ultra 
Tires zu bezahlen, wenn er auch die Erbschaft unbedingt angenommen hat 

Diese Verpfliehtang das gewöhnlichen Erben (Art. 724 und 783 B. G. B.) tritt bei 
dem Notherben nicht ein, dem das Gesetz gegen den Willen des Testators sein Recht 
nwcbreibt, dessen Verkümmerung dem Testator verbotMi ist; keine Vorschrift (tber dea 
PiidmlMU, naaienilldi aiabi dar Art. 1009, naebl dra Natberbaa aar Badiagaag, an 
Mio Baebt intact n hattaa, eine Krklimng, die Erbschaft nur cum benefido antreten n 
wollen, abgeben xu mflssen. Man kann auch nicht behaupten, dass die nnhe'Iingte Ver- 
bindUebkeit wegen einer eingetretenen confusio patrimonii heredis cum patrimooio testa- 
larit aiagatialen sei, wenn, wia fn ▼orll^endan Falle, ein InTeatar anfgananuneQ fraidai 
dessen Vollstindigkell nifgands beanstandet und nicht behanptet «arda, daaa dar Hattiarka 
lieb Theile der Masse ausser seinem Pflichttheilo zugeeignet habe. 

Darm Stadt, 28. Januar 1861. (Gass.) Wittmann g. Witimann. (Emmerling 1861. L 30 
Cfe. Ollbart n Art. 921 B. G. B. Nr. 10 a. f. 

2) Pflichttheilserbe; Annahme der Erbschaft ohne die 
Becbtswohlthat des Inventars; Verpflichtung zur Zah- 
lang der Legate. 
Der Erbe, welcher sich ohne die Bechtswohlthat des luYentars in die 
Erbschaft eüimiacht, ist bei demnächst sich ergebender UnzuUngüchkeit der 
Erbmasse verpflichtet, aus sehiem eignen Vermögen die Gl&ubiger und 
Particular-Legatare zu befriedigen, selbst wenn er emen PflichttheU anzn- 
qtrechen haben und dieser auf diese Weise verkürzt werden sollte. 

Die Art. 802 und 803 B. G. B. unterscheiden nicht rwi<!cbcn l'flichttheils-Berechtigten 
nnd sonstigen Erben; der Art. b02 beschrankt nur dann die Verpflichtung des Erben ur 
Bafriedigung der Ol&ubiger und Legatare attf die ErtadatlWBima, and bilt dia Qtlreaal- 
hiU ttisar Maua vaa diaiaB fiiaBidialim Vtnfl|aa aaikaetat, «aaa ar in gaaetdidter 
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Fom als Bencficiarcrbe nuflritt and sich nicht in die Erbschaft mischt (Art. 800 ib.); die 
KiflhterfUllung dieser BedmguQi; zieht also eine Verioiechuug dus persdnlichea Vermägea« 
mit d«r Erbtdidbimts «nl di« onbediogle V«rpfliAliiiif 4m Erbe«, 4i« QÜnbiger ood 

Legatare aus eigenem Vermögen zu befriedigen, nach sich. Auch die Art. 873 und 
1017 ib. machen keinen Unterschied zwischen Piliclit- und sonstigen Erben; es folgt daher 
aus der Verbindung dieser Gesetze mit dem Art. 802 notb wendig, dass auch unbedingte 
Pfllehl«rbeii, angaaebtel der Art. MS n. £ il»., bei Onznlingliehkell der ErbuuMe 
Schulden und Vermächtnisse aus ihrem persOolicheD YermOgen abtrai^cn tnflssen. \N'Sre der 
Pflichttbeil als eine Erhsriinrtsschuld nniusehon. so würde ein dcssfallsiger Anspruch der 
unbedingten Erben durch die Bestiinatuog des Art. 802 Nr. 2 bucbsuibUch ausgeschlossen. 
Berlin, 16. Norember 1833. (Kej.) Eicfahof g. Heim. (K. A. 20. II. 13) 

3) Reductionsklage des unbedingten Vorbch al t ser ben. 

Die Minderung (Reduction) einer freigebigen Verfügiuig seines Erb- 
lassers zu begehren , ist nicht nur der Vorsichts- (Beiieficiar>) Erbe, sondern 
auch der Yorbehaltserbe, welcher unbedingt angetreten liat, berechtigt 

Et ist die offenbar« Abeieht dee Geeelut, den Vorbebnitserben ihren- Pfllebttheil wrter 

allen Umstanden zuzuwenden, und die Rechte derselben körnu-n auch durch eine unbedingte 
Erbechaftsantrotunp nichl trcSndert werden, da hier keiner der Falle des Art. 802 B. G. B. 
rorliegt und kein Gesetz die Rechte der Vorbebaltserbea von der Vorsicht des Erbrer» 
Tiiiiihnitmi •Min'^^fg Hui^^f 

Mnnnbein, 1«. Mai 185a (Annal. 18Ga 8. 38a) 

Zu Art. 921. 

' 1) Bedactionsklage des natürlichen Kindes wegen 

Schenkungen. 
S. Urtheil (Berlin) vom 9. Juli iSiU) zu Art. 75f) R. G. B. 

2) Bedaction der Scht iikiinRcii; Antrag bei den Theilungs- 
vcrhandlungeu; Reductionsklage. 
Die Verfügung des Art. 921 B. G. B. hat keineswegs den Sinn, dass die 
den Notlierben und ihren Uechtsnachfolgern eingeräumte Befugniss, die Re- 
duction der Schenkungen unter Lebenden zu begehren, nur auf dem Wege 
einer nach Art 61 B. P. 0. anzustellenden fOrmUchen Beductionslüage gel- 
tend gemacht werden kann. 

Schon der Wortlaut der Art. 921 und 9^ B. G. B. spricht gegen diese Annahme^ 
noch mehr aber die Betrachtung, dass gar nicht nbzusehcn ist, warum dies Begehreu 
nach erhobener Tbeüungsklage , welche an sich schon das VerlaogcJi, dass jedem Erben 
der fbm geielxlieh ^bflbrende Antbell an der Muse sngetbeilt werde« also impUetle nneh 
das Verlangen auf Reduction der Schenkamen« durch welche sein geseliiiches Erbredll 
beeinträchtigt wird, enthält, nirlit liurch einen Antmir bei F.rwirkung des Theilungsurtheils, 
oder durch eine Coateetation oder eine sonstige protokollarische Erklärung bei den Ttaei- 
tangsrerbandloogen vor dem Notar toltti erhoben treidea kdnnen. 

Oanm bat mA bis Jelit kein Anln- vnd keine Jnrispmden die gcgoriheiVgt Aa- 

dehl rertreteir 

Müncheo, 2. Deeeoiber 1856. (Bej.) Pontus g. üinkelmann. 

Zu Art. Mt. 

1) Einwerfung; Feststellung des verfügbaren Vermögens des 
Erblassers; Beiziehung des durch Theilung des Ascenden- 
ten unter die Descendenten Zugewiesenen. 
Um den Betrag des verfogbaren Yenndgens der Teilebten Ifntter la 

bweehnen, hhiss andi dasjenige, was dieselbe durch eine in Form der 
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Schenkung gekleidete Thcilung unter ihre Kinder den Letzteren zugewendet 
hat, tictive mit dem, was sie noch bei ihrem Ableben besass, vereimgt 
werden. 

Der Art. 922 B. G. B. amfasat La seiner Allgemeiulieit iias durcli eine solche Tbei« 
hmg dm Kindern Zugewiesene gerade to, wie da« efanetoen Kindom som Yomu ote 
auf die nkllDflige ErbaehaA Geschenkte. 

Die Theilong des Ascendenlen setzt vor Allem eine Schenkung vorans, welche nur 
ufolge einer fönnUcbea Verfügung des Gesetzes von den allgemeinen Becfatsgnmds&tzeB 
•uganomnen «raebtal werden konnte. Eine lolebe Anmalinie llge aber nidil im Sine 
dee Gesetzgebers. Indem der Art. 1076 ib. die dordi SdieDkongsaet bewerkstelUgle Thd- 
Inng des Ascendenten den Förmlichkeiten, Bedingungen and Kegeln dor Schenkung unter 
Lebenden unterwirft, bestitigl er von eelbet bezOgUeb jener die allgemeine Vorschrift, 
dies eolcbe fietfve otfl dem Wtohlete mnSaiflk mtim wOum. Hierdareb wird die Dn- 
widerrufliehkeit der Sebenknng und dai aoferüge Inbeeilstarelen des Deeoendenteo so wenig 
aufgehoben, wie durch die vom Gesetze verordnete fictive Beiziehung von eigentlichen 
Schenkungen; trotz dieser fictiven Vereinigong mit dem wirklieben Nacbbtss bleib! die 
Tbeihiog besteben. 

Miielbe verliert nidit dadoreh ihren Cterakter als Sebenknng, daas die Mntter an 

die Uebergabe an ihre Kinder verschiedene Lasten knüpfte ; diese stellen aidl als Bedin- 
gungen der Schenkung dar. Ebenso wenig verliert die Theilung dadurch jenen Charakter, 
dass zugleich mit Einwilligung der Kinder, ausser den von ihr selbst den Kindern (Iber- 
gabanen TannBgenslheQen, noeb andere von den Kindern indivtee beaeaaane OlKer g^aidi- 
aailig mit vertheilt wurden. 

Paris, 24. April 1861. (Rej.) (J. d. P. 1861. S. 992; Sir. 1861. I. 589.) 

Cft. Gilbert zu Art. 922 B. G. B. Kr. 11 n. f. Adde Paris (Bej.) vom 29. April 
1857 nnd la Febmar IMO. 

2) Einwerfung; mildthätige Gaben. 

Hatte der Testator bei seinen Lebzeiten den in seinem Testamente be- 
dachten Seitenverwandten nach und nach Geldsummen geschenkt, es steht 
aber fest, dass er dieselben von seinen Revenuen, wovon sie nur einen 
geringen Thdl ausmachten, genommen und jenen armen Seiteuverwandteu 
rar Unteratatning gegeben hatte, w kann das Oerichft erkaoiMB, dass es 
aidl Uer toii Werken der MUdthAtigkeil, keineawegB aber von Schenkungen 
handle, welche genutaa Art 922 B. G. B. fictiv Sn die Masse eiomwerfini 
shid, um den verfügbaren Theil der Erbschaft festzuselien. 

Paria, 28. Juli 1861. (Bey^ d. P. 1862. & 432.) 

8) Legat SU Gansten des Ehegatten, theils in Eigenthnm, 
theila mm Nntsgenaaa; Beduetion. 

Bintwrtiitwt eine Ehefrau Kinder, so ist das Legat, welches sie in ihrem 
Testamente zu Gunsten des flberlebendcn Ehegatten dahin anordnete, dass 

dieser ihr Mobiliarvermögen zu vollem Eigenthum und von ihrem Immo- 
hütamachlass den lebenslänglichen Nutzgenuss haben solle, in der Art zu 
reduciren, dass mau ihren ganzen Nachlass an Mo- und Immobilien zu- 
sammen in Anschlag bringt und hiernach die verfügbare c^uote, y^ zu vollem 
Eigenthum und */♦ zum Nutzgenuss, bestimmt. Es kann nicht, wenn der be- 
dachte Ehemann, ohne auf Auslieferung des Legates geklagt zu haben, ge- 
storben und Mernach das Legat des Nutzgenusses erioschen ist, nunmehr den 
Kepräsentanten desselben, besflglich des legirten ToUen Eigenthums der Mo- 
bilien, nur */« dieses Mobüiamachlassea zuerkannt werden, sondern es muss 
untersucht werden, ob das Legat des ToUea Eigenthums der «ümmtlichen 
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Mobilien % des ganzen Nachlasses an Mo- und Immobilien überschreitoti 
und nur insoweit kann eine Reduction dieses Legates stattfinden, 

QemiM Art. 922 B. Q. B. muss ia dem Falle, wo die rerfagbare Quote, welche der 
Ari IQM ilk nnla- Eh tgaMe n talMiiI, flberaelirilten worden in, nr FeMMlwDg ter 
erforderlichen Bedaction eioe Msmc aus allen zar Zeit des Ablebens dti TiMiators roi^ 
haadeDen VermOgensth eilen desselben gebildet werdeu. Da der Legatar vor der Klag« 
auf Ausliefemng dea Legate« gestorben ist , so kann die taiemiit eiogetretcoe ErlAscbong 

tkm ligifitB MaligaiioMM iMinen Eioiiiif wf di« Fngß I m st», mm wtldMi Bting 
dn VtmidUniit a voltem ElgtnCbiim «n rtdndrM itL 

Parle, «8. Mal lfl02. (Okii.) (J. d. P. laOS. 8. UM^ 

i) BeductioB der VermichtniBBe und Schenkungen; 
Begrftndnng der MindernngskUge. 

Der Erbe, welcher die Mindenuig einer Schenknng begehrt, hat seine 
Klage genflgend cansirt, wenn er den Werth der yerschiedenen liegen- 
Schäften nach dem Zei^onkte des Todes des ErbUusen angibt; und Sache 

des Beklagten ist es, venn er einen Theil dieses Rechtes als Vecgfttong 
ihr seine Verbesserungen behalten und deshalb der Berechnung entsogen 
wissen will, anzugeben, welches die von ihm herrührenden Verbesserungen 
sind und wieviel von dem berechneten Werthe auf dieselben fällt. 

Fflr die Fortdauer des onreraaderteo Zostandes streitet n&oiücb die Vermutbungi eine 
etwaige Aeoderung bildet mr die ttrmdlaga d«f AasprOche dee snr Eackgabe verpflieti- 
lilsD BeeltMre anf VeigHtnag der Verbeeeenag aad dieae Tbateaehea eiad daher aaeh 
von ibm zu behaupten und zu beweisen. 

Maanhein (fiorgerictag. 22. October ISdQ. (AnnaL im & 243.) 

5) Bednetion der Yerm&chtnisse und Schenkungen; Bereeh- 

nang des Pfüchttheils. 

Wenn einem Theile der Miterben emiehie liegenBchaften ans dem 
NadilasBe dea Erblassers um emen Anschlag un Stück vermacht wurden , so 
kann der andere Theil der Miterben zur Berechnung des PflichttheilB nicht 

die Verstelgerung dieser Liegenschaften begehren , sondern nur verlangen, 
dass deren Werth durch Sachverständige ermittelt und bei Berechnung des 
Pflichttheils zu Grunde gelegt wird. 

"Wena die Vorbebaiiserbea durch einea xa niederen Anschlsg in ihrem Pilichttheile 
verielii wardea, io folgt daiaes arg. Art. 090 aad 920 B. O. B. aar, dsae der Aa- 
scblagspreis niebt sa Becht bestehen kann, keineswegs aber, dass das Vermfichtnisa na 
StQok ungültig ist ; und die Vorbebaltserben können sieb daher auch nicht der öfTcntlichea 
Versteigerung als eines Mittels bedienen, um das an sieb gültige Verm&cbtniss unwirksaia 
ra machen. 

Maaaheiia.... <OImAo%. lakrb. 1S83. B. 901.) 

6) Verfügbares Vermögen; fictive Einwerfung von Sehen- 
kungen zu Gunsten der Mutter durch den Enkel. 
6. so Art. US B. G. B. die Urtbeile (Paris) voiu 12. November 1860 und 2. April 1S62. 

Za Art. MS, 9U und 997. 

Legat eines Ornndstflcks; Uebersehreitung des disponiblen 

Vermögens. 

Die testamentsiisdie Verfügung einer Frau, durch welche dieselbe 
ihren Ehemanne ein Haas venuidit notsr dem Beifügen, dass derselbe, 
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wenn dieses Legat die disponiUle Quote flbendureite, den MehrwerÜi den 
YorbebaltBerben herauszugeben habe, ist als gültig und wirksam anznsdien, 
hesonders dann , wenn das Haus als untheUbar zu betrachten ist und wenn . 
nodi andere Immobilien in dem Nachlass der Ehefrau sich vorfinden. 

Hiergegen kann nicht die VerfOgung des Art. 924 B. Q. B. angerufen werden, d« 
derselbe von dem hier nicht vorliegenden Falle einer redaetiblen Scfaenkong anter Le- 
iiirUM, «nd wm dfeut GcmIb «iiNBi Mltoriran to Badrt gibt, ron «iaem 
geschenkten Gegenatuit den Werth seiner Erbportion in natura zaraduubehalien , so 
spricht diese Bestimmung Tielmehr fOr die Gültigkeit des Legats, insofern der Legatar in 
SOcksicbt des Werthes des fraglichen Hauses, soweit er etwa die disponible Quote flber- 
iteigt, tina Aosgleichong in 6eM uibtttel; dar Sdilon dM Ari 924 ipilckl xwtr die Tor- 
■nfWtntttwig tn, das die niebtdisponiblen Vermngenstheile ron derselben Natur 
seien; allein es erhellt in concreto nicht, dass das fragliche Haus das einzige Immöbel 
der Maase ist; and ausserdem kommt in Racksiebt dieeea Hauses, welches für nicht füg- 
Udi ÜMilbar •riumm «urd«, UmmA die fpeelillm Vondttttl iw Ari 866 ilk tar An- 
iNBdiiiig, wonach — wenn die disponibele Portion die HUfta de« Werthes eines gesetaenl>- 
ten ImmObels Obersteigt — der Schenknehmer das ganze Immöbel zurflckbehaltcn kann 
nnd bloB zu einer Ausgleichung durch Geld oder sonst gegen seine Miterben gehalten ist. 

Auch der Art. 92S il». lielit nidri entgegen; danelbe tpricbt Mos vra einer Constt- 
fafruf te Wniiblmimie nr Baraefaraag der dlaponibho Qooto, wobal fielWainanl 
auch die bereits durch Acten unter Lebenden geschenkten Güter hinzugezogen werden 
sollen. Hieraus ist aber nicht das Mindeste für die Reduction von Schenkungen xa 
folgern , sofern keine spedellen gesetzlichen OrQnde dafllr angeführt werden können ; Tiel- 
aMbr eflialH ans Ali 937, d«M Legat« aUarding» von dar Badaetfm baflrall wardan 
dorfen, wenn nur der Wertii dar Sbrfgaa GagenaMade die dem HeOerban forbehillaBe 
Quote erreicht 

Berlin, 9. Februar 1846. (Bej.) Baum g. Beimbold. (IL A. 4a U. 2ft.) 

Za Art. MS. 

Reihenfolge der Reduction. 

Ein Pflichterbe kann zur Erhaltung und Ergänzung seines Pflichttheils 
die Miuderungsklage hinsichtlich der von seinem Vater gemachten Schen- 
kungen nicht gleichzeitig gegen alle Beschenkte erheben. 

Nach dar deutlichen Beadmning dae Ari 9SS B. 0. B. nvaa, wann die Hofliwaiidig» 
keil der Minderung eintritt, immer mit der jangstaa aad letzten Schenkung ange&ngen 
und kann daher die Mindeningeklage xaaiebat enek nr gagea dieaen, den Letrtbaaahapk- 
ten, angeatalll werden. 

MasBheim, 19. Oelober iXn, (OMefg. Jakil». 1896/37. & 68a) 

Zu Art M6 und 9S7. 

1) Particalarlegate; Legat einer Forderang des Testators 
AB den Sebaldner; Bednction der PnrtienUrlegate bei 
ünxnUnglichkeit der Beneficiar •Erbmasse. 

la aeiaani Teataaieate lagirle X. den A. eia Barn, watth iCtifiOO Frei, aad anaear» 

dem eine ihm gegen A. zustehende Forderung ron 20,000 Pres. ; ferner dem B. ein Bavi, 
im Werth von 80,000 Frcs., unter der Auflage, dem Unterlegatar C. eine Summe ron 
2&,000 Francs zu bezahlen und dem Uoterlegatar D. eine zu ÖOOO Frct. an Kapital an- 
aoaeUegaade Lelbrenl» n ffdatfraii. Die geeatsUebea Eikea dae X. aahaM denen Mi« 
iMa nur unter der RechtsweUUiat des Inventars an. Bei der Liquidation diaeae Naehlaesae 
zeigte sich, dass die Erbmasse, ohne die in obigen Legaten begriffenen Gegenstände, nicht 
hinreicfate, nm die eiageUagten Schulden des Erblassers Tollstfindig zu bezahlen, daaa 
kmmk äm B i li ellpa Ut Legate notbwaadig war. Aaf deaalaUeiga Coa t aaiaiioa ar- 
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Wirte ein AppellDrtheil das dem A. zugedachte Le?Rt der Forderung von 20,000 Frcs. als 
cadac, ond dea X. verpOicbtet, die tod iboi geachuideten 20,000 Frcs. in die Krbaiaase 
za bezshlao, mil m aw ab Legat eiawr CMdmnnt« aiigeubeD werdeo kflnne, während 
die flbrigco Legate bealiamile Mo- vod Innaobittanaebea vm Gegenetamde bttteOf daher 
die mit diesen letzteren Bedachten erst dann und soweit os nach vorheriger Verwendung 
jener 20,000 Frcs. zur Berichtigung jener Erbschaftsschulden noch nöthig sei, in der Ar« 
Terb&ltmgeniissig beitragen moseten, dass A. den vollen Werth des ihui legirten Hauet, 
B. aber mur den Beirag dee ia eefaem Legale begriffeaeD Haaeea, jedodi aadi veriNiigeai 
Abznge der darauf angewiesenen Legale dea C. und D. , zur Berechnung zu bringen habe. 

Dieses AppeUarttaeii wurde ceaairl, inden der Caaaationebof fon fo^geadeo Oroiid- 
sitzen ausging: 

I. Jenes Legat der Forderung an A. trägt alle Charaktere einer be- 
stimmten, in dem Nachlasse bei dessen Eröffnung vorhandenen Sache an 
sich ; es lässt sich also die Kegel , dass der Legatar einer bestimmten Sache 
nur nach TOifaeriger Enchdpfung des Legates einer Geldsumme rar Zsk- 
lung des Bestes dar Erbsdraldeii beigezogea werden könne, jedeoMs nidit 
an! den yorliegenden Fall anwenden , und dieses am so weniger, als hier 
der Legstar A. sich bereits im Besitze der legirten Sache befindet, und man 
nicht sagen kann, dass der Gegenstand, auf welchen das Legat sich beziehe, 
nicht vorhanden sei. Wenn die Activen einer Beneficiar-Erbschaft nicht zur 
Befriedigung der Passiven hinreichen, müssen, sofern der lestator nicht 
seinen entgegengesetzten Willen im Testamente ausgesprochen hat, alle 
Particularlegate ohne Unterschied verhältnissmässig zur Zahlung der i'uö- 
Biven beitragen; es konnte daher das Legat der 20,000 Ftta, nicht für cadoc 
eridftrt, sondern nnr dessen Bedactkm verordnet werden. 

n. Der Legatar B. moss für den ganzen Werth des ihm legirten Hauses 
sor Schnldenzahlang beitragen , wefl dasselbe, trotz der daiaof lastenden 
Unterlegate, in seiner Totaüttt einen Theü der Aettfmasse bildet; er kann 
nur eintreteiidenMs die Unterlegatare C. und D. fftr einen entsprechenden 
Theü des wegen jenes Immöbels ra sahlenden Beitrags ra den Erbschnldeii 
angehen. 

Paria, 18. Juni 1862. (CauJ (J. d. P. 1863. S. 354.) 

2) Particularlegate; proportionelle Bednction bei Insnffi* 
cienz einer Beneficiar-Erbschaftsmasse; Legat einer be- 
stimmten Sache und Legat einer Geldsumme. 

A. legirte in aeiaem Teatamente aeinen ITeffiNi B. ond 0. vereäUedeaa Oraadetfleka, 
nd aetaieai Neffen D. eine jährliche Rente von 1000 Franca. B. und C. Hessen sich in 
den Besitz der ihnen legirten Imiiio1)ilien einweisen. Bei der Liquidation des NacbiUMB, 
weldie andere Neffen, als Erben, unter der Kechtswobltbat des Inventars angetretea hal- 
taa, ifttmod B., C. m»d D. auf die Erteeheft TenSeÜet taattea, leigte eidi, daaa die aa- 
gameldelen Erbschaf^schulden die ActiTmssse, ohne die dem B. und C. legirten Omnd- 
Bttlcke, um 4S,000 Frcs. überstiegen, so dass ohne eine Heduction der Legate es nicht 
mtigllcb war, die Erbschafisschulden zu berichtigen und das Legat des D. zu pr&siiren. 

Unter diesen Verhältnissen müssen, da der Erblasser nicht ausdrück- 
lich verfügt hat, dass das eine Legat einen Vorzug vor den andern haben 
solle, alle drei verhältnissmässif^ reducirt werden. 

Es kann nicht der Fall sem, einen Unterschied zwischen den Legaten 
bestünmter Grundstücke zu Gunsten von B. und C, und jenen einer Gold- 
summe oder Kente lu Gunsten des D. an machen; man kann nkkt damt| 
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dasB der Erblasser den Ersteren bestimmte Gegenstände, dem Letzteren 
aber nur eine Summe Geldes legirte, den Schluss ziehen, dass der Testator 
hierdurch den Ersteren einen Vorzug vor dem Letzteren einräumen wollte. 

Die in den Art. 926, 927 und 1024 B. G. B. vorgesehene Reduetion 
der Particularlegate hat nicht blos in dem alle , wo cä sich von der Er- 
gänzung des Pflichttheils handelt, sondern auch da stattzufinden, wo die 
Aeti?na8Be des Benefidarnaehlasses nicht hinreicht, nm die ErbseluiftB- 
sdralden voUstSndig za bericfatigeii. 

Paris, 25. NoTenber 1861. {Om.) (J. d. P. 1863. 8. 348.) 
Cfr. GUbart m Art. 936 B. 0. B. Nr. 4 a. f. 

Zu Art. 928. 
Frflchteersatz bei der Pflichttheils-Erg&nsang. 

Die Yorschrift des Art. 928 B. 0. B. findet auch auf minderjährige 
Pflichterben Anwendung und können solche die Frflchte desjenigen, was 
dem Pflicfattheile abgeht, wenn die ^linderungsklage erst nach Ablauf eines 
Jahres vom Sterbetage des Schenkgebecs erhoben wird , ebeaiaUs erst Tom 
Tage der Klagezustellung begehren. 

Der Art. 9?8 enthfilt eine singni&re Bestimmung Ober das Anfaagsziel des Frücht«^ 
eraatxes ond können daher die Gninds&Ue der erlöscbendeD Verjährung (Art. 2252), welche 
ein bereiu wfrklleh geworlen«! Bechl Toraouetst, darauf Mm Anwendmig findwi. 

Xaanbain, ft. MSn 1841. (Oberbofg. Jahrb. 1810/41. 8. 361) 

Zu Art. 930. 
Verjährung der Wiederzneignnngsklage. 

Die Wiedenueignungsldage des Art 980 B. G. B. verjährt, dem drit- 
ten Besitzer gegenaber, in zehn Jaliren, von dem redlichen Eigenthomi-' 

erwerb durch denselben gerechnet (Art. 2265 B. G. B.). 

Wenn auch (ier Srbcuknchmer spihgt die geschenkte Sache immer nur unter der still- 
schweigenden gesetzUcben Kesolutivbedingung iane hat, dass darch die Scheakaog der 
PttdiMbrfl nidit Terlaiit tai (Art. tibi nnd %i9l ib.), so kann ar dodi ihiaai Britta a 
aioen Titel gewihreo , wodareb diaaar Termittelst der zehnjfihrigao YerjIhniBg das unba- 
iabrinkte Eigcnthnm erwirbt, da es in der That widersprechend wSre, anzanehmen, dass 
derjenige, der gar kein Kecbt an der Sache bat, einen solchen Titel gewähren könnte, 
darjeoiga, dein weoigstens gewisse, wann auch beeehrihikte, Becbte xssteheo, aber niebi. 

MaaahafB, 17. Odobar 1861. (AnnaL 1861. & 192.) 



ViertM KaplleL 

Von den Schenkungen unter Lebenden, 

Erster Absofanitt. 

Von der Form der Schenkungen unter Lebenden» 
(Art 9ai— 952.) 
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Za Ali. 981. 

1) Alimentations-Versprechen zu Gunsten eines natürlichen 

Kindes; Geschenk; Eideszuschiebuiig. 

Das Versprechen eines Mannes, wodurch sich derselbe, der Mutter 
eines uneheliclien Kindes gegenüber, verpflichtete, sobald er einen Theü 
seines mütterlichen Vermögens erhalte, eine Summe von 200 fl. als Beitrag 
za den Unterhaltungskosten ihres angeblich mit ihm aoaserehdieh enengten 
Bändes zu sahlen, bildet, sofern nicht etaie gesetzliche Anerkennung der 
Vaterschaft von Seiten jenes BCannes Torliegt, eine Schenkung sub modo, 
ist daher nur dann als gültig und rechtswirksam anzusehen, wenn es in den 
für Schenkungen vorgeschriebenen Formen (Art 931 und 932 B. G. B.) 
statt hatte. Zur Rechtfertigung einer auf Grund jenes Versprechens erho- 
beneu Klage auf Zahlung der fraglichen 200 ti. kann die Mutter des Kindes 
nicht dem besagten Manne den Eid über erwähntes Versprechen zuschieben. 

Es bestand nämlich so wenig aus der behauptoteo unebelicben Vaterschaft des Letz- 
taraii , wie «u «farni soiMtfgea Gfinde aeburaalti «int rMliili«iM SdiaMigkeit nr Enib- 
mog des erwähnten Kindes; der von ihm der Motter zugesicherte Beitrag nr DataiUl* 
lang des Kindes beruhte demnach lediglich auf einem Acte der Freigebigkeit. 

Wenn auch das gedachte Versprecben für die Mutter die Auflage involrirte, die 
■fiimllrte Sanme nur Eroilmiig ihrai KindM n ▼•nrcolMi, lo gwddil» iodi liaie 
Auflage, dft ti» xmileblt die Erleiohtontng der der Matter obliegenden Alimentationspflicht 
bezweckte, vorzugsweise und hauptsächlich nur ihr zum Vortheil, kann daher nicht als 
eine mit dem Begriffe der Schenkung unverträgliche Gegenleistung, soodern blos als ein 
Uoim aagwabra weHm, der m den Cliartkter dieeet Qeediiftei nieUe Baderi 

Aach der Umstand, dass die Eniricbtang erst nadi Eintritt ebes Ereignisses geschehen 
sollte, aherirt an der rechth'chen Natur des Geschäftes nichts, weil der Art. 894 B. G. B. 
za dem Weseu der Schenkung nur erfordert, dass sich der Scbenker seines Rechtes an 
den Oegemlmd wforli obne ▼«ibelnll und nnwidaraflleh begebe, dnrdi dieee BeaHn^ 
mang aber die BlnaAgnng einer ZaUngfseit eder einer BedlqgoDg, wie ffie in ¥mg§ 
Btebeode, keineswegs ausschliesst. 

Ifeeb Art. 931 and 932 ib. i«t zur Goltigkeit einer Schenkoog und ihrer AceeptnlleB 
die Brriditang einer Votariatnirkmide noHiweod^ and dieee generelle Yerf&gang eralreekl 
rieh, dnige nicht bierber gehörige Fälle aageooaunea, auf alle Arten vw SdieaknngeB, 
und folglich auch auf diejenigen suh modo. 

Da die Beobachtung dieser Föruilicbkeit in vorliegendem Falle unterlassen wurde, so 
eradieiat des besagte Versprechen als nichtig und der danof baairte Kligeaospraeb ala 
autoHhaft, faigleicheii andi ffie tnr BegrOndnng deeeelbeB nr Hand genoauaeae EMee 
delation als irrelevant und unzulässig, denn die erwähnte Fonaliehkelt iel llehl dee Ba» 
weises wegen , sondern der Soleiinität halber vorgeschrieben. 

Darmstadt, 25. Mai 1812. (Bej.) Jansen g. Blattner. 

3) Alimentations-Versprechen za Gunsten aines natflrlichen 

Kindes; Beweis durch Eid. 

& n Art. 1131 B. Q. B. ürthett (Berlin) Tom 2a. September 1857. 

8) Alimentations-Versprechen, briefliebes, sn Gunsten 

nnebelicber Kinder. 
8. n Art 1131 B. G. B. ürtfaeO (Fule) vom VI, Mai 1832. 

4) Handgeschenk; Buchforderungen. 

S. za Art 893 ürtbeil (Dnrnietadt) vom 10. Deeomber 1860 und Urttaeü (Dannatadt) 
Toan 16b September 184^ 
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5) Oollecte mr Erbaaang eines Armenboepitals; Hand* 
geaehenk; Klage des WohUhätigkeits-Bareans gegen den 
Sammler; mangelnde Form der Schenkung und fehlende 
Antoriaation; Zeugenbeweis. 

A. Hat der Pfarrer einer (Jcmeinde , sei es als Bevollmächtigter des 
dasigen Wohlthätigkeits-Bureaus, sei es ohne Auftrag, in der Gemeinde eine 
Collecte zur dcmnächstiprpn Erbauung eines Hospitals für die Armen der 
Gemeinde veranstaltet, und nach vorheriger Subscription von den Subscri- 
benten die unterschriebenen Beträge eingesammelt, so ist das Wohlthätig- 
keits-Bureau , sei es als Vollmachtsgeber, sei es als gesetzlicher Vertreter 
der Armen, befugt, von dem Pfarrer über seine Vereinnahmungen Rech- 
nung und die Ablieferung des Eingenommenen in seine Kasse zu verlangen, 
nm dasdbst fttr den demnSchstigen Zweck hinterlegt an bleiben. 

Der Pfarrer kann die Klage des Bureaus nicht um desswOlen als nnzn« 
lässig bestreiten , weil dasselbe nicht zur Empfangnahme der gesammdtai 
Schenkungen ermächtigt worden sei. 

B. Der Umstand , dass der Pfarrer jene Collecte vorgenommen und das 
Geld erhoben habe, kann von dem Bureau durch Zeugen erwiesen werden. 

Mag er als BeroUmächtigier oder als Geschäftsführer das Geld eingenommen haben, 
•0 iil diMas Vtreiniiataiiiett d«r xam Yoribeil der Armea mleneidiDelea xtai bnahUen 
Beirlge alo« Thatsaeba, welche nach den ausdrücklichen Worten des Art. 1348 B. G. B» 
durch Zencren dargethan werden kann. Solhcn bei dcrnrfiLM'n Handf;c9chcnken die Förm- 
Uobkaitea der Schenkungen, Art. 931 u. f. ib., und die im Art. 937 ib. Torgescbriebene 
AntoriMthm notfivcndlg sein, io ftt jedenfialla der Pfiurer nidit befugt, in Yerkonang 
Miaer eignen Verpflicbtungen, ans dem Mangel dieeer FonuHliteii oder der AotoriailiOB 
eine Einrede gf^'jcn die wjiler ihn angestellte Klage zu entnehmen; dieses läuft dem guten 
Glauben, welcher sowohl bei dem Mandate als dem Quasicontract der Gescb&ftafQbmng 
als maassgebend anzQtelwn ist , ebenso wie den fürmlieheo Voreebriftea der Art 1312 vaA 

im ib. «iige0ML 

Brflttel, VL Juli IMl (BeJ.) (Puicr. 1861 & 3M.) 

6) Erlass einer Schuld; FormaliUten. 

& a Art 8M B. G. B. Kr. 6 oben, ÜiOieil (Fkrie) vom 2. April 1802. 

7) Handgesehenk; Waaren;.Bnclifordernngen. 

8. m Ari 883 B. G. B. UrtboU (Beriin) Tom Ift. Min 1841. 

8) Indirecte Schenkungen; Verziehte. 

Wenn ein Act, durch welchen Jemand, dem ein besseres Hypothekar- 
recht als einem Andern zusteht, auf seinen Vorrang verzichtet und diesem 
den Yonng einräumt , als eine indirecte ScfaeiikuDg zu betrachtoi wire, so 
wOrde doch dieselbe mcbt den Formen der Art 893 o. 933 B. Q. B. untere 
liegen; die Hichtanwendbarkeit dieeer Formen auf Yenichte geht ans den 
Art 1234 n. 1282 ib. hervor. 

BorlU, 33. Deeember 1844. (Bej.) Haneo g. do Wtcfb v. Hueb. (K. A. 4a IL 17.) 

9) Bemnneratorisehe Schenkungen. 

BemmMratoriBcfae Sdienknngen sind der Voiachiift dm Art 981 B. G. E 
aleht nnterworfen. 

Solche Schenkungen sind nicht als reine Freigcbigkeits-YerflOgangen xn betrMdilfa, 
sondern sie enthalten das Anerkenntnias einer Verbindlich iteit und lind idio der Sadio Moh 
«ne Bezablnng fOr empfangene Leistungen. 

Mannheim, 22. September 1854. (AnnaL 1861 8. 341) 
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Froher entgegongesezt entschieden, weil dM Gaieli ohne all«! DalertcUeA 
j«4e Schenkung der vorcreschriebencn Form unterwerfe 

Mannheim, 11. Juni 1840. (Oberhofg. Jal.ib. 1842/13. S. 98.) 

10) Kemuueratorische und verschleierte Schenkung; 

Privatact. 

Erklärt A. in einem von ihm unterzeichneten Privatacte, da?s er für 
jetzt und unwiderrutlich dem B., Kind der C. , eine Summe von ÖOÜ Francs 
zuweise, und zwar wegen der dem A. von der C. erwiesenen Dienste, welche 
Summe dem B. im Falle dessen Mutter, die C, zur Zeit des Ablebens des 
A. Bodi miYerheirafhet sei, von des Letzteren Erben ausbezahlt werden 
floDe, 80 stellt sich dieser Act, weil ihm die gesetzUchen Formen der ScAea- 
kungen unter Lebenden abgehen, als nngoltig dar. 

^iich Gesetz und Jurispradenz Ist zwar eine in die Form eines OPerOten Vertrags ein- 
gekleidete Schenkung fröltig, wenn sie nur unler Bcoharhtung der zum Kechtsbestande 
eines solchen Vertrags vorgeschriebenen Formen stattfand; dieses ist jedoch bei vor- 
Itagtndea Acte nidik der Fill , da denalbe in seioer Form imd Minem Foiidaineiit nadi 
sor den Charakl«r daer reinen Fraigebigkeit an sich trägt. 

Eine Befreiung von den F'ormalltSten der Schcnkun» kann man auch nicht um dess- 
willen Moehmen, weil es sich von einer s g. remuneratorischen Sehenkong bandle; eine 
uMd ScbenlivDg ist vor dann tod d«ii Soleoniai«B d«r SebenkiiogeB bofriit, wem «e 
lieh ■!■ Hingeben statt VertbraidniDg «iner ZnUang dwrakteriiirk mid w alora wahrhnf- 
ien onerOsen Vertrag bildet. 

Hat der Richter der Tbatstehe entschieden, dass es sieb bei jenem Acte nicht von dar 
I^irtong einer Zeblong Air hl Geld «ttmciilngwgdt DIenild bandle, ▼ielmebr die von A. 
eingegangene Verpflicbtong sieb nur auf ein OafUil der Erkenntlichkeit gründe, so unter- 
liegt diese Würdigung hinsichtlich des nicbt rafflUMralwiioben Quialitsn der Sdiealuiqg 
niebt der Kritik des Cassationshofcs. 

Paris, 7. Januar 1862. (Bej) (J. d. P. 1862. S. 263) 
Cfr. DrlbeU (Puis) too 3. Febmar 1846. 

11) Schenkung, mit einem lästigen Vertrag verbunden. 

Die Ueberlassung eines gewissen Vermögens an einen Andern um einen 
bestimmten Aoschlag nebst unentgeltlicher Zuweisung des Kau^reises an 
IMtte ist, bd Kiehtbeobachtong der Form des Art 931 B. G. B., nngülüg. 

Die SdiMdtitng tat bler swar mit einem dieser Form niebt uotenrorfenen belasteten 

Tirliag Tarbnnden, nicht aber in einen solchen eingekleidet, nnd beide Theile des 
yertarags bilden, nach der unlerstellbaren Absieht der Contraheoten, ein uotreonbares Ganze. 
(Art. 1218 B. G. B.) 

Maaabeim, ft. Min 1861. (SEanln. Hag. Bd. V. S. 418.) 

12) Schenkung, nichtige; Verjährung. 

Eine Schenkung resp. eine durch Act unter Lebenden bewerkstelligte 
Theilung der Eltern unter die Kinder ist, wenn er nur durch Privatact ge- 
fertigt wurde, nichtig und kann dem Besdienkten lüciit als zur Yeijiiirang 
geeigneter Titei dienen, da wo es dnes Titels zur VeijSbmng bedarl 

(& das Nihsra n Art. 2262 B. G. B.) 
Darnttai«, L Hin 1851. (BtJ.) Sabaihl g. Sebnahl. 

18) Schenkung, Terschl eierte; Kanf; Cession. 

Nicbt alle freigebigen Verfügungen nnter Lebenden erfordem sn Ihrer 
Gültigkeit die Beobachtung der für Schenkongen Torgeschriebenen Form, 
sondern solche sind aufrecht zu erhalten, wenn nur die Formen deiejenigen 
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Vertrages ei]|gdialte& irarden, in weldien sie elngeldeidet siiid (z. B. Jüad, 
Cession). 

Nach Art. 911 B. 6. B. kann tfae Scftenkong onlar Lebenden aach gOltfg in «teM 

andern Vertrag eingekleidet werden, wenn nicht Betrug inm Grunde liegt oder eine on- 
(ähige Person begflnstigt werden soll, und der Art. 931 ib. verordnet nur, dass jede Ur- 
knd« fliwr tiiie Sebwkang dl« in dentelben ang^ebene Form hnb«B toll. 

Maonheln, 3. März 1823. (Oberhofg. Jahrb. 1SX3. S. 81.) 
„ 5. März 1835. (Oberhofg. Jahrb. 1835. S. IS.) 

^ 20. Juni 1854. (.^nnal. 1856. S. 235 ) 

14) Schenkung, verschleierte; Miethvertrag. 

Bern Vollzuge eines Vertrags, wodurch Jemand einem Andern für seine 
Lebensdauer eine Wohnung nebst Zubehürden unentgeltlich für geleistete 
Dienste überlässt, steht der Art. 931 B. G. B. entgegen. 

Es liegt hier ein Act der Liberalität vor; der Vertrag eotbtJt nicht die Merkmaie eine« 
SdieiageidiifkM md Itnon nunenllich niehl th ein tat Vendbl<i«rang der Sckeokmg nb- 
geschlossener Miethvertrag aufrecht erhallen worden, dl ein Mieber ohne Foetiolinqg «inoi 
lliethpreises rechtlich nicht denkbar ist. 

Mannheim, 4, Juli 1855. (Annal. 1855. S. 236.) 

15) Schenkung, verschleierte; Schuldbekenntuiss; Zahlbar- 
keit nach dem Tode. 

S. zu Art 893 B. G. B Urlheil (Paris) vom 18. November 1861. 

• 16) Schenkungsurkunde; Fertigung durch Staatsschreiber 

(Notar). 

Eine Schenl^ung ist deshalb nicht ungültig , weil der Staatsschreiber die 
betreffende Urkunde nicht selbst niedergeschrieben hat 

Dao Geoets Terlaagt nnr, dass die Schenkungsurkunde vor oinon Stanlasefaroibor 
w^MMOMBon, «Im in Miner Oegtnvnrt goforligt vnd vnn ibm beginbigk werdo. 

Mnnnboiin, 6. Oeiobor 1831 (Hofg.) and 15. Mai 1838. (Annaion 1838. 8. 177.) 

17) Sehenkangsnrkande; Hinterlegung in das Archiv eines 

andern Kotars. 

Hat eun competenter Notar die Urschrift einer von ihm angenommenen 
Schcnkungsarkiinde nicht in seinen Verwahr genommen, sondern n den 

Minuten eines andern Notars, welcher wegen Verwandtschaft oder eignen 
Interesses den Act selbst nicht aufnehmen durfte, hinterlegt, so kann diese 
Schenkung deshalb nicht als nichtig angesehen werden. 

Das Gesetz verbietet nicht unter Strafe der Nichtigkeit eiue derartige flin- 
lorlogang, die Anwertaandgobnng dor Urschrift 

In (ieiij gegebenen Falle wordo dio Schenkung gflltig in Minute aufgOBOmmen; b|l 
nun aber der Notar diese Minute ausser Hand gegeben , so bildet dieses nur etwa eine 
im Disciplinnreroge xa ahodende Zuwiderhandlung gegen den Art. 22 dee Gesetzes 
VMi Ttüteo XI| ditsolbo gohM aber nldik a don Im Art 68 ib. mit ITuhllgldl bo- 
droiblon OtMikravontioBio. 

Parin, & Januar 1862 (Rej) (J. d. P. 18ß2. S. 899.) 
Cfr. Urtheü (Paria) Tom 6. December 1852. 

Zu Art. 989. 

1) Schenkung; Annahme; Cassation. 

Wenn das Gericht aus dem Inhalte eines Schenkungsactes entnimmt, 
dass darin eine ausdrückliche Annahme der Schenkung bewcrkäteiiigt wor- 
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den sei, so unterliegt diese &cti8die Interpretation nieht der Kritik des 

Gassationshofes. 

BtrlU.... 18U. (IteJ.) ( K. A. 37. U. A. aa) 

2) Schenkung, belastete; Annahme; Vollsiehung. 

IHe Vorschrift des Art 932 ist nur aof rehie Schenkungen, nicht aber 
auf belastete Schenkungen anwendbar. 

Diese sind, xamal wenn die versproebene Gegenleistung dem Betrage der Schenkung 
nahe kömmt, nicht an die für Schenkungen rorcreachriebene äusserliche Form gebunden, 
▼ieluiebr wird scboo durch die freiwillige VoUiiebung der Abgang der aosdrficklicbeo Aa- 
Mhne wgiinL 

Mannhein.... (Obarbofg. Jabrb. 1849/fia 8. 113.) 

8) Schenkung; Notification der Annahme nach dem Ableben 
des Schenkgebers; Nichtigkeit 

Die Schenkung (von Immobilien), welche erst durch nachträglichen 
Act angenommen wnrde, ist auch den Erben des Schenkgebers gegenflber 
nichtig, wenn der Annahmsact nicht hd Lebzeiten des Letzteren, sondern 
erat nadi dessen Tode an seuie Erben notifidrt wurde. 

Gemäss Art. 932 B. G. B. muss die in einem spilteren Acte erfolgende Acceplation^ 
nm für den Schenk seher verliindlich zu sein, hei Lebzeiten desselben erfolgen; auch hat 
die Schenkung in diesem i-alle erst voo dem Ta^e an, wo die Acceptationsurkunde dem 
Sshwbgeber notUkirt wurde, in Betreff eefaier WtriiiMDkeitb Der Art 038 ib. besMil 
sich impHdte auf die Bcdins:un<TL>n des Art. 932. Die Terspfltete Notification erfüllte nicht 
die Vorschriften des Art. 932 ojid liess die Immobilien in dem FJ gfl «**»»T" dea Schenli- 
gebers und seiner Erben. 

Pnrie, 18. Vovrabir 186L (Bej.) (J. d. P. 1883. 8. 632.) 
Cfir. eUbeH m Art. 982 B. G. B. Nr. 9. 

4) Schenkung; Acceptation; Verjährung der Kiehtigkeits* 
klage der Erben des Schenkgebers. 

Wurde ebe Schenkung nicht in gesetzlicher Form acceptirt, hidem 
der Besdiehkte zur Annahme nicht gehörig autorisirt war, oder oner ?oii 
mehreren Besdienkten den Annahmsact nicht nntenetchnete, so können die 

Erben des Schenkgebers, sofern sie nach erlangter Kenntniss jener Sehens 
kung in den zehn Jahren nach dem Tode des Erblassers die Schenkung 
deshalb als nichtig anzugreifen unterlicssen, wegen eingetretener Veijfth- 
rung der Nichtigkeitsklage eine solche Klage nicht mehr anstellen. 

Der Art. 1340 B. 6. fi. bestimmt, dass wenn die Erben und Bechtsinhaber des 
Bdienbgdran nach denen Ableben Ite Sdienkong oonBrairan, n^eiren oder frefwilltg 
Tolhiebai , de Uardnrdi anf das Beeht, die FennMIer oder SMS^en Einreden gegen din 
Schenkung geltend zu machen, verzichten; hieraus ergibt sich, dass die Mängel der Schen- 
Itungen, sofern sie nicht gegen die Offentliehe Ordnung und die guten Sitten sind, die Sehen- 
Itongen, den Erben des Scbenkgebers gegenober, nicht als radieal nichtig, sondern nur ab 
aoldM darstellen, wefiea welcher die Schenkungen ale niditig aagegriini werden kflnnen. 

Die im Art. 1304 ib. festgesetzte Zeil der Vcrjährnng der Klagen auf Vernichtung 
▼on Vertrauen ist ganz allgemein, mithin auch auf Schenkunesacte, den Erhen des Srhenk- 
gebers gegenüber, anwendbar. Wie diese Erben die Schenkung zu couärmiren und ratt- 
8flb« vamoeMan, ao kennten sie aoeb anf die ihnen gegen dieialbe n i t ebei i dan BHcb- 
{({^tseinreden und Mittel verzichten , oder sie präscribiren IsaMD« 

Paris, 6. Mai 1862. ( Rej ) (J d. P. 1863. S. 629.) 
K 26. November 1862. (Rej.) (J. d. P. 1863. S. 633.) 
0fr. eObeii n Art. 1304 B. Q. B. Nr. i%n.t 
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Zu Art. 985* 

1) Schenkung an einen Minderjährigen; Stipulation einer 
Hypotheke; Acceptation durch die Matter; Nichtigkeit. 

Schenkte Jemand seinem miuderjäbrigea Enkel Immobilien, stipulirte 
•her sogleich filr sich eine Leibrente, n deren Sicherung der Beschenkte 
eine hypothekarische Sicherheit sa stellen habe, so kann swar die Matter 
and Vormflnderin des Mindeijihrigen die Schenkung acceptven (Art 985 
B. G. B.) , allein nicht ohne vorher eingeholten und gerichtlich bestitigten 
Familienratbsbeschluss (Art 457 and 458 ib.) die Hypothekenbestellang 
bewilligen. 

Der unmittelbare Zusammenhang der Schenkung mit der bedungenen 
Hypotheke hat nicht die Gültigkeit des Ganzen zur Folge, sondern U"n 
nur die Dichtigkeit auch der Schenkung nach sich ziehen. 

Joier ZaMUDUMDlung dispeosirte niebt von der Erfailung der zur Bestellung eioer 
Hypotheke gesetzlich Dothwendigen FormaUlUea, dereo ErAllJiiag obtrdiM aidit 
unmöglich war; der grüssjüiirig gttwofieiM MOndtl'iil dah«r iMAlgt, diaie Vfityirotln- 
eirung als nichtig anzufechten. 

Pari», 25. Märx 1861. (Gass) (J. d. P. 1862. S 735) 

2) Schenkung; formlose Acceptation für den Minderjährigen* 

relative Nichtigkeit. 
8. Urtbeil ( Berlin) vom 1644 zu Art. 163 B. G. B. 

Za Art. 937. 

Gollecte für die Erbauung eines Armenhospitals; Klage des 
Wohlthätigkeits-Bureaus gegen den Sammler; mangelnde 
Antorisation. 

8. M All 9B1 B. O. B. Urtbeil (Paria) Tom 24. Juli 1S62. 

Zu Art. 939 ood 94L 
Schenkung von Immobilien; Transcription; Verjährung. 
Eine Schenkung von InunobOien entbehrt, wenn und so lange sie nicht 
tnnscribirt worden, jeder rechthehen Wirkung, anch dei^enigen gegenüber, 
wdcbe vom Oeschenkgeber selbst, nach erfolgter Schenkung, aber vor der 
Transcription, irgend ein Recht an dem geschenkten Immöbel erworben 
haben. Es kann daher dieser Schenkungsact erst vom Tage der Traoscr^ 
tion an als ein zur Verjährung des Art. 2265 B. G. B. geeigneter Titel an- 
gesehen werden, die Verjährung erst von da an laufen. 

Der Art. 939 B. G. ß. schrieb im Iniercsse des üffcutlichon Verkehrs and lur Auf- 
recbthaJtung der Sicherheit desseibeD im AI .^cmciueu vor, daaa bei der Scbeukuitg soleber 
eetar, weldM ?«rhjpolh«eIrt werden kflmiM, die Trueeriplion der betreMeo Aetea aaf 
der Hypothekenkanzlei suufindeo aolle; nach Art. 941 ib. kann die Nichtbeobaebtang dieeer 
Vorechrift von allen Personen, die ein Interesse hierbei haben, mit Ausnahme de« Schenk« 
gebera selbst uDd derjeuigeo, welche fQr die iCrfUliuBg der FärmlichkeileD Sorge zu tragen 
kabea, gellend gemeebt werden; Baeh der AUgemefaüieil dieeer JeMen Verfagung kann mii 
Onind nicht bezweifelt werden , dass die nicht auf jene Weite feMfeottielile »«»'r''m i|^ 
aoch denjenigen gegenüber, welche vom Geschenkgeber, selbst nach erfolgter Scbeiikaq|^ 
jedoeb Yor geecheheaer Veröffeuilichung, irgend ein Recht auf den geschenkten Gegenstand 
irworbeB beben, Jeder rechUicbea Wirkung entbehrt j vor bewirkter XrABScri^iioo be|rait« 
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det mitbin die Schenkung nur einen persönlicbea Anspraeh des Beschenkten an den Seheak- 
geber, muM dagegen allen Dritten gegenüber als nicht vorhanden betrachtet werden. Ein 
ioldier, aas beaonderen OrtaliB doreh 4le amdraeUidie Beübaayns der Geealw DriHaB 

gegenflber für wirkun^islos erkifirtcr Act kann diesen gewiss nicht als ein rechtmässiger 
Titel zur Begründung der Ersitzung (Art. 2265 B. G. B.) entgegengesetzt werden. Die 
ipiler wirklieh stattgehabte Verlantbarung der Schenkung konnte keineswegs die an die 
RicMirfUlinig JsMr Vendwifl gsknOpften Folgen rtekwiitend anfhebea, oberiunpA aaf Ate 
aeeb aieht zur Publirität gebrachte Schenkung, Dritten gegenflber, der Anfang einer der- 
artigen Verjährung um so weniger gestützt werden, als hierzu jedenfalls ein solcher Titel 
erfordert wird, aus dem für den Inluitjer ein gegenwärtiges, von ungewissen zukünftigea 
BnCgnIiMa uabhingigee und ebenao wenig durdi die vorlinSge Erfbltong weeeDlIidier 
nrnllehkeiten bedingtes Beeht herzuleiten ist. 

Berlin, 18. Mai 1846. (Gass.) Schramm g. Schmita. (K. A. 40. II 41.) 

Cfr. Gilbert zu Art. i^» B. Q. B. Nr. 1, an Art 911 ib. Nr. 1 und zu Art. 2266 
A. G. B. Nr. 9. 

Zu Art. 941. 

Schenkung; Mangel der Transcription; Einrede des Be- 
schenkten and seines Rechtsinhabers. 

Weder der Donator, noch dessen Rechtsinhaber, können eine Sehen* 

kling wegen Mangels der Transcription anfechten. 

Zwischen Schenker und Beschenkten wird die Schenkung durch die Acceptation per- 
feet (Art. 93ä B. G. B.). Der Art. 939 B. G. B. schreibt die Transcription nur vor, um 
Driüan, wel^ 4nbei inlereeeirt liDil, aber Bieht beim Aela eonennirteo, dnTon in Kaool- 
alee in lelMn. Es können also auch nur solche Dritte, nietat aber der Sehenkgeber und 
noch weniger der Beschenkte (der nur ausnahmsweise ein Interesse an der Vemichlong 
der Schenkung haben kann), den Maugel der Transcription rorschatzen. 

Parie, 1. IUI 1861. (B^) (f. d. P. 1881. S. 15t.) 
Gfir. GUbert n Art. Ml B. G. B. Nr. 19. 

Zu Art. 944 und 947. 

Schenkung unter Ehegatten; Widerruflichkeit; Wirkung 
bezaglich der Erbfallgebtthren. 

8. n Art. 8N B. a. B. VtM (Daroslidl) m la fleptembar 1838. 

Zu Art. 948. 
Verm&chtnifB einer Schatulle mit ihrem Inhalte. 

& s« Art; 8N B. G. B. UrtheO (BeiÜB) tob 11. Jint 1828. 

Zu Art. 951. 

Rttckfallsrecht der Erben; Verzicht. 

Haben Eltern ihren sich verheirathenden zwei Töchtern in deren Ehe- 
verträgen jeder ein Ilcirathsgut unter der Bedingung des Rückfallsrechts im 
Fall des Kinderlosen Versterbens bestellt, später aber eine partage d'as- 
cendants errichtet, worin, ohne des Ilückfallsrechts zu erwähnen, jeder 
Tochter ihr Heirathsgut zugetheilt und ausserdem der zweiten Tochter eine 
Summe gegeben wird, um sie der ersten gleichzustellen, so kann das 
MA erkemien, dass hi diesem leisten Acte keine Novation, wodurch das 
in den Heirathsacten stipolirte Rflck&Usrecbt cessirte, enthalten sei 

Parle, so. Jott 1880. (Bij) <J. d. P. iSSL a 9814 
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Zweitor Absolinitt 
Ym dm AutMkme» des Grundsatzes der Unwidemtfiichkeit der 

(Art 958 — 966.) 

Zu Art. 953. 

1) Elterliche Theiiang; ReToeationsklage des Miterben. 

Wenn der in einer dterlichen Theilong mit einer Herausgabe an den 
Bmder angewiesene Miterbe, in Folge Unterlassung der rechtseitigen Ein» 
Schreibung des ihm zustehenden Privilegs fOr seine Herausgabe, diese Heraus- 
gabe um desswiilen nicht zu erhalten vermag, weil ihm die Einschreibung 

eines Hypothekargiäubigers des zur Herauszahlung veri)ttichteten Miterben 
zuvorgekummen ist, so kann er diesen Nachtheil uicht dadurch abwenden, 

dass er auf Grund des Art 953 B. G. B. eine Kevocatiouäldage austeilt. 
(8. das K&ltera xu Ari. 1015 B. 0. B.) 
Pari«, 1. Attgnat 1860. (B«j.) (J. d. P. 1861. & 682.) 

2) Widerruf wegen Nichtvollziehung der Bedingungen der 
Schenkung; factische Entscheidung. 

Stipulirte der Schenkgeber in dem Scfaenkungsacte , dass die Schenkung 
als von Bechtäwegen aulgelüst angesehen werden solle, falls der Schenk- 
nehmer den Ersteren in der Ausübung des Nutsgenusses, den dieser siek 
vorbehielt, stören sollte, und das Gericht sprach die darauf erhobene Be- 
TocationaUage als gegrfliidet zu, indem es eine solche Störung als erwiesen 
annahm, so ist ein Gassationsrecurs gegen dieses Erkenntniss unstatthaft. 

Die Frage: welche Tbatbaudluogea unter den BegnlT der Störung in der AusObuog 
des vorbebaiteuea KuUgenosses fallen? erscheint als eine rein üactiacbe, deren Beurthei- 
lutig dem G«bi«tt des Cassationsliofes entrückt ist. 

Oarmaudt, 3. 8«plaoil»er 186L {Rb}.} DnrnHidl g. AmoM. (BmaiarllDg 1881. L 93.} 

3) Widerruf wegen nicht erfüllter Auflage. 

Zur Begründung der Klage auf Widerruf einer Schenkung wegen nicht 
erfüllter AuÜage geuügt es mciit, zu behaupten, dass der Beklagte im 
Aligemeinen die von ihm ttbemommeue Verpflichtung nicht getreulich erfallt 
habe, sondern es muss die Klage durch die thatsftchliche Anftihmng be- 
grOndet werden, dass der Beklagte mit einer bestimmten, ihm durch den 
Vertrag auÜBrlegten Leistung sur Zeit der Klageerhebnng im Bflctotande seL 

Uie Voracbrift des Art. 9&3 B. Q. B. ist nur eine Anwendung des im Art. 1181 fflr 
doppeltseitige Verträge aufgestellten Grundsaties und dieser Artikel daher SMlog Mlf dio 
mit einer AuÜage belasteten Scbenkungeu anzuwenden. 

MtanlMim.... (ObwM|. lahrb. IStV. 8. 168.) 

Za Art d54L 

Legatam sub modo; Eetocationsklage wegen Nichterfallung 

des modus. 

Wegen uuvoUstundiger Erfüllung der einem Legate beigefügten Zweck* 
bestimmung (modus) kann der Erbe keine Bevocaüonsklage anstellen, so 
luge das Legat nicht hi seinem ^ioieii Betrage ausgeliefert ist, und wenn 
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der Legatar dem Willen des Testators, soweit es mit den wirklich ausge- 
lieferteo Beträgen möglich war, nuchzukomuien suchte. 

Ost friiisttii^ Sacht MlUUt niialiak kaia« ausdraekliehea Baitliimmigai Uber ito 
BMhliwIrkaBgaB, walelw «ieli aa die VmOdilniaaa ndt Batflii;«iif ainer Zwedibaatiai- 

mung (legata sub modo) io Hinsicht ihrer Vollziehung knüpfen; diese Rechlswirkungcn 
sind deshalb aus der Natur der Sache abzuleiten , und dem Richter ist hierbei gestattet, 
die damit ganz Obereinsiimuiendeo Verfügungen des römischen Rechts als raisoa ierita 
an barOckaieMigao. Hioroaeh anlaraehwdek sidi du legalam aub modo von dam ba- 
dingten Vermächtnisse dadurch, dass bei ersterem der Legatar alsbald ein Rocht auf 
das ihm vermachte Qhject erhult und dieses Recht fulgeweise auch vor Errullung der 
beigefügten Zweckbestimmung auf seine Erben traiisferirt, dass ihm jedoch obliegt, dem 
Willao daa Taattlora dnreh Erfullang dea Modaa Baehtakomnen, und daaa in ünlarlaa- 
sungsfalie dem Erbaa oder (JnirersaJIegatar, wenn er oder der Testator ein Interesse dabei 
bat, resp. hatte, dass der Modus zur Erfflllui)? komme, nach Beimdi>n der Umst&nde eine 
BevocatiODsldage gegeben ist, insoferu nicht der Legatar durch eui nicht von ihm ver- 
■dialdataa und idahl an flbarvindandea reebtlidiaa oder Custiaahea Hindantiaa abgetaallaa 
IM, dto Erfilllung za bewirken. 

Dnrmstadt, 21. August 1843. (Baj.) Daacbmann g. Kirche za Koatheiin. 
Cfr. K. A. 36. L 98. 

Za Art. 956. 

1) Testament; Bevocation wegen Nichtvollzugs der 

Bedingungen. 

Wurde dem Legatar im Testamente aufgelegt, den Testator in das 
DlniHGlie Grab, worin sein Sohn bestattet wurde, zu beerdigen , so kann 
das Gericht , wenn der Legatar dieser als Bedhigung des Legates aofge- 
stellten Verfagung nicht nachkam, dennoch die daraufhin angestellte Klage 

nm desswillen abweisen , weil der Legatar zwar sich bei Befolgung desselbai 
nachlässig und gleichgültig gezeigt, zuletzt aber doch die Nichterfüllung von 
Umständen veranlasst worden sei, welche nicht von dem Willen des Lega- 
tars abhingen. 

Da gemäss Art. 956, in Verbindung mit Art. 1046 B. 0. B., die Bevocation eines 
Taatamaola nicht van Bachtawegan ainiritt, vlalnahr dar Blehter dia Bafagniaa bat, dla 

Frage, ob es sieb Ton einer wesentlichen oder weniger bedeutendan Badingnng bandalli 
und die Umstfinde, welche die ErfOliung der Bodin^^im^ rerhindartan, SU wOnUgao , ao 
UUarliegt dessen ürtbeil in diesem Betreffe nicht der Cassation. 
Paria, VI. Min 1861. (Rej ) (J. d. P. 1861. 8. 710) 

2) Testament; Revocation; Ankündigung. 

Unter der Ankündigung des Widerrufs (Art. 956 des Bad. L.-R.) ist 
nichteine Setzung in Verzug zu verstehen, welche hier ebenso wenig als 
in den Fällen des Art. Iiö4 B. G. B. uoth wendig ist. 

Durch dia in dar Deberaeizung hinugeAlgtao Worte: nVod mnaa aagakOndigt wardaa**, 
sollte der Urtext nicht geändert werden , sotidern sie haben nur den Zweck , den Sotx, 
dass der Widerruf niemals kraft Gesetzes stattfinden soll , Hahin zu erläutern , dass die 
Aafbebong der Schenkung nur durch gericlitlicbe Klage herbeigeführt werden könne, wie 
aidi aneb achan daraus ergibt, daaa dia AnkOndignng abanao far dea Widarmf wagan 
Undanks vargaadvieban tat, hü waldiain von abiar Satiang in VoUsng niamala dia Beda 
idn kann. 

ttaontaetto.... (Oberbofg. Jahrb. 1845/46. S. 230.) 
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Zo Art. 959. 

Sebenkung zu Gnnsten einer Ehe. 

Der Beweis, dass eine Schenkung zu Gunsten einer Ehe gemacht 
worden sei, kann nur durch die Schenkungsurkunde selbst geliefert wer- 
den; denn diese moss nach Art 932 B. 0. B. den Zweck der Schenkung 
und die Annahme derselben in bestimmten Ausdrücken enthalten, und wemi 
sie davon schweigt, ist die Einrede aberhaupt nnbcgrfludet 

Mftttahoim.... (Aiioia.'i8l8. & 9&) 

Zu Art. 960. 

Leibrentenvertrag; Schenkung; Aufhebung wegen Gebart 

von Kindern. 

Der Act, wodurch Jemand, der zur Zeit des Actes keine Kinder hatte, 
einem Andern gegen ein dargezähltes Kapital von 12,000 Frcs. eine lebens- 
längliche Rente von 3000 Frcs. zusichert, kann von dem Gerichte nicht 
wegen nachmaliger Geburt von Kindern annulUrt werden, wenn nicht dar- 
gethan wird, dass jener Act in Wirklichkeit eine reine Liberalität bezweckte. 

Wenn der Bentgläabiger die qualificurte ErkUmng abgibt, dass er in 
WhrUichkat das Kapital von 12,000 Fhs. nicht beiahlt, wohl aber betrftcht- 
liche Vortheile dem Rentschuldner zugewendet habe, andi diese als Bedin* 
gung und Preis der Uebtrnahme der Rente zu Grund gelegt worden seien, 
so ist diese Erklärung als ein untheilbares Gestftndniss (Art 1866 B. G. R) 
anzusehen. 

Paris, 11. aiftn 1862. (B^.) (J. d. P. 1863. S. 628.) 



Vanftos Kapitel. 

Von den teslametUarischen Verfügungen. 

Erster Abschnitt. 
Vm den aUgememen Regeln über die Form der Teekmmie, 

(Art. 967—980.) 

Zu Art. 967. 
1) Testament; indirecte Ausschliessung eines Intestaterben. 

Setzt der Erblasser in einem Testamente seinem nächsten Intestaterben 
der mütterlichen Linie ein Particularlegat aus , bemerkt aber hierbei sa- 
gleich, dass mittelst dieses Legates der Bedachte keinen weiteren Anspruch 
auf den Nachlass des Testators zu machen und unter keinem Titel bei der 
Verlassenschaft sonst mehr auftreten dürfe, so kann das Gericht, unter 
Interpretation des Testamentes, erkennen, dass jener Legatar, indem er das 
Legat annahm, auf seine Intestat-Erbansprüche in der Art verzichtete , dass 
nunmehr die «brigea entfernteren Collateralerben der mütterlicheu Lmie, 
nicht aber Jener Legatar, oder die CoUatenaerben. d«r fiterliehon Linie, 

22 
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dasjenige als Erben anzusprechen haben, was dem eingesetzten Particalar- 
Legatar bei einer gesetzlichen Theilung, ausser dem erwiUiuteD Legate, als 
Erbtheil zugekommen wäre. 

Üie angviubrte, dem Legaie beigefügte Bedingung eaihult aicbts den Gesetzen Wider> 
■preehndat; du utf jene Interpretation gegründete firkenniniie bildet eine, der Kritik 
lee Cassaüonshores nicht unterliegende faciische Entscheidung. , 

Parie, 30. Deoeutber 18SL (£ej.) (J. d. P. 1862. S. 406.) 

2) Testament; Legat einer Leibrente ohne Angabe der 

Summe. 

Das Testament des X., dahin lautend: „Ich vermache meinem Enkel 
A. M. ^e lebenslAngUcfae alunentarische Rente, welche nicht eedirt, noch 
mit Beschlag belegt werden kann'S ist gOltig, ohgleicfa keine Summe darin 

angegeben wurde. 

Diese Vorragung ist klar, bestimmt und vollständig; sie drückt selbst den vollendeten 
Willen des Testaturs aus. Das Crericbt kann daber nicht, unter dem Vorgeben der luier- 
pretaiion, indem es aieli «nf dem Testamente fremde Actan item, demielbett eeine gaeeit» 
liche Geltung eutziehen. 

Paria, L JuU 1862. (Gass.) (J. d. P. 1863. 8. 157.) 

3) Testament, mflndliches. 

Die Berufung auf einen mflndlichen lotsten Willen ist von keiner 
NohtUchen Bedeutung. 

Nach Art. 893 , 895 un l %9 Icönnen freigebige Verfügungen aber das Vermögen nur 
lurch schriftliche .\cie und unter den vom Gesetze vorgeschriebenen Formen getroffen 
werden; ein uiUudiicbes Testament ist daüier gar nicht als vuniaadeu zu betracbieu. 

Mnanbeim.... (Oberbo%. Abrb. 1851. 8. 114.) 

Za Art 970. 

V.. 

1) Testament, eigenhändiges; Durchstreichungen. 

Durchstreichungen in einer letzten Wiliensurkunde können nur dann 
▼on Emflttss auf die Ooitigkeit des Testaments sein, wenn dadurch die 
Eigenschaft des letzten Willens als solchen wieder in Zweifel gestellt oder 
die Absicht des Widerrufs wahrscheinlich gemacht würd. 

Das Gesotz verblutet näiulicb Durchstreichungen nicht, sondern schreibt nar vor, daas 
der letzte Wille ganz von der Hand dea £rblaaeera berrObre, dnlirt und von ibm unler- 

scbrieben seu 

Mann beim, 1. Peeember 1858. (AnnaL 1800. S. 350.) 
GTr. GUbert u Art. 970 n. f. 

2) Testament, eigenhändiges; irriges Datum. 

Wegen eines Irrthums im Datum des eigenhändigen Testaments ist das 
Testament gerade so ungültig anzusehen, als wenn gar kein Datum ange- 
gegeben wäre, indem daraus der wirkliche Zeitpunkt, an welchem das 
Testament gefertigt wurde, nicht bestimmt zu erkennen ist. Nur dann er- 
leidet dieser Grundsatz eine Ausnahme, wenn der Irrthum des Datums durch 
die im Testamente sdhat enthaltenen Angaben repanrt und das Datum 
sichergestellt werden kann. 

Paris, 31. Juli 18(30. (Kej.) (J. d. F. 1860. S. 1101.) 
„ 20. Februar 1860. (Bej.) (J. d. P. 1860. S. 389.) 
Ofir. GUbert so Att. «70 A G. B. Hr. 37 a. C 

I 
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S) Eigenhändiges Testament; nicht datirter Zusats. 

Hat der Testator vergessen, dea Namen des Universal-Legatars im 
Context des Testanuntes anzugeben, und deshalb in einem unter daa Datum 

und die Unterschrift gesetzten , mit demselben durch ein Zeichen verbun- 
denen Zusatz diesen Namen angegeben, so ist dieser vom Erblasser unter- 
zeichnete Zusatz nicht am desswillen ungfütig, weil er nicht besonders datirt 
worden ist. 

Dieser Nachsatz knapfi sieh sowohl doreb «In nstertellet Zeidwn, als dnreh sin la- 
IdlseUwlIes und noralisctras Band na das Testament an; man kann denselben nicht als 
linan getrennten un'l einf? be^omlere Vorrogunir cuthiltenden Act, sond«rn nur nJs sinn 
Bi^ilnxung uuti nitliere Erklärung des Testamentes ansehen. 

Paris, 18. August 1862. (Rcj.) (J. d. P. ItM». S. 141.) 

4) Testament, eigenhändigem; Randschrift; Datum. 

Wenn einem eigenhändigen Testamente nuchträgUch eine Handschrift 
beigefügt wurde, weiche unterschrioboii , aber nicht datirt ist, so rauss diese 
Randschrift, weuu sie nicht uothweudig mit dem Tcistament zusammenhängt, 
nicht den Context des Testaments erläutert etc., sondern eine getrennte und 
neue spedelle Verfügung enthält, wegen liangels des Datums vernichtet 
werden. 

Oio Bnndsdirift, wovon in apecie die Rede war, lautete: „Ich Terniaebe dem 31. fol* 
genic in moinem Nachla»e noch vorßndliclie Goiaie-islünde, nSinlieb: Spiral Oto." 
Paria. 27. Juni 1860. (Gass.) (J. d. P. iiHiL S. 166) 

0fr. Gilbsrt n All 970 B. G. B. Wr. 33. Cm. 3. Mai 18B9. 

5) Testament, eigenhändiges; Randschrift; Datum. 

Findet sich au dem Rande eines eigenhändigen Testamentes ein Legat 
vorgemerkt, welche Randschrift in keinem materiellen oder intellectuelieu 
Zusammeiihang mit dem Corps des Testaments steht, ja sogar die in dem 
Corps nifldergelegtea VerfOgongen modifidrt, so ist dieses Legat als ein 
selbstst&ndiges Testament anzusehen, also nnr dann als goltig zu erachten, 
wenn die Randschrift nach Vorschrift des Art 970 B. G. B. besonders datirt 
ist; namentlich moss in dem Fall, wenn aus dem Inhalte des Testaments 
selbst und seinem materiellen Zustande erhellt, dass jenes Legat erst nach- 
träglich auf den Rand geschrieben wurde, das Vermächtniss wegen man- 
gelnden Datums vernichtet werden. 

Paris, 16. Üecember 1861. (Rej.) (J. d. P. 186^ 8. 385.) 

6) Testament, eigenhändiges; sicheres Datum. 

Zur Gültigkeit eines eigenhändigen Testaments ist nicht nothwendig, dass 
dasselbe ein sicheres Datum (Art. 1328 B. G. B.) habe; solche Testamente 
beweisen vielmehr ihr Datum — insofern sie anerkannt sind — bis zum Be- 
weis des Qegentheils. Der Art. 1328 ist nur auf Rechtsgeschäfte unter 
Lebenden anwoBdliar. 

linBBbtin, 37. Angosi 1830. (OlMThoTg. Jakrb. 18dO/U. & 

7) Testament, eigenhändiges. 

Ein eigenhändiger letzter Wille ist deshalb nicht ungültig, weil der 
Erblasser ncfa bei Besdcfannng des Orts, an welchem dasselbe errichtet 
wwdo, einer AUnroviator bedient htX (in Torliegendem Fallo WEim sttll 
WeinhBiB). 

22. 
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Deoa die Niebligkeit Uk nur fQr die gi&ztiche Niefatbeobachtung oder Unterlauung 
<er f t i eliH fl ti B Vortehriften aiiidrOeUidi angedrobt; in eiaen Falle, wie der gegenwär- 
tfgt, wo mar da Mangel in der Art der Beobachtung ereeheüil, hat daher das riduer- 
licbe Enoessen zu entscheiden und muss Weigheim für gewiss als Ort der Teatänieota- 
Errichtung angesebeo werden, da der Testirer d&selbst bürgerlich aas&saig gewaiett und 
das Testament daselbst aufbewahrt gewesen und rorgefundea worden ist 
HaoBbaim, 17. Angusl 1839. (Oboritofg. Jabrb. 1829/30. 8. 188.) 

8) Testament, eigenhändiges; Ort und Untei:schrift. 

Ein also lautender letzte Wille: „Freitag den 24. Dccember 1830. 
Bezeuge ich mit meiner Unterschrift, dass nach meinem Tode meine Frau 
N. N. von hier die £rbiQ meinem ganzen Vermögens ist, u. s. w.," mit 
der Aufiehrift: „l^tttaiiieiit Ton K. N. zum Zihrmgerhof in Baden", wurde 
filr ein reehtagOltiges TesUment erkUrt, da aber die Art und Weise der 
Kinhaltmig der im Art 970 TorgescliriebeQeii FOmüichkeiteik vom Gesetze 
keine Vorschrift gegeben und es daher für die Rechtsbeständigkeit des 
Testaments gleichgaltig ist, in welchem TlieUe desselben das Datum ange- 
bracht wurde, ob Tag, Jahr und Ort beisammen oder zerstreut stehen und 
ub die Unterzeiduung des Erblassers das Unterste in der Urkunde bildet 
oder nicht 

Mannbeim, 10. Decbr. 1835. (Oberbofg. Jahrb. 1835. S. 274; Annal 1S36 S. 58.) 

9) Testament, eigenhändiges; Unterschrift. 

£in eigenhändiges Testament, welches auf der ersten und dritten Seite 
niedergeschrieben war, auf letzterer nach dem Schlüsse, statt der Unter- 
schrift, eiuen leeren Kaum und auf der vierten Seite (Aussenseite) folgende, 
unbestritten von der Hand des Testators herriihrende Worte enthält : „Eigen- 
händiges Testament des Autou Duifuer von Niederwieden am 17. April 1856 
geschrieben, als unveränderlich nach meinem Willen", wurde für gültig 
erklärt 

Dar Art. 910 fordart nur abarbanpl die Ontarseidinnng das aigeablndigea TsslaaanlB 

durch den Erblasser, baslunmt aber nicht, an welchem Orte der Urkunde dieselbe sich 
befinden und ob sie namentlich unmittelbar unter dem. die lelztwilligen VerTüt^un^en ent- 
haltenden Texte stehen muss; es ertcbeint daher als Sache das nchterllcbeu Lnuesseas, 
ob antanebmen ist , daas die im TealaoMols sieb ballndaoda Onlarsebrlfl sieb anf desaan 
gaaxen Inhalt beziehe, was im TorliegoaJea Falle angonoininen werden musste, wo die auf 
der vierten Seite hetlndlichc Aufächrift offenbar als eine Fortsetzung des auf der driitaa 
Saite Niedergeschriebenen und als Schiusabeurkundung des ganzen Actes sich darstellt. 
Mannbeitn, 9. Jod 1880. (AnaaL 1880. 8. 357; Zaaliiar Magna. Bd. 8. 183.) 

10) Testament, eigenhändiges; Unterbrechungen in der 

letzten Willensurkunde. 

Eine letzte Willensurkunde, in welcher die zweite Seite des Bogens gar 
nicht und die dritte Seite nur theilweise beschrieben ist, kann nicht als ein 
blosser Entwurf zu einem Testamente betrachtet werden, sondern hat volle 
Bechtagflltigkeit Keine gesetiücbe Bestimmimg gebietet, dass eigenliindigo 
Testamente amuterbrodien ohne Zwiaehenriome niedergeaduieben weiden 
mOssen. 

Maanbaioi, 9. Jon! 1880L (Anatf. 1880. & 358.) 

In diesem Sinne entschied das grossh. Oberhofgericht schon früher, dass, 
80 lange der Zusammenhang der Handlnng nicht verloren geht, der Text dea 
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an 



letzten Willens so vielen Platz einnehmen und an so vielen SteUtti da Pa- 
piers zerstreut sein kann, als es dem Erblasser beliebt. 

Mannheim, 10. Decemher 1835. (Oberbof. Jahrb. 1835. S. 276) 

11) Testament, eigenhändiges; Verification; Besitz- 
einweisung. 

In einem unter den Papieren der S aufgefundenen, angeliiich eigenhändigen Tesia- 
mente der S. erschien N. al« xu dereo Universalerben eingesetzt; N. klagte gegen den 
Bradcr der 8. asf AmlMwang dM KMhliMM den«Hicii. Da tieb N. ni^t ni den BeeRi 
bette einweisen leeeen und der Bruder die Aechtheit des Testaments in Abrede stellte, so 
varde dein N. die Verification des Testamentes aufgelegt und durch weileree Urtbeili 
Maogels Nachweise der Aechtheit des Tesianienis, die Klage abgewiesen. 

Erat jetit erwirkte N. eine Ordonnam dee Prieidenlea, wodorch er in den BeaHi 
eingewteien wurde, nnd suchte, darauf gesttitzt, im Wege der Berarung, gegen jene Be- 
weislast aufzukommen, vurdo aber mit die>iem Unternehmen Tom Appellhof abgewiesen» 
Der Cassationsrecurs wurde ebenfalls verworfen uud zwar aus folgenden GrQnden: 

Wenn auch nach den Bestimmungen des Gesetzes derjenige, welcher 
durch eigenhändiges Testament xnm Universalerben eingesetzt wurde, in 
EriDanglung eines Notherben, mit der Erbschaft saisirt ist, nnter der Auf- 
lage, die Beiitseinweisnng zn enrirken, eo hat doch K. in erster Instana 
noch nicht diese Besitzeinweisung erlangt gehabt und das Urtheil, weldies 
ihm den Beweis der Aechtheit auflegte, vollzogen ; es konnte die erst nach- 
träglich erschlichene Präsidialordonnanz nicht die Wirkiinj.' haben , nunmehr 
einen factischen Besitz zu Gunsten des N. zu begrüiulcti , und also auf den 
Bruder der S. die Verpflichtung, das Testament zu veriücircn, wälzen. 
Paris, 21. Mai 1860. (Bej) (J. d. P. 1861. S. 612.) 
CTr. Gilbert xu Art 910 B. O. B. Hr. 61. 

12) Testament, eigenhändiges; Verification; Beweis der 

Aechtheit 

Dem Testamentserben liegt der Beweis der Aechtheit eines bestrittenen 
Testunents ob, auch wenn er bereits hi Bedts und Qewihr der Erbschaft 
dngewiesen worda. 

Die Inleelalerlien bedOrren — da die Intestaterbfolge so lange einzutreten hat, als oiebt 
eine Abweichung von der'ellipTi durch ein gfliliges Testament begründet werden kann — 
inr Begrflndnng ihrer Erbschaftsansprtlcbe nur des Nachweises, dass sie die n&chsten 
yerwandien dee Erblaeeera eind; der TMIainettlaerbe dage«en hal den BeehMiiel eelnee 
Anayniehe, d. L die GflltivlKeil dee Teelanienli, aaelitn weisen, md kann y» Menron aaek 
die Besitzergreifung nicht befreien , «eil diese dem ein siSrkeres Keeht behaoptenden In* 
testaterben «legenüber nicht die Wirkung des Eigenthums hat (Art. Ö44 des Bad. L.-B.). 

MaoDbeim.... 1838 und 26. November 1840. (Oberbofg. Jahrb. 1838/98. & IIA 
wd 1810/41. & m.) 

Za Art. 97L 

1) Oeffentliehes Testament; Datum. 

Auch bei einem öffentlichen Testamente ist die genaue Bezeichnung des 
Tags und Jahra, wann es oikfatet ist, Bolhwendig. 

Die badiaebe Velarialaordnnng eebreibl anMklidi ter, daaa jede aoMlie Drkude 
den Ort und Tag, wo die Ausfertigung geaobehea, eoibalteo nOifle, md hierin haben die 

Ali. 971 — 975 B. G. B. nichts geändert. 

Mannheim, 9. Juni 1826. (Oberbofg. Jahrb. 1826. S. 2t 1.) 

Entgegengeeetzt entsebieden. Der Art lOOi B. G. B. erkUrt nnr dto te 
enm «ni sweUea Abaahnll» daa IL filela lea liiHen Bnahee amibota EiteMHa als 
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FOrnUehkeileQ, welche bei Strafe der Nichtigkeit zu beobachten siud; die Art 911 n. f. 
Ttriangen aber die Belaetxong des Dainnw niclit. 

Mann heim, ^1. Sepleuber 1828. {Oberhofg. Jabrb. 1829/30. 8. IM.) 
Cfr. OUbcrt m Art. 971 B. P. 0. Nr. 21 n. f. 

2) Oeffentliches Testament; Einheit der Handlung. 

Einheit der Handlung ist kein nothwendigea Erfordemiss zur GQltigkeit 
einet dffentlidien letiten Willens. 

Solche ist nur fOr geheime Willen« Art 976 B. 0. B., voigeiebriebai m< ene 

annloge Anwendung auf die ganz vprsrfiiHcncn fifTi ntlichen Testamente erscheint um so un- 
tbufllieher, als die Teeiauienteerrordernis-'o nach jeder Richtung hin strenge aufxufatsen Bind. 

ll«aDbeim, 9. Jumar 18S8. (Obcrbofg. Jabri». 1833. S. 275) 

Braebtal, 9. Min 185ft. (Aniuü. 1866. & 160.) 

;j) Oeffentliches Testament; Gegenwart der Zeugen. 

Die Gegenwart der Zeugen ist bei dem ganzen Acte nothwendig, also 
auch bei dem Versprechea und ^tiederäclueibeu und nicht uur bei dem 
Vorlesen. 

Wem der dl« Art und Welie, wie Qfentlidi« Te«tai»eate errlditet werden eoHeBf b»- 

stinjOieDde Art. 972 B. G. B. des Versprecbena und Niederschreibens in Gegenwart der 
Zeugen nirht ausdrQcklich erwähnt, so besagt doch der Art. 9^1, dass das Testaiia-nt in 
Gegenwart der Zeugen „aufxuuetiuien (refu)" sei und unter dem Ausdruck ,.autuehiuea'' 
{«1 aoeb die ErUlmog Seileae dee Testators md das Niedersdireibeo Seltene dee Notare 
inbegriffen. Biernir spricht auch der Zweck des Gesetzes, «elcher darin besteht, dass durch 
ij» Testamentszeugen die ^Va)lrhcit der M'iilenserklitning des Testirenden gsaiebert werde. 
Freiburg.... i»49. (Annal. IböO. S. 320.) 

Braeheal und Mannbein, 16. Min 1865 oni 1. AprU 1866. (Aondea 18B6b 
S. 189 «. r.) 

GÜr. aUbert n Axt 971 B. G. B. Nr. 8 v. f. 

Zu Art. d72. 

1) Testament, öffentliches; Constatlrnng der Förmlich- 
keiten; Vorlesung. 

Der Vorschrift des Art. 972 B. G. B., wonach der Notar die Beohaeh- 
tnng der dort vorgeschriebenen Fönnlichkeiten, insbesondere die Vorlesung 
des Testamentes an den Erblasser in Gegenwart der Zeugen , ausdrücklich 
erwähnen soll, wird vollständig genügt, wenn die zu bekundende That^ache, 
gleichviel durch welche Aosdraoke, aus dem Act selbst auf eine unsweifel- 
hafte Weise hervorgeht. 

Berlin, 7. Apni 1832. (Bej.) Grimberg g Grimberg (K. A 17. II 29.) 

2) Testament, öffentliches; Constatlrnng der Förmlichkeiten. 

Der Mangel der ansdrOcklichen Bearkondang, dass das Vorsprediea 
und Nicdefschreiben in Gegenwart der Zi>ngen gesdiehen sei, macht ein 

Testament nicht nichtig, sondern hat nnr die Wirkung, dass Kläger, ohne 
dass er das Testament wegen Fälschung anzugreifen braucht, zum Beweise 
dar behaupteten Nichtbeobachtung zugelassen werden muss. 

Wenn der Art. 972 B G Ii. <'iurli le#is< (zt , dass die IU«r»ilgting der Vorschriften 
Aber das Versprechen, Niederschreiben und Vorlesen in der Urkunde ausdrücklich erwähnt 
werden eoUe« so tat es doch alebt geboten, dees diese Erwilmnng gerade in denaeHien 
Worten MigtsdrSebl ««ien msM, vMaeir genagt es naeh ennl und 2wesk.dea ^ 
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seUes , wenn aus den Worten an sich oder ihrem Zusatniueohaiigo iia«h aus der Wiileue- 
Urkunde selbst jene ForiubeotiMhtung lu erkennen ist 

Maanheim, 7. Jul 1831. (Oberkof. Mirb. 1881/33. & ISO, 161.) 

Freibvrg, 18«9. (AnnaL 185a S. 3l8, 320) 

3) Testament, Öffentliches; Dictat des Testators; Gegen* 

wart der Zeugen. 

Ein OlfenUtehM Teftameiit wnrie am dem Oniiida angafodilea, «eil at niebl von den 

Testator dictirt, and 83 wie diciirl, niedergexchriehen, naiiieiitlich die Verrogung, dass alle 
frtiheren Testaiuente revocirl sein sollen, nur auf di-ssrallsige Frage des Notars einfach 
Uli Ja beantwortet worden sei. Die vorderen Gerichte nahmen als erwiesen an, dass der 
Teatalor Tor itm Roiar and den Zeugen mil Ternebmiieber Stimme den weaenlliehen In- 
halt seines leixten Willens ausgesprochen habe, dass der Notar diese Willenslnsserang 
sofort, wie dictirt, jedoch zuerst auf ein ungestempeltes Blfittchen Papier niedergeschrieben, 
aber während dieses Uiclircns der Tesiaior einige Aufklärungen über die Tragweile ge^ 
visier Worte gegeben and mebrere Fragen an denselben geriehtet, nm feetsaaletlen, ob 
er des Testators Willen richtig aufgefasst, dass der Notar sodann , ohne jede Unierbr^ 
chung, das iJictirte auf Stenipclpapier niedergeschrieben und daranf in TiHgenwnrf der Zi-ugcn 
dem Testator das Testament langsam vorgelesen und Letzterer hierauf wiederholt geäus- 
lert habe, daat daaseiba aeineoi Willen anit|iredie. In den vorderen InatnnBen wwde 
dieses Tesuuieut als gOltig erkannt nnd der Cemtionireenra gegen daa enlipreebende 
Ortheil aus folgenden GrOnden verworfen : 

Die Aufnahme des Testaments steht mit dem Gesetze im Einklänge; 
im Allgemeinen ist es zwar richtig , dass man es nicht als ein Dictiren des 
Testaments ansehen kann, wenn der Testator nur auf die Fragen des Notars 
mit Ja oder Nein antwortet, jedoch darf man diesen Grundsatz, welcher 
lediglich der Suggestion und dem Irrthum vorzubeugen bezweckt, nicht auf 
den Fall amdehnen, wo es sich nnr von ciaer reToeatorischen Klaosd 
handelt, welche das den gansen Naddass des Testators nmfossende Testa* 
ment der Natur der Sache nach erg&nzt und sich beinahe nur als eine Form 
darstellt, fiberdies nur die Folgen and die Tragweite der vorhergehenden 
Verfügungen dieses Testaments zum Gegenstande hat ; zwar sind die Zeugen, 
während der Notar das Dictirte abschrieb , niclit in dem Zimmer, worin sich 
der Erblasser und Notar befand, geblieben, sondern hatten sich in ein Zim- 
mer daneben zurückgezogen; hieraus ergibt sich aber nicht, (hiss die Zeugen 
während dieser Zeit nicht anwesend gewesen seien, da die liiuic zwibchen 
beiden Zimmern offen gelassen worden und auf diese Weise die Zeugen den 
Kotar nnd Testator beständig im Auge behalten haben. 

Pnria, 19. Hin 1861. {Bej. ch. civ4 (X d. P. 1861. & 439) 

Gfr. Oua. (Pnrii) Sa Angnü 1838. GUbert sn Art. 91% B. G. B. Vr. 8. 

4) Testament, öffentliches; Dictat 

Wenn der Testator seinen letzten Willen nicht in Gegenwart der Testa- 
mentszeugeu dem Staatsschreiber vorgesprochen bat, dieser vielmehr den 
Zeugen erkUrte, es sei dies berdts geschehen, nnd sodann die einzelnen 
VerfUgoagen von dnem Blatte Papier ablas, welche jeweils von der Erb- 
lasserin mit „Ja** bestStigt worden, so ist das Testament nichtig. 

Der Art 9~2 B. 6 B. ▼erlangt, wenn auch Iteio wirkliches Dictiren, doch imOMriiin 
eine selhstständige Erklärung seines Willens Seitens des Testators, und eine solche kann in 
jenem Vorgange, bei welchem der Testator sieh ganz passir verhielt, nicht gefunden werden. 

Brnehanl mä tf anniiein, 1«. Min 18Ö6 ud 1. A|irU 1866. (AnonL 1866. 8. 160 
nnd 163, vtigL mit AnnaL 1868. & 117.) 
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5) Testament, öffentliches; Dictat 

I. Das Testament muss ausdrücklich besagen, dass es dem Staats- 
schreiber vorgesprochen worden sei ; es wurde jedoch für hinlänglich befun- 
den, dass in einem Testamente gesagt war, die Testirerin sei nebst den 
Zeugen mit dem Vertrage erschienen und habe mit deutlichen und 
verständiiclieu Worten erklart, dass u. s. w. 

Et ist nkfat BOlli wendig, d«n fn dem T«ttwiMiite gerade diaMlb«ii Worte gelwMiebl 
«erden, deren sich der Art. 972 bedient, wenn nur aus der Beorkundung zur Oenflgt 
berrorgeht, dass dem Staataschreiber der letzte Wille wirklich erklirt worden iei 

Mann beim 1840 (Annal. 1841. S, 357 ) 

n. Dagegen wurde ein Testament für nichtig erklärt, in welchem der 
Staatsschreiber sich der Worte bediente, die Testirerin habe ihm ihren 
IflUten WUlen sa erkennea gegeben. 

Wenn aadi Blatt dee Worin nvoineeprodien^ «lere gleidilttiteale Audrteke ge- 
braucht «erden dürften, so können doch die Wort« „zu erkennen gegeben" nicht gleich- 
bedeutend mit „vorsprechen" gefunden werden, indem daraus sich nicht entnehmen Ifisst, 
ob die Testirerin auch nur gesprochen oder sich anderer und welcher Zeichen bedient 
habe, im den TeMiiuoterertlger Ihre Willeneneianig venMadUch tm naekea. 

HaDnkaia .... 18ia (Okerhofg. Ahrb. 1M0/4L & 1&) 

6) Testament, öffentliches; Gegenwart des Testators. 

Ein Testament, welches in einem anderen Zimmer oder Hause, als 
demjenigen, in welchem der Erblasser seinen letzten Willen äusserte, nie- 
to^BclBiebai mnde, ist nichtig. 

Vaek Ati 973 B. 0. B. niiie die Headinng dee Yerepreekene SeHaaa dei TetMoifl 

and des Niedmekraibers durch den Notar in unmittelbarer Folge stattfinden and naak Art. 
971 die Auftiahme des Testamente fiberbaupt in Gegenwart aller MitwitkeodeD gaaefcaken. 

Bruchsal und Mannheim (Annal. 1856. S. 160, 163.) 

7) Testament, öffentliches; GeisteBiaaUnd dee Testators. 

Die in einem öffentlichen Testamente enthaltene Beurkundung Qber die 
Yerstandeskräfte des Testators beweisen an und filr Steh diese Thatsache 
nicht, denn diese gehört nicht in das Bereich dessen, was zufolge gesetz- 
licher Bestimmung in das Testament aufzunehmen ist. Damit sind jedoch 
richtige Folgerungen aus andern gesetzlich zum Testamente gehörigen Be- 
urkundungen nicht ausgeschlossen und kann z. B. aus einer im Testamente 
beurkundeten Handlung des Testators auf dessen Verstandeskräfte geschlos- 
sen werden. 

Uaaokeifli.... (Oberkofg. Jakrb. 1M6/4A. & 310.) 

8) Testament, öffentliches; Niederschreiben des Notars. 

Das Testament muss ausdrücklich besagen, dass dasselbe von dem 
Staatsschreiber niedergeschrieben worden sei (Art. 972 B. G. B. in Verbin- 
dung mit Art. 1001 ib.), und es ist deshalb ein Testament, welchem diese 
Beurkundung fehlt, nichtig. 

Manabeio, ». Saptenbar im and 23. Min 1821. (OberkoTg. Jakib im & m 
mi.im. B. 29L) 

9) Testament, öffentliches, eines Tanben. 

In Badw baiWil tbm Imdaakanlidw y«Mdmiog vom 22. Mai 1818 «bar Hl T«Mk 
SMto Mars htonaak mU: 
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a. dem taab«D TMÜrar, obne ünteraehiad d«s QeadÜMbis, «ii Be cb i>b< tot Mi d bii- 

gegeben; 

b. wenn der Trab« leMB kaan, du VMrtMMiit' von ibn noduub TWfeleMn md 
nflndlldi fMiebmJgl; 

c) wenn er nicht leam kam, der Inhalt dM ntodargwcbriabaoMi laWao WIII«f vm 

ibiu nochmals vorgMproehen , und 

d) dass dioMr Vorschrift genügt, vom Slaattiehreiber den Zeugen ond dem beson- 
dem Bacbttbalaauid« beorbondat, and «ano dar Taiilrer aodi aidit afatmal aataas 
Nanieo schreiben kann, dies atmerdaio nach Art 973 benarki and naab Analoga 

des Art. 977 zur Unierschrirt ein weiterer Zeuge xugaiogaa wardan. 

Auf Grund dieser Verordnung wurde entschieden: 

A. Daä Testament eines Tauben ist gültig, auch wenn der Bechts- 
beistand sieht aUe Erford«miBse eines goltigen Zeugen hat, z. B. mit dem 
Testirar Tenrindt oder Tenchwigert ist 

Dia BaaltiMWBBg daa Art. 915 B. 0. B. ia* idr^anda lat Gaaetia aaf dia Baiallada 

tauber Personen ausgedehnt; bei der ErriclituDfr von Testamenten sind aber nur die vor- 
geschriebeneo Förnilichl&eiten zu beobachten und selbst diese im Zweifel fttr Aufrecbterhal- 
tong des Tesiainenis auszulegen. 

B. Der Umstand, dass ein Tanber, wddier lesen icann, nur dnidi dia 
Alt der Sdirift des Testamentsfertigers verhindert war, daa Testament sa 
lesen, mit der BeurlnmduDg, dass der TtLube erkl&rt habe, er kOnne daa 
Testament wegen der leinen Schriftzttge nicht lesen, macht dasselbe nicht 

ungültig. 

Der Testirer, welcher die Fähigkeit nicht hat, das von dem Staatsschreiber (welcher bei 
Vermeidung der Nichtigkeit den ihm vorgesprochenen Willen eigenh&ndtg niederschreiben 
■aaa) aiabt anlaaariieb Riadaifeaahriebcna «a Icaan, iit aa sa bakondaln, ala waoa ar 
flbarbaapi nicbt laaan könnte. 

Mannheim, 8. Juni 1R47. (Annal. 1847. S. 339.) 

10) Testament, Öffentliches, eines Taubstummen. 

Das Testament eines Taubstummen, welches die von demselben ge- 
brauchten Zeichen und Geberden und die Erklärung derselben durch den 
verpflichteten Beistand, sowie die Beurkundung enthält, dass der Rechts- 
beistand dem Testirer den Inhalt des Testaments verständigte , welchen der 
Testirer auch durch Zeichen , die der Beistand als Zeichen der Anerkennung 
und Genehmigung angab, bestätigt habe, ist ungültig. 

Bei der Unbestimmtheit und Unzuverlfissigkeit der in der Urkunde beachriebanen Zeicfaan 
oad Oabardaa aiod belaa aiabarea AaliallaiNinbla Air dIa Erbaonang aiaar beatimoMea oad 
emstlich gemeiataa Wilienserkifirung gagabaa oad dia arwibnia Beurkundung bietet durch- 
aus keine Gewissheit dafür , dass der. Testirer selbst sich davon überzeugen konnte , ea 
enthalte das Niedergeschriebene seine letzte Willensmeinung; somit kann also diMS Bear- 
knodaaf aaeb ia kdaar Wdaa daa in Art 913, Aba. 8 B. 0. B. TargaaabrfabMa Var» 
lasen ersetzen. 

Masobaija.... (Obarbafg. Jabrb. 1848/60. S. lU) 

Zq Art 973. 

1) Oeffentlicbes Testament; Unterschrift des Testators; 

FührungderHand. 
Wenn der Erblasser sich bei der Unterzeichnung die Hand führen 
üess, so ist zu unterscheiden, ob derselbe überhaupt seinen Namen nicht 
onterzeicbnen konnte oder ob ihm die Hand nur unsicher war ; im ersten 
Falto ist daa Testament nichUg (Art 978 B. 6. B.), im letatsM wMtk 
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Der Testator ist hier weder physisch noch intellectael unfiibig zu antenddwmt «r 
bedurft« dam mnr fremder BeibOlfe; sein« Untereehnft bleibt «ber iniuer iebt nnd das 

Gesetz hat auf die rnterstOtzung beim rnterschreiben keine ^'ichll}tkeit get C lll. 
Mannheim, 5. Üctober 18*25. (Ül>erliulg. Jahrb. lt>25 S. l*;!.) 

NB. Zu bemeiken ist, dass diese Knucheidung nur durch das Decittirrotom des 
Prisidenlen erfuljite; die Minderheit wollte das Testament vernirbtet wissen, weil, wenn 
■Mu den Hangtl m physiseber Krsli (In eoncr. beWgw ZUtwn) duich «iMO UriMra cr- 
ginzen lassen woile, n an dies c' eiiso bei gintlieher Uufabigkeil det firblMSM« im SehretbM 
lolUMB mfiase, wodurob der Art. 9«4 Uiusoriscb wlUrd«. 

2) Unterschrift des Testators; Handzeichen. 

Die Unterzeichnung des Testirers mit einem blossen HandieicheD (Krens) 
ohne die ansdrOddiche Beurkandung der Erklftrung des Erblassers aber die 
Hindemngsnrsache der Unterschrift, macht das Testament ungQltig. 

Nauiensunti-rschrirtcn und Handziige (welche Brauer in seinen iLrläuierungeii des ba> 
dischen Landrechls für gcndgend erklärt) luOssen ans Huchst.iben, d h künstlich gelorni- 
ten Sclinftzeichen be^tcheu, die last jeder Sctireüicndo auf eigenthuiulicbe, von andern 
Hudidnifieii Jeiebt zu untersebeidende Wtise biklet; ein Kreut bietet aber keia 
chenklerieiiaebfle Merkwel dar ornl ist es daber ganz gleichgallig, ob Je nand seinen 
KUMB «egliaet oder nur ein solches Zeichen macht, und hieran verma'.; auch die nota- 
llelle Beurkundung, dass das Kreuz vura Testirer berrOfare, nichts zu ändern, weil der 
Art. 973 B. 0. B die AnfSiirung der Hioderungsursache audi TSr den FIftU verlangt , «o 
der Testirer nicht xn adireiben Teretekt and tfeeer Fa>l niebt denkbar wire, wenn da 
9. g. Handzeieken ^flgie, daa jeder, auek der dea Sebreibena nickt kundige Teetirer 
Dachen kann. 

Manabeim, 4. Febniar 1841. (Obcrhofg. Jahrb. 1840/41. S. 436.) 

8) Unterschrift des Testators; Handzeichen. 

Enthält das Testament die Erklärung, dass der Testator wegen Schwäche 
nur mit einem Handzeichen nnterschreiben könne, so ist das Testament 
gtatig. 

Darin liegt die Aeassernn^, dass derselbe wegen Schwäche etwas mehr nicht xa 
tbua Termflge, das hinreichend wäre, um ihn vun der Uuter^eicbuuog Oberhaupt za est* 
binden, waibalb daa «im Oeberlhua noeb beigeeelrte Handieiehan die Wiikong niebl babea 
kann, das Testament zu Ternichtco. 

Freibarg.... 1838. (Annaien 1838. 6. 258.) 

4) Unterschrift des Testators; Ursache der Nlchtunter- 

zeichnnng des Testators. 

Ehi Testament genügt der Vorschrift, dass die Ursache, welche den 
Testator Terfahiderte, zn unterzeichnen , ansdrOcklich angegeben werden soU, 
mnn es im Eingange beurkundet, dass der Testator zwar bei vollem Ver- 
stände, jedoch mit einigen physischen Gebrechlichkeiten behaftet sei, gegen 
Ende aber, nämlich an der Stolle, wo von der Unterschrift des Testators 
die Rede ist, erwähnt, dass der Testator, obgleich er des Unterschreibens 
kundig sei, schon seit einigen Jahren nicht mehr unterzeichnen könne (bien 
q^ue sachant signer, ne le peut plus faire depuis quelques ann^es). 

Das Gericht kann aus einem Zusammenhalten dieser beiden Sätze des 
Tesftam^tes den Schloss ziehen, dass die physischen Gebredilichkeiten des 
TMatOfs ab die Ursache der Verhindenug am Unteneicbnen bezeiGhaeit 
seisD. 

Paris, 1& SMHnbir 1811 . (B^i- <i?.) (J. 1 P. i881 a Mi) 
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ö) Unterschrift des Testators; Ursache der Verhinderung. 

Ist in einem öffentlichen Testamente am Schlüsse beurkundet, dass der 
Testator erklärt habe, wider lesen noch schreiben zu ktnnen, so kann 
dieses als gleichbedeutend mit der Erklärung, dass er nicht zu uuterzeich- 
neu verstehe (ne sait signer) , angesehen werden. 

DliM "^'dnU im Art. 9J3 B. 0. B. tind nicbt ili MenuMiitell vorKetdtriebea w b*- 
liMhlMi, kOnneo dalier «liireli gleiebbadeutende Ausdrucke «raettt werden. Hat der BMütr, 
indem er jene Rrkliiniiig des Testators und die üiustStide, unter denen sie sialtfand , appre- 
ciirte, der gedachten Tbaisacbe geiuüss erkannt, dass hieraus klar zu eDMebiuen sei, d«M 
dar Testator erkürte, nicbt zu unterzeicbiien zu Tentataen, so atellt M diMM Brkinit- 
niM aJa riditig dar; aa iat 4aifl Willan daa Oaaaltea Geodga gaadiabaR. 
Pftris, 23. Dcceiuber 1861. (Uej. ch. civ ) (J. d. P. 1863. & 311.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 913 B. G. B. Nr. 23 u. f. 

6) Unterschrift des Erblassers; VerhinderangBgrund; 

Erklärung des Testators. 

Die Erklärung des Testators: er sei des Schreibens nicht kundig 
(ne savoir ecrire), schliesst, wenn sie sieh auf die Aufforderung des Notars 
zu unterzeichnen bezieht, die Autwort und die Ursache in sich, dass 
und warum er nicht unterzeichnen könne; durch die ausdrückliche Con- 
statirung dieser Erklärung wird somit der Vorschrift des Art. 973 B. G. B. 
Genüge geleistet 

Barl in, 3. liaeembar 18^ <BaJ.) Frendenbarger g. X. <K. A. tt. IL 9IL) 
Cfr. Gilbert zu .\rt. 973 B G. B. Nr. 23 u. f. 

Urtbeil des Pariser Cassationshofes vom 26. Januar 185i9. 

7) Unterschrift des Testatori; Verhindernngsgrund. 

Es genügt zur Gültigkeit des öffentlichen Testamentes in Betreff der im 
Art 973 B. G. B. enthaltenen Vorschriften bezüglich der Unterschrift des 
Testators , wenn der Notar diese Vorschriften erfüllt, und es kann nicht das 
Testament um desswillen für nichtig erklärt werden, weil es nicht, ausser 
der von dem Notar aus eigner Sinneserfahrung geschehenen Constatirung 
des der Unterzeichnung entgegenstehenden Hindernisses, auch noch die Er- 
klärung des Testators bezüglich dieses Hindernisses anfahrt 

Dia Kdnlgl. Pratua. Votariatsordnong Tom 25 April 1823, waleb« diaias Torachrclb^ 
hat keine im B G. B. sich nicht findende Niebtigkdl gaachtiso. 

Berlin. 23 Novbr. 1833 (Rcj) Armcnverwaltmig g. T. Blanko. (K. A. lA. U. 16^) ■ 
Cfr. Gilberl zu Art 973 B. G B. Nr. 17. 

8) Unterschrift des Testators; Ursache der Verhinderung; 

Erklärung des Testators. 

Ein Testament, welches statt der im Art. 973 B. G. B. vorgeschriebenen 
Erklärung des Testators nur die Worte enthält, dass derselbe wegen Un- 
knnde nicht unterzeichnen könne, ist ungültig. 

Diese Worte entbalten nur eine Bemerkung des Tcsiaicentsrertigers , w&hrend das Oe- 
aatx die Erwlbnnng tariwgt, daaa der ErbUaaar arklirt baba «. s. w. 

M «anbain, 4. Fabmar 1841. (Obarhofg Jabrb. 1840/41 9 <36.) 

9) Unterschrifts-Verhinderung; ftlsche ErkUrnng des 

. .. Testators. 

ÜB (Üentfidies Tcttament ist uBgoltig , wnm darin ein falsdier Qnmd 
dar Unterseliilfti^Verliindemng angegeben ist (im gegebenen Falle, dass « 
des SchreibeBi udmodig sei, wflhrend er in der Thit ichnUMB kraate). 
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Indem d«r Art 973 B. Q. B. am Seb'aue den Mangel der Fähigkeit oder der Krifte 
n idmibeii «ndrQ«klieb ati Tfrlitaiaiiuigsiiriidt» mnnt, gilii der Gcteizgeber tu er^ 
keBDen, dtat ea ihm keineswegs bloe um eine Erk'tranf des Teetwon, gleieliTiel ob ri« 

wahr oder falsch, lu Ihun ist, sondern dass eine nitklirhe Vi rhinJerungsursache verlangt 
wird, M> dau jeder Testirer, der nicht gehindert ist zu unterschreiben, auch unterschreiben 
ans, wid dase ans der Unterlassung (zuiual im Hinblick anf Art. 1 b. des Bad. L.-R.*) 
■V gsfolgeit «erdaa kaan, daaa der TetUrer einen goliigcn Aal nMit ecriehtek wissen irollls. 
Mannheim.... ( Oberhofg. Jahtb. 1845/M. 8. 219.) 
Cfr. Gilbert n Art 913 B. G. B. Nr. &. 

Za Art. 974. 

1) Testament, Offentlicbes; Unterschrift der Zeugen; 

Mangelhaftigkeit 

Wenn ebi Zeuge nnr ndt dem Nsmen sehies Gewerbes unterzeichnet 
(hn Yorliegenden Falle: Kronenwirth als Zeuge), im Eingänge des Testa- 
ments aber sein Nsme voUstindig aufgefülhrt stdit, so ist das Testsment 
gültig; denn es ist hiernach gewiss, dass die Unterseichnnng von ihm nnd 
keinem Andern herrührt. 

Mannheim, 14. Juni 1823. (Oberhofg. Jahrb. 1823. S. 176) 

3) Testament, Öffentliches, anf dem Lande; üntersehrift 

der Zengen. 

Die Bestimmung des Art. 074 B. G. B., wonach auf dem Lande (dans 
les campagnes) nicht alle Zeugen das Testament zu unterzeichnen haben, 
Usst nsch der ganzen Fassung des Artikels, in Vergleichung mit der frflhe* 
fSD Gesetsgebmig , keinen andern Sinn zu, eis dass in jenen Orten, wo 
schrelbkundige Zeugen nicht fflglich zu haben sind, die Regel des Art. 974, 
ivonach alle Zeugen unterschreiben müssen, eine Ausnahme leide; in den- 
jenigen Orten aber, wo sich kein solcher Manf,'el äussert, die Vorschrift des 
Gesetzes in ihrer ganzen Strenge beobachtet werden müsse, gleichviel ob 
der Ort unter die eigentlichen Städte gehöre oder nicht. 

Der Satz, dass hier Alles, was nicht Stalt sei, als Land angesehen werden mSsse^ 
widerstreitet sonach der Absicht des Gesetzgebers; vielmehr bleibt die Entschmdang der 
Fngi: ob «In Ort als Land Im Sinne jenes Artikels n belraeblen sei oder nlehtf ledigüeh 
der Beartheilnng des Biehiers flberlas!>en, der hierbei im EinzetfU>e die Lokalverhaltnisse 
ins Aoge so fassen und hiernach za hesliminen hat, nicht ob ein Ort als eine Stadl anzu- 
solion sei oder nicht, sondern ob es nach den LokalTerhältnissen Schwierigkeiten habe, an 
diesen Örle die oKorderKehe Zahl sdiroilikundiger Zengen beitoeehalTen. Der All 91 den 
Gesetzes Tom 4. März 1790, welcher ftlr eins gans andere Sdaierie erlassen worden ist, 
kann hierbpl nicht in Betracht kommen Wenn sonach das Gericht die AnsnahmsTerfOjmnj? 
des Art. 974 anwendbar erkl&rt, weil der Ort, wo das Testament aufgenomiuen warde, nicht 
im Vtt atamr s{gnen Moniidpalvsrwaltaog vnd Sberdie s naeh ssinsr BevSikamng vnd sohiSB 
Kibnmgatwslgsil nicht als Stadt im gesetzlichen Smne des Wortes anausehen sei, so 
rerletzt es den Art. 974 B. G. B. ond wendet den Art. 2 dea GeseHss vom 4^ Mira 1190 
filüsch an. 

Berlin, 3 Deeember 1823. (Gass) Frsndsnberger g. X. (K. A. 0. IL Ift.) 
Oft. Gilbert n Ali 034 B. 0. B. Vt.im.t 



n D«r Art. Ib. sprieM aas: fiBr bsbtaiit ntraennisno Gsostso saU Msnnni «in»; 
dtNB Wsbiwisiin oder Fnlsshwiisiii idiadal fairokl im Tsrhisi ab in Gtwta. 
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Zo Art. d75. 

1) Unfähigkeit der Zeugen; Verwandtschaft mit eioem Erben. 

Auch der Schwager eines Erben (im gegebenen Falle war der Nachlaas 
zwei Frauen oder deren ehelichen Nachkommen zu V3 vermacht und 
der Schwiegersohn der einen dieser Frauen Zeuge; ist ein ungültiger Zeuge 
und seine Mitwirkung macht da^ Testament ungültig. 

Dm QmUtt mkVM jßdm Zeugen, der nft «intn Verniehtilaaiebiiitr Jedtr Art 
Ut nm vtetlni Gnde trerwandt oder veiMliwigtrt ad, Ar tfaiM «ngOt^goi, ohne nüaäbm 
Ym^ ond Nacherben lu uiilerscheiden. 

Maoobeim, & März li^. (Oberhofg. Jabrb. 1829/30 S. 134.) 

2) Vormund eines Bedachten. 

Ek Testament Ist deshalb nicht nngaltig, weil der Yonmind bei den 
Testamente bedachter Minderjähriger als Zeuge mitgewirkt hat 

Die NichtigkeitsgrOniJo sind strirtissiiiine iiuerpretaliunis und es ist Qlierdies ke!n Grund 
▼orhanden, am die i'u Geseize von der naturlichea Zonaigung der Verwaodieu eotooiomeoe 
Varourtbnng auf den Vonottod aaszadebnen 

llABBliaUn, 1833. (Oiiarliolg. Jahrb. im 8. 30) 

Zu Art. 976. 

1) Geheimes (mystisches) Testament; Tersiegelnng. 

Ein geheimes Testament ist deshalb nicht ungültig, weil der Staats- 
schreiber, weicher das ihm abergebene Testament mit einem Umsehlag ?er- 
sah, diesen nnr mit seinem Dienstsiegel nnd nicht ansserdem mit dem Pri- 
Tatsiegel vorgenommen habe. 

Der Art 9*6 B G. B verwehrt dem Erblasser durchnus nicht, das von ihm Qbergebena 
Testament von dem Siaatsschreiber (Notar) mit dem Dienststegel versehen zu lassen ; hieran 
ändert auch der Art. 976 a. des Bad. L.-B , welcher die VersiegeluDg durcb den Staats- 
acbrelber tarlaagl, niebla« da diaaer die BoehnwUge Beategalng mit daia DianHaiagal aar 
grOMeren Sieherbeit dea Versehiimes nur fOr deo Fall vorschreibt, daai die iai Art. 916 
vorgesehene Versiegelung mit einem Privatsiegel geschehen ist, wogegen diese noebmalige 
Versiegelung als uaaötbig binwegfällt, wo die im Art. 9i6 angeordnete Versiegelung eehoa . 
DM dam Siaalaaehraibar mit dam Olaaaleiegel gehörig geachaban Iai. 

MannhaiB.... (Oberharg. Jahrb. 1841/43. S. 255.) 

2) Mystisches Testament; nngenflgende Beurkundung dos 

Notars. 

Efaie Benrknndang des Notars, folgenden Inhalts: 

,iMir, dem Notar, hat Frea J. W. einen grossen, auf weisses Papier geschrie- 
bepen Btief, auf zwei OrJen mit ihrem Privatsiegel versiegelt, Oliergebcn. Dabei 
aiklflne sie, dass dasjenige, was darin onthaiien ist, ihr letzter Wille sei, den ein 
Aadarer gesehrieben , aie aelbat aber durebleaen «ad nirteraehrlebea habe ni UHat 
IdarObar eine Ui künde aufzunehmen. 

Vorerst habe ich, der Notar, um diese Urkunde auf den Obergebenen Brief 
schreiben sa können, solchen in einen weiteren Umacbiag gebraebt, 
IL a. w 

wnrde ftr ungenügend und das Testament fOr nichtig mrUIrt 

IMaaa Art dar Baarknndong eataprieht dar Absiebt dea Oaaataea aidil, aaeh watohar 

die Versicherung des Siaataschn ibeis über die von ihm bewirkte Verschliessang der ihm 
als letzter Wiilo Ubergebenen ürkumJe zur Gev^isshe^t darüber, dass die in den Um^ 
schlag gebrachte Urkunde der leute Wille sei, nicht binreiebt, tondero biena die aus- 
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drückliche Erklärung und Anerkennung des Testators verlang» wird, welche dadurch oleht 
ersetzt werden kann, dass derselli« b«i der Ueliergabe des versiogcltan Briefes erklirte, 
iMt üM«r MliMi hMta Willen eaibalto, weil dieHr Oebtrgab« VaraebUeSMiif ilt 
Briefes noeb in einen besonderen Uiusehlag nachgefdgl und 4ab«r dit Uwiiilil uf die im 
Gesetze vorgeschriebene 'V^'cise nicht hergestellt ist 

Mannheim, 11 Mai 1838. (Oberliofg. Jahrb. 18:}8/39. S. 540.) 

NB. Das Testament wurde auch aus dem weiteren Grunde fOr niehtlit «iltblrt, weil 
ler All 076 a des Bad. L-B. noeb aueeer den im Art. 910 vorfesebriebenen Furmttck- 
keMea, auch die Versifgelunz durch den Notar verlange un'l au<^ 'tL>r UehiTSchriftsurkunde 
sieb nicht ersehen lii sa. dass emo doppelte Veniegelung durch dea Erblasser uod dea 

Slaatascliit'ibcr siallgeiimdi ii lialie 

3) Mystisches Testament; Erklärung in indirecter Rede. 

Der Umstand , dass die Aiifscliriftsurkunde die bei der Testaments- 
Ueberreicbung von der Erblasserin gesprochenea Worte im iadirectea Style 
enthält, macht das Testament nicht ungtdtig. 

Der .\.rt. 9i6 gd'tietet niciit da* Nio lersc nei •ea im directen Style und der Zweck des 
O eeil i ee ist voHkomnee erreiehi, wenn die AufsebriftBiirluiiMle Mob nar den Sinn der ge- 

sprocheDen Worte gelreu wiedergibt 

Idanuheiui (Aunnl 1^56. 8. 248.) 

Dagegen genügt es nicht, wenn der Erblasser auf die Frajp df»"? Notars, ob das- 
jenige, was er diesem Qbergebe, sein Te&iamunt sei, mit „Ja" aiuworiet, weil das Gesetz 
«inn wirfcllnbe Erklärung darAber (esprensie verbie) Terlangl. 

Mnnabtim.. .. 1854. (Zenla. Mag». Bi. I. S. 16U 

4) Mystisches Testament; Gegenwart der Zeugen. 

Die Behauptung, dass die in der Aufschriftsurkunde genannten Zeugen 
bei dem darin beschriebenen Vorgang die Testirerin nicht gesehen und ihre 
ErUimog nicht gehört haben, ist unerheblich, wenn die Identitit der 
PccBoo der Testirerin nicht m Zweifel gesogen worden ist 

Ea gnaSgl, dan die Zeugen in sokher Nibe waren, am die Teetirerin eeben und htrm 
n kennen , und es ist gleiebgaitig, nun wMem Onuide nie aidi ven der Identitit der- 
eelben überzeugt haben. ^ 

Mannheim.... (Annalen 1862. S. 119.) 

Zu Art. 980. 

1) Fähigkeit der Zeugen; entmündigter Zeuge. 

Eine im ersten Grade entmaudij^te jperson ist ein gültiger Testaments- 
seuge. 

Dirdi diene Bntaindigang wurde aie (wie im bad. Bechte nne %. 30 dee VI. GomlÜ^ 
Biiali nnd f. 23 des U. Einr.>Cdicts in Verbindung mit einer Jusdzministeriil- Verordnung 
Tom 4. Dec. 1811 dargethan wird) nicht im Gi^brauche ihrer bdigerliclien Beetate beeebrinkl. 

Maoobeim.... (Oberbufg. Jahrb. Ih:i3. S 140) 

2) Ueberflttssiger Zeuge. 

Dadurch , dass ausser der vorgeschriebenen Anzahl galtiger Zeugen (in 
concreto f) statt 4) auch ein weiterer ungültiger sich befindet, wird das Testa- 
ment nicht ungültig: superßua non nocent. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. \m. S. 140) 
Cfr. QÜbert zu Art. 9i5 B. G. B. Mr. 26. 
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Zweiter Abtohnitt. 

Vm d$» Utimäen Regein über die Form fuvritm Tnimmie, 

(Art. 981 — 1001.) 

Zu Art. 100t. 

1) Testament; Nichtigkeit; Klage; Einrede. 

Die Ungültigkeit eines TesUiinentes kaun uur im Wege der Klage, niclit 
aber replicando geltend gemacht werden. 

Im gegoboMü FIftIto iMrief sich der aaf TlieiluQg Verklagte, dm InlastilflHnD gegen- 
Ober, ainredend aor ein Testament der Brblatserin, welches die Kläger auch als icM 
anerkannten, von wcIcIilmh sie .i'ht behaupteten, dass es wegen verschie'l«'ner Formfehler 
ttogaliig sei, und dessen Vernichtung sie daher begehrten. Uer Hof erkaanie aber, desc 
eia Antrag aaf Ouistosseag und ein riehteriiefasr Aesspraeh der Kiehdgkeit nöthig sei, wene 
dM Testuueul seine Wirkung verlieren solle ; ein solcher Antrag, In der Replik gestellt 
könne al)er, abgesehen «lavon, dass er eine nnzulissii^c K'a^e.in lermiz entlia te, auch des- 
halb nicht zugelassen werden, weil der IntesuterUe sonst der Wuhlthat des Art. 1304 
B. G. B , nach welchem nur Klagen, nicht aber auch Einreden oder Üeplikeo in zehn 
Mrcn vsrjihnM, TerJnitig gehen «ardt. 

11 anahe in, tl. Januar 1843. (OberfaoTg Jahrb 1843/13. 8. 487.) 

2) Testament; Nichtigkeitsklage; mangelndes iDteresse. 

Eine Testameutsauleciituug von Seiten solcher Erben, die auch nach 
Beseitigung des letzten Willens keinen Anspmeh auf den NacUass baben 
(in concreto , weil alsdann ein fraherer letzter Wille der Erbtheilnng n 
Grande gelegt werden mosste, nach welchem sie eben&Us von der Erbschallt 
ausgeschlossen gewesen wären), ist unzulässig. 

In dem angefochtenen Testaiiente He<^ nicht dor Grund der Rcchtsrerletznng der kla- 
genden Erben und sie haben somit kein rechtliches iatereess, dasselbe aus dsui Wege xa 
riumen. 

Broehtal, 9S. Oetbr. 1854 vnd Mannheim, 6. Septbr. 1855. <AmML 1805. 8. Wl.) 

3) Testament; Nichtigkeitsklage der Particularlegatare. 

Die Klage auf Umstossung eines Testamentes steht nicht nur den ein- 
gesetzten Erben, sondern auch den StUckveruächtniäänehmern (Farticular- 
legataren) zu. 

Kach Art IQOt v. f. B. 0. B. aind alle Vermegenanwelsnngan durch Iclikwlllige Tcr- 

ordnungen als Vermäehtnisse anzoseben und in Ermanglung einer speciellen Vorschrift 
darOher, in wolclier Form und wem gegenüber die beirflTeiiden Acte angerochten werden 
können, mOsscn die aligeuieinen Kegeln über Klagen auf Vemichtong von Kecht^escb&ftea 
nnah hier naweodbnr nein, wonaeh Jeder, der sein Intcresie nnchereial, die Blchllgknll»- 
erklärung Turdern und zwar einem Jeden geganftbar, dcueo lat ar aaie ^ Aafraehl» 
baltung des Geschüfts mit sich bringen würde. 

Mannheim.... (Ol.erhofg. Jahrb 1842/43. S. 608) 

4) Testament; Nichtigkeit; Verwandtschaft des einen der 

Zeugen. 

Wenn einer der bei Errichtung eines Testamentes zugezogenen 4 Zeugen 
auch nur mit einem der darin bedachten Legatarien verwandt ist, so ist 
nicht nur das betreffende Legat, sondern das ganze Testament nichtig. 

Der Art 1001 B. 0 B. belegt jeden Mangel an einer in dem gegenwärtigen und Tor» 
fc— anhMidnn ^^^^fc«*»** »»i»**«— FsnuBehkniHB ahna AnaMkaa mit dar HUtfidull: m 
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ist daher das Testament so anzusehen, als wenn statt vier Zeugen nar drei xagegen ge~ 
wesen wären, und das tiesehäft kaao nicht theil weise zu Hecht bestehen, weil eine Fo rm 
■fohl gallMilt trardm kaan. 

MannkaiB, 14. Jaal 189S. (OMoTg. Jahrb. S. 175) 

• 

Dritter Abiehiiitt. 

Ym im Ki ntet at nff m um Erben und van den Legatm im ABgemeiMen, 

(Art 1002.) 

Vierter Abschnitt 

Von dem ünitenni^LegaL 
(Art 1003 — 1009.) 

Za Art. 10Ü3. 

1) TeBttment; Terbandene UniversaloLegate mit D^signation 

der Antheile; Accrescirung. 

Wenn der Testator, nachdem er in seinem Testamente mdurere Parti- 
eolar-Legate angeordnet hat, hestimmt, dass er alles Uebrige, ms er noch 

besitze, seinen zwei Brüdern, jedem zur -Hälfte, vermache, so kann 
das Gericht, unter Appreciirung der Worte und der Absicht des Testators, 
erkennen, dass in diesem Testamente nicht eine üniversalverfügung, welche 
ein Accrescirungsrecht zur Folge haben würde , sondern zwei Legate ä titre 
universel enthalten seien, nach welchem der Theil des einen Bruders dem 
andern nicht zu accresciren vermöge, weil die Disposition zwar verbiuideu 
sei, aber die Antheile der Legatare an den legirten Sachen designire. 
Paris, 19. Februar ISSl. (Rej) (J. d. P. 1861. 8. 67«.) 

2) Universal-Legat zu Gunsten mehrerer ungleich Bedachter; 
I Legat a titre universel; Accrescirung im Fall des Yorver- 

■ Sterbens eines der Legatare. 

S. nt Ali tOU B. 0. B. Urtfaeil (Paris) m 1% Febraar 1868. 

Zu Art 1004 ODil 1011. 

1) Saisine des mit einem Partienlar-Legate bedachten In- 
testaterben dem Universal-Legatar gegenftber. 

Der Intestaterbe , welchem durch das Testament des Erblassers einzelne 
Erbgüter prälegirt sind , der also gleichzeitig dnrdi das Testament and dordi 
das Intestat^lSrbfolgerecht in Betreff dieser Erbgoter berufen ist, findet sich 
bei diesem Zusammentreffen der Erwerbgrttnde rechtlich nicht in der Lage, 
die Auslieferung der prilegirten Goter (die nach Art 1004 B. Q. B. mit dem 
Tode des Erblassers von Rechtswegen auf ihn übergegangen uraren) Ton 
irgend welchen andern Erbberechtigten, insbesondere nicht von einem Le- 
gatar unter einem universellen Titel (welcher nach Art. 1011 B. G. B. selbst 
die Auslieferung seines Legates von den Intestaterben za begehren hat), in 
Anspruch nehmen zu müssen. 

Yielmehr schliesst die Confaadimng des Legates mit dem lotestat-Erbreeht di« Nolh» 
wmM^uH dar Aialiafsrmgithfa rsahaieh ans. Es gsbohrce {bm als« aodi oboa wsilara 



Digitized by Google 



Blrgerliehei Oaielsbneh (Art. lOM, 1006, 1007). 



853 



die Frürhie der leffirten Sache vom Toi.^ ila«, Krl)la9ser9 an, oder — falls einem Dritten 
eio lebenslinglicber üsasfrucl an der Sache zastaad — von dem Tode dieses Usufruciuara 
M. (All H7-5S0 ib.) 

Berlin, lt. Deebr. 1899. (Raj.) Hig«m g. r. K^mun n. Danmi. (K. A. 49. IL 7.) 

2) Uebergang der Forderungen auf den Verm&chtniBsnehmer 

(Legatar). 

Der Vermäcbtnissnehmer kann keine ihm vermachte Activfordcrung des 
Erblassers geltend machen, 80 lange nicht die Pflicfattheflserben , die sich 
nach der gesetzlichen Fiction im Besitze derselben befinden, sie ilim ausge- 
folgt haben. 

Nach Art. 1001 B. G. B. treten die Pflichttheilserben kraft des Gesetzes in Besitx and 
Gewähr der ganzen Verlasscnschaft und müssen dio StückvcrniHchtnigsiii'hmer ( Partieolar- 
Legatare) sowohl, als die Erbaehmer uod Erbtheilnebmer (legataires uuiversels et k Ütn 
wlvaiMl) die AitKAbraig von ibnra bagabran. 

Manabain.... (Obarbofg. Jabrb. 1842/43. 8. 286.) 

Zu Art 1006. 

Testament; Anfechtung von Seiten des Erben; Interesse. 

Wenn der Erblasser in einem ersten Testamente einer Gemeinde sein 
ganzes Vermögen legirte, in einem zweiten Testamente aber einen Theil 
desselben einem Dritten Termachte, so ist der (nicht zum Pflichttheil berech- 
tigte) gesetzlidie Erbe, besonders wenn die Autorisation zur Annahme jenes 
UniTersal-Legates noch nicht erfolgt ist, berechtigt, eine Klage auf Vernich- 
tung des zweiten Testaments anzustellen. 

Er hat ein Interesse dabei, das zweite Testament zu beseitigen, schon uiu d^siwillen, 
weil ein grOtsarer Bestand des Nachlasses auf eine Beschränkung der Autorisation ein- 
«iilcan kann. 

Paria, 26. Jtmi 186a (BaJ.) 9. 4. P. I88L 8. 273.) 

Za Art 1006 and 1008. 

Testament; Beweispflichtigkeit desjenigen, welcher einem 
gehörig saisirten Unirersal-Legatar gegenaher das Testa- 
ment als nngftltig bestreitet 

8. n AiL 896 B. G. B. ürlhaO (DannalidD tom 6. Oatabar 1816. 

Zn Art 1007. 

1) Testament, olographisches; Ilinterlegungsact. 

Der Notar, bei welchem ein olographisclics Ti'<(:iiiii'iit in Gemässheit 
Präsidial-Ordonnanz hinterlegt wurde, ist nicht vcrptlicliUn, wrnn der über 
die Eröffnung und Description des Testaments aufgenommene, vun dem No- 
tar mitunterzeichnete Verbalprozess cünstatirt, dass das Testameot von dem 
Präsideuteu dem bei der Erütluuug anwesenden Notar unmittelbar übergeben 
worden sei, nochmals Aber die D^osition einen besonderen weiteren Hinter- 
legungsact zu fertigen; es gen8gt, wenn dem Notar eine Ausfertigung des 
gedachten Verbalprozesses behändigt wird und hiervon in dem Bepertorium 
des Kotars Erwfthnong geschieht; es kann alsdann gegen den Notar die im 

23 
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Art. 43 des Gesetzes vom 22. f rimaire Yli angedrohte Strafe nicht ausge- 
sprochen werden. 

Paris, 5. Decembar 1860. (Kej. ch. civ.) (J. d. P. 18S1. 8. 380.) 
Gfr. Gilbert n Art. 1007 B. 0. B. Nr. 4 o. f. 

2) Testament; Hinterlegung; Gerichtsstand des gelegenen 

Erbes. 

Bei der Frage, wo das Erbe einer Person gelegen Istt kann niemals 
der Ort, wo die dasn gehörenden Sachen sich befinden, sondern nur dei^ 
jenige Ort entscheiden, wo der Verstorbene cur Zeit seines Ablebens sdnen 
Wohnsitz hatte. 

Ein Vermögen als InbcgrifT von Rechten und Verbindlichkeiten kiinn nicht ohne eine 
Peraoo gedacht werden, in weicher, alt ihrem Subjecie, dieseibea vareioigt und, aad eine 
Erlischaft kano nur da e r offne t variea, WO du Subjad dtt SiaHlb« bilienlea VermOgeiM 
als vttrfauden «ngenomneii wM. Anoli aash ihram Tote «iid iSm» PonOoliohlMtt fort- 
während als lusammenhaitendes Subjoct des von ihr binterlassenen Vermögens gedacht, blo 
der Erbe dieselbe dadurch anuioimt, dass er in ihr Venuügen als (ianzes eintritt. Der 
Ausdruck des Bad. Landreclits: „wo das Erbe gelegen ist" (Art. 1008) erscheint ebenso, 
wie ite Worte n«ngefitlleiie oad ertflbete Erbsebaft** (Art. 110 u. 812), nur ala eine ver- 
sdiiedene Bezeichnungsart desaeiben Rechtsbegriffs, da der Ueb6rsetzer des B. Q. B. 
nirgends amicutpio, iass er mit der verschiedenen Uel)ersetzung dea französischen Wortes 
„ouverte** verschiedene Begriffe verbiade, ohne eine solche .\ndeutuu^ aber unter dem 
Orte dar gelegenen Erbaehaft (heradilaila jaeeotia) aneb naeb rninflo. Beable aieU« aadareo 
verstanden werden kann, als der Ort, wo die Erbschart eröffnet wird. 

Maanheioi, M. Deeember 18Ga (AnnaL 186L S. 32.) 

Zu Art. 1008. 

Beisetzbefehl (l'enYoi en possession). 

Die in Briden früher vielfach erörterte Controverse, ob der Bei^etibefehl dnrch die 
VerwaltnDgsbehurJea oder die Gerichte za ertheilen sei, ist nunmehr gesetzlich dahin ent- 
schieden, daas diese« Qeaebift dareli dio (ieriebte la baeorgen tat (Art. 3 das Gesetze« vom 
3. aiai ISeO, BagbL Nr. 37). 

Za Art. 1009. 

Uui?ersal*Legatar; Schuldenzahlung; statutarische Ver- 
pflichtungen des aberlebenden Ehegatten. 

Auch wenn eine Ehe unter einem Statute abgeschlossen wurde, wonach 
der überlebende Ehegatte den Mobiliarnachhiss des Vorverstorbenen zu er- 
halten, dagegen aber auch desseu Schulden zu bezahlen hat, so kann doch, 
im Falle der Eliemanu, und zwar unter der Herrschaft des B. G. B., zuerst 
stirbt, der persönliche Gläubiger des Ehemannes seine Forderung gegen den 
Universal -Legatar des Eheoiannes einklagen, vorbehaltlich des Hiickgrifis 
des Letzteren gegen die Wittwe. 

IHe VerlMseoschaft dea Ebemaooao erliiBMto rieli unter den B. ß. B.; dioloi Ooaoli 
ist also maasügelfend. Der Ehemann war persönlich mit «einem Mo- and IniDobiliamnaagan 
verpllichtet, die eingeklagte Schul 1 zu heziiiien, dieselbe bildete daher eine Schuld semes 
Nachlasse«, welcher, dem Gläubiger gegenüber, die zwischen dem Schuldner und seiner 
Vrw M a ti iii Bi ali Ikrar Ebebereduugen beatebonden Baotimmungea ganz fremd sind. 

BrOifol, n. Jni 1862. (B^.) (FOaicr. 1803. 8. 319.) 
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Fttnftex ▲btohnitt. 

Ya» dm Legat auf ütUversaUUel (legs ä lUre wUüerteO. 
(Art 1010^1018.) 

Zu Art 1010. 

Testament; UniTersal-Legat; Accrescens. 

Das Testament, worin der Erblasser dem A. das Gut P. . . . Termaclit 
ond wdter verfügt: „Je l^e la propri6t6 des biens T. M.... et K...., 
enfin tous les biens dont je n'ai dispos^, except^ le bois de C...., k B.'*, 
enthält nicht ein universelles , sondern ein Partien! ar-Legat zu Gunsten des 

B. , sofern das Gericht erkennt, dass unter den vorliegenden Umständen das 
Wort „entiu" nur zur Erwähnung eines aus dem X orausgchenden sich er- 
* gebenden Factuins gebraucht, nicht aber datnit gesagt werdtMi sollte, dass 
ausserdem der Legatar B. noch alles nicht ausdrucklich Erwähnte erhal- 
ten solle. B. erhalt demoaeh als Particular-Legatar nicht das durch Vor- 
▼ersterben des A. cadnc gewordene Legat des Gutes P. . . . 

Paris, tt. AprU ISSa (BaJ.) (J. d. P. 1861. S 963.) 

Zu Art. 1010 uud 1012. 

Particular-Legatar; Klage auf Aaslieferung; Beiladung des 

Legatars k titre universel. 

Wenn der Particular-Legatar den Intestaterben auf Auslieferung seines 
Legates verklagt , so hat Letzterer das Recht , den Uiiiversal-Legatar des 
Nutzgenusses, als legataire ä titre universel, beizuladeo, nm mit diesem 
gemeinschaftlich über die Klage erkennen zu hören. 

Zufolg« Art. 1012 B. G. B. ist der l^ataire a (itre uaiversel verpOicbtet, verbaltuisa- 
mluig xur Zablang dar Sehaldaii nod Laslao des Naeblanai beizutraxea; das Vermäcbt- 
Sita das NoUgansaaaa daa naebgelassonen Vermogana bildat ain laga ä 
titre universel; wenn also auch der mit dem Univcrsal-Nutz^enuss Bedachte nicht be- 
fugt ist, den Particular-Legataren die Aualieferuna; der Legate zu bewilligen oder zu ver- 
sagen, so kaon er doch, da ar aar Zablang der Sebuldaa mitverpfliohtet ist 
md danmlUga dia GdJl^sli dsr Vsrtiaalai^^Lagaia sa bastfalian sin intarasaa habsa koanls» 
von dem Intestaterben, welcher von den P.iriicuiar-Legafaren auf Auslieferung der Legate 
verklagt wurde, zu diesem Prozesse beigeladen werden; denn würde diese Auslieferung 
Oboe Boiziebuog das Uaiversal-Nutzniessors verfügt, so v&re es uiüglicb, dass der Letztere 
•pliar dis Partfcalar^lisgato als nicMg arkllrao lassao mid auf dissa Art dar Inlsstatorba, 
wslahsr sie ausliafarta, dardi dia aingatralana Insotvau dsr Partieidar>Ugalara in Schai- 
daa gerathen konnte. 

Paris, 8. Üccamber 186^ (Rej.) (Sir. 1863. L 34; J. d. P. 1863. 8. 113) 
Gfr. OUbart aa Art 1003 B. 0. B. Nr. 7-10. 

Sechster Abeohnitt. 

Ton dan Fartieular^Legata%» 
(Art lOU— 1024.) 

Zu Art. 1014. 

1) Particnlar-Legat eines Frflchtegenusses zum Vortheile 
von etwaigen dArftigen Verwandtea; Früchte vom Tage 
der Klage. 
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Hat das Testament der zum Universal-Legatar eingesetzten Arraenver- 
waltung zu X. aufgele^?t, wenn beim Ableben des Testators einer oder der 
andere der nächsten Verwandten des Erblassers dürftig sein oder e.s iipäter 
werden sollte, demselben auf Anfordern die Hälfte der Revenuen des Nach- 
lasses lebenslänglich zu zahlen, so hat derjenige, welcher nachweist, zu den 
nlehsten Verwandten des Testators za gehören und sich zur Zeit der Klage 
in dOrfkigen Yerhftltnissen befanden zu haben, das erwfthnte Legat nicht 
blos von dem Tage an, wo er diese Nachweise erbracht hat, sondern von 
dem Tage der Klage an , w enn bei ihm damals sdion jene Bezeichnung der 
Verwandtschaft und Armuth eintraf, anzusprechen, indem das den dürftigen 
Verwandten ausgesetzte Legat sich als ein legs pur darstellt, die Verwandt- 
schaft und Ariiiiith aber nur ab Bezeiclmung gewisser Individuen im Testa- 
mente aufgestellt ist. 

Berlin, 5. Dccbr. 18'27. (Gass) Bohnen g. Arinenverwaltung. (K. A. 11. II. 31.) 

2) Tag des Früchtegenusses des mit dem Nutzgenuss Bedach- 
ten; Legat zu Gunsten zweier Personen; Accrescirung. 

I. Hat eine Frau ihrem Sohne zum Voraus das Viertheil ihres Mo- und 
Immobiliarvermügens, ihrem Ehemanne aber den lebenslänglichen Nutzge- 
nuss daran vermacht, so hat der höhn, wenn der Ehemann, ohne die Aus- 
lieferung des Legates der Nutzniessung begehrt zu haben , nach der Mutter 
verstorben ist, die Fracbte des ihm in Eigenthom legirten Vermögens nur 
vom Tage des Todes des Vaters, und nieht schon vom Ableben der Matter 
an, ZB beanspmchen. 

Cfr. Gilbert lu Art. 1014 B. G. B. Nr 18 a. f. 

IL Er kann einen Anspruch auf die früheren Früchte nicht auf die 
Verfügung des Art. 1044 B. G. B. gründen; denn eine Accrescirung zu sei- 
nem Vortheile hätte blos dann eintreten kiinncn, wenn ein durch die näm- 
liche Verfügung verbundenes Legat vorläge, während hier zwei verschiedene, 
getrennte Dispositionen in dem Testamente enthalten sind. 

ParU, 3. Jimi 1861. (Bej.) (J. d. P. 1803. S. 17.) 

Zu Art. 1014 aod 1015. 

Legat; Zinsen. 

Wird einem Erbfremden eine vendnsttche Obligation vermacht, so hat 
er die SSnsen davon nicht sdt dem Ableben des Testators, sondern nor erst 
vom Tage der Klage zu fordern , wenn nicht die swd Ansnahmsfiüle der 

Art 1014 und 1015 B. G. B. vorliegen. 

(S. das Nähere xu .\r» S91 B. G. B.) 
Berlin, 11. Juni 182^. (Gass.) v. Roer g. Baur. (K. A. 12. IL 21.) 

Za Arl. 1016. 

Kosten der Liquidation der Erbmasse. 

Gericht kann, ohne der Verfügung des Art. 1016 B. G. B. zuwider 
zu handeln, dem Vorbeluütserben einen vcrhältnissmässigen Theil aller durch 
die Inventarisunmg nnd Liquidation der Erbschaft entstandenen Kosten zu 
Last setzen. 

Pari!, 79, JoU 1861. 0. d. P. IML 8. ISl) 
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Zu Art 1091. 

Legat einer fremden Sache; Bedingung eines Vermichtnisses. 

Setzt Jemand einen Universalerben unter der Bedingung ein, dass er 
auf das ihm, dem Erben, besOgUch eines im Besitze eines Dritten befind- 
Sehen ImmObels zustehende Beahrecfat (ein Vorlcanärecht) verzichte, so W"n 
der Universal-Legatar, sobald er das Vermftchtniss annahm, nicfatmehr das 
Realrecht gegen jenen Dritten geltend machen. 

Der Testator hatte, ilurch Fostsefiung jener Bedingung, keineswegs tlber eine fremde, 
•ondern Uber eine seineiu Uiiivcrsaierbeo zugehörige Sache verfügt, und es blieb dem Er- 
BMSwii deuelben anbeimyestelU, ob er aoter dieser Bedingung sofort die ihm deferirte 
Erbschaft mit dieser Last aatrelm wollte oder nieht Kahn er die Erbscbafi an, Tolhog 
er freiwillig, ohne irgend einen Vorbehalt, das Testament, so unterwarf er ileb aaeb jeoer 
Bedingung, entsagte mithin virtuell dem erwähnten Realrechtc. 

Darmstadt, 11. October 1847. (Roj.) Scbworm g. Decker. 
Cfr. Gilbert za Art 1091 B. 0. B. Rr. 1-4. K. A. ÜO. I. 38. 

Zu Art 1024. 
Particalar-Legate; Beduction wegen Schulden der Erbmasse. 

8. M Art. M6 n. 027 B. G. B. Urtbeite (Pirii) tooi 25. Itovbr. 18S1 und 18. Joni IStt. 

Siebenter Abeehnitt. 

Von den Testaments^Y olUiehern, 
(Art 1025 — 1034.) 

Aehter Abeehiiitt 

Von dem Widerrufen der Testamente und deren CaäucUai. 

(Art. 1035 — 1047.) 

Zu Art. 1035. 

1) Testament; Widerruf eines zweiten Testamentes, in wel- 
chem ein erstes Testament widerrufen wurde; Wiederauf- 
leben des ersten Testamentee. 

Ein erstes Testament . welches durch ein zweites widerrufen worden war, 
lebt wieder auf, wenn dieses zweite Testament von dem Testator in einem 
späteren Acte widerrufen und „als nidit geschehen** erkliirt wurde; das 
widerrufene zweite Testament ist ab nie vorhanden gewesen zu betraditen, 
besonders dann, wenn die Aheicht des Testators, sein erstes Testament 
wieder ins Lehen treten zu lassen, nachgewiesen erschemt 

Zwar soll, nach Art. 1037 B. G. B. , in dem Falle, wo der in dem widerrufendeo 
zweiten Testamente eingesetzte Erbe die Erbschaft nicht autreteu kann oder will, dennoch 
diiises Testauieut die ganze Wirliuog des Widerrufs äussern; diese Bestiaimung setzt Jedoch 
DOfbweodig Torana, daes dae »weite Teettunenl nlebt durch den Teetirer selbst rOdtglagig 
gemacht worden, daher bei dessen Absterben in seiner rechtsgfliligen Gestalt und nicht 
widerrufen vorgefunden werde und nur durch von dem Willen des Testators unabhängifje 
Dmst&nde seine Wirliung verfehle; gegensätzlich folgt ebenso nothwendig, dass das zweite 
Teatemeat auf das erste Testament die Wirkung dee Widermfc niebt laasen kau, iadaa 
et (daa swall«), wenD aaeft der darni alineaahte Erba dia ErbHiiaft §akmm «ollla, ab 
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von dem Erblasser selbst beseitigt, denselben nicht imn licrechtigen wOrde. Es stand 
daher beim Absterben des Tcslirers dem ersten Testamente desaelben kein rechtigflitiger 
Widerruf im Sinne der Art. 1035 u. J036 ib. entgegen. 

BerliD, 7. Oeiober 1833. (BeJ.) Beiss g. Bciti ood Banaa. (K. A. 20. IL 33) 
etc. GUbert n Ari 1035 B. Q. B. Nr. 31 n. f. 

2) Testament; Widerrnf darch späteren letzten Willen. 

Ein öffentliches Testament, in welchem ein früherer letzter Wille wider- 
rufen und welches alB Testament nichtig ist, kann nicht als ein in etner aa- 
thentischen Urkunde enthaltener Widerruf aufredit erhalten werden. 

Bin wagen ibnoeller Mingel nlebtign TestauBant rnina garada ao baindilat wardan, 

als wenn es nie vorhanden gewesen wäre, und es 1<ann nicht theilweise eine Wirkung 
bähen, ihellweise aber ungültig aeinj auch ergibt sieb aus der Entstehungsgeschichte dea 
Art 1035 B. G. B., das« ein ipitarai Taatameot nur insorern es formgühig Ist den Wider- 
rnf ^aa frObaran bawiritan kann. 

Conatans, 16. Jnni 1837 and Hannbaim, 14. Mai 1839. (AnnaL 1811. a WL) 

3) Testament; Revocation; Zengenbeweis. 

Im Allgemeinen kann die Bevocation einea Testamentes so wenig, wie 
die Existenz eines Testamentes, durch Zeugen und Yermutfaungen bewissea 
werden. Allerdings macht der Betrug, wie in sonstigen Fftllen, auch hier 

eine Ausnahme. Wenn also behauptet wird, dass der Erblasser beabsich- 
tigt habe, sein Testament zu revociren, jedoch durch fraudulöse Manövres 

verhindert worden sei, dies wirklich zu thun, es erkennt aber der judex 
facti die desfalls artikulirten Beweisthatsachcn weder als pcrtinent, noch 
als zulässig , so rechtfertigt sich dessen Nichtzulassung des Zeugenbeweises. 
Paris, 15. Mai 1860. (Bej.) (J. d. P. 1860. S. 1118) 

Zu Art 1085 n. f. 

1) Legat; Widerruf durch ein späteres Testament; Verzicht 
des Legatars auf dieses spätere Legat; Beweis. 

X. aeltto in einem Testamente vom 10. November 1844 den A., B. und C. zu Uni- 
Tanalarban atn, fertigte lodann am 12. November 1844 tin nenea Teetemant, warln er 
allein den .\. zum Universal-Legatar insiituirte, und starb 1845; einige Tage später pifp 
senlirte A. das erste Testament dem Priisiilenlcn, und es wurde dasselbe in Vollzuw pe- 
eetxt; erst im Jabr 1859 trat A. mit dem Testamente vom 12. NoTember aaf und behaup- 
iata, dan blerdnrab du Unifaraallegat zo Gnnalen daa A. and B. alilladiwaigead rtfodii 
worden ad. Dia vorderen Oeriabia erkannten Jadodi, daaa die Ani|Nrteha daa A. ans dam 
Testamente vom 12. November 1844 unhpgninJet erschienen, da dieser auf die Vortheile 
aus dem zweiten Testamente verzichtet haho, wie aus zwei .\ctcn von 1855 und 185S, 
welche wenigstens einen Anrang von scbrifllichem Beweise bildeten, hervorgehe, waleher 
Bawda dordi gawiebliga, beatinnia und flberelaetimmende Verenitbnngen, weldia ileb in 
dar Sadie ergeben hätten, vervollst^indigt worden sei. 

Der Cassationshof erkannte, dass B. und C. sowohl durch ausdrück- 
liche Vmichtleistungs-Frklärung des A. , als durch einen von A. emaniren- 
den Anfang von schriftlichem Beweis , ergänzt durch Vermuthungen der an- 
gegebenen Art, beweisen könnten, dass A, auf die Vortheile aus dem letzten 
Testamente verzichtet habe, und dass alsdann A. nicht mehr zulässig sei, 
den Vollzug dieses Testamentes zu begehren, ohne dass zu prttfen wtra, 
welche Ursache denselben zum Yenicht veranlasst hatte. 
Paris, lA. Msi IMl (8^ (J. d. P. 1888. 8. M) 
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2) TesUment; Bevoeation des spftteren TesUaents. 

Die Revocation aller früheren Testamente in einem letzten Testamente, 
durch welches der in dem früheren Testamente Beschenkte aufs Neue be- 
dacht wird , kann als wirkungslos angesehen werden , wenn die in dem 
letzten Testamente enthaltene Verfügung nichtig ist. da« Gericht aber, aus 
einem Zusammenhalten des letzten mit den früheren Testamenten, die Ueber- 
zeugung gewinnt, dass die Revocation nur bedingungsweise für den Fall 
stipulirt worden sei, dass das letzte Testament seineo Vollzug erhalte. Diese 
InterpretatkHk unterliegt nieht der Kritik des Cassatioiishofes. 

Parit, 10 Jttll 1860 (R-j ) (J. d. P. 186L S, tO.) 
0fr. Gm. (Fferis) 6. JnU 1858. 

Za Art. 1086. 

1) Testament; stillschweigender Widerruf; Auslegung 
Tersehiedener Testamente. 

J. M. voB F. M am 17. Odobw 1857 so M. und Unterllm twai am 1^ Septfti- 

bar mi 3. Oetober 1857 errichtete Testamento, worin w nebrere Erbrerm&chtDitsa aas- 
setzte nml den Rest seines Vermögens seinen Verwandten väterlicher Seite vermachte. Da 
sicli bei der Theilungsbetaörde Niemand meldete, welcher seioe Verwandtschaft zum Erb- 
bsMT nadiwtiteii konnte, tlolKo der gronh. Ftaeos dat Ooraeb, Iba fn BosHi ond Gowihr 
der Erbschaft einzuweisen. Hieigegea erbob aber L. Einsprache, indem er auf Qmiid 
eines ei;;enhSndigen Testaments des Erblassers rom 10. April 1S57 die Erbschaft für sich 
in Anspruch nahm. Dieses Testament besagt D&mlich, dass der Staat nichts reo dem 
KublaMo de« Teotirort behommen, Tielmebr L. den ganxen Kaehlasi «rballen, di« Yei^ 
mldiintMO, «olebo In otaiea epller n enrlchleoden ansfuhrltchen letzten Willen gemaebl 
Wörden, auslfefem und das etwa übrig Bleibende filr sich hehalten solle. Der 
Fiscus wandte dagegen ein, dass das in diesem Testamente dem L. togewaadie Erbver« 
nftebtnisi dureh die Erbeinaettuqg der vtterlichen Verwandten im öfleaüichen Tostamenlo 
Ton 3. Oetober 1857 oNlIichwdgond «idoinireB oei. 

Das grossh. Oberhofgericht veniarf aber diesen Einwand, weQ kein 
Grund vorhanden sei, unter dem etwa fltnrig bleibenden Vermögen, „womit 
der Erblasser den L. in dem eic^enhändigen Testamente bedachte, nur den- 
jenigen Theil des Nachlasses zu verstehen, worüber er in dem später zu 
errichtenden Testamente nicht zu Gunsten anderer Personen verftlgen 
werde , vielmehr sich darunter auch das Vermögen verstehen lasse, welches 
zwar Andern vermacht, aber von diesen nicht erhoben werden wollte oder 
konnte und dsibalb von dem Testamentavollstreeker nieht aassattefarn sei, 
sondern in sefam Besitse verbleiben werde.** Diese Berechtigung des L. 
wurde aber in dem späteren Testamente (wdehes nur eine Erbeinsetinng 
enthält, während das eigenhändige Testament auch noch eine Nacherbem- 
setsong involvirt) nicht zurQckgenommen und konnte von M., der — wie 
seine Ausschliessnnp: der Fiscalerbfolgc bewies — an der Existenz von Ver- 
wandten zweifelte, am allerwenigsten bei einer Erbeinsotzung dieser Ver- 
wandten zurückgenommen werden, wenn er seinem Vorsatze, die fiscalische 
Erbfolge auszuschliessen , treu bleiben wollte , was angenommen werden 
muss, da die Nacherbeinsetzung nirgends widerrufen ist 
Mainhoin, 18. Deeember 1880. (AmaL 1861. 8. 67, 68.) 

2) Unvereinbarkeit zweier Testamenta 

Nach Art 1036 B. G. B. ist eine Unvereinbarkeit aweier Testamente 
aoeh da aniunehmea, wo aas den JSwMtakm «cheUt, dam der Teslfaw 



I 



SeO Bflrg«rli«li«f 0«t«ls1»ie]i (AH. 1087, 1088, 1088 m. 10I2>. 

in seinem späteren letzten Willen einem früheren Testamente gegenüber 
aufs Neue über seinen ganzen Nachlass verfügen wollte. 

Dieser Fall ist unter dem Art. 1036 iusofem begrifl'cn, als zwei successiv errichtete 
Teitamcote, In deren jedem die ToUlltii des NaehtaMee ersehapft iat, niebl neben einan- 
der TOllzogen werden können. 

Mannheim, 11. November 1862. (Anoal. 1862. S. 2994 

Za Art 1037. 

Ungültiger Widerruf. 

Eine testamentarische Erbeinsetzung, welche dadurch widerrufen wird, 
dass der Testator später durcli Schenkung' liber sein Vermögen verfügt und 
dabei bemerkt, dass dadurch sein T(st;inient wirkungslos werde, behält ihre 
Geltung, wenn in der Folge die bcheukuug richterlich für ungültig erklärt 
wd, weil der Ifndenruf diireh die formelle Gültigkeit der lietreffeDden epft- 
leren Disposition Aber den Nadilass bedingt ist 

Mannheim, 21. Kovembar 1861 .(Zeotn. Magas. Bd. D. 8. 29L) 

Zu Art. 1038. 
Testament; Bevocation; sp&tere Sclienknng. 

län Universal-Legat nird nicht dadurch gans revodrt, dass der Testator 
in einem sitüteren Acte sein Vermögen bedingungsweise einem Dritten schenkt 

Hat der Testator in dem spätem Schenkungsacte nur unter einer Sus- 
pensivbedingung über sein Vermögen anderweitig verfügt, diese Bedingung 
ist aber nicht eingetreten, so kann hieraus nicht eine Revocation des im 
früheren Testamente enthaltenen Universal-Legats abgeleitet werden. 

Paris, 15 Mai 18Ö0. (Kej.) (J. d. P. ISöO. S. 1118) 

Zu Art. 1088 QDd 104t. 

Testament; Caducität eines Legates wegen Verftasserung; 

Interdicirter. 

Wurde dem N. in dem Testamente des X. ein Haus legirt, spftter äbflr 
X. interdicirt und von dessen Curator, unter Beobachtung der ges^lichen 
Formen, das legirte Hans YerSussert, so wird dordi diese YerSnasening 
jenes Legat cadnc, so dass N., selbst wenn cur Zeit des Todes des X. noch 
der Preis des Hauses ausstehen oder in der Staatskasse coosignirt sein sollte, 
keinen Anspruch darauf m machen hat. 

Der Legatar hat nSmlich, pcmSss Art 1014 B G. B, , ein wirkliches Kecht auf die 
legirte Sache erat vom Tag des Ablebens des Testator»; diese» Bccht kann daher nur dano 
auf diese legirto Sache aoageübt werden , wenn sie an dietem Tage nodi exiatirl nnd in 
dem Naebtaaae sieh Torflndet; iat daber die Saeba fan Aoganbliek des Todes des Erblassen 
gültig veräussert, so findet sie sich nicht in seinem Nachlasse, kann also nicht mehr von 
(icm Lccatar in Anspruch genommen werden; der Erbe kann sie ihm nicht mehr verab- 
folgen; das Legat wurde durch die Verfiusserung caduc, wenn aodi 41a Verlneaaning niebt 
' doreb den Teatalor eelbat erfolgt aeln solHe; bltla dar Taalnior salbst die Varfnsaarang 
vwganomoien (Art. 1038 ib.), so flbide aldi in derselben eine Veränderung seines Willens; 
durch die von einem Andern gülti? vorgenommene Veräusserung findet aber ein Wegneh- 
luea der legirten Sache aus dem Bestaade des Kachlaasee und hiermit ein Wegfallen des 
Lagaten statt; dam Legatar geganObar bewirkt dieses Wegnehmen einen Verbml dar Sadia 
Im »Uli 4se Art, 1012 ib. filnd d« IMi teSnabs bä« Tods dw ErUaMen nodi 
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aas, «0 vertrilt dieser uiclii die Stelle der Sadie soll st, knnn deshalb nicht von dem Len;atar 
in Anspruch genommen werden, da dieser im Augenblicke der Ver&uaserung der Sache 
aocb kein Reelit auf dieeelbe bette, wie diee im Feiie dee AH, 1303 ib. bezoglich des 
GUtubigers eintritt. 

Perie, 19. Aafoet 1663. (Bej cb. civ.) (J. d. P. 1863. 8. 60.) 

Zu Art. 1039. 

Testament; getrennte Legate; Caducität des Hauptlcgates 
wegen Voi versterbeas des Legatars; Galligkeit des even- 
tuellen Legates. 

Wenn der Testator seinem Verwandten eine Leibrente von 8000 Francs 
legirt und zugleich verfügt, dass dieser Summe im Falle des Todes des 
Legatars der Frau desselben rücldalku solle (sera rdwersible ä sa niort sur 
Ift t^te de son 6pouse), so wird zwar, im Falle der Hauptlegatar vor dem 
Erblasser stirbt, das Hauptlegat gemäss Art. 1039 B. 6. B. caduc; erkennt 
aber das Oericht, in den Grenzen seiner Interpretationsbefugniss, dass es 
in der Absicht des Testators gelegen habe, zwei verschiedene, nicht von 
einander abhängige Dispositionen zu treffen, dass das Legat zn Gunsten der 
Frau in Vollzug treten solle, wenn auch der Mann vor dem. Testator sterben 
wiirde , so verletzt es durch die demgemäss ausgesprodiene GlUtigkeit des 
der Frau zugewiesenen Legates kein Gesetz. 

Paria, 19. Moveinber 1860. (Uej.) (J. d. P. 1861. S. 488.) 

Zu Art. 1040. 

Bedingte Erbeinsetzung; Substitution. 
S. tu Art 896 B. G. B. UrtbeU (Darmatadt) vom 27. Aaguat 1849. 

Zn Art. 1043. 

Testament; Nichtigkeit einer geheimen VerfOgung; 

Accrescirnngsrecht des Universal-Legatars. 
8. sa Art 896 B. 0. B. Urtbeil (Dermeledt) too 5. Oetober 1846. 

Zu Art 1044. 

1) Testament; Accrescirnng; getrennte Dispositionen. 

8. n All 1014 B. 0. B. UitbeU (Perie) vom S. Jani 1861. 

2) üni versal-Legat zu Gunsten mehrerer zusammen zu un- 
gleichen Theilen Bedachter; Accrescirnng im Falle des 
Vorverlebens des einen Legatars. 

Sagt der Testator in seinem Testamente , dass er seinen ganzen Nach- 
lass dem A., B. und G. legire, welche er zn sehien üniTenal- Legataren 
dnsetze, nnd zwar den A. zu Ve > den B. zu '/i tuMl den G. zn Vi i ^ aeeres- 
drt, wenn A. vor dem Testator sturbt, das demselben nach dem Testamente 
zukommende V« dem B. nnd G. nnd iftUt keineiwags dem Intestaterben si. 

Die Disposition lu Gunsten von A , B. und C stellt sich tremfiss Art. 1003 B. G. B- 
als ein Univcrs.il-Logat zum Vortlieil einer jeden der als Universal-Legatare bezeichneten 
und zusauiiuen (conjointement) beschenkten Personen dar; vreon, vrie hier, die Gesammt- 
hiü dw Baddaeeie nebreren PerMum svfeamen verawdil niid, elw «fne jede deiMl> 
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ben berufen isi, die ganze Nachlasflenschaflt za erben, so k^nn Ton einer Ann'endang dM 
Art 1044 ib. nicht die Bede sein; stirbt einer dieser Legatare vor dem Testator, so wird 
dtiMD l4g«l eaioe md flUli w«g»n der TiuMiaehe, dui die twei andern Legetsr« tar 
BMrbung des GesammtnacbiMSes eingesetzt worden sind, diesen Beiden zu. Der Umstand, 
dass der Testator in einer acressorischen Besliinmung, welcbe die Vollziehung des Uni- 
versalveroiftcbtnisses zuui Gegenstand hat, den Thcil, welchen jeder der Legalare aus sei- 
mm Nadilui au beliehen haben solle, bestimmte, veriiidert niebt den durch die Hanpl- 
Ternigvng det Tealaneotes faslfrealalltm Charakter dea Legaiea. 

Wollte man selbst das ftaclirlio Veimncbtniss nur ."»Is Icgs h litre iinirerscl ansehen, 
SO wQrde die Caducilät des Legales zu Gunsten dea A. dennoch seinen Mitlegatnren B und 
C. profitiren: denn der Art 1044 stellt nur eine gesetzliche Vermuthung des Willens dea 
Taatalora baitiglicb der Aeerasdrung das Legatea für den Fall fest, wenn die tealananta^ 
fische Verfügung mit den von ihm bestimmten Bedingungen Qberoin^timnjt ; allein jener 
Artikel verhindert den Testator nicht, durch Kundiiebeii siines Willens, den Anlhcil des 
einen Legatars a titre unircrsel für den Fall, dass dieser vor ihm sterben sollte, den an- 
iim Lagataren & Hira nnivarael xuauwelaen; daa Oariebt erkannte aber, aus tinar IMeiw 
fraialion der taitekiedenen Verragungcn des Testamentes, dass dieses wirklich die Absiebt 
des Testators war, nnd diaae faetiseha Wttrdigttng uuiarUegt nicht der Jüitik dea Casaft« 
tionshofes. 

Paria, 13. Fabmar 1862 (Rej) (J. d. P. 1861 & 866) 

Cfr Gilbert tn Art 1003 B. G. B. Nr 9, 17 und xn Art. lOU ib. Nr. 13 n. t 
S. «ttdi m Art. 1^03 fi. Q. B. daa UrtbeU (Paria) vom 19. }Un iML 

Zu Art. 1046. 

1) Widerruf eines Legates sub modo. 
8. in Art. 9M B. G. B. OrthaU (Dargaatad^ vom 31. Angnal 1848. 

2) Widerrnf eines Testamentes wegen NichtvolUngs 
unwesentlicher Bedingungen. 

& II Art. «64 B. e. B. UrthaQ (Parii) ra 37. Min 1861. 



Sechstes Kapitel« 

Von den erlaubten V erfügungen zu Gunsten der Enkel des Schenk" 
gebers oder zu Gunsten der Kinder seiner Geschwister, 

(Art 1048—1074.) 



Siebenten MapUeL 

Von den Theüungen der Eltern und andern Ascendenien unter 

ihre Deseendenten. 

(Art 1075 — 1080.) 

Za Art. 1075 v. f. 

1) Elterliche Theilung; gleiche Natur der zugetheilten Ge- 
genstände; Privilegium für die dem Miterben sugewiesene 
Herausgabe; Revocationsklage; Dotalehe; Unyer&usser- 
liehkeit der Pos; ZwangsTOisteigerung.' 
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A. Der Art. 832 B. G. B. iliidet atich anf die Theflnog der Ascendenten 
unter die Kinder Anwendung. 

Wenn daher wegen der Utiinöglichkeit , die zum N.icblass gehörigen Iminoliilien In 
Katur uotor clen Desccndenien zu theilen , der Asceudent dieselben zweieo seiner Kioder 
tnlheiU, nnler der Verpflichtung, den twei Obrigen Kindern, welchen flbenliM die totliti^ 
danea Sfobllien xogetheiik werden, eine entaprecbcnde Herauszahlung ra Idtlen, lo nleOt 

sich diese Art der VcrtfieÜun?, welche «iiich l ei pincr nach soiriom Tode von don T)e?ren- 
denten vorzanebmendea Theilung sich als oüthweiidig erwiesen haben wflrde, als rechts- 
galtig dar. 

B. Fand din Thdhing des Ascendcntcn in Pom efoer Sebenbniig itett, co bat tl« 
•war in gewissen Betiebungen den Obnrakter einer Schenkung; wu jedoeb das Terblttaiw 

der Deseendcnten zu einander belrilllt M ist nie xnfolga Art 1078 and 1079 ib. ab eins 

wahre Theilung anzusehen. 

Der Descendent, welclier in sein Loos eine Herausgabe an den andern, 
mit Immobilien bedachten Miterben zugewiesen erhielt , hat also hierfür ein 
nach den Bestimmungen des Art. 2109 ib. zu beurtheilendes Privileg auf 
das I1OO8 des Letstem aozusprechen, kann aber nicht zugelassen werden, 
wenn er dieses Privileg rechtieitig an wahren nnterliess und deshalb ein 
Hypothekar -Gläubiger des Miterben den Rang vor ihm erlangte, diesem 
Maehtheil dadurch vorzubeugen , dass er die im Art 958 B. O. B. vorge- 
sehene revo c at ori sche Klage anstellt 

C. War einer Frau, die sich unter dem Dotalsystem verheirathet hatte, 
bei jener Theilung eine Herausgabe für das dem Miterben zugetheilte Im- 
mObel zugewiesen worden, so steht der Grundsatz der Unveräusserlichkeit 
der Dos dem nicht entgegen , dass sie , wenn sie in nützlicher Frist ihr Pri- 
vileg einzuschreiben versäumte , ihr nur noch ein hypothekarisches Recht 
auf erwähntes ImmObel gemäss Art. 2113 B. G.B. zuerkannt werden kann. 

Dann aadi dem Grandsatz« de« Art. 883 B. 0. B. ist ^ ao antaisbatt, ala ob ihr 
niemals ein anderes Recht als auf die ihr Ar Haraasgabe von Ihrem Bruder geschnidelf 

Summe zngeslnnden halic; ein An<Iere<; \vflr<Ic nur dniin cintreteOf wam dia Thslbuig MT 
betrügerisch on Umgehung des Doialsystcujs siaifgt^funden hatte. 

D. Hat der Ascendent in seiner Vertheilung, ausser seinem eigenen 
Vermögen, zugleich ein Immöbel begriffen, woran den Kindern bereits als 
Erben ihrer früher verstorbenen Mutter, namentlich einer Tochter, welche 
sich unter dem Dotalsystem verheirathet hatte, ein indiviser Theil (die 
Htifke) zostsnd, und es wurde das ImmObel gegen den Erben , weldiem 
dssselbe ganz zugetheilt worden war, zwangsweise versteigert; es steht aber 
actenmiBsig fest« dass dieses ImmObel untheübar war, mithin eme VerAns» 
serung desselben jedenfalls hätte stattfinden müssen , und dass die Aufrecht 
haltung der elterlichen Theilung im Interesse aller Betheiligten gelegen habe, 
unter dem Vorbehalt eines Ersatzes für die Miterben, so kann das Urtheil, 
welches die Vertheilung aufrecht erhält und den Ersatzanspruch festsetzt, 
nicht einer nützlichen Kritik vor dem Cassationshofe unterzogen werden. 

Paris, 7. August 1860. (Bej.) (J. d. P. 1861. S. 682; Sir. 1861. 1. 977.) 

Ad A. cfr. Gllbarl aa Art 8SS B. 0. B. Kr. 1 v. 8, and in Art. 1075 9». Nr. 9 «. f. 

Gass. (Paria) Tftm 9. Juni 1857 und Tom 18. Angnst 18&0. 
Ad C. cfr. Gilbert u Art 983 B. G. B. Kr. 20 n. £ Gaaa. (Paris) vom 11. B»- 

cember 1820. 
Ad D. sfr- Gass. (Ma) vom 22. Norember 1650. 
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2) Elterliche Thcilung; Schenkung einer Forderung. 

Eine freigebige Verfügung der Eltern über einen verhältnissmässig ge- 
ringen Theil ihres Vermögens (eine Forderung) zu Gunsten mehrerer ihrer 
Kinder kann, wenn diese auch zur Gh'ichstelhin^,' auf dieselbe Forderung 
der Kitern anj^'ewiesen werden, nicht als eine die gemeine Erbtheilung auti- 
dpirende elterliche Thcilung aufgcfasst werden. 

Kach der dem Gesetze zu Grunde liegenden Anschauung ersetzt die Thcilung der 
EU ein unter Ihren Kindern die sonst nach dem Ableben eines EHcrntheils nfllbige Erb» 
theilang, und lassen siell Uemach nur solche Anordnungen darunter verslehen, deren Zweck 
sowolil nach der Absicht des Verfügenden, als nach dein Inhalt der Anordnung seihst wahr- 
haft dahin geht, entweder das gcsamiute Veriuü;;cn des Vcrfügendco oder einen grösseren 
Tbeil dieses Vermögens nnter den vorhandenen Kindern tn'iheilen, d. h. etnem jeden der- 
selben das ihm gebflhrende Loos anzuweisen. 

Msnnbeim, 26. September 1S63. (Annal. 1863. S. 247.) 

3) Elterliche Theilung; Widerruf. 

Anf Grund der Art 1075 und 1077 wurde ausgesprochen, dass eine 

TheUung der Mutter unter ihren Kindern und Enkeln den Charakter einer 
elterlichen Theilung dadurch nicht verliere, dass die Mutter darin sich vor- 
behält, dieselbe mit Ausnahme einzelner bestimmten Vermögenstheile nick- 
sichtlich alles Uebrigcn später zu widerrufen und eine andere Disposition zu 
treffen, und dass die Mutter .später jene 'rheilunLi. soweit sie solche wider- 
rufen könne, auch wirklich widerrief und theüweise darüber durch Legate 
weiter verfügte. 

Ifnnnheini, U. Febmar 18U. (Zentn. Magu. Bd. I. 8. 102.) 

4) Erbvertrag; lästiger Vertrag; elterliche Theilung. 

Der Vertrag, durch welchen ein Vater seinem Sohne eine Liegenschaft 
zum sofortigen unwiderruflichen Eigenthum tihcrträi^t , tieften die von Letz- 
terem übernommene Verpflichtung zu verschiedeneu Zahlungen und Leistungen 
aa die flbrigen Kinder , sowie zur Gewährung einer lebenslänglichen Leib- 
radit for den Vater, kann, selbst wenn darin angegeben wird, dass die 
Uebertragung unter dem Titel einer Demission geschdien sei und unzwei* 
felhaft die Absicht des Vaters bei dem Acte dahin ging, sein Vermögen 
unter seine sämmtlichcn Kinder zu vartheilen, von dem Gerichte als keine 
Theilung des Vaters unter den Kindern, sondern als ein lästiger Vertrag 
(Verkauf; angeschen werden. 

Eine solche, zumal nur von einem der Contrahenten einseitig gehegte Absicht, durch 
da« Mittel eines abzuscbliessenden Vertrags einen ferneren Zweck xu erreichen, ändert dit 
Rnlnr dienet VerInges nliAl; Tielmehr ist die Form dieses Contmctes nnssebllessUeb nndi 
seiner eigenen rechtlichen Natur und nicht nach jener Absicht zu beurtheilen; ebenso hängt 
seine materielle Gflltigkeit nicht von den darin aobrauchten juristischen Ansdrürkon, sondern 
nnr von seioem wirklichen Inhalte und davon ab, ob sein Inhalt den bestehenden Qeeetxen 
ntoprieht. Demxufolge sind s»f jenen Ael die Ari 1075 — 1061 B. 0. B. niebl nnwendlmr. 

Berlin, 11. Deeember 1848. (Bej) Tollmanns g. Tollninnnt. (K. A. 43. iL 82.) 

5) Theilung der Gemeinschaft vor deren Auflösung, sum Zweck 
der Theilung der Eltern unter die Kinder; Ratification. 

A. Ehegatten, welche in Gfltergemeittschaft leben, kdnnen nicht vor 
deren Auflösung unter sich zur Liquidation und Th^ung des xu dieser 
GemeiDBchaft gehörigen Vermögens schreiteB. 
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Sie handeln hierdurch den Verführungen der Art 1395. 1423, 1441, 1453 und 1467 
B. 0. B. zuwider und erlauben sich einen iCingrifl gegen die Unabäoderlichkeit des Elie- 
▼•rtnges VDd der Bedito, welcher jeder Ehegatte in ihrer Integrittt n bewahren Terirflidi* 
let Ist. 

B. Die Theilung des gütergemcinschnftlichen Vermi^aiB, wdcbe die 
Ehefrau vor der Auflösung der Gemeinschaft aufstellte, um der in einem 
Testament bewerkstelligten Vertheihmg ihres Antheils an der Gütergemein- 
schaft unter iiire Kinder zur Grundlage zu dienen , kann weder als definitive, 
noch als provisorische Theilung gelten. Diese Theilung vermag auch nicht, 
durch die uachherige Einwilligung des Ehegatten in den Vollzug des Testa- 
mentes seiner Frau, die GharalKtere und die Terbindende Kraft eines Ver- 
trages zu erlangen. 

Dean das BeohtalMuid, welches aar dordi das gWehieitlge ZuaamiiiWBlraflen des Wil- 
lens beider Contrahenten entsteht , konnte sich nach der durch das Ablsbei dar Ebsfiran 
eiogetretenen Auflösung der Gemeinschaft nicht mehr bilden. 

C. Ebenso erscheint die Vertheil ung des gütergemeinschaftlichen Ver- 
mögens unter seine Kinder, welche der Ehemann seinerseits durch Testa- 
ment bewerkstelligte , als in ihrer Grundlage fehlerhaft und ungültig. 

Basselbe bingl biaatd^^ selaer Gültigkeit, wie jenes der Ebefian, tob der GflHIgw 
keit der antidplrlen Theilnog der Gfllergeneioadiaft ab, welehe die Ehefraa toersl mr- 
■ahm; das Testament des Mannes trifll das nämliche Loos, wie jenes der Frau. 

D. Der Umstand, dass eines der Kinder bei Lebzeiten des Vaters in 
den Vollzug der letztwilligen Verfügungen der Mutter, soweit es davon be- 
troöen wurde, einwilligte, war nicht im Stande, der von Anfang an ungül- 
tigen Theilung der Mutter Gültigkeit zu verschallen. 

Um diese Wirkung erzeugeu zu können, musstea alle Interessenten darin einwilUgSB, 
80 als ob eine unter ihnen bewerkstelligte nene Tbeihing stattgeftanden bitte; die aodera 
Kinder ratificirten jedoch die von den Eilern bethlttgteB Thettnngen oietaA, Terlangten viel- 
mehr die Vernichtung der mütterlichen Theilung. 

E. Es kann daher das Kind, welches einseitig ratificirt hatte, nicht 
verpflichtet sein, die von den Eltern vorgenoninienen Theilungen, welche 
für seine Miterben nicht verbindlich waren, seinerseits anzuerkennen und 
zu vollziehen, und war mithin befugt, neue Theilungen zu begehren. 

Paris, 23. Deeember 1861. (Gass.) (J. d. P. 1868. 8. 311.) 
Oft. Drthell (Paris) vom 13. November 1849. 

6) Theilang der Ascendenten; Ungleichheit der Loose; 

Vollzug; Verjährung. 

A. Wenn die Eltern in einem und demselben Acte ihr Vermögen, ohne 
anzugeben, weltdie Stflt^ke zur Erbschaft des einen oder des andern der 

Eltern gehören, in der Art unter ihre vier Kinder vertheilten, dass sie alle 
vorhandenoi Mo- und Immobilien dem einen Sohne, unter Vorbehalt ihrer 
Nutzniessung an der Hälfte, zuweisen und verfügen, dass dieser an jedes der 
Geschwister einen bestimmten Geldbetrag, gewissermaassen als deren Pflicht- 
theil, herauszahlen solle, ohne dass auch nur gesagt ist. dass die Mobilien 
und Immobilien nicht füglich in Natur getheilt zu werden vermöchten, 80 ist 
dieser Theilungsact wegen ungleicher Vertheilung zu annuUiren. 

B. Die Klage der benachthciligten Kinder auf Vernichtung der Theilung 
▼eijflhrt erst in den zehn Jahren nach dem Tode des Lelatlebenden der 
Eltem, nicht in den 10 Jahren nach dem TheUungsaete. 
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C. Hat eines der Kinder, nach dem Tode der Eltern und nach An- 
stellung der Klage auf Vernichtung der Theilung, die letztere ratiticirt, so 
steht dieses der Nichtigkeitsklage der andern Kinder aictit entgegen; das 
Yerhiltniss des Beklagten zu dem BatificireDden ist der besonderen Liqui- 
dation zwischen Beiden Torznbehalten. 

Paris, 7. Januar 1863. (Rej. ch. civ.) (J. d. P. 1863. S. 637.) 

Ott Gilbert zu Art. 1075 B. Q. B. Nr. 15 a. t, za Art. 1079 B. G. B. Nr. 19 a. L 

Zu Arl. 1075 and 1076. 

Berücksichtigung der Theilung des Ascendenten an seine 
Kinder bei Berechnung des verfügbaren Vermögens. 

8. lu Art. 922 D. G. B. Unheil (Paris) vom 24. April 1861. 

Zu Art 1076« 

1) Theilung unter die Kinder; successio universalis; 
Nichtigkeit; Verjfthrang. 

Hat der Sohn, bei Lebzeiten des Vaters, in Folge einer Theilung des- 
selben unter seine Kinder, ein Grandstack in Besitz erhalten, so reprftsen- 
tirt Ersterer den Vater nicht in der Art, dass die gegen Letztem, nach 
der Theilung, von Dritten in Betreff des Eigenthums jenes ImmObds er- 
wirkten Urtheile dem Sohne als reditskriftige Entscheidungen entgegen- 
gesetzt werden könnten. 

Eine Theilung unter die Kinder ist, wenn sie nicht nach Vorschrift der 
Art. 1076 und 931 B. G. B. errichtet wurde, nichtig und kann nicht als 
ein zur Verjährung tauglicher Titel angesehen werden, wo diese einen 
Titel erfordert. 

(S. das Niliare sa Ar«. 2362 B. & B.) 

DarmaUdl, 4. Mir* 185L (B^) Sebnahl g. SduDahl. 

2) Handgeschenk einzelner beweglicher Sachen; Galtigkeit 

8. w Art 888 B. 0. B. UitliaU (BorUn) vom 16. Hin 184L 

Za Art 1078. 

Elterliche Theilang; verschollene Milit&rpersonen. 

6. dn ürtheU (BerÜB) ron 18U so Art. 1S6 B. 6. B. and ra Art «63 ib. 

Za Art 1079. 

i) Elterliche Theilung; Anfechtung bei Lebzeiten der 

Eltern. 

Wenn nach Art 1079 E 6. B. eme elterliche Theilang wegen Verkfir* 
long Aber ein Viertheil oder wegen Pflichtthetlsverletzung anfechtbar ist, so 
kann diese Anfechtung doch erst alsdann stattfinden, wenn die abergebenden 
EUem todt sind. 

So lange die Eltern leben, sind sie nicht verbunden, ihr Vermrtgf^n abzugeben; die 
Anfechtung einer freiwillig geuiacbtuD Schenkung oder Thttiluiig 8et7.t aber vuratu, das» 
dem Aafechteadea eio Keebt zustebt, oatlatt der angcroebteuoD Tbeiluug eine aodere n 

^"''naiiBheiai, 13. Hai im* (Obartaofg. Jabrk 1810/41. B. 403; AanaL 1812. 8. d08^ 



Digitized by Google 



Bars«rliob«t GeseUbttcb (Art. 1078, 



867 



2) Elterliche Theilang; L&sion; Werth der Gttter. 

Wird eine gemflss Art 1075 B. O. B. bewerkstelligte antidpirte Thei- 
lang des Ascendcnten wegen Verletzung aber ein Viertheil angefochten , so 
muss bei der Abschätzung der Werth der geschenkten Güter iin MoiuoDte 
des Todes des Asceadenten, mcht in jenem der Xheüung, zu Grund gelegt 

werden. 

Das Kecbt, die Theilang dM Ascendentea anzugreifen, ninunt erst mit dessen Tod und 
i«r Ertffliaog teiner ErbacbaA Minen Anfang; Ins zn dieMm Monent hatte der Erbtoiser 

noch die Freie Verfügung Uber Hin Yennflgen, also kein Desceiidont das Recht, sich Uber 
eine Verletzung zu beschweren; es kann alio «ub nur die frage «itateben, ob in dieiea 
▲qgenblicke eine Verletzung Torlag. 

Et naebt bier keinen Untenebiod, wenn die Tbeilang dee Aeeendenten intk Bihie 
knngtaei Torgenomnen und darin etipnlirt wurde, dass die Deacendenten rom Tage dae 
Actes an ihre Loose zu geniessen und danlher zu verfügen berecfitigt sein sollen. Durch 
diese Stlpulntioa kano jedenfalls ciu Kecht auf eine zukuaftige £^rbscbai't nicht verletzt werden. 

Paris, 4. Juni 1862. (Gass.) (Sir. 18G2. 1. 785) 

3) Klage auf Reduction der durch Schcnkungsact bewerk- 
stelligten Theilung der Ascendenten; Verjährungszeit 

Der Notherbe, welcher durch ehe mittelBt Schenkung unter Lebenden 

bewerkstelligte Theilung des Vaters unter seine Kinder in seinem Vorbehalte 
beeinträchtigt zu sein behauptet, kann nach Ablauf von 10 Jahren (vom 
Tage des Actes, beziehungsweise vom Tode des Vaters an gerechnet) nicht 
mehr auf Reduction dieser Theilung klagen; die zehnjährige Verjährung 
des Art. 1304 B, G. B. tritt auch bezüglich dieser Keductionsklage ein. 

Die fragliche Scbeakuug bildet einen Vertrag, die Klage auf Reduction aber enthält 
einen die theilwefee Beeeieeion dee Veringa betweekenden Angriff; der Art 13M naebt 
keinen Unterschied zwischen ganzlicher und tbeilwelaer Beacission; die Beductioasklage 
und Rescissionsklage sind von gleicher Natur und von analoger Wirkiing; der Art. 1079 ib. 
a^Ut beide auf eine Linie und unterwirft sie mitbin den n&miicben liegein und Voraoe-' 

'*^™Ptrli, 1. Mnl ISfiL (Bitj.) (J. d. P. 1863. 0. 15t) 

Gfr. GUbert n Art 1079 B. G. B. Vr. 33 a. f., adde Gi«. 3. AqgatI 1818. 



Achtes Kapitel. 

Von den Schenkungen im Ehevertrage zu Gunsten der Ehe- 
gaUen und der stu erwartenden Kinder, 
(Art 1081— 109a) 

Zu Art. 1082. 
Verm&chtniss an Dritte.. 

Zu Gunsten Dritter kaun in einem Ehe?ertrage kdne freigebige Ver- 
fngong gemacht werden. 

Nach Art. 894 and 896 B. G. B. ist die sofortige unentgeltliche Ueberlassung einer 
Sache an einen Anderen zu Eigenthura eine Schenkung und die unenigeiiliche Ueberlas- 
sung des Vermögens oder eines Tbeila desselben auf den Todeafall eine letzte Willena- 
•idnnng, wtlelM am m, ttm leHMa Willtatarkaade (Ait 967 n. 1 ib.) flnriihlel ««- 
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den kann. Hiervon macht der Art. 1082 zwar eiue Ausnahme, aber nicht zu Gunsten dritier 
Perfonen, Modera oar ta Oiinston d«r Ehegatten und der aus der Ehe in hoffenden Kinder. 
Mannheim.... 

Entgegengesetzt entschieden auf Grund des Art. 1389 B. G. B. 
Mannbeim, 6. Mai mi. (OherhoFg. Jahrb. 1842/43. S. 193, 194.) 

Zu Art 1084. * 

Schenkung im Ehevertrag; Etat der Schulden; Kichtigkeit 

Der Art. 1084 B. (}. B. gestattet, in einem Ehevertrage die gegen- 
wärtigen und znkdnftigen Vermogeiistheile zu verschenken nur unter der 
Auflage der Anfagung eines Etats der am Tage der Schenkung bestehenden 
Schulden und Lasten. Wird diese unbeschränkte Vorschrift nicht beobach- 
tet, 80 kann der Beschenkte nicht nach dem Tode des Schenkgebers an das 
gegenwärtige Vermögen sich halten und auf den Ueberrest verzichten. 

Ist der Schenkgeber ein Kaufmann, der zur Zeit der Schenkung in Contocarrent- 
Verbällnissen mit einem Banquier stand, so muss, um dem Art. 1084 aacbzulebeo, dar 
Sdiankgeber, welcher snr Zeit der Sehenkung, aasweialieh einer eret eplter iMtHndenden 
Abreehnnng, Sehuldner des Banquiers war, diese Schuld in dem gediwihlen Etat einbe- 
greifen; zur Aufrcchthaltung der Schenkuna; kann nicht darauf Bezug genommen werden, 
dasi am Tage dar Schenkung noch keine Abrechnung stattgefunden , der Schaokgaber also 
^ht gewuati habe, ob er Gltubiger oder SehnIdoer des Banquiers sei; dieser konnte ans 
seinen BOeliem dieses ganz wohl erseb'^n, und es muas also wegen freiwilliger oder unfrei- 
williger Nirhtangabe Jener Sebald die Schenkung des gegenwirtigen Tennögens als nichtig 
erachtet werden. 

Paris, 131 IToveaber 186L (Rej.) (J. d. P. 1801. 8. S3S.) 

Za Art* 1088. 
Beclamation des Geschenkten. 

Die Bestimmung des Art 1068 B. G. B. ist audi auf eine später für 
nichtig erklärte Ehe anwendbar, weil dasjenige, was nichtig geschehen, 

reditlich so anzusehen ist, als wäre es gar nicht geschehen. In einem sol- 
dien Falle steht aber nicht nur den Eltern des Ehetheils, welchem die Sehen- 
kung gemacht wurde, sondern diesem selbst, gegenüber dem andern £he- 
theile, die Klage auf Herausgabc des Geschenkten zu. 

Der Art 1088 erkl&rt solche Schenkungen, für den Fall die Ehe nicht zu Stande 
kommt, nicht Ahr nichtig, sondern nur fttr TerPallen, und es kann isher nidil sweifeW 
hall sein, daes 1er beschenkte Ehelbell, so lange von jenem Baekfallsredlie k^ Gebrauch 
gemacht ist, dag ihm Geschenkte gegen jeden Dritten als sein Kifren vprtreten darf, ohne 
daas dieser ihm die Überdies aus dem Rechte des Schaukgebers abgeleitete Einrede ent- 
gegenhalten kann, dass dieser die Schenkung anfeehtea könnt. OlM iH aelhtl dann der 
FMI, wenn man die Verfl^nng dei ArL 1068 glelehbedeiMend nll einer NlebügerkUrnng 
der Schenkung annimmt, imlem diese Nichli^jerklfiruii? . 'la sie nicht mit dem Beisatze „kraft 
Gesetzes" angedroht ist, von den Eltern des beschenkten Ehetheils erat bat dem Bichter 
beantragt werden musste, che der Beklagte sich darauf berufen konnte. 

Mannheim, it September 18U. (Oberhofg. Jahrb. 18U S. 678.) 

Zu Art 1089. 

Schenkung im Ehevertrage; Caducität; Beweis des 

Ueberleben s. 

A. Wenn in einem Ehevertrai^e .stipulirt ist, dass die Ehefrau, falls 
der Ehemann Yor ihr versterbe, aus dem vorbandenea Vermögen 
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des Ehemannes eine bestimmte Summe erhalten solle, so haben, wenn es 
deshalb nach dem Tode beider Eheleute zu einem Prozesse kommt, die 
Erben der Ehefrau , welche die Schenkung in Anspruch nehmen, das Ueber- 
leben der Ehefrau zu beweisen. 

Dit Frag« Mi iiacb deo bezüglich der Beweislast im Allgemeinen geltenden Principien 
in bMiilworteB, da terOber «fai« •peaMI« Vonebrifl nicht betteln, numtUeh niebl In den 
Art. 1089 ß. Q. B. gefunden werden kann. Dass hier, wie in den Art. 1088, 1039, 1040, 
1042 und 1048, die Verftigung als eine „caduke'' bezeichnet wird, d. h. als eine solche, 
die, arspranglich gQltig, wegen eines sp&ter eintretenden Ereigniisee oder in Folge des 
Hidilainlritts einas aolebMi wieder UnwagflUlt, danuw kun atai Argnmant baiafliiab dar 
FHiga: war in Betreff jenes Ereignisses beweispllichtig sei ? nicht geschöpft werdao, abanm 
wenig wie ans dem Umstände, dass der Gesetzgeber sich gerade der Redeweise: ,.wenn 
der Scbenkgeber den Schenknehmer überlebt" bedient, statt der gleichbedeutenden: wenn 
dar SebaBknahnar den Sabankgabar nicht flbarlabt. 

Nach den allgemeinen Principien Ober die Beweislast (Art. 1315 B. G. B.) kann rata 
aber nicht ohne Einschränkung behaupten: ,.es könne ein weiterer Beweis von demjenigen 
nicht verlangt werden, der ein gültig abgeschlossenes Becbiagesoh&ft für 
•Ich bat, ioiidam es habe sainanaKs derjenige don Bawala sn fhhran, dar bdiaaptet, 
dass die VarpAiehloiigen aus diesem Bacbtsgeschäfte hinweggefallen seien.*' Diea iat dann 
nnrichtif7, wenn es sirh, wie hier, von Stipulationen handelt, die an eine Suspensiv- 
bedingung gekiiupd siud, iudeui, wenn auch m diesem Falle ein gtUug abgoschiosaenes 
Biflhniiaaflhifl vorüegi, doch die Bachta an» damaalbcn avst durah dan Eintritt dsr Be- 
dingung axialent wardan (Art 1181 B. 6. B.) und daher allerdings derjenige , dar sin gal- 
leud machon will, dem Art. 1315 ib. gcrnns^ ilcn Kintritt der Bedin!»uii;^ I)ewei8en muss. 

BezOglich des fraglichen Beweises kann in Kheiuhessen, wo das französische Recht 
gilt, das EOmiscbe Becbt rar Losung dar voratebenden Streitfrage nicht zur Anwendung 
kMunen, da aa hier nalbat niaht mahr ala anbiidliraa Baoht Oallong hat (Ail 7 daa G*- 
actses vom 30. Ventdse XU). 

B. Wenn die beiden Eheleute bei demselben tragischen Ereignisse 
(Raubmord) ums Leben kamen, so können die Parthieen, um den Beweis 
* zu führen, wer von den Eheleuten zuerst gestorben i«t, sich nicht auf die 
Verfügungen der blos für die Intestat-Er bf olge geltenden Art. 
720—722 B. G. B. beziehen, wohl aber auf die durch Auszüge aus den 
wegen jenes Ereignisses aufgenommenen Gnminalacten constatirten Zeugen- 
aoBsagen, ErUirungen des Bescboldigten und intlidieli Berichte, als Ver^ 
nathnngen, gorttckgehen (Art 1368 ib.). 

Darm Stadt, 10. Mai 18W. (Oaia. und Bafia.) Mayar g. Fiiadbaig ind FiMM. 
(EmmarUng 186«. L 66.) 

IVeuiites Kapitel. 

Von den Verßgungen unter EheyaUen im Elieverirag oder 

wäliretid der Ehe. 
(Art 1091—1100.) 

Zu Art. 1094. 

1) Eheyertrag; gegenseitige Schenkungen der Ehegatten; 
verfflgbares Vermögen; Gesetz zur Zeit der Schenkung. 

Um zu beortheilen, wie hoch sich das verfügbare Vermögen eines Man- 
neB bdaafo, der sich anter dem Gesetze vom 17. Hivdse U verheiraUiete 

24 



Digitized by Google 



STO 



Btrt«rli«hM 0«««l«bB«li (Art. IQM). 



and welcher seiner Ehefraa im Ebevertrage eine Schenkung für den Fall 
des Ueberlebens zugesagt hatte, aber erst unter dem B. G. B. vor seiner 
Ehefrau verstorben war, ist das erstere Gesetz, nicht das B. G. B., maass- 

Di«tt IWhwkwig gewibrte, obgltMi üm WiriiaanlMil Wi nm TM« 4« KIwimmi«« 
•uspeadtti bUab, deonoch der Frao ein actaellet and uwMM-rafliehM B«cht; da zu rw» 
muthen Ut, dsss die Eheleute eich in Betreff der Frage des TerfOgbaren Vermögens dem 
zur Zeit dw Vertraget geltaodeo Qeaetze uDterworfeD haben, bo kaoo da« ocue Qesetz- 
taeh, ebM di« UBwitonJiehkdl 4» B<lw nk i g n mtelm, nicht nf «Mb« nr Am^ 
«•odang kommen, and dieaea am so weniger, wenn, wie ia «oamlo, Mipuliri woiiM 
war, dass die Schenkung nach dem damals geltendeo Qesetz« bMMIMa WIHm aoU«. 

Paris, 16. April 1862. (Cut.) (Sir. 1862. L 970.) 
0fr. Gilbert in Art. MM B. e. B. 1 

2) Legat zu Gunsten des Gatten, theils zu vollem Eigenthum, 
theils zum Nutzgeuuss; Berechnung der disponibelen 
Quote; Reduction. 

8. zu Art. 922 B. G. B. ürtbeil (Paris) rom 28. Mal IMS. 

8) Nutzgenuss des Ehegatten; Befreiung von der Bürg- 

Schaftsstellung. 

8. za Art. 601 B. G. B. CrUieile (Paris) vom 26. .\ugust 18G1 und 12. ^ärz 1862. 

4) Schenkung unter Ehegatten; Vermächtniss des Nutige- 

nusses an dem Pflichttheil der Ascendenten. 

Schenkt der Gatte der Gattin im Ehevertrage eine bestimmte Summe 
für den Fall des Ueberlebens, und stirbt ohne Desceudenten, aber mit Hin- 
terlassung seiner .Mutter, welcher hiernach ein Viertheil seines Vermögens 
als Pflichttheil gebührt, so kann die beschenkte Ehegattin, wenn das hinter- 
laäseue dispuuibeie Vermögen nicht zur Zahlung der ihr vermachten bumme * 
hinreichen sollte, nicht gem&ss Art 1094 B. G. B. einen Anspruch auf den 
Nutzgenu« d«i der llnttar als Nothorlw nutehend» ItetlMili dM Nadi- 
laises T ftf**»ft 

Uiana baduHU M •Imt •■•driicknebao Verf&goDg de« Erblanw«, dass die Gat- 
tin den Nutzgenuss des nicht disponibelen VermfVgens haben solle; eine solche Verfttguug 
lag aLer oicbt vor, aach «rbeilt« oirgeoda dessen Absiebt, daas die seiner Gattin geschenkte 
flamme, amii 4«m NmifratHM nadi, mm 4m PUehtttaeil Mimr MiMer genommM wvim 
lolle. Dm Urtbeil, welches das Gegentheil erksont, noterlisigt 4er Ouiation. 

Permstadt, 28. Januar 1861. (Gass.) Wittmann g. WitttBBon. (Emmerl. IML I. 94 
Cfr. Gilbert zu Art. 1094 B. G. B. Nr. 17 -21. K. A. 34. L 154. 

5) Testament zu Gunsten der Ehegattin; Nutsgenass des 

Vorbehaltes eines Ascendenten. 

Hinterlässt ein Mann bei seinem Tode als Yorbehaltserben sdnen Vater 
und seine Ehefrau, zu deren Gunsten er dahin testirt hatte : „ich setie mdne 

Ehefrau N. N. zur Univcrsal-Legatarin meines ganzen Nachlasses, worin er 
auch bestehen möge, ein", so kann das Gericht hiernach annehmen, dass 
es die Absicht des Testators gewesen sei, seiner Ehefrau Alles, worüber er 
zu Gunsten seiner Ehefrau testiren konnte, auch den Nutzgenuss des seinem 
Vater gesetzlich zustehenden Vorbehaltes zu legiren. Diese Entscheidung 
unterliegt nicht der Kritik des Osasttioiahofas, 

Paris, 19. Min 1MB. (Bcij.) (8lr. IML L im) 
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6) Yerfflgbarer Theil beim Vorhandenseii Sines Kiadet. 

Der Ehegatte, welcher nur ein Kind hinterlfisstt ist in seiner Dispo» 
sitionsbefogniss zu Gunsten des andern Ehegatten eböiftUs anf die im Azi 
1004 B. G. B. festgesetzte Quote besdirlakt . 

Der Art 1001 dcrogirt all »pecielles Gesetz der allgemeinen Beslimmung des Art. 913 
In allen Paokten, für welche derselbe eiue dAvon abweichende Bestimmung enthält; dme- 
•eJb« ist s*«r als AiUD&bnisbesiiaimiuig atrietissimae inierpretationis, allein oaoh Wortlaut 
«Di GciH asdi anf diaaan Fall anwaAdbar; deao dnrch dia Wortfliaaiug daa Art. 1(M| 
wornach ein Ehegatte dem andern entweder die eine oder die andere der dort fsstga- 
aetiten Quoten geben kann, ist jeder andere Fall, welcher eine Ueberschreitung dieser 
Qaola aiith&lt, aasgeschlossen, und während der Art. 913 die Grösse der Quote vou der 
Analll dar Kladar ablil«g% «cM, anlbSlt dar Art. lOM (waa oaeb aatnar EoMahuga- 
gaielilGlila auch die Absichl des Gesetzgebers war) aina aolchi Unterscheidung nicht. 

Mannheim, 27 Januar und 15. April 1841. (ObarlM^. Jahrb. 1840/ 4L S. 368 0. 48L) 
Cfr. Gilbert zu Art. 1094 B. G. B. Nr. 6. 

7) Verfügbarer Theil bei Schenkungen oder Vermächtnissen 

an den Ehegatten und an Dritte. 

Ein Ehegatte, welcher Kinder hintcrlässt, kann nicht dem überlebenden 
Ehegatten den vollen Freitheil des Art. 1U94 13. G. B. und überdies noch 
einem Andern den vollen Freitheil des Art. 913 ib. vemiachen ; beide Ar- 
tikel sind vielmehr in einem solchen Falle daiiin zur Anwendung zu bringen, 
dnss der FreitheQ des Art 1094 da, wo er den gemeiaen Freitheil über- 
steigt, die ftosseiste Grenze fOr die Freigebigkot des Erblassers bildet 

Der PiUchttbeil des Art 913 darf gamisa Art 017 «. M6 mit keiner Laat belegt and 

noch tIcI weniger in seinem Betrage geschmälert werden, ond eine Erweiterung des im 
Art 913 featgeatallten Freitbeila findet nur zum Vortbeile des Oberlebenden Ehegatten und 
■v aaf dia Kvimiuumag dar Hilft« daa NaeUaaaaa oder aaf aia ViarthaU xa Eigenthuiu 
ud aia Vkttkall aar Halniaaaang ataiL 

Mannheim (Horg. u. Obi^rhofg). (Jahrb. 1838/39. & 388 180.) 
Cfr. Gilbert zu Art. lOM fi. G. B. Nr. 6 u. 7. 

8) Wertb der Nntzniessnng; Berechnung. 

Die Berechnang des Warthes der Nntxniessung hat nach der wahrschein- 
licliea Lebensdauer des Berechtigten zu gescheheD. 

Dieser Grundsatz ist schon im römischen Rechte anerkannt und in Baden durch die 
Art 1983 B. G. B. und 873 B. P. 0. (bat Berecbnung dar Pfrflndan und li^oidatiMi von 
labüglicliaa OanSaaaB fo ainar Oanl) aanaUonlrt 

llannbaim ni 6. Ftbraar 18ia (ObailM%. Jahrb. 1838/80. & 901 nl 

1810/41. S. 116 ) 

Cfr. Gübert zu Art 1094 B. Q. B. Nr. 33. 

Zo Art. 1096. 

Schenkung unter Ehegatten; Moment des Eigeuthums* 
Übergangs; Erbfallgebflhren. 

S. n Art 894 B. G. B. Urtfaeil (Darmstadt) wm la Seplamber 1838. 

Zu Art 1098 and 1099. 

1) Zweite Ehe; Benaehtheilignng der Kinder erster Ehe 
durch Abschliessnng einer Gesellschaft cwischen den 
Ehegatten. 

24. 
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Die vor Abschluss der zweiten Ehe, am Tage des Gütertrennung fest- 
setzcuden Heirathsvertrags, zwischen einer Wittwe, welche Kinder erster 
Ehe hat , und ihrem demnächst if^eii zweiten Ehenianne abge.sthio>sene Ilan- 
(U Isgesellschaft kann als nichtig erkannt werden, wenn dargethan wird, 
dass diese Gesellschaft nur deshalb contrahirt wurde, um auf diese Weise 
dorn zweiten Ehemanue zum Nachtheil der Kinder erster Ehe grössere Yor- 
theUe, «Is dieses die Art 1098 und 1099 B. G. B. gestalten, snniB&cliem. 
Paris, 7. Ftbraar lOOa (BeJ.) (J. d. P. 1861. 8. lOM.) 

2) Zweite Ehe; Ehevertrag, welcher allgemeine Güter- 

gemeinschaft festsetzt 

Die Bestimmung im Ehevertrage, wonach der sich wieder verheirathende 
Ehegatte ein grösseres Vermögen einbringt als der andere Ehetheil und wo- 
bei eine allgemeine Gatergemeinschaft festgesetzt wurde, fiUlt unter den 
Art 1098 B. G. B. 

Sie enthält offenbar eine Begünstigung des zweiten Ehegatten zum Nacbthaile dtr 
Kinder erster Khe, welche arg. Art. 1496 und 1527 einer Schenkung gleichsteht. 

MaDDheiiu, 16. Uecember 18M aad 22. October 1861. (AooaL 1857. 8. M and 
1862. 8. 249.) 

3) Zweite Ehe; Ehevertrag, weicher allgemeine Güter- 

gemeinschaft festsetzt 

fiiw Ebet'raa, die tm «nier Ehe drd Kioder hatte, errichtete mit ihrem Ebeuuuiae 
eine aUgmeiM Qttergvnetuehrfl «ad ?«niiMhl» Ü« ngWeb tob ihren VemagM «iae« 

Kindeatheil. Als sie starb, forderte ihr Ehemann die Hälfte des Torbandenen VenDAgent 
als seinen Ge.iieinschaftsantlieil und von der andern Hälfte als den ihm rermachten 
Kindstbeil. Die beklagten Kinder wendeten ein, ihre Mutter habe em grösseres Vermögen 
eingibraaht als ihr 8iierfat«' ond hierin lieg« null Art 1U7 B. B. ein« BagOanlignag 
des Ebeiiiaiiiiüs, welche an die Beschr&nliang des Art 1Q0S ib. gebunden Mi nad folgUeli 
nicht II e b ü 11 dem Kindstheile vorlangt worden kiinne. 

Es wurde dem Klagebegehren entsprochen , vorbehaltlich jedoch der 
Miiukruiig zu Guubtuu der beklagten Kinder, wenn dadurch deren Antheil 
unter % deä von ihrer Mutter eingebrachten Vermögens herabgesetzt 
würde. 

Die Ebefraa habe nSmlieh ihraia sweiten Eheouinn (dem KUgei) weht aar */* ihrei 

Einbringens, sondern nach Art. 1S28 ausserdem auch die gaase Errungenschaft 
vermachen dürfen; die Kinder konnten also eine Minderung der um dem Gelinge der 
aUgeiueineo Gütergcmeinscbaft in Verbindaug mit dem vermachten K.iudstbeile für den 
Kliger henrorgebeoden Vortheils nur Iniofern begehren, alt denalba mabr b^rage, alt 
wenn dia Ebefran deia KUgar % ihrea Baibringaaa nad daneben die gaase Errangan- 
ecbafi zugewendet hätte 

Mannheiiu.. . (Oberhofp. Jahrb. 1840/41. S. 44.3) 

Dagegen wurde unter dem 22. October 1861 entschieden, dass die 
ganze Errungenschaft nur dann angesprochen werden könne , wenn dies 
im Ehevertrage ausdrücldich bedungen wurde. 

Aus der Verabredung der allgemeiuen Gutergemeinscbaft lasse sich nftmlicb lietnes- 
waga rolgem, data deio »weiten Ehegalten, fiDr den Fall, daas dai Oeding dar angamebian 
Gotergcnieinschafi wegen der von den erstehelichen Kindern geforderten Minderung nicht 
zuiii Vollzuge kuniuien könne, die ganze Errungenschaft (Iberlassen werden solle, und es 
Bei unzulässig, dem erstereu Gedinge das letztere daron ganz verecbiedeoe zu ontersobiebeo. 

Fflr daa bediaehe Baebt, walebai dan SbailabendaB EhegaUen im Art 745 b. aa 
«inon rwUMOa daa Naeblaaaaa die ahaücba RoInlaMiiDg «iartiml, lel dabd dIa wrilwa 
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Eniflcheidang von Wichtigkeit, djuis der Qberlebenic Ehegatte nicht neben dein Tol'cn 
KindstbeUe noch die«« NutznieMunig aoaprecben könne, weil naeh Art. 1496 uicbtt darauf 
»koonM, ob dar dia Ebegattan mkomaMBit VortMl taf im Of iei M borabt od«r ftelg« 
4«r Bbebmlmg aal nad ««ü naeh had. BaeMa (Art. 338 •., 1619 a. nnd IftSb b) ObaidiaB 
auf diaaa Kahtoiessun;; aaadrOakUdi and atiUaebvaigaiid Tarticbtat warden kaana. 
(AnBal. 1862. S. 249) 

4) Zweite Ehe; Schenkung von Ersparnissen. 

Das Schenliungsverbot des Art. 1098 B. G. B. ist dann Ti;cht anwendbar, wenn ein 
Ehegatte, beim Vorbandensein von Kindern aus erster Ehe, zu einer weiteren i^he schreitet 
and aainar tvattaa Ebafta« aaa aaiaaa Erspamiaaaa 'VortbaDa lawaodel, Tomugesetzt, daaa 
diaaa Im Varbiltelas zum VannSfan ntdil von arbeblicber Bedeutung aind, und dabar 
nicht Termuthet werden kann, dass pie zur rmgehang der Vorschrift des Art. 101)8 ge- 
währt wurden. Abgesehen davon, dass nach Art. 1100 a. des Bad. L -Ii. bergubrachte Ehren- 
geschenke durch daa Verbot dea Art 1098 nicht ausgesciilosseu smd, so ist jenes Verbot 
arg. Art. ISSft und 1687 mv auf daa Stoakvaraggan daa frIadarT«rbatnibe(an Ebagattan 
n beschränken. 

Mannbaiffl, 6. Juni 1862. (AonaL 1863. 8, 290^ 

6) Zweite Ehefrau; verfagbares Vermögen; Yortheile des 

Ueberlebene. 

Schreitet der Vater nadi aufselOster erster Ehe zu einer zweiten und 
▼ermacht in dem neaen Ehevertrage seiner Ehefrau ein Kiiuistheil , und es 
wird zugleich in diesem Ehevertrage .stipulirt , dass dt rjeaige Ehegatte, 
welcher den andern überlebe, im Genüsse des von dem Ehegatten be.sessenen 
Pachtguts bis zum Ablauf des Pachtvertrags verbleiben solle, so kann die 
zweite Ehefrau, im Falle der Vater mit Hinterlassung eines Kindes seiner 
ersten Ehe stirbt, nicht ausser einem Kindesthcii au dem Nachlasse ihres 
Ehemamiea noeh die Vortheile, welehe sich ans dem erwfthnten Pachtver- 
hiltnisBe ergeben, ftlr sieh allein in Anspruch nehmen. 

Durch dia Stipulation diaaaa Vailbaila daa Dabariabaoa wird das verfOftbare Vermögen 
flbanehrittcn zum Nachtheile des Kindes erster Ehe. (Art. 1098, 1099 und 1527 B. <}. B.) 

Ohne Verletzung dieser Artikel und falsche Anwendung der Art. 1520 und 1525 ib. 
kann daa Geriebt nicht, auf Grund dtaaar awai letzten Artikel hin, dar flbatMMnteD swattcu 
Bbafrni, auaaar daani Kindalbaila, noab dia Voribaila daa Pndilvarlraga napraehan. 

Paris, 3. December 1861. (Gass.) (Sir. 1862. I. 9.) 

Cfr. QUbert xa Art. 1520 n. f. fi. G. B. Nr. 6. K. A. 47. I. 140. 

Za Art. 1099. 

1) Schenkung, verschleierte, gegen das Verbot des 
Art. 1099 B. G. B.; Nichtigkeit. 

Wurden mehrere oneröse Acten (ein Verkauf, ein Miothvcrtrag und ein 
Leibreutenvertrag) errichtet, um auf diese Weise eine im .Vrt. 1099 B. G. B. 
verbotene Schenkung zum Vürtheile des zweiten Ehegatten zu verschleiern, 
Uüd iiaben alle Contrahenten an dieser Täusclmng zum Nachtheile der Kin- 
der mala fide Theil genommen, so ist diese Sdienkung, resp. jeder der 
fingirten Acten, allen Parthieen gegenüber als gänxlieh niehtig zu erküren 
und nicht blos bis auf den di^nibelen Theil zu redudren. 

Nach .\rt. 1069 ist niralich jede, dar Varaebrift dieses .\rtikels zuwiderlaufende ver- 
acbleiene oder an unterschobene Personen gemachte Schenkung nicbtijr; diese letztere Ver- 
fügung ist allgemein und absolut; sie hat ihren Ursprung im röuiiscben Kecbte und dem 
Bdida flbar swaila Ihaa uad raaMfertigt sieb duvab dia Mhr, wikba idaha FMgtUfr* 
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keit«n mit sieh führen , durch das Betrügerische ihrer Entatobang aal inoh die in Fell 
der AufrechthaltoDg sich ergebenden Spoliationen. 

AUerdinge eoU die Riebtfgkeil mir die vereeblelene SdMnkvBg, nldit eher die, wen 

aocfa sirh dnran anschliessenden, aber davon uoabhftngigen Uebereinkommen treffen; be> 
zwec)(en aber die Acten , welche die Schenlinng begleiteten . nichts Weiteres als die Be- 
werltstelligung dea Betrugs, sind sie durch die gemeinschaftliche Absiebt der Partbieen 
Od dweh die Netiir der darin entfielleaee BeettmoMgen aa die UbenlMt galaflpft, aa 
können sie gleichfalls die Terschleierte Sebenkong itidit llberlebea, vaa «tlebar iia eiaeB 
weaentlichen Bestandtheil ausmachen. 

Paris, 11. März m2. (Bej) (J. d. P. 1862. S. 574.) 
CTr. aOberl lo Art 1009 B. G. B. Vr. 3 a. f. 

2) Schenkung; unterschobene Person; Reduction. 

Schenkungen an Mittelspersonen im Sinne der Art. 1099 u. 1100 B. G. B. 
sind nicht im Ganzen ungültig , sondern nur so weit als sie den nach Art. 
1094 u. 1098 ib. verfagbaren Theil übersteigen. 

Daa Oeaeli beeagt mir, daaa die Ehegattw aadi oriMelbarer Wdae licb kelae grsa» 
aaren ala die oben gestatteten Geschenke machen dQrften, und es will somit nichts Wei- 
terea Terfflgen, ala dass der Art. 1C)94 auf die mittelbar an die Ehegatten geaudUea Sekea- 
kangen ebenao anwendbar sein soll, als auf die unmittelbar gamaditen. 

Maanheim, Ift. April ISftl. (Oberbofg. Jabri>. lMD/41. & 48a) 



Dritter Titel. 

Von den Yertrftgen and den Obligationen im Allge- 
meinen. 



fintes Hapitel. 

Vorläufige BeMtimmungen, 
(Art 1101^1107.) 

Za Art llOi. 

1) Oontrat jndioiaire; Entstehung; Vollaiig. 
8. aa Art 099 B. G. B. 8. 110 aben, OMiaa (OanaHadl) vaai 31. De^. IttB. 

2) Ort des YertragBabschlugges; Correspondena. 

Ein durch Briefiredmi unter Abwesenden abgesddeeseDer Vertrag kösunt 
an denjenigen Orte zu Stande, wo der Brief, welcher den Antrag enthalt, 
empfangen und der Antrag angenommen wird. 

(8. lu Art 1582 B. G. B, daa Nähere.) 
Berlin, 29 März 1834. Meinhard g. Nickel (K. A. 20. IL 17.) 

3) Ort des Vertrags; durch Gorrespondenz zu Stande 
gekommener Vertrag; competentes Gericht. 

Erster Fall 

& so Art U B. e. B. OrihaU (Daraialade m 7. Daeaabar ISM. 

Zweiter Fall. Zur Feststellung der Competenz, gemäss Art 14 
B. G. fi. BDd Art» 11 der Grossh. Hess. Verordnung im 21. Juni 1817, 
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ist bei einem unter In- und AuslAndern durch Comspondeoi aligeBefaloiBe- 

nen Vertrage der locus contractus nicht derjenige Ort, von wo aus eine 
Bestellung , der Antrag zu dem Vertrage , durch einen an den Besteller ge- 
schriebenen und abgesendeten Brief angenommen wurde, sondern derjenige 
Ort anzusehen, au welchem die Annahme der Bestellung zur Kcnntniss des 
Bestellenden kam, also jener, wo der Annahmsbrief dem Letzteren zukam. 

Di« Hadorf« Kiaft d«r Vartrige liegt oinndi in dam Zo«aiiim«nlrefr«ii des 
Willeni zweier oder mehrerer Contrabentoa in dasselbe Wolleft, nod in der dadardi oi* 
^henden Einheit dei Willens; intolange aber dem Proponenten die erfolgte Aceep- 
telioD noch nicht zar KeonloiM gtbraofal niid «in« ihm fremde Thatsache geblieben iat, 
kaM TW dieser Einkail dei WÜlent — dtm Olwuafta« oder dmi OputBltaMttl, voo 
«•Miem der Art. 1108 B. 8. B. iprieiil — nichl die Bede sein. 

Darmstadt, 5. Mal 18BI. (Obm.) HliMk ff. LabsMvacaiehatw^i-Qasaliaehafi (Bm- 
merliag 1858 I. 102.) 

Cix. Gilbert za Art. lOQt B. 0. B. Nr. 9 n. f. and za Art 1582 ib. Nr. 16 a. f.; 
vaigl. m Art. 1008 B. 0. B. Nr. 8 DiIImII (Maaidieiin) vom 8. Janar 188L 

4) Paelttm protimiseos; Oflltigkeit; Untmelieidang von 

VerkanlB-Vfrspreelien. 

Kadi fraiii6Bi9diea BeeUa (Art. 1101 imd 1106 B. O. B.) ist jeder Tarlrag golilg ui 
klagbar, bei welchem die wesentlichen Beqniaite eines Vertrags Oberbaopt Torbaadeo atod; 
das mit Aeeeptation Terbandene blosse Versprechen ist unter den Partbieen klagbar, wenn 
es eich aach nicht anter eine bestimmte Vertragsform subsamiren lässt. (Art. 1134 ib.) 

Demgemäss ist, wie unter dem früheren, so auch nach dem jetzigen 
französischen Rechte, das pactum protimiseos rechtsgültig und klagbar. 

Dieses Vorkuifvedit ist aber iveeenllicli von der promesse de Tente 
(Art 1589 ib.) veradiieden. 

Unter letzterer wird n&mlich der Vertrag rerstanden, rermOge dessen der eine Con- 
Irabeut dem andern den Verkauf einer bestimmten Sache um bestimmten Preis verspricht; 
sie iai ein bilateraler Vertrag, bei welchem Derjenige, welchem rersprochen worden, den 
Abaehiftsa das wirltliehaii'VaifcaiilK di« EMMiIng alhea Aatae darebar, aowi« die Uebei^ 
liefemng der Sache and zwar, wann nicht ein Termin bedangen ward, alsbsüd Terlangen 
kann. Das Vorkaufsrecht ist dagegen als unilateraler Coniract zu betrachten , bei welchem 
der Berechtigte, so kng die Saebe nidil von dem Verpflichteten Terittsseri wird, gar kein 
Klagereelil aoannben bat, üua Tiainaiir aral naak der ao einen DriMao geeebebanan 
▼aiiosaarav aii BnMMifeaisaaMpiwh «rwiehst. (Sirey 9/L L 741.) 

OaraaUdt, 80. Nmranbar 18I0L (BaJ.) Salm g. Ghmeiibamar. 

Zu Art. ItM. 

Abrechnungsact; zweiseitiger Vertrag. 

Eine Berechnung oder Abrechnung , welche eine reine Zusammenstel- 
lung und Bescheinigung geleisteter Verpflichtungen enthält, kann weder 
für einen zweiseitigen , noch überhaupt far einen Vertrag erklärt werden. 
(S. das Nähere zu Art. 1325 B. G. B.) 

Barnitladt, 9, Daeaaibfr 1818. (Oaaa.) «, Kidial f. Bn«tL (BhaiB. Arali. B4. L 

aa Art 

Acjte da bieaiaisaAce;.8elioaka]ig; ünUrteJiied sviiclMB 

beiden. 

8. n Art. 888 B. B. ürilNn (BaiUn) m n, Jmm 18801 
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Zweites Hapitel. 

Von den zur QiUUgkeil der Uebereinkommen erforderlichen 

wesenilichen Bedingungen» 
(Art 1108.) 

Zu Art. It08. 

1) Mangel eines bestimmten Gegenstandes des Vertrages; . 

blosses Project. 

Wurde in einem Vergleichsacte an der Stelle , wo die Vcrgleichseumme 
hätte eingerückt werden sollen, ein leerer Raum gelassen, jedoch hinsicht- 
lich dieser Vergleichssumme auf einen existirenden Looszettel Bezug ge- 
nommen, nach welchem die Verf,Meichssumme bestimmt wurde und wieder 
festgestellt werden konnte, so kann das üericht, ohne den Art 1108 B. G. B. 
zu verletzen, erkennen, dass es nicht an einem bestimmten Oltjeet der 
Verbindlichkdt feUe nnd der Act nicht on blosses Project, sondern ein 
gültiger Vertrag sei 

Durch die Bezugnahme auf jenen Looszettel nsr das Object, naA 
Art 1129 ib., vollkommen bestimmt. 

Zweibrflekon, 10. Jaooar 1821. (Bej.) Thiel g. Giewaib. 

2) Gontrat jadiciaire. 

a ra Art 589 B. 0. B. 8. 110 ob««. 

8) Causa illieita. 

8. sa Ali 1181 Us 1188 B. a. B. 

4) Ort des Yertragsabschlusses, wenn der Vertrag dnreh 
Gorrespondens za Stande kam. 

8. M Art. IIM B. G. B. Rr. 3 und 3. 

6) Yorkanfsrecht 

& n Art. lOU B. G. B. Nr. 4. 

6) Stillschweigende Einwilligung. 

Der Art. 1108b. des Bad. L.-R. bestimmt in dieser Beziehung: „Derjenige willigt 
■tillflehw«lf«Bd ein, d«r Mf «ine nr Aanalia« reif« Erkllniiig «iaea Antarn hin lolelit 
Handlungen TorDimnit. so weleb«B er nar unter VorMtsetrang der BetaUmmang venaliaet 
o4er berechtigt sein kann.'^ 

Becbtsf&lle und Kntselieidungen sind zu finden in Anoal. 1846. S. 384, 1860. S 399, 
1861 S. 358 u. 318, sowie in Oberbofft. Jahrb. 1840/41. 8. 64 und 1849/6a & S9. 

7) Trunkenheit; man^^elnde Einwilligung. 

S. und K. schlössen einen Kaufvertrag mit einander ab, worüber eine schriftlicbe Ur^ 
konde abgefasst und jcdeui Tbeile ein Exemplar zugestellt worde. S. klagte sodaon aof 
Erflllhnig, wogegen K. einwand!»: ier Terkanf vA in apller Hadii im Wirlhehaaae m 

(rieh go^'ancron und er könne durch Zeu;;en beweisen, dass er betnmlMO gawatan aai aad 
luam gcwusst habe, was für einen Handel er eingehen wolle. 

Der Vertrag wurde für nicht zu Recht bestehend erklärt, weil als be- 
wiesen angenommen wurde, dass K. bei Abschluss desselben, wenn auch 
nicht bewusstlos, doch in hohem Grade betrunken und nicht in einem 
aolehai ZoBtande «ar^nm mit rdfcr Ueberleguug eioeii-iddit imwicfatigei» 
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Güterkanf abschliessen zu können, und weil nicht der Art 1124 B. 6. B., 

welcher nur die in einem bleibenden Zustande der Vertragsunfähigkeit sich 
Befindenden auffuhrt, sondern der Art. 1108 ib. maassgebend sei, welcher 
eine Einwilligung beider Theile zu einem gültigen Vertragsabschlüsse ver- 
lange, welche sich ohne Bewusstseiu desjenigen, worein man einwilligen 
BoU, nicht denken lasse. 

Maaahtim.... (OberbofiB; Jabrli. 18SS. 8. 900 o. tm 
Ofr. mhvti n Art ItOO B. G. B. Kr. 3 o. 3. 

8) Zusammentreffen der Einwilligung beider Theile. 

Die Einwilligung desjenigen Theiles, der verbindlich werden soll (in 
concreto Annahme eines Verkaufsanerbieteus) , ist nicht erst dann vorhan- 
den, wenn don Anbietenden innerhalb der bedungenen Frist dieselbe er(^* 
net, sondern sdion dann, wenn sie in dieser Fdst gehörig und erweislidi 
ansgesprochen worden ist. 

Diese Aiisicbt, nach welcher der AbaeUnn von Verträgen unter Abwesenden ron dem 
etörendcn Einfluss tod Zufallifjkciten befreit wird, entspricht der Bestiinnmng des Art. 1176 
B. G. B. i sie sichert gemäss ArL 11 lö ib. deiajeoigeo, welcbeiu du Verkaufsanerbietea 
fateltth, den vollen Oebrnnh der ganxen Frist nnd umim nm to mehr Anwendung finden, 
wann (wie im gegebenen Falle) die Verkiuferin sich bitte bedingen können, dase van dar 
Annahme ihres Verksufaaagabolaa ihr in dar bedunganan Frial Kanntniat sn gabaa 
sei (Art 1602 ib.). 

MnnnlieiB, 8. Annar 1861. (AnnaL 1861. 8. 10&) 

8. auch {. 321 de« Allgem. deutsehen HandaiagaaaiibBaha. 
Vaigl. n All 1101 B. G. B. Nr. 2 o. 3. 

Erster Abschnitt. 

Von der Zustimmung, 
(Art 1109 — 1122.) 

Zu Art 1109 und 1110. 

Abweisung der £inrede des Irrtbums; factiacbe £nt* 

Scheidung. 

Entscheidet sich der Appellrichter dafür, dass nach den bei der Ver- 
handlung in den vorderen Instanzen zur Sprache gekommenen Verhältnissen 
ein Irrthum des Beklagten, wie ihn Letzterer zur Entkräftung des gegen 
ihn eingeklagten Schuldscheins behauptete, nicht zu unterstellen sei, so 
kann gegen das entsprechende Urtheil kein Gassationsrecurs statthnden, da 
es ausser den Attributen des Gassationsbofes liegt, eine etwa unrichtige Be- 
nrtheilnng fisctiscber Yerbiltnisse zu beriehtigOL 

Dnrmaudl, 2a Min 1828. (RaJ.) Wanaal-Kroppa g. BaMi. 

Zu Art. 1110. 

1) Anerkennung eines Urtheils; Irrtbum. 

Wenn A. das gegen ihn und B., auf Grund eines BUIets, zu Gunsten 
des G. ergangene bandebgericbtUche Urtbeil als rechtHkiiftlg anericannte, 
aber durch Urlconden und sonstige Thatsacben dargetban wird, dass A. 
jmr ans QeiUligkeit und m dem G. einen rechtakritfügen Titel gegen B. 
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zu verschaffen, das Billet unterzeichnet und den Anerkennungsact ana- 
gestellt hatte, so kann dem C. gegenüber erkannt werden, dass dieser 
Anerkennungsact auf einem, den Act selbst treflfenden wesentlichen Irrthum 
tMisire, demnach nichtig sei und dem anerkannten Urtheile nicht die Eechts- 
kraA Tcrieibe. 

ParU, 90i Mal IMl (BtJ.) (J. d. P. 188S. & 667.) 

2) Leibrentenvertrag; substantieller Irrthumj irrthüm- 
licher Abzug eines Passivums. 

Veräussem zwei Personen Immobilien, im veranschlagten Werthe von 
21,000 Thalem, an einen Dritten gegen eine an die zwei Ersteren zu leistende 
Ldbrente von 900 Tbalem jährlich, so moss dieser Leibrentenvertrag als 
gültig angeadMB werdoi, iranngiadi bd dflneii AbsclihiaB irriger Weise 
fliii bereits getilgtes PaadTBm eis noeh Torhaiiden aogenemineD wefden 
sein sollte. 

Es wflrde hienias nichts weiter rolgern, als dass der Pmomtmn i«r LaAvMlt etaM 
geringeren Kaufpreis darstellte; dieser Proceatsatz blcil)t aber, mag man auch jenes Paa- 
•ivuui als £igeatbuui 1er Verftassemden aoseheo, immer derselbe; es liegt daher ein Inv 
llNUi, weMMr IIa Sibataax i«i 6«g«nslaniet barebrlt, aidil vor; fliml iM 
Gericht dennoch eia«B folohea Irrttna alt v«fkMiM aa, m wmM m iea Art iiJO 

B. G. B. falsch an. 

Selbst TOD der Natur eines aleatorischen Vertrages abgesehen, und angenommen, daaa 
kda« Freigebigkeil ta Grand gelegen habe, kflmito il«r briham aber in Warth der t«^ 
kwften Liegenschaften, geraisa Art 1614 ib., aar dann, weaa diaaalbaa Aber '/,, nnlar 
dam wirklichen Werth verkauft worden wären, lUe Auflösang des Vertrages herbeifohren. 

Zufolge Art. 1976 B. G. B. kann eine Leibrente nach einem belie- 
bigen Procentsatze bestellt werden ; wenn daher das Gericht erkennt , dass 
die Stipulation von kaum vier Procenten dem Wesen aleatorischer Verträge 
widerstreite, so stellt dieses Erkenntniss eine Verletzung des Art. 1976 dar. 

Btrlin, 12. Janl 1843. (Gass.) Lünenschloss g. CoUn. (IL A. a& II. 81) 
0fr. eObart n Art. 1976 B. e. B. 1fr. t «. f. 

3) Leibrentenvertrag; Irrthum hinsichtlich des Alters. 

Die Kl&gerin hatte mit ihren Eltern einen VermOgensUbergabs« und LeibgedingsTcrtrag 
ia gehöriger Form abgeschlossen, wobei in der betreffenden Urkunde das Alter dar Mailar 
aar M Jabra aagagaban worda, abglaieh dlaialba dannli arat 43 Jabra all gavaaao a«ia 
soll. Die Klägerin rerlangta die Aufhebung des Vertrags unter Anderem auch deshalb, 
weil sie bei Ahschliessang dieses als Verpfändungsvertrag sich darstellenden üeberein- 
komuens aber das wirkliche Alter der Pfrandenahmerin und deren hiernach lu ertoessen- 
iar Libaaadwur fai aiaaa wsaertHeHn Irrtham aieb balbaiaa babe, bitan ihr am vial 
ipllar 4aa «abra Altar ibrar Hiiltar bakaonl gawordao sei. 

Das Gericht erkannte, dass der Irrthum hinaiGhtlich des Alters des 
Rcntberechtigten alleiii oicbt geeignet sei, -die Klage auf Veraichtuog des 
Vertrags zu begründen. 

Wenn auch das muthtnaassliehe Alter bei Abschluss eines solchen Vertrags in Be- 
tracht kommen müsse, so sei es doch nicht sowohl das Alter nnd eine genaue Keonloiaa 
daaaalbaa, aoadani aaban aadaia dia Fortdaaar 4aa meaadiHchaa LAtm baCa g a a daa 
Umsiiiiden und Einflössen hauptsleblldi dia Pinflalicbkeit des Betheiligten , seine Korper- 
koiistilution and sein Gesundheitszustand, durch welche das stets unsichere Urtheil über 
die Lebensdauer im einzelnen Fal^e bestimmt wird; ein etwaiger Irriham Ober daa Altar 
dar Pirfladaiabaiaria Seitana daa kbigaadea Tbaüa araabaiaa iahar ah aairataolfiab, «all 
iigMB OrtbaU mi IiüibBiiiiig i$iank olabl bmimiii «tvita kaanto, 9knüm abtr 
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der Klage die Bestimmung des Art. lilOa. des Bad. L.-R. („auch derjenige Trrtham ent- 
krtflet den Vertrag niebt, welcher selbstrerschaldet ist") entgegenstehe, da die KÜgerio 
•Uh die ibr slwa naageloAs.KMoliiiM ruA VwliMignng Ober Um AUtr ikrtr Mailar 
leicht hitte Tersduffni kSoneo und tleh ihr Irrttamn somit ala «0 •«IbttTtrtebvl- 

deter darstelle. 

Maonbeim.... ( Oberbofg. Jahrb. 1849/&0. S. 368.) 

0 If aiidat; Cession; Beduction eines zugesagten SaUrs; Irr- 
thnm und Betrag wegen Verschweigens von Tbatsaclien. 

In Jahr 1807 geriefb 0. in FaUInwIiMiilaod; dMMD sabhrelehe Ollsbigtr «lUaHw 

nr Dividende tod 10 Procent; unter diesen Qlinbigem befand sich neb Paillard, 
wsleben hiernach für seine Forderung von 4000 Frcs nur 400 Pres, zukamen, mithin ein 
Betrag von äöOO Frcs. noch geschuldet blieb. C. starb lfi08 , and 40 Jahre später , in 
labr 1848, Harb ebenlbUs min Sehn , mit Hintartaifnag «inei Taalaaents, worin er nr» 
ragte, data adna KaelihMaenscbafi zur voUstAndlgen Befriedigung der Oliubiger seioea 
Vaters verwendet werden solle. Die Geschäftsleute Picque und Michaod erhielten alsbald 
von dieser testamentarischen Verfügung Kenntoias; aie wandten sich bieraof an Paillard, 
■ad obna deoiaelben Kenalnfai tm jenea TeMraieale dea Sobnea Toa C. tu gaben, ver- 
anfaaatan ale ihn nr Abaeblieaannf efaea Actea d. d. 21. April 1848, worin sie eldi trer- 
bindüch machten, jene alte und vergessene Fonlerung fies Paillard an C. gegen üeherlrag der 
Hilfte des dafür netto zu Erlösenden auf ihre Gefahr beizutreiben. Nach dem Tode des 
P^liard lieaa aieb Picqoe Toa dessen Söhnen, welchen ebenfalls keine Kenntniss von jenem 
Taalanenia gageben worden mr, daajaoige, «aa ibnen nadi der Deberainkanft von 1848 
noch von jener Forderung an C. in gut kommen konnte, durch Act vom Jahr 1851 für 
600 Frcs. cediren, obgleich Picque schon die Ceberzeugung erlangt hatte, dass die ganze 
Restforderung von 3600 Frcs. xa erlangen sei. Im Jahr 18&9 erhoben die Söhne von 
Fanard, tedem ata die Yenieblnng der gadacUan Aele Ton 1848 «nd IMS wegen Irr- 
Nmna und Betrags begehrten, gegen Picque and Miebaad eine Klage aaf Baahnnng aa laI 
lung Ober dasjenige, was sie gemäss des fraglichen Manlates gethan und eingenooMMO 
bitten. Der AppelDiof zu P. , an welchen die Sache durch Berufung kam, erkannte: 

a. Hinsichtlich des Actes von 1848 , dass derselbe Dicht wegen Irrthums 
und Betrugs angegriffen werden könne, weil es in der Natur des Geschäfts 
gelegen habe, dass die Mandatare nicht zum voraus den Paillard von ihrem 
Gefaeimniss in Kenntniss setsten; ^e lüerdoreii sa fttrcbtende Uebersetmng 
des Honorars aber keinen Omnd znr Vemicbtnng Anläse geben iiOnne, da 
nach constanter Beehtspredrang die Geridite das Honorar in entsprediender 
Weise zu reduciren befugt seien. Zugleich erklärte der Appellhof das Ho- 
norar als übersetzt, und setzte dasselbe, den Umsttnden der Seche gsmiss, 
anf Vs des Bruttoertrags feaL 

b. Die Cession von 1852 erklärte dagegen der Appellhof als wegai 
Irrthums und Betrugs nichtig, weil die Cedenten die Lage der Sache nicht 
kannten, wohl aber der Cessionar, und dieser nicht, ohne sich eines Be- 
trugs schuldig zu machen , für einen viel zu geringen Preis eine Forderung, 
deren vollständige Zahlung sicher stand, wie er sich dessen durch die 
Schritte überzeugt hatte, welche er zufolge des ihm von den Oedenten er- 
haltenen Mandats Yorgeaommen hatte» unter Missbraadi seiner Pflichten 
als Mandatar, oediren lassen dnrfte. 

Gagen dieaaa OrdNll topiaa Ficqne «ad Mtaband CaaaalionOTiem ein: U «egae 

Terletzung der Art 11.34, 1993 und 1999 B. 0. B., da der vordere Biebler, obgleich er 
den .\et von 1848 als gflltig erkannt, demohngeaehtet willkQhrlich dessen Bedingungen 
Btodifteirt, ein aleatorisches Honorar reducirt und statt Reeboungstellung zu verordnen, daa 
■aoonr aiUliiii hUiei 8) wagen Yarletaiing iar Art. lilO nd lUO ib., da iai MiM 
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Mr ÜDgcbOhr, wegen blossen Nichtkundgpbens der Umstände, in welchen sich dip cedirte 
Forderung befand, die Cession als auf Irrthum und Betrug l>erubend vernichtet habe. 

Der Cassationsrecurs wurde verworfen aus folgenden Gründen: ad 1) 
Das Gericht habe das Recht und die Pflicht gehabt , wie geschehen , den 
Belang dar Bemflhiuigen und Auslagen der Mandatare mU dem flberein- 
gekommenen Betrage der VergfUong zuBammensahalten, und wenn sich 
Uemadi die lelitere ab llberaetst erweiae, dieaelbe m redndren; diese 
Herabsetzung der stipulirten Vergütung stelle sich ala eine nicht unter die 
Controle des Cassationshofes fallende Befugniss des vordem Richters dar. 
ad 2) Die Thatsachen, woraufhin der Appellhof erklärte, dass der Cessions- 
act mit Irrthum und Betrug behaftet sei, könne nicht mehr vor dem Cassa- 
tionshofe zur Prüfung kommen. 

Paris, 12. Januar 1863. (Bej.) (J. d. P. 1863. 8. 680.) 
0fr. Gilbart ta Art 1999 B. G. B. Nr. 29 n. f. 

Zu Art Uli und 1112. 

Eriwungene Einwilligung; höhere Gewalt; Wegnahme 

eines Depositnms. 

Bu 6«Mti bat den Begriff der „höheren Gewalt, force majeure" nur im AllgeiEeinen 
Im Art 1112 B. G. B. aufgestellt, nach weichem unter dorn Ausiimcke ,, Gewalt" That- 
sacben veraUoden werdea, welche geeignet sind , auf eine vernünftige Pereon Eindruck zu 
■Hb« und bai denalbra dia Fnrdit za «rregeo, eeio« Panoa oder nSn TaniBgan aliMB 
■Mfklldien und §«f eavirtigan Uabal •anmtüm. 

Von diesem Begriffe weicht auch der Art. 1934 ib. nicht ab, wo es aidi 
am die Entreisanng eines Depositums durch höhere Gewalt handelt 

Bai Gesetz kennt nur eine Art der force majeure und Oberaü lic?! mir der Mangel 
der Einwilligung za Qronde. In dem Ausdruck „enlevee par une force majeure" gibt daa 
Geaelx keioeafallt m Tintabea, daai es rar Anftlelluog de« Baehtsb^riffea dar taBhana 
8«wall dia Anweadiiiig poaWver ptaysiaeber Gewalt fOr erforderlich balta. 

Mancban, IS. Jamar 1659. (B^ ) Centralgaaiigiuia sa Kaiaarlaulani g. KarciMr. 

Zu Art. 11119. 
1) Zwang; Volkaaaflaut 

Ehi Gontract, welchen ein jadischer MObelhfindler in H. zur Zeit der 
den Juden so bedrohlichen »Hepp-Hepp- Verfolgungen« am 27. August 1819 
mit der dortigen Schreinerzunft abgeschlossen hatte, nachdem am 25. August 
ein Tumult gegen die Judenschaft ausgebrochen war, wurde für nichtig er- 
klärt, weil derselbe aus gegründeter Furcht vor den bevorstehenden Folgen 
des Volksauflaufs und den Drohungen, welche die Schreinerzunft gegen den 
Kläger ausgestossen hatte und welchen dieser ausweichen wollte, von ihm 
eingegangen war. 

Masabaiu, M. Fabraar 1898. (Obarhofg. Jabrb. 1823. S. S7a) 

2) Zwang; Drohung mit einer Klage. 

Die Einrede, dass eine Schuldurkunde nur um desswillen ausgestellt 
sei, weil der Kläger dem Unterzeichner, einem verheiratheten Manne, an- 
dernfalls mit Erhebung einer gerichtlichen Klage auf AuszaUnng dner Ab- 
findungssumme gedroht habe, welche Beklagter einem Dritten versprodien 
habe, damit dieser vu^ als Vater eines von ihm (dem BeiUagteiO oseiigten 
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unehelicheD Kindes bekenne, und durch welche Klage sein Credit und sein 
eheliches Glück schwer beeinträchtiijt worden wäre, ist fiir begründet er- 
achtet und Kläger abgewiesen wurden , weil Beklagter durch die Bedrohung 
mit der eine (»Hentliche Verleumdung mit sich ftllirenden Klaj,'e in einer 
solchen Weise geängstigt worden sei, dass er dem ivläger, obwohl er dem- 
selben nichts schuldig war, den Schuldschein aasstellte, um auf diese Wdse 
der TermeintUdieD, ihm und semem Familieoglaclc drohenden Oebhr zn 
entaehen. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jabrb. 1849/6a S. 380) 

Zu Art. 1116. 

1) Betrug; Actien-Gesellschaft; täuschender Prospeetns. 
Hat sich Jemand durch täuschende und falsche Angaben in dem yer- 
öffentlichten Prospectus einer industriellen Gesellschaft zur Unterzeichnung 
von Actien derselben verleiten lassen , so kann er später nicht die Vernich- 
tung seiner Unterzeichnung wegen Betrugs und Täuschung beantragen, wenn 
der Richter erkennt, dass die falschen Angaben jenes Prospectus keinen ent- 
scheidenden Eiufluss auf die Unterzeichnung der Actien und die später sich 
ergebenden Verluste gehabt nnd dem Unterzeichner bd der ZddmuDg Mittel 
in Gebot ge^anden haben, um sich von der Unrichtigkeit jener Anieigeii 
leicht sn Terlftssigen (Art 1116 B. 0. B.). 

Paris, 14. Joli 1863. (Bej.) (]. d. P. 1M3. 8. 102.) 

3) Betrug zum Nachtheile eines Dritten. 

Da das Qcsetz (Arl. 1421 B. G. B ) üeu Elieiuanti befuhigt, wahreud beslebender Ehe- 
g«aeioidnA ein fOr dieselb« «rworbraas InmoM wieder n ▼eitasierii, ohne dieee Disp«^ 
sitioiisbefugniss in einer oder der andern Art Vi boschrüDlcen , 8o liann dieser Verliauf 
nicht um desswillcn als dem Käufer gegenQber ungültig angesehen werden, weil derselbe 
der Ehefrau nacbtheilig war und der Ehemann hierdurch besondere Voriheile für eich 
Iranreelite; jedenAJls befind eleb der Elieiiium einen Dritten gegeatimr in nefaient EeeMe. 

Wenn also mdi der Ehemann m ^ennfltsiger Weise nnd mr Beehii^ 
triehtigung sehier Ehefrsn oder Kmder den Verkauf abgesdikMsen bitte, so 
konnte dieses doch keinen Einfloss anf die Goltigkeit des Verkanfia haben, 
da nach Art. 1116 B. G. B. nur eha solcher Dolos einen Gontract entkräf- 
tigt, welcher von einem Contrahenten gegen den Mitcontrahentei 
begangen wird. 

Berlin, 1&. October 1838. (Gass.) Lieeendahl g. WUlherdt. (K. A. 28. II. 18.) 

8) Betrug; Vernichtung eines Vertrags; factische 

Entscheidung. 

Ebi Urtheil, welches auf bestimmte Thatsachen hui einen Vertrag wegen 
eines bei dessen Abschliessung von einem Theile verübten Betrugs als nick- 

tig erklärt, unterliegt nicht der Cassation. 

Das Gesetz gibt kciue Normen darüber, wie die Thatsachen besdielTen sein mOssen, 
am die Voraussetzung zu erschöpfen, von welcher der Art 1116 B. 0. B. in F&ileo dee 
Beimgs die 'Wiritong der Nieklli^eit den Verifaga abliingig mecbl, nondira flbariiiil Im. 
Erkenniniss in dieser Beiielnog lediglich dem foneeaen des Gerichlt; jenes Urlbefl iMetst 

also nur die Würdigung von Thatsachen dar. 

Dariustadt, 23. August 1841. (KcJ.) Stampf g. DieU. 
Cfr. QUbert u Art 1116 B. M. B. Nr. 17. 
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4) Einrede des Dolas; officielle GeltendmachuBg; Verband* 

lungsmaxime. 

Wurde einer Parthie die Einrede der Böswilligkeit (dolus) weder in 
erster noch zweiter Instanz opponirt, vielmehr dieselbe von dem Gerichte 
nur, aus theilweise nicht einmal von den Parthieen geltend gemachten 
Gründen, gefolgert und zu Gunsten der einen Parthie supplirt , so stösst 
das Gericht hierdurch, wenn auch nicht gegen einen einzehieu bestimmten 
Artikel der B. P. 0., doch gegen mehr, nämlich gegen ein Grundprincip 
dieses Gesetzbuchs, gegen die Verbandlungsmajume , an und beoachtheiligt 
daber die Gegenpaitbie um ao mebr, ab die Beseitigung solcber Tbatsachen* 
in der Osssationsinstans mit grösseren Scbwierigkeiten, als m den vorderen 
iostanaen, Terknflpft ist 

Daraatadt, 16. Jumr 18S7. {(km.) Kriagtr g. BitM Kaap. 

Zu Art. 1119. 

Activlegitimation; Einrede der Simulation einer Cession; 

nul ne plaide par procureur. 

In GecDftMheit eines Cessionsactes von 1823 »ctzie Meyer, als Ccssionar des Reinach, 
ein ZwADizsTerfahren gegea PerpciUe fort. Hiergegen Opposition von Seiten des LeUteren, 
anaanlMi inranf gHMHxt, dua die Oesaion nur mm Seheine gemaebi worden ael. IMeaa 
Simulationseinrede wurde in erster und sweiter Instanz, nachdem der auf Ge«^ähr beige- 
ladene Kcinach vor Gericht die Erklärung abgehoben halte, iJass er wirlilich und wahr» 
baA die fragliche Forderung an Meyer cediit habe, Terworren, weil Perpeote kein ver- 
leMia lalareaae fllir den Fall, daaa der üebertragaaet wirktidi aimaKit wäre, nachweise, 
tadan ihn gagaa den CeaaioBar ftUa Einradan oliin bliaban, dia er den Oadaotaa aalbal 
UUla entgegensetzen können. 

Gagen dies« Eotsebeidung Caasationsrecurs von Seiten des Perpenie, gestaut auf Ver- 
iMmg daa Art 1119 B. G. B. and daa BadUsgrundtatzea: „ati< n» plaide par procureur,'* 

Diaaar Baeura warda TarworTaa aaa fblgandaa GrOadan: 

Heyer sei in eignem Namen, nidift aber in jenem des Beinadi anlise- 

treten ; durch Verwerfung jener Simulaüonseinrede könne daher weder der 
Art 1119, noch der angeführte Rechtsgrundsatz verletzt worden sein; jeden- 
falls sei durch die gedachte, von Reinach vor Gericht abgegebene Erklärung 
die fragliche Einrede elidirt und hierdurch Meyer zur gericbtlicben Verfol- 
gung in eigenem Namen autorisirt worden. 

Darm Stadt, 20. M&rx 182£i. (Hej.) Perpeate g. Meyer und Ueinaeb. 

Za Art 1119 a. f. 

Einseitiger Vertrag; Beweis der Annahme des Berechtigten. 

Hoscb, welcher dem de Werth für den Eingang der demselben gegen ihn austobenden 
hy^lbekariadiea Forderang Teranlwortllefa war, erwirkte, am aiah voo dleaer Veraal- 

wortlichkeik ui befreien, von Manes, dem eine Hypotheke gflgW HOscb im Vorränge vor 
de Werth zustand, eine srhriftliche Urkunde, wolurch Mnnes auf den Vorrang seiner 
Hypotbeke vor jener des de Werth venictatete und einwilligte, daaa Letzterem der Sang 
m aaiaar B^^otiiakaifotdanuf sakeaiaMn aoUa. 

Diesen Vertrag kann Uanes demnftcbst — dem HOscb nnd de Werth 
gegenftber — niebt ans dem Omnde als nnwubsam anfecbten , weil der 
Beweis der EmwiUignng (Acceptation) von Seiten detgenigen, ni dessen 
Qonsten die Stipulation stattAmd (de Wertb), nicbt erbracht seL 
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fidan darf hier die Grundaitte von it^m Wesen der Vertr&ge und vom Bcweiae ofcbl 
Terwechseln. Zwar gelit jeder Vcrtraj,' aus dor Uebercüistiuiiouog des Willens der Con- 
tnüieotflu bwTor, die Beweislast besclii&ukt sich ab<r Mif 4i« Verpfliciiiuug dea Gegoera; 
dtniK«mitt gaaflgl bei «inseitig«« Vertiigen, «ie der vorliegende, die Terpfliebland« 
Krkliruug des Fromiltenten, weif nur der Pruiiiissar (und als solcher ist Hdsch aozusebeni 
da der Act die Befreiung desselben von einer Vcraniworilichkeit bezweckto, während de 
Werth durch den eingerauiuien Vorrang nur dasjenige erhält, was ihm sonst der Back- 
griff an HOeeb in gMeber W«ise verMbeilk beben wOrde) eine« Bewelie« gegen Mmiei 
bedarf , nicht aber der Fraailttnt noeb eintn beeoaderan B«w«ie d«r Einwilligung n for- 
d«m befugt ist. 

Berlin, 23. Deeeaber 18U. (B«j.) Manes g. HOseb nnd de Werth. (IL A. «Ol H. 11.) 

Za Art im 

Uebernahme einer YerMndliehkeit far einen Dritten; uner- 
Uttbtet, wider die Oeeetse Terstosaendes Oegchift 

Ein durch die Gesetze untersagtes Gesdiäft, hier die Veräusserung von 
GHttern Minderjähriger ohneBeobadituDg der gesetiUchen Vendirifken, kann 
deduidi nicht au eineni erlaubten umgeindert werden, wenn ein Dritter, hier 
der Vormund, auf Grund des Art 1120 B. G. B., also einer geaetaUchen 
Verfügung, die Garantie for die spätere Genehmigung des VerkinfiBa Ten 
Seite der Minorennen Qbemimmt. 

Das Hinzutreten einer an sich erlaubten Bestimmang zu einem gesetzwidrigen Vertrag« 
kann diesen nicht in einen legalen uuiwaudeln und vermag dessen Mingel nicht xn be- 
seitigen. Zum Sebntie nnd im Interesse der Hinderj&hrigen hat das Oesett die Ver- 
insserung der Güter deraelben nur unter Mitwirkung der Gerichte, des Fauiiiienrathes und 
nnler Beobacliiung gewisser wahrender FOrmlichkciieu erlaubt, und die Lage der Min- 
derjährigen wird, wenn QiMer derselben, ohne diese gesetzlichen BestimuiQogen ein> 
nbnNnn, TeriiMrt wardoi , doidi Jene nur Grand dsn Ati 1130 ebnnMunnMn« Garnnti« 
des Vormnodes In kainer Weife gelndert; «eil die Gnranti« nnr di« Sieherslellnng 
dir Ktu fe r und Anstcigorer bezweckte. 

(S. das Nähere zu ArL 457-460 B. G. B) 

München, 1&. Jannar 1850.' (Gass.) König!. Qeneralprocnrator, Kläger im Interesse 
i«t a«MlMt, in gndiea 1I«M g. Lennbnenvlng. 

Zu Art 1121. 

1) Eiterliche Theiiung; Herausgabe; Aneignung; still- 
schweigende Annahme. 

X. abergab einer seiner T&ebter sein Vermögen mit der Auflage, seinen flbrigen Kin- 
iitn eine bestinimte Sniome heraoszuzahlen. Eine volljährige Schwester der Uebemeh- 
««rin war bei dem Geecb&iVe nicht sug^o, bat aber ep&tor das ihr zugedaeble Oleieh- 
•ItUnngignM «npftagm nng«noinai«B. Mach einiger ZiH foehl ii« di« ViiHii 
abirgabe unter andaran Gründen auch deshalb an, weil sie dabei nicht mitgewirbl hnba. 

Ihre Klage wurde abgewiesen und zwar in Betreff dieses Klagegrundes 
deshalb, weil nach Art. 1121 B. G. B. Verfügungen zu Gunsten Dritter, welche 
bei dem Vertrage nicht mitgewirkt haben, von diesen injeder Form an- 
genommen werden können, wenn dieselben nur durch Auflage an den un- 
mittelbar Beächenkten geschehen. 

MnnnbalB .... (Oberbefg. lahrb. 185i/S2. 8. 356.) 

2) Geding zum Vortheil eines Dritten; briefliche Aneignung. 

Auf Grund einer Urkunde, in welcher die A. 'sehen Eheleute beschei- 
nigten, ein von B. durch C. in die zwischen A. und U. bestehende Gesell- 
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Schaft eingeschossenes Kapital an B. zurUckzubezahlen za haben , ist dieser 
B., auch abgeseheu von der Behauptung, dass er Mitcontrahent gewesen, 
zur Erhebung der Klage gegen A. für legitimirt zu erachten und dem Be- 
Uagtea nur der Beweis der Einrede nachznlasseii, dass G. selbst die A.*8clieii 
Ehdeate in der Zeit von Ansstellang der Urkunde bis zur bebanpteten 
brieflichen Aneignung durch B. der abemommenen Verpflichtung wieder 
entbunden habe. 

Wenn B. bei dem fraglichen Geschäfte zwischen den A.'schen Eheleuten und C. auch 
nicht Mitcontrabeot war, ao ist doch die zwischen A. und C. zu Mioein Vortheile getrof- 
fen« Doberoinknaft waA Art. 1121 B. 0. B. iotoforn gültig nod wMmoi, als «r aiA 
mWm aogMignflt im, und diese Aoeignang vor dar «ngabUclua WitdarannieiNnig im 

IMMreinkoiumens zwischen A. und C. erfolgte. 

Mann heim, 25. October 1811 (Oherborg. Jabrb. 18U. S. 5U.) 

3) Zahlungsanweisung; Annahme des Angewiesenen; Dritt- 
arrest 

Erster Fall Hst der Schuldner ein ImmObel sn denjenigen, wekfaer 
iBr ihn Bargschaft geleistet hatte, verkauft und den KAufer angewiesen, 
den Preis sur Tilgung der von Letzterem verbürgten nicht bevorzugten 
Schuld zu verwenden, so kann, wenngleich der Vertrag besagt, dass der 
Verkauf und die Zahlungsanweisung zur Deckung des kaufenden Bürgen 
geschehen sei, und der designirte Gläubiger diese Anweisung an^'enoinincn 
hatte, doch noch ein dritter Gläubiger auf den noch vom Bargen geschul- 
deten Kaufpreis wirksam Arrest anlegen. 
(S. das Nähere tu Art. 1217 B. Q. B ) 
Berlin, 22. Jnni 1858. (Osat.) TnrieeUi g. Lote. (K. A. St. U. 11) 

Zweiter Fall. Hier sprach sich der Cassationshof dahin aus, dass 
unter den bessgten Umständen ein solcher Arrest nicht mehr gültig ange- 
legt werden könne. 

(8. dea Nibere tn Ari 1277 B. G. B.) 
Btrlin, 28. Septtmbar 1808. (Bej.) Bflrig g. Lote. (K. A. 51II. 274 

Zu Art im. 

Wirksamkeit der Verträge; Singularsnccessor. 

Die der KIsge auf Herstellung und Unterhaltung einer gemeinschaft- 
licfaen Brflcke entgegoigesetste Einrede, dass Beklagter nur dem Becfata- 
vor&hrer des IQägers gegenüber das Miteigenthum anerkannt habe , nach- 
dem sich des Beklagten Bechtsvorfahrer dem Rechtsvoriahrer des Klägers 
gegenüber schon früher zur gememsamen Herstellung und Unterhaltung der 
Brflcke verpflichtet hatte , ist zu verwerfen. 

Nach Art. 1122 B. O. B. gehen Rechte und Vertiindliclikoiten , welche dor RechlsTOf» 
ginger wegen des von ihm au einen besonderen Kecbisnach folger übertragenen KecbliB 
kaUe, aneh aaf latatoren fibar, nnd folgewein mflaaen BeeUabeadlungen, weldie in Be- 
zug nnf daa ab ertragene Beebt zu Gunsten oder zam N'acbtheile des RechtsTor- 
fahrers vorgenommen wurden, nndi zn Gunsten od«r zun NaebtbeUe dea beeondem Becbte» 

nachfolgcrs wirken 

Mannheim, 2Ü. September 1860. (AduaI. 1860. S. 397.) 
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Zweiter Abschnitt. 

Ym dir Fähigkeit der den Vertrag abschliessenden FarlUee», 

(Art 1123—1125.) 

Zo Art. tlS5. 

1) Schenkung; formlose Annahme für den beschenkten 

Minderjährigen; relative Nichtigkeit 

S. Unheil (Berim) tu u .... 1«14 zu Art. 463 B. Q. ß. 

2) Theilung, aussergerichtliche; Coucurrenz von Minder- 
jährigen; Recht der Grossjährigeu, eine definitive Thei- 
lung zu begehren. 

S. SU Art. 466 B Q. B Unheil ( Danusta'U) vom 3. October 1842. 

9) Theilang, formlose; Goncurrcnz von Minderjährigen; Ver* 

bindlichkeit für die Grossjährigen." 

8 ui Art. 466 B. 6. B. UrtbeU« (B«rUuj Toia 31. Januar 1835 uod 13. Novbr. 1M4. 

Dritter Abschnitt. 

Km dem Qflgenstande md der Materie der Verträge* 
(Art 1126—1130.) 

Zu Art. 1189. 

Krankenwärter; versprochene Belohnung. 

Die Klage auf Zahlung geleisteter Dienste nach ortsüblichen Prei- 
sen, welche daraufgestützt wurde, dass die Erblasserin der Beklagten der 
Klägerin „eine Belohnung für ihre Dienste*' zugesagt habe, ist abzuweisen. 

Am «üNr M»labiB ZuMge lltai aieh niehi tioinat atoaliiMn, ob damil daa Verapre- 
dian diier Zahiang, oder ein Vermfiehuiist gegaban wardea woUia, md »aleban Lohn 
im erfterea Fall» die Erblasserin der Klägerin zu geben geJachte; die Bestimmung des 
Art. 1129 B. Q. B. kauo die Anforderung des taxordouogBm&esigen oder orts- 
• blieben Luhnes eioar KraokeDwlrtarin oicbl reebifartigea, da jadar Anbalupuniit dar- 
ibar fahU, «alohan Balrac dia Erblaoaarin naiar dar niaoagMa Balatanf vanland, md 
iosbaaoidaffa, ob sie in dioür HiMtdH das nngaMiahan Ortagabramha «d dar Tttndimg . 
aicb nnierweifen wollte. 

Manntaeim, 29. Min 1860. (Aonai. 1862. S. 221.) 

Za Art. 1130. 

1) CoiitractmisBige Erbeinsetsnng; Ungflltigkeit 

Ein am 2. September 1803, also unter der Herrschaft des GesetiM Tom 
17. Nivtee n, abgflflcUoMener Vertrag, wonach die Kinder erster Ehe mit 
ihrem Vater mid dessen sweitor Ehefrau die Ueberehdcnnft trafen, dass 
alles Torhandene Vermögen, ehuddiesdich des den Ersteren tob ihrer Mat- 
ter bereits anerüallenen Vermfigens, sowie jeder Zukünftige Erwerb als zur 
zweiten Ehe gehörig angesehen, dagegen aber auch die Kinder erster Ehe 
ihre Stiefmutter so beerben sollen, als ob sie deren leibliche Kinder seien, 
bildet eine contractmässige Erbeinsetzung, ist daher sowohl nach dem Ge^ 
setce vom 17. liivose II, ais nach dem B. G. B. uuguiUg und nichtig. 

25 
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DieSM Omtiz verbot die verlragsrnäMigiB Erbeiosetzungen und dieses Verbot vi-ard« 
durcJi liis Gesetz vom 4. Gcrmirjal VIII so wcnitr. wie riurch das Ii. G. l\ aufgehoben, 
vielinetir durch den Art. 1130 B. U. B. ausdiucklicli erneuert. Die Sliermuitcr uiusste, 
«ean sie dunalB befugt war, zum VorthiU« ihrer 8iierkind«r über ihre gause SuceeMion 
sn Terfligen, lo dem Beknfa ticb nach den deshalb vorgeechriebeiieo Foruien rieliten 
dtiidi oineii Vci!ng Jcr erwiümt 'ii Art koiinic sie aber nicht zu Gunsten ihrer Sliefkiflder 
verfügeu unl ihre Seiten verwandten vua alier Erbfolge ausäcbliessen. 

Berlin, 6. JuU 1821. (Cass.) Borgnis g. BMhem. (K. A. 8. II. 63.) 

2) Vergleich über eine ^^cgeii wärtige und zukünftige Erb- 
schaft; Nichtigkeit des ganzen Vertrags. 

Im Jahr 184L Ubergab A. sein sämtiitliches Vermögen seinen sechs Kioiern in der 
'Weite, daM der Satan B. dal sn dtnnalbea gehörige Hofgut aibtl den Fahrnissen aber- 
nebnea und dagegen seinem Valer einen Vorbabali von 1330 fl., den Geschwistern aber 

die für diesi' bedungenen Gleichsiellungsgdder zahlen sollte. Da C, eines der Gt-schwister, 
indessen bereits eiaeu Voreuipfang von 2(XX) (1. erhalten hatte, so wurde bedungen, dass 
C. den ihm tuit 1230 fl. trelTenden Erbiheil abreclmen und den in die Masse einzuwerfenden 
lleiirbelrag von 760 11. seinem Bruder B. herausbeiahlea solle. 

Die beiden Brüder B. und C. schlössen im Jahr 1843 eia weiteres Uebereinkommen 
ab, wonach B. aul die Forderuniz von 769 fl. an C , dieser letztere dagegen auf alle .Ansprüche 
auf das dein B. übergeben« Gut, sowie auf sein deretustiges väterliches £rbe 
tu Gunsten des B. veniebtete. 

Ais nun der Vater \ mit Hinterlassung einer Restforderung von 1019 fl. an seinem 
l-ei B. ausstchcnilen Vorltelialte stirli, wurde bei der Tiiciluns iTn Jahr 1846 'Icr Nachlass 
unter die sechs Kinder geibeiit und C mit seinem Antbcil von 169 H. an B. verwiesen, 
we'eben er, da dieser die Zahlung verweigei^te , geriehllieh belangte. 

B. wandte ein, dass das zwischen ihm und C. im Jahr 1843 tu Stande gehonuaene 
IJebcreiukonHDcn . svonacli er dem C. 769 Q. nachgplassen habe, nicht zu Recht besiehe, 
weil es auf einer ungültigen Bedingung, dem Verzichte des C. auf dun Nachlass ihres 
damals noch lebenden Vaters, beruhe; er winngte daher die Niehii^keits-Erkiärung jenes 
Oobereiiifcemmens, sowie Verarthdluni: den 0. nur Zahhing jener ^09 Ü, resp. den naeh 
Absug der eingeklagten Summe sich ergehenden Bestes. 

Diesem Antrage wurde auch entsprochen , weil beiden Ansprüchen zwar 
der im Vertrage von IÖ43 eiithalteue wechselseitige Verzicht wider- 
spreche, allein die unbestrittene iS'ichligkeit des einen dieser Verzichte noth- 
weudig die Ungültigkeit des ganzen Vertrags zum Gegenstande haben müsse, 
in welchem sich der Verzicht des Beklagten und die beiden Verzichte des 
Klflgers in a&sertreniiHcIier entgegenstehen. 

Mannbeiu .... (Oberhofg. Jahrb. 1849/5a 8. 8&) 

3) Vertrag über eine sukflnftige Erbschaft; einzelne Gegen- 
stände. 

& tu Art. 701 B. G. B Urtbdl (Beriis) m 11. Deeember iM8. 

4) Verzicht auf diu Erbschaft eines Verschollenen. 

Die gesetzliche Vorschrift , wonach der Verzicht auf die Erbschaft noch 
lebender T'-rsoncn ungültig ist, findet bei dem Nachlasse eines Verscholle- 
nen keine .\uweiidung, da dessen E.xisteuz noch ungewiss ist 
Mann beim, 6. Juli 1800. (Zento. Mag. Bd. V. S. 186.) 

ViMtor AtMMhuitt 

Ym äm Verpfltehtungsgrunde (de lä cm»). 
(Art 1131-* 1188.) 
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Zu Art. 1131 — 1133. 

1) Alimentations-Versprechen zu Gunsten eines natürlichen 
Kindes; Beweislast; Obligation ohne Causa; fehlende An- 
gabe der Causa; unerlaubte, unsittlichei verbotene Causa; 
Ratification. 

A. Weim bei einer eioseitig eingegaogenen Verpflichtung d«r Yerpfliebtangsgrund 
bMi Mgagebei iil, Mab comiH m mam ktlMiwigs ngnnmmm wartai, Im nt 
einer Setieukung beruhe; es btt $i»o aaeh der Qllnbiger, wenn hitrbei üt Formen dar 
Seheoknog nicht gewahrt ain4, bMA Im KMhwiil •taut TOrliiiiww nttoriellm V«- 
pflkiiluaigigmndce xu fohren. 

Bfai AlliMMitf0UT6rspreeb«tt kam ja, wlo ih UtbtrMhae tXam ▼«rpftdilnig 
kaapl« «bmo gut in Fol^e eines seiner Natar nach Tarpfliehtenden roraasgegangan« 
Verhilinisiies , als animo donandi geschehen; fOr letzteres streitet keine Vermatbang. 
Ea fragt sich also, ob, wenn bei der Uebernahrae einer einsaitigen Verpflichtung der 
GrMl dtrtdbea aidil angegeben ist, Aar Barachttgta tnm BaitalMa ter Verpflichtung daa 
DtMii, aiar aber der Verpllialilala, na ian Varlraf «owiikan n nuAaii, ia« Maifal 
4as reditlidien Verpflichtungsgrundes darthun niQsse? 

liietea Lelitare actaeint daa allein Hichtige; denn nach den legisla^Ten ErArterungeo 
u Art 1132 B. 0. B. banitil danen Inbalt aaf dem Grande , dasa man aiebt priattmiren 
bma, eine oUigalla habe kainan ▼arpfliaMmgagfui, wan daraalba nidil angadrflekl 
aei; vielmetir erkenne derjenige, welcher (z. B.) in einer Urkunrle bekenne, schuldig m 
sein, damit von selbst daa Dasein eines rechtlichen Verpflichtungsgrundes au, und rer- 
m«ge sieh der Wirksamkeit dieser VerpflieMug aar.aa entziehen, wenn er die Nicht- 
«iiiaBi dar Canaa bawaba. 

ffiomadi begrOndet atoo olme Zweifd im Stime d« Art 1182 B. G. & 
die Thatatdie der Verpfliehtmig (iiir Zahlung von AUmenteD) die Prismii- 

tion, dass sie wirklich einen rechtmässigen Verpflichtungsgrund habe; es ist 
daher der Berechtigte, gemäss Art 1350 B. G. B., von dem NachweiBe der 
Causa entbunden ; vielmehr mussder Verpflichtete, der übernommenen Ver- 
pflichtung gegenüber, den Mangel einer rechtlich verbindenden Causa darthuo. 

B. Diese Grundsätze finden auch da Anwendung, wo keine Urkunde 
über die Obligation vorgelegt wird. 

Der Art. IVil unierseiieidet nicht zwischen schrifttieheni and roQndliebem Venpradiaa; 
bei orii BawMSiiiaiB baadafaidaR Paraonei ouiia bai dbaaa vi« bai Jaaaai dia Biavar> 
stlndaiss Ober die Causa Torausgesetzt werden; es kAUWa bat aUM« «it bat dflM aaden 
die Parteien unterlassi-n , die ihnen bekannte Causa au<rxndrOcken. 

C. Derjenige, welcher auf ein Alimentationsversprechen hin klagt, hat 
also nur das Dasein des gegebenen Versprechens zu beweisen, und kann 
diesen Beweis durch einen darüber sugescbobenen Eid führen. 

Wollla dar Verklagte sieb dar WlrkaanAeit dleaei Versprechens eouletaen, ao war es 
aaloa SadM m bawaiaeB, daaa aalahaa a«r kaiaar natarlaiiaa GaM», raapb ladIglMi aaf 
einer den Fortnen der Schenkung unterworf-nen Liberaliiit beruhe; es Terletxt mithin daa 
Gericht, wenn es den tihcr das Aliuientitionsversprechen defarirten Eid utu desswilleo als 
unerheblich zurückweist, weii deraelbe nicht mit aur das Vitrhandensein einca nate* 
rUllta VarpIMhiMgtgnradat gariebiai tat, dIa Art lin, im, 13» lad 1980 B. e. B. 

IX Wem der VerUegte nur in der UatenCdlimg seiner Yatendiaft 

das AlimentatieiiBversprechen gemacht hätte, würde diese Unterstellang eine 

hinreichende causa obligationis darbieten; in dieser Unterstellung ist aber 
lur Begründung der causa obligationis der Nachweis der wirklichen Vater- 
Schaft, welcher freilich nur durch ausdrflcklielies ^«tiffkftnntnim gefiUirt 
mrden kann, nicht erforderlich. 

36. 
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Das Gericht darfte also anch nicht annehni«n, der Eid sei nm desswillen anerheblieh, 
weil der behauptete Verpflichtungsgrund iraiiierhin unerwiesen bleiben wönle, muss Tlel- 
mehr diesen Verpflicbtongsgrund, wenn dei selbe durch den Beweis d«r Vaterschaft nicht 
IwdiDgl war, «to den wirklieben, den VerspredMO in Gmnd Itegeodea, eines weiteren 
Beweises nicht bedürrenden Verpflicbtungsgrund ansehen, und kann nur unter falscher 
Anwendung der Art. 334, 340 B. 0. B und gleichteiti^er Verleitung der Art. 1131, 1134» 
1356 bis 1360 ib. das Qegeotheit aimehuieu und den Lid für unerheblich erklären. 

Berlin, 39. Septenber iWI, (Gm.) 1. f. a (X. «. U. A. 3.) 
01^. K. A. 63. 1. iO> nnd 10«. 

A. A. s. zu Art. 931 B. G. B. Urtheil (Darinstadt) vom 25. Mai 1842. (Das Ver- 
sprechen ist nur rechtsgültig, wenn es unter den Formen der Sdieiikung beurkundet 
wurde; die Eidcszuschieüung ist unzulässig.) 

2) AlimentatioDs-V ersprechen eines Mannes, für die unehe- 
lichen Kinder eines JB rauenzimmers zu sorgen. 

Versprach ein Mann in mehreren, an ein lediges Frauenzimmer gerich- 
teten Briefen, für die Bedürfnisse der von diesem Frauenzimmer gebomen 
Kinder, welche er jedoch nicht als die seinigen anerkannte, Sorge zu tra- 
gen, und findet das Gericht dargethan, dass jenes Versprechen freiwillig 
und um den Verptiichtungen des Gewissens zu genügen, gegeben und von 
der Mutter für ihre Kinder angenommen worden ist, so kann es, auf das 
ervUnite Versprechen hin, den Mann vernrtheili», jenen Kindeni Us nun 
18. Lebensalter Alimente zu entrichten. 

Hierdurch handeU das Qeriebt weder den Arl 834 «nd 8<0 B. 8. B. zuwider, da es 
gar nicht über die Vaterschaft jenes Manne? sich auszusprechen hatte; noch den Art 1131 
und 1134 ib., da eine Uebereinkunft, obgleich deren Causa nicht ausgedrflckt ist, dennoch 
gttitig ereebeini, die ErftUiang einer Gewissenspflicbt aber bei einen derartigen Vertpre- 
eiien nie eine genttgende uid wolderlMibln Cniin nngeieken werden mnae; noch eniUeh 
dem Art. 931 ib., weil die Formalitäten, welche diese gesetzliche Besthumung zur Gültig- 
keit von Schenkungen erfordert, auf eine Sehrift, wodurch eine natOriiciie \erl»indüclikeit 
auerkannt wird, nicht anwendbar sind. 

Paris, 37. Uni IMt. (Be|. «Ik «tvj (Sir. iMt. I. OML) 
Gfr. OOberl in Art 334 B. 0. B. Hr. M i. f. 

8) Alimentations-VerBpreehea eines Dritten. 

Deijenige, welcher eine im ledigen Stande Geschwängerte durch die 
Zusage, dass er die Kosten der Eniehnng ihres Kindes bestrdten werde, 
bestimmt, die beabsichtigten gerichtlidieB Schritte gegen den angebüchen 
Vater, ein Mitglied ticiner Familie, m nnterlassen, ist sur ErfOllmg des 
Vertrags Terpflichtet 

Es steht hier keine Schenkung in Frage, welche an die FOnnlicbkeiten des Art. 93i 
B. 0. B. gebunden ist, indem es sich nicht um eine VenuSgcnsLereicherung handelt, son- 
dern am eine Schadloshaltung, zu welcher der Beklagte von dem Interesse geleitet wurde, 
Sit Kttgeiin tor Onlerlniinng der von flir benbaiebllglea Sebrittn n Temidgtn, nnd tt 
gebricht diker der Uebereinkunft keineswegs an einem gfllSgen Tsrpflidilniiigiigrandn. 

Hannheim, 10. JuU 1860. (Annni. 1861. S. 48.) 

4) Anerkennung einer Schuldigkeit in einem Bangordnnngs* 

and PurgationsTerfahren. 

Pistorins hatte 1817 ein Gnindstiick an Hank and Weiosbeimer Terkanft, Ton denen 
dasselbe 1819 an Wolf überging, welcher 1829 gegen ein Darleihen jenes Grundstück mit 
mehreren andern dem Mayer hypothekarisch verpfändete. Am 25. Nov. 1830 liess Wolf 
üiae Gnudstaoks, asoientUdi dts srwibnis, versteigern nnd dabei srslsigsils Unftr 
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lelbe. Da «ber Pistorias noch wegen des Kaufpreises nichl gani befriedigt war, so liesB 
derselbe am 23. April 1831 den Mayer als dritten Besitzer auffordern, den restirendeo 
Kaofpreii tu bexalilen, ansonsten das Grundstock zwangsweise Tersteigert werden wflrds. 
Ott OraniiMck «wie auch wirUidi «■ ». Hai ISSi Tenteifmi und im Fltloriut n- 
gMeblageo , welebar M weller an W. verkaofte. 

Deber den Kaufpreis der 1830 von Wolf yersteigerten Immohilien wurde von den 
8leig«rern, oainentlich Mayer, ein Purgationsverfabren eingeleitet, bei welchem auch Mayer 
•Is SdmMner iet KMil]preit<t des IhtglMian Orniidtiaclt«« aafgvfBltrt war. Auch dat 
Rangordnangsverfahren zu Austheilung des Erlöses der Versteigerung von 1830 wurde 
durchgeführt, in welchem Mayer als Hypolliekar-Glftnbiger auftrat und far JUpitalnnd Ae- 
ceMorien Liquidation zuerkannt erhielt. 

Daa RangordnunganHkbran wmde Terglttehaaiistig beandigl und ala Baalandfli^ dar 
Masse auch der VW Mayar geschuldete Erlös des mebrarwilnlan, tou ihm ersteigerten 
GrutidatOcks aufgenommen, al)cr ein anderer Gläubiger, Namens Weil, auf diesen ErlOa 
angewiesen. Weil leitete in (lemässbeit dieser Anweisung gegen Mayer Verfolgung ein, 
w^g a am diaaar Opposition eioiegie, welche WaO um deaswilleo al« uogegründet bestritl^ 
•wail Hayar lu dam FUrgalious- und Ordr»>TaHUirau aMh ala fleiiulduar daa Praiaea daa 
mehrgedachlen Grundstocks bekannt habe. Durch Urthel! des kf^nlal Bezirksgerichts wurde 
wirklich diese Opposition verworfen. Gegen dieses Urtbeil ergriff Mayer dcu CA<»ations- 
reeurs, oamentlich wegen Verletzung des Art 1131 B. G. B. In Verbindung mit den Art. 
J106 u. 1109 Ib. Aua uaebaiabenden Erwlguufai apnah dar Oaaaatlanabor dia Caaaaliaa 
daa angefochtenen Urtheils ans, nimiteh: 

Es ist nicht widersprochen, dass Mayer den fraglichen Kaufschilling 
für ein Grundstück bezahlen soll , welches ans seinem Besitze in Folge einer 
Zwangsveräusserung kam; es ist aber kein Käufer verpflichtet, den Kauf- 
preis für eine Sache zu bezahlen, die er nicht besitzen und benützen dürfte, 
und derselbe kann sogar wegen Besorgniss bevorstehender Eviction in Ge- 
mässheit des Art 1653 B. G. B. den Kaufpreis zurückhalten. Wenn daher 
8iicii Mayer bei dem Porgatioi»- und GoIloeatioiisTerfalireii diese Schuld ab 
richtig embekamite, so mangelt ee diesem Bekemitaiase an jedem Redits- 
groDde einer Verbindlidikeit und dieaelbe ist nach Art 1181 aad 1109 ib. 
nichtig. 

Das angefochtene Drtheii hat daher dadurch, dass es mit Verwerfung der Opposition 
den Player zur Zahlung dea RaafsehiUinga ainaa nicht beaessanen Grundstocks rerbunden 
aifilirta, die baaagtau Oaaaliaaalaflatt wmUM lui «Mi tauuak eaaaiil wardan. 

Vinebau.flL JuU 18I5l fOaaa.) Vayar f . Wail. 

Bürgschaft zur Erlangung der provisorischen Freilas- 
sung eines im Auslande Verhafteten. 

Stellte ein Inländer vor einer inländischen Behörde für seinen im Aus- 
lande wegen eines dort verübten Vergehens verhafteten Sohn, um dessen 
provisorische Freilassung von der Haft zu erwirken, eine Caution für die 
Samme von 500 fl. , und der Sohn entzog sich , nachdem er hierauf hin aus 
der Haft entlassen worden war, durch die Flucht der weiteren Unter- 
sndrnng und Bestrafung, so Imim die ansttndische Behörde den Vater vor 
dem inländischen Oerichte anf Zahlung der verborgten Summe belangen. 

Die ObUgatbrn des Ysters beruht anf Iceinem verbotenen oder une^ 
lanhten Grunde. 

• (8.4aa Nlbere zu AH. 2011 und 9012 B. G. B.) 
MSuehun, 39. Jamar ISIft. (Onaa.) UolTariililaaail Haidalbacg g. H. 



Digitized by Google 



IM Bflrttrtialet Otatlsliitk {Ali IISI -itSI). 



•) Cetsion der Gatergemeinsehaft; factiiche EntseheidiiBg* 

A. Kftimte man, trots der VerfiigiiiigeQ der Art 1421 und 1432 B. 0. B., 
annehmen, daas der Ehemtnn nicht befugt sei, die ganze Gatergemain« 

Schaft zu veräussem, und dass eine solche Veräusserung alle Gerechtsame 
der Ehefrau verletze, mithin gegen die guten Sitten streite und deshalb 
hierauf der Art. 1133 ib. anwendbar erscheine, so vermag doch jedenfalls 
der Act, wodurch der Ehemann nur specielle Ansprüche der Güter- 
gemeinschaft an eine bestimmte Nachlassenschaft cedirte, um so weniger 
dann als den Art. 1421 und 1422, sowie als den guten Sitten zuwiderlaa- 
Irad angeaehen an werden, wenn ans dem Cesdenavertrage seibat aich dn- 
lencbtende nnd dem Zweck der Ehe keineewegs wideratrettende HotiTe er- 
geben, nach welchen sich der Ehemann an dem Vertrag veranlasst sah. 

B. Die Frage, eb eine Gesaion aftmmtliclier gatergeBseinadiaftUfiMr 

Rechte oder nur eines Theils derselben vorliege? vermag aldit ab fliM 
futische, der Kritik des Gassation shofs entzogene angeaehen zu werden, 

wenn das eigentliche Factum jener Gession actenmässig und unbestritten 
vorlag, und der vordere Richter ein anderes als das actenm&ssig consta- 
tirte Factum seiner Entscheidung unterlegte. 

C. Die Frage, ob ein Cessionsvertrag als gegen die guten Sitten an- 
stossend, somit als unter den Art. 1133 gehörig betrachtet werden könne? 
unterliegt der Prüfung des Ga^^ationshofs, weil nur die Gession als das 
fdenate Fadom annadien, die Frage aber, eb nnd wiefern dieses Fac- 
tnm dem Oesetee entsprechend oder zuwider sei? als eme Snbanmtion des 
Factnms unter das Gesetz angesehen werden nmaa. 

DaraitU4t, 16. iMNMr 1837. (Cmi.) Kriifw g. BHim Km«. 

1) CeaaloB einer Militireinateher-Oauiioni Unwirkaankeii 

der Bfirgaehaft 

A. Im QreaihenQgthom Hessen Ist die Oeasion der von euiem Militir- 
dnateher geatdlten Oantion wihrend der Dienstzeit miteraagt; der gegei 
dieaea Verbot abgeacbloaaene Ceaaiooavertnig beruht anf einem nnorlanhtai 
Verpflichtnngsgnmde , ist daher nicht ab rec hta w iri mam aaraaahen. (Art C, 
1181 und 1S98 B. G. B.) 

Der Art. 1134 B. 0. B. verleiht, wie dieses dareh di« Wort« J<igiileinent formte«" 
augedrflekt tit, den Vertrigea aar dun Boehiskrafk xwiscbm den Parthiean, weno ibra 
CooTentioiMii alltB fM i l i ll a h a e B rIiwi e faiM i D , eeiiohl te feroMlItr ala b maiarieUer B*- 
iMuwf , ToUalladff arta^ahai. 

Dar Art 49 des Grossh. Hess. Reknitirangsgesetzes vom V). Joli 1830 bestimtnl guis 
allgemein, dass die fraglicbea Cautionen während der Diensixeit nieht eedirt werden dflrfeo ; 
dam Garicbt kaaa es daher sieht aastebeo, mittalat willkarliebar Untaraebaiditaf awiacbaa 
dara ZaNpukI iar Eeliiiliiiiii tiam daimillfa« O ia l a n ifa rtn i ga md da» Bn ahe, w aatat 
Wirksamkail Imgtaaw soll, aioa ModifiealioB aintretan la lassen und den Grundsatz zo an- 
gehen, dass ein in seinem Ursprang niekligaa Gaichifl dorch dao bloaaam 
Varlaaf der Zeit nicht aanirt werde. 

Bei 4er sogezogeBeB Baadnmmig baadviokl sidi 41« Abaiahl 4m Ouh gaba w aUM 
Mf die gichantaUang des Staatsfiscus ; wie aus den betrelTendan laodstiadiseliaa Vwihul 
Ingan und dem Grossh. Hess. Gesetxe jom 19. Mai 1836 sieh ergibt, beabsichtigla man 
■odi waitar* dia £inatabar giigen leicbtsianifa VeriaaaanugaB ood Prallereiao sa aebtttiaa* 
iHi ris imtb ftitar n Im MmilfflidMM la Vtdm, Bs iü also 4ü flffttrtWii%t ttktmm 
als vantgUsbv giaal Jma Tsrbsiss swnwshw 
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B. Der Umstand, das der Cedent hei jener Cession zuplcich für die 
Existenz und den richtifjen Eingang des übertragenen Ausstandes Hürgschaft 
leistete, berechtigt den Cessionar nicht, auf Grund des Art. 2012 B.G.B., 
die rechtliche Wirksamkeit der Bürgschaft zu behaupten. 

Eben dieser Oeeeixesitelle infolge aoU die Bargscliai) Tür eine an sieb ungOliige Ver- 
biBillchkeit keinen raetallialwn Benland hnbm und nteb Art 3096 ib. der BOi^e befugt 
sein , alle der SchuIJ selbst anklebenden , dem Schuldner nich» blos für seine Person zu- 
stehenden Einreden cntgej^en zu setzen; ein erlauliter Verpflichtuns^irrund und ein siclie- 
rer, dem Handel und Wandel nicht entzogener Gcgeasland gc'iöreu aber zu den wesent- 
Uchen Erfordernissen jedweden Terlrags (Art 1108, 1128 nnd IMS ib.); diese beiden 
Beqnisite feblen aber, nach dem oben Gesagten, dem fraglichen Vertrage, und diese Mängel 
gehören ohne Zweifel zu jenen , welche an dem Kechlspeschüfte selbst und nicht blos an 
der Person des Bürgen haften; es muss daher die Btirgsciiaft, als accessoriseber Ver- 
ln(g, ebenftlle wlrkungiloe bleiben. 

Dnrmilndl, 18. April 181». (Ri|j.) LOweiMiein g. Beeker. 

8) Ehrenpflicht; factische Entscheidang. 

Wenn das Gericht, einen Act iuterprctirend, über die Frage erkennt, 
ob der Grund der VerplUchtixng in diesem Acte ein erlaubter, oder ein vom 
Gesetze nüssbUligter, ein fidscher, sei, oder ob Oberhaupt kein Grund zu 
der Veriiflirhtinig Torttege, so kann diese Entscheidung kein Gassations- 

mittel darbieten, weil sie in das Gebiet des Thatsächlichen fällt; flbrigais 
luinn der Richter die Art. 1108 und 1131 B. G. B. nicht verletzen, wenn 
er das für erlaubt hält, was der die GOltigkeit des Acts Bestreitende selbst 
als seine Ehrenpflicht ansah. 

Berlin, 11. December 1848. (Hej.) Simon g. KonsbrOck. (K. A. 44 ri 3) 
Cfr. GObsrt sn Art 1138 B. 0. B. Nr. 1 nnd 8. 

9) Entschädigungsanspruch wegen Ehebruchs; Cassation. 

Stellt der in flagranti ertappte Ehebrecher dem Ehemann der ehcbrc- 
cheriscben Frau in Beziehung auf den begangenen Ehebruch einen Schuld- 
sdiefai ans, dnrdi weiiAeD er sieh, dem Ehemanne gegenüber, aar Zahlung 
einer bettimmten Summe verpflichtet, so ist diese Obligation, als auf keiner 
odv einer unerlaubten Causa beruhend, rechtmirirksam , demnach das 
Urtheil, welches die dem Ehemann gebührende Entschädigung als Oausa 
ansah und daher den Schuldschein für gültig erklärte, zu cassiren. 

Der Ehemann war nicht beTugt, gegen den Eholirecher Entschädif ungfanspnicbp we!?cn 
des verübten Cbebrocbs zu erbeben, indem der Ebobruch seiner Ehefrau für ihn als keine 
Hmnkriiduing Im jcrisiischen Sfame aageeehen «retden knin, wie diesee nue der V»lmr 
der Sndie nnd den gesetzlichen BegrilT der Injnrien nnd Verlfiumdangen bervorgebt; was 
das angeblich gestörte häusliche Gltlrk des Ehem tnns betrilTt , so ist dieses ein Schaden 
Ton solcher Natur, d«ss er weder in einen Geld.mschlni: gebracht, noch auch in deiner 
Grundursaebe durch eine GeldrergOtung beseitigt zu werden vermag. Der abgeschlossene 
Verlrag bemble dnher snf keinea obligaloTiMben Fnndnmenle, md eben deswegen 8ndet 
Mer der Art 1131 B. G. B. dahin seine Anweodong, dass der Vertrag als eine Obligation 
sans caase anzusehen ist, indem unter der enuse. der causa drbcndi, nicht das Motiv, 
welches die Paeiscenten oder einen derselben zur Eingehung des Vertrags bestimmte, son- 
dern der Omnd, weieher die ▼erbfndliehkeft henrorbringt nnd snf dem diese beniht, ver- 
standen werden inuüs . der cänidiehe Mangel dnet Bolehen Grundes und die gesetzliche 
ünfabigkeit dessilluMi , eine VerliindlirSikcit zu erzeugen, aber .Us hinsichtlich der Wir- 
kung identische F&lle betrachtet werden müssen. Jedenfalls wäre die causa debendi jener 
dblignrton alt eine «nerlnble sa bUmeMen, da lie geiea dia galea Smea oder die 
Grandailsa der Xonl mmMhI; IMle es den Bwoana am B dchil dH e n dee geneinia 
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Wobto oder seiner eigenen Ehre obgelegen, den Ebebreeber zu denuneiren , so w»r et alt 
eine icfaleehte Handlung anzuMben, wenn er sieh durch dM Versprecbeo einer GeUlsuam« 
ytm iM ErfUhnf dieiar'win«r ▼erbiallidiktil ablwlIaB liiM; war alwr in cracrtto 
DwHUMfalira nicht geboten, so war es unverkennbar den GmndsStzen der Moral und den 
Vortdiriften der Reli.don angemessen, auch ohne Zaaichorung einer pecani&ren Beloh- 
nong dasjenige zu tbun (zu reneihea etc.), wozu er sich gegen eine Belohnang aobeiseiiig 
madil«; abgtMlien Aavon» wird kdn Haan, den Eim not Analand «twat geUn ud dir 
lidi durah dm Ebebraeb seiner Frau gekränkt nnd in ieiDem binsllcben OlOek Terletzl 
hüt , fflr diese Gflter ein Aaqnifmleal in GeM «nrnnehnen lad sie dnflbr giekhma fdl »n 
Iragen, sieh entschliessen. 

Di« Tvntnbendfla AaaiahtoB w«rd«n uieh danh dM tdoMtm Sedil Moellmilfi Mmi 
et dieie ud ibnlielie FiUe (L 2. 4 und 5 D. de eond. ob turp. eaus.) der tarpis causa 
beizihlt«, welche Beslimmongen als raison ecrito um so mehr für die Entscheidung der 
gegenwärtigen Frage nicht ohne Interesse erscbeineo, als die Art. 1131 und 1133 ao« dem 
rtaiicben Bedio enilelwl eind. 

Darm Stadt, 1. April 1824. (Gass.) R. g. K. u. B. (Bbeinh. Arch. B. I. S. BO.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 1131 B. 0. B. Mr. 10 und n Art. 1133 Ib. Kr. 7; (B^ 
Paria TOm 23. Juli 1860. 

10) Geheimer Vertrag bei Cession eines Amtes; RückerstAt- 

tung des Mehrpreises durch Gompensation. 

Der geheime Vertrag , durch welchea der beun Uebertrag eines Amtes 
stipulirte, in dem desfallsigen Acte angegebene Preis erhöht wurde, stellt 
sich, wie alle spätere Acten, durch welche der Vollzug des geheimen Ver- 
trags gesichert werden soll, als nichtig dar; dieses steht aber nicht ent- 
gegen, dass der Erbe des Uebertragenden , indem er sich als Schuldner des 
an seinen Erlasser bezahlten Mehrbetrages erkennt , sich in einem als auf- 
riditig anniseheiideii Acte dudi Cosqieiisitioii der Ihm gegen den GeBdoMr 
nutehendea Gegenfordemngen yo& jener Sebald galtiger Weiae fiberiren 
kum. 

Parli, aa JnoMr IMa (BaJ.) (I. d. R 1860l & 51M 

U) GeselUckafiBTerträge; SimnUtion; gesetswidrlge 

Tendens. 

Hat ein Vertrag Im Weeentfiehen den ZweA, ^aon Verdne daroh äam 
Umweg den von dem Geselle versagten Vortheil der Giffl-Persönlichkeit n 
▼erschaffen, wurde nur zu dem Ende und um das gesetzliche Verbot zu 
eludiren, der Vertrag in die simulirte Form eines Gesellschaftsvertrages 
eingekleidet, so ist dieser ganze Vertrag zu vernichten, wenn anch dnige 
seiner Stipulationen nicht dem Gesetze zuwiderlaufen. 
(S. das ^&he^e zu Art. 911 B G. B.) 

Brettel, 17. Mal IBM. (Rej) (Patfcr. Ittt. 8 974) 

12) Gesellschaft zur Beseitigung der freien Goncarrenz bei 

Versteigerung von Arbeiten. 

Wenn die Meister eines beatimmtea Gewerbes ia einer Stadl mit einander tiDta Ytr- 
liag abttliHtittti, «tdordi tit, im bti der YoKtbrn^ dtr Arbtiltn dtt Slatlct «ad dir 

Bfltntlieben Anstalten höhere Preise zu erzielen, als durch eine freigelassene Conenrrens 
tu erlangen gewesen wären, diese Preise einseitig und willkürlich festsetzen, denen sieh 
die öffentlichen Anilalien alsdann nothwendig unierwerreu uiQssten, so stellt sich die Ver- 
folgung ein« tolehtn PIum alt tint untrlaablt Dnltnitliflmnf dar, wtll tit dtm ZmtA» 
entgegenarbeitet, den daa Gastta bai Aatidiniai dar sflEmtUeliaB Varalaigannig alt. aolAar 
Arbailau im Aoga halta. 
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Eine Oesellschaft, die solche Ziele verfolgt, ist daher, wenn sie andi 
nicht unter die VerfQgungen des Strafgesetzes verfallen sollte, doch als rt- 

dical nichtig anzusehen und eine auf den dcsfalls abgeschlossenen unerlaubten 

Vertrag gestützte oder dessen Vollzug bezweckende Klage nicht zuzulassen. 

DarmiUit, 10. September 1860. (Bej) Cbristauuin g. KUogeleebmitt etc. (Eok- 
«Mriing 1800. I. 170.) 

13) Gesellschaft zur Exploitirung eines öffentlichen Amtes 

im Auslande; factische Entscheidung. 

Hat ein französischer Wechselagent einem Belgier einen bestimmten 
Anthcil an seinem Amte übertragen, um die Erträgnisse dieses Amtes unter 
sich zu theilen, so kann diese Gesellschaft, sowie die Cession, welche der 
Gesellschafter an einen Dritten bewerkstelligt, und die Retrocession, als den 
gnten Sitten and der öffentlichen Ordnung zuwiderlaufend, annulUrt und 
jeder Anspruch des Gessionars anf die erwähnten Ertrignisse ahgeniesen 
werden. (Art 1131, 1183 und 1633 B. O. B.) 

Die Vorschriften jener Artikel selten sowohl in Franl^reieh als in Belgien. Da kein 
französisches oder belgisches Gesftz prticisirt. was als den puten Sitten oder der öfTentüchen 
Ordnung zuwiderlaurend angesehen werden mues, so bat der Kiehter der Thateaebe, oln« 
iMkalb dtr KrMk d«t OuMiHMnhofM xa oiilcrttegm, n prifbii und xo «MMheMM, «b 
ein Vertrag, namentlich ein Gesellschaftsrerirag, der AflTentliehen Ordnung oder der Moral 
widerstrebt oder nicht Es liisst sich hier hei Verniehtang der Qeselischafi aus keinem 
Gesetze das factische Bestehen einer GeselischaA, weldies derselben alle Wirkungen fttr 
Vergangenheit gewSbrie, «Wdlen« «iilihi kam «nah Um Belraeaiiraadaii kflia Aft- 
iproeh auf die unter dem Tiial daa AtttMla aa daa ErtrSgaiaiai aÜpaKrta Plinia im 
Betrocession zuerkannt werden 

BrQssel, 28 Januar 18d9. (Bej) (Pasier. ISfiO. I. 3d9.) 
Cfr. Oilifari in Ari 1133 B. 0. B. Nr. 1 a. 8. 
„ la Alt. 1198 ib. Kr 7 «. r. 
„ XB Ar«. 1833 ib. Hr. 3 ■. f. 

14) Qewerbefreiheit; Besehrftnknng der iritliehen Prazif. 

Der Vertrag, wonach sich ein Arzt, einem andern Arzte gegenflber, 
gegen Zahhing einer Qeldsnnune verpfliditet, In einen angegebenen Distriete 
seine Intfiehe Praxis nicht mehr anssuaben, hann, als anf keiner nneriaab- 
ten CSausa bemhend, vom Gerichte als gOltig angesehen werden. 

Eine solche Oebereinkunft enthfilt nichts Unerlaubtes, da sie nicht die AosObang der 
inilichen Praxis gfinzlich . sondern nur in einem bestiuimtaa Oiatrieta verbiadert aad bebl 
Gesets einen solchen Vertrag rerhletet. 

Parle, 13. Mal 1861. (Rej) (J. d. P. 1861. 8 1100) 

15) Gewerbefreiheit; Untersagung der Goncarrenz in einem 

Vertrage. 

Die üebereinkunft , wonach sich Kaufleute, namentlich die Mitglieder 
zweier vereinigten Unternehmungen, gegenseitig verpflichten, in einem be- 
stimmten Departemente, wo das nun vereinigte Unternehmen betrieben wer- 
den soll, eine gleiche Unternehmung nicht zu betreiben, ist nicht als nner- 
laabt und ungültig anzusehen, wie dies der Fall sein wOrde, wenn die 
Ueberönkonft ein onbeschrinktes Verbot enthielte nnd beiwecktey den Cen- 
trahenten das Beeht, ihre Industrie an jedem Orte n hetrelbeB, n .m^ 
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Die entere Uehcreinkunft Ifiurt nicht der ofTentlichen Ordniintr und dem Grundsalze der 
Freiheit der iiidualrie eatg^eo, da sie nur, im Interesse beider Cktoirahentep , die Naeli- 
Mielle beseitigt, 4i« m ton Betrieb einei gWdttn GesdAfta in 4er Kad^anebaft aieli 
ergelien können. 

Paria, U. Febnnr 1802. (ReJ.) (J. d. P. 1862. S. 791.) 

16) Kirchenabgaben; Ersitzung. 

F&crer und Kflater kftmieii im Jahre 1693 niebt auf Priatatioii einer 
jihrlicben Naturalabgabe oder Bente gegen die Hausbewobner einer Ge- 
meinde klagen, wenn diese Klage sich nitibt auf einen bestimmten geseti- 

liehen oder vcrtragsraässigen Verpflichtungsgrund, sondern einzig auf die 
Thatsache stützt, dass der Pfarrer und Küster seit unvordenklicher Zeit von 
jedem Hausbewohner der Gemeinde jene Abgabe oder ßente jährlich be- 
zogen haben. 

Diese Anforderung stOtzt sich nicht auf eine den Häusern aufliegende Grundreoten- 
YerpflldUnDg, indem auch derjenige ala HaoabawtdiBar amoaaliMi ist, welckar ab Bau 
alB HMbar bawohal 

In der Thatsache wird auch nicht ponirt, dass die eingeklagte Rente als eine Ahpabe. 
welche utfolge einer den Hausbewohnern obliegenden vertragsmiissigen Verpflichtung, zum 
Doterball dea Pfturera und Küsters beizutragen, oder überhaupt als eine Schuldigkeit 
dar HanabairohiMr von demalbe« anfefterdert nnd gallefart worden aaL 

Es fehlt also hier an einer auf einen bestimmten gOltigen Fordemngsgrund sich be- 
xiehenilen Verbindlichkeit, und kann, da eine Erhebung der Rente zufolse einer wirklichen 
Sctiuldigkcil nicht einmal behauptet wurde, auch von der Ersitzung einer bezüglichen Be- 
ffaeliti|{wig Bidil dia Beda aaln. JadanlUla bona dia frflber etwa beaiaadena Varfilliclitung 
der einzelnen Haotbeirohner in einer solchen Abgabe mit dem Concordate von 1801 und 
den bezQglichen organischen Atiikeln vom 18. Germinal X (.\rt. 5). resp. dem Derrete 
Toni 30. December lb09 (Art. 36, 37, 92 u. f), in Verbindung mit dem Gesetze vom 
1«. Fabraar 1810, aaf 

Barlin, 1. JnU 1837. (Gass.) Reinen g. Kirche zu B. (R. A. 26. II. 17.) 
„ 8. AyrU 1899. iCaaa.) GoorUi g. Kireba w V. (K. A. »L IL 29.) 

17) MotiT eines Actes. 

Dalafab, daaa derjaniga, »alcftar dam Staala abia Oavlien anf aciae GSler, an dar 

Stelle des besitzlosen Sioucre nnchintrs. zur Sicherung der Oeschill^sfQhrung desselben be- 
stellt, die gesetzliche llypothike des Staates an den Rinnehmer zu ersetzen lieal)sichti<j», 
kann die contractlich yerwilligte, also convcutionelle, nicht in eine gesetzliche 
Hypolhaka Tarwandaii wardan. 

Jene Abstellt bildet nur das Motiv, wahrend der dgentlicbe Ver- 
pfiicbtnngsgrund indem eingegangenen Gautionsvertrage zu suchen ist 

(a daa Hlbere zu Art 2121 B. G. B.) 
BarlU, TD. Daaanbar 1853. (Caaa.) Siman g. Aeiar. (IL Ift. IL Sa) 

18) BentenablOsungs-V ertrag; natflrliche Yertiindlichkeit 

Eina bloaaa Anerkannunganrkiuida hinatebdiflh einer Baala atabi, warn dia Banla 
aalbal oder daran Oaftlla angafordart wardan, ao wenig, wie daran aaittiarlga PrlatatioB, 

der Einrede, dass die Rente peiiiSss Art .3 des Deercts vom 9. Vend XIII als feudal ab- 
geschaflt sei, entgegen, indem bei einer solchen Aneikennung der Rentpflichiigkeit und bat 
Zahlung der Rente die ursprüngliche Natur derselben keine Veränderung erleidet. 

Handelt es sich aber nicht von der Frage, ob die ursprüngliche Rente 
abgescbaiR sei, sondern davon, ob bei Absehliessung des Vertrags Qber 
die AUOsong der Rente eine hinreichende Begrnndung hinsicbtltch des darin 
gbrniBgekommeDeB und versprocheiMD Ablösungspreises vorgelegen habe? 
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so mnss in Folge der bis dahin fortgesetzten Entricbtang der SiDte, durdi 
die auf diese Weise in Beziehung auf den Besitz der als rentpflichtig be- 
trachteten Grundstücke anerkannte Verbindlichkeit, welche bei allenfiüll 
eingetretener gesetzlicher Aufhebung der Rente als natürliche Verbindlich- 
keit fortgedauert haben würde , der Ablösuogsveitrag als hinreichend be- 
gründet ungesehen werden. 

Wenn «lio das OerielK diMen AblMoogsrerirag, wegen Ermangelung des nach Art. 3 
Im DmtM TO« Jahr XIU Mfirelagtefi B«waiiei imier Beilehmig Mrf den Art 1131 
B. 0. B. als rerhilich nirht begrOmlet und als wirkun<.'8lo8 erklärt, ao wendet es jenes 
Art. 3 des Decretas, sowie die Art 1%U uad 1271 Nr. 1 B. 0. B. faUdi aa ■nd vorUlit 
dieselben. 

Borlln, SOl Afpulk 1384. <CaM.) Iftn g. KSaeo. <K. A. tl. tt. 17.) 

19) Schadensersatzklage; unwahre Beurkundung einer 

Behörde. 

Der Vertrag, wodurch sich ein Pfandgericht Ersatz des ihm durch die 
erbetene unwahre Beurkundung der Pfandfreiheit einer Liegenschaft etwa 
zugebenden Schadens zusichern lässt, ist nichtig, und die darauf gestützte 
Ersatzklage unznlftssig. 

Die uwalM« Bonrkmidniff «ottilll, wtan aaeh keine beIrflgeriMiM AMdü m Om* 
Is|r, Tielniehr die Kläser sich ihrer Hafiharkoit und Zahlungsföhiglceil bewusit waren, 
doch eine mit Strafe Kedrohle Verletzung ihrer Dienstpflicht, und der Vertrnj;, worin sie 
sieb zur VerUbunK eines solchen Uienstvergehens , g»\iea die Zusicherung der Enischidi- 
«wg air dli oHraigfn aacMbtiligan FolgMi, nalnlMbig aadiM, IM «In ««rkuibter «ni 
4alMr unxnitiger. 

Maonholn, 98. Fabnar 18M. (AnnaL 1850 S. 181) 

20) Schmuggelei ins Ausland; CassatloiL 

A. Der in Inland swisciieD Iidiodeni wegen Eiwicbmiiggdiis ra 

ia ela firemdea befreundetes Land abgeschlossene Vertrag ist, als den gnteä 
Sitten mwiderlaufend« fOr ungQltig zu erklaren. 

I>er Begrtir des siitlich Erlauhlen oder [Tncr!aul)tcn kann nicht blos sof das Oehlel 
eines (»esilmnit^n einzetnen Staates beschränkt und damit aiigesehlosscn werden ; die Silt- 
licblieit des Willens, welehe die Grundlage der guten Sitten ist, die jeder Staat aufreelil 
n iriMlIsn knl, boslohl wosonilieh «iieh darin, Sberhanpc Nb>mnnd tu vorltHan nnd aich 
nteht mit dem Schaden eines An-Iern xu bereichern. Jeder Einzelslaat btrt non aber dai 
Diibestreitbaro Recht, von den aus dem Auslnude einzurührenden Waarpn Nschweisungea 
SV fordern und Abgaben tu erbeben; zwar haben andere Staaten nicbt die AasObong dteaea 
lailili 18 «rWoMara oder sn an ieii istia n, aictttdi a in w eniger Ueiht «iaa BaalatiSaMIgaat 
desselben ein Unreebt und stellt foiglieh aaf Saitaa desjenigen, der iia «orsitslieh, beson- 
ders SOS £ig«BnBlai aalomiainU oder fartiagawaiaa varaalaiat, «iae vottagbara O aiiniia i ^ i 
keil dar. 

B. Dem Cassationshofe ist die Beurtheilung der Frage, oh eine Con- 
vention den guten Sitten zuwiderlaufe, nicht entzogen, indem es sich hierbei 
MA von zuf&lligeD YcrstflUnngen, sonden tch feststahCBdeD Begriffen haih 
ddt, wMe — wo das Geseti sie beracksichtigt — auch als Theil m dio* 
Sem selbst anzusehen sind. 

Barlla, tt. Mai 1810. (Oaw.) Hajan g. maiaen. (E. A. 38. IL 11) 

91) Schttnggelei (EiBsehwftrzen) ins Inland und Ausland. 

Erster Fall. Ein Vertrag, welcher das Einschwärzen von Waaren in 
das Inland zum Gegenstand hat^ istnach Art 1131 u. 1183B. O.B. aagttltig. 
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Er ist sowohl den goten Sitten als der ölTentlichcn Ordnung und den bestehenden Ge- 
Mtien lowider, welche den Schleichhandel Terbieten uod auf den Uebenretungsfail Stnre 
Mtam, vai «tn loblMr Vertrag nadi Art. 1181 kfintiM Bidrtiiiirkiig htmrlirliigai 
kann, so i«i 1« ÜBilaiii, 4an di« V«rtngMimdie Ha§ doppehidlig iiacrlavUe vir, 
iserheblich. 

Freiburg (Hofg). (Annal. 1849/50. S. 508.) 

Zweiter Fall. Eine Klage auf Ersatz des Preises von Waaren, welche 
einem Fuhrmann zum Einschmuggeln ins Ausland übergeben und confis- 
drt wurden , ist abzuweisen. 

Dem abgeschlossenen Vertrage liegt eine Ursache zu Grunde, welche, wenn auch nidit 
4m diessaillgeii Gesellen, dodi der Sittlidikett and der Stialtordnnng tnwMw ist «ad wddw 
deshalb nach Art. 1131 und 1133 als unerlaubt keine Rechtswirkung hervwrbrhgM kaiM. 

Mannheim (Hofg.), 29. NoTember 1633. (Annal. 1834. S. 109) 

22) Schuldschein; genflgende Angabe der Cansa. 

Die Oanaa einer OUigation gor ZaUung einer Summe ist genagend aus- 
gedrflcfct, wenn in der Urlronde gesigt ist: Ich bekenne scfanldig m sein. 

(8. daa Nibera n Art 803 B. G. B.) 
Paria, 18. Bovwnbar 18U. (Baj. ch. dv.) (J d. P. 1883. 8. ML) 

Stattttenwidrige Geschäfte einer Actien-Gesellschaft; 
Berechtigangscheine; Wechsel sine caasa; Einrede des 
Aasstellers. 

A. Der AnssteUer ebes trodcenen Wechsels kann , gemfiss Art 82 der 
aflgememen dentschen Wecbselordnnng, den Einwand, dass dieser Wechsel 
keine oder doch nur eme unerlaubte Causa liabe, im Wechselprozesse nicht 
blos demjenigen , zu dessen Vortheil der Wechsel zunächst ausgestellt wer* 
den, sondern auch dem klagenden Indossatar entgegensetzen, wenn Letzterer 
nur zum Schein und um ihm eine doppelte Sicherheit zu verschaffen , als In- 
dossatar aufgefQhrt, in Wirklichkeit aber von vornherein der Wechsel sa 
Gunsten des Indossatars ausgestellt wurde. 

B. Wenn eine vom Staate gonehmigte anonyme Gesellschaft (süddeutsche 
Bank), den genehmigten Statuten zuwider, welche die Emission von auf 
Inhaber lautenden Actien-Certificaten vor Einzahlung von 40 Vo untersagen, 
dennoch unter dnem andem Kamen (Borechtigungscheine) als Actien-Certi- 
ficate ansusehende Papiere auf Inhaber in Verkehr bringt, ohne da» eine 
mit ansdrflckHdier Zustimmung der Staatsregierung erfolgte Abänderung der 
Statuten dieses gestattete, so Termag diesen Berechtigungscheinai ehie ge- 
setzliche Existenz nicht zugestanden zu werden, und ein Vertrag, wodurch 
die Gesellschaft solche Scheine gegen ein Agio an einen Andem überträgt, 
kann selbst von demjenigen, welcher den Vertrag einging, als nichtig ange- 
fochten und der in Gemässheit dieses Vertrags zur Sicherheit der Erfüllung 
von Letzterem zu Gunsten der Ersteren ausgestellte Wechsel, als jeder ge- 
setzlichen Causa entbehrend, für rechtlich unverbindlich bestritten werden. 

Dia Slaialea anonyaar Q a aaW tc hal laa wardan nSoiHdl danini der Genehmigung des 
Begenlon nnlerbreflet, daaiU dia glaalsregiervng proliNi kann, ob dam Bartlonaagan im 
Einklänge mit Aeu allzemeinfn Interessen stehen und diese nicht gershrdon; wenn dieaar 
Zwerk nicht soll vereitelt werde.n können, muss die Action der Gesellschaft als streng auf 
dia Uv- ia den Statuten gezogenen Grenzen beschrinkt angesehen und Alles, was gegen 
Ma IhiMwi PwMliUWwirtBmiisgM gMchfaht-, nit das damf bategUobn, adl Wmn 
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abgeschlossenen Vrrtrigen, als ebenso nichtig betraclitet werden, und kann ebenso wenig 
die Sanaioa der Uenetate «rlaitgcu, als das, was gegen «in ge- oder verbleiende« Qeaets 
gtMhItM. Zu taMtÜMii BflMiltiie Allirt 4it BetndHwig, teM« da tft 8hmIm 4i« «io- 
lig« Orandlag« d«r CxItiMis der anonyiuMi OtMlIieban bilden , di««« mr Imriwlh dam 
Grenxen existiit und ihr Qiicr diese Grenzen hinaus eine HerhispersAnlichkctt nicht zustehl, 
dah«r al>er auch das, was dennoch von ihrer Saite auaierhalb 'jener Qrenaen geschiebl, 
einea rechtlicheu Beataud nichi babeo kaon. FQr die Oeeellaehali ateheo daher di« Stato- 
•en in ibrar verbindeodflii Kraft d««B G««elx« gldeli. Dm Tarliol der Bmiitim vm AcÜn 
auf Inhaber kann auch nicht als eine bl s innere Angelegenheit der GesellaehafI vad 
deshalb eine Ziiwiilcrhamllung gegen dasscH^e *\* nur eine Verantwortlichkeit der Dircction 
der Geseilschalt gejj;ciiüiier begründcu'l angesehen werden ; nie Iragiiche üesiiiuiuung b«- 
sweckt oftibar dl« VwbOtmg von 8cli»ind«l«i«n , '««ieta« durch die HiMungabt fM mU 
d«n Inhaber laatendw Scheinen der vorliegenden Art hervorgarufen werden. 

Hai ni Stadt, 2. Decaaiber IWtf. (BeVia.| v. Siebuld g. Oanaal. Bank. (Eaiiaarltaf 
lK5y. I. 262.) 

24) Verbots-Gesetze; Beschränkung der VerAntwortlichkeit 

des Frachtführers. 

S zu Art. 6 und 1"84 B. G B. und Art 103 H G. B. die ürtheile (Berlin) vom 
6. Juli 1858, auch t. 10. Marz 1845, 16. Fcbiuar i65->, 8. M&rz 1»53 und 21. Min JSÖ4. 

26) Vergleich aber den Civüstand einer Person. 

Die Klage anf Vollsug eines Vergleiehes (Entricbtong der Vergleid» 
summe), wodurch em uneheliches Kind dem auf Anerkennung der Vater^ 

schuft belangten Verklagten gegen die Zusage einer Zahlung Ton 650 fl. und 
Uebemahme der bisherigeu Prozesskosten die Ausschwörung dnes Ober em 
behauptetes freiwilliges Geständuiss auferlegten Eides erliess, von dessen 
Leistung oder Verweigerung die richterliche Anerkennung der Vaterschaft 
abhängig gemacht war, ist abzuweisen. 

Der erlassene Eid sieht geseulicli dem geleisteten gleich, der Kl&ger veixiehlet durch 
daa Yarglaich alao auf dia Vaieraehafta-AnetkenNung vod gibi danii den Stand ahNt 
aalflrliahan Kindel des Beklagten auf; ein aolebrr Vertrag abt.-r widerstreitet — abgesehaa 
davon, dass ein solcher Verzicht unstatthaft ist, weil der Stand, der nicht ein blosse« 
Product de« Wülena der Parthieeo, zugleich da« offeutltctie Interesse berührt (Art 61, 112S 
and 818 B. 0. B ) oad anvarlniaarlidi artebabii — daa galan Slitaa, indam dadar^b dar 
Stand um eines pecuuiäreo Vorlbaila willaa anfgagaban and warn Oagaatlaad afaiar Bfaia 
laiiun gemacht werden soll. 

Maooheim, 13. Oe(ob«r 1860. (AoDaL 1862. 8, 230.) 

26) Verlobang; Stipulation eines Rengeldes. 

Die Bedingung emes Reugeldes in einem Verlobungsvertrage Ar 6m 
Fall des BOcktiitts efaies der Brantlente ist nicht leehtsverbindlich vnd die 
desftUs gegen die Ettem der Braut, die sich hiemi ndtterpllichtet hatt», 
erhobene Klage auf Zahlung Terweriiich. 

Das Gesetz Uast keinen Zwang zum Abjchlus« einer Ehe zn ; ein solcher Zwang aad 
jedenfalls eine Beschränkung der freien Enisehiiessung zur Ehe liegt aber oflctibar in einer 
derartigen Clauselj es ist daher diese Bestiuiuioog , als den guten Sitten und der offen!» 
Uahaa Ordaang l a widar ia aftad, wirknagaloa aad kann ana diaaam Oroada aaeh daa 
Gedinge kaiaa Wirkung beigelegt werden , wodnrch die Eltern der BravI aia derartigai 
Strafgeld versprechen, da auch hier die Besorgniss nahe liegt, dass sie, um den Folgea 
zu entgehen, ihren Einflns« dazu aoweodea könnten, eine nicht aus der freien £ot«cbli«a- 
§mg daa Kindat hamrgaiMiida JEho m Btaada ta brlagaa. 

HaBBhtiat <afll^, M. Afril 188L (AnaaL 1861 8. MlL) 
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21) Versprechen einer Leibrente lu Qunsten einer Conenbine. 

Eine Klage auf Zahlnog einer Leibreote, gegrandet aof du angeUiehe 
Versprechen, far Daldung ausserehelicfaen Beischlafes Seitens der JUigerin 
kbtAglicü für sie sorgen zu wollen, ist abzuweisen, da dieser Vertrag jeden* 
falls auf einer unsittlichen Vertragslirsache beruht und deshalb nach Art 

1131 B. G. 13. oHeubar ungültig ist 

Br«cb$Al und Maaab«iui, 1M>3 (Aonal. 1863 S. 285.) 

28) Vertrag swischen Eheleuten; freiwillige Trennung. 

Im Folg« aiaar Trciwiliigea Tramiing sehloHen die F 'sehen Ebelevl« diMn Vertrag, 

worin unter Anderem der Fnu auf Lei*«iisdauer oder bis zu ihrer Wioderverehelldiuag 
•int jabiUche Unicrhalurei»« von JOU 11. bewilligt «urdt, die der Mana in fieiteljibnfen 
Blies m lahleii verepnch. 

Die Klage der Ehefrau auf ZahluDg der Rente ist abaniweisen, deoo der 
ihr an Gmude liegende Vertrag enthAlt eine unerlaubte Vertragsursacfae. 

IIa er wihreod der £fae geschloMen, das Zueainmenleben der rhiuMlmi enahwerV 

resp. die Treniiunp dersell>eii IjcfArdert . nlso detp Wesen der Khe entgegensiebt (Art. 212 ff. 
B 0. B ), ist der Vertrag, als iiiii den bestebeoden Gesetzen und der OdentÜeben Orteoog 
■iebl vereinbar, scblecbibin ungültig. 

Mmnnheiii, 17. Inutr 1851. (AimaL 1861. 8. 73.) 

29) Testament, au Oanaten eines im Ehebruch erzeugten 

Kindes errichtet 

g. n An 336 B. e. B. Urthell (Paris) tou 31. Ja» 1860. 

30) Vergleich; Irrthum; Verzicht auf Einreden. 

Pb. Qienaotb, Ebefrau von Ladolpb Lynen, war eine naUlrlicbe Tochter der Ebefraa 
Im Bsiiniih EnuMrt vor 4er v«rbeir«tb«ng ihrer Halter mb Emuieit geboren. Fraa 
tnmmi hiMerliess bei ihren Absterben ausser ihrer natorliebea Toohlsr nohroro OoiehvI- 
llir, so dass also Frau Lyneu nach Vorschrift des Gesetzes nur die Hilft« des niQtter- 
Hebeo VeruiOgeus zu begehren gehaht liäite. >'icht8de8(uwetiiger begehrte dieselbe au Ein- 
Biert den gaiixeo, in die Ehe eingc brachten Nacbla»s ihrer Mutter. Eiuuiert seblees nun 
aul ihr oiaea VorgMdi ab, wonedi or die Lyaea Ittr lUe eiuigo ErUn ihrer Matter an* 
erkannte, auf alle deshalb zu machenden Einreden vereiehtete und sich rcrpfl.chiete, der- 
eelben ihr inüiterliebes Veriiiö;ien später herauszuzahlen, bis dahin aber luit 25() H jährlich 
sa verzinsen, wogegen Frau Lynen sich verpQichteie , das ihr von Euiiuert lierausiuuibieode 
Kaftel ntaht ta kioitgia, sa laaga die vertr«finilMigtfn Ziosaa ihr riehlig b«tahlt wSriM. 
Peter Thiel hatte diüMi Voigltiflii adiabgiiehlmeB aad lieh fttr gwaert als solidariiehtB 
Bargen dargestellt. 

£iiintert und Thiel stellten spticr eine Klage auf Vernichtung des Vergleichs, und zwar 
«lir Anderen wegen Irrihnaie, aa; dena der guna Vetwaf berahe aaf dar Tetaa»» 
•tMng, dass Frau Lynen einzige Eriiin sei; nun habt aber diese als uatflikehe TodMar, 
da noch Geschwister als Miierben vurhanden seien, nur auf die Hilfte der Verlassenschafi 
Anspruch, und dies bitten die Kläger nicht gewusst. Dagegen stellt« die Ebefrau Lynen, 
■aehdem sie vergeblich die Kügor aaf Zahlung der stipulirtaa Zioaea iMlia aoffordem 
iBMsn, eiM laddeaikhige auf Beransgabe dae gaaian Naihlaaeeo aa, aad twarla Oaailia 

h^t dss Art. 5 des gedachten Vergleichs. 

liae Bezirksgericht gab zuerst der Incidentkligerin auf, die Rcnunciationen der erb- 
fttigen Verwandten ihrer Mutler beizubringen. Saebdem dieses in gesetzlicher Weise ge- 
idiehaB arar, wies das Garieht dareh ein swellee OrthaU die Kligar mil ibrar Klage aaf 
Vemicbtoog des Vergleichs ab und verordnete in Beziehung auf die lacidenikiage die U- 
qaidation des Nachlasses der Mutter. Dieselbe hatte statt, das Gericht verurtheilte demga- 
niiss den Eonuert als Hauptscbuldaer, Thiel aU solidarischen Bürgen zur Z^ibiung dar 
U^aidiina Msmg; Ten sliw 4ni ViHmIIib spfalliils Tkis!» lai * sriis Bsrrfhag 
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t«rworfen «r^ird. lejte er CMiuaton ein, Miiieolllch wtgm Verleliirag d«r Art 1131 mä 
im (und 1108) B. G. B. Her Ciuialionthor mschiad In Besiftlinnf aof Um» MMi- 

iiiiuel dahin : 

Es liegt ebenso wenij; eine Ciuisa illicita, also eine Verletzung der Art. 
1131 und 1133 in dem Factum, da.ss die Cassatiousbeklagte zwar keinen 
Anspruch auf den Namen Erbin zu machen habe, wohl aber ihr ein Üecbt 
»uf den ganzen Nachlass ihrer Mutter zustehe, sowie darin, dass der Vir^ 
zieht des Klägers auf alle daraas ent^pringeuden Einreden fftr rechtsbesti»- 
dig erkürt worden ist, indem derselbe lUMtreiUg zu diesen Einreden, «IsQ 
auch gü dem Venichte darauf, berechtigt war. 

Zweibrflekaa, 10. Jurau- lb%L (Itojl Thtel f. GitMoih. 

31) Yerkanf von Vieh durch einen Israeliten ohne Horalitlt»* 

Patent; Unwirksamkeit der Batification. 

Ein Geschäft, das in Zuwiderhandlung gogen ein der OlTentliclien Ord- 
nung angeh(Kriges oder gogen ein verbietendes Gcsets abgeschlossen worde^ 
beruht auf einem unerlaubten Rechtsgrande, auf efaier cause illieite, und 
kann daher kdne rechtliche Wirkung haben. (Art. 1131 B. G. B.) Es ver- 
mag daher auch durch eine spätere Genehmigung keine rechtliche Wirksam- 
keit zu erlangen. (Art. 1338 ib.) 

Demzufolge kann ein Israelite nicht auf Zahlung des Preises der an 
einen Landmann verkauften Thiere in Gemässheit des Verkauf-Vertrags 
(sondern nur etwa auf Rückgabe der Thiere mit der conditio sine causa) 
klagen, wenn er nicht mit dem durch Art. 7 des Decrets vom 17. M&rz 1808 
vorgeschriebenen Moralitftts-Patente versehen war. 

(S. da» RSheri ta Art 7 d«« Decrvit wa 17. Hin 1803.) 
nftrmtudl, 83. Min 181«. (Bej.) SflsMl g. 8ebaaid«r. 

32) Verkauf von Waffen und Manition in Revolutionaseiten. 

Der Klage auf Zahlung des Preises für in der Revolutionszeit einer Ge- 
meinde gelieferte Munition und Waffen kann nicht die Einrede entgegenge- 
setzt werden, dass der Vertrag, dessen Vollzug begehit werde, auf einer 
unerlanbien Vertragsorsacbe bendm. 

Du Bedilagweliift i« ein «nd flU" Mk voUbMaMi mMUs; aef 1« Zvet h, 
xn w«lebeiii das tiesehfiA «bgeacbloMM ward«, ttaan alür ■iohii aahoaaM, da ilMr 

nicht zur VertragsDrsaehe im rechdiehen Sinne gthOrt 
Bruchsal (Hofg.) (.\onal. 18Ä5. S. 187.) 

88) Wechsel; Indossament; Judenforderungen; Moralitäts- 
Patent; Einwand der Simulation von Seiten des Ausstel- 
lers gegen den Indossatar. 

A. Der Aussteller eines Billets kann dem Indossatar, einem Israeliten, 
nicht den Einwand entgegensetzen, dass dieser um desswillen zur Anstellung 
der Klage aus dem Billet nicht berechtigt sei, weil ihm zur Zeit des Indos* 
saments das durch Art. 7 des kais. Decrets vom 17. März 1808 vorgeschrie- 
bene Moralitäts-Patent gefehlt habe, mithin das Indossament nichtig seL 

Diireb diMn Art. 7 wird ainllcb ke!ii«ti»«gt tiae abtolnto, in faleniM te ttuk* 
lieben Ordnung von AmUwegen zu wabrcndt Klohttgkdl aiig«orda«l; du Dtml idiill 
vielmehr nur eine praeeutntio doli, die der aus dem GeschäHe in Anspruch genommen« 
HitcoDlrataeot excipi«ido geheod macbea kuuL D«r »of Zahlung iMlangt« AiMltUtr 
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hat Dor die Frage 7.u unleisuchcn , oh er, ohne die Gefahr, von dem Indossanten noch- 
maU zur Zahlung au{$eUaaen lu weiden, an den Indossatar luit Gaitigkeit zahlen koiine; 
«ine solfllM 0«lblir- kann «Imt bifr nicbl al« beitdhenil ugeMbea «iHen, d* nidii mr «te 
TOD dem IndoiiaaMn nlbit wcgegaugener Oebeiirag unter Bekeimung das empfaiigenea 
Wertbes vorliegt, loiMleiii aiieb dv ludoMatar im Batitza dar Forianuiy sieb baftndat 
(Art. 1240 ü. G. B.) 

B. Der Aussteller ist nicht befugt, dem klagenden Indossatar gegen- 
aber durch einen dem ludossanten zuzuscbiebeudeu £id wabrzumacheu, dass 
dag osteasible Geschält nur ein gunulirtes gewesen sei, selbst wenn das 
BiUet nieiit alle Erfordeniisse eines eignen Wechsels haben sollte. 

llttrd) dasselbe verpfliebiel« sieb der Aussteller, an jeden Dritten Zahling tu leisten, 
ood kann also dem Indossatar iineb d«i Qiundallian dal guten Qlanbens Mine eigene 

Siumlaiion oicbt enigegeohaii- n 

Darinetadt, 18. Decbr. 1860. (Gass) Eberstadt g Böhr (Emmerling 1860 I Vifi) 

3i) Wechsel; Vernichtung einer Commandit-Gesellschaft; 

Folgen. 

Hatte A. ein Billet i ordre ausgestellt, dasselbe auf B. indossirt, C. 
für dasselbe Aval geleistet , und wurde C. in Folge dieses Avals genöthigt, 
Zahlung an B. zu leisteu , so kanu die liegressklage des C. gegen A. vou 
diesem nicht auf den Grund bin bestritten werden, weil es sich hier von 
dacD auf einer nnerlaabten Oaosa beruhenden Annprucb handle, da der 
Wechsel nur um desswiUen angenommen worden sei, um dem A. das Geld 
an yerschaffen, welches er in eine zur gemeinschaftlichen £zploitirung einer 
Wecbselagentur des G. abgeschlosseneu Guminandit-Gesellschaft als Com- 
manditär einzuschiesseu hatte und wirklich eiuschoss, diese Gesellschaft aber 
etwas später, als auf einer unerlaubten CdU^ta beruhend, durch ein rechts- 
kräftiges Urtheil vernichtet wurde. 

A. halt« den Betrag des Wech^eU von B. richtig darleihweise erhalten, die Cansa 
iat Wecfaeela baue also mcbis üneilaubies i A. war daher nadi Oewiseeo und Keebi rar- 
pttebm, den Weeheel an B. ansinbeiablen , eder wenn 0. snrolge aeinee Atala, ali 
Barge des A., die Zihlung leisten mussie, dieselbe dem C. zu erstatten; es war hierbei 
gleichgültig, dass der Beimg des Wectisels in die Geseilsc la'tjkASse als Junacbuu dea 
Couuiaoditirs A eiugeflusseu war. (An. Ib^i-l und 1848 B Q B.) 

IMierdiaa eraengi eine ursprOnglleh nichtige Oesribtehnft adion dadareb, daaa de da 
foela kürzere oder lingare Zeit, ohne Gelieiidioaehuiig der Kidiligkeit von irgend einer 
Seite, betrieben wurde, zwischen diMi Ge^eüschariern Bezielningen , welche für die Ver- 
gaugenbeit eine Eegulirung ihrer Utichie und Interessen erbetseban; die Uebereinkunft, 
anf daran Olaaben bin die OeaeliiabaA aieb bildela, muia aber ala die billigste Qmodlage 
iiaaar Kagalfaiing an g a a s b e n «erden ; aa kann alM Jeder 9eia M a s ba ll s r , nnah Arfia— g 
der Qeselleebaft, angehalten werden, zur LiqniJaiSon Tür die Vergangenheit seinen znge- 
eagten Einschuss zu leisten, oiitbin, wenn auch die Rückzahlung des Wechselbetrages nur 
aar Ersetzung des Einacbusses des Couiinaudit-Gese ischafiers dienen sollte, die Geseta- 
Mhail daa ieafiilliigai Anapnieha dw 0. aictat eootaaiiran. 

Paris, 1&. AngMl IMO. (Bt^j) (J. d. P. 1M3. 8. 118.) 

Zu Art. 1132. 

1) Schuldschein; fehlende Angabe der Causa; Ermittelung 
des Mangels; factische Entscheidung. 

Ein Urtheil, wddies anmmmt, dasa, unter Vorbeball dar AuatciiwO- 
nng einen demJBeklagten auferlegten Ergftnzungseides, ein SchuldachMii, 
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welcher keinen Schuldgrund angibt, als sine causa aasgestellt zu enditan 

•ei, ial als eiu factisches Erkenntniss der Cassation nicht unterworfen. 

Denn der Art 1132 B. ü. B. enthält keino bestimmten Vorschriften über die Art und 
Weise, wie der Mangel dee Schaldgruodes aasgemittelt werden »oll, Üast also in dieaer 
'Mtlwig in» riolMrlielM Eummm wallio. 

D»nastadt, SS. Aqgast IMl. (Riy.) Stampf g. Diilil. 

2) Sehuldschein; fehlende Angabe der Caasa; Beweispflielit 
des Promittenten; Eidesdelation. 

8. ta Alt 1131^1183 B. G. B. Nr. 1 Urihdl (Berlin) Tom 99. 8ep«l>r. 1857. 

3) Schuidurkunde; mangelnde Angabe der Causa; Anfang 

Yon schriftlichem Beweise. 

Erster Fall. Eine Urkunde, welche keine causa dcbendi enthält, 
beweist gar nichts und liefert auch nicht einmal den Anfang eines schrift- 
lidien Beweises. 

0» Iriiiw TirpflMMuglfniDi nglbt, umM lia amh Jetai flddnn mf ialivl- 
4mU baitiamte YerpQicbtungsgründe unmöglich. 

Constant, 30. Odober 1635 and Mannheim, 6. Mai 1839. (AnnaL 1840. S. 182^ 

Zweiter Fall. Eine sogenannte stamme Urkunde gilt als An&ng 

eines schriftlichen Beweises. 

Da nach dem gewilhniichen Laufe der Dinge nicht leicht Jemand bescheinigt, das8 er 
etwas schuldig ist, wenn niebt io der Wirklichkeit auch eioe — nur nicht ausgodrQckte — 
Yertngeamebe Terhaaden hl, eo wird eoMie inreli iai Deeein der Urkoade wikndieiii- 

lieb gemacht. 

Mannheim, 10. October lS4i. (Oberhofg. Jahrb. 1840/41. S. 544.) 
„ 24. November 1845. (Oberhofg. Jahrb. 1845/46. S. 447.) 

4) Schttldarkttnde; mangelnde Angabe der Causa; Beweis- 

pflicht des Fordernden. 

Auch bei dem Vorhandensein einer stammen Urkunde liegt dem Kläger 
der Beweis des behaupteten lüagegrundes ob. (Arg. Art 1315, 1103 und 

1131 B. G. B.) 

Der Art. 1132 steht nicht entgegen, denn er besagt nur, im Gegensatze zu der vor 
dem B. O. B. benMbeBdeii Aneiebt, daes ein Vertrag nicht ungültig sei, wenngleidi in 
der Urkunde die Vertragsursache oiehl eotbalteii ist; er verordnet aber nielll, daaa die 

Urkunde ohne .\ngabo einer Ursache auch volle Beweiskraft habe. 
CoDStaox und Mannheim.... (Annai. 1840. S. 182.) 
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Drittes Mapitel. 

Fon der WMnmg der VerpfUMmim {MI^Mme), 

Srster AbMhnitt. 

Allgemein» ß$$iimmu»§etu 

(Art 1134 u. 1185.) 

Zu Art. 1134. 

1) GesBion einoB Geseh&ftes; illoyaler Betrieb eines gleichen 

Geschäftes. 

Der GesellBdiafter, wekher ans der GeseUscbaft tnstrat nnd dem Mit- 

gesellschafter seine Bedite an dem bisher in Gesellschaft betriebenen Ge- 
schäfte flbertnig, kann nun selbst ein neues ähnlicfaes Geschäft anfangen, 
sofern er nur nicht illoyaler Weise dasselbe unter einer Bezeichnung führt, 
welche das neue Geschäft mit dem früher in Gesellschaft betriebenen ver- 
wechseln lässt 

Das Uribeil, welches, ohoe in den Erwä^ngsgrUnden oder im Dispoeitive auf Acte 
4er IlloyaJilil Bnog m aehnen, allein mf Grund des erwikniMi Onbertütgia dln Eirieh- 

long eines neuen ähnlichen Geschäftes dem Ccdenten onlMMgli inl n CMlinit 
Paris, 2. Mai 1860, (Gass.) (J. d. P. 1861. S. 1006.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 1625 B. Q. B. Nr. 1 a. f. 

2) Gontrat jttdieialre; Wirksamkeit 

8. x« Art 629 n. SaO B. 0. B. 8. 140 A. 

3) Militftrvertretnngs-GeseUschaft; nachträgliche Ver- 
mehrung des gewöhnlichen Gontingents. 

Schloss Jemand mit einer Militärvertretuugs-Gesellschaft einen Versiche- 
mngs -Vertrag ab nnd es wurde später das gewöhnliche Gontingent durch 
Gesetz erhöht, so kann d^e Gesellschaft den Vertrag- auflösen, wom es er- 
wiesen ist, wss der vordere Richter m facto zu prflfen und zu entscheiden 
hat, dass bei dem VersicherungSTertrage alle Parthieen nur das regehnässige 
Gontingent in Aussicht genommen hatten. 

Paria, 26. Februar 1863. (B(|j.) (J. d. P. 1863. 8. 361.) 

4) Theilbarkeit eines Vertrags; mehrere nicht snsammen- 
hängende Stipulationen; factische Entscheidnng. 

Sowohl nach der Natur der Sache, als einer constanten Jurisprudens 
zieht die Nichtigkeit einer Vertragsstipidation die Ungültigkeit einer andern 
erlaubten, wenn schon üi dem nämlichen Acte beurkundeten Bestimmung, 
alsdann nicht nach sich, wenn beide neben dnander bestehen können, und 
die erlaubte mit der gesetzlich yerbotenen in keinem nothwendigen Zusam- 
menhang steht. 

^Vcnn das Gericht einen solchen Nichtzusaninienhang als erwiesen annimmt, so ver- 
mag diese Interpretation des Actes um so weniger eine Gesetzesverletzung za inTolnren, 
alt miHra Ges^MaquaUen ttbar dto Tfinmamngen, unlar «aldiMi da Znaaaiaiaahaiif 
der bezeichneten Art aozonehmen lai, keine Bealimmangan ealhalten, noch auch aokha 
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erihcilen konnten, da hier Alles von der IndiWdualitSt des spedellen Falles abhängt, mÜ- 
hin jene Frage Biels dem femaafügen Ermesseu des Richters QberlMseo bleiben muu. 
D«ro8tadt, 18. Mir» 1844. (Rej.) Mauer g. Zabn. 
Of^. Pftrii, 11. IfofMbtr im. (Bi|J.) 

V«rgl. amH n Art ISU B. 0. B. Oilhtil fDnnMtadl) TOn 30. April 1860. 

5) Verträge; Gassation wegen deren Yerletinng. 

Die Verletzung der Verträge in einem Urtheile bildet keinen Cassa- 
tiousgrund ; es unterliegen vielmehr nur diejenigen Urtheile der Gerichte der 
Cassation, welche eine Verletzung des Gesetzes, als der allgemein bindenden 
BeditBoonn im Staate, enthalten. 

DieiM iai tai altei Verfligongva tlber die Z a rtiii J l ^ teit ta OMMlbmriMflw wnwd^ 

deutig »nsgedrOckt. Vergebens beruft man sich gegen diesen Rechtssatz auf die Beslim- 
mungen des Art. 1134 B. Q. B. ; denn wenn auch darin die Kegel der 1. 23. Dig. de re- 
gulis juris: „contradua legeui dat" förmlich sancliooirt wurde, so folgt hieraus doch nicht, 
iM« ito Vartrig» nil Un GcMliaii voUkonnra idenlilldii in dar Art, dasi recbto- 
fönnlicb abgescbloBseDea Verträgen die Eigenschaft von Gesetzen im Sinne der eben ange- 
führten Bestimmungen zukomme ; eine solche Annahme «Orde den GrundbegrifTeu von 
Vertrag und Gesetz zuwiderUufen und deu Standpunkt des Cassationshufs gänzlich ver- 
rSdtM, daaiM Z«aek nd Aifgab« sndMMi aiahl dar Sdmis dar PrIvalraBlita, loadara 
die Aafreebtlutllnig des Gesetzes im sganlliehea und allgemeioen lolaraas« iat, am data 
Geaetae gleiclifArmige Anwendung, dem Recbtsgango Stätigkeit zu sichern. 

Daher sind die Uotergericbte bezQgUcb der Interpretation der Verträge, sowie der Krfor- 
tdmqg dar bai daran AliaaMlaiaang obwiHMtdan InlamioB dar Firlaian ubaactariidEt «le. 

Mflnchan, 1. Oaeanber 1847. (Bi(j.) Wahlalar g. Motoeta. 

6) Vertrag; Interpretation; factische Entscheidung. 

Wenn auch der Art. 1134 B. G. B. verfügt, dass der gültig abge- 
schlossene Vertrag zwischen den Goutrahenten die Stelle eines Gesetzes ver- 
treten solle, so folgt daraus nicht, dass jede Verletzung eines Vertrags 
(durch Urtheil}, gleich der Verletzung eines allgemeinea Gesetzes, den 
Oassationsreenrs begründen mflsse, idelmefar ist da, wo es sich nicht tob 
der rechtlichen Qaalification oder Snbsomtion eines Vertrages unter das 
Gesetz, sondern von Feststellang der factischen Elemente desselben dnrdi 
Interpretation handelt, das Erkenutniss ein thatsächliches , das wohl ein 
male judicatum sein kann, aber nicht der Kritik des Cassationshofs nnterliegt 

liariostiidl, 11. Febniar ISftl. (Uej) Ernst g. Lavi und Klein. 

7) Verträge, anriehtige Auslegung; Cassation. 

Erkenntnisse, weldie sich als das P^uct umichtigcr WflrdigoDg ?on 
Beweismitteln und Beweisgrflnden, sonach als blosso mal-jag^ darstellen, 
vermfigen nicht zum G^enstande des Cassatioosrecurses gemacht zu werden. 

Wann nah der Art 1131 B. 0. B baaUinrat, doss gesaluniaaig abgeschlossene Var- 

träjje unter den Contrahenten gleich Gesetzen zu gellen hätten, so ist damit doch keines- 
wegs gesagt, dass Vertrige wirkliche Gesetze seien and daher, wie bei diesen, gegen 
ricbterliebe Entschaiduogen, weldia auf eiuer irrigen Analegung ihrer Baattmmungen be- 
rahan, dar OaaantfoiMraenra plntagrallliab aal. ' Audi hat aldi dia Praxis ISngat daffer «&!• 

schieden, dass gegen Urtheile über Verimcsrerhälfnisse, in der angegebenen Beziehung, 
das Rechtsmittel der Cassation nur da zulassig sei, wo sich bei der Auslegung des Ver- 
trages Sülbst gegen gesetxiicbe Vorschrift«! oder Begain verfehlt, insbesondere der Ver- 
trag danniwirt «mdan iat. 

Pnrmatndt, tO. i^»rl1 18I8> (Bnj.) Emst g. t. Gretfenelnn g. B^rfnarh, Lnreh aie. 

26. 
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8) Vertrag; Verletzung; Denaturirungi CaSBation. 
S. in CMMtNo; VwletnuBg Toa Vertrtgeii; lolerprelatioii. 

9) Vertrag: Miethvertrag; Mangel der essentiellen 

Verpflichtungen. 

Ein Vertrag kann gesetsUch nidit bestehen, wenn er die sn seiner Eii- 

Stenz wesentlichen Verpflichtongcn nicht enthält, nnd wenn ein Rechtsbend, 
wodurch die Contrahenten zum VoUsog gezwungen werden können, daraus 

nicht hervorgeht. 

Zur Wesenheit des Miethvertrages gebört es aber namenllicli , dass der Verraielher 
dem Mieibcr dea ruhigea Genuas der Sache w&bread der ]Vlie(hieit gewibrt, uud d&M da- 
iMr tum Laliterai dat RMht rattehl, eiutretMideii&lle vegra Kiehtgewilmmf des GeaiiMM 
gegen den Vermiether zu klagen. 

Hiernach stellt sich die Stipulation eines Mipthvertrages , wonach der Miether in ki-iiiera 
Falle während der Mietbzeit gegen den Veniiietber ciue Klage irgend einer Art anzuaielleu 
betagt Min soll, alt iklitig dar, da sie mit den waaenliidMn Uagali dai MiadiTirtragaB 
und mit dem Grnndaahe eines jeden Vertrages im Widerspraeba ilalll. 

Paria, 19. Januar 1863. (Betj.) (Sir. 1863. 1. 186) 

10) Vertrag; Vorbehalt der Genehmigung; Wirkung der 

versagten Genehmigung. 

Der bei der BmdTer^ehemngs-Gesellacbaft zu S. assecurirt« W. reichte nach einen 
in soinem Gebiete ausgebrochenen Brande dem Agenten jener Gesellschaft (Iber den ihm 
entstandenen Brandschaden eine Kecbnung ein, uud es wurde demuäcbet über diese Bech- 
unng zwischen dem Agenten and W. , uater Zniahang eine« SacbTerstindigen , TeriiandeJt, 
bierober «in Piifataal midtM and darin gaaagt, dna dia Soouna von 665 fl. ala bei daa 
Brande entatandancr Schaden ermittelt worden sei; jeduch behielt sich der Agent die Ge- 
nehmigung des ermittelten Schadens von Seiten der Direction der Gesellschaft vor. Das 
Appellgehcbt nahm an, dass sieb dieeer Vorbehalt uor auf die Abschützung dea zugezogenen 
fiadmnlindigen beiMia «nd dahar, da diaia AbadiiHnng von dar OaMilicbaft ai^ ba- 
BbrittaB vMdan sei, die Urknada für W. ainan vollan Bawaia dea von ibm aingaklagtan 
Sehadana Ton 565 11. bilde. 

Der Cassationshof erkläi'te diese Annahme des vorderen Richters ala 
eine rein willkürliche, da der Vorbehalt, vermöge seiner uubedingten und 
allgemeinen Fassung, als bezüglich der ganzen ihm vorausgegaugeueu Auf- 
stellung gemacht augt^ehuu werden mibse, und dahei* durch die Verweige- 
rung der vorbehaltenen Genehmigung die vorgelegte Privatnrkunde bezüg- 
lich der Grosse des erlittenen Schadens jede Bedeutung Terloren habe. 

Dar GaaaaliOMbaf aaaidita daher die fragliche Entscheidung und erkannte den Wabar 

hinsichtlich der Orflaaa dei ihm enlatandeoen Schadens fOr beweispflichtig. 

Darm Stadt, 19. März 1860. (Oeia.) Feuerrersicberunge-GeaeUacbaft zu Stettin 
g. Vaber. (Emmerling 1860. I. 73.) 

11) Zweiseitige Verträge; Gegenforderung. 

Wurde ein von dem Kläger zum Beweise seiner Forderung vorgelegter, 
von dem Beklagten bestrittener Act über einen zweiseitigen Vertrag für acht, 
gültig uud den Beklagten bindend erklärt, so kann der Letztere auch, im 
Wege der Incidentklage oder Compensationseinrede, selbst noch in zweiter 
Instanz, su lange diese noch nicht gäuzlicli erledigt ist, eine aus dem näm- 
lichen Acte hervorgehende Gegenforderung in Ansprach nehmen. 

Dnaa BaAigniaa kann dem Beklagten, ebne in offenbaren Widmpmeh mit dan Gnud- 
Mtaan Ton wachaalaailiger VarbiDdUahkail Utadandar TaitrHa, nHUn im antaa Qnui» 
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prindpien des ßccht«, und dem Art 1134 B. 0. B. zu gerathcn, die Einrede an sich nfaM 
vereagt and die IncidentklaRe nicht als unxuliUMig erklärt werden. Nene Aotrige, wobei 
«• ttch, iH« hier, too Compens&tion bandelt, find aneh in tar AppelUnatanz xuUsaig 
(Art 464 B. P O.) ud der ümttud, daM nur Zeit dar Aniwingiing «Inai mMmh Aiilnigt 
Aber einen Chef der Hauptklage schon endlich entschieden war, relevirt alsdann nichts, 
wenn andere Klajjeposten , von denen der eine mit der Gegenfordening des Beklagten 
•US demselbea Rechtsgeschärio herrührt und mit demselben innigst uMammen hingt, daiuals 
BMh ■iflM dellnithr li^nidirt wann, loMwalt also, lowia flberimpt MasicUliab dar dan- 
ntchstigen Festoetzung des ganten SaMoi ein appallaloiiaa mit dar Wlrkaog dar Zv- 
Uifligkeil der Compensation allerdin(rs noch existiiie. 

Darinstadt, 23. M&rz 1836. (Gass.) Frey g. Schmoll. 

Zq Art. 118S. 

1) Contocurrente der Kauflcutc; Gebräuche (asages); 

ImputatioDsregeln. 

Dar Art. 1135 B. 0. B. Terweiat bei Conventionen anf die nsages, welcba bat Banr- 
ihallmir dar aaa dan Canvantionan anlapriiMModan BaaUarariiiUii^M ins Aoga n fiman 

sind. Ein solcher Gebranch ist das der Handelswelt gam aiganihtalidia Inaittol dar lan- 
fenden Rechmmpren unter Handelsleuten , Conlocurreote. 

Auf solche Contocurrente sind die Imputationsregelo des Civilgesets- 
Imchs, Art 1253 — 1256 B. G. B., nicht anwendbar. 

Darob dia «rialit allegirten Artikel ist allerdings die Imputation dar von data Sobald« 
nar an dan OlinUgar galaialaian Zahlongaa dar Daliartf nicnnft dar PnrtaiaB vor Allaoi an- 
beinigestellt wonlen , und nur in Ermanglung einer solchen sollen die im Gesetzbnche anf- 
geetellten Regeln der Imputation zur Anwendung gebracht werden. Eine solche Ueberein- 
kanft, namentlich die Aasschliessang des Grundsatzes (Art. 1256), das« die einzelne 
long In Zwdfal «af almalna Sabnidaa naeb dan Aliar daraalban angaraabnal waidan aoH, 
liegt in dem zwischen Handelslenlen lilallg aingeganganen VerkabrtTerhältniss der offenen 
oder laufenden Rechnung (Contocurrente), welehes gerade darin besteht, dass nicht jede 
Operation zwischen den in solcher Rechnung stehenden Handelsleatan — Verkauf, Baar- 
venehnaa, Bmiorimaft vnd Einkaaaiimig van Wadiaaln, Ondmban ana O awf aa i ontge» 
aebiften u. Jergl. — als eine fdr sidi baatahanda Fardaraag bebandelt wird, welebe durch 
specielle Zahlungen oder Gegenforderungen des andern Theils getilgt wird, sondern dass 
der ganz« Verkehr als ein einzigM fortlaofendet Geschift und als der Aosflus« eines und 
daaaalban natranabaran VartragtTarbiltnlaaaa betrasblet irird, daaaan EndraaaHal aral in 
Form des Saldo zu Gunsten des einen, zur Belastung des andern Theils, sich als ein ein- 
faches Schuldrerhältniss darstellt. Haben die Parteien ein solches Verkehrsrerh&ltois« ein- 
gogangan, so li^t darin unmittelbar ihre klare WiUaosbestimmang, dass die aogafQbrtan 
gaaalallaban Yandnilbn (Art 1353*1886) swiaaban ihaan kaina Anwandong indan aallan. 

Mflnahan, 9& toi 1869. (Caaa.) Grabi-Hmikh g. LavL Ladanboif g; LarL 

2) Verkauf; Preis; flbliehe Gaben. 

« 

Beim Verkauf von Waaren kann der Käufer von dem Gerichte verbun- 
den erklärt werden , ausser dem übereingekommenen Preis geringere Be- 
träge fflr Oratification der Arbeiter zu bezahlen, wenn das Oericht, gemäss 
Art 1135, 1156 n. 1 B. 6. B. die Uebereiiikiinft dar Parfibieen interpretirend, 
erkennt, dass solche Gratificationen nach Landesgebrauch bmUt worden 
md anrnnefamen sei, dass die Partliieen diesen Oebraneh gekannt vnd sich 
demselben zu nntenrerfen beabsichtigt haben. 

Paria, 15w Fabmar 1860. (Bi|}.) (1. 1 P. 1861.-8. 603.) 
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Zweitor AbMhnitt. 

Vm 4er Verpfliekiim§, elwtt m g^en* 
(Art 1186— IUI.) 

Zu Art 1138 aad U39. 

Aufforderung lar Begründung einer SchadensersatskUge 
bei einem Liefernngsgescli&fte. 

INe Art 1188 und 1189 B. G. B. haben nur den Fall im Auge, wo es 
rieb Yon der Verpflicbtong, eine bestimmte Saehe zu liefern und von der 
mora eolYendi des Verpflichteten handelt, können also nicbt da zur 

Anwendung kommen, wo Ziegelsteine nicht en bloc, sondern zu einem 
nach der Zahl zu bemessenden Preise verkauft wurden (Art. 1585 B. G. B.), 
und wo nur etwa von der mora accipiendi des Berechtigten, dem die 
Steine zu liefern waren, die Sprache ist. 
(S. das Nah«re zu Art. 1585 B. G. B.) 
Berlin, la Joni 1828. (Om.) Flicn g. Em. (K. A. la H. 40.) 

Zu Art. 1139. 
1) Garantieklage; Torausgehende Sommation. 

Die Klage, welche der Klnfsr gegen den Verkäufer auf Oewihr gegen 

die rechtlichen Evictionsansprüche Dritter , die wider den Ersteren klagend 

aufgetreten sind, und eventuell auf Schadloshaltung anstellt, bedarf in 
letzterer Beziehung keiner vorausgehenden Sommation. Die Art 1139 und 
1146 des B. G. B. finden hier keine Anwendung. 
(S. das Näbere zu Art. 1630 B. Q. B.) 
Berlin, 3. Junm 1681 (Can.) Oaffinitt g. BIrakwi (K. A. 49. H. 88.) 

2) Mandatar; Verzinslichkeit des Passivrecesses; Verzugs- 

Setzung; acte äquivalent 

Der Mandatar, welcher nach beendigtem Mandate auf Rechnungstellnng 
verklagt wird, ist zur Zahlung der Zinsen des sich ergebenden Recesses, 
sofern die Zinsenverbindlichkeit nicht aus einem andern Bechtsgrund als 
dem Verzug entspringt, nur erst von da an verpfliehtet, wo er naeh 
festgestelltem Pasaivrecess hInsifJitlicJi dessen Zahlung auf gehörige 
Wdse in Venug gesellt wurde: 

Die Klage anf Sechnnngistellang hatte lediglich die vom Beklagten Ober die bisherige 
Verwaltung zu stellende Rechnung, keineawegs aber die Bezahlung eines Recesses zom 
Oegenitaode, dessen Exisleoz oder Niehtexieteoi erst nach erfolgter BeebnongsstellaDg be- 
ortbeiU «ertai konole; es TtraMg daher ta der Aastelhnff jener KUfs weder eine De- 
naadti weh tfne SommatioD oder ein Acte ^uirelent gefaoden zu werdeo, wflbher geeig^ 
net gewesen w&re, den Beklagten hinsichtlich der Bez&hloAg des sehaldJg Terbliebeneo 
Passivrecesses in Verzog za rersetzen und zur Ziuszehlaog zu Terpfliehten. Kimml da- 
gegen der Kl&ger, naeh «nn mrii ea Reeeia, la der Aattem dea GarieMa deo Aotoag; %m 
Beklagten zar Zahlnng des Becesses mit Zinsen zo yerartheilen, so enthält dieser Aolraf 
einen fl«r Soinniation gleich zu achtenden Act, durch welchen der Beklagte, naeh Maasa- 
gabe der Art. 1139 and 1163 B. 6. B., in Verzug reraetzt and naeh Vorschrift der Art. 
1116 «nd 1998 ib. varpflIebM wuria, voai Tag« 1er yemitT«riMiing an , Vereaga- 
liaaen zo bezahlen. Inreleraol iai in diesam Betreff der rem Kliger anerbotene Bawali, 
dSH tt haraili vor dar Klags nai aochoiils vor Um UillMtta» «tlehas dia tiehainji 
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aUage verordoete, den Beklagten brieflieb aufgefordert habe, die in Händen habenden 
OieMer aiitittli«rem; diaie Anffordemngeo «radieliien kanenftüls geeignet , den Beklagten 
hinsicfatlich des PasaimeetMa, ««Jeher ans aainar «eil spUer gealeülen Reebaang reaat 

lirte, in Verziisr zu Tersetien. 

Dario Stadt, 17. Juni 1833. (Gass. u. Revis.) Kircbenfabriken g. Schaab. 

8) M&ndatar; Yerzinslichkeit des Passivrecesses; Anerken- 
nung des Becesses. 

Das von einem Mandatar in Folge einer Kechnungsstellung dem Man- 
danten ausgestellte Bekenntniss , worin er pinen Passivrecess schuldig zu 
sein anerkennt, ist nicht als ein der Sommation, gemäss Art. 1139 B. G. B., 
gleich zu achtender Act anzusehen. 

(8. daa Nftbere za Art 1996 B. Q. B.) 
DarnaUll, 30. Inni 1829L (B^.) Krafl g. Diadiridi iL Biquel. 

4) Obligation A terme; Scbadensersatsklage; Inrerzugs- 

▼ersetzuDg. 

Hat der Handebmann A. mit dem Handelsmann B. «inen Eanfrertrag 
abgeeddossen, wonadi ihm dieeer B. nltimo Januar 1666 fünf Bankaktien 
itt einem festgesetsten Preise zu liefern hatte, ohne dass dabd stqiulirt 

wurde, dass ohne Sommation durdi den blossen Ablauf des Termins der 
Verk&ofer in Verzag sein solle, so kann A. nicht, ohne den B. vorher, 
wenigstens mit der Ladung, gehörig in Verzug gesetzt zu haben, gegen 
denselben, im Februar 185G, eine Klage auf Zahlung einer Entschädigung 
von 1000 fl., als der Differenz zwischen dem stipulirten BLÄUfpreise und dem 
Courswerthe jener Papiere am Lieferungstage, erheben. 

Oamiaa Art 1139 B. Q. B., der, wie der Art. 1146 ib., auf alle niehl auigenommene 
▼eitiige, mithin $nA nt im Kanf, anwendliar iat, «M der ScboHner dardi «bie Soo- 
nation oder gleieb geltenden Act, nictat aber obne beaondere SfipohliOD, durch deo Uonea 
Ablauf des festgesetzten „terrae" in Verang gesetzt. 

Unter „terme" ventebt jedocli der Art. 1139 nictat nur soviel ala „delai" (Frist), und 
uler nddidaiiee da lerae'* nMht nur lovlel ab Ablasf dar Firiat, tondenk der Aoadnidc 
Mllenoe** bedeutet da, wo er auf die Zelt bezogen wird, gerade so wie da, wo er eine 
Beziehung auf den R<ium hat, nur die Grenze, ohne RQcksieht auf das, was diesseit«? 
li^, und bezeichnet sowohl den fixen Tag zur ErfQllung einer Obligation, als auch deo 
IcMea Tag der Friil, Manen welcher afo erflilK «erden hu». Die Unleradieidnag i«i- 
sehen Frist und Termin findet sonach keine Unterstützung im Gesetzestext und lisal 
sich ebenso wenig durch innere Grilnde rechtfertigen, indem einerseits der letzte Tag einer 
Frist für die Notbwendigkeit der Erfüllung Ton Seiten des Schuldners dieselbe Bedeutung 
hat, «le der Im Vomns flxirle Tag; andereraeHa aber, naeh der im Ari 1187 ih. anf- 
gesteilten Regel, dasa der Termin im Zw^fel zum VortheU des Schuldners stipnlirt ist, 
der fixe Tag bei Verträgen i. A. auch nach dieser Richtung hin der Frist gleichsteht. Der 
Art 1146 macht, als Ck>rrelat dea Art. 1139, die Haftrerbindlichkeit zum Schadensersatz 
von der mera abhängig , kennt aonaeh ebenso wenig einen Unterschied zwiaehen Friat und 
Termin, md wahrt, «n eftnhare UofttedHigkoit sn tnriMIten, nnr dan, daas dann, «ena 
aar in einer bestimmten Zeit daa Sehnldige gegeben oder geth&n werden kann und 
der Verpflichtete diese Zeit rerstreiehen iSsst, derselbe ohne Weiteres Schadensersatz zu 
leisten bat. Der Ausdruck in einer bestimmten Zeit weist auch nicht auf eine Frist 
Un, indem Jeder Zeitmoannt, Tig, fitunde oder aegar Hlonle, immer aodi eine ge«iiia 
ZeMlnge darstellt, Ton welcher nma aagen Itann, dau etwas in derselben zu geschehen 
hat. Die Untersuchung, ob in einem gegebenen Falle eine spätere, oder auch eine frühere 
Erfüllung den Zweck des Vertrags unerraictat läset, so dass das Zeitelement allerdings 
H iw ii ee r m i i M sn ala arit dem Yertragaobjed virwMhtiB ae hetnchlaa tat, «elebea ao^ 
«it m Ulpdbrt jrarit, iradir Mar noch tim bMMt, iH kttot Jwiiliicfae In «btii n 
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rntscheidende, sondern eine thatsfiehlichc. die nach der Natnr der 8aehe, nach den etwaigen 
HandeUbrittcben und der prftBumtiTen Intention der Contrabenten beartbeilt werden rnnss* 
tohfai ton JJmMaim abltliigl, dto von im vorlnm Hehl«' allein m wiImNM <ü 
waren, ohne daat aain taalUWgaa ürtbett 4«r Curtrola dea Gaiialiomhofli mHunogtm 

Warden knnn. 

Da A. weder aaf Erfflllnng geklagt , nocb aocb in die L4ulang eine AolTordarung zur 
ErfWlnng binnen eintr batOnfliUia Zait eiagaradtt nd flh> OatariaaaangalUl IIa Var- 
nrfhathiiig svr Zablmg dea Soltadana, der inrah dta mmniaMga VMiiarmhng aoialaadaiii 

beantragt, rielmehr als Klagernndament keineswegs die nicht nachtrSslicbo Erfflllang, son- 
dern die am letzten Januar nicbt stattgehabte Erfüllung aurgestellt bat, so konnte durch 
die Klage auf Schadenaaraali der Verzug des B. nicbt begrandet «erden. 

Oarnaladt, 14. Daeanbar 1097. (HaJ.) Mayar g. Hiraeh. (EmneHing 1859. 1. 110.) 

5) Obligation, in bestimmten TermiDcn zu liefernj Schadens- 
ersatzklage; Sommation. 

Die Zusage, innerhalb Jahresfrist an bestimmten Terminen 20,000 Stück 
Gewehrschäfte zu liefern, entbindet den Kläger, welcher Entscliädigung 
wegen nicht rechtzeitiger Lieferung verlangt, nicht von der Setsung in 
Yeizog; ans der Natnr dieser Bestfanmnng kann nidit g^Igert werden, 
dass nach Undanf der festgesetiten FHst die lieforong nidit mehr gesdieiieD 
kttame. 

Hannhain, 1868. (AmaL 1858. & l«l) 

6) Rentvertrmg; Bflekfordernng des Kapitals; Yersng. 

Bei einem Rentenvertrage im Sinne des Art. 1912 B. G. B. bedarf es, 
am den Rflekkanf verlangen m können, nnr des NiditzaUens der Rente 
wihrend swei Jahren, nidit ahor andi nodi dner vorliergelienden Sommar • 
tion des Bentidinldnars. 

0. daa Kibara m Art. IMftB. e. B. UmMOa (Barita) 8. Il«ll8a0 od 1. Mai 18184 

7) Schadensersatsklage nach vorheriger Anstellung und 
Znsprechnng der AnilOsnngsklage. 

Die der Entsdiidignngsklage vorausgegangene Yertrags-Aiiddsnngsklage 
gilt selbst dann nidit als Setsang in Verzug, wenn in jenem Rechtsstreite 
die Entschidigangsklage vorbehalten war. 

Das Urtheil , welches die Aofloaug ana^riabi, Mfreil daa BaUaglaa ?aa jeder Vm^ 

bindiichkeit zur Erfaliunsr. 

Mannheim, 3. Mai 1853. (Annal. 1853. S. 206.) 

8) Schadensersatx sufolge Versprechens; Versag; Garantie* 

pflicht in quali 

Wenn A. dem B. versprach , ihn für da^enige schadlos zu halten , was 
der Letztere als Bürge eines Dritten C. zu zahlen genöthigt werden könne, 
so kann A., ohne vorherige Inverzugsetzung , von B. auf Schadensersatz 
belangt werden, sobald C. den Bürgen B. zur Zahlung nöthigte. 

Die Art. 1139, 1142 und 1146 des B. 6. B. sind bier nicbt anwendbar, da sich die- 
selben aaf den ganx Tersdiiedenen Fall beliehen, nSalleh aaf den Sebadenaeraats, dar 
wegaa IfiehlerfQllung einer Obligation , etwas zu Iban oder in letalen , gegen denjenigen, 
welcher diese Obligation eiogiog, in Ansprneb genommen werden soll, wÄhrend in con- 
creto es sich Ton einem solchen Sehadeoaeraatz, der nur die Folge einer andern Obliga- 
«on daaaalbaB YerpfficMalaB W, aiahl haadtü 

Daraiatadl, 1& J)a& 1868. (BiJ4 iMdBMMir g. Inas. ßamOm UBl L m.) 
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9) SchadenserBaU; Yerzugsetzang; Sommation in der 

Ladung. 

Um einen Schadensersatz-Anspruch, gemlSB Art 1139 B. G. B., bei 
Lieferungsverträgen geltend machen zu können, um den Schuldner in Ver- 
zug zu setzen, genügt es i. A., wenn in einem und demselben Acte eine 
Sommation zur Erfaliuog gegeben und für den Fall der Nichterfüllung vor 
Gericht geladen wird. 

Darmstadt, 2. Juni 1856. (R«Tia.) Wainwrigbl g. Dörr. (Emmerling 1856. 1. 42.) 

10) Sommation; acte 6qnivalent; mflndliehe oder briefliehe 

Aufforderung. 

Die einer Klage aof AulUtaang efaies Vertrages und Entschldigung vor» 
auBgchende Mahnung Seitens desKligers durch Briefe kann nicht als dn der 
Offentlkhen Beurkundung (Sommation) gleichstehender Act angesehen werden. 

Das Gesetz verlangt eine Oflentlich bearkundete AufTorderung oder einea andern gleich- 
gelteodan Vorgang, also das Gegentheil von blos milndlichon oJer schriftlichen Mahnungen 
Miderw Art, welche iui Gescbäitslebea häufig vorkommeo, ohne dass ihnen besondere Be- 
ämUmag boigtltil wird 

IfftBBhein.... 1S15 (Annal. 1846. S. 196) 
» .... 1853. (Anoid. 1863. a 196, VA) 

11) Sommation; Folge der ZuTielfordervng. 

Wurde in der Sommation zuviel gefordert, so bleibt dieselbe doch 
wegen des wirklich Gesdiuldeten rechtswhrksam. 

(8. dM NIhm n Art. 11«» B. G. 
Brait«l, 33. Min 1860. (Gut.) . (PWter. 186a L 151) 

12) Verzinslichkeit einer bestimmten Summe; Klage. 

Bei Verbindlichkeiten, welche die Zahlung einer bestimmten Summe 
sum Gegenstande haben, laufen die Verzugszinsen nicht schon vom Tage 
einer Aufforderung, sondern nur vom Tage der Klage. 
(& du mmn n Ali 1153 B. 0. B.) 

Berlifl. (Gm.) Qdal g. Kinbo m W. (K. A. 35. IL 51.) 

13) Verzinslichmachung einer Geldschuld; Interpellation. 

Um eine Geldschuld durch Inverzugsetzung des Schuldners verzinslich 
zu machen, reicht eine ausser gerichtliche Interpellation nicht hin; es 
bedarf vielmehr einer förmlichen Klageerhebung. (Art. 1153 B. G. B.) 

Darmatadt, 19. Januar 1858. (Caaa.) Aachener FeaerTerstebervogs - Gesellactaaft 
g. Wolf. (Emaeriliig 1858. 1. 18.) 

U) Schuldlorderungsklage; mora; Sommation. 

t 

Die Art. 1139 u. 1146 B. G. B. können keine Anwendung finden, weoA 
nicht auf Schadensersatz, sondern auf Bezahlung dessen geklagt wird, was 
der Beklagte vertragsmässig zu zahlen übernommen haben soll. 

Es ist daher hier eine Soouuation zur ErfOllung vor Angt^iinng der 
Klage nicht erforderlich. 

Darmstadt, 14. IfoTember 18^. (Bej.) Berle g. Ludwig« -Eiaeabalui. (Emmer- 
1^ 188iL L 107.) 
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15) Schuldforderungsklage; vorherige Aufforderung. 

Für die Einrede, dass eine Klage auf Zurückzahlung eines zu jeder 
Zeit zurückforderbaren Darlehens unzulässig sei, weil ihr keine Aufforde- 
rung vorausgegangen, findet sich kein gesetzlicher Anhaltspunkt. 

DarmsUdt, 11. Septbr. 1854. (Rej.) Bickert g. Krati. (Eininerliiig 1854. I. 77.) 

Zu Art 1141. 

UnkOrperliche Mobilien (Rente); Uebertragung des Eigen- 

thums ohne Besitz. 

Bei BQCceesiYen Vainssenrngen einer Bente an zwei Terzchiedene Per- 
sonen hat derjenige, welcher zuerst erworBen bat, warn er auch nidit so- 
fort in den Besitz eintrat , den Vorzug vor dem späteren Erwerber, selbst 
wenn dieser zuerst den Besitz erlangte. 

Der Art. 1141 B. G. B., welcher demjenigen unter zwei 8ucce88i>en Erwerbern be- 
weglicher Sachen, der zuerst den Besitz erlangt hat, den Vorzug ßibt, beschränkt dicae 
Beatimmnng «vf rein bewaglieha DIag«, voranter nar körperiiehe Saeben, die tob 
Hnd in Hand übertragen werden, nicht aber nnkör perlieh« Oflfwsliade , wie Renten, 
deren üebergabe nur mittelst einer Urkunde geschehen kann, zu verstehen sind. Hinsichi- 
lich dieser letzteren verbleibt es bei dem allgemeinen, in den Art. 711, 938, 113^ und 
1683 tb. anagesprMbanen nnd in Ansahnng der lounobilien in Art 2182 ib. noch inibe- 
Bondere bestätigten Grundsatze, nach welchem das Eigenihno einer Sidie ioreb die bleeee 
Wirkung des Vertrags Ubertragen und erworben wird. 

Berlin, 2A. April 1827. (Gass.) Frings g. CboUn. (K. A. 11. II. 38.) 
Or. eObcrt za AH 1141 B. Q. B. 9r, %, 

Dritter Abtehnitt 

7m der YtrpßBktmg , etwas zu lAim eier tdcM tu Amu 

(Art 1143 — 1145.) 

Zu Art 1149. 

1) Schadensersats wegen unterlassener Anlegung von 

Dotalgeldern. 

Wurde in einem Ehevertrage das Dotalsystem angenommen , zugleich 
aber dann bestimmt, dass die Frsi , mit eheminnlicher oder gericbtliiBfa« 
Ermicbtigung , alle oder einige ihrer Immobilien verlossem dflrfe, onter 
der Verpflichtong, dieselben durch andere Grundstöcke zu ersetsen, wdche 

dann ebenfalls dotal sein sollen ; fand demnächst eine solche Veräusserung 
statt, und der Ehemann sorgte nicht, wie ihm oblag, fUr den Ersatz durch 
Anschaffung anderer Grundstücke, obgleich er den Preis der veräusserten 
eingenommen hatte, so kann das Gericht, wenn es findet, dass nach der 
aus einer Auslegung des Vertrags sich ergebenden Intention der Contra- 
henten die stipulirte Anlegung in Immobilien nicht blos die Erhaltung der 
Dop der Ehefrau, sondern femer bezweckte, dass die Ehefrau auch den 
durch gflDStige Zdtverhiltoisse sieh ergebenden Mebrwerth der annuGhaf- 
teden bunobOien profitirea solle, den Eheouum schuldig erkemien, den 
Erben der Frau nidit nnr den emgenommenen Ver&asseruiigspreis za «r> 
setzen, aondera üSr den Mehrwerth, welcher sich hei einer Yertragsmissigeii 
Anlegung ergeben bitte, Schadensersatz zu leisten. 



Digitized by Google 



BflrgerlUbtt G«itltbaeh (Ali 1113, 1114^ 



Bitte dos Gehebl fesluisetzeD gehabt, welches System (ligiiae) nacb dar Stipulation 
dM EbeTertrages bi«r i»r Anwendung koiuiue, eo «Orie der Caasattonahttf bcrafen ge- 
was«« saiii n proran, ob in diäter Beilebiiiig riebtig ganrtbeilt vordcn mI, biden daa 

Gesetz selbst die Voraussetzungen eines jeden Reiimes foalstelli; da aber hier nicht daa 
geltende Dotalsystem, sondern nur der Sinn und die Tragweite einer einfachen aceessori» 
acben Supuialioo de« ElieTertrages in Streit war, ao war das Gerieiit befugt, die At»aieht 
der Atftfileen naeb dem Geaanalinbalt der Oebereiaknnfl, wie bei jedem andern YerlvafB^ 

tn apprediren, uod dieae factiscbe Interpretation unterliegt nicht der Kritik dea Cassations- 
bofes Nach dieser ^VOrdigung oiuss nlier das Zuerkennen des SchadenaeraatseS , gemiaa 
Art. 1142 und 1383 B. G. B. , als richtig angesehen werden. 
Paria, Tl. Mal 1861. (ReJ.) (J- P. iWl S. Mft.) 

2) Scbatlensersatz-Yerbindlichkeit des zur Räuinuug eiues 
Immöbels Verurtheilten, im Fall der UnmOgliehkeit der 
Riuraang. 

Wurde Jenund als Besitaer aar BätunuDg dnes ImmGbels vemrtheOt 
QBd He» daa betreffende Urtheil in Bechtskraft erwachsen, so kann er dem 
Voilznge dieses UrtheUs nicht mit dem Einwände enIgcgeBtreteo« dass niefal 
er , sondern ein Dritter im Besitz jenes ImmSbels sich befanden habe, mit» 

hin ihm die Erfüllung unmöglich sei. 

Zeigt er die Unmöglichkeit der Räumung nach, so hat er dem Kläger, 
auf dessfallsigen Antrag , statt des zu räumenden Immöbels Schadensersatz 
zu leisten. (Art. 1142 B. G. B.) 

(S. das Nibere zu Art. l.ibi B G. B.) 

Paria, 14. Febmar IMO. (Caaa.) (J. d. P. 1861. & 331.) 

3) Schadensersatz; verordnete Schliessung eines Geschäfts. 

Erkennt das Gericht, dass der Beklagte nicht berechtigt sei, ein ge- 
wisses Geschäft an einem bestimmten Orte zu betreiben , und verbietet dem- 
gemäss die Fortsetzung dieses Geschäftes, verurtheilt den Beklagten zur 
Zahlung einer bestimmten Summe fOr den bisher Temrsachten Schaden, 
nnd Terordnei, dass er bei Vermeidung weiterer Nachtheile sein Etablisse- 
ment schUessen solle, so Terletit es durch diese letzte VerfiBgung kehMS- 
wegs den Grundsatz: nemo eogt p9M praeäte ad fachm^ noch die Art 
1134 und 1142 B. G. B.; denn wenn es diese Schliessung des 'Etablisse- 
ments verfügt, so gibt es dieser Verurtheilung keine weitere Sanction als 
die Verwarnung, dass im Falle der Nichtbefolgong das Rechtliche auf wei- 
teres Anrufen erfolgen werde. 

Parle, 24. Februar 1862. (Bej.) (J. d. P. 1802. 8. 721.) 

Vierter Abiehnitt 

Vm dem SckadauenaU wegen IHekMlzugs einer Verpflichtung. 

(Art. 1146—1155.) 

Zu Art. 114a 

1) Ceision; Haften des Cedenten far eingetretene InsolTons 
des cedirten Schaldners wegen verzögerter Erfallnng; 
Mora. 

Hatto der GedM^ JL im mktum er eine Fofdenuf an G. ah«' 
traga, in dem desbUsigen Act abemommen, dem B. in Irfintiitmtir Mrt 
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eine Urkunde zuzustellen , welche dem Cessionar zur Betreibung der ccdir- 
ten Forderung nöthig war, so kann B. gegen A. wegen eingetretener In- 
solvenz des C. und Untergehung der Unterpfänder nur dann seinen Rück- 
griff macheu, wenn er (B.) nachweist, dass C. erst seit dem Tage, worin 
A. wegen ErfUdliing seiner gedachten Verplli€htnng in Verzug gesetzt wor- 
den (Art 1146, 1228 nnd 1302 B. G. B.), sahlongsnnfthig geworden seL 
Wenn B. nidit diesen , sondern einen andern nnerheldiclien Beweis ange- 
boten hat, so kann er kein Cassationsmittel daraus ableiten, dass das Ge- 
richt nicht cx officio den Beweis, wie er sich als relevant darstellte, nor- 
mirte und anordnete. 

DarmtUdt, 3. Februar 1851. (Bcj.) Löb g. Oppeabeim. (lünmerüag 1857. I. 19.) 

2) Ersntspflicht des Miethers wegen Degradationen; 

Sommation. 

Der Miether, welcher das gemietfaete Lokal beschldigt nnd nicht filr 

die zeitige Reparatur bei Ende der Miethe sorgt, ist dem Yenniether zum 
desfallsigen Schadensersatz verpflichtet, auch wenn er nicht vorher zur Vor- 
nahme der Reparatur sommirt wurde. 

Eine solche vorherige Aufforderung wäre nothwendig gewesen, wenn es sich von einem 
Yertrege bandelte, in welcfaem der Miotber sieh direct verpflichtet hatte, Beparaiurarbeiten 
in BniN 4« YtrniallMit vonanabinan, wihrend in vorliegtndaa Fall« in GintneMmA 
darin bestand, dass der Mietber die ihm als solchem fiberlassene Sache im Yenuiethera 
nicht als guter Hausrater benulrte und behandelte, vielmehr beschadiete. weshalb er so- 
wohl nach Art ildO B. G. B. , als nach der allgemeinea Bestimmuug des Art. 1382 ib. 
nr Bapttinuf das vra Aua veraniMsiMi Bdiadeaa tfanrdi daa Qaitla Terbaadan iil, ohna 
iaas ea biarbai einer Intwpellation bedurfte, um den Zeitpunkt zu fixiren. von welchem 
an er den dorch Unterlassung der Erfüllung der ihm obliageiidan gaaatzliehen Varbind* 
liebkait antslandanen Schaden zu ersetzen habe. 

Darmatadl, ib. Sapttr. iWi. (Rej.) Klaenann f. SlidaL (Eamaribg 1881 L 86.) 

3) Schadensersatzpflicht im Falle der Nichterfüllung; even- 
tuelle, nicht alternative, Verbindlichkeit; Erklärung des 
Schuldners; Annahme. 

8. 'zu Art 1189 u. f. B. G. B. ürtheil (Berlin) vom 12 Februar 1849. 

i) Schadensersatz wegen NichterfüUang eines Vertrags; 

Inverzugsetzung. 
8. sa Art. 1139 B. G. B. Nr. 4 und 6. 

Zu Art. 1147. 

Entschädigung wegen nicht rechtzeitiger Erfüllung. 

Wenn bei einem nicht erfüllten Vertrage der Gläubiger sein Begehren 
alternativ auf Erfüllung oder Entschädigung stellt, so erhält der Schuldner 
das Wahlrecht zwischen diesen beiden Verbindlichkeiten , welches Wahlrecht 
da, wo der Richter zur Leistung beider nur einen gemeinsamen Termin 
setzt, fortdauert bis eine Leistung geschehen ist; da aber, wo derlUehter 
die Entschidigung ÜBr den Fall ansspridit, wenn in einem Termine der 
Vertrag nicht erfUlt wftre, dauert das WaUrecht nur so lange, bis dieser 
Termin fruchtios ahgelaofan ist; alsdann tritt die ein&ehe EntsehadignngB« 
VsrUndHdikdt ein. 
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Durch den Consens der Interessenten kann eine einfache Verbindlichkeit in eine alter- 
native and umgekehrt verwandelt werden; bei alternativen Verbindlichkeiten steht in der 
Bigtl len Sdnüdoer di« Wahl tu mä «ma diaaar gavlblt anl der OUaUgtr aafaoaai«» 
man hat, so ist die Verbindlichkeit gleichsam durch einen neuen Vertrag eina einfacha 
geworden (arg. Art. 1189 (T. B. G. B.); dadurch nun, dasa der Kläger bei eingetretenem 
Verzuge den Beklagten nicht einfach auf Lrroiiung, sondern alternativ aul KrroUaog oder 
Eatsdiidigung verklagte «ad dar BaUagla aadi aHamatiT tamlliaUt wvda, aalwadOT n 
liefern odar ta entsch&digoii , ist die ursprüngliche einfache Verbindlichkeit abaaio in eina 
alternative verwandelt worden, und dadurch, dass das Urtbeil aussprach, wenn der Be- 
klagte in einer bestimmten Fri«( niobt liefere , er lediglich schuldig seto soUe , dem ICligar 
dan UqpidirlaB Satalao n anabaa, dar BaUagta bat diaiaia UrdMita alah baruhigte, abar 
daanaah aidit Habrla, bak fiaaar aieh für dia EntactaidiguDga-yarbiodUehkait ansgeapro- 
chen, während der Kläger durch das Betrt'ilien der Execution hinsichtlich des liquidirten 
Schadens, resp. Erhebung einer neuen Klage bezUgüch des noch la Jiqoidirendan dia Wahl 
das Schuldners angenommen bat. 

M«on h eioi . . . . (Obailiel^. Jabrb. 1839/31. 8. 398.) 

Zu Art. 1148. 

1) Schadensersatz wegen nicht eingehaltener Bedingung; 
Unmöglichkeit der £rfallung, force majenre. 

Hat eine Stadt Bauplätze unter zu Grondlegong eines Bauplans , wel- 
dier auf den Werth der Plätze von Einfluss war, verkauft, so kann der 
Käufer die Stadt nicht um desswillen auf Schadensersatz belangen , weil die 
Stadt nicht jeueu Bauplan in Vollzug gesetzt, vielmehr aufgegeben hat, so- 
fern dieses Verlassen des früheren Plaues nicht im freien Willen der Stadt 
lag, sondern eine nothwendige Folge des Umstaudes war, dass auf dem 
fragUchen Terrain eiue Eisenbahn angelegt und der nothwendige Kaum zu 
OiBDÜichem Nutaen expropriirt wurde. 

Diaaa Exprafriatioo alalk aiah ala aiaa fbraa majawa dar, dnrab waleha dia Stadl wtt» 
bindart «ari jenen Bauplan, eine Bedingung dos Kaufs der Bauplitze, aussufohrao; dia 
Sladt ist also gemäss Art. 1148 B. G. B. nicht zum Schadensaraats varpfliehlal. 

Paris, 17. Februar 1863. (Gass.) (Sir. 1863. I. 209.) 

2) Vertrag; physisch unmögliche Leistung; Besiliation mit 

Schadensersatz. 

S. xa Art 1184 B. G. B. Urthail (Berliq) vom 14. Saptanbar 18U. 

Zu Art. 1149. 

1) Bergbau; unterirdische Arbeiten; Schadensersatz- 
Anspruch des Eigenthümers der Oberfläche. 
S. zu Art. 552 B. Q. B. Orthail (Paris) vom Zi. Juli 1862. 

3) Kauli ftetfiliation wegen Nichtzahlung des Preises; Scka* 

densersatz; Minderwerth. 

Der Verkäufer, welcher wegen Nichtzahlung des Kaufpreises auf Resi- 
Uation klagt, hat auch Schadensersatz wegen des ihm durch die Resiliation 
entgehenden Gewinnes, mithin auch Zahlung desjenigen Betrages zu fordern, 
um welchen der stipulirtc Kaufpreis den — wenngleich nicht inzwischen ver- 
minderten — Werth des Kaufobjectes übersteigt. 

Nach Art 1184 B. (i. B. bat der eiue Contrahent, weuu der andere Xheil den Vertrag 
wUbä acfUM, dia Wahl, anliradar diaaao aar ErftUng w swtagae, adar dia AelBiug 
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Im Vertrags nehat Schadensersatz zu verlangea; hiernach hat also der Verk&ufor, 
ioi Falle der Niehisahlaog des Kaurprets«s, wenn er sich xur Klage auf Besiliation des 
Tcriitsit «ii«aaliU«Mt, «ia von d«r KIsg« «af Ernilnng iw Vwrtngu TflWf naUiiagigM 
maA selbststiiidiges Recht auf Schadensersatz; nach Art. 1119 ib. umfasst das Becht auf 
Sebadensersatz auch den Gewinn, der dem Verkäurer durch die NichterfoUung ron Seiten 
des K&ufers entzogen worden ist; unzweifelhaft stelit aber der Betrag des den Werth des 
Ktsfobjtelt flberaisigaidm KanfpraitM flimn Qewini dar, ier Ihn bsi Erfllllmff Vm^ 
trags gesidien gewesen wäre und ihm bti dasssn AuflOsang entzogen wird; das Gericht 
kann also, ohne die Art. 1184 und 1119 zu verletzen, den Anspruch des Verkäufers auf 
KrsaU dieses entgehenden Gewinns nicht um desswillen zurOek weisen, a) weil der Ver- 
kiofar, walabar aiehl dia Erflllhtnff, d. h. Zabtaag das Kaaf^iabaa, aandani dia BeriMatlaa, 
d. h. die Kcstitution in den froheren Zustand (Art. 1188 ib.), verlangt, eben dadurch sein 
Kecht auf den Kaufpreis in ein i^echt auf die Sache umwandle und jenes aufgebe ; b) weil 
der VarkJUifer, wenn er die Sache wieder erhalte, nicht auch noch KQckgew&br wegen des 
, Piraiasa bsgahraa kOona, aad e) «rail, weaa man anaaboMn «olla, dasa ia dan roogliebai^ 
waiM fattegeraa, abar olebt verminderten, Warth das Kaurabjects fQr ihn eiaa rasbtawldriga 
Bescbidiguug Hege, welche ihm doch noch zu vergüten Bei| biaria aiaa Ganmlaliaa dar 
Klaga auf ErfOlluag und jener auf Kesiliation zu üuden sei. 

Barlia, 7. Fabraar 1880. (Gass.) WHbert g. Graf. (K. A. 55. It. 60) 

3) Schadensersatz; Geldentschädigung. 

Garion hatte dem Seidestoff-Fabrikanten Vaiansot eine Partie Seide, deren Preis unter 
dan Fsrtbiaen zu 30 Franca das Kilogramm festgesetzt wnrda, übergeben und Letztarar 
tbamaiamaB, diaaaUiaa aaah Mastar au bearbaitaiu Bat dar arate« liefaniDg dar Arbatt 

stellte sich heraus, dass dieselbe nicht dem Muster entsprach. Detngemäss wurde auf Klage 
des Qarlon durch Appellurtheil erkannt, dass derselbe die gefertigte Arbeit nicht anzuneh- 
maa and zu bazablen habe, solche vielmehr dem Vaiansot für eigne fieebnung so belassen 
•ai, da diaaaa ala ainig nq^iaha Entschädigung daa Qarlon aagasahan wardaa kflnaa, nnd 

dass Vaiansot fQr die Seide, welche er von Garion erbalten, aber nicht in Natur zurQck- 
geben könne, diesem 30 Francs per Kilogramm ersetze. — Die gagan dieses £rkanniaiaa 
eingelegte Cassation wurde aus folgenden Gründen verworfen : 

Wenn der vordere Richter, nachdem er wegen NichterfOllaiig des Ver- 
tngg Yoa Seitoa des Vaiansot den Garion zur Annahme der Lieferung nicht 
Teipflicihtet erkannt hatte , die gelieferten StofiSe dem Vaiansot für eigne 
Bedmnng flberliess, so verletzte er hierdurch kein Gesetz, da dasselbe 
nidit bestimmt, dass der Schadensersatz nur in einer Geldentschädigong 
bestehen könne und der Bichter erkannte, dass in dem Ueberlassen der 
Stoffe an den Fabrikanten , gegen Zahlung des Preises der Seide , die einiQg 
mögliche Art der Schadlüshaltung des Garion gefunden werden könne. 

Vaiansot hatte für die ihm übergebene Seide, wenn er sie nicht in 
Natur zurückerstattete, den füi' diesen Fall zwischen den Parthieen fest- 
gesetzten Preis, nicht aber den zur Läeferuugszeit etwa bestehenden ge- 
ringeren Preis zu ersetzen. 

Paria, tt. April 1802. (Baj) (Sir. 1883. L 811.) 

4) Schadensersatz wegen Nichterfüllung eines Lieferungs» 
Vertrags; Resiliation des Vertrags; entgehender Gewinn; 
Sommation; Mehrfordernng. 

Wird ein Lieferungsvertrag um desswillen von dem Gerichte für auf* 
gelost eridirt, weil der Beklagte, trotz Sommation, semer Verpflichtnng znr 
Uefemng der Waaren zom Theile nicht nachgekommen ist, so mnss daa 
Gericht dem KUger, weleher mit der Besiliation zogleich Schadensersatz 
Vig«B des mchtvoUzags beehrte, gemtes Art 1149 B. G. B. nicht Uos den 
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ihm wirklich entstandenen Verlust, sondern auch den ihm entgangenen Ge- 
winn gegen den Beklagten zuspreche». Hatte der Kläger in der Sommation 
die Lieferung einer grosseren Quantität Waaren begehrt, als ihm in Wirk- 
lichkeit zu fordern ein Recht zustand , so kann dieser Sommation die recht- 
liche Wirkiumkeit iu BetreÜ des wirklich zu Ucftirndeu Quantums nicht ver- 

W«4«r der Art. 1139 B. O. B., oodi fonl elM gmtiJM» ▼«HUfnig kMplN tlM 
•olefae naehlbeilige Folge «n die ZuTielforderung ; vieliuohr zeigt der Art. 2S16 ib., dase 

man die desfallsigen strengen Verfflgungen des Köm. Höchts, welche aber schon vor Ein- 
führuiig des B. Q. B. in der Rechuprechong Frankreichs mildernde Anwendung gefttiMlett 
iMllMi, ilehl beibelallM wollt«. 

Braitol, 23. Min 1800. (CMt) (Ptticr.lMO.LlU) 

5) Voller Schadensersats; Yerurtheilang tu den Zinsen. 

B. uMhlo auf den Pfordt des W. gegen des LoWormi Veitet eineo zu raiebeo Bilt 
ud boodiidigle Uordnrdi dat Pferd; aobald W. diese BoaehMigwig wabmahn, erkürto 

er dem H. , dass er das Pferd nicht wlodiT nhonichme, bis die Roschfidigung desselben 
gehörig festgestellt sei, licss deiugemüss dasselbe bei einem Wirthc in Kost und Pflege 
anterbringen und erhob sofort eine Klage, worin er ausser dem enistandeoen Minderwertbe 
des Pferdoa et«, eine Ealtdiidigttng lUr den Ihn ealiogeMn Gobraveh, aoirio flllr die FM- 
terung, Verpflegung und Bewahrung dos Pferdes in Anspruch nahm. Das Appellgericht 
erkannte iwar den Entschridisijne<!-Ansprurti in quali begründet, da W. befugt gewesen 
sei, nach dem erwähnten Kitte das Plerd nicht anzuaehiueu, sondern es an einem dritten 
Orlo einmiildloB, BoUagtcr aber tam Eraalze des dvreb jenen Bitt und die daraaf «rfolgl« 
Einstellung des Pferdia doan W. verursachten Schadens verpflichtet sei; es wurden jedoch 
dem KUger für cntiogencn Gcbmuch des Pferdes , nach Analogie des Art. 1153 B. G. B., 
nur die Zinsen des Werthes des Pferdes und für Fütterung und Pflege deeielbea nur der 
Betrag zugesprochen, vm wfdehon dieser Betrag jenen flborscbreile, weldion der Klifsr 
selbst zu tragen gehabi haboo wftrde, wenn er das Pferd in seinem eignen Stalle stehsa 
gehabt und verpflegt bfitte. Gegen dieses Erkenntniss legte W. Cass.-Kecurs ein und zwar 
1) soweit es deo entbehrten Gebrauch anbelangt, wegen falscher Anwendung des 
Art 1183 B. a. B.; 

IKi hetd^idi dar Fattonuns- md POego-Kosiso wcgsn Verlaimg dar Art. 114» 

und 1382 B. 0. B. 

Das Cassationsmittel ad 1) wurde als grundlos verworfen, weil von einer 
fausse application d'unc loi, als Gegenstand eines Cassationsmittels , nur 
insofern die Rede sein könne, als der rechte Artikel, welcher hätte ange- 
wendet werden sollen, nicht angewendet, dieser Artikel also nicht befolgt 
worden seij es existire jedoch kein Gesetz, woraus sich deduciren Hesse, 
wieviel in einem Falle fiir Entschädigung zugesprochen werden mflsse und 
wonach dem EUger ein höherer als der wirklich angesprochene Betrag sn- 
gnerkenneo gewesen wftre; hfttte also anch das Gericht die Analogie des 
Art 1153 in concreto Abel angewendet, so sei doch durch dessen Entschei- 
dung kein Gesetz verletzt worden. 

Das zweite Cassationsmittel wurde dagegen als gegründet erkannt , in- 
dem urtheilsmässig feststehe, dass dem Kläger W. vollständige Vergütung 
für die ganze Zeche des Pferdes gel) ihre, es aber als eine offenbare Ideen- 
verwirrung erscheine, wenn der Richter a quo considerire, dass W. wegen der 
ihm für den entzogenen Gebrauch des Pferdes zuerkannten 5 Procent Zinsen 
des Kapitaiwerths notbwendig so angesehen werden mOsse, als wenn er 
ülhtl das Pferd im Gebranche gehabt und die ünterhaHnngriresten boBtrit- 
tn habe; denn W. solle jene Zfaven doch nicht (nur?) ab Aeqoiialent dessei» 



Digitized by Google 



416 BOrgeriUbes G«aetibaeh (Art. lUO «. f., 1149-1161, llfiO). 

was ihm die Benutzung des Pferdes rein, deducds deducendis, also nach 
Abzug der Fütterung, Pflege etc. eingetragen haben wurde, erhalten; der- 
lelbe worde mitliiii dnrdi die S Proeent Zinsen nur für den Nichtgenuss 
Beines Kapitals, keineswegs aber auch Ar die neben der Nichtbenutzung 
dea Kapitals cur Erhaltung .desselben nothwendig aufienwenden gewesenen 
Kosten entschädigt; da mithin dem W. nicht der volle Ersatz der 
fraglichen Schadenskategorie zugesprochen worden sei, so habe das Gerieht 
die Art. 1149 und 1382 B. G. B. verletzt. 

0»rmatadl, 24. Febraar 1834. (Gass.) Wotl g. Hildabraod. 

Zo Art. 1149 o. f. 

Schadensersatz; Ehrenkränkung. 

Die Art. 1149 u, f. B. G. B. finden nur im Falle nicht erfüllter ver- 
tragsmässiger Verbindlichkeiten, nicht auf den Fall Anwendung, wo 
gemäss Art 213 B. P. 0. eine Entschädigung wegen zur Ungebühr statte 
gehabter Abkognong der üntersdirift begehrt wird. 

(8. daa Nihai« tu AH 219 B. F. 0.) 
DaraaUdl, 23. Min 183&. (BiJ.) Frey g. SdumlL 

Za Art. 1149 — 1151. 

Unanwendbarkeit dieser Artikel bei Schadensklageu wegen 

Quasi-Delicten. 
& u AH. 6M B. G. B. 0rtheil (BrflsMl) Tom 3. Mai i86L 

Zu Art. 1150. 

1) Liefernngsyertrag; Beailiation; Schadenseraats; 

normirende Epoche. 

& M Art HU B. 0. B. dM DrthaU (Dannttadt) vom 2. Juni 1866. 

2) Schadensersats wegen NichtTolUngs eines Maschinen- 
Lieferungsvertrags; Haften fflr Unterlieferanten; nnvor- 
hergesehene Sch&den. 

Bestellte ein Fabrikant bei ehiem in einer anderen Stadt wohnenden 
Maschinenbauer eine dem Ersteren zum Betrieb seiner Fabncation ndthige» 
nach bestimmtem Plan mit dem Material des Maschinenbauers zu fertigende 
und gegen einen nach Zentner zu berechnenden Preis zu liefernde Maschine, 
und es stellt sich demnächst dieselbe, nachdem sie abgeliefert worden, als 
unbrauchbar und vertragswidrig gefertigt dar, so ist der Maschinenbauer 
(mag mau jene Bestellung und deren Annahme als einen Kauf- oder als 
einen IfielliTertrag ansehen, mag die Unbrauchbariceit von einen Fehler 
des ICasdiinenbaners selbst oder eines Dritten, von dem derselbe Theile der 
ICaschine anfertigen liess, herrflhren) Terpflichtet, dem Fabrikanten in den 
Orenzen des Art 1150 B. G. B. Schadensersatz zu leisten, selbst wenn er die 
Fchlor rar Zeit der Ablieferung der Maschine nicht kannte. 

Wenn auch in don allgemeinen Bestimmangen des von dem Micthrertrage hADdeloden 
TitoU des B. G. B. , boi der in dem Art. 1711 enthaltenen AufzShluag der einzelaut 
Arten JMM ITertrags, geMgt ist: „ie$ dM»... pmtr retUrtfiiM 4fm wmage moym- 
m&iU M frt9 i^tmMf «•■! muü vn lovage, lortfu« la malUM »tt lourmit par ethä, 
fear fei fmwnfe m /«iC*, m hudalt in Abtehaitt J«b«i Ttolt, d«r U«btr» 
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idtrlfl: „Des dtvia et marehis** trfigt, sowohl von dem Falle, wo der ünternehmer eines 
WerkM nur teiue ladustrie, als auch voa dem Falle, wo derselbe zugleich den Sioff za 
den W«rke liefeii, und entbUt thdlt fBr jeien üaMr Flllo besondere Besümmmigeii, 
tbeils fflr beide gemeioscbaftliche Beatiuiniungen; namentlich verfügt der zu jenem Ab- 
schoilte gehörende Art. 1797 für beide Fälle, dass der Unternehmer eines Werkes far die 
Handlungen Uerjeoigen hafte, die er zur AusfQbruug des Werkes verwende, und diese 
BeeilBioung nioss in den TOiiiegenden Fslle ihre volle Aaweodaug finden, der Uesebinen* 
baner daher so angesehen werden , als ob er die nugelhaften Maschinentheile edliit ge- 
fertigt hrtbe, und dabei — seiner Verpflichtung, das Werk vollständig gut ge.irbeitcl tu 
liefern , eutgegen — nicbt mit der notb wendigen Umsicht und Sorgfalt verfahren wäre; ist 
aber dleeee der Fkll, i« hm ee kehiein ZfreilU nmerliegen, dass er in Qeiniseheii der 
eJlgeineinen, bezüglich der Nichlerfallung verlnginilie^ oberoonimener Terliind&ehkeiiea 
geltenden Grundsätze, die — gleichviel, ob tuan den vorliegenden Vertrag als Rauf- oder 
als SiietbTertrag qualificiren will — ihre Anwendung zu finden haben, in den Grenzen dee 
Ari llfiO ib. nis schsdensersatzpflichtig angesehen werden muss. 

Wurde in dem Vertrage stipulirt, dass der Besteller, wenn die Ma- 
mUan nicht ToUstSndig gut gearbeitet geliefert werde, nicht verpflichtet 
Mi, dieselbe anninehmen, so ist hiermit der Schadensersatz- Ansprach des 
Bestellers namentlich wegen durch einen Fehler entstandener Unbrauchbar- 
keit der Maschine nicht ausgeschlossen. 

Die Verträge erhalten, bezOglich der aus ihrer Nichterfüllung resultirenden rechtlichen 
Folgen, ibre weeeniiiche Krgftnzung aus deu allgemeinen, bezüglich der Nicbterfaiiung von 
Vertrigen bestehenden, gesetiliehen fiesUaninngen, deren Anwendbarkeit nur durch einen 
audroekliehen Venleh» hinwsfrfkUi; In jener dnacel nicd aber aar eine Folge sieht 
ToUstSndig guter Arbeit aalgesprochen , ohne die andern aoszoschliessen. 

Der Besteller eines Werkes kann von dem Uebemehmer desselben, 
sofern dieser nicht im böseii Glauben erfüllte, im Falle der ünbrauchbarkcit 
des Werkes nicht denjeuigcu Schaden ersetzt verlangen, welcher dadurch 
dem Ersteren entstanden ist, dass er vor Ablieferung und Probirung des 
Werkes bereits mit Dritteren Vertrage ab^uschiosseu hatte, die er wegen 
der Unbraadifaarkflit des Werkes nicht «filUfln konnte, und deshalb diesen 
Dritten KnlMhidig '''— sahlen imMute 

AhgeieheD dave«, dnas bei der Bestellung der Maschine deren Zweck oaA Oabraadi 

nicht genau angegeben worden war, erscheint der Maschinenfabrikant, geinftss Art. 1150 
B. 0. B. , darum nicht fOr obigo Schäden Terantwortiich , weil die fraglichen Verträge uit 
Britten de« Letxteren nicht bekannt waren, noeh von diesem Torausgesehen werden konn- 
ten, da ee steh mm foMiiang einen nenea Werkee hnndelle «nd ee gefren die gewsbn- 
liebste Vorsicht ist , ehe ein solches sich erprobt hat, bezüglich der durch dasselljc in 
erzielenden Resultate bereits Dritten gsgenober feste Verbindliehkeilen, namenilicb von 
grössereui Uuifange, einzugeben. 

Oarnetail, 21 Deebr. 1803. (Geie.) Sobelk g. Sehab ete. {Enneii 1881 L 101) 

Zu Art. 1150 und 1151. 

Mor* Accipiendi; Schadensersatz-Verbindlichkeit; Haften 
des liichteigenthamers far den Zufall. 

Die Art 1150 u. 1151 B. G. B. sprechen nicbt von einer aus der mora 
Bccipiendi des Berechtigten entspringenden Verbindlichkeit des Letzteren, 
den durch Unglücksfall eingetretenen Schaden zu tragen, sondern nur 
von der mora solvendi des Verpflichteten und dessen iSchadeusersatz- 
Yerbindlichkeit wegen Nichterfüllung oder verspäteter Erfallung. 
(S das Nähere su Art. 1585 B. G. B.) 
Barlia, la Jaai 1888. (Cmi^ Flseus g. Ewtn. (K. A. la IL 10.) 

37 
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Zu Art 1151. 
1) Schadensersatz wegen widerrechtlicher Verhaftung. 

J. H. crhub gegen F., vfthrend dieser im Auslande in W. als Olisinr angestellt war, 
bei dem inländischen Gerichte in M. eine Wechselklatie, in Folge deren auf Personnlarrest 
erkamii und dieser, da F. gerade auf Besuch nach M. kain, auch rollzogen wurde. In 
Folg« ei;griffeiier Benifmg «vrile jedoch las Urtbetl, aU amustindg erlassen, «ieder 
anfgebolicn und der Kläger zum Schadens- und Kostenersaiz nrunheill Der Beklagte 
erliol) hierniif eine Ent:<c!iH(!i^unp~kIa^e und verlan?ie Tdr die wälirpiirl 3'i Ta2;en si-ines 
\vrhafie8 eutbehne Freiheit und sem ihm hierdurch erschwertes Koniioiuiuen , da ihm bei 
der ZurricdeniMll sänM Piruicipals Ae Stalle «adb Her die dreijährige Vertragsdauer ge- 
slehert geweeen aei, er deshalb allniilge Oebaltaannwaaeraikg erwarten durfte, was nnn 
vereitelt sti, und da er Olicrdie«! in seinr-m Diensivertrage sich verpflichtet halie, niemals in 
einem andern gleichen (leschafie eme bie le zu Übernehmen, UW fl. Eniscliadi^uiig und 
ferner für die Zeit TOD seiner Verhaftung «n bis zu seinem Eintritt in seine neutj Stelle 
den Beirag seinea froheren Oaialins nnd fttr dto spätere ZeH, bis tmn Ablmir seioS'» anf 
3 Jahre aligescblossenen und in Folge seiner Verhaftung aur^elnsten Vertrages in W., die 
Dilletinz zwischen seinem dort bezogenen und seinem jetzigen Uehalte, ttebat seinen Aos- 
lagen an Poito u. s. w. behufs der Erlangung seiner neuen Stelle. 

Kläger wurde mit seinem ersten Begehreu abgewiesen, der Beklagte 
dagegen (fOf den Fall der Lebtung eines Erfallungseides Seitens des Klä- 
gers aber die Behanptangen, dass er in jener von ihm angegebenen Zeit 
ohne Stelle gewesen und in seiner neuen Stelle den angegebenen niederen 
Gehalt beziehe) zur Zahlung der geforderten EDtschfidigong verurtheUt und 
zwar aus folgenden Gründen: E könne nur für diejenigen Nachthaie Ent- 
schädigung verlaugt werden, welche die Verletzung eines Interesses, das 
sich iu Geld anschlagen lässt, enthalten, während die Freiheit als solche 
eine Abschätzung in Geld, wozu auch alle gesetzlichen Anhaltspunkte lehl- 
teu, nicht zulasse; die bezüglich des späteren Fortkommens augeführtcn 
Thatsacheu erschienen nur als lU^iebkeiten und der ihm aus der beson- 
deren Verabredung hertiglich des Eintritts in ein anderes Geschift entste- 
hende Nachtheil so nicht als Folge «eiaes Verhafts su betraditen, sondern 
erwachse ihm aus dem Dieustfertrage selbst, welcher ihm Aber die Vertrags- 
seit hinaus keine Rechte einräume, sondern nur VerbindUchkeiten auferlege; 
dagegen erscheine der übrige liquidirte Schaden, da der Kläger erwiesen 
habe, dass er seine Stelle iu Folge des Verhaftes verloren, als die natürliche 
und uiiiDittelbare Folge demselben, wenn der Beklagte die thatBächiirhcn 
Grunde seiner Schadensberechuung darzuthun vermöge. 
Manu beim, 29. März 1862. (.\unaJ. 1862. S. 266.) 

2) Schadensersatz; Zinsen eines Activrecesses. 

Ein Verrechner kann wegen widerrechtlicher Verzögerung des ihm nach 
gestellter und revidirtcr Rechnung zu ertheilenden Absolutoriums von seinem 
Kechnungsguthabeii Entscliädiguiig, bestehend in geset£Ücben Verzugszinsen 
vom Tage der gerichtlichen Mahnung an, verlangen. 

Der Schaden, u eicher ihm Uaduich zugefügt wurde, dass er das Kapital, das ih« 
nach dem Uochnungsabeehlusae gut kam, uldii benutien kennte, ereehehK Ivdif ich alt 
Folge der \ ( i/ö^'erung, d h. der widerrechtlichen Handlung des beklagten Thells; dieaer 
Sclindcn besieht ahcr mindestens in den Zinsen des beirelTenden Kapitals, als entgangenera 
Gewinne, da der Klüger, wt-nn er das Kapiul seihst gehaht bütie, nicht nur die Zinsen 
h&tte faezlebni, sondern aas den eingegangenea Ziaeen abennala KiilMa siehia ksaaen. 

Uaaabeiu, 9, JiiU lb33. (Oberiwr«. Jahrb. im, & 090 
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Zu Art UM. 

Seliadeoiiertati; ConTentionalstiafe; Cumulation beider. 

Die üebeniiikaBft, wonadi der AiditBiftDeiide OoBtnlMDt, «naior einar 
Btipulirten bestünmten Summe, auch nocfa den Eraati dca erwdalicheD Scba- 
denfl au kiatcn haben soll, ist ab gllttig md reddarerbiDdlicfa MMfuwhen 

Der Art. 115? B. G. B. schränkt die vertragsmbsige Bestimmang der dem DicbterftÜ- 
lendea TtaeiJe obUegeadeo Leistung nicht ein «od stebt nach seiBooi Sidd tmd Wortfassung 
i«r anriholtn Claosei nicht eoigogeu. Ebuuo wenig wird dieselbe durch den Art 122^ ib. . 
wmgmMom a , Mm lelslarar Artikel nieht iie WilJkir ier Mciao elMcbiiakM, wn- ' 
dem nur den Vertrag fOr denjenigen Fall auslegen will, in welchem die Parteien eine 
Coaventionaistrafe festsetzen, ohne aasdrQckiidi tB Hgeil) ob dantbw noch eine B u<ti>hi- 
digung bexabli werden soUe oder nicht. 

B«rllB, 17. DMMBlMr im (Gut.) Lnln g. HomT. (K. A. 91 a SL) 
0fr. Habcrt n Ali t»9 B. e. B» Mr. 1. 

Zu Art. 1153 

1) Brandentschädigung; vertragsmässiger späterer Termin 

der Zahlbarkeit des Kapitals; Verzugszinsen. 

Die in einem Feuerversicherungs-Vertrag enthaltene Stipulation, dass 
erst einen Monat nach Feststellung des Schadens, sei es durch freie Ueber- 
einkunft oder Urtheil, die Summe des ermittelten Schadens von der Asse- 
curanzgesellschaft zu zahlen sei, bringt es mit sich, dass der Brandbeschä- 
digte nicht vom Tage der Klage aul' Krsatz des Brand^iciiadens, sondern nur 
erst einen Monat nach gerichtUcber FeetiteUang des ßdmdens die Ziasea 
der fotgeetdltea iBrsatnumme ferlaagen luum. 

Der Art. im B. 0. B. erkennt niulidi die ZIimo mr alt Bntli wtgtn ▼trtpi* 

teter Erfüllung tt; TOf der Feststellung des Quantums hat, jener Stipulation gemäss , die 
fteaeUedMiA nldit n ttbien, es kann also auch von einer Verspätung und desfallsigen 
Vtruftttattt ■kfel die Med« seio, beioDden tltdaim niolit, ««ob die Gesellschaft nicht 
taMh «int A n/ Mmvoi im 8ijw« im AH IIW Ib. te Ttntf gtttM wuiB. Btf ien 
besonderen Verhfiltnissen zwischen der Gesellschaft und dem Versicherten kann Mck Ut 
fragliche Stipulation nicht als eine den guten Sitten zuwiderlaufende angesehen werden, und 
dieses um so weniger, als das Gericht, trotz Jener Stipulation, auf Grund des Art 1382 
B. 0. B. <!• GMtlMnll tir Zthlmif vm ZiMta alt Enm te SttatdtM, wtldiir im 
Versiflhtrtta dnrtli «ist eliicaBete Prottetfehrwig Mitttadto iil, vanmHttta 
Ittnn. 

I) Armstadt, 19. Januar 18Ö8. (Cut.) Aachener FeuerTersiehemogt-GesellMbaA 
g.Woli: (BwMrlii« 1168. 8. 18.) 

2) Dotal-Ehefrau; Ersatzanspruch für von ihr als Bflrgin be- 
zahlte Schulden; Verzinslichkeit der bezahlten Accesso- 
rien; Zinsenansprneh gegen den dritten Besitser. 

Die unter dem Dotalsystem verheirathete Ehefrau, welche von ihr ver- 
borgte Schulden ihres Mannes an Kapital, Zinsen und Kosten bezahlte, hat 
hiftrfiir Mnen Ersatiaiiaiirach . namentlidi auch die Ziosan dar iMwahtean aa. 
MBSOiien, Ten Tage der Zahlang an, an lurden. 

WtUlt OMt ibr die ZintMi dieser Aoeessorien versagte, tt «Ortt Ihr Mn ttOtr lr> 

Mit Mr m» von tt>r eingegtageoe Obligation zu Tbeil. 

Soihe der Ehemann nach dem früheren Rechte die Ersatzansprüche 
seiner Ehefrau von dem Tage der Auflösung der Ehe an zu verzinsen ver- 

«7, 
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pflichtet sein , so kann doch der dritte Besitzer von Immobilien , welche mit 
der Legalhypothek der Ehefrau wegen jener Ersatzaii>prüche behaftet sind, 
unter dem B. G. Ii. nur für die Zinsen jener Jirsatzfoi derungen von dem Tage 
an, wo sie von ihm gericlitlicli begehrt worden sind, augegangen werden. 
Paris, Februar 1961. <Oan.) (Sir. 1861. I. 8«9) 

3) Kinregistrirungs-Gebühren; Restitution; Unverzinslichkeit. 

Die Verwaltung der Einregistrirungs- Gebühren kann nicht verurtheilt 
. werden, von den mit Unrecht bezogenen Gebühreu, zu dercu Rückgabe sie 
coudemuirt wird, Verzugsziuseu zu bezahlen. 

£iiie Aflenilieiie Aulli^ie lumn »«der luluelbw norh nnndttdbar Termehrl, Taraiindai^ 
noch Riodiliciit werden, anMer in Kraft einet üa«eite8 ; es tragen daher die Einre^iUtiiiungs* 
gebohren ke no Zinsen »im Vuriheil des Fisrug, der deiniincli aiicli Foinerseit.« nicht za 
Zinsen der uubel'ugt erbobeuen UeUühreji, weuu deren ZurückenttUtuug veroidnei wird| 
verurtheill wertot kam. 

Paris, 12. Mai 1S62. (Gass) (J. d. P. 1862 S 590.) 

Cfr. Ciaai. (Pari«) TOin 17. J^ouar 1651. GUbert m Art 1153 B. e. B. Kr. SS. 

4) FaliimeDt; Versinsliehkeit der daria aagesieldeten 

Forderangen. 

BoFGh die Aomeldaag einer imveninsIiGhen Forderung im FaUimeots- 
Verfahren wird dieselbe nidit verzinslich. 

Durch den Ausbiucfa des Falliujents ucidon die angeoieldeten Forderangen dergestalt 
flxirt, ilass die Gliiubigcr durch die*e .■\nuieldutig keine neuen Ktfchte erwerben und da- 
darch uuveräiislictie Furderungen uicbt voizin^iicli inachen können; der FalUiie wnd durcb 
iiaaa Anmelduog nicht panönlJcb in Verxug grselst, «reU sie »idil gsgen ibn parsteltsb 
leridilet, ibiu nicht ciiintBl nadirichilich wiigctlieilt wird , suudeni gegen den SyuÜk der 
Uasse gelichtet werden aiuss, mit >vetciiuui allein die angeiueldeieii Fuiderun^en eoiitra- 
dietoriscb zu erflrteru sind (Art. 4^4 und ÖÜÜ U. Q. B.); es kann bei deui Falürteu von 
ttnam Nit Um AnuMlduugstago tun Scbadanssraatse In G«sia.t vob Vanfigerungssins« 
▼erpSichtenden Verzuge um so weniger dia Kt de sein, als derselbe, mit Bbcltsieht auf di« 
Eigenthriiuliciikeit des Kalliiueuts-Yerralirens, während dieses VeriVihrens gesetzlich an keinen 
Glüui'iger Kapiia zaliiungea uiacbeu darf, iodaiu dureb den Ausbruch des Failiuienu da« 
Schicksal dar Otftubiger in der Art fesigastalit und gaoMfaunn wird, dasa keiner vna 
dioBta Znltpunlu* an MbM Liga «mn Sehaden der idw^ farbüiam darf. 

Barlin, IS. Mai 1S51. (CaaM Vom Dorp g. PeiL (&. A. da IL SM 

5) Lieferungsvertrag; AnflOsung; Anfordernng von Diffe- 
renzen. 

Der Verkaufer, weldier bei Nichtannahme des Kanfobjeets (im vor« 
liegenden Falle spanische Staatepapiere) Seitens des Käufers cur bedunge* 
nen Lieferzeit und Verweigerung der Zahlung des Kaufpreises, die Waare 
ötieutlich versteigern Hess und sodann Klage auf Auflösung des Vertrags er- 
hebt, kann hiermit nicht zugleich Zahlung der DiÜerenz zwischen dem Kauf- 
preise und dem Erlöse fordern. 

Der Zweck der Klage ist nur der, den Preis für die Renipapiere zu erhalten, resp. 
nIdit tu ambahrcn, den der Beithirte nicht baiablt hat; dieser Preia kann alier nnr g»> 
«onuen varden, wann dar Varirng erfailt wird; der Kläger ist nicht befugt, ibn in Fonn 
einer Entscliädi^uiis zu verlangen, da die IJauptvei b.ndlichkeit des Käufers (arg. lt>&0 
B. ü. ü ) nur in Zahlung des KHurschitliugs besteht, bei N erbindlielikaiieii ai»vr, waieba 
anf eine Galdsaainta basetariakt aind, die Entsebidigung wegen Vacanp nur In 
«kr gesetzUcbcn Zinsen besieht. 

Mann !i ci in . . .. (Ulierhorg. Jahrb. 1838/39. S. 158.) 
& ubea »I ML 1138 B. Q. &, Kr. 4. 
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6) Obligation lur Zahlnog einer bestimmten Summe; Ver* 

sngBzinsen; Sommation. 

Erster Fall. Bei Verbindlichkeiten, welche die Zahlung einer be- 
stimmten Summe zum Gegenstände haben, laufen die Verzugszinsen nicht 
vom Tage einer Aufforderung zur Zahlung, sondern nur vom Tage der Klage. 

Die Art. 1I.'J9 und 1146 B. G. B. bpstitiuneii zwar im Allgemeinen die Merkmale des 
VerxujieB und die Folgen dosaolben; allein der Art. 1153 ib. beschränkt jene R^gol für 
den Fall, wo et sieh von eintr betllmmtan Bunne Imdell, «ad UmI IIa Vertagt- 
Sinsen hier erst Ton der K läge M taufen. 

Ea kann daher das Gcrirht, wenn aurh der Verklagte dnrch einen Brief lur Z.ihlimg 
nflfrefoniert worden aein soilic, doch nicht vom Tage dieses Briefes, sondern nur Ton 
itr Klage aa, Veitogttiaiea xuspreehni. 

Berlia, 98. Jeaoar 1831. (Caia.) Qnlal f; Kirahe aa W. (K. A. 39^ IL 514 

Zweiter Fall 

8. M AH. 11» B. 0. B. UrtlMil (Danailtdll rem 19. Jaaaar 1838. 

7) Rechnungsreeess; VerzinsHehkeit; Verzug. 

& n All 1199 B. 0. B. Ortbtil (Darmstadl) TOn 17. Jonl 1833. 

8) Schadensersatz-Anspruch des Mietbers; Zinsen vom 

Tage der Liquidation. 

Spricht das Gericht dem Miether wegen Störung im ruhigen Besitze 
gegen den Vermiether eine Entschädigung von 2 Gulden täglich bis zu einer 
der Klage nachfolgenden Zeit zu, so kann es nicht zugleich den Vermiether 
verurtheilen , die Zinsen der Entschädigung vom Tage der Klage, und nicht 
Mos von jenem der gerichtlieben Liquidation an, zu bezahlen. 

Darntiadt, 7. Oelober 1890: (CUt) Ltituaeaa g. HelL 

9) Schadensersatz; remuneratorische Zinsen. 

Spricht ein Gericht einer Parthie Zinsen für eine Periode vor Anstel- 
lung der Klage , aber nicht als moratorischo Zinsen , sondern als mit zu 
einer jener Parthie gebührenden Entschädigung und Remuneration gehö- 
rend zu, so kann hiergegen ideht mit GbssationsMenrs wegen Verletzung 
des Art 1158 B. 0. B. an|gekommen werden, da dieser Artikel hier nicht 
anwendbar war. 

Paria , IflL BaftiAcr 1861. ^ d. P- IWl S. 880.) 

10) Sekadensersatz-Ansprueh fflr entzogene Waldnutzungen; 
moratorischo und eompensatorisehe Zinsen. 

Wurde der Beklagte von dem Gerichte verurtheilt, sich aller ferneren 
Eigentbumshandlungen an einem als Eigenthum des Eldgers anerkannten 
Walde zu enthalten und dem Letzteren, zufolge Art 1382 des B. 6. B., 
allen durch die bis dahin stattgehabten Eingriffe verursachten Schaden zu 
ersetzen, so kann der Kläger, bei Liquidation dieser Entschädigung, unter 
Umständen, als durch Vorenthaltung der jährlichen Nutzungen ihm entzoge- 
nen Gewinn, die Zinsen der zu Geld veranschlagten Nutzungen in Form 
einer Zinsenberechnung, ausser den Nutzungen selbst, in Anspruch nehmen. 

Auf derartige eompensatorisehe Zinsen sin'l die, ron dorn Verzuge in der .\b- 
Ifebrong sehaWiptf • O a H ta nn ta aal Ziatea oder tn tnüMi^Mm PiMMe, also Uaa m 
Boratarlaabis Tlann, alckl-ahir vw da« BmlM <ea dorab «iaa nabliiiMriia flaoi« 
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Imag verarMdit«n Sdiaden« «preebeiriCB Ati 1183 — 1156 ib. nlchf MmUka t i JMM «>n* 

pcnsttoriachf n Zinsen können rieliaehr, als Theil des Schadenserwities . tnrh von einem 
andern nnd früheren Zeitpaokte. als j«nem der Klage an, gefordert and tugesproehen werden. 

Wenn jedoch der Kliger die Bebacptnng, daes ihm doreh daa YorenthaKeii der ga- 
itMm IMsangMi nner detM ▼«hm auch «ta aaderar SeMan aMMnitin oder Se- 
iritt entgangen sei, vor Gericht nicht aufsteHte, vielmehr die Zinsen des Werthea der 
Aa bb xur Klage entzogenen Nutxungen nur vom Tage der Klage an, die Zinsen der 
Mattmgen der apiterea Jahr« bis xur Rückgabe des Waldee oder Tom Sebloaae tätM 
i&im Utum n, fortoto, UM tldl alio Mlbit aa dfo Dmtowiag ier Art 1168 o. t 
anschloss, so verletzt das Oerieht das Gesetz, insbesondere den Art. 1153, dadurch nidil^ 
dass es die ron dem KIfiger angeforderten Zinsen als wirkliche Verzagszinsen und nicht 
als die Liquidation dea Schadeos oder entgangenen Gewinns betraebtet, und demgeoisa 
die Zioeeo Mt ven TMe Hr Klafe, eoadan nr voa JiMa iir md^uMOm Llqiüi^ 
Hon aod Zioaenforderong an xabilligi 

Berlin, 24. April 1855. ( Gass ) Gemeinde Mengera^d g. Flaeoi. (IL A. 64. IL 77.) 
Cfr. GUbert in Art 1153 B. G. B. Nr. 14 u. f. 

11) üsufructuar; für den Eigenthümer vorgelegtes Kapital 
der auf dem Grundstacke haftenden Schalden; Verzins- 
lichkeit 

S. zu Art 612 B. G. B. UrtboU (Paria) Toa 23. Aprü 1861. 

13) Versttgiiinsen; Anfang vom Tage einer Sommation inr 

Zahlnng der Hnnptforderang. 

Die Verzugszinsen laufen nicht ent von dem Tage, an welchem m 
ansdrflcklich gefordert worden, eondem Yon dem Tage des Venugs besOg* 
lidi der Hauptforderung. 

Die Verbindlichkeit zur Zahlung von Venugszinsen entsteht durch die Sctxnng in 
Tamg, d. b. wenn die Zablung der Baaptschuld in der im Art. Ii;i9 B. 0. B. vorga- 
aduiebeDaa Waiae gelMert «M. 

Maaakeim. (Oberhofg. Jahrb. 1833. S. lU.) 

▼•iBl- Art. 1163- IIU B. 6. B. daa OrtbaU panntadt) ?. IS. April 182S. 

18) Veringsiimen; selbatstindige Eltge Baeh ZehUag der 

Hanptforderssg. 

ESae sdlMiaMge Klage auf hMa^ fon Y ersagsiiiiafln, nehdeM 
die Hanptfordenmg benUt lud ebne Vorbdialt aagenornnwi wie, k/t 

sulfissig. 

Der Art. 1908 B. Q. B., welcher nur ron bedungenen Zinsen spricht, findet auf 
Yenagazinsen keine Anwendnog, da die ratio legis bei beiden eine verschiedene ist, in- 
iea bei to MAw tm tHmmMt aaf iiaealbea FertenagignMde beraht. wie im 
Kapital, wfbfend bei Verzogszinsen der Gmad der Fordenme- em donh iea Tenag In 

der Zahlung der Hauptforderung seine Entstehung erhfilt. 

Mannheim, 23. Octobar 1627 und 3. Odober 1823. (Oberbofg. Jabrb. 1827/U. 
8. 154 und 1833. S. 14Ö ) 

14) Verlagszinsen der eingeklagten, aber erst im Laufe des 

Prozesses fällig werdenden Beträge. 

Auch Ton den erst während des Laufes eines Prozesses verfallendeOf 
mit der Klage aber geforderten Betrügen kann der CUiabiger Vensguiuea 
▼erlangen. 

Wenn der Sdmldner aadi wegen einer noeh oicht Terfalieiien Sebald nietal im Var* 

Mge MiB kaut üM vusagweiiag nr Im vniiimi iftM Mgiii m,mim 
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lodi tolehfl ntdil Um dnrth ZuaMImw '«r Klii|Nf Mni«ni rtantowohl dnrrti Znttethm; 
J<ili>r andern PmiPSSschriTt und (liiorhnnpt durfh den Proiess seÜi^t währrnd des LauTes 
iMVaiben ein, und man kann ron dem üJüuIiiger, welcher eine Porderun;^ bereits ein^^e- 
k*tm hu md iliir<kb«r ßunAt proxt^ssirt, nicht trcrlanffen, dast er während des Lauros des 
BadilMlrtllM bdnib der Varmisteitiing ii«eh «Ihm bMondtn Ad aurnehniM lass«, da 
^e «olfhe nnchnialiae Mahnung? völliir zwecklos wflre. 
MaDntaaim, 29. Man 186^ (AonaL 1862 S. 267.) 

Za Art 1158^1155. 

Zinsen der Ersatzforderung für zu restituirende Früchte; 

Zinsen von Zinsen. 

A. Derjenige, welcher verurthcilt wird, die von ohne Recht besessenen 
Grundstücken bezogenen Früchte zu restituiren, ist zu<,'Ic'ich zu verurtheilen, 
vom Tage der Klage auf Restitution der Früclite an, und nicht erst vom 
Tage der Beendigung der gerichtlich angeordneten Liquidation dieser Früchte 
an, von der biemach sich ergebenden Ersatsschnld Zinsen zu bezahlen. 

Unler dra Worlen det AH 1156 R. 0. B; jmir 1» demuda** kann irar dar 

Tat der aof das Kapital, und nicht einer auf die Zinsen, an;;est>>llten Kluge verstan- 
den werden; dies geht einestheiis schon aas den alljretncinen Grundsfitzcn hinsichtlich des 
Verzugs und setner Wirkun^ren mit nothwcndixer Consequcnz hervor, und wird andcrniheils 
dnrcli die EniatalranitiiBsehiaMa das Art tl56 aodi nalir iMalüifl, Indem dte fiestinmang 
des urüprfinf^'irhen Entwurfs: „I |iartir du jour de la Uqviiteliao" gestrichen wurde, weil 
sonst böse Schuldner dic^e Restimmim» benutz n kftnntcn, um durch chicnnase Miifel die 
Liquidation zu Tenoaem. Aus dem Art. 1207 ib. i&sst sieh hiergegen kein Argument ab« 
leltaa; deisalto amMIt Mea aine baaaidera, aaT die KUar Ur aoUteifethaa Verpflkbiiiag 
ftgrSadala BcadiHBoiig. 

B. Dagegen kann der Liquidationa-KUger nieht, gemSss Art 1154 ib., 

Zinsen von den Zinsen der liqoidirten Früchte ansprechen. 

Dieser Artikel hai nftralich Zinsen von wirklichen QelJkapitalien vor Au^en, wio nicht 
aar aus den Worten, sondero auch aus der Verbindung mU dem folgenden Art 1155 her- 
vorgabt, «aUitf lelslara niaiil Ziotaa tob Zlaiaa lUligar Bareaaio gaatailel; wahraebaia* 
lieb betracblete der O aaal ag a b er die PrtdMa lelbel edioa als ein Asflüsfoo von Zinsen, 

welche naturam sortis angenommen haben. 

Darnistadt, 18. ApU 1823. (Bevis.) Baoseb g. Bflmar ak> 

Zv Art. 1U4. 

1) Zinsen von Zinsen eines Darleihens. 

Die Stipulation eines Darleihvertrages, dass wenn die Interessen von 
einem Jahre rückständig bleiben sollten, der Gläubiger vom Tage des Ver- 
falls dieser Interessen davon Zinsen zu bezahlen haben solle, ist unwirksam; 
nur nadi bereits stattgehabtem Verfall der wenigstens einjährigen Zinsen Icann 
mit Reehlswirhsamkeit die YerzinsUcUMit des Rackstandes stipalhrt werden. 

Uer Art 1151 B. 0. B. handelt, sefaea ▼ortlsale naeh, voa Terrallenen Kapi- 

lal'insen. und insbesondere solchen, we'che für ein ganzes Tihr geschii'di'l wenf'n, und 
fastattet die Verzinsung derselben vermöge einer gerichtlichen Khgo oder besonderer Ueber- 
ainkanft, wobei es sieh hinsichtlich der Klage von selbst versteht, dass das Jafir Torher 
abgelaalni aste ness; naab dam Zaeammenhaaf dar gtelta iai hlnaldiilieli der Ueberebi* 
kunl\ der vorherige Verfall der Zinsenschuld als gleiehmftssig antersiellt zu betrachten. 
FQr diese Auslegung, wobei das Wort „cehos" erst eine Bedeutung gewinnt, sprechen 
aaflh die Diseussionen im Siaaisrathe und der gesetxgebenden Versammlung, aus weichen 
te Art.. ilH hwvHfegnBgin iü, Ma« dMNa aish MtglWi ma «• Fn«» bawi«iaB, 
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pb Bowoit das bis dahin gesetzliche Verbot des Amtocisnras anfxnheben wjire, dnss ein 
anfgolaafooer ZinseorOckstaad wieder alB Kapital Teninst w«rdm dürfe, wogten der m>- 
gvnumto «natodtonn eonJandM iarah dl« Mtlraflklfflli« BMohiiokung der EriMfeaiM 
Ton Vertrigen auf Kapitalisirung aartrelaufener Jahraszinsenbekrfige vor wi« nadi vtrbolea 
bleiben sollte. Der Art. 1155 ib. spricht hinsichtlich rülliger Einkflnfte, als Pachtschillinge 
etc., im Gegensatze der Geidziusen aus, dass sie vom Tage der Klage oder der lieber- 
«inknnft Zinien tragen, redet bieriMi alao amweideulig von einer UebereinkonA, die 
saeb lern YevMl der Elofclhifb KücbbwieB wird* und glbl durch die YerUiidaiig des 
Art. 1155 mit .\rt. 1151 jene Unterstellung als die ausschliessliche nochmals zu etfceiinM. 
Berlin, 19. Juni 1860. (Gass.) Wagner g. Löhr. (K. A. 55. II. 91.) 
Cfr. Gilbert »i Art UM B. G. B. Nr. 14 u. f.; A. A. Sir. 45. I. 97. 

2) Zinses-Zinsen; Contocurrent-Saldo. 

Der Art. 1154 B. G. B. ist auch anwendbar auf Rechnungsreste (Saldi) 
mit Berechnung von Zinses-Zinsen, wenn sie ohne JSnimeruBg von Seiten 
des Schuldners angenommen worden sind. 

Durch diese Berechnung der Zinses-Zinsen Seitens des Gliobigers and die Annahme 
oder d«i Aaerk«mliiiit der BediiHiag Sdleu des SehaUnen, ist gerade dee beeeedera 
Uebereinkonmi«!, fon weldieai der Art 1151 •pciobl, all ni Staad* gakaanea n ba- 
betrachten. 

Bruchsal und Uannbeim, 12. Deeembor 1854. (Annal. 1855. S. 19 and Zeotaer 
Magas. L 8. 637.) 

8) Zinien tob Zins-Zinsen. 

In Frankreich galt im Allgemeinen bis zum B. G. B. das römisch 
reditiiche Verbot des Änatocteos; wenn daher , hienron abweichend, der 
Art. 1154 B. O. B. gestattet, von TerMenen Zinsen der Haaptsnmme 
Zinsen za verlangen nnd zn stipnUren, so mnss diese Bestimmung als 

strictissimae interpretationis angesehen und auf die Zinsen der Hauptsumme 
selbst beschränkt werden, kann aber nicht auf Zinsen von Zins-Zinsen ans* 
gedehnt werden. (Locr6, la 16gislation etc. 12. p. 435. Nr. 45.) 

Darme tadt, 6./7. Decbr. 1862. (Caes.) fiebleo g. Heck. (EmaierL 1853. L iSO,) 

Fünfter Abschnitt. 

Von der Auslegung der Uebereinkommm, 
(Art 1156—1164.) 

Zo Art. 1156. 

1) Interpretation der Verträge; Aufsuchung der gemeinschaft- 
lichen Intention der Contrahenten aus andern Acten. 

S. tu Art. 5U B. G. B. ürthcil (Brüssel) vom 16. Mai 1861. 

2) Cessionsact; Begriff des Wortes Flüssigwerdung. 

In einer Cessionsurkunde hatte der Cessionar den Cessionspreis von 1700 f]. for die 
ibro abertragenen Forderungen von 2121 fl. 49 kr. in folgender Weise zu beiahlen Ober» 
Bommen: nadi Debergabe der Scbaldlilei and aedi Flflssigwerdung der ganxeo eedin- 
lea Forderaagienainie dea baarea Beirag voa fiOO IL aad dea Beet ia swei Jab T sa t enaiaea. 
Dabei war in der Cessionsurkunde ausdrücklich gesagt, dass der Cedent die bereits liquid 
gestellten Forderungen an den Cessionar übertrage und für die Liquiditit, sowie die Ein- 
bringlicbkeit badte. — Der auf 2^hlung des Cessionspreises erhobenen Klage ans de« 
CMtioaaverltaga «vrda ann eatgagaagabalieB, daai diaaallie anl w arfalgen baba, ivaaa 
dia^Mdiiit ftedttoai flSMigi 1 h. wirlilltli aa Aea Oessteaar beaalill vitc 
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Die Einrede wurde verworfen, weil aus dem Wortlaute der GesBloiM- 
urkunde nicht folge, dass unter der „FlOasigwerdiuig** etwas Aoderes gt* 
meint sei als Liquidität. 

Es erfcehe sich hieraus nur soviel , dass der Cessionar die von dem Cedentcn behaup- 
tete Liquidität nidil all tveiMlM aiierkanai, sondern sieb ansgehalten habe, dies« B«- 
kanpivnf ta prOfen vnl niehl «her tu lablaii, bis dia «ediite Pontoimg tiah «Mh wiriillch 
aJs flüssift (liquid) darstelle, tinJ fiberdies hAlto rlie Gnrnntieieisttin!; fttr die LiquiditSt und 
Einbringlichkcit der Forderungen Seitens des Ce<)enioii gar keinen Sinn, wenn der Cessto- 
nar gar keine Zahlung zu leisten h&lte, bevor säniiiiiliche redirten Posten Tollatindig an 
thi bnahh trlna; w1« andi auf dar andern Seite et «nbeiprvfflieli wire. daet der Oedanl^ 
oaehdem er eine solche Garantie Ohemommen, aleb der Clausel hätte untenrerfen mBgeOi 
dass kein Theil des niederen Cessionspreises in «eine Hand kommen solle, bis der CeeeiOMr 
die eedirte Forderung vollständig von doui cedirten Schuldner erhalten habe. 

M annhetn .... (Oberiiorg. Jahrb. 1851. S. 993.) 

3) Darleilivertragi Sammtverbindlichkeit; Verzicht auf 

Vorzugsrechte. 

In einem Darleifaensvertrage war botlungen: f,Die achaldnerisebe Ehefrao ttbemiaint 
die Sumrtferbladlidikelt, d. h. ele veniehtet auf dae Ihr geaetdieb lealebenda Yomga- 
reebl an die eheialnDliehen Gcneiniehaflagitter.** 

Es wurde tngeDommen, dass hier nicht eine Sammtverbindlicbkeit im 
gesetzlichen Sinne, sondern lediglich ein Verzicht der Ehefran auf das ge> 
setzlich ihr zustehende Vorzugsrecht vorliege. 

Kaeh der Kechtsregel des Art. 1156 B. 0. B. verdinnt die dem gesetzlielien Ausdruck 
tainzugefflgte l^rUiuterung, welche den lanlreehtlictien Sinn desselben luodifieirt, bei der 
Aualeswig nm ao mekr den Vormg, ab naeh Art 1901 ib. Samatfirbfaidüehkalleo flbw- 
haopt nicht vermuihet werden. 

Manaheiio, 1. JoU 184X (Oberkofg. Jahrb. 1M4. a 169.) 

4) DienstTertrag; gemeinschaftliehe Absicht; Auflösung. 

Der anf Orand der landreebllieken BeeUmannigen nnd einer beeleliendett Dieaer- 

ordnnng erhobenen Klage anf Anfttonng dee Dienstrerhllmisses eines standesherrlielieB 

Dieners wurde von demselben entgegengehalten, dass narh der betrefTenden Dleneroid' 
nong die Klage unsialthart und jene Dienerordnung allein maaaagebend sei. 

Die Klage wurde abgewiesen, denn die Dlenerordnnng kenne in der Tbal den gellend 
genneMen hnHredilttehcn Anfloenngagrand nicbl nnd diejenigen Pereunen, wnlehe onler im 

herrschenden Dienerordnung in den siandesherrlichen Dienst traten, hüiten oflenbar die in 
jener Dienerordnung durch die genaue Normirung der Fälle möglicher Entlassung und des 
hierbei xu beachtenden Verfahrens gegebene Garantie im Auge gehabt and sieh auf deren 
Orand hin Terpfliebtel. 

Es schliesst daher ihre IntentioD sowohl als die der Standesherrschaft 
dielfOfl^idikeit aus, dass alle Fälle der Ausserachtlassnog von Diens^chtcn 
Aolass zu einem Rechtsstreite auf Grund des Art 1184 geben können. 

Die gemeinschaftliche Absicht der Contrahenten war Tielmehr zweifelsohne die, 
bfzOglich der Auflösung des Dienstverhfiltnisses die allgemeinen Vorschriften dee Land- 
rechte Ober Vertragsauflösung aasznacliUessen und nnr die Vorschriften der DieiMvQrdaiag 
all naMgebcnd tn belradrten. 

MniBheim, 11. Kwenber 1889: (AnnaL ISSa 8. 900.) 

6) Gemeinschaftliche Intention; Zengenbeweis Uber die Art, 
wie die Parthieen unmittelbar nach der Yereinbarang die • 
selbe verstanden* nnd vollsogen habe*. 

1. n Ali «1 B. a. B. UidNtt (MSMbaq) m 13. Jtal 186». 
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$) Geselischaf tsvertrag; ist eine zu zahlen übernommene 
Summe als Darleihen oder als £inbringen in die Gesell- 
schaft zu betrachten? 

0. R forderte an die Oanimnsse der Gese'lsrhRfl M. Je T). als Dariefhen eine Summe 
WMWO II. waimt Zinim. Die Forderun«; wurde be<<tiiiten, weil die der Geserwlwfl 
g tf il m« temM kehl DulellMO, 'eomleni efM EiBla|ri>1kapfial leweseii mL Ein Verlnw, 

Welcher als B«>standtheil df>s ncselloehaOsrerfrag« erklärt worden, hatte nrimtich festjtesetzt : 

1) Der Klft^rer legt ein Kapital von W,nnn fl.. nnaufkOnilhar für 8 Jahre, in die Oe— 
eeileehafl ein, besieht daraus, wie die Oeeelltcharker M. de 0. aus ihrem Eiulagekapital, 
0% ZiM mi aatMllM «M nX die BealMien Twtfebert. 

% 0. R macht sirh verbin-llich, wie jeder A8soci<t im Qeschfifte (hfitig zn sein, und 
besieht dafür nebst freier Wohnung • 'j »ni Gewinn . so lange er nicht al« wirklicher Ge- 
sellsehafier eintritt, wo er alsdann iwch Maassgabe seiner Einlage an dem Ertrage und 
dea LmAeo lee Getchlftee Tbeil oiinnk 

3) Dero G R. kommen ganz dieselben Rechte to, wie den Gese1l8chafts-Thiitli«beni 
M. de D , und die Gesellschafls-Anffelejrenheiten werden von den drei Conlrrihenieo gemeill* 
•ehaftlich und mit gleichem Siimmenreehte berathen, beschlossen und beirieben. 

Der Einrede waN« ilitlRnMlieR und dl« Klage Terwerfen, w^l der Vertrag, «aa 
welchem R. sein Bfickrordemngsrerht abletel, als eine Ti eilnahme an der Gesellschaft 
M. & D. betrachtet werden mOsse. welche es von selltst mit sich bringe ( Art. 18M B. 6. B.k, 
dass der Theilitehmer sein R'n'agekapital nicht schui lenfrei zuntckiiehen kiiiine 

Auf die Unklarheit der Contrahenten über das Eechtsverhältniss oder 
deren Absicht, die gesetzlichen Bestimmungen zu umgeben, welche die 
weseoUicheii und uoAbiiidarUclieD Folgen der Theflnahme aa einer OeeeU- 
idiaft fe itaeti en , buin es nach dem Drtlieil dalwi nidit ankoouncn; es ial 
viitanelir die An^be des Bicliters, die wahre Natur des VerermM nach 
den festgesetzten weefaselsciti^ien Rechten und Pfliditen an beortlieUen nnd 
liiernach die reditlichen Folgen desselben auttuspredien. 

MannbeiB.... (Aanal 18M. S. 170, III.) 

7) LiegeaschaftsYerkauf ; Eintrag in das Ornndboeh; 

AbAndernng. 

Haeh badischem Rechte (Art 1583a.) tnOasen LiegensebaAakiare zu ihrer Oettoag 
gegen Dritte in das Grun<lbuch eingetragen sein. Ucber einen solchen Kauf hatten die 
Parteien eine Privaturkunde abgefasst und den Vertrag später in das Grundbuch einirageo 
Immb. Der Blnliag war aber ifeeilwelM ndan ala dar Inhak Jeaer Orkonda nai naoieal* 

IM aiaa in der letzteren enthaltene Bedingung Sber den Wegfall der feetgeatellten Zahlungs- 
termine ausgelassen. Der Klage auf Zahlung wurde der Einwand entgegengesetzt, da.4s der 
Kaufpreis noch nicht verfnllon «ei, indem dem Küufer Zahlunzsieimine bewilligt seien 

Dieser Einwand wurde nach dem Inhalt des Grundbuchseintrags auch 
für begründet erachtet, weil, wenn jener Eintrag seinem Zwecke nacb aacb 
keine oonstitntive, sondern nur dne besiehende Urkunde sei, es doch mit 
diesem Zwecke nicht im Wider^ruch stehe, dass bei Oelegtrnhdt des Ein- 
trags der Vertrag von Neoon abgefiast und das Rechtsverhältniss nunmehr 
«at definitiv beurkundet wird, und es dalier ledi^^lich darauf ankomme, ob 
die Parteien die Absicht hatten, den ursprQn^'Iichcn Vertrag su iadem, 
was im concreten Falle aus einer Reihe von Gründen angenonunen wurde. 

M ABB ta ei m . . . . ( Oberhufg. Jahrb. 1852/53. 8. 242.) 
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^ YermnthvBg der Absicht; Cession und AsflignatlOB; Dent* 

tarirang eines Actes. 

Wenn das Gericht, dem wörtlichen Inhalte eines Notariatsaefes zuwider, ohne setna 
Meinung aus dem Inhalte des Actes zu motiviren . einen förmlichen Cessionsact nur alt 
•ine Zabluodsan Weisung ( Assigitalion) ansieht und behandelt, indem es sich, dem Art. 
1868 B. 0. B. entgeg w , doreh IIa l«era T«rmifliaiHf ^er aogebllHwB, i«ai Inlialle iM 
Actes xuwiderlaufenrJen, Absicht hiena bsstimmen liess . so denaturirt es auf diese Weis« 
den Act und überechreitet bezQglicb der ihm zustehenden Interpretationsbefugniss seine MmIiI» 

Berlin, 11. Januar 1847. (Gass.) Cron g. Giersberg. (K. A. 41. II. 71) 

9) Yermuthungen fflr die Intention der Contrahenten in 

einer Handelsmaterie. 

Wenn ein Vertrag nicht durchaus der Klarlieit sich erfreut, und auch 
abgesehen hiervon das Gericht seine Ansicht über die beim Abschlüsse eines 
Vertrags vorgewaltet liabende, daher allein maassgebonde Willensmeinung 
der Contrahenten aus ihren wechselseitigen nahen Verwandtschaftä-Verhält- 
nissen, aus den anerkanntennaassen von ihnen verfolgten Zwecken, aus der 
vernttnftiger Weise aUein anzonehmenden Unterstelhmg, dass sie eine billige 
Gegoiseitigkeit, wodurch aHein ihr beiderseitiges Fortbestehen ermflglicht 
werde, im Ange gehabt hätten, endlich aus der hingjfihrigen Uebung, 
wddie die Autoren beider Parthieen in der Abgrenzung ihres wechsel- 
seitigen Gewerbebetriebes beobachten, schöpft, so ist das Gericht um so 
mehr berechtigt, auf den Grund solcher Elemente die Vertragsrechte der 
Parthieen zu regulircn, wenn eine Handelsmaterie vorliegt, wo menschliche 
Yermuthungen unbedingt als Beweismittel zulä.ssig sind. 

Es kann daher nicht behauptet werden daäs eine, auf solche Betrach- 
tnngen gegrOndete Entscheidmig den Yertnig denatnrire nnd die Art 1184 
BBd 1106 B. 0. B. verletze oder flbd anwende; deshalb ist der auf siB 
sokhei Uittel gcstttite Gassationsrecors nnzoUssig. 

OarBiUdt, 31 Stplenbar 188L (B^) 8«bott g. Schott. (BMMrltaf 1888. L 66^ 

10) WortfassBBg, klare BBd BBiweideBtige; InterpretatloB; 

OassaiioB. 

Merdüigs BBterliegcB L A. thatsftcfaliche Auslegungen tob VertrigeB 
Bidit der Kritik des CÜssationshofes; wenn absr der Inhalt der ftber eia 
Beehlsgeschift an^^aioniaieBeo Urkunde so klar nnd uasweideitig Ist, dass 
er eben Stoff zur Interpretation gar nicht darbietet, und daher geradem 
einem klar und unzweideutig vorliegenden Rechtsgeschäfte (Zahlung gegen 
Subrogation) ein anderes (Cession) substituirt erscheint, so kann der Gas- 
sationshof hieran nicht gebunden sein, hat vielmehr das mit Cassationsrecurs 
angegriffene ürtheil wegen Verletzung derjenigen Rechtsprincipien , welche 
dem wirklich abgeschlossenen Rechtsgeschäfte entsprechen, zu cassiren. 
(VttgL das ta Art. 1380 a. 1252 B. Q. B. OMagte ) 

DarnitaSl, 81. Avgul 1884 (Cut.) Lamni g. BMkir. {Bamcrlliff 1854 I. 88.) 

11) Wortlaut der Verträge gegenüber der Absicht der Par- 

teien; Depositum und Pfandvertrag. 

Wenn der Art 1156 B. 6. B. seine Anwendung finden soll, so muss 
entweder in den zu mterprettrenden Urkunden selbst dne Ungewlsaheit be- 
bSi^ des Wertlaotes gegertber der AMckt der GoBtraheBtaB gegetai 
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sein , oder es müssen andere unbestrittene Thatsachen vorliegen , welche mit 
denn zu interpretirendcn Vertrage in Verbindung stehen und wegen dieser 
Verbindung jene Ungewissheit auf evidente Weise hervorrufen. 

£• kaaii demnach »ich nur liiesen Artikel «fcM h&nXm «erdfii, wenn mn im Wnil- 
Itnle tiMr «ewiv«iiliOD** kein Zweifel filier die Ahtiehl der Ouamdienleii abieleltei weiden 
kann EnUiSlI x. B., wie hier, ficr Verimfr alle E!emcnie eines Hinferlrgungs- Vertrages, 
so k&nn von dem einen Contrahenten nicht bchaupt»<t werden, ein Plnndvcrtrag sei geiueiok 
gewMen, nin so weniger, als die wörtliche Fassung des Vertrages dem Begrlfl« einet 
Pfiudvertmget velliUlwIij^ widereirebt 

MflBchtn, 13. Janntr 1881 (BeJ) CeniralgeflbigaiM n KeiseNlailam g. Ktreher. 

Zu Art. 1156 und 1157. 
Interpretationsregeln; Cassation. 

Wollte man annehmen, dass eine nnriditige oder onterlassnie Anven- 
dnng der in den Art 1156 und 1157 B. G. B. enthaltenen Interpretations- 
regeln den Cassationsrecurs begründen könne, so liandelt doch jedenfsUs 
der Richter ganz dem Art. 1157 gemäss, wenn er einer Vertragsstipulation, 

die einen doppelten Sinn haben kann, den Sinn beilegt, nach welchem der- 
selben eine rechtliche Bedeutung erhalten wird, während bei der Auslegung 
im andern Sinne die Stipulation ganz bedeutungslos wäre. 
Dnrmnlndt, 10. Juli 1818. ( KeJ ) Retnacb g. Jacquemar und Zalm. 

Zu Art 1156, 1169 ond 1163. 

Interpretation der Clansein eines Vertrages; Gassation. 

Die Interpretation einer Clausel eines Vertrages nach der Absicht und 
dem Willen der Parthieen ist rein factisch und demnach nicht von der Com- 
petena des Cassationshofes. Die factische Entscheidung des Appellrichters 
kann daher nm so weniger eine Verletzung der Art 11&6 n. 1 B. 0. B. entp 
halten, da demselben die Interpretation gar nicht xweifelhaft war und nadi 
•aeiBer Entseheidong also diese Artikel gar nicht zur Anwendung kemnen. 

Zveikracken, lOl Jannnr 1881. (B^) TUel g; Gieuanik. 

Zu Art. 1156 u. f. 

Interpretation eines Vertrages nach dem Inhalte, gegen 
den gebranehten juristischen Ausdruck. 

& M All 1016 B. G. B. Urtbeil (Berlin) vom Ii. Oecinker 1818. 

Zu Art. 1161 — 1163. 

Grundrente; persönliche Uebernahme; Auslegung einer 

Erklärung zum Steuer-Cataster. 
8. n Alt 829 n. 830 B. 0. B. Urtbeil (aiQnehen) von la lumar 185t 

Zu Art. 1162. 
1) Auslegung eines Vertrages su Gunsten eines Verpflichteten. 

Die Bestimmung in einer alten Urkunde, dass Jemand die Haltung „des 
Fasela" flbeniehnie, ist dahin anssulegen, dass der Veipflichlete nicht naeh 
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dem Bedarfnisse des BiTcchtigten einen oder mehrere Fasel, sondern stets 

nur einen Fasel zu halten hat. 

Es ist nirgends nachgewie^eo , das<; i>Mic Verbindlichkeit eine der Zahl nach unbe- 
slinnite iai; iiu Zwtirel aber iuum nach Art. B. 0. B. die Auslegung in dar B«g«l 
fffM dM Mahrara ind ror die nindeele Beedniikveg die Eigenlliua eü w ande a . 

Mann beim.... (Aaiial im. 8. 408.) 

3) ProTisions-Verkauf; Ternmtliung des Rechts des Eigen* 
tbflmers sum SelbstTerkanfe. 

Doreh Uebertragung des ausschliesslichen Provisions-Verkattfes aa einen 
Kanfinann (den Klüger) begibt sich der Fabrikant (Beklagte) weder des 
Rechts zum Selbstverkaufe, noch des Rechts snr Vermittlung des Absaties 
durch Reisende seines Hauses. 

Die Ki^^ensrhaft des I'rovisi iiis-Kcispnden, dessen Stellung dem AuflrmffgebPr gegen- 
Ober eine sclb»uiändi;tere , der eines Coioiuissionirs ihnliche ist, ist wesenllieh Tertchiaden 
von der einea gewohaliehen OeadiSrisreifcndeD, and der Vertrag tiiuia baaeiirinliead and 
n Oaniien dea Fldnlltantan aaagetagt werden . «eil dein Leiaiero , «renn er nilea Veritaaf 
■eines Fabrikeiea ledigti<-h durch den Kl igcr vonnitteln lassen nifl''8ie, jede Möglichkeit 
euixugen wfire, eich Absalzqueilei* auch in andi-rn als den vuin Kläger bereisren Orten xa 
▼erschaffen, «raa nirht in der AbsicUt der Venragspersunen gelegen sein kann, und weil 
famrr naeb Art. UttS B. 0. a tut Zwairel Ar djn an aataatieidan ii», dar tlsa Varbind^ 
Sahkeil Obcikuitiüien soll. 

Maanheim, 20. September 1862. (Annal. 1881. & 270.) 

Sechster Abschnitt 

Fan der Wirkung der Uebereinkommen ia Beug auf DrUU* 

(Art 1165—1167.) 

Zu Art. 1165. 
1) Actum inter aiios; Vergleich; Cassation. 

Wenn ein Gericht von ^em zwischen A und B. abgesehloasMi Yer^ 
gleich sum Vortheil des Mitschuldners G. , welcher bei dem Acte weder la- 
gegen, noch vertreten war, und zum Nachtheile des Gläubigers B. Anwen- 
dung macht und Folgerungen zieht , obgleich jenes Uebereinkommen nach 
Form und Inhalt auf die gegenseitigen Rechtsverhältnisse zwischen ß. und 
C. keine Anwendung finden sollte, so verletzt es die obersten Grundsätze 
über die Vertragsverhältnisse überhaupt und iusbesoudere über die des Ver- 
gleichs. (Art 1105 und 2051 B. G. B.) 

Der Osssstion kann jenes Urtbeil nicht um desswiUen entgehen , wefl 
darin keine Oesetzesstellen angeflihrt worden und ttberhaupt das Gericht 
adne Ansicht rechtlich nicht nAher begrflndet und nachgewiesen hat 

Hie Caaaalion ist n&nilieh begründet, aubald von dem Caseaiionikliger die wirkBeha 
Yerletxung eines nuch goltigen Uesetzes nndgcwiesen werden kann, unabhingig daron, 
ob der Vordere Bichter solches QeseU ausdrückticU beleuchtet bat, oder lediglich dareh 
Folfrerungeii ana faetlaeben Verhlinieaen, weiche Intia ihrer Biebii^ait danMali die Bai* 
•cheidung nicht motiviren, oder aus KtfChtssruiidsättcn zu seiner Anaieht gabwgt iaI; dar 
Umstand, dass der vurdere Richter in seinem Urtheile keine Gesetzesstellen angeflDhrt und 
Oberhaupt seine Ansicht rechtlich nicht otther begründet und nachgewiesen bat, liann daa- 
■alli«, M aaaal ofltaiiiar varüegander OeeatieaTerlanttng, gegen den Venrarr der Oiai»- 
liaa lieki aabSlMi. Das Oarialtt virlattt aber dia obuMta Oaaetn flbar dia ▼artragstei«» 
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hiltoiu« Obertiai^t dq4 die Art. 1185 und 2061 B. 0. B. inflbeaoadere, weaa et, «bgleich 
TM Um DcbafeiDkoimiMQ bwUnniar PufMeotw alt Reg«l kaiiie Anwtndang und Fo^»- 
rug auf Drill«t KiehipaeUceDien, iteeiattet ist, von dem Vertrage xwMiib A. und B. 
min V(»lheil tod C. und zuui Nachtlieil roa B. auf eine unrichtige und feeetzTerlelxende 
Weite ADweoduug ond Folgerungen geoiacbt uud gesogen b«t, obgleich C. b«i jenem 
IM»erdakoM« wadar lu ga g e n , aadi gtii^ Tarlralao war, irai ditata CTabariiaiinaMi 
naeb Form und Inhalt auf daa swlaabao B. and 0. battebaada KaablaiaifcHlolai kaiaa 
Aawenduug finden sollte. 

Dar in 8 ladt, 30. Juni 1829. (Gass.) Schreck g. Baum. 

2) Actum inter alios; Vergleich zwischen dem Gläubiger and 
Hauptschulduer ; Anfechtung von Seiten des Bürgen. 

Der Bürge, wenn er auch statt des Uauptschuldncrs 2^1ungen an den 
Gläubiger (Verkäufer) geleistet hat, kann einen zwischen diesen beiden ohne 
seine Mitwirkung über die Verbiudlichkeit des Hauptschuldners abgeschlos- 
senen Vergleich, als ihm oachtheilig, nicht anfechten, resp. dessen liichtig' 
keit begehren. 

Diaeer Vartrag begrfladal ala aia Aal nnler DrMen waler Baebto noeb VeHitadUdl- 

kwten fOr den Bflriten (Art. 1165 B. G. B.), wogegen ihm aber, wo die Vorauseettungen 
hierzu vorhanden sind , die Einreden und Klagon aoa dao Art. 202S, 2039, SOSR ia Vai^ 
biodung mit 1166 und 1167 ib. zusiefaea. 

Maoabaim, iL Jant IMO. (Zantaar Magas. Bl V. 8. 184.) 

3) Depositum; Schadensersatzklage des Frachtfflhrers. 

Hat nicht der Frachtführer, sondern der Adressat der Waare, dieselbe 
in Verwahr der Zollbehörde zurütkgela.ssen uud die Waare ging verloren, 
so kann jedenfalls nur der Adressat, nicht aber der l;racht£uhrer, auf 
Schadensersatz klagen. (Art 1165 B. G. B.) 
C8b daa BilMra la Art. IttU B Q. B) 

Barlia, 1& Mai 1810. (Giai) EiaaBbalin g. FiiaM. (K. A. 41IL 66.) 

i) DepoBitnm; Zurfleksablang an den gerirenden Gesell* 
sehafter; Verantwortliekkeit des Depositars fftr die Ver- 
ireadnBg. 

Bat dar Baiiqoler A., tttMp dar BaillniBioaiaa «inet zwischen B. und G. ri»ge- 
sehkMteoen GeselUchaf^ertmge« , vun dem gerirenden GeselUcbafter B. die Einlage des 
C. mi SOfiOO Frct aU lieposituiu bezahlt bekotuuieo , und hierbei die Verpflielituqg üli«r> 
MNanaa, Ua aaai Beteufa dlatea llepotHania data Oaraataa B. aaah deai Badilrfliiia im 
GaialtoehaR Bllekzahlungen zu leisten , so ist A. fBr alle wirklieh an B. auf das Deposi- 
lani geletitaten KQckzahlungen liberirt, selbst wenn dieser Oerant, statt das Geld fOr die 
OeeellsebaTta-ADiteieseaheitaB tu ▼«rweoden, daMelbe xu aeinea persaiiliehen BArteuepe- 
cuUtionea baafltit bat uad A. KaaotalM dämm hatia, dau aaah daa Qata l lia h a ft afartwiga 
iM Oapal Ihr dia OtaatüdiambadarAiiNa rerwaadal wardaa aalla. 

A. ist fOr diese vertragswidrige Verwendang nicht vexantwortlich, dm 
er bezflglich des Gesellschaftsvertrages zwischen B. und C. als Dritter er- 
■chemt, und kein Vertrag, wobei er concorrirte, ihn verptlichtete, die Ver- 
wendung des Geldes zu üherwacben, abngeos auch keine CuUusieii awiadien 
A. und B. bestand. 

Paris, 28. Januar 1861. (Gass) (Sir. 1861. I. 446.) 

fi) £igenthumsabertrag; Rechtswirksamkeit für den hierbei 
nicht in eigenem Namen coucurrirenden Dritten. 

Concurrirt Jemand (A.) nicht in eigenem Namen, sondern als Vormund 
eines Minderjährigen, und ohne irgend eine Garantie zu übernehmen, bei 
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einem Acte , worin ein Anderer (B.) einem Dritten (C.) das Eigenthum eines 
Immöbels überträgt, und willigt in diesen Uebertrag ein, so erkennt er 
hierdurch das Eigenthum des Uebertragenden (B.) an diesem Immöbel an 
und wird demgemäss, wenn auch nicht gerade zur Gewährleistung, doch 
dazu verpüichtet, nichts sn «ntflniehBeii, WM den Drittoi (C.) in tei 
SigntlmiD des Ton ihm erworbeneii Objects stören konnte. Diese Veipflidi- 
tong gebt tnf den Erben des Einwilligenden (A.) Ober, so dsss dieser Erbe, 
wenn ihm sonst das Recht zugestanden bfttte, das erwihnte Immöbel als 
sein Eigenthum oder Miteigenthum in Anspruch zu nehmen und den Stlt^ 
gefundenen Uebertrag an CS. aosafeGhten, dieses Becht aidit mehr mun^ 
oben befugt ist. 

Ü«riJi«tAdt, a. Oetobtr (Rej) Qnulwohl g. GrOa. 

19 Falliment; Contestation einer von dem Fallirtaa und 
Yon den äyndiken als richtig erkannten Forderung eines 
GUnbigers durch andere nicht bevorzugte Gl&ubiger. 

Die Forderung eines Gläubigers der Fallitmasse, welche darch eina 
zwischen dem Gläubiger und dem Failirten abgeschlossene Rechnung fest- 
gestellt und auch von den Syndiken als richtig anerkannt worden ist, kann 
von anderen nicht bevorzugten Gläubigern des Falürteu hei der Verification 
nicht contestirt werden. 

Die Syaüike lepraseutiien die nichi bevorzagten Massegl&ubiger, besoadm dann, «eon 
«ine tttin NaditbeU dar LtlittrMi ■tangalubie CoUuiioB aiehi tiNiDal bttanipial «M. (Art. 
U65 R.Q.B) 

ParU, a&. Febnur 1862. (Bej.) (Sir. 1862. L 497.) 

7) Kauf darcb einen pr6te*Bom; exceptio da jnre tartiL 

Hat B. ndt 8. einen Vertrag abgescUosaen, so kann 8., wenn er ven B. 
anf Ecflllnng dieses Tertnges belangt wird, den BeditsbeBtaad das Gw* 

Schaftes Oberhaupt und das Klagerecbt des B. nicht um desswiUen beanstan* 
den, weil Leisterer in Wirklichkeit das Geschäft, welches er in seinem eig- 
nen Namen contrahirte, nicht für sich , sondern nur als pr§te-nom des L. fOr 
dessen Rechnung und Gefahr abgeschlossen habe ; um so weniger kann S. 
dann aus jenem Umstände einen Einwand gegen die Klage des B. entnehmen, 
wenn dieser B. erklärt, alle Vertragsverhältnisse, welche in seinem Namen 
mit S. eingegangen worden , sowie alle dem L. etwa entgegenstehenden Ein- 
reden sich oppoohren lassen zu wollen, und durch die Namensunterschie- 
bong etwas Betrügerisches cum Naehtheil des 8. nicht besweckt war. 

Dnrrb Mm OaieraclilflbMiig tiun ptAeniow «rorde bloa tSn obdgtturlaflbM V«rhlll- 

bIss XNvIscheti B. um! L geschaflieo, und zwar nljcr einen Ge<2enstaiid, der weder dur«h 
i*s Gesetz ^pcciell verboten, noch — beim Aligang eines jeden betrOgerischen Zweckes — 
den guten Sitten oder der öffemlicben Ordnung zuwider isl. Geiit&ss Art. 1165 B. 0. fi. 
htm »Ich 8. rar diasai IbiD freuide VerbillDiie Diehi b«iieheii; dasivlbe mn» für die Be- 
QrtheiluMg des hiervon völlig unabh3n;;igeu, zwischen B. und S. bestehenden Vertragsfer» 
b&linisses ausser Berücksichtigung bie bon Das Geiicht, welches die Klage det B., IrQls 
jenes erwiesenen Unietoudea, zulässt, verletzt hierdurcu naiueutlich nicht: 

19 Ute An, IIM vaA 1165 Ib., die gertde der emgegenfSMisMo ArgomontatltMi mt 
BlQtze dienen; 

b) die Beslinirnungen des Art. 1119 und resp 1121 ib., da an dem allein entsebeUea- 
den Inhalte des zwischen B. und S. vereinbarten Vertrags festgehalten werden inueei 

^ dl» Beebttgrandtlltie: poinl de fua/i/tf, poM fMlhm; poM i^Miril, poM ^mUm, 
sonie Ii» aas ÜB pttum» BüHniningdB aber Miadal and Adulutolratioa der Ehe- 
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fBttM lud Vormflader tieh ergebendiB Polffamfaa ; too mll«ai Dietom kann bier niehl 
4i« Bitte teia; 

d) di« BechUparfinie : tuü u§ plaide par procureur, si ce n'eal le rot ; diete bangl 
nach ihrer eigent iclien Be-ieutang nicht mehr, n\i driss imt Ausiiahitie des Falles, wo der 
Ktoig in einen Uvctiiastriiit Terwickelt ist, der Piocurator in dem Prozesae nicht ali in 
•%Mn Vamw «rtltender Thcii auftretm dOrf«, tebUlgt milMa M«r aidii ein. 

Auf der einen Seile u idcratrciiei es dem liechiasinne, wollte man den B., dar 
bestreitbar dem S verhaftet ist, zur b^lnJiniiig eines aus dem fraglichtiii Gosciiäfte gegen 
ihn von S. erhobenen Anspruciie luit der Einrede zulassen, dass reriuöge der zwischen B. 
«od Ii. galrafftiiM Vtribradung Letalerer von Anfang an Eigeathfluier des Oeeddhes ge> 
«Man tai; «nf dar andern Seite «Crda die Kachieg'a.ebbeit zwischen den Parlhieaa 
augenfällig verletzt, so Ite S die Klage des B. gegen ibn durch tteriifung aaf Jaaaa ihm 
gaus freu'te Kactuiu zurttckzu« eisen im Stande sein. 

Da dein L. ein eetbetaiiudiges Klagerecht geaea 8. aua dem swiseban B. nad S. ab- 
gaaeblaaaenan Vertrage nnuiagliab aiagerüiinit werden kann, ao koauta dieser an aidi T0ll|g 
rechtrguhigc Vertrag gegen S gar nicht zur üeltuag gebraclM werden, wenn 8. darefi 
jenen LiuMand die Klage des B. beseitigen koniitf. 

Durch die Nauien»iiuterschteliung wurde ä. in lieiner Beziehung in eine flblere Lage 
▼amm, da «r aieb niabi nur alier ibw gegen B. tuaiehendar l^reda bedtenea and Ina* 
beeondere den Einwand geltend machen konnte, dass er luit L. vcrgieiabaweise die S.iche 
abgemacht habe; B knnn unter den vurlirgenden rmständcn die Befugiifsa des L. zur Ab- 
sehiiessuug des Vergieicbs, ohne sich eines augeuscbciuliciieu Dolus schuldig zu uacheo, 
liebt beetreiten. 

Darmatall, 16. Joni 1851. (Bej.) SebilTar g. Bloch. 

8) Theilangsvertrag mit dem Pfleger eines Strtflingg. 

Eine geschiedeae Ehefrau kaun von ihrem früheren Ehegatten die 
B&umuDg des früher ebegeineiuscbaftlichen Hauses nicht als ihr AUeiaeigeii- 
thom im deaswfllen aaspreeheo, weil es ihr l>ei dem Vollzug der VermOgens- 
Absondemng, welche sie gegen ihren damals im Zachthanse befiadlichen 
Hann erwirkt hatte, dorch emen mit dem fOr ihren Mann bestellten Pfleger 
m Stande gekommenen Aet zur Deckung ihrer Beibringensforderong mge- 
Bchieden worden seL 

Der beklagte Ebetnann bSlt ihr mit Recht entg^en, dass er nn diese Deberweisung 
aidlt gebunden sei, weil er nicht selbst, sondern ein ihm aufgestellter Pfleger fiOr ibn 
bei janen Bechtageschifta nHgenrirkt bnba, nach dar »tr Zeit der AalbiaUnng den Pfleger» 
gillanden Geseng^bnng aber die frflbar anagaaprocbena Mnndloaigkelt der ZnidHhaniatrif- 
lioge aufgehoben gewesen sei. 

Das nene Gesetz übte sofort bei seinem Erseheinen seine Herrschaft mtf den Zustand 
6ir belralandan Parten ans, der Beklagte war alao aar Zeit der AufbtalhiBg aainee Pfle- 
gert vaUkamnan raebttObigi aonit kann der Aet, dureh welchen sein Pfleger die Zn- 
stiminung zu der Ueberweisung des H.iuses an die Klägerin gab, nicht als ein den Be- 
klagten bindender Vertrag angesehen werden, da er Uber das Eigenthutu eines Dritten 
ohne dessen Einwilligung abgeschlossen wurde und folglieh von ihm nach Art. 1165 B. Q. 
•la fbr ihn niebt asiaiiraad, ainfaeh igaorirt werden kann. 

Mannhaim, 18. Juni 1863. (AnnaL 1883. 8. 186.) 

Zu Art. 1166. 

1) Cassationsrecurs des Schuldners nach Abweisung des von 
dem Gläubiger in eigenem liamen eingelegten Cassationa- 
reenrsea. 

War ein Gläubiger, auf den Grund seines Interesses an dem Vennögea 
dee Schttldnen, in einen Proiess des Letzteren intervenirt (Art 2092, 2098 
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und 1166 B. G. B.), und es erfolgte demnächst ein für den Schuldner un- 
günstiges Urtheil, so kann der Letztere, wenngleich bereits der Gläubiger 
gegeu dieses Urtheil in seinem eignen Namen den Cassatiunsrecurs ergrifien 
hatte und dieser Recurs verworfen wurde, selbst noch gegeu das nämliche 
Urtbeil Gassatios einlegen ; die Handlung des Glftnbigen konnte dem Schuld- 
ner nicht priyodiciren, da derselbe nieht als Mandatar des Sdnddnen ge- 
handelt hatte. 

Darmstadt, n. Hin 1854. (BaJ.) Ubrbuhli^ H mm g. Adnot (EniMilhig 

1854 I. 13.) 

2) Gessionar; Geltendmachang einer Einrede des debitor 

cessus. 

Der Gessionar ist nicht befugt, als Ol&ubiger des cedirten Schuldners, 
in Gemässheit des Art. 1166 B. G. B., zur Beseitigung der Verfolgung des 
Cedenten wegen des Cessionspreises, eine dem cedirten Schuldner gegen die 
übertragene Forderung zustehende , aber von diesem Schuldner selbst nicht 
geltend gemachte Einrede dem Cedenten entgegenzosetzen. 
(8. 4m Vlbcr» m Art. 1668 B. 9. B.) 
Barmttait, 96. M 1856. (Bsj.) Ub g. Kmmr. (EuraMrliiig 1851. L 5L) 

3) Compenaations-Einrede des Schuldners. 

Der Gläubiger ist, im Gefolge des Art. 1166 B. G. B,, befugt, eine 
Summe, welche sein Schuldner an einen Dritten zu fordern und demselben 
compensando entgegenzusetzen ein Kecht hat, gegeu den Dritten zur Com- 
pensation an bringen. 

(S. dM N&here zu Art. 1321 B. Q. B.) 
DarasUdt, 18. JudI 1864. (Gmi.) Von g. Ub. (EiUMrUiig 1854. 1. 160l) 

4) Intervention des Glinbigers in einen Rechtsstreit des 
Sehaldners gemäss Art 1166 B. G. B.; Verfflgnngshandlan* 
gen des Schuldners. 

Hat A., als Glftnbiger des B. und als dessen Rechte ansabend, gemein* 

Bchaftlich mit B. gegen C. eine Klage anf Zahlung einer von C. dem B. 
geschuldeten Summe von 30,000 Francs angestellt, so ist dieser B. befugt» 
im Laufe der durch diese Klage anhängig gewordenen Instanz sich — 
ohue Hinzurufen des A. — mit C. über den Gegenstand des Kechtsstreites 
zu vergleichen und die ihm hiernach zugut k(tmniende Summe sich von C. 
auszahlen zu lassen; dieser Vergleich und die Zahlung können von A. nicht 
als ungoltig und nmrirksam angefochten werden, sofern sie nicht in betrü- 
gerischer Absicht und sur Beeintricfatigung der AnsprOdie der Glftubiger 
statt hatten. 

Wmo auch in Gemässheit des Art. 1166 B. G. B. der Gläubiger die Rechte und Kl*» 
gen seines Schuldners ausüben kann, so folgt hieraus nicht, dass das Gesetz dem Enteren 
eine Saisioe (uiain-inise) bezOglieh dieser Eecbta einräumt j der Schuldner beb&lt immerhin 
4it freie VerlSguDg Aber dieeelbeu, er kean dninil «elmliea nnd waUen, wie «• ibm gut 
iflnlU, nd Mlbet darmf ▼erziebleo, iofeni er mir auf dieee Weil« keuMB A0I nr Fmmh 
dirung Beiner Gliobiger Tornimmt. 

Paris, 18. Februar 1862. (Bej.) (J. d. P. 1862. S. 683L) 
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5) Klage des Gläubigers auf Theilung eines dem Schuldner 
anerfallencn Nachlasses; Wirkung bezüglich der Dispo- 

sitions-Befugniss des Schuldners. 

"Wenn das Gesetz dieses auch nicht ausdrücklich ausspricht, so muss 
doch angenommen werden , dass schon dadurch , dass der Gläubiger in 
Gcmässheit des Art. 1I6G B. G. B. das Klagerecht des Schuldners auf 
Theilung selbst zur llaud nimmt uud ausübt, der Letztere jede Disposi- 
tioniS'Befugiiiss über seiiie Rechte an der za theUeoden Masse , namentlieh 
die Befagniss semen Erbtheil zu oeduren, Terliert 

Nor unter dieser Voraussetzung kann der Art. 1 16<i bei Tbeilongsk lagen seinen Zweck 
erreichen nn ! dif Gläubiger ohne fru'sfratorische Procedurcn , irnlic^oruicre ohne jene der 
Beschlaguahiae der eiozeloeo Massegegenstande, weldie namentlich in Folge der Lieber- 
Weisung dieser Gegenstinde ta d{« MHcrban geniM Art. 88H B, G. B. eine fniitralo- 
riMdw Muasrcg«! werden kttinto, durch die TheilnngiUagc da dcberes Hitlal erJutlien, 
Mine Interessen zu wahren. 

Darmstadt, 22. August 18Ö9. (Gass.) Blocb g. Keller. (Emmerling 1859. I. 182) 

6) Klage des Gläubigers in Ausübung der Rechte des Schuld- 

ners; Zuziehung des Letzteren. 

Der Gläubiger ist nicht befugt, zum Zwecke seiner Befriedigung, mit 
Umgehung der Person des Schuldners, unmittelbar in dessen Vermögen 
einzugreifen, namentlich in .Vusübung der Rechte des Schuldners, ohne Zu- 
ziehung desselben, eine Klage gegen einen Dritten, von welchem der Schiüd" 
ner etwas zu fordern hat, auf Zahlung dieser Forderung anzustellen. 

Nach Art. 1166 B. Q. B. tuiben Yertrige i. A. nor ftwisdien den Contrabenteu reebt- 
lidM Wirinmg ; Dritter« knuMn Bccbte aus denselben L d. B. blos dann gellend macben, 
wena ibnen solche auf die in den Art. 1689 und 1690 ib. bezeichnete Weise Ohertrageu 
worden sind. Wenn auch in dem Art. 1166 ib. dem Glaubiger das Recht gegeben ist, 
die tiechte seines Scbuldners geltend zu machen, so hat er darum noch nicht Qualität, 
ohne den Sehaldner beäuzieben, nnmlttelbar in denen Vermageo dnugr^fen. Vidmebr 
geht aus den Bestimmungen der B. P. 0. über ezdeniion forcee und insbesondere über 
saisies-arrets hervor, dass das Gesetz eine E.xpropriaiiou des Schuldners, gleichviel von 
welchen Vermögeustheiieu es sich liaudelt, nur unter dessen Zuziehung will, im Art 20i8 
B. O. B. ist celbel bei in Faustpfand gegebenen Oegensl&ndea gern allgemein TerfUgt, 
dass der Oliubiger das Pfand nur mit gerichtlicher Autorisation sich aneignen oder ver- 
Sussern könne; wai ahor von Gegenständen gilt, die der Schuldner selbst zur Sicherheit 
und eventuellen Belriedigung seines Gläubigers bestimoit bat, uiuss um so mehr von Gegen- 
stinden gelten , in Beireff derer eine derariige üebereinknnft nidil besteht, and die aar 
gemlSB Art. 3093 B. 0. B. das gemeinsame Pfand seiner Gläubiger sbid. 
Darmstadt, 3. März 1851. (Revis) Berle g. Ludwigsbahn 

Vergl. das Unheil (Berlin) vom 19. April 1841 zu Art. 1167 B. Q. B. Kr. 1. 

Cfr. Gilberl t» An 1105 B. O. B. Nr. 33. 

7) Klage, directe, des Hauseigenthümers gegen den Unter- 
luicther wegen des durch einen Brand im Hause entstan- 
denen Schadens. 

Der Hauseigenthümer kann, ohne vorherige Klage gegen den Haupt- 
mietlier, als Gläubiger desselben, eine directe Klage gegen den Unter- 
miether wegen eines entstandenen Brandschadeuä auätelleuj dieser hat hier- 
auf den im Art 1733 B. 0. B. yorgeschriebaien Beweis so, fahren. 
(S. das Nfliere m Art. 1733 B. 0. B.) 
Barlin, U. Oetober 1837. (Osss.) Biaadsaseearaas g. GemraiB. OL A. 26L U. 38.) 
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8) Opposition des Gläubigers gegen ein wider den Schnldiber 

ergangenes ContnmacialiirtlieiL 

Der GHiabiger kann ein gegen seinen Schnldner ergangenes Gontn- 
madalnrtheQ, nnter Beiladung des Letsteren, in Ansabung der Rechte des- 
selben, mit Opposition anfechten. 

Darmstadt, 4. Oct. 1882. (Rej) Huhsam g. Baa«!. (EnoMriiiif 1868. IL lU.) 
Cfr. GUb«rt xa Art 1106 B. 6. B. Kr. 19. 

9) Bealanerbieten des Gläubigers, in Ausflbung der fechte 

des Schuldners. 

Der Gläubiger ist befogt, in Ansflbang der Beehte semes SchnldnerB, 
zu dessen Entlastung die Zahlung des von diesem geschuldeten Immobiliar- 
Kaufpreises realiter anxubieten, um die Nacbtheile einer Besiliation des 
Kaufs abzuwenden. 

(S. du N&bere zu Art. 1257 B. G. B.) 
Darmstadt, 24. NoTember 1851. (Bej.) Lob g. Melas. 

10) Besiliationsklage des in einer Ordre angewiesenen 

Gläubigers. 

Der in einem Rangordnungsverfahren auf den Steigerer eines Masse- 

Immöbels angewiesene Gläubiger des Gemeinschuldners kann gegen den 
Steigerer im Falle der Nichtzahlung der Anweisung mit der Kesiliations- 
klage vorangehen, sollte auch im Steigprotokoll bedungen sein, dass im 
Falle der Nichtzahlung eine anderweite Versteigerung deb lumiübds begehrt 
werden könne. 

WmiDgleich i. d. B. Vcrlrlga nur «wlaehaa den liabai eoneorrlranden Partliieen Raebtt- 

Terhältniäse hervorzubriugen vermögen (Art. 1165 ß. 0. B.), ao flodek doch diese Regel ini 
Art. 1166 il) eine hcmerkenswerthe Ausnahme, in^leni nach diesem Artikel der Gläubiger 
berechtigt erkl&rt ist, alle seineiu Schuldner zustehenden, nicht höchst persönlichen Klagen 
an dflsaaa Stalla tu arhaban. Diaaa letztere Baatinmung ist im gegenwirtigea FaDa dia 
Eutacheidoogsoorm. lu der dem Gläubiger in einem Ordre -Verrahren ertheilten geriebl- 
liehen Anweisiin,' auT Jen vom Steigerer für das ersteigte Qrundsttlck geschuldeten Steig- 
preis muas — wenn sie ihrem Zweck entsprechen soll — notbweudig eine Uebortragung 
allar dam Gaoauadbaldnar wegen diaaer Farderung gegen Hanan Sehiddaar (dan Staigarer) 
mtahaiMlan Baehia begriffen seiD, waU oboe diea Jana Anwaiaimg auf eioa baatiminla Fotw 
dening des ursprflnglicb berechtigten Gemeinschuliinors , welche einer BaToUmächtiguDg zu 
dereu Geltendmachung zu eignem Nutzen des Assignators rechthch ganz gleichsteht, dem 
aagewieaaoao Gl&ubiger weniger Beehta gewlbreo würde, als deren ihm, wie allen Glitu» 
Ugan, aahan vorhar kraft OaaalMa «nalandan; diaaaa uiiat aiab abar ▼aniOnfligar Walaa 
aefaon deswegen nicht annehmen, weil in der Berugnisa, aof Resolution des Vertrags ui 
klagen, das fiaoptroittel, zur Befriedigung der angewiesenen Forderung zu gelangen, ent- 
halten ist, diese Befugniaa mitbin in der Eigenscbalt einer gesetzlichen Zubehörung, eines 
Aaeaaaarinna, daa flbartraganan Haoptradita andiahil, walaha » wann aia dar aagawiaaan« 
Gttnbiger nicht ausüben dorfta — Ohne irgand Jamand mm YortiiaQ n garaielian, vnlar^ 
gaban nnd erlfiectaen wQrde. 

Dia Badingung der Wiederversteigerung im Kicbtzahlungsfalie ist ein accessoriaeber 
Kabanrarlrag xnr Varalirkung dar Baabta daa VarbAufara and daa Ollabigan, kann abar 
biebt ala aln faetjacbes and atUlaebwaigandaa Anfgabea daa Baaalniionaracbia angeaaban 
Warden. 

Darmatadt, 19. Decembar 188S. (Caas.) Guilino g. Meibüar. 

0fr. flflbart an Art. Iie6 B. 0. B. Br. 11 and n Art T71 B. P. 0. Rr. lOn. 11. 
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IJ^j Voraussetzungen zur Klage des Gläubigers; Nothwendig- 
\keit der ExccutioD und Mangel sonstiger pfändbarer 

'Gegenstände. 

Der Art. 1166 B. G. B. ist nur dann anwendbar, wenn der Gläubiger 
ein Stück in Anspruch nimmt, das der Schuldner widerrechtlich aus der 
Hand gegeben bat, oder wenn der Gläubiger nachweisen kann, dass keine 
andern zugriübempfanglichen Zahlungsoüttel vorhanden sind , resp. dass die 
Verfolgung einer dm Sduddner sustehenden Klage mr Befriedigung des 
Gl&abigers nothwendig ist 

Wenn aneb di« im Ortailt gebrauchten Worte im Gliabiger die gam mlwMhiialtlt 

BefugniBS einzuräumen scheinen, die seinem Schuldner zustehenden Klagen zu erheben, so 
▼erdieot doch die beschriokende Aoslegang den Vorzug, weil die BestimtBoog de« Art 1166 
aar «ine Folge des In d«n Ali. 409t «. 9003 ib. ausgespradMam ailgtaiiimi Grandsalnt 
ist, du8 der Scboldoer seinen Oltnbignrn mit aainan gansan VaroMgan bafla, diaaar Brand- 
satz aber nicht so aasgelegt werden kann, als ob es in die Willkür des Olfiubigcrs g^ 
atellt sei, nach Belieben auf jedes einzehae VermögensstQck des Schuldners zu greifen; 
vielmebr steht dem Letiteran die Wahl ta, welebao Tbeil aeinea Varniogeoa er ur Be> 
friadigong aainas Oliabigan varwandtn will, und aral wann dar Salnldnar In Vanng gaaaM 
ist, hat der Gliiibtgwr nach Art. 2092 u. 2093 das Recht, im Wege der Vollstreckung 
seilte Belrtedigong auf einzelne bestimmte Vermögensstacke dea Schuldners zu suchen; 
dieser Weg kauu aber erst betreten werden, wenn die Notb wendigkeit dazu vorhanden ist. 
Dia Klaga, dnrdi «deha der OlinWgar laiaa BaTriadigmg von 4ain Sabnldnar aainaa 
Schuldners verlangt, ist aber insofarn, dem ursprflnglichen Schuldner gegenüber, ein Voll- 
atreckungsgesuch , als eben damit ein diesem gehöriges bestimuites VermögcnsatQck tn An- 
grlir genommen wird, und sie kann daher, ebenso wie der Angriff auf ein in der Hand des 
Sdraldnara baflndUdiaa VamflgansaMclt, nnr dann flir inlfaaig aradiial werdan, wann ai« 
XQr Befriedigung des Glfiobigers nottaig, d. h. wenn Vollstreckung gegen den Sdniidnar in 
eochen ist oder deraelbe kein anderes zugreifbares Vermögen besitzt. 

Maonbaini.... (Aaoai. 1841. S. 225; Oberbofg. Jahrb. 1S46/46. S. 223, 

Zu Art 1166 ond 1167. 

1) Berufung eines Gläubigers des Beklagten; Anfechtung 
eines Anerkenntnissactes des Schuldners. 

6anx, als Verkäufer eines Hauses, erwirkte gegen die Kiuferin Wittwe Kiauder und 
gegen die dritte Baaitaerin Sopiiia Gloaanutnn nai 8. Jnni 1867 an Baiirkafarielila ein Or- 
tbeil, welches den Verkauf dea Hauses wagen Nichtzahlung des Preises für aufgelöst er- 
klärte und die dritte Besitzerin zur Räumung verurtheilte. Am 24. Juni 1857 erkannte die 
Letztere dieaes Urtbeil, unter Verzichtleiatung auf alle Bechtsmittel gegen dasselbe, als 
raeblakrIfUg an. Gegen dieeae Urtliall ergrUT Dant, ab H^^iotlielcM^linliigar der Sophie 
Closstiiann deren Raelite Tarfolgend, nneb dam erwähnten Verzichte Afpallaiion, weldie nie 
unzulässig' btstritten wurde, weil Daut nur an der Stelle der S. Ciossmann Berufnng er- 
grillen habe und daher, so wenig wie diese selbst, gegen das durch Jenen Veriiebl radite- 
Itriftig gewtndena Ortliail noch lu appeUiren befugt aai. Danl wandele hiergegen ein. daat 
diaaar Venlebt in fraudem creditorum, nameatiieh tnr Baalntrichtignnf nein er Bachle, 
gefertigt worden sei, unJ heL'ehrto iticidenter die Vernichtung de? Actes vom 24. Juni 185". 
Das Obergericlit zu Mainz erklärte die Uerufung des Daut für unzulässig, wogegen Cas- 
■atiottsrecurs von Seiten dao Daut, welchen der CasaationaboT fOr begrOadel arkanote, in- 
dem er von tilgenden Sitten aiiiging: 

A. Daat konnte, gemlss Art 1166 B. 6. B., statt seiner SdnUdnenn, 

Sophie Clossinatin , das Reditamittel der Bemfung gegen das Resiliations- 
Urtheil, wie diese selbst, eigreilien, Bofem es nicht in Bechtskmft emacli* 
sen was. 
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«• 

IHeses Bechtsmittel ist, wie ans dem Art. 464 B. P. 0. benrorgeht, nicht blos znr 
Bewirkung einer AhSndenin^ unrichtiger Entscheidungen, sondern auch daxu gegeben, um 
in der Appellinstanz gegen die erhobene Klage Mittel geltend zu machen, welche in der 
«nm laMns Teniant wortai M. 

B. Das Obergericht konnte die biddenCklage des Dant auf Veniichtiuig 
des Verzichtes der S. CSossmann, obgleich dieselbe unzweifelhaft erhoben 
worden war, um die der Appellation auf Grund des Verzichtes seiner Schuld- 
nerin entgegengesetacte UnzulAssigkdtseinrede m beseitigen, nicht onberodc- 
sichtigt lassen. 

Das Obergericht musste in eine Prflfung der materiellen BegrOndong der auch in ap* 
pellatorio noch zviissigeo Anfechtong de« Varzicbtactes von 1867 als fraudolO s «ingebea, 
samal im Art. iWI B. 6. B. im OllvMg«r b«ltag» eikllrt, in «fgaan Nuatii, atoo •dbi»- 
stindig und unabhfingig von seinem SdnUoer, die von diesem in franrlcrn seiner Rechte 
vorgenommenen Handlungen an^urechten, om ii» ixuck dieMlbeo TSTgebenen Beebte im 
«ignen Interesse geltend machen za können. 

Darmstftll, 90l D«emb«r 1858. (Oim.) Daat g. 6ns oi OhNtaMOB. (Eauaar- 
ttHg 1858. I. 152.) 

Cfr. ad A. GUbart la Art. 1166 B. Q. B. Mr. 31. 

2) ErbtheiUng; Anfechtung von Seiten der Gläubiger wegen 

Simulation und Betrags. 

Den allgemdnen Vorschriften der Art 1166 und 1167 B. 6. B. , die 

Wirkung der Verträge gegenüber dritten Personen betreffend , derogirt, als 
eine Ausnahmsbestimmung, die Verfügung des Art. 882 ib., welche die 
wichtigste Regel über das Verbältniss der Gläubiger bei Erbtheilungen, die 
ihre Schuldner angehen, bildet. 

(S. das Nähere xa Art. 882 B. 0. B.) 
^ Hflaeliea, 17. Oetober 1819. (Rej.) Birtnl g. Weiia. 

3) Erbtbeilung; Anfechtung von Seiten des Gläubigers eines 

der Miterben wegen Betrugs. 

8. tiiDlicbe Entscheidung, wie die Torstebeode, za Art. 882 B. Q. B. Orttaeil (Darm- 
aladl) m M. Min 1806; 

4) Fraudulöser Anerk ennungsact des Schuldners; Anfech- 
tung durch den Gläubiger; Berufung desselben gegen ein 
Resiliationsurtheil; ReaUoerbieten des Gläubigers in 
appellatorio. 

Wenn der Verkäufer eines Immdbels, wdchem noch ein Theil des 
PreiseB gesdinldet wird, wegen KiGhtuhlang dieses Bestkau^reises ein 
ürtheU erwirkt, das die BesiliAtion ansqpridit und die Zurackerstattmig des 
bereits bezablten Theils des Kaufpreises verordnet, wenn sofort der Käufer 

Tor .\blauf der Appellfrist dieses ürtheil anerkennt und das an ihn Zurück- 
zuzahlende einem Ghyrographargläubiger cedirt, so können die Gläubiger 
des Käufers, welchen Hypothekarrechte auf jenes Immöbel zustanden, so- 
fern sie darthun , dass vorerwähnte Handlungen des Schuldners, durch welche 
ihre Hypothekarrechte beseitigt wurden, in der arglistigen Absicht aller 
Contrahenten vorgenommen wurden, um ihnen den nach Abzug des Rest- 
kaufyreiaes sich ergebenden Mehrwerth des Immöbels zu entziehen und einem 
Dritten snimraiiden, den Act, wodndi der Sdinkbier das gedaelite Besi- 
BationnirtlMa iiwrkaimte und 10 das Beebt sor Berufung paralysurte, ge- 
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mäss Art. 1167 des B. G. B. als nichtig anfechten, sofort statt ihres Schuld- 
ners gemäüä Art. 1166 ib. da& Urtheü mit Appell augreifeu, und um die Resi- 
Bttfam sa beseitigen, im Namen des Bdnildiien dem VerkttulBr da BMlaasr- 
Ueten machen. Da dieses Offert zur Vertlieidigiuig gegen die Hauptklage 
dient, so ist es andi noch in appeUatorio zoUssig (Art 466 B. P. 0.). 

Wenn auch das Bealanerbieten im Namen des Schuldners geschieht, so 
wird doch der Gläubiger, welcher es als nachstehender Gläubiger machte 
und den vorstehenden Gläubiger demgemftss bezahlte, zufolge Art. 1251 ib. 
in die Rechte des Letzteren subrogirt. 

Darm Stadt, 7. Febnuur 18Ö9. (S«Tis.) Daut g. Qaaz ood CloMnuuio. (EmmerUng 
1869. L 13.) 

Zu Art. 1167. 

1) Actio panliana; Zuziehung des Schuldners. 

0er Art 1167 erheischt nicht die Zuziehung des Schuldners zu dem, 
ni GemiBshdt dieses Artikels, eingddteten Prozesse. 

Dieselbe erscheint auch an und far sich nicht als noth wendig, da der Zweck der 
Klage nur dahin geht, Vcrmögensstflcke des Schuldners, welche zu Gunsten dritter Per* 
sonen aus seinem Yermagen entfernt worden sind, um sie den Angriifen der Glaubiger xu 
aoliidieii, xa dmselbm, wmrit n du Interesse der Gliabiger erfordert, tarSekiiibriogeii, 
•0 daas nur diese dritte Personen, nicht aber der Schuldner, in dessen YerMglA die 
Gegenstände xnrOdigelaiigaa eoUea, unbedingt ein Interenn hnben, der iUagi n wider- 
sprechen. 

Berlin, 19. April INL (Gass.) Bslberg g. Lndir«. (K. A. 31. H. 83.) 
TargL das UrtlieU (DarmatadO 3. Min 1851 so Art 1166 B. 6. B. Nr. 7. 

2) Actio pauliana; Absicht, die Gläubiger zu benachthei- 

ligen; künftige Gläubiger. 

Die Anfechtungsklage steht niemals dem Schuldner selbst, sondern nur 
dem Gläubiger zu und zwar in der Kegel nur demjenigen Gläubiger , der 
zur Zeit der Vornahme der Rechtshandlung schon Gläubiger war, es wOrde 
sich denn ergeben, dass es anf die BenachtheOigang künftiger Glftablger 
abgesdien war, denn nur anter diesen Yerhiltnissen kann das Bediti- 
geacfafift nun Abbrach ihrer Rechte geschehen sein. 

Mannheim.... (Oborbofg. Jahrb. 1852/53. S 59.) 
Cfr. Gilbart xn Art, 1167 B. G. B. Nr. 34 n. f. 

8) Frist sar Anstellang der actio panliana nach badiachem 

Landrechte. 

hü Baden baalehl neben den Ari 116T ein ZusatK-Ailikai 1167 a., welebsr bastininl: 
„Die voifsdadile Anfechtung findet nur innerhalb eines Jabras fWi dar Zdl dar dam 

Glfiubiger mOglicb gewordenen Kcnntniss an statt." 

Diese Qesetzesstelle bat xu Tersebiedenen Streitiragen Veraolassuog gegeben: 

a) Ob der Art 1167 a. aaeh bei dar Anftahtnig van Sehd o f e r t ri g an vnd aiüeb* 
taten Badrtigsadiiften Plats greire oder nur bei der eigenilicben actio panliana? 
(Zentner Macr Bd I. S. 379 f. für die erste, und Stabel, Jahrb. f&r bad. Baelit 
Bd. I. S. 139, für die zweite Meinung) 

b) Ob die Frist eine Nothfrist oder eine Verjährungsfrist sei? (AnnaL 1865. S. 173. 
Obarhofir. Jabrb. 1M7/48. 8. 398.) 

e) Wann der Fristenlauf beginne? (Annal. 1853. & 887; 1868» & 818. Otwtll%i 
Jabib. mniS. S. 432 und im/fO. S. 48.) 
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4) Bickterliche Urtheile; Anfechtung von Seiten der Gläu- 
biger wegen Collusion. 

Auch richterliche ürtheile können mit der actio de dolo angefochten 
werden und der Vollzug des Urtheils muss, wenn der Gläubiger den Beweis 
der Collusion (betrügliche Verabredung bezüglich erdichteter Forderungen) 
führen kann, mit allen seinen Folgen, insbesondere dem richterlichen ünter- 
pfandsrecht, ihm gegenüber ausser Wirksamkeit gesetzt werden. 

HierfOr bietet der Art. 1447 eiu Argument; auch ut es eine UomögUcbkeit , daM dar 
Btlragwia in irgend einnn Fall» oIiq« Sduts bieflii, wenn er den Mng in erweisett Termag. 

Xnanheim.... {ObMg. Jahrb. im/SS. & ilLt 

5) Biehterliches Urtheil; Eintrag desselben; Anfechtung 

wegen Gollnsion. 

Der Eintrag eines Urtbeüs ftr sieh allein, d. L ohne Anfechtong des 
Urtlieils selbst, Termag nicht mit der Behanptang angegriffen zu werdoi, 
daas letsteres ersdilichen sei 

Oeber Aomen Rechtebeständigkell kann nicht incidenter entscliie^lt^n und der Eintrag 
des Urtheil» wegen CngOltigkeit de« letsteren nicht geatrichen werden, während das Urtheil 
selbst stehen bleibt. 

Mannheim.... (Oherbofl|. Jahrii. 1862/88. 8. 41) 

6) Scheinverträge; Anfechtung durch die Gläubiger. 

Erster Fall. Der Art. 1167 B. G. B. findet nur auf die Anfechtung 
eines Kechtsgeschäfts , als zur Gefährde der Gläubiger geschehen, Auwen- 
dung , nicht aber auf die Anfechtung von Rechtshandlungen als Scheinver- 
trSgen oder btos eididiteten Becfatsgescbftfken. 

Bat einem BeeMsgescblfte, das in Wahrheit nicht beitalrt, kann aneh von emer ün- 

stossungsklnec keine Rede sein und die Klage des Gläubigers ist in diesem Falle niclit 
die actio pauliana, aondera die actio de dolo, welche dem Gläubiger ohne KQcksicht auf 
die Entatehuogsieit seiner Fordening und die soostigen Vorsossetzuageo des Art 1167 zusteht. 
Mannheim.... (Oberhofg. Jabrh. 1858/61 a 38 f.) 

Zweiter Fall Ein Tom Sdraldner nnd seinem Gegeocontrahenten 
xor Beehiträchtigang Dritter nnternonunenes Geschäft kann nnr nüt der 
actio panliana angefochten werden , einerlei ob zur Erreichung des Zweckes 
ein Scheinvertrag oder ein Kunstgriff anderer Art gewählt wird. 

Das Gesetz macht in Bezug auf den blos civilrechtlichen Betru? gegen Gläubiger, so- 
fern er nicht in das Gebiet des strafgeriebtUcb zu veifolgenden Obergebt, keinen Dater- 
adrfed nnd nimml Getturda nnd Betarag ab gleiehbedeoiaad. 

Mannheim, Befg. (AmaL 1886. a SB8) wd 06eriw%. U Ulis 1881. (AmaL 

1863. S. 28.) 

7) Schenkung des Schuldners; actio pauliana; officielle Gel- 
tendmachung; einseitige Frana 

Die Einrede, dass ein Act in fraudem creditomm erriditet nnd deshalb 
zu vernichten sei , kann nicht von Amtswegen, sondern nur, wenn sie YOt- 
geschützt wird, berücksichtigt werden. 

Der vom Schuldner vorgenomraenc Act kann nur, wenn er als ein 
gratuiter zu betrachten ist, von dem Gläubiger wegen einseitig von 
Seiten des Schuldners verübter Fraus vernichtet werden. 

DarmaUdI, aOi Od. 1866. (Gaia.) Bora g. Hilitliaads. (Enrnrüng 1866. L 89.) 
Cfr. Gilbert m AH 1187 B. G. B. Br. 16. 
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8) Schenkung, verkleidete; Anfechtung der Gläubiger wegen 
Fraude des Schenkgebers, ohne CoUasion des Schenkneh- 
mers. 

Schenkungen des Schuldners können, auch wenn sie in oneröse Ver- 
träge eingekleidet worden sind, von den Gläubigern des Schenkgebers wegen 
Fraudirung ihrer Rechte angegriffen werden, selbst wenn der Beschenkte 
nicht an der Fraudirung Theil genommen hat; nur in dem Falle eines wirk- 
lichen onerüsen Vertrags müssten die Gläubiger beweisen, dass auch dv 
Mitcontntat an der Fkandimng deh beHnOigte. 
(& du VOun n Art. 9073*76 B. G. B.) 
BrQsBel, 28. Januar 1869. (Rej.) (Paaicr. 1860. L 880l) 
Ok, GUbeii xo Art. 1167 B. 0. B. Nr. 16 n. f. 

9) Sehenknng des Vaters im Ehevertrag; Anfeehtasg tob 
Seiten der Gläubiger wegen Betrugs; einseitiger Betrag. 

Schenkt der Vater im Eherertrage der Tochter dieser als Dos eine 
Summe von 100,000 Frcs., unter der Stipulation, dass das Kapital, erst 
wenn dieses der Schenkgeber wolle, gezahlt, bis dahin aber davon 5Vt an 

die Eheleute bezahlt werden sollen, SO stdlt sidi dieses als keine reine 
Schenkung dar, sondern hat einen onerösen Charakter, so dass die Gläu- 
biger des 10 Jahre später fallirten Vaters nur dann diese Aussteuerung 
gemäss Art. 1167 B. G. B. als fraudulös und zur Beeinträchtigung ihrer 
Rechte angreifen können, wenn auch die Eheleute bei der Constitution der 
Dos in bösem Glaubeu waren und an der Fraudirung Theil nahmen. 

Die Dm wM mdi Art. 1610 B. 0. B. von d«r Frau Untn Mtmie belgebradit, vm 
die Lasten der Ehe mit zu tragen; dieiM Beibriogea ist eine der Bedingungen der ebe- 
Hdien Verbindung, uivl ilie Anssleaening von Seiten des Vatere ist mit RQcksicht anf den 
Ibn gewissermaassen ein oneröser Vertrag. Die Gl&ubiger des Vaters konnea aber einen 
OMrtMm Aet ihres Sebnldners, anderea PereoDen gegeoOber, nnr dann gemiw Art. 1167 
rafMfalan, wMm disee ebeafUto in bMem Glanben «arsn and an den Batmgn d«a SitaM^ 
aan rieh betheUigten. 

Paris, 18. November 1861. (Rej.) (J. d. P. 1862. S. 645.) 

Cfr. Gilbert zu Art. 1167 B. G. B. Nr. 19 u. f., ParU, 6. Jaoi 1849. 

10) Verkauf von Mobilien; Einrede der Gläubiger des Vor- 
k&ufers gegen die Be?indication gepf&ndeter Mobilien. 

Die Gläubiger des Yerk&afers können der Einspradie Britter gegen eine 
Fahmiss-VoUstreekiing (Mobiliarpfilndung) auf Grund emes Eigenthoms» 
rechts, abgesehen von der etwaigen Einrede der Simulation oder des ver- 
steckten Faustpfand-Vertrags, mit der Einrede aus dem Art. 1167 B. G. B. 
begegnen, sobald sie begründen und durch den hier arg, Art. 1353 ib. zu- 
lässigen Vermuthungsbeweis darthun, dass die Verträge von dem einen und 
dem andern Vertragstheile deshalb eingegangen wurden, um die Vertrags- 
gegenstände der Pfändung zu entziehen ; denn alsdann ist das Becbtsgeschftft 
offenbar zum Abtoieh ihrer Rechte nntemommen. 

OonsUas.. .. (AnaL IMO/ML B. 85 «. f.) 

Mannheim.... (Annal. 1856. S. 153, 155.) 

Mannheim, 26. September 1861. (Annal. 1862. S. 276.) 

Vergl. mit Oberhofg. Jahrb. 1847/48. 8. 436 and 1852/63. S. 42. 
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11) Verkauf von Vermögensstücken des Schuldners; actio 
paaliauai Vorhandenseia anderer Ezecutionsobjecte. 

Ein Yerkauf von Fahrnissen und Liegenschaften Seitens des Schnldnars 
kann von dem Gläubiger nicht mit der actio pauliana angefochten werden, 
wenn nach dem Verkaufe noch hinreichende andere zugreifbare Objecte Qn 
concreto Liegenschaften und der ausstehende Kaufpreis) vorhanden sind. 

Damit ein Becbtsgeschärt des Schuldnera yoa dessen Güubiger angefochten werden 
kann , isl vor Allem erforderlich , daas daaielbt den Becbten de« Leisteren Abbruch tbnt, 
iin alio Um VenMg«i , walehw ier SdinldBar nndi d«r aBgeroebleB«n Budhng aocli 
traitttt, mr Befriedigung d6t Gläubigers unzureichend Itl« 

Ooattant und Mannheim.... (AnnnL 1863. 8. 38<L) 

13) Yermögens-AbsOnderung der Ehegatten; actio pauliana. 

Die Gläubiger des Ehemannes kOnnen die nun Tollange einer Vennö- 
gens-AlwOndening und rar Deckung des Guthabena der Eh^raa, bei einer 
Torbandenen Ueberschnldung, geschehene Abtretong des sinunfUchen, mit 
keinem Unterpfands- oder Vorzugsrechte belasteten Vermögens Seitens des 
Ehemannes, auf Grund des Art. 1167 B. G. B. in Verbindung mit 1447 ib., 
anfechten. 

Es wird ihnen dadurch , entgegen der Bestimmung des Art. 2093 ib. , das gai»e nicht 
mit Vorzugsrechten behaftete Vermögen entzogen und die Art der Ent&usserung (datio in 
•ohrtmn) an einen Glinbiger, die Ehefrav d<e Sebnidnere, weleher die UebendmMMf 
aus dem Absonderungs-Aet« bekannt war, Icann das Vorhandensein einer Gefährde wohl 
begründen; die Art. 1443 u. 1444 ih. stehen der Klage nicht entgegen, da dieselben der 
£hefraa keineswegs das Recht einrfiomen, den Vollzug der Vermögeos-AbsOnderung zar 
BeaneMbeiligung anderer GUobiger zn verlangen, Tlelmehr iil In dir Yoreehrill, dnti 
der Vollzug nach Kriften des ebeminnlieben Vermogene geidielien ioUe, die 

Wahrung der Rechte anderer Glfluhiger deutlich zu erkennen. 

Mannheim, 18. Mai 1852 und 30. Sept. 1856 (Annal. 1852. S. 189 u. 1856. S. 340.) 
Vergi. mit Annal. 1863. S. 79, 80 und Oberhotg. Jah.b. 1852/53. S. 45 u. 120 f. 

13) Verträge des Ehemannes; Recht der Ehefrau, die vor An- 
stellung der Ehescheidungsklage von dem Ehemanne frau- 
dulüs abgeschlossenen oder »imulirten Verträge anzu- 
fechten, 

S. zu Art. 270 u. 271 B. G. B. das Urtbeil (Brflssel) vom 7. Januar 1860. 

14) Verzicht eines Erben auf die Freiheit vom Einwerfen der 

StudienkoBten; actio pauliana. 

Wenn ein Erbe seine Einwilligung dazu ertheilt, dass ihm die Kosten 
seiner Studien bei der Erbtbeilung aoüserechnet werden, so findet hiergegen 
weder von seiner Seite , noch Seitens seiner Gläubiger, welche seine Bechte 
ausüben wollen, eine Anfechtung statt. 

Indem der Erbe es ablehnte, zum Naehtbeile seiner Geschwister durch die ans dea 
Vennflgen der EHem gewonnene nnd ihn tu qiilerer beeeenr Vereorguog fthrende Awh 
UUnng eleh n berelehem, he* er eine nntflrllebe TeiUMNehkeil effUtt nd knmi dit- 
halb, da die Einwerfung einer Zahlung in die Erbmasse gleichsteht, der aasgesprochene 
Verzicht auf die Einwurfsfroiheit so wenig dazu benOtzt werden, eine Verkürzung an 
der Erbportion geltend zu machen, als die (fingirte) Zahlung, wenn sie wirklich geschehen 
wire, Mflb Art. UM B. 0. B. ntrflekgeftMniert oder nnfefodileB fmtm kflialn. 

MaBuhetai, «H Siflwnbir 1868. (AaotL 186&. 8. 58^ 
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15) ZaiiluDg des Schuldners; Anfechtung von Seiten der 

Gläubiger wegen Gefährde. 

Erster Fall. Zur Begründung der actio pauliana gegen eine Zah- 
lung einer verfallen gewesenen Schuld ist die Behauptung und der Beweis 
notbwendig, dass auch der Zahlungsempfänger in bösem Glauben versirte. 

Der im Art 1167 £. Q. B. aaagesprodMne aUgemeine Gruadsatz bat dorch die Vor« 
MhriftM l«r baditehen PvocaMordamig |. 194 — 196 (AaftlhMg dor «iauinea Filla, In 
frateben die mit einem Gemeiiischuidner vor .\ushruch der Gant abgamhlOMenen Gescbifte 
Treffen einer prSsurnirten Gefährde angefochten werden l(önncn) eine n&bere Bestiminang 
erhalten, und daraus ergibt eich, dass, rücksicbtiich der Zahlung von f&lligen ForderangeD, 
gMelivM an vtldMr Zdl aie galaiatat trin nngw^ wadar g«gen dan SdmMaar aodi gtgiB 
den EmpOqger IIa VanMlIiniig ainar bMbdahligtan OeOhnla gegao dia ülbAigu Plali 
gnifen soll. 

Mannheim.... (Oberbofg. Jabrb. 1847/43. S. 206; Annal. 1856. S. löö.) 
MftBDhaia, VI. Falnw 1808. (Aanal 1868. S. 

Zweiter Fall. Die Annahme einer Zahlung (im gegelteneB Hie 
XreberDahme von Fatoisseii, Liegeiischafteii, FordenmgeD und Yorempfönge 
an ZaUnngsstatt) fflr eine begrflndete und fillige Forderung, mit dm Be- 

wnsstsein, dass der Schuldner bereits gantmfissig sei und dass nach aus- 
getnodtener Gant nvr ein Theil seiner Forderung bezahlt, er also mt Ein- 
boase erleiden werde, enthält keine Gefährde. 

Der Gläubiger nimmt nur dasjenige, was er von Bechtswc?en zu fordern hat, und man 
kann Niemanden zumutben, sich freiwillig einem Verluste zu unterziehen , oder auf die 
AufllNiBg ainaa «oblbagrOndataii Baditea za Tanfahtan, bh» ma Anlara vor ataam Var» 
Inate tu achotzen ; die Art. 9093 und 2094 B. G B. pasien aber nicht hierher , indem sie 
lieh nur auf den Fall eines gerichtlichen Verkaufs des gemeinschaftUcbaD VaroiOgaiia ba~ 
hnfa der Diatribution unter die eoacorrirenden Gläubiger beziehen. 

Maaahafm, M. Oct 1861. (Annal. 1861. 8. 396. Obarbofg. Jabrb. 18lfl|«0. 8. 435.) 

Dritter Fall. Die Gefährde des Gläubigers ist alsdann als vorhanden 
•numehmeQ, wenn die ZaUnng mit dem Bewaaetsein gegeben resp. ange- 
noqDnen wird, dass das Yemiflgin des Schuldners aar Dedrong seiner 
Sebalden nidit hinreiGht, derselbe mitbin zahlangsunfiUug ist 

Zufolge der BaaUmiBnng das .\rt. 2093 B. 0 B. iat das Gesammt vermögen des Schald- 
nara allen Gläubigern desselben verhaftet und bei einer Unzulänglichkeit des Vermögens 
hat Jader eiozelne Gläubiger nur einen verhältnissmässigeu Autheil des Vermögens aozu> 
■pradMil ; dia Zahlung taap. EmpfengBabiiM alnar dieaeo Aothail SbantaigandaB Zddang 

aothält mithin eine widerrechtliche Benachtheiligung der Qbrigan Olinbigar. 
Mannheim (Obcrhofg. Jahrb. 1847/48. S. 206) 

Manabeim, 3. Juli mi. (Oberbofg. Jahrb. 1851. S. 312; Annal. 1852. S. 10.) 
Mattahtini, 1866. (Annal. 1866. & 166.) 
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TIertes Hapitel. 

Von den versdUedenen Arten der ObUgaUonen. 

Snter Abtehnitt . 
Von den Mingten ObUgatimm, 

§. 1. fm 4tr Bediigmg Im AUgeBelnen tm Ihrei nmi it to if Mnpib 

(Art 1168—1180.) 

Zu Art. 1168. 
Bedingung; Vorbehalt 

Die Erklärung des Eigenthflineig, dass er einem Andern eine bestimmte 

Sache um den von diesem angebotenen Preis käuflich überlassen wolle, wem 
sein Bevollmächtigter im Augenblick sie nicht schon an einen Dritten ver- 
kauft haben sollte, ist keine eigentliche Bedingang, sondern nur eme 
Verwahrung gegen die Pflicht zur Gewährleistung. 

Oboe diese dem Kläger geaiacbte Eröffouog tod der Möglichkeit eioer bereite erfotg- 
tfln YcrinwtniBf klH« die Gcnnifepflldit «fntreten kmineo; 4«mi w vanteltt tidi iimIi 
Art. 1599 B. 6. B. von selbst, daas der Kauf einer fremden Sache nngflUig M, ud im 
'Verkäufer hätte r>ino fremde Sache verkauft, falls sie bereits durch eine rommßgUgm 
Veriasserung in das Eij^entham eines Dritteo übergegangen gewesea wäre. 

Mannheim, 27. April 1848. (Annal. 1848. S. 376.) 

Zu Art. 117». 

Brandentschädignng; Polize; Unmöglichkeit zu erfallen. 

Eine Brandassecuranz-Polize eotbieU die BesümmaDg, dass alle nicht innerhalb seciis 
MoMlea nuh dem Bnade «nlweder k0ltinMlim oder fon im ecdealllckeB BldMtr ela- 
gakli^tlii EfllicliidigimgiaMpraebe des Versicherten als erloschen sa belndilen Mira. Die 

Anecnranz - Gesellschaft bestritt, mit Bezugnahme auf diese Bestimmung, die erst nach 
dieeer Frist aogestcllte Br&ndentscbAdigiiagsklage als uozul&ssig, wogegen der Kläger re- 
fBdrte, dass er noch am Tsige des Brandes wegen Yerdaebis der Bauidetifkang rerbaflei 
and lingfr als 6 MoiMle in Heft belulMi «erden »A; dato aoeli, idbil wenn ei ihm mög- 
lich gewesen sei, während der Vorhaftung Klaf;e zu erheben, deren Verhandlung jedenfalls 
nach Art. 3 P P. 0. bis zur Erledigung der Criininalprocedur hätte ausgesetzt bleiben mOssen. 

D«r Cassationsrecurs gegen das Appeilurtbeii, welches die Klage als versp&tet abwiee, 
wude am folgenden GrOnden ferworftn : 

Der Kliger war nidit nnr wibrend Beiner Haft nidit reehtlieh tw- 
bindert, klagend aufzutreten, sondern, wie der vordere Biditer erinantei 
aneh thatsächlich in der Möglichke^, dieses sn tliitn. 

Der Art. 3 P. P. 0. ist hier nicht anwendbar, da er nur von der Klage 
spricht, welche dem Verletzten gegen den Urheber des Vergehens zusteht; 
es hätte also hiervon nur dann die Rede sein können, wenn die Versiche- 
rungsgesellschaft, nach erhobener Klage des Versicherten, ihre Befreiung 
von der Ersatzverbindlichkeit darauf gegründet hätte, dass der Klager sich 
der Bnadaäftung schuldig gemacht habe. 

DarntUdi, 28. üoveinber 1867. (fiej.) Bmlnurg g. Leipxiger FMflrrcniihvnoii» 
«MdlMhall. (EuMribf 1857. L HOL) 
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Za Art. 1174. 

1) PotestatiT-Bedingung; auflösende Bedingung bei far 
Iftngere Daner abgeschlossenen Verträgen. 

Durch die Verfügung des Art. 1174 B. G. B. ist keineswegs den Par^ 
tden die Befugniss entzogen, bei zweiseitigen Verträgen, die an und für 
Bidi unbedingt Ihr lingere Dauer eingegangen wurden und deren sofortige 
Yollsiehung tou lEdner Bedingung abhängig gemacht worden ist, efaie Po> 
testativ- Bedingung im uneigentlichen Sinne demselben dadurch einzuver- 
leiben, dass sich der eine oder der andere oder selbst beide Contrahenten, 
hei dem Eintritte eines Ereignisses oder auch unbedingt, die von dem Augen- 
blick der Kündigung für die Zukunft eintretende Auflösung eines Vertrages 
Torbebalten. 

Diese aogenaonte reaolutorische Poteetativ- Bedingung, welche bei den beireffeadea 
TeririlgM niebl di« Cftvn, den TerpffiditaBgigraiid, emlil, dl» TldiMlir deoMlbea mIIisI- 
•ündig in sieh tragen, macht den Contract, weil deuen Beginn und Lebensnihigkett fOr 
die Gegenwart und die Vergangenheit nicht von ihr abhfingt, durchaus nicht ungültig, riel- 
mehr können derartige Stipulationen, der Natur der Sache entsprechend , allen jenen zwei- 
■eilign ObligatioM-Vwrliilliiiniii vnbMaitand«! betg«nigt wardm, «d«ti«, wie d«r Kmf, 
dtr TnMh, dl» Hietbe und du Mandat, ihrem Wesen nach ron liaigeiw Dauer zu hüb 
pflegen, und e« ist die Rechtsgalligkeit dieser Bedingoog b«i eioigaa Mgar gMetsUdi aa« 
«rkannt (Art. 16^9 , 1743, 1761 B. 0. B.). 

MOneheo, 7. Jml 1858. (ReJ.) Wttbelm g. Gerarinde HaSkainDer. 

2) Potestativ-Bedingung ; Tagsbestimmung. 

Die Bestimmung in einem Ehevertrage, wonach die Eltern der Braut 
dieser 1500 Ü. als Ehesteuer schenken , und zwar zahlbar 500 fl. an Licht- 
mess 1852, je 250 fl. an Lichtmoss 1853 und 1854 und der Rest mit 500 fl. 
„zur Zeit, wenn die Eltern ihr HufguL au eines ihrer Kinder abgeben", ent- 
hllt keine Bedingung, sondern eine Tagsbestimmung, und die Zusage ist 
daher nidit gemiss Art 1174 B. G. B. niditig. 

Wenn es Mch oogewiss ist , ob und wann dM ealieheldfiDd« EretgniM MMt^ so 

ttnt doch der flbrige Inhalt ilos Vertrags deutlich erkennen, dass die Absicht der ParteiSQ 
gleichwohl dahin gerichtet war, die Verbindlichkeit sofort wirksam werden zu lassen und 
Bor deo Vollzug binauszusetzeu , um dadurch die dem Schuldner günstige Folge berbeizo- 
fUnm, da« «r tot d«« Elalritt dlatw BrdgniM« nIdit anr ErflUIiuf gtnrangaa ««r- 
den könne. 

Mannheim (Hofg.). (AnnaL 1859/60. S. 187.) 

8) PotestatiT-Bedingnng; Unterlassung einer Handlang. 

Anf die Zusage, dass der Bewohner eines Hortes eine Geise halten 
dflrfe, wenn der Gutsbesitzer sdhst eine soldie halte, ist der Art 1174 

Bb G. 6. nicht anwendbar. 

Nach dem mit dem ursprflnji^üchen Entwürfe des Code civil übereinstimmenden Wort- 
iMi« der U«bcrsetzung des Art. 1174 bewirkt eine Potestativ-Bedingung nur dann die 
HtaUlghfil •iB«r TtrUadliaUiflil, wtnn dnw Erftllang jtte ron der WillkOr 4ei Yer- 
iffidiMM äbblB|(; diat iti ab«r htor aielil der Fall, iodeoi dtr QalilMaimr nur iafo- 
Iknge von der abemoiDaMaeii TeiyHidilang befreit Jet, eli er eelbil jene Bindlaiig 
ODterlissi 

MaoDbeim,25. September 1863. (AuiaL 1862. S. 320.) 
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Za Art. 1176. 

Nicht fest bestimmte Zeit der ErfflUung einer Bedingung. 

Die in einem Kaufverträge gemachte Zusage, dea lehensherrlicben 
Coosens and die Einwilligungen der Agnaten etnmholen, mit dem Ver^ 
spreehen des Yerkftnfers, er werde soldie binnen 2, 3 oder 4 Monaten bei- 
{abringen sndien, ist, obwohl diese EinwiUigungen in der besagten Frist 
nicht beigebracht werden konnten, nicht als ehie feUgescUagene Bedis- 
gong anzusehen. 

Aus der Fassang der betreffenden Vertragsbestimniang geht hervor, dass solche nar 
eine ungef&bre ZeitbestiiiimuDg der Cooseiueioboluag, keioeswega aber eiaeo fixirten Termia 
urthtli— toUle; ndeni eiigab lidi au daa Aeten, daaa lar Bddagla ahk allaiiingf ba* 
■aM Inlla, laiaar Zoaage binnen 4 Monaten nachzukommaB. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. 1834. S. 476.) 
Cfr. GUbart aa Art. 1178 B. G. B. Hr. 1. 

Za Art. 1176 und 1178. 

Verhinderung des Eintritts eines Ereignisses durch den 

Schuldner. 

Wenn die Erfüllung einer Bedingung von der Thätigkeit dessen , wel- 
cher unter dieser Bedingung schuldet, abhängig ist, so rdcht sur Begrün- 
dung der Behauptung, dass die Bedingung nach Art 1178 B. 6. B. als er* 
iBllt gelte, die Anftthrung nidit hm, dass der Schuldner den sur Herbei- 

fiihrung des ungewissen Ereignisses nöthigen Fleiss nicht ani^ewendet habe, 
sofern die Erfallung noch möglich und auf eine bestimmte Zeit nicht be- 
BCkränkt ist; es kann vielmehr in diesem Falle vorerst dem Schuldner nur 
eine richterliche Frist zur Betreibung der Sache mit dem Bedrohen , dass 
nach deren Ablauf die Bedingung als erfüllt gelte, anberaumt werden (Art 
1176 ib.). 

MmBahaiia.... (Obarbofg. Jabri». 1819/60. 8. IIS.) 

Za Art. 1178. 

Verhinderung des Eintritts einer Bedingung durch den 
Schuldner ; Liquidationsverfahren. 

Wer ehien Vorschnss auf eine noch zu liquidirende Forderung, Tor- 
behaltlich der Zurflckzahlung des etwa Zuvielempfiuigenen, annhnmt, dar^ 

wenn sich bei der Liquidation herausstdlen sollte, dass er mehr erhalten 
habe, als ihm gebühre, dem Fortgange und der Beendigung der Liqui- 
dation kein Hinderniss in den Weg legen , andernfalls ist der Zähler die 
Auflösung der früheren Uebereinkunft und die Rückzahlung des Vorschusses 
auf Grund des Art. 1178 B. G. B. zu verlangen berechtigt 

Die Vornahme dea Liquidatiooageacbiftes ist die Bedingung, unter welabar ar fla 
anffaifaBio Siimmb gana odar Ibailvaiaa tmSdaBiahlaa aAoli^ lal. 

Maaahaim.... (Obarhafg. Jahrb. 1838/30. a m) 

« 

Zu Art. 1179. 
1) Kauf von Wein auf Probe; Tag des Abschlusses. 
Wurde Wein auf Frohe Tcrkanft, gdiefert und der Probe taAtpnAmi 



Digitized by Google 



440 BOrf erlteb«! 6«fet«bBeh (Art. 1119, 1180, 1181). 

gefunden und demnächst verzehrt, so ist der Vertrag als an dem Tage, wo 
der fragliche Weinverkauf statt hatte, abgeschlossen zu betrachten. 

(S. (Us Nähere zu Art. 1587 B. G. B.) 
BtrllB, 6. April 1840. (Cms.) Bumpel g. KnIIig. (K. A. 40. IL 19.) 

2) Rückwirkung der erfüllten Bedingung bei einer even- 
tuellen accessorischen Verpflichtung. 

Leistete eine Ehefrau im Jahr 1814 zur Sicherheit des von ihrem Ehe- 
manne aus einer demselben von K. übertragenen Geschäftsführung sich 
später etwa ergebenden Passivrecesses für Diesen Bürgschaft, und nahm im 
Jahr 1819 unter solidarischer VerbindBehkeit mit ihrem Ehemanne von dem 
BiinH<!iiBn E. ein Darleihen auf, so ist, wenn bei einer im Jahr 1828 atatt- 
gefimdenen Bedmongsablage sich dn Passivreeess ihres ManneB eigab, be- 
zflglich einer im Jahr 1827 von der Frau geleisteten Abschlagszahlung nicht 
dieser Passivreeess, sondern die Darleihschuldigkeit als die ältero Schuld an- 
siuehen und auf diese zunächst die Zahlung aa imputiren. 

(S. du Nfihere za Art. 1256 B. G. B.) 
Damitadt, JO. Juni 1829. (Bej.) Kraft g. Diederich und Baqaei 

Zu Art 1180. 

Actes conser vatoires ; Drittarrest. 

Wenngleich der Art. liSO B. G. B. den Gläubiger selbst dann, wenn die Schuld be- 
tfagt ist , i. A. Ar hti^ erkliii, noch ehe die Bedingung tidi «rflilllt, «ttt Ito 
trag seines Bedito ■iehMTBlallende Handlungen (actes conservatoiree) vorzunebiDM, M kamn 
dieses doch nur mit der aus dem Wesen einer solchen Schuld sich ergebenden Einschr&n- 
kuDg Terstanden werden, das« der Gläubiger nicht solche Sicherheitsmaassregeln la er- 
gNilte beraehtigt ist, waldie xngliieb «Ii abt Etoklagung und Eioxiehuag der Sebald 
IwHiadtft w«rte fcomm, wodoreb dar Sehuldittr io aeiaar „jouissuea'* gaslflrt vad in- 
dlnet gen(Mhigt würde, noeb vor dem Eintritt der Bedingung, rasp. daa Termins, zn zahlen. 

Es kann daher derjenige, welchem eine Forderung gegen einen Beam- 
ten zusteht, deren Einforderbarkeit noch von einer Bedingung abhängt, vor 
Eintritt der Bedingung nicht die Pension seines Schuldners , ganz oder 
theilweise, mit Drittarrest in Beschlag nehmen. 

Darm Stadt, 26. September 1836. (Raj.) ScbOneoiann g. Heger. 

0fr. OUbart n Art 1180 B. 0. B. Rr. 1, n Art. 11B6 ib. Vr. 4 o. fl od n 
Art. tt7 B. P. 0. Nr. 3 n. f. 

§. 2. Tel der SaspensIr-BedingiBg. 

(Art 1181 u. 1182.) 

Zn Art. 1181. 

Einforderbare Forderung; acte conservatoire; Termin- 

festsetzung. 

A. Wurde in einem für den Preis gelieferter Waaren ausgestellten 
Schuldschein stipulirt, dass der Schuldner nur dann zur Zahlung verbind- 
lich sei, wenn seine VcrmögensveiliSltnlsse sieh gftnsUger gestalten wOFden, 
so kann der GUnbiger , mag man jene Stipulation als eine „Bedingung" oder 
ab einen „teime** betiaditoi, die Fordernng bei Lehseiteii des Scholdners, 
genlsB Act 1181 ttid U86 K G. B. , inr dam eioldatan und daM 
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einleiten, namentlich dafür Drittarrest anlegen, wenn er erweist, dass die 
Vermögensumstände des Schuldners sich wirklich verbessert hAben, oder 
einer der Fälle des Art. 1188 ib. vorhat. 

Der Drittarrest kaun auch nicht als ein acte conservatoire im SinDe des 
Art. llöü ib. aufrecht erhalten werden. 

(S. «M KihOTt in diMen BalrdT sa Art. 1180 B. G. B^ 

B. Die obenerwiluite StipalatioB ist weBentfidi untendiiedflii m im 
im Art 1901 ib. vorkommenden Ansdracken: „dass der Ldmer saUen solle, 
wenn er kOnne, oder die Ifittel dazu habe*', nnd es kann daher der Oliii- 
Inger in c(nicreto auch nicht , gestützt auf diesen Art. 1901 , bei Gericht 
bMntragen, dass dem Schuldner ein Termin zur Zahlung anberaumt werde, 
und dieses um so weniger, als der Artikel nur bei dem Darlehen vorkömmt 
und als eine exccptionolle Bestimmung auf andere Rechtsverh&ltnisse und 
Schuldverbindlichkeiten nicht ausgedehnt werden kann. 

Darutiadt, 26. September 1836. (Bej.) Scbooeuiaau g. Heger. 

§. 3. f «I der itsataMiliclM laHniM^ 

(Art 1188 IL 1184.) 

Za Art. 1183. 

1) Besolntive Bedingung, vertragsm&ssige; Eintritt Ton 

Rechtswegen. 

Wenn eine durch Vertrag festgesetzte reaolutive Redinirung eintritt, wenn ins Ereig- 
niss, an welches das Besteheableibon des Vertrags geknüpft war, als nicht eingetreteo 
aogesebeo werden muss, eo ist der Vertrag von fiecbiawegen als nie bestanden xo be» 
huMlelD, tieh nadi ftutSttofllMni Badil« resolillT« Btdtagaag bat ihrta Bl»* 
Wtte ipso jnre aufhebend wirkt 

Die Vorschrift des Art 1184 des B. 6. B findet nur auf die Resolutivbedingung An- 
wendung, welche Gcseu oder Vertrag bei ayoaliaguiatischeu Vertrügen an die Nieht- 
•rrsllaiig von der einen Seit« tu ChmilMi det andern Oootrabentei , dea die WaM 
bleibt, ad resolvendum oder ad implendum zu ktogm, ItnSpll; aaf Jeda tndein Hmiilh» 
Bddingung findet der Art. 1184 keine Anwendung 

Wenn also ein Verkaufsvertra": die Stipulation enthält , dass der Verkauf 
als nicht geschehen erachtet werden solle, wenn nicht in bestimmter Frist 
die Zustimmung eines Dritten erfolge, so kann der Verkäufer, wenn in 
jener Frist die Zustimmung nicht erfolgte, ohne weiters denselben Gegen- 
stand mCB Nene ▼erkaufen. 

Hatte die Zostimmnng des Dritten, dem ersten KInfer gegenflber, Ter 
dem zweiten Veritanf zwar stattgefunden, der erste Käufer aber hiervon 
dem Verkäufer keine Kenntniss gegeben , nnd hierdurch veranlasst , dass 
jener Dritte, welcher ein Zwangsveräusserungs-Verfahren auf das verkaufte 
Immöbel eingeleitet hatte und grade durch Anweisung auf den Verkaufspreis 
befriedigt und von Fortsetzung des Zwangsveräusserungs-Verfahrens abge- 
halten werden sollte, dennoch das Verfahren fortsetzte und beendigte, so 
kann der erste Käufer, da er weder selbst gegen dieses vertragswidrige 
Verfahren auftrat , noch dem Verkäufer die MögUchkeit gab , selbst dagegen 
aiMntony niclil mit der Behauptung, dass jene Bedingung eingetreten 
sei, gegen den zweiten Verkauf aufkommen. 

Daraaladl, IL Mil 1M7. Otofii.) SdOMig. WaUwr. (ßtumOt^ Ittf. & 1014 
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2) Besoltttorische Clausel, ausdrückliche; Auflösang von 

Rechtswegen. 

Die ausdrückliche coinmissorischc Clausel hat für sich allein schon die 
Wirkung, dass im Falle der Verletzung des Vertrags derselbe nicht erst 
auflösbar, sondern krait Gesetzes aufgelöst ist. 

DieM Clausel ist iu der Beetiuiiuuiig enthalten, dau wean A. Min« Wmtwi udar» 
iriMi ktr ui von B. in Jialiretfriai kdne inclir b«äe1ic, iur Vertrag (Mnflted IM»«r- 
nahme eioea Commissionslagers unter bestiinmton Bedingungen) aufgelöst sei und ist solche 
deshalb dahin zu verstehen, dass, neben der zufolge des Art. 1184 jedem Contrahenten 
far den Fall de« eiofacbea Vertragsbruches gegebeuen Aufiosungsktage «ine Auf- 
iMuQg krsA G«MliM ta Gmnian dM B. daaii «ialrateo mU«^ wwiii USd» YmimilmmiMi 
Mben einander gegeben sind. 

ll«iiah«ini.... (Obarliofg. Jaturb. 1810/ &a & 14, 1&) 

Zu Art. 1183 and 1184. 

1) Besolutionsklage gegen den dritten Besitzer.. 

Die Klage auf Besolation eines Immobiliar-Verkaufvertrags wegen Nicht- 
zahlung des Kaufpreises kann nicht gegen den dritten Besitzer, sondern nur 
gegen den Käufer oder dessen Erbfolger erhoben werden. 
(8. da* Kibere zu Art. 226Ö B. Q. B.) 

Darnstedt, 19. Januar 1838. (OiM.) SebwdbMli g. Krieger^ MttM. 

2) Resiliati uns- und Räumungsklage; Einreden des dritten 
Erwerbers; Gegenschein; Privatact ohne sicheres Datum. 

QlOckle Torkaufte durch Nolariatsact vom Jahre 1838 an ÜU ein Onindstflck fflr 400 fl., 
wcldnr IM» bcuUt werden MlHa, aebnld der Kiafor keine hypothAiriaclie oder Eigen- 
limine fllHinne mehr zu befQrcbteo habe. Im Jahre 1841 eedirte GlOckle dieee Kanfpreis- 
forderung au Bloch und es wurde hierbei angegeben, dass dieser Ausstand zahlber eei, 
sobald die gegen den Cedenten bestehenden Einacfareibungen geldacht seien. 

Ott verkaofke Jenee GrendalKek im J. 1843 nn Jong «Her denselben Bedingungen , win 
^ ^ GiOdtie erkauft hatte, und mit der Erklärung, dass Jung den Kaufjpftie nr fiaU 
Intlaag dea Ott zu bezahlen habe, sobald er dies mit Sicherheit thun könne. 

Im J. 1845 stellte der Ceaaionar Bloch eine ülage gegen Ott auf Besiliation dea iUuf- 
Tertragea von 1838 wegen IHeMnlihing dee Kanfinreiaei, und gegen Jung aJa drillen Be- 
gÜMT dee terkaaften laroflfcele nnf Biumung deaaelben an. Oll erschien hierauf nicht Tor 
Qcriehl, wohl aber Jung, welcher der Klage den Einwand entgegensetzte, dass der Kauf- 
preis nach obiger Stipulation des Verkaufs- uud Oessiousactes und nach Art, 16Ö3 B. G. B. 
BOdi gar nicht eingefordert werden könne, da, wie er naehwiee, noeh Elnaehreibuageu 
gagen OJO^e esieliren. Blech prodndrte hierenr, um diesen Einwand an lieeeiligen, einen 

1^ ^g42 datireaden, nber erst im J. iS45 registrirten Privauct, wonach Ott zu seinen 
(Bloch's) Gunsten auf die vertragsmössige und gesetzliche Belugnisa, die Zahluog bis zur 
Beseitigung der Eioachreibungen zu verschieben, verzichtete. 

In erster Inalans nnd dnrefa beettligendes Onhetl des Appellgeriehli «nrde daratfhta 
smr die BseOinlionsUnge dem Ott »^eizenflber ftr begründet erfclirt, allein sqglsieh die 
gageo Jong erhobene Räumungsklage abgewiesen. 

Der gegen dieses Urtheil erhobene Kecurs wurde von dem Caaaationabofe verworfen 
und von letzterem ausgesprodien : 

A. Bloch kann für sich keine Beschwerde daraus ableiten, dass dem 
Ott gegenüber die Besohition des Verkaufactes tob 1838 ansgesprochen, 
gleichzeitig aber die gegen Jung gerichtete Bäumnngsklage abgewiesen ward«. 

]«n Anfloennf «nide aeinem (des Bloeh) efgaen AnInge gcnlns nasgesprocben; die 
UMn ftr ihn en^^fMe« HnehiheiJf hnt er sidi dnhsr mUmi mmaskreibeni der Unn 
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■tand, dats Bloch aaf diese Weise in eine missliche Lage za Beinero Scholdner Ott geratheo 
Miii mag, kann die wohlerworbenen Rechte de« dritten Besitzers Jung weder schmftleni, 
noch galIhNM. 

B. Jung hatte die selbstst&ndige, von Ott unabhängige Befugniss, sich 
gegen die tob Blodi erhobene Klage namentlich dorch die erwiesene Einrede 
der Ge&hr hypothekariacher StAnmg su Bchatsen und somit die beantragte 
Bfisolntion au paralysiren. 

Es koinrtien in concreto nidit bkM persönliche, ans den abgeschlossenen Verträgen 
fliessende Kechtaverh&itnisse zwischen den respectiven Parteien in Betracht, sondern auch 
ein Üeairecbt, nätolicb das ii^igeuibuui an dein erkauften Immöbel. In Uinsicbt auf dieses 
Bflilred« •ciAthM Jag, waMgltkb alt Btrirtriihihsr (ayul-ani«) im Ott, Semoeb itn 
Bloch gtgwQbsr all nTlMa". Bat er ata ayaei-caiiaa des Ott nur diejenigen Rechte anszu- 
Oben, welche ihm von demselben Obertragen «'orden (Art. 1122 u. 1166 B. Q. B ), und 
is* er auch durch seinen uiit Ott abgeschlossenen Kaufvertrag in kein persönlich^obligato« 
riifliea ▼«rhUlalii n Bbdi gairslaa (kri. 1165 ib.), io kau ihm gMehwobl, milar Hb- 
Weisung auf die Art. 544, 1583, lö84 nnd 16M Ib., die selbiMiadige , von Bloch unab- 
hängige Befiignias nicht bestritten werden, seinen Eigenthumserwerb, als ein Kealrecbt, 
gOgen jeden Angriff dnrch alle geseltlisbe Mittel zu schützen. Der ron Bloch wider Ott 
faridiMeii BailHathmakhn» dmrfle daher Joag, fai aaincr doppelten Eigeniehaft ala apa^ 
cause des Ott Mid ali diittir Erwerber des OrandstOcka, tor Abweadang der in Folg« dar 
Resolution eintretenden Riumungspflicht , entweder mit dem Anerbieten zur Zahlung des ge- 
sefauldeten Kaufpreises begegnen, oder sich auf die wirklieh zur Hand genommene, aus 
antbendscben Acten und dem Art. 1653 emauireode Einrede an bafOrehtender hypotheka- 
iMMr SMnag alSliin, ui die Zahtaag noah aar Zeil n ▼«nreigan ond umin die ba- 

C. Das Realrecht des Jung, als Käufer des Grundstfldras, wie er sol- 
ches im J. 1843 unter den obwaltenden Rechtsverhältnissen erworben hat, 
wird von der zwischen Bloch und Ott angeblich im J. 1842 abgeschlossenea 
Uebereinkuuft nicht berOhrt. 

Siebt man dieselbe als einen Gogensebein (eontre-lettre) an, welcher bereits vollem 
EaiT fon INS beataaden haben mag, ea ksounl den Jung der Art. 1331 ib. m Stalin. 
Beltaehiet man sie aber als eine apller getroiiime Verabredung, so steht dem Jung, d« die 
Drkvnde erst im J. 1845 sicheres Datum erhielt, die VerfOgung des Art. 1328 ib. zur Seite. 
Vadidem Ott das Grundstock an Jung venittssert hatte, lutnate Ott wohl seine persönliche 
VarfAiebtungen su Ounsten Bk>eb*s nach Belieben «e dM kl rin ; «r «ar aber niebt mehr be> 
lagt, die awiaeben allen Parteien in nnibaatiBaben Orknndan aia Zvadi daa aioheNn Eiga»> 
llnimserwerbs stipulirte Zahlungsbedingung xum Nachtheil des dritten Besitzen abntadani. 

Onraaladt, 22. Noveaiber 1847. (i^j.) fik>eb g. Jnng und Ott. 

S) Resiliationaklage; Einrede dea nicht erfflUten Vertrages. 

Zur Zulässigkdt der Klagen aus Art. 1184 B. G. B., sowohl der Er- 
lUlnngs- als der Auflösungsklage, whrd nach dem Inhalte dieser Oesetaes- 
iteDe Toransgeaetit, daas der KUger den Vertrag seinerseits erfiBltt habe. 

Mnanbain, 14. Jntt 1396 ond tt. JnU 186&. (OberiM%. Jahrb. 1883. 8. 110 nd 
tmOm. Mag. Bd. IL & 380.) 

4) Resiliation eines Liefernngsgeschäftes; Lieferangstermin; 

Falliment. 

Wem der war Lislsrang Verpflichtete vor dem Lieferungstermine fidUrt, 
se kann doch deijenige, dem in liefern ist, nicht tot AUanf dieses Tennine 
iNgen des ansgebrocfaenen FaUimenta die Resiliation des Lieferongsfertngea 
begdireii. 

29 
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Der Syndik der FalUtmasse kann im Vertrag in dem stSpnlirten Ter- 
mine erfüllen. 

(S. du Niberc zu Art. 482 U. G. fi.) 
DarmsUdt, 10. Februar 18^5. (Gass.) Fallitmasse Sauig g. Schwan 

ö) Resiliation eines Mandatsvertrages; Aufhebung von Seiten 
des Mandanten wegen correctioueller Yerurtheiiuug des 
Mandatars. 

Ist ein Mairie-Schreiber wegen eines Vergeliens durch ein Correctionell- 
urtheü zu einer Strafe condeuiniit worden, &o hat der Maire, welcher ihm 
fär die ganze Dauer seiiies Amtes die Mairie-Sehreibereien übertragen hatte, 
BofiBni man dieses Yeriiflltiiiss als ein rein priTatrechtliches betrachtet, nicht 
die Befiignias, wenn er den Ersteren wegen jener Vemrtheilung zur ferneren 
BeUeidong jener Stelle unfähig hielt, gegen die Vorschrift des Art 1184 
B. G. B., den zvrischen ihm und dem Schreiber abgesciilossenen Vertrag 
eigenmächtig dadurch zu brechen, das» er, während er den Schreiber die 
Greffier-SteUe nach wie vor fortversehen lässt, demselben die GebOhren 
entzieht 

Darmstadt, 23. März 1835. (Rej.) Frey g. Schmoll. 

6) ftesiliationsklage des Miterben; Licitation eines xur Erb- 

masse gehörigen Immübels. 
& «B Art. 883 B. 6. B. Nr. 11 Urtbeil (Dwautadt) vom Fd»riiar 1864. 

7) Resiliation eines Immobiliar-Verkaufes; Restitution von 
AbschUgssahlungen; Gegenrechnnng des resiliirendeii 
Geasionftrs. 

Schneider Terkaufie im J. 1847 an Klein Immobilien fQr 10,000 II ; im Act bekannte 
Ersterer, von Letzterem 2000 fl. vom Kaufpreise bereits erhalten zu haben; den Kest mit 
8000 ä., weicher in Terminen zahlbar war, cedirte Schneider im nämlichen Acte an brnst, 
i«m «r fetorbel Ar Ii« Etiitent waA ZahlflUrigkeit <Im eaUrtan Sehaldiran Ovwilir MtMe; 
xngleieh acceptirte Klein diese Ceision und verpflichtete sieh, unter Verzichtleiatong aof die 
Einrede ans dem Art. 1653 B. U. B. , au den Cessionar zu bezahlen. Ua Klein nicht im 
Termin beiablte, stellte ii^rnst gegen Klein im J. 1850 eine Klage aur Resiliation des Ver- 
knüN an, wogegra KMa reeoBveiileaio dto Badctabhuig dM berste bezahlten Tbeili dea 
Saa^ralMs von 2000 fl. verlangte. Emst wanlte gegen diese Bfldiforderuni; ein, da<!s 
auf den verkauften Immobilien noch mehrere Privilegien im Betrage von 1000 fl. aus der 
Zeit vor der Cassioo gelastet b&tten, welche er durch Zahlung habe beseitigen mOssen, 
na iidi daa Okoi darob dia Baiillaiion xugefallene Eigeothan aa aiehtnii dva aonadi diiia 
lOQO fl. an daa surtciiverlaa|lMi 9000 fl. in Abzug koiaaMB nttailMi. 

Dieser Abzug wurde von den vorderen Kichtern verweigert und die ZurOckzahlung 
der 3000 fl. an Klein verfügt; der hiergegen eingeigte Cassatioosrecura dea Emst aber 
ans folgeaden Qrdadaa ?«rwariba : 

Ib FaUa im BWibailabaaa das ▼wiiaaraa aa KWa «ir« 8«ba«idar, waaa Mm Caa- 
aion stattgefunden hätte, verpflichtet gewesen, jene Privilegien zu tilgen, h&tte also im 
Falle der Resiliation des Verkaufes nicht nebst den — den stipulirten Kaufpreis vertreten- 
den — Immobilien «och noch die lur Beseitigung jener Privilegien n&tbigen Betrage &u 
KItia anfordarn, raap. aa dam sarOeksaaraiaMaadaa, von Klein berate beubliaa Tbatl dea 
Xaafj^eises in Abzug bringen können. 

Durch die stattgefunJono und vom Käufer acceptirte Cession an Ernst erwarb dieser 
nicht mehr Recht«, als der Cedeut selbst hatte, insoweit hierbei nicht eine weiter gehende 
BUpalatfon n 6wi8laB dea Enal (daae Klein aacta im Mle dar Baiitiatiaa daAir eiaaleben 
wetei daii Eiiiel aalbal wegen einer dorcb Seiiald dea Cedenlen enieleheaden Evfetea aidtt 
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Ii iK BIduitMMBg Niiiii wHtn GMllMi|illni vvrinm «Mte) ttaHM, i»m toi^ 
d«no Otrichit Am vmnintwi. 

Wenn abo auch, im Falle der WiedenmiBsung des Vertragea wtgen 

Kichterfallung von Seiten eines der Gootrahenten, dem Mitcontraheoten ge- 
mäss Art. 1184 u. 1149 B. G. B. Ersat« des Diesem durch die Nichterfüllung 
verursachten Schadens und entgehenden Gewinns ^'eleistet werden mnss, so 
kann doch der Cedent des Verkäufers, obgleicli er durch die Nichterfüllung 
von Seiten des Käufers zur Anstellung der ßesiliationsklage gezwungen war, 
nicht wegen der zur Beseitigung jeuer nicht von dem Käufer, sondern von 
im Yerkialer her iMBtefaeita Privilegiea la macfaenden Aoalagen, die 
BftekenUttong dee bereite besalitteii Thals des Kan^reifles Yerveigem und 
80 Preis und Gegenstand des TerkauÜB nigldcb in Ansprach nehmen. 

Darmaudi, 17. Febraar 185L (B^4 £nut g. Itfi lad KMa. 

8) Resiliation eines Immo biliar kauf s; Klage gegen mehifftre 
solidarisch sar Zahlung des Kaufpreises Terpfllehtete 
Käufer; Untheilbatkeit; Bechtskraft des Resillations« 
Urtheils. 

Bameau , an weleben die Ebeleata Homaiiii getolM Vtrksufaet vom Jabr ISSI^ WtH 
solidarischer Verbindlichkeit, den Kaafpreis eioea Hauses scbaldeten, erwirkte gegen die 
Wittwe Hsruiaun in aigaem Namen and als Vormanderin ihrer uüDdMjlluigtn Ktndw im 
Jahr 1837 afai eontradieloftelMa Drtlnll, waldiei jenea Yarkairf, Maafili Uihng d«t 
Praiaes, aufgelöst erklirte. Im Jahr 1858 ataUlaii dia Kindar Harmaan gegen BoinaaB. 
dem (He Wittwe Hertuatin das gedachte Haas nach erfolgtem Besiliationsurtheilc Uberlassea 
hatte, eine Klage an, worin sia diaaas fiaoa ais ihr £igaatbaai in Anspruch nahmen. 
Banaan racbt« aidi g^gan diaaa Klagt nit Um aniitalM taatHaltawairtkail n aehotxan, 
worauf aaarat die Kiadar aad dau auoh dla Wiiiiia HanaaBB gagan Jaaaa OHfeail Affiil 
eln!e;:ten. Die Berufung der Wittwe Hermann wurde wegen Vollziehung des angafooh» 
teilen Erkeiuitnisses als unzulässig, demgamiaa aber auch den solidarisch verpHicbteten 
Kindern gegenüber , wegen Baeblakraft daa ItiailiatioosurthsUs , deren Appell als unstatt- 
haft erklirt 

Auf eingelegtan OaaaatioDaraaari «iCDlgla dia Caiialloo diaaaa Afpallwlhaili mm M> 

giaden GrQuden : 

Wenn das angefochtene Urtheil nicht wegen einer gagan dia Kinder Hermann siog«> 
trataaan Variailigang, aondom mir um daaawiUaa im Appdl varwarf , weil daa Saaato- 

tionserkenntniss seit l&nger als 30 Jahren von der Wlttwa flarmaan voUiagaa «Ufiao aai, 
to stellt sich diese Entscheidung als gesetzverletxend dar. 

Eines Theils k&nn ein Schuldner, durch Vernachlästiigung des Gebrauchs 
des Appellrecurses gegen ein ihn und die solidarischen Mitschuldner 
Gondemnirendes Urtheil, die Letzteren nicht des Kechtes berauben, üirer- 
Sfite die Keformation des Urtheils zn begehren; anderseits ist es Rechts- 
grandsata, dass der von einem der solidarischen Schuldner erhobene Appell 
dem andern Mitschnldner nflixt und den Kachtheil der gegen Diesen ein- 
getretenen Verlnstigung aufhebt In einer untheilbaren Materie werdiii 
durch das Handeln des minderjährigen Miteigenthümers die gegen deo 
Giossjährigen gelaufenen Verlustigongen (d6cb^ces) aufgehoben. 

Dieser Qrundsatz ist aber in concreto anwendbar . weil der Verkauf von 1823 nicht 
aam Yorthaile der Kinder bestaban kann , wenn er hinsichtlich der Mutter anfgalösl blaibl, 
mk wflU naiaaai tUkl dlaaar LaWaraa gagaaihar bahaüai haaa, was ar daa Kfadan 
anaxu antworten gehalten ist. 

Paria, 16. M&n 1861. (Gass.) <J. d. P. 1861. S. 739; Sir. 1861. I. 48S.) 
Cfr. Casa. (Paria) IL Fahraar 1824 und 30. Aaguat 1802. 

29. 
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9) Besiliation eines InmoMliar^erkaiifs; Wirkung derselbeii 

auf bestellte Hypotheke; successive Auflösung gegen meh- 
rere Mitkäufer; Rechts Wirkung der Resolutionsurtheile; 
Opposition und Drittoppositiou des Hypothekargläubi- 
gers; Begründung der Opposition durch eine nachfol- 
gende Klage. 

JaniUch verkaufte an dis Eheleute Gray im Jahre 18 i9 gegen Hingabe eines linuift- 
bels und ooter Uebamahme anderer Verbiodlicbkeiteu ein Haus; auf diesea eonMitairtaa 
Ü0 Ehalflote Oimy (in Jtkr IMO) «tM Hypottek« u OtuiM Air Aona Buhaam. 

Im Jahre 1846 «rwirkt« Janitach gegen die gewesene Ehefrau Gray, deren Mann 
Inzwischen verstorben war und dessen Nachlass später vacant erklart wurd«, ein Resi- 
liationsurtheii , durch weiches die Verausserung von lti3y wegen Nichterfüllung der Iwauf- 
badingungen fb mrgelM «ritlirt wiird«. DI« Wltlwe Gray •riuunta OrthaU alt 
raebialutflig an. Nanmebr (1847) verkaafta laeHiali las terah tea BaalUatfaBairthaU ttm 
wieder zugesprochene Haus an Hamman. 

Im Jahre 1848 leitete die Kuhsam auf Grund der oben erwähnten Hypotheke Imtno- 
biliarverfolgiingen ein, Uess namentlich dem Hamman, als drittem Besitzer des verbypo- 
flMdrtafi ImiMbala, aina Sommatioo aaf Zahlang oder Klamang aaataOan. 

Hamman lagla gegen lieaa SommaUon Opposition ein, ladaa ar sa laraa Wagilaiaag 
aicb auf das ergangene Rcsolutionsurtheil von 1816 beiog. 

Die Rubsaui grif jetit dieses ürtbeü mit dem Uecbtsmittel der Drittopposition an, be-> 
aondara um dasawiUen, weil di« BeaolatioiMUaga niebt tngleieb auch gegen dao mttkaofen- 
im Khemaan Sity arhaban warlao aaL 

Janitach alattia demgemisa eine neue Realliatfonaklage gegen die Vacantmasse im 
Ebemanns Gray an und erwirkte 1849 ein Contumaeialartheil, welehea aaeti dam EliQ- 
mann Gray gegenQber den Verkauf von 1639 fOr aufgelMt erklärte. 

Diaaaa swaila IteaolaliaiiaBrtliaa foelK üa Bahaun, ala aa ihr toh Batmaan artgegea» 
feaetxt wurde, und zwar ala ^ BaaMa Uuraa SahaUnari, daa Ehanaaia Oimy, aMabanl, 
mit einfacher Opposition an. 

Durch reformirendes Urtheil Orossh. Obergerichts wurden die von der Subsam gegen 
die swei BesolntionaurtbaUa eingelegten Oppositionen abgewiesen, daa von den Ebeleuieu 
Ony n 9num dar Bahaaa «omüBlrta HypaMtrrieh* «la fi Falga dar Baaahrtaa 
erioseben erkannt, demnadi IIa fw dar BalMan gagan flaauau liogalaiMi BypaAahai^ 
Verfolgung vernichtet. 

Dieses ürtbeü focht die Hahsam mit CasaaUonareeore an und sielile folgende Gaiaa- 
tfattUBillai aif: 

I. Da aar Zeit dar im BuianB gagea dia ihai a{gailairla Anflbrdamg m tddaa 

oder zu riumen eingelegten Opposition die Resolution des Kaufaetes von 1839 nur gegen 
die W'ittwe Gray, nicht aber auch schon gegen die Vacantmasse ihres verstorbenen Ehe- 
mannes ausgesprochen gewesen sei, so habe daa auf das Haus constitnirte Hypo«bekea- 
racbt jedanfalla inaavail nach baalaadaa, ala aa voo daai Ehaanui Onty baaWil «aiiaa 
sei ; es habe daher aaah nldit ob^ Auftfdaiuijg lai 6iaiatt ab Mwellaalg odar wba* 
gründet erkannt werden können. 

II. Das durch den Act von 1839 erworbene Uaus bilde einen anthellbaren Oegen- 
alaiidi woran voa batdan Ehelanten Gray nnr daa Qganlhim in Oamen arworban worden 
aei; flberdiee bezwecke die Resolutionaklage die V^iederheretellung des vor Ahadlhiss des 
zu resiliirenden Vertrages bestandenen Zustandes. wie denn auch die Klagen nur auf Aaf- 
Ifleung jenes Actes im Ganzen gerichtet gewesen seien ; es könne sonach auch eine aolcbe 
Klaga Bichl ahna Ooiicnrrens aHar BalhaUigtaa angesprochen werden; daher ht^ 

a) dia DrittoppaaiiioB gegen daa BeaolniioBBartheü von 1M6 wU dia «iabcha Opfn» 
Bitten gegen daa ReeoIntlaaanrthaU van IMS bagriadat aridli« wart« nlaaan, 
nnd es habe auch nicht 

b) die Beeoiution des Vertrags, durch die beiden Urtheile xnsaauaen, *U gtütig nod 
jüt Boehiawirimng ausgesproahan aikamH wariaa dfliftn. 
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D{«te CasMtionsmittel wardeo aas folgenden GrOnden als anbegrfliidet verwoifen: 
Zu I. Da das Resolutionsurtheil von 1846 nur gegen die Wittwe Gray 
ausgesprochen worden war, so konnte es allerdings, wenn darin auch der 
Act von 1839 im Ganzen aufgelöst erkläit wurde, doch iusofem nicht 
der Bubsam entgegengesetzt werden and ihr gegenflber res jndieitA bO- 
den, ab iltr das Hans snch tod dem Ehmnaim Gray ab ünterpfimd lie- 
Helk woffdan war, und sie bedurfte insoweit nicht einmal der MItoppo- 
sition, sondern sie konnte sich einfach gegen das Urtheil auf das ihr be- 
stellte Hypothekarrecbt bemfflD, da das Urtheil in jener Beziehung nicht 
gegen denjenigen erlassen war, gegen den es gesetzlich hätte erlassen 
werden müssen. Immerhin konnte aber Hamman insofern jenes Urtheil für 
sich anrufen und auf dasselbe hin Opposition gegen die ihm significirte 
Aufforderung einlegen, als durch dasselbe der Act von 1839 mit Rechts- 
wirkung, wenigstens in Betreff der Wittwe Gray und insoweit diese dabei 
betheiligt war, resiliirt erhJärt wmde. 

Die Oppeiilioii too Bmuimi wuU twar im QtBttD all bcRrtnlil, ml ito tea» 
selben sigoifidrte Aufibrdenrag im Ganzen als unstatthaft, beziehangsweiia als nnbegriln- 
det erklfirt; M geschah dies jedoch mit Rücksicht auf das spätere Resolutionsartbeil TOn 
J849, und die Frage, ob und inwiefern dieses Urtheil berücksichtigt werden konnte, bildsi 
im 6«9«tflu4 dir «aiteraii CMnUonmllld; du mto Owthi— ftül amn aber all 
nbegrQndet verworfen werden. 

Zu II. Es ist unrichtig, dass das Eigenthuro des von den Eheleuten 
Gray erworbenen Hauses nur im Ganzen auf Janitsch habe zurückfallen 
können , da , sowie es überhaupt mehrere Miteigenthflmer des Hauses geben 
konnte, auch Janitäch Miteigenthümer dadurch werden konnte, dass der 
Erwerb der Eheleute Gray nur Einem derselben gegenüber aufgelöst wurde. 

Wohl aolka dareh dit WiederaaflAtung eioM Vertrages, wit tia liezagUch daa Aolai 
TOD 1S39 alatt hatte, dl« Verfailiaisaa la damalbM Staad tarflekgalraAl waidea, ia wal- 
ebam sie vor Eingebung des Vertrags waren; daraus folgt aber nicht, dass der Erwerb 
dar £b«leut« Gray nur im Ganzen und beiden gegenüber gleichzeitig habe anfgeloet wer- 
dea kauea,' flelaiebr konnte die Wittwe Gray filr eicb eine freiwillige AoflAsong ein- 
willlgM, okaa liieffM von dar VaeaMaaaN ihraa vaialaifcaBeD Ehaawnaai ahnhingaa, and 
einer solclien freiwilligen Auflösung steht die ihrerseits erfolgte Aankannaaf d«a die Bd> 
lotiition aussprechenden Contumacialurtheils von 1846 gleich. 

Wenn aber in dieser Weise die WicderanflMung des Actes von 1^9 bezaglicta der 
WMira Oraty naMageMg goaekah, ao kemla aa niebl der FUl aeln, dto naia Reafflalioni- 
klage nochmals aaah gafni sie so riebten, und wenn in derselben abenaali die Aufldsnnflt 
jenes Actes im Ganzen verlangt und daraufhin zuerkannt wurde , sonach zum Theil etwas 
geeebab, was bereits gesctaebeo war, so kann doch daraus kein Einwand gegen die Besi- 
lalioa gaadbOpfl wardan, laaawafi ata vidil bereHa der VaeantaBaaae dea EheaMaaaa Gray 
gegenober redriagtltig dareh das frfihare Urtheil ausgesprochen vorlag. 

Die zweite Klage wurde zwar ans dem Grunde als unzulässig bestritten, weil, wlh- 
read bereite in Betreff der Beeolution deeseiben Actea ein Becbtestreit «nbingig gewesen, 
aMil dareh «Ina neaa Klage ela tveHar lee Müt w tt fai Betraf deaaallN» Gegaastandaa 
habe aaliing% gemacht werden können , Sberdiea die Opposition ron Hamman nadi dem 
Verhiltriissen , wie sie zur Zeit der Einlegung derselben bestanden, beurtbeilt werden mnsse, 
and diese Verb&ltnisse nicht wAbrend dee darflber obecbwebenden Becfatettreites eine Aeode- 
raag hillaa erleUaa kflonaa. 

Ctagw diese GrOnde komiiit jedoeh in Betradit: 1) da» die Oassatioi»* 
Uigeim Bnhaam selbet die Beditsvirkmig des Urdidis ▼on 1846 insofem 
bestritten hatte, ab es, obglelfih nur gegen die Wittwe Gray «RgaageD, die 
R es rtat ie n im Garnen ansapiaeii, und den Jamtscb nichts entgegünsCand, 
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8tatt vorerst ein Urtheil über diesen Einwand ergehen zu lassm , ihm nach- 
zugeboi , und eine zweite Klage auf Resolution zu erbeben , insoweit diese 
nicht bereÜB adt Beciilsiiifknig ausgespfttchen vorlag; 2) dass, wans «ach 
sw Zeit der i^egung der OppoiitioB Toa Hamman die Beeolntioii nfidit 
der Vacantmaase des Ehenuunes Gray gegenflber ioegeaprociiei war, doch 
auch in Betrefif dieser bereits ein wegen Nichtzahlung der in dem Acte von 
1839 stipulirten Betrilge resolubles Eigenthum vorlag , und die später wirkr 
lich ausgesprochene Resolution in der Weise zurückwirkte , dass das Hvpo- 
thekenrecht. auf welches sich die dem Hamman significirte Autforderuug 
stützte, juich insoweit es von dem Ehemann Gray beütellt worden war, hin- 
wegfiel, und dadurch die Opposition von Hamman ihre volle Begründung 
criiielL 

Nieh dieseft ErOrtenmgen morde deuBMli die Yon der Biheen geffon 
Himnen eingeleitete HTpothebarverfolgimg mit Beeht anf die beiden Urtheile 
von 1846 und 1849 hin im Ganzen vemioUet nad ee ersoiieinen andi oldgt 

Cassationsmittel unter II. als unbegründet 

Darmstadt, 4. Octob«r 1850. (B«j.) Bohmi g. Humum, JaaitMh mi Gtay. 
(Emmerüng 185X 8. 141.) 

10) Resiliatlonsklage; Nichterlflllvng einer persönlichen Ver- 
pfliclitnng; Beeinträchtigung eines dingliclien Rechtes. 

Der Art 1184 B. G. B. enthAlt eine gans allgemeine Bestimmung fBr 
den Fan, daes bei zweiseitigen Verträgen der eine der Contrahenten der 
Hbornommenen Verbindlichkeit keine Folge leistet ; diese Bestimmung findet 
daher auch auf diejenigen Verträge Anwendung , wodurch dingliche Rechte 
an fremden Sachen gegen gewisse Leistungen von Seiten desjenigen, der 
diese Rechte erhalten soll . eingeräumt werden ; allein unter die fragliche 
Bestimmung können thatsachliche Verhältnisse iiicht subsumirt werden, iu 
welchen es sich nicht um Vollziehung einee Vertrages , um Erfflllung der 
dadnrdi eingegangenen persenliehen VerpHiehtangen, sondern nm Re- 
alisirang der dingliehen Rechte, welche durch den beiderseits ttngst 
erftdlten Vertrag begründet wurden, handelt 

Oi» Oemeiade Enkenbach hatt« iin rerflosaenen JaiirhuuJirt mit d«n Janialigeo Besitzern 
des S. g. Kloaterhofes einen Vertrag abge'^rhlosseii , vvorlurch r|er Gemeinde das Recht ein- 
ftrtaoit wurde, den tu jenem Hofe gehörigen Brunnen umi dte Waacbbaok miibMuUuB 
m 4flrfRi, wogsgeo tfe im BmHutb 4m KlMterhoto dit Waidagtraditigkflil fSr 10 8iSik 
Schaft In OtHMindebanne ala Aequivaient verwilUgte. In Folge der direei«a Bttwiikaag 
des Gesetzes vom 29. Septbr. bis 6. Oclbr. 1791, sowie der den Grundbesitzern f^cselzlich 
eingerSuiiilen Ausschlieaaungabefugoiia wurde diese« Scbafweiderecbt wenn aocb oicbt giii»> 
Uch onmoglicb gemaoht, doch in ciaaB iammm rcdueirtea Znttui vmaM, dw dM 
wapritagMcli daftrHinla WcUittalil in SIiim od in DnAmgc dar OcaaUmlimg aiahl 
vehr exercirt, tob dar Gemeinde nicht mehr prästirt werden konnte Die Besitzer des 
Kloeterbofes klagten daher geu&ss Art. 1184 B. Q. B. auf Auilosung jenes Uebereinkon- 
nens. Die vorderen Gerichte erklärten diese Klage als gcgrOodet, wobei aie von der Be- 
taadilqng aMgiifn, dui wcna andi die Gcneind« ali aoldic aa dicicn BBodcraitM licbt 
Mltai, JcdcolUli oicbl aUcin die Sebald trage, bierane doch niebl folge, daaa sie eben 
wegen dieses T«rftuderlen Zostandes zar Leistung des Aequivaleots nicht gehalten sein 
kbnne, dass Tielmebr in eine» solchen Falle kein rechtlicher Grund denkbar sei, aus 
«ildien derjon^c Oealralieiit, der aelnerMili dfo yeriiiBdHdikeil erfUNe, dea Uennf «al- 
itolioadon OaHeden za tragen hstte. Dieses UrlheO wurde aus folgenden Qrttnden cassirt: 

Jim AffuwttMiM der «Mdevea Biehür M ncMiok aakaUhar; Uam aUi benM mI 
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einar Ideniifldning derTertragsverhindlichkeiteD mit der Anerkennung ond fort- 
daneraden Wirksamkeit des durch die Erfülluag jener Verbindliebkaiten ins Leben 
gfimwai dingliehen Baehtet, folglidi auf den Abgang» einer Dnlaraeheidaag, 

welche der Kirhter machen ntuss, da das Gesetz sie macht, und welche gerade als Crite- 
rium der im An 1184 pesebenen Befugniss erscheint. Mit der Constituirung der wechsel- 
laitig zugestandenen Berechtigungen (Wasserbenutznng und Weiderecht) war vielmebr der 
Varlrag ron beidaa SaÜea arAllll; dae Leiden oder Nieblthn, wota der BeiilMr daa die- 
nenden Terrains verbunden ist, derivirt nicht mehr unmittelbar aus dem Vertrage, sondern 
aus ileni durrh den Verlrafr begründeten Realrechte. Wollte man das Gegeotheil anneh- 
men und die Hechte und POichien in Ansehung einer erst zu constituirenden rertraga* 
mSssig ziigeaiehertan Berechtigung mit denen in Balraff tiner eebon eonetitairlea Ser- 
vitut auf gleiche Linie stellen, so wOrde der Vertrag wegen der Permanenz der gedachten 
rechtlichen M'irkiinson niemals erfflllt werden kennen. Nur die Nichterfüllung der per- 
sönlichen Obligation gibt nach Art. 1184 dem andern Tbeile, der seineraeiu erftllU hai, 
die Barngnias, enlweder die Vollsiehnng, wenn eie andere nodi oaglidi iel, gerldilildi ni 
erzwingen oder die Auflasung des Voiragea nit Entschidigung zu verlangen , während die 
Beeinträchtigung des d in fr liehen Rechtes, welche die Erföllunff der Verlragsverbindlich- 
keit sogar voraussetzt, den Rechtsschutz in ganz anderer Weiae bedingt. Es beruht daher 
die aageroehlene Entecbeidung, wie schon gesagt, aoTwaer Ywkennung dieeea UniereeWe- 
dee, aar einer Verweehilnag oder idenfUldmng der peraanliehea Verbindlichiceil, 
den eingegangenen Vertrag zu vollziehen , mit der Verbindlichkeit, das durch die Vollziehung 
begründete dingliche Beeht in der seinem Begriffe entepreehenden WirkeamkeU ania- 
erkennen. 

Mflaehea, den 81. JntI 1854. (Caaa.) Weber ond Eakeabaeh 9. MfiDer. 

11) Besiliationsklage des in einer Ordre angewiesenen 

Gläubigers gegen den Steigerer. 

S. zu Art. 1166 B. G. B. Nr. 10 das Lrtheil (Darmstadt) vom 19. Deebr. 1832. 

12) Besiliation wegen Nichterfüllung von rechtskräftigen 
Urtheilen mit gegenseitiger Condemnation. 
8. M Art. 301 B. 6. B. Urtbaii (Danaaladt) tob 9. Jani ItöA. 

13) ReeiliationBklage; richterliclie FristgeBtattnng. 

Aach wenn der Schuldner in Yenog gcsetit wurde, kann das Gericbt 
siir Abwendung der Besiliation eines STnallagmatisdien Vertrages dem Be- 
sOiations-Beklagtea noch eine Frist sur ErfÜBung gestatten. 

Obgleich der Letztere jedenfalls durch die KInge in Venvg gßMltÜ WUiM, füMM 
dennoch der .\ri 1184 H. G B. dem Richter, dem Schuldner einen Termin lu gewihran. 
Aueb wenn io dem Vertrage bestiioiut wurde, das« bei unterbleibender firfOllong gegen 
daa den Vertrag Varleliendaa beatiianUe Folgen ainireleii aoUen, kann daa Oariefal oodi 
gemäse Art 1184 Termin gestatten, beziehungsweise die im Laufe des Prozesses vor dem ' 
Triheile erfolgte Erfollung als statthaft und recbtswirlisam erkennen. Jedenfalls dann, weaa 
aus dem Vertrage nicht hervorgeht, dass die Contrabenten die aa den Eintritt der reaolii^ 
«•riadMa Bediogong im Gaaelaa geluiQ]»aeo FolaeBSH iadira idar n iahlite bwldhtliglia. 

DarnaUdi, X Febraar 18S7. (B^) Ldb g. OppaahaiiB. (Bwnari. i»7. L IQi) 

14) Besiliationsklage; richterliche Fristgestattang zur 
Beseitigung der Garantieansprflehe. 

Der mit einer Gewährleistungsklage belangte Verkäufer ist dicht be- 
rechtigt, zur nachträglichen Uebertragung des Eigentbums des entwährten 
TheOs des Kanfobjeetes eine Frist zu veriangen. 

Der Abs. 3 dei Art 1184 B. Q. B. Ibdet aof die CtowibrielMiiniiUiie iet Ali 16M 
tt». kaiM ABwaadaag, «aO üa AnMang ta KanfVartr^ ataht lühilb taring» wM, 
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weil der Beklagte mit Erfallang seiner Verbindlichkeit im Rflckatande geblieben ist, son- 
dern wegen eines inneren Mangels des Vertrages and der geschehenen Entwihrang, 
w< im Kinfar aisht agtDiiifliiI wnrdm kiao, alitt iar Badnablung des KanfprelM tMi 
mit der iuiditriglieta«ii Daberingnnf te Elg«iilliiiiMre«lilt m bifBl^{«i {Ax%. IMS tb.). 
Mftanheim, 11. Juni 1881. (Aninl. 1881 8, 118.) 

15) Resilistionsklage; Setzung in Verzug. 

Der Klage auf Auflösung eines Liegenschafts -Verkaof es kann der Be- 
klagte nicht die Einrede entgegensetzen, dass er vor Anstellung derselben 
nicht in Verzug gesetzt worden sei. 

Der Art 1130 B. 0. B., avT welebe die Eimde geeMKtt wM, eolliilt nr Beetfn- 
mungen darüber, wie der Schuldner in Verzug gesetzt wird; in welchem einzelnen Falle 
aber die Setzung in Verzug nothwendig ist, darüber geben besondere Gesetze Maass und 
Ziel, und verlangt solche namentlich der Art. 1146 ib. als Begel da, wo es sich um die 
Enliidifidigungspfllelii dee Schuldners haodell; dagegen beelebt kein Oeselz, welches in 
Allgemeinen die Klage auf Auflösung eines Vertrages von der vorausgegangenen Mahnang 
des Schuldners abb&ngig macht; vielmehr betrachtet der Art. 1184 die Nichterftlllung des 
Yertragea als eine stillschweigende Bedingung der Auflösung des Vertrages, welch« sich 
TOD einer anedrflekUcfaeo nur darin notereebeidet, dass mit ihrem Eintritt der Verirag nleM 
von eelbsl zerfiUlt ind wiikongslos wird, sondern deae auf Aoflosnng geklagt werden oMi^ 
wobei der Richter nur, wenn die Dnelinde da» geeignet eind, dem Beklegten noch eine 

Zahlungsfrist bewilligen kann. 

Auch die Behauptung, dass das Recht, awieeben der Klage auf Erfttlluog und auf 
AnHaeinf so wihlen, eni mit der Veroig e et i— g ine Leben trete, entbehrt jeder geeeti- 
Hdien Begrtiidung ; rielmehr folgt daraus, dass der Art 1184 das Wahlrecht zwischsn 
beiden Klagen ohne alle Beschränkung gestattet, dass die nur fOr die Ktit<4chridigung»klage 
Torgescbriebene Setzung in Verzug zur Begründung der Auflösungsklage nicht nothwendig 
iel, Modem dieie flbemll edion dann elatOefl let, wenn die Klage taf Brfbllung begron- 
dst eebt wflrde. 

Mannheim. ... (Oberhofg. Jahrb. 1838/39. S. 48; Annal. 1839. 8. VI.) 
Mannheim, 31. October 1841. (Oberhofg. Jahrb. 1842/43. 8. 21.) 
MaoaheiB.... (CNierhofii. Jehrb. 1848/d6. & 930.) 

VergL das ürfbeQ (Mauheim) tob 1858 nt An 11S8 o. 1139 B. 0. B. ffr. 5. 

16) Besiliation eines Kaufs; stipulirte Inverzugsetzuug; 

Falliment; Verification. 

Wurde in einem Iramobiliarkaufacte stipulirt, dass der Verkäufer nur 
dann die Resiliation des Kaufes begehren könne, wenn er vorher dem 
Käufer einen Zahlbefehl habe significiren lassen und die Zahlung des resti- 
rendeu Kaufpreises nicht binnen Monatsfrist erfolge, so kann der Verkäufer, 
wenn gegen den KinfiBr nachmals das Falliment ausgesprochen wurde, nidit 
mit seiaer Bealliationaklflge zngelasBeii werden, sofiem er twir dem Sjndik 
der Maaee einen ZaUbeÜBlü, binnen Honetafrist dm Beet sn entikfam, 
hatte surteilen lassen , sich aber nicht mit seiner Kan^reissehnld hei der 
FaUitanasae zur Verification und Affirmation meldete. 

Diese Resiliatioosklage ist eine gemischte Klage, eine persönliche, soweit sie die Zah- 
lung des Preises som Gegenstände bat, eine reelle, soweit das verkaufte Immöbel zorflck- 
Terlangt wird. 

Der den BfaXk wgseteHte ZaUbefeU |^ bh» auf Ziblnng der pririleglrten Kaof- 

preisfordemng aus den Mapsf^mitteln, die aber ohne Verification und .\fTirniation der For- 
derung nicht der Masse entzogen und dem Verkäufer fiberwiesen werden konnten, eo daes 
dier Syndik ohne diese Verification dem Zahlbefebl gar nicht zu entspreciien tir—drte. 
INiHr XridbeftU kuu dilter, au «iken den Yeikiiiir 9M n Selvld ftDudea taie^ 
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nicht als ilw mr AMHUn« BeiOialiraiU«g» fnlgwit IrnngMUmig ta g m O m 

werden. 

Paris, 8. April 1862. (Bej.) (J. 1 P. 1863. 8. 389.) 

17) Resiliation eines successive zu erfüllenden Lieferungs- 
vertrags; ErfQllungsklage bei der ersten Lieferung; Be- 
siliationsklage bezüglich der zweiten. 

A. Hat Jemand in einem Vertrage von einem Andern eine bestimmte 
Quantität Waaren gekauft, die Dieser zur Hälfte im März, zur üäifte im 
Juni zu liefern, Jener aber bei der Liefonmg n ahlen hat, 80 lumn der 
YerUnfer, obgleidi «r wegen der ersten Liefernng, deren Anuluno der 
Kiufer mit Unredit verweigiBrt hatte, gegen diesen aoif ErfftUnng gddigt 
btttte, in dem Faile, wo der Käufer die ihm rechtieitig angebotene liefo- 
rung der sweiten Hälfte mit Unrecht anzunehmen sidi weigerte , gegen den 
Käufer wegen Nichtannahme dieser letzten Lieferung gemäss Art 1184 
B. G. B. auf Resiliation klagen. 

Die Ton dem K&ufer verschuldete Nichlerfflllaog des Vertrages binsicbilicb der ersten 
Lieferung konnte ihn nicht bereebtigen, die weittre VertragMffllDBng za Terweigem, die 
swato LtoTamg nidil antmmhwwL 

B. Nur DMBjealgen, gegen welchen der Mitcontrahent seine in einem synallagmatlsebeii 
Vertrage abernommene Verpflichtung ginxlich unerfOlU liail, •loiü das Backt sn, fiaiM 
Art 1184 die Auflösung de» Vertrags in fordern. 

In vorliegendem Falle kann daher der Käufer, da er selbst die Ver- 
tragserfiHlung dnrch seinen muxmtnhenten vereitelt hat, nicht tarn Oegen- 
Uago anf BesOiatiOD des Vertrags am desswiDen hegehren, weil ihm hol dar 
iwdten Lieferung nur die Hälfte und nldit das Oanze angeboten worden scL 

B«rllB. 22. Omümt 184». (Gass.) Na» g. Schmila. (K. A. la IL 4.) 

18) Besiliatioa eines saeeesslve in erfllllenden Vertrags; 
Wirbang beiflglicb des Erfftllten. 

Wenn ein zweiseitiger Vertrag, nadi welchem die Gontrahenten sne* 
eessive la erftlllen haben (s. B. ein Vertrag, durch welchen der eine Thiffl 
perlodiseh dn Quantum Waisen gegen einen bestimmten Preis mahlen za 
lassen, der andere Theil das gemahlene Mehl abzuliefern sich verpliicfatet), 

theilweise vollzogen worden ist, und es wird nun auf Klage des einen Gon- 
trahenten, wegen Nichterfüllung der weiteren Obliegenheiten des andern, die ' 
Resiliation des Vertrages ausgesprochen, so kann nicht die Lage der Par- 
thieen in Folge dieser Resiliation so angesehen werden , als wenn der Ver- 
trag niemals zwischen denselben abgeschlossen worden wäre; denn wenn 
efai Vertrag theilweiae seinen Vollzog erhalten hat, feJlen die obiigatorischea 
Veriilkaisse, weldm duch diesen fbettweisen Voihng, den St^ndatiooen 
des Vertrags gemlss, bis znr Kbgo anf BesOiation desselben iwlMdieB den 
Parthieen entstanden sind, nicht durch den Ausspruch der Resiliation hinweg. 

Wie dann der Besiliationskläger, neben der Auflösung des Vertrags, das 
ihm nach demselben aus der früheren Periode noch Geschuldete (den Mahl- 
lohn) in Anspruch nehmen kann , so kann auch dessen Mitcontrahent das 
ihm aus derselben Periode zufolge des Vertrags noch Zukommende (das 
noch nicht abgelieferte Mehl oder dessen Geldwerth), ungeachtet der aos- 
gesprochenen Resiliation, immer noch anfordern. 

Darnttoil, 7. Afril 1861 (Ms.) Koah t> UnMar. (Banarilif ittt I. ALI 
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19) Besiliationsk) agc des Käufers eines Grundstücks wegen 

Trouble von Seiten eines Dritten. 

Ist das erkaufte Grundstück mit einer den Kaufpreis übersteigenden 
privilegirten Rentforderung eines Dritten belastet und dieser Dritte deshalb 
sogar zur Besiiiationsklage berechtigt , so kann der Käufer , wenn der be- 
nannte Dritte sich weigert, gegen Zahlung des Kaufpreises das Grundstück 
freungeben, vidmehr durch rechtskräftiges Urthefl entochiedei iat^ dass der 
BieiDtsUiibiger nur Annahme einer Uieilweisen Zahlung seuer Forderung 
nidit gehalten sei, und das fragliche Immöbel mit der Beaolutionsfchige dea 
Bentgläubigers belastet bleibe, sich an den Verkäufer wenden und verlangen, 
dass derselbe das Immöbel von der demselben drohenden Resiliationsklage, 
etwa durch Auszahlung der gedachten Rente, frei mache, widrigenfalls aber, 
dass der Verkauf gemäss Art. 1184 B. G. B. wegen Nichterfüllung der dem 
Verkäufer obliegenden Verbindlichkeiten als aufgelöst erklärt werde. 

IH« AoerkiBoung des RestHatiooimlits das Benigläubigsrs biUst olekl bkis süi« Sl6- 
rimg odsr dos bsfrOndeie Furcht der Siflrnng, sondern taindsii in Wirkfiddksil dao KInflir 
In der fVelcn VerfOgung des j^ekauften Iromnbels , in-lera derselbe deshalb verUodSrt isl, 
den Preis eines stattgebabtcn Weiterverkaufs zu erheben. 

Die erste Verpflichtung des Verkäufers besteht in der Oeberlieferung der rerksnften 
gadie, meh der gssetsliehsn Besttsniigiig also in den Ueberiisf deraelbeB in die Oewalt 
and den Bssitx des Kiufers ; ein Imiuohel wird aber nicht in die Gewalt des Letzteren 
gebracht, wenn es ihm mit einor solchen dinglichen Klage belastet (iberjebeu wiH , von 
welcher der Kinfer sieh mittelst Zahiuug und Consiguation des Preises nicht zu befreien 
i« SlMde in. 

Ibflh Art 1184 B. G. B. hat die Partbie, gegen welche eine Verpflicbtug nidt er* 
fallt wird, die Wahl, die andere Parthie zur Krfillliiiig der Verpflichtung, wenn die«e 
mAglich ist, zu zwingen, oiler die Auflösung des Vertrags uiit Schadensersatz zu begelir^^n. 

Die dem Kinfer im Art. 1853 ib. efaigerlnsBle Befninfss, die Zabhmg des Preises in 
nefendiien, fiihrt keineswegs die Entziehnof des im Art. 1184 ihm geatstteteii Rechtes 
nach sich; in dem durch den Art. 1653 vorgesehenen Falle, wo die Störung oder lu be- 
rorchiende Störang die Volluebuog der Verpflicbtungeo des Verk&ulers ungewiss macht, 
nng die Zttrtekbehnilnng dee Miel oder die Steltenf einsr BfligMhnfl mn Setarttc der 
Bediie dee Klafere hinrrieben; tndsrt veiMH en sieli, «ena, «ie fwUegendei Me, 
die KichtvoUziehung der Verbindlichkeiten des Verkäufers wegen der ünniftjilichkeit , ein 
freies und unangreifl)ares Eigenthumsrecht auf den Käufer zu übertragen , uachgewiesen 
ist; hier wird die alternative und subsidiarische Vemrtheilung zur Zahlung der auf dein 
OrandeMkike lealenden Benfe nidit «b BfligsdnH in Oemissheil des Art. 1853 anege- 
sprachen , sondern stellt sich als die gesetzliche Folge der Untheilharkeit des Rechts , von 
dem Verkäufer die Entlastnng des Grundsttlcks zu verlangen, dar; der Verkiufer hat ps 
sieb selbst zuzusehreibea , wenn er dea Umfang der ibra beim Verkauf eines mit einer 
IDlihen LmI beielnrertaB Iiutfbeto obttegwriea y«bindUebkelt Müer Achl lieei. 

Pari«, 38. Jamnr im. (RqJ (J. d. P. 1883. S. dOO.) 

90) BeBiliatioBBklage bei Vergleiebeo. 

Die EinweDdung, dass der Art 1184 B. O. B. nidit auf Yergleicbe an- 
«endbar sei, weO ein Yergieidi c^cfasam als eis von den Parteien seUnt 
gesprodienes ürttidl ersdieine und deshalb nur, wie ein aolchss, angefoch- 
teo weiden kOnne« stellt sidi als unbegrflndet dar. 

Ein Vergleich i<!l ?tets ein doppcltseitiger Vertrag, bei welchem für den Fall, das* 
ein Tbeil demselben kein tienOge leiste, es „allemal'' sUllschweigeade Bedingiiag ist, dass 
der VeHng eufgelftst sein soU, des Ossels uMht ibsr für VeigleiolM käae Anennhnie voa 
dlMar BegeL 

MaaaUeioi.... (Obo^hofii. JUirb. 1851. 8. 107.) 
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31) BeBiliationsklagc bei einem Verkaufe nach Gattung und 

Maass; Vcrtrags?erletzuDg. 

Wo nicht ein bestimmtes Stück . sonrlfm nach Gattung und Maass ver- 
kauft wurde (in concreto Lieferung von Kohlen aus einer bestimmten Holi- 
quantität), da begründet die Veräusserung derselben Gattung an Andere 
keinen Vertragsbruch, und kann daher dieser Einwand der auf Erfüllung 
deä \ ertrages gerichteten Klage nicht entgegengehalten werden. 

Dta V«rkfiiftr mv •• imbemmniiw, andi aaterwiiit Kobloi, dlt «r mm MiatM 
Bohfomthe ReferÜRl hatte, zu verkaufen, iiad eine Vartngmrletxung llge mn> T«r, wMm 
er durch den anderweiten Verkauf nicht im Stande gewesen wäre, dem Beklagten die ihm 
gebührende Quaolilit Kohlen Uberhaupt oder in der gehörigen Zait xu liefern, wae nicht 
bebanptel wardMi kmnto. 

MaanbelM.... (Obcrbofff. Jahil». 1819/60. S. 991.) 

22) Resiliation von Verträgen ohne gegenseitige Ver- 
pflichtung. 

Dar Kkgt nt ZbUHif tSnm Chrihab«M für Vwieliang eines Dtaralw nd gelitble 
AMfligm mute hob im B«ktagtai «nter Anderem die Einrede entgefangahaMMi , der 

Kläger habe sich verbindlirh crpinarht, den Sohn des Reklaeten im Postwesen so weit ra 
nnlerrichten , dass er sur Versebung einer Posthalterei fähig sei; diese Verbindlichkeit habe 
•ber Kläger nicht mehr erfallt and könne lie nidit mehr erfbllen, weshalb Beklagter aoeh 
■kM MMilg Mi, die MiaerMte ibtramaMM IMmag ra MMm. Auf fi« Raplik, dir 
Unterricht eei allerdings ertheilt worden, übrigens stehe derselbe mit der klägeriseben 
Forderung in keiner Verbindung und sei keine Bedingung der rom Beklagten Qbernorn- 
Meoeo ZahiungiTerbindlicbkeit, berief eich Beklagter auf die Blillsohweigeude Bedingung 
ilt Art ilM B. a B. 

Jene Efanede wvnle ene dem Qnmde wworfen, mal der Art 1184 nur 

tnf doppelseitige Vertrige, in welchen sich die Vertragspersonen gegen- 
seitig zu einer Leistung verpflichten und die Leistung des einen Theils die 
Aequivalent für die Leistung des andern Theils ist, anwendbar erecbeint 

Mannheim, 19. Mai 1842. (Obcrhofg. Jahrb. 1842/43. & 
Yergl. Oberhofg. Jahrb. ISöl. S. 58 u. 63. 

33) BesiliationelLlage wegen Verweigerung der Mitwirkang 

zur Transcription. 

Eine Vertrags -Auflösungsklage, welche unter Anderem darauf gestützt 
war, dass der Beklagte die ihm obliegende Eigenthums -Uebergabepflicht 
dadurch nicht erfüllt habe, dass er die notliwendige Transcription des ver- 
kauften Hauses von seinem auf des Käufers Namen nicht mitbewirken iialf 
(Art. 1663 a. des Bad. L.-Ii.), i^t abzuweisen. 

DteM Weigerong kn» an tud fOr eich «ine Yertrags-Auflöiungsklage ahM btgrCtK 
isn, ioleM 4«r Klofsr ein ürdiiil sn «nrirken Teruiag, dase der Eigentfanmatitel in das 
Grundbuch einzutragen sei; in concreto hätte (ihertiies die Transcription um desswlilen Ton 
dem Kläger allein bewirkt werden kftnnen , weil die Kecbtebeetftndigkeii dee Kaafs dnrdi 
ftflherea UrttieU bereits reefatekräaig ausgeeproclMii wir Mi4 M MOtek air Transcriplio« 
nr im TOTkft «mm Aüm mi Im e««ibffefidil b«4«ift killt. Et MUM alM «i iir 
TnuMMrtiiiMC des Art 11S4 B 6. B. 

Mannheim (Hufg. u. Oberhofg.), 19. AprU 1847 und 25. Janonr 1848. (Ob«rko^. 
Jahrb. 1847/48. S. 264 , 270.) 
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24) Resiliationsklage; Wahlrecht; Aufhören desselben. 

Wenn andi nach Art 1184 B. G. E der Gontrahent die Wahl hat, anf 

Erfüllung oder Auflösung wegen NichterfiUIung in klagen, so kann er doch 

nicht mehr auf die Auflösun^sklage zurQckgreifen, wenn er einmal anf Er- 
füllung geklagt und ein Urtheil in diesem Sinne erwirkt hat 

Durch das in die Mitte getretene Urtheil ist das Rechtsverhältniss zwischen den Par- 
teien festgestellt and es kann Dur uoeb der Volltag dieses ürtheils begehrt, aber nirht 
mlir iit aHsnialiT nfistedtM Klag« gtwiUl wiiiM, ««klw n im girad« eatgagra- 

gWttzten Resultate Tflhren wOrde. 

Mannheim, 10. April 1851. (Zentn. Ma(?az. Bd. I. S. 506.) 
Mann he im, 1. November 1862. (Annal. 186.i. S. 286.) 

25) Resiliations- oder Erfüllungsklage; Wahlrecht. 

Ceber die Stellunpr den aliernatiren Klagebegehrens raf ErftUlung oder Ealtchldfgiing 
Tergi. XU Art. 1147, Uberhofg. Jahrb. 1836/37. S. 398. 

26) Resiliationsklage beim Tausche; Wegfallen der Legal- 
hypotheke der Ehefrau; Verjährung zu Gunsten des 

dritten Besitzers. 

Lange Tertaascbte im J. 1801 eiu Haus gegm ein dem Lourtet xugebflrigee Immöbei. 
!■ I. 1886 Idtate die EbeTraii Latage, waldier atne Legalby|H»tIiake auf laa twi Ihren 
Uum aa Lanlal T«ftraa«bt« Haoa inatand, aar üaaaalba gageo LaMana, ah iiMaa 

Besitzer dieses Hauses, Hypothekar- Verfolgungen ein und liess das Haus iwan£r^wpi>e 
▼ersteigern. Lourtet stellte hierauf gegen Lesage eine Klage auf Resiliation jenes Tausches 
ud zugleich g^eo Laffont, welchem Lesage das «iogelaaacbte InunObel 1806 Terkanfl hatte, 
ala MMaa Baailaar, «Iim YiallealioBBlttaga an. !■ «• daalUhigt Inta» inlam ai Ha 4fo 

Ebefrao Lesage, indem sie sich darauf 8tntztc, dass ihr eine Legalbypotheke auf das Tin- 
dieirte Immobel zustehe, die Yindicationsklage aber abgewiesen werden mflsse, weil die 
Verjfthmog za Gonsten des Laffont eiogetreteo sei. Laflont selbst schätzte die Verj&brtiDg 
BlaM TOT. 

la den Tordwen Instanzen worda zwar die Resiliation jenes Taaschvertrages aiMge- 
aprochm, allein die Vindicationsidage wegen der zu Gunsten von Laflont eingetretenen 
Verjibning abgewieaan und die Ehefrau Lesage befugt erkannt, diese Verjihning geltend xa 
nadiaB, wail Ibr aina Legalhypodraka anf daa von Ihren Maona varlaiiaehla flava satMl«. 

Dieses Eikenntiiiss wurde, auf dagegen von Seiten des Lonrtift ergrif* 
fenen Beenrs, eassirt, weil Lsffont nieht selbst die Verjlhmng der gegen 

ihn angestellten Yindicationsklage vorgeschützt , die Ehefrau Lesage aber 
weder ein Recht, noch eine Qualität habe, die dem dritten Besitzer zu- 
stehende Verjährungs -Einrede geltend zu machen, da in Folge der rechts- 
kräftig ausgesprochenen Resolution des Tausches ihr Ehemann gemäss Art 
1183 B. G. B. so angesehen werden müsse, als ob er niemals Eigenthümer 
des in Tausch erhaltenen Grundstückes gewesen wäre , wonach also die 
Legalhypotheke der Ehefrau Lesage unter keinem Titre dieses Grundstück 
mehr zn erreichen vermöge (Art. 2125 ib.) und dieee Folge der Resolution 
der Ehefran nm so mehr enIgegengeseCit werden kflnne, als durch die von 
ihr gegen Lourtet vorgenonmene Hjpothekar-Verfbignng die Eriction des» 
sdben und die BesoTntion des TansdiTertrages herrorgemfen worden sei 

Paria, 28. Angoat 1880. (Bej.) (J- <*• 1861. 8. 479) 

27) Resiliations- und Schadensersatsklage; entgehender Ge* 

winn wegen geringeren Werthes des Kantobjeets. 
& n Ali 1118 B. 0. B. Orthail (Barila) m 1. Fabraur ISSa 
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118) Besiliatlons- und Schadensersatzklage bei Lielerailgl* 

Verträgen; normirende Epoche. 

Wenn eine Waare, zufolge Vertrags, in einer bestimmten Frist zu 
liefern ist, ohne dass jedoch ein Fall vorliegt, wo der Verzug von selbst 
eintritt, so kann der Besteller nach abgelaufener Frist den Uebernehmer 
der Lieferung zur Erfüllung sommiren und entstehendenfalls die Auflösung 
des Vertrags, sowie den Ersatz deä bchadeuä veriangeu. Alä Epoche, welche 
für die Bestimmung des SehaiteiiBeraateeg bier im Falle der BeailUttionsklage 
ntaMgebend iit, kann weder der ursprODgliGh festgesetite Lid^ningstag, 
noch dtt Tag dv SommatioD, aondaii mir der Tag der BesUietioiiskiage 
angesehen, uid demgemäss die Differenz des Preises, wddien diesa Ue- 
fernde Waare am Tage der Klage im Vergleich zu dem TertragsmiflBig 
festgesetzten geringem Preise hatte, als Knfaidiftiiignng an* md mge* 
^rochen werden. 

DeDo erat durch dieM KUge tfiu ein AbwbluM «in, da durch aie der BMteiler er» 
klirt, Ton dem in Mtraim OagtoMni» almlwa n wtlkn, diMer daher mit Mioea 
ffwmnB Pniitchwaaknffai iriebi mabr ia Belndil kttnncB kann. In Baireff die oft ier 

Klage erhobenen Schadensersattansprucbs aber das Urtheil auf den Tag der Klage zarfick- 
xufUhren iat, a]s ob ea an diesem Tage erfolgte. DatQr, dass der ursprOoglich beetimmte 
üaferuQgatermiD als ataaesgebeud aoiuseheo sei, fiudet sieh kein geaclxlicher Aubalta- 
pukkt BaantlMi ideM in den Art. liBO (ee kranle der SelnUner eehen M AfceeMnü 
des Vertragt Torausseben, dass die 'Waareopreise nach dem Uefsnugslage noch in die 
Höhe gehen konnten) und 1611 des B. 0. B., Tlelioehr steht die VerfOgnng des Art 1184 
dem entgegen; denn nach diesem Artikel, in Verbindung mit den Art. 1146 und 1139 ib., 
IriM niehi eehen nil Ablmf des UeTerugeienalai an die Stelle der yerbtadKdikett, m 
liefern, eine Schadensersatzpflicht ; erstere bectetal fielmehr nach wie ror fort ; der Beetel* 
ler kann auf ErftlUang oder Auflösung klagen , und nur dadurch den Uebemebmer fflr 
Mieden Terantwortlich machen, wenn er deneelben durch eme Auflorderung in Venag 
MM. Aneti der Tag der Sonunetlon kann W neMi tH di der Tornegeoden FVage niebl ale 
aaaeegebend in Betraeht kneueen, da aach nach den Elnireten des Venngs die VeeUnd- 
lichkeit zu erfüllen fortdauert, und der Besteller immer noch auf ErfhUang zu klagen be- 
rechtigt iat, mithin jene Sommatlmii wenn eie auch zu einem Sebadensanspruch Toraua- 
geeelit wird, In Betnff der Fee ti e hnn g des Sehadeu einen Abeehlnae niehi bilden kann. 
Dnrmelndl, i, Jwol 18G8. (Omb.) Weinvr^bt f. Dorr. (Bamerliflg 186& L tl) 

29) Besiliations- and Schadensersatsklage; Sommation; 
Znvielforderttng; entgehender Gewinn. 

& n Ari lldO B. G. B. Nr. 4 OrlheU (Britoael) m 33. Hirt 180O nnd n Ait 1138 
Mi IIW Hl. Hr. 4 Orlheil (DeroMM von 14. Beeenber Ittl. 

80) Resiliation; Schadensersatsklage; Uebernahme einer 
physiscli nnmOgliehen Leistung. 

Der Vertrag, durch midien der one Gontrahent sich verpflichtet, dem 
anden etwas physisch Unmögliches sa leisten (eine Daaipflnaschine mit 
einer besthnniten, aber nach dem jetsigen Staadpunkte der Teduuk nicht 
errdchbaren Kraft nnd Wurksamkeit zu liefern), kann nicht als rechtfer» 

pflichtend angesehen, und nicht wegen NichterMung desselben, gemias 
Art. 1184 B. G. B. , auf Resiliation mit Sciiadensersatz geklagt werdeiL 

Die Auflösung eines Vortrags auf Grund des Art. 1184 B. G. B. setzt einen an sieh 
verpflichtenden Vertrag Torans; das B. Q. B. erkennt aber eine Tertragamisaige Ver- 
plieiitang n physisch upmflgliclien LeiilDDien, nag die UnnqgliefeiMil nur einen oder 
Mitn Tiieilen bekaa« gmveMn tein, niehi an, da edbil meh Ali 1808 die MIahl aar 
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Deberliefemag einer Sache ans einem gOltigen Vertrag , weno dto Btdie TOT £ifll> 
long XU Grand geht, wegen UomSgliehkeit der Leistuog erliacht 

W«oii dabtr der Varktai^ den B«w«it, daw die ErAlUmg dw Vertrags phyaieeh w- 
IMIglM iBbrte, so kann derselbe weder zur Erfüllung, noch zu einem Ersätze des MU 
der QDterlassenen ErFüllung entstandenen Pcha'lens nn-l eiititehrteri Vorthcils rcrurtheilt werden. 

Sollte der Verklagte durch Versehen oder Dolus , uauieutiich doreh Tiuschuag Iber 
dit HdfUdikeil der TersproelieiMii Leistang, den KUger tm Mineai VatmagSB hmnUdlgt 
Ittbes, so konnte dieser ihn geoiiss Art. 13$3 oder 1383 ib. auf SchadlothalMng fcffiiwgon. 

Berlin, 11. Scpte.nher 185S. (Gass.) Zilkeo g. Weidoer. (K. A. M. IL 63.) 

Cfr. Rej. (Paris) vom 9. Januar 1860. \ 

Zweiter Abschnitt. 

Ym den betagten Obligationen (d krme), 
(Art im — im,) 

Zu Art. 1185. 

Tagsbestimmung. 
8. Zmm m An 1174 Hr. 2 B. G. B. UithaU (MMohaim). 

Zn Art 1186. 
Erster FalL Klagerecht naeh Eintritt des TermiiiB. 

Bei betsgtea Verbindlichkeiten findet nach Art 1186 a Q. B. ehis 
Klage auf Erfüllung erst statt, wenn der Zeitpunkt eingetreten ist, wo die 
Erfüllung verlangt werden kann. 

Haonheim, 15. Februar 1839. (Oberbofg. Jahrb. 1S38/39. S. 306.) 

Zweiter Fall Klagerecht vor dem Verfalltage. 

Nach Art 1186 kann nur die Zahlung nidit vor dem VerfaUtsge ver- 
Isagt werden, also immerhin schon vorher, wenn die Forderung Ober- 
haupt bestritten wird, eine Klage darauf gerichtet werden, dass der Be- 
klagte am Verfalltage bezahle. 

Mannheim, 4. Apnl und 23. Mai 1849. (Annal. 1849/Ö0. 8. 275 nod 27&) 
Vergi. Oberbofg. Jahri». 1847/48. S. 180. 

Dritter Fall. Klage vor Ablauf der Kündigungsfrist. 

Wird dem Gläubig(3r eine Kapitalforderung , die erst nach dreimonat- 
licher Aufkündigungbfrist zahlbar ist, vom Schuldner widersprochen, so 
kann er unter Anführung dieses erfolgten Widerspruchs, wodurcli das Recht 
schon jetzt als ein bestrittenes sich darstdlt, auch Tor Ahlanf der Aufkon- 
digungsfirist Klsge erheben, msofem er nur sein BflgehreBdamtf heschrinkt, 
dass das Kapital erst nach umlaufener AufkOndigangsfrist su besahlea sei 

Der Art 1186 steht einer solchen Klage uieht im Wege, da er aar kstünt, ilM 

nicht früher bezahlt zu werden brauche, als bis die Schuld verfallen CiL 
Mannbeiui, 13. Marz 1845. (Oberbofg. Jahrb. 1844. S. 505.) 
Maonbeim.... (Oberbofg. Jahrb. 1851. 8. 11.) 
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Zu Art. 1188. 

1) Einforderbarkeit einer Schuld wegen Vermügensverfall; 

Compensatiun ex officio. 

Eine Fordcruufj; , welche vertragsmässig in einem noch nicht eingetre- 
tenen Termin fällig werden sollte, aber gemäss Art. 1188 B. G. B. schon 
früher fällig wurde, coiupcusirt sich von llechtswegeu, und ohne dass eine 
gerichtliche oder sonstig c üeuuäpruchuQg vurao^sgegau^eu zu bein braucht, 
mit einer bereils einforderbareD Gegenforderung. 

(8. dat KilMn ta Art 1389 o. t B. Q. B.) 
Berltn« 17. Juni 1837. CCm.) Fink g. Btttelt. (K. A. 37. a . 

2) F&lligkeit einer betagten Forderung; nicht gestellte 

Sicherheit. 

Ein Bürge , welcher sich für eine sechs Jahre lang unaufkündbare For- 
derung sammtverbindlich und dem Gläubiger dabei die ausdrückliche Zusage 
gemacht hat, ihn für diese t orderuug mit dem ganzen Vennögen jeder Zeit 
sicher zu stellen , kann , wenn er diese Sicherheit nicht wirklich gestellt liat, 
der früher erhobenen Klage auf Sicherheitsleistung oder alsbaldige Zahlung 
in letsterer Hiiisidift nicht die Einrede eatgegensteUen, daas die Klage zur 
Zeit abgewiesen werden mOsse, weil der Gläubiger dem Haaptadinldner 
versprochen habe, üQr den Fall pSnktücher Zahlung der Zinsen das Kiqpital 
seehB Jahre lang nnaiifkandbar stehen zu lassen. 

Diese Einrede ist auf Grund des Art. 118S ß. G. B. zu ▼erwerfou, weil lueh dieser 
Geeetzesstelle der Schuldner die Begünstigung der Zahlungsfrist schon dann nicht 
mehr in Anspruch nelujien kanji, wenn er die dem QJ&ubiger gegebene Sicherheit vnr« 
mindert, wMtaalb diese Vei^ttBetlgiiag am lo mehr daan hiawegfilJeii mdase, wenn er 
die versprochene Sicherheit gar nicht leietet und alio der fiflrge auch die dem 
Hauptsf huldner bewilligte Frist nicht ^Teiter aO^reclMB JuDO, WeOO er WtüM die dem 
QiAabiger uigesagte Sicherheit nicht stellt. 

Maankeiiii, 10. Febniar 1818. (OiMrlMTg. Jahrb. 1844. 8. 2S.) 

3) Lieferungsvertrag; FallimeAt; Termin. 

BeMIgliflii der Tiiefenmgayertrage tritt im Falle eines Falliments der 
IMmgsteimiii aidit sofort ndt dem AoebniBh des FalKmeiifB em. 

(S. das Nähere Ml Art 482 U. G. B.) 
Dar ui Stadt, 10. Februar 1845. (Gass.) Fallitaiaaee SaM|g g. flehmn. 
Cfr. Gilbert zu Art 444 (neu) U. G. B. Nr. 17. 

4) LieferungSTertrag mit Termin zar Zahlung; Zweifel 

an die Zahlf&higkeit 

Wurde zwischen dnem Fabrikanten ond einem Kaufmann ein Vertrug 
abgeschlossen, wonach der £rstere dem Letzteren Waarea fOr eimm 
festgesetzten späteren Termin zu zahlenden Preis sofort zu liefern flbenmhm, 
so kann das Gericht nicht erkennen, dass der Fabrikant berechtigt sei, voft 
dem Vertrage abzugehen und die sofortige JUeferung der Waaren um dess- 
willen zu verweigern, weil er in Folge der ihm zugekommenen (Jerüchte in 
gutem Glauben die Zahlfälligkeit des Käufers zu bezweifeln veranlasst sei. 
Kur die Verminderung der süpuUrtea Sicherheit, daa f'aUimuat oder die 
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döconfiture des Käufers (Art. 1188 aad 1613 B. G. B.)t könnten eine solche 
Verweigerung rechtfertigen. 

Paris, M. Norember 1861. (Gms) (J. d. P. 1862. S. 331.) 

5) Termingestattuug ; verminderte Sicherheit; Verkauf des 
Amtes eines Gerichtsvollziehers; Privileg des Verkäufers; 
Verlust durch lievocation. 

Hat Derjenige, welcher die Stelle eines Gerichtsvollziehers fttr eine in 
Terminen zu zahlende Summe, unter der Bürgschaft seines Bruders, acqui- 
lirCe, diese Stelle weiter an den Letzteren Terkaoft, nnd es wurde gegen 
diesen Letsteran die Berocation ausgesprochen, so stdit weder dem Ersten, 
noch dem Borgen fernerhin noch ein Anspruch auf die erwStante Tennin- 
gestattung an, da nach constanter Jurisprudenz durch jene Revocation das 
Privileg des ersten Verkäufers verloren ging, mithin die Sicherheiten der 
Forderung desselben vermindert wurden (Art. 1188 B. G. B.). 

Pari!, 21. Januar 1861. (Kej) (J d. P. 1861. 8. 635.) 
0fr« Om«. (Parü) Tom 24. Januar 1859. 

Mtter AlMohnitt 

Ym dim aUenattvm ObligatUmm. 
(Art lim»— 1196.) 

Za Art. tl8a. 

1) Alternative Obligation; Wahlrecht. 

Hat ein Universallegatar durch Testament das Recht eingeräumt be« 
kommen, den Werth der ihm legirten Gegenstände, zur Festsetzung d^ 
an einen andern herauszuzahlenden, entweder durch den Verkauf des Ver- 
machten, oder durch ebe AbschiUung Dritter festsetien sa lassen, nnd er 
hat durch euMu Brief an den Ifiterben auf dieses Wahlrecht ?eniGlitet nnd 
diesem die Wahl flberiaesen, so kann er doch, so lange dieser Dritte nicht 
diesen Verzicht and das ihm gemachte Anerbieten angenommen hat, anf 
das ihm zustehende Recht, statt des Verkaufs eine Abschätzung zu jensm 
Zwecke vornehmen zu lassen, zurückkommen. Das Gericht, welches dieses 
anerkennt, wendet die gesetzlichen Begeln über die i^dung von Verträgen 
ganz richtig an. 

Paris, 1«. April IML (B«j.} (J. i. P. 1863. 8. 883.) 
0fr. GIlbeH n Art. 1190 B. G. B. Nr. 8. 

2) Alternative Obligation; Yerschiedene Jahrgänge; 
Erlöschen des Wahlrechts. 

Bei alternativen Verbindlichkeiten , welche jährliche Leistungen zum 
Gegenstande haben, erlischt das Wahlrecht durdi die für einen Jahrgang 
getroffene WaU für die kOnftigen Jahrgänge nicht 

Bai jÜirHab «Mtorksbrntai VerUndlieUnHaa (Ito Wahl w» in eoaer. 4m eUn- 
biger eingerinmt) sehliesst die Annahme des Einen in dem einen Jahrgang nur das Zo* 
rflckgreifen auf das Andere in demselben Jahrgange aus; wird dagegen die Verbind- 
Uchkett in dem darauf folgeadeo Jahrgänge aufa Neue räliig, so tritt eben damit das be- 
tatgW6 WaUrMlit von Nmmi witdw «tn* 

MaBAhtitt, II. Oelobtf iUL {OhMg. Jthrb. 1813/43. 8. Ifi«.) 
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3) Alternative Verbindlichkeit; Verjährung des Wahlrechts. 

Auch da , wo bei jährlich wiederkehrender alternativer Verbindlichkeit 
30 Jahre lang dieselbe Wahl getroffen wurde, ist das Recht, für die Zu- 
kunft auf den andern Gegenstand zurückzugreifen, nicht verjährt. 

D« das Wahlrecht immer erst zur Verfalixeit der Yerbiodiichkeit selbst wieder ein- 
(ritt, M iil In B«uig aaf datidbe vorher kefoe aotio uia Torlwaden mi itt «• vn 
Mies <«• BmolitigteD jedünal «ine ns imcm haHaüi, ob «r dai Etno oder doo Andoto 
nehmen will. 

Mannboin, 15. Oetober 1841. (Obartao^g. Jahrb. 1842/43. S. 167^ 

4^ Klage auf Erfallang oder Schadensersatz; alternatiTe 
Verbindliclikeit; Wahlrecht des Schuldners; Annahme 
der Wahl 

Hatte, emem Kaufverträge snwider, der Käufer die gekaufte Sache su 
flbemehmen und zu zahlen sich geweigert und wurde demgemiss auf Klage 

des Verkäufers rechtskräftig verurtheilt , den Vertrag durch Abnahme der 
gekauften Sache zu erfüllen, im Falle der Nichtannahme aber den Ver^ 
käufcr zu entschädigen , so kann er ( der Käufer) , obgleich er bereits er- 
klärt hatte, auf die Abnahme nicht eingehen, sondern eine Entschädigung 
leisten zu wollen , so lange diese Erklärung von Seiten des Verkäufers nicht 
angeuüiumen worden ist , solche widerrufen und die Erfüllung anerbieten. 

£fl liegt hier keine alternative Verbindlichkeit im Sinne der .\rt. 1189 u. f. B. Q. B. 
vor, da Bifliit artprOnglieb icbon Torabndol wordon war; daoa dor Kinfer die Wabl bab«, 
ZQ erfflllen oder Eotsch&digung zu bezahlen. Die Pflicht zur Entschädigung wegen Nicht- 
erfOllang dos Vertrags (Art. 1146 il).) besteht nicht dergestalt neben der Hauptverbind- 
Udüteit, das» der Schuldoer wählen könnte, entspringt Tielmehr erat aus der Tbataache 
dar VIdilarfUliiiig nnd dem Geaatn* nkiit imniltaUMur am dem Vertrage, stellt ateb der- 
ber alt ehie eventuelle dar, auf welebe die GmadallM von alternetiTen Verpllldi- 

tnngen nicht anwendbar sind. 

Läge aber selbst eine alternative Verbindlichkeit hier ror , so stände dem Schuldner 
die Wahl bis zur Erfallnng zu (Art. 1189 und 1190 ib.). Eine nicht acceptirte £r- 
kUnmg des Sdmldaeie UnelabiUeh seioar Wahl wire nicht nowidwmflich ; aehoa daa 
Bamiaehe Becht (I. 138 $. 1. D. de verb. obL) vad die ittere taaiHledie JttMpmdens 
itomen hiermit Qberoin. 

Die Verwandlung der alteraaüveo Obligation in eine einfache alterirt nicht blos die 
BeAle d«e Vablberecbtigten , eendern aadi jene dee Miteontrabenlen , ktui daber wehl 
dnreb solkUige, von dem Willen der Parthieon unabhängige Ereignisa« (Art. 1198 ood 
1194 ib.), nicht aber durch einseitige Willenserklärungen derselben herbeigeführt wer- 
den, Tielmehr bedürfen aolche der Acceptation des andern Theils. Diese Erklärungen ent- 
halten dee Erbieten n einer anderen FeateteDnag dee Objects der Verbindlichkeit, mithin 
il einer Novitfen, welebe nidrt venaattiet wird, aondem einen neuen Yertrag nnd die 
Bbwilligung beider Parthieen erfordert (Art. 1271 und 1273 ib.). 

Auch wenn die Erklärung in der Klagebeantwortung enthalten sein sollte, ist sie nicht 
unwiderruflich; der Art. 1356 ib. spriciit nur von Zugeständnissen factischer Art, nicht von 
Anerbielnngen zar Feeietelinng der Beebteverbiltniue; die letzteren unterliegen vielmefar, 
nie die Errichtung eiaei Yergleichs bezweckend , den gewObnliehen Begebi der Contracfe 
(Art. 2044 ib.), bedürfen mithin der ausdrücklichen Annahme. 

Wenn demzufolge das Gericht den Widerruf der früher von dem Käufer abgegebenen 
Erklärung for unzul^aig erklärte, eo verletzt ee die Art 1189 bie 1196, 1271, 1273 und 
1366 B. G. B., reejp. «endet dieee Artikel Abel an. 

Berlin, 12. Februar 1849. (Gass.) DampfeebUüieeellaebaft g. Haldy. (K. A. U. IL IB.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 1190 B. Q. B. Nr. 3. 

80 ' 
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Viinim AbMlmitt 
Vm im ttlUmUekm Veifßieklmifm 

§. 1. fM in Sdidaritat ut«r des Uuki|tn. 

(Art im—im) 

Zn Art. 1197. 

Verkauf eines Miteigenthums; Rechte der Verk&ufer am 

Kaufpreis. 

Yen mehreren MiteigenthOmem , welche ein gemeinschaftliches Eigen- 
thum verkaufen, kann Jeder vom Kaufschilling nur denjenigen Betrag er- 
heben, der auf seinen Antheil am früheren Miteigenthum fällt, und der 
Käufer wird dadurch, d&as er einem Miteigenthümer den ganzen Kauf- 
schilling bezahlte, hinsichtlich der den andern Miteigenthümeru gehörigen 
Antheile nicht befreit, denn der Kaufschilling eines verkauften Miteigen- 
thums ist kein solidarisches Kigiinthnmsrecht der Verkiufer im Sinne des 
Art 1197 B. 0. B. 

Manahtiffl, 8. Oetober ISia (ObMteTg. Jakih. 1840/4L & 471.) 

§. 2. Vm der Solidarität Selteu der Schildner. 
(Art 1200 — 1216.) 

Zu Art 1202. 

1) Solidarische Verurtheilung zweier Ehegatten snm Scha- 
densersats wegen Quasi-Delictes. 

Wurden durch one verschleierte Schenkung (Handgeschenk) einer Ehe- 
frau Vortheile zugewendet und hierdurch der Vorbehalt der Miterben der 
£Ihefrau verletzt , so kann deren Ehemann , wenn er an dieser Handlung 
• Theil genommen hat , unter Solidarität mit seiner Ehefrau zum Einwerfen, 
resp. zum Ersätze jener Vortheile verurtheilt werden. 

Er i»t Miturbeber der oimlicben Frans gegen du Gesetz und des durch dieses QoMi- 
MM d«B HMen miwcte Sdndtoi. 

Psrli, 18. Ai«wt IMt. {B*^} (Sfar. 1M3. L 266.) 

S) Solidarität; Schadensersatz wegen fraudulöser Acten. 

Haben mehrere Personen zusammen dahin gewirkt, dass ein Dritter 
sich durch ihr betrügerisches Verhalten und Handeln zu einem ihm nach- 
theiligen Acte bewegen Hess, so können sie alle für den dem Dritten ent- 
standenen Nachtheii vcrautwortlich erklärt und unter Solidarität zur Er- 
setzung dieses Nachtheüs verurtheilt werden. 

Paris, i^ Jaouar 1863. (Bej.) (J. d. P. 1863. S. 580.) 

3) Solidarische Verurtheilung sa den Kosten; Terbundene 

Injurienklagen. 

Wurden zwei besondere Iig'nrienUsgen von zwei Personen gegen den 
nimlifihen Beklsgten wegoo Conneiitit wn einem Veiftfaren Tertnmdn, so 
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kSimeii die unterliogeodeii KUgor nidifc.iiiiter Solidarittt in dto KoBiflD 

▼ervrtheilt werden. 

(S. das Nähere za Art. 130 B. P. 0.) 
DftrmsUdt, 24. März 1851. (Gass.) H. u. E. g. T. (Emmerliog 1855. U. 163.) 

Za Art» 1906. 

1) Peremtioa der gegen Solidarschuldner erlasBenen 

Urtheile. 

Die in den Art 1206 und 2249 B. O. B. ansgesprodiaie Aosdeliniing 
der Litermptbn der Verjährung auf die solidaiiBchen Mitschuldner , ^enn 
auch nur ein solidarischer Schuldner eine Interruptionshandloog beChätigte, 
findet auch auf die Peremtion des Art 156 fi. P. 0., als eine specaeUe 
Verjährung, Auwendung. 

(S. dM Ntüiftro zu Art 1Ö6 B. P. 0 ) 

Parii, 3. Deeember 1861. (Rej. eh. eiv ) (J. d. P. 1862. 8. 834) 

2) Wirkung der Gant eines Solidarschuldners bezüglich der 
Fälligkeit der Schuld, den Mitschuldnern gegenüber. 

Erster Fall. Die Gant eines Sammtschuldners macht eine nicht fäl- 
lige Forderung nicht nur gegenüber dem Gaatmanne , sondern auch gegen- 
Uber den Obrigen Sammtsclinldnern fiUlig. 

Am dM BettinoHingaii det Art. 1906 B. G. B. , wonadi die Ywjßbmg gßgm äU» 

Samtotschuldner uoterbrocbon ist, wbmid sie gegen eioen ootarbroetacn wird, und dM Art 
120] ib., wonach alle Saaimtscbuldner in Verzug gesetzt sind, sobald einer in Verzug 
gesetzt wird , gebt der Grundsatz hervor , dass in Bezug auf den Gläubiger alle Samut- 
•dnldner alt SolnldBer im balrMlitaB aind. 

BrnohaaK... (Oberhof^. Jahrb. 1641/16. B. 187.) 

Zweiter Fall Die gesetzliche Besümmang, dass die Schuldigkeit 

des Gemeinschnldners durch die Eröffnung der Gant gegen ihn fiUlig werde, 
bat nur die Wirkung eines zwischen ihm und dem Gläubiger abge8düoe80> 
Den Vertrags und das dadurch begründete Vcrbältniss ist ein neues, rein per- 
sönliches und nur die Verpflichtungsweise dieses Schuldners betreffendes, das 
auf die Verpflichtungsweise der übrigen Öchulduer keinen Einfluss haben kaniL 

Manobeim.... (Oberbofg. Jahrb. 1847/48. S. 189.) 

Zu Art 1906 und U08. 

Berufung; aolldariscbe oder indiTisibele Obligation. 

Handelt es sich in ebiem Rechtsstreite von einer solidarischen oder 
indivisibelen Obligation, so nfltat die in ntttzlicher Zeit von eiaen der 

Hitverurtheilten erhobene Berufung, namentlich die Appellation, welt^ 
ein Minderjähriger lange Zeit nach Ergehung des ihn unter Solidarität 
yerurtheilenden , aber ihm gegenüber nicht in Rechtskraft übergegangenen 
ürtheils eingelegt hat, den andern als Solidarschuldner Verurtheilten in 
der Art, dass auch diese, ungeachtet des ihnen ge^^emlber eingetretenen 
Ablaufs der Appellfrist oder der Anerkennung duidi freiwilligen VoUzugi 
gegen das ergangene UrtheU noch sn mpeUiren im Stande sind. 

(8. dM Niliera m Art. 1184 B. e. B. Nr. 8.) 
Paris, 25. Hirz 1861. (Cruss.) (J. d. P. 1861. 8. 739.) 

Yergl. das Urtheil (Brüssel) vom 7. M4rz 1S61 an Art. 1217 B. Q. B. 

Cfr. Caaa. ▼om 30. August 1852. 

80. 
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Zu Art. 1)114. 

1) Alimentationspflicht; Solidarität; Backfordernng an den 

HitTerpflichteten. 
8. a Ali 338 B. O. B. dii UrthaO (BarÜB) tob 93. Febraar 1333. 

2) Handelsgesellschaft; Liquidation; Zahlung von Schulden 
durch einen Gesellschafter^ Kückgriff an die andern Ge- 
sellschafter. 

,Ist einer der Gesellschafter mit der Liquidation der Gesellschaft be- 
auftragt und er zahlt aus seinem eigenen Vermügen Schulden der Gesell- 
schaft, sü hat er fOr diese bezahlten Schulden keine Klage gegen die Mit- 
gesellschafter als solidirisdie ^ehuldner, sondenn nur als negotioram gestor 
gegen jeden der OeseUsebafker fflr den Antheil, wekfaer demselben von den 
besahlten Schulden sn Last fiOlt 

Enterer var als Solidarschuldner zur Zahhmg des Ganzen verpflichtel| kinn dalwr, 
gemSss Art. 1214 B. 0. B. die MiteebiildiMr nv ffir Uureo Antbeil aa im gMMinMtafl- 
lichen Sehtüden belangen. 

Oft er keinaa Anllrtg «tfaallBn liatte, «u Mtoen VenMgeii Jim SetattUeo gm m 
boaldeD , so steht ihm blos die Klage ans der Oescbäftsfabmng gemfiss Art 1375 ib. zu, 
nni ar kann also die Mitschuldner nur insoweit deshalb angeben, als diese durch sein Haa* 
dein bereichert wurden, indem auch kein Fall der geaetiiichen Subrogation rorliegt 

Paris, 8. Janaar 186^ (Rej. ch. dv.) (Sir. 1802. I. 479.) 

3) Solidarische Verurtheilung einer Dotal-Ehefrau und ihres 
Complicen zum Schadensersatz wegen Ehebruchs; Rück- 
griff des das Ganze an den Ehemann zahlenden Complicen 
an das Vermögen der Ehefrau. 

Wurde eine unter Dotahrecht verheirathete Ehefrau wegen eines be- 
gangenen Ehebruchs, unter Solidarität mit ihiem Complicen, zu einem 
Schadensersatz an den Ehemann verurtheilt und sofort das Ganze an den 
Ehemann vuu dem Complicen bezahlt, so hat der Letztere nicht, alä iu 
die Bechte des Ehemannes subrogirt, die Befugniss, seinen Siokgriff gegen 
die Fran filr die Hälfte jenes Scbadensersatses anf das Dotalvennflgen der 
Ehefrnn anssntlben. 

Vau der Grundaala dar Uaveräusserlichkeit der Dos eine Aoanabme in dem FaUa 
findet, wo die Eherraa wegen eines Delictes oder Quasidelietes zum Schadensersatz ver- 
urtheilt wurde, so kann diese Ausnahme nur von Demjenigen angerufen werden, zu dessen 
Ounsten dar Scbadenaanali ansgesproduD wvrda, nielil aber ta Qmwten dit CompBeaa 
oder Miit he büa dea Delielea. 

Aus der Thatsache, daas der Cotnplice das Ganze bezahlte, entspringt fflr Diesen 
ein rein ciTilrechtlicher UackgriiT gegen die Ehefrau , da sich derselbe lediglich auf die in 
Fo]ge der Zahlung eingetretene Subrogation grOndei. Wegen einer solchen SohaU kam 
abar dia Do« Bieht ala vwtuaarlioh aageaahan wardaa. 

Ueberdies hatte der Ehemam adbst, so lange die Ehe nicht aufgelöst und die Güter- 
trennung nicht ausgesprochen worden ist, kein Kecht, gegen seine Frau Verfolgungen 
einzuleiten; es konuie also auch der zahlende Complice aus einer Subrogation in die 
MHa dai Ehaoiaaiiaa alehl oNkr RaM arlaagaa, ah Um» aalbal balla. 

Paris, U. Falnwr 18611 (Hitj-) (Sir. 1868. L 967.) 
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IWtvr Absdiiiitt. 

(Art. 1217 — 1219.) 

Zu Art. 1917. 

1) Untheilbaro Obligation; beselirinlcte Anerkennung der 

Erfflllnng. 

Wenngleich bei nnUieilbaren Obligationen, sobald Sdtens des Berech- 
tigten, einem der YerpiUchteten gegenflber, die ErfttUung der Obligation 

anerkannt ist, auch die übrigen Verpflichteten als liberirt erscheinen, so 
kann doch die auf stattgehabte Anerkennung der Erfüllung gestützte Libe- 
ration nicht über die Grenzen der Anerkennung ausgedehnt werden , viel- 
mehr bleibt dieselbe, wenn sie eine beschränkte ist, auch bezüglich der 
übrigen Verpflichteten eine beschränkte ; diese müssen , wenn sie auf jene 
Anerkennung sich berufen, sich auch die Beschränkungen, unter denen die- 
selbe statt hatte, entgegensetzen lassen. 

DarmiUdI, 14. Odobar 1861. (BeJ.) SoUamner g; 8Mt lUni. (ftuMriliig 
1»1. Lim 

2) Untbeilbare Sache; GasBatlonirecnrB gegen einen der 

Miteigenthflmer. 

Erfolgte in dneDn Beditsslreite, irorln es sich von einer nntheOberea 
Sadie, dem Ansprüche anf Anerkennung einer Fenstergerecifatigkeit an dem 
mehreren Personen nngetfaeOt angehOrigen Hans, handelt, bi letiter Mutans 

ein Urtheil, welches die Klage abwies, und einer dieser Miteigenthflmer 
liess das Urtheil significiren, so kann der Kläger nach Ablauf der hierdurch 
eröffneten Cassationsfrist nicht allein diesem, sondern auch den übrigen 
Miteigenthümem (welche nicht das Urtheil hatten significiren lassen) gegen* 
über keinen Cassationsrecurs mehr erheben. 

Di« in KJage begiifene Serritat ist aatbeilbar, kann mithin niebt. ffir einra Tbeil 
■■■UBM «nrdM; ile daem dir MIMg uU iamer im ang«bK«li t> li t t Bl«B BmM gswilnrto, 
oder dordi d«iMeIb«n sonit envMto Befreiung voa der Servitut gereicht aUo nothwendig 
auch den andern Miteigenthflmem zum Vortbeil; diesen kömmt daher der ümatand, dass 
das «rgangeoe Urtheil dem MiteigentbOmer gegenüber die Beehteknft beschritten hat, eben« 
fcUs tBg«L 

BrfliMl, 7. Müs im. (B^.) (PMlor. 1861. & Ml) 

Vti«L n AiL 1106 OB« 1906 das UriMl (Fferif) wm 96. Min 1881. 

8) Untbeilbare Sache; Besiliation eines Hanskanfea. 

& m Ali 888 B. G. B. irr. 11 mrtM- A. UrtbeO (Ihmlsai) wom 13. Mbr. 18B6. 

4) Untheilbare Sache; Resiliation eines Hauskaufes; Appel- 
lationsrecbt der Mittheilhaber. 
8. n Art. 1184 B. Q. B. Nr. 8 das Urtheil (Paris) vom 2&. Mftn 1861. 

Zu Art. ms* 

1) Alimantationspfliebt; üntheilbarkeit 

Die Attnwtationspflicfat , welche mäureren Personen sogieich obKfigt, 
ist eine nntheflbere Verhindfidikeit - 
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Weon mch kein AlimenUtioDgpflichtiger angehalton werden kann , mehr zu leisten, als 
seioe VenDOgeneomBtäQde erlauben, so kana dies auf die Natur und Eigenscbafi der Schuld 
kaiiiMi EiafliMl baban, ind ilt TbaDbatkdl <«r Sebald nnlir O» T«q«lllcMeten Itl voA 
k«iil B«waia d«r Thiilbarkeit gegeoaber tot Gläubiger, indem sie diesem gegenüber wegeft 
Ihres Zweckes untheilb&r sein kann; auch ist es bei der AUmenlationspflicht ein an- 
erkannter Grundsatz, daas da, wo einer der mehreren Veipflichleten kein hinreichendes 
YenDQgeii hat, die flbrigan, wenn ile soldm bathxen, Ar tbn einaMMB nfliMn, müä 
Um» Gmndstli Unt sieb bef einer theilbarea YerbindUdikett genOhttlidiar All nUil 
anwenden, also nrnss die Alimentationspflicht eine andere Natur taablD. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. 18ö2/ä3. S. 217.) 

TaigL n Ali B. 0; B. Hr. 1 lit UrlbfOa te BarUaar nA Miar Oaaaap» 

3) Dienetbarkeit, anf einem Lehen rnhend. 

Die auf einem Lehen ruhende jährliche Holzabgabe an einen Dritten iat 
ihrer Natur nach untheilbar. 

Wem aodi 4aa Qnaatnm Aer jibrHdian Hohabgaba gattiaOl wiriatt kaan, aa nhl 

doch jeder Theil derselben auf dem ganzen Lehen und ist also in Bezug auf das Lehen 
das Recht als eine Dienstbarkeit untheilbar, weshalb auch jeder Mitscholdoer (LehenmÜ- 
besiuer) auf daa Ganze belangt werden kann (Art. 1222 B. Q. B.). 
MaanhalB, iL Jui 18«i. (Obariiarg. Jahrb. i8ID/4L a US.) 

3) Haftbarkeit der Erben für die von dem Erblasser vorge- 
loamene Sehtfiikmag einer fremden Sache. 

A., «etohar aaah den Toda aa'aar Ebafraa im Bedtu daa ganzen Vermögen« büab, 
abwaU aasba Kindar Variante wmm and dlaaa die arilttaillaba Erbaobaft nabedfagt an- 
traten, Terschenkte als Wittwer Licgenscbafien, welche zur Gemeinschaft gehörten, an 
seine zwei ältesten Kinder. Nach seinem Tode wnrde seine Verlassenschaft ebenfalls un- 
bedingt angetreten und verlangten die jOngem Kinder sodann , dass die Liegenscbafta- 
8di«nkaag an dia swai illealen Ar idebtfg eiUlrt «erda« wall A. flbar daa Oanafandiafl^ 
vermögen, also ober fremdes Eigentbam, Terfflgt habe. 

Diese Klage ist abzuweisen und die Schenkung kann andi nicht pro 
rata des Erbtheils der Kläger für ungültig erklärt werden. 

Die Letzteren mflssen, als unbedingte £rben ihres Vaters, dessen Handlangen, wie 
ihre eigenen, gegen sieb gelten lassen; ihrer Vindicationsklage steht daher dia eiceptia 
ral denalaa aalgagin wd ala ataid varpfliablal, daa Erwarbar dUa ebar g aba n a Baeba an 
liaien; ihre Verbindlichkeit ist untheilbar, weil es dio Absicht des Erblassers war, nicht 
BOT einen Theil, sondern die ganze geschenkte Sache in den Besitz des Beschenkten zo 
t|bargeben (Art. 1221 Abs. 5 B. Q. B.), und es sich hier nicht um eine Üewahrleistung, 
landan am dia BaaaMgBng ainar an ileb redhlawIdrigaB Tbal baadalt 

Manahafm.... (Obailiafg. Jahrb. 1888/«. & 990.) 

4) Verkauf, gemeinBchaftlicher, von Immobilien, welche 
▼ersehiedenen Personen angehören. 

Wenn Ehegatten verschiedene Liegenschaften, die zum Theile dem einen, 
so» Tkefle dem andeni nnd warn TheUe der Gemdnscbaft gehören, mit 
emander insgesammt und ohne Bodoieht anf die Verschiedenheit des Eigen» 
thums yeikatifen, so kOmwn die Wittwe nnd deren Erben den Verkaitf be- 
ztiglich der auf den AntheU der Wittwe kommenden Liegenschaften nicht 
anfechten. 

Die Verbindlichkeit ist eino untbeilbare, da die .\bsicht der Verkäufer den theilweisen 
Yollsog ausechiiesst (Art 1218 B. 6. B ) und die nach Art 1220 ib. sonst zulässige Tbei» 
bngibcftigniM dar Erben aach Art. im Aba. 5 U diasaai VWIa aUM aMBaiat 

Xaaahalm, 90. MBn 1868. (AanaL 1868. OL ICB4 
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5) Verkauf eines fiofgutes an mehrere Personen} KUgerecht 

der einzelnen Käufer. 

Den Vollzug eines Kaufes (in concreto Kauf eines Hofgutes mit Fahr- 
nissen) kann nicht ein einzehier der mehreren Käufer für sich allein (weder 
für seinen Antheil, noch für das Ganze) von dem Verkäufer vcrlaogen. 

1>« der Verkittfer offenbar das Ganze verkaufen wollte, ao kann er dieses auch bis 
snr Zikhuf «tat gsBstn Kraf^mtaw retfoiraB and Iii dahor nidtt •draMig, sich mit afiwr 
ttaeilwoisen Zahhnif des Kaaf^rdiM zu b^Ogen und gegen eine solche das Kaurobject 
Iheilweise herauszugeben; ebenso wenig kann aber auch ein einzelner Käufer die Her- 
aasgabe des Gauzeu verlangen, weil kein Kecbtagrund vorbanden ist, welcher den Ver> 
kiafiMr vtrpfliebtat, ien Kläger aaoh im AiHbell det HftUnfei« annfolgen, da «la« daa> 
fidlaiga Vartragsbeatimmung nicht ezistirt und die Verbindlichkeit zar Oabargabe des Kauf- 
objects weder an sich untheilbar, noch um desswillen als untbeilbar anzusehen ist, well 
dia ihr gegenabaratebeode VerpÜichtang insorem untbeilbar ist, ala siob der Verkiuifer 
«in Um ÜMOwaiaa Baricbtigang daa Kaufsehillinga niehl gafalln n laaaaa brauebi 
MAnahelm, 99. AprO ISO. (AnuL 1868. 8. 189.) . 

6) Untheilbarkeit einer Obligation; Solidarit&t; Absicht 

der Gontrahenten. 

A. nd B. TarpileUaln atah ia afann mit 0. a bg a a a h laiian n TargMaha flbar äaum 

mit Letzterem geführten Prosaaia, «Win daraelbe an A. und B. eine Entschädigung an- 
forderte, dem C. alle ihm entstandenen Kosten, welche sich auf 2800 Francs beliefen, xn 
ersetzen I A. sollte 2000 Frca., B. aber 800 Frc«. bezahlen, so daaa auf diese Weise C. 
TalhliBdlg klagelos gestalH wavia. Kaebdan A. dia 1000 Fraa. n 0. baiaiUl hatte, stallla 
Letslerar gegen B. and A. aina Klaga anf avlidariaaba Yaiwflialliag nr SaUug dar 
raaiiranden 800 Fres. ao, and dies« Klage wurde von dem Btdit«r ngiiproeh«n, 

weil aus der Wortfassung des Vergleichsactes , den vorausgehenden 
Acten und den hier vorliegenden Umständen hervorgehe, dass es in der 
Absicht sämmtlicher Contrahenten gelegen habe , die von A. und B. ttber- 
nommene Verpflichtung als eine untheilbare zu contrahiren. 

OI«a« WOrdigaug dea WUlans dar Partbi««n unterliegt ni«bt dar Kritik daa Qmm» 
ÜiWilwfai. 

Paris, 13. M 188a (Bi(f.) (I. d. P. 1881. f. 688.) 

§. 1. Tm deft Wirkuagrn in Mliica TeiiMktitlt. 

(Art 1220 0. 1221.) 

(.3. T« Im firinngn in MiiifHiwin feiHiiliiiteii 

(Art 1332-1825.) 

Za Art. 1222 u. £ 

Freiwillige Trennung der Sache bei einer gegen zwei Per- 
sonen auf Erfüllung einer untheilbaren Verbiodlichkeit 
gerichteten Klage; rechtskräftige Entscheidung. 

Wurde gegen zwei Personen auf ErfilUlang einer untheilbaren Verbind* 
lichkeit geklagt , und im Laufe des Prozesses trennte der eine der angeblichen 
Mitschuldner freiwillig seine Sache von jener des andern , indem er nicht, wie 
sein Consorte, ein Interlocut mit Berufung angriff, so kann er das, auf die 
Berufung des Letzteren ergangene, die Klage zu dessen Gunsten abweisende 
Urtheil nicht auch für sich als rechtskräftig entschiedene Sache anrufen, 
daa Mkara ai AH 1861 B. 0. B.| 
Brtaaal, 4. taMT 1881. (8^4 (Mar. 1881. B. IM) 
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Zu Art. ItM and 1M4. 

Untbeilbare Verbindlichkeiten; Vorkaufsrecht; Klage des 
einen von mehreren Berechtigten. 

Der Satz, dass die zwei lodlTidoen gegenüber eiogegaogeae , dem Object uscb ua- 
ÜMilbara VeiUndliolikfllt im AllgeauiDaD dem Y«pllleliM«B Raohl gebe, damf n 
behanren, dass auch nur Beiden, nidit elter einem allein gegenober erfbllt werde, ist 
zwar anrichtig; von mehreren Otfinbigern einer nntbeilbaren Verbindlichkeit ist Jeder be- 
reebligt, da« Ganze zu fordern, vorbehaltlieb etwaiger RQck Vergütung per rata (Art. 1224 
' B. 0. B.); der eine Glinbiger kann aber niebt, mll Bedilawlrkang fttr die andern GHa- 
bignr, die ganze Verpflichtung erlaasen oder darauf Tendeliten. 

Erscheint jedoch bei einem Vorkaufsvertrage , nach der Intention dir 
Contrahenten , das darin begriffene Immöbel als ein untheilbares Vertrags- 
object und das Vorkaufsversprechen blos in der Art ertheilt, dass es von 
den zwei Personen, denen es zup:csafjt worden, nur f^emeinschaftlich aus- 
geübt werden könne , so ist die eine dieser Personen nicht berechtigt, ohne 
die andere auf Erfüllung des Vertrags, beziehungsweise auf Entschädigung 
wegen der ihr gegenüber nicht gewährten ErfOllang des Vertrags zu klagen. 
DarnaUdI, 3a Boreaiber IMa (BeJ.) Salm g. Qatteabeiger. 

Zu Art im. 

Znrflckforderang einer von zwei Personen deponirten an- 
theilbaren Sache durch den einen der Deponenten. 

Haben swei Personen einen nntfaeUbaren Gegenstand glelehzeitig bd 
einem Dritten deponirt, so kaan i d. R. der Depositar den Gegenstand nur 
an die zwei Deponenten zusammen restitoiren, nicht einer derseiben allein 
die Restitution des Ganzen verlangen. 

(S. das N&bere xa Art. 1931 B Q. B.) 

DnrmaUdt, l&r Oelober I8B8. (Oaea.) KroU g. Wende. (Emmerling 1856. 1. Ob.) 

Vm äm ObUgOimm mU PlMlelauieliL 
(Art 1226—1233.) 

Za Art. Ilüe. 

1) Strafgeding (clause pönale) wegen Hiehteinlialtttag Ton 

Zahlungsterminen. 

Erster Fall. Wenn in einem Vertrage zwischen dem Gläubiger und 
dem Schuldner Zahlungstermine mit der Bestimmung verabredet sind, daSB, 
sofern dieselben nicht pünktlich Angehalten werden, die ganze Schuld yer- 
Men sein soU, so entbilt diese Bestimmung efai Strafgeding. 

Dioeelbe wurde tur Sieb arbeit des Olfiubigera dafQr restgesetxt, daaa die Verbind- 
lichkeit der Zahlung der Termine pOnktlich erfallt werde , und die Strafe dea SchuMaeW 
beigebt in dem Verloste der bewilligten Zablungafriateo. 

Mannheim (Annal. 1843. S. 201) 

Zweiter Fall Die im ersten Falle angegebene Bestimmung enthält 
nur eme Besolutivbedingung, nach deren Eintritt der Gl&ulHger nr 
TTniBHtltrffli g?ft^^'»e«'^nnahmft bezüglich des verfsllenen Termines nidit mehr 
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Terlnmden und eine riehterlidie Fristgewihnuig (Art 1184 B. G. R) un- 
statthaft iat 

Xannheim, 90. April 18S1 (ZenliMr Hag. Bd. L B. 61B.) 

2) Strafgeding; Renkauf. 

Die Bestimmung in einem Kaufvertrage, wonach die Parteien ver- 
sprechen, „bei einem Reukaufe von 500 fl. sich an ihr Wort zu binden", 
enthfilt kdn Strafgeding, das dem Käufer die Wahl gibt, die ansbedimgeDe 
Strafe oder den Vollzug des Vertrags za verlaogea, aondem dieselbe ist 
nadi den Ansdrtteken und deren Verbindung nicht anders p». TeratelMn, als 
dass ein Bttcktritt — eine Baue — zwar statüiaft, aber dafttr eine Ab- 
standssumme von 500 fl. zu entrichten ist. 

Mannheim (Hofg. ond OberbofgJ, aa Jaoiur und 26. Joni 1862. (AnnaL 1809. 8.tti.) 

Zo Arl. ine, tn9 und 1S81. 

Dienstvertrag; einseitig übernonimene Gonventionalstrafe; 

theilweise Erfüllung. 

A. Die in einem zweiseitigen Vertrag enthaltene Pimalclausel kann nicht 

darum als ungültig erkannt werden , weil sie nur zu Gunsten des einen 

Contrahenten (des Dienstherrn) stipuiirt wurde. 

El bestebt keine geeeixUcbe Yondirfll oder Begel, womck M iwwtnWIlift artchtfata 
Itoaala, iaaa aidi snr dar aina dar Oontrahanlan Ar dan fkH im IBdriaHUhmg aainar 
Tertragsmassigen Verbindlichkeiten zur Zahlung einer Gonventionalstrafe verpflichte. 

B. Nach Maaspgabe der Art. 1152 und 1229 B. G. B. bedarf es da, 
wo für den Fall der Nichterfüllung des Vertrags eine bestimmte Schadens- 
ersatzsumme vertragsmässig festgesetzt ist, nicht der Behauptong und des 
Nachweises, dass wirklich ein Schaden entstanden sei. 

In einem solcbea F&Ue genügt vielmehr ffir die BegrQndung des Schaden aereatz- 
Aaifnialia daa BamfiBD aaf dia deaftdUga Oamraallon. 

Der Art 1231 ib. ermäditigt swar den Blcfater, die Conventionalstrafb 
zu ermfissigen, wenn die Hanptverbindlichkeit zum TheQe erftSt worden 
ist; von dieser Bestinunung kann aber alsdann keine Anwendung gemacht 
•werden, wenn es nach den besonderen Verhältnissen der betrefl"enden Sache 
an jedem Anhaltspunkte für die Ausübung der dem Bichter gestatteten Bi^ 
fiogniss fehlt. 

Die BehanptoDg des Verpflichteteo , dass nur eine Stipulation verletzt worden sei, 
andiaial gelnlUaa, aafeni dia Omvemlaaalalvafa anadraoltliah Ar jada Varlnigannridflr- 
haadhiDg atfpiilfrl wmda» nad aberdlaa niefal bloa von der Verleirang atoar.aimahaa 
stiminung de<< Vertrags , sondan vaa dnar velligan Aafbabuig daaia lb w joa BaMaa das 

Beklagten die Rede ist. 

Darmstadt, 7. Jali 1851. (Bevis.) Heyl g. MOUer. 
Ott. B. eUbact «B Art 1920 B. G. B. Br. 1 Ua 3. 

Zu Art. ms. 

Strafgeding bei einem Lieferungsvertrage; Klage auf 

Erfüllung. 

In einem Halillafaniniiavertrage war bestfnunl, daas A. sieh fSr die richtige ErfBl- 

long des Vertrngs verbürge and im NichterfOllungsfalle die angesetzte CoDrentionalstrafe 
von 2000 fl. sogleich der Flossgesellsehaft B., in deren Aoftrag A. die im Yertr^e geoan 
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beseiebnetra Eolser verkaofte, unter Veniebt auf die Einrede der Vomusklage, sa be- 

Der auf dfesen Yertng gelMmten Klage des B. gegen A. auf ErfftUmg 
kam nicht der Einwand entgegengesetzt werden, dass der Käufer nur aar 
Einklagung der 2000 fl. , ala der aom Vorana amgenaditen EntwhSdigung, 

berechtigt sei. 

Nach dem Inhalte des Vertrags kann kein Zweifel darflber bestehen, dasa der Voll- 
xag der HolzUeferang gegen den beatiinmten Kaorpreis 7on den Contraheaten beabsicbligt 
war mid dl« beigeragte Stipulation nr die Slehornng des Yollxags bexwedkte, nieiil 
aber den Sdraldner ucb MiMrWOlitOr eohveder dl« Erfallung oder dl« ZkUwf der feet- 
gesetiten 8nmme gestattete, weil dieselbe also die Natur eines Strafsedings hat und folglich 
nach Arl 1228 B. 0. B. dem Gläubiger die Wahl »latetaei entweder di« H«i|iiverbind- 
Udiktit oder die aubedongene Strafe einzuklagen. 

MftBBlisiB.... (Ob«tlM(||. Jahrb. 1840/Ba 8. S8S.) . 

Zu Art 1229. 

ConTeBtionaUtrale und Schadenaeraats; Cnmalation 

beider. 

& n Art im B. G. B. UrOmU (BcrUa) m 17. D«eeBb«r iaS& 

Zu Art. Vt29 u. f. 
POnalclanael; theilweiaer oder yerspäteter Vollang. 

Haben die ParibfoeB aosdracUidi eine danae pteile uler sldi stipii- 

lirt, so kann das Gericht um desswillen, weil eine tbeOweiae ErfiUlung statt 
hatte, die Anwendung der Pönalclausel nicht ganz verweigern, und dieses 
um so weniger, wenn einerseits nach der Clausel die Strafe schon für die 
blosse Verzögerung stipulirt, anderseits festgesetzt worden war, dass bei blos 
theilweiser Erfüllung der Schadensersatz proportionell t»tattzufinden liabo. 
Paris, 4. Juni 1860. (Gass.) (J. d. P. 1861. S. 105^), 

Zo Art liSO. 

Setzung in Verzug. 

Um eine Conventionalstrafe fordern zu können , muss — wo nicht der 
Fall des Art 1146 B. G. B. vorliegt, oder ein ausdrücklich entgegensU»hen- 
des Geding vorhanden ist (Art 1139 ib.) — die im Art 1139 vorgeschrie- 
bene Setemg in Verzog stattgefunden baben. 

M« W«if« d«« Art 1«8D ^ «■ immnf* (In y«aiig M) «ind gMeUed«ato«d mit 

dM Worten „wt eonstitn^ en demeure" (in Verzug gesetzt ist) und die Fra^e, wann 
der Schuldner im Verzag ist, muss bei Strnfgeiiinjcen ganz ebenso beantwortet werden, 
wie bei Entschidigu ngak lagen , da die enteren nur im Voraas die Cntsehädigung wegen 
mdilnrfllltanf d«« Vertnigt b«slinai«B. 

Mannheim, 7. März 1839 and 1843. (Oberhofg. Jahrb. 1838/39. & 907 «id 

Aastl. 1843. S. 204 io V«rbiiidttaf oil Aooal. 1861. S. 52 oad 18«3. & 260.) 
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Fttnftes Kapitel. 

Von der Erlöschung der ObUgaÜonen, 
(Art. 1234.) 

Zu Art. 1234 pos. 1. i 

1) Faiement; Begriff dieses Wortes. 

Unter „peiement** Terstehen der Art 1284 pos. 1 B. O. B. und der 
Art 420 pos. 8 B. P. 0. nidit blos eine GeldleistlUig, soodeni snch eine 
Erf&Ilaug dner sonstigen Obligation, eine Solution. 

<8. iu Nähere za Art. 420 B. P. 0.) 
Darmstadt, 20 Januar 1863. (Caii.) Gaieliichaft m Mainx f. Qttollichift a 

Dortrecbt. (Emmerliog 1863. L 11.) 

2) Zahlung; Kirclienrechner; Aufnahme des Geldes in der 

Kirchenkiste. 

Ein Kirchenrechoer hatte den nach seiner revidirten Rechnung geschuldeten Recess 
itm Kirchearatb dai^gazAbU; diMes Geld wurde voo Seiten des Letzteren in die unter dem 
TMtdvttbfldHigtn VtiMtaliiMt dM Kirdummlha itabillde Kitte aifgeMmoien , die Kiste 
giaaiM Ali SO im Deerai« vom Sa ITov. 1800 vmcbloMeo, d«miiidMl JllMh iw te 

Wohnung des Prarrers in jene des FUrchenndUM» gßbmiA, U«r «Imt itaigt ZA iMMh 
erbrochen und daraus jenes Geld entwendet 

Unter diesen Verliältnissen kann der Rechner nicht mehr mit der Klage 
auf Zahlung seines Rechnungsrecesses (eine Klage ex deposito war nicht 
angestellt worden) belangt werden. 

Et nnas jener Reeeti tle gültig bettbll angetebtD «od dit detAilWge VtrpffidMoag 
des Recbnert, gemfiss Art. 1234 B. G. B., als erloschen betrachtet werden; es kann dtB» 
zufolge auch dem Reebner nicht der Beweis auferlegt «trdta, datt die £olwtQdiuig am 
jeaer Kiste durcb einen Dritten Terübt worden sei. 

Berlin, 17. Mai 18IT. (Gass ) Hoff g. Fiseos. (K. A. 12. IL 8.) 

8) Zahlung, bedingte, des' Steigerers an den Hypothekar- 
Gläubiger; Subrogation des Zahlenden; Aufhebung der 
Subrogation durch Rückerstattung der Zahlung; Contesta* 
tionsrecht des nachstehenden Hypothekar-Gläubigers. 

Knobloch Ter&usserte im J. 1827 mehrere Immobilien und überirios den Kaufpreis an 
itint auf jene LiegensdiafttD eingescbriabtne Ollabiger; dlett verUMiHin dirdi Veiariait* 
aal vem J. 1$28 den Kanrpreis unter sieb and Fritz erhielt so, als eiagaithrieboner Gl&o* 
biger des Knobloch, gemSss Hypothek von 1824, Anweisung auf den KSufer X. für seine 
Forderung ron 3öO ü. nebst Zinsen , welchen Betrag jedoch X. nicht eher zu zahlen ver*^ 
bnnden aein sollte, ala bia alle Hypotbekar-Einsehreibungen geteeht atton. ]>ardh AÖI 
m labr 1889 trenitMtit |edteh der Kinftr X- anf daa Baehi, bit itr MdhgtvItatMa 
Byptibekenfreiheit die Zahlung zu Terweigem. und zahlte die angewiesene Summe an 
Fritz, wogegen dieser sich gicicbzeiiig Terbindlich machte, für die Gflitigkeit dieser Zah» 
Jung Garantie za leisten, und im Falle einer Eviciiun durch andere Hypothekar-^l&ubiger 
dtt BtiaUlt dto X. n vtatimlrtn. Spfier trat eint atUbt EvitHta wirUidi tia. 
einer hierauf gegen Knobloch eingeleiteten Ordresache meldete Fritz seine Fordemag ta 
and erhielt dafür Anweisung; Betmont contcstirte den Statot, wtU dit aagtwitltot Fai^ 
denng des Fritz an diesen schon bezahlt worden sei. 

Das vordere Gericht erkannte mit Recht, dass in Folge jener Stipa* 
istion des Actes Ton 1839 die an Fritz geleistete Zalünng nicht aU eine von 
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dem Nichtcintritt der Eviction bedingte anzusehen und daher auch keines- 
wegs bei eingetretener Eviction als nicht geschehen , und mithin Fritz nicht 
wieder als Ghiubiger des Kiiobloch zu betrachten sei, dass vielmehr in 
Folge der geleisteten Zahlung an Fritz X. gemäss Art. 1251 B. G. B. in die 
Hypothekanedite te Enteren sabfogirt wordeii sei, und nur wenn X. in 
Gemissheit oMger Stipulation Ton Fcits das BezaUte znnutehalten liltte, 
die SU seinen Gunsten eingetretene gesetzliche Subrogation wieder weg- 
gefallen wire. 

Fritz \v5re nicht in Folge der stattgehabten Eviction, sontlern nar durch die ZarQck- 
erstattuDg des Bezahlten, berechtigt wurden, die Forderung wie vur der Zahlung geltend 
tu machen; bis daliiii war er uur eventuell berechtigt, und konnte die Forderung iu 
•ineai g«g«ii Knoblodi »ingeleiMen Bufordnongs-VerfUirBD, als GUobigor d«Ba«lbeii, 
nur dann anaprecben , wenn er den Eintritt der Eventualitit — die ZurSdcentattaiig an 
X. ' wenigstens im Laufe des Raneordnungs-Verfahrens bewies. 

Meldete Fritz, ohne vorherige Restitution des Bezahlten an X., die 
Forderung in dem gegen Knobloch eingeleiteten Rangordnungs- Verfahren 
an, so kann jeder im Range nachstehende Gläubiger des Knobloch, auf 
Grund der stattgehabten Zahlung und der Subrogation des X., die Anweisung 
des Frits bestreiten, ohne dass behauptet au werden YennOchte, dasa eine 
soldie Contestation eine excq>tio de jure tertü bflde. 

Diese Behauptung erscheint schon darum als ungegrQndet, weil der Hypothekar- 
OUtabiger, der in einem Ran^'ordnangs-Verfahren eine im RAngo vor ihm ertheilte Collo- 
cation wegen Nichtmehrbestehens der Forderang des Prodacenten ia Folge der an Dissen 
geleisteten ZsUmg bestreitst, ssins sigsos ihm in Fo^ Isr Oni bssttUtsn Bypsihsk« i>- 
•Ishsiitai BssUs gsUsnd msdit, mnsii im Torlisgsnden FSUs dsr (Tmstsnd sishls Salsni 
kann, dasa es sich von einer Zahlunp^ hnnilelt, durch welche gesetzKshS Snbrogation zum 
Vortheil des Zahlenden eintrat, da, so lange eine Wiederauflösung dieses Yerh&ltoisses durch 
Baekerstattung des Bezahlten nicht stattfand, die collocirte Forderung dem Prodoesnlso 
fSgMflbsr isuBsrlifai sin« bsiahtts blieb. 

DarmatodI, 19. Oeldbsr 1857. (BaJ.) Filto g. BalmmU. (Emmerllng 1857. L 198.) 

Zu Art. im pos. 3. 

Entlassung des einen von mehreren Bürgen von Seiten des 
Gläubigers; Haftbarlceit unter den Mitbargen. 

Die freiwillige Entlassung — la remise ou decfaarge Tdontaire — des 

einen Bargen von Seiten des Gläubigers hebt nicht die Haftbarkeit dieses 
freigegebenen Bürgen, dm Mitbargen gegenüber, auf und das Vertragsver- 
hältniss unter diesen muss als noch fortbestehend und wirksam angesehen 
werden, ohne dass es hiezu einer expressen gegenseitigen Stipulation der 
Bürgen unter sich bedürfte. 

(8. das Nähere xu Art 2033 — 2037 B. G. B.) 
HaaehaB, 13. Daosmbsr 1858. (Bsj.) Glsa g. OMaUagar and Kiiack. 

Zu Art 1934 pos. 4. 

Brlösehnng einer Bflrgschaft wegen durch Gonpensation 
eingetretener Erlöschung der HauptTerblndlichkelt 

Wenn der Schuldner behauptet und bew^t, dass seine rar Zeit b» 
alMdcne ScMl -durdi Oompensatioo vor Anstellung der Klage gegen Um 
arioashen sei, und,demg«inäas die lOage gegen ibn. abgewieaen. wurde, ai 
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als erloschen angesehen werden. 

(S das Nähere tu Art 2034 B. G. B.) 
ZweibrQckeo, 22. Mai 1S28. (Caaa.) BAuer g. BachheU. 

Sriter AlMehnitt. 

Von der Zahlung. 

§. 1. f w Im AngMMtan. 

(Art 1236—1348.) 

Zu Art. 1235. 

1) Eavf; Eviction; Bttekfordernng des an den Gesflionar 

besahlten Eanfpreiees. 

Der Käufer einer Liegenschaft, welcher den KanijpreiB an den Gessionar 
des Verkflofers bezahlte, kann , wenn er später in Folge eines gegen dei| 

Verkäufer erfolgten Resiliationsurtheils evincirt wird, das Besahlte nur ron 
dem Verkäufer, nicht aber von dem Gessionar zurflckfordem. 

Wie nimlicta bei (Dontractcn nberhAupt, so kann aueb bei dem Verhältnisse zwischen 
Verkiurer and Käufer eia Wechsel in den Personen nur durch Novation (Art 1271 Nr. 2 
nd 8 B. 6. B.), wekl «bar danli wiiett Vertrag, wtkhaii dne jenar PwMmn «tateilif 
mit einem Drillett abaebliesst, «intreten; zwar lassen die Art. 1689 — 1665 und 2112 ib. 
die Uebertrsgong der Rechte aus einem obligatorischen Verhältnisse auf einen Dritten durch 
Cession in der Art zu, dass von Acceptation oder Significatioa deraelben an der CeMiooar 
detaen Beehte «nasnOben bat, die cedirte Fordening idcht mähr von dao Olivbigara im 
CMaatan in BMeblag galegl wardao, der cadirla Sdialdoer mv an den Ceeeiooar ZaMnoff 
kMia and nur solche Forderungen zur Compensation bringen kann, die ihm entweder 
gegen den Cessionar zustehen, oder ihm bereits vor jenem Zeitpunkte gegen den Cedenten 
zustanden; dagegen tritt aber durch die Cession, welche angegebeuermaaMen keine Nora* 
Hob bewirken kaun« etae weiter gebende Uenlifleimng der Pereeo dec Oeeeionait aril jener 
dee Cedenten nicht in der Weise ein, dass das ganze Vertragsvcrhäitniss des Letztern anf 
Ersteren Qberginge; was insbesondere die Zahlungen betrifl), welche der cedirte Schuldner 
in Folge der Cession an den Cessionar leistet, so muss ihr wohl die Bedeutung beigelegt 
«erden, dane die Zahlnogen ale ratt der Wlrfcnnf der UbefaHon geechebea ammeben 
ibd; hierauf ist aber auch ihre recbiliche Wirkung beschr&nkt. 

Auch aus den Art. 12^ u. 1376 B. G. B. lässt sich eine ZurOckeretattunge-Verbind- 
Uefakeit des Ceuionars nicht ableiten, ohne der Cession eine Bedeotuog beiulegen, die 
aber den gaieliliehen Zweek deneiben — Debertragung dar BeeUe m ikM« nbllfalo- 
tieeben VerbUtnieie in der oben beieidmeten Weis« — hinausgehend, jeden geeehliehen 
Anhaltspunktes entbehrt, indem ansonsten die Cession die Wirkung haben wQrde, dass der 
«vbuirte K&ufer wegen des von ihm aul den Kaurpreis Bezahlten, statt eines, zwei Scbuld- 
nar habe und Uim, neben der Klage ex contractu, auch nodi eine Klage quasi ex eon- 
tmeta CTitehe. 

Welches Verb&ltoiss auch durdi die Cession zwischen dem Cedenten und Cesiiouar 
eintreten mag, so erscheint Letzterer immerhin in Betreff des cedirten Schuldners als ein 
einseitig von dem Cedenten nur zur Geltendmachung der Rechte aus dem obligatorischen 
Yerklllniiia bealalker Dritter, der in dem Ifaaiae der Erreiebung diesee Zweekea dem 
nedirten Sebnldner gegenüber wieder verschwindet und nur die Verhältnisse xurflckliaa^ 
welche ohne eine Cession durch Vertrag oder Gesetz zwischen dem Cedenten und cedirten 
Sebnldner begrOndet gewesen wdre; insbesondere können die von Letzterem an den Cet- 
■ionr gaMiMen Zahlungen nicht anders aogeseben werdan, nla ob trit dir flahnMner an 
im f?eiUnt«n lalbifc aaleiitflt hiMa. 
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Die oobediogt« FaMung der Art. 1235 a. 1376 B. 0. B. spricht nicht hiergafen, 
imn B«iliinming«o rar in EinUrag* oüt 4m nM»ti&a allgiowiiie« SadilcpriodplM 
rafgefust und ausgelegt werden können. 

Sollte gemäss Art. 1377 ib. der evincirte Steigerer, welcher in Geroässheit einer An- 
weisung an den eingeschriebenen Glaubiger Zahlung leistete, dieselbe von Letzterem zurtlck 
btffebrM konnao, to hat Um» jedenfaUi flir die vorllagwuto Fnfe kdM Betattuf , im 
bitr «!• dort bwniwadra VerhUiuiMd uad ia Bttmta iMoaiMidra OMidHspukto aiell 
forliegen. 

Darmatadt, 4. Juni 1866b (Gase.) ÜOmer g. WeimMi». (Emmerliog 1865. 1. 60) 
CTr. Qilbart lu Art. 1696 B. Q. B. Vr. 10. 
A. A. K. A. 461 L 164. 

2) Zahlung; Hiethzins-Quittungen; Beweis der Schuld. 

Hat der Miether nach Ablauf der in einem schriftlichen Vertrage stipa« 
lirten Miethzeit die Miethwohuung auch längere Zeit, ohne weiteren Vertrag, 
im Besitze behalten, so kann er, wenn er laut der von ihm vorgelegten 
Quittungen de8 Vermiethers fOr diese fitere Zeit einen lidheren Miethiins 
beiaUte, die den frfllieren festgesetzten Zins flbersteigenden Betrige nicht 
als indebite beiaUt in Ansprach nehmen. Die Vermathong des Art 1759 
B. G. B. fl&llt in Folge des in den Quittungen liegenden Zogestindnioes ing, 

{8 das N&here zu Art. 1759 B G. B ) 
Darmstadt, 23. Mai 1853. (Kej.) Becker g Häntein. (Emmerllng 1853. I. 76.) 

8) Zalilangi Kechtsirrthnm; Beweispflicht bei der condictio 

indebiti 

Die in Folge eines Irrthnms geleistete Zahlung eines indebiti kaim 
zurückgefordert werden, wenngleich der Irrthuffl nicht eine XliAtsache, soup 
dern das Hecht betriü't. 

Wenn es abt-r zweifelhaft ist, ob Jemand aus Irrthum, oder aus einem anden Qnmda 
arfttllt, z. B. weil er aidi ownliaeh verpfliebtet erachtete, den letzten Willen das ^tf- 
ainbwn Gaiiaa, etgleieli daraelli« aidit ndl aiaen ainaeUigigaa Spaeitügaaalia in Bit- 
kUng steht, zu befolgen, so muss Derjenige, welcher auf Restitution des Iiidel)itutns klagt, 
den Beweis führen, dass er, resp seio .\uior, blos deshalb, weil er das Specialgeseix 
nicht gekannt habe, mithin in der irrthaiu liehen Meinung, dass er recbthch zur Erfülluog 
vtrimdaB ati, diaa« ErAHng bawarkaialligt habe. 

Daa Nicbtwiaaen eines Gesetzes kann nicht schon an und fDr sieh einem Rechts« 
irrthnm glei^geachtet , und die gegen den Inhalt desselben zum Nachtheil des Handalaim 
voigaoomoiaiM Handlang als aus einem Irrthum bewerkstelligt aogeaeben werden. 

B«rlia, 18. Jauar 1841. (Oaaa.) MSllar f. GsImL (K. A. Sa IL 108^ 
Ofr. GObflit n Art. 1986 B. G. B. Vr. 9 v. f. 

Zu Art. 1236. 
Zthlnngseinrede; Eidesdelation des Mitschuldners. 

Hat einer tod swei als Mitadmldner belangten Personen über die von 
Beiden entgegengesetcte Einrede der zu. Gunsten Beider stattgehabten Aus- 
zahlung einen Eid zugeschoben, so kann auch der Mitbeklagte, obgleich er 
nicht ebenfalls des Mittels der Eidesdelation sich bediente, dennoch wegen 
ungerechtfertigter Nichtbeachtung der von Seiten des andern Beklagten zur 
Hand genommenen Eideszuschiebung sich im Wege des Cassationsrecurses 

vorsehen. 

(8. das Mhen n Art. 1866 B. G. B ) 
DariaiUdt, 98. Afffl 1834. (Gau.) Gsittno od Fsrpwla §. BM. 
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Zu Art 1938. 

Zahlung des Fallirten-, Ungttltigkeit 

Die nach Ausbruch des Falliiuentä voa dem Fallirten geleistete Zahlung 
euer, wenngleich f&Uigen Schidd, kann Ton dn MiBSCByndiken, als ungOltig 
gdoiatet, mindidrt werden. 

Dw Art. 11S8 B. 0. B. nmag V» niebt in Btinchl n kooM, 4a fla ipadallio 

Ttrfttgungen de* Falliineutsprozesses ( Art 441 u. f. H. G B.) auf der Vermuthung he- 
roben, dAM der Ausbruch des Fallimeota alsbald allgemein bekannt geworden sei, eint 
\«nnutbaiig, welcb« bei der genereUen Bestiinuiaag des Art. 1238 ib. nictat einiritt 
(B, iaa Hibari sa Art. Mt H. 0. B.) 
Barlia, 18. Jaai 1898. (Gkia.) v. Baokanih $. rkkiach. (|L A. 81 IL A. 1&) 

Zu Art. 1239. 

1) Zahlung an den ezequirenden GerichtSYollzieher; Unter* 

schlagung. 

Die Oerkfatsvollzieher sind keineswegs durch das Gesetz beauftragt, bei 
Vollziehung der Urtheile die dem obsiegenden Xheile suerkannten äummeii 
in Empfang zu nehmen. 

Sie kaauoo uiiihia io dieser Bexiebung nicht alt ödeotliche Depoiitarieo betraeblrt 
wwte; w Ondm dsbar dia BaiiiiaiBungen daa Art. 188 daa Gada gegen sie keiaa 
ABwandBOf, via atoiBiaii flbrigeaa dar MiMbraoab daa Ibaaa gaaahaakiaB Zuraaaaa Mta 
mag, wenn sie zum Empfang aakhar Gelder voa daa Fartaiaa daa AoAng aibaliaa bal> 
toa und solche unterschlugen 

Bertin, 1823. (Kej.) U. S. g. Tammers. (K. A. 3. U. 48) 

A. A. Oübart n Art. 1888 B. e. B. Hr. 6 a«. aad sa Art; 188 iaa CMa Plarf 
Kr. 6. 

2) Zahlung eines Dritten; Vortheil des Sehnldners. 

Die Worte des Art. 1239 B. G. B.: „ou s'il en a profitö" (oder sein Bestes 
beförderte) sind nicht dahin zu erklären , dass , damit die Zahlung iu emem 
solchen Falle gültig sei, der Gläubiger, fOr weldien sie geleistet wurde, 
dadurch euien positiven Gewinn gemacltt, d. h. etwas Weiteres gewennsa 
haben muss, als daijenige, was ihm als Zahlung aaljsereehnet wintdei 

Wenn nach Art. 1236 Abs. 2 ib. selbst ein Dritter den Schuldner befreit, sobald 
er nur im Namen des Schuldners und für dessen Rechnung bezahlte, und wenn nach Art. 
1241 selbel die an einen unfähigen Empfänger geleistete Zatilong gflltig iet, sofern der 
Sebnidnar bawaial, daaa iS» gaiahHa Saataa lan Mtaa daa OttnUgara varwaadal «arta, 
aa keaaao amk ^ Worte daa Art 1S89 im AUfeaafaMa owbr aiebl badanlea, ala dia 
Befreiung des OliiAigers von einer ihm obgeiegeneo Verbindlichkeit (Zahlung an einen 
Gliubiger des GUubigers), welches ebenso gut eine Verwendung in dessen Nutzen oder 
Beförderung seines Besten ist, als die Verscbaffung eines weiteren personlieben Gewinoa. 

Haaahai«, 80. Xaaoar 1838. (ObarhaTg. Jahrb. 1887/88. & 811.» 

Zu Art 1839 uad 1240. 

Zahlung an den putativen Glftubiger in Gemftsshelt einer 
Beleratordonnaas; faetlsche Entscheidung. 

Im Jahr 1809 erlitt ein dem Kapitän A. gehöriges Schiff bei der Insel Candia SeUff- 
bmch; im J. 1820 consignirte der frauzösische Consul für Rflchnung des inzwischen ver- 
aebollenen Kapitäns A. bei der französischen Consigoatious - Kasse eine Summe Ton 4000 
Waam, «iklM ans Im Tarkaafa dar Maaur Jaaaa SciiMta aal dar faraMI« Waana 
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erbitt vordw «arw. Im J. 1835 meldete eich £. bei dieser StaatekMse und begehrte anf 
Gnuii eiiMt vmi ihm betarUgwiiclier Webe vor «inen Fariier Hotar erwiriüvii Holorielil»- 

acies , welcher auf die Erklärung von 8 Zeugen hin oonilitfirto, daee A. gealorbM ind B. 
de«>ea einziger Erbe eei , die Auazahlung jenes Depositums. Die Staatskasse verweigerte 
die 7jihiu n g an B.; dieser belangte hierauf die Staatskasse vor dem Keferaterichter ui 
M», 4er imA (Mmaam di« AMuhlimg «a B. vtiordiitl«. Hitraof irfolcto tatt a«h 

iie Aaszahlung an Letztern. 

Im Jahr 1854 kam der besagte A, wieder zum Vorschein und Terlangte VOD besagter 
Siaatekaaae die Zahlung jeoes Depositums. Die desfallsige Klage wurde in erster loitani 
idigeiriaMD, aber von dtm AppoÜiofli refornuindo sugesprocbea , indem derselbe aimahm, 
asM Üe aa B. gaWüsla Zabluig ongOltig oiMfatino, 4a a) 4er Nolorfolilsaet, «olebsa 

weder der Sterhact des A., noch sonstige gleichbedeutende Beweise beigefflgi gewesen 
seien, als unerheblich angesehen werden müsse, wie ihn denn die Staatskasse selbst als 
ttogeoQgeod erachtet habe; b) die Kasse nicht zur Zablung gezwungen gewesen sei, indem 
4i6 BeKBralordoBBaia nnr profiaorisdi, wi4 ohne der Hanptaache ta prAjndiction, eiliaant 
habe und dam A., dar dabei nidit vertreten gewesen sei, nicht entgegeogasetst werden kflnaa. 

Der gegen dieses Appellartheil eingelegte Ca^sationsrecurs wurde um 
desswillen verworfen, weil gemäss Art. 1239 B. G. B. die Zahlung, um gül- 
tig zu sein, an den Gläubiger, dessen Bevollmächtigten oder Denjenigen, 
der zufolge des Gesetzes oder richterlichen Spruchs autorisirt worden, statt 
des Gläubigers die Zahlung zu erheben, was Alles bei B. nicht der Fall 
gewesen sei, erfolgen müsse ^ weil ferner die iieieratordüimanz keine Kechts- 
knft bezOglich der Hauptsache gehabt, sondern nur provisorisch erkannt 
und die Parthieen aDgeviesen habe, sich in der Hauptsache int und wo 
Rechten» vonusefaen, flberdies dem A., welcher dabei nicht Yertreten ge- 
wesen sei, nicht entgegengesetst zu werden Tennfige; zwar gestatte der 
Art 1240 ib. eine Ausnahme von der Regel des Art. 1239, wenn die Zah- 
lung in gutem Glauben an Denjenigen, welcher sich im Besitze der Forde- 
rung befindet, erfolgte; allein die Frage, ob der die Zahlung Empfangende 
als apparenter Gläubiger und als im Besitz der Forderung behndUch ange- 
sehen werden müsse? bilde nicht blos eine Rechts-, sondern auch eine fac- 
tische Frage, und der Appellhof habe daher, indem er unter Würdigung 
der vorliegenden Verhältnisse entschied, dass die Staatskasse nicht an einen 
In gutem Oluben und im Beeiti der Forderang des A. sich befindenden 
Qlinbiger benhlt habe, nmr ein ihm zustehendes, der Kritik des Gassations- 
hofes nicht nnteriiegendes Recht ausgeübt und in kehier Weise die Art 1239 
vnd 1240 Terldxt 

Paria, 37. Jaaoar 1802. (I* 4. P. 1802. S. 28a) 

Za Art. 1240. 

1) Zahlang an den Besitzer der Forderung; guter Glaube des 
Zahlenden; factische Entscheidung; Compensation. 

A. Nach der duzdi die Boctrin dem Art 1340 B. G. R gegebenen Aus- 
legung setzt die Anwendbarlrait seiner Bestimmung zwar mehr als ehie ein- 
lache Delention der Schuldurkunde Yon Seiten Dessen, an welchen bezahlt 
wurde, Toraus; es kann also an den blossen Inhaber dieser Urkunde nicht mit 
Rechtsgültigkeit bezahlt werden, wohl aber an Deigenigen, dessen Besits 
der Forderung auf einem an sich zur Ucbertragung ihres Eigenthuma ge- 
eigneten RechtaUtel, n&mlich einer Cession an den Bezahlten, beruhte. 
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B. EntBchadfll der Yordere Biditer, dass die ZaUnng, m Emangehmg 
eiiies Beweiaa des Gegentheils, als in gutem Glauben geschehen zu be- 
tnditen sei, so kann der Cassationshof diese iaetische Entscheidong nidit 
«ncr weiteren Würdigung unterziehen. 

C. Es fehlt an jedem haltbaren Argumente dafür, dass die Bestim- 
mung des Art. 1240 nicht auf solche Fälle anwendbar sei, in welchen unter 
den übrigen gesetzlichen Prämissen die Berichtigung einer Schuld durch 
Abrechnung und Vergleichung mit einer Gegenforderung au den vermeint- 
lichen EigenthOmer bewirkt wnrde; denn eine solche Tilguugsweise fiUlt 
tnch unter den allgemeinen Begriff der Zahlung. 

OaratU4l, J4. April 1834. (ItoJ.) PboBebackw g. AimahelB. 

2) Zahlung an den Indossatar eines Wechsels; Einrede des 

Ausstellers. 

Der Aussteller eines billet a ordre kann denk Indossatar, einem Israe- 
Bteo, nicht den Einwand entgegensetien, dass das Indossament wegen des 
dem Indossatar mangelnden s. g. Moralitäts-Patentes nngoltig seL 

Dw AaMtoMv «flrdo wdi I« Fallt «iow wMum Mangels dwreh ^ «i dMi Iaio§> 
satar geleistete Zahlung de« BiUeli libtrirt, da lieh diflMr In BmUm dir Foidaning b«- 
findat (Art. 1240 B. Q. B.). 

(S das Nähere in Art. 1131 uad 1133, Nr. 33 oben). 

DarnttodI, 18. IMr. 180a (Gm.) Ebarttadt g. fiebr. (Enowdlag 1858. L m) 

Zu Art. 1242. 

1) Drittarresti Cesslon; Zahlung an den Gessionar; Ersats* 

Terhlndlichiceit des Letzteren. 

Leistet der debitor cessos, trots eines von dnem Dritten in seinen 
Händen gegen den Cedenten angelegten Arrestes, an den Gessionar Zah- 
lung, so kann der Arrestimpetrant nur den debitor cessus zur nochmaligen 
Zahlung anhalten, nicht aber direct Ton dem Gessionar die Zurückgabe 
des an ihn Bezahlten begehren. 

Dieser nimint zufolge der Ceasion die Zablong nicht als negotionun gestor (Art. 1372 
fi. 6. B.) toat eiaeo Dritten, sondam fSr sieh «in; der ArraMiiapetraat kann lidi tfahir 
gtolas Art. lUS ib. nur aa dea Drittarrwiataa bahan, waMisr, In FaU ar aar aoah» 
malJgen Zahlung rerurtheilt werden sollte, nur etwa seinen Begress aa dta hiliihllin 
Gessionar in Gemassheit des Art. 1316 ib. zu aobmeD haben würde. 

Berlin, 4. Februar 1829. (Gass.) Gumbol g. Cahn. (K. A. 13. II. 4.) 

2) Drittarrest nach notificirter Cession; Zahl un gsv er bind- 
lichkeit des Drittarrestaten, Mangels der Consiguation. 

Wurde einem Schuldner der Act, wodurch sein üläubiger die Forderung 
cedirte, notificirt und erst später von einem Dritten gegen den Cedenten 
Arrest angelegt, so i&t zwar der Schuldner (debitor cessus und Dritt- 
arrestat) nicht befugt, die Bechtmässigiceit des bei ihm angelegten Arrestes 
m prüfen ; aber ebenso wenig kann ans dem Art 1242 B. G. B. ein Becht 
des Schuldners hergeleitet werden, die Zahlung an den ihn Terfolgenden 
Gessionar ohne weiteres su verweigenL 

Weder der Art. 134) noeb ein anderes Gesetz legt dem Arreste eine solche, die' 

Rechte des Qläabigers so wesentlich alterirenle Wirkung bei; der Art. 817 B. P. 0. 
saigt Tielmebr dem Drittarrestaten, welcher den im .\rt. 1242 hczeichaeteo Nacbtbeilea 

81 
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daer aUang «b dm Gllablger cnlgeliMi will, iln Weg an, iri« «r iflm PflMilM gegvi 

den Olfiuhiger mit den Beziehungen zu dem Arrestkl&ger verbinden kann, nlniUcb dnreh 
Consignation der Schuld und Deiiunciation dieser Hinterlegung an den Letzteren. iuinn 
also der Schuldner nictit wegen dea bei ihm angelegten Arrestes mit seiner Opposition 
gag«n 4ie Tom GcMtour eingaleileton Vtifolgwigaa ohn« wdtorw aogtooimiieii , «oodeni 
nur, auf sein Verlangen , zur Deposition zugelassen werden. 

Barlin, 29 Deceuiber 1832. (Gass.) Dahl g. Kemmaiüng. (K. A. iS. IL 124 
0fr. Gilbert zu Art. 557 B. P. 0. Nr. 73 u. f. 

Zu Art 1S44. 

Zahlung, Realanerbieten uud Consignation bei angelegtem 

Arreste. 

Wurde die Schuld zum Theil von einem Dritteren mit Arrest be- 
strickt, 80 muss der Schaldner, wenn er sich vor Austragung des Arrestes, 
BeineiB Oltabiger gegenüber, durch BealtnerbieteD und Consignation übe- 
riren frill, mcht Uos den, nach Abrag des Arrestbetiags, sich eigebenden 
Best anbieten, sondern auch den mit Arrest bestricktai Theil gegen Anf- 
hebung des Arrestes anbieten, und wenn der Gläubiger diese Aufhebung 
nicht bewurken Iconnte oder wollte, das Ganze consiguiren. 

Der Arrest kann an sich den Schuldner von seiner Schuld veib ndlichkeit nicht be- 
freien ; gemäss Art 1244 B. G. B. kann der Schuldner den Gläubiger mcht zwing« n, eine 
theilweise Zahlung amuiiahatMi; das Ortball, waletoea da«, uniar Abzug des udt Arraat 
balegtan fialiagaa, gaoMdHa Baalanerbiiten fOr goltig vad Ubalrend arkHn, veriaiti ao» 
aa«h dica«! Artikel, sowie die Art. 1258 Nr. 3, 1257 B. G. B und 814 und 817 B. P. 0. 

Barlia, 2. ScfUuuber 1S28. iCass.) Maas g. Tbiaauu {JL A. 12. U. 23.) 

Zu Art* ]i47. 

1) Lieferung von Brennholz. 

Hat eine Gemeinde bei einer Waldabtheilung die Verpflichtung über- 
nommen, dem Pfarrer jährlich IG Klafter Brennholz abzugeben, so ist 
sie nur schuldig, das abzugebende Holz auf eigene Kosten fällen und auf- 
machen «1 iassen, jedoch nicht aoch, dasselbe dem Pfurer nach Hause zu 
fahren. 

Der Auadmek „Brennholz" bescidmak nach dem Sprachgebrauche gefälltai waä uf- 
gamachtes Holz, und nach Art. 1248 B. G. B. fiHen de Kosten des .\bgel)ens und 
folglich auch des dazu notbigen Zunchteiis auf den Schuldner; dagegen hat die Zahlung 
nach Art. 1247 Abs. 9 Ib. in dein Wobnailaa daa Sabttiduert zu geschehen; bieraiu 
falgt, daia dia Oaiueiad« daa Hol« ntolik ansaarbalb ibrar Gataarkuag an««isaa md flbar» 
geben darf, nicht aber, dass sie dasselbe auch innerhalb ihrer Gemarkung aus dem WaUa, 
wo sie es fallt, zum Hause des Pfarrers (als des Gläubigers) zu filbrea bat. 

Mannheim, 4 März 1842. (Oberhofg. Jahrh. 1842/43. S 168.) 

2) Rente, im Domicil des Schuldners zu beziehen; 

Caducitätsklag e. 

ünterlässt der Schuldner einer Rente während zwei Jahren die Zahlung 
der Rente , so kann der lieiitk'läubiger die C;ulucitat des Rentvertrags be- 
gehren, wenn es sich auch vuii einer im Düinicil des Schuldners zu bezie- 
henden Rente handelt, uud Letzterer nicht in Verzug gesetzt worden ist 
(8. daa Nibara sa Art 1912 B. O. B ) 
BarliD, 1. Mai 1813. (Gass.) Kirche zu K. gegen DaUto. (K. A. V. IL 46i) 
Gfir. QUban m Ar«. i9U A. 6. B. Kr. 22 ii. f. 
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{. 8. ier liUng alt Mrt gattai. 

(Art. 1249 — 1252.) 

Zq Art 1»49 a. f. 

1) Rechte des Darleihers des zu einer dem Staate von einem 
Unternehmer zu stellendeu Caution verwendeten Geldes, 
wenn dieses Geld nur zum Theile dem Darleihet resti- 
tnirt wird; Subrogation des Darleihers in die softstigen 
Privilegien des Staates. 

Den A. wtrU m diMm üntarnabnira, bd w«leli«a 9ar Biaat fntamtbi war, IIa 

Oaaahiiiigung des Siaata erlheilt uoter der B«dingung , dass A. eine baare Summe in lia 
Slaatakasse als Caution für die gehörige Ausrahrung jenos Unternebmens einzable. Diese 
'Oailliooasamue wurde dem A. von B. geliehen, von C. aber bierbei alt adidariffdier Bürge* 
4m A. iaai B. Garaotie dafOr geleistet, data M mtn aaeh Baaadiguog Sar Omemabmoog 
vaai Slaata dar valla Bairag dar daigaliabaDan Gaalloa; raalilaiit «aiiab 

Aaawiiem aiandeo dem Staate naah aaaillga Prifilagiw aaf te ae dar IMareal 
Boag Terwendete Vernifigen des A. zu. 

Nachdem dieeea Dotemebmea beeodtgt war, stellte der Fisciu die Ansprüche, welche 
ibm aas dem UotaraahmM daa A. aaitmdaa, fest, braebta dan aieh aigebeoden Betrag an 
dar gaatalttaD Oaalion in Akaag «ad aaUla dm Baal daiailbatt an B., ala DaHMhar dar 
CaaÜonssamme, aas, welcher die Restitution diätes Rcstf^s qnitlirte und zogleieh auf alla 
Gegeust&nde, worauf dem Staate nocb sonst Privilegien zugestanden hatten, rerzichtete. 

Ais nunmehr B. gagen C. eine Klage auf Zahlung des Betragt der gestellten Gaa- 
tfaa, irdabar dafon van SaHaa daa Slaalaa bi Abxog gebfaabi wardaa arar, ^aBüeHlt, 
aaWa G. der Klage den Einwand antgasan, dass er, gemAss Art. 'iOSl B. 0. B., dam 

A. gegenober als entlastet angesehen werden mdsse, weil in Folge des erwihnten Var» 
siebtes B. ihn nicht mehr in die sonstigen Privilegien des Staates subrogiren könne. 

Diese Einrede stellt sich als ungegründet dar; denn dadurch, dass 

B. , als Darleiher der Gautionssumme, das Geld hierfür in die Staatskasse ' 
einzahlte, hörte er auf, Eigenthümer dieses Geldes zu sein; er wurde nun- 
mehr Gläubiger des A. und erhielt gegen denselben ein Privilegium im 
«weiten Bsnge auf die gestellte Oantion, soirie einen Anqtmch gegen den 
Boi|^ G. wegen des an der Gantionssumnie Abgehenden. 

Es ksnn mcfat angenommen werden, dass B. den vom Staate ia -Absog 
gebnehten Betrag ndt seinem Gdde an den Staat besahlt habe, und in 
Folge dieser Zahlung, gemlse Art 1249—1251 B. G. B., in die Rechte des 
Stsates, namentlich in jene Privilegien, welche demselben auf sonstige 
Gegenstände zustanden, subrogirt worden sei; vielmehr compensirte sich die 
Forderung des Staates von Rechtswegen bis zum entsprechenden Betrage 
mit der ihm gestellten haaren Caution. 

Wenn also B. auf die gedachten Privilegien verzichtete, so gab er 
hierdurch in Wirklichkeit kein Kecht auf. 

Paria, 11. Min IlSt. (Gass.) (Sir. 1S8L L dOl.) 

2) Subrogation bei Tilgang einer Schuld mittelst Coaipea* 

sation. 

Der Eintritt in die Rechte des GÜnUgers wird nur durch Whidiciie 
Zahlung und nicht auch durch Tilgung mittelst Wettschlagnng er- 
wirkt. 

81. 
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Dia Art. 1249 bis 1252 sprechen nur von eigentlicher Zahlung, sie stebeo onl^r im 

Bestimmungen Ober die Zahlung , sie beruhen auf einer KechiS'lichiun<; , also einer Ab- 
ireicbuDg von der allgemeinen Kogel, und müssen deshalb beschr&okcnd ausgelegt werden. 
Mannheim (Hofg.), 7. Mai 18&3. (Anna!. 1853. 8. 206.) 

8) Subrogatioxii Dotalehe; Anleihen der Frau zur Tilgung 

eines Privilegs. 

Verhypotberirt eine Ehefrau das zu ihrem Dotalvormögcn gehörige Iiiitnöhel zur Sicher- 
heit eines Darleihens, welches ausdrücklich äufgenüimuen wurde, um mit dum dargeliehenen 
Otldt das auf den ImoiBbel aocb laitenda Verkaufii-PririlcglHai u tilgen, nai «rarde 
deiiigemäss in Wirklichkeit mit dietam Gelde jenes Privilegium getilgt, ohne dats bei der 
Zahlung eine Subrogation in die privüegirto Forderung des Bezahlten slipulirt worden wäre, 
SO kann die Ebeirau jene Hypoibeke spüter, gemäss Art. 1554 ü. 0. B., als nichtig an- 
feditan. 

• Eb li^ hier weder eioe gesetzlidie, noch eine conTentionelle Snbro- 
gation sa Gunsten des Oarteihers io die Bechte des bezahlten Verkftufers Ter. 

(& das Vilnra ra Art. 1554 B. 0. B) 
Paria, 19. HoTtnlMr 1863. (Cbm.) (J, d. P. 1863. 8. ISO.) 

Zu Alt. 1250. 

1) Greditvertrag; Subrogation; Beweis der Gleichzeitigkeit 
der Zahlung; Zeugenbeweis in Handelssachen. 

Hat ein Banquier A. einem Kanfinann B. Credit bis zum Belaufe yon 

15,000 Francs eröffnet und hicrfar von Letzterem eine Hypotheke bestellt 
erhalten, und er subrogirt später einen andern Banquier C. in die durch 
jenen Greditvertrag erworbenen Rechte und Verptiichtungen, wobei zugleich 
A. quittirt, von C. den Betrag seines Saldos bezahlt erhalten zu haben, und 
willigt B. in demselben Acte in die Subrogation ein , so kann das Gericht 
den Beweis durch Zeugen uud Vermuthungen geführt erachten, dass C. 
wirklich den dem A. zufolge des Credit-Erütiuungsvertrags von B. zukom- 
menden Saldo gleichseitig mit der Subrogation bezahlt habe, dass also die 
Bechte aus dem Vertrage, namentlich die constituiite Hypotheke, von A. 
auf B. abergegangen seien. 

Der Art 1250 Nr. I B G. B. hat flher die Weise, wie die ..gleiehxeltig mit der Snbro« 
gation" erfolgte Zahlung cnnstatirt werden soll, keine SAcramcntelle Form vorgeschrieben; 
es muss also hinsichtlich dieses Beweises bei dem alUemeinen ijecite sein Bewenden 
kaben; diesei liast aber bei Hnndrlssaeben. wovon hier die Bed« iai, basSglich aller Var- 
eüibarungen , seihst Dritten gegenüber, den Beweis dureh ZaKgcn und . VemuUhongcn sa. 

Paria, % Juni 1863. (Baj) (Str. 1863. I. 335.) 

2) Subrogation; Gession. 

Die Subrogation, welche dadurch entsteht, dass der Gläubiger seine 
Zahlung von einem Britten empfängt und diesen gleichzeitig in seine Rechte 
einsetzt, unterliegt nach der Natur der Sache, was namentlich die Garantie 
des Subrogirenden für die Existenz dieser Rechte'betrüb, denselben Grund- 
sätzen wie die Gession. 

(S. das Nähere zil Art. Ifi90 u. f. B. G. B.) 

Darmatadt, 12, Xiovember 1829. (Gass) Uesouehe g. Stracker. 
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8) Subrogation zu Gunsten des Darleihers von Geld in die 

Rechte des bezahlten Gläubigers; dritter Besitzer; Credit-- 
erOffnungs-Vcrtrag; authentische Quittung; foUe-ench^re. 

A. Wird dem Schuldner (Steigerer bei einer Zwanprsveräusserung) von 
einem Dritten durch Notariatsact, worin derselbe bis zum betreffenden Be- 
trag Credit eröffnet, das Geld, welches ihm zur Bezahlung des von ihm 
geschuldeten Steigpreises an die ersteingeschriebenen Gläubiger nöthig ist, 
dargeliehen und jener Steigerer räumt hierbei dem Dritten die Subrogation 
in die Rechte der demnächst mit dem geliehenen Gelde bezahlten Gläubiger 
du, 80 int diese Sabrogation als gültig und reehtswiricsam aozaseheii, wem- 
gleidi das eDtUehene Geld erst spftter ausbezahlt imd die Anszahliuig des 
geliehenen Geldes nnr durch eine PriTatqaittnng beurkundet wurde, ttbii- 
gens kein Zweifel gegen den gaten Glanbeo des Scholdneis oder des Dar- 
leihers besteht. 

Der noturielle CrediferOirnunpsact stellt sich als ein wahrhafter Darleih -Vertrag dar; 
die vorherige oder sofortige Auszahlung des geliehenen Geldes gebort nicht zur Wesenheit 
JImm Vertrages; es genflgt daher, das« dnreh den Ad das geUeheoe Geld nr freien Ver^ 
ftgung des Anleiheti'len gestellt wurde. 

Der Art. 1250 Nr. 2 B G. B. erfordert nnr ft)r den Darleih -Vertra? eine anihentische 
Urkunde, erheischt aber keineswegs, als wesentliche Bedingung der Gültigkeit der Subro- 
gation, die sofortige Aotulilttiig dee dargeliebenen OeUes; et kann daher dies« Anizah- 
long. durdt weleha die eingegangene üebereinlinnft renlisirt und das Darleihen vcrroU- 
6t<'iiifi;<>t wir-l , erst nach dem notariellen Darleih -Vfftng bewerltateUigt und durch blosse 

Privalqiiiitiiii? beurkumlot werden. * 

B. Hat der Steigerer, mit Zustimmung der Syndike der Fallitmasse 
des früheren Eigenthümers der zwangsweise veräusserten Grundstücke, die 
entliehene Summe unter der Erklärung, dass sie zur Beftiedigung der ein- 
geschriebenen Gläubiger auQuenommen und der Darleiher in die Rechte der 
bezahlten Gläubiger snbrogirt worden sei, in die Staatskasse hinterlegt, 
und wurden die Gläubiger , wie sie demnächst in einer notariellen Quittung 
bekennen, von den hinterlegten Geldern bezahlt und hierbei von dem 
Ursprung der bezahlten Gelder und der eingeräumten Subrogation in Kennt- 
niss gesetzt, so ist die Subrogation als gültig zu erachten und der Subro- 
girte befugt, an der Stelle der bezahlten Gläubiger, seine Rechte auf Be- 
zahlung der dargeliehenen Summe, auf den Preis der bezüglich der expro- 
prürten und par fuUe-enchere weiter versteigten Güter geltend zu machen, 
und er geht hierbei dem ursprünglichen Eigenthümer , wenn diesem noch 
ein Theil des Preises der Zwangsveräusserung sukonmien sollte, sowie dessen 
nidit bezahlten nachstehenden Gläubigem Tor. 

Man kann hierfresen nicht einwenden, dass der Steigerer in Folge der an die GlSu- 
biger geleisteten Z^hhino-en Ce?5ionar rJer bozahllen Forderungen geworden, mithin in seiner 
Person eine Coufusiou und Coiupenjation eingetreten sei, wonach eine Subroj^ation un~ 
■dgiicb eradielne; denn genlM An iVO Nr. 3 erfolgt die nonveallMMlIe Snbrogatloa 
ohne Mitwirkung des bezahlten Glüubigers; dieser erhilt seine Zahlung, ohne dass er dem 
fiteigerrr seine Rechte nbertrüet; das Gesetz selbst ist es, in deSMtt Folge der Steigerer 
an die Sieüe des mit seinen Geldern bezahlten Gl&ubigers triti. 

Bbenio nngegrflnJet Ist der Brnrnnd, daw der Sieigerar dnrdi din Zihhing an df« 
einmehriebenen Gliubiger sich nur gegenflher dem Verliiarer, gegen weleken die ExprtH 
priation erfolftte, libcrirt habe, daher den Darleiher des Geldes nur in die Rechte dieses 
Verlcloftirs habe suhrogiren können, Letzterer aber goinass Art. 1252 ib. für den noch 
nicht beuhlten Tbeti dee Steigpretses dem Subrogirten Torgebe; deoa die eingeecbriahenen 
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wl coUodiieD Oliobiger bab«ii anf dw Stdigprais uaxweifdlbafl ein dem gepf&ndeiw Theile 
.tDigtbaiMiM BmM; dir Steigerer war al» drtttar Baiiiiar Terpfliebtet , die eingeeeM*- 
hmm Oliobiger bis «am Bflluif laiaei Steigpreifee sn benblen (Art 2166 n. f. ib.); er 

bitte also wohl aiirh rlie Befu^iss gehabt, dem Darleiher des GeHos oine Subrogation io 
die Becbto des Verkäufers zu bewilligen; allein die wirklieb vereinbarte SabrogalioB 
io die Becbte der bezahlten Gliobiger moas ebenfalls ala gflltig aogeaeben werim. - 

Dar iMtgaAnitaw Waltomtknr par folto-ancMr» feob swar das im SM- 
gerer zugestandene Eigentbom der ihm zugeschlagenen Grundstöcke auf, und es fallen 
hiermit alle von demselben darauf gelegten neuen Lasten weg; die vorher bewerkstelligte 
Zabloog der eingescbriebeoeo Oliobiger und die Subrogation des Darleihers der hiena 
wa6ntmMgn Baauw Ifldfll abar Mae maa BalaKaaf , aaadan atoOl rieb als liaa Maaaa 
TerwaltungshaDdlong dea Steigerers dar , in Folge deren dar Dailelher an die Stelle der 
bezahlten Gl&nbiger tritt. Der Snbroeation kann also um so weniger ihre Wirksamkeit 
abgesproeben werden, als die stattgebabte Zablong mit der Subrogation ontrennbar tst- 
tapiaa war. 

Paris, H April 1861 (BsJ.) (8fr. 1868. L IM} 

Zu Art. l^dO uud 1251 Abs. 1. 
1) Sabrogation des Gelddarleihers; GUubiger. 

Wenn Jeauuid Geld herleiht, tun eben Unterp&ndsgläubiger zu beMe- 
^Qgen, 80 tritt er nur dann kraft Geseties in die Hechte desselben ein, 
wenn er schon vorher Gläubiger war (arg. Art. 1251 Abs. 1 B. G. B.); 
andemfalls muss er die Vorschriften des Art 125a Abs. 2 beobachten. 

Mannheim, 16. November und 1. Dsoamber 1854. (AnoaL 18M. S. 399.) 

Zahlung des Steigerers eines Immöbels gemäss Ordre- 
anweisung an einen ihm vorgehenden Hypothekargl&u-» 

biger; Subrogation. 

Hat der Gläubiger das ihm verhypothecirte Immöbel bei einer gegsii 

den Schuldner betriebenen Expropriation ersteigert , und in Folge der in der 
Ordre einem ihm vorgehenden Hj-pothekargläubiger ertheilten Anweisung 
an diesen Letzteren, gegen Subrogation in dessen Rechte, den Steigpreis 
bezahlt, so kann er weder in Folge dieser conventioneilen, noch der gesetz- 
lichen Subrogation als in die Bechte des bezahlten Gläubigers eingetreten 

9m Wmm m iareb ifa AMng adna alsaaa Sdhidd ksaahU, aai Wsnall «nWah 
8ia Faaisrang dea ihm vorgehenden Hypothekanil&abigers an den Gemeinscholdner mi4 
der bierfflr bestehenden Hypotheke getilgt. Es konnte daher der angewiesene and ba- 
xahlte Gläubiger so wenig in die erloschene Forderang sobrogiren, wie von eioM' ga- 
aatsllaban Sabraialtaa (Aii 1151) fia Baia asla. 

Paris, 8L DaasoAar 186L (BaJ.) («r. 1868. L 8M.) 

Zu Art. 1261 poa. 1. 

1) Bnbrogation des Käufers eiiee Hanses in da8 Verkanfi» 

Privilegium und ResiliatioBsrecht eines früheren Eigen- 
thflmers; Kealanerbieten eines Gläubigers des Küiifers; 
bedingtes Anerbieten; Gonsignation. 

Reinaeh hatte ein Hans an Ganz verkauft, der es weiter an die Wittw« KlMider Tarr 
kanfta; von dieser erwarb es die Sophie Cloeamaan. Dem Bainaak stand oodi sin Vaar 
lnafaprifil«iiam von 4000 fl. auf das Hsas sn , «pslebss dia afttaiaa swflmsiltai flnfcr 
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Gtni kingte gegen seine Kiarerin WiUwe Klauder and die dritte Besitzerin, Sophie 
Clossmann, wegeo Kiehliabtimg dieser 4000 11. anf BesilittiOD dei Varkanfo ud ttumuDg 
d«a Bamaa qnd arwirkla «ia Urtlieil erater Imtam» walcbaa dia Klaga nrnpradi. U» di« 

8. Closstnann schon vorher das TIaus zu Gunsten iles Daut vcrhypothecirt halte, so legte 
Daut, um sich seine Hypoihekarrechte zu flichern, in seiner Eigenschaft als Gläubiger der 
Clossmann (regen dieses ürtheil die Appellation ein und liess zugleich dem Ganz ein Beal- 
aiarbiettii witoUan, worin ar denealban dia nodi anf den Hmiaa laatandan 4000 fl neltal Aaeaa- 
aorien baar anbot, unter der Auflarderung an Ganz, ihm eine entlastende Quittung des Reinacb 
aaazuhindigen , odi>r ihn, Daut, anzuweisen, das Geld Filr Ganz an Reinach zu bezahlen. 

Dieses Realanerbieten muss als zulässig und gültig angesehen werden; 
denn a) als ein Mittel zur Vertheidigung gegen die Hauptklage konnte es 
noch in der Appellinstanz geltend gemacht werden (Art. 4G4 B. P. 0.). 

b) Der Glossmann stand die Befugniss zu, die Hauptklage des Oans 
dadardi zu beseitigen, dass sie die Fordening des Ganz, resp. des Reinach 
besalilte, and de wftre durch diese Zahlung, gemiss Art 1251 pos. 2 
B. G. B., m deren privilegirte Rechte subrogirt worden; gemäss Art 1166 ib. 
konnte auch Daut diese Befugniss ausüben, und trat, wenn er die Zahlung 
an der Stelle seiner Schuldnerin, jedoch in seinem Interesse, leistete, in 
die Wirkung der gesetzlichen Subrogation. 

c) Daut konnte jedoch, wenn das Verkaufsprivileg zu Gunsten des 
Reinach noch bestiind, dessen Betrag nicht an Ganz bezahlen, aber ebenso 
wenig die Zahlung an Reinach direct leisten, da nicht dieser, sondern Ganz 
auf ResiliatioQ klagte, und Daut nicht wissen konnte, ob nicht Ganz in- 
zwischen die dem Reinach zukommende Restkaufpreis-Fordemng nebst Acees- 
sorien ausbezahlt hatte; das Bealanerbleten konnte daher nur bedingungs- 
weise, wie geschehen, erfolgen. 

d) Unter diesen Verhftltnissen vermag auch Ganz nicht die Consignatiim 
der anerbotencn Summe zu verlangen , da derselbe nicht nachweist, dass er 
den Reinach vollständig befriedigt habe, ihm gegenüber also die Consig- 
naiion nicht als Zahlung mit Wirkung der Subrogation in das Verkaufpri- 
vileg des Reinach gelten kann ; dem Reinach gegenüber aber das Real* 
anerbieten gar uicht bewerkstel igt worden ist 

Darmatadi, 7. Fabr. 18S0. (Gass.) Daat g. Ganz o. Clossmann. (Emnarl. 1889 1. 13.) 

2) Subrogation eines nachstehenden Gläubigers nach zu 
Gunsten des vorgehenden Verkäufers eines Immübels er- 
folgter bedingter Resiliation des Verkaufcontracts. 

8. an AH. 1»7 B. 0. B. das Drtbeil (Darmstadt) vom 24. Novsmber 18Ä1. 

3) Subrogations-Quittungen; Nothwendigkeit der Significa- 

tion; date certaine. 

Damit eine Subrogations-Quittung einem Dritten, der durch gehörig 
significirte Cession Eigenthiuner der cedirten Forderung geworden ist, von 
dem gegen Subrogation zahlenden debitor cessus dem Cessionar gegenüber 
zur Oompensation gebracht werden könne, muss diese Subrogations-Quittung 
gemiss Art 1690 B. G. B. vor der Signification der Cessionsurkunde insi- 
nithnt worden sein. 

Jeden£üls moss die Sabrpgations-Qoittung Tor der Zeit der Signification 
de^^ Cession sicheres Datum erhalten haben. 

(S. das Nähere zn Art. Ifi90 und 1691 B Q. B.) 
Darmstadt, 2. Juli 1800. (Eej.) Ernst g. Deidaabaiaar. 



Digitized by Google 



488 



Btrgwllebei eeiatsbieb (Art. ttU Kr. S). 



Zu Art 1851 Nr. 

1) Subrogation des dritten Besitzers; übernommene Ver-, 
pflichtung, die Löschnng von EiBBchreibangen Dachsu- 
weisen. 

A., B, ul 0. MifrtoB m E. «Intn Aimtmi bei F., weldur Ibnoi toh diem alt 
PniB ^68 demselben vwfcnilleo ImniObfllt fMdivldei wird«; auf Hum InnOb«! 

aber zwei Hypothekar-Einschreibungen zu Gunsten des Cpssionars E. and eines andern 
61&abijferB der Cedenten, Namens Q. In dem Cessionsacte verpflichteten sich gleichzeitig 
die Cedenien, dem Ceesionar E. binnen Monatsfrist den Beweis der Lösebang aller gegen 
■ia anf Jenes Inunöbd beetebeadeo Eineelireibinigea xa UeTera. 

Die Einschreibung des G. wurde aber nicht gelöscht, vielmehr leitete Q. Hypotbeiar- 
Verfolgungen gejyen F. als Drittbesitzer des verpfändeten Imniöbels ein. Um der hierdnrch 
bevorstehenden Evictiou zu entgehen, war daher F., welcher inzwischen seinen ganzen 
Xanf^iait an iea OeMioaar nad Hypottnkar^liablger E. aotbeaUl haila, gwaiUgl, an 
GL IflMen Fardtnmg, alio nochmals, ni baiahloi. 

Demgemäss kann der Dritterwerber F., als gemäss Art 1251 B. G. B. 
in die Rechte des E. subrogirt , die beiiaiuite& A. , B. , C auf Rackerstüt- 
tmig des an G. Bezahlten verklagen. 

Zufolge der Wirliung, welche der conrentionellen und gesetzlichen Subrogation zn 
Gmnde liegt, ist die bezahlte Forderung so anzusehen, als ob sie mit allen ihr ankleben- 
ifn Baditoi noch bMteha, nm dem Dritten, «elcber in dieaelbe tnbroglrt worden, ebm 
wirksamen KQckgrifT wegen des von ihm Bezahlten zuzusichern. In Uebereinstimmung mit 
diesem Grundsatze hat der dritte Erwerber F., welcher im Vertrauen auf die correlative 
Yerbindlichkeit der Cedenten, binnen Monatsfrist die Löschung alier Einschreibungen bei- 
nbringea, dio Oeition aeeeptirt and an E. btnUt hatte, das Bodit, gogoa die Cedenten 
die von denselben Qbemommene Verbindlichkeit geltend and dieselben ftir die Folgen 
verantwortlich xn machen, welche dareh die NichterfoUnog dteeer Verbindlichkeit eatetani» 
den sind. 

Paris, 3. April iflOL (Rej.) (J. d. P. 1863. 8. 828.) 
Cfir. Gabert m Art. 1351 B. G. B. Nr. 31 n. f. 

2) Sabrogation des an einen Hypothekar-Gläubiger sahlen* 
den Käufers eines Immöbels; WiederauflOsung des hier- 
aus entsprungenen Verhältnisses durch Rflcksahlung. 

a n Art 13M B. 0. B. DriheU (Dannladt) vom Ifl. October 1867. 

3) Subrogation in Folge einer durch den Cessionar eines Im- 
mobiliar-Kauf Preises an einen Hypothekar-Gläubiger ge« 
leisteten Zahlung; Wirkungen der Subrogation. 

Derjenige, wddiea von den Verklurer dnei ImoMbeli der Kanfjpreia cadirt wvda^ 

and der in Folge dieser Cession gegen den Kfinfer wegen Nichtzahlung dee Preiiea dia 

Resiliation des Verkaufs erwirkte, ist als Erwerber des Itnmöbels (acquereur) Im Sinne 
dee Art. 1251 B. G. B. anzusehen , da die an ihn geschehene Cession zugleich das Rcebt 
aaf BeslUatioD des Vorkaufes und damit das im Falle der AasObung dieses Rechtes za« 
rtkkrallende Elgeolbum an den verkanfkeo InnUbel umfasste, der Ceeeionar lonaeh aller- 
dings von dem ccdironden Verkäufer daa Sgenthum erwarb, wenn es ihm auch erst ia 
Folge der von ihm bewirkten Resiliation zuÄet , so dass der stipulirte Cewionspreii zn- 
gleich als Preis für dieses eventuell zurdckfallcnie Ei^jenthum erscheint. 

Der Cessionar ist daher befugt , dem auf das gedachte Immöbel ein- 
gflschriebenen Gläubiger des Cedenten, gemäss Art 1251, ein ZahlungS- 
Anerbieten su madien, um in die Rechte des Gläubigers subrogirt su werdeiL 
In Kraft dieser Subrogation tritt der Cessionar nicht bh» in die dem besidil- 



Dlgitized by Google 



Bflrgerltelicf eet«libv6h (Aii 1951 Tit, Sy. 4g9 



ten Glftnbiger auf das durch die Hesiliation an ilin gekommene ImmSbeL 
zustehenden Rechte, sondern in alle Rechte dieses Gläubigers ein, so dass, 
wenn dcmsolhen noch andere Immobilien verh}T)othecirt waren, der Ces- 
sionar auch die Rechte auf diese Immobilien durch die Subrogation erwirbt. 

GemlH Art. 1249 uad 1252 ib. besteht oftmlich dM Wesen einer jeden Subrogation 
im AltgenaiiMn laite, Ins iH« batodbote Fordemof iriclil etwa getilgt oder BOffrt wM, 
•ondem mit allen ihren Aeeeitorion uf den Snbrogirten abergebt; das Gesetx maeM 
aber bierron bei dem im Art. 1251 Nr. 1 vorgesehenen Falle der Subrogation keine Aas- 
Bahme, setzt diesen Fall vielmehr ohne Bescbränkmig nül den Obrigen Fälloi der geaet^ 
lieben Snbrogation auf gleiche Linie. 

Di» Frage, faiiHelbni der Sobroglrle . bei Oelleadnnebong der in Folge der Snbro- 
galion erworbenen Reeht« auf das flbrige Immobiliar-Vermngen des Schuldners dnrch das 
Vorhandensein anderer Hypothekar-GlSubiser oder Erwerber beschrinkt ist, wird dnrch 
das Erkenntuisa des Gerichte, welches die Subrogation bezOglich des ganzen Immobiliar» 
VenDOgeae gras allgeinMn amepifeiil, aidit prljndieiH; dM 6eriebl epriehl bier nicht mehr 
aoi, als was auch das Gesetz aussprieht, und ei kam dem Urfliiile ItiiDe Ober dae G ee e l i 
hinansgehendo Bedentung beigelegt werden. 

Darm Stadt, 24. August 1857. (Bej.) Bloch g. Scbönfeld. (Enuoerling 18ö7. L 93.) 
Ofr. Gilbert xn Art. 1951 B. G. B. Vr. TD aq. 

Zu Art 1251 Nr. 3. 

1) Subrogation des Bürgen; Rückgriff gegen solidarische 

Hauptschuldner. 

Der Bürge, welcher nur für einen von drei solidarischen Schuldnern 
Bürgschaft übernommen und demnächst die ganze Schuld dem Gläubiger 
besahlt hat, ist nicht blos in die Rechte , welche dem GUubiger gegen den 
▼erborgten Sdraldner xnatanden, sondern sncii m dessen Rechte gegen dk 
niditrerbllrgton SoUdarmitschuldner sabrogirt Er kann daher die Letaterea 
auf Zahlung ihrer Antheile an jener solidarisch Ubemonunenen Schuld an- 
gehen, selbst wenn, in Folge einer nrischen den Hauptschuldnem statt* 
gefundenen besonderen Uebereinkunft, z. B. weil den Mitschuldnem eine 
zur Compensation geeignete Forderung gegen den verbürgten Schuldner 
zusteht, dieser Letztere selbst seinen Rückgriff gegen die Mitscbuldaer ver« 
loren haben sollte. 

Oero&ss Ari 1251 Nr. 3 und 2029 B. G. B. ist nimlieh der zahlende Bürge von 
BecMawegen io die Beehte dea betahllen OltnUgera enbrogirt; der Art. 9090 endilll 
nichts, was mit den GrundsSIzen bezflglieh der gesetzlichen Sabrogation im Widerspruch 
Btfinde, rielrnehr steht er damit in dem Fallo, wo ein Bflrge alle solidarische Ilaupt- 
eehnldner Terburgte, ganz im Einklang; ein argumentum a contrario l&sst sich aus diesem 
Art. 9090 nicht entnehmen, aondern aieb dnnma bot folgern, daaa der Barge, «eloher mar 
Air einen ron mehreren Solidarscholdnem Bargadinfl geldalel hal, gegen die MilaebMld« 
ner, für welche er sich nicht vorbdrsie. nur f)p7n?!ich ihres Antheils an der Soliilarschuld 
einen Klagcanspruch geltend zu machen hat; dieser Klageanspruch stQtzt sich aber nicht 
anf eine Subrogation in die Bccbte des rerbUrgten Schuldners, sondern auf die gfeelsli^e 
8nbn»galion in die Beehle dee beiahllen OUnbigera. Die Beallmmnng dea Art, 9037 ib.. 
zeigt genugsam an, dass der zahlende Borge io die Beehte des Qlftnbigers, nicht in den 
Rnckerstattuogsanspmeh gegen die Mitschuldner snbrosirt wird, weleber dem Ttrbfliflaa 
Schuldner, wenn er selbst bezahlt hätte, zugestanden haben wflrde. 

Pnria, la Jnni 186t (Bej) (J. d. P. IMS. & 107;) 

Ott. OUbirt m Art. 90» B. G. B. A. A. Caaa. (Fteiil ISL April im. 



Digitized by Google 



4ßl^ BOrgerlielvaB 6«««UbacJi (Art. 1361 Sr. 3, 1251 pos. Xu. ISSQ. 



2) Subrogation ; solidarische VerurtbeiluQg der Ehefrau und 
ihres Compliceii zum SchadensersaU wegen. Ehebruchs« 
dem Ehemann gegenflber; Zahlung des Ganzen durch den 
Öomplicen; Becurs an die Ehefrau und Verfolji^ungen auf 
deren DotalvermOgen. 

a. n Art. laiAB. G. B. OMua {VasUi m 11. Fdbtmr 1883. 

8) Unmittelbare Klage des HaftTerbindlichen gegen den- 
jenigen, fflr welchen Garantie geleistet worden. 

Der Umstand, dass Jemand einem Andern fOr eine Forderung, welche 
IHeser an ehien Dritten hat, haftbar ist, dient ihm noch nidit als Legi- 
timation zur Sache, um die Forderang gegen den Letzteren unmittelbar 
^uuUagen. 

Ersi wenn er lim Andern die Zahlung wirklidi leiBlet, tritt er nach Art. 1351 Abs. 3 
in deuen Rechte gegen den DriUeu ein , und der tob BüigM hfft^ftnilf Art. 2032 ündtl 
auf andere Hafiungsverbindlicbe keine Anwendung. 

Mannheim, 2Z M&rz 1839. (Oberhofg. Jahrb. 1838/39. S. 310.) 

4) Zinsenanspruch des Vormundes oder Nutzniessers, 
welcher eine verzinsliche Schuld bezahlte. 

Der Vormund, resp. Nutzniesser , welcher während der Dauer der 
Vormundschaft, resp. Nutzmessung, eine auf dem innehabenden Vermögen 
haftende verzinsliche Schuld aus seinen Mitteln abgetragen hat, kann nur 
Zinsen von dem Tage an verlangen, an welchem der Eigenthumer des 
Vermögens wegen BackersUttung des Kapitals in Verzug gesetzt wurde, und 
nkfat auf Ormid des Art 1361 Abs, 8 B. O. B. Yom Tage der ZaUong der 
Banptsdmld. 

Diese Gesetzesetelle setzt ein RechiSTerbtUniu Tprans, Termoge dessen Derjenige^ 
welcher den Gläubiger befriedigte, eine rechtliche Verbind] ichkeit halte, dies zn 
Ibuc und da«8 ilun diese Verbindlichkeit mit einem Andern oder fOr einen Andern oblaj^ 
»B waletaen er eefnan BOrJigriff n Bthmii hat; weder der VonnoBd lodi der ITtttadaeear 
Irt aber TtrlrandMi, ahn KapitalaehvM ta tttgen, waldie auf den dar VonaandMliaft (»der 
HalXBieasang unterworfenen Vcrmngen haftet 

Maashaia, 25. Fabmar 1842. (Obarbofg. Jahrb. 1842/43. & 166.) 

6) Znrflckerstattungsklage des Armenfond.s wegen aasge- 
legter Alixnentationskosten gegen den prlncipaliter aur 
Alimentation verpflichteten Verwandten. 

& n Art 906 B. G. B. OrtbaU (Berlin) m lOL NoveiDbar IfMXH 

Zu Art 105t pos. 9 und 1959. 

Barge (üt. ein^n Theil einer Schuld; Concurrenz mit dem 

Gläubiger. 

Der Bürge D., welcher sich für einen Theil der Hauptschuld des P. ver- 
pflichtete und diesen Theil der Schuld an den Gläubiger M. bezahlte, kann 
sich mit seiner ihm deshalb gegen den Hauptschuldner P. zustehenden Ruck- 
erstattungs-Forderung , gemäss Art. 2026 ß. G. B. , in einem gegen diesen 
Haaptschuldner wegen Vertheilung von ICobiUarmnögen, auf welches dem 
GUnbiger'ICl Hain Mvfleg anstand, ertMheten Distributions-Verfthren an- 
BddsQ und in gleichem Bange mit diesem Gläubiger, dem noch der nicht 
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▼erbürgte Rest der Schuld zugut kömmt, angewiesen zu werden verlangen- 

Der Bürge iriu nicht all ia di« Beebt« des Gl&ubigers sobrogirt aaf, ond es kann 
Ihm iMlMlb in Letatl«re vMbi den Art. 1253 B. G. B. entgegaBMlun , 4» Iba «In Yor- 
ingmehl vor dem eine Tbeilzahlong leistenden Bürgen nar dann zustehen könnte , wenn 
die za rertheilenden Gelder epeciell zur Deckung des Restes der Hanptscbald des M. be- 
atimmt gewesen wiren. Der Gliabiger, wie der BQrge, haben in concreto oor die Kochte 
▼w gsvflhnlfabMi OUaUgmi sof Im gmwiMdMfUtoh» Unterpfand gellenl m nndhtB. 

Pnria, L Auguk 1880. (BeJ.) (J. d. P. IUI. a 101; Sir. 9L L a6&) 

Zu Art. 125%. 

1) AbschUgsiahlong gegen Subrogation; Vorrecht der Best- 
forderung; Verwendung in den üatsen des GUnbigere; 
guter Qlanbe. • 

Wenn zum Zwecke einer Abschlagszahlung an einen Hypothekarglän- 
biger ein Anleihen gemacht und der Darleiher nach Art. 1250 Nr. 2 B. G. B. 
in die Rechte des theilweise bezahlten Hypothekargläubigers subrogirt worden 
iat, so kann der Darleiher einen Anspruch, vor der Restforderung des 
Gläubigers im Ordreverfahren collocirt zu werden, nicht darauf gründen, 
Ü/m die Abschlagszahlung im Interesse des Hypothekargläubigers gemacht 
mid in denen Natien verwendet worden sei, dass derselbe daher dem guten 
Glauben mwider handle, wenn er nun Nachfhefl des Darleiben seine ganii 
Foiderong geltend mache. 

Eine ■olehe , dem Gesetze fremde Dnteraebeidnng wOrdc dessen Anwendbarkeit gradezn 
anfheben, da Zahlungen tlberbaopt im Interesse des Gläubigers geschehen und das Be* 
sablte aach der Bogel nach in dessen Nation verwendet wird^ auch handelt der Glüabiger, 
der nnr iM geltend anebt, «m fba naeb ^ner znr EntliMmg eefnee SebnUnera genmeh- 
ten Abifliblagsxablang noch rechtlich geschuldet wird, dorebaas nicht dem guten Glanben 
entgegen, sollte selbst durch die Gelten Jiuachung Derjenige, der das Geld zur Absehlags- 
zahluog benebos«, Nacbtbeil leiden, da dieser wissen mosst«, dass, wenn er dem Sebald* 
■er nf ieeeen Wneeh mm Zwedte ier AbechlegiiiMuim ein Dmleken nndtt, er dem 
Oeeem geaiae f&r die iaiftllehene Snonw, lern OUaMger gegenflber, kein Temchl in 
Ansprach nehmen kann. 

Darmatadt, 21. Angott 1854. (Caas.) Lamm g. Becker. (Emmerling 1854. L 63.) 

2) Bangordnung swischen dem Cedenten und Cesaionar. 

Der Gedent, welcher einen Forderungsantheil an Zahlnngsstatt ah* 
getreten hat, muss — wenn bei der VcnnOgens-UnniUUiglichkeit des Schuld*, 
ners eine Collission eintritt — dem Gessionar, dem er fOr die YOlle Befrie- 
digung haftet, nachstehen (arg. Art. 1252), und weil es schon gegen den 
guten Glauben ist, dass der Zahlende seinem GJ&ubiger das wieder entzielie» 
was er ihm an Zahlnngsstatt gegeben. 

Mannheim .... (Oberbofg. Jahrb. 1853/63. 8. 263.) 

§. 3. Yen dir AaftechMDg (Impeialiea) d«r ^|tlni|n* 

(Art 1253—1256.) 

Za Art. a. £ 

1) Ahschlagssahlnng; Imputation; faetisehe BntseheiduBf. 

Die Meipretatioa des Wkm der Parthieen d&raber, au welcher 
Summe eine m Seiten des Schuldners geleistete Abichlagssahluag absu- 
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rechnen ?ei, ob allein auf den ursprünglichen Kapitalbetrag, oder neben 
demselben auch auf die verfallenen Zinsen , beruht lediglich auf einer fac- 
tischen Beurtheilung ; es kann somit daraus ein Grund zur Cassation nicht 
abgeleitet werden. 

Darmeladt, 20. M&n 1828. (Rej.) Wenzel -Kroppe g. Befnaeh. 

"2) Aufrechnung der Zahlungen; Gonto-Currente der 

Handelsleute. 

Der Art. 1135 B. G. B. rerweist auf die Gebräache (usages) und die Natar der Ver- 
Irige, «eiche bei Beartbeilung der Conyentionea ine Auge zu fassen sind. Ein solcher 
QalMiBeh nni toi ontor aadtni dM dar Hudetowelt gaos eigrattiamfielM Inatital dar Omrto» 

Onrente oder der laufenden Rechnung unter Handelsleuten. 

Auf solche Conto-Gurrente sind die Imputationsregelii der Art. 1268— 
1256 B. G. B. nicht anwendbar. 

(S. hierzu Art. 1135 B. G B.) 
Manchen, 26. Juni 1858. (Gass ) Grohe-Henrich g. Levi ; Ladonburg g. Levi. 

8) Aufrechnung der Abschlagszahlungen bei einem Gonto- 
Curren tverhältniss, dem Bürgen gegenüber. 

Die Kaufleute A. und B. standen bezflglich ihrer Handi lsgeschärte mit einander in 
Conlo-Cttrrent. Beim Abacbloss desselben zu Ende 1845 ergab sich zu Gunstea des .\. 
ala Mda tod mebretaa tamaad GnMea , flir walahan 0. dto BOigaebaft und SalbataabaldeB- 
iahaft üliarBahm. 

Der auf Zahlung einer Restforderung dieses Saldos belangte G. kann 
nicht einwenden, dass der Anspruch des A. durch die im Haben des Gonto- 
Currents vom Jahre 184G an aufgenommenen Baarsendungen und Rimessen 
getilgt sei, indem diese auf den Saldo von 1845 als der ältesten und für 
den Schuldner wichtigsten Schuld (Art. 1256 und 1256 a*) aufzurechnen seien. 

Abgesehen davon, dsss dia Absiebt der Contrahinicn offenbar dabin ging, durch die 
TavbindliaklaiMlbaniahBa Saiiaaa daa a daa Klifjar tn varanlaafaii, dam B. iamor neoett 
ferdaurenden Credit xa gavihrcn, und es hienuit unvereinbar ist, dass die Verbindlirhke t 
des Beklajitcu sosicieh durch .Aufrechnung der ersten Gesenrechnungsposten des Schuld- 
ners wieder erloschen seiu sollte, kOnuen die einzelnen Posten des Conto>Currenis nach 
dar Hatar daa Conlo-Carrentvarlilillniasaa nidit ab Zablungan anf dta Gavenfoplairwisa- 
posten betrachtet werden, vicliuebr begründet wfihrend der Danar jener Verhfclinissea jader 
einzelne Posten, sobald er in die laufende Rechniin? (Hiailgaht, jeweils eine neue 
Forderung, resp. Gegenforderung, welche zu den bereits besiebanden hinzukommt, und diesa 
naammeD aind alsdann ala ain oniheilbarea Ganzes, als eina eiinlsa Oabereinknafl s« b*- 
traahliD, ao daaa dar bdn Abialiltna dar Badmunir aidi an^banda Saida, walaber daa Sein di« 
▼arbftltniss der Partheien zusammenrasst und Teststellt , erat Gegenstand der Zahlung; wiid. 

Können aber einzelne Posten der laufend«*» Rf^ehnrmg hinsichtlich der in C »nto-Cnr- 
rentTerbindune stehende Personen selbst nicht als Zahlungen anxe.«ehen werden, so kaxm 
diaa aaab aidil baiOffUeh das Drittao, «alebar fbr dan Saldo BOr«aabaft gaMilat hat, 
alatifinden , sondern dieser bleibt für daa bei dem Rechnunzsabschluss aidi beranaatallaoda 
Et^ebniss his iura Betrage der Qbemommenen Sicherhcitslei'^tuniz haftbar. 

Mannheim, 18. April 18M. ( Annal. 18Ö0. S. 6iS und Oberbofg. Jahrb. 1851. S. 20) 



«) Dar Art 105» a. laalai: Wo atehl milafDiaafitBda KAfwraritfllBlaaa tviMbaB im 
mUUgar nad Sctanldnar aia Andaraa oofbwaadig maelMii, aind Ar die wicbtigatea xa 
halten saerst jene, welche persnnMchen Verhaft nach sich ziehen, sodann jene, welche 
die schwersten Zinsen tragen, aofort jene, waleha mit BOrgeo gedeckt aind, endlich Jena, 
welehe Pfandrecht haben. 
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4) Aufrechnung einer Zahlung auf eine eingeklagte Forde- 
rung; Bestehen anderer Forderungen. 

Eine unbestimmt bescheinigte Zahlung kanu einer eingeklagten (zur 
Zeit der Zahlung schoTi bestandenen) Forderung auch ohne besonderen Be- 
weis, dass sie auf Rechnung die^ser Forderung geleistet wurde, entgegen- 
gehalten werden, sofern der Kläger nicht darthut, dass er zur Zeit der 
Zahlung ausser der jetzt eingeklagten auch noch andere Forderungen zu 
macheu hatte. 

ErM in dteMtt Fall« kämm Art 1355 i. f. B. G. B. bflUlglieh d«r F^: t& 
weleher tat vttsdhiedeira Fordarmgm Zahlmg untmAam mI, ia hnmmimg 

kommen. 

Mannheim, 19. M&n 1823 und ^ ÄprU 1841. (Oberbofg. Jahrb. 1833. & 16 and 
1840/41. S. m.) 

Zu Art 1254 uad 1260. 

AbschUgssahlang; Impatation auf die Zinsen; mehrere 

Schaldposten. 

Die Begd des Art 1254 B. O. B. , wonach die AbscUagszaUnng sa- 
erst auf die Zinsen angereconet werden musSi bezieht sich auch aof den 
Fall, wo der Schuldner mehrere verschiedene Posten an den BesaWtea 

schuldet 

Dor Schuldner kann daher nicht verlangen, daes die Zahlung, gero&ss Art 1256 ib., 
Tonugsweise auf liiejeuige Korderuiig an ILapiial uad Zinsen imputirt werdwt müSM, welebe 
m b«nebiig«n er du grOssta InterwM habe. Dia Zahlaiig miM «lam mf die Ziaam 
aller verschiedenen Posten verrechnet werden, ehe etwas auf das Kapital etiiaa der var- 
Bchiedenen Schulden imputirt werden kann. Der Gläijhi^er braucht nicht auf das Kipiia! 
eine Al>8chiagszahlung aiixuoebiuen , ehe noch die Ztuseu besablt aiad; letztere sind so 
•imsaban, als ob aia ibm sa aeineoi tigliebeii Ldbenaaolarhalt nflihig seien; der Art 
1154 wenlet rar eiiien absolnlM Grundsatt aof alom sehr gawSliattaiiaB Fall an. 

Paria, 35. Ntmuiber im. (Gass.) (J. d. P. 186S. 8. 5».) 

Zu Art. 1256. 

l/'Impntation einer Abschlagszahlung; ältere Fordernng; 

Verbttrgnng. 

Im November 1814 fibertmg Kraft dem Rtqaet die Erhebung yon ihm xaslehenden 
Rentßefällen , und die Ehefrau des Letzteren leistete für einen spftter sich etwa ergebenden 
Ktices« aus dieicr Gestioa ihres Ehemanns Bürgschaft. Im Jabr 1819 bekanaten sieh die 
Eheleale Raquct in einem notarisehen Seholdbekennlnlsse als soltdariaeha Sehaldoar das 
Krait für einen Betrag von 6000 fl. Die Eheleute Diederich und Horuaon leisteten dess 
Kraft hierfür Bürgschaft. Im Jahr IS'il stellte Riquet dem Kraft Rechnung über jene 
Oescbärtsfübrung und bekannte , in einem ScbuldbekeunUiiss , aus jener Benteinnahma dem 
Kraft aoab 8000 fl. aehuldig sv aeta. 

Om a. Oetober 1816 cedina die Ebefirm Baqoel den Kraft Ibra AasprSeha aaf dm 
Preis einer auf ihr Anstehen einige Tage vorher abgehaltenen Immobiliar-Versteigcrung 
und es wurde hierbei stipulirt, dass der Ccssionspreis ad 5000 fl. zur theilweisen BerieiH 
tiguug der Forderungen des Kraft an die Eheleute Baquet verwendet werden solle. 

im Jabr 1837 wurde eia RaagefdnnofES-Ver&hiisa aar Vertbeilunff dea Ertosss slaar, 
ftgm Raqaei alattgeliabten Immobiliar- Versteigerung eröffnet, bei welcher Kraft ssiae 
▼ersehiedenen Forderun<^en anmeldete, und hegehrte, dafür gegen Raquet, und im Onler» 
rang gegen dessen Ehefrau angewiesen zu werden, wobei er die durch die erwihate Oe»- 
rim fflaaigla Zahlung an dar Fardaraag aus dar GsaobiftaAüiruoga-IJabinudiM lai fiSif- 
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«chafi von 1814 in Abza? brachte. Die Ehefrau Raqaet, sowie die Eheleute Diederidi 
aod Hüfuiana bestritten diese Art der Imputatlun, und es wurde auch, dem Autrage der 
Latttareo geatiea, io der Cooteatations-lastanz entschieden: dass die fragliche Zablnag 
tat Ü0 Forgenug im Knfl tat im SchuMbdttfmfaiiiw von 1819 an Inpolim Mi, ia 
diese , und ateht 4ie FMiiniqg Mr FsuainietM, ak üa gllm Fordamg bsMrtil vir» 
Am mflsse. 

Der biergegea von Kraft eingelegte Caaaationarecora warde aas folgenden Qrttndoi 



Dag Alter einar Fordemog bestimmt sieh offenbar nnr nadi dem Tage 
ihrer «iikliahen Entatduug, nidit aber nach dem Zeitpunkte, an welchem 
tceeesorische Verbindlichkeiten zu deren Sicherung eonstituirt wurden, 
somit moss die im November 1814 geschehene blos eventuelle VerbOrgung 
der Ehefrau Raquet für einen etwaigen Passivreccss ihres Ehemannes auf die 
Frage, wann ein solcher Recess entstanden, ohne allen Einfluss erscheinen. 

Dieser Ansicht sieht der ArL 1256 B. G. B. nicht entgej{ea, sondern zur Seite, io- 
ien die betrelTeuden Stallen dienet Artikels anascbliaaslieh von dem Alter der Schuld (deita) 
anttit, «Aoa Sfldkddil tai den Zattpunkl, aa «aldieai afwalge, aa garaa S teh w aag ean- 
stitolrte aceessorische Verbindlichkeiten entstanden sein konnten, reden; sodann kann hier- 
bei ebenso wenig die Vorschrift des Art 1119 ib. in Betrac-bc kommen, weil dadurch 
hlot rerordnet ist, dass bei einer bedingten Obligation der Eiutntt der Betiingung in Bo> 
sUkeag anf Jana Varbladliahkeit redtwlrkaag tda ioll«, waldia Batttanranir da- 
kar la Torliegendem Falle nur alsdaaa aar Anwendong kommen könnte , weou die Präge 
davon wire, den Zeltpunkt zu fixiren, von welchem an das Alter der bedingten Bürg- 
lebafl, bei einer etwaigen Collisaion mit einer andern Verpflichtung gleicher Art, xa 



Daraitladt, 3a Joai 1839. (Baj.) IiaA g. Diedaricb i. Bi^nL 
2) L&stigere Schnld; Abschlagssahlnng; Gompensation. 

Der Art. 1366 B. G. B. findet nur in dem Falle Anwendong, wo ein Sebaldner, der 
aUga flekaidaa la btiaUaa hat« aiaa Abachlagaiablaag laialal, akae dabd aa- 

xogeben, anf welche jener Schulden die Zahlung impaüit werden soll; in diesem Falle ist 
sie auf jene ScbaM aa verracbaaa, an daran Baiiehtigaag i» Sebaldaer du groeiera 

Interesse hatte. 

Dagegen kommt es auf das grössere lutcrcääe des Schuldners nicht an, 
wenn es sich von der Gompensation von verschiedenen Fordenmge% und 
Gegenforderungen handelt 

Paria, 3. Mai IgeO. (BajJ (J. 4. K IML 8. 881) 

3) Lästigere Schuld; Ordreanweiaung fflr mehrere Forde- 
rungen. 

Bia Qllnbiger hatte in einer Ordre mebrere Fardemngen, namentlich ein Bfllal 1 8000 
hUMa, waldiaa im im OeaMiaeebBldaer anf ^aa Drillea aad von dieaam aa daa Pn>- 

lueeoten indossirt war, au dessen Zahlung aber der Gemeinschuldner sich noch personlich 
▼erpflichtet hatte; diese sftmmtlichen Forderungen wurden mit 40,000 Francs Uquidirt, jenem 
QUiubiger aber nur fUr alle Forderungen eine utile Anweisung von 30,000 Francs er- 
ttieiltf aad dieiea Boidereaa an den QUaUgar bezahlt, ohne dan hierbei eine ImfmiaÜm 



Hier kann daa Gericht, wenn es erkennt, dass die Forderung ans dem 
Billet die ältere und jene sei, welche der Gemeinschuldner vorzugsweise 
zu tilgen das meiste Interesse hatte, gemäss Art. 1256 B. G. B. annehmen, 
dass von dem angewiesenen Betrag zuerst das Billet bezahlt worden und 
hiermit jeder Kegress au den indossirenden Dritten erloschen sei. 

Paria, 20. ^ 1863. (Bej.) (J. d. P. 1863. S. GOO) 
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4) Listigere Schuld; abereingekommene Impatstlmi; 

faetische Entscheidung. 

Entsteht bei Aofrechnnng ehier Absdilsgmhltng auf swei Sdnild" 

pöstcn die Frage, welcher dieser Posten als der listigere anzusehen und 
auf welchen also die Zahlung zu imputiren sei, so erklärt das Gericht mit 

Recht, dass derjenige , welchen der Zahlende unter Solidarität mit einem 
andern eingegangen hat, während er den andern mit dem nämlichen Mit- 
schuldner nur ohne Solidarität unterschrieben hatte, als der listigere an- 
zusehen sei. 

B. Hat der Gläubiger in einem Anwaltsacte erklärt, dass er die Zah- 
lung auf beide Schuldposten pro rata verrechnen lassen wolle, wenn hier- 
durch die Schuldner Teranlasst worden, auf ihre weiteren Einwinde in 
verzichten, so können die Letzteren hieraus keine oonTcntioneUe Imputa- 
tions weise ableiten, in deren Folge die Zahlung auf beide Schnldposten 
verrechnet werden mOsse, wenn sie üi die vom Gläubiger gesetzte Bedfn* 
gnng einzugehen sich weigerten. 

Sollte das Gericht aber auch die in dem Anwaltsacte abgegebene Erklä- 
rung des Gläubigers irrig interpretirt haben, so wäre, wegen dieser un- 
richtigen Unterstellung in facto , ein Gassationsrecurs rechtlich unstatthaft. 

Dariustadt, 28 Apra 1(>34. (Casa.) Gullino unJ Ferpeiite g. Kämer. 

5) Vertragsmässige Imputation der bei einer Distribution 
auf eioe Forderung gefallenen Dividende. 

Es kam eio Vertrag zu Stande, wonach A. seinem Schuldner B. zur Zahlung seiner 
SdiaUigkctt TOD 9000 Fraucs zabnjährige Tenuine gestattete, zugleich aber C sich für 
dit rSüf eitlMi T«iiiria« diiMr SehiM mtar dar Balingung als Barg« im B. intltllto, 
das« die gesetzten Terioioe anticipirt weriea kOanlABt aber alle«, was vor Ablanf der 
Termine auf die Forderung bezahlt würde, zuerst auf die rerbflrgten fnnf Ziele verrechnet 
werdeo mOasie. Bei eiueto Tor FaiUgwerdung des ersten Tennins gegen B. eingeleiteten 
JNmribiiiioamrfidnwi waiit dem A. alt Dividende fflr die gaoxe Fordemog voo 9000 
FranM «ia Betng von SOOO Prüm «qgethedt 

Diesen Betrag hat A. dem Bürgen C gegenüber auf die Ton diesem 

▼erBfirgtcn fünf ersten Ziele zu imputiren. Es kann dem Hauptscbuldner 
B. und dessen Gläubiger nicht das Recht zustehen, jenem Vertrage zuwider, 
eine andere als die conveairte Imputation zum üachtheii des BAigea m 
bewerkstelligen. 

Paris, 13. Norember 1861. (i^j.) (J. d. P. 1862. & 64 

§.4. Ten den IsMmgisneiMsten aal fsa der llilwlsisag (OmliMtiM)» 

(Art 1S57 — 1264.) 

Zu Art. 1257. 

1) Bealanerbleten der ganzen Schuldigkeit, wenn ein Theil 

derselben mit Drittarrest bestrickt ist 

8. ti Art. 1314 B. G. B. Drtheil (Beilln) ra 1 Septooiber 1818. 

2) Kealanerbieten; mora accipiendi; Wirkung ohne Galtig- 

keitsklage. 

Wenn der Gläubiger des Käulers einer Liegeasohaft , um die wegen 
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Nichtzahlung des Kaufpreises gegen den Käufer angestellte Resiliations- 
klagc abzuwenden, dem Verkäufer den Kaufpreis realiter anerbieten lässt, 
80 Steht dieses Ro^nerbietea doch nur dann der Fortsetzung der liesi- 
liatioEBUage entgegen, wenn auf dasselbe eine Klage auf Goltigerklärung 
des Offerts erfolgt ist 

Dm Didil ugwoiiMMne BMtanmrblat«! bat «war, mOt ohiM daranf gofolgte Oooaiff- 

aatioa, dio Wirkung, dass darch dasselbe der Gläubiger In morain accipiendi tifulrt 
wird und bevor er diese mora purgirt hat, unzulässig ist, gegen seinen Scliutdner wegen 
der Forderung weiter gerichtlich vorauzufahreo; jeJuch wird zu dieser Wirkung des Keal- 
Merbltlsnt vonnugaaelit, dan das Baalanerbieten ein gültiges sei; es genogt also dassan 
einfaebe Produetion nioht, um ea mit Wirksamkeit den weiteren gerichtlichen Scbritiea 
des Gläubigers entsegensetzen zu können, sondero es müssen zugleich die geeigneten An- 
trige auf Galtig- oder Nichtigerklärung des Auerbielens (Art. 815 B. P. 0.) gestellt wer- 
* den, danrft das Oariebt in Stande ist, Uber die Galligkeit desselben m eniaebetden ; eine 
ülsia Klage auf OQItigkelt das Anerbleleiia ersebeint noi ao nehr erforderlich, als den 
Gesetze ein Kealanerbieten, das nur den Z^veck hat, den Gläubiger iu iiioraiD accipiendi 
Xtt versetzen, fremd ist; es bandelt von den offres reelles unter dtin Titel von der Zah- 
htng, und kennt folglich nur ein liteaianerbieien, das, wenn auch dio luoia accipiendi seine 
«uniltalbare Folge ist, doeb mm Zwedto der Liberation gemacht wird, und bei den, 
wenn nicht sofort die Con^ignaiion erfulgt, den Art. 815 und 816 B. P. 0. gemäss Ter» 
fchren wird, utn vor der Cunsiguatioa eine Qaitigerkl&rumg ta erwirken, de>oniid)St aber 
tfa Consignation zu bctbätigen. 

Darnatadt, 2./3. Fabroar 1853. (Bej.) Wotfakahl etc. gegen Laaermana, Lefi 
•. A. (Emnerlbig 1858. L 10.) 

Ott, Gilbert w Art. 1257 B. G. B. Hr. 11; X. A. Bd. SL L SL 

Za Art. 1267 and 1958. 

Bedingtes Bealanerbieten des GUubigers, an der Stelle des 

Schuldners; Consignation. 

& n Art. 1251 poi. 1 Hr. 3 Ortheil (Darmsladt) vom 7. Febniar 1860. 

Zu Art mr und VU». 

Realanerbieten; mora; Consignation. 

A. Wurde in einem Urtheilc die Ilcsiliation eines Immobiliar- Verkaufs 
W^en Nichtzahlung des Kaufpreises ausgiisprochen, sofern der Käufer 
nicht diesen Preis bis zu einem vom Gerichte gestatteten weiteren Termia 
mit Acceääorien ausbezahle, so kann der Käufer (oder dessen Gläubiger fOr 
ihn) den Nachtheilea der ausgesprochenen liesiiiation dadurch vorbeugen, 
dass er Tor Ablauf jenes Temnns den Kan^reis nebst Aecessorien in ge- 
höriger Weise anbietet; einer Consignation des ange^tenen Betrags bedarf 
SB aar Erreichung Jenes Zweckes nicht 

Dareh das Beahmerbietsn and die Kbigo aaf QSltigeriilinng desselben hallo dar At- 

bietende Alles gethan, was ihm die Gesetze zu seinem Entzwecke vorschrieben; die Aa» 
nähme der Zahlung wurde widerrechtlich verweij^ert, und die Folgen des Verzugs konn-' 
ten nicbt den Anbietenden, sondern nur den Verkäufer trelTea, weil dieser die Erfdliung 
dar iamala noeb sehwebendea Bediagaag Terbinderte. Die Art 1257 imd 1250 B. 0- B., 
in Verbindung mit den Art. 814 bis 816 B. P. 0., erbeischen keineswegs, daas dar Soboti» 
ner, um den Nachtheilen des Verzugs vorzubeugen, sofort auch die baar angebotene, von 
dem Oblaten zurückgewiesene Summe in die Coosiguationskasse deponire, sondern sie ge» 
mtm Aua dia t. g. BtitUiolion (Art. 816 B. P. 0.) todlsUch ato «ioa Befugnis«, waaa 
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«r den feroeren Z'mienlaaf hemmen ani ohne «las ridrtitlfcfct E^iMhaUmf «Inaiitrtaii, 

•iine TOUige Liberation alsbald erwirken will. 

B. Nach Art. 1166 und 1236 B. G. B. war der Gläubiger, die Rechte 
seines Schuldners ausübend, befugt, zu dessen Entlastung die Zahlung des 
Kau^reises anzubieten, um so die Nachtheile der Resiliation abzuwenden. 

G. Dagegen kann ein dem liesiliationskläger im liange nachstehender 
Gläubiger in jener Lage der Sache nicht in seinem eignen anmittelbaren 
IiiteNMe die Zahlang an den BesiliationBkiager leisten, um dadurch die 
Subrogation in die Bedite des Letiteren sa erlangen. 

Denn fie BaitlmmungtB dar Art 1249 bis 1252 ib. aber die Sabrogation in dl« Baebte 
eines bevorzogten Glfiubigers, setzen — der Natnr der Sache nach — die Existenz einer 
klagbaren Forderung in den fiänden desselben TOimua, einer Fordemng, welche mit den 
daran klebenden Pririlegien and HypoihdwB «taw aaltm rniadar bmmgten Ql&a- 
Ugtr mittaM iw Ztfdmg AtrgifeMi, aiM Um SotaMaar «agaMbar nick* gaHlgl 
werden soll. Nun war aber der Resiliationskläger zur Zeit des Rcalanerbictcns nicht mehr 
iiD Besitze einer solchen Forderung; durch das die Resiliation bedingungsweise ausspre- 
chende Urtbeii hatte sieh ein neues Bechtsverhältniss gebildet; der Resiliationskläger konnte 
mm da aa iaa Kaaf^raia aaa dam anfgaMalsn Kaafeoolraata vUkt aMhr anf daai Zvaig»- 
waga gegen aaiaan Schuldner aiiifordeni, selbst dann nicht, wann er seinerseits auf das 
ihm bedingt zuerkannte Eigenthum des verkauften ImmObels Terzichten wollte ; nur dem 
schuidneriseben Kiufer, oder einem zu seiner Entlastung einschreitenden Dritten stand 
aa diaasa Eigandninaradit, dnrdi raateaiHga Zahlnng dar Sdndd, n vareMehi nad 
aomit für den K&ufer das aus dam wtadaraallebenden Vertrag entspringende Eigentbum 
aufrecht zu erhalten. Der Verkäufer war gesetzlich nicht verbunden, ein anderes selbst- 
stindiges Recht, ein wenn auch nui bedingt suerkanntes £igenthum, dem minder bevor- 
anglao OUaUgar abaatratan. Daa von den naahilaliandaB OUnbiger, onlar dar Bedingung 
dar flttbrogation in die Beebte des Vetklafara, gamaahla Bealanarblalan atalit aidi dahm 
als unstatthaft und wirkungslos dar. 

Darmstadt, 24. November 1851. (Bej.) Lob g. Melas. 

Za Art. tU7 n. f. 

1) Lieferungsvertrag; Verkauf nach Stückzahl; Realaner- 
bieten und Hinterlegung zur Uebertragung der Gefahr 
auf den Berechtigten, dem zu leisten ist. 

S. zu Art 1585 B. G. B. Unheil (Berlin) vom 10. Juni 1826. 

2) Bealanerbieten nach Gewicht verkaufter Gegenat&nde; 

Erfordernisse. 

Gegenstände (Kartoffeln), welche nicht in Bausch und Bogen, sondern 
nach dem bei der Ablieferung auszumittelnden Gewichte verkauft worden 
und zu liefern sind , müssen — wenn der Käufer die Annahme verweigert — 
zufolge des Art. 1257 u. f. des B. G. B. von dem Verkäufer realiter offe- 
rirt und hinterlegt werden, sofern derselbe nicht die Ueäiliation begehrt 
YevaftQiBt d» Yerkinfer bei der AtiSBdiifiimg und ffinterlegung der Kar* - 
tofffllii, die geaetiliciMn Fflrndiehkeiten sa erfiUkn, Ubnt er nicht einmal die 
Qoalitlt und Qnantitit der hinterlegten Eartoffebi dnrdi efaie förndidie 
Protokollar-Verhandlung feststellen, so stellt sich seine Klage auf Zahlung 
des Kaufpreises und Schadensersatz als grandlos dar; jene Unterlassung 
kann nicht durch ein späteres Beweisverfibhren (dasB die i^^rinss^in guter 
QnftiifM gewesen seien) ersetzt werden. 

Bariin, 22. Decerabar 1845. (Bej.) Neil g. Scbmits. (K. A. i(L IL 6 n. 7.) 

32 
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Zu Art ms pos. 8. 

1) Realanerbieten; Kosten; gegenseitige Verbindlichkeiten; 

mora. 

Die Bestimmung, dass ein Bealanerbieteii nasser der Henptsumme anek 
alle Accessorien, namentlich die Kosten, am£usen mosse, ist nicht nur dann 
anwendbar, wenn es zum Zweck der Liberation durch spAtere Consignation 
gemacht wird, sondern auch dann, wenn es den Zweck hat, bei einer 
gegenseitigen Obligation die andere f arUiie bezQgUch ihrer Gegenleistung 
in moram zu versetzen. 

Üieso Beslimiiiuni; beruht auf dem Grundsatze, dass Derjenige, dem eitip Zahlung zu 
leisten ist, ein Kccbt darauf tiat, da»8 itiw das Geschuldete ganz, an Huuptsuiume und 
AeeaMOritD, «ntriehlel weide, ibm naneiitlidi eine Zahlung auf die Hauptattniaie vor voll- 
IllaÜger Entrichtung der Accessorien nicht aurgedrnqgen werden kann. 

Oarmatadt, 3. Oetober 1853. (ü«j) Pabatoann g. Mayer (Enmerling 18S3. L 86h) 

2) Realanerbieten einer Urkunde; Kosten. 

Wenn der Beklagte im Laufe des Rechtsstreites, um die Klage zu be- 
seitigen und seine TertragsinSsstge Terpflichtung zu erfüllen, nicht eine 
Geldsumme, sondern einen andern Gegenstand (eine Batificationsurkunde) 
dem Kläger realiter offerirt, so kann dieses Anerbieten nicht, gemftss Art. 
1258 Z. 3 des B. G. B., um desswiUen als ungQltig angesehen werden, weil 
nicht gleichzeitig eine Summe f(ir die bereits entstandenen Kosten ange- 
boten wurde. 

Jener Art. 1258 spricht nämlich blos von einer Gcldfordening und schreibt auch dos 
Anerbieten der Kosten vor, wnl die verschiedenen Forderungen an Hauptgeld und Acces- 
nrien eieb eonfondtren, nur eine Fordernng bilden und dne Oblation des Kapitale obnt 

die Accessorien als eine blos theilweise Zahlung; sich darstellt, die der Gläubiger nicht 
anzunehnipn braucM; ist daacf^en ein anderer Gegenstand lu liifern, der sich mit den 
Kusteuauspructi nicht confunilirt, so liann derselbe demnach auch uhuo die Kusieu luit 
Liberationseflbkt für die HanptrerbinAlicbkett gdiofart werden und moM von dem GISubiger 
angenommen werden; Letzterer ist in dar Sauplsache klaglM gestellt und kann nur wegao 
der Kosten den Prozess furtsetien. 

Darmstadt, 2. Februar 1857. (Rej) Löb g. Oppenheim. (Eiuiuerliiig 1857. L 19.) 

8) Realanerbieten für illiquide Kosten; sauf 4 parfaire. 

Begnftgt sich der Offerent damit, m dem Realanerbieten fOr die nicht 
liquiden Kosten einen (gewissen Betrag, vorbehaltlich Liquidation, anzu* 
erbieten, fügt aber nicht hinzu, dass er auch bereit sei, die angebotene 
Summe zu ergänzen, wenn die illiquiden Kosten mehr, als er realiter an- 
bot, bi'tragen sollten, so ist dieses Anerbietcu als uiij^eniigeud und ungültig 
zu erklären. 

Der .\rt. 1258 B. G B. erfordert zur forine lon Giiiiigkcit eines Ue ilancrb etens, dass 
der Ollsrent seine Bereitwil.ijtkdt, die ganse Sehuld tu tilg«<n, belliiiiiie, scireibt for 
diese Beihüti^ung, was den liquiden Theil deiselben an;;ohl, eine U«aubUiion vor; was 
den illiquiilen Tlieil der Kosten betiilTi, so l.e?nf).;l er sich 7.w.ir m t .Miier V erl)» I-Ol la- 
tion, gebietet aber eine sulcho unter Strafe der üngu tr.:keii des liualaii>*rb.e(en<) (Vt rgl. 
Berieht des Tribuns Jaubertan den gesetzgebenden Kftrper); biernaeh getiSrtdie Veriüguug 
,,8.iuf ä parfaire** zur Form und bildet nicht blo« einen ILUh, weleben das Oeseis der 
Parthio sibt, wenn sie rorhüteo wolle, dass ttidit biotoodrein ihr Anerbieten al« unaalfing^ 
lieb erklärt werden kuune 

Darmstadt, ^.Sept. 1863. (UeJ) Mayer u. Cons g. Scbdller. (bimuierl. im. L 114.) 
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4) Aealanor bieten; provisorischer Vollzug; liqaldirte 

Kosten; illiquide Kosten. 

A. Wenn ein Urtheil den provisorischen Vollzug wegen einer darin 
zugesprochenen Forderung, nicht aber auch wegen der zuerkannten und 
liquidirten Kosten verfügt, so stellt sich das lii ulanerbieten, welches der 
Schuldner, nach eingelegter, aber vor abgeurtheilter Berufung zur Besei- 
tigung der provisorischen Kxecuüou macht, nicht als unzulässig dar, wenn 
darin nur jene Forderung, nicht auch die liquidirten Kosten , angeboten 
wurden. 

Audi b«I DarchftlbiiiDg dat Ex«ealfv-Veif«1ireos bitt« dor OlSublger vor erledigtem 
AppeU nicht die Befriedigung wogen dieser Koalen ans dem VennOgen des Sdmldners 

•nwingen liöoDen. 

Zu diesen liquidirten Kosten aiod auch jene der Ausfertigung des Urtheilr« zu zählen. 

B. Zu den liquiden Kosten, welche ausdrücklich iu dem Realaner- 
bieten mitangeboten werden mOasen, geboren jene der Ausfertigung und 
Zustellung, und überhaupt alle Kosten nicht, deren Betrag nicht aus den 
den Schuldner von Seiten des GlAubigers signifieurten Acten oder den 
Prosessschrifken zu ersehen ist. 

C. Wenn das Realanerbieten in dem im Zahlbefehle gewählten 
Domicil gemacht und angenommen wird , obgleich ein Zahlungsort convenirt 
war , so hat der Schuldner auch die Kosten des Transports von dem domi- 
cile elu nach dem convenirten Zahlungsorte zu ersetzen. 

Diese Kosten braueben jedoch nicht ausdrUciilicb augeboicn zu werden; sie sind unter 
den OHfnidan Koatan an radmen, fttr walefaa aio Bauaebbetrng , vorbahalilieb dar Erg&a- 
annt, ■Binblalaa tat. 

DaraaUdl, iL Jaanar 1858. (Biü) Iiiar f. v. Yaattbmg. (EinmarBng 1856. 8. a> 

Zu Art ms Nr. 6. 

1) Bealanerbieten des Arrestbeklagten in dem im Beschlag- 
nehmungsacte gewählten Domicil. 

Legt ein Gläubiger in Gemässheit einer richterlichen Verordnung gegen 
seinen Schuldner Ürittarrest an, so kann Letzterer, um sich zu liberiren 
und die Beschlagnahme zu beseitigten, ein R^alanerbieten in dem in dem 
Beschlagnahmsacte von Seiten des Arrestklagers gewühlten Douucii dem« 
selben gültig zustellen lassen. 

Uie Alt. llim B. 0. B. und 812 a. f. B. P. 0. entbalien nur allgamaina ficgola und 
ialiaa in Beiraff daa Wohaorta, in waleheoi ein ROltigaa Aoeriiieten gaaeheben kann, nur 
den Fall vor, wenn dar Gläubiger die Zahlung anzuiiehiuca sich weigert, 
nicht aber denjenigen, wo in Folge licluerlichca Bescheids von Seiten dos Giäul)igcrs Ver» 
folgungen angestelU worden , von denen der Schuldner sich iibcnren will ; eine Nicht- 
baobadUnng dar In Bttekaicbl dea Wobnorta fOr dnan andarn Fall Torgeaebriebenen FOrnif- 
UcMiaiian kann daher das Gericht , welches Ober die Galtigkeit des Bealanerbietens tu w 
kennen hat, nicht berechtigen, dasselbe als ungültig zu erklären: Jis Gericht ist um so 
mehr befugt, hier die Disposition des Art. 084 B. P. 0. autuweudeu, als der Arrest in 
Oeuiiaabait riebterUeber Verordnung angelegt war nnd dia Niditanwandung diaaaa Artikala 
dia Inennaequons naeb atdi ilaban warde« daaa in Ermanglnag einer eonveotionoilen Be> 
atiintnung der Schuldner, am ein gcricbtliebes Verfahren auHiOrcn zu machen, Tcrhun Ion 
w&re, in dem Wohnorte des Gliubigera zu bezablen, mithin es von diesem abhinge, die 
Verfügung des Art. 1247 B. 0. B. in umgeben. Die Wahl eines Domicils iu dem B»- 
lltbftgBthTifiit nav dalwr dia Folgn haban, dan Basfhiagnahtnandan in diaaem Wohi^ 

82. 
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orte za vergegenwärtigen; es können folglich alle hierauf Beug habeodea Acten , BUtbin 
auch BealaDerbieten , gültig in deuselben seacheben. 

Wiederboll der Arreatbeklagte io der Audienx sein Bealanerbieten , eo kaoa dai Ge- 
richt dadurch , daas es unter l«r Bedingung i«r BealfsHiftP d«Milb«B dto Bwnhlignihan 

aufbebt, den Arreslkliger nicht präjndiciren. 

Darmstadt, 23. November 1819. ( Rej.) Heyer g. Leske. 

2) Bealauerbieten; contractmässigcs Domicil; im Zahlbefehl 

erwähltes Domicil. 

Wenn auch in einem Vertrage , gemäss Art. 1 1 1 B. G. B. , ein bestimm- 
ter Zahlungsort conveiiirt worden ist, so kann doch der Schuldner, wenn 
ihm ein Zahlbefehl zugestellt und darin gemäss Art. 504 B. P. 0. Domicil 
am Wohnorte des Schuldners gewählt worden ist, um die Verfolgungen zu 
sistiren, in diesem Domiciie ein liealanerbieten machen; er muss jedoch, 
wenn das liealanerbieten nicht angenommen wird, um sich zu liberiren, die 
Consigiiatiini an dem im Vertrage beduigenea ZahlimgBorte beüifttigeit 

(8. das Nllwre n Art. 584 B. P. 0.) 
Barmatadl, 11. Jaoiar 1858. (BeJ.) Triar g. t. Ytaabuf. <Eiuaari. 1868. L &) 

8) Bealanerbieten des dritten Besitsers an den eingeschrie- 
benen QUnbiger im gewälilten Domicil. 

Der Erwerber tines ImmObels, auf welches nmr eine Hypotheke ein- 
gesclirieben ist, kann, um das Immöbd von der Hjrpotheke zu purgiren, 
seinen Kan^reis dem HypothekargUubiger in dem von diesem in der Ein- 
schreibung gewählten Domicil realiter anerbieten, sollte auch in dem der 
Einschreibung zu Grund liegenden Titre an einem anderen Orte Domidl 
gewählt worden sein, besonders dann, wenn dieser Domicil-Erwählung im 
Einschreibungsacte keine Erwähnung geschah, und dieselbe auch dem dritten 
Erwerber unbekannt war. 

FOr diesen galt einzig die Verfügung des Art. 2183 B. G. B. 

Paris, 24. Mira 1862. (üej.) (Sir. 1863. L a09.) 

Zu Ali. 1958 pos. 8. 

Bealanerbieten; Subrogationszahlung; Notar; Gerichtsbote. 

Zu den officiers ministeriels, welche gemäss Art. 1258 des B. G. B. ein 
Bealanerbieten bethätigen können, gehören die Gerichtsvollzieher (Art 59 
des Kostentarifs vom 16. Februar 1807) , nicht aber die Notare. 

Die Faaetiooea der Letzteren aiiid — abgeeebea von einzeloeo epecielleo Fftlleo, i. B. 
in Weehialprolestai — dweh den Art. 1 d«a Getettaa Tom 35. Teoldea XI anf Ab- 
nahme und Bearkandang von Acten und Vertrfigon der vor ihnen erscheinenden Parthieen 
beschränkt, können aber nicht auf streitige Verhältnisse der vorliegenden Art ausgedehnt 
werden. Die zur Zahlung Teranlaeste Partbie macht nicht in Begleitung des ofhcier mi* 
niaieriel das Bealanerbieten, aondera der Letztere eelbat; ea kann alao, besonders wenn 
ier za Bezahlende in seiner Wohnung nicht aamtreffen ist, die TlrtMiigmg des Baal- 
•nerbietens nicht zn den Functionen des Notars gerechnet werden. 

Selbst dann, wenn es sich von dem Falle des Art. 1250 Nr, 2 des 
B. G. B. handelt, mithin eine authentische Urkunde über die Zahlung zur 
Erwirkung der Subrogation nötliig ist, findet sich kein gesetzlicher Anhalts- 
punkt dafür , dass zu dem Realanerbieteu, das erst durch die bei erfolgender 
Weigerung der Annahme zu bethätigeude Consigoation die Wirkung der 
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Zahlung n AnsBero Tennig (Art 1267 ib.) t ein Notar sngeEOgen werden 

müsse. 

D«riD«Udl, 11. Mai 18Ö7. (Bej.) lUiam g. HeiiDera. (Emmerliog 1867. L 68.) 
Cfr. GillMrt a Art. 1258 B. 0. B. H^. 20 uni 27. 

§. 6. Im lar «lorikiila^ 
(Art 1265 — 1370.) 

Zu Art. 1269. 

Vermögensabtretung. 

Der Gemeinschuldner ist befugt, nach erledigtein Concurse schon froher 
bestandene Ansprüche, welche von der Gantmaaae nicht geltend gemacht 
worden sind, gerichtlich zu verfolgen. 

Durch die Gant f&llt zwar da« VermOgeD den Gläubigern zur Befriedigaag anbeim 
der Qantachaldner iat ab«r dadurch oiehl nnnttiig gemacht, nach erledigter Gaat wieder 
Y0nMlg0ii BD erwtrben (arg. Art. 1210 B. 0. B.) 

In einem andern Urtheile wurde das Entgegengeaetate ent- 
schieden. 

Denn der Oantschaldner erscheine nicht ad causam legltimirt, inlem nach Ari. 1270 
und 2093 ib. dfe früheren Ansprüche nur seinen in Verlast gefallenen Gläubigern zuständen. 

Mannheim.... (Hofg. o. Ot>erbofg.) (AnoaL 1837. S. 64 oad Oberbofg. Jahrb. 
1836/37; & 213.) 

Zweiter Abf ehnitt. 

Ton der Novation, 
(Art 1271 — 1281.) 

Zo Art. 1S7L 

1) Novation (Rechtswandlung); Anerkennungsnrk unde. 

Das Bekenntniss in einer Urkunde, „dass A. dem B. theils wegen zu- 
rückgegebener Handschrift und heute erhaltener Baarschaft die Summe 

von schuldig geworden sei", enthält bezüglich des alten Postens keine 

Bechtswandlnng. 

AbgtiahtB von itar in «oaereto magvIalM Abddil dar Hontfon «altr Im OonlnH 

h«Dlen, kann unter denselben Vertragspersooen eine Nofatioo nur insofern stattftndea, all 
die neue Verbindlichkeit in irgend einem Punkte von der alten abweicht; wo aber die neue 
Debereinlcuart durchaus den nämlichen Oegensiaad ohne irgend abweiebeod« Nebenberedung 
belrüR, da Uigt eis blom AnerkeanlalM eiaar fitberen BedritrerbiadUehkaU, aber kaine 
Beebtawandlung Tor. 

MMnbaim, IX Aagoat 184L (Obtrhofig. Jahrb. 1840/41. & 560.) 

3) Novation; Annahme einer CesBlon durch den debltor 
cessna; Betrug des Oedenten. 

Der von einem Schuldner d wegen Betrugs des Oedenten A. gegen 
ein vom Oessionar B. erwirktes ürtheil eriiobenen Beailiatioasklage kann der 

(üessioaar B. nicht die E'mre le entgegenhaltea, da^s die unbödias^ Anuahme 
der OessioQ mit der Erklärung des Schuldners C. bei der Sigalfication , er 
nehme den Oessionar als Gläubiger an, eine Novation enthalte, deshalb der 
Betrug des Cedeaten A. dem Cussionar, als naaem Gl iiibi'^er, gegenüber, 
von keinem Einflttss auf die Bechtsbestäudigkeit seiner Forderung sein kdoae. 
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Piirrh die Annabmp der Cession und die dn!)ci abpepehcne Erklärung ist nirnlieh 
keine Ki.xhlswaiidiung zu Stande gekommen, »eil eincetheils kein neues UebiTeinkomiuen 
(nonvel engasemenl) twisehen dein Gllulnger und Schuldner vorliegt nnd aadernllieile in 
gegebenen Falle die Erklirunir des Selinidners dareh die betiflgtriscbi Vor*pii«elnng| ale 
verde or dadurch vun seiner Sc^uM gegen den CedeotttO beTreü} Tsiaiiletil wmdt. 

Mannheim (Annal 1S56 S. 268.) 

8) Novation; Immobiliarverkauf; Aasstellung yon Wechseln 

für den Kaufpreis. 

A. fiattf» ein Gilt trekauTt und den Knu'^preis zum Theil hezahh. zum Theil Wechsel 
dafür ausgestellt. Ab diese gegen ihn eingeklagt wurden, behauptete er, eine auf dem 
Gute haftende fiypotheke ui ateht abgelragen , er sei daher nach Art 1653 B. 6. B. aar 
Zahlung dea Kaufpreises nicht eher Terbnnden, als bis die Sypolhek gelöscht sei. 

Die Einrede ist zn verwerfen, denn in der Ausstellung von (eigenen) 

"Wechseln mit Versprochen der Verzinsung und Heimzahlung nach bestimm- 
ter Frist für eine Kaufschillings- Forderung liegt eine Novation ; der Kauf- 
schillin.: als solcher ist bezahlt und an dessen Stelle wurde eine neue Ver- 
biiuilicliki'it gesetzt. 

Mannheim, 6. April 1854. (Zeotn. Mag. Bd. I. S. 512 iu Verbiuduog mit AnnaL 
' 1854. S. 280.) 

Cfr. eUbert tu Art. im B. Q. B. Vr. 1 o. f. 

4) Novation; neues Billet, ausgestellt fflr die Zlnien 
frflherer Wechsel; Verjährung. 

Haben x»ei Personen, welehe Im Jahre 1807 mehrere Weehael tu Omsteo eteet 

Dritten ausgestellt hatten , im Jahre 1810 ein neues Billet zu Gunsten dieses Dritten unier» 
achrieben, dessen wahre Causa die, gemäss jener Wechsel eoschuldefen , aber nicht be- 
sahlteu Zinsen ausmachen, so können Dieselben, aas dem Um<tantle, dass die Wechsel von 
1807 durch Urtbeil Ton jähr 1830 fBr Tsrjlbrt erklirt wurden, nicht argumeutiren , dasa 
auch das Billet voa 1810 «te Terjihrl augusehsa werdeo nOsse, da es nur daa Aceea- 
«orium der rerjShrten Hauptrordenin;; b Mo 

Diese Zinsen haben durch die Aufnahme in dem Billet von 1810 ihre 
Natur verändert und per novationem die Natur einer Hauptschuld ange- 
noniiiien; es erscheint daher, da Urtheile strictissimae interpretationis sind, 
rechtlich unmöglich, das die Wechsel von 1807 für verjährt erklärende Urtheil 
auf das spätere Billet, also auf einen ganz andern Öchuidforderungs-Titel, 
herüber zu ziehen. 

Darmatadl, 28. April 1831 (CsM.) OatUno und Perpente g. BeoMr. 

5) Novation; Ausstellung eines Wechsels durch den P&chter 

für den Pachtpreis. 

Der Verpächter eines Landgutes A. gab dem B. den Auftrag, dem mit der Zahlung 
dea Pach^eldea in Baekstand gebliebenen Piehter 0. zur Zahlung, oder wenigstens m 
Stellunit einer grOaeeren Sicherheit for jene Pachtforderung xo veraalaaaen und den eln- 
cebcnden Retra.; zur Entlastung des VerpSchlers einem Dritten D. zu Qbermaehen; der 
Mandatar B. zieht nunmehr, uiu diesem Auftrage nachzukommen, zu Gunsten des D. auf C. 
für den Betrag Jenes Paehtrflckalandea einen fflr baares QaM canslrlaa Wechsel , welcher 
•war von C. aceeptirt, aber wegen Dniabifthigkell desaelben nnbesnhil an B. mrildtkahfi 

Aas dieser Weefaseloperation kann A. an und far sich keineswegs eins^ 

das Schulfh • rhältniss zwischen ihm und dem Pächter C. aufhebende und dSB 
Mandatar B. als persönlichen Schuldner einsetzende Novation ableiten. 

Hierzu hiitto es ci.ier ausdrücklichen und deutlichen Willenserklärung der Batheilig- 
tan, and iasbeaondere auch der Zastimraong des bisherigen GUftnbigcn A. badocft (Art. 
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1271 al. 2, 12*3 nnd 1275 B G B); rfas eine, wio das nndore dieser Reqnisitp fphll 
jodoch in absirACto; Qbrigens sie^t auch in facto fest, das» der Mandaiar B. den Wechsel 
nicht Iii iw Abiteki «M|ittt«lli hatte, di« Piditoehuldigkcit to Piehteif, vnUm EatlMtung 
iMMibm ffeceo den Verpiehtor, xu tilgen and «ich dem Letxtereo pendnlidi ab Sebnld- 

D'-r einzustellen, eondcrn nur fdr d«'n Vcipächtor und zufiilfre dc«8rii Auflrags, um dem- 
selben dM RxeeaiioneniiKel der Lebeshaft, also seiner Forderung eine grössere Sicherbeil 
sn verxehafli'n, das GeschäH bewirkt hatte. 

Kai*b diesen fkeiltehen Prftnitiseii, «reiche mlbige 1er klaren YeHbgani; dea Art. 1271 den 

Bi'pr fr der Novatitin an84chlie«sen kann der Mandant von dem M.itidatar nicht mehr vt'rltnjjf n, 
als d.-i<;s Dielt r ihm die •iiirrh jene« ^^'e^hsl>l.?cschH^t erwirkten weiteren Becbte Überträgt. 
iJartustadt, &. Juui Ib^L (Uej) Ader g. Heck. 

Zu Art nn und im. 

1) Novation oder blosse Bestätigung; factischeEntseheidniig. 

Die Frage, ob die Parthieen durch einen zweiten Act einen früheren 
Vertrag nuvirtcn, oder blos denselben bestätigen wollten, ist eine tbat^äch« 
liehe Interpretationsfrage, welche nur dann der Kritik des Cassationsbofea 
unterliegt, wenn der vordere Riehter zur Begrflndang seiner Entseheidung 
in etaem Falle zur Interpretation schreitet, wo das, was die Parthieen sagten 
und wollten, mit voller uii bezweifelbarer Klarheit hervortritt, so dass die 
Interpretation nur als ein durchaus angerechtfertigtes Mittel erscheiut, das 
sich zwischen den Willen der Parthieen und den Willen des Gesetzes stellt 
und letzterem die Anwendung versagt. 

, Uariiiütadt, Ii Juni 1^58. (KeJ) Mnyer Wober. (Emmerliog 1858. I. 112.) 
Cfr. Gilbert in Art 1271 B G. B. Nr. 1-3. 

2) Novation; Schenkung; Nutzniessung; Intention der 

Parthieen. 

Rat F. dem A. und P. seine Liescn<charien, gegen deren solidarische Verpflichtung 
nr Leistung einer kbcoslingliehea Jahrcsrcnto, geschenkt, sp&ter aber nach dem Tode dea 
A. dia in dasaan Baaita bedndlieben geschenkten lumobilian, geniaa mtndlieber Uebarein^ 

knnfi, wieier an sich genommen und mehrere Jahre lang In Nutzgenuss gehabt, wnze(;eQ 
{hm auch nicht mehr dl« Jahresrente bezahlt wurde, hat er son^ar. als später ein ron ihm 
mitrerseheiiktcs und in den Besitx dea P gekommenes Haus abbrannte, den P. nur auf 
&hlung dar Zlnsan der ^on dar Varalehamngskaase wegen dea Brandea baubHan Eni» 

•eilftdigungssumme angegangen, so kann doch aus diesen Verhiiltnissen nicht eatnommea 
werden, dass die InHiio'iiliar.schcnkunpt und die Verpflichtung des P. zur Leiftiinü der 
Jahresrente, in Folge einer Novation, in ein Nut/.niessunasrccht verwandelt worden sei. 

Aus diesen Thatsachen lässt sich nicht mit Nothwendigkeit das Auf- 
geben der im Schenkungsvertrag begründeten Rechte und Pflichten und 
deren Umbildung in ein blosMs Natsniessungareeht eittadimen; es kann viel- 
mehr, da die Absicht zu noviren nicht erwiesen vorliegt, nur angenommen 
werden, dass man eme seitweise Abänderung nicht in der Causa und Kator 
des Vertrags, aondern lediglich in der Weise der ZaUnng bezwedctdi 

Paria, 17. Daeanbar 1681 (Oaaa.) (Sir. 1863. L 2I&) 

Zu Art. 1273. 

NoTAtidn; Annahme eines Erben als Schuldner, tn d^r 

Stelle aller Erben. 

Ein GntspSchier war gestorben und hatte mehrere Kinder als Erben hinterlassen , atif 
welche aoeb daa PaebtvarUitniss tlbargiag. Das Paefatgot wurde too eiaam derseibea 
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Obernommen und eine Zeit lang wurden Ton ihm die Verbindlichkeiten gegen den Yer* 
, pIcUer «HOL Spittr jaM bdiqgto tar Utaltrt, BMbtai mIu Kli«e gegea te BIfr- 
stlniB ohne Eifolg «ar, die Obrigeo Miierbea nnf ErfttUang der PaehtrerfoindliefakeiL 

DifiBe können der Klage die Einrede der Rechtswandlung nicht ent- 
gegensetzen, weil aus den stattgehabten Vorgängen die Absicht des kla- 
genden Theiles, eine Rechtswandlung zu bewirken, nämlich an die Stelle der 
bisherigen Schuldner einen neuen auzunehmen und die Miterben dafür frei* 
cosprechen, nicht klar hervorgeht. 

Der KJiger kann ohne die Abeieht, eine Beebtewandlung eintreten zn luaen, t. B. 
Ur IMeiitollug, dnn dtr «in« Bite nü ^niMB und QwMfeofgag to aateD d« 
Vollzug r!cs PachtTertrags für sich oder Mf Bddmiitg all«r BettNiligten alMnioiBaNO hab«, 
lieb damit einverstanden erklären. 

Mannheim (Überbofg. Jahrh. 1852/53. S 237.) 

Za Art 1975. 

1) Delegation; Btickbfirgsehaft 

Dmäi die Ueberetnkoiift, woneeb dem Ton dem GUabiger B. auf Zali- 
long belangten Bargen A. die eingeklagte Schaldfordemng von B. als ver- 
ihfllifihfw Darleilien bdaaaen wnrde, nnd durch die Uebemahme der Selbst- 
aehnldneradiaft Seitens eines Dritten C, zur Sicherheit der fr aber 
flbernommenen Bürgschaft des A., erhält der Letztere kein directes 
Klagerecht gegen den C. 

Durch die Vereinbarung dee A. mit B. ist keine Beeilte wandlmg vor tieh gegangen, 
in deren Folge 0. in die Verbindliebkeit dee arsprflnglieben Sebnldaeit tingetreten int, 
wrnUn 4mm Beobimiblllnin swiMbw A. ud a anabtlBl mar all eine BBekbarfgdnfl, 

ia Bechta Wandlungen nicht Termnthet werden dflrfen und Qberdiee, damit eine lubjectire 
IfOTation angenorameu werden konnte, von Seiten des Gliubigers zugleich eine Lonftblnng 
dea ersten Schuldners bitte erfolgen mOsaen, waa nicht der Fall iai 
MAaibtlB.... (Ob«M|. Jahrb. 18S1. & SlO.) 

3) Delegation; Sebnldflberweiaang. 

Die Uebergabe eines Vermögeos mit Verweisung des Uebemehmers an 
den Gläubiger des Uebergebers aar Zahlung enthält kdne Anweisung an 
Zablimgnntatt. aondem nur eine Sdinldflberweiaong, welche nach Art 1276 
B. 0. B. nur alsdann eme Bechtawandlnng begrOndet, wenn der Glinbiger 
anadrIUddidi erklärt, dass er den überweisenden Schuldner befreie, oder 
dieses aus unzweideutigen Handlungen, welche eine andere Absicht in keiner 
Wose unterstellen lassen, gefolgert werden kann. Deshalb ist der Gläu- 
biger auch stets, so lange dies nicht der Fall, befugt, den ursprOngUchen 
Schuldner zu belangen. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. 1862/53. 8. 231.) 

99. Oetobar 1M8. (Anal. 181». 8. 381.) 

3) Uebemahme einer Schuld bei einem Kauf; Bechts- 

Uberwelsnng. 

Die bei Gelegenheit eines Liegenschaftskaufes von dem Käufer Aber- 
nommene Verpflichtung, eine Pfandsdiald an den Glinbiger abiutragen, 
gibt, diesem m nnmittelbaraa Klagerecht gegen den Uebemehmer. 

!■ dar Uabaniahme jener Verbindliehkeil liegt ein Vertragtgeding xum Vortbeile riaai 
Dritten (Art. 1121 B. 0. B) und durch die Annahme dlaaaa VartiafigadiBp durah das 
Oldubiger ist eiae förmliche Becbtsaberweieung entatanden. 

Maanbaim .... (Oberhofg. Jahrb. 1861. S. 354 ia Yaibiataag ah Obariw%. Mtoh. 
1888/8«. a 281) 
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Zu Art. Vm. 

1) Anweisang; Anaalime; DrittarreBt 
Erster Fall 

L Do* BnplMliiUBv A. Ttiltmfle in Jahr 1869 ein JmM m tai B., wMm 

tUk im Jahr 1848 als BOrge ftr lU dem C. an A. zastehende Forderung dargestellt hatte, 
and wies im Jahr 1853 den B. an, den Kaufpreis an den Gläubiger C. zu beiahleo ; ia 
dem Yerk&ufacte und der Auweisaag wurde zugleich angegeben, daas der Verkauf und 
die Aoweisuug geschehen aeien, um dea Kiofer B. wegen der erwihnten Bürgschaft M 
dMfceD; ier OIUMger a «itiirta in Umm KotoiHSMl» Übt 18S4 dem Uenron 
KsDDtnias nehmenden B., dass er, unter VorbeliBlt Mtaier ihm aM ia» frUberaa TitalB 
natehenden Rechte, jene Anweisung acceplire. 

Unter diesen Umständen kann D. , ein anderer Gläubiger des A. , noch 
später in den Händen des B. , so lange dieser nicht wirklich schon jenen 

Eau^reis an G. bezahlte, darauf wirksam Arrest anlegen. 

Bikliit tar Appalllief tai Ama» am tawUtaa flir inalatthaft, weil, b Folge der 

Annahme der Anweisung Ton Seiten des C, B. Sdmldner des C. geworden, A. selbst nicht 
mehr befugt gewesen sei, die Anweisung zu widerrufen und den Kaufpreis fflr sich in 
Aacpiich zu nehmen, D. aber, welcher den Arrest angelegt habe, nur die Rechte gel- 
lend nuMhen könne, weleb« eeinem SehnMner A. zoetindea, ao anterUegt dieeee UrtlwU, 

wegen Verletzung der AH. 1277 , 2093, 1242 B. 6. B. and tt7 B. P. 0., wwlt wegen 

«nrichtiger Anwendung des Art. 1166 B. G. B., der Cassation. 

Die Anweisung von 1853 enthielt nämlich weder eine Umwandelung 
des Forderungsrechts des A. an B. in ein Fordernngsrecht des C. an B. 
(Art 1271 Nr. 3 und 1275 B. G. B.), noch eine Cession an G. (Art. 16Ö9 ib.). 

Daa FOrdemagareahl dea A. blieb Tfelaielir beaMien and ein BealandllieO aeinea Ver» 
iMgena; nach allgemeinen Beebtegrandaitzen fahrte daher anch die Aeceptation im Aela 
Ton 1854, wobei A. nicht mitwirkte, B. aber blos Kenntniss davon nahm, als solche den 
Verioal der Forderung ana dem Vermögen dea A. nieht herbei, indem die Annahme eines 
A nübi ei a n a oder einer Anzeige (z. B. Art. 1397 ib.) daa Angabolana oiar Angezeigte 
aattal aldil indon oder erweitem kann, eondem Ihre reelitliebe Bedaalnng nnd Begren- 
ang nolhwendlg in dem letzteren findet; im Einklänge damit könnte zwar die Annahme 
oder Genehmigung einer Anweiaong der Letzteren alsdann die Kraft einer Cession nach- 
MgUch Terleihen, wenn dabei in erkennen gegeben worden wäre, daaa der Aasignatar 
0. die Fordemng an den Aeeignateo B. nnbedingt aebon an Zahhmgeatalt flDr eeint For- 
derung an den Assignaten A. annehme, und daae hiermit auch der Wille des A. erffllU 
werde; der Act von 1854 beurkundete jedoch eine derartige Willenserklärung des C. nicht, 
vielmehr wollte derselbe seine Forderung an A. neben jener an B. behalten; darin lief 
jadoah übt Wüld jenem dea A. entgegen, wtMm aeine Forderang an B. niehl eher vat^ 
Haren woUte, als er von seiner Schuld an C. befreit würde; jene einseitige WUlenadusee- 
rung konnte folglich das Verhältniss des \. tu B., als Mandatar und Schuldner des A. , 
nicht alteriren; B. wurde durch den Act von 1854 nur insofern Schuldner des C, als auch 
iiiaar nabaa A. «in Badht eiMett, dia BifttHnag laa Manditea dea A., während deeaen 
Danar waA Wixkaai^aft, girael van B. an nrlaagan; allein die Nalnr dieaea Mandalea 
awladien A. und B. , mit seiner wesentlichen Widerruflichkeit (Art. TOOß B. Q. B.), wnrit 
ao wenig zum Nachtheile dea Mandanten , wie deren Kaufprois-Fordemng aufgehoben, waa 
aelbel nicht eirmial in der Unterstellung eingetreten sein würde, wenn B. in eigenen 
Hnnan Sehnldnar aowoU A. ala daa 0., alao beide aolUariaeha Milglinbigar dea- 
selben geworden w&ren (Art. 1197 ib.); ee konnte mitbin die fragliche Forderung, gemiaa 
Art. 2093 B. G B. und 557 B. P. 0., von den Gläubigem de« A. mit Arrest belegt wer- 
den, und der Drittarreatat B. dann, gemäss Art. 1242 B. G. B , nicht mehr an C. allein 
benaUen, wie dem B., fai der vorgedaehten üntaraieilnng; daa WaUraahl airiadien A. ni 
0., nach Art. 1198 ib., durch die Arrestanlegnng dee D. benommen worden aafal wUrde. 

n. Wenn A. dem B. Immobilien verkauft und Denselben zugleich an- 
«Ort, dn Sani^M* ^> Ql&iibiger das A., sa beaUaii. iran 
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in dem Acte zugleich angegeben wurde, dass B. Bürge für eine Forderung 
des X. geworden und diibs der Verkauf und die Anweisung des Preises ge- 
schehen seien, uui den B. wojeu dieser Bürgsdiaft tlieilweisc zu decken, so 
kann doch D. , ein anderer Gläubiger dea A. , auf diesen Kaufpreis in den 
Händen des B. Arrest anlegen. 

Dm Appellurtheil , welches diesen Arrest um desswillen als atinrirksam erkMrte, «eil 
die fniÄ'iche AnweUuog als eine lu Gunsten dfS B goiroTcni.» Sepn'a'ion zu !)etr:»rhtcn 
sei. daher, wennulcich der Assi^nntar X. die Anweisuii,' nicht anzeti iin- 
men, dennoch A. so wenig, wie dessen üläub>ger. die Bulugniss dabo, diese Siipuiition 
ebne Zustimmonfr des B 'tu widerruren nnd die Zahlung des Ksu''preises selbst zn rer^ 
hngtn, ist weiten Verletzung der Art 2093. 12)2 B. 0. B. und ÖS7 u. f. B P. 0. zu casfircn. 

Das durch die Anueisunff erreugte Verhäiin ss iwisc5ien \. und B kann, wenn sie 
auch Bis Stipulation zu liunsien de« B anzusehen ist, nichi^destuwenixer nur unter diMi 
Bechtsbegrif des Mandates gebracht werden, und es ist die Kaurpreis-Ponlenintf des A. 
an B. ein Bestandtht-il >le3 VerniOieus des A geblieben; wftre daher des Mandat nach 
seinem besonderen Merkmale lür üon M mdanten A unwiderruflich gewesen , fo Voniite 
dach die Vollziehung des Mandates nicht tuehr stutifiuden, es konnte die dem B. aufge- 
ingsiia T Igung der Forderung des Auignatars X. nicht mehr eintreten , sobald ander« 
Oltabiger das A., vor welchen X. kein Vonugsrecbt hat, vennOge des iimcn in jenen 
Artikeln gewährten selbs'st;iiiill;reii Bcscblagnahmsrechts, der Dispostions-Berugniss dos A. 
und seines Mandatari B., der iniinerhiii im Namen des A. zaiilen sollte, ein Ende uuchie. 

Berlin, 22 Juni 1S58. (Gass) Puricelli g. Lötz. (K. A. 54. IL 12.) 
Cfr. Gilbert tu Art 1275 — 1277 B. 0. B. Nr. 7 o. f. 

Zweiter Fall. 

aineni Rechtsstreite, welcher zwischen den in vorstehendem ersten Falle unter II. 
erwähnten A , B und X und F , einem andern GI;iulH;?er des A., anluingig war, indem 
dieser F. Arrest in den ILindea des B gegen .\. angelegt hatte, und B , gestützt auf die 
intsr U oben angeführten Aehnisiaeka, ditse Arresianlage als unstatthaft bssiritt, erfolgte 
ein den Eritenntnlsss Ton )2 Juni 1858 gleldies Appeliurtheil. Dar gegen dieses Urtbsil 
^gelegte C.issationsrecurs wurde jolm-h verworfen und folgcnlermaass ii entschieden: 

Verkauft A. dem B. Immobilien unter Anweisiing, den Kaufpreis an 
X, zu bezahlen, und wird dabei zugleich augegeben, dass b. sich für eine 
Forderung des X. an A. verbürgt habe und dass der Verkauf und die An- 
weisung geschehen seien, um den B. wegen dieser Bürgschaft theilweise zu 
decken, so kann später F., ein anderer Gläubiger des A., keinen Dritt- 
arrest auf jenen Kao^reis in den Händen des B. mehr anlegen. 

fianlw der Anslegunf, wMdM der Tordera Biditsr den Vertrigan gsb, ist almUdi 

die Anweisung des \. an B., den streitigen Betiag an X. zn bezahlen, vorzugsweise im 
Interesse des B. , der sich als So'.idarbdrgc des A. zur Befriodiguna: des X verpflichtet 
halte, gesdiehen und es sollte durch den Vertrag nicht sowohl ein emtaciies Mandat, als 
vialnehr ab» van A. dam B. genaehta Ooneession benrkandei werdan, wonach B., dam 
Erwerbe der Kaufpreis-Fordarung des A an ihn B. gegenüber, seinerseits, vermöge einer 
dem Kaufvertrage selbst angehfirigen Bedingung, das unwiierrufliche Recht erworben habe, 
durch Zahlung des Betrags dieser Forderung an den Gläubiger des \. sieh von der Last 
te danaelban galeiatalan BfligtdiaA m baTrden ; ein aolchsa Badit das B. scbUasat dat 
Bscbt dar andsn Qliubigar das A., dia alao badingts Kaufprasfiardsrnng des A. 4ordi 
Arreste für sich in Anspruch zu nehmen , aus. 

Berlin, 28. September IS5S. (Kej.) Uocrig g. Lötz. (K. A. 54. IL 27.) 

2) ABSignation, kaufmännische Anweisung; Acceptation; 

Wirkung des Falliments. 

Erster Fall. 

Hatte der Angewiesene vor dem Ausbruche des Falliments die An- 
VHBnng acceptirt, so kann die von demselben au den Assignatür geleistete 
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Zahlung nich^ zurückgefordert werden , wenngleich das Handelsgericht den 
Ausbruch des Fallimi-nts auf einen dor Zahlung, nicht aber der Acccip* 
tatioo, vorausgehenden Tag zurückverlegte. 

(S. das Nähere zu Art. 4)5 u. f. des ü. Q. B) 
Bsrlin, 7. JanoAr 1810. (Bdj.) Stain g. LOnw. (K. A. 3. II. 3.) 

Zweiter Fall. 

War der Assignatar auf den Erlös einer von dem Angewiesenen noch 
Torzunebmenden Veräusserung der dem Anweisendea zugehörigen Waaren 
angewiesen, so hat der Erstere, wenn der Verkauf erst nach Ausbnuih 
des Falliments des Anweisenden statt hatte, kein ausschliessliches oder 
privUegirtes Recht auf den Erlös, selbst wenn der Angewiesene schon Yor 
dem Ausbruch des Falliments die Assignation sngenommen hatte. 

(S. djw Nähere zu Art, 4J5 u. f. des H G B ) 
Berlin, 6. Juli 1831. (Bej) Koch g. Diedricha. (K. A. 16. II. 3.) 

Dritter Fall. 

Ist eine Zahlungsanweisung in die Form eines Wechsels gekleidet, der 
aber gemäss Art. 112 H. G. B. nicht als Wechsel gelten kann, und ist 
darin keine Schuldverbindliclikeit des Bezogenen ausgedrückt, vielmehr nur 
gesagt: „Werth in Rechnung", so vermag sie um desswillen, weil der Be- 
logene das Wort: „angenommen" mit seiner Unterschrift darunter gesetst 
hat, nicht als ein Schuldschein des Letzteren angesehen zu werden ^ es 
treten viebnehr hier lediglich die Grnadsfttze des Mandats ein. 

Aua dar Acceptation kann nfiinlich keine Varpfliebloog, dia angewleiena Summa tor 
Abtragtin? einer dem Aussteller an den Bezojienen zustehenden Sc <uldrordorung zu be- 
lahlen, sondern nur eine Verbindlichkeit, einen dem Assisnauteo auf Bechnung tu. atelieoden 
Batrag an dan Ataignatar in baiahlan , entnowman Warden. 

Wenn der Baxogan« nieht bezahlt, ao kann ar dnhar hnchstens auf ErsaU daa darah 
IßehterrDlIung des angononinienen Aurira!?^ etwa verursichten Schadens belangt werden. 

Der Bezogene brauchte Jedoeb, gemäss Art. 2003 B. Q. B. , nicht mehr den Aufkrag 
aa arnileo {tu beudileu) , sobald dar Anßraggebar rtirbl ttid hienni» daa Mandat erlitahl. 

Dia Klaga gagan iax fiasoganoi bann, da Jana 8eri|»tttr nicht ala ain Bandelapapiar 
aagaaahan zu werden Termag, nicht daraufhin an das Handelsgericht gebracht waidia. 

Barlin, 1. J)«««nb«r im (Caaa) Pickbard g. NAlL (&. A. 26. IL 6.) 

Dritter Abschnitt. 
Fo» ^081 Erlass der Schuld (remise de la deiuy 
(Art 1282 — im) 

Zu Art tf9». 

1) Erlass der Schuld; Privat-Schuldarkunde im Besitze des 

Schuldners. 

Klagt Jemand einen Schuldschein ein , worin sich der Schuldner ver- 
pflichtet, die von seinem Vater, zufolge eines ersetzten Billets, geschuldete 
Summe zu bezahlen, so kann der Beklagte sich nicht damit gegen die 
Klage schätzen, dass er das ursprüngliche BUlet (zerrissen) vorlegt und aqf 
dessea Besits die Liberatiooseinrede gemftss Art 1282 B. G. B. BtOtxt 

Dm OiNta kno^ nSnIiah dia Vannmtaing dar UbanüM nUhl m dia «Infbaba TbtSr 

Sache dea Besitzes der Privaturkundo durch den Schuldner, sondem an dia freiwiliiga 
Anihdndlgnag dar Orlmada, walaba von Settan daa GU&abigara aa dan Sahnldnar «foliln. 
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Aus den Besitxe lässt sich nicht mit Nothwendigkeit die freiwillige Anshndignng abteitea, 
am weoigsten da, wo der im Besitz des Scbuldoers TorfindUebe ursprOngliche Titre w» 
Hmm iBi eia mtur ScIraMsdieüi «n der SteQe des frUherra augtilallt warie. 
Paris, 17. April 1860. (Rej) (J. d. P. 1861. S 498.) 
0fr. Gilbert n Art. 1282 and 1283 fi. G. fi. Nr. 7 «. f. 

3) ErUBt der Schuld; freiwillige AuBlieferiiDg der Schuld- 

nrkande. 

Erster FalL Für die freiwillige AnsHefenrng der Sehnldorkimde 
Bpridit der Beslti der Ürlomde, und der Schuldner hat in diesem Falle, Tor- 

behaltlich des Gegenbeweises, die Vermuthitng fllr sidi, dass er mit dem 
freien Willen des Gläubigers in Besitz gekommen sei. 

Jeder Besitzer hat nach Art. 2230 und 2268 B. G. B. die Vermuthung für sich, dass 
er io eigeoeai Namen aus Eigeutbumskiteln und in gutem Glauben besitze; bei Fahrnissen 
gOl ebtrüM ier Beritt tb EtgeminiB imd bei entgegengeaetiter Aiulegiuig wire die 
Tondirill des Art. 1283 Ib. von keiner Bedealaof Air den Sehvldiier. 

Mannheim (Hofg.) .... (Annal. 1841. S. 149.) 
Freibarg (Hofg.) .... (Oberbofg. Jahrb. 1845/46. S. 369.) 

Zweiter Fall Der Schuldner mius beweisen, daas ihm die Urkunde 
freiwillig zurückgegeben wurde. 

Die freiwillige Zurückgabe kann in Hiablick auf die Cntstehangsgeschichte dee Art. 
1282 B. G. B. nieht als gleichbedeatend mit dem Besitz des Scbaldtitels angeseben wer- 
den, and gerade darin, daaa daa Geaett die Befreinng dee Sdmldnere nidit von dam üiw 
famdenbesitze , sondern von der freiwilligen ZurQckgabe abhingig macht, erhellt die Ab- 
sicht des Gesetzgebers, dass hier die allgemeine Regel über den Besitz von Fahrnissen 
nicht eintreten aoll; der Art. 1282 bleibt fOr den Schuldner dennoch von Bedeutung, weil, 
wenn der verkagto Beweia Tan Om erinaeU let, Jeder Gegenbawete dea OUaUgeia an»- 
geaddaiaen wM* 

Mannheim, 12. März 1S41. (Oberhof. Jahrb. 1840/41. S. 60a) 
Mannheim.... (Oberbofg. Jabrb. 1815/4fi. 8. 313 in Veri)indnig mit Annal. 
1837. 8. 66.) 

3) Erlassang der Schuld; Auslieferung der Scbuldurkande 

an einen Dritten. 

Die gesetzliche Vermuthung des Art. 1282 B. G. B. kommt dem Schuld- 
ner auch dann zu statten, wenn die freiwillige Ausfolgung der Schuld- 
Urkunde an einen Dritten fjeschehen ist. 

Da die Zahlung, welche ein Dritter lui Natuen des Schuldners und für dessen liecb« 
nag naabl, diaaen nach Art 1236 a O. B. baTreH, ao mmt aaab dia Anebdadlgnag der 
SehnldBriuinde an den Zibler fllr den Sebaldner aelhal ala BSafcgabe geltaa. 

Mnnnbeim.... (AnnaL 1816. 8. 64.) 

4) Erlassnng der Schuld; Zahlung. 

Der Art. 1282 B. G. B. findet auch da Anwendung, wo der Schuldner 
mcht Erlassang , sondern Zahlung der Schuld hehauptet 

Daa Oeeeli beeehriakt aieh aidit anf die elnsebie Tilgnogeart der Sebald dnreb Er» 
laeaaag, sondern will im Allf!:emeinen die freiwillige Zurflckgabe einer Seholdorkunde mit 
Priratunterschrift ah ein Bowpis ansesehen wissen , dass der Gläubiger seinen Schuldner 
▼on der bisher gehabten Verbindlichkeit befreit habe, wobei ee auf den Grund der Be- 
IManf aidd ankoniat (arg. Art 1283 B. G. B.), in weldien voa Brbnaaog oder ZeMang 
die Rede iet nni aus welchem aidl In Verbindnag aüt Art. 1282 ib. und in HinbHek aof 
die EntstebttBgageschichte beider Artikel die angenfUIige Absicht des GesetzRebers ergibt, 
daea hin e i c h l M ch der Stärke der aua der BOekgabe einer AffentUeben oder Prii«tarkaade 
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lwnroirg«henden gesetzlichen Vermuthung kein anderer als der UntersdiM tWtfniM MkU, 
iau bei jener der Uegenbeweis vorbehalten bleibt, bei dicMr aber niebt 

ManDbeim, ib. Min 183L (Oberhofg. laMi. 1881/». a 914 

Mannhtia .... (Ob«rboli|. JMb. 1846/40. & 869.) 

Zu Art. 1982 und 1983. 

ErlaBS der Sohiild; Bedingung des Ueberlebena; Form der 

Schenkungen. 

& n Alt 8» S. O. B. Nr. 8 UrttuU (Pui«) VMi X Afril 1881 

Za Art. 1983. 

1) ErUBS der Sebald; Anshändigung der Grosse dnreh den 

Mandatar. 

Der Mandatar, welcher inr Gelderhebiing nnd Quittinuig enn&chtigt 
ist, lomn aoch nadi erfolgter Aussahlnng die Grosse snrflckgebeD, nnd 
diese Zurflcfcgabe der Grosse bildet eine BeGhtsrennuthnng für die et&lgte 
TUgnng der Sebald. 

Dftratteilt 13. Fabrnar 1821. (B^.) Sdiwaril g. Hilltbrud. 

2) Erlass der Schuld; A.astieferang einer Urtheüs« 

Ausfertigung. 

Vadi im vwbtreUMiiita AriwileB fttr d«n Code dvil (den DiMonioiMii im Stull- 
nÜM, der Aeuasenmg des Kedners im gesetsgebeoden Korper, dem Berichte im Tribo- 
Bat) ist es nicht zweifelhaft, dass der Qesctzgeber im Art. 1283 unter dein Ausdrucke 
„grosse du titre", im Gegensatze xu der im Art. 1282 gebrauchten Bedeweise „iitr« ori- 
gioal aoos signature privee", nur die bei Eiogehung einer Obligation Tom Notar 
Sbar dtaaelbe errichtete Beweisurkonde, reepeelive dia daTOB deat ttlabiger ertiiillla «i*^ 
cailorische Ausfertigung, nicht aber die erste executorische Ausfertigung von Urtheilen im 
Auge hatte, deren nächster Zweck es immer bleibt, die richterliche Anerkennung eines 
bestrittenen Bechteverh&ltnieees xu conetatiren und die tuen sich im gewöhnlichen Sprach- 
gahmich nicht ab Qageaiats tarn ^ßn oHgioal mnu aigaaiara privda** daaki 

Es kann also ans der freiwilUgeh üeberlieferung euer eieciitoiisGbeD 
UrttiflÜB-Ausfiertigang an den Schuldner nicht gemäss Art. 1268 E G. B. 
eine Yermuthang der Zahlung oder des Erlasses der Schuld entnommen 
werden. Eine solche gesetzliche Vermuthung kann auf Fälle, worauf die 
Absicht des Gesetzgebers offenbar nicht ging, nicht ausgedehnt werden. 

Darm Stadt, 21. Juni 1868. (Caee.) Scbiler g. Michel. (£maierliag 1858. I. 117.) 
A. A. Schlink III. S. 116 a. f. 

3) Grosse; freiwillige Auslieferung; Vermuthung der 

Zahlung; Notariatskosten. 

Wenn der Notar den Parthieen freiwillig die Grossen und Ausferti- 
gungen der fttr sie vor ihm aufgenommenen Acten aushändij,'te , so kann das 
Gericht, ohne ein Gesetz, namentlich den Art. 1283 B. G. B. zu verletzen, 
hieraus die Vermuthung ableiten, tiass er für die Kosten und Gebttiuren 
jener Acten bezahlt sei. 

Paris, 6. Februar IbüO. (Kej.) (J. d. P. 1861. S. 1093.) 

0fr. OObart m Art 128S B. G. B. Nr. 14. Oms. (Paris) Tß, Jaaw 1868. 
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Za Art 1287. 

1) ErUssnng der Schuld; Entlastung eines unter mehreren 
Mitbargen; Wirkung unter den Bflrgen und dem Gläu- 
biger gegenüber. 

Der Art 1287 B. G. B. Absatz 3 hat im Zusammenhange mit den Be- 
stimmoDgen der Art. 2033—2037, ferner der Art. 1285 u. 1234 ib. keinen 
andern Sinn , als dass die einem von mehreren Bürgen bewilligte Rn*'*«*^»"C 
den übrigen nicht schadet und nicht nützt 

(S. zu Art. 2{m - 2Ü37 B. (i. B.) 
Mflaehen, 13. Deceuber 1853. (Bej.) Oinx g. AodeMoger nod Kindi. 

2} Nachlassvertrag des Cessionars; Wirkung bezüglich der 

Begresspflicht des Gedenten. 

Der Gedeat einer Schuldforderung wird dadurch, dass dar Gessionar 
lidi mit dem Schuldner resp. dessen Debitmasse in einen Vergleich einge- 
lassen und ihm einen Theil der Schuld nachgelassen hat, nicht von jedem 
regreesonschen Anspruch frei 

Abgesehen davon, dass der Ari. 1287 B. G B., welcher von der Entledigung des 
Borgen spricbt, nicht analog auf den evictiunspllichtigen Cedenten anj^cwendek worden 
kMUi, so spricbi derselbe nur tod einer Seilen« dos Gläubigers ganz freiwilligen 
«HUglMi Erlanuiig der SebuM, und iit der Orund def Oeseisee offaobar der, den der 
Borge nicht der Willkür des Gläubi;zera preisge;;eben ist ; der Art 1287 kann deshalb 
bei eiueoi eigentlichen NachlassverKleicti nicht geltend gemacht werden , wo der NachUtss 
nicht freiwillig, sondern gezwungen durch den unglücklichen Uuisiaud des bereits vor« 
handanen aateriellea od«r foraieUeo Goneurses gesdidiea ist. 

Manabaim, 9. Aogw« 1830. (Oberbofg. Jalirb. 1816. 8. 348.) 

8) NaehUssTergleich mit dem in Gant gerathenen Schuldner; 
Wirkung bezttglich des Bargen. 

Durch den Beitritt eines Gläubigers zu emem NachlaasTergleich auch 
ia Kichthandelsganten des Schuldners wird der Borge nicht befreit^ wenn 

der Vergleicbsabächluss vortheilhafter war, als die Fortsetzung der Gant 

Der Vergleich ersctiemi cuK-iscits nicht als Act der Freigeljijikeii und des freien 
Willens des QUiultigers , sondern als ein durch die Macht der üiusiäudo und durch die 
Klugheit gebuttne Handlung, und «nderorsalw ItOiitiiit der Nuixen dieses Oeschüfu ntebl 
dem Olittbtgar, soiid«rn dem Borgen vi gut, weil diesem die sor0rtigo Beriebtigmig der 
höheren Forderung des Gluuhigerd von gri^ssere u Werthe sein luiiss, als die Eriia.tung 
der unsicheren Uufluuiig auf da« bessere Glück des Schuldners; und es stünde üi)erdies 
mit dem Grunde des iieseties, sowie mit der itaiürlichea Üercclitigkeit im vollen Wider- 
ipnieb, bier der Einrede ans de.n Art. Uh7 B. G. B. siatttugeben, da der Ollnbiger unter 
dan Obwaltendtin Vcrhältiiissou uicht den Schuldner zum Nachiheile da« BOrgan begOniligl, 
londern eine Angelegenheit des Letzleien in notr. icher Weisa fflhrl 

Maaubeim.... (Oberbofg. Jaurb. ibbi/ö^. S. 144.) 

Vierter Abschnitt. 

Van d§r WeUschlagung {CompensaUon). 
(Art. 1289 -T 1290.) 

Zu Art 12S9. 

1) Compensation einer Forderung der Handelsgesellschaft 
mit einer Schuld eines Gesellschafters. 
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BCrf trlleli^t QoieUbneb (Art. VMju t}, 

Hat eine Handelsgesellschaft an das Rentamt eine ungebührend für 
Registrirun^ des üesellschaftsvertrags erhobene Gebühr anzufordern , so 
kann das Rentamt gegen diese Forderung der Gesellschaft nicht einen aus 
demselben Vertrage von einem Cummanditur der Gesellschaft persönlich an 
das Rentamt geschuldeten Betrag zur Compensation bringen. 

Eine Handal^gflsellMhaft bildet dn« norellecb« Pereon, welehe deb von den ehnetneo 
Gesellsehartcni wesentlich uatoicbeidet; die GeseliscIiaTt — Gläobigerin des KenUmis — isk 
niebt dieselbe Person wie dc'^sen persönlicher Schuldner, der Coiiitnandilir der GeseUscbeft. 

Paris, 14. MÄrz 1860. (Gass) (J. d. P. 1H61. S. 603.) • 

2) Wettschlagung zwischen einem Gläubiger und dem Curator 
einer üantmasse; persönliche Forderung des Üurators. 

Der Massepfleger ist nicht berechtigt, gegen einen an ihn in dieser 
Eigenschaft verwiesenen Gantgläubiger die Forderung wettzuschlagen, welche 
ihm porsönlich an diesen Gläubiger zusteht. 

Der Art. 21 bU crlurdcrt die Ideudii&l der jurieiischeo PereAalicbkeU , welche scbnldeA 
ond welche die Ciegeaforderung macht. 

Mannheia.... (Oberbofg. Jehrb. 1815/M. 8. 451) 

Zu ArL 1289 u. f. 

1) CompeDsation der ErsatzansprQche der Erben der Ehe« 
frau mit dem Anspruch des Ehemannes. 

Schuldet der Ehemann beim Ableben sdner Ehefrau in deren NacUass 
die Dos 4 100,000 Francs, hat Jedoch nach den Bestimmungen des Eh^ 
Vertrags als Gewinn des (Jeberlebens ein Jahr nach dem Tode der Ehefrau 
eine Summe von 30,000 Francs anzusprechen, so compensirt sich mit dem 
Ablauf des Jahres nach dem Tode dt-r Ehefrau diese letztere Summe von 
selbst mit der ersteren, wo beide gleichzeitig zahlbar und liquid waren; 
dagegen kann diese dem Mann zustehende Forderung nicht mit einer der 
Frau für ihr von dem Mann erhobenes Paraphernal-Vermdgen an Diesen 
zustehenden, mit dem Tage de^ Todes der Ehefrau einforderbaren , aber 
erst mehrere Jahre spUer liquid gestelltea Forderung wettgeschlagea wer- 
den, nachdem schon vorher nach dem Obigen die Compensation der 30,000 
Francs mit den 100,000 F^cs von selbst eingetreten war. 

Paris, 11. Jntinar 1860. (Uej) (J. d. P. 1861. 8. SSI ) 

3) Compensation; FlUigkeit wegen d6confiture etc.; von 
Rechtswegen eintretende Wettschlagung. 

Eine Forderung, welche vertragsmissig in einem noch nicht einge- 
treteneqi Termin Mig werden sollte, aber wegen Falliments oder vermm- 
derter Sioherheit gemäss Art 118S B 6. B. schon frflher einforderbar 
wvr>le, compensirt sich von Bechtswegen und ohne vorhergehende ge> 
richtliche oder sonstige Beanspruchung mit einer bereits lailigen Gegen- 
forderung. 

Bei de n Vorhandensein einer liquiden Ford' rung uri'i Gegenforderung von derselben 
BMchaflfk'ulieit geht die Compensation in dorn iiamlicben Augeiibiicke, wo eiuo aet>ea der 
•ndern fillig g<»worden ilt, von Beebtswegen , ohne dose der Inimber einer eoleben Gegen- 

ftirdolUiig dicBcllte wider den Gläubiger in irgend einer Weise geltend luacbt, oder Zah' 
luiiÄ iiiiiK'lst Co npeiM.tion atil)iet('i, vor s.cli ( Art 1'2>»'J u f. IJ ti B); sie tritt sogar 
btti eiuer Nicbüicuu.utdä vuu der waaruu Lüj^e de^ buiderauiii^ou Scbuldverbü.imaseA ein. 
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Diutr Grundsatz findet auch bezü|2:lich der Gegen rorderungen ADwendaog, welche an 
•ich erat oach Abiaaf eines Termios zahlbar waren i aber wegen VermOgentTerfaU oder 
Ttraiatet«r 8UlMrlMil •ofbrt rtekferltrbir «otIm (Art. liSS UM ib.); Utr Irill 
dit Zahlbarkeit von Rechtswegen ein, ohM data ea, wia bei der atillschweigendan reioln- 
toriacben Clausel dea Art. 118A ib. eiiier twaugabudeo gariotaliiebao oder WMUtigta Ba- 
Ufpnieluing bedarf. 

Btrlia, 17. Jni 1887. (Omi.) Unk g. Bartak. (K. A. S7. n. 3.) 
Cfr. Qilbart n Art. UM B. 0. B. Hr. 9. 

3) Compensation; öffentliche Versteigerung durch einen 

Commissaire-prisettr. 

Wer bei einer durch einen Commissaire-priseur abgehaltenen Verstei« 
genmg Hobilien steinte, kann nicht auf den Steigpreis mit einer Forderung 
compensiren, wckhe ihm der Eigenthfimer der ersteigten MobiKen schuldet 

Qflw Ali 035 B. P, 0. el«. atad dl« Oeriehtovollii^«r und Oommtwaiwa prit— r 

personlich fdr die Steigerlose Terantworllicb ; diese Bestiinmung muss auch bei freiwilligen 
"Veriusserungen anwendbar sein. Zufolge dieser Verantwortlichkeit erscheint hinsichtlich 
dea Sieigpreises der Couioiissaire als persüuUcher Sdiuldner des Verltinfera und directer 
OMaUgtr dar Oulgarar. 

Paria, 6i VoTaaib«> 180a (B^.) (J. d. P. 1881. & S16.) 

4) Compensation; Zahlung; illiqnide Beträge. 

Erkennt das Gericht, dass es sich im gegebenen Falle von Beträgen 
handle, die nicht vermöge der gesetzlichen Bestimmungen der Compen- 
aation, sondern als in Qefolge Uebereinkunft der Parthieen auf die eis- 
gaUagte Fordenug geschehene Zahlungen geltend gemacht und bewiesen 
wordflB seien, so kann es dadurch, dass Es diese Beträge an der einge> 
klagten Forderung in Abzug bringt, den Grundsatz, dass ilUqiide Forde- 
rungen mit liquiden nicht compensirt werden dOrfen (Art 1289 — 1291 
B. G. B.), nicht verletzen. 

Darmaudt, 9. Norbr. 1852. (B^.) HoUer g. Umby, (Bamarling 1862. L 180.) 

Zn Art. 1990. 

1) Compensation des Schuldners nach erfolgter Gession mit 
einer durch Subrogatious -Zahlung erworbenen Gegen- 
forderung an den Oedenten; Nothwendigkeit der Sign!« 
lication. 

Hatte A. eine ihm gegen B. zustehende Forderung dem G. cedirt und 
Letiterer den Cessionsact ün Jahr 1856 dem B. signihdrt, so kann B., wenn 
er eine dem D. gegen A. zustellende Forderung , zur üntlastang des A., 
gegen Subrogation in dessen Rechte, aahlte, diese Zahlung, seihet wenn 
sie vor der Gession ststtfimd, dem Gessionar C. nnr dann compensando 
entgegensetzen, wenn er (B.) seine Subrogationsquittung vor der an ihn 
erfolgten Signification der Gession dem A. hatte aignifidren lassen. 

(S das Nähere zu Art. 1690 B. G. B.) 
Barm Stadt, 2. Juii 186a (Bej ) Emat g. Deideaboimer. (EmmerL 1860. L 152^ 
Cfr. OUbert n Art. 1369 md 1290 B. 0. B. Nr. 88 «. C aad xii Art 12981b. «alao. 

2) Compensationseinrede des Steigerers bei einer Licitation 
gegen den Gessionar eines Miterheui Forderung an den 
Cedenten. 
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Wenn die Cession eines Erbtheile den Miterben des CSedenten (iL) 

significirt worden ist und später die Licitation eines Erbschafts-InunObels 
8tatt&nd, bei welcher der Cessiooar (B.) als Mitrequirent auftrat und 

C. , ein Gläubiger des Cedenten A., Steigerer wurde, so kann dieser Stei- 
gerer (C.) dem in der Theilung auf ihn angewieseneu Cessiouar B. nicht 
mit einer Conipensation aus seiner Forderung an den Cedenten A. excipiren 
und sich nicht darauf berufen, dass nicht auch ihm die Cession signihcirt 
worden sei 

Einr MMcn SignificalioB bedurfte et nlebl, da B. lebon dordi die Cession «od dem 

SignificaiioQ an die Obrigou Erben in die Successionsrecbte des A. eintrat nnd dio Steif- 
prcisschuld direct ihm wie den Mircriien des A. gegeuQber conirahirt wurde. Ebenso 
wenig kann C. aas dein Art. 663 B. G. B. ein Arguiuent zu seinen Gunsten lieliea uod 
belMupion, dass, In Ocndisheit der bier ausjccspruc lenen geseisKohea Fictfam, «• eo m- 
sosehen lei, als sei der rragliehe Snlgpreto dem A. schon Im Aagenblidte des Tode« den 
Erblassers anerfallen und also damals schon die Compensntion eingt-tretcn; denn wäre 
aneh der Art 883 auf den (raglichen Stcigpieis in obigeiu Smne anwendbar, so würden 
doeb, eobald an die Stelle des Miterben A. durch Cession ein Dritter (B ) getreten ist, 
die raehtUelien Wirkungim der liiemadi ilatiflndlendeB Tbeilmig niebt mebr la Ouislaa ^ 
jenes Mitcrlicu (A.) eintreten können. 

Darmetadt, tt August im. (Bej) Bloch g. Keller, (fimmerliag 18Ö0L L ISX) 

8) Einrede der Conipensation; weitere Oegenansprttclie des 

Kl&gers. 

Die Einrede der Wettaehlagung von Gegenforderungen Seitens des Be- 
klagten Inun der Kliger nicht dadoreh beseitigen, dass er den Gegenforde- 
rungen des Ersteren rq»Ucando weitere Forderungen, als die eingekJagteb 

gegenüberstellt 

yi.i der Einrede der \Vetl?chlagting wird ilie Erlöschung der gerichtlich eingeklagten 
Forderung behauptet, indem Furderung uud Gegenforderung, insoweit sie einander gegen- 
flbtreteben, eieb gegenseitig aufheben, nnd dien« Wlrknng der vorgenebOteten Einrede 
kann niebt dndnrcÄ Tnrbindnri «erden, dsM der KUger'nnn weitere Fordemttgen gellend 
machen will , denn mit diesem Nachbringen wird nicht die ursprünglich beanspruchte For- 
derung gegen die Zerstörung durch Wotlschlaguug geschützt, sondern jener durch diese 
Eiurcde in ihrem Beirage geiuiuderlen Forderung wird nur eine weitere zu dem Zwecke 
an die Smte geelellt, nm mit dem Beete der eingekinglen xmammen den Trahor gerorderten 
Betrag wieder herzustellen, was aber eint Klngeioderaag invoMrt, auf wnlnbe der Bn- 
Ungte sich nicht einzulassen braucht. 

Mannheim, 12. Decomber 1859. (.\nnal. 1863. S. 149.) 

Zu Art. 1291. 

1) Conipensation einer bedingten Forderung mit einer 
liquiden nnd eiuforderbaren Schuld. 

Wurde in einem Urtheile swar eine yerurtheilnng sur ZurOefcgabe eines 
besshlten Kau^rcises, aber nicht unbedingt, sondern unter der Auflage 
ausgebrochen, dass der Käufer den an ihn verkauften Gc^'cnstand resti- 
tuire, so kann der Käufer, so lange er diese Restitution noch nicht bewerk- 
stelligte, seine gedachte urtheilsraässige Fordorunj^ nicht mit einer völlig 
liquid stehenden und sofort einforderbaren Forderung des Verkäufers zur 
Conipensation bringen. 

Darmstadt, 23. Deebr. 1861 (Gass.) Sobnlk g; Schultz etc. (EmmerL 1862. i. 103.) 

88 
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514 Bargtrllth«! OtiAliboek (Art. 1291). 

3) Coapensatio&i illiquide Forderung, liquide Gegenforde- 
rung; Verjährung. 
Dar Beklagte ist befugt, eine ihm zustehende liquide Gegenforderung 
(für verfallene Zinsen) in einem Rechtsstreite , worin der Kläger den ErsaU 
?on Fruchtnutzungen begehrt , als Compensationsmittel entgegen zu setnn, 
wenngleich diese Ersatzforderung im Augenblicke noch illiquid ist und erst 
durch die Klage liquid gemadkt werden soll; von da an Icann also jene 
Zioaenforderang nicht mehr TeijShren; es muss, wenn die eingeklagte Er- 
satiforderung demnidist liquid gestellt wird, die Gompensatian ihre Rdck- 
wirknng ftussem. 

Eine illiquide Forderung kann nicht gegen eine liquide , wohl aber eine 
liquide gegen eine illiquide zur Compensation gebracht werden. 

Im Geiste der Röm. Gesetzgebung, welche hinsichtlich der Compeusations- Lehre im 
Weaeaüichen in daa ß. G. ß. übergegangen iat, wurde Üe OonpeiistliQD nm Fordcnui- 
gen, di« nicbt leiehl UqvM geetellt werden konnten, gegen eingeklagte liquide Forderungen 
■icU MgelMBen (C. 4. C. de compens.), damit die Verurtheilung des Verklagten nicht zur 
UngebOhr aufgeschoben werden sollte; nun wird aber durch die compeasando erfoigende 
Geltendmachung einer liquiden Forderung die über die iUiquid« Fordemng de« Hwipt- 
klägers nnbingig« Inftaaz nieht getaeomi; der Art. 1391 tpriebl ueh nvr von gleieh- 
miMiger IA|ni*ll*<^^ (Ignltment W'g'b''^*), nicht davon, da^s schon gleich hei An- 
bringung der Compenaations-Einrede die gegenseitigen Forderungen liquid sein 
müssen ; sobald durch dae in. der Hauptkiage erfolgende Urtheil die Eraauforderung des 
Kl&gerc liquid geileUt Min wU, lind Forderung nnd Oegenfordening gleiehuiiaaig 
nit ü^oil initt t*^ md inuert die Compensation kraft des Gesetzes ihre Rückwirkung; 
ea würde daher gegen die ersten Grun isatze des Proiessrechtes streiten , eine liquide 
QMenforderung zu einein besonderen Verfahren zu verweisen. — Die von Rechtswegen 
eintretende Compensation echUeast, aU eine gesetdieh llngirte Zahlung, «ihrend dts gegen- 
leitignn Beetehena der Fnrdemngen dan Begriff «iner Verjllimng der ntr ConpeneaiioB 
sn bringenden Forderung aus. 

Berlin, 29. Septbr. 1845. (Caas.) Mengen g. Mengen. (K. A. 38. IL 66.) 
Cfr. K. A. 61. L m 

GUbert m Art. 12M B. a. B. Nr. 10 u. t 

8) Compensation; Liquidität der Gegenforderung; factische 

Entscheidung. 

Ob eine Forderung als eine liquide, zur Compensation geeignete zu 
betrachten, und was nothwendig ist, um sie liquid stt SteUen, endieillt als 
eine rein factische Frage der Kritik des GaBsattooshofes eatrflckt. 

DarmtUdt, 2& NoTember IBSa M.) Kita g. Willalünd. 
Cfr. Gilbert zu Art iML B. G. B. Nr. 1. 

4} OompenBfttlon; Liquidität der Gegenforderung; factisehe 
Entscheidung; verspätete Gompensations-Einrede. 

A. In der Begel muss die Frage, ob eine Fordemng als liquid anxn- 
gehen und domgfimUSB cur Compensation geeignet sei, Hb eine factische, 
der Kritik des OassstioDshofis entsogene, angesehen werden. 

Bitte jedoch der judex facti eine, auf klarem authentischen Brief nni Siegel beru- 
hende, in quali et quanto klar nachgewiesene Forderung aus dem Grund allein als illiquide 
behandelt und nicht lur Couipensaüon lugelaaaen, weil der Gegner ohne nähere BegrOn- 
dung erUirt»: er «raletlin ■!•( m unlerlige sein Uiitanil der GiMnUM, weil daetelbt 
iln Geactee über die BewdtknA offenlUeber Drknnden verM und den Art. iTSU. B. Q, B. 
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E Der Bddagte, wdfdiem in onem Proiesse w Zahhmg etilem 
Fcfftettng ein peremtoriscber Termin durch rechtskräftiges Urtheil beirilp 
. ligt wurde, kann nicht nach Ablauf jenes Termins noch im nämlidien 
Prozesse illiquide Gegenforderungen zur Gompensation bringeii und sum 
Beweise dieser Gegenforderungen zugelassen werden. 

Hierdurch würde, gegca die Kechtskraft jenes Urtbeils, eine neue Fristbewilligaog 
getlattet and es wftren jedenfaUs erti nadi AUraf dos Termios die Gegeafurderuogen 
«ompeiiaab«! und dnrdi aie die Forderang des KUIgert gatflgt woid«D. 

Darmttadt, 13. Juni 185tt. (Itoj.) Mar g. t. Yaanbnrg. (EmmarDng 1858. L 65.) 

6) Gompensation; Liquidit&t; anerkannte Forderang; 
bestrittene Gegenforderung. 

Der Art 1291 B. G. B. erfordert zur Gompensation keine absolute 
liiquidität, sondern nur dne solche, die durdi die gewöhnüdien Beweis» 
mittel im Prozesse hergestellt werden kann. 

Die Wettschlagung tritt n&mlicb nach Art. 1290 ib. in dem Augenblicke ein, wo die 
beiderseitigen Forderungen einander gegenllberstehen ; das blosse Dasein einer Gegen- 
forderung und nicht erst ihre Liquidität begruudet also dio Wctlsclüagung , und wenn 
der Art. 1391 dieaelbe auf FofderangeB beadiiinkt, doren jede gleieh riehtig, 1 h. gleidi 
Kqaid lat, so kann sich dies, im Einlüang mit Art 1990, nur auf das Verhältniss iia 
Prozesse, die BcNsoisfrage, beziehen und kann die dcsfallsige Beschränkung in Geltend- 
macbung der eingetretenen Weitscbiaguug nur nach dem Prozessrechte beurtheilt werden, 
«ail nur dieaea einen Maasaatab aar Beortbeiloog der Frage an die Band gibt , ob twel 
g^uabereteliande Forderungen «of glaidier Stofa der Beweislichkeit sich befinden und 
es rein zufällig und wiilküilich wäre, wenn man daraus eine Dngleicbbett der Liquidität 
folgern wollte, das« der Beklagte den nicht bewleaMian K.iagevortrag einrlauit, wührend 
der Kläger, vielt^t gegen beaaaraa Wiaten, den abenfalte nicb* bevieaenen £inred^ 
Tortiag «ider^ridit. 

Mannheim, 29. Oclober 182i, 1844, 1845, 18. September 1859, 23. März 1860. 
(Oberholg. Jahrb. 1824. S. 273, 1844. S. 43, 1840/46. S. 145^ Anoal. 1862. 0.303; Zentn. 
Mag. Bd. V. S. 173 ) 

6) Gompensation nach ausgesprochenem Falliment; früher 
fallige Forderung und erst nach dem Falliment zahlbare 
Schuld. 

Eine zur Zeit des Falliments-Ausbruchs bereits bestehende und fällige 
Forderung des Gläubigers eines Fallirteu kann Dieser nicht mit einer erst 
nach dieser Zeit fällig werdenden Forderung des Fallirten, resp. seiner 
Masse, an den Ersteren compensiren. • 

Das Oeseta fixirt die itechte der Glaubiger auf uuvüräuderliche Weise nach dem Staude 
Sir Zeil dea FaUiiaentt-AnabmelN; dealialb nnua Derjenige, welcher xa dieeem Ztitpanki« 
etwu an die Maase tu fordeni hal, nil einer Zahlung nach Markzahl sich begnügen, 
w&hrend er Dasjenige, wai er ntk nach aaagetirociienem Fallimente acbnldig wird, toU- 
atftodig zu bezahlen hat. 

Paris, 9. XaR 1860. (Gass.) (J. d. P. 1800. 8. 1171.) 

7) Co mp ens ati 0 n des inländischen S c h u 1 d n e r s mit einer 
nach Ausbruch eines ausländischen Falliments von einem 
Ausländer ihm cedirten Gegenforderung. 

Der inländische Schuldner einer auswärtigen Gantmasse , welcher nach 
dem Gantausbrucli von einem zur Anmeldung in der Gant verpflichteten 
ausländischen Gläubiger eine Forderung, mit welcher Derselbe bei uiuer 

83. 
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bereits stattgehabten Vertheilung (Art. 558 und 559 C. d. c.) ausgeschlossen 
worden war, auf sich übertragen litsst, kann seine Schuld nicht mit jener 
ihm cedirten Forderung wettschlagen. 

Der auslandiscbe Uläubiger kaao Acine Forderung gegen die ausl&ndische FAlUtinassa 
nur nil dem Anipradi «uf verUltniniiifMige Befriedigung ntch Huasgab« de« M«M«* 
TermOgcos geltend maehtn und diese rechtliche Lage der Sache kann nicht durch die, de« 
eigenen Behauptungen des Beklagten zufolge, Ifingst nach dem Falliinenta-Ausbruche ge- 
schehene KccblsObortragung verändert werden , da Niemand mehr Uecbte ttbertrageu kann, 
als er sellMt fcet und fo^feir^ Derjenige, «aldier eio BeeM wai aieh Obeitragea ttii^ 
alle jene Ebredeii gegen eieb gelten laieen muea, die dem Beebte in der Zeil, «o ee 
noch in Händen des Ui-licrtragenden war, entgegengesetzt zu werden vermochten. Inso- 
fein aber der ausländische Gläubiger in Folge einer weitereu Terhaliuissturissigen Ver- 
theilung von Maaaeveriüögen unter siiumtlicbe Gl&ubiger noch Weiteres xu erhalten hätte, 
10 MiH ea der «nf dleeen Tbeil beachrlDkien Oeilendmachung der Weiteeblaga^g an den 
Errordcrnissen des Art 139J B. Q. B., da der wettzuschlagendo Betrag weder fealiteb^ 
noch auf Grund der in concreto vorgetragenen Tbatsachen fesIgestolU werdeo kann. 

Manobeim, 16. Mai 1661. (Anoal. 1861. S. 140) 

8) Compensation des Schuldners mit dem Schadloshaltangs« 
Anspruch aus Art. 2032 Z. 2 B. (i. B. 

Der nnprflngliche Schuldner kann dem Cessionar gegenüber, welcher 

die von einem Dritten übernommene Schuld gegen ihn einklagt, einen aus 
dem Art. 2032 Z. 2 B. G. B. abgeleiteten Anspruch auf Schadloshaltung 
nicht wettschlagen, weil es an einer ibälbestinunten Gegenforderung (Art 
1291 ib.) fehlt. 

Mannheim, 13. October 1859. (Annal. 1860. S. 219.) 

9) Vertragsmässige Compensationj illiquide Gegen- 
forderung. 

Wenn der auf einen authentischen Titel hin verklagte oder verfolgte 
Schuldner Gegenforderungen unter der Behauptung geltend macht, dass 
zwischen ihm und dem Hauptkläger vereinbart worden sei, tlass diese Gegen- 
forderungen auf die Haupiforderuug compensirt werden sollten, so ist hier 
nicht der Art 1291 B. G. B. anwendbar. 

Es bandelt eieh aidil von einer geeeliileben, sondera von einer Terlrnge* 
mftssigen Compensation. Wenn also auch diese Gegeufurderungen noch nicht erwiesen 
sind, vielmehr der Verklagte hieniber erst dem Klager einen Eid zuschiebt, so l»ann, ab- 
gesehen von der Frage, ob eine Forderung, für welch>j ein Eid deferirt wird, als eine 
illiquide, gemlsa Art 19B1 tnr CompenMfoil nicht geeignete, angesebra frerdea kftM«T 
die Uberationseiwede nnd die Eidesdelalimi niebt als unsuUeeig erklirl weiden. 

DnrmeUdt, 19. Jaanar 1857. (Oaae4 Lomü f. Weil n. Beonnnn. (Eminarl. 1857. L 74 

Za Art. 1293. 

Compensation, wenn bei der Hauptforderung baare Zahlung 
verspruchen und bis zu derselben das Eigenthum vorbe- 
halten worden ist 

Wcttschlagung findet aucii statt, wenn beide Forderungen liquid sind, 
für die eine aber baare Zahlung versprochen und bis zur erfolgten 2jahlung 
das Eigeuthum vorbehalten ist 

Der Art. 1393 B. Q. B. kennt kdne dieser Aasnabmen, Coupeuaation und baare 
Zablo^ tiBd im nelMliehn 8iuM gMehbedeuHnd and, da dia ErMnaf dar flebnld ia 
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itm Aagenblick eintritt, wo beldo Scbniden cinanifer gegenflberstohen (Art. 1290 Ib.) i M 
bat auch der Vorbehalt des Ei/jenthums in diesem Angenblicke aufgebort. 
Maonheim, De«emb«r 1824. (Oberhofg. Jahrb. 1821. S. 2il.) 

Zu Art. 1295. 

Compensation einer dem cedirten Schuldner schon vor der 
Cession gegen dea Cedenten sastehendenGegeDfordernng. 

Eine schon früher bestandene, aber erst nach der Bekaimtmachung 
einer durch den Gläubiger bewirkten Cession der Hauptforderung an einen 
Dritten für liquid erkannte Gegenforderung des Schuldners kann mit dieser 
Hauptforderung wettgeschlagen werden. 

Der Art. 1295 Abs. 2 B. G. B. besagt klar, dau eioa CeMion, veiche Ton dem 
Ssbvldiiir nietal angeBomtDen, wohl aber Unn knod gethüi irwd«, mr dia WattsehlaguDg 
iarjeDign FovianngeB bbidarl, watdk« «ral nach diaaer BakaanlaiaehiiBg «nlalBadcB 
itnd, nid dies steht im Tollen Einklani; mit der Bestimmung des Art. 1200 ib. 

Maaaheim, 1832 und 1S44. (Oberhofg. Jahrb. 1833. & 25 and 1844. S. 45.) 
Cfr. xa Art. 1290 B. G. B. Nr. 1. 

Zu Art;. 1299. 

ünterlaasen der Wettschlagnng; Fortbestelien der 

Gegenforderung. 

Wer die Wettschlagnng da nidit einwendet, wo er es konnte, verliert 
darum seiue Forderung nicht, sondern kann solche nach Art. 1299 B. G. B. 
noch geltend machen, jedoch sich dabei seiner Vorzugs- oder Pfandrechte 
zum Nachtheile dritter Personen nicht mehr bedienen , ausser wenn er in 
gerechter Unwissenheit wegen der wettzuschlagenden Forderung war, 

U a 0 a h e i Ol , 18. Februar 1823. ( Oberhofg. Jahrb. 1823. S. 268.) 

FOnfter Abtdmitt 

Von der Confusion. 
(Art. 1300 u. 1301.) 

Zu Art 1300. 

1) Confusion einer Immobiliar-Steigpreissclinld mit einer 
durch Cession erworbenen Hypothekarfordernng. 

B. batta dla «rate Hypoiheke auf das Gut Dricssen von deren EigenthOmcra 0. und 
dessen Maner ronsl'luirt bekommen. Im Jahre 1S34 wurde dieses Gut verstoigcrt, unter 
der Bedingung, das« der Steiferer namrotiich die Bypothckarforderung des £. za Qber- 
aahaiaa «nd der Votier dea 0. eine Leihrenla n benhlea babo. Der Bobn 0. voii« 
Staigerir inid erwarb im J. 1843 dnreh Cession jene HypethebarfordeniBf dea B., eralebar 
•eben Torber die im Steigprotokolle von I8'i\ enthaltene Anweisung angenommen hatte. 

Auf diese Art trat hier, da der Betrag des Sieigprcises jenen der Hypothekarforderung 
dai B. bei weiten flberatieg vnd trader die Kotbirendigkeit eines RangordnungSTcrfahrena 
fttriag , MMb eil addiaa VerTabren ertflhet «oidan war, «faia Oonfbalon dar an G. cadtHaa 
Fofdarnng mit dam eaiapreabenden Theile des von Diesem geschuldeten Steigpreises ein. 

Es kann daher G. , wenn ihn seine Mutter auf Zahlung ihrer Leibrente 
verfolgt, nicht auf Grund jener an ihn cedirten, aber durch Confusion er- 
loschenen Forderung und um desswillen, weil noch kein Rangordnungsver- 
fahren stattgefunden habe, gegen jene Verfolgung Einspruch einlegen. 
Btrlia, 3. Min IStft. (Gass.) Gossen g. Ouekea. (K. A. 41. II. 3.) 
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3) OoafQBioii; Elagereeht eines Erben gegen die Miterben 
wegen einer ihm gegen den Erblasser zustehenden For- 
derung. 

Ein Miterbe , der nicht in dieser Eigenschaft, sondern vermöge eigener, 
nicht durch Succession bedingter Berechtigung bezügliche Ansprüche geltend 
zumachen hat, der ein Forderungsrecht nicht v o n dem Erblasser, sondern 
aus einem mit demselben abgeschlossenen Vertrage gegen denselben her- 
leitet, ist in dieser Beziehung ganz wie ein dritter Glaubiger zu beurthcileu, 
dem die Erben des Schuldners, jeder für seinen Antheil an der Erbschaft, 
yerpflichtet sind, ohne ihn mit seinem Guthaben zur Liquidation des Nach- 
lasses oder rar Provocation einer Tbeflungsklage verweisen zu IcOnnen. 

Db BthraplDDg, dan ein Mltorbe FMderangm, welefaa ibm an die Saeeanion n- 

atetaen, aar miUeist Tbeilan? des Nnchlasses geltend machen könne, und dass es ihm unter 
keiner Voraussetzung gestattet sei, vor Liquidation der Masse eine besondere Klage auf 
Erfüllung der von dem Erblasser überkommenen Verbindlichkeit anzustellen, ist eine irrige. 
Man bernll tfeh swar nur B^rflndwig dieser BebanpliiBg im Allgenalnen aaf daa Er- 
iQadian peraOnlicher Verbindlichkeiten mittelst CooAiaion, auf das Wesen der aniversitaa 
juris, woran die einzelnen Betheiligten nur durch Theilung bestimmte Ansprüche erlangen 
konneo, und lusüesuudere auf die Bestimuiuug des Art. 1300 B. G. B. In dieser AUge- 
nainbail anfgaeleUt, ttaat aidi Jedoeb diese Aaaiebl niebl reebifeHigeB. Die Eigeaaebaft 
alnaa Miterben begründet nur insofern einen Unterschied, ala die Forderung, welche der- 
selbe an den Erblasser hatte, zu dem Antheile, zu welchem er der Erbe seines Schuldners 
geworden iat, mittelst Coofusion erlischt, während das Itecbt für die übrigen Forderungs- 
Ihrile onabbingig von den aonatigen erbaebaftUdien Bedebungen und den dadnrab ba- 
grOndoten Rechten und Verbindlichkeiten fortbeatabt und nach den allgeaMfnen Nenuen 
xnr Geltung und Vollziehung gebracht werden kann. 

Manchen, den 18. October 1849. (Kej.) Straaaa g. QoU. 

Sechster Abschnitt. 

Von dem Verluste der geschuldeten Sache. 
(Art 1302 u. 1303.) 

Siebenter Abschnitt. 

Vm ier Klage auf Vernichtung oder Rescisaon det Yartriga. 

(Art 1304—1814.) 

Zu Art. 1304. 

1) Einrede der Nichtigkeit eines Vertrages, ohiie Antrag 

auf Aufhebung. 

Die Nichtigkeit euies Tertrages wegen Irrthums und Betmgs Icann auch 
im Wege der Einrede, ohne das Begebren den Vertrag anfisuheben, wirk- 
sam geltend gemacht werden. 

Wenn der Art 1304 in VerbinJuns mit Art. 1117 B. G. B. nur von einer Klage 
auf Teroichtuug oder Umstossung spricht, so ist doch damit keineswegs ausgedrückt, daaa 
dieia NicMigfcdlagrOnde aebleebthin an die Perm der Klage gebwden aden ; Tielmebr will 
das Gesetz dantt nur sagen, dass diese NtebtigkeitagrOnda den Vertrag nicht kraft Gesetzes 
(de plein droit) rernichton, im Gegensatz'; zu den Gründen, welche fOr sich schon und 
ohne Zuthun der Parteien den Vertrag nichtig machen, so dass sie der Richter von Anla» 
wegen berockaichtigen masa, and dar Art. VXA Snlarl nialili a den gaoeiuMliÜMiea 
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Satze, dass man sein Recht, sofern dies nach dem allgemeinen RechtsbegrifTo OberhMpl 
möglicb ist, D«cb Willkür klagend oder einredend Terfolgea kann, indem er nur 
TOB i«r Frtat iprichi, in welcher die Nichtigkdto- «der UmalOMnogsklage angealdK 
werden oiMt, wenn cidi der Betbeiliglt darsolbeii bedienen «ÜL 
Freibnrg nod Mannheln, 18M. (AmuL 1B4& & VKi.) 

2) Formlofler Ehetertrag; NichtigkeitBklage; Beckuiig der 

Nichtigkeit d«rch Yolling. 

Ein Ehevertng, welcher wegen Niditheobechtiiiig einer Im Notariali- 
geeetz vorgeschriebenen Form nichtig erschdnt, ist nicht ohne Nichtigkeits- 
klage als wirkungslos anzusehen; diese Nichtigkeit kann durch freiwilligen 
Vollzug gedeckt werden. 

(S. daa Nähere zu Art. 1338 B. G. B.) 
Darms (ad t, 11. December 1848. (Rej.) Mauer g. Mauer. 

3) Gültigkeit einer formlosen Ycräusserung von MUndelgut 

bis zur gerichtlichen Vernichtung. 
S. za Art. 457 B. Q. B. Nr. 3 Urtheil (Darmaladt) Tom 10. Januar 1848. 

4) Klage des Notherben auf Reduction einer durch Schenkung 
bewerkstelligten elterlichen Theilung; Verjährung in 

10 Jahren. 

& sa Art. 1079 B. Q. B. Nr. 3 DrtheU (Paris) Tom 1. Hak im. 

5) Beplik der Nichtigkeit 

Erster Fall Die •ItagtiltigkeltsgTttnde ones Vertrags kOnnen andi 
im Wege der Bepfik vorgetragen werden. 

Dasjenige , was die Wirksamkeit einer Einrede zn zerstfiren geeignet ist, darf nach 
processuaiischon GrundsSttcn im Wege der Replik gerade so vorgebracht werden, wie 
dies im Wege der Einrede der Klage gegenüber geschehen kann, ohne Bücksiobt darauf 
ob etwa nh den InbtH« der Anrede oder Beplik anch ein« «elbililiBdige Klag» bogrSn- 

dal werden konnte; die entgo<;enge9etzte Ansicht findet nirj^ends ifn Gesetza alna BogrSodong. 
Mannheim, 8. Juli 1846. (Oberhofg. Jahrb. 1845/46. S. 329) 

Zweiter Fall. Die Ungültigkeit eines einer Klage auf gesetzliche 
Erbtheilung entgegengehaltenen Testaments kann nicht replicando geltend 
gemacht werden, sondern die Kläger müssen das Testament, wenn sie seine 
Wirkung beseitigen wollen, mit einer eigenen Nichtigkeitsklage anfechten. 

Ein solcher Antrag , in der Beplik gestellt, enth&lt eine luutatio libeUi und kann auch 
um deaavIUen nlebt zogalaiian wardaa, weil dar baklagta Taetaaiaiilaarba ionil dia WoU- 
tbat des Art. 1304 ( wonacb Mir Kligan, oidit abar andi Eburadan vnd BipUkaD nr- 
jibren) verlieren wflrde. 

Mannheim, 27. Januar 1843. (Oberbofg. J&brb. lSft2/43. 8. d87.) 
Yargl. mit dam unten nnlar Vr. 8 Oaiagtao. 

6) Ungültige Immobiliar-Veräusserung des Vormundes; 
Vernicbtuugskiage des Mündels; Unzul&8BigkeitB-£in- 
rede des Erwerbers. 

Klagt der grossjährig gewordene Mündel auf Vernichtung eines von 
seiner Mutter und Legalvormimderin ungesetzlich abgeschlossenen Haus- 
▼eikanfs gegen die Matter und den Käufer, als Besitzer , so kann dieser 
Letztere die Abweisung der Khige verlangen, wenn auf dem Hause noch 
das Privileghmi für den Pros, wofilr das Hans froher von adoen Vater 
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erworben worden war, haftete, der dritte Besitzer diese privilegirte Forde- 
rung an den früheren Verkäufer gegen Subrogation in dessen Rechte be- 
sahlt hatte, der Sohn nicht im Stande ist, dem Besitzer diese Zahlung zu 
enetzenand demgemäss der LeUtere, in Gefolge des durch Subrogation 
erlangten Rechtes die ResiliatioD des früheren Verkaufs erwirkt. 

(8. das Nähere lu Art. 1654 B. 0. B) 
P«rii, 17. JuU 1861. (Bej) (J. d. R 1802. a «7.) 

7) Veräasserong von KireheneigeDtham ohne Genehmigangj 
Nichtigkeitsklage; Yerjfthriing. 
Veräussert eine Kirche ohne die gesetzliche Antorisation einen ihr zn- 

gehörigen Gegenstand, so gehört der desfaUsige Vertrag za demjenigen 

relativ ungültigen Verträgen (Art. 1124 und 1125 B. G. B.), deren Auf- 
hebung und Beseitigung nur im Wc-(! der gerichtlichen Klage oder Einrede 
unter den gesetzlichen Voraussetzungen erfolgen kann ; die Klage der Kirche 
auf Nichtigkcit.s-Erklärung gehört daher zu den im Art. 1304 B. G. B. ge- 
dachten Klagen, und verjährt somit in den 10 Jahren von dem Tage des 
Vertrags. ^ 

Eioü BMmg im Klrrhra in Verjihnmg d«t Art. 1301 «Orde sieb nor dann 
annehmen lassen, ivenn onlweder der Artikel selbst ainlrOeklleh «in« tokdie AmBahnie 
Slaluirte, oder wenn sich eine soleho aus den allgemeinen Prinripien Ober don Lauf der 
TerjUmtiigHi «otnebmen Hesse. Es ist aber weder das Kino noch das Andere der Fall; 
itan der Art. 1301 icHrelbt fltr «11« Nieb/igkeiltk lagen die xehnj&hrige Verjährung vor 

a" f-Z" J u'' «»•^'""»* *" »•»'S ihrer im 

^^SPIk . V { '"^ a.,ncichend von den allge.einen Re^rcln; die allKe.neinoD 
BtgCdo Aber die Verjährung und insbesondere Ober deren Stillstand stellen aber ebenso- 
T- ?rr"*.r r A"»»hme auf, unterwerfen vielmehr im Art. 2227 ib. 

die öfTontlichcn Anstalfe» etc. denselben Verjihniii^ea . wie ih Mvatpersonen, iia4 tn. 
wähnen m dca. Art. 2251 u. f. ib nur d.r MInJerjfihrigen. Inicrdicirten und verheiratlNteB 
Fniuen. n.cht aber der öffentlichen Anstallen etc. Der Grnnd . aus welchem im Art. 
ÜSf Jl! t!??' ? ^ Verjährung zu Gunsten der Minderjährigen etc. anderweH 
bwilnmit «onit», iit udil in dar BesehrilnUiig der freien Diepoiillone^Befugniss dieeer 
Personen zn suchen, sondern liegt, wie in den Art. 2252 u. f., hanptelelilieh nnd tm^ 
zugsweise in der Unmöglichkeit der Minderjährigen ctc , selhst-tändig vor Gericht Ihre 
«oeate geNend u machen; eine solche Unmöglichkeit besteht aber fur öffentliche AnsUl- 
•an . Raaentlieli Ahr Klrebeo, aidit« da aia. »iawelii aielii «biie die erforderliche Autori- 
sation, je lerzeit in eigenem Ramen tor Garidil aoftreien und Ibra Oereelileanie flaHeni 
machen können. 

Kirche zu B. g. Y. FQrtii. (K. A. öß. U. M.) 
Cfr. Gilbert an Art. i3M B. 6. B Nr 8. 

VeigL xn Art 1306 B. 0. B. Kr. 3 Drtbeil (Vannbetn) m II. Wetbr. 1811 

0 Verjährung der wegen Verletzung eines der öffentlichen 
Ordnung angehörigen Oeaetzea angestellten Nichtig- 
keitsklage. 

Die VeijAhningmrBGhrift des Art 1804 ist auch auf ümstossungs- 
klagen anwendbar, deren Grund auf efnem Gffsntlicfaen Interesse beruht, 
oder sonst durch Verzieht nicht geheilt werden kann. 

Die Annahme, dass die kurze Verjährung des Art. llJOi anf der Unleralellaag flian 
Verzichtes beruhe, ist durchaus unbegrOndet ; die ratio le^is ist vielmehr keine andere^ 
aia: den durch das Staatswohl gebotenen ZwecJt der Sicherheit und Festigkeit der be- 
itebanden BecbbTarbllinfeia sa irreUhea. Bin Ar die eotgegengesoute Ansicht ange- 
führt« Orflad«: 
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a) dus Alles, w»t too Anr«iig uk nicbUg i*t, dareh den Abltof der Zeit niebt ge- 
MU wifdia käme, md 

b) dMt die Vevtebrift des Art. laOt saf alle Filte sieht anrandbftr lei, wo der 

Mangel nicht eirimnl durch niisdrflckliche Restiiligting geheilt werden kflnne, 
beweisen zu viel und gerade das , was auch von den Anhün^ern der üeschrSnkenden An- 
sieht nicht behauptet wird, nfiinlieh: dass alle auf unrerxichtbare Nicbtigkeiteo gegrOn- 
deiea Klagen anch der gemeiareebttlehea Terjihniag des Art 2903 «ieM «atarwaffaa 
wiren. Uie unter a) bezeichnete Kcchtsregel spricht Oberdies nur for die UnrerjSbrbar- 
keH der Einrede der Nichtigkeit, was tnil keinem Gesetze im Widerspruch steht, keioes- 
«egs aber im directen Widerspruch mit deutlichen Gesetzen für die Unverj&br barkeit der 
Klagen auf Hichtigkeit. 

Mnnnhoim.... (Oberhofg. Jahrb. 18il S. 471.) 

Mannheim (Oberhofg. Jahrb. 1848. S. 4&.) 

Vergl. das oben unter Nr. ö Gesagte. 

9) Verjährung der Klage der Erben des Schenkgebers Auf 
Vernichtung einer formungültigen Schenkung desselben. 

8. zu Art. 932 B. G. B. Nr. 4 die Urtheile (Paris) Tom ö. Mai und 26. Novbr. 1862. 

10) Vertr&ge, welche von Rechtswegen als nicht bestehend 

anzusehen sind; Unanwendbarkeit des Art. 1304. 

Erster Fall Der Art. 1304 B. G. B. ist nicht anwendbar bei Ver- 
trägen, welche an und für sich verboten (Vertrag über eine zukünftige Erb- 
schaft), oder aus sonst irgend einem gesetzlichen Grunde (res inter alios 
acta) keine Rechtswirkung hervorzubringen geeignet, also nicht blos anfecht- 
bar, sondern von Anfang an als gar nicht existent zu betrachten sind. 

Biel bei kann folgcweise von einer Heilung durch Verzieht oder Verjährung der aar 
Tailbignng gavikrton Klag« keine Rede ada. 

Mannheim, 4. November ISll. (Oberhofg. Jahrb. 1849/13. & 341.) 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb 1845/46. S. 492) 

Mannheim, 21. Februar 1849. (Annal. 1848. S. 313.) 

Zweiter Fall. Der auf Grund eines gesetzlich verbotenen 
Vertrages (Art. 1597 B. G. B.) auf Rückerstattung der übergebenen Sache 
und Ersatz des Kaufpreises erhobenen Klage kann die Einrede aus Art. 1304 
nicht entgegen gehalten werden. 

AOa Yertriige, waldia da« Oasett verlifatel, alad alektig md «irkongitoa, aalkal 
trtaa die Nidiligkail nidit aoidrfleklieh angedroht wirt, and dia Badifarderang dar tkir» 
gabaaen Sache kann, wmn diese Oberhaupt oincr Vfndlraton enipHinglich ist, gerade so 
gi a diaken , als ob ein Vertrag gar nicht abgeschlossen wäre, und es bedarf hierzu keiner 
NMlIigkeitSp and Doistossungsklage. ist mit der Riickfürderong dennoch eiae Anreebtuqg 
des VartMgfla varbandm «ordan, so kana dia Anreebtaag aar als antfeiplrta BapIQt gegen 
die Elanda der verkauften und ü()cr?ebcnen Sache betmchiet werden, keiaeawaga abar die 
rechtliche Natur und das rechtliche Wesen der erhobenen Klaga veriadara» 

Mannbeiffl.... (Oberhofg. Jahrb. 1847 /4S. S. 121.) 

Za Art 1805. 

1) .Ankauf eines Hotel garni durch einen Minderjährigen; 

Reseissionsklage; Läsion. 

Der Minderjährige, welcher, nicht emancipirt, noch zur Betreibung eines 
Handlungsgeschäftcs autorisirt, unter Assistenz seines Vaters ein Hdtel garni 
takaofto» kann diesen Kauf bei dem Givilgerichte mit der Reseissionsklage 
mMiten, aber nur dinn, wsmi er eioe Llaum sa erwdseii im Stande iit 
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Nidit der Ankauf eine« Hdtel garni, sondern nur dessen Betrieb stell! sieb als ein nir 
Oampetanz des Handelsgerichts gehöriges oommereienei Ovidtfll dar. Jansr Ailinr Iii 
In Priaeip als da gtlMig aj^seMo e sen e r CMIrerlraf anmiflliaik, U UeKtlr das Oiasli 
keine besoodere Fora ronohrelbi Mfnor rttUlitUm' lum fMfMM mkt&r, »$i tanfnam 

laesus. 

Paria, 24. April 1861. (Rej.) (J. d. P. 1881. S. 790.) 

0fr. eObert sn AH. 1806 B. Q. B. Vt. 1 v. f. Paria 6. Aogvil 1880. 

2) Restitution Minderjähriger ; Nothwendigkeit der Läsion. 

Die Restitution der Minderjährigen bedarf, neben dem Formmangel, 
nach Art. 1305 B. G. B. einer Verkürzung zu ihrer Begründung. 

(Oberhofg. Jahrb. 1849/50. S. 510.) 

8. Jedoch Stabel, Vortrilge (lltr« prdKmiiiaira), 8. 168. 

3) Restitution der Gemeinden; fehlende Staatsgenehmigung; 

Nichtnothwendigkeit einer Läsion. 

Die Vorschrift des Art. 1305 B. G. B. ist auf Verträge, welche Ge- 
meinden ohne die erforderUche Staatsgenehmigung abgeschlossen haben, 
nicht anwendbar and es kann deshalb einer beklagten Gemeinde, welche 
die EioFede Torsdifltst, dass es dem betreffenden Vertrage an der nothwen- 
digen Staatsgenebmignng fehle, nicht die Beplilc entgegen gehalten werden, 
dass der Vertrag, gleichwie Ton Ifindeijfllnjgen , nur wegen VerkOnnng 
angefochten werden kOnne« 

Die Gemeindpn des Grossherrogthiims Baden sind nach der bestehenden Gemeinde- 
Ordnung nicht mehr als Minderjährige zu betrachten; ihre Vermögenaverwaltung ist riel- 
mhr «Im frila ud mir in aimalntB flllaa attsnahmsweise an daa StsaUgntbeissen ge- 
Inudsn, md ea pasat dabsr iw Art 1806 nieht aaf den varttsisiidaB FUl , aneli abge- 
sehen davon, dass dessen Verfflgting Oberhaupt nicht auf "Verträge zu beziehen ist, zu 
welchen daa Gesetz auaser der Zustimmung des Vormundes (hier der verwaltendön Gemeinde- 
behörde) auch noch die Genehmigung des Familienratbs resp. der Ubervormundscbartsbe- 
borde <hier die Staatsgraebnlgimg) fordert 

Hann heim, 11. November 1842. (Oberhofg. Jahrb. 1841/dS. S. 447.) 

VergL an Art. 1804 B. 0. B. Nr. 7 UrtheU (Berlin) tob 20. Min 1861. 

Zu Art. 1311. 

Anerkennung einer während der Minderjährigkeit contra- 

hirteu Schuld. 

Eine nach errichteter Volljährigkeit ausgestellte Urkunde, in welcher 
der volljährig Gewordene bekennt, dem Gläubiger laut Abrechnung eine 
bestimmte Summe schuldig zu sein, welche ihm in der Minderjährigkeit ge- 
liehen worden sei, genügt nicht zur gültigen Genehmigung dieses früheren 
Darleihens. 

ESna solelM Genehmigung ist Tielnefar, da nadi Ai4. 1804 B. 0. B. alM in der 1^ 
darjihiigkeil flbemommene Verblodliebkwt einer Biditlgkeila- oder Uaalonsangsklage on- 

torliegt, nach Art. 1338 ib nur dann izii'fiLr. wenn dabei der Grund dieser Klage und die 
Absicht, denselben zu beseitigen, ausgedrückt wurde; die mangelhafte Urkunde enthält nor 
den Anfang eines sehriftlichen Beweises. 

Mannheim, 14. Oetober 1841. (Obeiborg. Jabrb. 1810/41. & 64S.) 
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Zu Art. 1819. 

Minderjähriger; Restitution gegen WechseWerbindHclikeiteiL 

Einem nicht Handel treibenden Minderjährigen kann die Restitution 
gegen ein von ihm ausgestelltes Billet üi ordre nicht versagt werden, wenn- 
gleich das Bület als Causa angibt: „Werth in Waaren." 

Wtnn matt hieraieh aneb alt «nriwen aDsebmen woDla, data d«r Mlndaijihriga iaa 
Aeqnlvalent der Ton ihm eingcgaDgoifii Obligation wirklich empfangen habe, so geht 
doch aus dem Billet nicht harror, ilaat er auch davon profitirk babe (Ati, 1812 B. 6. B. 
und Art 114 C. d. e.). 

Paria, 26. VoTember 1861. (Gass.) (J. d. P. 1882. & 187.) 
0fr. Paria TOm 18. Fabraar 1868. 

Zu Art. 1314. 

BeBCiBiionsklage des ausländischen Mündols bezflglich des 
Verkaufs inländischer Immobilien. 
& m Art 457 B. 0. B. daa UrtbeU (Baritn) von 5. JoU 1847. 



Sechstes Hapiteh 

Von dem Beweise der Obligationen und der Zahlung, 

(Art. 1315 0. 1316.) 

Zu Art. 1315. 

1) Böse Absicht einer Handlung; Beweis. 

Behauptet der auf Zahlung einer Summe Verklagte, dass ihm eine 
Gegenforderunj? um desswillen zustehe, weil der Kläger einen Geldbetrag, 
der ihm von dem Beklagten übergeben worden sei, um ihn an einen Dritten 
zu bezahlen, böslicher Weise nicht an Diesen bezahlt habe, und das Gericht 
legt Erstcrem den Beweis tlber diese Tiiatsache, namentlich auch darüber 
auf, dass sie in böser Absicht stattgefuudeu habe, so bietet diese letztere 
BeweisaniliBge kdn Ctosatioiisiiiittd dar. 

Ea kaan nidil gaaagt werden, daaa der Bawela einer büaen Abefdrt aa rieb nuMf 
Hob sei, da ein aoleher Beweis allonlinga durch Nachweisung von ThaleaelMi za ar- 
bringen ist, ans weichen sich mit recbtUeber ZnTerlieaigkeit anf daa Daada einer bdt» 
lieben Absicht echliessen läset. 

Barnialadt, 95. Hai 1819. (Bej.) Peeti f. Bneeel. 

2) Brandversicherungs- Vertrag; Beweis des Brandschadens. 

Derjenige , welcher seine Mobilien gegen Brand versicherte, muss, wenn 
wirklich ein Brand ausbrach, zur Rechtfertif^ung seiner gegen den Ver- 
sicherer angestellten Klage, nach allgemeinen Grundsätzen, speciell nach 
Art 1315 B. G. B. den Beweis führen, dass und welche der versicherten 
Gegenetinde wklidi ▼erbnnnt, oder dnrcb den Brand verdorben sind 
und welches deren Werth ist 

In ier Ilalnr daa Aaeeeanuin-Verlngea liegt, daea nur dar «irklieha, niehlalNr 

ein Termutheter Schaien vcr^fif-n wini, uni der Versicherte kein Laerum machen 
Boll. Der Beweis des Vorhandenseins und des Worthes der versicherten Gegenstände, so- 
wie der Qegenbeweia koonen mit Hälfe der Waiu-maehang aller Uoistinile und aller ea^- 
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liehen und personlichon VerhSitnisse des conereten Fallet, «llO doreh die hienas xo sie- 
benden ladicien und Verauthungen, geführt werden. 

Ein y«rtifllMnmgi-V«iinig, der nacb eeinen Utreo, vinweUeiitlgwi AmMtüm jene 
Beweialast dem VersidierteD anflegt, flilil alao ntt den mUgMB«iB«B BeehUgnmdeli i ea 
Bkbt im Widerspruch. 

Wenn das Qericht diesen Vertrag dahin interpretirt , dass dem Versicherer der £«• 
weit der Negaliea ebliege, so deoatariii Es dae Oeeets, nid et atebl diese loterpretalioa 
der OMsetfeo nieht im Wege. 

Darm Stadl, 9. Min 18U. (Caia.) PhOoix-Qeaellsebafl g. Kühn. (EfluaeillBC 
1858. I. 81.) 

3) Eigenthum; Besitz; Beweispflicht des Revindicanten. 

Der erwiesene Besitz eines Immöbels schfltit den Betdtzer gegen die 
Klage eines Jeden , der nicht einen Titre oder Präscription fOr sich hat; 
einf&che Vermuthungen nützen dem Letzteren nichts; das Gericht kann 
dieselben nicht berücksichtigen, wenn das streitige Gelände auch einen 
noch so geringen Werth hat. 

Paris, 10. Januar 1860. (Gass.) (J. d. P. 1861. S. 847.) 

Oft. Ulilieile dea Parisar GsasaliODSbelli tarn 8. Febroar 1843, 2S. Vovbr. 1847, 
% Febraar 1867; A. A. Orthea (Paria) von 3L JaU 1838. 

4) Eigenthumsklage; Beweis. 

Da nach bekannten Grundsätzen eine Vindicationsklage schon dann 
abgewiesen werden moss, wenn der Yindicant seinen Eigenthumsanspruch 
niciil lieweist, ohne Bflcksicht darauf, ob der Vindicat seinerseits Eigen- 
thum erwiesen hat, so kann es bei Kritisirang des Urtheils, welches eine 
TindieationsUage abwies, vor dem CSassationshofe nicht darauf ankommen, 
ob der vordere Biditer in seinen EntscheidungsgrOnden mit Unrecht , aosser 
dem nicht erwiesenen Eigenthum des Vindicanten, auch noch den Beweis 
des Eigenthums des Vindicaten als geführt erachtete. 

Darmstadt, 13. December 1S58. (Bej) Cron g. Wilbeloi. (BmmerL 1858. L 145.) 

Cfr. Gilbert zu Art. 1315 B. G. B. Nr. 4. 

6) Einbringen der Ehefrau; Beweis den Hypothekar- 
Gläubigern des Ehemannes gegenüber. 

Die Ehefrau, welche nach ausgesprochener Gütertrennung bei der Aus- 
einandersetzung der Gütergemeinschaft Ersatz für von ihr eingebrachte, 
angeblich während der Ehe von dem Ehemann eingenommene Ausstände in 
Anspruch nimmt, hat, wenn ein intervenirender Hypothekar-Gläubiger des 
Ehemannes jene von der Ehefrau behauptete Vereinnahmung durch den Ehe- 
mann widenpriisht, gemlss Art 1815 B. G. B. diese ihre Behauptung zu 
bewdsen. 

Damatalt, & Kareaibar 1848. (Oua.) SianariBaaB g. HOllar. 

6) Feldrflgegericht; Frevelprotokoll; Besitz; präjudicielle 
Eigenthumsklage; Beweispflieht des Klägers; öffent- 
licher Weg. 

L Gepan A., den Bealtanr einea Oeliadei, wvHe, wagm ebMr auf lieaem vatfaaaa»- 

aenea Handlung, ein FaMfreTel-ProtoboU errichtet und er vor dem FcIdrOgegeriebl ba» 
langt, weil er Gel&ode umgeackert habe, von dem die Gemeinde behaupte, dass es ein 
eSeotUeher Weg aeL Unter dieeen Umatinden kann nieht schon durcti die Einleitung die- 
aaa IwAktm 4ia ?arUailielduil 4aa A. UgitM warien, aaahiavaiiaB, daaa er Bigaa- 
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IbQmer des tod ihm besessenen Geländes sei; er kann sich vielmehr vor dem Feld- 
rOgegeriehk gegeo die dTeolliebe Kla^e wegen Feldfrevels einfach auf seioeo B«sits be- 
niroo; «M iltMr BnMx bMiritt«!» m iil vor 4ma FtldrogegeridU wtSM lirtbv ta Ttr- 
luwialn, «b im BeiciiaMIgtea wirlüidi «in B«iilt nur Seil» atokL 

Beweist A. den Besitz, so liegt Jedem, der seinersdts auf das in Bete 
stehende Gelände Rechte, namentlich jene eines dffentlichen Wegs» za haben 

behauptet, dieselben zu beweisoi ob. / 

IL Wendet dagegen A. Yor dem Feldrügcgericht ein, dass er Eigen« 
thflmer des fraglichen Geländes sei, und erbietet sich zum Beweise seines 
Eigenthums, so hat ihm das Gericht auüulegen, über sein K^p-nthnm ein 
civilgerichtliches Urtheil zu erwirken. 

A. luuss dieser Auüage nachleben, wenn er sicli gegen di« Fortietutog des feld- 
Hlgmeriditlieiieii VerTahreiu •cbOlMfl will; obgleich aber aaf dicM W«fsd s«r Aiwtal- 
Img dar Eigcnthumsklagt gezwungen, kann er deshalb doch bei dieser Klage keine Aus- 
nahme von den allgemeinen Kegeln über die Beweislast, vcrmiigo deren jeder Kläger den 
Ton ibui zur Begründung des von ihm gesieliteu Petitums erforderlicbeo Beweis su fubrea 
hat, ta Anspruch nebuicn; L A. kdnirot es bei der Frage der BaweMaat aialik aaf die 
Veraulatsaog zu der erhobenen Klage, sondern nur auf daa io dertelbaa geetelUe PMiMB 
lad darauf an , inwiefern dasselbe bestritten wird. 

IIL Hat A. gegen die Gemeinde, welche das GeUnde als einen öffent- 
lichen Weg behauptet, die Klage angestellt, worin er als Eigenthdnier 
dieses Geländes anerkannt zu werden verlangt, so hat er den Beweis dieses 
Eigenlhuuis, nicht aber zugleich jenen der Freiheit dieses Eigenthums, 
nämlich des Umstandes, dass der Gemeinde auch keine Weggerechtiglceit 
über jenes Gelände zustehe, zu führen. 

Erlienni da» Oeriebt, das« A. den Beweis, dass dieses OaUnda siaen Thsfl sataes 
EigaalbnaM bilde, aicbl gafWurt habe. In welcher Beiiabniig daa Dribsil, als aina feelteba 
Entseheidang, der Kritik des Cassationshofes nicht unterliegt, so kommt es nicht weiter 
darauf an , ob das Gericht auch noch weiter mit Unrecht die Klage des A. um desswiilen 
abgewiesen bat, weii die Gemeinde ihrerseits erwiesen habe, dass jenes Terrain ihr Eigen- 
ibm §A oder ibr wenigstens ^ne Wsggeraebtlgkait besflg lieb desselben nstsba. 

DarmaUdt, 7. Jnli 1801 (B^.) FiSraeb g. Btodesbebn. (EmoerL 1881 L 6a) 

7} Oemelndeschnlden, neue; Beweis der Forderang durch die 
Acten der Liquidation der Gemeindesclittlden; Edition. 

Der Glftnbiger, welchem eine Forderung gegen eine Gemeinde zusteht, 
ist befugt, som Beweis der bestrittenen ActiTlegitimation, sowie seiner ein- 
geklagten Forderung, sich auf die im Besitie der beklagten Gemeinde be> 
findUchen Acten des durch das Beeret vom 9. Vendöm. Xin angeordneten 

Liquidationsverfahrens zu beziehen und vor Gericht auf Edition dieser Acten 
anzutragen. Das Gericht, welches hierauf hin verordnet, dass jene Acten 
voi^el^ werden sollen , verletzt hierdurch namentlich nicht : a) den Art. 
1337 B. G. B. , b) den Grundsatz der Verhandlungs- Maxime, und c) den 
Art 1315 ib., die C. 1. 4. 8. Cod. de edendo und den Tit. II des erwähnten 
Decrets vom Jahre XIII. 

Zu a) Der Art. 1337 handelt niebt ron der EdltionsrerbhidUcbkeit, aoadem von der 
Bawetskiaft dar BeeogalliT*Adan; durah die Teroidneta Varlegnng Jener Aelsn bat das 
Geriebt noch nisht der Frage veigsgrilBHi, ob und inwiawoit der n Mbrooda Bowiia iar- 
aaa resuliire. 

Z a b) Die Edition wurde nicht von Amtswegen , sondern axtf Antrag der Kiiger ond 
isdi AabMg dar BoU^tan vonudnü; 
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Zu e) Das Gericht gab den Klägern auf, den Beweis ihrer Legitimation und ihrer 
Forderung tu liefern. Wenn die Kläger eich zur Erbringung dicsea Beweises tbeils auf 
gWMiMdiftfIttcbe, thdli auf Omeii «igeBihflailieb »iig«harige Aetan Uli Drkimdeii IxnifaB 
nod deren Edition begehrt haben , so machten sie von einer Befugniai Gobruich , weldw 
in der Doctrin und Praxis der franzosischen Gerichte, wie im jicraeinen Rechte gleich- 
massig begründet ist. Da nun aber die Bestioiniungeu des 2. Kapitels des Üecrets vom 
▼«oddn. XIU nicht bloe dn InteroMo d«r G«m«ind«n , aondorn aneta jonea der GMnbigar 
bezwecken, was aus dem Zusammenhange seiner Vorschriften hervorleuchtet; da der Ait. 
13 des Decrets die vor dem Octolier 1192 entstandenen (alten) Gciucindescbulden für den 
Fall eiDOt Streites von der Liquidation und Anerkennung bei dem neu angeordneten Ver^ 
fldtfea niaht auaaebliäMt; da oa aidi in oonanlo von än«r s. g. neuan Sebald bandolta, 
di« nnbadlngt dar Yarifiaation and Anarkennoog nnterworfan war; so könnt« das Gericht, 
zumal in Hinblick auf den Art. 36 jenes Decrets und mit Rücksicht auf die §5 17—20 
der am 28. Fruct. X erlassenen und bekannt gemachten Instruction des Präfekten, wonach 
dia Schuldurkunden bei den Liquidatious-Vt-rhaudlungen vorgelegt werden mussten , den in 
Ftaga b^ganen Aatan dar beklagten Oeuieinde die Eigenschaft gemeiosetaafUiclier Urfcm- 
den betmessen und die Edition derselben zum Beweis der kifgerischen Beweisführuii^x ver- 
ordnen, ohne liei so bewandten Uiuständen die Vorschrilten jenee Docreta oder die aus- 
drückliche Uispusitiou irgend eines andeiu Gesetzes zu verletzen. 

Darmatadt, 20. Septbr. 1847. (Rej) Qeiuetnde Parteoheiffl g. Sehweilur v. Bfani. 

8) Gemeindeschuldcn; Beweis der Liquidation; Edition von 

gcmeinscliaf tl ichen L i k iiiideu. 

Das Gericht kann auf Autrag des Gläubigers einer Gemeinde, zur 
fiechtfertigung seiner Klage auf Zahlung einer alten (vor dem Eioriicken der 
französischen Armeen in die Provinz Rheinhesseu entstandenen) Schuld, ver- 
ordnen, das alle in Gemissheit des kais. Decrets vom 9. Vend&n. Xin and 
Piiftkliiral-Beschlttsses vom 6. Therm. XIII erwachsenen, auf das Schulden- 
wesen der bddagten Ctoeinde Besug habende Acten bei den betreffimden 
Behörden avocirt werden sollen. 

Jene Liquidations-Verhandlungen bilden amtliche Handlunsen , die nicht hlos im In- 
teresse der Gemeinde , sondern auch ihrer Gläubiger stattfanden , weshalb auch die Letz- 
teren aieh darauf berufen können. 

Darmatadt, 19. December 1860. (Bej.) Stadl Wörme g. OflMnar. (Emmerling 
18B9. L 29L> 

9) Kauf einer Sache; Bestreitnng der Qualitit; Beweislast 

Kaufte Jemand eine Sache^ von einem Andern, die dieser lieferte, nnd 
setzt der Klage des Verkäufers auf Zahlung des Preises die Einrede ent- 
gegen, dass die Sache nicht von der sugesagten Qualitftt gewesen sei, so 
hat der Käufer den Beweis der vertragswidrigen Qualität au ffihren, sofern 
nicht etwa der Verkäufer freiwillig sich zu dem Beweis der vertragsmässigen 
Qualität der Sache erboten hat. 

Der Käufer hat i. d. K. den Beweis seiner Einrede zu führen , und wenn das Qericht 
diesem gemiae entscheidet, eo niisskennt es weder die Verfügung des Art. 1315 B. Q. B., 
aodi dca Grandaali: «mit fnbanH ktaimM ei qui agU, tum ei gui negat, • 

Paria, L Apvil 1882. (l^j.) (J. d. P. 1863. S. 008.) 

10) Klage auf Erfüllung oder Auflösung eines Vertrags; 

Beweislast 

L Wer auf ErfiOllung oder Auflösung eines Vertrags klagt, hat zu be- 
hanptoi und au beweiaen, dass er seinerseits erfollt hat (Art 1184 u. 1815). 

Mannbaiin, II. Jali 1838. (Obarbo^. Jahrb. 1886l &. 180.) 
Manahaim, 13. Fabfuar 1888. (Ztoto. H^gas. IL S. m) 
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II. Dieser Beweis liegt aber bei der Vertrags-Auflösungsklage dem 
Kläger alsdann nicht ob, wenn er gegenüber der dem Beklagten zur 
Last gelegten Vertragswidrigkeit , durch die Erfüllung seinerseits (in con- 
creto Zahlung des bedungenen Honorars für die gelieferten Bogen eines 
Yerlagsartikels) sich in eine Lage versetzen würde, welche es ihm unmög- 
lich machte, mit der erhobenen Klage aofiEnkonmien, weil er dadurch die 
Handlongswdse des Beklagten genefamige& wfirde. 

MABiihciiii.... (AnnaL 1866. 8. 99.) 

11) StettereoBtraTeiition; Verhalproaess des Steuer- 
personale; Beweislast; Beweiskraft einer Urkunde. 

Wenn das Gericht den Verbaiprozess des Steuerpersonals wegen Nicht- 
aofDahme in gesetiüehar Form als bewetslos erklärte, so kann dieses Er- 
kenntniss nicht auf Grund des Art 1315 B. G. B. mit Gassation angegriffen 
werden, weil es dcfa nicht von emem Verkennen der Gmndsitse Aber Be- 
weialast, sondern von angeblichem Verkeimen der Beweiskraft einer Urkunde 
handelt. 

Ebenso wenig kann hier von einer Verletzung des Art. 1030 B. P. 0. die Rede aein, 
weil bei Beurtbeilung der Gültigkeit und Beireiakraft der Verbalprozoase io Steaercontra- 
TMilioiM-Suheii mflbt die BMtUnmiiiigaD der B. P. 0.» Tielnehr aaeb den OronberxogL 
Qeaetie tob 39. Odober 1830 our jeoe der P. P. 0. zur Anweodiu« la kemiBan liaben. 

Darnatadt, Ift. April 18G0. (Bej.) Fiseua g. Hofmann. (Enmerl. 1855. IL A. 81.) 

12) Tausch von Actien; Beweis der bei einem solchen Ge- 
schftfte übernommenen Verpflichtungen des Vertau- 
schers; factische Entscheidung. 

Hadi den Statuten der Ludwigseisenbahn-Qesellecbaft za Mainz war der erste £in- 
zeichner bis 2ur Kitizahlung der ersten 20 Procent tenent; Sp. zeichnete fOr 16 Actien, 
erhielt hierfür 16 Laterimsscheiae, xahite auch die ersteo 10 Proceate, Ubertrug aber aim- 
metar dieee Sotaeine taasebiveiae aa B. in Wiesbaden. Da die Einsablong der Ivetten 10 
PMeenle niebt reehtsdtig erfolgte, so klagte der Verwaltangerath jener Gesellsebaft, in- 
dem er behauptete, dass B. bei Peberlragung jener Scheine auf ihn zugleich, da er Sp. 
gegenüber alle Verbindlichkeiten aus dessen Zeichnung, nauientlicb die Zahlung der zwei- 
ten 10 Procente übernommen babe, in Ausabuog der Beeble des Sp., gegen B. aof Be- 
xahlnag dieser sweiten 10 Pnwenle. Letalerer eonleslirle jene Bebaaptnng daa VerwaU 
langsratbs und es producirte dieser zum Beweis derscll^en einen Brief des B. an Sp., 
■worin B. bescheinigt, dass er die erwfihiiton 16 Interimsscheme von Sp eingetauscht habe. 
Das Handelsgericht zu Mainz und otit ihm das best&tigende Appellgencht erkannten die 
Klage als gegrilndel, weil B« doreb dm E^taneeb jener Sebeiae die aa denselben kJeben- 
den YerUndUebkeiten des ersten Einzeichners abernommen zu haben angesehen werden 
mQsse, da er nicht beweise, dass zwischen B. und Sp. stipulirt worden sei, dass trotz 
des Torgenommeoen Tausches dennoch die dem Sp., als erstem Einzeichner, obliegende 
YsfUndliebkeit nr Lilstang der sweiten 10 Procente anf B. nldit ttbergehen , Tielnehr 
Mf Bf. baftstt Usiben aolla. 

Auf eingelegten Recurs wurde dieses ürtheil wegen Verletzung des 
Art 1315 B. G. B. cassirt, da i. A. bei dem Tausche nicht schon durch 
diesen mit der eingetauschten Sache zugleich die Verbindlichkeiten mit über- 
gehen, welche der Vurtauscher bei dem Erwerb der Sache eingegangen hat, 
es vielmehr hierzu einer besonderen Uebereinkuiift bedürfe, welche aber in 
gegenwärtigem Falle nicht uachgewiesen worden sei. 

Dae Appellgeridit fabre swar an , dass aus dem erwihnteo Briefe unzweideeilg fear* 
tMgnK laaeB. die ▼ertindliahkiHsD des ato «ntar Zafdmer Janar Jotsrianabeiae 
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euig«tret«ii lei; allein nfolee des Inhalts dieses Brieros sei nur die Vertaascbaaf Itr 
fraglichen Scheine, nicht aber das L'cbernehmen der Verbindlichkeiten des Sp dar;rethan; 
du Obergericht beziehe sich zwar auch auf die Natur der Sache und die vorliegondea 
VfriiiltDisM; dtaM AiN4rocke slnl jedoch m «llgenda und vag, daas aia bal PrUAng 
der angefochtenen Entscheidung nicht in Betracht kommen, noch weniger derselben dtl 
Charakter einer der Kritik dea Caaaationahora niclu oatarliefoiideu fiMtiaeliea Sntacbclduf 
geben kannten. 

DaraiUd», 3. Min 1861. (Caai.) Berle g. Lndwigakaho. 

Za Art 1316. 

Grenzsteine; Beweis; Vermuthung. 

Grenzsteine sind bekanntlich wie Urkunden zu betrachten; der Beweis 
des Eigenthuins von streitigem Gelände durch Grenzsteine bildet daher nicht 
nur einen Ycrmuthungs-, sondern einen Urkunden-Beweis. 
DarmtUdl, 7. ^in 1842. (Uüj) Strieder g. Pfuddersbeiu. 

Enter Abschnitt. 

Von dem Urkunden^Bewcise, 

§. 1. Tra der MihrillsrhfB Irkude. 
(Art. 1317-1321.) 

Zo Art. 1317. 

!)• Glaubwürdigkeit der vor Einführung des B. G. B. aufge- 

n 0 in m e u e n Urkunden. 

Erster Fall. Bei Urkunden und Kaufbriefen, welche vor Einführung 
des B. G. B. verfasst wurden, genügt zum Beweise ihrer Aechtheit, dass 
sie mit Amtssiegel versehen sind, zumal wenn im Eingänge die Beamten 
als beurkundete Personen aufgeführt sind. 

Ba iai am einer Verordnung (Begierongabl. 1810 Nr. 11), wetdM ^Ton nnn ab"* die 
üntersebrif^ der Beamten und Puiteijn als gesetzücho Norm vorschreiU, zu eninchineOi 
daas in Tniherer Zeit viele Urkunden ohne Untcractarifl der Beamten lud auch biuflg ohne 
Unterschrift der Parteien ausgefertigt wurden. 

llannbeim, 29. September 1823. (Oberbofg. Jahrb. 1823. S. 281) 

Zweiter Fall. Eine Urkunde vom Jahre 1750, welche zwar ein 
öffentliches Siegel, aber keine Unterschrift hatte, wurde nach dem §. 3 der 
BeicUsQOtariats-Orduung von 1512 als nicht beweisend betrachtet. 

Bi ward« ainlieh keine der Im f. 4 erwibnten Gewohnheiten naehgewieaen, vuk 
weUher in deai betreAaden Orte im Jahre 1780 offitatliebe Urknaden aveb ohae Üaiei^ 
•ebrifi gültig waren. 

Mannheim. 5 September 1839. (Oberbofg. Jahrb. 1840/11. S. 120) 

Dritter Fall. Alte Urkunden (in concreto Zehntablösungs-Vertrag 

vom Jahr 1534) gelten als öfientliche Urkunden, wenn ihr Inhalt ergibt, 
dass sie unter Beizug eines öflentlichen Beamten verfasst wurden und wenn, 
was ihre Form betrifft, die Siegel der dabei Bethciligteu als Hauptkenn- 
zeichen der Aechtheit alter Urkunden beigefügt sind. 

Maaaheim (Hofg. u. Oberbofg). (Oberbofg. Jabrb. 1814. S. 2d9, 267.) 
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2) Urkunden eines Gemeinderaths aber Verträge der 

Gemeinde mit Dritten. 

Erster Fall Eine Ton einem Gemeinderathe, resp. dner ans seiner 
Ifitte gewaUften Conunission, aa%enommeiie Yertragsarlaiiide kann, auch 
wenn sie sich auf <^ffffiftf«MiftMigAi<^ftnhwfaMi beiieht,, L A. nicht als eine 

Öffentliche Urkunde angesehen werd^. 

Nach Art. 1317 B. Q. B. gilt nnr diejenige Urkunde als örtentlichc, welche von einem 
OffmliielitB Beamten, dar aa dem Orte des Qeschjifte zu beurkunden berecbtigt ist, mit den 
•ifirtolifliiMi Falerltdikdieii farhnl wnrda; dem Oeoalniflratiie , all offmtliehar BaliOrd«, 
iWhl Miar dia Bereebtigimg der Baarkondong , nach der bad. Gemeindeordnang , aar in 
soweit zu, als es sich um Vorgänge handelt, die aus seinen Amtsbefugnissen hervor- 
gehen, z. B. Aufnahme eines Bathsprotokolls; dagegen ist ihm aber nirgends die Befug- 
niss eingeräumt, Verträge, sei es zwischen der Gemeinde and Dritten oder zwischen 
Dritten nnlar aieh, u baarkondan, aofeni er Uerm niebk dvrdi die ihm Sbertragena FlUi- 
mng dar Grundbücher und Pfandbacher berufen ist. 

Uannheim, 15. März 1839. (Obarboig. Jahrb. 1840/41 S. 81.) 

Zweiter Fall. Das Steigerungsprotokoll des Gremeindcraths über Ver- 
accordirung von Lieferungen für die Gemeinde ist keine öffentliche Urkunde, 
da der Gemeinderath hierbei nicht als öft'enUiche Behörde, sondern als 

Vertreter der Gemeinde handelt 

Mannheim, 25. Januar 1810. (Oberhofg. Jahrb. 1^40/41. S. 131.) 

Dritter Fall. Dagegen wurde, libereimitimmeud mit der am Ende 
des ersten Falls angeführten Ansicht, der Eintrag eines Kaufes in das Grund- 
buch durch den Gemeinderath iur eine öffentliche Urkunde erkl&rt. 

Der Gemtfodaratt iai Ib Baden die Stelle, welche die Erklinmgen der Parteien, die 
einen OrandlwcliaeinlTag wUnaehen, aHfitVBebraai hat, ud folgIie|| miaa naeh All 1317 
B. G B. seinem desfallsigen Protokolle die Kraft einer ölTentüchen Urkunde zustehen. 

Mannheim (Hofg. u. Oberhofg.}, 29. April und 2& Novbr. 1840. (Annal. 1847. S. 340 

3) Zeugnisse gerichtlicher Beamten aber frflhere gericht- 
liche Vorfälle. 

Attestate, welche Yormalige Beamte aber frohere unter ihrer Lettong 
abgeschlossene gerichtliche Acte ausstellen (in concreto Zeugniss eines Rich- 
ters und Actuars über die Zusage einer Belohnung Seitens des Klägers an 
den Beklagten für einen von diesem zu Stande gebrachten Vergleich) haben 
keine Beweiskraft und können insbesondere nicht als öffentliche Urkunden 
gelten. 

Sie enthalten nur aussergerichtliche Priratzeogniase und es fehlt ihnen, selbst wenn 
fia AneeleUer nedi an Orte dea GeeeUAB in Funetion aind (waa niebl der FiU wai), 

an den erforderlichen Feierlichkeiten , dem Niederschreitien Seileoa dea verpllielileteB Ao> 
toars in Gegenwart des Richters (Art. 1317 B. Q. B.). 

Mannheim, 17. December 1827. (Uberhofg. Jahrb. 1827/28. S. 222.) 

Z« Art. 1317 und 1318. 

Vergleichact, aufgenommen von einem Landrath zwischen 
einer Gemeinde und einem Privatenj Nothwendigkeit der 
doppelten Ausfertigung. 

Der von einem Landrathe aufgenommene Act über einen zwischen einer 
Gemeinde und einem Privaten zu Staude gekommeuun Vergleich ist keine 

S4 
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anüientische Urkunde, sondern ein Privatact, auf weldiflii mmwitlifih die 
Vprschrift des Art. 1325 B. G. B. Anwendung findet. 

Keine gesetzliche Vorschrift erthcilt i. A. den Laodr&theii die Befugniss, Uriiunden 
Uber den Abscbloss Ton Vertragen mit autbeutischem Cbarakter im Sinne des Art 1317 Ib. 
■nftoiahni«!!; dar vorif^eni« Yarglddi gsbOii nteM n den Anmaliiuaiien, fr«iag1«ieh 
dit flfltiiidt nnter der adainistraliven Aufsicht des Landraths steht , and Vergleiche der 
Gemeinden von der Ke^ierung zu best&tigen sind. Der Art. 1318 ib bnieht sich, wie 
aus dessen Verbindung mit Art. 1317 hervorgeht, nur auf die zur Aufnahme authentischer 
Uriumden aa sidi b«tttiiiiiil«i BMunlen, redd «btr niebl von itm Fall« , wana «in B»- 
IDitr Acte Terbrieflt, deren Beurkundung Oberhaupt Munrbalb seiner Amtsattributionen liegt. 

Barlin, 26. Janoar 1863. (Baj.) Gant. SaUHM«« g. Inganann. (K. A. 48. U. M.) 

Zu Art. 1317 and 1319. 
Gerichtliche Beurkandimgen; Aathenticit&t 

• 

Bei der £llr die Legalität gerichtlicher Proceduren nberhaupt streitenden 
Vermuthung muss die in einem Urtheile, sei es in dm Motiven oder an 
einer andern Stelle , niedergelegte Beurkundung einer beim mündlichen Vor- 
trage stattgefundenen Verzichtleistiuig auf eine £inrede als vollständig dar- 
gethan angesehen werden. 

Darm Stadt, 29. April 1839. (Kej.) fiau g. Fiseus. 

Darnttadl, la April 1813. (Rej.) Ü. & g. Trier. 

Zq Art. 1317 a. f. 

1) Gemeinschaftliehkeit der pradneirten Urkunden; 

Uatheilbarkeit 

T. war bei 0. ■!• BsiiaBdar anf mehrara Jihra angeatellt nnd arbob, ala flin 0. 
diese Stelle piMsUeb aofkflndigte, eine Klage anf Eatacblligong. In Lanfe dar laalaBS 

prodocirte T 211111 Reweis der Aufkündigung einen von C. an ihn geschriebenen Brief, 
worin namentlich gesagt ist: „Wir haben Sie von dem Grunde der Ihnen gegebenen Dienst- 
aafkondigung durch das Beaultat Ibrar letalen Beiae genugsam tlbereeugt." Hiergegen wen- 
dete C. ein y daaa wenn aaeb ana deai Briefe die AnfkflndigBng dea Dienatea n erkennen, 
doch auch daraus zu ersehen sei, dass C. Grund zur AufkQndigang gehabt habe, und da 
der Brief durch die Produciion eine gemeinschafiiiche uutbeilbare Urkunde geworden sei, 
ksnne er die Klage nicht rechtfertigen. Der vordere Richter erkannte jedoch die K.lage 
nir begrtndet nnd der gegen dieaea Urtbail dagaligta OiüaliaMreeaii «nrda «nt Mga»» 
den OrOaden ferwoifen: 

I. Die von einer Parthie in den Proiese gebraditen Beweisorkonden 
sind zwar in der Art den beiden Parthiecn gemeinschaftlich , dass alle darin 
erwähnten Umstände , wenn sie auf die Sache Bezug haben , fdr beide Xheile 
als erwiesen angenommen werden miissen ; wenn aber ein vom Kläger vor- 
gelegter, an ihn vom Beklagten geschriebener Brief, au.sser dem Zugeständ- 
niss der gegebenen Aufkündigung, keine bestimmten Facta, noch ein hierüber 
von Seiten des Adressaten erhaltenes Zugeständniss anführt, sondern nichts 
weiter als eine von dem Schreiber des Briefes aufgestellte, bios sein Urtheii 
und seine Meinung nossprechende Behanptnog enthilti so kann der Brief ki 
keinem Fall für ihn beweisen. 

IL Wenn das Gericht aus dem prodndrten Briefe den Beweis der 
IHenstanlkflndigung, woranf es im Proaesse anklemmt, entaabm , dagegen 
die ttbrigea unerheblichen AeoflseningeB das Briete ubecttckiielitigt liasa, 
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to kann hierin weder ein Anstoss gegen die gesetziidi venfrdnete Qeinein- 
sdialUidilceit der in den Prozesa gebrachten Bewelnirkunden, noch efaie 
unstatthafte Theilung oder eigenmiditige JRchtbeachtmig des beweififthigen 
Inhalts des firagUchen Briefes erkannt werden. 

DarnisUdt, M. Min 1832. (Baj.) OonaU g. T«wtBMi. 

2) Nichtvereinigungs-ProtolLoll; Beweis der darin con- 
statirten Erklftrnngen der ^arthieen. 

F. tog na Ginnttn im L. od«r «toiMn Ordre anf X. einan Waebielf weletar dan- 
Dletot TO« L. anf R. indossirt, abar aiabt am Verfalltaga protaetirt wurdo. Da dangamiaa 

dia von R. gegen den Indossanten L. angestellte Klage wegen verspfiteten Protestes abge- 
wiaaao wurde, so crtiob nunmehr K. gegen den Gerichtsvollzieher M. eine Garantie- resp. 
EniaehidiguDgs-Klagc , darauf gestützt, dait ar (B.) dem M. rechtzeitig dea AufUtig zur 
Anfbahna daa Pniaalaa artbaill, diäter aadi den Auftrag aagapemniaa, aber nlehl ana- 
faTflfart habe. 

Vor der Vergleicbskammer , wohin K. den M. zunächst geladen hatte, gab M. eine 
daselbst zu Protokoll genommene und von M. unterzeicbnete Erklärung d&hin ab, dass er 
swar dao FMleat ta farUgao Obamaaiaan habe, daaa ar aber wegan mi?aüabiebbarar an- 
derer Gascbäfte diesen Auftrag zu vollziebea ausser Staad gewesen sei uod daher den 
Notar K. den Wechsel zur sofortigen Besorgiug dea Firotaataa übargabaa uod Latiterar 
auch diesen Auftrag flberuommeu habe. 

Dia Tarderaa ttehm- nahmen aa, daaa dareh jene im Rtebivergldeliaacl niedergeleita 
EAHrnog die Annahme des Auftrages zur Fertigung des Protestes von Seiten des M. er- 
wiesen sei und erklärten derngeinäss Denselben zuiu Schadensersatz verbundeu. Hiergagaa 
Cassationsrecurs des M., svelcher aus folgenden Urüudeu verwürfen wurde: 

Dadurch, dass das vordere Gericht aus dem Protokolle des Fricdens- 
gerichts den Beweis der Amiahme des Auftrages eutuahm, hat dasselbe 
weder den Art 54 B. P. 0., noch ein sonstiges Gesetz verletzt Der Art 
54 verbieCet nirgends, in dem Nicfatvergleicfasacte die OrOnde anaugeben, 
aas welchen man Ansprache mit Becht formiren od,er von sich abwehren an 
können vermeint; es erscheint daher der fragliche Act, selbst in Beaehnng 
anf die erwähnte Stelle , als eine dflfentliche Urkunde nach den Bestimmun- 
gen des Art 1317 B. G. B. 

Bei der Unterschrift des M. würde der Act zugleich als eine nach der 
Vorschrift des Art. 1318 ib. gültige Privaturkunde zu betrachten sein. 

Dieser Act beweist, sowohl als ötfentliche, wie auch als Privaturkuude, 
bei der Natur ihres Inhalts, nach Art 1320 ib., die in ihr enthaltene, auf 
die Verfügung der Urkunde sich unmittelbar beziehende Erzählung. 

iJie Frage, inwiefern vorliegende Tbatutustoniie aiuea Beweis enthalten oder nicht? 
begrtladel eine betiacbe Beartbeilong; die Ontefatellnng dee Appellgeridits, daaa in den 

von M. abgegebenen Erklärungen der Beweis des als existent aogcooniuienen Factums (der 
Annahme des Auftrags) lie^e, kann daher eine Verletzung der eieb ohneilin nur anf Var* 
trige beziehenden .\rt. 1161 u. 1162 ib. nicht enthalten. 

Darm Stadt, 13. December 1821. (Rej.) Moser g. Keioacb. 

Zn Art 1318. 

1) Ehevertrag, formloser; Geltung als Privatact 

Ein notarieller Ehevertrag . welcher zwar mit den Unterschriften der 
Parthieen und der Zeugen versehen, aber worin die Erfüllung dieser Forma- 
litib nicht angegeben ist, kann nicht als Privatact Kechtswirksamkcit äua- 

84. 
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Sern, da der Art 1394 B. G. B. vorschreibt» dass alle Eheverträge vor 
Notar aufgenommen werden sollen. 

Darmstadt, 11. Dec«mber 1848. (Bej.) Maa«r g. Mauer. 
Gfr. Gilbert zu Art 1318 B. G. B. Ufr. 2 u. L 

2) Mangelhafte öffentliche Urkunde. 

Damit eine Urkunde, welche nach Art. 1318 B. G. B. nicht als eme 
öffentliche wh-kt, nach demselben Artikel als eine Privaturkuude gelten kann, 
muss sie die Erfordernisse einer Privaturkunde haben, im Falle des Art 
1325 ib. also mehrfach ausgefertigt sein. 

Um als PriTaturkonde beweitend sn sein, muss sie die EigeDtehaftan haben, walelie 
aadi den Bsgalnflir die Beveiakraft ven Prifttnrkwiden In den Geaeben rmrgmtaiÄM ilnd. 

Xnanbeim, 1& Min 1839. (Obeiliol^ Jnhib. 1840/41. 8. 83.) 

Zu Art. 1319. 
1) Authentischer Act; Simalatioiis-£iiirede. 

Nach Art 1319 B. G. B. geniesst zwar ein aatfaentischer Act vollen 
Olanben; es ist aber hiergegen die Einrede des Betrugs und der Simulation 
nicht ausgeschlossen, wie dies der Absatz des Artikels selbst bezeugt. 

Die Beurtheilung der Frage, ob unter den vorliegenden Umständen eine Simulation 
als erwiesen angenommen werüea kann, ist als eine factiscbe der Kj-iUk des Cassatious- 

hofes entzogen. 

Darmatadl, 26. Februar 18U. (Bej.) Wolf g. Kritier. 

2) Authentischer Act; Einrede der VerfäUchang and der 
Simulation; Beweis; Oestftndniss; Substitution einer 
andern Causa. 

Bringt eine Parthie zum Beweise der von ihr behaupteten Zahlungen 
einen dieselben beurkundenden Notariatsact bei, gesteht aber nachher vor 
Gericht zu, dass sie in' WirUichkett keine Zahlung geleistet habe, so kann 
das Gericht nicht, ohne den Art 1319 B. 6. B. falsch anzuwenden und den 
Art 1366 ib. zu verletzen , den Beweis der Simulation jenes Actes ans- 
scUiessen und das Geständniss unbeachtet lassen. 

Die ire^en den producirten Notariatsact Torgebrachten Exccptionen hätten, sofern sie 
den Act einer Yerfälscbaog besciiuldigteo , allerdings nar durch Inschption en faux 
bewiessn werden iKUmen; Iniofem aie dagegen den Verworf der Simvlatioa eaUialtaa, 
war aber jede Beweisart, znmal von Jenen, welehs bei dem Acte nicht concurrirt hatten 
ud zu deren Naclithcil der Act dienen soll, zulässig; das gerichtliche Gestündniss macht 
aber nach Art lL{5ö ib. vollen Beweis. Durch jenes Gestindoisa fiel die Wahrhartigkeil 
des Actes weg, uud es wurde die Zahlung ni andere Art nieht beirieiea. 

Wenn aneh tine andere Causa anbititairt werden kOnnle, ao muaa jedeofklli dle> 
•elbe allein rechtmässig und gewiss, sondern auch von derselben Natnr ieia. 

Dar ins ladt, 23. Januar 1823. (Cass.) Friedberg g. Möge uud Schukmann. 

Cfr. Gilbert xu Art. 1319 B. G. ß. Nr. 13 u. f. und xu Art. 1356 ib. Nr. 4i u. f. 

8) Authentisches Testament; Anfechtung desselben ohne 

Inscription en faux. 

Die Ehefrau von Simon Engelmann xu Quirnheim war im Jahr 1814 verstorben, nach- 
dem sie am 5. Deceiuber 1812 vor Notar Maller ein Testament erriciitet hatte, in welchem 
sie ein frober n Gaatten ilirea Hanaet gemaablea TeHameiil wUoirief, danaelbeB mr 
Büt einem Legat bedaefate nnd einen Neffen xm ihrem OniTenalerben eiaettite. 
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Zwiaehen Letzterem nnn ond gedachtem Engelmann eitebM lieh in Bezog aif dl« 
Inventarisining der HlnterlasaenscbaA der Ehefrau Engelmann verschiedene Differenzen, 
welche durch das damalige Tribttnal zu Speyer durch Urtbeil vom 18. Juni 1816 gegen 
Eaffalniann entaddadan «nrdan. DIaaar hatte hiarbd anbaidlariiah aina Inddanlklaga aaf 
Vernichtung des Teatamenta angeatellt, auf welche IncidentklagadaaBaairkagarkht in obigem 
ürthcil keine Rücksicht m nehme» erkl&rt hatte. Engelmann appellirte ee^en diesea ür- 
theil und bot aich in Beziehung auf daa Taatament aubaidiarisch zum Beweiae an, daaa 
IIa TaaliiariB aniara Sfneht ab Üa aaettndiidia «alar geaproehan nadi TaralaiK 
iaa habe, iaia U» Tealamanlaaengaii diaaa Spradia aber weder aprachen noch Tantahen 
konnten, dass rlenmach die Testirerin der französischen Sprache, in welcher durch den 
Notar daa Testament aurgonommen worden war und werden musste, onkondig und nicht 
im Stande gewesen ati, in dieaer Sprache daa Teatamenk zu dictiren. 

Das Appallatlanageriahl barflrkaidHIgta diaaan anbaidiafiadi ai^tabatanaa Bewela niaM 
und verwarf die eingelegte Berufung durch Urtheil vom 22. Juli 1817. Auf die hierauf 
durch Engelmann eingalagto Caiaalion aatiehiad dar Baviaknahof , daa Ganieh verwerfend, 
in folgender Weise: 

Da nach dem klaren Inhalte des Testaments vom 5. December 1812 
die hierzu adbibirten Zeugen durch ihre Unterschrift bekundet haben, dass 
dio Testirerin das ihr yorgelesene Testamrat wold Terstaaden habe und 
dasB sie darauf beharre, der sabsidiariseh angebotene Beweis also im All- 
gemeinen gegen den Inhalt önes authentischen Actes gerichtet ist, der 
gemlBS Art. 1319 B. G. B. in Vergleich mit Art. 214 u. f. der Civilprozess- 
ordnnng in Besag auf seine Form nur durch das Rechtsmittel der inscrip- 
tion en faux angepriffen werden kann , so erscheint der fragliche Beweis 
als unzulässig, wurde mit Recht vom Appellationsgehcht verworfen und 
liierbei kein Gesetz verletzt 

Zweibracken, 2. September 1819. (Bej.) Engelmann g. Depuyt. 

4) Authentische Urkunden; Brandkataster; Beweiskraft 

gegen Dritte. 

Die Brandkataster haben im Grosshenogtfanm Hessen insofern Öffent- 
lichen Glanben, als darin oonstatirt wurde, zu welchem Werthe Immobilien 
versichert waren, und bilden also in diesem Betreff vollen Bewäs bei Fest- 
setzung der anzusprechenden Brandentschädigungen etc.; dagegen bilden 
sie hinsichtlich der in einem zwischen dem Versicherten und Dritten anhän- 
gigen Rechtsstreite sich ergebenden Frage, welchen wirklichen Werth die 
abgebrannten Geb&ude in der betreffenden Periode hatten? keinen authen- 
tischen Beweis. 

Darmatadl, 8. October 1860. (Bej.) Schmitt g. t. Molaberg. (Emmerl 1800. L 193.) 

6) Beweiskraft öffentlicher Urkunden gegen Dritte. 

^e in gesetslidier Form eniditete ^Sieiitliche ürkonde hat anch gegen * 
Dritte Beweiskraft. 

Ava dar VerrUfzung dea Aitikela, dass die Urkunde die UebereinkanA unter den Ver- 
Iragapersonen beweise, kann, xomal da von den Lehrern dea französischen Rechts die 
mangelhafte Bedaction dea Art. 1319 B. G. B. anerkannt iat, durehaos nicht eine Beweia- 
Mgkall iaa baMndaa Adaa fafva MNa Fartanan gafalgart wardan; irfelmahr grOndal 
aieh die Verbindlichkeit, daaa auch drftta Personen eine in einem oifentlichan Ade beur- 
kundete Thatsache als wahr anzuerkennen schuldig sind, auf das den Beamten durch das 
Oesetz rerliehene Beurknndnngsreeht und kann, da auch gemeinrechtlich den öGfentlichen 
Urkunden dieee Beweiskraft allgameia auarkaant iat| nicht unterstellt werden, daaa dar 
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Gesetzgeber darch die Bestimmung des Art. 1319 die Beweiskraft öffMitlieber Urknoden 
geg«o Dritte vertilgen wollt«. 

HaiiBhefni.... {ObMg. 3M. 1896/37. 8. »8 ui4 1838/3». 8. 37«.) 

Zu Art. 1320. 

Ersählesder Inhalt eines Urtheils. 

Ein richterliches Erkenntniss gibt über das , was etwt Mos ensfthlender 
Wdse darin angef&hrt und nicht Gegenstand der Entscheidung ist, Iceinen 
Beweis. 

Der Bichter ist zur Bearkundung von BechlirertUUtQisscn durch das Crtheil nar in» 
sofern berufen, als sie «einer Entscheidung unterworfen sind; hinsichtlich anderer An- 
ftbmngen wirkt also das Urtheil, nach Art. 1317 B. G. B., nicht als öffentliche Urkunde. 

Hannheim, 2&. Tatniar 1839. (Oberiiorg. Jahrb. 1838/39. 8. 303.) 

Zu Art. 1320 and 132t. 

Obligation ohne Causa; simulirte Causa; Cession; 

Nichtigkeit 

Collard bekannte in einem Nolariatsaete , dem Rsynand Tor baarei Darldban 15^ 
naiMt idraldig tn sein; nadiniala eedirte BaTnaod diese fitrlsning an Morel, na iha 

fOr Auslagen, welfbe dieser für den Cedenten gemacht hatte, zu atahsm. 

Etwas später erhob Coilard eine Klage gegen Raynaud und Morel auf Vernichtung des 
gedachten Actes, weil derselbe ohne Causa sei, indem er in Wirklichkeit kein Darleihen 
von Baynand erballen habe, vielmohr daa Sdmllbekennlnlss nur ianun aosgestalH «Orion 
sei, weil Letzterer dem Morel Actlen zu einem Bergwerksbetrieb Qbertraeen habe, za 
diesem üntemehmen aber eine Genehmigung des Staats noch notbwendig gewesen, diese 
Genehmigung jedoch versagt worden seL 

Der AppsHbof Toraidilole, inden er dio TOrorwIhniOB Tbiliadien ab orwiesen an- - 
■lliai, den angeblichen Darleihvertrag, sowohl dem Baynand, als dem Cessionar Morel 
gogonober. Der auf Art 1320 B. G. B. gsotstslo CsasatioMrecara des Moral worda rwf^ 
«oiisn aus folgenden Gründen : 

Es kann Niemand einem Andern mehr Rechte übertragen , als er selbst 
hat; der Cessionar erhält die übertragene Forderung mit allen damit ver- 
knöpften Rechten und Einreden; andi als Faustpfand-GUitbiger konnten 
dem Morel dieselben Einwinde, wie dem Bsjnaud, Ton GoUard entgegen- 
gesetst werden. 

Paria, 9X Angoit 1881 (Bs>) (Sir. 1883. L 8. 308.) 

Zu Art. 1320 and 1322. 

Beweis der Urkunden; zweideutiger Privatact; Interpre- 
tation; factische Entscheidung. 

Dfiltl klagte gegen Beis auf Zahlung einer Summe von 4000 Quldsn, welebe dieser 
ihm zufolge einer Urkunde zu zahlen verpflichtet sei . welche folgendermaassen lautet : 
„Quittung über viertausend Gulden an den Bäckermeister Deckel (DoUl) nach Verlangen 
sn lahlen. Mains, den 3. Jannar 1843. Bete.** 

Dioso Klage wurde in zweiter Instsns ala nngegrtlndel abgewiesen, ond zwar um 
desswillen , weil jener Schein , seiner Fassung n«ch, kein SchuI4bekenntni8S, kein Zah- 
iungsversprecben und überhaupt Nichts enthalte, woraus irgend eine Verbindlichkeit des 
Bds in onlMhnion'SoL Dar gegen dioMt EikMnAnfia eingelegte Cassationiroenrs woido 
ans folgeaden Orflndsn Tenvorfen : 

L Dordi jenes Urthal wurde dar Art 1188 a a B. nioht vaMst» 
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weil dtsselbe sich nicht dannf grflndeto, dafls in der prododrfcoi Urkunde 
keine causa obligationis ausgedrückt sei. 

II. Die Verletzung? der Vorschriften der Art. 1320 und 1322 B. G. B. 
über die Beweiskraft der Urkunden kann wohl eine bei dem Cassationshofe 
zulässige Beschwerde bilden, wenn der vordere Richter willkürlich, unter 
der Form von Auslegung oder Würdigung producirter Actenstücke, gegen 
deratt UareB Malt TertragsbeitiiiiinaDgen alterirt, oder deren reditliche 
Ezistenz misskennt Ein solcher Fall tritt aber nnr dann ein, wenn die 
Yorgelegte Beweiaurkande ein Bechtageediift nnzweideatig bezeichnet, oder 
eine Verbindlichkeit bestimmt ausdrückt. Die angezogene Urkunde erwähnt 
aber mit keiner Sylbe einer Schuld des Unterzeichners Reis , noch eines 
Versprechens oder etaier auf andere Weise beseichneten Verbindlichkeit des- 
selben. 

in. Das Urtheil stellt sich daher als das Ergebniss der Auslej^ung 
eines zweideutigen Actes und der Appreciation der factischen Verhiiltni.sse 
des concreten Falles dar, worüber dem Cassationshof keine Kritik zusteht. 

IV. Der Art 1892 ib. wurde nidit verletzt, da fflr das der Klage za 
Gnnd gelegte Mntnom jeder Beweis fehlte. 

D«nuU4l, 27. Oeiober im. (BeJ.) MUl g. Btla. 

Zu Art. i3!21. 

1) Contre-lettre, Bechtswirksamkeit einem Gessionar gegen* 

über und unter den Gontrahenten selbst. 

Im Jahre 1838 TerkauFle Engel durch Notariatsael an D!)g Immobilien, jedoch nnr 
tnoi Schein , was Dilg durch einca Tom nlmliehen Tage datirendeo , aber erst im J. 1846 
nglalrirlen P ri w lttm» aMtlUHiBlak In J. IMl mpOnlale Aar benaonle E«gel Ha tim» 
IMm temoUlieB aa VMi. loi J. 1845 verkanfta Dflg ttei« loiDMliillaii aa Bagal iardi 
NotariaUaet znrflck and eedirte r!en ßackkaufpreis an Löh. Wegas Wlalitahhing deesel- 
ben stellie Lnb eine ResolatioDsklage ao, in welche der Hypothekarglftabiger Vonz inter- 
Tenirte aod sich zam Beweise der Thatsaebe, dass Engel zur Zeit der VerpAndang Eigen- 
ihaoMT dar fti^flidMa laoMhülaB g a w aaa a , lar YariunT tob Bagal aa DUg ahar, folgliah 
aneh der Rockrerkaaf Ton 1)1% aa Eagal aar thBalfii adaa, aaf iaa obaa anrilialaB 
Bavara toh 1838 berief. 

A. Mit Recht wurde in diesem Falle die Simulationseinrede, dem Ges- 
sionar Löb gegenüber , verworfen , weil derselbe im Vertrauen auf den In- 
halt von sogar öffentlichen Acten und in Unwissenheit ihrer vorgeblichen 
Unwahrheit contrahirt hatte und auf diese sein Becht stützt, das ihm durch 
dae Avnftn ?on geheimen, den Inhalt dieser Aetn ali onwahr dareteUen* 
den NcAenberednng« (coatre40ttreB) niebt TefkOmmert werden darf, nnd 
wen das ^ypothekellrecht des Vons gerade in iam Nebenberednngen fusst, 
die er ebense wenig wie sein Autor Engel dem Löh gegenflber mm Kach-' 
tfaeil von dessen ceesionarischen Rechten geltend machen kann. 

B. Hatte jedoch der Gessionar Löb den Gessionspreis noch nicht be- 
zahlt und demgemäss der Intervenient Vonz eventuell beantragt, dass die 
Forderung des Cessionars auf die Differenz zwischen dem Betrage des Ces- 
sionspreises und des übertragenen Kaufpreises festgesetzt und ihm, Inter- 
venienten , ein Termin gestattet werde, um zur Beseitigung der Resiliations- 
klage diese Summe an den Kläger zu bezahlen , so verletzt das Gericht, 
wenn es, nicht etwa wegan Unstatthaftigkeit des Termio-G(iäucbes, sondern 



Digitized by Google 



53G 



Bflrg«rli«b«i Ottstsbaeb (Art. 1391). 



um desswiDen diesen Antrag des Intenrenienten abwdst, weil derselbe, sidi 
als eine exceptio de jure tertü darstelle, den Art 1166 B. G. B. nnd wendet 

den Art 1321 ib. übel an. 

Denn dem Art. 1321 geschieht ein vollständiges GenOge, wenn der Cessionar Löh durch 
die Torgebliebe Simulation des Verkauractes und der Ceuion an seinen eessionariscben 
BacMen keintii Abbrach JeMel; dagegen M ec ftlr Om obne InteresM, $m wen'er ufaim 
noch sdmldjgen Ccssionspreis zu bezahlen habe, ob an den Cedenten Dilg oder an den 
debitor cessus Em^ l; dippep Moi'it reine Snclip dieser Bctheiütrtcn und ist nach den zwi- 
0cben ihnen bestehenden Convcntionen zu beurtheiien; die Summe, welche l^b noch ffir 
Cmätomfnia n beaU« bat, ist naxb dtr fraglichen Vebcnbcrclmf alt das Eigcntbitin 
Im Engal antoscban «nd anf den abcliragaMn Kanfpiais ni eompcnslren , welches Com- 
pensationsrecbt In Qefolge des Art. 1166 dor intervenirende (tlfuibider des Enipl in An- 
spruch zu nehmen befugt war ; durch die erwiüinte Entscheidung hat also das Gericht in 
Wirklichkeit die Kraft der Contre-Iettres anter den Contraheoten selbst uoberQck« 
aiditfgt galaaien nnd den Einwand das nicht beuhlten Kaofpreisaa irrig für «ina azcaplio 
de jure tertü genoinTnon. 

Darmstadt, 19. Juni 1854. (Bej. nnd Caaa.) Yont g. Lab. (Emnerl. 1854. I. 140.) 

2) Gontre-lettre; Simulation eines Kaufs;. Dritte. 

Dem Cessionar. eines gemäss authentischen Actes geschuldeten Eanf^ 
Preises kann ebenso wenig von Seiten der GIftubiger des Terktnfers, als 

▼on Diesem selbst zur Beseitigung der Demselben aus dem Cessionsacte und 
dem froheren Verkaufacte zustehenden Resiliationsbefugniss der Einwand 
entgegengesetzt werden, dass dieser letztere Axt nur zum Scheine gemacht 

worden sei. 

Diese Tbatsaobc wOrde nur als eine heimliche Nebenberedong ansosehen sein und 
bttinle gegen den Dritten, wakber im Verimmi aof den «taniibileB Inltill jiMt AM» 
eonlnliirta, gemiaa Art 1321 B. G. B. kein« Wiilnng iuMam. 

Oarmatadt, 14. Febniar 1841. (Beiii.) LAb g. Santa. (EmnerL ISfiOi L 41.) 

8) Gegenschein; Unwirksamkeit dem dritten Erwerber eines 

Grundstocks gegenflber. 

& m Art. 1183 B. 0. B. Urtbail (Bannladl) Tom 21 November 1847. 

4) Nebenverträge; Gegenscheine. 

A. hatte ein bedeutendes Guthaben für geliefertes Holz an die Domänen -Verwaltung 
in H. Nach eeiner Bebanpinng fofderle ihn der Verwalter B. anf, aeine (dea A.) Beehmmg 

ihm (dem B.) an «piittiren, und versprach ihm, dass das Geld sogleich ausbezahlt werde; 
nach Ausstellung der Quittung erklärte jedoch der Verwalter, die Casse habe jetzt keia 
Geld, and stellte dem A. einen Revers aus, dass Dieser seine Forderung nicht bezahlt er- 
bnMen habe, aondera die Zehinng anf ... . Tav^radMD leL In der Zwiaehenaeit bam der 
Verwalter B. in Untersuchung nnd A. nahm nun den Groeeb. FtMoa flir die Bdmid ktagiml 
in Anspruch. Seinem Begehren wurde auch stattgegeben 

Dieser Klaffe kann nicht die Einrede, dass der Rückschein als ein ge- 
heimer Nebeuvertrag anzu.Hhen sei, welcher keine Wirkung gegenüber dem 
Beklagten habe, entgegen<4esetzt werden, weil dieser Gegenschein eine für 
sich bestehende Urkunde ist, welche die Quittung ganz aufheben sollte und 
der dem B. zur Last fallende Betrug nicht gegen A., sondern gegen den 
Fiscos gespielt worden ist 

Mannheim, 29. HoTbr. 1834 nnd 2S. llat 183«. (Obatfaof^. Jabrb. 1836. 8. Ifia) 

5) Kebenvertr&ge, geheime, zwischen dem Mandatar und 
Dritten; Wirkung gegen den Mandanten. 
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' Wenn der Gewalthaber Namens seiiieB Gewaltgebers mit einem Dritten 
einen Vertrag abschlicsst und in der Vertragsurkunde die Genehmigang des 
Gewaltgebers vorbehalten wird und der Gewaltgeber sodann diese Geneh- 
migung in einer Urkunde ertheilt, so kann ein in diese Urkunde nicht auf- 
genommenes, zwischen dem Gewalthaber und dem Dritten mtlndlich verab- 
redetes geheimes Nebengeding nach Art. 1321 B. G. B. gegen den Gewalt- 
geber keine Wirkung haben. 

Mannheim, 30. September )S41. (Oberhofg. Jahrb. lM9/t3. 8. 70.) 

6) Ostensibeler Inhalt einer Urkunde; Contre-i ettre. 

Stellt sich die Actio einer anonymen Gesellschaft als ein Inhaber- 
Papier dar, so kann, dem Singular-Rechtsnachfolger der ersten Contra- 
henten gegenüber, dieser Actie der Charakter als Inhaber-Papier nicht um 
desswillen aberkannt werden, weil nach einer, in der Actie selbst aber 
nicht aufgeführten Clausel der Statuten jener Gesellschaft zum Erwerb des 
Eigenthums der Actie ausser dem Berits noch die Eintragung des üeber- 
trags anf den neuen Eigenthflmer notbwendig sei. 

(8. du Hiliai« la Art. ni9 B. 0. B.) 

Darmstadt, 18. Juni ISfil. (Gass, und Revis.) DarmslSdter Bank g. y, Siebold. 
(Emmerling 1S61. I. 47); idem vom 9. November 1863. (Gass.) PoUiU g. HaaswaU. 
(Emmerling 1861. I. 145.) 

§. 2. f in dm Aflte wter FrifatutOMirift. 

(Art. 1322—1333.) 

Zu Art \S2ft. 

1) Pri?atact; Beweis der Aechtheit der contestirten 

Unterschrift 

Spricht sich in einem SdiriftbewahrheitDngs-VeriUiren das eipertisebe 
Gntachten, nach eingehender Profang der materi^en Besdiaffenhdt der 
contestirten Schrift, dahin aus, dass durch die Scfariftvergleicfaang die Aecht- 
heit derselben nicht erprobt sei, ohne aber zugleich zu erklären, dass die 
Unächtheit feststehe, so kann das Gericht, auf Grund dieses Gutad^teos, 
die Urkunde als beweislos erklären. 

Derjenige, welcher den Privatact produciHe, muss den Beweis der Aechtheit fahren. 
Das Geriebt bat in diesem Falle nicht nothwendig , eine zweite b^zpertiae anzuordnen, be- 
iOiMim w«DB MM aadera Bew«liaitlelii (VeninitlMui|«btirato md E^imniifMM) dar B*- 

mtla der ünSchtheit festgestellt erscheint. 

Darm Stadt, 29. Sept. 1862. (Rej.) Mumbächar g. Hembts. (EmmarL 1S62. L 10.) 

Cfr. Gilbert zu Art. 1323 B. G. B. Nr. 6. 

2) Privatacten, frandulöse; Unwirlcsamiceit gegen Dritte. 

Ela fähiger hatte das seinem Schuldner zugehörige Gut , nebst dem zu dessen Ba- 
bauung nOthigen , al? unbcwerriich anzusehenden Viehstand, in gerichtlichen Beschlag legen 
lassen. Der Sebuldoer verkaui^e nach dieser Beschlagnahme dieses Vieh an einen Dritten, 
dar Oun — dam Sdnldw — iaaaalbe kurz darauf wieder durch eioeo nenan Yiehpaeht- 
Vartrag abariiaia. Diaaar Diftta Tariangla sofort, anf diaaan latdaraa Varteif gaaiaw, 
dass das Vieh nicht zur Zwancrsvc^rstci^ening gebracht werden dflrfe. Diese Revindication 
wurde in den vorderen Instanzen als unzpjrfindet zurückgewiesen , indem die Gerichte 
aaaahmen, dass der Dritte bei dem Kaufe dos Ylehea Keontniss davon gehabt habe, daaa 



Digitized by Google 



018 



BArftrliehti Ottttsbneh (Ali 13SS). 



Ktlches mit Basehiag bestrickt «wr, »Iso nicht verkaoA werden darfle, nod dasi daa Viah 
nur um daaBwillan dam Saisirteu wieder zugeatellt werden mI, um die angeaetxlieher Weiaa 
Twtaaterlan GegenaiSnde so aneixen, nicbk »bar, od aolcba apiter ala Eiganlliam wiadar 

rarlodichreD zu k Annen. 

Der Cassationshof vorwarf den hiergegen eingelegten Recurs, indem er 
davon ausginji. dass Privatiicten gemäss Art. 1.^22 B. G. R. nur unter den 
Parthipcn selbst ihren Inhalt bewiesen, Dritte aber das Recht hätten, deren 
Emstliclikeit und Natur zu beanstnnrlen und die Simulation und das Be- 
trügerLschü derselben geltend zu machen. 

Paris, 13. Min 1861. (Bej. eh. dv.) (J. d P. 1861. 8. 867; Sr. 61. L 438.) 

3) Privaturkunde; Handzeichen statt Unterschrift. 
Erster Fall. Ein mit einem Handzeichen statt der Kamensunter- 
flchrift veraefaene Urknnde hat — die Aechtheit der ersteren vomugesetzt — 

Dia Wort« daa Urlaslaa: r^wn aaiiif privd^, laaaan aidi ihrar uraamalftaWicliaa B*- 

deatun? nach nicht auf eine njit Buchstaben geschriebene Unterschrift bescluriokao , und 
auch nach dem Geiste des Gesetzes ist nicht einzusehen, warum eine ünterieichnung 
(namentlich bei Personen, die des Schreibens unkundig) nicht ebenso gut durch ein Hand- 
laiebaB aotl geaehalMn kännan, da Merdnreh dar Zwedc, daaa ein von dar Haut daa An»- 
atellera beigefogtes Erkanntniaazeiehen unter der Urkunde sich heHnde. ebenso gnt erreicht 
wird, als durch die Namensonterschrift. Dass aber der deutsche (Jeberselzer in dem Bad. 
. Landracbte ntcbta Anderes besagen wollte, dafür streitet schon die Vermuthung und ferner 
der UflMtaod, daaa ar aieb aonst wohl daa Anadraeha „NamananntarBelirifl*' ba- 
ilanl hitta. 

Mannheim, 22. August 1831. (Oberhofg. Jahrb. 18.31/32. S. 157.) 
Mannheim, 17. August 1841. (Oberhofg. Jahrb. 1842/43. S. 104.) 
Mannhaim.... 1847. (Annl. 1847. 8. 89, 91) 

Zweiter Fall. Ein unter den Privatact gesetztes Handzeichen ge- 
nügt nicht 

Ilaah Ari 1387 B. 0. B. wird aalbat s«o Anfang einea adiriftlldiaa Baweiaaa aina 

▼om Probaten herrflhrende Schrift erfordert; als solche kau aber aina Urkurfs 
galten , auf welcher dieser nur ein Hanrheichen machte. 

Mannheim, 12. Marz 1841. (Oberhofg. Jahrb. 1840/41. S. 600; vergl. mit Obar^ 
borg. Jahrb. 1838/89. 8. 228 imd Annal. 1886. 8. 68.) 

Cfr. GUbaii n ArL 13t8 B. 0. B. Vr. 3 und 1387 ib. Nr. 44. 

4) PriTatnrknnde; Inscription en faaz; materielles FaUnm. 

Wenn auf einem prodndrten Privatacte zwar die Uaterscfarift aner- 
hamit, aber behauptet wird, dasa der Gonteit des Actes betrageriscber 
Weise danmter gesetzt (an die Stelle siner Quittung, welche sidi darflber 

befunden haben soll, ein Schuldbekenntttiss dngerflckt worden sei), so kann 
der Beweis dieses materiellen Falsums nur durch Inscription en fauz ge- 
führt werden. 

Oberappallationabof »i Trier, 10. April 1818. (Caaa) Fraaz g. Binek. (K. A* 

16. n. 21.) 

(äfr. ürih^ daa GaaaattonBbofaa ra Pnia t. 1 Ami 1834; Carrd-Gbanrean, Qn. 867. 

5) Privaturkunde; modificirte ErkUmng hinsichtlich der 
Anerkennung der Unterschrift 

Wenn der Verklagte, dem ein Privatschuldschein zum Beweis des ein- 
geklagten Darleihens untör der Anibrderung , seme Unterschrift aazuericen- 
M oder ahsoleagMB, mitgethaat wird, Uaniif die ErUirung abgibt, daaa 
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die Untcrfjclirift unter dem Scheine zwar die seinige sei, er dieselbe jedoch 
unter ein zu einer Vollmacht bestinimtes Blankett, nicht zur Beurkundung 
eines Darleihens, gesetzt habe, so kann diese Erklärung nicht als eine ge- 
mäss Art. 1356 B. G. B. untheilbares Geständniss angesehen werden; viel- 
mehr ist unter den gegebenen Umständen die Unterschrift als anerkannt, 
die Uikinde mithin so lange als beweiskräftig anzosehen, bis der Verklagte 
den ihm mudi Art 1315 ib. obliegenden Beweis seines Einwandes gegoi den 
Inhalt der hinsichtlieh der üntersdirift anerkannten Privatorkmide erbringt 

Der Vcrkhgl« is( genlM Art. 1323 ib. varpfliebtel<s b«llimiiil (fmiiellenient) die 
Unterschrift «ninerkcnnen oder abzuleugnen; ans dem ZaMmmenhange der Artikel 
1322 und 1323 gebt bervor, dass Einwfiode gegen den Inhalt der ürkoade mit dem An- 
«rhanntniMe der üntersdirift nichts gemein hahm sollen; sonadi ersebeinl ier im Arlfkil 
1356 ansgeflprochene Grundsatz hier unanwendbar. 

Erbietet sich der Verklagte nicht einmal zu diesem Beweise, dass er seine ünter- 
sebrifk nur in blanco zu einem andern Zweck ertbeiit bsbe, so moss die Forderung als 
•rwisMn si^iteehen werlen. 

B«rUn, 13. Febmr 1B38. (Gua^ BossDsn g. SeUnngen. (K. A. 27. IL 38.) 
Ofir. Qilberl n Art. 1S33 B. G. B. Nr. 1. 

6) Priyaturknnde Aber einen zwischen Tersehiedenen Per- 
sonen abgeschlossenen Vergleich; mangelnde Unter* 
aehrilt des einen der Gontrahenten. 

A. «iliob Einspracbe gegen eine von B. betriebene Vollstreckung einer eingeklagten 
Forderung, weil Letzterer nach einem abgeschlossenen Vergleiche keine Forderung mebr 
an ibn zu macben, vielmehr gegen eme von den £rben seines Bürgen C. za entricbtsad« 
Summe snf db disssn Betrag abersteigenda Baiiferdsmng ▼erzteblel habe; B. widersprach 
diess Bebavptong nnd gab nar in , dass von ihm gegen Zahlung jener Summe auf seine 
Mshrforderuntr an die Erben seines Bflrgen Vcrrir-hf creleistet worden sei. Zum 
Beweise des von A. behaupteten Verzichts wurde eine Privaturkuode vorgelegt, welcbs 
von B. unterzeicbnet, von demselben auch als ich! anerkannt wurde, waleber er abff 
unter Anderem den Einwand entgegensetzte , dass dieselbe nur von siaan, nidit von allen 
Mfleontrahenten mitunterzeichnet und deshalb ungültig sei. 

Das Gericht zweiter Instanz erkannte diese Einrede als begründet an , da es in dem 
Wesen eines doppeltsoitigen Vertrages liege , dass die eine Partbie nur mit Rücksicbt auf 
die gegenseitige YerpBlctatnng dar andern VerblodUcbkdten fiberoehme oder Beebie aaC- 
gebe und dass daher, weil dia Urkunde wegen Mangels der Unterschrift Eines der Betbei- 
Hgten in Bezug auf diesen ungültig sei , sie auch hinsichtlich der Obrigan Batbeiliglaai 
die sie unterzeichnet haben, als wirkungslos angesehen werden mflsse. 

In dritter Instanz wurde aber die Einrede verworfen, weil dieselbe 
dem Rechte eines Dritten entnommen ist und zwischen den Parteien darüber 
kein Streit hesteht, dass Oberhaupt ein Vergleich galtig zu Stande kam, 
Madam nur Aber den Inhalt und Umfang desselben. 

Gonstanx und Mnnnhaim.... 1855. (Annal. 185$. 8. 893.) 
Gfr. GUbeii an Art. 1322 B. 0. B. Nr. 4 -8. 

1) Privatnrknnde; Unterschrift eines Blinden. 

Die Namensnntersftoiftk weidie ein Mnder nnter die von einem Andern 
geschriebene Priratiirkiinde setzt, ist schon nach allgemeinen BechtsgnuMt-' 
Bitzen f&r onwhrksam zn erachten. 

Die Einwilligung in einen Act (hier in die Errichtung eSner Urknnda mit slnsai ha« 
atimmten Inhalt) setzt das physische Vermögen zum Erkennen dieses Actes voraus. 

Kaoh Bad. Becbte ist dies (nach einer Bestimmung des VI. Constit Ed. $. 31) un- 
OTrifdhaft. UmmmmA ktan« BadriiMdiilla. aa dorm liahilanr Bttirfüht §tg gdki 
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yennögen gebort, von einem Rlinden nur unter Mitirirkuog eines besonderen Rechts- 
beUtaodee, ohne welche das (jeschäft gegen ihn oder lain« Erben nicht wirkt, einge- 
gng«n werden. 

Hannheim (Oberhofg. Jahrb 1852 53. S. 318.) 

Gfr. GObarl m Art 1322 B. O. B. Nr. 10 bii. 

Zu Art. 1325. 

1) Abrechnungsact; zweiseitiger Vertrag; Nichterwähnung 
der doppelten Auster tigung; Deckung der j^ichtigkeit 
durch Vollzug. 

A. Eine Abrechnungsurkunde, welche nur eine Zusammenstellung und 
Bescheinigung geleisteter Verpflichtungen entliält , kann nicht als ein zwei- 
seitiger, noch überhaupt als ein Vertrag angesehen werden; entliält aber 
eine solche Urkunde Bestimnuingen , wodurch sich die Contrahenten wech- 
selseitig verpflichten, einzelne I'osteu überhaupt und gerade in einer zwischen 
Omen co&Yemrten Grösse in Aufrechnung zu bringen , resp. sieb aufrechnen 
m laasen, so nimmt sie die Natur eines zweiseitigen Vertrags an und ist 
domiAdi, gemäss Art 1326 B. 6. B., der doppelten Ansfertigang nnter- 
worfen. 

B. Die Frage, ob bestimmte lactisch feststehende Thatsacben diesen 
oder jenen Vertrag bilden , ist eine reine Rechtsfrage. 

Deren unrichtige Beantwortung führt eine Verletzung desjenigen Ge- 
setzes mit sich , in welchem jene Tilatsachen zu einem bestimmten Vertrage 
gebildet werden. 

C. Der Art. 1325 will nur den Mangel der Erwähnung doppelter Aus- 
fertigung , aber keineswegs den Einwand der nicht stattgefundenen Ausfer- 
tigung in mehrfachen Exemplaren, durch die Erfüllung des in der Urkunde 
enthaltenen Vertrags beseitigt haben. 

D. Jeden&lls kann die Ansh&ndigung der Belege , wenn die Abrech* 
nmignirkiinde nichts von euier Verpüichtnng sn deren Aushftndigoikg ipridit» 
nicht als eine Volliiehang des Vertrags angesehen werden. 

Darmstadt, 9. Dec. 1S28. (Gass.) v. Kinkel g. En?e1. (Kheinh. Areh. B. L S. 813.) 
Cfr. eUberi zu Art. 1325 B. Q, B. Nr. 13 and Nr. 37 o. f. 

S) Abrechnungsact; zweiseitiger Vertrag; Mitaufnahme ein- 
seitiger Verpflichtung; Nothwendigkeit der doppelten 
Ausfertigung. 

A» Bit Eotscheidang eines Gerichts Aber die Frage, ob ein Priratact als ein twei- 
seitfger ni betrachten pcI ? ist nur dann als eine factische der Kritik des Cassationshofs 
entxogea, wean das Erkeootoiss auf einer thatsacblicbea AtUfassoog des Inhalts des Actes 
iMrakto, Blclrt ittar, wmn i» Biditar M Itr reebtUeheii Bwirtbeiliiiig diaiet In- 
iHte irrte. 

B. Der Act, worin ein Rechnnngspflichtiger mit Demjenigen, dem er 
Becfanung zu stellen hat, abrechnet, provisorisch die Rechnung abgeschlossen 
wird, und nicht nur der Erstere, sondern auch der Letztere Verbindlich- 
keiten übernahm, ist als ein zweiseitiger Vertrag der Vorschrift des Art 
1325 B. G. B. unterworfen. 

£• hatte nicht, wie bot einem Schaldbekenntoisse, das zogleicb Zahlungstermine oder 
Atam» emyM^ mr tar «be Tbefl, der eii«big«r» «ta InltraaM, üt UrioMi« tv bMÜMa* 
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C. Das Gericht kann , wenn ein Privatact einen synallagmatischen Ver- 
trag, zugleich aber auch einseitige Verpflichtungen enthält, nicht den Act 
bezüglich des ersteren Theilä ah nichtig , dagegen bezüglich der andern als 
geltend ansehen. 

Bei Beredungea , welche ein gegenseitiges Verbaltniss zu reguUren bestioimt sind, er- 
MÜMfail die «ine SliiNdelioD dnreh die andere bedingt, und man darf ele nor in ibran Z»- 
•amoieohange and im Ganzen als in dem Willen der Parthieen begründet ansehen; ist die 
Urkunde Q^er flynallagmatische Beredungen, zufolge des Gesetzes , wenn sie nicht in daplo 
gefertigt worden , nur als ein £ntwurf anzusehen, so muss sie auch im Ganzen , alao aneh 
Irinsiebtlieb ibres flbiigen Inbalti, nie ein bloseer Entwoif betraebtet werden. 

Darmstadl, April 1860. (Oaei.) Kireb« lo Wonne g. Meliner. (Emaaillif 
188a L Sä.) 

8) Aafhebang eines zweiseitigen Vertrags; doppelte 

Anslertigang. 

Der Privatact, wodurch ein Pfichter vor Ablauf der Pachtzeit das Pachtgnt xa rtnnen 
und dem Verpächter zur Verfügung zu überlassen sich verpllichtet, schlicsst eine Auf- 
hebung des zwischen den Parthieen bestandenen Pachtcontractes in sich; eine solche Auf- 
bebong «aee xweieeiligen Yerlniga bann naeb dem Geaetie, inebeaondere naeb Art. 1134 
B. 0. B., nur mit gegenseitiger Einwilligung der Contrabanlen erfolgen, alao nnMili^ 
nnr den Gegenstand eines zneiscitigen Vertrags bilden. 

Dieser Vertrag muss daher, bei Strafe der Nichtigkeit, in der im Art. 
1325 ib. vorgeschriebenen Form vollzogen und ausgefertigt werden. 

Berlin 1819 oder 1820. (Kej ) Hepp g. Charlier. ( K. A. 2. IL 7.) 

4) Erw&hnung der doppelten Ausfertigung; Deckung der 

Einrede durch Vollzug. 

Ist am Ende des Privatactes gesagt: „Zur Festhaltung wurde gegen- 
wärtiger Act doi)pelt niedergeschrieben", so lässt diesor Ausdruck füglich 
die Annahme zu, dass zwei Originalien gefertigt worden seien; interpre- 
tirt der Instanzrichter die Stelle in dieser Weise, so unterliegt eine solche 
factischa Auslegung nicht der Kritik des Cassationshofs. Jedenfalls kann 
eber andi die Parthie, weldie ihrerseits den Vertrag erfüllte, nach der 
Uaren Bestimmong des Art 1325 B. G. B. nicht mehr die mangelnde Er* 
wihnnng der Anfertigung doppelter Urschriften geltend machen. 

Dar meUdl^ Mira 183». (Rej.) Frei g. SehmoU. 

6) Frachtbrief; doppelte Ansfertigang. 

Sollen flberbaupt die Bestimmungen des Art 1825 B. 0. B. bei Ver- 
trägen, weldie sich auf den Handel beziehen, anwendbar sein, so ist dieses 
dodi jeden&lls, gemäss Art 101 H. G. B., besOglich des FlrachUnieft, wel- 
dier das Verhältniss zwischen \'erscnder und Transportanten feststellt, 
nicht der Fall, da das Gesetz für diesen eine doppelte Aosfertignng in dtf 
im Art. 1325 angegebenen Weise nicht vorschreibt. 

Darmstadt, 14. Mai 1855. (Gass.) Taunusbahn g. Hölzer. (Eounerling 1866w L 

6) Mangel der doppelten Ausfertigung eines zweiseitigen 
Privatactes; officielle Prafung der Nichtigkeit 
Die Einrede, dass ein producirter Privatact, als einen sy nalliig Bf^ntiffftfim 
Vertrag enthaltend, einer doppelten Ausfertigung bedurfte, die aber wini|ig^^}^ 
ist nicht von der Art, dass sie von Amtswegen supplirt werden mnss. 
Darmitedt, 16. Mai 1821. (Jktj.) Sobttler g. Zeno. 
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7) Nichterw&hnong der doppelten Ausfertigang; Deckung 

des Mangels. 

Ist in einein aber einen zweiseitigen Vertrag aufgenommenen Privat- 

acte nicht erwähnt, dass er in duplo gefertigt worden sei , es ist aber in 
einem gegebenen Falle dennoch das Dasein der in gesetzlicher Zahl gefer- 
tigten Exemplare durch Gcständniss der Parthieeu , sowie dadurch fest- 
gestellt , dass diese Exemplare selbst vor Gericht producirt werden, so ist 
der Zweck der Verfügung des Art. 1325 B. G. B., nämlich der Beweis, 
dass die nöthige Anzahl vuu Exemplaren augefertigt worden , als genügend 
errdcht nnd dalier der Privataet als formell gültig anzusehen. 

Barlin, 20. Janoar 1833. (B^.) Boiamard g. Sebifar. <Kh A. 18. IL 7.) 
ODr. eUbart la Art. 1329 Mr. 30 n. f. 

8) PriYatact Uber einen synallagmatischen V-ertrag; Miteia- 
flchliessnng anderer selbststftndiger Vertrage; mehr- 
fache Ausfertigung. 

Perrot scliloss mit vielen Einwohneni der Gemeinde Albig, unter aodan mil Kaallf 
einen Vergleich ab, worin festgestellt wurde, was ein jeder dieser Einwohner, als Be- 
ailxer des von itaiu beseescuen, zu einem mit einer Grundrente belasteten Gute geborigaa 
Gnmdatadiaa, an dan Bentberecbtigten Perrot schulden und zu bezahlen habe 

Uabar diaaa üabarainknnft wurde aina Privatnrknnda in twai Examplaran anfganam- 
men, «rovon der Uentherr das eine erhielt, das andere abar, auf Anweisung der Bent- 
scbuldner, zu deren geiueinschArclichein Gehrauche, bei dem dieses Depositum im nftah> 
liehen Acte annehmenden iitirgenuciäter der Geueiudo Aibig hinterlegt wurde. 

Dar aof Orand janaa PriTalaeta wagan Entriabtnng aaiaar BanlaehaM gariahlUeh ba> 
langte Knoll focht denselben als nichtig an, weil der Act, gamlaa Art. 1325 B. 0. B. , in 
so vielen Exemplaren, als Kentscbul Iner dabei concurrirten , Uttta tugafartigl nnd anch 
dem Depositar ein Exemplar davon beiiäudigt werden müssen. 

Der Cassiationähof , an welchen das diese Einrede verwerfende Urtheil 
im Wege des JECecurses gelangte , sprach sich dahin aus , dass unter den 
ohmltenden Verhältnissen die doppelte Ausfertigung bezüglich das aa- 
hfiiigige& Rechtsstreits genügt habe, und xwar aus folgenden Grflnden: 

Der angefochtene Privatact entb&lt zwar eine Aniabl von synallagmatischen Var» 
trigen; bei jedem dieser Vertnise erscheinen aber nur zwei Personen als Contrahenten 
oder Interessenten, namiich der Ueutbereclitigte und der lientscbulduer j die verschiedenen 
Oandton tbanaiHnan Judm Tartragsm&ssigen Verpflichtungen uHtar aieli, io daaa kabar 
van Oman bai daai iwiaaban daa andern YarpAiciitalan lud dam BanAaiadiligtan abg»- 
8chl03scnen Vertrage ein rechtliches Interesse hat. Die rechtlidie Natur eines Vertrags 
kann dadurch nicht alierirt werden, das« in dem Instrumente, welches ihn Jocumentirt, 
zugleich noch mehrere andere selbststäudige Verträge enthalten sind; der zwischen i^neli 
und PaiTOt abgaadiloaaana Vertrag araebaint aonii in raebtliahar BÖlabmg ladlgUeli als 
ein zwischen diesen Beiden eingegangenes zweiseitiges Rechtsgeschäft, aus welchem kein 
Dritter Hechte abzuleiten befugt ist und bei welchem er also auch kein Interesse hat Es 
wurde bieruach der Vorsctirilt des Art. 1325 cit., in Bezug auf den zwischen dem Kläger 
nnd Baktagtan abgaadiiaaaanan Tarlrag, von walebam hier allein dia Beda iat, dnreh 
dessen Ausfertigung in duplo vollkommen genügt. In rechtlicher BaildMUlg ist es aber 
völlig gleichbodculcnd , ob ein Contrahcnt das ihm gebührende Vortraisexemplar seihst in 
Empfang nimmt, oder einen BevoUrniichUgten hierzu bestellt, oder welchen sonstigen Qe- 
branah ein Interessent tan aainan Branplara anaht, indem diaaar Gabiandi naf <!• 
Badilagattigkail daa Varlnga aalbal kainaawaga Einflua haban kann. 

Der /wischen dem BOrgcrmcisier und den BantaabnMnern zu Stand gekommene Depot- 
vertrag oiblet an sich keinen liesi.imitheil des von Perrot mit dorn Censiten abgeschlosseneu 
Uebereinkommeus, erscheint vielmehr als ciue äccesäoriscbe Uebereiukuoft zwiscbeo diesen 
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Censiten und dem Bürgermeister, woraus denn von selbst folgt, daas die Unterlassung der 
Ausfertigung eines dritten Exemplars für den Depositar nur allenfalls auf die (iultigksil 
in Dtpoivtrtoags , ifelit «I»«' d«t iwftciea Perrai nod aeinea Contileii , alto wto dw» 
andern Personen, zu Staude gekommenen Vergleichs zu infloirto TtmiOeble. 
DarmtUdt, 9. JaU im, (Bej.) KneU g. Parrot. 

9) Privatact Aber zweiseitige Verabredungen; Einrackang 
einseitiger Punctationen an Gnnsten eines Dritten; 
Kotbwendigkeit der doppelten Ausfertigung. 

Bor Makler, durch dessen Vermittelung ein Gutsverkanf su Stande 
gekommen sein soll, kann den ihm zur Feststellung dar Gompetens des 
rheinhessischeD Gerichts , bei welchem er seine Klage auf Zahlung des ihm 
zukommenden Makelgeldes anstellte, auferlegten Beweis, dass ihm das Makel* 
geld an einem zum Bezirke dieses Gerichts gehörigen Orte versprochen 
worden sei, nicht durch einen nicht in doppeltem Kxcmplar gefertigten 
Privatact führen, nach welchem der fragliche (iuUsverkauf au diesem Orte 
zwischen Käufer und Verkäufer abgeschlossen und dabei die y^Ahhmg des 
Makelgeldes stipulirt worden sein soll. 

Diäter Act beweitl gemiM hrt. 1326 B. G. B. wegen Mangele doppellar Antfei^ 
tigung keinen abgeschlossenen Vertrag, hat vielmehr nur die Geltung eines Projeelet| 
auch bezüglich des darin enthaltenen einseitigen Versprechens eines Makel^rel I'-s k('fiiutc 
der Act nur dann als beweiaend aogeeebea werden, wenn die zweiseitigen Stipulationen 
awitdMW Klafar mi Verkivfer und das «iwattiga Yaiaproeban Mm TofthaU des Makiers 
■Ii zwei QoabhlBgig von einander bastebaoda fieriptaren behandatt zo werden Termoebtan. 

Der Privatact kann auch eine beweisende Kraft für das in demselben inserirte Ver^ 
sprechen zum Vortheil des Maklers nicht beanspruchen, weil nirgends constlrt, dass Lete- 
terer bei dieser Urkunde mitgewirkt und das Versprechen ihm direct gemacht wurde, vieU 
mabr am daran ganzen Tenor aleb ergibt, dasa Idar eine Stipvialion swiaolieB Kinfar vnd 
VerkiuTer xam Vortbail des Maklers vorliegt, die nach Art. 1121 B. G. B. beurtheilt 
werden mnss, olDOtt Ton Haaptrartrag onabhlngigen Bestand a1>er nicht batta and nicht 
haben sollte. 

Da nm die Prinrtaikmida nr all «in Veiknnfsprojekt gilt, eo liegt aneh ein Beweil 
4nnir, dm in Rheinhessen ein Venpreähin, die Mnkelgald n banUan, wirididi ein» 

gegangen worden sei , nicht vor. 

Darm Stadt, 21. Mai 1860. (Gass.) SehöUor g. Bender. (Enunerling 1860. L 139.) 

10) Privatvollmacht mit Enunciation eines Verksafs; 
Mangel der doppelten Aasfertigung. ' 

Wenn in dnen PriTitade Jemand einem Andern eine YoUmaelkt rar 
AnsteUung einer Klage in seinem, des Ersteren, Namen ertheilt, und hier- 
bei zugleich gelegentlich erwähnt ist, dass Ersterer dem Letzteren einai 
Gegenstand miindUch verkauft habe, so kann das Gericht nicht w^en dieses 
enunciativcn Beisatzes erklären, dass der Privatact nicht blos eine Voll- 
macht, sondern einen zweiseitigen Vertrag enthalte, und daher gemäss Art. 
1325 B. G. B. als nichtig angesehen werden müsse, weil er nicht in duplo 
ausgefertigt worden sei. 

Die eingnlira Vonebrift jenei Arlfteb leidal anr da Anwendung, wo die Contrahen* 
Im «MT ein nnAir Ibnen vimlHvdelM tweiiaitlgai Gaidilft In dar AbiidM eine Orfconde 
anfiaebmeo, um ihnen als Beweis zu dienen und den inflnillichen Vertrag zu eiaem echrifU 
liehen zn erheben, in weicbeiu Falle allein der (Jcscizs^eber es mit der Rechtsgleichheit 
der Partbeieu unverträglich hielt, dass trotz dieser Absicht nichtsdestoweniger nur dar 
ibM (Mehnl la im JSeiits eimi SehilfkbiweiiM cdMgea lollte, aad imnm lieber im 
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Ganze als ein Vertragsproject behandelt wissen will. Wenn also das Gericht bei Beur- 
theilung dea juriatiscbea Beweiswerthea der oben gedacbteo Urkunde den Art. 13^ ib. in 
Aawwiaig l»radit0, m hii Ei eDtw«d«r diasen Artiktt anf «iBW Ton IcMwam nichl 
regtilirten FUl mi itiwr flbd Migevendei , oder dadurch seine Gewalt aberschritteo, daM 
es auf dem — wegen vollkommener Klarheit und Unzweideutigkcit der fraglichen Ur- 
kunde — hier gauz unzulässigen Weg der Interpretation aus einer einseitig von einem 
OMferahcBtea den Aiidani gegebene Vollinaeht eine twelieittg« UeberetBkanft wiUkflrlicli 
giiduJeBf and diese niigends erfindUehe Urknnde den Begeln dee Art. 1336 Ib. nnler- 
logen hat. 

Dariustadt, 23. October 1854. (Gass.) Kippeoberger g. liaabiason. (Emmern 
Hag 1684. I. 97.) 

U) Synallagmatischer Vertrag; Deckung des Mangels 
doppelter Ausfertigung. 

Wenn der eine Contrahent in einem Rechtsstreite, zum Beweise seiner 
gegen eine Thcilungsklage vorgeschützten Einrede bereits stattgehabter defi- 
nitiver Theiluiig, einen Privatact über eine fi ühcr stattgefundene Theilung 
vor Gericht producirt, so kann er diese Urkunde nicht mehr auf Grund des 
Art. 1325 B. G. B. als nichtig bestreiten. 

Audi bei Tbeilongeaaeben gilt der in der Katar der Sache begtHndete Sali: „pio4 
^oduco non reprobo"\ durch die wenngleich zu andern Zwecken Itelb&tigte Production 
des Actes gab er selbst zu, dass derselbe nicht ein blosses Project, sondern ein wirklich 
2xm Abacbluas gekommenes Geschäft documentixe; er verzichtete implicite auf den £ia* 
«nd ana den Art. 1326 ib. 

Dnrmalndt, 29. Jnni 1867. (Bevia.) Beiohert g. Sebnekmann. (Emmeri. 1867. L 734 

12) Synallagmatischer Vertrag; Maugel der doppelten Aus- 

fertigung; Anfang von schriftlichem Beweis. 

Eine Privaturkunde über doppeltseitige Zusagen , welche nicht , der 
Vorschrift des Art 1325 B. G. B. entsprechend, mehrfach ausgefertigt ist, 
niuss doch ab Anfang eines schriftlicfaen BeveimB gelten. 

Sie maebt gegen den Ooteraeidiner derselben oder dessen Beebtenaehfolger das Beebto- 
gaaahlft Immerbin «ahrsefaeinlieh und kann daher aleht als vöilig «iiknngtloa betraelUet 
Verden. 

Mannheim, 30. September 1841. (Oberhofg. Jahrb. 1842/43. S. 20.) 
Mnnnbelm.... 1866. (AnaaL 1866. S. 392; vergl. mit Oberhofg. Jahrb. 18S8/30L 
8. 328 od 836.) 

13) Synallagmatischer Vertrag; Nichterwähnung der dop- 
pelten Aasfertigung; Anfang von schriftHchem Beweis. 

Die über einen synallagmatischen Vertrag aufgenommene Privaturkundc 
ist als rechtlich völlig bedeutimgslos anzusehen, wenn sie nicht in mehreren 
Exemplaren ausgefertigt wurde; sie kann nicht einmal als An&og euiea 
Bchiiftlichen Beweises gelten. 

Wie nlniieh ana den Diseasaionen aber den Art. 1336 B. 0. B. erhellt, benihen 
dessen Bestimmungen darauf, dass in dem Falle, wo die Contrahenten aber einen synal« 
lagmatiscben Vertrag eine Urkunde errichten, diesen Vertrag sonach schriftlich abfassen 
«olleo, es der Wille des Gesetzgebers war, dass die Contrahenten, was die Möglichkeit 
der Gellendmaebang der Keebte aas dem Verta«ge betrifil, steh einander gieiehstellea sollen, 
nod er deshalb bei Vermeidung der Nichtigkeit die doppelte Ausfertigung der Urkunde 
gebot; wurde diese demohngeachtet nur in einem Exemplare gefeitigt, so niuss ihr 
jede rechtliche Bedeutung abgesproclieu w erden ; der Üesiizer dieses Kxeiuplare veruiag 
■riahss nieht ftr siefa als Beweisaiitld geltend xn mashen; es kann vielmehr darin nnr 



Digitized by Google 



BOrgerliehei Oesetzbucb (Art 1325). 



545 



•b vorl&afiges Projeet gesehen werden, das nicht die Bestimmong bat, ein Beweisdoca- 
ment Aber einen bereits abgeschlosseaea Vertrag abziii;c')cu. Dagegen ist jener Artikel 
oiebt auf solche ürkooden anwendbar, die nicht zu dem Zwecke ecbriftUcber Feststellung 
«im synallagaiiliMlieB Vertrags gefertigt woiden, ml die epiter swiadMD den Con- 
InheBten in Btmg tat etaen mundUdi «bgetddoeienen aweiaeitfgen Yutng wgelmi; 

diesü unterliegen nicht den Beatimiiiunjion des Art. 1325 B. G. B., und können daher nadl 
jenen des Art. 1Ü47 ib. ala Anfang eines schriftlichen Beweises betrachtet werden. 
Darm Stadt, 18. Juni 1855. (Bej.) Blum g. Veit. (EmmerUAg 18&&. I. S. 54.) 
Cfr. Gilbert n ArL 1326 B. 0. B. Nr. 59 «. £ 

14) Synallagmatische Verträge; Nichterwähnung der dop- 
pelten Ausfertiguügi Beweis der stattgehabten That- 
sache. 

Der Art. 1325 B. G, B. schreibt die Fertigung der Privatacten über 
sjrnallagmatische Verträge in zwei Exemplaren nicht als Bedingung der 
Gültigkeit oder Existenz dieser Vertrage vor; jene Privatacten sind nur 
Beweisurkonden i wenn daher die Partiiie, gegen welche ein Privatact pro- 
dodrt wird, nicht in Abr«de stellt, dass die An&teUangen, Abschitningen 
und Beredongen, welehe dieser Act enthfllt, wirUich stattgehabt, aneh ihrem 
Zugeständnisse dee Inhalts desselben keine modifidrende Qmüification bei- 
filgt, so kann es auf die formelle Gültigkeit jenes PriTatactes nicht an- 
kommen. Die Parthie, welche gar keiu Interesse daran hatte, dass ihr 
ein Exemplar des Privatacts eingehändigt werde, hat auch nicht das Hecht, 
einen Einwand daraufhin zu erheben, dass ihr kein Eiempl&r zugestellt 
worden sei. 

Darm Stadt, 19. März IbÜO. (Bej.) Feaerrersicberung g. Weber. (Emmerling 
ISeO. L 73.) 

15) Synallagmatischer Vertrag; Unterschriften beider 
Theile auf beiden Exemplaren. 

Eine über einen doppeltseitigen Vertrag nach Art. 1325 B. G. B. dop- 
pelt ausgcferti^^te Urkunde wird dadurch nicht ungültig, dass die jeder 
Parthie zugestellte Ausfertigung nur vom Gegentheü und nicht auch von 
ihr selbst unterschrieben ist. 

Maonbeim, 3. November 1842. (Oberhofg. Jahrb. 1812/43. S. 320.) 
Ofr. Oilbni an ArL 1325 B. 0. B. Nr. 23. 

16) Vergleichact zwischen eiijer Gemeinde und einem Pri- 
vaten, aufgenommen vor dem Landrathe; doppeltes 

Exemplar. 

Der Privatact, welchen der Landrath (ein Admiuistrativ-Beamter) über 
einen von ihm zu bestätigenden Vergleich zwischen einer Gemeinde und 
einem Privaten aufnahm, ist nur ein Privatact, welcher nichtig erscheint, 
wenn er nicht in doppeltem Exemplar ausgefertigt wurde (Art. 1325 B. G. B.). 
<& du NilMre an Art 1311 vnd 1318 B. G. B.) 

Berlin, 26l Jamiar 1853. (B^.) SeUmuen g. Ingennaim. (K. A. 18. IL 48.) 

17) Vertrag, gegenseitiger, durch Correspondenz abge- 
schlossen; Ort des Abschlusses. 
B. xa Art 14 B. Q. B. Nr. 1 D. 
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18) Tertr&ge aber Handelsparticipations-Verbindiingeii; 

doppelte Ausfertigung. 

Die TdrBChrifit des Art. 1325 B. G. B. ist auch bei Verträgen Aber Ver- 
bindungen zu einzelnen Handelsuntemehmungeu anwendbar. 

Wenn der Art 49 C. d. c. verordnet, dass solcho Verbiodungeu darcb die Vorlag« 
der BOeber oder des Briefwechsels and selbst dnreh Zeugen erwiesen werden können, so 
wird dadardi mr dit Zahl dar BmrdmM«! «rwailart; ao das allgoiBalMn VoitAriftaa 
der Errordemisso, welcha nOibig aiad, wma «fai aliMliMi BawaiaaMal KnA habw aoU, 

indert dies aber durchaus nichts. 

Mannheim, 29. November 1833. (Oberhofg. Jahrb. 1833. S. 489^ 
Oft. OOkmi a All. iSS» B. 6. B. Vr. 67. 

19) Zweiseitige Verträge; nämlicher Zweck aller Contrahen- 

ten; Ausfertigung in doppeltem Eiemplar. 

Die doppelte Ausfertigung ist auch bei solchen Verträgen nothwendig, 
bei ämok alle TlwOe nnr einen Zweck hitteo (in eonoreto Vertrag über 
gemeinachaftliciie Liefening von TQehem sur Unifemining). 

Dar Abi. 2 des Art. 13)5 B. 0. B. hat nur den Fall vor Augen, wo der aioa Yai^ 

tragschlicssende Thcil nus mehreren Individuen besteht, in welchem Falle dem ganzen 
Consortium eine Abscliriit genOgen soll; dagegen können «ber, der Natur der Sache nach, 
bei derartigen Vertrügen beide Tlieile nienalt eioaa eatgegengeselzten Vortheil haben, 
oad daabalb wolH für doppallaeiliga Vertrfge, sa weldian naeb Art. 1102 ib. alle gehören, 

in welchen die Cuntrahenten sich wechselseitig zusagten, eln-aa zu geben, XU Ihui Odar 
SU unterlassen, wenigstens eine doppelte Ausfenigung nothwendig sein. 
Mannheim, 29. November 1833. (Oberhofg. Jahrb. Ib33. S. 487.) 

20) Zweiseitige Verträge; vollkommene Doppeltseitigkeit; 

doppelte Ausfertigung. 

Der Art. 1325 B. G. B. ist nur auf vollkommen doppeltseitige Verträge, 
in welchen sich die Vertragspersonen gegenseitig zu einer Leistung ver- 
pflichten und wo die Leistung des einen Theils das Aequivalent für die 
Leistung des andern Theils bildet. 

(S. das Nähere » Art. lltS nod IIM B. 0. B. Nr. 31.) 

Maaahaia, 19l Mal 1842. (Ohifholii. Jahrb. lgl3/43. 8. 808.) 

Zu Art 1326. 

1) Bflrgschaft fflr eine durch Creditvertrag eingegangene 
eventuelle Hauptschuld; Nichtigkeit wegen Mangele der 
Worte „gut" oder „genehmigt." 

Die Bestimmungen des Art. 1326 B. 6. B. über die Gutschrift (bon 
Otl approuv(') sind nicht allein bei solchen Urkunden anwendbar, wodurch 
eine wirklich existente Verbindlichkeit constituirt wird, sondern auch in 
solchen Fällen, wo es sich um Verpflichtungen handelt, die in ihrer Existenz 
und in ihrem Betrage noch gänzlich ungewiss sind, wie bei VerbUrguog 
einer eventuellen Schuldigkeit 

Der Art 1326 B. 0. B. wiederholt im Weaenttteben die Verfagnngen der Dednm- 
tfen von 22. Septeoiber 1733 and hat, wie dieaai den Zweck, Deberraschungen nad Be- 
trügereien vorzubeugen, die bei Unteneichnung Ton Privaturkuiiden vorkoininen mögen, 
geht aber darin weiter als die Deciaraliou, dasa er die Vorschrift der besondern Geneh- 
migung auf alle Aden anadehirt, «aktaa ilna aiMeilige Van^ehtong eothalten, gleicb- 
vial waldMi dar VaipAietatoagagnind und dar G^veoilaad daieilhan aaL 
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Ef «riMlU Um ■■■ der FMmg 4m Art, IS06 B. 0. B. In Vergleichung mit dtr 
dlagirtaa DetkmioD und ergibt aidi faubMondef lebon danas, iaas es im Eiagang d«a 

Artikels beisst: „le billet ou la promesse'*, iodem nach dem franzöaiscben tdcbuiach- 
jurisüscheo Spracbgebraucbe das Wort „promesse" gewöhalicb eiaea Act beiaipbfffl*» wo- 
dordi Jemand aberhaopt aeben Willen, sich zu verpfliebten, kandgibk 

Hieraadi kaaa «a keinem Zweifel nnterliegen, dasa die in Frage etebeade Qesetiea- 
bestimmung alle Privatorkunden , alle Zasagen , etwas zu bezahlen, umfasst, wodurch sich 
eine Person gegen die andere verpflichtet, mithin auch liUrgschafta-ürkuodeo, die 
aiaa aolebe Verpflicbtung zum (iegenstande haben, oboe üass es dem Kicbter zustehen 
kOOBla, die Anwendung des Oeaetzee dnreh eine demaelben fremde Ontersoheidang n 
beachrftoken. 

Dahin gebort die Tersnchte Unterscheidung, wonach die vorgeschriebene Genetamignng 
Bor bei Phratarkunden Platz greifen soU, welche die Verpflichtung fOr eine scboa 
•ziatirenda Sebald betreffen, kainetwega aber btf einem Bargaebafti-ytrapre- 
eben fflr eine aTentnelle, in Zukunft etwa entttebende Sebald, wie ea dar bier in Fnga 
•lebende Bür^scfiaflsschein enthält. 

Abgesehen davon, dass für diese Beschränkung sieb kein Anhaltspunkt im Texte des 
Geaetzes ludet, stebt deraalbea niebt minder i«r Zwack dar anf d«n Sdintz gegen Arg- 
Hit baradmatan Baatinimnng gemdam antgagan. Tergebena banift man afeb anf den 
Aosdraek, der im Art. 1326 B. G. B. vorkömmt: „chose appriciaf)le'\ welcher hier ohne 
alle Krheblichkeit ist, da er sich lediglich auf fuugibele Sachen bezieht, die eine Schätzung 
nach dem Qeldwcrthe zulassen und deren (^uauuiat wenigstens durch GutscbriA fesi- 
giBlellt aabi »naa. 

Ebenso unsticbhaltig ist das Argument, daraus entnommen, dass die Vorschrift dea 
Art. 1326 ib. bei Beurkundung von illimitirten , der Summe nach gänzlich unbestimmten 
BOrgschafteu keine Anwendung finden könne, indem im vorliegenden Falle, in welchem 
aina BOrgaehaft oder Cradileroffiiiing bia loa Betrage von 15,000 II. «xMIrl, eine BOig- 
iduiA der behaapteten Art gar nicht in Frage steht 

Mönchen, 23. Februar 1850. (Bej.) Kaufmann a. GlOeklan g. Hekbom. 
Cfr. Gilbert zu Art. 1326 B. Q. B. Nr. 1 u. f. 

3) Bargsehein für eine Handelssehuldi Gut oder Genehmigt 

Verborgt sich Jemand , der nicht in die Kategorie der im Art. 1826 

B. G. B. in fine ausgenommenen Personen gehört, in einem Privataete für 
eine Handelsscimld , so muss dieser Act in der Form jenes Artikels ausge- 
fertigt werden. Der Biirgsciiein ist als ein einseitiges Rechtsgeschäft 
anzusehen; der Art. 109 H. G. B. spricht von Käufen und Verkäufen, also 
von zweiseitigen Rechtsgeschäften und macht, gleich andern Artikeln 
des H. G. B., fOr einseitige Rechtsgeschäfte der vorliegenden Art keine 
Ausnahme von der Begel des Art 1826 B. G. B.; dieser mnss somit ote- 
bar anch hier zur Anwendung kommen, nnd daher der Borgschetai, welcher 
lucbt diesem Artikel gemäss gefertigt worden, als nnwirksameikannft werden. 

Berlin, 19. Februar 1819. (Gass.) Schmitz g. Pallara. (|L A. U. U. 41) 
Gfr. Gilbert sa Art. 1326 B. G. B. Kr. 28 a«. 

8) Bflrgsehaftsnr künde; Nothwendigkeit des „Gut oder 

Genehmigt'* 

Erster fall Der un Art 1326 B. G. Bw Yorgeschriebene Beisats ist 

bei Borgschaftsurkunden nicht nothwendig, da man sich nach Art. 2016 ib. * 
auch unbestimmt verbürgen kann, wo die Beifogung der Summe als un- 
möglich TOn selbst wegfällt. 

Mannheim, 11. December 1826. (Oberhofg. Jahrb. 1826. S. 236.) 

Zweiter Fall. Wer sich in der Ton einem Andern aoagestellten 

85. 
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Schuldurkunde für die Schuld sammtverbindlich macht, hat den im Art. 1326 
B. G. B. vorgeschriebenen Beisatz: „gut für die (in Worten anzugebende) 
Summe", ebenso eigejihändig zu machen, wie dies vom Hauptschuldner zu 
geschehen hat, wenn er die Urkunde nicht selbst geschrieben bat Das 
Gcöetz unterscheidet nicht 

Mannbeim, Ii. Min 1M6. (Oberhofg. Jährt». 18U. 8. 807) 

4) Privaturkuuden, ausländische; Nichtanwendbarkeit 

des Artikels. 

Dritter Fall. Auf Urkunden, welche im Auslande ausgestellt sind, 
kann die Vorschrift des Art 132G keine Anwendung finden, vielmehr ent- 
scheidet die Kechtsregel : loc. regit actum , welche bezüglich der Wirksamkeit 
and Beweiskraft Ton Beweismitteln ebenso anzuwenden ist, wie hinsichtlich 
der Gtlltigkeit sonstiger Rechtsgeschftfte. 

Manahein.... (Annal. 1847. 8. 129.) 

5) Quittungen ohne das „Gut oder Genehmigt." 

Der Art. 1326 B. G. B. ist nicht auf Quittungen anwendbar, sondern 
(seinem Wortlaute und Sinn nach) nur auf Urkunden, welche eine Verbind- 
Udikeit constituiren. 

Mannheim .... (Ob«rliorf. Jnhrii. 1845/46. 8. 233; Tergl. mU Annal. 1840. 8. 18ft) 

6) Schuldschein der Ehefrau eines Kaufmannsj nicht 

schätzungsfähige Sache. 

Wenn die Ehefrau eines Kaufmanns mit iiirem Manne einem Gläubiger 
einen Schein ausstellt , worin sie demselbeu versproclien , ihn wegen eines 
bei einem projectirten Concordate zu erleidenden Ausfalls möglichst schad- 
los zu halten, so Icann dieser Berers » obgleich er nicht ganz ?on ihrer 
Hand geschrieben , noch deren „Gnt oder Genehmigt** beigefOgt ist, den- 
noch gemAss Art 1326 B. G. B. von dem judex focti als galtig angesehen 
werden. 

Zwar nicht deshalb, a) weil der Ehemann der Ausstellerin ein Kaufmann ist , da die 
Ausnabiiien dieses Artikels nicht von den Ehefrauen der dort gen.iDnten Personen spre- 
chen, auch die Ebefraa kein abgesondertes Haiidclagesehärt uach Voracbrilt der Art 4 
ond den H. 0. B. traibl, «nhl abnr nm denwillM, b) wnilf win du Oeridit ihnMidi- 
lieb fntatelMe , Jenes Verspradien des Reverses nicht eine der Scbfitzung libige Sacb« 
zum Gegenstände hat , sondern von dem Uesuitate des ahzuscliiieitendnn CuneordnMi bn- 
dingt ist, lotgiich bior der Fall jenes Arükele nicht vuriie^t. 

BnrHo, 17. April 1848. (iiej) Becher g. Beebar. (K. A. 43. IL A. 49.) 

CTr. ad a) Oiibert xa Art 1326 B. G. B. Kr. ^ und Gaia. (Paria) fon 81. 
Angnat 1899. 

7) Schuldschein; Mangel des „Gut oder Genehmigt**; Anfang 

eines schriftlichen Beweises. 

Erster Fall. Das Gericht verletzt den Art 1347 B. G. B. nicht, 
wenn es den Inhalt der wegen mangelnder Form des Art 1326 ib. ungOl- 
tigen Urkunde auch nicht emmal als Anfang eines schriftlichen Beweises 
anerkannte und demnach den Antrag auf ergünzenden Zeugenbeweis zurock* 

weist. 

Berlin, 14. April 1832. (Rej) Charles g Hövers. (K. A. 16. IL iÜ.) 
Cfr. GUNii au Art. 1325 B. Q. B. x\r. 4^ u. f. 
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Zweiter Fall. Eine Privaturkunde über ein erhaltenes Darlehen 
kann, wenn sie den Vorschriften des Art. 132G B. G. B. nicht entspricht, 
wohl an sich keine Verbindlichkeit erwirken, wohl aber als das Anerkennt- 
niss einer bestehenden Schuld und als Anfang eines schriftlichen Beweises 
über die letztere angesehen werden, sofern der Schein die causa debendi, 
den Betrag der Schuldigkeit, das Versprechen der Zahlung und die Unter- 
sdnift des Schuldners eathilt 

Ein solcher Schein stellt mithin einen titre oder ein billet, contenaat 
Obligation, im Sinne des Art 439 Code pönal dar. 

BtrÜR, 13 September 1843. U. S. g. Batke. (K. A. 38. IL 58.) 
Cfr. Gilb«rl M Art 1336 B. 6. B. Nr. 49 sq. 

8) Schuldschein; Mangel des „Ont oder Genehmigt"; Anfang 

eines schriftlichen Beweises. 

Erster Fall. Urkunden, welchen der Beisatz „gut oder gutgehefssen" 
fehlt, kdnnen auch nicht als Anfong eines schriftlichen Beweises gelten. 

Der Aosdruck dw Gesetzei: ^oinss ganz von der Hand des Aasslellers gMebrielMn 

fein oder wenijrstens den Beisafz gat enthalten", charaktcrisirt diese« Verfahren ah eine 
noibweodige Förmlichkeit und eben dadurch iio Falle der KiehibeobacbUiog des Oe- 
•diifll für durchgehende nichtig. 

HADabeim, 1. Horenbar 182T. (OberhoTg. JM. 1897/^- S. 85) 

ZweiterFall. Urkunden , welchen jener Beisatz fehlt , können doch 
als Anfiuig eines schriftlichen Beweises gelten. 

Der Art 1347 B. G. B. sagt, dus jede SebriA, dl« roa DeoJenEgen herrflhrt, gagm 

welchen die Forderung gerichtet ist und die angeführte Thatsache wahrscheinlich nwcbl, 
als Anfanj eines schriftlichen Beweises gelte; eine solche Schrift ist aber die ürliunJo, 
welche out der 1) uierschrift des Schuldners versehen ist, wenn sie auch den Mangel 
im, dait der im Art 13M ib. vorgetebrieliaiM Beiialt nicht b^gefflgt tat, dann ala maebft 
aaab dia Forderang dos Gtäubigart mbradiaiaUdi, d» nadi Ari 1116 ib. Balnig und 
FUsehuiig nicht vermuthet werden. 

Mannheim, 22. August 1831. (Oberhofg. Jahrb. 1832/33. S. 1S6.) 

Hannbalm, 11 UIrs 1815. (Obarbof^. Jabrb. 18U. 8. 507.) 

9) Schuldscheine der im zweiten Absatz ausgenomnienen 
Personen; gewöhnliches Geschäft des Unterzeichnenden. 

Erster Fall. Die Aosnahme des Abs. 2 des Art. 1326, wodurch dos 
Gesetz gewisse Personen von den vorgeschriebenen Förmlichkeiten befreit, 
ist nur von den gewöhnlichen Gewerbs- und lUUlsüchen Lebensgeschäften 
dieser Personen zu verstehen. 

üalt man eicb an den allgemeinen Sinn der Worte, so wird die Begel nmgeslaiaail 
•nd dia Aaiaalinia mr Begel genutdit und dIa Abatabt daa Oaaetiaa, welebaa M iaabrtneba 
Bit btaia«, •(! a« ganz andern Zwecken, ala nn aina Sehnldurkunde danil sn unter- 
zeichnen, gegebenen Coterschrifien vorbeugen wollte, grosstentheils und zwar gerade bei 
denjenigen Personan Taraitelt werden, bei welchen eolcbo Missbräuche am loicbteslen 
■M^mA alndi 

HsBiibaia, tt Aegoal 18SL (Obarhaf^. Jahi)>. 1831/81 8. 165) 

Zweiter Fall. Das Gesetz spricht unbedingt, ohne Unterscheidung, 
ob die errichteten Urkunden nur zum gewöhnlichen Lebensberufe des Aus- 
stellers gehörige Gkech&fte betreffen oder nicht, nnd eine Absicht, diese 
AmimhaMii Uos anf die in Gewerbe- nnd liloslidieii Lebeoageschlftea des 



Digitized by Google 



B«rgarll*k«t ta«tl»bm«h (Ali IMK 



Ausstellers errichteten Urkunden zu beschränken, Iftsst Bich weder MB den 
Worten noch dem Zweck des Gesetzes ableiten. 

MftDDhttiiD.... 1838. (Annal. 1838. 8. 48.) 

Mavnbaini, 10. Juraar IMa (OberiMTg. HM». lMO/41. 8. III) 

10) Schuldschein eines Gultivateurs; Ueberlistung; fehlendes 

„Gut oder Genehmigt." 

Der Beklagte hatte in erster Tostanz eingewendet, dass wenn seine Unterechrift auf 
dem Sehaldscbdn (cht aei, er nar au einem Irrthnm Qotemdnieben feibm konne, and 
«iDtm Tor dm «ntm ndiler «rhatMen eondemoaloftofllwii üiHwOt in aypalhlBffl* 
geltend gemacht, dass eine UebarUiliing, wie ti« dfa VarfllgiiDg iot Art. 1SS6 B. B, B. 

im Aage habe , stAttgefunden. 

Unter diesen Umständen kann das Gericht, sollte auch nicht ausdrück- 
lich auf diesen Artikel Bezug genommen worden sein, dennoch denselben 
anwenden und daraufhin deu Schein vernichten. 

Wir« ifaaaa («I« «§ tMb/t dar Fall) ein aHn petitam, ao kODBla daaialb nklit Caaaa^ 
tfoa, sondern nur requSte civile stattfinden. 

Wird der Aussteller eines Schuldscheins in dem Urtheile, welches den Schein gemlia 
Art 1326 als ungültig erkürt, abarall als „propri^taire" bezeichnet, so k«nn dar Qliubigar 
■iaht dia Oimwadbaricall diaaaa Artikala raf dia Baliaaptiiiig statxan , daaa dar AmbW- 
lar das Sabaldaidieina „cnltiTatenr^' sei. Ein solcher iat nieht unter den amgeoonaNMn 
Personen; er ist nicht als gleichstehend mit dem „labouretir" nnznaalien. 

Paria, 12. Fabmar 1861. (Baj.) (J. d. P. 1826. S. 710) 

11) Sehllidscheine der Ehefrauen der im Art 1826 Abe. 2 

tnegenommenen Personen. 

Erster Fall Die Ausnehme des Art 1826 B. 0. B. Abs. 2 erstredit 
sieh nidit auch auf die Ehefrauen der hier genannten Personen — aus- 
genommen die Ehefrauen Ton Handelsleuten , wenn sie selbst als Handels- 
frauen einen Handel führtti — denn A nonAi^mB hflff timii^fl iijfu sind strieÜB- 
simae interpretationls. 

Mannheim, 14. März 1845. (Oberhofg. Jahrb. 1844. 8. 697.) 

Zweiter Fall. Die Ehefrauen folgen schon im Allgemeinen dem Stande ihrer 
Eheminaer und die Ausdrucke im 8cblusssatze des Art. 1326 B. 0. B. sind ao aUgemain 
gehallee, daae w Im Lebae danmtar dte Ifiiioer md die Waibar ai^eb mlekl. 

Deshalb sind aneh L A. die Ehefrauen der im Art 1326 Abs. 2 Be- 
nsnnteti ab ausgenommen anzusehen. 

Mannheim (Oberhofg. Jahrb. 1851. S. 241.) 

VargL daa oben unter Nr. ft aogaliUirte UrthaU (Berlik) vom 17. April IMS. 

12) Yollmacht sum Abschluss von Anleihen. 

Die Ydhnadit, wodurch der Ehenuum sdne Ehefrau enniditigt, für 
ihn Gelddarleihen aufinmehmen, ohne dabei den Betrag dieser Darleihen 
anzugeben» kann nicht, auf Grund des Art 1326 B. G. B., als nichtig an- 
gefochten werden, weil sie in emem PviTatacte ertheilt wurde, den ein 
Dritter schrieb, und welehem der Ehemann mit eigner Hand, ausser seiner 
Unterschrift, nur beifügte: „gut für Vollmacht." 

Der Art. 1326 B. Q. B. kann nur auf ein Billet oder einen Schuldschein, wodurch 
aidi eine Parthie rerbindet, einer andern eiae Summe Geldes oder eine appreciabele Sachs 
m gtben, ahht aber auf eiie VellaiMbi warn Sweake efaiar Mtmhäkm, dia bMü^ dla* 
aal aaiil«»! im Baln« dia SaililiHBa «agil*» Aavaadn« Snlaa; jetabUa ta«l|la 
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M, dui der AnnttUer dar YoUaui^ vttr uia» UatnadirUI die Worte: „gol (ttr Tol^ 
maebt" beifügt«. 

Ptris, 8. Fobraar IWl. (Kej) (J. i. P. 1881 B. 321.) 

Zo Art. 1328. 

1) Alte Hypotheke; Beweis des Datams; Zengenbeweii. 

8. tn Ali. 3 B. 6. B. ürtheil (B«riin) Tom L NovanlMr 1827. 

2) AnerkennuDg eines Contumaeial-Urtheils; sicheres 

Datum MitgUubigern gegenflber. 

Der Act, wodurch ein Contumacial-Urtheil von dem Schuldner aner- 
kaunt wird, erhUt den Ifitmütofen gegenftber mir ^om Tage der Begistri- 
rnag etc. sicheres Datum. Das Urthefl ist daher gemlss Art 156 B. P. 0., 
trots jenes Anerkenntaiisses und dessen froheren Datums, als Ter&lleu an- 
zaseheo, wenn der Act erst nadi Ablauf dsr sechs Monate sicheres Datum 
erhielt. 

Berlin, 4 Mai 1831. (Rej.) Rolfs g. Diedericbs. (K. A. ift. U. 90.) 

ar. Gilbert zu Art. 156 B. P. 0. Nr. 41 u. f. 

3) Falliment; Ersatzforderung der Ehefrau für zur Fallit- 
masse zugelassene Schulden; sicheres Datum. 

Wurden nach ausgebrochenem Fallimente des Ehemannes Gläubiger, 
welchen Schuldtitel gegen den Ehemann und die Ehefrau zustanden, von 
den Syndiken unbestritten als vor dem Falliment bestehend zu den Passiven 
des Falliments zugelassen, so können dieselben auch der Ehefrau, wenn sie 
die Hur filr Ersatz wegen dieser Sdudden zustdiende Legalhypotheke geltend 
machen will, nicht mit der Behauptung entgegentreten, dass diese Ersats- 
aasprt^ kein sicheres Datum vor dem Falliment hatten ; die Anerkennung, 
welche den Gläubigem gegenaber statt&nd, schliesst eine Bestreitung des 
Bestehens der Hypothek der Ehefrau zur nftmlichen Zeit aus, da diese als 
eine nothwendige und gesetzliche Folge jener Anerkennung erscheint 

Paris, 19. Februar 1862. (Hej. ch. civ.) (J. d. P. 1S62. 8. 711) 

4^ Gant (Falliment); sicheres Datum der vom Cridar aner> 
kannten Privaturkunden den Gläubigern gegenflber. 

Erster Fall. Die Gantgläubiger müssen die vom Cridar anerkannten 
Privatnrkunden audi besflglich der Richtigkeit des Datums gegen sieb gel- 
ten lassen. 

Die Beaeonong „dritte Person" ist arg. Art. 1322 and 1323 B. G. B. im Gegen- 
«IB TOB «Bf •htlfolger'^ gebraocbt; dannter Itl Atr M dir «DgedilhMHl FiMong 
te Oeteteai» otaoe Untenebied awisebn Allgemeinem oni BesondtreB, jeder Beefelifelgtr 

zu Terstehen ond nur soviel folgt au? dem BegrifTe ,.Rechtsro!?<>r (ayant-eaiue)" selbst, 
dass dieser, om in einem bestimmten Falle als solcher and nicht als Dritter zu gelten, 
eben in das fragliche Beeht an die Stelle des Vorgängers getreten sein mflsse and ibn an 
WftUmläim habe; ah aoIrlM B w Mifo lgt r iiaNM aber dit Oanlglinblgtr, dit In alln 
Beebie, welehe dit YnrniöfM ien OnntmaanM aaaninnhnn, i^aiiMktk lind, 
betrachtet werden. 

Mannheim, 26. September 1829. (Oberbofg. Jahrb. 1329/30. a 40 j vergL mit 

Zweiter Fall Trots der Biehtigksit des im ersten Falle angefahr- 
ten aHgemeinen Qnmdsaties sind die Ollnbiger der Gantmasse, welche 
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dnem Mitgläubiger die Priorität einer Forderung bestreiten (in concreto 
das Vorzugsrecht fOr Pachtzinse, Art 2102 B. G. B. Abs. 1) als Dritte 
anzusehen. 

Bk flinem «oleban Fallt haadehi lie alebt all Beehlifoltwr Im OemtfmflhvMMrai 
deneo Handlungen sie anzuerkennen haben, sondern der Streit wird unter den verschie- 
denen Gläubigem als solchen geftlhrt, deren jeder seine Ansprüche fdr sich und ohne 
Bflekeiebt aof die frdhere Stellaog des Gemeinschuldoers zu verfolgeD berechtigt ist. 

Bmelital (Hofg). (AnnL ISBT. 8. 61.) 

TcrgL das nnfar 9r. 14 azcerpirtt lArfliafl panaaladi) van ft. Kavenbar 1849. 

5) Gfltertrennnng bei einer Dotalehe; Anfechtung derselben 
durch einen Gläubiger des Ehemannes; Tom Ehemann 
ausgestellter Wechsel; sicheres Datum. 

A. Hat die Dotslehefrau ehi die Gütertrennung aussprechendes Urtheil 
erwfarkt und wurde dasselbe Tollsogen, so kann Derjenige, weldier einen 
Tcn dem Ehemann ausgestellten, tou firOher datirenden, auf die Verwaltung 
der Dos keinen Bezug habenden Wechsel inne hat, nur dann als Gläubiger 
der Ehefrau aufbreten , wenn diese Schuldurkunde vor der ausgesprochenen 
Gütertrennung gemäss Art. 1328 B. G. B. sicheres Datum erhalten hat 

Der Ehemann ist nur insoweit der gesetzlicho Vertreter <lor Dotalehefrau , als es sich 
▼on der Verwaltung ihrer Dos bandelt; wegen alles Desjenigen, was ausser dieser 
YarmHaiif gaadifeht, erlai^ üa Ton ihm anigahaadan Aetea nur anlar den tan Art. 
1338 vorgesehenen Bedingungen, dar Ttm geganlllier, aiehares Datom. 

B. Die Nichtigkeit der Gütertrennung, wegen Nichtbeobachtung der 
im Art. 1445 B. G. B. und 872 B. P. 0. vorgescliriebenen Formalitaten, 
kann, wenn man eine solche annehmen wollte, jedenfalls nicht von einem 
Gläubiger des Ehemannes, dessen Schuldurkundc erst nach der Vollziehung 
der Gütertrennung sicheres Datum erlangte, geltend gemacht werden. 

Jene Nichtigkeit gründet stell nur auf die Vermutbung einer betrügerischen Colloaion 
«nler den Ehegallen , oder einea Vartiehta dar Ehefrau aaf die Beahtofrohlthal dar GSIar- 
trennung; es Ulsst sich aber die Absicht eines Betrags hinsichtlich noeh nicht existirender 
Sechto und der Verzicht auf den VortheU der aaeh dem Volteng der GQtertreminng er- 
wachsenen Becbte nicht Termutben. 

Parle, 1. Xnll 1863. (Bej.) (Sir. 1863. L 333.) 

6) Nichtausschluss anderer Beweise zur Sicherstellung des 

Datums; Anfang von schriftlichem Beweis. 

Die im Art. 1328 B. G. B. bezeichneten Erfordernisse zum Dasein eines 
sichern Datums sind blos exemplicativ genannt ; das Datum kann also auch 
auf sonstige gesetzliche Weise festgestellt werden. 

Der Zwe^ daa Oeeelaaa fit keb anderer, ah aar VeiMlwif lar Anledaiimng Im 
Allgemeinen die Norm «nftnstellen , daas daa Oatam der Aniatellmg einer Urkunde In 
anderer Weise als durrh ?ich selbst in rerhtliche Gewissheit gesetzt werden soll; die an- 
gefSlirten Fälle sind nur als gesetzliche PräeiHntionon aufgeziblt, bei deren Vorhanden- 
lein es keinee weiteren Beweiees bedarf ; es sind aber andere Bewelimittel nicht aasge> 
aeUaaien, md da eine anerkannte md eonai fehlerfreie Priratariranda andi die Hdttigkell 
ihrea Datums wenigsteoa «ahitcheinUeb macht, muss man selbst Zangen- und Vermuthnngt- 
beweis zur völligen Herstellung desselben fQr anUasig erachten; aie bildet irenigatena den 
Anfang eines scbrirtlichen Beweieea. 

Fraibnrg iSt», Mannhalm, 8. F^tenar 18M «ttd S. Kai 186a (AmaL IMI. 
8. 376; im, 8. »7; Zaolnar IfagaK Bl. X. & 166 ud Bl. IT. & i?«.) 
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7) Privatact über die Verzichtleistung des Cedenten zu 
Gunsten des cedirten Schuldners auf die F o r d er u n g; 
Beweiskraft des Privatactes hiDsichtlich des Datums, 

dem Cessionar gegenüber. 

Dem Cessionar kann eine Privaturkunde, durch welche der Cedent, 
dem dcbitor cessus gegenüber, auf die übertragenen Rechte verzichtet, 
nicht entgegengesetzt werden, wenn diese Urkunde zwar von einer Zeit 
▼or der Gession dathrt ist, ab» erst einige Tage nach Zustellung der CesBion 
an den cedirten Schuldner durch Registrirung sicheres Datum erhalten hat 

In Allgcmeinai ist ivar «in CMsionnr ayul-caine aainea CaienlaB; jedooli varaMit 

es sich von selbst, dass der Cedent einer Forrlrnin^, nnrhdcni sie aus seinem Elgenthum 
and in jenes eines Andern flberizegangen ist, liarnber nicht fortdauernd zu disponiren und 
Yeraiehtleistaogen auszustellen berugt ist, so als wenn er noch Eigenthümer der Forderung 
wira; viahaelir tritt daa imSb dia Ceaalon und daran Znstalhuif arwarbana aigna Bedrt 
des Cessionnrs insoweit dazwischen, dass er den TollgOltisen Nachwels darOber rw 
langen kann, dass, wenn der ccdirte Schuldner eine Verzichtleistung seines Gläubigers 
durch Act unter Privatunterschrift behauptet , diese Verzichtleistung in eine Zeit fall« , wo 
dar Gaasloaar wtA ni<drt Efgantbflmer war; in diaaer Batfebnng macht dar Latitera wirk- 
lidi Baine eignen Rechte und nicht Mos jene seines Kecht^rorfahrers geltend, ist also 
ebenso wie jeder Dritte j«ian Naebwaia in dar im Art 1328 B. G. B. bamarktaa Art 
zo verlangen berechtigt. 

Barlin, 11. Jannar 1847. (Oaaa.) Cr«n g. Giarabarg. (K. A. 41. n. 71.) 
Cfr. Oilbart sa Art 1328 B. G. B. Rr. 11 n. f. 

8) Privatquittung des Arrestbeklagten; Beweis ihres Datams 
zu Gunsten des Drittarrestaten, dem Arrestkliger gegen* 

Aber. 

. Der Drittarrestat kann dem Arrestkläger mit rechtlicher Wirkung eine 
vor dem Arreste datirende, aber erst spfttear registrirte Privatquittong des 

Arrestbeklagten entgegensetzen. 

Dar Gläubiger, welcher Forderungen seines Schuldners geltend macht, handelt zwar 
fnaawait ana eignem Rechte, als er zu dem Zwecke seiner Befriedigung, von dem Willen 
aainaa Safanldnara nnabbSngig, VamOganaanaprOaha daaaalben gailand macht vnd daa gna 
Verfflgungsrecht des Letzteren Ober jene Ansprtlehe ausschliesst; dagegen ist er in dar 
Verfolgung des fremden Forderungsrechtes an sich nur der pesetzliche Vertreter der Per- 
son des eigentlichen Gl&ubigers und kann dessen Ansprüche nur unter den nämlichen Be- 
dingungen vnd Einacbrinkungen Terrolgen, denen Letzterer bat eigner GaHandaMaiiimg 
nnterworfen sein wQrde ; nun beweiset aber eine Quittung unter Pri Tatunterschrift, ntdl 
Art. B- G, B., wider den Gläiihiger und dessen Rechtsnachfolger, sobald deren 

Aechtheit feststeht, auch ohne besondere Sicherstellung des Datums vollständig; es mus« 
iahar der ArraatkUiger, walabv dam Drittarraeiatra gegenober nicbt ala ealbal beraebiigt, 
aondara mir ab dIa Paraon daa OUobigara daa Drittarraalateii matallend aafMit, daa ii 
einer solchen Quittung angegebene Datum ebenso als richtig anerkennen, wie es durch 
dieselbe von dem Drittarrestaten seinem eigentlichen Gläubiger gegenüber als richtig hätte 
dargethan werden können, soweit nicht etwa zu erweisen ist, dass der Arrestverklagte eine 
nach Art. 1167 Ib. dar AnTechtaag mitarworfana Aatadatirnng oder aasatiga Oaltarian nn 
Ibchtheile des Arrestklägors vorgenommen baba. 

Berlin, 6. März 1855. (Gass.) HMgers g. Hepp. (K. A. 50. IL 86.) 

Berlin, 23. Mai 1842. (Rej.) Kneip g. Gall. (K. A. 34. U. 43) 
Cfr. Oilbart n Art 1338 B. B. Vr. 37 v. f. 

9) Privatquittung des ursprünglichen Gläubigers; sicheres 
Datum, den gemflss Art 1166 B. & E klagenden oder 
Arreit anlegenden OUnbigern gegenflber. 
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A. Die Gläubiger, welche auf Grund des Art. 1166 B. G. B. die 
Rechte ihres Schuldners uubübuD und eine Forderung desselben geltend 
machen , erscheinen in Beziehung auf diese Becbte als Bevollmächtigte ihres 
Sehuldiien knft Gesetses, weshalb — da sie diesdhen yertreten — denen 
Urkunde Aber den Empfing der Forderung gegen sie ebenso , wie gegen 
den Schuldner wirkt, also nach Art 1322 ib. auch sicheres Datum hat 

B. Das Gleiche gilt gegenfiber demjenigen Gläubiger, welchem auf ange- 
legten Arrest eine Forderung seines Schuldners gerichtlich zugewiesen wurde. 

Dfe betreffende Zuweisung is« nur die rirliterlicbe S.nnction des durch den Art. 1166 
B. G. B. gegebenen Rechte« für den einzelnen Kall, welcher dem Glftubiger eine sichere 
imbeslmtbtre LegitinwUon zur Klageerhebuns: gibt und ihin zugleich wegen des Torher- 
gagMigoieii BesebUigs die B«elil« das AH. IVH ib. g««ihH, die iliiii aber sonel keine Rechte 
verleibt und ihn namentlich nicht zum Eigenihtlmer der zugewtesenen Foriemog maebl. 

CoDStanz, b. Januar 1853. (AnnaL 1853. S 36) 

10) Privatqnittnng des urspranglichen Gl&ubigers; sicheres 
Datum, dem gerichtlich angewiesenen Gl&ubiger gegen- 
über. 

Die in einer Privaturkunde ohne sicheres Datum enthaltene Quittung 
befreit den Schuldner nicht gegenüber demjenigen Gläubiger, weicher eine 
richterliche Zuweisung an Zahlungsstatt erwirkt hat. 

Dieser ist bezflglicb der ihm zugewiesenen Forderung nach der Rcchtsähulichkeit einet 
Ceationars zu bebandelo; er ist «lio ein besonderer Becbtsnaehfolger des urspranglicheB 
eitabigert nd ia dieeer BOeküdil jeMB lod den Scbaliner gegenlber ah eia Drttlir 
aanseben. 

Mannbeioi.... ( Oberbofg. Jahrb. 1849/dO. S. 514.) 

11) Privat quittttagen desCedenten; Beweis ihres Datums fllr 
den dcbitor cessus, dem Cessionar gegenaher, ohne Be- 

gistrirung. 

Erster Fall. Der debitor cessus ist befugt, Quittungen des Ceden- 
ten unter Privatunterschrift, die vor der Annahme oder Signification der 
Gession datiren , welche aber erst nach diesen Epochen durch l^egisUirung 
sicheres Datum erhalten haben, dem Cessionar entgegenzusetzen. 

Im rechtlicbeo Sinne werden n&inlich der Cessionar und der Cedent ebenso gut, wie 
lir Mendalar mi der Maadem, ab eine Pereoa «ageieliea; der Art 1828 B. 0. B. tat 
daher hier ebne Anwendung. In dem Art. 1691 ib., weldier dieee Materie regolirt . wird 
aicht errordert, dass die Zahlun^rcn durch Quitlungon erwiesen werden, die ein sicheres 
Datum haben. Ein solches System würde auch die Folge haben, dass der Zustand dee 
eedirteo Schuldners, welcher gegen den Cedenten keiaer Urkunden mit gewlsaem Dahns 
hedaif , ohae eeia Zatfann veiiaderi werdea kflaale. Die bei ABoabne des «atseffea- 
geeetztan Systems zn befflrchtcnden Vacbtbeile wurden von dem Gesetzgeber nicht berflck- 
siehtigt , können auch gar ieidil doreh lalenreahon dee Sdraldaors oder deaeen Anerliea- 
avng Termieden worden. 

Daraieladl, 19. Febmr 1831. (Bej ) SehnHl g. OMg. 

Zweiter Fall Gleiche Entscheidung aus folgenden Gründen: 
Cedeal aad Ceaeionar afad im reebUletaen Sinne ala elae Pereon aasuehen; A« 
Condition des Scdieldners kann ohne dessen Zuthun nicht vettadert werden; es niOsaea 
ibnj daher die niralichen Einreden erhalten werden, welche er gp?:en den Cedenten hatte; 
der Art 1691 B. 6. B. erfordert zum Beweise der Zahlung keine einregistrirte 
QiMai«; der Bilntt fpM aUht vMMftelt Maieni mm m A tt m «irte 
Darastadt, Ifi. lisi lüL (AJ^ 0ihakrg.2us. 
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12) Privatquittung des Cedenten zu Entlastung des debitor 
cessus, datirend vor SignificatioD der Cession, aber erst 
•nachher registrirt. 

Eine Forderung von 1000 Gnlden, welche Kölsch an Holz ron einem Nnmmertousch 
bei der Conseripüon des Jahres 1812 schulden sollte, ging durch Privat-Cessionsurkande 
Tom Ii. Min 1818 an Ooteinger aal durch glcfeboi Act tob 27. April 1818 tob iicMn 
•n Sdinlz Ober, vrelcher beide Cessionen dem Kölsch signfAetmi Vm». Scholz Hess am 
11. Juni 1818 dem Kölsch einen Zahlbefchl signifiriren. wogegen dieser am folgenden Tag 
Opposition einlegte, gestotzl darauf, das« die Forderung längst bezahlt sei. Zugleich 
legte KbIicIi Quittung vor, veldie vom 10. DecemlMr 1817, alto vor d«r CeMiOD 
datirte, aber erst nach dieser einregistrirt wurde. Cessionar Sdbllh behauptete nun, nach 
Art. 13*28, 1690 und 1691 B. Q. B. knnne ihm, als einem Driften, auf ikn die Forderung 
recblsgOltig flbergegaogeD sei, jene Quittung nicht entgegengesetzt werden, da sie nach 
ttnr EinragiMriraBg «In ^lln«a Dainai alt Oaaaton »i thro Slgniflcilioa babCk 
BflU« Intianzen entsehieden jedoch , Schalt alt OcaiSoaar des Holl sei kala Dritter im 
Sinne des Art. 1328 ib., sondern vielmehr dessen Bechtsnachfolger , ayant-cause, und da 
die Aechtheit der Quittung bezaglich der Untcrschrin nicht bestritten sei, so mUsse er 
dieselbe gegen sich gelten lassen. Dagegen ergriff nun Schulz den Cassatioaaracori, indan 
«r behaaplsl«. donh dicM Eatoebddaag mIsh dl« aNeglHea Art. 1328« 1080 vad 1081 
B. 0. B. varlant lad der Art. 1829 Ib. ftladi aagawaadaL 

Die Entscheidung des Cassationshofo ging jedoch dahin, dass die dem 
debitor cessus Kölsch von dem Cedenten ausgestellte, vom Jahr 1817 daü- 
rende Privatquittung auch dem Cessionar gegenüber als gültig und liberi- 
rend angesehen werden müsse, obgleich ale ei'St nach der Signification der 

Cession sicheres Datum erhielt. 

Die Quittung vom 10. December 1817 regniirte allerdings nur das zwischen Holz and 
JLolscb bestehende BeebtsverhillDiss; zwischen diesoi ist es nnhestritten, dass an jenem 
Tage die Zahhmg erfolgt aad «{iiittirt worden Ist Jedem Dritten war dieees Bedrisver- 
hiltniss und die darauf hezt^gliche Crknnde fremd. Allein Schulz blieb nicht in dieser 
unbetbeiligteii Stellung eines Dritten, sondern er trat mittelst Cession an die Stelle eines 
der Contrabenten und übernahm dessen Rechte und Pflichten, eine Handlung, wodurch 
dio Bleilang doa aadera Ooalnbcntea betO^leh der YergangcaheU aiehl geindert werdso 
konnte. Wenn daher die Fordemng zur Zdl dtr Cession schon getilgt war, so hat er 
nach Art. 1693 B. G. B. nur einen BückgriflT gegen den Cedenten , dessen ayant-canse, 
Bechtsinbaber, er ist. Die Art. 1319 und 1322 ib. stellen die anerkannten Privaturkunden 
mit den sfl^nOieben Urkundea rOduidiilidi ihr« Beweidmift aaf aiat liala. Waa aadi 
Art. 1319 B. 0. B. die authentische Urkunde nicht beweist, wflrde auch nach Art. 1322 Ib. 
die Privaturkunde nicht beweisen. Beide beweisen nicht gegen Dritte , wohl aber gegen 
die Contrabenten und ihre Bepr&sentanten. Ein solcher Dritter aber ist der Cessionar 
aidit Dnrch die angefoehtCDe Eoladieidnng eradieiat älM «adcr dar Art 1338 B. 6. B. 
variaMt Boch Art 1822 ih. falsch angawaadak. 

Mtaabaa, IL OcMmt 1843. (Baj) Setaali g. Kdlaah. 

13) PriTAtquittungen mit conventioneller Subrogation; 
BichereB Datum, einem Dritten gegenüber. 

Zahlte A. an B. eine Forderung, welche dem Letzteren gegen C. zu- 
stand, aus und liess sich in der Quittimg zugleich in die Hechte des B. 
subrogiren, C. hatte aber eine ihm gegen A. zustehende Forderung dem D. 
eoüftnad Dtaaer den OessionBact signifidren lassen, so kann A., wenn er 
von D. auf Zalünng belangt ivird, jene ihm doreh Snbrogattmi flbertmgeBO 
Forderang doo B. an C. nur dann dem D. eompensando entg^gonselMB, 
wenn er (A.) seine SobrogationB-Qiiittang w der swiachen G. und D. ib- 
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geschlossenen Cession an C. hatte significiren lassen, oder doch seine Quit- 
tung vor der Cession sicheres Datum erlangt hatte. 
(S. da« Nähere zu Art. 1690 und 1691 B. 6. B.) 
Darmatadl, 2. Joll 19S0, (Rej.) Ernst g. DeiilMbeiiBer. (Emiii«r1. IMOi I. 182.) 

14) Theilung der Gütergemeinschaft; Beweis der Zeit des 
Einbringens der Ehefrau durch Privatquittung des Ehe- 
manns einem Uypotbekargläubiger des Letzteren gegen- 
über. 

Die Ehefrau, welche nach ausgesprochener Gütertrennung bei Theilung 
und Auseinandersetzung der Gütergemeinschaft Ersatz für einen von ihr 
inferirten und während der Ehe eingenommenen Geldbetrag in Anspruch 
mmmt, kaon einem intervenirenden Gläubiger ihres Ehemanns gegenüber, 
dem eine gäiOrig inseribirte Hypotheke vom Jahr 1843 zur Seite atefati 
nicht auf Grond eines Yon ihrem Ehemann ausgestellten nicht authentischen 
Empfangscheins, welcher zwar vom Jahr 1838 datirt ist, aber erst im Jahr 
1844 durch Einregistrirung ein sicheres Datum erhalten hat, ein Vorzugs- 
recht vor diesem Gläubiger in Anspruch nehmen. 

Wennfrleic.h der Grundsatz giU , dass eine Privatiirkunde , wenn §ie anerkannt ist, 
anier den Parteien, deren Erben und ayants-cause diese>l)e Beweiskraft wie eine ö(ft>nt- 
Uclie Jhkmi% hat (Ait 1322 B. 0. B ), to ist di«ies doth, genin Art 1328 md 1410 ib., 
einem Dritten gegenflber nicht der Fdl, wenn es eich bloi um die Zeit ihrer AussicU 
lang handelt. Jener Gläubiger kann aber, hozügh'ch der Fra26, xa welcher Zeit die fraj?- 
Uche Summe infcrirt, insbesondere an welchem Tage die sich hierauf beliebende Hand- 
■chriA d«t Ehcaamw aiMgflttelll ward«, mir alt «in Dritter batruhtek werden, weil er 
hier als inscribirier Hypoihekargtsubigw eeioe eignen Bedite, nicht aber Jene eetnei 
Scbaldners, des Ehemanns, verfolgt. 

Darrostadt, 5. November 1849. (Gass) Zimuicrraann g. Müller. 

16) Verkaufact; Modificirung durch Privatact ohne sicheres 
Datum; Unwirksamkeit, dem dritten Erwerber eines 

Grundstücks gegenüber. 

S. itt ArL 1183 B. Q. B. ürtheil (Dariastadl) vom 22. Novbr. 1847. 

Zu Art. 1339 ami 1330 

Beweis der Handelsbacher. 

A. Die Art. 1329 und 1330 B. G. B. sind nur anf die Verhältnisse 

zwischen Kaufleuten und Nichtkaufleuten anwendbar, wie solches der Art. 
1329 ib. deutlich besagt und bei der Discussion von dem Staatsi'ath Bigot- 
Pr^ameneu, als Redner der Regierung, entwickelt worden ist. 

B. Der Art. 1330 handelt nur von der bestrittenen Forderung des 
Klfigers und darf nicht auf die Widerklage über diverse Posten ausgedehnt 
wflfdeiL 

C. Unter Eanflenten ist es dem Ermessen des Biebters übeilaassii, 
ob und wdchem Budie er CHaaben beimessen wolle. 

D. Die Bendang auf ein Handelsbach setzt stets ein regelmlssig ge- 
mhrtes Bocfa voraos. 

DarntUdt, 9. November 1810. (Big.) Knmer g. UMheOb 
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Zu Art. 1330. 

1) Handelsbflelier; ünttaeilbarkeit des Inhalts. 

Sind die in einem Prozesse zwisclien Kautieuten vorgelegten Handels- 
bUcher niclit regelmässig geführt, so tiudel der Art. 133Ü B. G. B. hiosicbt- 
lieh te Untheilbarkeit ihres lohilts dawof keine Anwendung. 

QvaOm Art. 1330 Ib. Uiden BandeMiOcber Bew«It gegen damll aber IXerjenig«, 
welcher daraus etwas za seinen Gunsten entnehmen iriU, dieses nicht von dem aeinon 
An?prüfhcn entgegen Lautenden trennen dürfe, ist TOrausgesetzt , dass die Bücher regel- 
masfiig gefuhrt sind. Wenn daher dio Bficber niebt in aolcber Ordnung geführt sind, 
daet eie dem Oegner nidrt eotgegengeeelsl werden kOooen und dem Gericble keine vqII- 
atändige Glaubwürdigkeit gewfbren, io kann dieses, ohne den Art. 1330 ib. oder die 
allgemeinen Kechlsgrundsätze zu verletzen , bei Berechnung der zwischen den Parthieeo 
bestehendea Anspriiclie Dasjenige, was die Bücher des Kldjicn gegen seine Ansprüehe 
laatendes enthalien, ebenso wenig wie dif aniera Pimesestfleke in Betracht nehmen. 

Paria, 1. Hovamber 18flO. (B^.) (J. d. P. 1861. 8. 1181.) 

2) Handelsbflcher; Vorlegung. 

Das Gesetz legt dem Gerichte niciit die Verpflichtung auf, die Vor- 
legung der Uaudelsbuclier zu verorduen, sondern überlässt dieses seinem 
Ermessen. 

Wenn das Geriebt sich durch die prodacnrten Urkunden fOr genügend 
anfgekUrt erachtet und denmichst dem Antrag auf Vorlegung der Haadela- 
bOcher nidit entspricht, verletzt es hierdurch nicht das Qeselar. 

Paria, la Deeamber 1862. (Bej.) (J. d. P. 1863. 8. 891.) 

§. 3. Von den KcrbhöUen. 
(Art. 1333.) 

§. 4. Taa dra Abschriften drr VrkiBdea» 

(Art. 1334 — 1336.) 

Za Art. 1334. 

Urkunden in facto ponirt und zugestanden. 

Wurde der Inhalt von Urkunden, die nicht producirt worden, in facto 
ponirt und die also präcisirten Thatsachen von der Gcgcnparthie unum- 
wunden zugestanden, so kann die Letztere nicht mehr spater in Gemüssbeit 
des Art. 1334 B. G. B. die Vorlegung jener Urkunden verlangen. 
Darmstadt, 2Ö. November IböO. (Uej.) Kitz g. Wittekiad. 

§. 5. Yen den Aaerkcanngi- aad lesOliguiguctea. 

(Art 13^7—1340.) 

Za Art 1337. 

1) Anerkenntnis8>Urknnde; Abrechnung unter Gesell* 

schaftern. 

Abrechnung und darauf gegründete Vorweisung unter Geselbcfaifti- 
genossen, deren Einer in der Ton ihm nnteneichneten Abrecfanungsurknnde 
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einen unerledigt gebliebenen Anstand gegen die Verweisung erhoben hat, 
gibt den übrigen Gesellschaftern, wenn sie auch das Abrechnungs- und 
Yerweisungsgeschäft unbedingt anerkannt haben, keinen klagbaren Titel. 

Eine nicbt tod allen GesellscbafugenoBsen anerkannie Abrecboiuig iat fOr keines 
teMlkM ata tlD abgß u lUa um m QMdOh m btlriditen (arg. Ait 1812 «. 8i6 B. 0. B^ 

MAnabtlm, M. Jamiar 1864. (Zentoer Hag. Bd. L 8. 161.) 

2) Anerkenntniae-nrknnde in Betreff eines Contocorrent- 

Saldos. 

Das Anerkenntniss des Öaldos eines Gontocorreuts genügt zur gericht- 
Bdien Odtendinachung desselben, auch wenn die Rechtsgeschäfte, aus wel- 
chen das Guthaben entsprangen , nur im Allgemeinen namhaft gemacht sind. 

Ein aolclMS AnerkanntniM — > weletaM «ich •tUbehweigand, i. B. durch Aaaahjii« 

und Gebrauch eines Geschäftbacbelchens , das mit eineiu Saldo beginnt , erfolgen kann — 
befreit den Kliger Ton jeder «peciellen Nacbweisung der einzelnen BestandtbaiJa dieiat 
Saldos. 

Hannhain, 1. Mai 1861. (AnaaL 1861. 8. 916.) 

Mannheim, 12. December 1854 (Annal. 1855. S-. 17; Zentner Mag. Bd. L 8b 817.) 
Maanbeioi, X December 1858. (Zentner Mag. Bd. III. S. 322.) 

8) Anerkenntniss-Urkunde; kein Rechtstitel zur Begrfln- 

dang einer Klage. 

Die auadrOcklich nur auf ein schriftliches Anerkenntniss des Beklagten 
gegrflndete Klage auf Zahlung ehier aas Darleihen nnd filr Waarea her- 
röhrenden Schuld ist abzuweisen. 

Ein solches Anerkenntniss ial arg. Art. 1337 B. G. B. nur ein Beweismittel 
einer bestehenden Verbindlichkeit, aber kein Beehtstitel, durch welchen eine solche 
begrflndet werdai kSmila. 

MasDhela, la Oetober 184& (AnoaL 1846. & 371; Oberhofg. Jalirb. 18I6/4A. 
&8», 44&) 

4) Anerkenntniss-Urknnde; referens sine relato. 

Eine Urkunde, welche im Wesentlichen dahin lautete: „Heute habe ich 
nyi A. maammengerechnet die Pferd and an baar geliehenes Geld, also 
verbleibe ich die Sonmie von 778 fl. 56 kr. o. a. w. Solches Gdd ▼er> 
spreche Unterschriebener anf jedesmal Verlangen ohne £inwand oder Kb^{e 

KU bezahlen mit 6 kann nicht wegen Mangels der Angabe der ursprOng- 
Uchen Rechtstitel als zur KlagebegrOndung unzureichend erkUrt werden. 

Der Haiiplinli.'ill dieser rri\unde ist das darin enthaltene Zahlungsversprcchen, nnd Ihr 
Zweck isl daber nicht sowohl die Anerkeuuung der schon vor der Abrechnung beslan> 
daooD VarblodUdikiilao, iMdani vithaalir dar, dam Glinbiger ainan naaao Tital vad an- 
^ich ain für aidi bastehendes BeweiaioiUal zu geben; die Boatimaiaqg daa Ar«. 1337 
B. 6. B. , welche tou Urkanden Ober dn Anerkenntniss, d. b. von solchen Urkunden 
handelt, in welchen sich auf eine frQhere Urkunde alsreiatum bezogen 
wird, ist daher hier um so weniger anwendbar, als die früheren Bechietitei wenigsten! 
Im AngoMiiMD baMtabnal dnd. 

Manohaim.... (AnaaL 184& 8. 387.) 

5) Nichtberflcksichtignng einea nicht dem Appellgeriehte 
▼orgelegten Prosessactes erster Instana. 

Wenn der Richter erster Instanz in seinem Urtheile von einer Yorana- 
gehenden Anwattshesteilting aasging, aber der derfslUge Act nUit im 
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Aypellrichter vorgelegt wird , auch der Inhalt desselbea nicht mit aHen xa 
seiner Gültigkeit erforderlichen Requisiten in dem angefochtenen Urtheile 
angeführt erscheint, so hat das A])pel!gericht, welches den Act selbst zu 
prüfen hat und sich nicht auf eine Beurthcilung des ersten Richters stützen 
kann, durch die Nichtberücksichtigung des Actes kein Gesetz, namentlich 
nicht den Art. 1337 B. G. B. verletzt 

DaraaUil, 39. Juaar 1849. ( Gass ) Fbeher g. Leb. 

6) Renovation einer Grundrente. 

Eine von dem competenten Renovator , nach Vorschrift der Verordnung 
der Landesadministration vom 6. April 1816, errichtete und genehmigte 
Renovationsurkunde kann nicht als eine Recognitivurkunde im Sinne des 
Art. 1337 B. G. B. betrachtet werden. 

Dieter Artikel beeiillgt den gemeinrechllidiea Omndtatz, dass ein iostrumentum refe- 
rem eine reteto nicbl beweise, und kann aar aureolclie Urkunden belogen worden , in 
welchen eine Parthic die nackte Eriülmng niederlegte^ daat aie eine gowieeo YtrbladJieh- 
koH eis Itestehead anerkenne. 

Dnrmetadt, 13. Juli 1840. (Bej) Weick g. Fiscus. 

Dnrmetndl, 3. Jnni 1841. (Bor.) Heppenbeiaer Oenefton g. Heopftnl so Worioa. 

Zu Art. 1338. 

1) Anerkennnngsact bezüglich einer während der Ifinder- 
jährigkeit contrahirten Schuld; Nothwendigkeit dar An- 
gabe des Mangels und der Absicht, denselben sn saniren. 
S. zu Art. 1311 B. 0. B. DrltaoU (Mannheia) vom 14. October 1841. 

3) EinwUligung eines Dritten in einen zwischen Andern 
abgeschlossenen Eigen tkams*Uebertrag. 

8. » Ari 1165 B. G. B. Hr. 6 dae MeU (Daraaladl) ton 8, October 1841 

8) Einwilligangsact; Verzieht 

Verzichte dQrfen nicht Tennnttiet uud nicht ausdehnend inteipretirt 
iveiden. 

(8. daa 17&here zu Art. 1654 B. Q. B.) 
Barmatadl, 14. Fobraar 1889. (Caea^ JLOb g. Saakk (Eamailiiig 1801. L 41.) 

1^ Genekmignng einer Theilnng durch Annahme eines 

Theilsettels. 

Erster Fall. In der Annahme efaies TheOzettds kann die Geneh- 
migung des Thdlnngsgeschlfis nicht gefunden werden. 

In der blossen Thatsache der F:inpran;7nahme der ^htihlim-PrlrandiB liegt fc^f 

SeUnaee anf Einwilligung berechtigende Handlung. 

MaDDheiin (Oberhofg, Jahrb. 1845/46. S, 442.) 

Zweiter Fall. Die Zustellung und Annahme einer solchen Theilungs- 
Urkonde begründet eine dringende Vermuthung dafür , dass auch eine wirk- 
liche und von allen Betheiligten genehmigte Theilung stattgefunden habe. 

Man kann niebt annebiiieo, daee, wenn eo bei einen bloaeen Theiiungeeatvorfe ge- 
blieben wire, aolcbe Tbeilzeitel aiitrerertigt und angenomneo woiden Wim; Jadanflilli 
enthält die bewiesene Emprangnahiue dea £rb4beiU aeibet aüia aliUt^wowenda 
EiowilUgung xu dem Tbetlungsgeacbärte. 

Mauiknla.... (Obarho%. Jafarb. i8l9/8a A. laft) 
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6) Genehmigang eines formellen Ehevertrags; Deckang der 

Nichtigkeit durch Vollzug. 

• Ein Ehevertrag, welcher wegen mangelnder Anführung des Unterzeich- 

nens durch die Zeugen, gemäss Art. 14 und 68 des Xotariatsgcsetzes vom 
25. Vent, XI, nichtig erscheint, kann, wenn er später von einem der Con- 
trahenten freiwillig vollzogen worden ist, von Diesem und seinen Erben 
nicht mehr als nichtig angefochten werden. 

Die erw&bnte NicbiigkeU gehört in die Kiasae derjeaigeo, welche ntch Art. 1338 
B. O. B. darcli freiwilligen Volltng gedeekt werden könneo; denn dieser Artikel lihtt ta 
den Nichtigkeiten, die durch freiwilligen Vollzug gedeckt werden können : jene, welche 
mit einer Klage auf Nichtigkeit oiler Hescission des Actes geltend gemacht werden kön- 
uea, welche aiso nicht ohne eine sulciie Klage, vertuü^^o der Vurschrili des GeMtzes 
mIImI, Wirkug iiueem mOseen; die hier in Frage elebende Kicbligkeil gehllrt nbir »i 
den ersterea. 

Die Entscheidung der vorderen Gerichte, dass ein freiwilliger Vollzug des Ehevertragi 
Torliege, stellt sich nur aU eine facttscbe Appreciaiion dar, welche einer Kjitik def 
OMMttonshob nldit unterliegt 

OarntUdi, 11. Deeemlier 16W. (Bej.) Maser g. Hauer. 

Cfr. Gilbert sa Art. 1333 B. 0. B. Nr. 63 o. f. und tu Art ISU ib. Nr. 20 o. U. 

6) Genehmigung and Vollzug eines TheilnngsnrtheiU durch 
Annahme und Geltendmachung des ertheilten Loos* 
lettels. 

Haft einer der Miterben der UnterrertheOung eines durdi die ge- 
min Urtheils stattgefundene HaupttheUung auf seinen Stamm gefidlenen 
Looses concurrirt und die Unterrertheilung durch Annahme und Geltend- 
machung des ihm hierbei zugewiesenen Anspruchs vollzogen , so hat er hier> 
mit auch das Urtheil, welches der HaupttheUung zu Grunde liegt, vollzogen 
und ist daher unzulässig , dieses Urtheil noch mit Cassation anzufechten. 

Paris, ö. mn 1861. (Kej. cb. civ.) (J. ü. P. 186i. S. 801; Sir. 61. I. 461.) 

7) Genehmigung Ton formlosen Theilungen durch Annahme 

▼on Gleichstellungsgeldern. 

Dem Minderjährigem, welcher nach erreichter Volljährigkeit Gleich- 
itellungsgelder angenommen hat und später eine TheilungsUage erhebt, 

weil die ohne seine Mitwirkung geschehene Theilung nur als eme fürsorg- 
liehe angeschen werden darf, kaiui deshalb allein die Einrede der still- 
schweigenden Genehmigung nicht eiUgegeiigehalteu werden. 

Wenn euch die Annahme ron Gieiclisiciiungsgcld Seitens des volljährig gewordenen 
VODlalt wrttr IhnriSaden eine Oenebmlgung der Tbeilung in ■feh fehlieiaea kann, ao 
aOiatn tieM Oosttade docb toq der Art sein, wie sie der Art. 1:138 B. G. B. (är die 
Be8litigun<T einer anfechtbaren Verbindlichkeit fordert, so dass die Absicht, dio Theilung 
der mangelnden Fonu ungeachtet — für eine endgültige zu behandeln und auf die 
deAnlliTe TbeUuogsItlage zo verzichten, klar daraas herrorgeht; dio eiafaebe Aonahoie der 
Zahlnng «Iniger ErbgMchatellojiga-Geider, oboe Kenniniaa der Ulqgel da« Thailugt- 
Gescb&fts, vermag aber einen solchen Verzicht nicht zu begrOnden. 

Maanbeim.... (Oberbofg. Jabrb. imjSü, S. 2ö6.) 

8) Genehmigung einer Vcrmögensflbergabe durch Annahme 

der Gleichstellungsgelder. 

In der Amiahme Yon ErbgleichsteUungs-Geldem liegt in dem FaQe die 
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Geoehnügung einer geschehenen Vermögensübergabe , wo eme voUJähnge 
Schwester der Uebemehmerin bei dem Geschäfte nicht zugegen , wold abor 
dordi ihm frdhmi Vomumd (jedoch ohne hcsondere YoUiiiMht) Tertro- 
ten war. 

Es bandell liek lii«r nicht am di« Oeoehmigung eines nach Art. 1338 B. 0. B. an« 
fechibarcn Vertrags, sondern darum, ob die Klägerin als Mitcontrahentin anzusehen 
ist; dadiircb, du« die Klägerin die ihr xugesicherteo Vortheüe des Geschäfts angenommea 
Ini, Iii teHB Balikabltion, wsIoIm Im wJillnkliBhw Auftrag «netit, eiugetretnL 

MftanhtlB .... <OlMriM»(i|. Jakrl». 18KI/63. & 257; Aaud. 1868. 8. 130.) 

9) Genehmigung eines Theilungsactes, dessen Ilescission 
wegen Läsion begehrt werden kann; freiwilliger Vollzug. 

8. za Art 887 B. Q. B. (Jrtbeil (Darmstadt) rom 3. November 186ft. 

10) Genehmigung von Verbindlichkeiten, welche wegen Ver- 
kürzung angegriffen werden können; KenAtuiss von der 
Verkürzung. 

Bei einem Vertrage, welcher wegen Verkürzung angefochten werden 
kann, ist die iünrede der freiwilligen Genehmigung nur dann begründet, 
wenn der Beklagte behaupten resp. beweisen kann, das^j dem Kläger zur 
Zeit der Erfüllung des Vertrages die Verkürzung bekannt war. 

Nor tilller diäter Vorwusattiiog kann der Yolizug einen Veraichk auf die ümstossuags- 
klvgt wIlHtlleii* 

MsBBheim, 8. Min 186& (AiimL 1866. & 117.) 

11) Oenehmigung von Verbindlichkeiten; nnbeatrittene Yer- 

bindlichkeit; freiwillige Erfftllnng. 

Die freiwillige Erfüllung einer VerbindUchkeit (Art. 1338 und 1338 a. *) 
wirkt nnr ab Yenicfat auf die Klagen und Ehureden gegen das (erfüllte) 
Bechtsgeechift. 

Sie kann daher eine solche Wirkiug nnr dann haben, wenn das Zastandekoinmen d«r 
Verbindlichkeit selbst und die Vertragsarsache, ohne welche die Verbindlichkeit als gar 
aiellt ezistirend betrachtet wird, ausser Zweifel ist und es tich um die GOltigkeik derselbea 

Maaabeiai, iL Ostotar i8ftL (Obwliorf. Jahrb. i8IO/4L B. 6881) 

12) Oenehmigung; Verzicht 

Cedirt Jemand (C), nachdem er Immobilien ersteigt hatte, den Steig- 
preis an einen Dritten (U.), und es concuiTirt bei dem Gessiousacte J., in- 
dem er den Uebertrag genehmigt, so icann dieser J. später nicht mehr gegen 
den GeBiionBact und die dem Ceesionar H. daiana zustehenden Beehte mit 
der Behauptung aufkommen, daaa er selbet zufolge ^nea vor der Yerztd- 
gerung und Cession datirenden Kan&ctea EigenthOmer jener Immobilien 
geworden sei. 



•) Der Art. 1338a. des Bad. L.-R. lautet: Die freiwillige Erfüllung eines Theils der 
Verbindlichkeit gilt für Anerkennung des ganzen Betrags, wenn der Schuldner voraus 
nicht erkUui hat, dass er sieh nur fttr einen bestinunleu Theil schuldig achte. Die An- 
Mhat «inir folelnii TbeiliahhniK, aneh wena Umtn aUk j6Mr Aagab« 6iiMr aidU grtK 
Mren Verblndiidikeit Tergesellsehaftet gewesen ist , gilt nkllk ftr A«r*f— — g dar vom 
BciiliiMr aj^etprocbeniB Mindening der Schuldigkeit. 

36 
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Wenn auch J. nicht ausdrücklich auf seine aas dorn früheren Kaafade ihm zustehen- 
den EigenthomtJAsprQclie verzichtete , so kann er doch nach seiner allgemeinen Geaehuii- 
gimg dar O iM idn in thram ganzeo Unfcsg gegen diesdbe aldik DMitr jeae fttfurea Aa- 
QffOdM g«lltikl nMchen. 

DarmtUdI, 99. S^tamber 186L (itojO Jung g. Hagmami n. Weahater. 

18) Batification einer der öffentlichen Ordnung angebOrigen 

Nichtigkeit 

Efaie der öiEentlidien Ordnung angäidrige Nichtigkeit, wie jene eines 
Teetamentes, worin eine verbotene Subetitation enthalten ist, kann nicht 
dnch Batifiottion gedeckt werden. 

Psrit, 31 Ueeembsr 186a (Bej.) if. i. P. 18flO. S. 1163.) . 

14) Batification; Unwirksamkeit, wenn das Gesehftft der 
öffentlichen Ordnung oder einem verbietenden Gesetse 
suwiderl&uft 

Ein GeschSft, das in Zuwiderhandlung gegen ein der öffeotUisben Ord- 
nung angehöriges, oder gegen eüi verbietendes Gesetz abgeschlossen wurde, 
kann durch eme spätere Oenehmigong keine rechtliche Wirksamkeit erlangen. 

(S. das Nähere zu Art. 1131 B. G. B. Nr. 31.) 
Darmstadl, 23. M&n 1846. (B«j.) SOimI g. Scboaider. 

16) Yerzicht anf die Einrede der Nichtigkeit eines Wechsel- 
protestes durch conclttdente Handlungen. 

Wurde em Wechsel von dem Indossanten an den Ehren-Intervenienten 
freiwillig erstattet, obgleich Dieser wegen Ungültigkeit des Protestes seinen 
Bflekgriff an den Indossanten verloren hatte, so kann der Letztere, wenn 
der auf Begress belangte Aussteller des Wechsels die Nichtigkeit des Pro- 
testactes £^eltcnd macht, das au den lüterveuienten Bezahlte an Diesen nicht 
wieder zurückfordern. 

In der freiwilligen Zahlung liegt ein Verzicht des lodossaotea auf den Einwand dar 
Nichtigkeit des Proteat«i, bei einem folehan Venieht aas eoaeladentea BudlangiD bedarf 
ea aber nicht der AalUinuig des Mangele, wie dieses nach Art. 1338 B. 0. £. aar Va- 
lidirnng einer der Bescissioosklage unterworfeneo Klage der Fall ist. 

Berlin,' 27. Januar 18^7. (B«j.) Hanaa g. Meissen. (K. A. 52. II. 67^ 

16) Oenehmigung oder freiwillige Erfallung eines ohne 
Bescissionsklage ungaltigen Vertrags. 

Die auf der Bestimmung des Art 1338 B. G. B. berohende Emrede 

der freiwilligen Erfüllung und Genehmigung eines Vertrags kann nur gegen- 
über solchen Rechtsgeschäften geltend gemacht werden, welche nach Art 
1304 ib. mit einer Nichtigkeits- oder Umstossungsklage angefochten werden 
müssen, nicht aber gegen üechtsgeschäfte, welche kraft Gesetzes nichtig 
oder wirkungslos sind. 

Da, wo eine Umstossungsklage nicht exietirt, die Klage namentlich gegen eine blos 
ISnefgliehe Theilung, gegea einen dem Art 1607 B. G. B. sawiderianfeoden Kauf, gegen 
einen Brbschaftsrerxicht, gegen einen Verira^r aber Trennung einer Ehe ond Zahlung einer 
Rente gerichtet wurde, ist ein Verzicht auf dieselbe nicht denkbar; ausserdem kann aber 
auch ein vom Gesetze verbotener Vertrag nicht durch Qenebuiigung zur QUliigkeil ge- 
bracbl warten. 

Xaaakaiin, 4. Hntaaber IML (ObaAolii. Jabrb. 8. U14 
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Manoheim.... (Obarliofg. Jahrb. 1847/48. S. 122.) * . 

Mannheim, 21. Fabnur 1849. (Anoal. 1848. S. 313.) 
BI«iiBh«la, 11. Jamuir im» CAunaL 1861 8. 72.) 
Vaii^ n Alt iao& B. Q. B. Nr. 8. 

Zu Art. 1338 and 1340. 

Oenehmigang eines Testaments durch die Erben; Angabe 

des Mangels des Testaments. 

Die Bestimmungen der Art. 1338 und 1340 B. G. B. finden keine An^ 
Wendung, wenn gar keine bestimmte Willenserklärung des Erblassers vor- 
liegt und es an dem rechtlichen Wesen einer letztwilligon Anordnung fehlt 

£8 ist gar nicht denkbar, wie der auf die UmstOBSung Verzichtende einen bestimm- 
tm «ittnfai«n Mugel ab Gnma dar Uantoaiimg und Gegenstand des Tenicbts anführen 
ioU. Es bedarf somit gar keioar Klaga aaf UflMlOMMf , «lil kalnar dar iil iaa Art. 
1338 und 1340 ail. aaHrrteUiaii FlUa vafhaadan M vaä Mm linaniiopüonpo akc^ an» 
xniegeo sind. 

Fraibarg vad Mannhain.... (Annal. 18&1. 8. 41.) 

Zd Art. 1S39. 

Bestätigung einer Schenkung. 

Die Klage auf Vemiehtung oder UmsfeOfisung einer Schenkung unter 
Lebenden, wogen mchtbeobechtnng der geseUlicben Förmlichkeiten, geht 
dorefa den von dem Getchenkgeber geaebehenen VoUzag MA verloren, 
indem eewohl sna der Vorsefariffc dee Art 1339 ab ane der dee Art 1940 

B. G. 6. deutlich hervorgeht, dass der Art 1888 ib. auf Schenkungen unter 
Lebenden keine Anwendung findet. 

Mannheim, 7. März 1840. (Oberhofg. Jahrb. 1840/41. 8. 687.) 
Cfr. Gilbert lu Art. 1339 B. G. B. Nr. 2. 

Zq Art 1340. 

1) Oenehmigung einei mttndlicken Testaments Seitens der 
Erben; Absicht der Genehmigung. 

Naah daei Tad dar Mnllir dea KUgere ward«, bai dar v«wi^.-aii^mig||y,(,|||,ng 

awiseben dem damals noch minderjährigea Kläger und seinem Vater, dam AnMofaad ia 
A. ein Kapital zugeaebieden , welches die Verstorbene demselben durch mandiicbes Testa« 
nient zugewendet haben soll. Der Armeafond wurde unter der Bedingong zur Annahme 
' anaichtigt, dass gegen die QOlligkatt dea TanniahlBiuaa Seilena dar Intestaterben kein 
Aartaad erhobeo werde. Achtzehn Jahre epiier, nach arlaagler Yaiyitarigfcea, fordarta 
dar Sohn, als einziger Intestaterbe, das Vermächtniss zurück. 

Die ihm auf Grund des Art. 1340 B. G. B. entgegengesetzte Einrede 
stellt sich als ungegründet dar, weil die blosse Kenntniss, welche ein Erbe 
von einer freiwilligen Verfügung des Erblassers hat und das Stillschweigen 
über deren Rechts beständigkeit nicht als Genehmigung oder Erfüllung an- 
gesehen werden kann, sondern hieizu eine wirkliche Handlung des Erben 
verlangt wird, aua vilQher. auf die Absieht der OoDefamiguiig gesohiossea 
werden kann. 

M aaah a i m . . . . (Obarhafg. lahrh. 1861. a 218, 211) 

3) 0erB«teig.ung. einer der Bedaction unterliegenden 
Schenkung Seitens der Erben. • 

86. 
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Die auf Ueberschreitung der Dispositions-Befugniss des Art. 1098 B. G. B. 
gebaute Minderungsklage kann durch die Einrede der Genehmigung und frei- 
willigen Erfüllung beseitigt werden, wenn die Kläger bei der Erbtheilung die 
unbefugten Dispositionca gekannt und dennoch die Theilung als richtig dui'ch 
Untmcbrift aoerkannt und genehmigt und durch zehnjihrige Ldstnng eiBer 
darin bestimmten Natcniessungsrente vollzogen haben. 

Mannheim, 16. Februar 1854. (Zealo. Mag. Bd. L S. 511.) 
VeigL mU Aanal. 1862. 8. 300. 

8) Genehmigung einer Schenkung durch die Erben; 
Schenkungen far den Todesfall 

Erster Fall Die Vorschrift des Art 1840 B. G. B. beschränkt sich 
aaf die Schenkungen unter Lebenden. 

Sic cnUjiilt nur eine Modificalion des unmiUelbar Torher^ehonJen Art 1.339 ib. und 
Btcht in unmittelbarem Zusaiiiuienhange mit demselben, wesliaib anzunehmen ist, dass man 
es nur für überflOssig eracliieie, den Beisatz „unter Lebenden" noclimal« lu wiedcrboian; 
aneb Udlenl aieh Baiitolu Laadraelit bei drajcaigM LIbMiüitliM, ««Mm 4arcb 
Twlaimint» amgtfflhrt werden, Torzugsweise des .\usiliucks „Vermächinitt.*' 

Mannheim, 8. October 1840. (Oberhof«. Jahrb. 1840/U. S. 4j1) 

Mannheim (überhofg. Jahrb. 1642/43 S. 610.) 

ZweiterFall. Testamentarische Schenkuogeu küauen von den Erbeu 
genehmigt werden. ' 

Der Art. 1310 B. G. B. ifirldii von Sdnaliaagfln Im AlfgaoMinea and «• darf dah«r 
aaeh Tom BidUtr ain Unlaracliied zwischen den rerscbledenen Arien der Sebenkungu 
nicht hineingetragea werden. Der Umstand, dass der vorhergehende Salz nur toh Schen- 
kungen „unter Lebenden*' spricht, ist an und für sich kein Gruod dafür, djiM adch der 
folgende Satz nnr von Mleh» Sebtakang«» tpreeben kam«; dar Grand aber, warum der 
Ari 1390 ib. nur von Scbaakangen nnier Lebenden spricbt, liegt darin, dau tob eiaer 
BetUUigung im Sinne dieser Geseizesstelle bei Testamenten , weiche vom Testator jeder 
Zeil widerrufen werden können, keine Bede sein kann, bei Schenkungen im Eheveiirage 
aber nach geschlossener Ehe Oberhaupt uichu mehr geändert werden darf, vorher aber 
dietalbea oha« Wirkung sind. Dagegea ÜMt aicb kein Orand denken, waran Mnaiclil- 
Udl dar Genehmigung Seitens der Erben ein Unterschied bestehen eolli ab die Schenknng 
zu der einen oder andern KJaeee gehört, ob »ie in einem TeKamenla ader ataeia Eharar* 
trag ausgesprochen ist. 

Mannheim .... (HoTg). (AnaaL iSUX 8. lia) 

4) Klage der Erben des Schenkgebers auf Vernichtung einer 
formungaltigen Schenkung desselben; Verjähruug. 

8. sa Art 9aa B. G. B. Ui«heila (Paris) von fi. Mai aad 30. Norbr. ISSL 

ZweltGT Abiehnitt 
Von i$m Zeugenbeweise. 

(Art 1341 — 1348.) 

Za Art 1341. 

1) Besitsstdrnngsklage; ZaUssigkeit des Zeugenbeweises; 
Gegenbeweis der Einwilligung. 

L Allerdings ist bei Klagen wegen Störung im Besitze der Beweis durch 
Zeugen sowohl Aber den behanpteten Besiti , ab Aber die eriittene Störuug 
gesetslich solissig* 
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El ItOmmt hierbei «af solche Thtt^acben an, worflbor sich der Klfl^rer fn der T?c>frel 
eine ■ehririliche Urkando nicht verscbatTen konnte, ond was vom Beweise des Klägers hier 
gilt, miiit «Mb M fliielMi TwliiHriimi WMlelrtBali U§ OflgnbewiiMt dtt B«kl*gl«ii 
g«lim. 

II. Wenn aber der Beklagte einweodet, dass er den firaglichen Nenbao, 
welchen der Kläger als eine BeritatOrung betrachtet, mit ▼orgingiger Ein- 
willigung und Zustimmung desselben aufj^cfilhrt habe, so kann er nicht zur 
Bewahrbeitung dieser Behauptung im Gegenbeweis -Verfahren Zeugen pro- 
duziren. 

l'eber ein solches conventionelles Verh&ltniss, rOcksichtlicb dessen der Beklagte sieh 
eineo tdiriftKdieo Beweif TenebaAn komle, flndek nadi Art 1341 u. f. dei B. O. B. der 
Zeagenbeweie nicht statt; nar aasnahmiweise würde er zoUaaig gewesen sein, wenn es 
eich hier von einer Sache gehandelt bitte, welche die Snmnie oder den Werth ron 150 
Franken nicht flberstiege, oder wenn ein Anfang eines schriftlichen Beweises roriige; 
alleiii keiner dieeer AmnehnMlUle iet kfer TorliuideB. Der Tordere Bfehler bei daher, in- 
dem er entschied , dass bicraber der Zeugenbeweie nldll tolXssig sei , sondern nnr der 
Urkandenbewcis stattfinde, die gesetzliehen Bestimmungen ober den Besitz and die Zu- 
UUsigkeit des Zengeobo weites nicht nar nicht rerletzt, sondern vielmehr ToUkoauoeo rich- 
tig angewendet 

Mlnebea, SS* Min 1838. (Bej.) FUekinger §. Salier «. Oou. 

2) Conferendenfordernng; Zengenbeweis. 

Der Miterbe, welcher in einem Theilungsverfahren ein Conferendum 
von 2000 Ü. für angeblich von dem Erblasser in das dem andern Miterben 
alMD zugehörige Bans gemadita Venrandttiigen in Anredmung gebracht 
haben iriU, kann die Thatoache, daas der Erblaaaer wurkfich diese Verwen- 
dongen gemacht habe^ andi doreh Zengen fahren, wemigleieh der ErUaaser 
adbat hierni nicht bdhgt gewesen sein sollte. 

Das Ein werfungs -Verfahren stQtzt sich aaf das dem )fiterben im Art. 843 B. Q. B. 
gewährte Recht; dieses Recht, die Collation zu vcrlangeu, ist aber unleugbar ein solches, 
das ihm jure proprio ohne den Willen dos Erblassers zusteht; er ist sobin allerdings, 
dieeen Verliiliniesea dee ErUeieere ta dem MÜeriien gegenflber, nie Dritter im Sinne des 
Gesetzes zn betrachten nnd daher im Allgemeinen zum Zeugenbeweise berechtigt. 

Darmstadt, 4. Min 186L (Cnie.) £ibndi g. Feldmnnn. (Emmeriing 1S6L L 2a) 

8) Falschheit eines Notariatsactes; Falschheitsbesttchtignng; 

Zeugenbeweis. 

Wenn eine Parthie den von ihrem Gegner producirten Notariatsaot als 

gefälscht angefochten und sich dagegen en faux inscribirt hat, so kann sie 
l d. R, die Falschheit des Actes in dem Falschheits-Verfahren nicht durch 
Zeugen, mithin auch nicht mit den dabei concurrirenden Inatruments-Zeagen 

nachweisen. 

Geio&ss Art. 1^1 B. 0. B. ist niralieb Itein Zengenbeweis gegen den Inhalt eines 
eckriftlidicn Adee nUeeig, nnd ee derf diese nllgemeliM Yerfagnng dee Oeialiee nnoh 
nicht indircct nmgangea werden, sorern nicht andere Umelinde voriiegen, welebe dem 
Bichteramle erlauben, Ton der allgemeinen Regel abzuheilen. Tri ronrreto war aber, ausser 
den Instniments-Zengen, nur die Verschiedenheit der Tinte in der Urschrift des Actes zur 
UMeraMHinng der Fülee hWlHle e eh oldigung angefahrt worden; die Würdigung dieses Dm- 
etandes lag aber in dem Ermeeeen dee KeiilerB, nnd wenn deraetb« ioleiMO ah merheb- 
fieb erkannte, kann dieses sonach kein Cassationvmittel sein. 

Darmstadt, 19. September 1822. (Rej) Wolf g. KrStsar. 
Gfr. Gilbert su Art. 231 u. 332 B. P. 0. Nr. 8 n. f. 

K. A. i9L 1. 81; le. n. am 
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4 FalBChhelt eines Testamenta; Testamentszea^e. 

Erster Fall. Duich die Testamentszeugen sellMSt kann der Beweia 

der Falschheit des Testaments nicht geführt werden. 

Einmal wOrden sie zu ihrer ei;.'enen Schande aaasagen roflssen , dass ihr frflheres 
aSpgUMH falfcb lei; sodann aber käme der oflfientUcbe Glaube in Gefahr und würde eine 
FdifUdik^, VOD «tldur die «ichUgsUa Iiit«r«iMii abhingen, zersMrt, wenn M 4«n 
Zengan oberlaneii win, bal da« mdeni Oelegaidnil datjcnige, «at tie lolMiiiiiirt halien, 

n widerrufen und zu zernichten. 

Mannheim, 24. August 1825. (Oberbofg. Jahrb. 1825. S. 71.) 
Mannheim, 28. Februar 1829. (Oherhofg. Jahrb. 1899/90. 8. 11.) 

Zweiter Fall. In Baden kann der Beweis der Falschheit eines Testa- 
ments durch die Testamentszeugen gefbbrt werden. 

AbgeMha von icr FVag«, ob «• «Ib««! NiohlncbttTeritiBdigia nr 8«haod« garaldil, 
wenn er durch ein spätarea Zengniss über die Niobcbeobaebiung tod geMtalichen Tom- 
lichkeiten Seitens eines cffentlichen Beamten mit seiner rrflheri-n Beurkundung iu Wider- 
spruch kommt, erklärt die Badisehe Prozess-Ordnung den Zeugen, weicher zur eigenen 
Scbande aasaagen nflüle, aieht filr eioea antaliaeigeD Zengea, eeodera räumt ihn 
ttnr das Recht ein, das Zeugniss abzulehnen. 

Mannheim, 1. April 1856. (Anna! 1666. 8. 163, 348; Zeato. Magai. L S. 161.) 
Vergl. femer Annal. 1862. S. 118. 

Dritter Fall, Wenn ein Testament als falscii angefochten wird, so 
sind die Testamentszeugen jedenfalls unglaubwürdig. 

Der aus ihrer and des Notars schriftlicher Beurkundung hervorgehende Beweis ist nicht 
■War TOllalladig, ala dar Bearala, waldiar aaa Uvea eidliebea Anaaagan hervorgebl; far^ 
ner liegt in dieaen Aussagen das Bekenntoiss, den Notar eine Unwahrheit mitbeurkundeo 
geholfen zu haben; bei der späteren Einvernahme ist ein Irrtbum der Zeugen leichter mög- 
lich, als sich solcher bei der frOhereu sdinftliclien Beurkuuaung denken läset; endlich 
kana der dordi die Teataaanlaiirkinida bewiesoie labalt det TaalaaMBts Bidit dardi dia 
Ihrer sehriltlichen Beurkundung zuwiderlaufenden Aussagaa aaikiiftal werden. 

Mannheim.... ( Oberbofg. Jahrb. 1833. S. 214.) 

Vierter Fall. Die Testamentszeugen sind, wenn sie das Zeugniss, 
welches sie zu verweigern berechtigt sind, ablegen, nach der 
Prozessordnung nur als „verdächtige" Zeugen zu betrachten. 

JDio PrQfu^ dee Werthes ihres Zeugnisses untersteht daher dem richterlichen £rmes- 
aaa, welAea ans den PeraonaB vad UnaMadea daa dBielaan Fallaa n adiopfaa iat, aad 
das Oeriefat kann einen ToUen Beweis alsdam ala erbracht anaeban, wann die Aaaaafaii 
dar Testamentszeagen durch andere Zwignisse nnterstatzt sind. 

Mfanlieim. 1. AprU 1856. (Annal. 1856. & 163, 248; Zentn. M««sa. I. 8. 161.) 
Yargl. mit Annal. 1862. S. 118. 

&) Faisohheit der in einem Testamente enthaltenen Consta- 
tirung der Förmlichkeiten; Zeugenbeweis. 

Erster Fall. Der Zeugenbeweis darüber, dass die in dem Testamente 
beurkundeten Förmlichkeiten nicht so, wie darin constatirt worden, statt- 
gefunden haben, ist nicht zulässig, wenn das Testament nicht wegen Fäi- 
schling angegriffen iM 1848 JJm, 1 B. G. B.). 

Bai aicbfc baairittamr AadUbatt einer dar Fwai nacb beweiatoil M ga a iBirtilibaa Dr^ 
knnde atreitet — bis zur Darlegung einer Fälschung ^ fttr die Wahrheit dea lahillB aiM 
die Znlissigkeit des Zeugenbeweises aosschliaasende gesetzliche Vermulbnng. 

Mannheim, 28. Februar 1829. (Oberbofg. Jahrb. 1829/3a S. 10.) 

M ABakain, 1. Apitt 1841. (Ob«b•fi^ lahrbi 1810/11» & WL; Ariaal IBU & 858.) 

MaaabtiB, 21 Aagut 1811 (Ob«Aoij|. Urt. MU/iB. 8. M, MOi) 
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Zweiter Fall. Unfer der im ersten Falle angegebenen Voraussetzung 
ist der Zeugenbeweis zulässig. 

Mit dar Bebaaptung iar «abriidiiwldifgra Beorkinidinif wM dts T«8teni«iit mglakfli 
alt geOUiehl aDgegriHbn, und ter IntMtaterbe befindet sich nicht in der Lage, über die hvL 
der Tdstamentsfertigung Torgekoturnenen GesetzesObertretungen sich schriftlichen Beweis 
so Teractaaffeo; fOr solche FiUe stellt aber gerade der Art. 1348 B. G. B. die Begel auf, 
dan der Art. 1841 «onaluMweiM kelii« AnfwidsDg Boden loU«. 

Mannheim (BoOf. «. Ob•rbo^i^), 13. Min 1865 md 1. April 186& (AaaaL 1856. 
a 160, 163.) 

6) FaUchheitBbezflchtigang; Zeagenbeweis; rnttndliehes 

OeständnisB. 

Bei der Inscription en faux ist nach Art. 232 B. P. 0. der Beweis 
durch Zeugen, ohne Unterschied der Höhe des Objects, zulässig, mithin 
auch gemäss Art 1355 B. G. B. der Beweis eines aussergerichtlichen münd- 
Beben Geständnisses zuzulassen. 

Berlin, 3. Deeeinber 1831. (Gm.) Fnun g. Bindt. (X. A. 16. a 90.) 

7) Grundbuchsbesitz; Gegenbeweis durch Zeugen. 

Der Beweis des Besitzstandes , welcher sich aus einem legalisirteil 
Grundbiiche, nach dem Gr. Hess. Gesetze vom 29. October 1830 u. w., 
für den darin als Besitzer BezeichDeten ergibt, kann durch Gegenbeweis, zu 
dessen Herstellung sogar Zeugen und Vermuthungen zulässig erscheinen, 
geführt werden. 

Weder das Gesetz von 1830, noch die darauf erfolgte Gr. Verordnung vom 29. Ocdir. * 
1830 legen den OrandbOebem «inen nnbedinglen fllaabeo, nit AnucUnn d«t Ctogan- 

beveises, bei. 

Der Art. 1341 B. G. 6. steht der Zulassung? des Gegenbeweises durch Zeugen nicht 
entgegen; denn dieser Art. bezieht sich nur auf Rechugescbfifte, die aus dem conren- 
tioaellen Verkdir bimrorgehen; dessen Vonebrifl berflbrt aber keineiwegs andere Bechla- 
Terbiltnisse, die sich ohne Convention bÜdeo, die entweder ohne Weiteres ans dem G»> 
setxe selbst , oder aus der Nachbarschaft beisammenliegender Grundstöcke , oder aus ein- 
soiiigea Thatbandlungen entspringen; nameotlich ist der Zeogenbeweis bei Besitzstreitig- 
keilen im Art 3A B. P. O. als nlMg beteiebnet 

Darmttndl, 10. Nnvlur. 1811k (Bej.) Weidmuui g. imMlitlidin Gamefaida n 1^ 

8) Klage auf Ablieferung von Mobilien; Gegenbeweis der 
Ablieferung, resp. der eigenmächtigen Wegnahme. 

Wenn der Ehescheidongsbeklagte durch ein auf die Provisorien erken- 
nendes Urtheü Tenirtheilt wird , der Klägerin Mobilien im Werthe von mehr 
als 150 Francs auszuliefern, so kann er den Beweis der wirklich erfolgten 
Ablieferung nicht durch Zeugen führen. Dagegen kann er, gemäss Art. 
1348 B. G. B. , selbst durch Zeugen beweisen, dass die Klägerin selbst, 
während seiner Abwesenheit, die fraglichen Mobilien aus seiner Wohnung 
verbracht habe. 

BinlSMdl, tt. Febnar 18IT. (Sirte:) Tbeis g. Theia. 

9) Maindat; Zengenbaweis; Dritte; 

Selbst Mtte sind liüM befugt , ein Bfandat dmfch Zengen oder Ver- 
tfdflinngen nt beweiseD, wenn es sich von einem Ge^enisliana dbiBr 150 Tnna 
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handelt, imd nieht ein Anfng von edirifUicliem liiwdie vocBegt (Ali 1986 
verbanden nüt Art. 1841 und 1858 B. 0. B.). 

Paris, 7. März 1S60. (Cmb.) (J. 4. P. 1861. S. 221.) 

Ofr. Gilbert zu Art. 1985 B. Q. B. Nr. 20. Gass. 1. September 1846. 

10) Zengenbeweis; ein isolirter Zenge. 

Weder das B. 0. B. , noch die R P. 0. bestimmen eine zur BeweisfQh- 
ning erforderliche An2ahl von Zeugen; es bleibt daher dem richterlichen 
Ermessen überlassen , der Aussajie auch nur eines einzigen Zeugen, je nach 
der Persönlichkeit desselben und nach der Beschaffenheit seiner Deposition, 
YoUen Glauben zu schenken und hiernach den Beweis als geführt zu erachten. 

Darmstadt, 24. November 18GI. (Gass.) Wolfskehl g. v. Leoprechting und Lamra. 

11) Zeugenbeweis in Handelssachen gegen und über den 
Inhalt von schriftlichen Urkunden. 

I. Stützt der Kläger seine zuständigerweise an einem Handelsgerichte 
in Rheinhessen erhobene Klage wegen Nichterfüllung eines Lieferungsver- 
trages auf einen schriftlichen Vertrag, so ist der Beklagte i. A. zulässig, 
seine Einrede, dass der Vertrag durch mündliche Uebereinkunft wieder auf- 
gelöst worden sei, selbst mit Zengen m beweisen. 

Der Art. 1341 B. 0. B. beitttigt nimlich ia seinem Schliuautie baiiglMl dM Zon- 
ganbeweises in Handelssachen das hierüber bestehende Recht. 

Sowohl nach den xur Zeit dessen Erlaasung in Frankreicli über den Handel beetebw- 
ta QoMinn, als n«eb den in Mainz hierüber geltenden gemeinraehlUdieB GrandaitaeO 
«ar in Handelindiaii dar Zangeabawaii ialialiaela nUaalg. 

Durch den Art. 2 des Decrets vom 15. September 1807, wodurch der C d. c ein- 
geführt wurde, fand eine Anfhebung der ganzen Lehre hinsichtlich der Zulussigkeit des 
Zeugenbeweises in fiandelssaeben Oberhaupt nicht statt, indem hierdurch keiueswegs alle, 
dia Hartalamitaria batraffmdan GaaalM dar fMbataa Zaii, Mmdam mr Jana abivfin War- 
den sollten, „sur lesqaelles il est statnö par le dit Code", also blos jene, fibar val«ht 
das neue GeseU ein Tollsländiges System enth&It, nicht aber auch die, worüber im nenen 
Oasetze nur einzelne Dispositionen Torkommen, wie nur das Letztere hinsiebtlieb des Zen^ 
gaobaweiMt in Bandalaaaabao im 0. d. e. dar Fall iai. 

Aneh daiaoi, dass das H. 0. B. nur in zwei Pillen (Art. dO und 109) unter dan 
zulissigen Beweismitteln ausdrücklich der Zeugen miterwihnt, kann mit Recht nicht ge- 
folgert werden, dau hierdurch im Verfahren in Handelsaacheu und Tor den Haodelsgericb- 
taavoB mm an dia pravTalaattamiiale, gleiehaam ansmlmiawaiMk blaa ia das dario ganaoalaB 
FlUan zugelassen, in andern Pillen aber, auch da, wo aalOB hnaga das Heoz Uäkar dar 
Zaugenbeweis in Handelssachen unbeschränkt tulSssis w&r, auB°:eschIos8en werden sollte. 

In den Art. 49 und 109 ist zwar die Zulassung des Zeugenbeweises dem richterlichen 
Goibefinden anheimgegeben; hieraus kann aber wohl kein unbefugtes Anheimstellen dar 
Zolaaaang diaiaa Bawaliat in daa «rUtrlam jodldB gafidgarl «ardaa, ^Imabr dia batraf- 
fenden Sitze Ton irgend einem andern eignen Grunde, waabalb dem Gerichte der Zengen- 
beweis unzulässi? erscheinen dflrfle . xu verstehen sein ; jedenfalls können diese Siitie 
lediglich nur fUr die in den zwei Artikeln bezeichneten Bechtsgeechifte und nicht für 
einan andern Fall gelten. 

IL Die Veifttgnng des Art 1841 R 0. B.: ^ n*esft regn inoineprem 
par tänoins eontre et ontre le eontenn anz actes", wire solche anch, nnaii- 

gesehen des Sdünsssatzes des Artikels und des schon oben Bemerkten , in 
Handelssachen an sich anwendbar, rechtfertigt in concreto, wo die Klage 
sich auf eine Urkunde stützt, den Ausschluss des Zeugenbeweises nicht 

Ihrem wahren Sinne und Zwecke nach lässt sie den Zöugenbeweis gegen eine schrifl- 
Ucha Urkunde nur insofern nieht zu, als hierdurch dargeihaa werden soll, daM etwai 
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Andere« oder noch Weiteres bedangen worden oder geschehen sei, als die ürknnde iMtsgl; 
kdastwsgt itolit aber lieser Onndsals isr Zallstfgkdl dsa ZsngsubeweiMa aalgagsa, m 

ofl Ton einer ThAtsacho die Rede ist , welche sich wohl auf den Inhalt des Actes bexiehl, 
aber dennoch weder mit demselben in Widerspruch steht, noch auch als ein Zusatz zum 
Acte betrachtet werden kann, wohin namentlich die Behauptung einer nachherigen Libe- 
fttfOB, des ErliMsa elnsr ysrUndlieliksU ele. gebOrl. 

Dftrmttalt, 3. Februar 1834. (GMi.) DMriefa nai Kern g. Hmm. (BMihiM. 
AicUt, neue Folge, Bd. I. S. m.) 

Cfr. Gilbert zu Art. 1341 B. G. B. Nr. 56 u. f. and 38 und 4^ 

12) Zeilgenbeweis in Handelssachen; £rmd88en der 

Zulässigkeit. 

Wenn in einer Handelssache der gegen den Inhalt einer Urkunde er- 
botene Zeugenbeweis nicht zugelassen wurde, jedoch nicht darum, weil das 
Gesetz ihn ausschliesse , sondern darum, weil die Zulassung von dem Er- 
messen des Gerichts abhänge und weil der Antrag auf Gestattung des Zeu- 
genbeweises, in Berücksichtigung der Verhältnisse des vorliegenden Falles, 
nicht gerechtfertigt sei, so kann dieses Erkcnntnias vieUeidit ein male 
jndScatom sein, abor der Kritik des GassaÜonshofi nicht unterliegen. 

Darnatftdt, I. Ssplenbsr 1861 (Bsj.) Bicktrt g. Kiali. (EouMii 185i. L 77.) 

13) Zeugenbeweis in Betreff eines Pfandvertrags in 

Handelssaehen. 

Der Kaofionann, welcher gelegentlich eines Handelsgeschäfts fOr ein 
flun Ton einem andern Eanfinann gegebenes Darl^en MobOlarsadien snm 
FCuid gegeben bat, kann, dem Piandgliabiger selbst gegenttber, die EiisteDs 
des Pfiiadvertrags selbst dnicb Zengen beweisen. 

(8. das Nfihere zu Art. 2074 B G B.) 
BrQssel, 28. Mai 1861. (Bej.) (Paaicr. 1S61. S. 317.) 

14) Zeugenbeweis (Vermuthungen); Handelssache. 

Wenn am Handdsgerichte Ansprüche erhohen werden, welche commer^ 
cieller Natur sind, so kann das Gericht zur Prüfung dieser Ansprüche auf 
Vermuthungen eingehen, nanientUch einen Verzicht des KUlgers aufsein 
Becht aus dessen früherem Verhalten ableiten. 

Paris, 23. Januar 1860. (Rej ) (J. d. P. 1861. S. 71.) 

16) Zengenbeweis; Handelssache; gegen den Inhalt von 

schriftlichen Urkunden. 

Die Vorschrift des Art. 1341 B. G. B., wonach bei einem Gegenstande 
über 150 Francs der Zeugenbeweis ausgeschlossen ist und diese Beweisart 
nicht gegen oder über den Inhalt von Urkunden hinaus zugelassen werden 
darf, ist in Handelssachen unanwendbar. (Cfr. Art. 109 und 41 H. G. B.) 

Em kann demnach das Nichtbestehen oder die Tilgung einer durch Urkunden constaiirten 
WwiitolsiriiaM tob mbr ab ISO FIraiMS doreh Zeogn oler ▼«MOiiaiNn gtfUni wmttm, 
Paris, 10. April 1860 (Rej) (J. d. P. 1861. S. 222) 

ar. QUbart an Art. 1341 B. 0. B. Nr. 66 n. f. Caai. la Avgast IM». 

1^ Zengenbeweis gegen den Inhalt Aatheatiseher Aete» ia 

Btrafsaeben. 

Iii 6tra&achen, insbesondere wenn es sich von einem Missbranch des 
Zitniieos bandelt» kann daa Gericht» obgleich der Beschnldigte einoi anthai- 
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tischen Act zum Beweis seiner Unschuld vorlegt , dcnnocli den Beweis durch 
Zeugen und Vermuthungen gegen den Inlialt dieses Actes zulassen und auf 
Grund der Anerkennung der Contrahenten und des Geständnisses des Be- 
schuldigten selbst als erwiesen annehmen, dass in dem Acte nicht der wabre 
VerkaofiBpreiB angegeben sei 

Brfltael, t. 8fl|i«enb«r lg61. (Baj.) (PMkr. 1861. 8. 431.) 

17) Zeugenbeweis in Strafsachen; Zuwiderhandlang gegen 

das Einregistrirnngsgesetz; Givilstandsbeamter. 

Der Bürgermeister, weither von dem Fiscus auf Zahlung einer Geld- 
busse um desswillen belangt wird , weil er die gemäss Art. 55 des Gesetzes 
vom 22. Frim. VU ihm obliegende Einsendung der Liste der Stcrbfälle Ter- 
aftnmt habe, kann selbst mittdst Zeugen den Beweis fahren, dass er recht* 
zeitig die JM% eingesendet habe. 

Es bandelt sich hier, wenngleich vor dem CiTilgerichie in den Formen des OiTil- 
Verfahrens Terhandell wird, in \Virklichkcit von einer Strafsache; die nur auf priv»trechl- 
licbe Verb&ltoisse anwendbarea BestimmuDgeD der Art. 1341 u. f. B. G. B. köDoen daher 
nicht in Bairacht tuHnnmi; xwar kann dann, wenn «in YnsitaM fla fixbtenx ibian dvll- 
ndilUchea Q«aahiflB oder YaHiillninaB Toranasettt, lalitarM atah, «m 4ia Aawandnng 

des Strafgesetzes zu begrönden , nur mittelst der nach dorn Civilreclit zuläs?«if;pn Beweis- 
mittel dargetbao werden ; im Torllegenden Falle handelt es sich jedoch nicht von einem 
aolchen Vergaban. Dar Zeagenbeweis kann aber in Folge besonderer Bestimmungen des 
cMOHilan Spaeial-OaiataM niabi als anifwelikMNn angmaban warten, Ü in omento 
nicht schon wegen der Eigcnthdmlichkeit des Pror.cssvcrfahrens der Zeugenbeweis als aus- 
geschlossen zu bctracbleu ist, aui den Worten und der Iniention dos Art. 55 aber die 
Unstatthafligkeit dieser Beveisart sieb nicht erkennen lässij »tun auch dieser Artikel in 
Minain ScUnasalia varfBgl: „il* en rftireront rfeipini**, vn< nan blonuii anch ebia Oem 
Gemeindebeamten gemachte Auflage , sich eine Empfangsbescheinigung arttaailan xu tasaan, 
entnehmen will, so kann doch »inrnii«! nirhi gefolgert werden, dass die wegen unterlassener 
UebersendiiDg der Liste angedrohte ätrafe auch dann eintrete, wenn diese Uebersendung in 
WiiMidikelt statt batta and nar eine Bas^elnignng des Einneboata nicht dafBr Torgel^ 
#^aii kann; vielmehr muss die Anwendbarkeit der Straf» wagfiüleil, Wenn 8ia Uabei^ 
iMdang, gleichviel in welcher Weise, nachgewiesen wird 

Darmstadt, 16 Januar 1860. (Rej.) Fiscus g. Deiss. (Emraerling 1860. I. 19.) 

18) Zeagenbeweis in Strafsachen; Beweis eines Vertrags; 

Meineid. 

Erster' Fall. Setzt ein Verbrechen (Meineid der Parthie in einem 
Civilprozesse) die Existenz eines früheren Vertrages voraus, dessen Beweis 
durch Zeugen gesetzlich nnziilässig ist, dann kann auch im Strafverfahren 
der Beweis des Vertrages durch Zeugen nicht zu^^elasscn werden. Es ist 
daher das Urtheil der Anklagekammer, welches Jimaiid wegen eines in 
einem Civil-Recht^streite als Parthie geleisteten Meineides hinsichtlich einer 
nicht durch Zeugen zu erweisenden Thatsache vor die Assisen verweist, von 
dem GteMtionahofe ta ▼emicfaten, wenn nicht darin aosdraddich erwähnt 
wird, dass die Anklage noch auf andere Beweise, als Zeugen-Aossagen , ge- 
grflndet werde. 

DVr' Mkngel eines gesetzlichen BcT^eises für ilie BsUUliS leS Vwlngs bat aInAtdi 
tnr nothwcndigpn Foljre , dass kein Verbrechen als hecanupn angesehen wertlen kann und 
dabar eine solche Untersoehaog, wenn der tieschuldigte den Vertrag iaugnet, und dieser 
^«rtra^ walar Aireb Oritmian noch doreh iio Anftng MhrUUidiaa Bewmaes naeh^ 
jlWIiWtf iMA kfltt, aidllf ab»r fb^gnatt wirtta darf, all bif dat Ctvilrieldsr dts 
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Esitkenx des Vertrai?» för bewiesen erlclSrt hat. Nur in dieser Weise ist der Grundsati, 
dass jedes Delict durch Zeugen zu beweisen sei, mit dem Grundsatz der Ordoaoanz tod 
1667 gegeD Zeugenbewais fOr die, eine bestimmte Summe im Betrage übersteigenden Ver» 
MC0 ▼•rdnlitrlicii; aof entg^engMatite Wdse wOrAa man dem leMarm Chrandaate dfraal 
«tttgagentaandeln , da etwas, waa ala erwiesen angenommaa fal, in allen Beziehungen als 
erwiesen anjsresehen werden rauss, man mithin den Zeugenbeweis nicht für das Delict zu- 
lassen könnte, ohne ihn zugleich fOr den Vertrag zuzulassen. Diese QrandaAtze, welche 
anf dar Letditfgkeit, rieh ftladie Zeugen xn veiwihaffen, bernben, aind In FMakreleh aett 
der Ordonnanz von Moallni, aeit Jener von 1667 und dem 6dit perp^tnel, die den Zeugen- 
beweis fflr Verträge ausschllessen, von allen Gerichtshöfen und in allen davon handelnden 
Schriften aeit Jahrhunderten anerkannt und befolgt, und in neueren Zeiten dadurch, dasa 
der Anaadilnaa dea Zengenbeweteea, nnr mit Aendenng der Smnme, In der Vapoleonteehen 
Gesetzgebung wiederholt ist, in der Weise beatttigt worden, daaa der Cassationshof xn 
Paris Veiweisungsurtheilc solcher Art, die nirlit die ffodrifhle ausdrückliche Erwähnung 
enthalten, nicht als rechtcgOltig betrachtet, indem sonst diese Urtheile sich auf eine Hand- 
Inng belieben, fOr deren alnfbaren Charakter weder legaler Beweis, noch legale Indieien 
Torhaadea ieieii, nrfOiin die geeelilieben Competenregdn verteilen wflrden. 

DnrmiUd«, 14. April 18S2. (Oaaa.) U. S. 9. Veiesbrad. (Bmaert. 188L II. A. 

Zweiter Fall. Zar BegrQndung der Strafklage wegen rechtsnidfiger 
Vemichtuqg oder Unterdrückung einer gflltigen Urkunde kann die Staats- 
behörde , sofern der durch diese Handlung angeblich Verletzte selbst ponirt» 
dass er die Urkunde dem Beschuldigten freiwillig anvertraut habe, dem 
Verletzten es also möglich war , sich hierüber eine schriftliche Urkunde 
(eine R^ct^pissclO des Beschuldigten geben zu lassen , die Rechtswidrigkeit 
der Vernichtung nur dann mit Zeugen dargethau werden, wenn diese Be- 
viisart in concreto nach civilrechtlichen Gnmdsilsen zulässig wSr«. 

Dnrmatndt, 1. Deebr. 1863. (Caaa.) U. S. g. SdimahL (EnunerL 1868. TL A. 8.) 
Oßr. Urtheile des Darmstädter Cassationaboh TOm 10. Jnni 1828, IL Apiil 1863, 
7. Jnni im nnd 18. Mai 1857. 

19) Zengenbeweis in Strafsachen; Ezietens eines Vertrags; 
Meineid, Tor der Yergleiehskammer abgeleistet 

L Der Tor der Yennittdongskammer aiisgeleistete Eid ist als ein dedso^ 
riseber Eid im Sinne der Art 1860, 1357 n. 1368 R G. B. aosnsehen nnd 
kann also, wenn er wissentlich iUseh geleistet wurde, dne StralUage wegen 
Meineids zur Folge haben. 

Nach Art. 25 des Gesetzes vom Cr/21. März 1791 und dem im Wesentlichen damii 
Obereinstimmenden Art. 55 B. P. 0. beendigt ein solcher Eid, wenn er über eine zwischen 
den Parthieen beelebeade Contestation zugeadioben nnd ausgeleistet wurde, diese Con- 
tealatfon nnd iat daher ala dedaorfeeh amaaeben. Derjenige, weleher anf aoldie Welae 

Kchter in seiner eigenen Sache geworden ist, der Berufung auf seine BeebtikUieit aber 
mit einem Meineid geantwortet hat, kann daher, nach der in den Discussionen zum Straf- 
gesetzbuch ausgesprocbenen Ansicht des Gesetzgebers, nicht der Strafe des Meineidee 

eaigeben. 

n. Der Beweis der Falschheit dnes in einem Givilprozess geleisteten 
dedsorisdien Eides kann tot dem Stral^erldite, wdches mit der Veifoignnf 
des Delaten wegen Meineides befasst wurde, durch Zengenbeweis dsxgethsn 
werden , selbst wenn die Contestation, Aber wdobn geschworen wovde, mshr 

als 150 Francs betrifft. 

N'&cb den Grundsätzen des Strafrecbts kann i. A. die Existenz der Verbreohea nnd 
Vergehen durch alle Mittel der Ueberzeugung, nameDtlich auch durch Zengenbeweis dar- 
fUmwaita. IM« Ali i8U, 1387 v. 1318 B. G. 1., weMbe die lltgriirniig iel* FrifM-' 
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interessen der Bflrgor znra Gegenstände haben, sind i. A. der Slrafproiedur fremd; nar 
in dea Fallen erstreckt sieb ihre Wirksamkeit auch auf die letxtero, wo ein Vertrag, wel- 
dwr di« nolliwwdig« Vorbeitngnng einet Verg«h«M blli«t, ab«r Ob«r 150 Pres, betrigl, 
iwdi Zeugen bewiesen werden soll, dieser Beweis aber dem Verletzten demnächst profi- 
tiren konnte und so das Verliot des Art. 1341 cit. umgangen und di r Verletzte indirect 
dsbio gelangen wflrde, in seinem Priratinteresse seine Ansprache durch den direct nicht 
adlMif «■ ZngvAtmti» dtribat tu dOrfen. 

D» aber in Oeininbail den Art J363 B. 0. B. in rorliegendem Fall« «Im ioleb«, 
wenn auch nur indirecte, Kinwirkunj des Zeu^enliewcises auf die Privatinteressen gar nicht 
stattfinden kann, so kann man um so weniger der Staatsbehörde das Recht absprechen, im 
Interesse der boi^gerüchen Oesellschaft die Falschheit Ics geleisteten Eides wegen GrOss« 
d«« 0«g«mtudf« der CiTil>Gonl«elation durrb Zeugen nndnuweisen, da alsdann der Art. 
366 des Code pdnal, trotz der Allgemeinheit seiner VerfOgungen, in den meisten Pillen 
illusorisch würde, weil TorzQglich die Partliiccn dann genöthigt sind, von dem Kcchtsroittel 
der £idesdeIation Qebraach zu machen, wenn jeder schrifitiche Beweis fohlt und der Gegen- 
aland der Centeetation den Werth Tun 180 FVea. flberslelgi 

Diese Interpretation des Art. 366 des Code penal stimmt auch ganz mit dar Absicht 
des Gesetzgebers Qberein; die for rlle Nichtr.iila^snng des Zeugenbeweises sprechenden 
Grflnde waren dem Ausscbuss des gesetzgebenden Körpers nicht entgangen und dieser be- 
antragte demgemisa die Streichung dea Ari 966; demobngeacbtel wurde denalba vom 
fitaalaradi bellMhallea nnd anA fon geeetaiirebenden Kflrper apitar anganonnan. lVa«tb 
dem Expos6 ron Faure und dem Rapport von Monseignat war es bei dieser Annahme ein 
▼orherrscbender Gedanke, dass man der Staatsbehörde !?;lnzIicbo Freiheil der Beweise ge- 
wibren wollte, um die Falschheit eines decisonschen Ellies im Interesse ihrer öffentlichen 
Klag« naebtoweieen, eofirm daa Saenllat der Sirafklaga in keineni Falle die dnrcb daa 
CiTilgesetzbnch unwiderruflich festgestellten Rechte zu erreichen fm Stand« war. 

BrOssel, 4. Februar 1862. (Rej.) (Pasicr. 1862. S. MS.) 

Cfr. Urtheile des BrQsseler Gassationsbofes yom 15. Februar 1821, 27. Mai 1829 
tnd 36. Oetober 1838. 

20) Zeugenbeweis im Strafverfahren; gewerbsmässiger 

Wucher. . 

Um einen {rewerbsmässigen Wucher zu beweisen , ist der Zeugenbeweis, 
als ordentliches Beweismittel im Strafprozess , nicht als ausgeschiosseu an- 
susehen. 

Darnaladl, 80. Seplbr. 1844. (Bej.) D. 8. g. Dam. (Emarling 1861 IL 39L) 

21) Zolldefraudati onssache; Zeugenbeweis. 

In ZoUdefraudationssachen kann der Fiscus die Contravention stets 
durch Zeugen beweisen. 

IMa Varaahriften dar Art 1341 a. t B. 0. B. bestabeit aich btaa anf daa Verfabren 
fa bflrgarUdwa Beablsslreiliglieilen, «ihrend es sieb in den fragitehen Derrandationssachen 

Ton einem s. g. pemischlon Verfahren handelt, in welchem der im Unfersuchunsf verfahren 
Ton den Gesetzen überhaupt gestattete Gebrauch von Zeugen als Bewcisiiiittel für den 
Zweck der einzuleitenden Untersuchung nicht entbehrt werden kaim. Ausserdem gestatten 
üa Geaetee (AH. 1348 ib.) aelhet im CiTilferfabren die Beweisrohning dnreb Zeugen in 
aUflO den FiUea, in welchen es nicht woM mngUch ist, sich über den factiselien Gniad 
der an Tcrfolgenden Verbindlichkeit einen schriftlichen Beweis zu vcrschaflcn, wie dieses 
laManllifih bei der ex delicto entspringenden Verbindlichkeit als vorhanden angenommen wird. 
Darmaladl, ft. Mai 1834. (Roj) Wahl g Fbeas. 

22) Zeugenbeweis über dem Acte vorausgegangene und den- 
selben erläuternde Thatsachen und Verhältnisse. 

Bei einem Rechtsgeschäfte über 150 Francs ist der Zeugenbeweis auch 
aber diejenigen Thatsachen und Verhältnisse nicht zulässig, weiche dem 
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Becfatsgeschäftc voraosgegaagen smd und mr Erliuterang dar dartlMr g»- 
Custen Urkunde dienen sollen. 

Mannheim, 22. Min im (Obertaofg. Jabrb. 1838/39, S. dia) 

23) Zal&ssigkeit des Zeugenbeweises; Acquieseement 

A. Di« gesetzlichen Vorschriften Ober die Znlftssigkeit des Zeagv^ 
beweises gehören nicht in dem Sinne der öffentlichen Ordnung an, dass nicht 

die Parthieen auf das Rechtsmittel der Appellation gegen ein den Zeugen* 
beweis für snlässig erkennendes Urtheii verzichten, demselben acqniesdrai 

könnten. 

B. Hat ein Urtheii die Ziilässigkeit des Zeugenbeweises ausgespro- 
chen , so ist es in diesem Betreffe als ein definitives anzusehen , und es kann 
solches durch Acquiescenient in Rechtskraft erwachsen ; lässt aber das Frie- 
densgericht nur i. A. einen Beweis zu, ohne sich darüber auszusprechen, ob 
derselbe auch durch /eugeu geführt werden könne, oder nicht? so kann 
die Partbie , gegen welche der Beweis geführt wird, noch iu appellatorio 
diese Beweisart als onzuUssig bestreiten, wenn sie gleich vor dem Friedens- 
gerichte dem Zen^ verhöre, ohne Widerspruch, beiwohnte. 

G. Wenn der Gegenstand des Beweises die Frage betrifft, ob ein ImmO- 
bei fiBr 500 Francs verkauft worden sei, so ist der Zeugenbeweis, sofoa 
nicht etwa einer der die Zulässigkeit dieser Beweisart begründenden Ans- 
nahmsfälle vorliegt, nicht zulässig, selbst wenn der eigentliche Klagegegen- 
stand weniger als 150 Francs beträgt. 

Berlin, 26. Juni 18ä6. (Caas.) iüii g. Sclioeiiter. (IL A. 52. II. 22.) 

Zu Art. t341 und 1845. 

Beweis der Einzelzahlungen durch Zeugen. 

Wird ein Schuldner, gemäss Notariatsactes , wegen einer Forderung 
von mehr als 150 Francs verfolgt und legt gegen diese Verfolgung Oppo- 
sition ein, so kann er nicht zugelassen werden, durch Zeugen zu beweisen, 
dass er diese Forderung in Einzelzahlungen , dei-en jede weniger als 150 
Francs, deren Gesammtbetrag aber mehr als diese Summe ausmacht, be- 
zahlt habe. 

Der Art. 1341 B. O. B. nnteracheidet nicht zirisdMn Kltfan ni Bimlw; voitr 

d«n Ausdrucke ,.de toutes choses" sind auch Zahlungen za rerstehen ; der in Gemissbeit 
eiaes NotariaUacte« auf Zahlung Verfolgte erscheint, wenn er hiergegen Verfolgung ein- 
leigt aud seioe Liberaiioa behauptet, in Beziehung auf diese Opposition als Klüger; die 
TOD ihm XV Beditrertigiof seiner OnxMition behao|i4eten Zabhugen mfleaen <nher, leAni 
sie nicht durch Urkunden bewiesen sind, zusaronen genommen werden, wie dieses der 
Art. iiXb ib. zeigt, und kaonen, wenn ein »uenunen mehr nie IfiO Francs betngfln, nicht 
durch Zeugen bewiesen werden. 

Bsrlin, 3. Angnsl 184a (Csss.) Pbilippi g. Schah. (K. A. 3a |I. 3&) 
Gfr. Gilbert so Arl. 1341 B. e. B. Nr. 31 a. t 

Zu Art. 1346. 

Gleichseitige EinkUgnng aller nicht bearkundeten lilUgeA 

Forderungen. 

Darch die Vorschrift des Art. 134C B. G. B. ist nicfat nnr der Zeiigen- 
beweis fOr di« spftterea nicht beurkondeten Forderungen anageBCfalnaieD, 
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sondern überhaupt die Einklagung derselben für unstatthaft erklärt und 
zwar selbst , wenn der Betrag der früher eingeklagten die Summe von 150 
Francs überstiegen hat. 

Dies folgt «U8 dem allgemeineo Wortlaute des Artikels (alle Forderungen aller Art) 
ttftl mt itm Ziredte dMMlbra, indem bieidarch tioerseiu die UiDgebang der Beitforniing 
ia> lit 13tt ib. ferlmiet «nd tadererieite eine Mehili^ tob Proieeeea ebgetelnilttea wer- 
ften soll. 

Maaabeiia (Hofg.)} 6. Februar mi 12. Mai 1861. (AnoaL 1861. S. 102.) 

Zu Art. 1347. 

l) Anfang eines schriftlichen Beweises; factische 

Entscheidung. 

Erster Fall. Das Erkeuntniss darüber, ob eine Urkunde, welche 
Ton Dem emanirt, gegen welchen bewiesen werden soll, den Anfang eines 
Urkundenbeweises enthalte oder nicht , ist ein rein thatsächliches , das der 
Kritik des Ca88atioiiBlio& flieht unterliegt. 

DarmeUdt, 9. Novenber 1853. (Be).) Heller g. lamby. (Eaunerl. 18B2. L 166.) 

Zweiter Fall. L Ein solches Erkenntoiss wurde nur dann nidit als 
ein rein thatsichliehes za betraditen und nicht von dem Gassationshofe an 
berfldmchtigen sein, wenn offenbar nur, um die Vorschriften in Betreff dar 
Znlissigkeit des Zeugenbeweises zu umgehen, ohne jeden Anhaltspunkt in 
der vorgelegten Urkunde selbst, ein Anfing von Schriftbeweis angenommen 
worden wäre. 

II. Das Gericht darf auch auf ausserhalb der producirten Urkunde 
liegende Moineiite Bezug nehmen, um die Bedeutung jener Urkunde für 
den zu fuhrenden Beweis abwägen und prüfen zu können , ob dieselbe unter 
den gegebenen Verhältnissen als ein Anfang von schriftlichem Beweis anzu- 
sehen sei. 

Oaraitadt, 18. Decbr. IBÜ (Rej ) Lendneüer g. Knus. (EnuMvl. 1688. h 908^ 
Cfr. OflbeH Stt Art 1347 B. Q. B. Nr. 3 eq. 

Dritter Fall Ob ein Eigenthnmsbeweis in einem Complez Ton Ur- 
kndfli liege, die, im Einielnen betrachtet, solchen nicht Beforn? — oder 
ob in einer Urkunde ein Anfang von Schriftbeweis gesehen werden kOan% 
der durch den Inhalt der übrigen producirten Urkunden zu einem Tcdlen 
Beweis crgftnzt erscheine ? — das ist eine thatsächliche Frage , die vor dem 
Cassationshofe zum Zweck der Begründung des Cass.-Kecurses nicht venti- 
lirt worden kann, um so wenij^er dann, wenn in der vorderen Instanz ein 
ergäiuender Beweis nicht angeboten war; keinenfalls kann ein Cassations- 
mittel daraus gemacht werdeu, dass das Gericht nicht vuu Amtswegen eine 
weitere Productiou anordnete. 

Daraieledl> 88. Jaoner 1853 and 28. Hin 1854. (Bej.) Mflller reep. t. Lelvbaeh- 
iehe Taeentneeee g. Adnot (Emmerttog 1853. L 84 und 1854. I 37.) • 

Cfr. n Art. 1353 B. Q. B. [Jrtheil (Darmeladt) tod 81. Februar 1853. 

Vierter Fall. Es ist anerkannt Rechtens, dass die Appreciation, 
inwiefern eine Urkunde eine Thatsache der Art wahrscheinlich mache , dass 
dieselbe als den Anfang eines Schriftenbeweises im Sinne des Art. 1347 
B. G. B. liefernd behandelt werden könne . in das Gebiet der factiseheu Ent- 
fldfcwdwng gehört, die der üritik des Gassationshofs nicht unterzogen zu 
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werden vermag , es mflsste deDn dieselbe mit dem unverkennbaren Inhalte 
des InstmmentB im Widerspruch stehen und so eine GewaltOberschieitaBg 
bilden. 

Darmstadt, 4. Juli 1859. (Rej) Arens s. Nicolai. ( Rmmerliiig 1859. I. 169.) 

Fünfter Fall. A. Die Frage, ob und inwiefern producirte Urkunden, 
welche von Demjenigen eraaniren , gegen den bewiesen werden soll, eine 
Thatsache wahrscheinlich machen, ist eine Thatfrage, welche der Kritik 
des Cassationshofs entzogen ist. 

Sobald fBr «lun synaUagmatiMbaa Vertrag «n kdiag VM DrinntaiWviit vw^ 
Kagl, ima atohl geMlilieh nidito im Weg», ia Betreff aller Ponkle teelben, eowie 
den Zeuijenbeweis . so aurh Jon Vertiuithungsheweis einiretcn zu lassen, and alle recht- 
lichen Mittel (Fxperiise unl Arbitrirung) anzuwenden oder anzuordnen, die zur Feststel- 
lung derselben dienen können. Die Frage, ob in einem Falle, wo Venuuihangsbeweii 
nlissig ietf die PrieomptioDea el» gewlehtig, pride und QbereioeliiDiiHind «nueeben eeleiit 
ist eine Thatrrage; das Erkcnntniss hierüber unterliegt nur unter besonderen Vonaniettna«» 
gea (bei offenbarer Willküriichkeit des Gerichts?) der Kritik des Cassationshofs. 

B. Wenn wegen vorliegenden Anfangs eines schriftlichen Beweises der 
Zeugenbeweis zugelassen wird , so mu.ss der Gegenparthie der Gegenbeweis 
ebenfalls mittelst Zeugen zugelassen werden (Art. 256 B. P. 0.). 

Darrastadt, 20. Februar 1860. (Rej) Bloch g. Kessler. ( Kmmerl. 1860. I. 58.) 

2) Anfang eines schriftlichen Beweises; factische Frage. 

Fordert ein Diensthote tür den ihm zukoiiinienden seit längeren Jahren rtlcksiändigea 
UieustloUn eine, die Summe von iöO Fraucs übersteigende Summe, so k&no er den B^weia 
•einer deefallsigeD Klage nnr mit Auaseblose von Zeugen fiDtyren, iorern niebt ein AnfMg 
TOD ecbrifUIdieni Beweis von ihm vorgelegt wird. Erkennt das Gericht, dast eine von 
dem KläüPr vorgeIe;;te Urkunde die im .\rt. 1347 B, G. B. aufi^estenten Bodiii'-jnnKen eines 
Anfangs von sclirililicheoi Beweise nicbt babe, indem sie weder von dciu üeguer emauire« 
Doeb die eingeklagte Forderang wahrecbibittBb maebe, ao kann diese Eniscbeldiiiif nIebt 
mit Oassattonsreenra angegriffen werden. 

Die Frage, ob die Urkunde die Forderung vahrsclieiDlidi BMlie? ii( 
eine rdn &ctisdie, die nicht der Kritik des CSassstionshob unterliegt 

Paris, 9. Januar 186L (Rej.) (J. 1 P. 1862. S. 161.) 

3) Concnrrenx einer Partei bei einem Acte; Folger Urageik 

Aas der Baatfmmung des Art. 1347 B. 0. B., daas die Sebrlft, walcba den Anteg «iBei 

sehrifUicbea Beweises bilden soll, von Demieni;:;(>n herriihren mfisse, wider welchen die 
Forderung gerichtet werde, und dass sie <lie angeluhrle Thalsache wahrscheinlich machen 
müsse, folgt nicbt, dass die Schrift von itim gesehriebea oder wenigstens unterschrieben 
sei aad dass die fiigUebe Thataaebe nnmittelbar in* der Sebrifl liegen nmsa. 

Es genfigt, dass Derjenige, wider welchen die Forderung gemaeht 
wird, bei Fertigung der Urkunde auf irgend eine Art mitwirkte und dass 
die betreffende Thatsache nur aus dem, was durch die Schrift bekannt ist, 
gefolgert werden kann. 

Maaabeim, 19. August 1828. (Oberhofg. Jahrb. 183a S. 13ö, 133.) 

4) Erklärung einer Partei im Rechtsstreite; Wirkung gegen 

den Consorten. 

Als Anlang eines schriftlichen Beweises können auch Erklärungen der 
Parteien im J^roiesse selbst benützt werden , welche zwar kein bestimmtes 
und vollkommenes Einräumen enthalten, aber doch die Behauptung des 
Beweisführers wahrscheinlich machen. 
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Da» " OwtlnilTiiM eines der Streitgenoasen (in concreto Anerkenouiig aiaar Uikindt 

des Bechtsvorfahrers durch einen der Erben) ist eine sehr erhebliche Vermuthung für 
deren Aechtheit, kann aber doch nicht als Anfang eines schriftlichea Beweises gegen die 
Andern betrachtet werden, weil das Gesetz hienu eine Schrift fordert, welche Ton Deo- 
jenigen henUhrt, wider welcbeo der Anspraeh geriditet ist 
llannbeim.... (Oberbofg. Jahrb 1847/48. S. 438, 439) 
Vergl die Excerpte za Art 1132, 1322, 1325, 1328, 1366b 

5) FeaerTersichemngg-Vertrag; Anfang Yon B€hriftlicliem 

Beweis. 

A. Sollte der bei Seerereicherun^s-Vertnlgcn ausgesprochene Grandsatz , dass die- 
selben schriftlich abgefasst werden müssen, auch nuf andere , namentlich Fcuerversiche- 
rungs- Verträge anwendbar sein, so kann dennoch, sobald bei soicbeu eine schrlfUiche 
PoUze wrHegl uai der kwhng der gegenedtigea VerplIidiUiiigen der PartUeen derin feeU 
gestelit erscheint, und nur darüber gestritten wird, ob die Qesellechafi die Versicherung 
mit dem Miether oder mit dem Ki^eiiihüiner des Hauses abgeschlossen habe , das Gericht 
den die £Dtsebidigung anforderndea Mictber um so mehr dann zutu Beweis des bestritte- 
MB FMonia iureh Zeogeo nlaaeen, wenn die Vcnidieruog aaedrOdiM nf lln liiqiH 
loeüiri aiMgeeteUt mirde. 

Diese Stipulation bildet einen Anfang von schriftlichem Beweis fiOr die 
Behanptung des Miethers, dass die VersicheruDg für ihn abgeschlossen 
worden sei, da diese Risques den Miether treffen. 

B. Die Versicherungs-Gesellschaft kann gegen diesen Anspruch des 
Miethers nicht mit der Behauptung aufkommen, dass nur, um dessen Gläu- 
bigern eine Verfolgung auf die Eutschädigungssumme zu entziehen, in dem 
Versicherungsvertrag statt dessen, mit Vorwissen ihres Agenten, der Eigen- 
thümer des Hau^eö als Versicherer beuaunt worden seL 

Dtate flioMilaiion hei keintfi Einflnee nnf die uch dem Vertrage xviMfaen lim Y«p» 
iidwten ud der Veniebeningi-OeBelleebefk enteuuideoen Becbte and Yerpflieliluigen. 
Pnrii, 6. Nmnber 1881 (BeJ.) (J. 4. P. 186S. 8. 6S5.) 

6) PriTaturkunde; mangelndes bon ou approuTÖ; Anfang Ton 

Bchriftlichem Beweise. 

8. n Art 1396 B. 0. B. Nr. 6 und 7. 

7) PrivaUet; synallagmatischer Vertrag; mangelnde dop* 
polte Aasfertigung; Anfang ton schriftlichem Bowoise. 

a n Ali 1896 B. a. B. Vr. 12 und 13. 

8) Prfifnng dos er'g&nsendon Boveisos. 

Wurde auf den Qnmd einte gegebenen Anfangs von Schriftbewels 
Zeugenbeweis sngelassen, so hat das Gericht, nachdem der ergbiseiide 
Zeugenbewds geführt worden, die Frsge, ob bewiesen sei, nicht allän aas 
dem stattgefondenen Zongenverhöre , sondern aus der Combination der Er* 
gebnisse beider Arten von Beweismittehi and sftmmtlicher SachTerhiltnisso 
m besntworten. 

Darmstadt, 4. Oeoember 1854. (BeO Klp|«alNiger g. t. ManUiiOB. (Ennter* 
ling 1864. S. 138.) 

Zu Art. 1348. 

1) Beweis der Arglist oder des Irrthnms. 

Wurde eine Parthie durch ehie Gefährde der andern Parthie oder durch 
flinsn Inrthnm, in welchen Letstere sie versetite, sn ehiem BechtsvefhAlt- 
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nisse bestimmt, so kann sie die betreffenden Thatsachen selbst dvch Zeu- 
gen beweisen, weil der Art. 1348 B. G. B. aoAlog auch diesea Fall uater 
sich begreift. 

(S. daa Nibere zu Art. 397 B. P. 0.) 
DarnsUdI, 10. Min 183L (CkM.) Eppclihsinwr g. Christ. 

2) Beweis der Simulation. 

Der Beweis einer Thatsache kann auch bei einem Gegenstande über 
150 Franken zugelassen werden, wenn es sich davon handelt, eine frau- 
dulöse Simulatiou darzuthuu, die zum Nachtheil eines Dritten stattgehabt 
haben soll 

Parmitadt, 1. IUI 1151. (Gm.) WolMuhl g. laoprediling. 

8) Beweis der Simulation. 

Erster Fall. Der Beweis der Simulation durch Zeugen ist unbe- 
dingt zulässig, demi derselbe ist auf eine Art von Betrug gerichtet, welchen 
mau nicht zu beurkunden pflegt. 

Maanbdiia, 4. Jall im. (Oberborg. Jahrb. 1893. S. 7SS.) 

Zweiter Fall. Die Einrede der Simulation kann, gegenüber dem 
Inhalte einer ihrer äusseren Beschaßenheit nach voUbeweiseuden Urkunde 
(arg. Art 1341 E G. B. und 1860a. ta Bad. L.-R.*) unter den Gootraheotm 
nur doreh Urkunden bewiesen werden. Dagegen rind dritte Personen, nnd 
aamentlidi Glftabiger , au dem Bewege durch Zeugen und Yennuthungen 
anzulassen. 

Sie sind nicht in der Lage, sich schrifilichen Beweis za verschafTen (Art. 13)8 ib.), 
und sie erecheiueu bei dieser Beweisführung nicht als ReprfisenJanien des Schuldners (Art. 
1166 ib.), sondern suchen sich kraft eigenen Hechtes gegen einen wider sie uoternommeoen 
Burag n MdrillitB. 

Maaahein.... (Oberbor«. JUiib. 18«5/<& 8. 861 md 1852/88. 8. 48.) 

4) Handgeschenke; Zeugenbeweis. 

Bei 8. g. Handgeschenken muss der Zeugenbeweis als zulässig betrach- 
tet werden; da der Schenknehmer den Schenkgeber nicht uotliigen kann, 
über das Geschenk eine Urkunde errichten zu lassen, so ist auch anzu- 
nehmen, dass der Besebeakte Mk m der ünmOgUchkeit befondan habe, 
sieb einen sdiriftlichen Beweis an verschaffen. 

D«r Art. 1848 B. G. B. atelll dia Bagel aof , data Zsaganbaweia la aUan FWaa m- 
gaiaisen werden soll, worin es dem Glfiobiger unmöglich war, sich über die Yerbinlltch- 
katt, die Jemand gegen ihn übernommen hat, einen 6chrifilich«ii Beweis zu verschallen; 
wann diese Unmüglicbkeit anzunehmen ist, luuss in den eiuieiuen Fullen nach der Anac 
lagia dar Im Oiaalu nähr baiapialawaiM aofgaiiliHan Filla bamanan wardan. 

Die Kiwiinn kam daher, wenn die Eba unter Beschränkung auf die ErrungflaaalMift 
abgeschlossen wurde, nach aufgelöster Elicacnicinschaft und nachdem sie darauf verzich- 
tete, in einem gegen ihren Ehemann eingeleiteten Baugordnougs- Verfahren , auch dea 
GUubigern gegeoQber, zur BagrOndoog ikraa Eiaatutoapnieba aalbal durah Zaqgio ba» 



*) Der Art. 1360a. lautet: Jedoch kaon sie (die Eideszuscbiebung) oiemal« an daa- 
janigan gaadieheii , dar tar GanSga bawiaaaa hal, noah gagan daa lohelt ainar vollbairai> 
aeoden Uritanda, aawdi diese nicht wegen Verfälschung angc;:;riiren wird. BezQglicbe Ent- 
aeheidungen s. Oberhofg. Jahrb. 1845/46. S. 666; 1852/63. S. 44 ; AoaaL 1869. S.A7; 
1868. S. 87 i 1863. 8. 31, 68, 103, 161. 
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weisen, daas ihr von Seiten ihrer Eltern ein Handgeschenk von MobiliM in Wwtll fvm 
700 fl. zugewendet wordou und in die Ehegemcinscbafl «ingeflosaeo ht. 
(S. das Nähere zu Art. 1415 B. G. B.) 
DarntUdl, 16. September 1844. (Cm) Tritt g. Relnadi. 

6) Hand werk er; Forderung für Arbeiten an den Eigenthümer 
eines verni ietheten Haukes; Beweis der Bestellung. 

Fertigte ein Zimmermann in einem Gebäude verschiedene Arbeiten und 
klagt demnächst gegen den Hauseigenthümer dafür GOO Francs ein, so 
muss er, selbst wenn der Eigenthümer die Besorgung der Arbeiten und den 
dafür geiechneten Arbeitslohn al3 richtig zugibt, jedoch behauptet, dass 
nicht er, solidem der Miether des Gebfinde;! die Arbeiten bestelit und den 
Lohn SQ bezahlen habe, mit Ausschluss von Zeugen, den von ihm der 
Klage zu Grund gelegten, aber gelftngnetcn Arbeitsbestdiuugs- Vertrag be- 
weisen (Art 1341 B. G. 6.). 

Paris, m Augoat 18«. (Oan.) (J. d. P. 1863 8 907.) 

6) Mandat; Beweis der Ton dem Mandatar in Vollzug des 

Mandates vorgenommenen Handlangen. 

8. Urtbeil (Danntadl) Tom U. Odober 18S8 in Ail. 1993 B. 0. B. 

7) Moralische Unmöglichkeit des schriftlichen Beweises; 

Wirthsrechnungen. 

üeber die Forderungen der Wirthe an ihre Gäste (in concreto für Ver- 
pflegung von eingestellten Pferden) ist der Zeugenbeweis auch dann für 
zulässig zu erachten, wenn die Forderung über 75 fl. beträgt. 

Abgesoiiea davon, dass die Zeugen nicbt das zu Stande gckomtucne Kecbis^esi bäft aelbet, 
aondera aar die Ttaalaaeh« dar EhiataUaag ind Varpfleguog dar Pfarda bataagea aallea, 
führt der Art. 1348 B. G. B. nur Beispiele an ; er fordert zur ausnahmsweisen Zulassung 
des Zeugenbeweises keine absolute Uninöglidikcil, sich schrirtiichcu Beweis zu vcrschafTen, 
sondern es genügt eine relative, moralische Unmöglichkeit, und diese liegt darin, daas 
ein Wirtb durab dia balaidiganda Fardarang ainar aebrilUteban BaurkaA'liing aalasa Aih 
apradw Mr Zacha dia Giata vartrelban and aainan Gaatbaf »i Gfwada rtabten «Orda. 

Mannbaim, 29. Auguit im. (Oberhofg. Jahrb. i837/tt. 8. 107, Mi.) 
Cfr. Gilbert w ArL 1348 B. G. B. Kr. 1 u. f. 

8) Belative Unmöglichkeit des schriftlichen Beweises; 

Flachtling. 

Der Zengenbeweis über die Thatsache, dass ein Sohn, welcher zor 
Naditzeit heimlich mit seinem Vater das Land verlassen wollte und dabei 
seinem Vater das ihm gehörige Geld zum Tragen ttberliess, ist fflr zulfissig 

zu erachten. 

Die üebergabc des Geldes Seitens des Sohnes an den Vater hat unter ümsländen 
staUgefunden, welche eine wenigstens gleich grosse Unmöglichkeit, sich schriftlichen Be- 
wala tu Terscfaaffen, barbaifdbria, wia dia in Art. 1348 B. G. B. aelbsi aafgaDlhrtenf auf 
welche, wie sich aus der Fassung dieses Artikels ergibt, der Gescizgebar dia Auanahmaa 
nicht beschränken wollte, die er vielmehr nur bci^piols \vei-;c anführte, um dem richter- 
lichen Ermessen eine Andeutung zu geben, unter welchen Umständen eine solebe (natür- 
lidt nur relative) Unmöglichkeit anzunehmen sei. 

Kaanhaim, 30. Daeambar 1818. (AmiaL iStt. & 990; Obarinfg. Jahrb. 18I7/I8L 
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9) VerletsttDg des Vorbehalts der Miterben durch Hand- 

gescheAke; Zeagenbeweis. 

Der Beweis, dass durch Handgeschenke des Erbhtfsers der Torbchatt 
der Miterben verletst worden sei , kann durch Zeugen und Vcrmuthnngen 
geführt werden. 

Das L'cbcrschrcKcn der disponibcln Quolc durch CTCcssivp vonchleiorto Schonknngea 
bildet eine Kraus gegen das Ocseiz; die hierdurch verletzten YorliohalUcrben können des« 
hilb durch Zeiigni (Art. 1398 B 0. B.), fulglieh «udi dnrdi Vermudmngen (Art. 1953 ibX 
den Beweis der Verl9isni|| fuhren. 

Pari«, 18. August 186^ (Uej.) (Sir. 1863. 1. m.) 

10) Verlust einer Urkunde; Zeugenbeweis. 

Erster Fall. Ueber die Bebnuptung des Beklagten, dass ihm die 
eingekkgte Forderung zu einer bestimmten Zeit nachgelassen worden sd, 
dass er darüber einen Bevers erhalten, diesen aber verloroi habe, ist Zeu- 
genbeweis zulässig. 

ncrjcnigo, ilciii sciiio Bcucisnrktin lc , sei CS anf welche Art es wolle, abhan'lcn ge- 
kommen ist, lierindet sicli in der Lage, dass es ibm unmöglich wird, sich über die von 
seinem M iicontrahenten gegen ihn ülieroommene Verbiodliehkeit durch schrirtlichen Beweis 
ftunuwaiMii; w gentgt daher, wwm er 9Uf IrgnA eine Art erweisen kann, dast er der 
Vorschrift des Art 1341 B. 0. B. Folge geleistet, «nd diesen Thatanstaad dardi Zeagea 
tn beweisen, verbietet das Ge*otz nirgends. 

Maonbeiin, 16. Januar 1827. (Oberbofg. Jahrb. 1827/28. S 227) 
Uannheim.... 1653/51. ( Rofg. und Oheritoff ) ( Anoal. 185t. 8. 371.) 

Zweiter Fall. In den Fällen, wo durch einen unvorhergesehenen 
und unverschuldeten Zufall Beweisurkunden verloren gegangen sind, kann 
aoweU der Verlust als der labalt der verlorenen ürknnden nach Art. 1848 
E 0. B. allerdings durch Zeugen bewiesen werden. 

Allein lliehl das blosse Fehlea UMet 4ta BegrilT des Verlustes im Sinne des Art. 1348, 
sondern Thatsaehen, welche eiuen unverschuldcien unl den Verlust bedinj^enlcn Zufall 
darstellen (Feuersbrunst, Uiobslahl u. s. w.), müssen den Gegenstand des Beweises bilden. 

Brnahaal.... 1855. (Annal. 1855. 8. 842.) 

DrittMT Abiehiiitt 

f 011 den Yermuthungen, 
(Art 1349.) * 

§. I. Tan den geseulichcu Vcrmatiiaogeai 

(Art. 1350—1352.) 

Za Art 1351. 

Beekttkraft der entschiedenen Sache. *) 
L Erkenntnisse, welche die Rechtskraft beschreiten, oder nicht. 

1) Administrative Entscheidungen. 

Nur Urtheile, welche auf gerichtliche Verhandlungen ergangen sind, 
nicht aber administrative Maassrcgeln und Entscheidungen, können res 
judicata im Sinne des Art. 1351 B. G. B. bilden. 

Daruistadt, 13. November 1843. (Kej.) Hamm g. Frey. 



«I Am Salt das Artikala folgt ala Sanoariaia. 

87. 
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2) Ausländisches Uriheil. 

Erster Fall. Ein Uriheil des Beziriogvrichts Speyer, welches zu 
einer Zeit, wo Rheinbaiem und Rheinhessen nicht mehr dem nämlichen 

Staate angehörten , erlassen worden ist , kann vor dem rheinhessischen Ge- 
richte nicht, namentlich nicht als eine rechtskräftige Entscheidung, berflck- 
sichtigt werden. 

Die bokanaten Verfagungen der frvMdaüm Gesetzgebung «iiid dareh die Qretih. 
EaM. Yerordnmig tob 21. Jvii 1817 nidii abgalalerl worte. 

Darmstadt, 27. April 1819. ( Rej.) Bernays g. Naek Olli Eilmr. 
Cfr. Gilbert zu Art. 1351 B. G. B. Nr. 25 0. t 

Zweiter Fall. Einem im Auslande gegen einen Rheinpreussen er« 
gangenen Urtheile kommt im Inlande die Kraft der entschiedenen Sache 
nicht zu. Auch dann nicht, wenn dieses Urtheil auf einen eventualiter 
zugeschobenen Eid hin ergangen ist. Dieser hat nicht die Natur eines frei- 
willigen Vergleichs. 

Berlin, 12. Octobor 1858. (Bej.) (Striethorst, BechtsgmndsStie, Bd. III. S. 488.) 

8) Friedensgerichtliches Prorogationsurtheil. 
Ein in Gemässheit des Art. 7 der B. P. 0. am Friedensgerichte er- 
gangenes Prorogationsurtheil ist , wie jedes andere nicht schiedsrichterliche 
Urtheil , den allgemeinen Bestimmungen Uber Rechtskraft (chose jugte) 
unterworfen. 

(S. das Käbere za Art 7 B. P. 0.) 
Darmtladt, 3a Imur 1837. (Om.) 8flikM g; Bugri. (BhtbAen. AnUr, a. F. 
Bd. L 8.874 

^ Incidentpnnkt, präjudicieller, hinsiclitlieh des proees* 

saalischeo Verfahrens. 

Hat ein AppeUiirCheU Aber einen möglicherwdse fBr die Haaptssche 
bedentnngsToUen Inddenlpunkt der Procednr (Uber die Frage, ob das 6e^ 
genseogenYerhOr erst naeh stattgehabtem HanptaeugenTerliAr Tonunefamen 

sei?), nachdem hinsichtlich dieses Punktes Contestation erhoben war nnd 
contradictorische Verhandlung darüber stattgehabt hatte, entschieden, so 

ist dieses Erkenntniss als ein definitives Urtheil anzusehen, gegen welches 
in den 3 Monaten nach desseu Zustellung, ohne das Endurtheil abzuwarten, 
der Cassatiousrecurs ergriffen werden muss ; es kann deshalb später nicht 
mehr gleichzeitig mit dem Recurs gegen ein nach jener Frist in der Haupt- 
sache Gifulgtes Urtheil Gassation nachgesucht werden. 

Br Ossel, 22. Mira 1860. (Bej.) (Pasicr. 1860. L 114.) 

5) Incompetenz, materielle; Deckung der Einrede. 

Zwar kann die Einrede der mangdnden materiellen Competenz in jedem 
Zustande der Sache, selbst noch in cassatorio geltend gemacht werden (Art 
170 15. P. 0.) ; dieser Grundsatz fällt aber weg, wenn bereits in einem rechts- 
kräftigen Urtheile diese Einrede, in specie jene, dass die Sache nicht vor 
das Gericht, sondern vor die Administrativbehörde gehöre, verworfen wor- 
den ist. 

. Parit, 18. JoU 1861. (Btj.) (J. d. P. 1881 & 9684 

Cfr. Gilbert zu Art. 170 B. P. 0. Nr. 9& 
Ow. iPuia) vom 26. Juli 18S8. 
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6) Ineompeteni-Einrede; Handelssache. 

Bestritt der vor dem Handelsgeridite auf Zahlung eines angeblichen 
Wechsels Belangte die Gompetenz des Handelsgerichts, weil derselbe wegen 
Niehtangabe der Valuta im Indcssament nur als Vollmacht gelten könne, 
Beklagter aber kein Handelsmann sei, und es wurde diese Incompetenz- 
Einrede von dem TordCfen Gerichte als unbegründet erkannt, dieses Urtheil 
aber wegen Nichteinwendung eines Rechtsmittels rechtskräftig, so kann der 
Beklagte auf diese Einrede bei seinem gegen ein späteres Urtheü eingeleg- 
ten Cassationsrecurs nicht mehr zurückkommen j es steht dem die Rechts- 
kraft jenes früheren Erkenntnisses entgegen. 

Et kum Um kiinf M tevoi Min» ob dam OMntfMMkl&ger die Befagnlss znge- 
•taalCB bilM, lieh den Oeseisen ober die eontninte p*r corpe freiwillig tu unterwerfen, 
londem es handelt sirh hUn von den Wirkungen eines rechtskräftigen ürtheils; es bleibt 
dem Gutdünken der streitenden Theile aoheinigestellt, gegen die in der Saebe e^«id«ft 
riehterlichen Entscheidungen Mlweder ein BwhmdttA w HmiA xd Mbinett, oder dtoMl 
n «nterlnseen, Indem biervDler ihre priTatreebtBelMi DiipMtioiiSbofl«niiM wn den Ge- 
setzen nicht besebriokt werden. 

Dnrmfiadt, 1. April 1824. (Gass.) R. g. K. a. B. 

7) Incompetenzerklärung eines Handelsgerichts nach Zu- 
rückverweisung vor das anders zu besetzende Gericht. 
Hat der Appellhof das Urtheil eines Handelsgerichts, worin dasselbe 
sich als incompetent erklärte, reformirt, jenes Handelsgericht als zuständig 
erkannt und die Parthieen vor das nämliche , aus andern Richtern zu be- 
setzende Gericht zur Verhandlung in der Hauptsache zurückverwiesen , 80 
ist das Handelsgericht nicht befug t, sich au& Nene incompetent zu erklfiren. 

Debw dio OonpelMn IM ncMdulllif «nlMliieden; «• kmn «Im nldit das Geriebl 
m Heuern, gemiae AH ISI B. P. 0., daiflbor aikennan, okne des Art. 1361 B. G. B. 
sn rerletzen. 

Die ZurQckvcrweisung vor das nämliche , aber anders zu besetzende Gericht enthalt 
keineswegs eine Verwerflicherkennung der Ricbler daa aralw Orfbeila (Art. 378 B. P. 0.K 
aondern eine dem Appdlhof gemiaa Art. 413 ib. ariahaado Varweiaang vor aia andaraa 

Gericht. 

Das Handelsgericht, welches sich wiederholt incompetent erkllrte, rerletzt also dio 
Art. laao and 1351 B. 0. B., verkennt offenbar die Hegeln der Hierarchie nnd begebl 
liaa GamlMbenelvaiiBaf. 

Paria. M. Daaember 1832. (Oiaa. Im laianaia daa Qaialna). (Sr. 1883. L 313.) 

8) Leibosliaft anssprecliende ürtheilo; Aeqniescement 

Dna Aaarttaaalaiia «iaaa UrtlMOa lH naeh den aDgemaia» GnndiilMa Ober Ter- 

trige zu beurtheilen, knn mithin nur dann Ton rechtlicher Wirkung sein , wenn der 
Parthie die Befugntss zusteht, ober den streitigen Gegenstand zu conlrahiren; dieses ist 
aber, geniiss Art. 2063 B. G. B-, in Bezug auf die personliche Freiheit nur in einzelnen 
baiitwmiwi nUen gestalM. Wemt aleo eine Bberran keine «dtafliehe Baadelaftwi Im 
Bfaaa daa Art. 5 daa H. G. B. ist, so kann sie sich weder mit ihrem Mann für eine 
Waarenschold unter körperlicher Haft gültig verpflichten (Art. 2066 B. G. B), noch 
durch Anerkennung eines sie gesetzwidrig unter Leibeshaft verurtheilenden Erkenntnissea 
eine solche nichtige Verbindlichkeit za einer geseUlieh wirltaamea maeben* 

Bs Ueiben ihr demnadi, vngeaditet einer ansdmddidien oder still- 
adnr eigdndmi Aoqniesdntng, die gesetiliclien Beehtsnittel gegen an Urtheil, 
wdches sie rechtswidrig unter Körperhaft verartheOt, anbenommen. 

' Barlin, 21. Oetober 1847. (ReJ.) BothschiM g. Jacobe. (K. A. 43. II. 23) 

GIc. Oilbart aa Art. 1361 B. 6. B. Vr. 178 aad ao Art. 2063 ib. Nr. 29 a. t 
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9) Rangordnungs-Status; Rechtskraft; Drittopposition. 

In einem rlefmiliven Rangordnungs-Statas warde dem Sieiffercr A. fflr die pnvilegirfen 
Kosten der Betreibung der Immobiliarvcräusserun;; emo An»ei8ung ertheilt, demnichtl 
aber, nadidein ireg«n Nicfaterfbllung der Steigbeilingnitse ein folle-enehire-VerrftVeB geten 
A. Blattfeftiiideii imd bei der ^Viede^reraleigerang dn germger Preis sieh ergeben haue, 

zur Vcrthcllunjr d'csf^s Pro sc3 ein neues Uan^orilniiiijsvpirahrcTi vorj^ennmraen und in dem 
netten provisorischen Sialus, sowie in dem entsprechenden neuen deßnitiveu Statu« dem 
A. die Anweisung Tflr die privilegirten Koilen rertagt. 

Der frühere Steigerer A. kann, wenn ihm jener provfsorigdie Status 
mit der Anfforderung, eintreteodenfalls den Status zu oontesturen, bekannt 
gemacht worden, aber von seiner Seite binnen Monatsfrist keine Gontesta. 
tioa erfolgt war, den auf Gnmd des provisorisehen Status abgeschlossenen 
definitiven Statos nicht, auch nicht mehr mit Drittopposition, anfechten. 

Der definitive Status hat nämlich hczrtglich aller Personen , welche jrehflrig dazu be- 
mfen worden, die Ucchtskiaft der entschiedenen Sache unJ kann also von Denjenigen, 
welchen der provisorische Status mit crwilinter Auflbnlerung denuncrt wurde, n!c>tt mehr 
•ngefoebten werden; das Beebl der Dritiopposiilen siebl nur Demjenigen to, veleber 
weder selbst, noch in der Person seines Kepräsentanten, ta dem "Verrahren bertfen vor» 
den (Art. 414 B. P. 0.) und daher ausser Staad war, den proviioiiscben Stalin «a «sOf- 
tesUren. 

Paris, 9. Jnli IMO. (Rej) (J. d. P. 1661. 8. 497 ) 

10) Rangordnungs-Status (Ganturtheil); Becbtskraft 

Durch ein Ganturthoil im Gantvcrfahren gegen A wurde recbUlirifUg entschied»!, 
data der Erlas ans den Teibaaflen Uegenscballsn dem 0. bi erster Keibe smawetsea sei. 

Spüter erhob D., welcher in jenem Concurse obenfalls betheiiigt und als Olinbigfr des A. 
üntcrpfandsrcrht auf diescihon Liegenschaften in Anspiuch nahm, Klage gegen C und 
forderte von Diesem dasjenige heraus, was Demselben durch jenes Oantunheil zuerkannt 
worden ist, taidem er bebaupteto, dass C. anf sein Vorsngsrecbt an seinen (det Kligers D.) 
Qanslea niniefatet nnd eemü kein Beebl bab«, daiaelbe ibm gngesober fai Aasyrueh tn 
aebmcn 

Diese Klage ist zu verwerfen , denn der Anspruch des C. war gegen 
jeden Mitliquidantcn gerichtet und konnte dalier auch von jedem Mitliqui- 
danten bestritten werden ; es standen sich somit auch C. und D. in der Gant 
als Gegner gegenüber und ist zwischen ihnen rechtskräftig entschieden, dass 
die erste Befriedigung aus den fraglichen Liegenschaften dem C. gebühre. 
Die froher versiamte Einrede kann nicht jetzt mehr im Wege der Klage 
irieder geltend gemacht werden, sondern die Wurkangen jenes Urtheils sind 
nur etwa im Wege dar Bestitution, wenn deren Yonusaetningea gegeben, 
En beseitigen. 

M annbeiffl, 36. Febmar 1857. (Annal. 1857. 8. 57) 

11) Rangordnuttgs-Status; Verweisung eines nicht ntiliter 
angewiesenen Gl&ubigers an den Gemeinscbnldner. 

A. Wenn aoch der Richtercommissir üi einem Ordreverfahren in dem 

ScUussstatus einen Glftabiger, dessen Forderung er ahi liquid erkannte, mit 
dem nicht utiiiter angewiesenen Rest dieser Forderung an den Gemein- 
Schuldner verweist , so kann auf das ihm hierauf ertheilte entsprechende 
Bordereau hin der Gläubiger für jenen Rest seiner Forderung keine neue 
Immobiliarpfandung vornehmen. 

B. Das in der Contestations- Instanz eines Ordrcverfahi*ens ergangene 
Urtheü, welches eine coutestirte Forderung als wohit^egrOndet erkauute uad 
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die CoBtestation Terwarf, aber keine Verartheilang gegen den OenMioschuM- 
ner ansqpnch , kann nicht ab emiur Vornahme einer neuen Iminobiliar- 

Ezecution geeigneter Titel angesehen werden. 

C. In Folge vorerwAhnter Ordreverhandlangen kann nnr etwa ange- 
nommen werden , dass keine neuen Einreden gegen die fragliche Forderung 
zolissig, resp. dieselben rechtskräftig abgewiesen seien. 

(S. das Nähcrc in Art. 2213 B. G. B.) 
Darmstadt, 22. Januar 1856. (Gas«) Hörel g. Scbeuer. (Emnicrling 1855. L 3.) 

12) Bechtskr&ftigwerdung eines Urtheils durch Notilication 

des Immobiliarbeschlftgs. 

Das ürtheil , auf dessen Grund hin das Zwangsversteigenings- Verfahren 
eingeleitet wurde, beschreitet die Rechtskraft, wenn es nicht nach Vorschrifit 
des Art. 720 B. P. 0. mit Appell angefochten wurde, selbst wenn es nicht 
nach Art. 444 ib. an den Beivormund des minderjähngen Scbuldaers sigoi- 
ficirt worden war. 

(S. da« Nähere za Art. ^26 B. P. 0.) 
Darmitadt, 14. Juni 1852. (RcJ ) Liebtenbergcr g. Dopper. (Emmerl. 1852. 1. 106l) 

13) Referatordonnanz des Präsidenten; Siegelanlage. 

Gestattete der Präsident des Bezirksgerichts die Anlage der Siegel auf 
einen Nachlass, es wird aber später durch Urtheil dieses Gerichts erkannt, 
dass, weil dieser Nachlass bereits längst getheilt worden und daher gar 
nicht der Fall einer Siegelanlage vorgelegen habe, diese Siegelanlegung 
nunmehr für ungegründet zu erachten sei , so liegt in diesem Urtheile des 
Gerichts keine Verletzung der Rechtskraft jeuer Präsidialordonnanz. 

Ib liegt k«te Widortproeh xwitchen beiden; die Siej^elaniage sielll «ich als ein ]iro> 
Tieoriseher eoaeerviioritdier Ad 4ar, «eleber nifprOaglieb naeli Lege der Stelle recbU 
lieber V'eisc rcronlnet werden konnte, spifer aber als unsfalthaft crscbellMD kann ; die 
Ordonnanz des Prüsideaten prigudteirt aberdiee, gemiei Art. fi09 B. P. 0., kebem Ibeile 
in der Hauptsache. 

Darneiadl, & Oelebir 1828. (Bej ) Engdmann g. Siinea. 
Parle, t. RiMrenlMr 1861 (BeJ) (8fr. 1188. L 537.) 

14) Resiliation eines Pachtvertrags; doppeltes Erkcnntniss; 

Der Grundsats, dass i. d. R. der Richior Ober dieselbe vor ihm angebrachte Klage 
nor ehtmal BedM n epredien befogt ist, hat in dem Art. 480 Nr. 5 der B. P. 0. seine 
Toiistündfgile ADerkeuttng ffeAmden, slaM jedeeli aiehl eaigefin, daee der BidHer in 

jeder Richtung, das Spruchreirc von dem zur Enixebeidung noch nicht gehörig Vorberei- 
teten trennend, aber jenes definitiv, ober diese* aber intorlocatoriich ff^t^i^nfft^w und das 
definitive Erkenntniss sich vorbehalten kann. 

Der Richter verletzt daher jenen Rechtssatz nicht, wenn er, in einer 
Xbge des Verpichters gegen den Pächter auf Resiliation des Pachtvertrags 
wegen nicht erfolgter Zahtnog des ganzen Paditpreises, in einem ersten 
Urtheile einen T heil der Paehtfordemng als liquid stehend erkannte nad 
wegen Niehtsahlnng dieses Theils des Pachtgeldes, nnter Gestattnng ehm 
Zahlungstermins, die Resiliation aussprach, dagegen wegen des andern 
Theils der Forderung noch einen Beweis anordnete, unter dem Vorbehalte^ 
auf die Resolutionsklage wiederholt zu erkennen, Ms sich auch dieser 
Theil als U^uid heraussteUen sollte; sodann in einem sweiten Urtbeileb nach 
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erledigtem Interlocut , wegen des weiter als geschuldet erkannten Theila der 
Forderung nochmals die Auflösung des Vertrags aussprach. 

Dio Frage , ob das erste Urtheil sich wirklich dea erwähnten Vorbehalt gemaehl 
habe, kann keinen Gegenstand der Cassation abgeben, da es sich hierbei stellt am dn 
BeditMrti Mlbal, iradeni am die Kebtigkett der Aoelegang einer d«m Oeildlla tvrg»» 
legten Urkunde handelt , worüber nMb bdtannten Grundsätzen dem Cassationshore in so 
lange eine Cognition nicht xnttebt, als mit denelben (wie in conerelo) keine QewalleQber- 
Bcbreitung yerbunden ist. 

Darm Stadt, 15. Sepi 1856. (Bej.) Trier g. v. Teenburg. (EnunaiL IttSk L 81) 
0fr. Uitkeü des DannsMdler OMeatloaebefr fom iX Jonl 1846b 

E. Hoti?e einet ürtbeUs; Bedeutung denelben. 

15) Nur das Dispositiv eines Urtheils, die eigentliche Entscheidung Aber 
den Gegenstand des Urtheils, begründet eine chose jug6e mit ihren recht- 
lichen Wirkungen, und zwar lediglich unter den Parthieen des damaligen 

Prozesses. 

Bei einer späteren Klage, welcher nicht derselbe Klagegegenstand (chose demandee), 
1er nindlehe BÜagegrund (causa petendi) xa Gmnde liegt, mid bei welcher sogar iMit 
die ndmWelieii Fwttiieen endtebun, kann ehi In einer froheren Teneliledeiien Kfaige er- 
folgtes Drtbeil keine Kechtskraft bilden. 

Darm Stadt, 3. Februar 1831 (Gees.) Dietrich und Kern g. Heneo. 

16) Der in Worms (Rheinhessen) wobnende Pfungst kaufte von DOnges in Bobstadt 
(Starken bürg) mehrere in dieser Provinx, unter der Herrschari des Römischen Rechts, ge- 
legene Grundstücke, weigerte sich aber den Kauf als recbts^tlltig und die Kaufnotul vom 
38. Iinnar 1816 nie perfeet amnerkenDen and beetrilt die von DQngee angeeleilte Kleg« 
auf Anerkennung dee Kaufs and Dnlerseiehnung der Kaafnotul namentlich darum , weil 
die Liegenschaften zu Gunsten Ton Gerau und Hochschild mit Hypotheken beschwert 
gewesen und der stipulirte Kaufpreis zur g&nzlicben Befriedigung dieser zwei Hypotbekeu 
nicht kinrelehe, demnaeh die Entwihrang xa fOrehien eei. Dnreb ein Vrlhell erater In- 
■tnns vom 3L lennar 1847 wurde demgemlee aneh dl« Klegt abgewiesen. DQngee eiw 
griff hiergegen Berufung und proiucirle in der Appellinsianz zur Reclitrertigung der Be- 
rufung die Kaufnotul, worauf sich eine von den Hypothekar-Gläubigern Gerau und Hocb- 
Bchild am 2. Februar 1847 (also nach Ertass des Urtheils erster Instanz) ausgestellte Er« 
klinmg Tor&und, wonadi dieee eiklirlen, daee eie gegen Aunahlong dee etipalirten Konf- 
preises ihre Hypothekarrechte auf die verkauften Immobiliea aufgeben wollten. Das Appell- 
gericht wies, mit Rücksicht auf die Sachlage zur Zeit des erstrichterlichen ürtheils, in 
seinem Dispositive die Berufung ohne weiteres ab, hielt aber in den £rwägungs- 
frfladen dem Dlhigee aaedradtHeh bevor, eefaw Beebte am der uehMgUdien EritU- 
mg der Hypothekar-Gläubiger geltend zu machen. 

Der gegen dieeeo AppeUartbeil eiqgoiegte CiBBeatiouneai« woiid am folgenden Orta- 
den verworfen: 

A. Der Appellrichter konnte in Folge der nachträglichen Erklärungen 
der Hypothekarglaubiger nicht das Urtlieil erster Instanz reforrairen, son- 
dern nur erkennen, dass nunmehr die Klage, wie angebracht, als noch zur 
Zeit nrnmliasig abzuweisen sei 

Die eitl naeh Aneteliong der Klego abgegebene Brkllraag der Hyp«lhekarglinbiger 

beurkundet einen erat nach Erlass dee ürtheils erster Inslani oxieteol geworden«! Eal- 
scliluss dieser Gläubiger, wonach sie unter bestimmter Bedingung nunmohr ihr Hypothe- 
karrecbt aufgeben wollen; Danges hatte also durch Ge ten Imachung dieser ErkUlrung 
aiciM ein bloosoi Vertheidigungsmittel gegm das oxeepiiTisehe Vorbringen des Pfungst 
Torgeschatzt, sondern es war eine Aendernng an den elDgoitlaglen Reehlaverhillaiüo ein» 
getreten, somit ein amleres Kln^cf inlament anzunehmen, welches wohl eine neoo UigO 
n begrOodaa vermiß , in der Appellationsineteaa jedoch nqgegmndet oreobointk 
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B. Oligleidi das AppeUarthflil nicht ansdrOcktidi ansspridit, dass die 
Klage mir wie angebracht noch zur Zeit unzulässig gewesen sei und nicht 
demgemäss das ErkenntnisB erster Instanz berichtigt, so liegt doch hieria 
kdne Rechtsverletzung. 

Nach einer conslantcn Rechtsprechung dfirfen, in einem Falle der vorliegenden Art, 
die Grtlnde des Appellricbters von seiner Entscheidung nicht getrennt werden; «s moM 
vMiMbr der dMMT« TbeO des EritenntniMW «u den eorrespondlrenlen Metim erlialevl 
•Bd eitiatt werden. 

Darmstadt, 21. Februar 184S. (Bej.) DOngea g. Pfoogat. 

17) Welche Streitfrage der Bichter durch ein froheres ürthea redits* 

kriftig entschieden habe, ist, wenn das Urtheil selbst darüber nicht bestimmt 
genng ist , oder einen Zwdfel übrig lAsst, aoa den beigefOgten Entschei* 
dnngsgründen zu ermitteto. 

Diese sind ja gerade nur zum Zwecke der Erl&utemag dei wabrea Sinnea dea fOr 
sich allein nicht verständlichen Urtbeils diesem beigefagt. 

Mannbalm, 13. Min 186& (Zantai. Vag, Bd. IL 8. »8; vm«L aott AaaaL ISftL 
8. 910 md 18Ö8. 8. 81.) 

18) Wenn dn Oeridit erster Instanz zwar in seinen ErwägiiDgsgrflnden, 
6ba% ainf ein gerichtlich oder in den Acten abgegebenes Geirtlndniss sieh 
m bemÜBn, annimmt, dass eine Parthie ihre Schuld abgeführt habe, aber 
die aal diese Liberation geatQtzte Einrede abweist, weil die Zahlung nicht in 
der anberaumten peremtorischen Frist erfolgt sei, so kann der Appell- 
richter, ohne gegen die Art. 1356 u. 1351 B. G. B. anzustossen, die Wahr- 
heit der ponirten Thatsacbe der geschehenen Liberation neoerdiogs seiner 
Prüfung unterziehen. 

Von einem gerichtlichen Geständnisse constirt hier nichts; Meinangsiusserungen dea 
BMitera aber Thallhtjcen dtenso wenig, wie jene aber Beebtofragen, die anr in den Mo- 
tiven vorkamen und zudem von einem Einflüsse aur das Decisivum nlcM waren, sohin fOr 
die Feststellung der Rechte der Partheiea imarfaeblich blieben, konnan anf Beablakraft 
keinen Anspruch machen. 

Darmstadl, 23. Jan! 1856. (Rej ) Trier g. ▼. Ttenbnrg. (Emmeii 18B6. L 65.) 

19) Wenn ein Drtbeil erster Instsnx in seinem Dispositive die auf Anerkennung dee 
KUgers als ElgentbOmer eines Staekaben FaMaa md aaf Biomong dieses Terraioa garidrtala 
Klag« ala grandlea abwalal, jedodi in aeinen ErwfigongsgrOnden klar aosspriebt, dasa der 

KlÄger zwar Eigcnthflmcr sei, anf das streitige Siürkchcn Feld aher flcm Beklagten eine 
dieses Eigenthum beschränkende Servitut zustehe und doshalb die Klage abgewiesen werde, 
so kann dieses Urtheil nicht von dem Appelinchter um desswillon reformirt werden, weil 
aa aidrt den Kügar ala Eigentharaer dea Faldea aaerkaanl habe; denn dlaaea ist baraili 
in dam rafonniHen Drtbeile gesebehen. 

Wenn auch die Motive nicht zur Ergänzung des verfügenden TheUa 
eines Urtheils dienen können, so dienen sie doch zu dessen Erläuterung, 
und es kann das Erkcnntniss nicht in einem andern Sinne aufgefasst werden, 
als welchen es nach den Motiven hat. 

Darmstadt, 1. März 1858. (Gass ) Monsheim g. Amborn. (Emmerl. 1858. I. 62.) 

20) Auch die Entscheidnngagrflnde sind fiUug, die Bechtakiafit sn bo- 
schreiten. 

Als nothwendtge PrSmisse des in dem Urtheil ausgedrückten Schlusssatzes bildet der, 
nach beetebendor Uebnng nicht in die Drtheilsfonnel , sondern in die Drtheilsgraode aof- 
geaanoMaa, baiaglMba Aoaapnieb aiaca antraankaren Baslandlhall dar fnHahsIdBag 

Maaabaiai, 17. Saanbor 1861. (AaaaL 18B1 & 8S.) 
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21) Rai der Appellhof im Disposiiire seine« Urthella den Appell rerworTen, lo kann 
ißt AppelUt, wenn «ndi der Appellbof in den Erwigungsgrfinden seines Erkenntniaset 
m midMifin Grandaiiiflii amgagangen leia tollie, denoodi gsgen diostt Urttidl nidil 
ClMKtion einlegen. 

Der Appellat ist nicht beschwert und demnach sein Cassationsrecars 
unzulässig, da nur das Dispositiv eines Urthcils cntschicdeue Sache biidet. 

Brüssel, 6. NoTember 1802. (Uej) (Pssicr. 1862. S. 453) 

OL litoitwtMim iMUMfUiir OrlMli^ * 

23) Die Gerichte sfaid befugt, rechtskrftftige definitive ürtheHe, weldie 
ale sdbet erlassen haben, auf Antrag der Partfaieen m interpretiren. 

Allerdings kennen definiliro Ortheile nur In Gcfulgc iagegm Cffriitaor Iteehtsnilttdl 
eine Aendertrag erleiden, und wn solche niehl gtgtbn od«r T«niamt worden siodi li«gl 
Bseblskraft der entschiedenen Sache vor. 

Dieser Grundsalz siehl jedoch der InicrproUlion rcchlskrilfuger Urtbeile nictat entgegen, 
in II« iDterpretotioD niebl den Zw«di hni, ilin Verftgongen d«r ürthsUe so indem, dnrdi 
de Tielmebr, unter rolliger Aofrechthaliung der EntscheiJangen, nur deren Sinn festge- 
stellt werden soll, Ober den, wie ober den Sinn und flic Bclciifiing sonsnpcr Acten, hei 
ihrer Anwendung Streitigkeiten entstehen können, die eine ricbtorlicbo Entscheidung nolh- 
wsBlIg nndmi. VH Reehl nimmt du Geridii b«i «iner toldien Inlerpivtation mieh im 
Inluül ler Motive des Urtbeils zur Hülfe, dn dies« mit dem DbpotUiTe «In Onmei bilden, 
totaleres daher aus Jenen seine he»te Krlünterung crbrilt. 

Bei der Interpretation von Urthoiien können, wie bei Feststellung des Sinnes anderer 
IMinndon, Stitareibfebler und faeiisebn IrrtbQuier, die dieses odeuluir nach dem übrigen 
InfanMt itnd, nidU cntgtfeminlien, dtn Sinn so nnsunelirafn, via Ihn der flbrige Inhnll 
gibt. Dieses ist obrigent «Ine Uot Ibctisdi« Aj^redalion, die der Xrltllt dei CnntlioBa* 
bofes nicht unterliegt. 

Darm Stadt, 1. Msi 1849. (Bej.) D. S. g. Uoruung u. Fiscus. 
0fr, OObeii n Art f 3St Vr. 8t n. f. 

23) Das Gericht, welches ein Urtheil erlassen hat, ist auch zuständig, 
Iber die Klage auf Interpretation diesem Urtheils zu erkennen. 

Pnrii, 21. August tSflO. (Rej.) (J. d. P. 180S. S. 458) 

24) Der Richter in der Hauptsache ist befugt, die Bedeutung und Trag- 
wdte gerichtlicher Acte und in Rechtskraft erwachsener früherer Urthcile zu 
würdigen und hiernach die Hechte, welche die Parthieen vor ihm auf Grund 
Jener geriehtKchen Acte und UrtheOe in Anspruch ndunen, beziehungsweise 
In Ibnde steilen, iBStsosetsen. Der Richter der Hanptsadie hat im Falie 
ciMr desfUls Ter ihm mir 8pradie gebrachten Gontestation «i interprethren, 
was durch das frühere Urtheil als rechtskrifUg entschieden anzusehen ist 

Brossel. 16. NWti.ler 1860. (Rej.) (Pasicr. 1861. S. vri) 

Cfr. Urtheilo (Briissel) vom 28 October und 6 Norember 29. Juli 1811, 

13. Sl&rz 1843 und 29. October 1857. 

25) Tn einem FallimentSTerfahren wurde nur Bericht des Commissars in dem Dispositir« 
eines Drtbeils des HMdeiigericiits erkannt, dans eine recbtseltig angemeldete nnd «fBnnlrle 
Foffieranf ebm GÜnbiftere nieM fenngMm be«iseen worden nnd dnher nidit unter die 
PassiTsn des Falliments zinulassen sei . so lanxe der Gläubiger nicht vor dem OOmpetentm 
6eriehie die RechtmXssigkeit seiner Fordcruni? besser nachiren ief en habe. 

Der GUUibiger wendete sich spfiter wiederholt an das HamleiFgericlit, um seine Fer» 
itm^ ver demeilbe« beieer sn beweisen nnd demnitohet deAlr «eler 4ie FnUunent^-Pne- 
etf in nnffsnommen sn werden: das Handelsgericht nehm nbec nn, dass dureh Jenes rmlicre 
TjHhftil die Zulassung der in Kedo stehenden Forderunpr deOttitir ebgeseUefen werden eei, 
■nd wies demgemiss die ncne Liege dee Gliubigers ab. 
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Auf gegen das letzte rechtskräftig gewordene Urtheil eingelegte Be- 
rufung hin kann der Appellhof das erste Urtheil dahin interpretiren , dass 
darin keineswegs definitiv über die Contcstation erkannt und das an sich 
competente Handelsgericht desaisirt worden, vielmehr der Gläubiger berech- 
tigt sei, nach dem ihm im Urtheile gemachten Vorbehalte später vor diesem 
Oericbte den besBeren Beweis seiner Forderung zu fahren. Diese Interpre- 
tation des ersten Urtheils unterliegt nicht der Kritik des Gassationaholies. 

Brflttal, 32. Min 1861. (ttej.) (PMicr. 1861. & tQ6) 

26) Erkennt das Gericht, indem es das Dispositiv eines frfiheren Urtheils 
adt dessen Entschddnngsgründcn combinirt nnd die spedellen UimtSnda 
und die Prozessacten des froheren Verfahrens wttnUgt, dass durch dieses 
Urtheil ftber eine zwischen den nAmliehen Parthleen im nSmlichen Becfats- . 
streite vorgeschfltzte Legitimationseinrede bereits rechtskräftig entschieden 
worden sei, so kann das neue Brkemituiss, welches in den Grenzen der 
dem Gerichte zustehenden souvcrainen Interpretations-BefugniSB erlaasen 
worden ist, kein Gegenstand eines Cassations-Recurscs sein. 
Bratsei, 13. Mürz (Uej.) (Pa8icr.186ZS.lU.) 

B. tatvlsiili; IsettAnfl; ApfdtaUü. 

Interlocntorische ürtheOe beschreiten vor definitiver Entsdiddong die 
Bechtskraft nicht Lisst sich eine Parthie, nach erlassenem Vorbescheide^ 
in eine weitere Verhandlung der Sache ein, so acqnicsdrt sie UerdorA 
allem nicht dem Interiocnt 

37) fiidttiMitiii Urthal fn Mim nispotliivemr Als «te«ta»«rioMl^^ 

seheidung im Sinne des Art 452 B. P. 0. dar, so durfte von demselben gemAw Ali» 
457 ih. 2war ror der dennitircn Sentenz appellirt werden, es konnte aber dieses Intern 
iocut nur mit dem definitiven Urtheile eine nnaiiinderliche KechtskrafI 
•riftngen. Wem dther der KidHer bei dem Endurtheile von im Interioeut wieder ifc» 
giag, eo verletite er bierdnrek die Art. I3S0 und 1361 B. G. B. nleht. 
Dtrneudt, la Koverober 1818. (Bej.> DoU g. Dutb. 

38) Wem das Gerieht «er Vortimiimff e'mr Se^e eine Expertise anordnete, in Um 

. der Bckla2te. «•bszleicli er ^e;zen dle«es Urtheil nicht «ppellirto, vielmehr der angeordneten 
Kxpertise I ei»o!m(e. deshalb doch nicht als unzMlüssiir angesehen werden, spfiter noch die 
Kla^e als uazulM8.'i;i zu bestreiten, indem kein Gesetz in solchen F&llenaadie 
vnierUeeene AppelU*ion die Poljre dec Versiehte knöpft, end dmu, iMt 
der Art 451 U P. O facu'tativ die Appellation gezen in'orlocutorische Urtheile geeliilel^ 
ieineswozs die Nothwendi^keit eines Appells ßejzen die^cU cn gefuljzert werden dvH 
Darms tadt, 1. Juni 1S20. (Gass) Friedridi g. Welzcnbaeh o. Göns. 

29) \V ird in c'nem Vorbescheide die Vorlcgunjr von Urknmlcn rerordnet, aber keines^ 
vrejzs darijher etwas hesiiinmt. zu welchem Zwecke diese Kdition geschehen und wie nach 
errnlgter Edition we'ter erkannt werden solle, so kflnn in dem späteren Urtheile, 
«elehet dieee Urkunden nie irrelernnt ffir die Snehe erkltrt, kfist 
Verleiznng eines in Kcrlttskrrfrt er w arhiteiicn Vorbeiebaidot lisgns. 

Darrosiadt, 2&. Uiin 1831. (Kej) Brocher g. Stepkani. 

30) Wenn e'n Appellurtheil. «hne darnber, ob das mit Appell angefoehteae üriheO 
xo rer»niiiren , oder i l» d o Kinrodo der rechtskrüftii; onischie lenen Saehe zazul&ssen sei 
oder nicht, im dispoaiti veu Theilo des Krkennmisses sich aussuspreeben , nar „avaal 
fciffe dnrir* einen Beweki anflof« , nm die beraita galaialalan Inhiongm« «nrtMwr die Far» 
thieen ccrtirten. wflnitjien zu kennen, eo kann diaaea Urtheil ttiaht nln «iM 
aefinitive, daa fieriehl bindende Knticbaiinng amaiahan werden. 
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Entscbeidongsgrflnde beschreiten nicht die Rechtskraft; das erwShni« Appellnrtbeil «r- 
■cbdnt dataer nur ala ein Interlocui, weiches das Geriebt nicbt bindet und dasselbe nieht 
TwUnitrl, bd dem MiüHtw ErkeiuilDlMe auf diejenigeo BMhtagrtnde mrtMknIOMMi, 
«ortW M «labald unabhängig von jener Beweisauflage bätt« tfnÜM kOnaen. 

DArmaUdl, 1. Juni 1832. (BcJ.) AiUA g. WirUi. 

81) Nack ien Baatiniaiiiiigai der Art 451 und 459 B. P. O. •ind ▼orbarelUade 

nnd interloeutorische ürtheile, vor erfolgter rech tsk riftigar deflnltiTer 
Entscheidung der Sache, kotner Rechtskraft f&hig, und können darum aneh 
ala eine die Partbeien ond den Richter bindende Norm nicbt betrachtet werden, unterliegen 
iUaiAr dar a ra aa ata» ricMarUdiaii PrUAnng bia mr radilakriftigen «ndUdien Enlaebei- 
dvBf bi dar Art, daaa aia lowaU tod dem Bieiilar, dar sia erlaiaao hat, als von dem 
Appellrichter wieder eingezogen und bei Seile gesetzt werden können, iobaM dleselban 
Ton der Ungesetzlichkeit oder Irrelevanz derselben überzeugt worden. 

Liess sich der Beklagte, nachdem der KUger durch Interlocut za einem Ton Diesem 
metbotenen Bawaia ngataai« wordan war, onlar atnan YorbabaH gigan daa Inlerlaen^ 
welcher Vorbehalt jedoch nach seiner 'WortfaaaDBg dia Absiebt des Beklaglail, dia StraHIg^ 
keit Ton der Führung des zugelassenen Beweises erentucll abhSngig tn machen, nicbt 
klar ausspricht, in die weitere Verhandlung ein, so kann hieraos kaina Ae^oieaeens bin- 
aUMMi daa lalariaanla gefolgert «atdao. 

ErgraiA dar Bakkgte das biaraof arfolgla Endartheil, nidil aneh daa Inlarloeol, nil 
Berufung an, so vermag diese Thatsache nicht dem fnterlocat die rechtliche Wirkong eines 
rechtskräftigen Urtbeils zu verleiben, weil durch die Anfechtung des Enduriheils, wobei 
der Beklagte ganz allgemein die Abweisung begehrte, das demselben yorangehende Inter- 
loaat als Toa sslbst mltangefbehten betraditet werden moss, and dar AppaUriahler, sa 
wenig wie der Richter erster Instanz, an den Vorbescheid gebondaa IlL 

Oarmatadt, 29. Saptember 1834. (Bij.) Zahn g. KnaaMr. 

82) flaHMl wm ala ia arüar laate ailaaasaM Bawala-HMeal ia apf •]!•• 

torio bestitigt wurde, so ist dennoch der Richter nieht verbunden, bei seinem spitaifB 
Erkenntoiss die endliche Entscheidung der Sache von dem im Interlocut normirten Bewdaa 
abbingig zu machen, sondern kann bei dieser immerbin auch auf sonstige, durch dia 
HiHfabiiblaB VariMadtaagan aal^akliila rala?aala tbaialahUdia Maamla raaorinB. 
Darmatad«, & laai 1887. (B^.) Adar g. Baak. 

83) Hai daa Oericbt in einem Vorbescheide auf die Einrede des Beklagten, daai 
lar Xligar alMa aidil rar AaslalhiBg dar Klaga baraehUgl aai, aaadara aadara PwaanaQ 
■Maraehtigt anaUanen, die Beiladung dieser andern Paraoaaa TSrAlgl, so kann es, nad»-* 
dem diese Personen beigeladen und in ihrer Erklärung vernommen worden, in einem spi- 
taren DrtheUa erkennen, dass es dieser Beiladung gar nicht bedurft bfttte, indem ohne 
dlaaalba die AaliflegittmaiiM daa KMgara ftatgaatallt gewasaa aal Oai Gariahl war 
aa Jaaaa Yorbaiabald aiebt gebandaa. 

DarvaUdl, S. Apiil 1888. (B^.) Balmont g. Emala. 

84) Doreb einen Vorbeadidd warda der Kliger, nntar Anaseblati daa Zaa- 
gaabawaiaaa, ra aiaan Bevdsa ngalaaaea; der Kligar adiob daaaiidial nr Fflbraag 

desselben, anter Vorbehalt aller Rechte gegen das ergangene Urtheil, einen Eid xa, wel- 
chen sodann der Beklagte in roodificirtor Form annahm; das Gericht rcgulirte in einem 
weiteren Urtheile den Eid , dessen Ausleistung in eine andere Sitzung Tertagend. Dar 
Kligar liaaa biaraaf dlaaaa letztere Urtbail, ebne Toibahall, an Anwalt afgaUalran aad 
den Beklagttti zagleidi aoffordern, zar Ausleistang des Eides in der Sitzung zu erscheinen; 
hier begehrte Ersterer, nachdem der Beklagte sich zur Ausschwoning des regulirten Eides 
bereit erklirt hatte, Urkunde, dass er anwesend sei, um dieser Eidesleistung beizuwohnen, 
waraaf tfa EUadleiatttug wirfcK^ ataHfioid. Qrtar diesen Dmalladen kann der KlAger 
gafia Im dsB BId aanaMto ürlhan aleht aiähr aafkonsmaa, da daaaalba atahl Uaa ahaa 
Widersprach ?oo sein«> Seite, sondern sogar auf sein eignes Betreiben and mit sehier 
BiawUligaag foUsagaa wardaa war (Aii 1338 B. 0. B.). Darob dia aaf diaaa Art 
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«ingAtretene Bechtskrafk dieses Urtheils war auch das Toraasf ebende, 
len Zeagenbewtit «attehllattenie Urllieil nnaBfoelitbar geworita. 
{B, 4m Nibere in Art. 1357 n. 1364 B. G. B.) 
DarmtUdl, 16. November IMl. (Cisi.) Scbott g. G a asenhe i a . 

35) Wenn ein Drtheil raeh in tdnen Hotiren deutlich zu verstehen gibl, dau 
das Gericht dem der Klage za Grund gelegten Schuldbekennlnisse keine Tolle Beweiskraft 
zugestehe, eine solche aber nicht durch ein ausdrOcklicbes, in das DisposikiT des 0^• 
tbeils aufgenomiuenes , Jenen Motiven correspondirendes Deeieim versagt, vielmehr darin 
■eine definitive EMMbeidung bie xnn Eigebniese einee den Kliger nnebgelaieenen Be» 
weises verschiebt, so ist dieses Urtheil nicht in der Art fOr das Geriebt bin- 
dend, dass CS nicht bei dem definitiven Urtheile jene Motive bei Seite zu setzen and auf 
diejeuigeu Becbtsgrflnde zurückzukoiuuico befugt wäre, wonach es gleich Anfangs unab- 
bingig von der Boerebitttage bitte epreefaen binnen. MetiTO beeebreiten an M nleoMli 
die KcchukrafI, nod i. d. R sind die Gericble an Ibra prtpamloijiabeB nnd Interleaaiarip 

aeben VcrfOgungen nicht gebunden. 

Darmstadt, 30. Deocuiber 1841. (Bej.) Appelhans g. HaUgarteo. 
Darnetadk, ff. Jnnl 1837. (Bej.) Kroseh g. Bogner. 

36) Nicht die ErwftgungsgrOnde eines Urtbeils, sondern nor die 
Bntaoboldongen geben in Beobtabrnft über; daa Goridil kann daher von der 
in den Molivon aeuiea Voiboaebetdea, aber idebt bi deoi diapoaitivon TbaOa daa 

Urtbeiis ausgesprochenen Ansicht wieder abgehen, ohne sich eines Widerspruchs g^en 
eine rechtskränige Entscheidung schuldig zu machen. Wenn also das Gericht in den Mo- 
tiven eines Interlocuts sieb dahin aussprach, „a) dass, sofern der abgestoiate Acker des 
Binibra «anigar FJiebenloball babe, ala dleaen aaab Aitgabo iea Verfcaafbelaa varkaofl 
worden, aledann oogenommen werden mflsse, dass das daneben gelegene, vooi Kittfer bit- 
ber mitbesessene, aber jetzt von dem Verkäufer als Eigentham in Anspruch geoommeoo 
Gelinde wirklich dem Käufer mitverkauft worden ^ bj dau dieser Dmetand durch Ver* 
BMiaoog feeUnateUen a«i, und c) in Falta dar EcmÜlabnig ainea m n dan Ma aaaa ea nioM 
anf die aonai^^an Bewaiaa nnd Ualaraoabwigan, aendem nnr noeb anf den dem Einibr 
eventuell zugeschobenen Eid ankommen könne", dctngemäss aber in dem Dispositive 
nur verordnet, dass, „ehe unl bevor es auf den Appell definitiv zu Recht erkennt", durch 
Experten die Vermessung des von dem Käufer besessenen abgesteinten Grundstückes statt- 
ladaa aaUa, ao alelll rieb dleaaa ürlbail ala ein bloaeea laterloeot iar, an walebea daa 
Oeriaht nicht gebunden ist; es rouss dasselbe daher, wenngleich die angeordnaia 
Vermessung stattgefunden und ergeben hat, dass der Flächeninhalt des abgesteinteo Ackers 
ein geringerer, als der im Verkaufacte angegebene ist, dennoch jetzt nicht auf den Eid 
arltaiHNB, aondam kami noeb anf andere Beireise eingeben. 

Biiaia«nr dankbar, daaa ein fimberaa Urlball ebe atillachfretganda dafiniftiTa 
Entscheidung hinsichtlich des einen oder andern Punktes enthält, indem nur unter 
Voraussetzung der Kichtigkeit oder Unrichtigkeit dieser Punkte das Erkenntniss erlassen 
werden konnte. Dieser Fall liegt aber hier nicht vor , da die angeordnete Expertise , auch 
ahaa BOdtsiahl anf ffia in den Erwignagagrinien daa UrlbaUa embahaBan Babadiinngen, 
iai'Allgaaieinen als eine zweckmässige Instmetioostaandlung angesehen Warden kan» 

Bnrmaudt, 7. Mirx 1842. (B(|j^ Strieder g. Pfeddersbeia. 

37) Erklärte das Gericht erster Instanz, ohne die Einrede des als Besitzer eines mit 
einer Grondrenle belasteten Grundstücks auf Zahlung derselben BeUingten, dass er nicht 
mit einer directen Klage angegangen werden könnte, xa wOrdigen, die directe Klage an 
nnd for ateb dadareb fbr saliaaig, daaa et ibar den bestrittenen Büüi nai dia Belaetnng 
daa Gmndatteka definfÜT erkannta nnd nnr noA aaf daa Itowaia daa ea nt aa Uiü n Haailiai 
der Rente fatlaila^irte , so erfebeint hiermit die fragliche Einrede implicite 
verworfen, und es muss daher der Appellriebter aaf eingelegte Berufung, wenn diaaa 
Einrede begrUndet ist , das Urtheil emendiren. 

Bamninil, & Jni 1844. (Bav.) HeppanbaiBar OanailaB g. HoapilaI m WaiM» 
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38) Das Gericht, welches über den Stroilgegenstan«! intorloqtnrte, 
iit «o dieses laierlocut nicht gebunden; es ist berechtigt, dasselbe in seinem 
•piter«B DiOttte n ntarprclinii, Jedattblli damit in deeit iven Tbeila dw iMr- 
locoit Wehn vorkonnt. «m nach diaiar Aiislagiin; dem späteren Crlheile wideralrilla; 

blosse EnlscheidungsgrOntle cnvach<en nicht in Ket-htäkrnft , tniiliin vermS^eii lüc etwaigen 
WidersprOche ZMiichcn den Motiven des Inierlocuts unl des l:inJurtbeils den Vorwurf 
einer Veiletxung des Art. Uibi \i ü. Ii nicht zu rochirertigen. 
Daraatadt, 14. Oetober 18U. (Ilaj) Lana g. Maar. 

39) Die üehaupiiing des A cq uieaeamanta stellt sic'i aU ein in der Cas.«ailons- 
inalans imxulüasigea Kuvmn dar. JadenlUls ist die^e Einrede in aunfret-» ala unseirllndel 

anzufeheu, da der Appellant sich nach dem orsnic'iterlic len Urthcile nar unter Vor* 
behalt aller seiner Kccliic in de Vcthand uu^en cii);.'clas>eo liaiie. 
Uarrnstadi, 29. Juni IMü. {itej) lUd n Diil.bei ctc 

40) Nach einer constanien Juii^prinlenz sieht der Satz Test. ila?s 
nur der richtoriiehe Uesciiluss «len Uechien der I' arteten Mais« und 
Ziel verleibt. Es lieat dalier in der Naiiir der Sache, dasa der .\ppeilriditer an ein 
interkwatorisebet Drtbeil erater Instans, m weleriem. wn ein Gewohnbeiurcciit dariMihun, 
Aar eine beslimuiie Beweisnrt (iiiuiircre ylcirliiiirmi;i^e iic!iicr!ic!io l^ntschcidtutjoni zuge« 
lassen un<l andere BoMeismiiiol (ler Zeiigcn'c^sci^i /.w.ir in den Krwfiu'ungs gründen 
als unzulissig eikaunt, aler eine L'nzulä:>si;ikc.t anderer Ueuci^üuiiiei aU der PrijuJice 
aiflbl aaadrdcklieb im Diapositiv ausge.<pruchen worden, ntebi gebmilea imd aomlt 
befagt iai, peaigneien Kalis den Zeugenbeweis n ich zuzulassen . 

Daraatadl, 2a. Febroar IM1. (Kcj) Cabn g. Uarabury. 

41) Ein imerloeutorisehes Driheil. weh-hes beide Panhieen nur unter Vorbehalt 
aller ihrer Hechte da.egen befulgt halten, binlet den Richter bei dea JittdurtboU oiehl. 

Darmstadl, 25. üctober 1847. (BeJ ) Kopf g. Franck. 

42) Die exceptio rei judicatae ist weder als eine dedinatorischo. no!^h als eine dila- 
torische Einrede anzusehen und daher nicht an die Fristen der Art lö9 und i&ö U. P. (). 
gebunden, erscheint velmehr als eine pereiutorisc'ie Einrele. die in jedem Sianle der 
Saebe auUaeig lal. Wobl kann auf d<eee Einrede, wie auf jede andere, ausdrOck leb oder 
atillaebweigend vmlcbtet werden; die Fräse aber, ob in der Ar«, wie eine Parthie pra> 
eedirt bat, ein stillsrhweifiender Verzicht liege, ist eine rein factiiclie, deren 
Entscheidung nicht zur Coiupeienz des Cassationshofs gebOrt. Wenn demnach der Be- 
klagte ia elaen 1846 aabingigen Proseiee dem Klfger den Einwand entgegenaetn, daaa 
er aalbiffe einea Dalegatfcmsactes vom Jahr 1840 befriedigt worden sei, unl der KUgei; 
statt diesen Einwand wegen bereits im Jahr 1844 erfolgter rechtslträfiiger Entsclieidung 
Stt bestreiten, sich darauf besctirankt, die von dem Beklagten behauptete Uclegatiun als 
«aerwiesen zu contestiren, später aber, nachdem der Beklagte den ibm unter Aosschliee- 
iaag dea Zeageabeweiiee aaebgelaeaeaea Bewela der Uelegaiioa erbraeble» idia Einrede 
der entschiedenen Sache geltend inacbte, und nunmehr daa Gericht mit Beebt oder Onrichl 
diese Einrede um desswillcn als noch zulässig erkannte, weil solche nur einen Gegenbeweis 
bilde, den der Kläger, da es sich vun einem üikundeubeweis liandio, nicht eher zu fah- 
ren aoihig gehabt habe, ala bis der dem Beklaglen obliegende Hauptbeweia erbraebl ge- 
wesen sei, so unterliegt dieses Erkenntniss nielit der Kritik des Caasaiionshors. 

Hatte der Klüger, nachdem ihm auf .Anstehen des Beklagten das den Beweis der 
Delegation zolassende Inierlocut signiticrt worden war, in der zur Führung des Beweises 
anberaumten weiteren Sitzung vor Allem sich alle Keehte gegen jenes Intcrlocut 
vorbehaltea, eo kann aoa deiiea Elalaaeang Ia die «eitere Vei4nadlang hefai Acquiea* 
(Mment gefolgert werden. 

Schob in dieser Sitzung der Bekhigte dem Klüger einen Eid zu, und das Gericht 
verordnete , dass Kläger in einer ferneren Tagfahrt sich Ober diesen Eid orklüreu und im 
FUlt der Annahme denaelben «Heehweren eoUe, eo ta der Thaiaaohe, daaa der 
Kläger dieses Urtheil mit der Außorderung , in dieser neuen Tagfabrl sa en^einea, an 
dar fiifclinng aber daa Eid aad dar AaaaehiiacBag deiaiibea beinirohaaai oba« Vor» 
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behalt signifieiren Hots, kein AeqitieMeiMllI bflsOg^ des den ]l6««ie Itr D«l«gilioil 

Ia«5eniJcn L'rtheils. Ein Acqiiicsceracnt kann um so weniger angenommen werden, wenn 
der Klüger in teinom Autrage xu dein späteren Urtheile seinen Vorbehalt gegen jeoM 
frobere UrtMl triilirt Iwna mi Aewr mitsicnifleui warte, fllwüM der SignUicMioiiiMl 
•elbtt iMdi lt«iM ISrittrung Qb«r den Eid entbiell und daher dfr Kligor bi Itr tmm 
Talfahrt die Kimdc der rci juJicatae hattö gelienJ machen dürfen, endlich aber der Be- 
klagte vor Jeder wci'cien Verhaiulliing die Ei lesdolation xurQckgeaouimen luttei wodureh 
die Sache in den Zu^ian l vur jeiiciu üiiheilo zurücktrat. 

Ollgleich der Kifigcr, nachdeoi der Beklagte hieranf gegen iae ihm tan Beveia der 
I)eleg«itiun xulasscnde l'rthcil Herurung ergiilTen, aad bei dar eootradictonsehen Verhand- 
lung der Kliigcr ntif Vcrvterfung der üerul'uug angetragen h itlc , so kann hierin kein 
Acquiescviueni jccHinden werden, welches der Qe.teatiuMcbuag der Liurede.dar eaticlüe- 
denen Saehe eui^vgenstände. 

Her KUger liatie nur nm deeewillea anf Varverftiag dee Appells «ngeli«gen,*iieH 
dereeli»e sich ntif eine (erst in der ApptlUMiani produeirie) Urkunde gründete, welehe 
Toterst dem Gerichte erster Insfnnz zu untei breiten sei, wie dieses denn auch von dem 
Oberger.ciito anerkannt unl desliMlb der Apjiell ab^e^ie^ion wurde j sein Antrag auf Ver- 
werfung des Appelle etand deumadi jenem auf BestiUiguag Aee aogebelKeBen Dnhelle 
nicbl g'eich 

Dieses Unheil war nur insofetn ein definiiiTee , a's es den Zeagenbewets "* "^i^w^ 
erkannte, und es konnte daher später, ohne erwirkte Ucfunuation , nicht mehr diese 
Bcweiaari lugelas en werden; dagegen konnte das Gericht, da in der froheren Bem- 
fung nieln Iber die Kelerans und Znilssigkeit t|eB Beweises iberfaaupt eertiit warie, voa 
•waeni Interlocnt wieder abgeben, und ebenso das Ubergericbl, wetehse dottli die Appel» 
lation nn dessen Sic le trat, ohne eich an dieses IWerlocal la SMraa, aof dit Baifdi dw 
rocltskräfiig iniscliicdcnea Sache eingehen. 

Darmsiadt, U. Ociober 1848. (Kej) Wechsler g. Winkelbleeb. 

43) (S. das Factisehe des Rechtsstreits zu Art. 1:^57 und 1366 B. 0. B) 

Das Gericht kann i. d. U sein Inierlocut bis zum Endurtheile xarQek- 
oebnien, wenn ee das darin Angeordnete in Folge der fenieren Verbendloiigen als llbei^ 
flQssig oder als auf irrigen yoraussetxangen beruhend erkennt. Dieser Orandsaix findet 
jedoch keine Anwendung, wenn in einem Urtheile, auf rorausgegangene contradictorisebe 
Verhandlung, ein iQr die Sache prajudicielier Streitpunkt entschieden worden ist. Auch 
kenn unter Umstlnden eine POrtliie wegen Aeqaieseements gegen ein Interlocut 
stellt nehr aufheaMnen. 

Bieee letzteren zwei Unterstellungen lagen aber in concreto nicht Tor, wo das Hsa* 
delsgericht, nachdem die l'atthiccn darüber discutirt hatten, ob ein von dem Kliger erbe- 
tener suppietorischer Eid Oberhaupt xuzutassen sei, „vor dellnitivem Erkonntnisse" dem 
Letzteren Termin snr Aasletsiong dieses Eide« gssiatiet balle, nnd, auf erfolgten Appell Ton 
Selten des BeUagten dae AppeUgerteht, naebdem der AppeUat auf Verwerfimg dee Ap* 
pells angelragen hatte, diese Vcrwcrrung aussprach. Es blieb hier das Urtheil a quo immer- 
hin eine iutcrlocutorische Veifugung, und es war daher das Handelsgericht, an welches 
die Sache zurückkehlte, befugt, wenn es sich überzeugte, dass ein factiseber irrtbum in 
das Bidesibema umerlaufen and der Eid niebt von dem Kliger, eondem fon dessen Mea» 
datar xu leisten war, zu vcrordiMBi dasi der USA in berichtigter Form von dem Mandatar 
altgeleisict werden solle. Dieses war um so gewisser statthaft, als die Frage, in welcher 
Form und von wem. der Eid zu leisten sei, uiebt Gegenstand der früheren Vertaandlong 
oad Cntsebeidanf war. 

Dnrmatadt, Ift. October 1819. (BsJ.) flillglrlMr g. 8ils nad Wenmr. 

44) Das Gericht ist i. A. an sein Interlocut nicht gebunden, und kann 
dtiier den Sinn und Zweek desselben in einem spiteren Erkennlaisse erliotem. 

Darmitadt, 38. October 1880. (BiJ) Pabstmann g. Mayer. 

45) Dm Oeriekl kann eine« aaferieflem aappIelorUaken Eli narSat* 
itlima«, weoa es im Ofknad«, mNimi dien aoek iskoa frSkar ptadaaM, rtar A»> 
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Mbea worden Min, einen Beweis fAgn die Wabrlieit der za beacbwflrendea TliilWikMI 

(8. du Nihere ra Art. 1366 B. G. B.) 
Darnaudt, M. Vmmbw 185a {Uti.) Ute g. LQlidorf and WUtakind. 

46) Der Lauf der Appellfrist gegen Interloeute (im Gegensals TOa 
bloB prSparatorisch en Erkenntnissen) beginnt unter denselben Voraos- 
aetxungen, wie bei der Berufung gegen definitive Urtbeile. indem der Art. 
ttA B. P. 0. sniaaten jogBOMaia fttfitnlMm wai iatarloente^ «maitabaidalt verfagt 
•r tai Baliaff dar aialaraa, daaa gagan diaialban nur nadi dam EadmiliaUa nnd vereint mit 
der Berufung gegen dieses solle appellirt werden kiinnen; er cnthÄlt darum lufrlcich die 
weitere Besiiimnun;? , dass der Lauf der Appellfrist gc^jen die pr&paratorischen Erkenntnisse 
erst mit dem Mouieut beginnen solle, wo auch die Appellfrist gegen das Endurtbeil zu 
lanflBii anfingt Dagagan liaat dar Art 151 das AppaU gag«i Intariocnla baraita vor daai 
Endartheile zu und wiederholt bei diesen die Bastiiumung in BeirelT des Laofai dar Appell- 
frist nicht. Auch in keiner sonstigen Geselzesstella tat dia AppaUfrisI fdr Intarloauia aa» 
dort regulirt, als bei den definiiiven Erkenntnissen. 

Ana dem im Art. 461 gebrauchtea Ausdruck „pourra gtre inlerjet^" lisst sich nicht 
argnaanliranf daaa Oanjanigan, «alahar aicta dnreb aln Intarloant beaahwori aracMal, frat- 
gestellt aaif aogieich davon zu sppelliren oder das Endarthail abzuwarten, und daher vor 
letzterem eine Verlustigung des .\ppells durch .Ablauf ener Frist nicht eintreten könne; 
dann der Ausdruck ,fpi>urra" bat hier keinen andern Sinn, als in aniiern Gesetzesstellen 
■■d «ia ar van daa Gaaatigabar obarall gabranolit «rird, wo aa aieh von Anaobong ainaa 
Beabiaa handalt, obiia dass daraus etwa» in Balrafi dar Friil, in wakhar dia AuOlNiiig 
üallflnden muss , argunientirt werden kann. 

Es kann demgemäss bei einem Incidentvcrfahren in Zwangsversleigerungs-Procedurett, 
in welchen nach dem Gesetze binnen einer bestimmten, voiu Tage dos ürtheils an laufen-* 
dan Friat dia Appallation gegen ain Inlarlacnt einzulegen iat, dar Appell, wakbar «war 
vor Ablauf der Appellfrist gegen das Endurtheil, aber naeb Veratreichung der bexOgliail 
daa Inlerlocuta laufenden Appellfrist eingelegt wurde, nicht mehr zugelassen werden. 

Hat in appellatorio der Appeliat beantragt, den Appell als unzulässig, jedenfalls als 
unbegründet zu verwerfen, und hierauf das Gericht, considerirend, „dass der appellaniisebe 
Anwall baola nIalM araabaint, dar Appall aonaab, fn oontnnaaian arkannand, in varwarfaa 
ist**, im DisposiUve seines donluroacialurtheils den Appell als mtbagrOndet verworfen, ao 
steht dieses Urtheil , wenn es mit Opposition angefochten wird , nicht dem entgegen , dasa 
nun der Appeliat den Einwand der Unzulässigkeit der Berufung rcproduciren und daa Oa- 
riakt Uaranf arkannan kann. Dann fn dam (Jantnniacialardiail wnrda flbar diaaan gehörig 
▼orgeschfltzten Einwand gar nieht erkannt; auch kann der Appelbmt, weicher mit seiner 
Opposition das seinen Appell abweisende Continnacial - Urthatl nograift, diaaaa nieht daai 
Appailatan ala raehtskitllUge Entscheidung entgegenhalten. 

Darmatndl, 9. Dacambar 1850. (Rej.) Blattner g. Saraaatn. 

47) Gamiaa Art 451 und 452 B. P. 0. und einer constanten Scchlsprechung sind 
intarlocntoriaebe QrtlMila vor erfolgter definitirar Eniaebaidong der Sache keiner Rechts- 
kraft Hkig nnd Inaafbm Air dan Kiabtar vnvaH*indliab, nia ala von ihm jadar Zdt, aowabl 

in erster als in zweiter Instanz, einer erneuerten PrOfung unterworfen und ganz oder 
theilweise wieder eingezogen und bei Seite gesetzt werden konnan, sobald er aich von 
ihrer Ungesetzlichkeit oder Unerheblichkeit überzeugt bat. 

Salbal wann daa afnan Bawaia mlaaaanda Ortbail nm daniriUan mit Appall aagafbdf 
lan wurde, weil der Zeugonbewaia aaagaachlossen worden war, der Appeliat evan- 
tucll einen Incidcntappeli einlegte, worin er den Beweis im Allgemeinen als unzu- 
lässig und irrelevant bestritt, kann jenes Urtheil, wenn die dagegen eingelegte Uauptbam- 
f^g verworfen, demgemisa ab«r der eventuelle Incideuiappell als objectloa arklirt wurda, 
bhaiahtliah dar Fn«a, ob dar Bawaia Obarbanpl ralavanl und soliaaig ad, nidit ala 
raehtsverbiudlich angesehen werden; denn der gesetzliche Charakter interlocu- 
lorischer Urtbeile vermag an sich nicht durch dagegen prosequirte 
AppallAtionaa veräudert zu werden, und natar den voigalagenan ümsttoden war 
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d«r Haoptappell nicht gegen die BeweisanBage selbei geriehtei ; ans dem ereataelleu Inci- 
dcnlapiiell liest aieh aber gewiss ein Verriebt, die Belerans mid Znllsslgkeit der vm 

Beweis nus^'osotztcn Thatsaehen noch spiter zu bestreiten, nicht Tolgem. 

Sollte daher das Goricht. indem es iu concrolo dem Beklagten den Beweis, dass der 
als KJikgor Auftretende nur pretc-noiu eines Andern sei, auflegte, auch von der Ansieht 
•■Sgsgsngen stia, dass in der Ontersielliing der Wahrheit jener Thatsadie dem KJiger 

die Activli iritiination mangle, so konnte CS dsuoch, wenn in Folge der Torbescheidlichen 
Auflagt^ der Reweis erbracht wurde, immer noch dii^ UiTlitsFraiJe, ob KläL'or als pretp- 
nom die K.lago habe austeilen dürfen, unbehindert durch das frühere laterlocut, prüfen 



Darmsiadt, 10. Jmii 186L (Bej.) SehilliHr g. Bloeh. 

48) Hat der Beklagte in erster Instanz einen vom iCiäger zur Rechtfertigung der 
Klage ▼orgelegten Verirag aas einem bestimmten Grunde als reditsnngOltig 1»eslrltlan and 

xnm Beweise seiner Einrede dem Kläger einen Eid zagsidioben » das Gericht dsmgsiBlss 
durch Interlocufdio Krkh'iruiig üt)er dirsi n Kid und eventuell dessen Ausloistun? vorord- 
aet, hat hierauf der Beklagte bei einer späteren Verhandlung, ohne irgeud einen Vor- 
behalt, aidi in dia DisenisiiHi Aber dfo Form des SeUsdsoidss Magelasasn and IsdigUeh 
auf AbereiSang der Klag» ab nnbegrOndet aagstragsa, so Högl hierin koiae Asqal* 
•sesnz, durch welche das erwähnte Interlocut in der Art Kechtskrart erlangt hilts, dass 
der Beklagte bei der weitern Verhandlung in appellatorio nicht befugt sein sollte , aus 
andern Gründen, welche er in erster Instanz nicht geltend gemacht und auf die jene Etdcs- 
delation Iteiaea Besag halt«, d«n Vertrag als aaviifcsam aaxafeditea. Dareb die obae 
Vorbehalt erfolgte Einlassung auf die Verhandltmgen Ober jenen Eid hatte der Beklagte 
keineswegs auf die Geltendiiiacluinir anderweiter Finwcndongcn, die gsmilS Art. 464 B. P.O. 
in der Appelliustanz noch nachgeholt werden kouuteu, verzichtet. 
Darmstadt, 7. JaU 18&1. (Gsas.) Heyl g. MOUer. 

49) Wurde in einem Urthcilc Ober einen wegen eines KJagepunktcs zugeschobenen 
Eid interloquiri und zugleich überfeinen andern, nicht mit ersterem in uotbweudigem 
7^ffiiinifiiiimig atehsnden Pnakt eatsehiaden, so baan die gegen diesen leisten Theil des 
Urtheil|| eingelegte Bemfung nicht wegen stattgefund enon Acquicsccinents als 
nnzulissig angefochten werden, wenn in Gefolge jener interlocuiorischen Verfütiung Uber 
den fraglichen Eid iu erster Instanz weitere Verhandlungen stattgehabt haben sollten. Aua 
dieser Ebilassnng auf den einen Klagepankt bat die appeilireads Partbie nieht aaeh eine 
Zastimmnng zu der bexOgltcb des andern Panktes, wogen dessen allein appellirt worde, 
erlassenen Entscbeidimg tu erkennen gegeben. 

Die exceptio rei jadieatae gehört nicht zu deu Einreden , die zum ersten Mal in cassa- 
torio vorgebracht werden konaea. 

Darmstadt, Febraar 1862. (B^) Wolfiiiishl g. Laaennsnn, Lsfi ste. (Em- 
18». L 10.) 



50) Wenn dss Qsricht, sar Beseitigung eines tob dem Delaten sagereglen ZweUbls, 
sriäntemd dem darcb IhtwkieBt festgesetzten suppletorischen Eide einen aa stdi 

unerheblichen Zusatz macht, so verletzt es hierdurch weder die gesetzlichen Bostiinmuii^en 
über den Eid, noch jene Uber die res judicata, weil es Uberhaupt an die inter- 
locutoriscbe Festsetzung des Bewei sthemas nicht gebunden war. 

Darms t ad t, M. April 1852. (Bej.) Gardner g. SdiUessmaan. (EmmerL 1858. L 64.) 

51) Zu Gunsten von Gebhard «!t Hauck erfolgte gegen Cahn ein handcisgerichtliches 
Urtheil vom 27. März 1859, wodurch Letzterer zur Zahlung der Hauplsumme von 16,000 fl. 
nebst Aocessorien Tsmrtheilt, hinsiehtlich der beantragten Leibeshaft aber dem Oahn vorerst 
der Beweis nachgelassen wurde , dass er bereits 70 Jahre alt sei. Gebhard Sc Hauck Heesen 
dieses ürtheil dem Cahn ohne Vorbehalt significircn, ergriffen aber später gegen dasselbe 
bezflghch seiner vorbescheidlichen Verfügung Berufung. Diese Berufung wurde von dem 
Appcllriebter, gemisa ArL 443 and tfl B. F. 0., als aaialissig sorflekgswissea. 

Aaf «iogslsglsA OsssatioBsrsenn wards das obMgsriebtUdie UrtMl osssfarl aad die 
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BeraAmf fhr snUUsig erkannt, wobtf 4er Gunlloiidiof von folgandon OetieblspunktsB 

In BclrefT der Frnso , ob die Thataachc, dnss eino Parthic das in erster Tnstnnz er- 
gangene Urtheil ohne Vorbehalt der andern Parthie zustellen liess, die Berufung uuzu- 
liasig mache ? cnih&lt Jas Ueaetx keine auadrüekliche besondere Vonehrift; aua der Ver» 
fbgang dea Art 443 dt. lieal aieb eine aolehe nleht folgern , «emigleieli datSM kerfor- 
gcht, dass der Gesetzgeber in einer solchen Signilication eine in BctrcfT der Zulässigkcit 
dos Appells unter L'niständen ri'lovniilc Thatsachc orkanntc. Es müssen 'inhcr zur Erledi- 
gung jener Frage die allgemeinen Grundsätze Uber Acquiesceinent zur Anwendung kommen. 

Im Allgenwbiefl liegt nan «llerdhiga in der Signiilealion einea definitiven Urihdlt 
ohne Vorbehalt auf concludmic Weise die Abaicht Kesi^en, der sie bcthätigcn Hess, aus- 
gedruckt, sich hei dem Urtheile zu boruiüg«!! Und deaaen Vollaug, wclefaem jene Signi- 
fieation vorausgehen moaa, xu bewirken. 

Ist jedoeb in dem Drthdie, wie Im Torliegttaden Falle, neben der endliehen Ent- 
eebddnng xnglddi eine Torbeteheldliebe Verfllganp: enthalten, ohne dass eine Con- 
ncxitSt TOrliegt, wonach in der AnerkonnuTi-z der einen Verfdjjun^ nothwoiulis auch die 
Ancrkennong der andern gesehen werden uiüssto , so kann das in der Sig ni fication 
liegende Acquiescemeiit nicht auch auf letztere ausgedehnt, dcmuaeb 
nieht die Berufung gegen die interloentorlaehe Enkaeheidnng fflr an> 
xnliaaig erkannt worden. Es bedarf, nm den yolixag einer vorbeschoidlicfaen Ver- 
fögiing herbeizuführen oder in Gefolge derselben weiter voranfahren zu können, im Allge- 
meinen selbst bei handelsgcrichtlicben Prozessen keiner Zustellung an die Parthie, und ea 
kann demnaeh jene Signifieation aneh nur ala in Bezug auf die endliehe Entacheidung 
geschehen angeaehen werden; in der fraglichen Signifieation lag nur die Abaicht der 
Kläger bcsUmmt ausgodrdpkt , die Kcalisirung der ihnen zuerkannten For lcniriT, wSbrend 
des noch in Iktreil der Körperhaft obwaltenden üecbtsstreites , durch andere Executiona» 
mittel zu Tarauciien , nicht aoeb jene, aidi der vorbeadieidlliAea Verfügung xn unterwerfen. 

Konnte man annehmen, daaa gemiaa Art 451 dt. bd Inlerloenten (im Gegen- 
satze der prUparatorischcn Verfügungen) der ohne Vorhohalt bcthriliglo Voll/. ut? 
als den Appell ausscbiiessend angesehen werden müsse, so liegt doch in der erw&bntcn 
Zustellung noch kein Vollzug; dieselbe kann kein Act der Execution genannt werden, wie 
diea nammtlieh aua den Art 147 und 166, znaammengebdten mit Art ISO B. P. klar 
hervorgebt; da angegebenermaaasen die Zustellung zum Vollzug des Vorbescheides 
nicht nothwemüg war, 80 Ist sie nicht einmal als acte prcalablc de l'execution anzusehen. 

Darmstadt, 6. Juli 1852. (Gass.) Hauck g. Cahn. (Emmcriing 1852. I. 114.) 

52) Ein Appellurlheil, welches die zur Hechtfertigun:; eines Antrags principaliter 
vorgebrachten Gründe in seinen Motiven bespricht und Betrachtungen über deren Un- 
baltbarkeit cntb&lt, jedodi darflber im DiapoaitlT nidrta enisdiddet, viehnebr aidi darauf 
beadvlnkt, Tor weiterem Erkenntniaa die Erkllrung ober dnen eventuell xugeteiiobenen 

Eid anzuordnen, ist nur als ein präpamtni isches Erkcniitniss im Sinne des Art. 14 
des Gesetzes vom 2. Brum. IV anzuseilen, also Cassationsrecurs dagegen nicht zulässig. 

Darmstadt, 14. November 1853. (Rej.) Herlc g. Ludwigs-Eiseubahn. (Emmcriing 
1853. I. 107.) 

lj'3) D<'is3elbe gilt von einem Urtheile, welches einen Krgiuizungseid auferlegt und in 
ednen Motiven zu erkennen gibt, daaa der Riehter die Frage der Zulfaaigkeit einer 
CompenaatiooMinrede von der Aliscliwr>rung oder Nichtausschworung dieses Eides ab- 
hiiniily 7.n niartien gedenke, wenn das in de.'ii 'i c c i s o r i s c h e u T heile seines Urtheils 
nicht ausdrücklich gesagt ist, sondern nur die AusscUworung dea Eides vor deßuitivem 
Erkenntniaa verordnet wurde. 

War dagegen zwiaeben den Itnibieen Streit darüber, ob in der Sache Oberiiaapt ein 
Vermntbungsbeweis , zu dessen Ergänzung der Eid dienen sollte, zulässig sei? — so liegt 
darin, dass auf den Eid erkannt wurde, eine definitive Entscheidung über die Zulässig- 
kdt einer Bewciaart, und in dieser Beziehung kann gegen daa Urtheil Caaaationareeurs 
ergriffen werden. 

Dnrmatadt, 38. Nov. 1863. (Bej) Aamnt g. Standenlieinier. (BmmerL 1853. I. iUL) 
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54) Intorlocote binden den Richter nicht. Er kann bei Fällung seiner 
Endsentenz ungestört von seinen im Vorbeschoid angenommenen Motiven altgolien und 
obne BOdisicbt, oh der Ton Ihm aaferlegte Beweis geflibrt oder nicht geffibrt ist , du 
thalsächliche wie das rechtliche Material der Sache von Neuem prOfen und nach dem 
KesultAto dieser seiner Pnifiin.' 5- iiic Kutachoidunf; pe'»rii. Er sch.ifTt diireli sein Intcr- 
locut kein von dem allgemeiuca Kochte verschiedenes Rocht, als eine die Parthieen nun- 
mehr defiaitiT regulirende Reebtswftbrheit; er {•! and bleibt 90 das allgemeine Recht ge- 
wiesen, vormtsgesetKt, dass er niebt im Decisum selbst sieb der Art ansgespreeben 
hat , dass eine theilweiso definitive Entschcidun!; vorliegt. MOgcu auch die Parthieen Aber 
die Rechtafrage discutirt und furiiilichc Anlräge genoiniinMi , und mag der Richter sich 
Ober die Rechtafrasze in den Motiven noch so präcis ausgesprochen haben, sobald er im 
Deeisnm sieb ndt der Formel „tw d^itlTsr Entsebeidang" b^Ogt, bat sein Dribeil 
der Wesenheit nach den Charakter eines Interlocutoriums; der Richter hat nur ein Vor- 
urtheil ( praeiuliciuni) , aber kein Urtheil (jttdieium) gegeben und nicht aufgebOrti 
Richter der Rechtsfrage zu sein. 

Der Grandsats, dass Interloculs den fflditer nidit bbiden, und dass Oassatioiisreears 
dagegen niebl suJissIg ist, findet aneh auf Drtbeile der xwelten Instsns Anwendung, 
durch welche die Appellation gegen ein Intorlocut erster Instanz verworfen und der ihm 
zu Grund liegende Reehtspunkl im uümlicbcn Siimo entschieden wurde. Die Bestäti- 
gung des luterlocuts gibt demselben eo wenig wie ein Acquiescemont 
eine andere Natur, als dasselbe sdion vor der Bestitigung halte. Konnte der erst« 
Siebter ante confirmationem von demselben abgehen, so kann er es auch post confinn^ 
tionem; der iweile Riciiter würde sonst melir gethan liabcn als confirmirt ; er wünic das- 
jenige, worüber der vordere Richter, wenn kerne Beruluug eingelegt worden wäre, noch 
freie Hand gehabt hfitte« denaturirt und es zu einer definitiven Sentena erhoben haben. 

Cassationsrecurs ist aUio auch gegen das bcst&tigonde Urtheil nlebt zulässig. 

Dar ms ladt, 29. Not. 1853. (Kej.) Sebaeidor g. Scbew. (Emmerl. 1853. L 125.) 

55) Wenn auch der Richter an das einmal festgesetzte Bewoisthema bei der dem- 
n&chstigen definitiven Aburtlieilun,' der SaeliO niclit gebunden so ilarf er doch bei 
Prüfung der Frage, ob die stattgehabte Beweisführung für gelungen oder missiungen zu 
erachten sei? nieht ein anderes Beweisthema, als das einmal festgesetzte, 
an Grunde legen. 

Glaubt der Appellrichter in einem solchen Falle , das? ihs vn n ersten Richter nor- 
niirte Beweisthema nicht ausreichen 1 sei. sonlern dasa ein an leres sui<stituirt werden müsse, 
80 hat er die andern Thatumstuuie vorerst ausdrücklich zum Beweiü auszusetzen. 

WoWe msn von andern Grundsitian ansgshsn, so wQrde hieidureh der Fundamental- 
Grondsatz : audiatur et altera pars verletst, der Bichter Uber einen Punkt ontsebeidsn, 
vorüber die Parthieen nicht gehandelt haben. 

Darmstadt, 22. M&n 1851. (Bej) v. Lehrbach'sche Masse g. Aduot. (Emmer- 
liog 1854. L 13.) 

56) Hat das G.ericht erster Instanz in einer von der Mutter gegen einen Solm erho- 
benen KlsgSf hinnehtlidi der iwisdien den Parthieen cerlirten Frage, ob die AUmen- 
ladonspflidit efaie unthdlbare oder solidarische sei, in den Motiven seines Urthclls diese 

Frage verneint, und denigoniäss im Dispositive „vor definitiver Erkenntniss über die 
Klage" den Beklagten zu dem Beweise zugelassen, dass ausser ihm noch zwei Söhne vor» 
banden, weldie die Klägerin tu alimentiren im Stande seien, wurde dieses Urtheil, auf 
CffgiiflSsne BeruAmg von dem Appellriehtar, der In sdnen Motiven von denselben Beebts- 

ansichten wie der erste Riciiter ausging, verworfen, so ist demnach ein Cassatioiisrecurs 
gegen dieses Erkenntniss nicht zulässig. UrlheilsMiotive werden nämlich nicht reclitskräf- 
tig, die inte rlocutor ischon Entscheidungen binden den Richter, der sie 
• rlassen hat, niebt, und indem nieht ihren widerrufliehen Charaltter 
durch ein rein bcstgtigendes .Vppcllurtheil; mithin handelt es sich von blos 
TorbercitenJen Urtheilcn, gegen welche vuv Erlass der definitiven Senteni nach Art. 14 
des Geeetzee vom 2. Brum. IV das Rechtsmittel der Cassation nicht zulässig ist. 
Darmstadt, 4. September 1851 (Bej.) Sehaasa g. Sehnaia. 

28, 
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67) Wenn ein üilbta dit rm Betten du Beklagten einer Urknnde der KUger 
entgegengeeetzle Nicbdgkelteeinrede Terworfenf die ürkiinde für einen Anfang von Schrif- 

tenbeweis erklärt und ergänienden Zeugenbeweis zugelassen hat und wenn der Bolilagt«, 
nachdem dieses Urtheil soinom Anwälte significirt worden war, also die peremtorische 
Friet des Art. 257 B. P. 0. für beide Tbeile xa lanfen begonnen hatte, eein Gegenzeugen- 
rerbOr, unter Vorbehalt leiner Beebte gegen das Urth^, erflfinele, darin aber — 
ohne dieien Vorbehalt zu wiederholen — dem Hauptzeagenbewaise beiwohnte and selbst 
Zeugen notificiren und abhören Hess, so kann nicht behauptet werden, dass Beklagter 
hierdurch dem Urtheil e acquiescirt habe, dass also die gegen letzteres später 
eingelegte Bereftang unzaUasig sei; der Beklagte handelte hier nicht freiwillig, son- 
Aem gaxwungeu, was schon an und fOr sieh dem Begriffe der Acquiescenz wider- 
ipricht, und kein Gesetz setzt den Productcn in die Alternative, entweder auf seine Ver- 
theidigung im Beweisverfabrcu zu Terzicbten, oder voreilig zu appelÜron; es wäre viel« 
mehr an den Gegnern gewesen, naehdea ihnen angedentel war, te wdehem Sinne man 
flUMO In ihrem Vorangehen folgen werde, und wenn sie dieMn Prozessrertrag nicht an- 
nehmen wollten, ihrerseits die Kechtaknfl dflt in Vollsog geietalan DrtheilB durch dessw 
Insinuation ä partie herbeizuführen. 

Darmstadt, 23. October 1854. (Bej.) Kippenberger g. t. Maubnisson. (Emmer- 
Ung 18S4. L 97.) 

58) Ein Urtheil, welches die Zulässigkeit des Zeugeubeweises ausspricht, iit 
in dlMem fielreff ala ein deOnilim Edtenntoiet anzneehen , bat wetdien ein Yersiehl 

asf das Bechtsmittel der Appellation stattfinden kann, da die gesetzlichen Vor- 
schriften Aber die Zulässigkeit des Zeugenbeweises nicht in dem Sinne der öffentlichen 
Ordnung angehören, dass ein solober Verzicht tou Seiten der Parteien Qberbaupt nicht 
nliMig wir«. Um! aber das Geriebt den Bewdt im Allgemeinen ra, ohne dabei 
auazuspreciMn * dass derselbe auch durch Zeugen geführt werden könne, eo luum die 
Parthie, gegen welche der Beweis geführt wird, selbst wenn sie ohne Widerspruch dem 
zufolge jenes Interlocuts Torgenommeuen ZeugenTcrbore in erster Instanz beiwohnte, in 
der Appeilinstanz die ZuUssigkdt den Zeugenbeweiiea Mdi bMlraim, da nniar den ob- 
fratt«iid«n VeriiiltniMen dne Bei'vhignag bei einem den Zenganbewtia lalwwBden 
Urfhaile nicht möglich war. 

Berlin, 2& Juni 1856. (Caas.) lülz g. Schnoider. (&. A. 62. IL 22^ 

59) Enthält ein Urtheil in soinom Dispositive eine daflallive Enlschciduna: ober 
einen Punkt und verordnet zugleich intcriocutorisch einen Beweis und Gegenbeweis hin- 
sichtlich der andern Punkte, so iiann daraus, dass eine Parthie, nachdem ihr dieses 
UftbeQ von dem Gegner tlgnlikirt and der Hanp4beweia von dieaem angetreten worden 
war, nunmehr auch ihrerseits den Gegenbeweis, ohne Vorbehalt ihrer Rechte, antritt, 
keine Acquiescenz hinsichtlich des in jenem Urtheiie enthaltenen definitiven Erkennt- 
nisaee gefolgert werden, da er dasselbe nicht freiwillig, souderu nur gezwungen 
befolgte. 

Darmiindt» «. AprU 1857. (BeJ.) Lni g. HMaelbaeh. (EmmeiL 1857. L M.) 

60) BetraehtuugeD und Erörterungen, welche in den Motiven eines Urtheila ent» 
baltoi sind, bestimmen nidil deeaen Cbarakler; die Fhige , ob dataelbe «1a ein bloa vor- 

bescbeidliches , oder als ein in irgend einer Beziehung definitives zu betrachten aeif Itt 
vielmehr nur nach dem Inhalte aeinea allein die Bechtakraß beschreitenden DiapotillTi 

zu beantworten. 

Dit KtÜTt ilBW UrlheUs dienan nur nr Erliuterung ond JDoterpretation dea ver- 
ftgenden Tliaila, kOonan aiber nidil tn deaien Brginsnng in denselben hineingeiogeii 

werden; hat daher der Kictitcr im Dispositive eines Inlariocuts die Entscheidung Ober 
einen Streitpunkt vorbehalten, so bleibt sie ihm auch vorbehalten, gleichviel welche Be- 
trachtungen und Erörterungen bezüglich ihrer die Motive des interlocuts bereits enthalten. 
Dsrmitndt, 17. Angul 1867. (BeJ.) Salm g. Lob. (Enunerling 1867. L 80.) 

61) Die PartlUe, welche eventuell einen Eid defertrte und, nachdem unter Ver- 
wiritaDg der prindpalaa MÜlai tat diana EU arkaant worden war, der AviMliiNlnng 
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ÜMM EUes , unter Vorbehalt des Rechtomittala der Cassation , beiwohnt« , wM dtthilb 
nicht untoUnig , das frühere Urtheil mit Cassation anzoprrcifon. Hei der nicht suspensiren 
Kraft des RecbtsmitteU der Cassation stand ihr kein Weg zu Gebot, die Ausschwörung 
so verbindeni; et luum abo auf ilmiii irswungenon EneheiiMii bei der Eidesleistung 
Hiebt gefolgert «ade», deee ate dem IMbeile ae^nlesefrl liaibe; andi eiMlMfail der 
durch eventuelle Eidesdolation bethätigte Yerglpichsvorschlag nur «nler der Yom^ 
setzuncr geinnrbt, dass das Hauptmittel sich nicht rechtlich bewähre. 

Darmstadt, 19. Januar 1858. (BeJ.) Aachener FeuerTeraicher.-Gesellseb. g. Wolf. 
(Emmerlfiig 185S. S. 18.) 

62) Ein Urtbeil, in dessen Motiven der Biebter sich entschieden über die bestrit- 
toM Belegs dee Beweietbemee anegeeproeben bal, wenn er aieb «ber in Deeiann all 

der Formel: „vor definitiver Entscheidung** begntiglai kann nidit vor eigangeneai End- 

nrtheil mit Cassation angefochten werden. 

Darm Stadt, 5. Biai 1858. (Cass.) Hirsch g. Lebensversicber.-GeeeUscb. (Emmer- 
Biig 1858. 1. 102.) 

63) Hat das Gericht in den Erwigungsgr Qnden seines Crtheils die xom B»- 
wiib erbotenen fbalaaehen geprtift, relevant und perllneni eildirt, demgemiet aber fn oei- 
nem DiapoeitW den Kläger (avant dire droit) xnm Beweise jener Tbaieaehen zugelassen, 
80 kann es, wenn auch diese Beweise geliefert wurden, dennoch in seinem Endurtheile die 
Klage abweisen, ohne die Rechtskraft der entschiedenen Sache zu verletzen, denn das 
eretere Erkcnntniss erscheint ale ein blosses Interloent, an welches der 
Biebter niebt gebnnden lat 

Braaael, 1. Dooember 1809. (BeJ.) (Paaler. 18ea I. 61.) 

64) Wenn des Oeriebt Uber die Znliecigkeit oder DnzaliaeigfceH einer Beweieart bo- 
sdgUch eines anerbotenen Beweisthemas erkannte, so kann es zwar nicht in einem spi^ 
leren Urtheile von dem frflheren insoweit abgehen, dass ea die frOher als unzulässig er- 
kaanie fieweisart ale zolieeig erkUirt, wohl aber von dem Bewetsthema selbst, und 
damit von dem ganzen Bewefe^Interioonte , Umgang nehmen, da an aeinan Yor- 
baaebeid niebl gebunden iai. 

Darmatadt, 90. Febniar 188a (B^.) Bloch g. Keaeler. (EmmerL 18ea L 88.) 

65) Daa ürtben, welebea ala Beehleeati anaepriefat, daae ea xvr ZnliaaigkeU der 

possessorischen Klage geatfes Art. 701 B. G. B. nidit genOge, daea In dem inneren Zu- 
stande der Oertlichkeit eine materielle Neaerun? vorgenommen worden sei, sondern dass 
dieee Neuerung in Wirklichkeit dem Klagenden Schaden gebracht haben müsse, und dem- 
geniaa eine Ezpertiee anordnet, nm «a conetaUren, ob wbldleb ein eolebar Sebaden vot^ 
handen aei Oder nicht, Ist zwar nnr als ein Interloent anzusehen; wenn jedoch ebM 
Parthie, statt dieses Interlocut aniiigreifon, deniRelben acquiescirt, indem sie die Homo- 
logation der daraufhin stattgefundenen Expertise und Zusprechung des hiernach beeteben- 
den Schadens beantragt, so kann eie nadiber niebt mehr jenee Interloent, nnd d>enBa 
wenig daa anf die Baeia jenee Interloenle eegan^ena Badortheil, welebea die Klage wegen 
nicht nachgewiesenen Schadens abweist, mit Cassation angreifen; denn dieses Endurtheil 
ist nur eine natürliche und nothwendige Fol?c fies ersten Urtheils und eine bioese An- 
wendung der Expertise, deren Homologalion der liecurrent selbst begehrt hatte. 
Paria, 11. Ami 1861. (BeJ. eb. dv.) (J. d. P. 1862. 8. 61.) 

66) Wurde in einem Appellurtheile der einen Parthie ein Eid aufgelegt, diese Uset 
daa Urtbeil mit Avenir in die Sitzung, um der Ausleistuug des Eidee in forma aeeepla bd- 
uwobnen, dem Gegner aignffiefaren , und der Letztere liaet bieranf einen AnwnbHwt zu- 
stellen, der den Zweck bat, die Erstere von der Ausleistang des Eides zurfickzuhalten, 
so kann aus diesetn Acte ein , den Cassationgrecurs gegen Jenes .^ppeUurtheil unzulässig 
machendes Acquiescement nicht entnommen werden. Es steht nämlich schon im 
AUgameinen naeb aber aaf den Grandeilsen der Lebra tob Veniebt bombenden Beeht> 
apreebong Ibet, daea ein weiteres Handeln auf den €lfVnd einea ergangenen Urtheils ein 
ZofdakkoBOBan gegen daaaelbe anf dem Wege einea in ergreifenden Beehlem it t el a nnr 
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dann aoflschliesst , wenn dfw ITanileln freiwillig wnr , rl. h. wenn der Anstoss von icm 
ausging, der das Kechtsmittei ergreifen will; da3s dagegen eiu solches Uaudelu nur als 
ftbgedrangenes gilt, «wrau ein Teittebt, dabw «ndi tSm Aeqn!ems«nx niebt gefolgaii 
xo werden Termag, wenn der Gegner vorangebi and die Piartbie in die Alternative Resetzt 
wäre, entweder jetzt schon ilas Rechtsmittol tu ergreifen und der Wohlthat des ilir oflen 
stehenden Termins verlustig zu werden, oder sich möglicherweise Rechtsnachlhoilo luiu- 
zieben. Dieser Grundsatz luuss vorzüglich bei einem aiebt suspeneiven Mittel, wie dem 
der daeatfon, aebe OeHong beban|rten« wo ea lüehl einmal dem Beenrrenten mOgHdi 
ist, durch eine alsbaldige Ergreifung des Rechtsmittels dis Vorangehen des Gegners sn 
hindern. Wenn es auch canteiarisch sein mag, mir unter Ucc h ts v o rb c h a 1 1 weiter zu 
bandeln, so muss doch, da kein Gesetz ein solches vorschreibt, der noch laufende Termin 
als ein Tom Ossels gegebener Vorbehalt belraehtet werden , znmal sofern die belreffenda 
Handlang noeh nIebt einmal einen abaolnt beseiebneodsa <As»kter bei 

Darmstadt, IS. Joni 1861. (Gsss.) Darmslädter Bank g. t. Sebold. (Emmeriing 
1861. I. 47.) 

67) Wnrde durch ein Urthcil eine Lilispendenz-Einrede verworfen und au fond eine 
Expertise aTiL'conliiet, fand diese Expertise statt und wutinto dor lUkla^'te derselben ohne 
Vorbehalt und Protostation bei, so ergibt sich aas letztcrem Umstände nicht nothweudig 
ein Acqaiescement, welches den Beklagten ansser Stand aelite, gegen jenes Urtbeil, 
sowsit sa die Einrede abwies, ein Beebtsmittel ta ergretfen. Aas dem Verhalten des 
Beklagten ergibt sich nicht mit Nothwcndigkelt sein Wille, lio er.raiigi'ne Entscheidung 
anznnehmen ; zur Zeit, wo er hei der Expertise concnrrirte, war er nicht in der Lage, 
diese Handlung zu suspendiren, konnte also durch seine Anwesenheit bei derselben nur 
die Wahrung seiner Bedtte beabsiebtigen. 

Brflaael, 38. Febrnsr 1862. <Bej.) (PMier. 1862. & 11^) 

68) Wurde durch ein Intcrlocut eine Expertise augeorduet, und der Auwalt der einen 
Fsribie wdinte der Bewdigung der Experten bei nnd ▼ertangts soweit nflOI^ selbst dis 
Beeidigung, so kann diese Parthio, wegen dos in dieser Haadlong ihres Anwalts liegenden 
Aequieseements, jenes Interlociit nicht mehr mit licrufung angreifen. 

Der Anwalt blieb, auch nach dem Interlocut, der Mandalarius ad litem der Parthic, 
und diese kann sieb gegen die Wirkung der von diesem emauireudeu Prozessbandlungen 
nor dardi ddsavwi schfUxen. 

Paria, «. Mirs 186^ (Bej.) (J. d. P. 1863. S. 97.) 

69) Hat das Appellgeriebt zwar in den Motiv an eines Urtheils sich dahin ausge- 
spiiMben, dsss der swf sehen den Partbieen abgeschlossene Vertrsg nidit als MiethTor- 

trag, sondern als Kauf und Verkauf zu betrachten sei, in dem dispositiven Theile 
aber blos erkannt, dass der wogen der Fehler des eolieferten Werke? auf Schadcnsersals 
Belangte nur für die apparenten Fehler verantwortlich sei, so steht dieses Urtheil nidit 
ala reebtakrifUg enisebisdene Sadia entgegen , wenn es aieb bei der spitsrsn Verlmdlong 
von der Frage handelt, ob and inwiefern der BeUagte fllr die Folge von fauem Mlngein 
SU haften habe? 

Sprach sich das Gericlit in einem Urthcilo , jedoch mir in den K r w a ix u n g s L' r ü n - 
den, dahin aus, dass ein gewisser Punkt erst bciui Vollzug des Urtheils zur Sprache 
kommen kOnna, so kann dieses Erkenntniss nicht als Ehirede der entsebiodenen 8a^ der 
auf Jenen Pankt gestOtiten foddent-Qegenklage entgegeogesetst werden. 

Darmatadt, 33. Deebr. 1862. (Bej.) Sehalk g. Schnitt ete. (EmmerL 1862. L 108.) 

E. Interlocat; Cassationsrecars. 

70) Gcjjpn prfiparaUirische und instructorische Urtheilc, zu wddieB 
auch die Iiiterlocute zu rcclmcn sind, kann gemäss Art. 14 des Gesetzes 
vom 2. Uiuniairc IV (Art. 193 der Gerichtsordnung vom -1. Phiviosc VI) 
erst üSidi eriuigtcm detimtiveu Urtbeile Cafisatiouärecurü üiugclegt werdeo. 
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Diese geaetzUehe Bestimmang ist durch den Art. 451 D. P. 0. nicht ahgoindert wor- 
den, (1.1 loliterer nichts Über das Rechtsmittel der Cassation verfügt, nach all^oitieinon 
Grundsätzen ( Staatsratbsgutachten vom 1. Juui 1807) aber die Specialgesotze über die 
AttiilnitioDtti iM Canatlooibofe dnreh die B. P. 0. niekt modilleirt werdeo. 

D»rmaUdt, 1. Juni 1832. (Rej ) Adiot g. Wirfli. 
• „ 19. Juni 1837. (Bej.) Krosch g. Bogner. 

„ 20. Deceuiber 1841. (Rej.) Appelhans g. Hallgarten. 

„ 14. Oetober 1844. (Kcj.) Lenz g. Mayer. 

„ lA. NOTvnber 1863. (Bej.) Berle 9. Eisenbalin. 

„ 29. November 1853. (Ecj ) Schneider g. Scherer. 

„ 4 September 1854. (Uej.) Sclinass p. Sclmass. 

„ 14. Mai 18ÖÖ. (Gass.) Taunusbabu g. Hölzer. 

„ 6. Mai 1868. (Oias.) Blraeh g. LebeniTacaidMr.-GeMlIidMft. 

„ 18. Jnni 186t (Oub^ Damntldttr Buk g. SiaboU. 

F. Identität des Klageansprnchs ond des Klasegrandes. 

71) Anspruch auf die in vcrschicdcuen Gebietcu gelegene 

Er bschaf tsm asse. 

Im Jahr 1807 stellte die A. L. aus Düsseldorf (Grossherzogtbuiu üerg), indem aie 
als anerkanntes oatQrliches Kind dos Grafen H. aaftrat, tot dem Kroisgerichle Crefeld 
(daaala n Fnakreieh gehflrig) g9gm die ebelieheii Verwandten nnd Erben daa im Ba- 

lirlte von Crefeld verstorbenen Grafen II. eine Klage anf Ilcrnusgaba der H&lfto des in 
Frankreich pelefrenen Immohiliar-Nachlassos des Grafen n. an; durch ürtheil dieses 
Gerichts, resp. des Appellhofs zu LUtticb vom Jahr 1812 wurde diese Klage abgewiesen, 
und ibr ngleleb die Eignnscbaft ala anarkanntaa natftrUetaea Kfcid daa Grafen H. nbg»> 
sproehen. 

Anfan;!S 1RI3 erhol) dipsoll'o A. L. pi-cion d'i? näinHrhon Krhen am Oorichtc rn Ddssel- 
dorf eine neue Klaj^e auf Anorkciiuung ihrer liigeiischafl als natürliche Tochter des ürafen 
H. und auf Auslieferung des ihr demgemäss xastebenden Ve ^ iiB Grosaharsogth um 
Berg bafindndwa Naebtaaaea dea Grafen H. Dieaa Klage wurde dnreb Drtbeil Tom Febraar 
1818 zagesprocben. Anf Appell der Beklagten erfolgte, nachdem imwischen sowohl Düssel- 
dorf wie Crefeld zum Krmigreich Preussen gelanjjt waren, ein lithcii des Appelltiofs zu 
Dflaaaldorf vom Jahr 1816, wodurch das ürtheil erster Instanz bestätigt und der Klägerin 
«äa anf ihren Anibeil an ftagUcben llaebbaa ansnreebnendea Pronsorino von OOOO fl. gagen 
die Erben dea Grafen H. lugeeproehen wurde. 

la Gemtissheit dieses Urthoils von ISlfi leitete die A. L fregon die Friicn Tl. Ver- 
folfiungen auf 2^iblung jenes Provisoriums cii:, welchen sich die Letzteren widersetzten. 
Dieser Einspruch wurde vor das Kreisgericbt la Crefeld gebracht, welches sieb incom- 
pelent erklirie, weil ea aieh yen der Interpretation «nea Ortbeila dea Appellbofa xn DOsael- 
dorf handle, diesem also gemäss Art. 554 B. P. 0. die Cognition zustehe. Gegen daa 
dieses Krkenniniss bestätigende Appellurtheil erfolgte Cassationsreeura der A. L. und ea 
wurde daraufbin dieses ürtheil aus folgenden Gründen cassirt: 

Daa DOaaaldorfor AppaUnrlb^l nm 1818 wirda n «inar Zeil arlaaaen, wo Ddaaaldaif 
achon sn Prenaaen geborte, konnte alao aneb In den prenaaiachen Provinxen der Unken 
Bbeinseite ohne weilers vollstreckt werden. 

Das ürtheil des .■Vppellhofs zu LOttich von 1812 stand dieser Vollstreckung nicht ent- 
gagen, indem es über die Frage, ob A. L. ein natürliches Kind des Grafen L. und auf 
doaaen BadibBa Anapmch xn madien baraebligt aal, nnr inaofem erkannte, ala die xa 
Onafeld angeatdile Klage anf Heranagnba dar Ibr als natOrliebem Kinde zukommenden 
Hälfte des in Frankreich p;c!e!iencn Immobiüar-Nachlasses des Grafen H anrichtet 
war, nicht aber über deren Ansprüche an dem im Grossherzogthum Berg lio^^cnden Ver- 
mögen, wogegen der Appellhof zu Düsseldorf die Ansprüche der A. L. auf die im Bergi- 
aeboB gdcgenan Kachlaaetbeita beaebriakla; die Vernrtbailiing snr Zabinng afaier Pro- 
vfaion bat aber eine zn verrechnende Geldaommc zum Gagenaiaoda, walcba in dem Ver- 
mögen dar Verortbeilten Qberali voUatredit werden kann. 
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Wenn diese YerurtiieOimg auch bei der A. L. die ihr durch das Urfhea 
von 1812 abgesprochene Eigenschaft eines natürlichen Kindes voraussetzt, 
80 kann hierdurch dennoch die Vollstreckung nicht gehindert werden, da 
der aus jener Ficrcnschaft abijeleitotc Anspruch auf den Nachlass sich auf 
das von dem Grafen H. im Her frischen hinterlasscne Verniügen beschränkt 
und auf diese Weise die gesagte Eigenschaft nur dort ihre eigentliche 
Wirkung her\orbringt. Uebrigcns enthält das Düsseldorfer Appellurtheil 
nichts, was die gewöhnliche Art der Vollstreckung auch nur im Mindesten 
zweifelhaft madien konnte; elteiiso konnte ftber die gegenseitige WirknnK 
der yon den Appenhofen zu Dflssddorf nnd za Lattich erlassenen ürtheOe 
nm so weniger Zweifel sein, als Letzterer über die Ansprache anf das 
diemals in Fraakrdch gelegene Immobiliar-VermOgen, Enterer hingegen 
aber jene auf das im Bergischen nachgelassene Vermögen erkannt hatte. 

Dnrrh dns angefochtene Urthcil wurde daher, dn sich dns Goriclit incompetent 61^ 
kUrtc, Uber den F.inspruch ßegen den auf Grund des Urtheils von 1816 gomachten Zahl» 
befebl xa erkennen, die executorUehe Kraft des Urtheils von 1816 geUhmt und hiemil 
4er Art H7 B. P. 0. rtrletil. 

Berlin, 29. DeMmber 1820. (Ous.) Lehmann g. r. Hallberg. (K. A. 2. II. 129.) 

72) Abweisung der Einrede der gänzlichen Liberation; 
nochmalige Einrede bestimmter Zahlungen. 

BbM «nie OppoeilioB dee A. hatte eialt A$nmf geeMUit, iu» der Gliabiger B. im 

Zahlbefehle mehr gefordert habe , als ihm nach einem einschlägigen Specialgesetzo zu gut 
komme , und dass sein wirkliches Guthaben durch von den» Schuldner A. geleistete Zah- 
lungen überbezahlt sei, und diese Opposition wurde durch Urthcil als ungogrQndet ab- 
gewieeen. 

Wenn der Schuldner A. gegen einen weiteren Zahibefehl mm neue 
Opposition einlegte, worin er niclit mehr die gänzliche Idberation be- 
hauptet , sondern nur den Abzug bestimmter Zahlungen , über welche noch 
nicht rechtskräftig entschieden war. vorl.angt, so darf das Gericht diese 
Zahlungen um so mehr dann noch berücksichtigen , wenn in dem neuen 
Zahlbefehl der Gläubiger selbst den Abzug der vom Schuldner zu, erwei- 
senden Zahlungen vorbehalten hat. 

Darinstadt, 13. Februar 1821. ( liej.) Schmitt p. Uhrig. 

73) Veränderte Sachverhältnisse; widersp rechende Urtheile 
des nämlichen Gerichts; requete civile. 

A. Wurde die Opposition des Schuldners gegen die wider ihn einge- 
leiteten Verfolgungen in einem Urtheile angenommen , und zwar aus Grün- 
den, deren nachmalige Beseitigung der Gläubiger nachweist, so verletzt 
das spätere ürtheil, welches die gegen die aub Nene eingeleiteten Yerfol* 
gungen des Gläubigers erhobene Opposition als nunmehr ungegrOndet ab- 
weist, nicht die Rechtskraft der entschiedenen Sache. 

Bei dem zweiten Urtheile In^ nicht mehr die nimliebo Sache unverindert vor, 
welche das ersle Urlhcil 7ur Kolge haUc. l'ntcr diesen yerfinderten Verhältnissen konnte 
auch das zweite ürtheil erkennen, dass der Üpposit nicht mehr zur Tordersamstigen Cau- 
kioneatellung Terpfliditel eei, obgleich et in im ersten Urttielle die Cevtieoastellang for 
aotbwendig eilcaiuit hatte. 

Nur wenn sich Urtheile verschiedener (Sericfate widersprechen, 
findet sich eine nach Art. 1351 B. G. B. zur CSassation eignende contra- 
ria des jugemens; liegen aber zwei in der nimlichen Sache von denselben 
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Gericbte erlanene, sieh widenprecheiide Uribeae vor, bo kuin dieses nur 
la einer requlte dirfle bereditigeii, keineswegs aber ein Mittel cor Cassa- 
tion abgeben (Art 480 and &04 B. P. 0.). 

Oarnstadt, iA, Febmr 1827. (Bi(|.) Aduraum g. Kleine 

74) Resiliations-Klagc; Vindieations-Klage gegen den 

dritten Besitzer. 

Im J. 1810 Tiriunft« Fritx an Widder «In Ham; Widder, welcher den Kaof^reie nodi 
ecbnldlg «er, TerkanAe dasaelbe 1813 an Kiefer. IMeaer kindigla im J. 1814 an, daaa 

er (Im Haus weifer viTaussern wolle, worauf ihm Fritz einen Act sicnificiren Hess, worin 
er gegen die Vcräusserung protestirtc, weil er noch den Preü zu gut habe und sich dee- 
balb die Klage auf Resiliatiuu vorbehalte. 

Kiefer atellle bleraaf eine Klage gegen Frilit wddier sleii noeb im Beallie des Hmea 
befand, anf Anerkennung des EigeoIhnniB und BSnorang an, «elcbe Klasse durch ürttieil 
TOm J. 1815 in beiden Bexiehnngen lusesprochen wurde. Im J, 18?5 erhöh Frif?. eciion 
Widder und Kiefer eine Klage auf KesiiiaÜon des Verkaufs wegen Nichtzahlung des Preises 
und anf Vemrtheiiuog des Kiefer aar Biomung dea Hanaea. Das Besirksgeriebt nnd mit • 
ihm daa beslitigende AnteHgericfal wieeen diese Klage, eoweit aie gigca Klefer erimben 
worden, wegen za deeien Oonalen an» dem Uribeile von 1815 beliebender redHakiiMger 
£nt8<'heiduDg ab. 

Der Caasationshof erklärte auf den hiergegen von Fritz eingelegten Cassationsrecurs, 
dasfl mit Onreebt die vorderen Siebter dem Drlhelle Ton 1816 betOglidi der newn Klage 

Ton 1825 die Beehtswirknng der entschiedenen Sache zuerkannt und hierdurch den Art. 1351 
B. G. B. verletzt hätten. Hiebei ging der Cassationshof von folgenden Betrachtungen aus: 

Die Klage auf Resiliation eines Contractes wegen Nichterfolluna der Oheniotiimcncn 
Terbindiichkeit von Seit^^u uiuea der Contrahcnten (Art. 1183, 1184 u. 1654 ib.) ist eine 
rein peraonliebe Klage, weldm nnr gegen den nreprOngliehen Mileontrahenten oder 
dessen Erben und Rcchtsnaebfolger , niebt aber gegen jeden dritten Inhaber dee im Ifei^ 
trage begriffenen Iinuiölids« zuständig ist. 

Die in einem solchen Kalle ni5gliche nnil mit dor !vla;^e auf Rosiliation eines HauB- 
▼eritaufs- Vertrages eventuell verbundene, gegen den dritten Inhaber als solchen gerichtete 
Vindicalione-Klage lit Ton jener Beailiationa-Klage in ihrer Natnr mid Beditafolge wesent- 
lich Tersebieden und dinglicher Natnr. Diese Vindirationsklage ist somit allerdings 
gegen jeden dennaligcn Inhaber 'le.s verünsserton fmrnnbi'ls i. A. zusulmlig, in ihrer Rechts- 
folge and Wirksamkeit aber zugleich von dem wirklicheu Gebrauche und Erfolge der 
persOnUeben Vorklage aof Besoinlion gegen den urspranglichen Kinfer nbhftngig und swar 
in so wesentlicher Art, daaa so lange jene Vorklage noeb oietat erhoben nnd gericbtlicb 
für bf'grünJet erkannt und der erste nnerfflllt gebliebene Verfiasserungsact setbat nidit 
wieder aufgelioben, oder der Grund der Vindication von dem dritten Inhaber niebt sonst- 
bin zugestanden und nachgegeben worden ist, von einer Vindication des Immobels aus der 
Band des dritten Inhabers im Beeblssinne nicht die Bede uSa kann. 

Hiernach konnte in concreto das Urth^ von 1815 nidit Cllr die Khige von 1825 nie 
entschiedene Sache betrachtet werden. 

Es fehlte namentlich : a) an dem nämlichen Streitgegenstand; bei 
dem ürtheile von 1815 handelte es sich nur von der Wirkung des Verkaufs 
von 1813 und dem Rechte des Kiefer, in Gcmässhcit desselben den Besitz 
zu verlangen; eine Resolutionsklage hatte damals i'ritz nicht angestellt, 
sondern nur angedroht, es konnte also das Gerieht damals über diese vor- 
gängige Klage gar' niebt erkennen, mithin auch noch nicht von einem 
Yindicationsrecht des Frits gegen den dritten Inhaher Kiefer die Bede sein, 
b) An der Identität der Personen; ohne Zoziehang des Widder war eine 
Verbandlmig bezOgücb der BesiliationsUage gar nicht mSglicb. 

Dnrmfindl, 12. Deeember 1838. (Gsss.) FMte g. Widder «nd Kiefer. 
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75) Abweisung der Verjährungseinrede bei Gelegenheit 
eines In cidcntpunktes; Wirksamkeit des Urtheils in der 
Hauptsache. 

Wurde bei Gelegenheit einer Pcrenitionsklaprc der hier vorgeschützte 
Einwand , dass die Klage durcii 40jührigc l'räscription erloschen sti , als 
unbcuründot drtinitiv verworfen und über die Perenitionsklage interloquirt, 
später aber die Pcreiiitionskiage abgewiesen , so kann bei demnäch.stiger 
Fortsetzung der Hauptsache die Verjälirungseiiircde nicht abermals vor- 
gesciiützt werden ; C6 bleht dieücr Einrede die KecUlbkraft der eutächiedeneu 
Sache entgegen. 

Berlin, 1. Decbr. 1832. (Gass.) v. Kererbeis g. BraanfeM. (K. A. 18. II. M.) 

76) Negatorienklage; Abweisung; spätere Vindicationsklage 

und Klage wegen Störung des Eigenthuinsbesitzes. 

Wer um desswillen mit einer Negatorienklage abgewiesen wurde, weil 
der ihm obliegende liewcis des Ei-icuthunis an dem fragliciicn Ininiöbel für 
nicht erbracht erklärt ward, kann in üeziohuni^ auf dieses Imniübcl ^'egen 
den nändiclien Verklagten nicht mehr mit einer Vindioitionsklage aufkommen. 

Die frühere Uestreituug des bigontliuuisruclits des Negotorienklägers von Seiten des 
Varfcli^ten ttellte dieses Beehl selbtl in Praire; es mnsst« also deren Enisdieidang der 
Frage, ob und in wie weit der Beklatrtc Kißenthams- oder Nutzungsrechte an dem In 
Retle stchen'Ipn Iiniiiöbcl in Ansprach nohmon konnto . prfijudiciell voriiergehon. Sobald 
nun jiMie Kijitinthuiiisfiago gegen deu üliiger verncineii i cntschieilen war, konnte auch von 
Letzterem, hierauf bezüglich, eine Vindication nicht mehr gegen den Verklagten aiige«telU 
«erden , da dieselbe Eigenthamsfrage aber den nimlieben GegMistand, gegen alle BecbU- 
begriSe, xwisdien denselben Parteiea nicht von Neuem cur Sprarlu- ijo!)i acht werden darf. 

Ebenso wenig kann er auch jetzt noch gegen denselben Verklagten eine 
Klage auf btörung des Eigenthumsbesitzes hinsichtlich jener Liegenschaft 

ansti'llen. 

Berlin, lü. Januar 1833. ( Itej.) Lugeimaun g. Pcterswald. (K. A. 29. 11. Iii.) 

77) Negatorienklage; spätere Vindicationsklage. 

Wenn eine auf Untersagung der Nutzungsrechte in einem dem Klfiger 
zugehörigen Walde gerichtete negatorische Klage wegen Nichterbringnng 
des Eigenthumsbeweises rechtskräftig verworfen wurde, so kann der Kläger 

nicht mehr aegeu den Verklagten später eine Vindicationsklage wegen des 
nämlichen Waldes anstellen. 

Die crsfert' Ki.'i<'f I rrulit, wit' die letztere, auf der Ik'haiiptuiiLr dos Ivigonthumsrechts 
au dem rraglictioa liuniutiel; dieses Eigentbunisrecbt in seiner Freiheit hildet bei jener deu 
cigcDtlieben Sti«ilgegonstaiid (la cbose demandde) und das Urtheit, welches erkannte, dass 
der Klfiger das Eigenthuu an der Sache niebt habe, steht auch der VlndiealionsUage als 
res jiiJicata entppgcn. 

U erlitt, 8. Novembor 1841. (Gass.) Engebnann g. Peters wald. (K. A. 32. 11. 6.) 

78) Urtheil, welches die Theilung einer Erbmasse verord- 

nete; Bestand der Masse. 

Erster Fall, in olner auf Theilung einer Krhniasse gorichtoten Klagsacbe er^ 
folgte ein Urtheil, welches den Binwand, dass bereits gelh^lt sei, verwarf, indem es 
erkannte, das» ein zur Kcchtfcrtl'^uii<; jener Einrede vorgeIo2»cr Act nur eine partiell© 
Tbeilang enthalte} und deugemfiss verorduete, dass die ganze Masse getheilt werden solle. 
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Die Rechtskraft dieses Erkenntnisses steht dem nicht entgegen, dass 
das Gericht in einem späteren Urtheile entscheiden kann , dass ein bestimm- 
ter spccieller Gegenstand, der bei dem früheren Urtheile gar nicht zur 
Sprache gekommen , und hinsichtlich dessen damals nicht entschieden wor- 
den war, nicht zu dem zu theileuden Nachlasse gehöre, sundem Privat- 
eigentbum des einen Licitanten sei. 

Die im frühereu Urtbeiie geschehene iillgcaieine Anonlnung der Theilang euthält nichts 
alf di« BMlimiDiing, dan der NMblaM dM Erblassen unter deo Interesseateo aar Tbel- 
iung gebracht werden soll; erst vor dem mit der Thoünn!:^ beauftragten Notar ist zu unter- 
suchen and elwa im Weg der Contestaiion festzustellen . was Xtt dam Maeblasao gebOrei 
was za couferireu sei (Art. 828 B. G. B. und 978 B. l'. ü.) 

Darmatadl, 3. Oetober 184). (BeJ.) Oradwobl g. GrOn. 

Zweiter Fall. Wenn auf eine Theilungsklage hin das Gericht die 
TheUimg einer Nachlassenschaft verordnet , so kann das desfaHsige UrtheO 
nidit als Präjudiz hinsichtlich der später entstehenden Frage, ob nicht ein 
einzehier Gegenstand bereits getheilt sei? entgegengesetzt werden. 

Dort handelt es sich von der Hinterlaasenscbaf^ als universitas juris, hier von einem 
einzelnen Gegenstände aus dcrsc-lLicn, also ist bei hci<I>Mi nicht die nämliche Sache 
in Frage; ob wirklich auch eine zu veriheiieude Aciivmasse vorhanden sci V dieses hat daa 
Geriebt aa md fbr sieb in seinem Ortbeile nidit ealaebiedea, aondeni nur TOFan^eselst, 
dasa di« Inrentur ein Theilongsobject liefere. 

Darraatadt, 11. Febr. 18M. (Caas.) Beiebert g. Sehnekmann. (EmmerL 1866. L 8.) 

79) Einrede der Fendalitftt einer Grundrente; Einrede der 
Nichtzttl&ssigiceit einer directen Klage gegen den Be- 
sitzer. 

Wenn der angebliche Eigenthflmer emer Grundrente die Besitzer der 

belasteten Grundstücke auf Prästation belangte, und es erfolgt aal den 
Einwand der Beklai^'tcn , dass die eingeklagte Rente feudaler Xatur sei, ein 
diese Einrede verwertendes Urtlu il, so steht die lieciitskraft der ent;ichie- 
denen Sache (aus diesem Urtheile) nicht der nacliher vorgeschützt werdenden 
Einrede der Beklagten , dass sie als Besitzer nicht direct mit der Klage 
behugt weiden könnten, entgegen. 

Hier iat da gans anderer Stratpookt (nne aalre cause) aa anlieheideii; aa kann andi 
Hiebt eia Vanidrt anf diese Einrsde aaa deren Niebtforaebfltien bd der froberen Veiliandlnog 
aotnofflmcn werden, da dicseihe keine di latorische Einrede liildet (cfr. zu Art. 186 B. P. O.). 

Darm Stadt, 13. November 1843. (Gass.) Heppenheiiuer Ceositon g. Hospital Wonua. 

80) Actio negatoria und confessoria. 

Wenn auf den Grund einer Negatorienklage die Freiheit des Guts von 

einer Dienstbarkeit ausgesprochen ist, so kann der Negatorienbeklagte, 
welcher das Dienstbarkeitsrecht in Anspruch nimmt, später nicht wieder 
mit einer desfallsigen Gonfessorienklage auftreten. 

Es steht ihm die Einrede der rechtskräftig entschiedoiieti Sache enlg02cn , wenn er 
gleich seine Coni'cssorieuklage auf eiueii andern Titel baut, als auf welcheo tun er früher 
in der Yertfieidigang gagen die Negatorienklage sein Dienstbarkeilsreebt gegründet bat; 
denn — mit Vorbehalt der im Wege der Restitution noch geltend zu machenden etwaigen 
neuen Th.-ils.ichcn — sind alle Einreden , welche nicht zu rechter Zeit vorgetni?on wurden, 
rerloren und sie können auch nicht mehr im Wege der hcsondern Klage geltend gemacht 
werden, um die Wfrfcnng des ^egea den Beklagten ergaiigenea Drtteifa wieder anfxnbeben; 
ee kann afaM aneb, wenn die Freibeit einea Gate der Streitgegenitand war, ein Grund, der 
gegen dleaa Freiheit hatte geltend geotaehl werden können, qiiter nieht wieder im Wege 
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derKla^e vor^clira;:!it v ordi>n , um wi.nler ein der roebtokriftig «MgMpradMaM FMhttt 
des Guts entgegeDjce5cl7.tcs Urlheil zu erwirken. 

Mannheim, 2( Angast 1843. (Oberbofg. Jahrb. 8. 906, 906.) 

81) liccbtswirkrug eines in possessorio ergangenen Urtheils 

für das petitorium. 

Hat ein A'. nf rcr in einer Klajje prctren einen Müller wegen Störung 
im Annalbesitz iK'.; Bev.asscruniisrecht.s obu'osiegt, so war er, als in posses- 
sorio Obsicgendi r, in pctituriu von der Buweislast befreit; einen weiteren 
Einfluss vermögen ahin- die possessorischen Urtheile auf die petitorischen 
Verhandlungen niclit auszuüben. 

Darmstadt, II Ortnber 1844. (Rej.) Lenz g Mnyer. 

82) Besitzstüru:.3sklage; früheres obsiegliches Urtheil 
we-ren einer ähnlichen Störung. 

Erfolgte im Jahr 1 27 in einer Besitzstörungsklage ein in Rechtskraft 
erwachsenes Urtheil, ^veIches eine Ilaiidlung des Beklagten als Besitzstörung 
erklärt und dem L ti'.terun dergleichen und ähnliche Eingriffe für die Zu- 
kunft verbietet, so kann der Rechtsnachfolger des Klägers, wenn sich der 
Beklagte im Jahr 1814 einer Ähnlichen Besitzstörung schuldig macht , zur 
Bechtfertigang sdner darauf gestfltzten possessorischea Klage , auf jenes 
TJrtheü als rechtskräftig entschiedener Sache sich beziehen. 

Wenn das Gericht bei Interprelation des friil iTon UrtbeÜs findet aod auspriebl, diM 

hei der neuen Klage ein ähnlicher Kiiigriff, wie iti ilt^r früheren Klage, und demnaeb ret 
judicata vorliege, so unterliegt diese faetischo Entsclicidung nicht der Kritik des Caata- 
tionshofs. 

(S. das rabsre sdd Beglement vom 28. Juni 1738.) 
Darmstadl, 12. Jimi 1846. (Bej.) Kleb g. Sieingftster. 

83) Actio negatoria und confessoria. 

Erster Fall. Das Urtheil, wodurcli die Negatorienklage abge- 
wiesen wurde, enthält keine rechtskräftige Entscheidung für den Beklag- 
ten, dass ihm das vom Kliger bestrittene Dienstbarkeitsrecht zustehe. 

MH der Verwerfung einer Klage wird nur den KIfiger das Ton tbm beanspruchte 

Recht nicht zuerkannt und wem diese Verwerfung auf 'lic vom Beklagten vorge- 
«rhfltzteii Eiiird*'!! sich stiitzt, 80 siml doch letztere nur «Iit Grund des Urtheils, nicht 
dessen lobalt Der Beklagte kann daher aus Jenem Urtheile nur das Küctit ableiten , dass 
dieselbe Klage nicht nodimals gegen ihn erhoben werde , nteht aber einen Uriheiisvoliiiig ' 
fordern oder Seiner Seils eine Klage darauf gründen , da ihm darin nichts sngsspro- 
e Ii eil ["'t. 

Mannheim.... (Hofg. Annal. 1846. S. III.) 

Zweiter Fall. Das eine Negatorienklage abweisende Urtheil kann 
zur (}niii(lla'i(> der recliLskräftigen Entscheidung des Bestehens des wider- 
sprocheneu llt'clib'.s dienen, wenn aus den 1-nt.scheidungsgründen hervor- 
geht, dass der Xegatorienbeklagte den Beweis dieses widersprochenen Bech- 
tes geführt hat. 

Es ist hiwnadi Ober dieselbe Rechtsfrage bei dsm fritheren Preisns sidKn in IsiUsr 
Instans enisehieden worden und kann deshalb das rsehtskriUllig festgcstsllte Element des 
früheren Urtheils nicht nochmals der richtcrlichoa Enlscheidimg nntsrbrcitsi werden. 

Mannheim.... (Anual 18Ö6. S. 81, 83.) 
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84) EigenthumBklage; Klage aas einer Antichrese. 

Wörde durch ein in Rechtskraft erwachsenes Urtheü eine Eigen- 
thomsklage, gerichtet auf Herausgabe eines von dem Beklagten nn- 
beiugter Weise besessenen Immöbels, abgewiesen , so steht dieses Erkennt- 
niss nicht als res judicata der persönlichen Klage entgegen , welche 
der nämliche lüäger später gegen duuselben Verklagten, in Gemäss- 
hcit eines antichretisclien Vertrags, auf Kelractiou jenes Immü- 
bels erhebt. 

Natur uud Begrüuduog beider Klageu aiud verachiedea. LuerhcLilicb ist es, wenn in 
lern frftberan Urfbälle «in Erwifpng^inrail entliallen sein sollte, wonaeh das Oeriebt eins 

der neuen Klage entgegenatehcode Einrede als richtig erliannto, ohne dass jelodk in dsm 
dispositiven Theilc jenes ürtheils eine dcsfallsige Entscheidung erfolgte. 

BerUa, 14. Februar 1818. (Gas«.) Schmitz g. Sobratutu. (K. A. 43. II. 35) 

85) Identitftt des Klagegrundes; Ersitzung. 

Erster F alL Die Gemeinde 0. hatte In einer Klage, mit weteber sie abgewiesen 

wndet den Erwerb ihres angdilicheii Rechtes ( Ho!/.1>erechtigung) auf Verjährung gestützt 
md natneutlich geltend gemacht, dass dio von ilir behauptete unfürdcnkliche Verjfihrun(; 
Sdion Tor 1810 (iMafttbriuig des B. G. B. in Baden) vuileniet gewesen sei, der Besitzstand 
Obrigens bis 1838 fortgedauert habe. In einer neuen Klage wurde eben&Us der Erwerb 
durch Verjährung behauptet, dabei aber geltend gcoiachl, dasa die Ersitmng bis tam Jahr« 
1834 fortgolaufcn und in diesem Jahre vollendet worden sei. 

Diese neue KIiil^ü ist. auf Grund der Einrede der rechtskräftig ent^ 
schiedenen Sache, zu verwerfen. 

Darin, daaa die neue Klage den Besitzstand vuui Jahre Ibiü Itis 1834 zu dem früheren 
Unmuedutso SMlile, ist kein neuer Klaggrund n erbildwn; übrigens war schon in der 
froheren Klage Ton einem bis 1838 fortgesetzten BesÜsstand die Rede. 

Mannheim.... (Oberbofg. Jahrb. 1647/46. 8. 943) 

Zweiter FalL Wurde Jemand mit dner Klage, worin er seinen 
Anbruch auf dne Weggerechtigkeit auf eine 30jährige Verjikhrung gestfltzt 
hatte, abgewiesen, so steht das desfallsige Urtheü einer neuen Klage des- 
selben , worin er seinen Anspruch auf jene Wegegerechtigkeit auf die un- 
fürdenkliche Verjährung stützen will, als res judicata entgegen. 

Abgesehen von der Frage, ob bei dingliclien Klagen durch die Angabe eines andern 
Entstebongsgruiidüs bei der zweiten Klage, welche das nämUche dingliche Hecht zum Gegen- 
stand hat, wie die erste, die Einrede der BeeMskraft flberhanpt ausgesdilossen werden 
kann, so ergab sich aus o'uior Vcrgleichung beider KIsgen, dass aadi die erste Klage 
sefaon auf die unvordenkliche Verjährung gegründet war. 

Manuheim.... (Oberhofg. Jahrb. 1849/dO. S. 219.) 

86) IllatenforderuDg der Ehefrau; Gutertrennungsklage; 
Auseinandersetzung der Gatergemeinschaft 

In einer QStertrennungsklag«; .schob der Ehemann , um darzuthun, dasa das Illatum 
der Ehefrau, namentlich eine ihr nach iloiii Khevertra^e von ihior Mutt'^r jrc^iefn'ni' Summe 
Ton 400 tl. nicht gefährdet sei, derselben einen Eid darüber zu, dass diese i^ummc sofort 
wieder an die Untter sorackgegcben worden sei; die Bhermn nahm diesen Eid an; der 
Ebemaon Teidchtete hierauf aof die AnssdiwOmng dieses Eides nnd es wurde demnidist 
die Gatertrennnng vom Gerichte ausgesprochen. 

Dieses Urtheil kann dem Gläubiger, welcher in dem darauf folgenden 
Verfahren auf Theilung und Auseinaiulersetzuug der ehelichen Gütergemein- 
schaft intervenirte und den Ersatzanspruch der Ehefrau für veräusserte 
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Illaten bestritt, nicht als rechtskräftig entschiedene Sache, j^er lUateii- 
posten sonach nicht als erwiesen angesehen werden. 

Die erste Klage hatte nänilicb nur doii Zweck, dass vom Gerichte die Gtttertreanting 
aosgeaprodien werile und es bg di«8«r Kbge ladiglieh das Pondainent, dsst das EinlHiiigm 
der Fraa gefährdet erscbeine, sa Grande; das darauf gefolgto Verfahren hat aber lediglich 
den Zweck , die Gilterlrennung selbst zu rcnlisiren unil das L^inbringeu der Ebefi-au in seiner 
Grösse festzustellen. Wenn in der früheren Klage dieses Hinbringen ebenfalls einen Gegen- 
stand der Yerhandlang ausuiaehte und mit lu Betracht gezogen wurde , so ist dies nur als 
um desswiUen gessbeben anznsehen, well erst hiemacb bemessen werden konnie, ob 
uitküch Gefahr für das Einbringen bestand; es sollte aber keineswes'« dabei die Grösse 
dts lünbriiiffcns festfrcsctzt werden, wie denn auch in dem entscheidenden Tlicilo des die 
Gütertrennung aussprechenden Urtbeils die Grösse des Einbringens nicht berührt, noch 
hierUber entscbieden wurde. Beide Verfabrm sind biemaeh sowobl nach ihrem Gegen- 
stände , als nach ihrem Rechtsfundainente und Zweck wesentlich verschieden. Auch die in 
dem früheren Reclitssti eito crfolitte Kideszuscliielnin? . Annahme und Erlassung der Au9- 
BchwArung kann binsichtiich der darin begrülenen IJlateuforderung vou 400 fl. nicht die 
Einrede der abgenrlbeOlea Saeba begrfiirien, bidett blerdnrA vor da« Faetam, dasa die 
biferirlen dOO 11. niebl sorBdibeiidill wurden, daigelban wurde. 

Darmatadl, 5. November 1849. (Cua.) Zimmermann g. Mililer. 

87) Identit&t des Gegenstandes. 

Wenn bei einer in mehreren Terminen zahlbaren Schuld über das erste 
Ziel ein Terortheilendes Erkenntniss erfolgte und daraof hin die Oberai^pel* 
lation aus dem Gründe für mwtatthaft erUirt wurde, weil nidit das gsnse 
Recht, sondern nur der fällige Theil in Streit gewesen, mithin die appel- 
labele Summe nicht vorhanden sei , so kann einer späteren das ganze Recht 
verfolgenden Klage die Einrede der recbtskriUtigen EntiSCheidung nieht ent- 
gegen gehalten werden. 

Das Urtheil des Oberappellationsgcrichts hatte nur ausgesprochen, dass nicht der ganze 
Vertrag Gegenstand jenes Bechlsstreits gewesen sei, dass daher die Frage seiner Gültig- 
keit fBr andere daraus abaileitende Verbfaidlichkeiten olTen Ueibe; denn andemfUls bitte 

dem Beklagten damals das Rechtsmittel der Olterappcllation nicht versagt werden dürfen. 

Mannheim.... ( Oberbofg. Jahrb. 1849/ da S. 44ö , 449 , YUgü mU Oberhofg. Jahrb. 
1852/53. S. 315.) 

8S) Einrede; wiederlioltcs Vorbringen auf einen andern 

Grund hin. 

Wurde in einem Incidentverfahren über die Zulässigkeit einer Inter- 
vention die von dem Beklagten aus einem bestimmten Grunde (gemäss Art. 
442 II. G. B.) vorgeschützte Einrede abgewiesen und zugleich der Incident- 
punkt selbst zum Vortheile des Gegentheils rechtskräftig definitiv entsclue- 
den, die Intervention als zulässig erkläi't, so kann der Beklagte später, im 
weiteren Verlaufe des hinsichtlich der Hauptsache noch anhängigen Rechts- 
Streits, die nimliche EUirede, auf einen andern Grand (auf den Art 1597 
B. G. B.) gestfltzt, nicht aufs Neue verschätzen. 

Abgesehen von der Frage, ob der neue Aniing mit dem bereits früher rerhtf^kräftig 
verworfenen Einwände la incmc cause bilde oder nicht, kann das Urtheil, wolclies das 
wiederholte Vorbringen der Einrede als unzulässig erklärte, nicht wegen übler Anwendung 
des Art. 1351 B. G. B. mit Gassslbn angcgriflen weiden. Dieset OaseaBonsmittel beruht 
auf einem gimlidien Miasverstaade der Lehre der snceesdven ZulSs^kdt peremletiseber 
Einreden. Die eben erwähnte, <ler 1 2. cod. sent. rcscinli non posse entnommene, ganze 
Lehre ist höchstens in dem Sinne zu verstehen, dass in so lange der Klageanspruch, gegen 
welchen poremtorische Einreden möglich sind, noch nicht definitiv recbtskriftif 
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zugesprochen ist, in nllen Tn'-Ianzon noch solche Fxcoptinnpn voracbmrht wer^lon Vün- 
ncn, (la83 dagegen, der Vernuiilt und der Natur der Sache nach, es in demselben I'io/.e'ts- 
gange mit den Einreden gegen die Klage ein Ende haben muss, sobald der Klagcanspi uch 
defintllT rechlskrffUg xnerkaont worden ist. 

Darmstadt, 36. November 1850. (Bej.) Kiiz g. Wittokiod. 

89) Mors zn beziehen and mora zu liefern. 

A. hatte Werthpapicru für Rechnung des B. gekauft und ein Urthcil erwirkt, welches 
dem B. aufgibt, solebe innerhalb 8 Tagen gegen Entriditong des Kanfpretse« an besie- 
he n , widrigenfidls A. eruiSehtigt aefo eoU die Papiere zn TerkanTcn und von B. die 

PreisdilTerenz 7.n verlanc^^n 

Auf dieses Eikenntiiiss kann sich 1>. nicht als reditskraftiifc Entscheiihing 
berufen , wenn es sich später davon handelt , üb seine Verbindlichkeiten aus 
dem Geschäfte darum weurgefallen seien , weil A. , obgleich durch ein Ileal- 
anerbictcu und eine Auirorderuug , die Papiere zu liefern, in moram 
YmsMf sokhe nicht geliefert hat. FOr diesen Fall enthielt jenes ürtheil 
keine Yorsehnng. 

Darmatadt, 3. October 1853. (Bej.) Pabstoiann g. Mayer. (Einmerl. 1853. L 87.) 

90) Neue Klai^^e gegen Jemand als Sammtschulduer und auf 
Zahlung des Ganzen, nach vorheriger Abweisung der 
gegen Denselben als Mitschuldner fttr die verfallenen 
Termine erhobenen Klage. 

Das Urtheil, welches den Kläger mit seinem Ansprach auf mehrere 
Ter&Uene Termine dner Kaufschuld abweist, steht einer neacn Klage 
auf die ganze Schuld und ebenso das Urtheil, welches eine Klage gegen 
eine Person , in ihrer Eigenschaft als Mitschuldner, verwirft, einer 
neuen Klage, womit Diese als Sammtsehuldner belangt wird, entgegen. 

Die crüton I'.rkeniitnisse enthalten l<ereit<^ dl« Etttscbeidong über die nümlichen K<-chte 
in ihrem ganzen Umfange, indem das Niciitäein des klcioeren Uecbtes mit logischer Noth- 
wendigkeit das Nichtsein des grüsscrcn in sich sctiiicsst. 

Gonstanz und Mannheim, 1851 (Annal. 1854. 8. 221, 223.) 

Mannheim, 5. Juli iS55. Hotg. ond Oberilofg. (Annal. 1855. 8. 214, vergL mit 
Oberhofg. Jahrb. 1852/53. S. 313.) 

91) Nene Klage anf Theilung im Stflck nach Abweisung der 

Klage auf Theilung nach dem Werthe. 

Dem Kläger, welcher mit der Khige auf Theilung nach dem 
Werth rechtskräftig ab^wiesen, in eüier zweiten Klage Theilung im 
Stficke verlangt, steht die Emrede der Rechtskraft entgegen. 

Das ürtheil atif die erste Klage hatte dem Kläger das Uecbt auf Theilung über- 
haupt aberkannt, und ist daher fOr die Kealthcilung, als eine Art der Tbeiloog, prfi- 
Judicien. 

Mannheim, 5. Juli 1855. (Zentn. Mag. II. S. 299.) ' 9 

92) Dcstitution des Vaters von der Le galvorniundschaft; 
Rechtskraft bezüglich seines Erziehuugs- und Verwal- 
tungs rechts. 

Wenn ein Vater, der als überlebender Ehegatte wogen Unwürdigkeit 
und Unfähigkeit der Legal vormundscl in ft über seine Kinder rechtskräftig 
entsetzt worden war, nunmehr sein Dugciircu auf Erziehung seiuei* Kindtir, 



Digitized by Google 



606 



Bflrg«rli«h6t (^•■«tsbveh (Art. iSU). 



Verwaltung ihres Vermögens und häusliche Gemeinschaft mit ihnen, aus 
dem Titel der väterliclieu Gewalt fornmlirt, so verletzt das Gericht, welches 
eben wegen dieses rechtskräftig gewordenen Absetzuiigsbeschlusscs und mit 
Berufung auf ihn, dieses neue Begehren des Vaters abweist, den Art 
1351 B. G. B. nicht. 

K«{iiMwegt kann hlarlii «ine Erttreekung der Bedilsknft Ober ihr« g«i«ldIeh«B 
OriOMn Ubaiis erblickt w«rdeD, wenn auch «in Beschluss über Vormnodsehafl auf die 
sonst davon unabhängige väterliche G- walt anrzpwendet wird. Denn, wenn das Recht auf 
Erxiehnng der Kinder und Vermögeusverwaltuug derselben dem Vater in seiner Eigenschaft 
ala LegalvonooDd ans Qrllnden ali«4cannl «tirde, welche ihn «I« Vater nicht unberOhrt 
Jasseni ihn vi«lm«hr hi gl«ieh« llitt«id«naehafl ti«h«n, ao waren aowohi dar Qe^aalaiid 
der firOheren Klage , als der Rechtsgrund ihres Erfolges , die Personen der streitenden 
Thcile und die Eigenschatten ihrer Betheiliguny;, ganz identisch mit denen dor späteren 
Klage, welche abgewiesen wurde; es lagen mithin in dieser solidarischen AuiTassung auch 
all« Bediagniaaa vereinigt rw Aogm, an waldi« d«r Art. ISftl dt« Wiilnng d«r Ba«hti- 
kraft einer Entscheidung geknOpfl bat. 

Mflnehan, 11. M&rz 1856. (Bej.) Wolf g. Kann. 

93) Lftdang bei einem Agenten; Notification der Gession 

bei Demselben. 

Wörde in emem rechtskrfiftigen ürthdle erkannt, dass bei dem Agenten 
einer Biaxmjmea Gesellschaft diese Gesellschaft nicht goltig vorgeladen 
werden könne, so steht dieses Erkenntniss bei Entscheidung der in einem 
späteren Prozesse sich ergebenden Frage, ob die Notification einer 
Gession gültig bei jenem Agenten habe öfolgen können, nicht als rechts- 
kräftig entschiedene Sache entgegen. 

Da lur Begründung der Einrede der res judicata Identität des Gegenstandes des zweiten 
Bechiastreites erforderlich ist, Urtheilsmotir« absr di« Bechtskraft nicht beaebreiteii, ao hat 
das Oarieht bei d«ai s«r«tt«n B«dil88lrail« jsa« Frag«, aber w«leb« daa frohar« Drth«il 
niclit «ntaoiliieden hat, selbstständig zu profen und zu entscheiden. 

Darmstadt, 5. Mai 1858. (Caaa.) Hirach g. Lebensveraidieruags - QeseUscbaft. 
(Emnierling 1658. I. 102.) 

94) Identität des Klagegegenstandes; Motive des Urtheils. 

Ein gleicher Klagegegenstand kann nur insoweit, gemäss Art. 1351 
B. G. B. , als rechtskräftig entschieden angeschen werden, als die Identität 
durch das Dispositiv des Urtheils ausgesprochen wurde. 

Erörterungen der Frage in den Motiven bleiben durchaus unerheblich. Denn 08 ist 
ein anerkannter Recbtssatz, dass die Motive eines Drthe^ fOr sieh alleinstehend nicht 
aar BegrOndnng der rea Jvdioata angerafen w«rd«n künnen , aondern nnr in VtiUndnag 
mit dem verfügenden Theilc , und dies aus dem Grunde , weil die Motive keiner selbst- 
ständigen Hechlskraft fähig sind, indem sie nur zur Erläuterung und Verdeutlichung de« 
verfügenden Theiles dienen und niemals eine grossere Tragweite haben können. 

Mflnehen, 18. Mai 1868. (Rej.) Pletaeh g. die k. Begierong. 

ft) Ve rurtheilung des Besitzers eines Immobcls zur Räu- 
mung; bpäteror Einwand des iS ichtbuäitzes; bchadens- 
ersatz. 

Derjenige, welcher in einer Beviudicationskiagc verurtlieilt wurde, ein von ihm be- 
aeaaenea Lninöbel dem KUger xn rivinen , und die«e« ürdieU in Becbfakntfl wwadiaen 

liess, kann nicht spater, wenn ihn dor Kläger in Gemässheit dieses Urtheila auf Räumung 
verfolirt, diesem Vollzuii mit dem Einwamlo entgegentreten, dass er schon zur Zeit des 
gedachten Unheils das ImmObol nicht mehr in Besitx gehabt habe, dass Tielmehr , wie 
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iorcb die von ihm vorgelegten Ürkunlen dargethan sei , ein Anderer im EigeuthuiusbosiC» 
(]pq Gruii l'^tucks sich befinde und m ibm datier unmöglich •«>, dasselbe dem KJitger eiu- 

Diesem Einwaude steht die Rechtcikiaft der entächiedeuen Sache ent- 
gegen. Zeigt der Beklagte die Uumüglichkeit der Bäumung nach, 80 mtus 
er dem Kluger, auf desfoUsigen Antrag, statt deeaen SehadenserBatc leisten 

(Art 1142 D. G. B.). 

Paris, II. Fabmar i86a (Oaas.) (J. L P. 1801. & 331.) 

96) Neuer Klagegrund; Nebentimstand. 

Erster Fall, ^achtiem eiue, liie Haiiuag euics Uieuatvertrags, auf (irund eiuer 
DIeosteigiutlur und eines mllndiieliMi Versprecheos, bexweekenle Klage reahlskrfiftig abge- 
wiesen war, erbeb KUger «ne neae Klage, weiche er wieder nebst der Dieusteigoatur 
auf dasselbe mündliche Vcrspn'chen grOiidote , das er aber als einen neuen KlagogrunJ 
geltend inachU-, indem er jetzt eine andere bestimmte Zeit dea mandiiclicn Verspre- 
cheos (nach der Signatur) behauptete, als frOber, «o dasselbe nw allgemein , ab ?or 
erbattener Signatar gemaebt , bebanplet worden war. Dieser oeoen Klage siebt der Ein- 
wand der rechtskräaig entschiedenen Sache (Art. 1351 B. G. B.) entgegen. £a bandelt 
sich liier nämlirli um ein und dasselbe Versprechen und der Unterschied betrifft nur 
einen Nebenumstad, die Zeit, den Kläger schon iiu früheren Prozesse rechtzeitig 
geltend xu maeben hatte. 

Mannbeim, 29t, Blin 186a (Zenic. Mag. V. & 174; AnnaL 1862. 8. 31.) 

ZweiterFalL Den Ansprach dea Kligera anf Ferlbeing asinea Gehallea, weleber 
aai dnem AnstelltingSTertrage und dessen zweimaliger Verlängerung nach .\blauf 
' von 3 und 5 J.ibrrn hi<> zu einer Staatsanstellung abgeleitet wurde, liiclt der Ueklagic die 
Einrede der rcchtäkrätii^ entschiedenen Sache entgegen, weil derselbe bereite in einer 
nroheren reehlskrifUg abgewiesenen Klage gellend geoacbl wnrde, In welcher KUger be- 
hauptete, nach Ablauf der ersten 5 Jabre bebe aeui Dienatberr seine At^^nnwg flir dafi- 
nitif und lebenslfin^lir h erklärt. 

Diese Einrede ist, ^feniäss Art. 1351 B. G. B. , als begründet zu erachten. 

Die neue Klage ist, wie die frühere, abzuweisen, da sie, ohne eine anderartige Ursache 
der Verbindhchkeit des Beklagten zu behaupten, nach wie vor auf die Zusage des 
Dianatfasnn, aiau auf danselben Kisgegrnnd nnd anf denselben , nur besUgHeh im Zeit dea 
.Abacblnsses und das ümfau^^s an Zusage veränderten, UecblBtital gastOlil wird. 

Mannheim, 5. JuU 1660. (Annai. 1862. S. ^2.) 

97) Wiederholte Prüfung der iu einem fraheren Urtheile 
bereits als beweisend erlclftrten Titres. 

In einem ersten OrtbeUe verordnete das Qeriebt erster Instans, daas die Grenzen der 

Cknndslücke der Parthieen auf den Grund der von Diesen vor^e!e<?ton Titres aufgesucht 
werden sollen ; es ergaben sirh flher dl» Au«lcQ;ung und Anwendung der vorgebrachten 
Tlirsa ContsiMlsiieB, aber walebe das tieridit in einem zweiten tlrtbeile erkannte, indoB 
Es aaadrOdtlieb erURrte, dsss das strdUge Terrain infdge der producirten Titrea ab 

Eigeattium dee Klägers nn 'r><;i>iipii ^^ <^rden niii«sr> . jedoch den Beklagten sun Beweise der 
exdpirten Ersitzung dieses Terrains zuliess; in einem dritten Urtheile verwarf daa Geridit 

die Ersitzungseinrede als ungegrUndet. 

Wenn nur gegeu dieses dritte Urtheil appellirt wurde, so kami der 
Appellbof nicht, nachdem er wie der erste Bicbter die länrede der Ersitzung 
fnr ungegründet erkannt hatte, nunmehr m eine Prolong der Torgelegten 
Titres eingehen und dieselben anders, wie der erste Bichter, erUflren und 
anwenden; in dieser Beziehung findet sich m dem nicht mit Berufung ange- 
griffenen zweiten Urtheile rechtskräftige Entscheidung vor. 

Paria, 6. Oacember 186a (Gees.) (J. d. P. 1861. S. 1013; Sir. 61. I. 443.) 

99 
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98) Wirksamkeit der ortheiUmftssigen Anerkennung der Gül- 
tigkeit eines Actes bexaglich anderer, frflher nicht eon- 
testirter Stipulationen. 

Produdrte eine Parthie (A.) io einem Rechtsstreite eine Urkunde, um 
damit die Ansprüche der Oegenpärthie (B.) zu beseitigen, und erwirkte auch 
ein Urtheil , welches — auf jene Urkunde gestützt — diese Ansprüche ab- 
wies, so kann A. nicht im späteren Verlauf des Rechtsstreites, wenn nun- 
mehr B., zur Bestreitung eines Anspruchs des A., auf andere, früher nicht 
zur Sprache gekommene, aber mit den damals ventilirten Punkten zusam- 
menhängende Stipulationen jener Urkunde Bezug nimmt, diese Stipula* 
tionen als nichtig anfechten. 

Dm Gericht darf nadi dem, wai dareta du reditskrftfUg gewordene frfltaere UitfraO 
SwilcbeD den Parlbieen nnabfiaderlich feststand , nicht mehr den durch jene Urknnde eon« 
atatirten Vertrag in einem seiner Thoite als nichtig erklären, indem die Convention ein 
nnzertrennliches Ganze, ein innerlich in einander greifendes gegeDseiliges Abkoaunea eat- 
bilt; M man Tiebnabr bi Folge jener reebtakrtfligaii EnmheHnig i» Yartrag fai allea 
aafaiaa (Sanaafai, aalbst wenn eie ■nprflagUeb nichtig geweien wiren, snr Mcbtaehimr 
genommen werden. 

Darms tadt, 4. März 1861. (Gass.) Eibach g. Feldmann. (EnunerL ISCU. L 20.) 

99) Neue Klage; neues Mittel. 

Wenn eine Parthie , nachdem sie in possessorio unterlag , sich in peti> 
torio vorsah , aber ihre hier erhobene Vindicationsklage als ungegründet ab- 
gewiesen wurde, so ist sie gemäss Art. 1350 und 1351 B. G. B. nicht befugt, 
noch einmal den nämlichen Klageanspruch vor Gericht geltend zu machen. 

Selbst wenn sie diese Klage durch einen Titel zu begrUnden im Stande sein aollte, 
dnreh welehen lie Ibr Elgenlbnm danntiran vemodile, den eie aber bei der frOberan 
Klage nur zum Beweise des Besitzes geltend gemaeht b&tte, wenn sie also Ton diesem 
Mittel in dem früheren Rechtsstreite keinen Gebrauch machte, so kann sie dadurch, dass 
sie es aiumiehr zur Hand nimmt, das gegen sie recblakriftig Entschiedene nicht wieder in 

*^nria, 7. Mai 1861. (Onei.) (I. i. P. 1801 8. AI.) 

100) Abweisang einer Einrede in einem frfliieren Bechte- 
Btreite, in Folge Yerzichts auf dieselbe. 

Obgleich in dem froheren Becfatsstrdte swischen A. und B. die Ton dem 
Beklagten B. der Elage des A. entgegengesetzte, aber später aal|;egebene 
Einrede des nidit erfttUten Vertrages nicbt blos als angegeben , sondern 

als ungegründet verworfen worden war , so steht dieses Urtheil , da damals 
der Beklagte nicht zugleich eine Gegenklage auf Grand der NicbterfOlluDg 
gegen A. angestellt, noch die Compensation seiner Ansprüche mit jenen des 
A. beantragt hatte, der später von B. gegen A. auf Leistung des von A. 
wegen bisher uicht erfüllten Yeilrags Geschuldeten, erhobenen Klage nicht 
als rechtskräftig entschiedene Sache entgegen. 

Im Aligemeinen bat der Verzicht auf eine Einrede die Folge, dass es so anznseben 
und nnn Ober die Klege te sn erkennen iet, «Ii ob dfe Ebirede gw nfebl iw g ee ohsm 
worden wire; wenn andi daa Gericht, statt za sagen, dass von der Einrede Umgang in 
nehmen sei, diesolbo verwirft, so liegt doch hierin kein Erkenntniss über die Wahrheit 
oder Unwahrheit der dieser Einrede zu Grund liegenden Tbataache; es können deshalb 
imnerbin neeb dIeieHN» Tbaleadien in einem opdleren Bediiiatfeite sviaebeB den aim- 
licben Parfbieen aar Begründung eines Bechlsanapnicha geltend gemaobl mnlen. fii die- 
•em tvoilen PnneiM wird aMH daa NioUidM beoM^ndil; ei ftUl Ito YenMMbnnf 
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im Art. 1351 B. B. B.: ^qne la ehoie dsottaMe toti la mABe"; m wurde in froheren 

Rechtsstreite die Klage des A. nar wegen seiner Nichterfüllung als unzulässig bestritten, 
die spätere Klage des B. war dagcgea «af LeisUuig des von A. in Folg« der NiebterfaU 
lang Ge8cbuldet«D gericbtet. 

DarmiUdI, 7. ApvO IMS. (Gm.) Kodi g. Lhoberger. (Kinnerl. IMS. I. 41.) 

101) Abweisung einer Eigenthumsklage; neue Klage auf Ver- 
nichtung des Eigenthumstitels und V'indication. 

Die Wirkung einer reclitskräftigen Abweisung der iugentlmnisklagc 
wird dadurch nicht ausgeschlossen, dass in dem Gesuch der neuerdings er- 
hobenen Vindication der Antrag auf Nichtigkeit des den Eigeuthuiusübcr- 
gang vermittelnden, unter Dritten abgeschlossenen, Rechtsgeschäfts voran- 
goitdH wird. 

nidiMeitowaaigar rohk dl« erato Klage gMcb ler kteten «af dem Eigenthains- 
Ansprach des Klägers, weldier Anapnidi nun ebmal dnreh das frflhere DrAeil rechts- 
kriftig ZDrQckgewicsen ist. 

MannbeiiD, 1. März 1862. (Ann&l. 1862 S. 174.) 

102) Vernichtung einer Einschreibung wegen Falliments; 
Wirkung iu i^ctreff anderer Einschreibungen. 

Ein Gläubif^cr hatte in Gemassheit i'iin>s ?<'gen den ScliuMiier iTwirktcn rrtheils, 
nachdem Derselbe in Falliment erklärt worden war , zu verschiedenen Zeiten und auf ver« 
MWednen HypotbekcnlBton Hypothekar -Einaebreibongen genomuien. Die «ine dieaer 
füiiMiireibaigen wwde Ja einem Urtbdle wn deiswillea ala nidilig erUirt, weil aolclie erat 

nach dem Fallimentsartheil genominen worden sei , demgemäss aber zugleich ausgesprocbent 
dass der Gläubiger nur einen Anspruch auf die in dem bomoloijirten Concordate als Divi- 
dende festgesetzten 20 Proeente zu machen habe , durch deren Zahlung sich der Schuldner 
Bbefiian knuie* 

Die Reditskraft dieses UrtheOs steht dem Schnidner nidit bei dner 
tautet gegen den nfimlichen Glftabiger erhohoim Klage zur Seite, worin 

der Schuldner beantragt, dass er, mittelst Consignation der realiter oife« 
rirten , in dem frülieren Urtheile festgesetzten Dividende , als anbedingt 
liberirt und die Streichung aller gegen ihn von dem Olftttbiger genomme- 
nen Einschreibungen verordnet werden möge. 

Es mangelt hier uamcotlich um dcsswiUen an den Voraussetzungen zur Rechtskraft 
der entschiedenen Sache, weU die erste Klage lediglich gegen die eine beatijnmte Ein- 
MiralbsBf garieMal war, wttrand die neue Klage alle Etnaehreibugeii olma Aianahme 
betrifft. 

Paria, 10. Febraar im. (Itej.) (J. d. p. im, S. 589.) 

«. MMtItll te PtttllMn. 

10$) BesoUtionsnrtheii; Wirkung gegen den dritten 
Besitser; Drittopposition. 

1» Oemiwliait «bar Eypoflialie v«m Jahr 1807 laüal« ^utns gegen «einen StdraMuer 

Schreiber für den Betrag von 4800 n. nebst Accessorien ein Zwangsveräusserungs^-Ver- 
fahren ein, in Folge dessen ihm im .Tahr 1811 die gepfändeten Immobilien für 3000 fl. zuge- 
achlagen wurden. Im Jahr 1812 abertrug Parcus durch einen erst im Jahr 1818 registrir- 
tm PrivilBd dem Kri«ger diea« Inaobilien, vnd ermlefal^ dea Letaleren »ngleidi , in 
iaimm — daa Brntoa — Naoiaa die Liegenschaften za Terinssern. 

Krieger lieea sofort im August 1812 diese Immobilien, im Namen und als Bevoll- 
m&cbtigter des Parcna, versteigern; der benaonte Schreiber steigerte hierbei diese Qrund- 
atoeke, blieb aber den Preis schuldig, weshalb Krieger im Jahr 1820 gegen Denselben 
nt RatUtaliaa des Y^Amk vea 1812 klagt«, nd am 19. M 1890 «ia Oomanucial- 

89. 



612 



Bargerlfehet O^tetybtieh (Art. ISSl). 



(Jrtheil erwirkte, «ddrat di« Bwfliatlon «iMprach and yoa Schreiber als rechlakriftig 

aoerkannt wurde. 

Aut Gruoii dieses ürtheils klagte Krieger im Jalir 1821 gegeo Uild, als driUeo Be- 
aitier der envibnlen Grandatadte, aaf Blnmiing derselben, weleb« Klage HUd beatrill, 

indem er sich auf folgende frohere Thatsacben stützte : 

Parcus hatte im Jahr 1813 pfgen Schreiher ein Urtheil, das Diesen zur Zahlung einer 
JBestsctiald von 30U0 fl. aus jener Hypntheke von 1807 verurtheilte , erwirkt und inscri- 
birt Diese nrtheilsmfissige Forderang eedirt« Parcos in Jaln> IStt aa iKe Wittwe Gon- 
dolph, welehe dafor im Jahr 1816 lamobiliar-Verfolgiiiigen geg«n SehrMber, oameolUeb 
auf die von Dieseiu im Jahr 1S12 fxestei^ten GrumlstückL', einleiten licss; bei der Zwangs- 
versteigerung vow Ju!;r IM 7 wurden ileiu Iliid die erwähnten Grundstücke zugeschlagen. 

Auf Grund dieser factischen Verhältnisse verwarf das Bezirksgericht durch ein in 
appellatorio l>estttlslee Urtheil die Klage dee Krieger gegeo den dritten Beeitser HiM alt 
unzullasig, wohei davon ausgegangen wurde, dass Krieger in der Epoche von 1812 bia 
1K1S, TniiKMiiIirli i)ei '?er Versteipcrun«; von ISII, nnr als Bevollmächtigter von ParcoS 
gehandelt und hahe handeln können, indem der üebertrag von Seiteo des Parcus an Krieger 
erst durch die Registrirung vom Jahr 1818 aleherea Dalam gegen Drille erlangt bahe, 
daaa Krieger daher gegen den Besitier Bild keine Handinngen angrdfen kflnne, «elebe 
von Parcus oder dossen Rechtsinhaberin in jener Periode vor 1S18 lechtsgQltis und bona 
f5de abpe?c)iln?<;iii worden, tind wodurch die Grundstücke in den liesit/ des Hild gekom- 
men seien; dass mitbin Kiiegcr gegen liild nicht mit der Kesiiiatiunäklagc wegen Nicbt- 
«ablnng des ihm von Sebrelber gefdmUelen Stetgprdses und mit dem erwiritlen Beel- 
liationsurtheile aufzukommen vermöge. Uicses Erkenntnis wurde von Krieger wegen an gri» 
lieber Verletzung der Art. 1351 R. G. ß. und 474 und 4:5 13, P. 0 mit CassationSreOUlt 
angefochten; denn das Kesiliatiousurtheil vom Jahr 1820 sei in Ueditskraft Obergegangen 
gewesen nnd soull aneh gegen HiM , als Singnlar-Snceeseor des Sdireiber , vamhAOmr 
geworden; jedenfalls habe dasselbe nnr mit Drittopposition angegrilTeo werden können. 
Der Casruiiunshuf verwarf aber diese CassaiionsgrQnde, indem er aussprach: 

Nach der Bestimmung des Art. 1351 erstrecken sich die Wirkungen 
einer rechtskräftigen Entscheidung nur auf diejenigen Parthieen , welche 
den Pruzess geluhrt haben; der nunmehrige Besitzer der fraghchen Güter, 
als Succcssor des Schreiber hinsichtlich des, lauge nach seiner Erwerbung 
dieser Guter ergangenen liesiliationsurtheils , erscheint durchaus nicht als 
Parthie bei letiterem und es muss ihm iaim jede Bechtsrertheidigung gegen 
dieses Erkenntniss rastefaen, welche Dritten gegen Acte, bei denen sie 
nicht Goncorrirt haben, zulconunt 

Der einem Dritten in dem Art 474 B. P. 0. gestattete Einspruch gegen 
ein Urtheil , das seine Rechte beeinträchtigt nnd wobei weder er, noch sein 
Stellvertreter zur Sache geladen war, ist rein facttltatiy. 

(?. 7U .\rt 474 B. P O das Xähcre.) 
Darmstadt, 21. Juli 1626. (Bej.) Krieget g Hild. 

104) Urtheil zwischen dem Verkäufer und dem Eftufer; Wir- 
kung bezaglich des in der Ordre angewiesenen Gl&ubigers. 

Fand ein Immobiliarverkauf statt, es wurde Aber den Preis desselben 
eine Ordre eröfihet und der E&nfer angewiesen , den liquidirten Eaufyrds 
an änen GlAubiger des Verkäufers zu bezahlen, so kann der von dem an- 
gewiesenen Gläubiger auf Zahlung des ihm im Bordereau flberwiesenen 
Betrags verfolgte Käufer sich nicht hiergegen mit dem Einwände schätzen, 
dass in einem mch beendigtem Ürdreverfahren zwischen ihm, Käufer, und 
dem Verkäufer erfolgten rechtskräftig gewordenen Urtheiie die Kaufpreis- 
Forderung reducirt worden sei. 
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Der YerkAafer i«t nicht als Asvigoant des Gläubigers anzusehen , dieser rielinehr in 
Folg« in TorftvtgeganReiien OrdrererflühNM Elfteniliflmer jenes Preises geworden; da der 
Verkiurer keinen Ansprneb auf diesen Preis mehr zu nmeben hatte , so erschien er auch 
nicht mehr hinsichtlieb der auf Gmnd ries CoIIoration^-Bordcreaus ein^pleitctcn VimTdI- 
gungen des Gläubigers als dessen KoprAsentaiit ; das zwischen dem Verkäufer und Kiiuler, 
aaeh beendigter Ordre, hinsiebtlieb der Quaniit&t der Steijzpreisschald ergangene Urtbeil 
kann daher, den angewieeenea Gläubiger gegenober, keine Bechtekraft bilden. 

Darmitadl, la September 1838. (Bej.) Sohwettzer g. Belmmt. 

105) IdentitAt der Parteirollen der Parteien. 

Bezüglich der Einrede der reclitskräftiiren Entsclieidnng ist es gleich- 
gültig, ob die Parteien iu dem früheren i^ruzesse dieselben Hollen als 
Klftger oder Bddagten einnahmen oder nicht, es kommt nnr ihre identische 
Eigenschaft als Rechtssnbject m Betracht 

Mannbeim.... (ObeiWg. Jabrb. 1847/48. & m, 133.) 

Mannheim.... (Olperhof;». Jahrl». 1«19 '50 S IW) 
Mannheim, 13. M&rz 1855. (Zent. Magaz.* Bd. IL S. m) 

106) Wirlcnng des aber die Erbqttalitit einer Parthie inci- 

denter erkennenden Urtheils, Dritten gegenaber. 

8. sa Art. 800 B. 0. B. Urtbeil (Darmsladt) vom IS. Deeeaber 1818. 

107) Reehtswirksamkeit eines gegen den Hanptschuldner er- 
gangenen Urtheils, dem Borgen gegenOber; ayants-eanse. 

Wurde in einem zwischen dem Gläubiger und dem Hanptschuldner 
erlassenen rechtskräftigen Urtheile eine von Letzterem geltend gemachte 
Zahlnngseinrede verworfen, so bildet dieses Erkenntniss audi fOr den Bürgen 
in der Art res jndicata, dass Derselbe spSter, wenn er auf Zahlung ango- 
gangen wird , die erwihnte Einrede nicht reprodndren kann. 

Nach Art. 1.35! H. B. sulIen zwar Urtheile nur unter deosdben Plarthieen Bediti- 
kraft haben; jedocli dehnt sich die Keclilskrafi auch auf Diejenigen au.s , dio. mit diesen 
Parthieen uur eine Person ausmacbeu; dahin geliören nun aber nach französischem iiechle 
Hiebt nnr Universal- und Snagnbr-Saceessoreo , sondeni aeeb Diejenigen, welche die 
franzAsisrhe Rechtssprache mit den Singolar-Sneeeasoren unter dem Worte M^^yants-eanse^* 
begreift; wird nämlich ein Recht nicht von Dem, in dessen Person es entstanlen sein 
soll, geltend gemacht, sondern von einem Dritten, dem das Gesetz gleichfalls die Befug- 
nisa gibt, ee geltend zu machen, obgleich zu seinen Qnnslen weder eine Universal- noch 
Singubur^-Snoeeesioa stattgefunden bat, eo wird dieser Dritte ebeaftUe ayant-eanse genannt 
und bildet mit dem Kreieren insofern i>inc Persiinlichkcit, als er hier our, indem er an 
deMcn Stelle tritt und sich ihm onlistitiiirt , Kt'chlo geltend machen, daher aber auch nur 
insofern ein Recht in Anspruch nehmen liann, als Ersterem selbst noch ein solches zu- 
•lebt und nl^t bereits aberkannt worden bt Zu diee«n aynnts-esnse gdiOrt aneh der 
Barge. Der Art. 2036 B. G. B. verfOgt, dass der BOrge alie Anreden, welche dem 
Hauptschuldner zustehen und mit der Scholl reihst zusammenhangen, geltend machen 
kann; er bandelt sonach, indem er diese vurscimtzt, nicht vermöge eignen Hechts, (ritt 
vieliaebr nn db Stdie dee Baaptseboldners md kann fbtgUdi Einreden, webdie gegen Diesen 
bereits reehtskriOig verworfen worden sind, nicht reprodndren; die Btlrgschaft folgt hier, 
als AccessoriuTn der Hauptschuld , dem Schicksale der letzteren , wie auch umgekehrt der 
Bflrge die Entscheidungen, weiche zu Qunstan des Hauptscbuidners ergangen aind, fOr 
•ieh Anrufen kann. 

Ans den Worten des Art. «36: „exeeptlont inbdrentes I In detteF*, Masi sieh nleM 

ableiten , dass auf solche Einreden , die erst spSter entstanden und in dor>^n Gefolge die 
Forderung als erloschen erscheine, der Art. 2036 keine Anwendbarkeit flndcn könne, denn 
jener Ausdruck: „inherentes i la dette" ist hier als G^ensatz zu „exceptions qui son 
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pur^imiit peraoMUe» «i MUtaDr gebr«Mht, hfM didnr ällt Siarete, lit ntalil n 
im labtenn gdiM; es betitate MmU radi kein« Verfagung, ia e«fo1ga iM to 

Borge auch die später entstandenen Einreden freltend machen kannte. 
Darms laUl, 9. October 1848. (Roj ) Wechsler g Winkeiblecb. 

106) Compensationseinrede des debitor cessns und Dritt- 
arrestaten, nach verfügter main vidange. 

Ist durch ein zwischen dem Cessionar und dem debitor cessus (in einem 
Arre»tverfaliren) erfolgtes Urtheii der Letztere bis zu einer bestimmten 
Summe als Sclmhlncr des Ersteren anerkannt worden, so kann dieser Schuld- 
nor. nachdem das rrthoil die Rechtskraft beschritten hat, gegen den Ces- 
sionar nur noch mit Einwänden, welche sich auf nach dem Urtheile existent 
gewordene i hatsachen gründen , nicht aber mit dem Einwände der Simula- 
tion des Uebertrags aufkommen, oder eine vor dem Urtheile angeblich schon 
begründete Compensatianseiiirede nachhdeit. 

WSre diese Einrede auch gegen den Gedenten begründet, so konnte 
sie doch in keinem Falle nach rechtskraftigem Urtheile jetzt noch dem 
Cessionar entgegengesetzt werden. 

Berlin, 06. Juni 1819. (Cus.) Wotfg. Willig. (K. A. 46. IL 3.) 

lOU) Bedeutung des Urtheils, welches Jemand gegen den 
Vater bezüglich eines Imnftbela erwirkte, das dieser 
schon vorher durch elterliche Theilung seinem Sohne 
abertragen hatte. 

Nalim ein Sohn, in Gefolge einer Theilung des Vaters unter seine 
Kinder, ein Immöbel desselben in BesitK, so kann ein gegen den Vater auf 
eine spftter gegen den Letzteren angestellte, das Eigenthnm dieses ImmO- 
bels betreffende Klage hin ofolgtes Urtheii nicht, dem Sohne gegenüber, 
als rechtdcrftftige ISntscheidnng angesehen werden. 

Der Sohn hat nicht nothwendig , um gegen dieses Urtheii aufzukommen, 
dasselbe mit Drittoppositiou anzufechten , sondern kann einfach auf Grund 
des Art 1351 B. U. B. dagegen excipiren. 

(8. das Nähere lu Art. 2262 ü. Ct. B ) 
Darios tadt, 4. März 1851. (Kej) Schmahi g. Scbwabl. 

110) Resolutionsklage; Wirkung des Urtheils dem Hypothe- 
kar-Gläubiger des Käufers gegenüber; Mothwendigkeit 
der Drittopposition; Distractionsklage. 

Loliiistein verkaufte an Lamm im Jatir 1842 ein Iminöbei und cedirte den in Ter- 
minen zalilbaron Kaufpreis nn Anscbfltz. Lauiin \ i iliypothecirte dasselbe später für ein 
von T. Leuprcchting urbaUeues Darleibou dem Letzteren, der gem&ss dieser Uypotbekn 
Anfingt dM Jalvw 1847 gegen Lamm ein Zwangivsriiiiterunga-Verftliren. weldÜM lidi 
auf das erwfilintd Immöbel erstreekle, einleiten Uees. Nachdem bereite die Immobiliaiv 
Pfänduii!; ileiii gi'pfäiKlctcii Theile iiotificiil war, kam am 21. October 1847 xwiscben An- 
•ebfltz und Wulfäkchl ein Act zu Stande, wonach Krstcrer diesem Letzteren den im Acte 
tu 2000 fl. augegebenen Rest des aus dem Acte von 1842 geschuldeten Kaufpreises cedirte. 
Wolftkehl alelUe eoforl gegen Lamm wegen Nielilulilmig dieaee Beetee eine Basifiatfona- 
klage an, erwirkte bereits .im X. November 1847 ein Drtiieil, welches den Verkauract 
von 1842 fflr aufgelöst erklärte und das Lamm am 12. n. M. als rechtskräftig anerkannte. 
Üetugemäss erhob Wolfskebl gegen v. Leopreehting eine Klage auf Dislraction jenes Im- 
mabalt aaa dam mm iHeaem aiagtlatteten Zwa^treriiiaainmga-VaHahrin. Oiaaa UtteM- 
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ttoaiklifte b««tritt r. Leopraebtiiig, naehdam «r fflr da* Bestgnthaben des Wolfskebl ein 
BcaluMiiieMi bau» vuMkm Iimmi, «It ubtiHliiM, faidMi er behauptete, dua ihn im 
Biillrtlmuniihgil vom SovwriMr 1847 nicht enlg«g«iig«Mlil werilaa kmino, «eü es •) nti 

res intcr alios acta erscheine (Art. 1351 B. G B), lu dessen Bcsellignig sonach es 
nicht einmal der Drittopposition bedürfe; b) weil in der Erwirkung und Anerkennung des 
Ilesiliationsartheils eine AUtoation im Sinne dea Art. 692 B P. 0. liege. 

DieMn Einred«!! enUprechend, wnrit die ObtraelloiMklage fn dea vordenleB laalaineii 
all unbegrflndet abgewieieB, lat mil OaaiatfOD aafiagriiinia Appellnrtiiell aber aaa fol- 
genden Gründen cassirt: 

Obgleich zur Zeit der Erlassiing des Hesiliationsurtheils vom October 
1847 der Gläubiger des Lamm , zufolge des ihm von Letzterem eingeräum- 
ten Hypothekarrechtes, das Lnmöbel hatte ia Beschlag nehmen lassen, so 
konnte dennoch Wolfskehl, ohne Zurufen des Gläubigers, die Resiliations- 
Uage gegen Lunm aUein aastenen, nnd der GUabiger gegen das Sesi- 
liatkmsiirÜieU nicht doieh ein&cbe Einrede ans dem Art 1351 B. G. B., 
Bondem nnr im Wege der Drlttopposition, anfkommen. 

Aoe einem Zusainnicntialton des Art. 1351 B. G. ß , welcher die Hauptregel enthüll 
mit dem einen Auanahuisfali darbielendeu Art 474 B. P 0. ergibt sich, dass die Nothwen-i 
digkeit der Driltoppoeitton da eintritt, wo in der Sache, worin das rechtskr&ftige Urtbeil, das 
eiaem Dritten Naehtbeil bringt, erfolgte, die Klage gegen Denjenigen gerichtet «ar, weidler 
dea reehtttebea Yerbillaieiea vaeb ala der geeetstiebe Gegner (legitimus eoniradietor) det 
Klägprs anzusehen Iii. la eonercto war aber, da die Re^ohitionskla^e eine rein persOa* 
liehe Klage ist, von dem Verklnfer oder dessen Recbtsnachfolger Wolfskehl die Anflosungs- 
klage nur gegen den Kaufer Lamm, als legitimus contradictor, anzustellen, ohne dass es 
aoihvendtg war, andere Penonen fai den Streit in sieben. Das gegen Laoua ergangene 
BealHationsartheil war aacb dem r. Leoprechting opposabel; Dieser brauchte niebt cn 
jener Klage beigeiogen zn werden, weil die Verhältnisse des Verkäufers zu dem KSafer 
durch Drittoppositionen dee I^etxtem Ober die verkaufte Sache keine Aendcruug erleiden 
kdanoa, vlelaiebr die emem Drillea i be tt ra geaen Reehle dvrdi die Auflösung dee Verkaafb 
wieder wegbllen: rtsohtlo Jtm dantü re$olvilur jus acdpienlis (Art. 2125 B. G. B.). Hier- 
nach masste v. Leoprechting, um die ihm nachthciüge Wirkung des Ki siliationsurtheils 
zu beseitigen, dieser Wirkung mittelst der Drittopposition entgegentreten j sein £inwand 
der rei inier alias aetse reichte nicht aas. 

Der Einwand, dass nach der Darandation der Immobiliar-Pfiindmig 
des T. Leoprechting, gemlss Art 692 B. P. 0., keine Verftnssemng des 
bomObels dnrch den Gepftndeten mehr habe stattfinden, also anch kein, das 
Eigenthnm dieser Liegenschaft betrefSandes Urtheil mdir gegen Lamm er- 
nirkt werden können, ist ungegrflndet , da das Besolntionsurtheil nicht als 
eine Alitoation im Sinne jenes Artikels angesehen werden kann, sondern 
nur den Charakter einer Deklaration hat. 

(S. das Nähere zu Art. 692 B. P. 0.) 
Darmatadt, 1. April 1861. (Gass.) Wolfskehl g. ?. Leoprechting. 

Yergl. ta Art. 1861 9r. 7 daa UrOieQ (Darmeladt) von 13. Deeeraber 1828. 

111) Besiliationsurtheil; Rechtskraft dem dritten Besitzer 

gegenüber; Opposition und Drittopposition. 
8. ni Art 1183 B. O. B. 9r. 9 IMbeD (Darmstadt) TOm t October iWt 

112) Rechtswirkung eines zwischen dem Verkäufer eines 
Immöbels und einem Dritten erfolgten Urtheils, dem 
Käufer gegenüber. 

Dem Käufer eines Immöbels kann ein Urtheil , welches bezüglich dieses 
Immöbels in einem Rechtsstreit zwischen dem Verkäufer und einem Dritten 
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ergangen ist, dann entgegengesetzt werden, wenn es älter ist als der Ver- 
kauf, da Niemand mehr Rechte übertragen kann, als er selbst hatte; es 
kann ihm aber dann nicht entgeg^esetzt werden, wenn erst nach dem 
Verkaufe die Klage jenes Dritten zu dessen Gunsten entschieden worden ist 

Der Verk3uror war durch Ii« Yerlimerang dem Streit- bjeci völlig freaiJ geworden, 
und €8 konnte de^shalh mit ihm so wenij. wie riiit ircrond ciTH'in Aiidi'rn, spfiter BOCh Ober 
das Eigenthuiii desselben auf eine den Käufer bindende Weise ceriirt werden. 

Darinfltadt, 25. Januar 18ä3. (Bej.) Maller g. Adnot. ( Eiumerling 1853. I. 3.) 
Cfr. Gilbert »i Art. 1361 B. 6. B. Nr. 110. 

113) Auftreten als Gläubiger, und nachher als Cessionar. 

Wenn ein GKiubiy;er. gestutzt auf den Art. 1166 R. G. Ii., eine For- 
derunji seines Schuldners eingeklagt hat und damit als uiciiL legitiiuirt 
abgewiesen worden ist, so kann auf diese Entscheidung keine exceptio rei 
jttdicatae gegründet werden, wenn Jener sp&ter eine neue Klage, als 
Cessionar seines Schuldners, anstellt 

Die Rechiskrsfk der entschiedeoen Sadie tetxl voraot, dass der KIflger die Klage in 
dprselbcn Qualität erhoben habe: Oherdies \\t\r .itirh die frabm Klage nidit etwa ala vn* 

begründet, sundein nur als unzulässig au^icwiesen worden. 

Darnistadt, 14. Not. 1853. (Rej.) ßerle g. I.udwigs-Kisenbnhn. (Kniriierl.1853. 1. 107.) 

114) Klatie des Cessionars gegen Jemand alb Bürgen; Abwei- 
sung} neue Klage desselben gegen die nämliche Person 
als dritten Besitzer. 

Die Ehirede der rechtskräftigen Entscheidung ist unbegründet, wenn 
der Cessionar euies Liegenschaft-Eaufschillings , nachdem er gegen Jemand 
als sammtrerbindlichen Bürgen des Schuldners vorangegangen war, aus dem 
Grunde mit seiner Forderung abgewiesen wurde, weil der Beweis der Oes- 
sion nicht gefhhrt sei, spflter denselben Beklagten, der inzwischen die 
Liegenschaften, um welche es sich handelte, selbst erkaufte, als nunmeh- 
rigen dritten Besitzer der mit dem Vorzugsrechte des Kau^reises belasteten 
Liegenschaften mit der Pfandklagc belangt. 

Der Beklastp erscheint, hei dem j^esenwärtieen Verfahren, in einer von der früheren 
ganz verschieUenen Eigeuscüatt. Das erwähnte Vorzugsrecht tat zwar nur eine Zubeluirde 
des Kanfbebillinga, die (Alt 1602 B. G. B.) mit der Cetaiofi auf den Ceaaioaar tlbcrging ; 
darum l&sst sicli aber dodi nicht behanpten , dass durcli das Trahcre UrtheU, «elebes dem 
KlSser die Lesitiumtioii inr Geltondrnirhiinsi der Hauptforderune .ibfjesprocben , aurh flber 
die Zubehörde rechtakr&liix eitischieden sei, eben weil dasselbe von dem Uelilagten nur in 
aeliier Kiganaahaft als Bürge, nicht aber io der weiteren als Beritoar dM- Liegenschaft 
gattand gemodit wenlen kann , au wenig ala diea vun dam msprang^dieD Beattur dem 
debitor cassus oder jedem andern dritten Besitzer gegenSber geadiaban kOonta. 

Mannheim.... 1854. (Aniial. 1854.8.221.) 

115) Untheilbare Sache; Fenstergerechtigkeit; Signification 
des Unheils an einen der Mitei,^enthümcr; Rechtskraft 
den übrigen iudivisen Eigeuthümern gegenüber. 

8. zu Art. 1217 ß. Q. B. Nr. 2 ürtheil (Brüssel) vom 7. März 18fil. 

116) Resiliationsurtheil gegen solidarische Schuldner; Be- 
rufungsrecht des M i t s c h u 1 d n e r s nacli stattgehabter 
Anerkennung von Seiten des andern Schuldners; uu- 
theilbarer Gegenstand. 

S. zn Art. 1183 und 1184 Nr. 8 Urtheil (Paris) vom 25. Ukri 1661. 
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I. EMhtikiafl «tut Urtheils in Folge sUttgebabtm AtqilaiMMMto; 

Präjadicialpankt. 

117) luterlocute. 

S. zu b. S. 6bi oben. 

118) Definitive Entscheidung ttber eine Vorfrage; Acquies- 
cenient; VurbeUalt ge^jeu das Urtbeil; protestatio facto 

cont raria. 

In Gemässlieil des Hes- tie"! vom 20. Marz 1813 liatle die franrMische Staatskasse im 
August 1813 unter auileni ein der Stadt Alzey zugetiürigee IinmOb«! als tieincinJegut 
verateigeni laeien; Brknwnn erstfiste tliese Liegeiucbaft. NaeMem doreh die späteren 
Vernnlniiiiften vom 10. MSn 1814, 28. ÜBn 1816 ele. die Geneinden bloeidillidi ihrer 
▼er;iii39frti'ii (IfHor vsie'ler in der Art re^titnirl wor-lcii wni^r. il.'i«? <3io oiit\ve<lcr dir' Vor- 
CteiK<iruii!{eii wie<ier aiiriielton. odiT die n<>oti i-flcli?tjiiiilig<Mi Steigpieise soiiist vereinnahuifln 
konnten, cedirte die Stadt Alzey den von ICi kiiuiiiii, zufulge der erwähnten Versteigerung, ge- 
eeholdeira Steigpreie an Wagner. Dieeer klnste gegen J«>kniann auf Zahlung de» 8(dg- 
prelaes ; Letzterer bestritt diese Klagte namentlicli nm desswlllen. weil zu deni ihm im Jahr 
1813 ziigesclilasrenen liinnfttio! atidi der s. <j. ZwIiilmt j;clii)rt lial)e , dieser alier ilun nicht 
eiugerauiut, sondern von der btudt Alzey l>ia zum Jaiir 1817 forilicnutzt und in diesem 
Jahre ala Ihr Eigenlbum verfoeeert worden sei, niitliin Ihm, Erkmenn, das Becht xmlehe, 
die Nutzungen dea Zwinger;^ von 1813 Iiis 1816 \m\ den Preis, welrhen die Stadt Alzey 
bei dessen VorMiifsseruu'-' eiliist linlie. in Anspruch zu nolKnen un ! auf sein«' Kaufprois- 
schuld zu cuiupeusireii. Uier^cgen beliauptcta NVagner und suciite dnrcli uiuun vorgeleg- 
ten PrlTatect vom 26. AprU 1825 zu beweisen, dasa Grkmann auf seine AnsprOehe wegen 
dea fraglichen Zwingers gegen einen Nadilasa ant Steigpreiae yerxiebt geleistel habe. 

In dieser Sache errolgte in erster Instanz ein Urtlieil des Kreiagerichls vom 2. April 
1831, woiclipf» in seinen KrwöjmnKS^rflnden aussprach, dass, wonn Krltrnanii wiiklirh auf 
den Zwinger Verzicht geleistet habe, die von demselben vor^uscliützte Couipeusationsoin- 
rede sieb als ungcgrOndek darstelle , und ea daher notbwendig sei , for allem restsastelien, 
ob wiilüieh ein solcher Verzicht siattciefunden habe, dass aber der Privntact von 1825 
zur Herstellun? dieses Ueneises nicht <!eeiirnct »'rsclioine, da er nicht den Vorschriften 
des Art. 1325 Ii. G. U. entspreche, auch nicht der Vollzug desaeibea erwiesen sei; dem- 
gem&ss legte jenes UrtbeU, vor daOidtifaai EAanwInisaa u der Sadie, dam Wagnar den 
Bewda anf, and swar rail Anaaehlnaa von Zangen, dass Eriuonann aof die Aa- 
apniche, die er ursprünglich wegen des Zwingers gemacht, nadimals verzichtet lialta. 

Waffuer fltelUe jetzt gecon die Stadt Alzey, als Cedentin, eine Garantit-kiafffi an, and 
es erfolgte darauf, aiu 18. Juli 1834, ein weiteres Urtbeil des iCreisgerichts , welches in 
aeinem diaposiliven Tbaile Oi^nnda erthallte, daas Wagner nnd die Siedl Ahey den dnrdi 
Ortbeil Ton 18S1 TerardnalaD Beweia nidii hergestellt haben , den anf eontradictorisoha 
Verhandlung neuerdings anerhotenen Zeucrenbeweis als uiir.ulässis verwarf und erkannte, 
dass hinsichtlich der Compensationaeinrede die Entscheidung der Aduiinistrativbebdrde, vor 
welche die Paithieeo za dem Bsbofa verwiesen worden, eingeholt werden solle. 

Die Sadie kam aalb Vene in der Sitcong vom 96. Jon! 1835 sdr Verbandlang, in 
welche sich die Stadt Alzey ohne Vorbehalt einliess, indem sie namentlich Act begehrte, 
dass Krkin.'inn dem Vorliescluid- vom l's. Juli 1834 nicht nachgelebt habe, und weiter 
beantragte, da<<8 sofort die Garantieklage als ohjertlos crkllrt, subsidiariacb aber ein Ter- 
ndn aar Beibringung der AdninislraliT-Salsebeidong gestattet werde. 

Direli Urthett vom VI. ImA 1835 worden dto FartUaen snr Bafolginig daa üiiheila 
ton 1834 verwiesen. 

Das l'rtbcil von 1S35 Hess die Stadt Alzey, unter Vorbehalt aller Rechte, an Anwalt • 
signißciren und leitete Duunietn* vor der Ailministrativbebörde ein Verfahren ein , um von 
daraelben eine Ealsdisidm^ ober die Frage in erhalten, ob Brkmann doreh die Veralai- 
gerung von 1813 auch l^igenthQmcr des Zwingers gowonien sei? welche Frage demniehil 
von der Aduiinistrativbchörde bejahend pntschielen wurde. Erst nachdem noch mehrere 
Verhandlungen vor dem Kreiegeriebte über die Compensationseinrede stattgefunden hatten 
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aod noch mehrere andere ErkenotniMe diem O wki b le erfolgt waren, legte die Stadl 
Aluy gegen jenes Ortbail von 1834 Banftng oin, dl« Appolbitn w«gaa Aofole«- 

«•amli nnd eingetreiener Bdchtakraft alt «mlisslg bettrittoa. 

Dnreh ürtheil toid 31. Märt 1841 verwarf Qrossh, Oliprgerirht diese üniulässigkeits- 
Einrede, bob das Urtheil von 1834 insoweit auf, als darin entachieden wArde, dass de** 
Privatact von 1825 nicht als Anfang eines schrifUiebeo Beweises gelten und daher ein 
•iglluaatar B«irds durah Ztmgm aidil sagdaann wardea kflnna, md lleat daagamiia 
dia Stadt Ahnj tn dem ergänzenden Zeagenbeweise zu. Zur Beebtfertigiing der Yarwer- 
fting der dem Appell entgegengesetzten Unzulässigkeita-Einrede considerirte das Obergerieht: 
„Obgleich die Frage, ob Erkmaon durch den Act von 1825 auf seine Ansprüche wegen 
det Zwingen venleMet habe? im Protease als Präjudicialfrage behandelt worden sei, md 
die Stadt Ahey in Folge des Unheils von 1834 Tor der AdminlstrativbehSrde Terh^ndell 
habe, so könne sie dennoch deshalb nicht mit ibror Rerufung als unziiliissi? angesebea 
werden, da sie wiederholt ihren Vorbehalt gegen die früheren Urtheilc erklärt und hier» 
durch ihre Absiebt, anf den Appell nicht ta veRlehten, kundgegeben, aach nicht proprio 
notn, sondern nnr getwnngen an die AdnIidelrafivbelMirde sidi gewendet habe; Ober- 
dies sei die hier verhandelte Frage, wenn sie gleich im Prozesse als ein präjudicieller 
Pnnkt bebandelt worden, in Wirklichkeit dieses nicht gewesen, vielmehr habe die Frage, 
ob ein Verzieht stattgefunden, füglich, nachdem das Eigeuthumsrecht des Erkmann an 
dem Zwinger fselgssteUt worden war, nnlenndit nnd eatoebieden werden kMnen." 

Dieses obetgerichtliche ürtheil wurde, anf digegen von ErkmaoiL er- 
hobenen Recnrs, Tom Gsssaftionshofe, nnd swar im Wesentliclien ans fol- 
genden Betrachtungen, wegen Verletzung der gesetzlich bestehenden, ans 
der freiwilligen Vollziehung richterlicher Urtheile abgeleiteten Grundsfttie 
Aber das Acquiescement und folgeweise über die res judicata, cassirt: 

A. Das ürtheil vom 16. Juli 1834 erscheint als ein definitives F.rkcnntniss, soweit es 
einen durch Vorbescheid auferlegten Beweis fcir nicht erbracht erkl&rt und auf contradio- 
toriielie Verhandlung den nenerdinge anerbotenen Zengenbeweis als ungalUg Terwlrü 

Die fltndt Alsey hat tSA swar gegen eokhes nlle KeAle vorbehalten; diesem Vor* 
bebalt Termag jedoch ein rechtlicher Erfolg nicht beigelegt zu werden, 
weil er als eine protestatio facto contraria erscheint; denn die Behauptung 
des Verzichts des Erkmann auf den Zwinger war von den Kreisgericht als ein Präju- 
dicUpankt betraditet worden, von dessen Eniedieldnng es abhlngni mOssle, ob die von 
E. TorgeschQtzte CompenaationB-Euirede noch zuzniassen nnd an fond darOber zu erken- 
nen sei; der Aasspruch des Urtheils von 1834, dass der Beweis des Verzichts verfehlt 
sei nnd wegen der Compeosationseinrede die AdministratiT-Entaebeidiing eingeholt werden 
■flsoe, war miifain, seibet wenn das Kfeisgerieht die Versiehlsfrago arit Dnrsebt als elnsa 
Prijnlisiaipnnkt behandelt hilte, nie eine Abweisnng der Replik des VerdcMs a belraoh- 
teo. Wenn daher die Stadt Alzey gleichwohl, diesoin Erkenntiiiss entsprechend, auf ein 
Verfahren vor der Administrativbehörde eich cinliess, welches zum Zweck hatte, eine 
Ealacbeidnng Ober den Qruud der Compensations-Eiurede berbeizufQbren , so bandelte sie 
In einem dem von Ihr erfclirlen VoibehaNe gans eotgegengeaelsten Sinne, weil die BeM- 
gnng des Urtheils von 1834 mit Notbwendigkeit als ein Anerkenntniss des in demselben 
liegenden Ausspruchs, dass die Replik des Verzichts vollständig beseitigt sei, betrachtet 
werden mnas, was sie auch geblieben sein würde, wenn die Entscheidung der Admi« 
nistrsttv^Bebordo sn Gnnsten der Stadt Abey ausge&llen wire; dann hllta diese nnr des 
Vmidils nicht mshr bedurft. 

Der gemachte Vorbehalt ist aber um SO mehr als eine protestatio facto contraria m 
betracijteii , als die Befolgung des Urtheils von 1834 eine durchaus freiwillige war. indem 
die provisorische Vollstreckung desselben nicht angeordnet, noch die Stadt Alzey gehiu- 
dert war, dnreh Einl^img der Appellation dessen Volhiebnng an verhindern. 

B. Ausserdem hidle die Stadt Alzey in ihrem ersten, auf das ürtiMO von USi er» 
folgten Proceduract, nSmlich bei der contradictorischen Verhandlung Tom 26. Juni 1835 
^eh ihre Rechte gegen jenes Erkenntniss nicht vorbehalten , vielmehr Erkmann der Nicht- 
befolgung dee Urtheils ai^esdialdigt nnd hieraaf Antrige gestutzt, hiermit aber ihre 
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Adbision lu jenem ürtheile in nniweldentiger "Weise xn erkennen ge- 
geben; die in ilcn späteren Acten enthaltenea Vorbehalt kOnoiUi daher als TertpAtet 
keine recbiliche KUckeicbt mehr ansprecbea. 

0. rmr find der ZnUetlgkeit der Bcrafb^g der Umstand entgegen, dass die Stadt 
Ahey nicht ror jedem Vorangehen das Urtheil Tom Jahr 1831 mit Appell angefochten 
hatte. Dieses ürtheil , wclrhes twar ohne ihre Concnrreni erfolgte, ihr als Garantin aber 
dennoch entgegenstand (vergl. Art. 182 B. P. 0), stellt sich, insoweit darin der Zeugen- 
beweis fOr anxnliesig erkannt und dem Privataeta Ten 1826 bedingt db BewilaClIiigkeit 
abgeepradien wnrde, ab eine deflnftive Eniedieidnng dar, miMta daher von dem Appell- 
richter beachtet werden, und es durfte dieser nicht, im Widerspraeh mit Jenen niehk 10^ 
gefoehtenen Erkenntnisse von 1831, den Zeogenbeweis znlassen. 

D. Endlich hatte die Stadt Alzey in einer froheren Appeliinstsnz, worin es sich ron 
der Berafiing and Ineidenlbenifung gegen swei ürtfieile dee Krel^^dito Ton den Jahren 
1838 nnd 1839 handelte, auf Verwerfnng der Appellation des Erkmann angetragen, und 
in ihrem Incidentappell nur die Reformation bezQglich eines auf die Compensationseinrcde 
bezüglichen Pnnktea verlangt, und hierdurch dem Urtheile von 1838 und mittelbar jenem 
von 1834 acquieeeirt, da ee ein in Doetrin nnd Praxis feststehender Sats iat, das« Der* 
Jenige, weleher dnreh Inalnnirte nnd vor Gerfehl deponirte Ooneln« 
sionen auf Verwerfung einer Appellation angetragen, später nicht mehr 
zugelassen werden darf, seinerseits eine Incidentbcrufung gegen das 
angefochtene Urtheil zu erbeben, gleichviel, ob dasselbe in folle oder 
nnr in elnielnen Ohefo angegriffen gewesen; jener Antrag der Stadl Alsey 
enthält aber offenbar ein Acquiesoement bei dem Urtheile von 1838, welches die dort 
allein noch hinsichtlich des Verzichts zur Sprache gebrachte Eidesdelation, als bereits durch 
die früheren Erkenntnisse abgeurtheilten Punkt, mithin als unstatthaft verworfen hatte, uod 
gibl die AmUbü der Stadl, WnsleMlidi jener venreiÜMMn Behauptung des Yenidita keine 
Besdiwerdo fUhren n «ollen, dendieh n erkennen. 

BarinsUdI, Tb. Novsnber iSISb (Osss.) Erknunn g. Absj. 

119) Urtheil; Zahlung; Acquieseemeiit; Casaationsrecars. 

Die Zahlang der dem Kläger dureh ein Driheil sogesproehenen Summe Ist nur dann 
als eine den Oassslionsreeiiis eo^igettslellende Anerkennug dieees OrtbsUs anmsrtien, 

wenn sie eine freiwillige war; dieses ist aber nicht der Fall| wenn die 2^hlnng er- 
folgte, um die Execution dieses Urtheils abzuwenden, was durch den keine Suspensations- 
kmft habenden Cassaiionsrecurs nicht bewirkt werden konnte. Es releviit bei einer sol- 
«hen erzwungenen Zahlung nicht, wenn der Zahlende einen ReofatsvorbehaH za naeben 
unterliess und sich bei der Zihlmg vorslebtlgerweise dis txscnlorisehs A n s fartignng des 
Urtbeils aushändigen Hess. 

Darmstadt, 14. Mai 1865. (Bej) Taunusbatan g. HoJzer. (EmmerL 1865. L 97.) 
0fr. CMs. an Perle von 37. Jnli 1660. 

120) Cassaiionsrecurs; Acquiescement; Erwirkung der Taxe; 
Zustellung des Urtheils a quo; Zar ackziehung der 
Appellstrafe. 

Der Cassatiousrecurs kann nicht wegen Acquiescements als unzulässig 
angesehen werden, wenn a) der Cassationsklüger vor dem Kecurs auf das 
angefochtene Urtheil ein Kostenexecutorium erwirkte; 

diese Kosteiiextrahiruug erscheint nur als eine VervoIlstSndigung des Urtheils; 

b) weou der Recurrent das Urtlieil nebst der Kostentaxe unter Yor- 
hflhalt aller Beehte an den Gegner insinuiren liess ; 

dieser VerbehsU sehHoeet die Absichl sn aeqdesdren aas; aneh kann derseihe aleia 

als eine proteelatio facto contraria angeeehen werden, da die Zustellung des Urtheile nnd 
der Taxe, wie die Erwirkung der letzteren , nicht als wirklicher VoUiug des UrtheilSi SSB» 
dern nur als die Execution anbahnende und vorbereitende Acten anzuaeheu sind: 
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c) wenn der Anwalt des Cassatioiisklügers schon vor der Insinuation 
der Taxe die bei dem Rentamte hinterlegte und zufolge des Urtbeils zu 
restituirende Appcllstiafe zurückzog; 

68 kann angeiiouimen werden , daas unter den rorliegenden Verhfiltnitsen der Anwalt in 
eignem Kamen nnd fOr »leb die Ton ihm penOoUcb deponirte GeldetraTe xnrOekRezoRen Imb«. 

Darmatadt, 0. KoTonber 1855. Coidi« g. Belmom. (EmmerL 1855 L 107.) 

121) Urtheil, welches die Vorlegung einer Urkunde Terffigt; 
Präjudicialpnnkt; Acqttiescement 

Ein Krkenntnibs, welches eine rartltie anhält, sich in die Verhandlung 
fiber einen als prüjudiciell auerkannten Streitpunkt einzulassen , bringt einen 
selbstst&ndigen Inddentpunkt zum Absdüuss, kann also nicht als em nur 
interlocutoriscbes beti-acbtet werden, das der Richter, der es erlassen, 
selbst wieder ehiziehen IcOnnte, und wogegen auch nach dem Vollzüge noch 
Appellation zulässig wfire, sondern es trägt den Charakter einer defini- 
tiven Entsclieidung , und es kann daher von der Parthie, die es freiwillig 
vollzogen hat, nicht mehr mit Berufung angefochten werden. 

Wenn soiiacli ilcr nekl.iL'tf , üeeen wclrlion Hechle au«! oinpr testamentarischen Dis- 
position in Ausprucii gcnoiuuien werden, nicht nur a) die Existenz des Testaments, son- 
dern aocli b) die Eigenschaft des KIflgers als Nachkomme nnd Rechlanacbfolger derjenigen 
Person, zu deren Gunsten die angebliche Disposition lautet, bestreitet; wenn er jedoch 
RpÜist in ?pii!iMi Antriytni nn-^rkcnnt. d.T's d'^r Streitpunkt a) al? ein prAjndiciellpr 7.11 ho- 
hnii'leln sei, nnd das Gericht, hierüber allein interioquirend . dem Beklagten die Vor- 
legung einer In seioea HSnden befindlichen Urkonde auflezt und die Form etaiei dem- 
selben angetrafeneo Sebledseidea regolirt, ao kamt der fiekbgle, nachdem er jene Urkunde 
vor^elejgt mi l sich itlirr den Eid orkl.'irf und eventuell lu dessen Auslastung bereit erklärt hat, 
nicht melir nachtra^jlicli gegen das L'rtlicii appeliircn und sieh datdhcr Iieschweren, dass der 
erste Ktchter den wahrhali prajuiiicielleii Streitpunkt h) uncntscliieden gelassen habe; in 
dem Vollnige dee Urlhella liegt ein Aeqoieeeeaient vnd es kann auch nidit eingewendei 
Verden, dass man Demjenigen ttiehl acquiesciren ktinne , was gar nicht Gegenstand einer 
richterliclieii Entscheidung gewesen sei, denn als wirklieh ent schieden muss 
alles Das betrachtet werden, was, wenn es auch nicht Gegenstand eines 
Streitea unter den Parthieen war, doeb In ao innigen Znaammanhang 
mit dem Entaebiedenen ateht, daaa Letaterea ohne Jenen einen recht- 
liehen Bestand nicht haben konnte. 

HStte selbst der ilekiagte bei der fragiichen Drkandenproduction und l->rklürung über 
den Eid aieh der Formel „unter Vorbehalt aller Rechte gegen das Urtheü" bedient, su 
LfUinte daa nfeht lündem, daaa man im Volltnge dea Orlhaila ein Ac^ieicemant erkenn»; 
denn es lag weder ein Zwang noch ein factisches Intercaie vor , welche Ihn hitien vcfw 
anlassen kimneti , dem ürtheile nachruicben und erst später zu appeliircn. 

Darui Stadt, 3. üct. 1859. (Cass) Hoflmann g. Sehulfond. (£mmerl. 1859. I. 198) 

123) Rechtskraft eines eine untheilbare und solidarische 

V er b i 11 (11 i eil k (' i t anerkennenden II r t h e i 1 s dem Solidar- 
schuldner gegenüber, welcher dem ürtheile acquies- 
cirte. 

Gestiltzt auf Jit^ Bi'haupinng , ilass C. auf Anordnung, bezichungwcise als Rechts- 
nacbfoiger des B. , den A. gewaltsam aus dem Besitze eines Gebäudes expulsirt und so- 
fort dasselbe deroolirt habe, erhob A. gegen B. und C bei dem Frledenageriehta eine 
Klage auf rcint^grande und zugleich anf Erhaltung Im Besitse an, wobei er beantragte, 
dass ß. und c soliriariseh snr Wiedarheratelivng des Geblndea nnd snm Sdiadenaaraais 
verartheilt werden sollen. 

Daa Friedeosgericht wies durch Urtheü vom Jahr 1866 die Klage, soweit aie anf 



u.vjiu^uo Ly Google 



Btrgtrliehtt GaiAUboeli (Ali. 1351). 



Erhaltung im Besitze serichl t wnr, sprach dag^en tli^ KI.i;:'' , iüsoforn sie 
saf r^integraiide '^iug , im Principe zu, iuileio Es deu Bekla^jten dau Beweis der vou 
ibneo Tertiieidigiingsweise entgegengesetzten Tbntiaehe, dass der Kligor A. nicht tod 
ihnen «ipnliirl «onlen Mi, Mndern vor der DemoKiion des Gebindes dssaeibe frdvrililg 
gerinnt habe, audc-Jise. 

Gegen dieses Lrtheil legten A. uml Ii. Appell ein, Erslerer , weil seine Klage auf 
Erbaltun;; iiu Besitze ai>gewiuatMi , B. aber um dess willen, weil Dicht aucb die Kiage eu 
idhit^grande verworfen worden sei. 

Da C nirlit ebenfiüls gegen jenes Urtlicil appellirt hatte, so setzte A. die Triedens- 
••erichilic'io Procehir gerren C. fort; im Ja'ir 1S37 fand ein Zi^iuonverhör vor d.Mii Prie- 
deusgcriclite statt, welchem C. ohne Einspruch und Vorbehalt beiwohnte, und es erfulgta 
hlsranf in nimliehen Jahre 1857 ein rriedensgertehtliebes Ortbeil, welches den 0. «nr 
Wiederberstellaog des Gebindes vemribeilte. 

Im Jalir 1858 erfolgte, tu der dnreh die Berufung des A. und B. anhängigen Appell- 
Instanz, jn Oe^rinvart des C. , welcher durch A. dazu als Milappeliat scrufon wordeu 
war, und sich darauf bescbrünkt hatte, auf Verwerfung des von A. eingelegieu Appelle 
snsntrageii, ein Urthell, welches diesen Appell des A. wirklieh verwarf, dagegen auf die 
Appellation des B. ' Iii die von A. crhuhcne Klage auf reinloi^rando als unannehmbar 
abwies. Kanuichr IcLite C. •icjeii A. wider i|;i3 rriedcuageiielitliclie L'rtlieil vom Jahr 1857 
Bernfnqg ei», wobei er sich vorzüglich auf ilas iozwiaciien erfolgte Appellurtbeil vom 
Jahr 1808 besog. Uiese Bernfiing wurde jedoeh von dem Appellgeridite dnreh Urtheil 
von Jahr 1850 abgewiesen. 

Der liiergegeii von G. dngdegte Classatioiisreclirs , gegründet aof an- 
gebliche Verletzung der Art. 1351, 1221 uud der Grundsätze der Art. 1206, 
1208, 1365, 203G, 2049 und 2050 Ü. G. B. und des Art. 182 B. P. 0. 
wurde um desswillen verworfen, weil C. nicht wie der Mitbeklagte B. gegen 
das friedensgerichtliche Uitlieil vom Jahr 1856 aiipellirt, vielmehr ohne 
Protebt dem Zeugeuverhör vom Jalir 1857 beigewohnt , mitliin demselben 
acquieseirt, auch in der «liirch die BerufuiiLr des A. und B. anhängig ge- 
wordenen AppelUustanz nur auf die Verwerfung der von A. eingelegten 
Bera&ng angetragen und somit bezüglich der Klage auf r^int^grande seine 
Sache freiwillig von jener des B. geti'ennt habe, also auch nicht behaupten 
könne, dass er bei dem Appellurtlieile vom Jahr 1858 durch B. reprisen- 
tirt gewesen sei, und dass dieses UrtheO, wie dem B., auch ihm C. gegen- 
aber fiechtskiaft bilde. 

Brttsiel, L Januar 1861. (fiej.) (PMier. 1861. S. 166.) 

123) Einrede der Rechtskraft; Verzicht 

Hat eine Parthie zwar m erster Instanz die Einrede der rechtskräftig 
entschiedeneu Sache vorgescfafltit, dieselbe aber in ^ppeUatoiio nicht lenier 
geltend gemacht, so kann der AppeUrichter dieselbe nicht ez officio seiner 
Prflfnng und Entscheidung unterziehen. 

Diese Einrede ist mehr eb AwtiBdiea als ein rechliiehes Mittel, auf wsldiet die Parw 

Ihie Terziclileii kann. 

Paris, 26. August 1861. (Gass.) (J. d. l>. 1861. S. 1026.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 1351 B. G. B. Nr. 4. 

124) Rechtskraft des Urtiicils, welches in letzter Instanz 
erkennendes convcntionellcs Schiedsgericht anordnet; 
N i chtappellabilität des Schiedsspruches. 

Am '20 Fi'Iiruar 1857 kam zwischen Tung und KertoU eiu Vertrag zu Stande, worin 
lursterer au seiaer Betheiligiuig au einer Leioeospinoerei den Letzteren als Couuuaodisteii 
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ftlr 20,000 fl. annahm ; zugleich wurüe im $. 9 dieses Vertrags b«atiinmt , dasB Streitig- 
keitea , die sidi zwitdien deu Coatrahent«o ergeben küunten, dareb ein Schiedsgericht in 
Mainz olMbicira wndoi tolllan , ui xwar in «niar und leMer Inalant, nntor Vanidil 
Mif AppellatioD and Cassation. 

Es entstanden wirklich solche Contestationen zwischen den Parthieen; Kertell lad des- 
halb den Jung vor das Handelsgericht za Mainz, welches durch Urtbeil vom Jahr 1861 
dm Vertrag vom Falmnr 1857, dem Antrag d«a KUgera Kertall gemias , for nichtig ar* 
klärte, weil er nieht in den Formen des Art. 42 des C. d. e. pnblieirt worden war, and 
die Parthieen zur Attstragnng und Entscheidung ihrer Streitigkeiten in Betreff der unter 
iboen bestandeoea fiadiadMa Gemeinschaft naeb {• 9 des Vertrags vom 20. Februar 
1861 vor fla Sd n ad afl a ti a r virwiei, flbar «iklian lia aldi dnrdi ainan sn «rriobianian 
Conpronrisasct n vsrrinigan tutban. Naebdeai Jung diaaaa UrlhaQ dem Kartell hatte sig^ 
nificiren lassen , die Parthieen auch sich wechselseitig die vnn ihnen gewählten Schieds- 
richter kundgegeben hatten, schlössen sie mit diesen einen Coinpromissact ab, und Letztere 
erlieaseu hierauf unter Zuziehung eines Obmanns ein Urtheil, welches theils definitiv, 
thaOa VwiaidMidiiah aikannta. Sagaa diiaai Sahiadaudiall, walchaa von dam HandalB- 
gerichts-Präsidenten ezecutorisch erklärt wnrda^ lagt« Kertall Bamtaig ain,VaUba da» 
Appellgericht als unzulässig abwies. 

Der hiergegen von Seiten des Kertell eingelegte Cassationsrecurs wurde 
verworfen, weil nach dem rechtskräftigen Urtheil von 1861 die gemäss des 
Vertrags von 1857 zu ernennenden Schiedsrichter in letzter Instanz zu 
entscheiden hätten, und daher gegen deren Schiedsspruch keine Berufung 
zulässig erscheine. 

Dar Caamtionahof ging hiarhai van folgandan Brwtgvngan a« : 

1) Insoweit der Appellrichter in facto als constant erklärte, dass der Comprontisaaal 
in Vollzug des Urtheils von 1861 unterzeichnet worden sei, ist nach bekannten 
Qmndaätzen seine Entscheidung der Kritik des Cassationshofs entzogen; hieran knüpft 
aidi abar dto laaklllclia Folge, dass, wem das ürthaU von 1861 baMIgllah dar daralMligaB 
JBnlialMidM« daa SeUedagericbto die Baeiildunft baaehriltan hat, dia PhrtUaen niaht he- 
raditigt sind, eine solche mit Bcmruncr anzugreifen. 

2) Da der AppeUrichtcr das vorlie^'ende Dccisiv eines ihm zur Beurtheilung Torlie- 
gendeu UrtheUs aus seinem eigenen Wortaasdraeke und aiu den MoÜTea de« Urtheils 
iotarpretirte, ohne aich einer Denatarirung adnaa Sinnea adnldig zn madMm, «nd dam- 
gemlas erkannte, das« da« Urtheil von 1861 entschieden habe, dass die gemäss des Ver- 
trags Ton 1857 zu ernennenden Schiedsrichter auch nach diesem Vertrage in letzter In- 
stanz zu erkennen haben sollen, so unterliegt diese thatsächlicbe Entscheidung nicht 
dar KritHc daa Caaiafionahofc. 

3) Wenn znfolge eines rechtskräftigen, oder doch nicht angegrüTenen handelsgarfahl* 
liehen Urlheils die Parthieen verwiesen worden sind, sich mit ihren Contestationen vor 
eonventionellen Schiedsrichtern, welche in letzter Instanz zu urtheilen haben, Tor- 
imahan, ao kann dia Bamfoog gegen daa fon daa Sddadarielitani daiitttdiit triimoa 
Britanalaiaa nlabl angalaaBan «irdaB, aaUial wann die Saehe an aiah var aihilNt ÜMreie 
gehört hätte. Durch das rechtskräAige Urtheil de« Handelsgerichts stnnd fest, dass die 
Schiedsrichter in letzter Instanz zn erkennen hatten ; es kann also , ohne jene« Urtheil 
selbst anzugreifen , nicht geprüft werden, ob dasselbe dem Gesetze entspreche. 

4) Salttan dia Schiadsridiler ana einam Bechlaintiinni Aber den raditliaben ChanUar 
Ihrar Function ihr Erkenntniss bei dem HandatagMiebt hinterlegt haben, um Ton dem 
Präsidenten dieses Gerichts ezecutorisch erklärt zu werden , während ein Spruch conven- 
tioneller Schiedsrichter Ton dem Präsidenten dos Bezirksgerichts executuriach zu erklären 
g a w a a a n wfra, ao kam daihalb nidii dm Partblam ain Ba mfm garadit gegeben sein, daa 
ihiMtt naeh den Maim raabtakrtUVgm Urüieil niaht zostebt. 

Darmalndt, 17. Matunbar 1868. (BeJ.) KarteU g. Jmg. (BnoNrL 1863. L 801.) 
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J. MnMlMil; Bedeitung fftr die am CiTllKerieht« iplter aiig;esteUte Ilaf» nf 
Eruti des durch du Vergehen Tenirtachtea Schadens. 

129) Verurtheilendes Assisenurtheil; Brandstiftung. 

Die Bestimniungen des Art. 1351 B. 6. B. , die zun&chst auf PriTatrecbtetreite und 
deren Yerbiltntsse zu eioander berechnet sind , leiden keiue unbedingte Anwendung auf 
daa VerUUlniaa dea In dem etrafrecbtlicben Verfahren Entaehiedenen sv der aof dieselben 
ThalndMD gegrlbidalMi Oi^lUiga. 

Hier gilt vidmebr nach einer eonsUnten Jariflpmdeiis der Gniiidstte: 
le crimmel empörte le ctoÜ, vermöge dessen im Allgemeinen die auf straf- 
rechtlichem Wege festgestellten und als constant erkannten Thatsachen, die 
zugleich die Grundlage piivatrechtlicher Verhältiusse bilden, auch fOr diese 
als constant gelten. 

Derjenige, welcher letztere geltend macht, kann nicht genöthigt werden, tot dem 
Oirilrichter nocbmala die Frage in vantiUren, ob wirklich der Beklagte aidi in Tlnt- 
iiclMB adnddig g«MMtt hat, iaiao «r banili in dam Unfraetaffidwn Taifctoan ieMMf^ 
erkannt und wegen deren gegen ihn Strafe ausgesprochen wurde. Dieaa Jurisprudenz 
findet in dem Gesetze hinreichende Anhaltspunkte, namentlich in folgenden gesetzliehen 
Bestimmungen , welche theils diesen Grundsatz Toraussetzen , theils solchen auf einzehie 
flUa anwanden: AH. 8 P. F. O., 1819 B. G. B. , MO B. P. 0., MO, «68 P. P. O. «od 
196 B. P. 0. 

Auch im Art. 235 B. Q. B. liegt eher eine Best&tigung dieser Jurisprudenz , als dass 
iaraua ein Argument gegen sie geschöpft werden konnte, und es kommt noch ein Staats« 
nthagBlMMeB voa Ift. Octabar and la. Hambar 1808 kiani ta «aidMiii obigar Orand- 
aala aeina Biallligaog flodaL 

Ob dieser Grundsatz auch dann Anwendung finde , wenn der Verletzte in dem straf- 
rechtlichen Verfahren als Zeuge vernommen worden und so das condemnatorische Urtbeil 
wenigstens mit auf seine Aussage bin erfolgte? in eine Erörterung dieser Frage war, da 
diaaer Fall ia eanerala nidil Toilag, nkhl aimmgaliaii. 

Darmstadt, 19. Apvil 1868. (B^) Fk«i g. BnndaaiacaniB-OaauaiitlOii. (Ekuaar^ 
Uag 1853. I. 65.) 

Cfr. Gilbert zu Art. 1351 B. G. B. Nr. 162 u. f. 

12G) Freisprechendes Assisenurtheil; Verfolgung der 
Givilklage des Beschädigten. 

Wurde ein wegen Brandstiftung vor die Assisen Verwiesener dort frei- 
gesprochen, so kann dennoch die Versicherungsgesellschaft, welche das 
verbrannte Haus assecurirt hatte, der demnächst von dem Freigesprochenen 
erhobenen Klage auf Brandentschädigung mit dem Einwände, dass der 
Kläger sein Haus freiwillig selbst in Brand gesteckt habe, mithin nach der 
PoBae sa furdern bereditigt sei, entgege&Men und wm Beweise 
dieser Thatsacfae zugdassen werden. 

Dia dvch dia 8lra%iiMila aoagaaprodiana Frtigabang abiaa BaadraMIgten steht nor 

dann einer Cirilklage als rechtskräftige Entscheidung entgegen , wenn das Strafgericht 
die Tbateache, welche dieser Klage, sowie der Straf klage zu Grunde liegt, klar Tomeint 
und die Givilklage mit den Erklärungen, Festsetzungen und Entscheidungen dea Strafrichters 
abaafau vanrareinbar aiaeliainl; «aa aber allaa bei daai mliagenian Yaidiela dar 6aadiwoi^ 
■W und der darauf erfolgten Freisprechung nicht gesagt wariao kann. 
Paria, 2a AprU 1863. (Baj.) (Str. 1863. 1. 271.) 

127) Wirkung des Strafartheils aaf die GiTilklage. 

Bei dar Frage, inwieHm daa im Strafverfahren ergangene Urtheil auch fOr den Civil, 
punkt maassgebend iat, SMUt naa OBtarieMdaB, ob daaaalba aia freiapraehanilea adar 
TemrtbeUendaa war. 
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Ein freisprechendes Urthcil hindert I)enjeni;^eü, welcher aus der un- 
recliten Handlung, die den üegeustaud der isUaigerichtlicheu Uuterbuchuug 
und Aburtheilung ausinaclite, civilrechtliche Ansprach« abteitea will, darch- 
aas nicht an der Verfolgung denselben vor dem bOrgerlichen Richter. 

Nor hat er Thiilsaeb«ii und Beweise beizubringen, wo^nreh die EntadiidigungepHiebl 
des Beklagten hegrflndel wird. J)ic9 ergibt sich aus den Beslimiuiingen der Civilproiess- 
Ordnuiig, welrlic Ohcr miprlaulito Handlungen utnl Vcrbrcclien , sofern ilaraus abgeleitet« 
privatrechtlicbe Befugnisse vertolgt werden, nacb erledigtem Strafverfahren die 
Znsdiiebnng des Haopteides gestattet. 

War dagegen das Tom Strafrichter gefällte Urthal ein YerdammeDdes, 
so moss dasselbe auch für den CÜTilrichter als dne Bechtswahrheit gelten. 

Dies fulgt ebenfalls aus den civilprozessualisclien Vorschriften, wonach DerjeniKe, 
welcber durch strafrechllicbes Urtiieil des Meinei'is für srl)iiMi> orkifirt wnrdf, auch der 
Qegenparibie zum Ersätze des durch den Meineid verursachten Schadens verpflichtet ist 
und eine WiederbersteUnng gegen das auf den geleisleten Cid sieh aMtseode (Svilwiheil 
slatlflndst, sowie aus dein Gesetze Aber die priratroflktlichen Folgen der VerbreolMa |. IS 
des Gesetzes vom (">. März 1845.*) 

Man 11 heim, 8. Juui 1847. ( Anuai. 1848. S. lOti.) 

M a n n Ii e i in , 31. Mai 1849. ( Aunal. 1849 /fiO. 8. 15.) 

Hannheim, 17. Juni 1851. (Amud. 1851. S. W.) 

Mannheim, 1856. (Aamd. 1856. 8 73.) 

128) Freisprechendes Urtheil; Nothwehr. 

Ein wegeu Nothwehr straflos erklärendes Urtheil des Strafrichters bin- 
det den GiYÜricbtflr nicht bei Entscheidong der Entschädigungsfrage. 

Zufolge des Art. 1351 B. G. B. kann soldiee dem Kllger nicht als reehtskrSfUge Ent- 
scheidung entgegen gehatten werden, und es Ifisst sich auch nicht beliaupten, dasa der 
Strafrfchter allein zur Kiitsrhoidung, ob Nothwehr vorhanlon, zustäudig sei. vielmehr kommt 
es nach Art. 1382 u. f. ili. dem Oivilrichter zu , zu cutscbeiden, ob eine unrechte Tbat, 
die tor Entsebidigting verbindKeb maebt. Torlicge; die .%iifgabe des Strafriebtert ist nur 
tn erfbrsehen, ob Strafe verdient sei. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jabrb. 1849/50. S. 270, 27^) 



*) Der 5. 18 dos Gesetzes vorn 6. Marz 1845, Kegierungsbktt Nr. 15, lautet: ..Wird 
eine Entsehfidigungslilage auf den Grund eines in sirafrecbUicher Hinsicht bereits abge- 
nrCbeilten Verbredtens vor den bOrgoriidien Geridilea angebraebt, so kann aieh der Klä- 
ger, sowohl was die Schuld des Beklagten, als was das Dast-in und die Qrflsse dee 
Schadens lietriin, auf die im Strafverfahren erho!>en?n Beweise berufen, und eine iiorh- 
lualige Erhebung desselben in den Foruieu des bürgerlicheu Prozesses findet nur insoweit 
statt, als der eine oder andere Theil, wenn die oene Erhebong Oberhaniit noch mUgMeh 
ist , solche bsgebii War gegen den Beklagten im SUfafverfabren ein verurtheilendes Er- 
krnntniss ergangen, so gilt aucli zu Gunsten des erst nachmals mit fiiier lulr^t'rHchpn 
Klage aufgetretenen Beschädigten als bewiesen, dass der Bel&lagte die That, deren das 
Erkennlniia ibn fito «chaldlg erUirt, vertht habe.** 
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Sammariuin zu Art. 1351. 

AcquieMement 117 u. f 

„ Freiwilliger Vulkiit; des Urtheiid; Zahlung der durch dasselbe zugesproche- 
nen Summe 119. 

„ ), Erwirkung der Kostentaxe; Signification des l'tilieils; Zurttek- 

zioiiuiig (icr Appi-Iistrare unter Voriieluüt 120. 
„ Prüjudicialpunkt; Yorbelialt 121. 
„ „ Pitjodicielle Vorfrage ; VorbebaM; proteMalio (aeto contraria 118. 

AdmiitiMratiY-CiilsdieUaogan 1. 
Ausländischen Urtheil % 

Erwägungs^fründc ; Ergäuzung des iiiäpoäitivä. 15 bis 21, 27 u. f., 52, &3, tiO, Ö2, txi,69, 94. 
Friedensg^richtliches Urtheil gemäss Art 7 B. P. 0. 3. 

ßmndrenta; Implidl« Verwerfaiitr iw Einrwle der Oiuniliaeigkeit der directon Klage 37. 

Nichtdcckung dieser Einrede durch Vcrwerrung der Einrede der Peudalilät 79 
Hypothekareinschreibun)^; Vcrniclitiin^ ; \N ii kuiii; bi-£Oi;licher anderer EilMebreibungen 102. 
idcutiut dus Klagegrundes Uitd ues ülagcun^prucUs 71 u. f. 
„ .Anerkennung der Ideniitflt blos in den !dotiTen 9t. 

„ Ansprüche auf die in Tersc'iioJencn Läiideru ;{elegenen Erbilieihingcn 71. 
„ Destitution des Vaters von Jor Voninindschan ; Erziehanga-und Verwaltangareeht92. 
„ Eigentbumsklage ; K.lage aus einer Antichreae 84. 
^ I^nrede der gfiuaKebeo Uberation; item von TheUMhiiuigeit 7%. 
„ GMeHrennimgektage; Klage auf TbeUimg der gerlebtUeb getrennten GOlergemetn- 
Schaft 86 

^ Klage auf Zahlung des ersten Ziels einer Schuld; Klage aul das Ganze Hl , 90. 

,. Ladung einer Gesellschaft bei deren Agenteu; Notification einer Cessiou U3. 

^ Hora zu bedeben; Mora «n llerem 89. 

n Negatorienklage; oonfeasorische Klage 80, 83. 

„ ,. Vindicationskla^je 76, 77, 

H Neue Klage; andere Mittel 101. 

„ Neue Prflfniig der TUrea 97 , 98. 

„ PMseaaoritehe Klege; &hnlichc Störung 82. 

„ ,. Einfluss auf das pelilorium 81 

Kesiiiatioiisklagei Vindicatiunskiage gegen den Besitzer 74. 
„ Theilungsklage imeb dem Wertbe und im Siflek 91. 
„ Verftnderte Saebverbiltmaae 71. 

„ Veijlhrungseinrerlc in einem neuen Prozesdäiaiide '5, Sö. 

„ Verticht auf die Einrede des unerfüllten Vertrags ; neue Klage 100. 

„ Widersprechende ürtheiie verschiedener Gerichte ;3. 

„ Wiederholtes Vorbringen einer Abgewiesenen Einrede aui einem neuen Grunde 88, 89. 

„ Item auf Grund eines rfebenumstandes 96. 
Identitii der Parthicen 103 ii. f. 

„ Bttrge; Wirksamkeit des gegen den Hauptscbuldner eifangeneu ürtheils 107. 

„ Einrede des Nidrtliesiltes nach VemrtheUang ntr BesUseinriUunnug 9S. 

„ Brbqualität, incidenter bestritten dureb einen Olinbiger; aligemeine BeditskraA 

de.« Unheils; Appellaliilit;ti 106. 
„ Klage eines Gläubigers gemäss .\rt. llQü ü. G. B.; Abweisung; neue Klage aU 
Cessiour 113. 

„ Klage dea Oesskmars eines Immobilfatr-VerkaafivriTil^gs gegen den BOiigen des 
Schu](!iier3; Ahwrisun?; neue Kbge Desselben gegen den Nfmlidien als Be- 
sitzer des Unterpfandes 114. 

„ Nämliche Parteirullc der Litiganten 105. 

„ Besiliaiionsurtbeil; Wirksamkeit gegen den dritten fiesitier 108, 111. 
» n Item dem Uypolbekar-Gllnbiger gegenaber lia 
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Idenlitlt der Pr\rtliiocn; uiitheilliart- Sache; Appellrecht des MiteigentliQmers 116, 122. 

„ Xteui (Servitut); Cassationsrecurs des Miteigenthümers nach dem durch Insinuation 
an den andern EigenttaQuiei eiagetreteuen Abiauf des Caasallonstorinhis 115. 

„ UrtbeO switdien KAnfer uod VeritialBr einet Imnöbele , dem in der Ordre dannf 
angewiesenen Giftnbiger gegenüber 104. 

„ ürtbeil, welches in einer Arrestkiage die main>Tidaage Terordnelj Deckung vor- 
her bestandener Einreden 106. 

„ Urtbdl twisehen dem Vater und «ineoi Dritten; Beelilakraft gegen den Sohn, 
weldieui das betreflende ImnObel durch etterltdie Ttaeilung lebon vorlier fllm^ 
wiesen worden war 109. 

„ Urlheil zwischen dem Veriiiiufer und (inem Dritten über das Eigeutbum einea 
Immobelf; Bedeataqg dem Kinfer gegenüber, der daiieliie tebon frOher er- 
worben lütte 112. 

Iniplicile Verwerfung einer Einrede .'^7. 

Incideatpuakt, prjijudicieller, binsicbtlich des Prozessverfahrena 4. ^ 
Incoiupetenz-Einrede; Decliung ö, 6, 7. 
Inlerioente; AppeUatioo 27 n. f. 
n Aeqniescement 27 u. f. 

„ „ Beiladung Dritter 33. 

„ „ Concurreiu bei einer Expertise 28, 36, 65, 67, 68. 

„ „ Edition Ton Urlinndea 29. 

n „ Schiedseid; Verbandlungen darüber 34 , 42 , 48, 19, 66. 

n I, Signification des Urtheils ohne Vorbehalt 51. 

n „ Stillschweigender Verzicht auf die Einrede des Acquiesceinents 42. 

„ n Vorbelialt des Appelle 39, 41, 67. 

„ . „ Yoiiiag, geatmugener fiO, 61, 66, 119. 

„ „ Zeugcnbewda, Concurrenz dabei 57, 58. 

„ Appell gegen das Endurtbell ; Wirkung bezüglich des Interlocttte 31. 

„ Ausschliessung des Zeugenbeweises 34, 47 , 58, 64. 

„ Ceaeallonareenre gegen iDterlocate 70. 

„ Frist der Berufung gegen Interlocute 46. 

„ Motive und Dispositiv des Interiocuts 27. 

„ PrOfong des Beweises; neue Beweistbatsachcn 55 , 64. 

„ Suppleloriaeher Eid; ZurOdtnabme; AMnderang 43, 45, fiO. 

„ Wirliung der Berufung gegen ein Interlocnt und ilirer Verwerfung 91, 46, 
47 , 54, 56. 
Interpretation eines Urtheils 19, 22 bis 26. 
Leibesbaf^ verhängendes Urthcil 8. 
Baogordnooga-Slatas 9, 10, 11. 
Referatordonnanx 13. 

Resiliation, nochmalige, eines Pachtvertrags 14. 

Kesiiiationsortheil; Anfechtung durch den dritten Besitzer und durch einen Hypotbeiuu-- 

OUubiger 74, 109 und lia 
SdiledaeU 63. 

eventueller 52, CA. 
Schiedsrichterspruch; vertragsiuässiger Verzicht auf den Appell 124. 
Strafartheil i Einwirkuog auf die dvilklage 125 bis 128. 
TheUnngaklage; proviioriache Tlieiluag; Berindication einee einseinen Objeclea 78. 

Verzicht auf die Einrede der Kechtsliraft 123. 

Zwangsveräussemnge-Ver&liren; SeditikrftAigwerdung dea ilua au Grunde liegenden Ur- 
theils 12. 
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§. 2. Vm 4eo ■icht dnith Vesetx aifgestclltfi VermlbaBgm. 

(Art. 1353.) 

Zn Art. 1353. 

1) Ortsgebrauch. 

Nimmt das Gericht auf eiiicu von beiden Pai'thieen angerufeneu Orts- 
gebrauch bei seinem Urtheile Bezug , so stAtzt es sich Uerdorch nicht auf 
Yenaathongen, rttdcsichtUdi derer der Art 1853 B. G. B. Anwendung finden 
konnte. 

DarntUdt, 35. Mai 1819. <Bej.) Peels gtgßn Bimel. 

2) Beweis der Gemeinschaftlichkeit einer Maner. 

Da, wo das uubcstritteue Eigenthum des Grund und Bodens fUr den 
Eigenthflmer hinsicfaüidi der darauf an^efflhrten Mauer spricht, kann nicht 
auf Grund einer Vermuthung der Beweis des Miteigenthums eines Dritten 
angenonunen werden, da bei Streitigkeiten Aber Inunobilien in der Begel 
Zeugenbeweis unzulässig ist. 

(S. daa Nfihere zu Art 553 B. G ß. Nr. S.) 
Berlin, 22. Februar 1831. (Caas.) KaoipiuMiaeo g. Willmann. (K. K. Ib. Ii. d&.) 

3) Antedatirung eines Privatactes; Beweis durch Ver- 
muthungen; Gegenbeweis durch Zeugen. 

Der Appellrichtor nahm als nach den Verhandlungen durch bOndige, beatiminle und 
Obereinstiiniiit'iiile Vermuthungen feststehiMni an . 'lass d.m Datum vom Män 1847 in der 
QuiMung, weiche sich auf einem vorgelegten Wechsel von der Uaad dea A. unterachrieben 
befindet, den Urtfaeiie vom April 1847 , wodundi Dieiem als VendiwMider du gertcbi- 
lidier Beittand gefeben «orde, «i^llger Weiie vorheigesetat worden seL 

Diese factische Feststellung unterliegt um so weniger der Oensur des 

Gassationshofes, als der förmlichste Privatact, nadi Art 1116 und 1804 
B. G. B., wegen eines, nach der ausdrücklichen Verfügung des Art. 1353 ib. 
durch Zeugen erweisbaren Betrugs oder wegen Arglist rOckgftngig gemacht 
werden kann. 

Erklärt das Gericht den Beweis der Antedatirung durch \'eimuthungen 
hergestellt, so muss es auch den von dem Gegner zur Zerstörung jeuer 
Yermuthuiigeu erbetenen directen Gegenbeweis durch Zeugen zulassen. 

BerllD, n. September 1832. (Oese.) Kästner g. Fiiedriefa. (K. A. 17. II 34) 

4} Auslegung eines Actes; Folgerungen aus den Stipu- 
lationen anderer Acten; Geständniss im Klagelibell. 

Der Richter verstösst nicht gegen die Verfügung des Art. 1353 B. G. B. , 
wenn er, um die Natur eines Vertrags zu enuitteln, in die Prüfung der 
einsehien Stipulationen desselben, wie sie die daraber anigenonunene Ur- 
kunde enfhilt, eingeht und auf diese Wdse jene Natur feststellt 

ffierbei kann der Richter aueh den Inhalt eines andern spfiterea Actes 
mit in Betracht nehmen ; nur durch Zeugen (und Vermuthungen) kann kern 
Beweis gegen den Inhalt einer Urkunde geflkhrt werden, wohl aber dundi 
Urkunden. 

Ebenso kann der Richter hierbei Vermuthungen, die das Gesetz selbst 
aufetelU (Art. 13ö0 Jbir. 4 B. G. B.) , berttcksichtigen, mithin die in dem lüage- 

40. 
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Ubell enthaltenen ZugestSndmase, sofern solche nicht im Wege des IMsavea 
beseitigt werden. 

Nimmt das Gericht auf den Inhalt eines früheren Actes um desswillen 
keine Rücksicht, weil es aus den Stipulationen eines späteren Actes den 
Beweis entnimmt , dass die Contrahenten auf die Rechte aus dem früheren 
Acte, wenn auch nur stillschweigend, verzichtet haben, so liegt auch hierin 
keine Verletzung des Art. 1353 B. G. B., da nicht aus blossen Yermuthungen, 
sondeni aus met Urkunde, der Verzicht als bevriesen erachtet wird. 
DarmtUdt, 10. Jali 1848. (lUj.) Reinaeh g. Jaoqofliiiar md Zahn. 

5) Handelsbacher (nicht visirte and paraphirte); 

Vermuthangsbeweis. 

Nfeht gMetalidi vitirle nnd pan^irta Haadelibacher bildan swar kaiam adbsttlin- 
digen Beweis zu (lunaten des sie fdhreadaa Kaufmanna. 

Wenn aber ihre Angaben mit jenen in andern Yorgelegten Beweis- 
schriften übereinstimmen , so kann das Gericht hieraus einen genügenden 
Vermuthungsbeweis für die Existenz einer Handelsschuld entnehmen. 

Paris, 3. Januar l6üü. ( Koj ) (S.r 1S(U). I 31«J.) 

6) Privatnotiz (Riscontro) ; Vermuthungsbeweis; 

Handelssache. 

In einer Handelssache können im eigentlichen Urkundenbeweise unzu- 
lässige Scripturen von dem Gerichte nicht für ganz unzulässig erkannt werden. 

Da hier Zeugenbeweis zulisaig ist. kann gemäss Art. B. G. B. auch der Be- 
«fia durch menschlich« Vanaatbungen gefuhrt werdan; daa riehiarneha EmieMan hal daaa 
darOhw obna Basebrlnknng tu eatacheidoi, ob und aus welchen Thaiaachan , selbst aua 
an sich beweislosen Urkunden , wie Riseontros, sich Jena Vannalhangan aehOpfan laasan. 

Darm Stadt, 27. Mai 1850. (Gass.) Ziix g. Hemm«. 

7) Nichtangebotener Vermuthungsbeweis; Cassationsrecnrs. 

Wer in einem Falle, in welchem Zeugenbeweis, also auch Präsum- 
tionen, zulässig sind, eine Urkunde vorlegte, mit der Behauptung, dass 
solche den ihm obliegenden Beweis vollständig liefere, und den Gegner 
ausschliesse, irgend einen andern Beweis zu verlangen, nicht aber die Ur- 
kunde zum Zwecke eines Vermuthungsbeweises und unter etwaigem Aner- 
bieten eines weiteren ergänzenden Beweises geltend machte, der kann, wenn 
das Gericht der Urkunde die volle Beweisfäbigkeit aberkannte , einen Cassa- 
tionsrecnrs nicht darauf gründen, dass das Geridit skh nicht auch dardber 
ausgesprochen habe, ob jene Urkunde nicht wenigstens die zu beweisende 
Thatsache wahrscheinlich mache. 

Darmaladt, 21. tel ruar l$5:i. (Bej.) Rothschild g. Zoller. (Emmerl. 1863. L 37) 
Ctr. ta Art. 1347 B. G. B. Urthoil (Dannstadt) vom Tb. Januar 18&3. 

8) Vermuthangen; simulirte Cession; Ermessen des Richters. 

M'ie nberhaupt, so ist insbesondere durch den Art 1353 B. Q. B dem Richter die 
Befugnisa eingeräumt, die den ParleiausprQchen zu Grunde liegenden that.^firhlirheii Vor- 
haitnisse in vollem Umfange zu prüfen, die Intention, welche die Contrahcnt«a bei Kiu- 
gehaoff das Vartraga leilele, au arTonchan nnd dan wesentlicban lahalt dea Reclila- 
gcschifta y obna lieh dnreh irilftllriieb ^awiblla AoadrOaka and Fannaa baima su tasaea, 
iaa Atige zu fassen. 

Wenn der Richter in Folge dessen zu der Ueberzeugung gelangt , dass 
in bestimmten, seinem Criterium unterlegten Bechtsgeschäften keine auf- 
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richtigen und wahren Verträge, sondern in betrüglicher Absicht in das 
Gewand sonst gesetzlicher Verträge eingekleidete Geschäfte vorliegen , hat 
er das Recht . an solche endgültig festgesetzte Pränüssen auch die den 
(iesetzen entsprechenden rechtlichen Folgen zu knüpfen. 
(S. das Nähere zu Art 1692 - 169ö B. 6. B ) 
Mflnelien, 9 April 13B6. (Bej.) Wagoar f. KMppnw. 

9) Menschliche Vermuthung; Nichtberücksichtigung; 

Gassation. 

Lässt der Richter in einem Falle , wo Vermuthungsbeweis zulässig 
erscheint, eine Vermuthung, welche nicht als eine gesetzliche sanctionirt 
i?5t, unberücksichtigt, so verletzt er hierdurch doch kein Gesetz; sein Urtheil 
ist daher in dieser Beziehung nicht der Cassation ausgesetzt. 

DariuBtadt, 23. Juni 1856. (Hcj.) Trier p v. Yspnbnr?. (Emmcrl. 1856. I. 65.) 

10) Vermuthungen, aus Criminalacteu entnommen. 
S. UrtheU (Oarmatadt) vom 10. Mai 18d0 m ArL 10S9 B. G. B. 

11) Vermuthungsbeweis, aas Griminalacten entnommen; 

Gewaltthätigkeit 

Auch in fieiug auf die Einrede , dass der Beklagte durch Einschüch- 
terung und den darin liegenden moraUsehen Zwäng zur Eingehung anes 
Vergleichs, rcsp. Ausstellung einer Schaldurkunde gebracht worden sei, ist 
nach Art 1351 B. G. B. in Verbindung mit Art. 1841 ib. ohne Zweifel der 
Vennuthungsbeweis zoUssig ood kann sdcber insbesondere aus den Acten 
ttber die des&lls gegen den Kläger geführte üatersachung geschöpft werden. 

Mannhoiiu.... (UÜ«i1iofis. Jahrb. 1851. 8. 77, 78.) 

12) Immobiliar-Eigenthum; Beweis der Appartinenz- 
Eigensehaft; Vermntbungen. 

Das Aerar kOodiglu die Veniteigerunir mehrerer Grundstock« an; Krämer, welcher 
•Im m dimn OnnMfldkea gehörige Walilparzelle besaas, vindicirl« diaaalb« gegan daa 
Aanir, indam ar bahaopleta, daaa dieaalba aina Apparttnans daa im Jahr 1818 von dem 
Aarar an Schafhausen und im Jahr 1821 von Lemerein an Krarner verkauften Gutes l)ilde. 

Das vordere G»;riclit sprach diesu Viraliraliunsklase als gegründet zu, sveil in dem 
Verkaafsacie von 1821, zwischen hLranicr und Schaf hausen, jene Waldpanteile ausdnlck" 
lieh nhTarkaoft ond dlaaalbe auch firithar (1808 unl 1811) als Appartineas daa fhiglieheii 
Gniea mit dieoem vcrparhiet worden sei. und hieraus eine solche Vermuthung hervor- 
gehe, da?8 litMii Aerar der Beweis ohjieloecn hahe, di<i fra^jHche Waldparzelle hei dar 
Variuaserung an Schaf hausen von dem Gute getrennt und sich vorbehalten zu haben. 

Diaaea Urtheil wurde ana folgenden Gmodan eaaairi: Kramar muaela den Beweia dea 
geaatxHchen Erwerbe dar Waldparxelle beweieen, wenn er gleich dieselbe in Besitz hatte. 
Dieser Bnwcis konnte nur rliirrb flon zwisrhen iU-mi A'T.ir »ind Schariinuspn ab^reschlosse- 
nen Verkaufact von 1818 geführt werden, da alle anderen erbrachten Beweise sieb an 
dieaen anschloaeen. 

Es war nicht erlaubt, mit Beseitigung des Actes von 1818, ans andern 
Acten and Umstftnden Scblflsse sa äehen ond Vermathongen aoftustelleii, 
die durch kern Geseti begrflndet ond nach Art 1868 B. G. B. nur in solchen 
Fällen solftssig sind, m welchen der Beweis dorch Zeogen geführt werden kann. 

hdtm dar vordara Richter, ohne dar Erwerbsurkunde von 1818 zu erwähnen, sein 
KrkanotDiM anf die ana dem Ade tob 1821 (awiachen SdnftaaoaeD und Krämer) und auf 
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die Verpach(uni?cn von 1806 and 1811 henror^ehende Vermuthuog gffadele, veritlilt «r 
den Art. 1353 B. Q. B. 

B erlitt, 70. April 1895. (Cms.) Aertr g. Kraner. (IL A. 8. II. 8.) 

13) Vermuthuugen ; ErkcMintniss über deren Erheblichkeit; 

factische Entscheidung. 

Wenn der In^tanzrichter die zum Beweise der betrügerischen Simu- 
lation eines Krbveikaufs vorgebrachten luenschliclien Vermuthungen als ge- 
wichtig, präcis und übereinstimmend erkennt und demgemäss den p]rbver- 
kaof vernichtet, so ist gegen diese Entscheidung kein Cass.-Becurs zulässig. 

Dieeei Erkennliiiet unterliegt niebl der Oontrole dee OwnlioDfliofe, well der Art. 
1353 B. 0. B. die niebt im Gesetze feitgesteUten VennoMmogea dem Cmeasen nnd der 
Einsicht des Richters '!i'r Thaf'snrht'n filiei!n«opn hnt, 

Brüssel. 22. März 1862. ( Rej.) (Pasicr. 1862 S. 298.) 

Brüssel, 17. Mai 18r>2. (Ucj.) (Pasicr. 1862. S. 27«) 

14) Verkauf eines Amtes; geheimer Vertrag; Vermuthungen. 

Verbietet das Gesetz . bei dem Verkaufe eines Amtes an einen Andenif 
geheime Stipulationen bezüfilich des Verkaufpreises , so kann das Gericht, 
wenn der Käufer das zufolge der geheimen Uebereinkunft Mchrbczahlte 
zurückfordert, den Käufer zulassen, den Beweis dieser geheimen Stipulation 
durch Vermuthungen zu führen, da es sich hier von einer Eraus (fraude 
k la loi) handelt (Art 1353 B. G. B.). 

Paris, n. Febraar 1863. (Rej.) (Sir. 63. I. 183) 
Cfl*. Gilbert so Art. 1363 B. G. B. Nr. 17. 

Vierter Absohnitt. 
Vom dem Geständnisse der Parthie. 
(Art 1864—1866.) 

Zu Art. 1354 und 1355. 

Aosl&ndische Urkunden; aussergerichtliches Zageständoiss; 

Erfordernisse derselben. 

A. Wenn der inlindiscbe Richter einer im Auslände errichteten Urkunde 

die Beweiskraft für die Parthie, welche dieselbe producirte« abgesprochen 
hat, so kann in dieser Entscheidung eine Verletzung des Grundsatzes: 
^ylocus regit actum'''^ nicht gefunden werden, sofern der Producent nicht 
nachgewiesen hatte, dass nach dem ausländischen Gesetze die Urkunde in 
der vorliegenden Eorm fiir ihn beweise, oder als einem ihm im Rechtsstreite 
vor Gericht gemachten Zugeständnisse gleichstehend betrachtet werden müsse. 

B. Hat das Gericht, welchem ein solcher Beweis nicht erbracht worden 
war, die Urkunde nur als ein aussergerichtliches Geständniss augesehen, 
weldies der Prodacent nicht fOr sich anrufen kOnne, wefl es nicht in seiner 
Oegenwart gemacht worden und nidit den Zweck gehabt habe , ihm ab 
Beweis su dienen, so liegt darin kebie Verletsung der geaetiüchen Be- 
stimmungen Uber aussergerichtUche Zugeständnisse. 

Der Code civil enthält überhaupt keine näheren Bestimtmin^cn fiber die Voraus- 
setzungen der Reweiskraft solcher Zu;:est;iiuln is.se ; d.iraus UA^i alior nur. dass, sobald «in 
aussergericbiliches Qestaadaise siebt etwa nur luiu Zwecke eiues \ üruiulhuogs- oder In- 
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didenbeweises angerufen wird , sondern als eine Beebtslianilinig geltaid gemacht wird, die 
von anderweitem Bew^ Mireiaa loll, die nitgendnen PfiBctpten ttber BeefatohindlaDgea 
und deren verbindewle Kraft nr Anwendung konunen mfleeenj im Allgemeinen aber kann 

Niemand aus ErklSrunpcn , ilif nlr-lit ihm creifnflbrr gemacht werden und die nicht die 
Bestimmung haben, für ihn zu cxistiren und für ihn von Bedeutung zu sein, Kcchie ab- 
leiten und auf solche die Befreiung von einem Beweise grflnden. Die Frage, ob die Erkli- 
mng die Beefinmrang gehaM habe, etaer beelfnmten Peraon ein Zngeeiiadnisa n madien, 
iel eine rein tbateächliche, also die Entsetaeidung dieser Frage der Kritili des Cassationshofs 
entzogen, insofern sie nicht mit dem klaren Inhalt der Erklärung im Widerspruche steht. 
Dartnstadt, 21. Februar 1853. (Kej ) Rothschild g. ZoUer. (Emmerl. 1853. I. 37.) 

Zq Art 1355. 

1) Avssergeriehtliches Geständniss; mandliches Anerkennt* 

niss einer Schuld. 

Man beruft sieh umsont auf ehi Uoe mflndliehes Anerkeantaifle einer 
Forderong Seitens selneB Schuldners, und es ist deshalb auch one Eides- 
zuschiebnng über ein derartiges Anerkenntniss als unerheblich zu verwerfen. 

Ein solches Anerkenntniss Int nur die Natur einee anieergeridlttidien Geständnisses; 
es ist als solrbos nach Art 1355 B G. H. niiMirksani, wenn es ntir miliullich abgelegt 
wurde, und kann daher in keinem Falle zur Begründung einer Klage genügen. 

Mannbeim.... 1845. (Annal. 1M5. 8. 312) 

2) Aussergerichtliches Geständniss, in einem Briefe. 

Der Grundsatz , dass aussergerichtliche Geständnisse mir da berück- 
sichtigt werden können, wo Zeugenbeweis zulässig ist, ist auf mündlich 
gemachte Gestäudnisse zu beschränken , also nicht anwendbar , wenn Ge- 
ständnisse geltend gemacht werden, die sich aus einem an deu Gegner ge- 
richteten Brief ergeben. 

Darnsladl, 12. Deebr. 1853. (Rej) Streeker g. Stinnes. (Enunerl. 1863. 1. 128) 

3) Aussergerichtliches Geständniss; Erklärung in einem 

Rechtsstreite mit Dritten. 

Die von dem Beklagten in einem früheren Rechtsstreite mit einem 
Dritten abgegebene Erklärung über die Rechtsbeständigkeit eines Vertrags 
kann zwar dum jetzigen Kläger gegenüber, welcher auf Grund dieses Ver^ 
trags klagt, nicht die Beweiskraft eines gerichtlichen Gestftndnisses 
haben, wohl aber ist ihr der Werth eines aussergerichtlichen Oestind- 
nisses beizulegen, welches , namentlich wo andi der YoUsog des Tertrags 
eingeräumt wurde, nach Art. 1353 B. G. B. als ein sulässiges Beweismittel 
erscheint und auch schon in der £igensGhaft als Anfang eines schriftlichen 
Beweises dem Vcrmuthungsbeweis Eingang verschafft (Art 1347, 1353 ib.). 

Mannheim.... (Oberhofs. Jahrb. 1849/50. S 446.) 
Mannheim, 10. Marx 1859. (Zentn. Mag. Bd. IV. S. 462.) 

Zu Art. 1356. 

§. 1. «eilclllicfcM «Nliadrini leweliknft ie«elbMk 

1) Beweiskraft des in erster Instanz abgegebenen Geständ- 
nisses in appellatorio nach ausgesprochener Reformation. 

Ist in einem bei dem Friedensgerichte anhängigen Prozesse in dem 
Audieiizprotokolle ein Zugestäudniss des Beklagten hinsichtlich mehrerer 
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Thatsachen iiiedcrgelegt, so kann das in appcllatorio erkennende Gericht, 
wenn es aucii das von dem Friedensgericht erlassene Urtheil aufhebt, den- 
noch Jenes Gestftndniss als vor Sun beweisend «nsdien, indem diese In dem 
Audienzprotokolle constatirten ErUirangen insoweit unabhängig von dem 
Malte des Urtheils waren, dass sie nicht zugleich mit diesem ihre recht- 
lichen Wirkungen Terloren. 

DarniBU4t, 7b, Mai 1819. (Kej.) r. Pvels g. Rml. 

2) Constatirung in einem ürtheile. 

Wenn ein Gericht, auf das Gi'staudniss der Parthieen, die Existenz 
der von einem Dritten bezujj;lich einer für die Sache relevanten Tjial.sache 
abgegebenen Erklärung gründete , so muss auch vorausgesetzt werden , dass 
dieses Geständniss wirklich in den Verhandlungen vorgekommen sei, indem 
sich sonst die Parthie, welche dasselbe gültig in Abrede stellen will, da^ 
gegen hfttte en ianx mscribiren mdssen. 

Darmttaill, 13. Daoember 1821. Moser g. Beimcb 

3) Auslegung; factische Entscheidung. 

Legt das Gericht die von lier einen l*arthie vor ihm abgegebene und 
von der Gegenpartliie angenounnene Erklärung , welche sich als einzige 
Kutscheiduugsquelle des streitigen Verhältnisses darstellte, aus, so kann die 
etwaige unrichtige Auslegung dieser ErklSning keinen gttltigen Cassations- 
grund abgeben. 

DariDstadl, VI. Janoar 18*24. (Kej.) SehiaiiU g. Kempf. 

4) U n V 0 11 s t ii n (1 i g k e i t. 

Die von einer Ehefrau gegoniibcr den Gläubigern ihres Ehemannes (bei 
Gelegenheit des Versuchs eines Shiii(luiiL':.--Ver^leichs) vor Gericht abge- 
gebene Erklärung, dass nach eiiieiii /wischen ihr und ihrem Ehemanne ab- 
geschlossenen Vertrage eine allgemeine Gütergemeinschaft unter ihnen fest- 
gesetzt sei, kann bei der späteren Liquidation der Einbringens-Forderungen 
der Ehefrau in der Qant ihres Mannes ihm nicht als gerichtliches Gestftnd- 
niss entgegengehalten werden. 

Wenn dasselbe auch als in gehörig beweislicher Form abgelegt aamaehen ist, ao ist 

PS eloi'}i iiiflit vo I i 9 tiind ig. Der Abscliluss von Khevertr.'i^.-eii ipf nn ine'iorc \vp!«ent- 
liclie Förmlichkcilcn grliundon, ohne vcir' c sie vor Gericht keine üititigkt'it habrn. umt 
der Richter kann daher einem ElieTerlra<r nnr dann l'ol;;e reben. wenn die formgereebte 
VertragsnrIinfMie eeliist bei Ihm prodneirt wird. Soll diese Voriage aber aitsnahmswelM 
durch ein Ober deren Inhalt und Fnrin abpelectes Go^tändniss ersetzt werden, so tnuss 
aus dein Iniiait ilesseibi-n das Dasein ailer wesmilichen K.rforrli'rnisso eines jifiitigen Khe- 
vertrags &u:h ergeben. Kin unrollstundiges Ges'änduiss ersetzt dcu Mangel Uer Vorlage 
80 weoig, als die Vorlage einer Anerfcenntnissurltnnde das Beibringen des urspttoglicbea 
Rechlstitels, wenn nicht in jcnr^r der Inhnit dieser besonders angefahrt ist (Art. 1337 B. G. B.| 
Mannheim, 29. Odober 1828. (Oberbofg. Jahrb. 1827/28 S. 247J 

5) Animus confitendi. 

Wenn eine i'arthie in einem Actenstücke Aeusseruugen macht, aber nur 
zur Rechtfertigung einer von ihr aufgestellten Behauptung , nicht aber in 
der Absicht, eine Fetische Emräunnng abzugeben, so fehlt hier der animus 
confitendi, und können also jene Aeussenmgen nicht blos als em gemfiss 
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Art 1850 imd 1856 B. G. B. vollen Beweis bildendes Geständniss angesehen 
werden. 

Ob diese Alisicht vorhruuli'n sei oder tiiclit , (.'ritscheidct der jud«x facti, ohn.' der 
Kritik des CaAsationsbora untcrworren zu sein, soTern er lu deiu vou il:in angenouiiueiien 
Resollate nicht etwa uf geMturidrigem Wege gelangte. 

Dftrmttadt, 9. Deeember 1899. (Rej> Sehenrieh g. Loreh^ielie Umm. 

6) Anerkeuuuug eines Faliimeiit.s - und Cuucursfor uiuä im 
Auslande; Bechtswirkung im Inlande. 

Am 26. October 1825 lieh .\agust Breal zu Landau, in der tiaierischen Kheinpfalz, 
den Handebniann Joseph Mennel ta Strassburi;, in Frankreich, eine m fOaX vom Hun- 
dert verzin<ili(-iic Kapitalsiiiniiir! von 10.000 Franken. Am 30 Juni 1826 eikllrte ein 
ürttiuil des Handels^rcrirlits /.u Slrassbiirür dpii iiiMinmiltjn Mfiii\i't i^i Falli iionts/'.ust.'ind 

üreai, aufgeforder», si-ine lierhto l»ei diesem Falliiiieiile ßelt«Mil zu machen, roncur- 
rirle darch seinen BcvolIniHchtigtcn zu Strassburc vor dem Fallimentsfürum ilaselbst . zur 
Wahl der proTieorisdien Syndike und Hess von diesen seine Fordening liquidiren und 
anerkennen. 

Späterhin, nämüch am 20. .Xiiirust 1§'27, stellte I?röal eine Klage wider Mennct vor 
dem Bezirksgerichte zu Landau , aU dem (landels.f^erichte des Wohnorts dos inländischen 
GUUiblgeFS, an (Art 14 B. 0. B.) und verlangte gegen srinen Sehaldner eine Yerurthei- 
Inng unter ItOrperliebcr Halt zur Besahhing der oben erwShnten Summe. 

Menni'f imd mit ihm dio zu Sirasshuri: cniaimt 'n provisorisifhon Pyndiko der ralliment'?- 
massu eisrhieneii und veriangton. dass Hreal mit .Heiner Klage, so wie er sie angestellt 
habe, als in derselben unaunehuilNir abgewiesen werde, sich vrflnlend auf Mennets wirk-> 
liehen und fltrmliehen Fallinentnuetand und auf Brrala oben erwfthnte Handlangen vor dem 
Handelsgerichte xn StraJisbnig, welche Handlungen e:ne Anerkennun? des Falliments ent- 
hielten. Br^al entgetrnete, das^ seine Handlungen nur auf da<» Falliment crcriclit't 
gewesen seien, welches fOr Frankreich ezistire und üditigkeit habe, dass er aber kein 
Falliment des Sehnldners Air das Inland anerkenne und dass kdn inländisches Failiments- 
nrthetl des Mennst beitelM. 

Das Handcisirericht zu f^ndau wies Rr6al mit selnar K1a?c ah Auf erhobene Rernfunsr 
Breals ge$2cn dieses Urtheil orliess, dem System«! Areals beitretend, dm .\ppellatiou8gcricht 
zu ZweibrUcken ein reformatorischee Urtheil, wies üo Intervention der Sini8.<lhurger Syndike 
als nnsuUssig ab und verartheiHe den Menne! sur Zahlung der eingeklagten Somros. Osgan 
dieses Appellortheil legten Mcnnet und die Intervonientcn Cassation ein. 

Der Cassationshof erkumtc das auf die Verletzung des Art. 1356 B. G. B. 
gestützte Cassationsgesuch als wohl bogrilndct und sprach die Cassation 
des fra;2;lichcn Urtheils aus, weil Breal, nachdem rr das Forum des Wohn- 
orts des iSchuldncrs ira Auslande anerkannt, bei der Wahl der provi.so- 
rischen Syndike mitgewirkt und durcli seinen Bevolhnächtigten seine Forde- 
rung angegeben hatte und anerkennen liess, das ausländische Forum gewählt 
und nicht mehr mit der Behauptung habe aufkommen können , es bestehe 
kein FaUimentsiiistand des Mennet filr ihn im Inlande, weil er ein solches 
nicht anerkannt habe (Art 14 B. 0. B.). 

ZwetbrOeken, 18. Aitgost 1830. (Csss) Mannet g. Brdal. (Hillgarta Annal Tbl. l. 
S. 311.) 

7) GestAndnisB, abgegeben ohne Autorisation von den Ver- 
tretern einer Gemeinde; Widerruf; D^saven. 

In einem Baeblastreite xwisdten den Gemeinden Kandel und Ckmsorten einerseits und 

den Gemeinden Stsinweilcr und Erlenbach anderseits wegen Thcilnng de«i sogcuannten 
Fönfd<'>rferwaMes ergriff die iintorÜeirendo Partliie, Kandel und Con?., gegen ein (Jrthcil des 
Appellationsgerichts von Zweibrücken das UecbisuiiUcI der Cassation, welche sie vürnehto- 
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lieb durch die Behauptung zu begründen suchte, der Appellbof habe den Art. 1356 B. Q. B. 
▼erlelit, weil er ein gerichtlicbes Oeelfindniie der gegnerischen Gemeinden, dn dieielb«! 
•dion am S. Juli 1777 vor dem Consoil souveraiii zu Colmar abgelegt und vor dem 
Beiirksgerichtc zu I^'ui'lau wietlerhoU ahrre ireln ti , nirht l)t:>rnrk''iclitifrt habe. Alli-in dii'se* 
Cassationsmittel wurde aus folgenden Gründen verworfen: Weuu auch der Appellhof au- 
genemmen imt, dan vmi Seiten der Gemeinden SMnweiler «nl &lenbneh vor dem k. 
Bexiriugeridite in Landan (vor dem dienwKgen (Sonseil sonrerain xn Colmar kam ohne- 
hin von einem ricst'nidiiisse ?nr nicht«? vor) zugestanden worden war, dass ihnen an dem 
Eigenthum des Grund und Hodens des Wal'les ein Drittel, den Gomeindeii Kandel und 
Göns, zwei Drittel zustehe, so liegt doch hierin kein förmliches Zugesl;tudniss einer 
reinen Timtaadie, sondern eine ans d«i vorliegenden Urkunden abgeleitete Folgemng üam 
Rochlsrerhällnisses , das aber weder mit dem Inhalte dieser in Beziehung genommenen 
Urkuiiiieii se!l>!!t, noch mit dt in eianen auf Theilnns des Waldes nach Feuerbeerden ge- 
richteten Klagepetitum der üumeiuden Steiuweiicr und Erlenbach, |noch mit der von der 
Verwaltungsbehörde denselben ertheilten Klageanlorisatlon im Einklänge stehL 

Der Appellhof konnte deshalb dieses angebliche Zugestfindniss nnbe- 
ratdcsichtigt lassen, ohne hierdurch ein Qesete, namentlich den Art 1356 
B. 6. B., zu verletzen. 

Diecps ilurfte um so mehr treschehen . als die hesn!jten Hci-MTvIen das GestSndniss 
in der Appellations-lnstanz als irrig und unwirksam fitrmlich widcrruten haben , wozu sie 
andi noeh wmler dadurch bereebligt waren , dass die mit ihrer Vertheidigmig beanftragten 
Gemelnde-VoratSnde, wie der Appellhof ridilig bemorkte« keine Befhgnioa hatten, die 
Kochte der (iomcinden durch unhesclieinigte, dem Inhalte ihrer R^htstitcl zuwiderlaufende 
Aufstellungen, wozu sie nicht antorNirt waren, zu l)eoinlrächti!ren. Ks kam übrigens hier- 
bei nicht darauf an, dass dieser \\ iderruf auf dem besonderen Wege der Klage auf Des- 
avonirang g^en den in erster Instanx anfgestellten Anwalt der Gemeinde , welcher das 
angebliche Gestündniss gemaciit hatte , angebracht wurde , weil , wenn der Anwalt ein 
Zugcständniss macht, er die rechtliche Vprnint'nui'j fnr «irh hat, dass er im Auffrage der 
Partbie gehandelt habe, 00 lange bis er dcsavouirt wird, hierbei aber doch nuthwcndig 
vorausgesetzt werden nmss, dass die Parlhie aneh fnA Aber ihre Redte habe disponiren 
und ihrem Anwalte einen redMsgMtigen Aafirag zu eUiem Gestindniase ertbeilen können, 
was aber hei Gemeinden nicht d. r Fall Ist, da solehe die freie Dispositieiia-BeAignbw 
ober ihre Irnmoliiliarrechte nicht haben. 

München, 23. September 1837. (Bej.) Gemeinde Kandel u. Göns. g. Steinweiler 
und Erlenbaeh. 

8) Anforderung des doppelten Werthes der durch Bergbau 
beschädigten Gebftude; Anerbieten der einfachen Ent- 
schädigung. 

Die Verfflgung der Art 43 und 44 des Gesetxes vom 21. April 1810, welehe dem 

Eigenthflmer des Gelindes, auf dem eine Grobe um Bergbau erflfTnet wurde, das Recht 
geben, den zum Bergbau Conccssionirlen zu zwingen, die'^es Gel/inde gegen Zahlung des 
doppelten Werthes anzukaufen, kann nicht auf den Kall beschrankt werden, wo eine Be- 
sittergrdfung des Terrains stattfand, ist vielmehr auch dann anwendbar, wenn das Ge- 
lände nur durch die unterirdi<dien Uorgliauarbeiten entwcrthet wird. Auch beschränkt sich 
jene Verfilgung nicht blo8 anf unheliautes Gelände, sondern auch wegen der durch den 
Bergbau heschiidigteu, auf dem Gelände stehenden Geb&ude kann der Eigentbümer J£nt- 
sebidigong verlangen. 

Der EigeothQmer des Gelindes ist hiernach berechtigt, gegen dm Conoessionir anf 
Debemabme des Geländes nebst Gebinden gegen Zahlung des durch Kxpertise abgeaehiliten 
doppelten Werthes des Golündes nebst Gcb.'iulichkeilen zu klagen. 

Wenn dalicr der Cnnccssionar sicli bereit erklärt, da-s Gelände nebst 
den Gebäuden, aber nur für den einfachen Sehätzungswerth . zu ulter- 
uchiuen, so kann das Gericht, uhnu den Art. 1350 B. G. B. zu verletzen, 
die Uebemahme gegen Zahlung des doppelten Werthes verfügen. 
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Der Art. 1356 findet hier keine AnwendariÄ, weil es sich nicht von cinor frpiwilürrpn 
Erwerbung , vielmehr von einer gezwungenen Abtretung handelt , und <lie Klage sich nicht 
nnr auf da; Zugestandniss des Coocessionärs , sondern auch aaf das Oetett Tom 21. April 
1810 atobl. 

Pftrif, 17. Jon 1860. {Cum.) (J. d. P. 1860. S. 1173.) 

9) Zngestftndiiiss einer Forderang sine causa debendi. 

Zur Wirksamkeit eines gerichtlichen Geständnisses ist es nicht erfor- 
derlieh, dass der £ntstehungsgrund der Verbindlichkeit aus den Acten sich 
ei^ebe. 

Da, wo ein Beklagter die Klage im Ganxeo, initfaiii den Klageanspraeh aelbet «oge- 

Stcht nnd in kpiner Beziehung irgoiHl piin> Kinwendnii? iii.iHit, verurtheilt er. als con- 
fessus in jure , gleichsam sich selbst und es kann auf eine nähere Beurtbeiliing der Klage 
hinsichtlich ihrer thatsficblichen aod rechllicheu Begründung um eo weniger ankommen, 
«to der Riebter aneh eine an lieli ▼Olllg grandlose Klage abxuweiaen »ieht befngt istt 
wenn sie dessen ungeachtet vom Beklagten unbedingt anerkannt ist. 
Mannheim.... (Annal. 183H. S. 68.) 

10) Erklärungen des Ehemannes in Bezug auf Vermögens- 

Absondernng. 

Die das Vorhandensein der gesetzlichen Bedingungen anerkennenden 

ErklArungen des Mannes in Vermögens-Absonderungsprozessen haben nicht 
die rechtlichen Wirkungen des Art. 1356 B. G. B. 

Wenn nach Art. 1U3 den Eheleuten bei Strafe iloi Vir' (igkeit verboten ist, durch 
beiderseitiges Uebercinkomnien ihr Vermögen abzusondern, so ist der Mann auch nicht 
ßhig, Gestindnisae abtulegen, wekb« dieselbe Wirkung haben sollen, da ^e Oeltigiceit 
der Anerkennung eines Rechteanspradw bedingt i»t durch die Befhgnise des Anerken- 
nenden, tilier das betrcffm le R chtavf rhfiltiiiss nach Wükftr zu verfüsen , indem eine 
solche Anerkennung in der That nichts nn-leres ist, als eine Ireiwiliigc Disposition. 

Mannheim.... (Annal. 1841. S. 152 und Oherhofg. Jahrl) 1852/53. S. 115.) 

11) Klagelibell; Zugeständnisse des Anwalts. 

Die in einem von dent Anwalt der rarthie in dem Klagelibell abge- 
gebenen Krklärungen sind als beweisende Zuf^eständnisse seiner Parthic 
anzuseilen, wenngleich der Anwalt keine ^pecialv(»llmacht dazu hatte ; nur 
im Wege des desaveu kann diesen Erklaiungen die gedachte Wirkung ent- 
zogen werden. * 
Darm Stadt, 10. Juli 164S. (Rej.) Befnadi g. Jacqaemar nnd Zahn. 

12) Erklärung vor dem Friedensrichter als Delegirtcn der 
Staatsbehörde in einer Armensache. 

Eine vor dem Friedensrichter , welcher als Delegirter der k. Staats- 
behörde ein Armenrechts-Gesuch zu instruiren hat, abgegebene Erklftrung 
einer Partei kann nicht als ein gerichtliches Oeständniss angesehen, 
noch ihm der Werth eines beweiskräftigen Einbekenntnisses bei- 
gelegt werden. 

Der Friedensrichter, der kraft einer Delegation des öffentlichen Ministeriums Erkun- 
digungen über diMi Gegenst-nnd oiner beabsichtigten Klage oder Vcrthoidigung einzieht, 
oui nach deren Ergebniss bemessen zu können, ob das durch die Verordnung vom 10. 
Kovember 1814 als Bedingung der Zulassung tum Armenreelite forgesehriebene Zeogniss, 
dass es sich um keinen oflcnbnr inuthwilligen Proxesa handle, zu ertheilcn sei, verfUirt 
nicht in rieh t era m 1 1 i rhe r Fi/enschaft, und eine auf solchen .\nlas9 von einem Prozess- 
betheiligten vor dem Friedensrichter, ohne Zuziehung des Gerichtsschreibers, abgegebene 
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Erklärung kann nicht als ein gerichtliches Qeständniss ( döclaration faite en juBtire) bd- 
traclitct , auf sulche Erkläruug soioit auch etue Verurlheiluug nicht gegründet werdeu. 
Mflneben, 2. MSrx 1851. (Can.) Pähl« g. Setteimaier. 

13) Nicbtwidersprecheu einer vom Gegner behaupteten 

Thatsache. 

Wenn in den Motiven eines Urtheils nur erwähnt wird, dass eine 
Parthie thatsiichliche Behauptungen des Gegners nicht widersprochen 
habe, so ist damit ein unumwundenes Zugeständniss nicht beurkundet, 
also die Bestimmung des Art. 135G B. G. B. über die Unwiderruflichkeit 
des gerichtlichen Geständnisses nicht anwendbar, und es steht Dem nichts 
entgegen, dass m appellatorio die fraglichen Thatsachen bestritten werden. 

Darmsladl, 23. Mal 1853. (Rej) Beeker g. HSnlein. (Rmmeri. 1853. I. 76.) 

U) Qeständniss unter Vorbehalt einer Bedenkzeit 

Die zu Protokoll erklärte Anerkranung einer Forderung mit dem Vor- 
behalte einer Bedenkzeit ist keine zur Verurtheilang berechtigende rechta- 
gflltige Anerkennung. 

MaoDhein, 17. Februar 1854. (Zeotn. Magas. Bd. L 8. 163.) 

15) Ansieht des Richters erster Instanz Aber factische 

Verhältnisse. 

Wenn das Gericht erster Instanz, und zwar nur in den Erwägungs- 
grttnden seines UrtheOs, die Bemerkung niederlegt, dass die Schuldner in 
einer bestimmten Frist ihre Schuld abgeführt hätten, ohne dass hierbei auf 

ein gerichtlich oder in den Acten rl 'j^r jcbenes Geständniss Bezug genommen 
worden ist, so kann dieses nur als der Ausspruch der richterlichen Ueber- 
zeugung von der Wahrheit einer I*arteibehauptuiic: gelten, und daher der 
Appellrichter die Fraj^e , ob wirklich die Schuld abiiieführt worden sei V 
neuerdings prüfen und verneinen, ohne die Art. 13öG und 1351 B. G. B. zu 
verletzen. . 

Darmatadt, 73. Joni 1856. (Rej.) Trier g. v. Yeenburg. (Emmerl. 185ft. L 85.) 

16) Nichtbestreitunj; eines Klagefactums. 

Die Nichtbestreituii-j eines Klajicfactuuis kömmt einem lörnilich abge- 
legten gerichtlichen Geständnisse so wenig in ihrer äusseren Erscheinung, 
wie in ihren Wirkungen gleich. 

Im FSeJie oiae« aolehen Sdiwelgeiia kann daa Oericiit die aidKeenleatirt« Thaiaaebe 
ISr anerkanni halten (Art 252 B. P. 0.), die desfalleige EoteebeUmig uoterliegt aber, 
wie jpJcP -uiderc crstrirhtcrlirhc Ki kfnntniss . der wiedcrloltcii PrOfung des Apppllrichler«, 
und Letzterer ist berechtigt, auf eine erst vor ihm staitfiirJende Contestaiion , suwie über- 
haupt auf jedes neue VertheiUigungsmittel , sofein es nur nicht iu erster Instanz vergeben 
worden, die jieeignele Bflckaiebt ut nelimen, demnaeh die in eraler Inalaaa nicht beelrit- 
tene, daher für anerltannt erachtete Tbatiaehe, anf die in appellatorio erfolgte Beatreitnnf 
hin, für abgeleutrnet und unerwiesen erklären. 

Darmatadt, 11. Mai läö7. (Bej.) Salomon g. Waither und Arnold etc. (ktniner- 
lisff 1857. L 57.) 

17) Erklärung des Hauptbeklagten in der Garantieklage; 
Bedeutung für den Ilauptkliigcr. 

Aus einem Actenstücke, welches eine Parthie an einen Dritten significiren 
Uess (aus einer von dem liauptbeklagten einem Dritten zugestellten Garantie- 
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Uage) , kann der Hauptkläger die darin xar Begrdndung der Garantieklage 
ponirten Thatsachea als Geständnisse zu sdnen Gunsten nicht anrufen. 

Die Garantieklage wurde dem HauptklSser nar tint<<r Vorlichalt aller Roctito und Rin- 
redea gegen die HauptkUlger miigetheilt, uiu auf Verbindung der Garantie- mit der Haupt- 
klage antragen zu können, nicht aber atn mit den darin aargestalltan Behauptungen dem 
Hanptkiftger gegenflber Geslindotsse bezQglich der Haiiptklage abzulegen, oder daraus 
gegen den Hauptktäger Mittel zu sofi' prm odt-r Rechte ahzuleiten; nur iu letzterem Ir'aUe 
wäre die uiitgetbeilte Urkundo eiu iiutrumentuui coiumune geworden. 

Hat das Geriebt dennoch die in jener Garaniiekbge punirten Tbataacben alt dam 
Hniptkllgar gegenQber abgegebene Gestfindnisee anerkannt, so iat dieaea Erkenntniea keine 
bloe factisrhe Kni^cheiduns: , unterliegt somit der Kritik des Cassationshof^ 

Darm Stadt. 31. Octoher 1859. (C-i-s ) .Sf^lioti g. Bzelius. (Einmerl. 1859. 1. 240.) 

18) Constatiruug des Geständnisses iu den ErwägungB- 

gründen eines schiedsrichterlichen Urthcils. 

Gibt eine Parthie vor den Schiedsrichtern ein Geständniss ab, so niuss 
dasselbe, wenn es aucb nicht in einem besonderen Protokolle, sondern nur 
in den Er\vägun|j;s;ji inid('ii des schiedsrichterlichen ürtheiLs constatirt, jedoch 
durch in der Appeliinstanz proihicirte Scliriftsätze erneuert worden ist, von 
dem Appellrichter als ein gericlitliches Zuj^eätändniss im äiuue des Art. 13öti 
B. G. h. angesehen werden. 

Paria, 3a Min 1860. (Rej ) (J. d. P. 1861. 8. 605) 

19) Erklärung der Dotal-Ehef rau bezüglich der Dotalität 

gepfändeter Mobilien. 

Die Ehefrau kann so wenig durch eine von ihr später abgegebene Er- 
klärung ihre Dos compromittiren , als sie solche zu veräussern befugt ist. 
(8. daa Niher« n Art 1542 B. G. B.) 
Paria, 13. Kovember i860. (Bej.) (J. d. P. 186t S. 364.) 

20) Gestftndniss, gegenseitiges; Annahme; animns confitendi. 

Beantragten die beiden Parthteen in einer Sitzung des Gerichts, „dass 
vor Allem die unter ihnen streitige Grenzlinie zwischen ihren Gebieten 
ennittelt werde, und nahm hierauf das Gericht als vom Kläger zugestanden 

an, dass diese Grenzlinie streitig gewesen sei , mithin dem Kläger kein 
unzweideutiger und unbestrittener Besitz, wie solcher zur Anstellung der 
Besitzstörungsklage erforderlich, zur Seite stehe, SO Terletzt das desfaJlsige 
Urtheü nicht den Art. 13.Ö6 B. G. B. 

Bei Prorunp der hiergegen einKelc^ien Cassation ist in die controversc Frage , ob ein 
Qeetindnise zu soiner Uechiswirkung einer förmlichen Acccptation bedürfe? nicht einzu- 
geben, weil daaeelbe ron beiden Partbieen gWdndtig und (wie »gegeben) fn Folge einer 
Oeiberabikttnft abgegeben worden war. 

Per animus confitendi wird vermuthct , und Kläger gab in den vorderen Inatanien 
keine Thatsacbe an, nach weiciier derselbe hätte beanstandet werden können 

. Der vordere Bicbler flble, indem er die Tragweite jener Pnoem-Erklininf , wie ge- 
nAetaen, inlerprelirte, idne Interprelatiens-BefngniM in den nebligen Qrenzen ans. 

DarmaUdt, la Februar 1863. (Bej.) Werner g. Beits. (Eranerl. 1862. I. 3) 

§. 2. l'ntheilbarkelt dea Geständnisses. 

1) Beifügung einer Einrede. 
Wurde Jemand von dem Fiscus vor dem Strafgerichte wegen nicht in 
gesetzlicher Frist erfolgter Ablieferung des Transportschcins bei einer Weiu- 
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Sendung belangt , und er gesteht vor Gericht zu , in der That den Schein 
nicht in gesetzliclier Frist abgeliefert zu haben, behaui)tet aber zugleich, 
dass es ihm physisch unmöglich gewesen sei, der gesetzlichen Vorschrift 
Genüge zu leisten, so liegt in dieser Erklärung kein untheUbares Gestäudniss. 

Die dem GeMfindnist beigefSgte Bebauptung dor phyaisehen OnaiAgllebkeit , dem Ge- 
setze zu geDOgen, erscheint ofTenbar nir^lit als Qiialifiratlun des Gcstlndnisiei, londcrn als 
Eimedp ; ps imi';'' il;i!:i r dri'^ Gorielit dir ( riiitr.ivention als erwiesen annehmen uml den 
Beweis der behaupteten L iimögiicbkeit von dem Uekla^^ten verlan^^en (Art. 13Ö6 B. G. B.). 

Dmrrnsladt, 7. Pebmar 1828. (Gass.) Strausa Viaem. 

2) Anerkennung der Schu Idcuntr ahiruug; Behauptung der 

Zahlung. 

Gesteht A. vor Gericht zu, dass er an die Ordre des B. ein Billet 
ausgestellt habe , mit dem Zusätze , dass er auch dieses Billet am Verfall- 
tag gegen Zurückgabe desselben bezahlt und sofort vernichtet habe, so 
ergibt sich aus dieser ErkUrang ein untheilbares Gesttedniss. 

Das Gericht kann nicht danwfliin die Uoteneichnung des Billets ala erwiesen er- 
achten und den A., weil er nicht den Beweis seiner Liberation vorlege, zur Zahlung des 

Billets Terurtheilen. 

In dem Gestlindnisse des A. liegt gleichzeitig der Beweis der Zablong. 

Behauptet B., dass dies Billet noeh nach dem VerTalle sieb in den Binden ron C. 

beßinden habe , und dann verloren gegangen sei , so kann er dieses Verlorengehen, gecnlss 
Art. 152 C. d. c. nicht durch einen Kriipfan-räcliGin de» C , sondern nur dorch Vorlegung 
seiner Bücher beweisen uud Zahlung gegen Caution verlangen. 
Paris, 34. Juni 1863. (Gass.) (Sir. 63. L Ml.) 
Cfir. Pitris tob 31. April i866w 

3) Anerkenntniss, eine Snmme erhalten zu haben, aber nieht 
als Mandatar des Kl&gers, sondern als dessen Gläubiger. 

Wird ein Notar yon seinem dienten auf Stellung der Rechnung Aber 
eine Summe , welche ilnn Ton Letzterem zur Berichtigung mehrerer Passiven 

desselben überla.ssen worden sein soll, verldagt, und der Notar gibt hierauf 
die gerichtliche Erklärung ab, dass er zwar die fragliche Summe verein- 
nahmt habe, allein nicht als Mandatar des Klägers, sondern als dessen 
Gläubiirer, zur Deckung der von ihm für den CUentcn bestritteneu Aus- 
lagen, so ist dieses Gestäudniss gemäss Art. 1350 B. G. B. untheilbar. 

£s kann darautbin nicht der Notar zur Becbnungsstelluug verurtheilt werden, beson- 
den wenn nidit anderwärts bewiesen ist , dass ihm «n Mandat gegeben worden seL 

Paris, 29. Mai 1861 (Kej) (J. d. P. 1863. 8. 49.) 
Cfr. Gass. (Paris) 21. April 1856. 

4) Bcsitzstürungsklage; Geständniss des Beklagten, dass 
Kläger die Besitzhandinngen ausgeObt habe, aber ohne 
ein Recht dazu. 

Wenn in einem possessorischen Rechtsstreite der Beklagte die Erklir 
rung abgibt, dass Kläger zwar fortwährend die ponirten Besitzhandlungen 
(Wasserschöpfen) vorgenommen habe, aber ohne ein Recht dazu gehabt 
zu haben, so kann das Gericht, da dieser zweite Theil der abgegebenen 
Erklärung dem possessorischen Prozess fremd war, nur den ersten 
Theil berücksichtigen, ohne auf diese Art das Gestäudniss gegen die Vor- 
schrift des Art. 1356 B. G. B. zu theilen. 

Barlla, 18. Oetober 1847. (Bej.) Beiff g. KUs. (K. A. IS. a 784 
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• 5) LeibrentenTertrag; Schenkung; untheilbares 

Oeständniss. 
S. u Art MO B. 0. B. Urthell (Piwia) vom 11. HSn 1883. 

6) Participations^Gesellschaft; Liberation. 

Wird A. vüu B. auf Thoiluiig von Ausstaiuleii belangt, die zu einer 
früher bestandenen Participatious-Gesellschaft gehören soUeu, und B. er- 
klärt auf diese Klage, dass zwar eine solche GeseUschaft bestanden habe, 
dieselbe aber Tollständig beendigt, abgerechnet und von B. Alles an A. 
herausbesahlt worden sei, was Diesem aus der Gesellschaft zu gut gekom- 
men sei, so steDt sich diese Eridftrimg als em untheilbares Gesttadniss dar. 

Paris, aO. Mi 1862. (Bej.) (Sir. 18($3. I. 136) 

7) Privatact; Anerkenntniss der Unterschrift; Behauptung 

des Missbrauchs eines Blanketts. 

Wenn Derjenige, welchem ein ?on Yon ihm unterzddmeter Privatact 
entgegengesetzt wird, zwar die Aechtheit seiner Unterschrift anerkennt, 
allon gleichzeitig behauptet, dass er diese Unterschrift auf em zu einem 
ganz andern Zwecke bestimmtes Blankett gesetzt habe, so bildet diese £r^ 
klfirung kein untheilbares Gestäudniss, vielmehr muss die Unterschrift als 
anerkannt erachtet und dem Unterzeichnenden der Beweis des Missbrauchs 
des Blanketts aufgelegt werden. 

(S. das Nähere lu Art. 1322 u. f. B. G. B.) 
Berlin, 13. Februar 1838. (C.iM) Roscllen g. Schlangen. (K. A. 27. II. 28.) 

8) Rechnungsstellung über eine Verwaltung; Trennung der 
einzelnen Posteui Posten, welche nicht zur VerwaltuDg 

gehöre ii. 

Hat Jeuiaiul eine Verwaltung geführt, so ist er verpflichtet, hierüber Hochnuag a!)7.u- 
legen (Art. 469 und 1993 B. G. B.); diese Kecbnuagsleguog besteht, ibreui BogrilTo nach, 
in d«r Tramuiig von Einnalune nnd AusgalM and In der Reditfertignng jedes m dieser 
oder jener gehörigen Postens (Art. 471 B. G. B., 533 , 534 unl 537 B. P. O); sie stellt 
die Krfüilunf; einer bestehenden Pflicht dar. kann mithin nicht unter den Betriff eines 
Gestaudnieses, welches den Beweis einer bestrittenen Püicbt bildet (Art. i3i>4 B. Q. B.), 
gibnebt werden. 

Hiemach kann also die Vorschrift aber die Unthdlbarkeit des Geständ- 
nisses auf den Inhalt einer Aber ehie geftlhrte Verwaltung abgelegten 
Rechnung nicht angewendet werden. 

Kömmt jedoch in der Klage auch zugleich ein Posten vor, wdcber auf 
jene Verwaltung keinen Bezug hat, z. B. eine Anforderung wegen einer 
dem Beklagten übcrgebenen Kiste mit Effekten, und der Beklagte erklärt, 
dass er die Kiste zwar erhalten, deren Inhalt aber werthlos gewesen und 
auf eine vun ihm angegebene Weise verwendet worden sei, so bildet diese 
Erklärung ein untheilbares Geständniss. 

Hier liegt in der Debeniahme der Kiste ein ▼ereuuettes Factum, welches nicht eine 
Pflidit snr Beebnungaablegnng, sondern nnr die Verbindfiebkeil nir Heransgabe oder Werth- 
•netzang herbeifahrt. 

Berlin, 18. Deceinber 1849. (Rej.) Prätorius g. Kramer. (K. A. 4&. IL 534 
Cfr. GUbert za Art. 1356 B. G. B. Nr. 40 and 52. 



fiargcrliehet Getelsbaeb (Aii 1357 — 1361). 



643 



tea haUe, und verorüueia sorort die Ausschwüruiig des Kides durch Bertram Silz. Hier- 
Ivreh verlcttto das Handelsgericht nicht die res judicata scmes frflbercn Urtheils. (S. das 
Kfibere xo Art 1351 B. 0. B.) 

Ebensowenig verletzte das letzte Urtheil die Art 1357 u. 1366 ib. ; i. d. R. 
kann zwar nur einer der im Prozesse befangenen I'arthieon der gerichtliche 
Eid zugeschoben oder auferlegt werden. Hierdurch ist aber die Adcitation 
eines Dritten, um das Factum zu beschwören, nicht immer ausgeschlossen. 

Ausiiahiiisweis*' koriiineii Falle dioecr Ait, naiiieiitlich in Handelssncfieii, iiiclil selten 
vor, wenn das Geschult durch Coiiuuissionure , Procuratrügcr oder Handlungsrci^eiide ge- 
•ddoBMii worden war; hier kann, den QrandsUzen Uber die Veriretong larolga, dem 
Mandatar, ohschon er nicht Partei ist, der Eid tugesehoben oder aufgelegt v,r, ] Dieser 
Kid isl nicht blos eine uir/nlä'siKe Zfii^eii.'Missape , norh "lie l-.inschicbuiig des Mandatars 
als eine unstatthafte mutatio iihclli anzusehen; Uertraiu Silz umss, binsicbilicb des \ia Strei| 
bsfrriflanaa Handelsgeschlfts als aadem persona mit Abraham Silx rechtlich angesehen, nnd 
es konnte ihm daher, da Letalerer erklirt hatte, dass er jede Erklärung seines Sohnes 
Bertrain als ihn verlütidend anorkiMuie, der irill fliniirli -Iimii Aljrnhani Silz aiirtit^^olietie 
Eid anfcrlcji;! werden. Eine Klajieäiiderun;! wunli' hi<-nlurch nicht bewirkt, da es für das 
Fundament der Klage völlig gicichgulti«; war, ob Abraham Sils das Geschäft ua mittel- 
bar oder dnreh Verantlehmg seines mil Proenra heklaidetsn Sohnes Bertram abschloss. 

Darmatadt, 15. Oetober 1849. (B^.) Hiltgfirtner g. Silz. 

Zu Art. 1357 -1364. 

Eideszuschiebang; Annahme und Ausschwörang; Wirkung 

eines Vorbehalts. 

In einer Klagesache erfolgte 1826 ein Urtheil, welches den Kläger zu dem von ihm 
anerbotenen Beweis, mit Ausschluss von Zeugen, zuliess. Dieses LtiIkmI lioss Kläger am 
18. Januar 1827, unter Vorbehalt seiner Rechte, dem gegnerischen Anwalt eignificirtu^ 
•odann tm 22. Febmar 1827 dnon AnwaHaael tMtoUea, worin er unter dam n&uilieben 
Vorbeball dem Brkiagten einen Eid defarirte. Am 27. Min 1827 fanden in der Sitsung 
zwischen den Partliicon, welche sich ihre Rechte vorbehielten, Verhandlungen Ober die 
Kelovani und .* nnahiao Jieses Kides statt, und es wurde dors<'llio durch Urtl:eil vom 31. 
ejusiiem rcgulirt. Aiu 23. April 1827 stellte der Auwalt des Klügers, ohne allen Vor- 
behalt, dem Anwälte des Beklagten dieses Urtheil tu mit .\Tenir in der Sitinng des Qe- 
fidits, um den Cid zu leisten. 

In dieser Sitrnns erklärte sich der Beklagte liiTPit, d-n Kid, wie er regulirt worden, 
ZU leisten; der klagerische Anwalt verlangte Urkunde , dass seine Parthie anwesend sei, 
nm der AvssehwOrung des Eides boianwohnen, worauf denn aneb die Anasehworung er- 
folgte und demgemiss die Klage abgewiesen wurde. 

Auf eirig'<'!> '_'t'? Ht^rufiiii? lif'«s 'l.n Oliercroj irht 'I' H KIrisier zu einer weiteren Beweis- 
fahrung durch Zeugen ttbcr dieeclbcu Thatsacbeu, welche bereits Qegeostaad der üades- 
delation waren, za. 

Der Cessationtbof caasirta dieses obergeriditlidia Urtheil wegen Varletrang dar Art 
13S0, 1352, 1357 nnd 1364 B. 0. B nach folgt itden Betnwhtnngen : 

1) Durch die geschehene Delation, Aeceptation und Ausleistung jenes 

decisorischcn Eides kam ein der rechtlichen Nator des Verp^leichs sich an- 
nähernder coiitrat jiuliciairi' z\vi^(•hl'Il (h-n Parthieen zu Stande und wurde 
vollzogen , welcher die Inihrung eines Pxjw .mncs liber die nämlidieu That- 
sachen, auf welche sich der Eid bczoji;, unzula>sig macht. 

Die Ableistung eines gerichtlichen Eides begrtlndet, nach Maassgabc des Art. 1350, eine 
gasetsUche Vermnthang, weieha nach Art. 1352 Denjanigan, xn dessen Gunsten sie bsstaht, 
nieht nur von Jedem Bewatsa bafrait, sondern auch einen Gegenbeweis nicht gestattet. 

Der Beklagt«' hatte zwai- den lugesrhobenen Eid nirht wörtlich in der angetragenen 
Form, soudern mit Zusätzen und Abänderungeu augenouimen und nur nach dem ent- 

41. 
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lassen , dass er auf Ansuchen des Gegners dem Anwalte d&s Letzteren seine 
Prozessschrifteii zur Erinöglichuiij? eines vorhabenden Vergleichs nütgetheilt 
habe, so kann das Gericht nicht, ohne einen exces de pouvnir zu begehen 
und den Art. 1307 B. G. B. zu verletzen, mangels eines dest'allsigen An- 
trags des Pererationsklägers , in einem späteren Urtheile den Zeugenbeweis 
als unzulässig verwerfen und verordnen , dass der Peremtionskläger , bei 
Vermeidung der Folgen der EidesTerweigerung , durch seinea als Zeugen 
TorgetadeueD Anwalt sofort erneu gar nicht zugeschobenen Eid Uber die 
in Rede stehende Thatsache ausschwören lasse. 

Hierdurch topplirte das Gericht niaht nur Beweismittel , sondern liestiiuiute sogar ex 
officio die Person, welche schworen solllo, fjlMTi^rhritt auf Jicse Wtisi' las riditerliche 
Amt und die Verhandlungsiiiaxiiue und vericlzie die gose(zlicheu Bestiiuiuungeu Uber den 
Boweii durch d«rerirt«n Eid, nanMntUdi den Art 1357 Nr. 1 in deu Worten: ^^at 
fmiHe Ufire i faulre. 

Darmitadt, la Mirs 18S1. (Omi.) Eppelthefanor g. Christ. 

2) Subsidiäre Eideszuschiebung. 

Schiebt die eine Parthie der andern Parthie nur subsidiarisch einen 
Kid zu , so ist hierdurch dem iiichter nicht das Recht entzogen , deu Beweis 
der fftctischen Momente, worQber der Eid deferirt wird, auch aas andern 
BeweisgrQnden, namentlicfa aus der vorgelegten Gorrcspondens der Farthieen 
und den bei der mOndlichen Verhandlung gepflogenen gegenseitigen Erör- 
terungen der Parthieen, zu entnehmen. 

DnrnaUdt, 31. Angul 1831. (Rej.) S«bmikz g. Sefairmor. 

3) Schiedseid; simuHrter Act. 

Klagt der A. in Gemassheit eines Notariatsactes , wonach ihm von B. 
Grundstücke verkauft worden sind , gegen B. auf lläumung dieser Grund- 
stücke, und Letzterer setzt dieser Klage den Einwand entgegen, dass jeuer 
Kauf kein «nuHiefaer, sondern nur an simnlhrtor gewesen sei ; sehi^t B. 
dem A. hierüber einen Eid zu, wdchen A. dahin annimmt und ausleistet, 
dass zwar der Yerkauiact nur fOr den Fall gelten und A. m den Besitz der 
Grundstücke treten sollte, wenn er von C. , welchem im nämlichen Acte 
der Kaui^reis cedirt worden war, auf Zahlung des Kaufpreises belangt 
würde, was später gerichtlich stattgefunden luibe, — so kann das Gericht 
nicht unbedingt die Klage des A. als unbegründet abweisen, indem Es den 
Act als simulirt und deshalb als ungültig erkliirt. 

Jener Eid hatte den Zweck, festzustelien , auf welclie Weise jener Vertrag unter den 
Litiganten eingegangen «ordon mI «ad woldM» VertragtverhiltniM unter Onwn bnteho; 
durch doHsa Antliisftaag wurde voUo Jnriitisdie Gewkahnt dHrSbfr hergestellt, deae keines- 
wegs p'n liloster Sclieinverkauf , vielme'ir ein wirklicher nml rcchtsvi'rbindlicher Wrtraj,' 
dahin abgosrhlossfii worden 8oi, dass der Käufer berechUj^t sein solle, nach den ihm 
verkauften Giüeru zu greifen, sobald er von C. auf den Kaufpreis belangt werden wOrde. 
£• nmasto also das Qeriehl, den reehlliehen Wirkungen dieaee Eides und dem dadureh 
gesetxiicb erwiesenen Vertrag gemäss, die in Streit begriflcneii Hechte und Verbindlicb- 
keiten der PartliicLii bcstiiuincn. Indem das Gericht dieses nicht that, vielmehr den Act 
unbedingt für wirliungalos und ungültig erklärte, souacli die Klage des A. ohne weiters 
abwies, yerielste es die dem Sehiedseid in den Art. 1350 und 1357 B. G. B. beigelegte 
Krall, wie auch den Art. 1134 ib. Ober die Wirksamkeit der Vertrige. 

Dos Urtheil kann nicht um desswillen vor Cassation geschützt werden, weil es sieb 
bei dem Vertrage von einer Poteatativbodinguug liaudle, indem hier, wo die Wirksamkeit 
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8) Eidesdelation an einen Vormund. 

8. so Art 467 B. O. B. UiihcU (Parii) vom 14. Vovember 1860. 

4) £idesdelation zum Beweis der Zahlung; Wirkung 
bezüglich des Mitschuldners. 

Sind zwei Personen auf Zahlung einer gemeinschaftlich contrahirten 
Schuld belangt, setzen beide die Einrede der bereits stattgefundenen Aus- 
zahlung entgegen, es schiebt aber nur einer von ilnien zum Beweis di(!ser 
Einrede dem Kläger einen Eid zu, so niltzt diese Eidesdclatiou doch auch 
dem andern Beklagten in der Art, dass wenn das GerUdit widerrechtlich 
dieselhe nicht znl&sst, auch dieser Letztere w^en der Nichtbeachtnog der 
durch EideezDSchiebung nnterstatzten Zahlungseinrede Gassation nacfazu- 
sudien befiigt erscheint 

Diese« rechtfertigt sich dnrch den im Art. 12-36 B. G. B. sanctionirlen Rechtssatz, 
dass jedenfalls durch Zahlung, selbst wenn sie ein Dritter leistet, die Schulii getilgt wird, 
obn« üoterscbifld , .ob der Dritte auf seine Rechnung oder auf Rechnung des Schuldners 
b«nblt bat, 10 dan «ann dar aioa Sehatdner, gamias .\rt. 1373 mid 1376 Ib. , basflglieh 
der auf den Schuldantb^ dea andern galeisteten Zahlung als dessen OesoibAfUfOhrer be- 
trachtet wird, eben darum auch Dieser selbst befugt crklfirt werden niuss, die in seinein 
Interesse von Jenem geleistete Zahlung za seiner Berreiung anzurufen. Ua die Tbat- 
aaäb» dar ZaUiuc vam Yoiih^ fietdar belnaplal woiiaB war , bui nnb , mil dar Sn- 
rada aalbal, daa Bawaiandttal thnoi Baidan gaaenMebaflUab sain. 

Darm« ladt, 28. AprU 1834. (Gkaa.) OitiHno ond Perpanla g. Booier. 

Ö) Juramentum calumniae. 

Eine Eidesdelation, welche im Wesentlichen als juramentum calunmiae 
erscheint, ist als unstatthaft ansusehen, da der französische Prozess diese 
Art des Eides nicht kennt 

Barmt ladt, 27. Fabmar 1837. (Caaa.) Mana Baroard g. Bemard v. Owlebacb. 

6) Nochmalige Eidesdelation. 

Hat eine Parthie in erster Instanz einen ihr über ein Factum auferlegten 
suppletorischen Eid ausgeschworen, so kann ihr nicht über das nämliche 
Factum noch einmal ein Eid deferirt werden. 

Darmitadt, 9. VoTember 1859. (Kej) Hollcr g. Lamby. (Etomarl. 165t. L 166) 

7) fieisegebührcn; Gegenbeweis durch Eidesdelation. 

Gemäss Art. 14G des Kosteiitnrifs vom 16. Februar 1807 niuss 7war der Richter, 
unter den daselbst angegebenen BoJ nguiigcn, die KeisegebOhren zululligen ; jedoch deutet 
jener .\rtil(el kdneewegs an, dass die Gegenparthie alsdann nicht mit dem Gegenbeweise, 
inabaetMidera mil dam Bawaisa, daia dia Baiaa nieht allain wagen das Promaee, aondam 
so andam Zwaakan unternommea wardan sei, zageiaasen werden dürre. 

Dieser Gegenbeweis kann, gemäss Art. 1358 B. G. B., welchem der 
Art. 146 cit. nicht derogirt, auch durch Eidesdelation geführt werden. 
Barlin, 18. Mai 1858. (Caae.) Jaaac g. Werner. (K. A. 64. IL 29.) 

8) Steuerdefraudation; Eidesdelation. 

In indirecten Steuersachen kann nicht der Fiacus zum Beweis der Gon* 
traf ention dem angeblichen GontraTenienten einen Eid zuschieben. 

Dar Art 1358 B. G. B. ist nur for Strcitigiceiten privatretdiUMMr Haiar geiabriabaii, 
kaaa dabar auf Stans r asdian niebt aosgadabat wsrdan, walcha att dan B. Q. B. nad 
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reehtigt ist, so bat eich der Delat, pemSss \rt. 1301 ib., Aber desspn Annahme tu er- 
klären, und C3 kann Letzterer, zur Vermeidung der peset/.lichen Folgen der verweigerten 
Annabaie, die Erheblichkeit der zu beschwörenden Thatsache bestreiten und hierüber eine 
gerldillldi« Enltdieidniig enrirkea. 

Dagegen darf das Gerieht, ohne vorherige ErkUmng des Delateii Aber 
die Eideszoschiebtuig, diese Delation um so weniger dann de piano als un- 
erheblich beseitigen, wenn der Eid an sich nicht als ^'änzlich irrelevant 
aogesefaen werden konnte, sondern nur als doppeltsinnig und unvollständig 
erschien , in welchem Falle nur etwa auf Ergänzung oder YervoUstandignng 
hätte interloquirt werden können. 

Berlin, 14. April 1832. (Gass.) Charles e Hävers. (K. A. 16. II. 46.) 

3) Item; Annahme in qualificirter Form; gerichtliche 

Normirnng. 

Selehert rcrkanfte im Jahr 1844 an Nord ein Orundstflck , utid es wurde hierbei be- 
dang'^n . das«? di-r Kaufpreis d.inn auszubezahlen fei . wenn dtr Verkäufer sein Eigenthuin 
und d:ticb dem Käufer zu bebiindigende Hypothekarauszüge das freie l£igentbuui des Grund- 
stoekt «Srda naehgeviesen hab«n. Im J^br 1845 leitete Beiellert g^en Kord Verfolgungen 
auf Zahlung jenes Preises ein, «Ko^e^fn Nurd Opposition einlegte, indem er behauptetai 
dass ihm weder der Beweis des Kig- iitliums , noch der Freiheit desselben geliefert worden 
sei. Beichctt schob hierauf dem Nord den Eid zu , ob nicht schon vor Beginn des Eze- 
cndYverfaiireM Enterer im LeMeren lUe rFtgliehen Hypotbdimnszage lugeetelll habe. 
Roffd «eeeptirte dieeen Eid dabin, dese ibm svar HypoibekarMieiflge sngeeleltt «rorden 
seien, die alier die Freificit des Eigenthums nicht erwiesen, und dass Reichert ziit?psa^t 
habe, ihm, Nord, einen I.ooszettel oder einen Tite' vorxu'eecn, woraus das freie Eigen- 
Uium des Verkäufers hervorgehe. Das Gericht erklärte durch Urtbeil ▼om April 1845 diese 
Annabine dea deferirten Etdea, mit Ansnahiue der behaupteten Zusage der Vorlegung einet 
L^oszcttels , für relevant un i vcrdrdncte die Ausleistung des Eidea in forma aeeepla. Gegen 
dieses Erkenntnis« leste Reichert Cassationsrecurs ein. 

Der Cassationshof erkannte diesen Reciirs als zulässig, weil die durch 
das angefochtene Urtheil rcgulirte Form des deferirten Eides die endliche 
Entscheidung des Rechtsstreits zur nothwendigen Folge haben muss und auf 
eiuem andern Rechtswege nicht beseitigt zu werden vermag. 

Dagegen Terwarf der Casialionsbof den Reenra, indem er aniapraeb: 

Der Delat muss nicht den Eid, wie er zugeschoben worden ist, ans- 
leisten, sondern kann in der Annahme relevante modifidrende Zosätse bei- 
fügen nnd der Richter so die Aosleistnng verfügen. 

Der angetragene Eid stellt sich als ein erzwungenes gerichtliches Oeattndnias dar, 

welches — gleichwie das freiwillig vor Genclit ahjjelefrte Ge^tfindniss — so genommen 
werden muss, wie es gegeben worden ist, und nach der ausdrucklichen Vorschrift des 
Art i356 B. G. B. nicht getheOl werden darf. 

Der Bicbter hat den deferirten litisdedsoriscihen Eid, sei es in der 
Form der Zoschiebnng, sei es in jener der Annahme, sachgemftss zu nor^ 
miren, damit nur pertinente und relevante Thatsachen beschworen werden. 

Denn der Eid gebort auch unter die gesetzlich gestatteten Beweisiiiittui ; der Richter 
kann daher, wenn er hinsichtlich der l<eiiauptcteu Zusage die Vorlef^un:^ eines Looszet- 
tela irrelevant erachtet, nach den allgemeinen Vorschriften der Art 253 un i 2ö4 B. P. 0. 
dtaien Punkt, indem er keine aua xwei veraebiedenen Verapredien beetebende AttematiTe 
iaria erV( tu t, ans der Eidesannahme weglaaaen und nur hinaiebtHeh einea andern Eigen- 
tlmnistit"l9 die Ausschw'önjng verordnen. 

Darmstadt, 22. December 1845. (Rej.) Beichert g. Nord. 
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Urtheils mittoM OMMtioos^esucha , weil der zweite Salt der Eidesformol ihm nicht per- 
sAnlich sei; wenn man aber dieser Formel 'Ion Sinti iin(orIp.r<*n wolle, das.s der Fürst 
nicht wisse, dass die Zahlung an seiuen Reutuieister geschehen, oder das« ihm die 
Siimnie nicht Ton Minem Renbneislcr Terredmet word«n Mi, lo bitte dieser Sinn in der 
Formel bestimmt ansgedmebt «erden nOuen, weil der FOrst, da ibm dies nidit bekannt 
sei, auch riris Kid in der vorjrelet'ten Form nicht hSttc afischwör-'n k'l^niie]) unl folL'üch 
mit der gerechtesten Sache unterließen müsse. Den Aufstellunxcu des Fürsten beipiUeh- 
teod , erklärte der Cassationshor: Nach Inhalt des Art. 1359 B. 6. B darf der litisdcciso- 
risehe Eid nor Ober ebie solehe Tbniseehe erkennt werden, welehe Demjenigen, der ibn 
schwören soll, p-Tsrmlicli ist. 

Der zweite Theil der Eidesfunnel betrifft aber eine Thatsache, welche 
dem Kläger niclit persönlich ist, du die Zalilung an seinen Rentmeister 
allerdings ohne sein Wissen statt haben konnte; die Formel ist auch keines- 
wegs nur auf das Wissen des Klägers gerichtet, demnach wurde der Art. 
1359 B. G. B. geradezu verletzt. 

Zweibrücken, 28. .\ugu8t 1818. (Gass.) Von der Leyen ctc g die Erben Fräntiel. 

2) Ergänzongseid an die Erben ttber Nichtwissen und 

Kichtglauben. 

Legt ein Gericht den Erben einer Parthie den Ergänzungseid über ihr 
Nichtwissen und Ni( htglauben auf, so können sich hierflbw nur etwa 
diese Erben, nicht die Gegenparthiceu beschweren. 

Nach dflr Natur der Sache und der franziidischen Jurisprudenz stellt sich bei Frben 
das jurainentuin ij^uoraniiae unlaugbar als zulässig dar, geuQgt aber auch allein, und es 
kann daher den Erben nicht neben dem Eid des Nichtwissens nach noch der des 
Vichtglenbens abrerlangt werden. 

Oarmstndt, 4. September 1829. (Bej.) Brecher g. Beoxel^Stemaa. 

S) Eid an die Erben; persönliches Factum. 

Der Steigerer eines Iminöbcls ist nicht befugt , den Erben des \'er- 
steigerers einen Kid dahin zuzu>clii('bun, dass sie nicht wissen, noch glauben, 
dass bei der Versteigerung vom Jahr 18()('> der Ausruf in Gulden geschehen 
und nur von dem Notar der Treis des Zuschlags in den damals gesetzliche 
Währung habenden französischen Münzfuss verwandelt worden sei, wodurch 
eine höhere Schuldigkeit sich ergeben habe. 

Dieeer Eid stellt sieb als vnerheblidi ond «nxttllseig dar, da jene Thatsadien für die 
Delaioi keine persönlichen sind. 

Darmstadt, 10. September 1838. (Bej) Sebweilser g. Belmonk 

4) Eidesdelation an die Direetoren einer Actiengesellschaft; 

persönliche Handlung. 

Einem aus der Direction einer Actiengesellschaft ausgeschiedenen frü- 
hen Mitdirector kann, wenn er den in Frage stehenden Geschäften per- 
sönlich ganz fremd geblieben ist, hierüber kein Eid mehr zugeschoben werdra. 

Der Art. 13B9 B. 0. B. liest die Znsebielnng eines dedeoriseben Eides nur Ober 
die eignen Handlnngen des Oelaten zu. Ks ist demnach raSasig, in eine Erörteruog der 
Frage einiuaehen, ob auch nach Äufifelösteni Mamlatsverhältnis^e dein Mandatar noch ein 
Eid über Verhältnisse, die sich während des Bestehens des Mandatsverhältniaees ergeben 
bnbeo ioUen, xngescbobea werden ksnne? • 

Darmstndt, 18. Sopleaber 1863. (Bej.) Bsbelnaim g. Daraetldter Baak. (Eamar- 
Hag 1883. L 96L) 
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bei Eingehung des Vertrags die Gesumong gehabt habe , auch Aber ein 

Präleg:at zu transigircn , um desswillcn als nicht bcriicksichtigenswerth er- 
kannte, weil derselbe nicht auf eine von dem üelaten hei dem Vertrage 
wirklich geäusserte Wilieiismciming , sondern nur auf dessen Gesinnung im 
Allgemeinen, folgiicii auf kein cuncludentes persönliches Factum gerichtet 
sei, verletzt dahei* die Art. 1358 und 135U ib. nicht 

Berlia, Uli iWt (Bej.) Wablilcr g. Köhl. (K. A. 10. II 5.) 
Cfir. Gübert so Art. 1368 B. 6. B. Kr. 18. 

Zu Art. 1358 iiiid 1360 
Eidesleistung in einem froheren Frosesse. 

Das Geriebt mosB geiofisi Art. 1358 ond 1360 ß. G. B. der EidMuscIiicbun«: «tatt- 
pthon, sofern niebt «Iwa der EtdeMnlng «n* bewndereii tirondea rMhÜich unzulässig 

erscheint 

Ein solcher Grund kann über nicht darin gefunden werden , dass bereits 
in dnem frfiheren Prosesse dne der Partbieoi der andern einen Eid zuge- 
schoben und letztere denselben ausgeleistet hat , wenn der Inhalt des ans- 
geschwomen Eides von jenem des neuerdings deferirten yerschieden ist. 
Jedenfislls kann jene frühere Eidesleistung nur den in dem froheren Rechts- 
streite erschienenen oder vertretenen Parthieen präjudiciren. 

Darmstadl, 3. Februar 1834 (Cmb) Dietrieli und Kern g. Henet. 

Zu Art. 1358 n. f. 

1) Eideszuschicbun g über eine Einrede und Ausschwörung; 

Zurückküiiiiueii gegen dieselbe. 

Hat eine Parthie zur Rechtfertigung ihrer Einrede der andern einen 
Eid zugeschoben und denselben, ohne gegen die Forui und Zulänglichkeit des 
Eides etwas vorzubringen , durch Letztere ausschwören lassen , so hat der 
Deferent hierdurch unzweideutig zu erkennen gegeben, dass er die Statt- 
haftigkeit seines Emwandes von Aussehwdrung dieses Eides abhftngig zu 
machen gemeint gewesen sei ; er kann also hiergegen nicht mehr zurück- 
kommen. 

DArmitnd», 24. Juni 1824. (BeTis.) Loram g. Sobrelner. 

^ Eideszuschiebung eines Fallimentsagenten oder Syndiks 
an den Gemeinschnldner zur Aufrechthaltung der Falli- 
ments-ErkUrung; Oompetenz des Handelsgerichts ra- 
tione personae. 

Wurde durch ein handelsgcrichtliches ürtheil gegen N. das Falliment 
erklärt, und X. als Agent, sp&ter aber als Syudik des Falliments ernannt, 
so kann der Agent X., wenn N. gegen jenes ürtiieil Opposition einlejit, 
indem er behauptet, dass er nie Kaufmann gewesen sei, also auch ge^^cn 
ihn nicht das Falliment habe ausgesprochen werden konuen, ohne beson- 
dere weitere Legitimation dem N. den Eid zuschieben , ob er nicht wäh- 
rend mehrerer Jahre einen Weinhandel im Grossen als sein gewöhnliches 
Geschäft betrieben habe. (In erster Beziehung siehe das Nähere zu Art. 
457 B. 6. B.) 

Die Erbehlichkeit dieser Kideszuschieboog kann nicht beztoreifelt werden, da dar Eid 
«nf den Oimklar det N. al« HaiMialtmmm uuä der im Art 1 d« H. O. B. gegabcoen 
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schieden igt, dass bei ersterein das zu beweisende Factum schon in einem gewissen Grade 
bewiesen ist, weibalb dena aaeh die Piaioa der Ableistung eines nothwendigen £ides 
weniger BedenkUehkeit hat, und die in der Materie von Coalnelm and eonventionellen 
Verbindllebltaiten anfgAMalltfii GmiidsliBe tob d«o Bedbgmgto (Art. 1168 a. C B. 0. B ) 
bierber nicht anwendbar erscheinen. 

Darrastadt, 4. September 1829. (Bej.) Breeber g. Beozel-ättroMi. 
Cfr. Sir. 15. II. 234. 

2) Zaracknahme eines suppletorischen Eides. 

Die Jurisprndenz ist darüber feslstebsftd, dass das Gerieht den von .\mtswegen auf- 
gelegten Eid lurückzunehinen hefuet ist , wenn vor seiner Ausschwörung sich Beweise 
dafür ergeben, dass die Thalsactien, welcbq beschworen werden sollen, der Wahrheit 
entgegen rind, da jener Efd nnr wegen in tbatsfleblieher Besiehnng beliebender Dnge- 
wissheit deferirt wird, daher nur für so lange deferirt anznuben ist, als diese üngewiss- 
heit besteht und -er mit derse]l)en hinwegfallen rouss , flhripeiis das Richteramt nicl)t die 
Veranlassung sein darf, dass durch Ausschwörung von Eiden Ui}er Thatsacben, Ober deren 
Onwahrheit berdls Bewtiae vorliegen , die Heiligkell des Eides gefabrdel wird. 

Bleniach hat die ZuradnialiiDe des froher angeordneten suppletorischen 
Eides auch dann stattzufinden, wenn das Gericht in bereits frflher prodn- 
arten, jedoch übersehenen Urkunden einen Beweis gegen die Wahrheit der 
m besdiwOrenden Thatsachen findet 

Darmstadt, 26. November 1850. (Rej.) Kitz g. Lilsdoff md WHttkini. 
Cfr. Gilbert zu Art. 1366 B. G. B. Nr. 13 utid 14. 

3) Snppletorischer Eid; Modification. 

S. n Art. 1351 B. 0. B. Nr. 50 Crtheil (Darmstadt) vom 26. April 1853. 

4) Ergänsungseid; factische Entscheidung. 

Hat das Geriebt erkannt, dass nach den vor ihm stattgefündenen Ver- 
handlungen die Klage nicht ToUstftndig bewiesen, auch nicht von allem 
Beweise entblOst sei, und demgeraäss der einoi) Parthie einen Ergäozungsdd 
aufgelegt, so stellt sich diese Eutscheidung als eine iactische dar, welche 

der Kj'itik des Cnssationshüfs nicht unterliegt. 

Brüssel, 12. December 1861. (Uoj.) (Parier. 1862. S. 76.) 

5) Erg&nzungseid des Beklagten aber den directen 

Gegenbeweis. 

Bei nicht vollständig geführtem Beweis kann das Gericht dem Beklagten 

den Ergfinzungseid über den directen Gegenbeweis auflegen, sogar über 
das Wissen oder Nichtwissen. Der Art 1366 B. G. B. setzt hier dem Er- 
messen des Gerichts keine Schranken. 

Darmstadt, 29. Sopt. 1862. (Bej.) Mumb&eber g. HenbM. (Eninierl. 1S62. I. 70) 

Za Art. 1367. 

1) Ergänzungseid; einiger Beweis; Rechnung des Mandatars. 

Wenn das Gericht einen Mandatar oder Geschäftsführer, welcher in 

seiner Verwaltungsrechniing einen grösseren Retrag für ausgelejitcs Porto in 
Ansatz brachte , indem diese Auslagen unter den vorliegenden Verhältnissen 
als in quali bewiesen angesehen werden niübstcn , unter Rücksicht auf die 
für das Quantum sprechenden, nach Art. 1348 und 1353 B. G. B. zu beach- 
tenden Vermutbungea , zum suppletorischen Eide bezüglich des ganzen 
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lar, md twar in Gegenwart tfaet TlMUlMben de« HudUmgabauMB Uaxtt, den aqgflgabaam 

Eid aasgeleistet habe. 

Dieses ürtheil wurde cassirt, weil das kla^'eiide llaiidlungshaus Ilarü' 
in jenem früheren Prozesse gar nicht in liie beiaugcu, vielmehr nur ein 
Theilhaber dieses Hauses ab BevoUmftchtigter des Jsaae mddeiieD, mithin 
lediglich dieser Jsaac der Gegner — adTorsaire — des v. Splinter gewesen 
sei, wAhrend bei dem neuen Prozesse das Handlungshaus Harff als KlSger 
au^ietreten sei und Jsaac durch seine ErUfirungen diesem Hause nichts 
habe vergeben können. 

Barlin, 4. Jannar 1847. {Cut.) Harff g. t. SpUntar. ( IL A. 41. IL 65.) 

2) Eidesleistung; ZuUssigkeit des Cassationsrecurses. 

Wegen des ümstandee, dass eine Parthie den ihr durch ein Appell- 
uriheil aulerlegten läd in einer späteren Sitzung, welcher die Gegenparthie 
nidit beiwohnte, ausschwor, ohne dass hiergegen Ton Letiterer protestirt 
war, ist diese Ciegenparthie nicht mit ihrem Gassationsrecurse gegen jenes 
Urtheil als unannehmbar anzusehen. 

Wegen ilfr nicht aufschiebenden Wirkung '!c8 Cassationsgesuchs konnte sie die Vull- 
BtreckonK tics L'rthetis nicht hiadern; es kaua also aus ibreiu Verbalten ata Verziclit auf 
das Bechtauüttel der Casaatioa nicht abgeleitet werden. 

Barlin, 37. Saplambar 1847. (Oaaa.) Aarar g. Kirn. (K. A. 43. IL 6&.) 

Zu Art. 1363 uoil 1364. 

Schiedseid, subsidiärer; Beweiskraft; Bechtswirksamkeit 

Dar Baklagla baairitt dia GSlligkaii ainar Bawaiaurkniida nnd adiab aubaUiariaah, nm 

den üngrand der Klage darzuthun , dem Kläger einen Eid zu ; hierauf erkannte das Ge- 
richt die Urkunde als gültig , und vorordneto dio AueschwOruux des Eides in einer etwas 
veriiuderteu Foriu; uachdeiu der Kläger dieseu Eid angeiiuuimea halte, nahm der Beklagte 
danaalban lurOak, wall ar ulabt gant, «ia sngaaeboben, anagalalaial wardan aollia; nun- 
wehr erbot sich der Kläger dun Eid auch in fünna delata auszusch u Oi eu , und leistaia 
demnächst auf Anordnung dos Geriebta diaaao Eid aua, oaebdam dar Baklagta erkiftrt batla, 
nicht weiter erscheinen ru wollen. 

Gegen das hierauf erfolgte, die Klage zusprechende Urtheil, kann der 

Beklagte wegen der Beweiskraft des abgeleisteten Eides, nicht mit Cassa- 

tionsrecurs aulkommen. 

Dia alatigaliabia Ablaiatang daa dafarirtan Eidaa und dar dadnreh Tollalindig harg«- 
alallla Beweis der Richti|{keil der eingeklngton Forderung inusste die Zusprechung der 
Kla^e zur nothwendigen I'olge haben, und jcde.s weitere Verfnhren flljcr 'iio Kra^e der 
Kichtigkeit oder Gesetzwidrigkeit der früheren ürtbeile als gänzlich wirkungslos cessiren, 
wail aneh bai «Irkllehar OeaaUwidrigkalt dar Tordaran OrtbaUa dar daflnWra Avaspracb, 
ala dnreh den in Folge der EUaalaiatinig bargaatallian TOllaitnd%an Bawaia garaebifar- 
1^, unverrOckl bestehen bliebe. 

Hiergegen vermag auch der Umstand, dass von der Eidesdelation 
nur anbaidiirar Gabrauch gemaebl wordan war, nicbia zu indarn. 

Kbieatbaila kann dadnreh dan durch dia Ablaiatang daa angaadiobanan Eidaa wirkliah 
ati^atretciien gesetzb'c) en Wirkungen derselben kein Eintrag geschehen ; andernthaüa liagt 
es in der Natur der Sache, dass von einem subsidiären Mittel nicht anders Gebrauch ge- 
macht, oder das Austragen des Verfahrens darüber zugelassen werden kann , als unter 
Varanaaaliang dar Anarkannnng daa Vcranagaganganan ; nilhin iat dar Umaland, daaa dar 
Beklagte die Abieistuns: des subsidiären Eidaa sqgalaasan und nialil dagagan pfolaatirt hat, 
ala Anerkennung der l'rtheile zu Leirachten. 

Ebanaowanig kann etwas darauf au kommen, dass der Belüagte die Zarfleknahraa daa 
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nidM hervorgtbe« ao lumn das firkeDoliiiaB, wann ea nieht direat im lahalta Janar Ur- 
kmidiD widerspricht, der Kritik des C&ssationshofs niebt anieriiegoa. 
Darmatadt, 23. JuDi 1846. (Bcy.) Gfln g. dia Stadt Maua. 

Zu Art 1379. 

1) Geschäftsführer; Honorar. 

Der Geschäftsführer kann so wenig , wie , ohne besondere Vereinbarung, 
der Mandatar, ein Honorar für seine Mühewaltung in Anspruch nehmen; 
sollte seine Geschäftsführung mit Auslagen verknüpft gewesen sein, so hat 
er dieselben als solche zu spociftcireii und in Anspruch zu nehmen. 

Nach Maassgabe des Art. 1372 b. G. Ii. ist der Geschäftsführer, hin- 
aiditlich der Unentgelüichkeit des Vollzugä (Art 1986 ib.), dem Mandatar 
gaoz gleichgestellt 

Darmaladi, 17. Jnai 1833. (Caaa.) Kirahanfabrikaii ff. Sehaab. 

2) Geschäftsführung; Verabreichung von Kost and Pflege. 

Dia Uaaae Thatsacbe, dass Jeiuaiid einem .\nderu Kost, Wotaoung und Pflege reicht, 
bagrOndal Uhr aleh aUdn keinen Anspmeh auf Eraatsleialang, aondan aa moaa daa Vor* 

hsjiilenSMn fincn ßorhtflpnindcs (Vertrag oder HAlbvertrae) dar<;etban «ardan kfloaen , auf 
welchen die Krsatzvi rMndlichkeit des Bokla^iten jzostdtzt wHrdeii kann. Aus einer iiQU- 
licben Güschaltsruhrung iisst sich aber eine solche Vcrbindlicbküit uiciit abiciieii , denn 
kfarai wird, wie aieh ans den Worten daa Art 131) daa Bad. L-&: ^ dahin, wo daa 
angefangene Geschift Tollendet ist oder der Oeaehiftsherr seibat dafdr aorgaa 
kann", sich ergibt, erfordert, dass D*»rjeiiifre. dessen Geschäfte besorgt werden, an deren 
selbsteigener Besoroung verhindert int und ein Dritter deshalb , auch ohne erhaltenen Auf* 
trag, sieh dieser Geschäftsbesurguug unterzog. 

Hannhaim, 17. Oelobar 1833. (Obarbof. Jahrb. 1833. S. 378, rw^ mit AnnaL 
1816. & 27 nad 1882. 8. 74.) 

8) Gesch&ftsfahrung; Verpflegang einer minderj&hrigen 
Person ohne Auftrag der Eltera 

Gemäss Art. 1372 B. O. B. wird zum Begriffe der GeschäftsfOhrung 
erfordert, dass sich Jemand einem fremden Geschäfte, ohne Auftrag, sei 
es mit oder ohne Wissen der Parthie, freiwillig und in der Absieht untere 

ziehe, das Geschäft eines Andern zu führen, und gemäss Art 1375 ib. hat 
der Gescbäftsherr die VerbindUchkeit, dem Geschäftsführer aUe nützlichen 
oder noth wendigen Auslagen , die von diesem bestritten worden, zu ersetzen. 

Die rnterhalfnnir niil Verpfl. LMinL' einer inind.'rir«hri?eii Frauensperson, welche der 
Entbindung nahe und in völlig bülfloscr LAge sich belaud , begründet nun zu (iunsten des 
LMalameofonda, walehar aich daa annan Midehaaa annahn, naahdam daaaen Vater vor- 
fabüeb ta dar doreb die Ari 203 and 206 B. G. B. geboleuan Pflicht aufgefordert wor- 
den war, den Anspruch auf Braalt der Au9bi<;eit, welche hierbei nützlich und iiothvvendig 
geworden waren. Denn hier sind alle Moment« vuriianden , welcha zum Begrilfe der Ge- 
scbiftsfQbrting erfordert werden, um gegeu deu Vater des Mädchens als Gescbiftsherm 
aina rechtawiikaame ▼arbiodliahkeit aar IMakaralatiiing dar fraglUbaB Varpflagmgakoalaa 
ni anangcn. 

(S. auch 7.n Art. 2m und 205 B. G. B. S. 69 oben.) 
München, 4. SepttTiiber 1844. (Gass, im Interesse des Gesetzes) 

i) Geschäftsfahruugi Erfüllung der Alimentationspflicht 

Dritter. 

M. B. hatte die Verpflichtnne übernommen, die Wittwe C. und ihre blodsinniga 
Tochter in Kost, Wohnung und Pflege zu unterhalten. Diese Verpfleguug jener beiden 
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PerBOoen wurde aber später von R. geleistet und die«er erhob eine Klage auf ErSili in 
Kosten pcppn M. B. Diese Klage ist, soweit sie sich auf Gesch&ftsfObrung 
und versio in rem stfilzte, als uugegrOndet zu verwerfen. Wenn eine Klage 
UM Oeeeblftonihrimg aocii im Allgeaeinen dwnu entspringen kann, dase nan die einem 
Andern elitiegende AlimenlatienepAiehl etfllllt, ao genflgt dodi tnr BegrOndung der Klage 

die Tliateaclic nicht, dass man Au<;!.a(;en zum l'nterhnlt t\vr 1>etrcfrenden Personen ^eioaeht 
und dass diese Alimentation dem Beklagten ubgclegcii halie, sondern es wird erfordert, dase 
ausser der Absicht des Klägers, die Gescbifte des Beklagten zu fuhren, diese üescbäftsfuh- 
mng aiidi von aoldien Unwiinden l»egl^iet war, welebe die nadiMgliebe Geneiimignng dee 
Oeschüftshcrrn als eines guten Uausvaters erwarten lieeaen und dass eben deshalb die NOtz- 
lichkeit der (Jeschäftsübi-rnahiiiü für den Geschäflsherrn unterslollt werden kann; als actio 
de in rem versu fehlt es aber der Klage insofern an der tbatsächlichen BegrOndung, als nicht 
dargethan ist, ob ond in wddien Maaiae der Bdilagle tfantli die Haadlaagea dee KUgeie 
bereielierl worden eel» Indem die OrOeie der Anelagen den Kligere in eonerelo 
nodi niebt den Schluss t i ^rrOnden , dass der Beklagte um den Betrag dieser Auslagen 
reieher gi uorden oder da3s ibui ein Aufwand erspart worden eei, der fflr ibn den gleicben 
Werthbetrag gehabt b&tte. 

Mannbein, 11. Novbr. 18M. (OberhoTg. Jahrb. 1862/58. 8. «76; AmmL 1801 8. IS«) 

5) Geschäftsführung; Dienstleistungen. 

Die Wiltwe des B. trat gegen die Erben der kinderlos verstorbenen K. St., einer 
Schwester ihrer gleiebfalls gestorbenen Mutter, mit einer Klage auf Bezahlung der Dienste 
anf , welebe eie der ErUaaeerin in einem Zeilranm von 16 Jaliren geleialat beben wollte. 
Diese Klage Btellt sieb nach den Grundsfitzender Gescbfiftsführung und 
der in rem versio als grundlos dar. Insofern sich dieseihe auf Geschäftsruhrnng 
zum Nutzen der K. St stuute, kann hier, wo es sich um Leistungen handelt, welche die 
Letalere anmittel ber von der Klügerin empfangen haben eoll, davon ebenao wenig die Bede 
eeui, ale ein enadraeklidiee Auftragsverhillniie denkbar wire; Inaofmii aber die KUgerin 
eine Verwendung (versio in rem) behaupten vsiü . fehlt es ihrem Anspruch ebenfalls an 
einer rechtlichen ürundlage , weil es sich hier nicht um einen Aufwand, welchen die Klä- 
gerin aus ihrem Vermögen zum Besten der K St. machte, sondern um die Belohnung fOr 
Dioiele handelt, dnreb deren Leietung die KU gerfai aelbel nidit bebenplel , eine Etebneae 
In ihrem Vermögen erlitten zu haben. 

Mannheim, 29. Min 1869. (Annal. 1862. S. 221.) 

6) Geschäftsfahrung des Rechners einer Gemeinde; 

Erhebangsgebflhren. 

Die Sladtgemeinde A. begehrte Ton den Erben dee E. H. eine nicht unbedeutende 

Suimve zurück, welche dieser als pr o v i «lor i s c Ii o r Zehntrechner in den jeweiligen Rech- 
nungen als Zählgeld fOr gemachte Kinnahmen fQr sich in Ausgabe gebracht hatte, and 
stfltzte die Klage darauf, dasi ein Vertrag, in welchem dem K. U. die Bechnerstelle defi- 
nitlT Qberlragen nnd ihm ebw Belohnung xngeeieherk worden eel, nie an Stande gekom- 
men wftrc. 

Die Beklagten wendeten ein: dass E H, v n dorn Gemcinderatho in A provisorisch 
als Zebntrecbner bestellt worden; dass es allgemeine Kegel sei, dass ein solcher für sein 
Geediift tine Belolinang (und zwar mindeetene die angeseilte nnd bezogene) erhalte; daee 
H. ffieee Belohnong in eefaien Vorberiebten in den Zebntreebnnngmi aneb jedeamal enge- 
aproehen und der Gomeinderath gegen die Aufrechnung keine Einsprache erhoben, die- 
selbe vielmehr ausdrücklich genehmigt habe, wogegen die KUigerin nur die Beaaeprodumg 
der Belohnung in den Vorberichten zugab. 

Dieeer Einrede iet etattsngeben nnd anf den anm Beweiee der jewei- 
ligen Eröffnung der Z eh n tr e chn un ^en an den Gemeinderatli , resp. der 
ausdrflcklichen (Jenchmipung des Zahlgeldes durch denscibei', aufer- 
legten Nottaeid zu erkennen. Wenn auch der Gemeinderatb zu A. dadurch, dass er 
ebne Torberige ZoaÜnnnmg der Gemeinde oder Birae Aaeicininei den H. ala Zebnireidmer 
anfj^eotdlt ond Ihm nr eelne DfenelMelnDg eine Belobnnng amgeworfen, eeine BeAigalei 
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oberschritten hat, so To^ daraus doch keineswegs, dass die Erben des H. auch den von 
ihrem Erblasser filr wirk lieh geleistete Dienste Iiczo^eneii Lohn wieder henust^obeu 
mOsaea. Der Gemeinderatb bat vieluiebr üuüurcb , dass er Namens der Stadtgeiueiiidü A. 
ud Air diea« dia snni Vollxage d«a abgaaabioaaaoan ZehntablOaungsgesebifla dnrebaaa 
aolbv endige Verwaltung der ZehntgeMcr anordnete, während die Gemeinde selbst diea 
nicht that, offenbar nur die Geschäfte der üeiueinle im Sinne des Art 1372 B. G. B. ge- 
führt, waan auch obna die auadrücklictae, gesetzlich vorgeschriebene Genchwiguag desselben, 
and iai diaaa dahar näk Art. 1376 Ib. TarimadaB, alla dia Varbindlicbkeaen ta arfallen, 
«aUia dar Oamaiodamh ala ihr OaatdilftallDbrar ObemamiDan bat, voraiMgaaatiti daaa daa 

OaachSfi gut geführt wurde , was nicht bestritten ist 

Mannheim, 30. März 1865. (Annal. 1856. S. 256) 

7) Item; nfltzliches Geschäft 

Dar Yarmlter einer Stiflmg Unterlegte bal der Versorgungsanslall xo K. dia nur 

Stiftungskasse gehörige Smtnne von 2500 fl. gegen einen Schein, welcher zu den betref- 
fenden Stiftungsacten genommen wurde. Ala der Verwalter nach einiger Zeit den Hiuter- 
leguDgsscbein vermisst«, erfuhr er, daaa die hinterlegte Sutuiue sclion von seinem ehe- 
■Baligan GabOlfon, auf YorwaiaaD daa Scbabiaa und einer mit dem Namen dea Verwallera 
Twraehenen , notariell beglaubigten Yanimehlsurknnde resp Quittung, erhoben worden sei. 

Spüler kln^itc nun der Verwalter gegen die Versorgungsanstalt auf Zahlung der 2500 11. 
nabet Verxugszioseu , indem er behauptete , der Stifiungskasse Ersatz geleistet Dod durch 
diaaa Zahlung die Oeadritfke der Yeraargungsanalall niHiUeb gafittrli baaiabnagawaiaa daran 
Vnlsen bcfbrdert tu haben. 

Die Beklagte machte d.agcgen tjeliend . dass sie, den Statuten der .\n8lalt gemäss, 
die hinterlegte Summe, gegen Rückgabe des Scheins und eine mit dem Diiiistsiegel der 
Verwaltung und der beglaubigten Unterschrift des Verwalters rersehcne t^uiituug, au den 
Oabfllfea anabeaabk babe, fBr walehe der Kl«gar naeb Art J8M B. G. B. ainalaben nOaaa. 

Diese Klage ist als grundlos absaweisen. 

Hüsetzt, es wäre die BOdtnhlung und dia Abaldil des Klügers, das Geschäft dar 
Beklagten rfitTÜch lu filbn^n, nachgewiesen, so kann er doch liierror keinen Krsatz von 
der Beklagten fordern, weil er nicht gellend machte, dass er von der Stiftung in deren 
Rechte eing^wieacn oder kraft Geaetzea eingetreten sei and eine Nfltzlicbkeit der Zahlung 
Ibr dia Beklagte a^n am deaawiUen aleb nicht erkennen läaat, wdl dteadba niebl at^er 
ist , von dem Stiftungsfond selbst noch auf Rückgabe des DepodlUnis belangt zu werden. 
Zudem wussle der Kläger, dass die Beklagii- durch die Zahlung an den Gehülfcn ihrer 
Yarbindlichkeit entledigt zu sein vermeinte, und konnte er daher uu möglich erwarten, dass 
dieaelba die angeblieb von ibm geletatele Zahlung ala ehi nOlsIiebea OaachSft aaadiao «od 
gaaahniigen werde. Er hätte somit gegen den Wlilan dar BaUagten gebändelt und kann 
alao auch nach Art. 1375 a.*) ß G B. keinen Ersatz verlangen. 

Mannheim.... 1856. (Annal. 1856. S. 168.) 

8) Gesch&ftsfahrnng; Reparatur einer schadhaften Mauer. 

Eine OeoMinda Ueaa in Folge einer poHxalliaben Anordnung die Beparalnr einer 

Mauer vornehmen und nahm sodann den Dornänenfiscus wegen des Kostenersatzes in .\n- 
spruch. Diese Klage, welche sich auf den Uechtstitel der Geschäftsfüh- 
rung stützte, ist als nngegrflndet abzuweisen. Eiue Geschäftsführung überhaupt 
ond aina nfliilleba OeadilfWttirang, welche dea Geaebiftabarm naah Art 1876 B. 0. B. rar- 
liflicbtao soll, könnte bczt)glidi dea Beklagten in dem Vollzüge der polizeilichen Anordnung nur 
atldann gefunden werden, wenn aus den Ausführungen der Klage sich ergeben würde, dass 
dar Beklagte zur Vornahme der gedachten Reparatur selbst rechtlich verbunden gewesen 
oder die Anaftbrnag doch in aehiero Inlareaaa anter aoleben ümattnden geschoben ael, 
wddia bei der Onleratellung der gewöhnlichen Handlungsweise eines guten Hausvaters 
aar finmrlang aeiaar GeaMbmignpg boradiligtan , indem andambUa niabt ein Geaahift 



*) Dar Art^ 1316a. laaM: Wer ein Gaaehift aima Anden wider daaaoD Willen ele. 

42. 
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des Besagten und zu dessen Nutzen ausgcfohrt, dessen Verbindlichkeit dadarch erfotlt 
oder 2U dessen Vorihcil die Reparatur l)C\verkstenigt wurde; aus dem behaupteten Eigcn- 
tbuiusrechte des Beklagten an der Mauer allein kann dies aber nicht gefolgert werden, 
le die VerbindHehkeil tnr Ausbenaning eder WlederhereteHong der Maner den fsee te * 
liehen BegriiTe dos Elgenthun^s geradexo widentrdM, wonach dasselbe In dein Rechte 
besteht, über eine Snchp iinrh (leTallcn 2a verfflgen, also auch ein Gobäude oder sonsti- 
ges Bauwerk zu unterhalten oder dem Verrailc preiszugeben, sofern diese Befugnisse nicht 
dorch Gesetz oder Vertrag bescbr&nkt sind. Beschränkungen dieser Art ea tt a H ei die 
Art. 1386 und 1386 a.*>; die llialsielillclien Voranseeltnngen ihrer Anwendliarkeil sind nber 
in concreto nicht gegeben. 

Mannbeim.... (Oberhofg. Jahrb. 1863/53. S. m) 

9) Item; Oeschäftsffihrung; Yerwendungen eines Dritten 
anf nicht bezogene Kanfobjecte. 

A. F. hatte von B. eine Qnantitll Hole gekauft nni ans des Walde abgeführt Er 

zab!tc jeloch den Kanljprds niebt und der Verkauf wurde auf Klage des Verkäufers auf- 
gelost. Nun trat F. mit einer Klage gegen B. nur, worin er behauptete, er habe Ver- 
wendungen in bedeulendeiu Betrage durcii Abführung uud Beschlagen des Holzes gewacht 
«ad rerlange Ersals. 

Diese Klage ist nach den Grondsatsen der Oescfalfteftthrang nnd der 
in rem versio als unbegrflndet abzuweisen. 

Bei doppelseitigen Verträgen steht, wenn diese wegen NtchtArfQllung von Seiten des 
einen Contrahenten anfpehnlien werden, nur dem Contrahenten , welchem die nicht orf illto 
Zusage gemacht worden war, nicht aber auch dem, welcher seine Zusage nicht criuilte 
«od deshalb die Anfltlsung den Vertrags oodiwead^ nneble, efai Emsebidigungsanspmeh 
gegen s^en Ulletnitrahenlen xn. Der Klage, als acüo de fai rem verso betrachtet, fehlt 
es an der thatsächlichon Begründung der ersten Bedingung dieser Klage , dass nSinlich 
der Beklagte um ao riel bereichert worden sei, als die Auslagen des Klägers betragen 
haben sollen. 

Mannheim.... (Oberhofg Jahrb. I8&2/63. S. «t nnd 283.) 

10) Item; Verwendungen in ein Haus auf Bestellung Des- 
jenigen, welchen man irrthümlich für den Eigenthümer 
des Hauses hielt; Klage gegen den wahren Eigenthümer. 

Maurenueistcr St. schloss mit F. K. ein Werkverding ab, kraft dessen sich Ersterer 
▼enyflichlde, Tereebiedene Beparatnren an einem Hause Tertvnehnen, das K. mit seiner 

Mutter bewohnte. Die Repamturcn wurden gefertigt nnd als der dafOr bedungene Prsia 
bezahlt wenlen sollte . loiate es sich, dass K znhlungsunfAhi^ und das frairlidie Haus 
gar nicht sein Eigen thum war. DasscUic hatte vielmehr dem Grossvater des K ge- 
hört nnd war der Mutter des K. kurz nach Vollendung der Reparaturen anerfallen. St. 
erhob nnn Klage gegen die nunmehrige Eigenthflmsrin, die Mutter dee Werkbeeldlers, in- 
dem er Terlangte, dnss diese entweder den Werth der Baustofle und des Arbeitslohns» 
oder den Mehrwerth dos IIau«es bezahle oder im srhlitninsten Falle die Lostrennung der 
Neubauten gestatte, wobei verschiedene Thatsachen angeführt worden, aus welcheu ent- 
nommen «erden soll, dnsa die Beklagte mit der AusfiBtarung des WeriiTerdinga vollkom- 
men amvcretanden gewesen sei. 

Diese Klage ist nach den Gnmds&tzen der Geschäftsfabrung als ge- 
gründet anzusehen, und die Beklagte zu vcrurtheilen, den Mehrwerth des 
Hauses, den dieses durch die Neubauten erlangt, zu bezahlen. 

In dem Umstände, dass Kl.'iger die fm^llHicn BAuuerkc auf Bestellung des F K. und 
in dem Glauben, dass der Besteller EigcnlhQoier des neu hergestellten Hauses sei, sowie 



*) Der Art. 1388a. laniel: Bei bemgli^ Oehhr efame Sebadeni kann der Naebbar 
auf Wegsebafllnig des BauOlügett oder Siebtiheiialfliiluug fSr Umm ünaebidliehkeit dilugea. 
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io dem weiteren, dass dem Klairer hierwecron eine V o r t rag sk la '4 gecren den Besteller 
des Werkt zukomuit, liegt kein Griuid, ihm das Klagorecltt gegen den wahrun Eigeittlitttuer 
giatUeb xa versageo und ihn , Dieseni gegenüber , in due sehliaiiuere Lage m fiersetuo, 
ata sie d«r Art^ 656 B. 6. B. Bemjenig»!! «iniioml, der Abr lieh Mllwt Antagm auf frem- 
dflo Boden errichtet hat. Vielmehr (feetattet schon das KOiniache Recht in einem solchen 
Falle, und zwar angeachiet des Irrtbums über di«> Person des EiKenthUiners, resp. Ue- 
»cbärtsberro, neben der Vertragsklage gegen den Besteller die Geschuftsfübruogsklage 
gageo den wiil(lie1i«n Eigaiihfliiier, iof«ro die Obrigeo VorauielniDgeii einer nMslieheD 
G(>schjlfi8rQhrun<; vorhanden liod, und ebenso rechtferttj^en die Art. 1372 und 1375 il> das 
KlaL'f't eirohron , indem der Kläser durch die .^usfiihrune der fraglichen Bauwerke keine 
Anlage für sich selbst gemacht, sundern dadurch fremde Geschäfte besorgt und zu 
besorgen beabsichtigt bat, während die Beklagte als EigenthOmerin die Anifltbrung dea 
Baaea, wana aia nicht damil «inveralanden war, dareb BanleUoag daa wabian Sadifar- 
baltes hSttc hiadem können und redlicher Weise hätte hindern aoUcn. 
Mannheim.... ( Oberbofg. Jabrb. 1862/63. S. 274.) 

Zu Art. 1372 uud 1375. 

1) GeschäftsfQhrang; Eidesleistung des Mitschuldners Ober 
die Zahlung einer geffleinschaftlichen Schuld durch einen 

der Mitschuldner. 

& aa Art. 1368 B. 0. B. Nr. 4 UrtbeU (Üamiaiadt) vom 28. April 1834. 

2) Item; Zahlung eines Gesellschafters far die Hitgesel.l- 
schafter während der Liquidation; Rflckgriff an Diese fflr 
ihren TheiL 

8. aa Art 1214 B. 0. B. Nr. 2 UrtbaU (Paria) m 8. Jaaaar 1862. 

3) Item; Zahlung eines Bürgen; Rückanspruch an den soli- 
darischen MitbUrgen; Verzinsung des für Diesen Ausge- 
legten. 

Derjenige, welcher eine Schuld, für die er solidarisch mit einem Andern 
haftete, ganz bezahlte, kann von Diesem die Hälfte aller durch ihn bezahl-, 
ten Beilage, mit Zinsen von den respectiven Zaliluugstageu , verlangen. 

Dar Beeblsgmnd dienea Anspruchs liegt in der ttaalsaeba dar galeiiteten Zablnng, 
indem lieaelbe, wenn anch der Borge damil mir eine eigene Verbindlichkeil gegen dm 
Gltnbiger erfüllt, doch den Mitvorpfliehteten ^regenüber. welche durch dir Znhiung auch 
ilireraeitB entlastet werden, als die Uesorgung einer fremden Angelegenheit (negotiorum 
gestio) erscheint, bezüglich welcher fOr die gemachten Aaslagen Entschädigung verlangt 
«eriaa kann. 

(S. zu Art. 2033 B. G. B.) 
MOnaben, 2. Decamliar 1841. (Caaa.) Corneille g. Zaia. 

4) Item; Verzinsung der Auslagen. 

Dem GesehlftsfUirer steht das Recht nicht zu, Yom Tage der ge- 
machten Auslagen Verzugszinsen zu hegehren. 

Daa Gesetz (Bad. LoR.) enthftll nirgends eine derartige Bestimmung und eine rechla- 
Ibnliebc Anwendnn;/ di'S von den Pflirliten eines ncwalJ.zeber« l)ei dein AuHra^srertrag 
handelnden Art. 2001 B. G. B. nuf den Halbverirag der Geecbüftaruhrung ist unstattiiaft. 

Mannheim.... 1856. (Anual. 1856. S. 83.) 
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Art. 1876 and 1377. 

1) Condictio indebiti; Uoclitsiiit lium. 

Erster Fall. Zur liegründung dvv condictio indebiti wird orfordert, 
dass der Irrthuni, wegen des.sen der Zahlende eine Nichtscliuld entrichtete, 
ein t h a t s ü c h 1 i c h e r war ; ein R e c h t s i r r t h u ni kann , da er sich nur 
auf die Gesetze bezieht, die Jedermann kennen muss (namentlich nach 
Art. 1 b. des I^ad. LAi.) , keine rechtliche Folgen zu Gunsten des Zahlenden 
haben. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. 1842/43. S. 209.) 

Zweiter Fall Wer ans Irrthum klagt, ist zur Indebitomsklage 
berechtigt 

Die Art. i23ft, 1876—1381 B. G. B. naclieii keinen Unterschied und enilwiten naneni- 
lidi keine ähnlichen Beschränkungen wie die Art. 2062 Und 2063 ib. 

Mannheim.... ( Annai. 1847. S. Ufi.) 

Dritter Fall. Wenn der Zahlende wirklich glaubte, da.ss die Ver- 
bindlichkeit e.xistire, so ist es gleich{;ültig, üb dieser ülaube auf einem 
thatsächlicheu oder Kechtsirrthum beruhte. 

Die «ondlelio indebiti bemhl anf de« Onmdialt, dasi iieb Kiemand tnm Kaebtheil 
eüMB Andern berdcbem eoU* und eie eiaist sieh aomit nidil eigeatUdi auf den Intbum, 
sondern auf die ungebührliche BeriMcheruii? durch das Empfangen einer Nichtechuld , und 
ein Irrihuiii wird nur insofera erfordert, als sonst die Absiebt zu scbenlien 
vorliegen w Urde. 

Mannheim.... (Jahrb. des Bad. Rechts 1860. S. 115) 

2) ludebitunisklagc; Rechtsirrthuni; Beweis. 

S. zu Art. 1235 B. ü. B. Urtheil (Berlin) vom 18. Januar 1841. 

3) Condictio sine causa; nichtiger Viehkauf; Juden- 

forderuug. 

Dem Isr;if'liten , welcher principaliter auf Zahlung seines Guthabens aus 
einem Viehkauf oder Tausch, incidenter aber, für den Fall der Abweisung' der 
Principalklage, auf Rückgabe odei- Krsatz des wahren Werthes des in Kauf 
oder Tausch gegebenen Viehs klagte, kann, wenn die connnercielle Haui)t- 
klage wegen Mangels des im Decrete vom 17. März 1808 vorge.'-chi iebeiien 
Moralitätspatentes abgewiesen wird, nicht auch hinsichtlich der lucideut- 
kkge der Maugel des Patents entgegengesetzt werden. 

Dieae letstere beruht auf kefaiem eeumereieUen , sondern anf dem privatreebtliehen 
Gmnde einer, in dein Art i3'i6 B. G. B. indieirten eondletio eine causa, zu deren An- 
stoüurj? und Verfolguiijz weder nach 'Icii ahrogirten Bestimmungen des allcgirlen Beeret, 
iincli lUK ii der Grossh. üess. Verorduung vom 13. März ISIS ein Pateot der bezeicbneten 
Art erforderlich ist. 

(S. das NIhere in Art. 7 und 10 des Deereta vom 17. H«n 1806.) 
Darmatadt, 23. Min 1846. SOsael g. Schneider. 

4) Indebitumsklage auf ein, die Klage auf Zahlung einer 
Schuld abweisendes Erkenntniss hin. 

Die Abweisung einer Klage liefert noch keinen Beweis, dass das, was 
an der eingeklagten Forderung etwa firOher schon bezahlt worden ist, wirk- 
lich eine Nichtschnld war, also ungebflfarlich bezahlt wurde, und es kann 
deshalb auf ein soldies Urtheil die ocmdictio indebiti mcbt gegrOndet werden. 
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\u<i diesoMi l'rtheile folgt nur, da»s der KUger aus demselben keiu Hecht ableiten 
kauii und dass der Beklagte, wenn er mit der nimlicheo Klage belangt werden solltei 
lenellMn die Eisred« der redilekrifVgea Eatedieidiiog «ilgegantialiea Iuuid. 

Mamiheini, 15. Deeember 18t^ (Annal. 1813. 8. 42) 

5) Indebitnmsklage wegen einer in Gem&ssheit eines reclits- 

kräftigen Urtheils geleisteten Zahlung. 

Wer in Folge eines rechtskräftigen Urtheils eine Zahlung leistet, kann 
solche nicht wieder unter dem Verwände zurttckfordern, dass er die näm- 
liche Schuld schon froher bezahlt oder solche zur UngebOhr geleistet habe. 

Der richterliebe Ausspruch gibt der Knipfangnahme der Zahlung gerade den Charakter 
der Rechtmässigkeit, und rechtsknirti;:» L'rtheile köunen in ibreii Folgen Qberbaupl air 
durch die Jtestitutionsklage unwirksam gewacht werden. 

Mennhein, 15. Deeember 184^ (AnneL 1843. S. 42.) 

11 eonbeim, 16. Febraar 1880. (Anoal. 18Sa 8. 199; Oberbofg. Jebrb. 1851. 8. 411.) 

6) Indebitumsklage des Bargen, welcher, ungeachtet einer 
ihm zur Zeit unbekannt gewesenen peremtorischen Ein- 
rede, an den Gläubiger zahlte. 

S. so Art. 2097 B. 0. B. das Urtbeil (Dannatadl) ven 6. April 1857. 

7) Raekforderung des indebite Bezahlten an den Gessionar 

oder Bevollmächtigten. 

Hei der Ceesiener einer Forderung dieeelbe tob dem eedirlen 8ebnld- 
Der indebite erhoben, eo kenn die condictio indebiti nur gegen ihn vnd 

nirht pcfroii d«Mi Cedenteti jjerirhtet werden; dagegen findet sie fla, wo 
der Empfänger nur der Gewalthaber und nicht wirklicher CessioiLir 
des urspranglicb vermeinten Gl&ubigers war, gegen diesen Letzteren 
atntt Im ersten Feile ereebefnt der Cedent weder ale Aaflraggeber, noeh nie Urbeber 
eraer widerrechtlichen Tlandiung, indem die Cession ebenso wenig als eine unrechte That 
Im Sinne des Art. 13H2 B. G. B. zu betrachten . nls nach der Analogie des Auftragsver- 
Irags zu beurtbeilen ist, sondern lediglich als erlaubte Yeräusserung der strittigen Forderung 
erecb^, welebe den Cedentan fbr die Handlungen eeinee Beehleaaehfbigers gegen Dritte 
niebi Terbindet; im letzteren Falle findet aber die Klage, insoweit sie auf die Behauptong 
einps zum Vollzug gekommenen blossen Aafiraga sieb itfltzt, In dem Art. 1998 ib. ihre 
rechtliche Begründung. 

Mannheim, 5. Deeember 1842. (Annal. 1843. S. .37, 40.) 

ü) KückforderuQg des debit or ccssus an den Gessionar für 

das indebite Bezahlte. 

S. zu Art. 1235 B. G. B. Irtheil (Darmstadt) vom 4. Juni 1855. 

9) BacJtforderung des an den Ccssionar, trotz bestehenden 

Arrestes, Bezahlten. 
S. zu Art. 1242 B. Q. B. Urtbeil ( Berlin) vom 4. Februar 1829. 

10) Eackforderung des zuviel bezahlten Pachtzinses. 

Ein Plchter, welcher nach seinem Vertrage einen nach dem Fläche n - 
maass der Güter zu bestimmendm Pachtpreis zu zahlen hatte, aber mehr 
bezahlte, als er hiemach schuldig war, ist zur Klage auf ROckerstattong der 

Yon dem Pächter zuviel empfangenen Zahlung berechtigt. 

Da Derjenige, welcher Güter unter der Belinguncj in Bestnnd iiiminl , dass er einen 
OMb dem Maaaee dieser Goter zu bestimmenden Pachtuns entrichte, mehr nicht zu zahlen 
verbanden Ist, ala waa der PachlscfaUttng nach dem wirkUehen Maasse der Gflter betngt, 
ml er, wean «r ebwn hohersii PsehissiillHng onMehlate, Uwtocli iliiaa saUte, was er 
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nicht schuldig war , 80 folgt daraus , (la«9 er nach Art 123Ö B. G. B. da» Zarielbesablte 
zurückfordern kaaii und das« der Verpächter nadl Art. 1376 0». Om aoldlM surltakerstl^ 
m imiM, wenn «r e« im TrrOimn Mfaftommra bal. vnA da «• offimbar in ier Abaickt 

der Contraheotan laff, dasa der PachtschiIHng nach dem wirklichen GatermaasM ba- 

rechni-t wt-nlo, so ergibt sich daraus, dass auf «'ineiii Irrihumc beruhte, wenn der Be- 
klagte sieb mehr PachlsehiUiug bftahlen Hess, als Kläger nach dem Gntermaass« xu he- 
ablan iNrite. 

Mannbaini, 11. April 1830. (Obarborir. Jatarb 1838/9». 8. SM, 3».) 

11) liUckfurdeiuug des in Folge eines cas^irten Ürtheils 
Bezahlten; Coinpetenz «los Kevisionsli ofs. 

In Kolp»! eines zwisclien dem Kaufinann Hölzer und der Taunus bahn-G^ellschaft er- 
lassenen handelsgericlitlicbeu ürtheils , bestiitigi durch das Appeiigeiicbt, zahlt« diese Letz- 
lare, um der praviaoritebeii Exeeolion tu aafgahaa, an Erataren aioe beatfamte Sonuaa. 
Die benannte Gesellsctiaft er^^riiV unterdeaien gegen jcnos Urtbeil den Cassationsreeati^ 
welcher douiiiärJist als Lei-M iindet nkliirt und in revi«i>rio eikannt warde, dass jene SutniT'p 
von der Geseliscbaft nicht geschuldet werde. Mit Zustellung des Admissionsartbeils hatte 
die Letztere eine Gegenklage aof Bflckzablung ^ntShalter fkmmB aebit Snan arheben. 
«riebe Oasenklaae von Seiton dea Hölisr als nieht «nr Oompeteos dea BaviaioBaboft ga> 
hSrig bestritten ward«. Dar Caasalions» nad Sefi^nabaf Terwaif dfasa Ineaaipalenuin- 
rede , davon ausgehend : 

Der Hof muss als cniii])etciit an^n'sehen werden , über die Gegenklage 
in revisdrio zu erkennen, da die l'aitlueen in dem Stande vor den caü.^irten 
ürtlieilen sich befinden . und der Revisioushof au die Stelle des Gerichts, 
von dem jeuc Urtheile ausgehen, tritt. 

Ka kann dieaa Cnnpelens um so ««n%ar baiweiMi worden, ala Jene Gegeaklaga 
aiebl sowohl ebe nsoe Khfe blM#l, als Tialndir mr beawaekl, anf diasalban Bsehla- 
prindpien hin ein die VerhSltnisse . wie sie sich im I..aufe des Rechtsstreits gestaltet 
haben, völlig erschüpfendes , die Panhieen in Uetreff desselben Streitgegenstandes voU- 
st&ndig regulireuiles Erkenntniss herlteizuführeu. 

Der Hof bat an der Stelle dea Handalsfferiebts xu erkennen , nach liegen die Voiana* 
Setzungen handelsgericbtlicher Coinpetenz um desswilleii vor, weil beide Parthieen Hio- 
delsleule sin 1 (Art (»31 H. (i 1'.) Hit- Hestiintnung de^ An fi31 Nr. ! H 0. R. i?t zwar 
dann nicht anwendbar, wenn orbellt, daas die Streitigkeit keinen Bezug auf die comwer- 
ddlen VerMIIInlsse der PartMean bat; diea kann aber in ▼orliagaadem Falle aidit gesagt 
Warden Wenn naeh aeiniaa Art. B. P. O. die Handalageriehto nicht eompeianl sind, 
(Iber Slreittukeiti'n . welche den Vollzuu ihrer Urtheile betrefTen . zu erkennen, so hat das 
Gesetz hier dorh nur Streitigkeiten im .\iige . weicht' sich in Ikziehunx aul den Vollzug 
fortbestehender ürthuile ergeben: läer trctcu aber die Parthiceu durch die Cassiruiig 
dar handel«garielidiahen Urtheile in joder Benebnng in den Stand vor danaelbaa vnikk 
md ea flUH die Rflckalebt, data die Zahlung in FV»lga derselben statthatte, hinweg. 

Dar malad I, 11 Mai 1855. (Ravis.) Tamaababn g. HOhar. (Emmarl. 1855. r. 37.) 

12) RfickforderuQg der Syndike einer faüirteu Cominaiidit- 
Oesellschaft auf Actien wegen der den Aetioniren troti 
mangelnden Gewinns vertheilten Dividenden; Zinsen. 

Hat bei einer Conmiandit-Gesellschaft aul Actien der Coinmanditiüt auf 
Grund der vod dem Geranten gemachten, auf betrügerische Invcntarien 
gestfltgten Vertheilongen aus der Gesdlscliaft Dividenden gezogen, ob- 
gleich sich in WirUichkeit keine Gewinne, sondern nur Verluste ergeben 
hatten, so hat der Commanditist diese Dividenden auf sein Einlagekapital 
bentgen , moss sonach dieselben, wenn auch nach den Statuten der Gesell- 
sdiaft die Commanditiaten in keinem Falle aar Zuradnahlnng von Dividenden 
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gehalten sein sollen, auf Klage der Gl&abiger der Gesellsehaft, resp. der 

Syndike des Falliments, zurflckbezahlen. 

Nur von i!f>ii rfi^winin'n der GeBpllschaft konnt^i Hivi-lfinliMi tie/.a'i!t werlen; selbst 
wenn der CutuMiaoiiiiiSt dieselben in gutem Glauben bezu^tiu hat, so luuss er sie reatl- 
tairea (Art. 1376 B. G. B.); ««gon des guteo Gtaabens Iii er blot befreit, von dam n 
Beatltoirsndeo Zinaen tu bmldeo (Art. 1378 ib.). 

Zwar kann der Gerant , woIcIkt di-n Zastan<I di r Sacho seihst bervorprerufen hat, 
nicht pcmrinlich aiiT Rdekzahlung klagen: daL'ocen künnen die (.ilauhi^zer der Gesellschan, 
resp. die FallinieiitsByndike , da es sich von einem WiederherstoUen des GesellschafU- 
kapilalt baodeU, welebet das Untarpfand der Ottnbiger gewonleii ist, xafelge algiieii Becli- 
l88 (Art. 1134 ib ) die Zurückzahlung begehren. 

Paria, 3. Mfin 1863 (Hoj.) (Sir VMi l' 137 ) 

Paria, ». November 1861. (Bej) (Sir. 1862. I. 189.) 

13) Rflckforderang des Steigerers an den in der Ordre an« 
gewiesenen Gl&nbiger, wegen des an diesen bezahlten 
Preises des nachmals ungaltig erklärten Verkaufs. 

Der KUger, welcher als Steigerer der gepfilndeten Liegenschaften, 
zufolge der ihm zugegangenen Verwesung des Kauftchillings an den Gläu- 
biger des früheren Eigenthflmers, bezahlt hat, kann, nachdem der Kauf 
f&r angaltig erklärt und demzufoIgi> mit der Entziehiint^ des Kaufgegen- 
Standes auch die V' erbiudlichkcit , den Preis dafür zu entrichten, demnach 
der Grund der dem Beklagten als anfrewiesenen Gläubiger geleisteten Zah- 
lung weggefallen ist, von diesem Gläubiger die Rückzahlung begehren. 

Der Klager war zwar zur Zeit, als er die Zahlung leistete, nicht im irrthuw, weuu 
abar Derjenige , welcher sidi io Irrthom für den Seboldner Ualt, bei baaiarar Efaiialit 
dca in jener Irrigen Unferalellnog Oeuthlten von dem RmpAlnger xurOdifordem •laif , ao 
masa auch Demjeni'^en, welrher eine rechtuifissijie Ursache zur Zahlung batio, die nadi der 
Zalüung ohne sein Verächulden wieder weitvefaiien ist, jenes Becbt sttkommen. 

Mannheim.... (Hufg. Aooai. l^öö. S. 182.) 

Cfr. Onbert m Art ItSS B. Q. B. !Tr. 10 n. f. 

14) Zurttckfordcrungsklage des wahren Gläubigers gegen 
den anrechtmässigcn Empfänger. 

Hat ein Schuldner an einen unrechten Empfänger bezahlt, so kann nur 
der Schuldner selbst, nicht aber der wahre Gläubiger, vom Empfibiger das 

Bezahlte zurückfordern. 

Der Gläubiger kann sich nur an «einen PfhuHner halten und eine Klaje von ihm 
direct gegen den Empfanger, mit dein er in keinen Vertra;;sverb&llDisseo Steht, findet nicht Statt. 
Maonheini, 7. Deceniber 1838. (.\nnal. 18:^9. S. 1.) 

Zo Art 1378. 

Restitution von wucherischen Zinsen, mit Zinsen vom Tag 

der Kla-ie. 

Hat der Gläubiger unter der Herrschaft des B. G. B. oder des Gesetzes 
vom 3. September 1807 wuclierische Zinsen bezogen, so hat der Schuldner 
deren Restitutiou nicht mit Zinsen vom Tage der Zahlung, sondern von 
jenem der lüage zu begehren. 

Riebt dar An. 1378 B. G. B. , sondero rar der Art ilfiS ib. lal hier maaaagebMid. 

Paria, 16i Jini 1863 (Gaaa.) (Sir. i868w L 381.) 
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Zo Art 1381. 

Ersatzanspruch des unredlichen Besitzers fttr Verwen- 
dungen auf die Sache. 

Erster Fall. Der Art. 1381 B. G. B. setzt voraus, dass die Auslagen 
des Besitzers einer Sache, welche dieser zurflckerstatten mnss, als noth- 
wendige oder nfltzlidie Kosten der Erhaltung sich herausstellen, und 
es sind daher nur diese und nicht alle nothwendigen oder natzlichen Aus- 
lagen auch dem unredlichen und noch mehr also dem redlichen Besitzer zu 
ersetzen, während bei andern Verwendungen auf die Sache nach Art. 655 
und 1673 ib. aucli der redliche Besitzer nur verlangen kann, dass der Eigen- 
thünier ilim entwtnk'r die Auslagen oder die Summe ersetze, um welche der 
Wertli der Saclie erhöht worden ist. 

Bei dieser .\uslegun<jr erscheint der Schlusssatz de« Art. 1381 durchaus nicht als 
etwas üebcrflüssiges und fällt aller Widerstreit der Gesetze weg. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. 1838/39. & 215 u. D 

Zweiter Fall. Nach Art. 1381 B. G. B. sind selbst deiu uuredlichen Besitzer 
die noihwendigen and nfltilieben Yerwendnngen sebleehtbni zu TergOton. 
Mannheim, 9. Jnni 1863. (Annal. 1863. 8. 140.) 



Zweites Hapitel. 

Von den DeUcien und Quasi- BeÜcten. 
(Art. 1382 — 1386.) 

Zo Art 1389 uud 1383. 

1) Anwälte; Schadensersatzklage wegen Eingriffs in ihre 

Functionen. 

Wenn ein Sensal den Verkauf eines Seeschiffs, der nur unter Ver- 
mittlung emes Anwalts im geriditlichen Wege stattfinden darf, Toinünmt, so 
kann die Anwältekammer wegen dieses Eingrifis in ihre Functionen den 

Sensal auf Schadensersatz verklagen, wenn dieser auch den Verkauf^ auf 
eine Autorisation des HandeLsgericlits hin, vori^enoinmen hatte. 
Paris, 18. November 1862. (Bej. eh. civ) (Sir. 1863. L 100.) 

2) Anwälte; Vertretung am Handelsgerichte; Ersatz- 
anspruch an die Gegenpartei. 

Die obsiegende Partei, welche sich in einem Handdsgeriehts-Proiesse 
durdi einen Advocat-Anwalt vertreten liess, und deshalb diesem hierfilr 
Gebühren zu bezahlen hat, kann hierfOr kernen Anspruch an die Gegen- 
partei als Schadensersatz machen. 

Die Umstände , unter «reichen der obsiegende Tbeil, ttatt selber Tor dem Handels- 
gerichte zu erscheinen, sich durch einen Bevo11mSchti«rten ▼ertreJen IioF;s , sin<l an sich 
dem unterliegenden Gegner fremd; der Art. 1383 B. G. ß. Ist daher hier unanwendbar. 

Berlin, 30. November 1840. (Caes. In lateresse des Oesetut.) Philippi g. Veit. 

(K. A.:aa il 7a) 

Qh, UrdMOe (Paris) vom 18. Jamw 1819 und 6. Nov«nbar 1835. 
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3) Architekt; Verantwortlichkeit fflr die Fehler des Baues. 

Der Architekt, welcher Mi nur verpflichtet hatte, die Ausftthnuig der 
von ihm aufgenommenen Banpiftne zu leiten, nicht aber ein Gebftode fOr 
einen bestimmten Preis (a prix £ut) m erliaaen, ist nicht gemfiss Art 
1792 B. 6. B. verbanden, lO Jahre lan^^ für den in Fi^e der Fehler des 
Baues oder wegen des schlechten Bodens eingetretenen g&nzlichen oder 
theüweisen Verderb des Geländes zu liaften. 

Gemäss Art. 2270 ib. i~t er vielmehr für diesen Schaden mir dann 10 Jahre lan}? 
verantwortlich, weun er sich eines Fehlers schuldig uiacbte, der gemäss Art. 1382 und 
1388 fb. Mine VmmlwortlidibeK nach rieh tiebt Der Art. 1792 Andel blos dann anf den 
Arefaitekten Anwendung, wenn er den Ben i prix fait aaszafQbren oberaabm; nach .\rt. 
2270, welchpr auch auf srosso Rf-priraluren anwendbar ist, besieht ge^en den Architekten 
keine gest izlicbe Verniuthun? , il(-j>;ei! VerantworUidlkeit kann also blos nach den Vor- 
schriften der Art. 1382 und 13K3 eintreten. 

Parle, 15. Joni 1863. (Bej.) (Sir. 1863. 1. 408.) 
Cfr. OUbert XII Arl. 1792 B. G. B. Nr. 1 u. f.; Perie (Bej.) von \2. Februar 1850. 

4) Aerzte; Schadensersatzkla^M' ^(Pgtiu den Pfuscher, wegen 

unerlaubter Ausübunt^ der Arzneikunde. 

Die mit Diplomen versehenen Aerzte einer Stadt sind berechtigt, gegen 
einen Pfuscher für den üineii durcli dessen unbefugte Ausübung der Arznei- 
kunde erwachsenen Schaden in einer {gemeinschaftlichen Klage Ersatz zu 
verlangen. Das Gericht ist befugt, diesen Schaden nach den vorliegenden 
Beweisen an arhitriren. 

Parle, 18. Angmt 18ea (Bej) («r. 1861. I. 661) 

5^ Arzt; Verautwortlichkeit wegen des durch seine ärztliche 
Behandlung entstaudencn Schadens. 

Xacli der allgemeinen Vurschrift der Art. 1382 und 1383 B. ü. B. ist 
auch der Arzt für den Schaden, welchen er in seiner Praxis durch sein 
Handebi, sowie dui'ch seine Nachlässigkeit oder Unvorsichtigkeit verursachte, 
verantwortlich. 

^ Venn daber das Geriebl, obne rieb in eine Prafunft der fintlH^en Tbeorien und 
Methoden riniubeeen, anf den Omnd dee Ton andern Aerxlen abgegebenen Gntaehtens 

Uli! der vor ihm geführten Beweise erkernt, dass nach den ancb fiir Acr/.tc q;nlti?eii Vor- 
schriflen der gesunden Vernunft und Vorsicht, die Behandlung des Patienten den Vor- 
schriften der Kunst und W issenschaft zusvider gewesen und auf diese Weise der Schaden 
entelanden tri, eo TemrUieia Ee mit BMdil den Ant tur Entsehldignng wegen dieeee 
Sehadens. 

V.9. hatte in concreto efn junger Mensch seinen Vorderarm gebrochen : ein \nt wurde 
unmittelbar herbeigerufen, richtete den Arm wieder ein und legte sofort den Vorschriften 
der KoiBl snwider einen in ftsten Teriwiid an, den er gegen dw Betb eines aaten 
Anlee drei Tags lang anliegen Hees, obglrieb rieh alsbald die Zeieben eines in Folge des 
zu festen Verbandes sich bildenden Krebses erkennen liessen; nach Abnahme des Ver- 
ban<les Hessen sich diede Zeichen gar nicht mehr verkennen; deniohngcaclitet wurden von 
dem Arzte keiue iVlitlel zur Hebung dieses Uebels angewendet, was zur Folge hatte, daae 
nadi etwa vier Monaten die ganss redits Hand des Pstienten, vom Krebe sereiOrt, abOri. 

Paris, Jnli 1861 (Bej.) (J. d. P. 1863. 8. 196) 
Cfr. Gilbert m Art. 1382 B. G. B. Nr. 108. 

6) Bannnternehmer; Schadensersatz wegen Ansftthrung 
eines fehlerhaften Bauplans. 
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Hat der Staat dem Uebernehmer einer öffentlichen Arbeit aufgegeben, 
nach einem fehlerhaHten Plane die Arbeit auszufahren und die zur Abwen- 

dunj; des Schadens nothwendigen Maassrep;eln unterlassen , so ist er ver- 
pflichtet , den dem Unternehmer durch den Untergang des uafib dem Plan 
ausgeführten Werks entstandenen Schaden zu ersetzen. 

(S. XU Art. 1789 B. G. B. das Nahen-.) 
BrOssel, 19. Febionr 1864. (Rej) (Paaicr. 1864 1. 179.) 

7) Dampfschifffahrts-Gesellschaft; Haftbarkeit der Gesell- 
schaft und ihres öttiuermauus; Zusammenstoss von 
Schiffen. 

\ni 8. Novcnihor 1860 fuhr tJer KlSeor mit seinem fchlff». ,,(lt'r Unternehmer von 
Deuten'*, vou .Maiuihciiu rheinabwäris. geschleppt von einem Dampfer der uiederl&odiscben 
DampfsebilbrlMderei so UottenUiu. Dnich «In Varidien des Sie« er mannt B. ttlMa m 
milerweg* nül ehiBm BemorqiMiir naunnien nnd wurde dieilv^ft urtrOmmert. 

Die niederländische Dampfschilk*Bhederei ond der Steuermann sind filr 

schadensersatzpflichtig zu erklären. 

Der Einwaml . ilass H. Jurcli den damals Heuenden Sclmec binsichtlicb seiner Merk- 
leiehea get&uscbt wurden sei und nur in Folge dieses Naturzufails das richtige Fahrwasser 
'varfriilft Inbe, Terdieot keine Beechtang, da ihn dieeer Umatend nnr «n na eo grOeserer 
Toreidil Mite anlfonlem eoDenf «ortn er ee aber, nach dem Qolaelilen SadiTerstfndlger, 

durchaus fehlen Hess; deshalb unterliegt seine ICntschSdigungspflicht nach Art. 1383 B. G. B. 
keinem Zweifel; die beklagte Gfsellsrhaft haftet aber dafilr mit demselben, weil sie ihn 
als ihren Steuermann angestellt und er gerade in dieser Eigenschaft den Schaden ver- 
oraaebt bat (Art. 1384 ib.) 

Mannheim, 9. Februar 1863. (Annal. 1863. S. IM.) 

8) Ehemann; Ersatzpflicht des in Gütertrennung lebenden 
Ehemannes für durch ihn verschleuderte Kapitalien 
seiner Fran. 

Hat der, unter Stipulation der Gütertrennung; ( Art. 1538 B. G. B.) 
verheirathetc Ehemann , durch Missbrauch .seines ehemännlichen Ansehens, 
dnrdi moraHsdien Zwang, seine Ehefrau dahin gebracht, dass sie zum per- 
sönlichen Gebrauch des If annes einen Thdl ihres KapitalvennOgens ve^ 
schleuderte, so kann das Gericht, als Ausnahme von der gewöhnlichen 
Regel, den Ehemann gemflss Art 1382 ib. wegen dieser Verschleaderong 
sn einer Sehadensersatzsonune nebst Zmsen ▼enirtheilen. 

Parle, 13. August 1863. (Bej.) (Sir. 1863. I. 473.) 

9) Ehemann; Ersatzpflicbt wegen pflichtwidriger Unter* 
Ussnng der Ersetzung eines Dotal-Immöbels. 

IM der Ehemann eelner Verpfllebtnng, ftir die Ersetzung (rempl ul) der Terfinasertsn 
notal-Immobilien Sorge zu (ra^, nicht nachgekommen, so kann er anf Grund der Inter- 
pretation des diese Verpflichtun? aussprechenden Ehevertraas nicht blo« 7.11m Ersali de 
nicht wieder angelegten Kaufpreises, sondern weiter zur Zahlung der Summe, um welche 
die Immobilien, wenn solche zur Ersetzung der Dotal-Grundstücko angeschafft worden 
wiren, im Laufe der Zeit mehr wertb geworden sein «rOrden, verurtheilt werden. 

Gemäss Art 1142 und 1383 B. G. B. ist der Ehemann audi für diesen 
seiner Ehefrau entgdienden Gewinn zum Schadensersatz verbunden. 
Paris, 27. Vai 1861. (Bej.) (Sir. 1861. L 199.) 
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10) Eisenbabii-GeselUchaft (Staatsbahn); Haftbarkeit fttr 
einen durch das Attssprttbett von Funken entstandenen 
Waldbrand. 

Der Qrossh. Fiscus ist nun Schadensersatz Terpiiichtet, wenn der 

Brand eines in der Nähe der Staatsciseubahn gelegenen Gemeindewaldes 
durch den vorbelÜEihrenden Schnellzug in der Art veranlasst worden ist, 
dass Funken der Locomotive in das ausgedörrte Gras zwischen dem Walde 
und dem Bahndamm gefallen sind , dieses in Brand gesteckt haben und das 
so entstandene Feuer sich schnell weiter verbreitet und dem Walde mit- 
getheilt hat. 

Der Anspruch der Klägerin findet in den Art. 1382 und B G. Ii. seine recht- 
Helle Begrttndimg nnd kun weder dunil beslrbten werden, dese der Beklaj(te doreh das 
Befahren der Dahn nur von eincni ihm zustehenden Kechto Gehrauch gemacht hat , noch 
damit, dass die Klägerin ausser Stande ist, zu helianpten, dass ilic Loconiotivo fi'lili'i liaft 
eiogericbtet gewesen sei. Durch das Befahren der Bahn mit einer Locomotive, welche 
FnnkeB aaf daa Naehbaripit wirft, oder doreh die Siifkang eüMa Brandes ndttelat eelclier 
Funken, welcher von dem Bahndamm anf das Naebtiargol sieh fortpflanzt, Terfdgl der 
Beklagte nicht nur über sein Kiizciithnin , «oniloni ^rreift aurh in dasjenige des Nachbars 
ein und verletzt damit dessen Koclitc, uii l wenn auch die gebrauchte Loroinotivc in tech- 
nischer Beziehung eioe durchaus fehlerlose ist, so bleibt doch immerhin der Gebrauch 
einer, frsmdea Eigentbum beeehfdif enden , Mascfaiue eine sar Entsdiidigung verpfiidilende 
Handlang nnd es kann, wenn die Gefahr solcher Bcschfidigung beim Eisenljahnbetriebe 
nicht tu vermciifcn wäre, aus dorn diesen Betrieb crlu?isrhcn len üfTontlichpii Interesse eine 
Befreiung von der Entsch&digungspflicbt am so weniger abgeleitet werden, als ja auch Der- 
jenige Enisehädigung erhält, weleher ssId Efgenttiiini lon Bau der Eiseabolui abtrslea moss 

Mannheim, 2a Dechr. 1869. (Zentn. Hagas. Bd. T. S. 1«; AnnaL 186a 8. m) 

11) Eise&bahn-GeBellschaft; Ersatz far den dnrch deren An- 
legung einem Hanseigenthflmer entstandenen Schaden; 
Entliehung der Kundschaft 

Die Thatsacbe, dass eine Eisenbahn-Gesellschaft, nun Zwecke der An- 
legung der Bahn, die Chaussee in der Art verlegte, dass sie, während sie 
frflher dicht an einem Hanse Torflherzog, nunmehr 200 Fuss davon entfernt 

hinzieht , an jenem Hause aber nur noch dn gewöhnlicher Weg vorbeiführt, 
berechtigt den Eigenthümer dieses Hauses , welcher darin eine Wirthschaft 
führt und durch die Verlegung der Chaussee die Kundschaft der Fuhrleute, 
die früher an seinem Hause anziihalton und bei ihm einzukeln-eii pflegten, 
verlor, nicht zu einer Klage j^e^en die Eisenbahn-Gesellschaft auf Ersatz des 
durch Entziehen der Kundschaft entstandenen Schadens. 

Die Geselischaft hat keinen KingrilT in das Eigcnihuui des Rligers gemaclit, das- 
selbe weder einer SerTitntherechtigang beranlil, noeh ihm ehien Sdiaden zugewendet; ffia 
Bektofle hal sieb in den Grenzen ihrer Berechtigung cehalten; es Icönaen also ge^en sie 
die Art 1382 und 138.'J B. G. B. iiidit nii(?i^riifen werden, da dieaellien überhaupt nur 
bei Delictcn oder Qunsi-Dclicten Anwendung finden. Allerdings ist nicht zu bezweifeln, 
dass Derjenige, welcher an eine OiTentlieho Strasse baut, indem er auf das foiiwShrende 
Bestehen diessr Strasse vertrant, das Betdit erwirbt, die sor Integrität sdnss Osbindea 
niSthigen BeqnenillchlieitSn , sofern sie mit der Strasse in dirocter Beziehung stehen , wie 
S. B. die Fensler und Ausgänge, fortwährend zu orhaUen; allein diopes Recht ergireckt 
sich nicht auf die iodirecten und accessorischeo Vortbeile, die nicht eiuu uiunittell^aro und 
nottiwaidigs Folge des Bsstehens des (Hbntlidien Weges sind, nnd andi abgesehen hier- 
von doreh sonstige Umslinde sich verSndern und rerliercn können, wie x. B. dies der 
Fall mit der Kumlsrhaft eines an der I^ndstrasse gelegenen Wirthshaoses ist. 

Brüssel, 1. Deceniber im (Bej.) (Paaier. 186a I. 67.) 
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12) Eisenbahn-Gesellschaft; Verantwortlichkeit wegen des 
durch mangelhafte Construction der Eisenbahn Ter- 
ursachten Schadens. 

Der Umstand, dass an dem Eisenbahn-Uebergang, an welchem das 

Pferd des Klägers venmglflcktc , eine Uebergangsschiene gegen die Begefai 
der Eisenbahn-Baukunst, zwei Linien über ihre Unterlage heraus und in 
die J^purweite hineinragte , und dass die fehlerhafte Einrichtung jenen Unfall 
herboiführte , iudora das Pferd des Klägers mit dem Griffe seines linken 
Vorderfasses au jenem hervorstehenden Schienentheile hängeü blieb und 
dadurch den Beinbruch erlitt, reicht zur Begründung einer Entschädigungs- 
klage gegen die Gesellscliaft hin. 

Auch nur bei einiger AufiucrksamkeU und Ueberlegung konnte und uiusste voraus- 
gMeh«a werden, ian elae eolche Vorrichtung aof einem Oebergang, der nicht nur 
Meniehen, eondeni auch Thiercn , inshesonlere beschlagenen Pferden, zum Wege 
dienen soll, wenigstens Letztere sehr leicht zu SchaiJen bri?iCTen kann und deshalb die An- 
bringung einer solchen Vorrichtung auf einem Eiseabahn-Ucbeigang oder die Ueberlassong 
einee lo eonttmirten Uebergaugs zum «llgenicinen Oebnudi ab eine NachUeelgkeit nnd 
DayereMndIghelt era«^eint, welche naeh Ari 1383 B. 6. B. eine Entaehidigimgspflieht 
bcgrOndet. 

Mannheim, 11. Januar ISöO. (Oberhofg. Jahrb. 184S/49. S. 279; Anoal. 1851. S. 3) 

13) Gemeinde; Verantwortlichkeit derselben für die durch 
eine zasammengerottete Menge verabten Beschädigungen.*) 

Die Gemeinden in Rheinhessen , namentlich auch die Stadt und Bundes^ 
festung Mainz , sind auch dennalen noch für die Gewaltthätigkeiten verant> 
wörtlich, welche von zusammengerotteten Individuen auf ihrem Gebiete 
gegen Personen und Sachen verübt wurden. 

Die Gemeinde kann von dieser Verantwortlichkeit nur dann losgegeben 
werden, wenn sie den Beweis fiiiirt. dass nur solclie Individuen, die der 
Gemeinde angehören, sich zusammengerottet haben , und dass sie alles, was 
in ihrer Macht stand, getlian hat, um die Excesse zu verhüten. 

(S. da> Vibere m Art. l->3, tHr. I. des Geeetzei vom 10. Vend. IV.) 
Darmstedt, 13. Mai 186a (Gau.) Lothary g. Stadt Maias. ( Archiv von Glaab- 
rech md Dernbnrg, Bd. IJ^. 53.) 

U) Gerichtsschreiber; Verantwortlichkeit fflr die Gflltig- 
keit der von ihm ausgefertigten Ordreanweisung. 

Wenn em in einem Rangordnongs-Verfahren liquidurter, aber nicht 
ntOiter angewiesener Gläubiger, im Glanben, dass die ihm vorgehenden 
ntUiter angewiesenen Forderungen nicht mehr beständen, unter Assistens 
eines Anwaltes, auf sane G^dur nnd Soeten em Anweisungs-Borderean 

verlangt und wirklich ausgefertigt erhält, so kann derselbe den Greffier, 
welciier ihm das Bordereau ausstellte , nicht wegen der Kosten und Nach« 
theile, welche ihm, Gläubiger, durch die auf diese Anweisung hin einge- 
leiteten Verfolgungen entstanden sind , verantwortlich inadien. 
Paris, 24. Juni im. (Uej) (Sir. 1S63. I. 322.) 

*) In tfeeer Biebtaag besieht in Baden ehi besenderes Oeaeli vom 1. April 1648, 

Regierungsblatt Nr. 31, resp. 13. Februar 1851 Nr. 14. Entscheidungen Aber Auslegung 
und Anwendung dieses Gesetzes siehe Oberhufg. Jahrb. 1849/50. S. 261, und 1851. S. 372; 
Annal. 1851. S. 217 , 1852. S. 24, 1854. S. 75, 292. 
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16) GeriehtsTollzieher; YerantworUichkeit wegen angal- 

tigen Protestes. 

Der OerichtsYdlzieher, welchem dne Nichtigkeit bei Aufiiahme eines 
Protestactes zur Last fiUIt, ist, wenngleich durch den Protest audi die 
Bechte aller Vormftnner gewahrt werden sollen, doch nicht als Mandatar 

dieser Vorinänner, sondern lediglich als jener des den Protestact requi- 
rirenden Inhabeis anzusehen; der Indossant, welcher trotz dieser Nichtig- 
keit an den Inhaber oder Ehrenintervenienten freiwillig bezahlte und auf 
diese Art stillschweigend auf dcFi Einwand der Nichtigkeit verzichtete, hat 
daher keinen Anspruch auf Schadensersatz gegen den Gerichtsvollzieher, 
wenn er auch wegen der Ungültigkeit des Protestes seinen iiegress au den 
Aussteller des Wechsels zu nehmen ausser Stand ist. 

Er Tertetzte sich durch seine eigene Handlungsweise iu die Lage, weder an den Au»-> 
flietler, loob an die YonDSimer tidi vcnden ta koaaen , hat also im ihm ntcb dieser 
Sadil^ entstehenden Schaden nicht sowohl dem Urbeber des uagOltigeQ Protestes, als 
vielmehr seinem eignen Verschulden beizumessen. 

Berlin, 27. Januar 1857. ( KoJ ) Hanau g. Meissen. (K. A. 52. II. 67.) 

16) Hand el'sfrau ; Schadensersatz derselben wegen Nicht- 
publication ihres das Dotalsystem festsetzenden Ehe* 

Vertrags. 

Dor ilen Hrtinlel lictreibomien Khefrau , welche sicli uiiUt dem rf^trimr^ tlota! verliei- 
ratbete, aber die durch die Art. 67 Ii'. H. Q. B. vorgeschriL'bene Publication ihres Ehe- 
▼ertrage unterliess, fällt wegen Zuwiderhandlung gogea diese im ülTentlicbcn Interesse cr> 
lassme ßmiliehe Gesetusverfbgoag ein Qnasideliet aar Last. 

Sie haftet demgemftss selbst mit ihrem Dotal?ennögen ftlr die Folgen 
dieser Zuwiderhandlung dem Dritten gegenflber, welchem hieraus ein Nach- 

theil erwachsen ist. (Art. 1382, 1383 und 1554 B. O. B.) 

Paris, 24. Derember 1860. (Roj.) (Sir. 61. I. 983) 
Cfr. Gilbert zu Art. 1554 B. G. B Nr. Huf. 

17) Hypotheken-Verwahrer; Verantwortlichkeit wegen der 
Kosten eines nichtigen Zwangsveräusserungs-Verfahrens. 

Wurde ein Zwangsveräusserungs-Verfahren um desswillen vernichtet, 
weil die nämlichen Grundstücke bereits in einem frtther transcribirten 

Zwangsveräusserungs- Verfahren begriffen und zugeschlagen worden waren, 
so hat der Hypotheken-Verwahrer, welcher — fstatt gemäss Art. 079 B. P. O. 
die Transcription der zweiten Pfändung zu verweigern — dieselbe vornahm 
und so veranlasste, dass die Grundstücke zum zweitenmal versteigert wur- 
den, dem verfolgenden Gläubiger, sofern diesem nicht ebenfalls ein Ver- 
sehen zu Last fällt, für die Kosten des vernichteten Verfahrens Ersatz zu 
leisten. 

(8. das Nihcre tu Art. 1638 mA 2196 B. 6. B.) 
Dar ms ladt, 31. Januar 1840. (Gass.) Fisens g. Senns n. Bdeharl 

18) Hypotheken-Verwahrer; Verantwortlichkeit wegen unge- 
setzlicher Löschung einer Hypothekar-Einschreibung. 

' Hat der Hypotheken- Verwahrer, in Folge der Emwilligung emer Botal- 
Ehefran, im Jahr 1855 dne Ton Derselben im Jahr 1850 genommene Hypo- 
thdcar-Emschreibung gelöscht, obgleich sie wegen der ünTerSnsserliddceit 
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der Dos zur Einirilllgiiiig in die Löschung gar nidit befngt war , so kann 
dennoch das Gericht den Hypothekoi -Verwahrer wegen des durch die 
Löschung filr die Ehefrau entstandenen Schadens nicht verantwortlich er- 
klären, wenn £s in facto erkennt, dass der Verwahrer hierbei nicht leicht- 
sinnig verfahren, sondern unter den vorlief^endeii Umstünden habe glauben 
können, dass die Ehefiau bi fu^t gewesen sei, unter Concurrenz .ihres Man- 
nes die Löschung zu bewiiiigen. 

Paria, 13. April 1863. (Uej.) (Sir. 1863. I. 297.) 
Cfr. OUb«rt xn Art. 2197 B. 0. B. Nr. « o. f. 

19) Kosten der liegistrirung eiiu's Actes, veranlasst durch 
eine ungerechtfertigte Contestation, 

Wurde durch eine ungerechtfertigte Contestation die Production und 
Registririing eines Privatacts nothwendig, die sonst hätte unterbleiben kön- 
nen , so hat der Cootestirende die Kosten der Registrirung als Schadens- 
ersatz zu bezahlen. 

Paris, 16. Angiut 1860. (Bej.) (Sir. 1860. I. 16) 

Paris, a Mira 1863. (Casa) (Sir. 1863. 1. 228.) 

20) Nachbar; Beschädigung desselben durch ohne Noth und 
mit Schonnngslosigkeit Torgenommene Veränderungen. 

S. zu Art 544 B. 0. B. Nr. 2 ob«n Unheil (Darmstadi) Tom 24. März 1862. 

il) Nachbar; Schadensersatzklage wegen der von dem Nach- 
bar auf seinem Gebiete vorgenommenen Abgrabung. 

S. zu Art. 544 B. G. B. ürlbeil (Berlin) vom 10. Februar 1845. 

22) Nachbar; Schadenscrsatzklagc wegen Einrichtung eines 

Bordells im Nachbarhause. 
S. an Art. ÖU B. Q. B. Urtbeile (Paria) rom i, Oecbr. 1860 u. 21. Angoai 1861. 

23) Kachdrucken eines Telegramms; illoyale Concurrens. 

. 8. n Art 6U B. B. Nr. 11 Urttaell (Pteii) vom 8. Aagnst 1861. 

24) Notar; Schadensersatz wegen Nichteinhaltung der 

Residenz. 

Verfügt sich ein Notar, welchem von der Regierung eine bestimmte 
Residenz angewiesen wurde, iu periodischen Zwisdienrlomen, ohne voraus* 
gegangenes besonderes Ersuchen, an emen andern Ort, welcher emem 
andern Notar zur Residenz angewiesen worden ist, um daselbst in einem 
bestinunten Locale dienten , die Notariatsurknnden aufiranehmen haben, zu 
erwarten und zu bedienen, so kann derselbe zum Vortheil des hier residirendcn 
Notars zum Ersatz des diesem durch die Zuwiderhandlung g^en den Art. 4 
des Gesetzes vom 4. Ventose XI entstandenen Schadens verurtheilt werden. 

Nach diejcin 4, sowie nach dem SUiatsrathssulacbleii vom 7. Kniet. XII wirl dem 
Notar Dicht bloa im öflentlichen Interesse, uui dcu Cliente» ein Milte), ihr Amt in Aa- 
sprueb nelunen au kflnaen und die Erlnltaiig ihrer UradiriBen Vä dcheni, aiiM baatiaunli 
BMidena angewiaieii, aondem auch in die «a einen «ndera Orte reaidirendaw Notare gegea 
eine unbegrcnite Concurrenz zu schützen. 

Paris, 8. März 1864. (Rej.) (Sir. 1864. I. 159.) 

Paria, 22. AuKust 1860. (Bej.) (Sir. 1860. I. 933.) 

Ott. Gilbert ta Art • des Geeelus m «k Vent. XIlTr. 7 a. C 
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25) Notar; Yorantwortlielikeit wegen üntauglichkeit der 

TestamentsseageiL 

Der Notar ist nur dann für den Sdiaden, wddier aus der wegen Un> 
taugUchkeit der Zeugen ausgesprochenen Venüchtnng eines von ihm anl|se- 

nommenen Testamentes entspringt, verantwortlich, wenn ihm gegenaber 
der Beweis gefohrt wird , dass er seine Verpflichtung zur Prüfung der Habi- 
lität der Zeugen vernachlässigt habe; es muss seine Culpa bewiesen werden 

und ihm ist nur der Gegenbeweis nachzulassen. 

iJie NoUrien nehmen, als die vom Stiiate mit der Verwaltung der freiwilligen Gerichts- 
barkeit bttrauteii Beamten, in dieser Kigenscbaft ihre Urkunden auf; ihr Verhältiiifti zu 
Im Pvltieii und den BedwOigten ist lediglich trau dietem Oetiehlipaakle «nd nieta» OMh 
dem Maassstalie einer vertragsmässigeii Verpflichtung zu bcurtheilen. VkTai daher 
die VeranlworHiphkcit dttr Notarien U\r die forinolle Gtlltiekoit der Urkunden und ihre Ver- 
pÜichtnog zum Schadeoaerutze im Falle deren Ungültigkeit betrifft, so kaim «eder von 
dw OrwidiiiMB bei VerMgen Iber Handtaagen (Art 1142 and 1148 B. 0. B.) ausge- 
gangen , noeb der Notar hu BetrelT jener Urkunden dem Sehnldner riner Speeiea gleieb» 
gestellt werden, welcher fdr den Schaden an der Sache haften inus?, wenn er nicht be- 
weist!, dass er ohne sein Verschulden entstanden ist. Vielmehr können , da der Grund 
ihrer Veraaiwortlicbkeit nur in ihren Amtspflichten zu linden ist, SchadonsersaU-Klageii 
«■r dieieni FnndanMnte nur dureb den Beweis des Versdraldens des N6lnrs md dse nr» 
aaebtteben Zusammenhangs dieses Verschuldens mit der Beschädigung hegrflndet werden. 

Allerdings hat der Notar, in Beziehung auf die formcIlG Gültigkeit der Urkunde amt- 
liche DUigenz zu prästiren und diese namentlich auch bei der PrQfuug der Habilit&t der 
BMknmenlsieafeo anrawenden; jodocb bam bei der üogfllligkeic eines Tesbunsnls wegsn 
▼erwandlaebaft dea Teaiirers mit einem der InsImmenlsiSBgen nidit ohne weiters davon 
ausgegangen werden, tiass die Untauglichkeit des Zeugen durch eine Versfinmniss der Amts- 
pflicht des Notars nicht vor Aulnaluiie des Actes an den Tag gekommen sei; vielmehr bat, 
ausser deu Fällen, in welchen die Coustatirung in der Urkunde vorgeschrieben nnd die a 
Sebadensklags anf Onlerlaaaung dieser Constatirung gegrSiidet ist, der KUger, seibsl wann 
man den Notar mit einem Bevoilmüclitigten der Betbeiligton assimilircn und den Umfang 
seiner Verpflichtung nach Art. 1992 ib bemessen wollte, »üc ümsUinde, aus denen die 
Verabifiumung des Notars folgt und aus welchen der Schaden eutslandun ist, danuthim. 

Weder das Gesetx vom 36. Ventdse, aocb das B. 0. B.' «erpAiebtan den llolnr, die 
Vornahme der erwähnten PrOfong im Testamente n OMSlattrsn, «id stsllen ebenso wenig 
fnr den Fall der Nichtigkeit eines Testaments wegen Inhabilität der Zeogen die reahllielie 
Vermuthung auf, dass der Notar jene Prüfung unterlassen hal)e. 

Berlin, 25. Mai 1852. (Uej) Ismar g. Gänsen. (K. A. 4». IL 43.) 

Berlin, Janoar 1853. (BeJ.) Benderomeber g. lamar. (K. A. 48. 0. 46.) 
Cfr. Gilbert xn Art. 1383 B. 0. B. Nr. TM n. f. 

26) Notar; Verantwortlichkeit desselben fUr den bei Auf- 
nahme eines Verkaufs begangenen Fehler; Unvorsichtig- 
keit des Käufers. 

Beging der Notar, indem er bei Aufoahme des Verkaufe eines 0otal- 
bnmftbels die Bedingung des nach dem Ehevertrage nothwendigen Bemplois 

aufzunehmen unterliess, einen Fehler, den Käufer aber trifft der Vorwurf 
einer Unvorsichtigkeit, indem er unterliess, sich durch Einsicht des Ehe- 
vertrags selbst von jener Bedingung Kenntniss zu verschaffen, so ist der 
durch den Fehler des Notars und die Nachlässigkeit des Käufers erwachsene 
Schaden , nach einem billigen Anschlage des Gerichts , zwischen beiden zu 
theilen. 

Paris, 31. Man 1862. (Kej. cb. civ.) (Sir. 1863. I. 307.) 
0fr. Qilbart n Art. 1388 und 1383 Nr. 138 ■. f. 
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27) Notar; Haftbarkeit der Staatsöchieiber für Formfehler. 

Der Staatsschreiber ist als Fertiger eines Testamentes, welches wegen 
unterlassener Fihmlichkeit^n für nichtig erklArt wird, nicht unter allen Um- 
i»t&D(len zur Entschädigung verpflichtet 

Weuo nach Art. Ili83 B. 6. B. Jaderauum auch deu durcb seine Naebllsaigkeii oder 
ÜDveratäudjgkeit far einen Andereo eotoMuliimo Schaden emtBan ntut, to itl 4oeh dtnua 
siebt jeder Formrehler, in weldieui der Bfditn' einen Orood xur Niehtigerkllnnig eiuee 
Tcalunetttee erkennt, nothwendig ein solches Versehen, welches den Verfass(r JesseÜMMi 
toni Schadensersatz verantwortlich macht; rielniehr wird nach vernünftigem richterlichen 
Ermessen eine Entschuldigung einzutreten Itaben und Freisprechung erfolgen mOaeen in 
nlten Ptflea , wo die Jnriipmden fai der Anelegnngdee 6eee«Me eekwankt (in eeoer. tagen 
rerscliieiiene Urtbetle der vordem Instanzen vor), eine Beeehftnkmig, welche durch den 
Geist der Gesetigpbuni» und der Natur der Sache )ir<'hoton ist, weil bei der schroff»'n An- 
wendung des Grundsatzes , dass der Fertiger eines Testamentes schlechthin ersalzpftichUg 
•ei, sobald ein rechtskriftiges Urthcil den Act für nichtig erklire, jeder SlaatMchreiber 
bei niler SorglUt eolelien AneprOebeo Preto gegeben nnd dne Inatital der OfbnllldMn Bo- 
nrkondung selbst gefährdet wfire. 

Mannheim, 12. December 1843. (Oberho%. Jahrb. 184i. 8. 439.) 

28) Richter; Verantwortlichkeit wegen Irrthnms in seinen 

Erkenntnissen. 

Bei Feeleelrang des m aelnem Orlbeile n verwendenden Proteeeitompeli (|. 19 dee 

k. preuss. Steoipelgesetzee vom 7. Märx 1829) iel der FriedenerioMer verplieiilet, wie bei 
allen seinen Frkenninissen, nach dem Gesetze zu erkennen. 

Er kann aber für einen Irrthum in der Ansicht des Stempelgesetzes 
ebenso wenig, wie für einen andern Irrthum seiner Erkeontniüiie, persönlich 
verantwortlich und strafbar sein. 

Dieser allgemeine Grundsati jeder billigen Gesetzgebung und Gericht» verfassuug ist 
dttrdi Joiee Stempclgeseix niebt nnrgdiob«i. 

Berlin, 20. Deebr. 182& (Omb.) Fiecus g. Friedenericbier Hene. (K. A. la IL 24.) 

29) Schadensersatz; appreciabeler Schaden. 

Durch poii'^C'igtTichtlichcs Urthcil wurde A. schuldig erkannt, geringe GewaltllriUig» 
keiten gegen B. vcrUlil zu haben, und deshalb in eine Geldstrafe verurthcllt 

Die von B. gegen A. erhobene Klage auf Ersatz des ihm durch jene 
Gcwaltthätigkeiten verursachten Schadens kann von dem Gerichte um dess- 
wUlen abgewiesen werden, weil B. durch die Gewaltthitigkeiten keinen in 
0eld anzuschlagenden Schaden eilitten habe. 

IMeee Enladheidnng des CivilridMera verlebt weder den Art 138t B. 8. B , noch den 

Art 3 der P. P. 0. und unterliegt nicht der Kritik des Cassationebofee. 
Pnrie, ib. Jannar 1862. (Bei.) (J. d. P. 1862. S. 407.) 

90) Schadensersatz; compensatorische Zinsen fflr entzogenen 

Gewinn. 

S. m Ari IISS n. f. B. 6. B. 8. 421 Urthell (BerUn) vom 24 April 1856. 

31) Schadensersatz: eignes Verschulden des Beschädigten. 

Wenn Jemand durch sein Thun oder Unterlassen einen Dritten io 

Schaden versetzte, der Schadenleidcnde aber selbst durch seine eitriio Unvor- 
sichtigkeit den Erstercn zu der Tliätii^keit oder ünterlassun«^ , welche den 
bchaden veruisachte, veranla^ät hatte, so kann der Beschädigte deu Erste- 
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ren nicht auf FNchadensersaU verklagea. Damnum quod quis iua culpa sentit, 
sentire tion vUletur. 

(S. das Nähere lu Art. 193i ß. G. U.) 
DftrfDiladt, 13. Oolober 1856. (Cnss.) KroH g. Wende. (KmmerliDcr 1856 1.96.) 

32) Schadensersatzi Kosten der bicgelaiilegung und 

TIkmI Uli ji. 

Legte Jemand zur Sicherung und Kealisirung seiner angeblichen Erb- 
ansprüche auf einen Naclilass Sicfzel an und veranhisstu so die Inventarisi- 
rung, es stellt sich aber später heraus, dass ihm \iiw keine Krhschafts- 
an.sprüche zustanden, so i>t er \ve<:en der dureh die SieuelauleKuni^ und 
Inventarisirung entstandenen trustratoriüchcn Kosten zum Schadensersatz 
verpflichtet. (Art. 13b2 B. G. B.) 

Darmsfailt, 6. OctoWr 18^6. (Roj) Kngclmiinii g. Simon. 

33) Schadensersatz pru praoterito; 1< 1 uss])euutzuag; Fe.st- 

setzun^f durcli Urtheil. 
S. xtt Art. 644 und 645 B. G. B da» Urtheil (Berlin) vom 5. Juni 1849. 

34) Sehadensersatz; Zusprechung einer auf die Kinder der 
Civilklägerin reversibelen Kente. 

Der Strafricbter kann der Wittwe eines im Duell gebliebenen MauucK, 
auf ihre im Strafverfohren gegen den Tödter erhobene Gvilklage hin , als 

Schadensersatz eine nach ihr^ Ableben auf ihre geisteskranken zwd Söhne 
übergehende Leibrente zusprechen . obgleich die Mutter nur in ihrem persöib 
Uchen Namen auf Schadensersatz klagte. 

Indem die M'ittwe doi? GctdiltPlnn vollen Scli.ndeiisersat?. VtMl.ingte , trat sie nirht filr 
gidi aileiu, sotideni auch mit Hilcksicht aut° ihm Vcrpnichl'jiig zur .\liiueiitäiiuii jener zwei 
Kinder anr, eine Verplliehtang , welche meh Moral und Geieu niehl mit dem Tode der 
Müller eniigl, weil dae Erbrecht die Wirkungen zu Gunsten der Deseendenlea perpetutrl. 
I)ic Wiltvve konnte dahpr, nin den Sitafricliier in die Möslichkcil 7n ?<'t7i<ii , den Vi>r- 
ursachtcu Schaden uiil der lünUcliadigung in Kinklnng zu Illingen , deiusolhcn uhei lassen, 
entweder ihr ein auf einmal zu xahlendee Kapital, durdi welches sie Ihr gegenwärtiges 
YemOgen und ihre zuklDfUge Erbsehan um so viel vermehrt haben wQrde, tusobilligcn, 
oder den Verklagten 7.ur Zaliltni<! einer unf dio Kinder ahcrgchonden Leibrente rerurtheilen. 
Diese aleatorische Ke.aulironj» der KntscIiSdigiinir st.in'1 doni Gerichte hei der nllcjcmoinen 
Vorsclirift dos Art. 1382 B. G. B zu. Es ist hier von keiner .^uivendung zu einem ge- 
wiwen Werke (.-^ri 51 des Code pAnal) die Rede. Dureh sein Erkenntnies hat du Oe- 
rieht dem den pArlhleen ^eniiis«; Art 1121 und 1973 B. 6. H. «ustebenJen Kochte, bei den 
ftir ?i*h SL'Ihst ;(l ;?cschlo3?enoii Stipul.'ilionen /nsrleieh vertrauisniässisre Stipulationen zum 
Vorlheil Dritter zu Irellcn, die richterliche Sanctioa gegehcn ; diese Stipulatiunen kikaueu 
die Drittes wohl annehmen oder deren Annahm« versagen, allein die Gflltigkeii derselben 
hi^gt nntiehiiesslich von der demiiiehsligen Zustimmung der Dritten ab. 

Paris, Wl frVbmsr 1863. (UeJ. eli. erim.) (Sir. 1863. I. 321.) 

35) Schadenserftatz; Ab&nderangen in Baden. 

In Baden sind in den Art. 1382 s. — 1382 t, bi Verbindung mit den Oeietie vom 
6. Min 1846 (eingeftihrt dureh dss Geeela vom Februar 1851), Ober die privatrecbt- 

lichen Knigen der Vorhrirlun lies on 'Irre Hcs t immun gen •jetrolTen: über den Ilcgrifl" 
der unrechten Tiiat, das kLicht auf Hntächa<iii;iiug auch doa unvorsätzlich hcschiidigteu 
Personen, die Krsatzpflicht auch für unabsichtlich verursachten Sehaden, die Sanuatrer- 
Undlidikeil mthrerer Thäter, die an einem RrTolge xniaromenwlrkten , und dss Usmb der 
Entscfaldignngtpflieht 
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ErOrtenuig«D ood Entscheidungen Ober diese S&tze finden eich : Stabe] , OI>erhorg. 
Idirb. 1847/48. 8. 917; 1852/63. S. 196, 900; AmmIoi 1840/lia 8. 109, 294, 324, 342; 
18M. 8. 386; 1861 & 3. 

36) Schadensersatzklage; faute des Beklagten. 

S. tu Art. 1356 B. G. B. $. II. Nr. 2 Unheil ( Berlin) vom 3. December 18:^6. 

87) Schadensersatz-Forderung des Miethers wegen Störung 

im Besitz; Arbitrirung. 

Der Schaden , welcher einem Miether wegen Störung im ruhigen Besitze 
von dem Vermiether zu ersetzen ist, kann von dem Gerichte nach den ihm 
bekannten örtlichen und gewerblichen Verhältnissen arbitrirt werden. 

Darm Stadt, 7. October 1850. (Casa.) Loitzmaon g. Hell. 

38) Schadensersatz wegen Execution eines sp&ter zurflck- 
gezogenen Gontumacial-Urtheils. 

Wurde in Gemässheit eines zu Gunsten des A. ergangenen Conturaa- 
dal-Urtheils gegen B. eine Execution eingeleitet, dieses Urtheil aber dem- 
nächst , auf Opposition des B. . aufgehoben , so kann B. wegen der ihm 
durch jene Vollstreckung des Contumacial-Ürtheils entstandenen Nachtheüe 
gegen A. auf Schadensersatz klagen. 

A. war nur, unter seiner Gefabr und auf seine Kosten, befugt, jenes Contuiuacial« 
Urth^ in V^ibng *° Mtaeo. DI« GtUtif^eH d«r Verfolgung hing davon ab, 4ast jenea 
Ilrthail anivadar niotat mit OppoaHkHi angcfoctalan, adar dia Oppoaitian TerwoHen werdaa 
sollte. Wardp aber die Opposition angenoratiien , so ist A. dam B. fBr dan durah dan 
Vollzug diesem Letztern entstandenen Schaden verantwortlich. 

Paris, 3 Februar 1863. (Kci) (Sir. 1863. I. 70.) 

39) Schadensersatz wegen provisorischer Vollstreckung 
eines nachher vom Appellrichter reformirten Urtheils. 

Erwirkte L, gegen B. ein Urtheil , welches diesen verurtheilte und pro- 
visorisch vollzichbar ist, und es erfolgt auf die Berufung des B. ein die 
Klage des L. abweisendes reformirendes Erkenntniss , so ist B. berechtigt, 
von L., wenn derselbe nach eingelegtem Appell das erstinstanzliche Urtheil 
provisorisch in Vollzug gesetzt hat , den dem ß. durch diesen provisorischen 
Vollzug erwachsenen Schaden in Anspruch zu nehmen. 

Ii. kanata «war, in Oamtiahelt dea Urlhaila erster Inalan« , Irot« der alngol^eo Be- 
rofoog dasselbe auf laina Geßibr provtiairiaeli in Vollzug setzen ; jeiJonfalli war es aber 
eine ün vorsieht von seiner Seite, wenn er, ohne die Ktitacheiduiij? des AppellrirhJeis 
abzuwarten, den provisoriscben Vollzug vornabra; er hat daher, wenn in Folge der üe- 
mfong jene Vemrtbeilniig als ungegrOndet , dia Varfftlgung sooacb ala aoitalüiaft arkaant 
wirda, dan dveh dia proviaoriaeba Vollitreeltung arwaehaanen 8ahadaa dam B. «o araeiteo. 

Paria, 27. Apdl 1864. (Baj.) (Sir. 1864. I. 157.) 

40) SchadenBersatz wegen der durch die vexatorische Prosess- 

fflhrung dem Gegner verursachten Nachtheile. 

Hat eine Parthie durch böswillige Fahrung oder Fortführung eines 
Prozesses die Oegenparthie zu Ileisea und Auslagen genOthigt, wofür sie 
heben tarifinlssigen Ersatzanspruch zu machen hat, so kann sie verurtheilt 
werden, einen zu evaluhrenden Schadensersatzposten dem Gegner zu b<v 
zahlen. 

Paria, U. Movamber 1861. (Bej. cb eiv.) (Sir. 1863 I. 151.) 
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41) SehadensersatzkUge wegen anloyaler Goncnrrens. 

Nach dem rheinpreussischen Rechte ist Derjenige, welcher bei der 
Fabrikation gleidiartiger Waaren und bei deren Absatz flieh einer bereits 
am nimUchen Ort bestehenden Finna eines Dritten bedient, wegen dieses 
Eingrüb in die Rechte des Dritten Demselben zun Schadensersatz Terbnnden. 

Berlin, tt. S«pl«inber 1858. V. S«inl. Otrifbont, BiehifginritltM, B4. HL 8. 481.) 

42) Sehadensersatz wegen anloyaler Concarrenz. 

Hat ein Kanfinann nach seinem Ctebartsaete die Kamen »Leblanc de 
Ferriire«, aber während langen Jahren stets nor die Firma »de Ferritoe« 
gelBhrt, auf einmal aber, als ein Kaufimann, der nnr den Namen »Leblanc« 
hat und in einem oberen Stocke ein ihnliches Geschäft wie der Erstcre 
betreibt, in das Haus gezogen war, seine Firma in »Leblanc de Fernere« 
verwandelt, so kann das Gericht dieses als eine? dem Leblanc schadende 
Handlung einer unloyalen Concurrenz betrachten und dem Letztem deshalb 
eine Entschädiguug zusprechen. 

Diese facUsche Kiitscbciduag unterliegt nicbt der Kritik des Cassationsbofs , sofern 
Mi den Eraleran i. A. v«rbol«ii worden iil, ildi des Vuum »Leblue« ta bidieMa, 
•ondna nr bartgtteh Miner Hnndebgeeehine nnd lo lang er nnl »LebiHMc dne nindiehe 
Haus hewohne. 

Paris, 18. November 1862. ( Kej ) (J. d. P. 1863. S. 212) 

43) Schadensersatz-Klage; Verderben des Wassers in einem 
Bache; m ittelbar e Beschädigung; unvorherzusehender 

Schad cn. 

S. zu Art. 6U B. G. B. üitheil (Brüssel) vom 3. Mai 1861. 

ii) Schadensersatz wegen Vergehen; strafgerichtliche 

Voruntersuchung. 

Die Civilklageu des Grossherzogl. Fiscus gegen angebliche Theilnehmer 
an der Revolution von 1848 (gegen welche ein strafrechtliches Urtheil nicht 
erlassen war) aof Ersats des Schadens, den die Staatsicasse erlitten und in 
deren Begrflndong verschiedene hochverrttfaerische Handlungen angefüdirt 
worden, welche die Beklagten wahrend der Revolution vorgenommen haben 
sollten, ist wegen mangelnder Griminal-Yoruntersacfaung als unsuUssig ab- 
znweisen. 

Die Frago (ll»er die Entschidigungspflicht bildet einen mit dem Strafpunkt connexen 
Nebenpunkt io der üntersuchun^rssBcbe, Ober welchen iriit der Aburtbeilang des Verbre- 
ebens Tuiu Strafricbter selbst lu entscheiden ist, und es kann deshalb über die Eotechi- 
dlgangspffidil eine Klage vor dem Chrilrldiler erst dann erhoben werden, nenn der Straf- 
richter sein Drtheil gefällt und darin die EntschiAgnngiftage entweder aldleehweigend Oder 
ansdrUcklich vor den Civilrichler verwiesen hat 

l'm eine Entscbädiganxüforderung vor dem Civilrichter w begründen, muss nach 
Art 138t folg., in Verbindung mit Art 1151 B. G. B., ein wdeber Zneemnenbeng swiielien 
der nnreelilen Tlml nnd dem efngetretenen Beiladen nudigewleeen werden , dass dereellM 
sich ftls die nnmitlelbare nn' nntfltliche Folge der unrechten Tbat darstellt; dies könnte 
aber in den gegebenen Fällen nur dann angenommen werden, wenn die in Frage stehende 
unrechte Tbat als ein bestitnnites Verbrechen anerkannt wäre HierOber steht aber nicht 
dem Ohrilrfdiler, eendem nnr dem StntlUeliler die Bnleclwidnng m, ind ee kam datier 
die Eniacbsd guugsrorderung ohne ^ verhefgefmigenee fllnAiriheil oiciil ver dem OMI- 
riehler geltend gemacht werden. 

Mannheim.... (Oberbofg. Jahrb. 1849/601 S. 266.) 

Maaaheim, 1. AprU im. (AnnaL lfl8& & Iii) 

Maaalieim, 18S8. (AanaL 1U8. & 7ft.) 
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45) Schadeusersatz wegen einer durch Verkauf inficirter 
Kleider veranlassten Krankheit. 

Eine Entschadigungsklage , welche tdch darauf stOtzte, dass der Be- 
klagte , welcher mit einer ansteckenden Krankheit (Lustsenche) behaftet 
gewesen, die voo ihm getragenen Kleider, statt sie zu Ycmiditen, seiner 

Hausliält( 1 in gesdieiikt, welche dieselben dem Kläger verkauft liabe, wo- 
durch auch er angesteckt worden sei. ist als uubegrüiulct abzuweisen. 

In (Ii:r Leliei lassiiii^ ilcr .iliKolragencii Klt'iilcr .'m seine Ifansliälti'riii l in Ucziic; 
aul den Beklagten weder eiin^ Nnchliissinkeit iiocii I nvoi^iiciili^kcit, iiidoiii v'iio Veiiiicli- 
InofT der Ktoidor nur d«uii PAidit oder Klo/zlioitsj!! liut gewe»cn wire, wenn KUix«r die 
Oebeneogang gehabt luiite. dan ife so infldrt gewesen, dass sie die Anstedunig mit- 

tlioilon ki^tinlni , \«ns in rniirrrlo u;m wonisor anr.iin -'Innen Ist, aiS der Bekkgla W- 

Siroitet , tl.'iss er mit eiiur vtMiei isclicn KranKlicil behaftet ;iewescu sei. 
Mannlipiui, '2. Ajuil 18J3 ((»bcihyl«. Jaiiil». 1823. S. 6-1) 

4G) Schadensersat zkla;((' weisen durch Verläu iiid uii fj; en ver- 
hinderter Aucrkcnuuug eines unehelichen Kindeü. 
S. XU ArL 340 ü. U. B. Urtlioil (Pariü) vom 22. Juli 1861.' 

47) Schadensersatzklage wegen Wegfangens van Wild 

durch Fallen. 

S. xn Art. 564 U. 0. B. Uribeii (Paris) vom TL JuU 1861. 

41b) Scbadensiersatzklage wegen Zusage einer pbyäiäch 

unmöglichen Leistung. 

S. za Art. If 81 B. 6. B. Urth«il ( Berlin) toiu 14. Stiptombcr 1858. 

4'J) ÜUterniiet lier; KrNatzpflicht desselben we^en Brand- 
i:chadens; Ueweispfliclit des Unteriniethers. 

S. zu Art. IIÜO ü. G. B. S 434 Urtlieil ((lürlin) vom 14. üetober 1837. 

50) Vater; Schadeusersatx-Anspruch der Armenpflege an den 
Vater wegen Unterlassung der Verpflegung der Tochter. 

Der Vater, «elcher di-n VorsehriRen des Art. 903 B. 0. B. nldil naebbOmat, indem 

er, wie hier, seine ilcr Kntliindung nalie siehenile Titrliter in ihrer liOlfloflen I.agc in 
untcrstOtzen !<ir)i vm !'.'« )« und so i)ie!;e!l»e nml ileri n Kind in (ic fahr Setzt, läSSt sioh eine 
unerlaubte Handlung, rc-p. Untcrlassuu^ , /.u Silmldi-n koimi en. 

Weuu nun die botrefiende Gemeinde und ihre Ariuenpticge in die Noth- 
wendigkeit sidi versetzt sieht, das lUldeiien anderwärts nnterzuhringen und 
fQr seine Verpflegung zu sorgcu, wodurch dem Armenfond dorch die noth- 
wendigen Auslagen und Kosten ein Schaden zugeht , so ist die Armenpflege 
auf Grand der Art. 1882 und 1383 B. 6. B. befugt, den Ersatz desselben 
an den Vater in Ansprach zu nehmen. (S. zu Art 203 B. G. B.) 

MSnehan, 4. S«pt«aib«r 1844. (Oim. im Interesse d«a Qssslies.) 

51) Verwaltungsbeamter; Haftbarkeit desselben wegen 

Amtsbandlungen. 

Eine Schadensersatz- Klage . welche sich darauf stützte , dass der Be- 
klagte, als Bürgermeister, den Klüger dadurch beschädigt habe, dass er 
durch falsche Berichte einen amtlidien BescMuss zu erwirken gewusst habe, 
nach welchem das baufiOlige nnd fenergeAhrliche Hans des KUgen abge- 
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rissen werden sollte, wenn niebt in einer gewissen Frist den Fehlem abge- 
holfen werde, und dass er fiberdies den Abbmdi vor abgelaafener Frist 
habe volbrfeben lassen, ist abmwetaen. 

Eine solrho Klajjo findet nicht statt, bevor jene Amtshandluiif; «tarch di»' betreffondo 
Vernaltungsbolxirdo fiir ('in<- unrecbtin&asigo erklärt ist, indoiii nicht der Richter, sondorn 
iiar die Adiuiuistratioii bcurtheilen kr»Dne, ob za d«a Ainlshaiidluugen, wie dnr Beklagte 
•ie Toruhn, der Lage der VarbiÜloiiM iweh plliehlgeiiiSner AbIsm vorhandm gew«Mn war. 

HsBBhelm, 3. April 1815. (Oberko^. Jabrb. 18U/4& 8. 611.) 

52) Verwaltlfngsratb einer Commandit- Gesellschaft anf 
Actien; Verantwortliehkeit wegen Versftamung ihrer 
Anfsichtspflicbt 

W«M dna OomoMiidiMiMelUeliaA anf Adien in FallimeDl gwilb, so kgnnaD die 

Mitglieder des Verwaltangsrathcs , sollte ihnen auch kein Versr-hulden hinsichtlich der ihnen 
dnrch das Gesetz vom 17. Juli 1856 aufV'ologten Pflicht, fflr ilie Richtigkeit der Inventa- 
rien und der Verthciluag der Divideuden xu sorgen, zu Last fallt, doanctch in QemäMheil 
der allgejneineo Onindeälze dee Mandates (Art 1992 B. G. B.) oad Ober Schadenaersalt 
(Art lS8a ■. r. fb ) fSr die Verlmta Tetaolworltidi erkllrl weHen, «elehe dar Oeaell- 
WtSmSi durch ihre Verfehlung oder N.ichlä8si?koit Tür die Geielladiaft eolBlaiideB itad. 

Sie sind jedoch nicht für den Schadensersatz verantwortlich, wenn sie 

ihren Obliegenheiten i,'chörig nachgekomnuMi und die Verluste nur durch 
die persönliche Gestion des Gerantcn entstanden sind, sie aber dieselben 
nicht abzuwinden vermochten, weil sie durch geschickte Manöver des Ge- 
ranten getäuscht worden waren. 

Paris, 28. November 1860. (Rej.) (Sir. 1861. I. %:.) 

53) VVechselagent; Verantwortlichkeit desselben wegen 
Verkaufs von als gestohlen angezeigten Actien; Rück- 
griff an den Auftraggeber. 

Der Wechselagent, welcher am H>. Mai I.m.^8 auf der Börse gestohlene 
Actien auf Inliaber verkaufte, obgleich der wahre Eigeiithümcr schon am 
11. ejusdem bei dem Syndicate der Wechselagentcii den Diebstahl zur An- 
zeige gebracht und gegen deren Verkauf der Actien. unter Angabe der 
Nummern derselben, Opposition eingelegt hatte, ist wegen dieser seiner 
Handlung, durch welche der wahre Eigenthümer der Möglichkeit, jene 
Actien zurflckzuerbalten, beraubt wird, also wegen dner ihm persOnHch 
SU Last Menden Naehttssigkeit, dem Letateren gegenober als sdiadensersati- 
▼erbindlieh m erklSren. 

Er kann adiMn RflckgriflT nicht an Deiijenit^en nehmen , welcher ibn in gutem Olu« 
ben die Actien zum Verkaufen Qhcrgeben und den Kaufpreis erbalteo lul. 
Paris, 10. Juli 1860. (Rej.) (J. d. P. 1861. S. 49.) 

54} Wildschaden; Pächter einer Jagd; Hegen von Hasen 

und Kaninchen. 

Der Picfater der Jagd in einem Walde, welcher in demselben zum 
JagdvargnOgen Hasen unterhält und im Interesse der Jagd die Kaninchen 
sich vermehren iSsst, ist fClr den Schaden verantwortlich, welcher durch 
dieses Wild an den Fluren der Nachbarn angerichtet wird. 

Die Ersatzklage der Nachbarn findet in den Art. 1382 n. 1383 B. Q. B« ihre BegrQndung. 
Paris, 24. Juli 1860. (Bej.) (J. d. F. 1860. 8. 1103.) 
P^ria, 98. April 1888. (Bi|j.) (Str. 1881. L CU.) 
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ö5) Wildschaden; Kaninchen. 

I. Der Eigenthamer eines Waldes ist nicht für den Schaden verantwort- 
lich , welchen die darin nach ihrem natürlichen Instinct, ohne irgend eine 
Maassregel zu ihrer Erhaltung oder Vermehrung, angehäuften iLaninchen 

an den benachbarten Grundstücken angerichtet haben. 

II. Wohl aber tritt diese ^'erantwortlichkeit ein , wenn er seinen Wald 
und dessen Wildbestaud unter die Hut von Schützen gestellt und, obgleich 
durch die Nachbarn von dem schädlichen üeberhandnehuien der Kaninchen 
in Kenntniss gesetzt, keine Maassregeln zur Beseitigung der Kaninchen 
ergriffen hat. 

BL Einer besonderen Sommation an den EigenthOmer des Waldes be- 
darf es mr BegrOndung des Scbadensersata-Anspmchs der Nadibam nicht 
(Art 1882 nnd 1888 B. O. B.) 

Paris, 10. Juui lSf>3. (Rej.) (Sir. 1863. I 462) 

Ctr. Rej. '(Partt) rom 24. Jnli i9B0. (J. 4. P. 1860. S. 1103.) 

56) Wirkung des Strafnrtheils auf die Civilklage. 

8. in Ali 1861 B. 0. B. Vr. 137 ond oben 4te Urtbella des Mannbelmer Oberbofferiehli . 

Zu Art 1384 aL 1. 

1) Schadensersatz wegen unmöglich gewordener Confis- 
catiou von defraudirtcn Waaren. 

Wenn steuerbare Waaren ohne Declaration aus einem Entrepot tictif 
entkommen und eingeschwärzt worden sind, demnach die gesetzlich auszu- 
sprechende Confiscation dieser Waaren nicht bewerkstelligt werden kann, 
so ist Derjenige, unter dessen Verwahrung und Verschluss das Entrepot 
Steht, zu ▼ererUieileu , im Falle der NichtrepräsentatioD dieser Waaren 
deren Werth an den Fiscos sn befahlen. 

Meter Yerwabrer ist genies Art. 1384 B. G. B. Ibr die Wnren, welebe er unter 

seiner Obhot ImI, verantwortlich ; durch seine IfaehUUsiglieit und mit seinein Vm wissen 
sind die Waeren ans Ann Entrepöl pntkoinmen; er kfninte und mn<»stoi ileren Verfirinpnn^ 
Terhindem; wer dolose aufhört zu hesitien, muss als Besitzer verurtheilt werden (i. 131 
D. ie reg. jw.); d« wegen Mintr VoiMidilittigang dl« OonflMrtioii nMit bewerkilettigl 
«Wien kaui, m bil er «regen des hieraot dem Fiseit «nMebeiideB SekadeM fiisnli a 
leisten. 

Brflteel, 3 December im (Gass.) (Pasicr. 1860. I. 401.) 
Üfr. Gilbert n Art. 1384 B. G. B. Nr. 3. 

2) Verantwortlichkeit für Schaden durch fahrlässige 
Bewahrung von Sachen (Flossholz). 

Derjenige , welcher Flossholz am Ufer eines Flusses aafhäuft. hat , unter 
Verantwortlichkeit fdr Schadensersatz , die Vorsicht eines guten Hausvaters 
anzuwenden, um das Wep;schwemmen des Holzes im Falle einer gewöhn- 
lichen Ueberscliwemmung zu verhüten , namentlich bei solchen Flüssen , hei 
welchen die Ueberschwemmungen zu den gewöhuUcbea l^lrscheinuogen ge- 
hören. 

Die gewöhnlichen Ueberechwemiuungeii sind zu den voreussebberen Lreignissea so 
lililM, od d» der BaHatS^uMatr fenar ToraiKwobeo varuHg, diu da imnk ahia 
üebenNhwflannmg waggefShrie Bali den EigmMm drittar Pinaiiaa abiaa Sohadaa n- 
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fflgen kann, der durch die Gewalt des Wassers allein nicht entstehen wOrde, so begeht 
er durrh die Unlerlassung der nothigen Sorgfalt, um diesen Schaden abiuwenlen, eine 
UuTorsichtigkeit iui Gebrauch oder in Bewahrung seines Eigenthurns, welche ihn nach 
All 1383 vxA 1384 B. G. B. na 8flln««B«afwte Terpfliebtei 
Mannbein.... (Oberhofg. Jahrb. 1869/53. 8. 907.) 

Za Art. 1384 al. S. 

1) Vater; Civilverantwortlichkcit; Kosten des Straf- 
prozesses. 

Der Vater liat die Kosten des gegen seinen minderjUirigen Sohn ge- 
fffthrten Strafprozesses als bürgerlich verantwortlich zu tragen. 

Zurolffe Art. 74 des Code penal und .\rt. 1384 B. G B. ist dpr V.nfpr für die aus dir 
Handlung seines minderjährigen Sohnes entstehenden civilrcchtlichen Folgen verantwortlich. 
Darmstadt, 13. Januar 1840. (Gass.) Polizeisache g. B. Knohloph. 
0fr. eUbflfft in Art 1384 B. 0. B. Vr. 1 «a8 % 

2) Vater; bflrgerlichc Verantwortlichkeit filr den minder- 

jährigen Sohn; Kosten des Strafprozesses. 

Nach der Bestinniniig des Art. 1384 dai B. 0. B. ist der Yalar Air den durch den 
rainderjÄhrigen Sohn verursachten Schaden verantwortlich; din Kosten, woiu der im Straf- 
verfahren zu einer Strafe Verurtheiltc mit einem Andern vcrurtheilt wird, stellen den 
Ersatx nnd die Deckung der durch das Delict oder die Uebertretung veranlasston Yoriagan 
iHid VerwendwigeD dar ool iragan ala aoteba dla Natur ahiaa Schadena. 

Deshalb muss hi GenOtesheit des Art 1384 dt. der hhisichtUch dner 
Uebertretung sekea minderjAhrigen Sohnes (es handelte sich in concreto von 
einem Jagdfrevel) raitvorgeladene Vater, bei Verurtheilong d^ Sohnes, soli- 
darisch mit Diesem in die Kosten verurtheilt werden. 

Berlin, 15. Juli 1S58. (Cass.) U. S. gegen Schmitt. (K A. 51. II. A 9.) 
Cfr. QUbert zu Art. 1384 B. G. B. Nr. 5 

3) Verantwortlichkeit des Vaters fflr den minderjAhrigen 

Sohn; VernachUssigung der hiuslichen Zucht 

Bfai i4jäbriger Kaalia hatta «Sbraai iar Abwaianbdl adaaa Yalara in der Woba- 
staba ntt aiaar gahidanan Flitila , nagaaehlat dar Waimng anwesaader Personen , gespielt. 
ni> Flinte entlud sich und verwundete alo auwaiaiidM RItaluädchan aahr gafUirlieh aad 

mit bleibenden naclithcili;zcn Folgen. 

Der Vater ist auf desfallsige Klage zur Zahluiij; einer Entschädigung 
zu vcrurtheilen ; sein Einwand, dass er an jenem Tage gar nicht zu Hause 
gewesen sei, also die That nicht habe verhindern können, und dass er 
aberhaupt Ton dem BesitKe der Flinte, weldier ihm von seinem älteren 
Sohne verheinilicht worden sei, keine Kenutnln gehabt habe, verdient keine 
ROcksidit 

Dar Umstand, dass, ungaaidilat eine Anxahl Peraonen, darunter der Schwiegersoho 

und der Knecht des ßcklatiten, von dem Besitze der Flinte KeniHni'is liaften , der Sohn 
doch im Stande gewesen ist, diesen Besitz vor dem Vater sa verheimlichen, Ussl auf 
Lässigkeit in der h&uslichen Zaoht und Ordnung schliesseu. 
llaonbaim.... (ObariM%. Jahrb. 1853/53. 8. 206.) 
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Zn Art. 1884 al. 3. 

1) Civilverantwortlicbkcit des Dienstherrn für den Dienst- 
boten; unterlassene Ueberwachung, 

Hat der Dienstbote in dem Gebiete des DienstheiTn sich eints rolizoi- 
yergehens (einer tapage uoctume) schuldig gemacht , »u ist der Letztere 
hierfür civilverantwortlich. 

Der Dienstbote steht im Hause seines Uerrii iuiuier uiiu;r der Autorität des Letitereii, 
nA OMMt te aagNehen werdm, «la ob «r in im FkinclioiMD, n «elHirn er angeiKmunen 
wm4e, gehandelt habe. 

Der Herr hat den Dieostboten zu überwachen und ist daln-r TOr dun aiH dessen Hand- 
lungen eniatebenden Scitadeo Teraolworiltch, wenn er solche oicbl verbiudert bat (Art. 
1384 B. e. B.) , selbM «cui «r iieMibm verbotM hui», ni «• nicht in nnintr Mnclil 
baita , die Ausrobrang l«r Handfangw n vnrIiindMB. 

Parli, 3a AngMl tsed (Cms.) (Sir. 1880. L 1015) 

2) Item; Vergiftung durch FahrUssigkeit 

Bne Dliiitlniagd bnttn bti «hiMi «nm Oitnittimi vnramlnltolan GniUnnldn von Uli- 
leroM dm Anftrag «luttim, «ine FlaadM, irorin sieh ndl Gift mnbebMr Woin bobnd, 

was aber der Herr selbst nicht n'usslc , weizutraKen , weil der darin befindliche Wwn no- 
trinkbar sei; stall dessen schenkte aber die l)ienstiiia;!d einotu der GAste, auf dessen Ver- 
huigea, ein Glas voll von dein vergifteten Wein ein, der Gast trank dasselbe ans und 
aturb m den gwotomen Olflo. 

Wegen des durch die Handlung des Dienatboteo eutstandeaen Schadens 
kann der Dienstherr ?on der Wittwe des Vergifteten nicht auf Ersatz Yer- 
klagt werden. 

Der DIensthote handelte hier ohne Vorwissen des Dtenstiierrn und ausser den Grenzen 
der ihm als Dienstboten oliliegcnden Vi-rrichtungcn. Halte der Dienstbole dem Dienst- 
herm selbst Ton*deiu vergüteten Weine eingeschenkt und Dieser durch dessen Geuuss 
oinm Sehndm oriiiton , oo Itonnlo vm einer CiTilTeniiilworilIcilkeil dei Dienttimrra gewiM 
nicht die Kede sein 

Fori«, b. Juni (Koj) (J. d. P. 1^^ S. esä.) 

3) Item des Principals fflr den Commis. 

Der Hausherr und der Principal ist gemftss Art 1384 B. G. fi. nur für 
da^ienigai Schaden verantwortlich, welchen ihr Hauügesinde oder Gehfllfe 
bei Vollstreckung der ihm von den Erstem anvertrauten Geschäfte oder 
ertbeUten Befidüe angerichtet bat; sie können daher nicht verantwortlich 
erkUrt werden , wenn ein solcher Befehl oder Auftrag nicht nachgewiesoi 
wird. 

Wenn daher ein K»uftiiiitui auch schun öfters seinen GebOlfon zur Abnahme von 
Qeldbetrigen gegen Schein im den Banqaiers, namentlich auch bei X., beauftragt hatte, 
dieoer GehftWi wm ober teroh Vorlegung einer opitor fdr IbMi erbamtan BeoebeialgMg 
den X. zur Zahlung eines Betrags venunkiote, dm der Gehfllfe sofort unterschlug, M kann 
doch der Principal dieses Gehnifen hierfOr nor dann verantwortlich erkannt worden, wenn 
ihm nachgewiesen wird, daM er dem QehQlfm Auftrag xur Erbebung de« Geldes ertheilt, 
oder 4m GeMttfim in lluilldMn Fillm olme BeAM oder Anfirtg sor Veieinnahmung von 
GeUora gebflnebl babo. 

Berlin, 9. Deeouber 1844. (Goio.) Jnog g. Kohler. (K. A. 38. n. 39.) 

4) Item des Posthalters fflr seinen Postillon. 

Wenn auch hn Allgemeinen angenommen werden mnss, dass der Post- 
halter als Gesehiftsherr flBr die Unvorsichtigkeit seineB PostOlons (m oon* 
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creto UmworfeD des Ettwagens) und den daraas entstehenden Sehaden ein* 
stehen mnss, so kann er doch alsdann für den Schaden nicht verantwortlich 
gemadit werden, wenn dem Wiagen ein Couductcur beigegeben war. 

Lcliterer halle die Aufstellt lu führen unJ «ieiii Pustillon im Kalle der Noth lieim- 
stebcu; der ßckla;{l« war also weder »eliist iiiilgefiilireu , noch vcrpUiclilet, den Wagen lu 
begleiten and befand »irh folgKeh nlebi in der Lage , den ünfall zu verhindern. 

Mann heim.... (Obethofg. Jabrb. iWbfl». 8. 302; Anwü. 1846. 8. 14«.) 

5) Item einer liampfschifffahrts-Gesellächaft für den 
Schaden, welchen ihr Steuermann vernrsacht 

Wenn die Beschädigung der auf einem Dampfschiff transportiiten Fracht 
durch Vorschulden des Steuennanns entstanden i.st, so ist die Dampfschiff- 
fahr ts-Geselischaft für diesen Schaden verantwortlich^ selbst wenn sie auf 
der Stromstrecke den Steuermann, nach bestehendem Gesetie, ans der Zahl 
bestimmter, dazu vom Staate concessionirter Steuerleute nehmen musste, 
da dio Gesellschaft unter diesen Letztem die freie WaU hatte. 

Berlin, 10. Mirx 1848. (Bej) OunpftebUnTahrts-eeeelltcbafl g finde. (K. A. 43. 11.S* 

6) Item des Schiffsherrn für den Steuermann. 
S zu .\rt. und 1383 ü Ü. B. Nr. 41 üben da£ l'i tlicil Maniiheiiu , 9. Februar 1863. 

7) Item des Staates für den Zugfahrer einer Staats- 
Eisenbahn. 

Die Eisenimbii ist eine o{Tentlicbe Aobtalt, welche die Bestimiuuiig hat, Personen und 
Sachen gegen eine gewisse VergOtuug von Ort zu Ort zu befördern. lusoferD vertritt aie 
die Stelle der Posten, FraebUabrea and Ifanlieben Untemebionngen. 

Der Staat als Frachtuntemehroer haftet daher, wie der Fuhrmann und 
Schiffer, für Verlust oder Bescfaftdigung der ihm zum Transport anvertrau- 
ten Sachen und wegen Gleichheit des Grundes auch Air den Schaden, wel- 
cher den Belsenden durch Versehen oder Vergehen des bei der Eisenbahn 
angeateUten Dienstpersonals zugefQgt wird. 

IMe Einrode, das» der Beklagt*' die HaiidlimL'. uofliirch das DnglOrk herbeigeführt 
«orde (in concreto NAchlüssigkoit des Zugführers), nicht habe verhindern können, ist iwar 
insofern begründet, als vou selbst eijiieucbtet , dass eine abwesende und gar eine uiora- 
lieehe Pereon, der gewaltigen Kmll de« Dampfes niebt Ebihnlt an Ihnn nnd oo dem dro- 
henden l'nzlücke vurznl/ou^it n vermag, allein sie erscheint als unerlieblich , weil nur Zu- 
fall oder höhere Gewalt von der Verantwortlichkeit befreit. (.Vrt. 1784 und 1854 
B. e. B) 

Mannheim, 39. November 1850. (AnuL 1861. S. 4; Oberhofg. Jnhib. 1819/fia 

8. «77.) 
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Fünfter Titel. 

Von dem Heirathsvertrage und von den gegenseitigen 

Rechten der Ehegatten. 



Erstes Kapitel. 

Allgemeine BesHmmungen. 
(Art 1887^1396.) 

Zq Art. 1387 

1; Gassation wegen unrichtiger Beurtheilung der Frage, 
unter welchem System die Ehe zufolge des Ehevertrages 
abgeschlossen worden; Würdigang accessorischer Claa- 
sela des EheTertrages. 

8. n Art. im B. G. B. Urtbeil (Pvis) rm VJ. Mai IMl. 

2) Dotal-Ehe; Vorbehalt des Rechts zu verhypotheciren, 

ohne KemploL 

Die Eheleute . welche sich nach den Grundsätzen des regime dotal ver- 
heirathen, können zugleich der Frau im Ehevertrag die Befugni>s einräu- 
men, ihre Dotal-Imraobilien zu vcrhypotheciren und zu veräusseru; wenn 
blos im Falle der Veräusseruug die Noth wendigkeit des Remploi stipu- 
lirt wurde, so ist die Frau befugt, ohne den Remploi zu bedingen, die 
Güter zu verhypotheciren. 

QmMn Art. 1881 B O. B. kttuieo iie EhcgUton Uim Atodihme ibret Ebtrtrtngt 
Alle« BtipuUren , was niehl iti guten SHtea snwiderliiift oder niebt in dem 6e«etze »elbrt 
»usdrflrkMch anlprs fc?tge?etit ist. Jene Befugniss . die Dotal-Gflicr ohne die Bedin- 
gung dei Heniploi zu Terhypotheriren , läufi aber we<Ier den guten Sitten und: der 
«feoUiefaw Ordnung, noch dem Art. 1386 u. f. B. G. B. ent|2egen. 

Pari«, 18. Bevraber 180L CBaj) (Sir. 1888. L 8.) 

3) Eheliche Vermögensrechte; Wohnort des Ehemannes bei 
Abächluss der Ehe; Bremer Recht; Gesammteigeuthum; 
Verinderang des Wohnorts; GoUateralgelder. 

Die Ehefrau, welche sich in Bremen, wo ihr Ehemann wohnte und 
wo allgemeine eheliche Gütergemeinschaft vigurirt, verheirathete . hat, wenn 
sie mit ihrem Ehemann später nach Rheinhessen abergezogen, wo dies«' 
stirbt oDd sie BBumehr das ganse faUier beiden EhegattoB bescase a c 
VernOgea atteiB behilt, hierfon keine Sterbfon-Gebührea n beaüüeo. 

EMeutc durch stillschweigende Einwilligung die zu Bremen gehende .ill^rcmt^ine ehi^Iich« 
Gfltergcmeiiiti hafi unter sich aoffrenommen haben , die nach ihrer wahren und urspräog- 
Uchen NMur tn den germMiiscbea Bectaten eigne« GesamiuteigeDtbum (condouainium 
Ol MMn, rn MfiM) Mfirt, «iIciMt «belielMB QmMM, ab diwr vm»- 
liMbM Vmttm, im im ilwllhhta g agtase Mg in 4le Ehe fibiiBfclw o4tr trnMguea 
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Vermögen in der Art zusteht, i&s'^ lüe in die Gemeinschaft geh(M-igen Güter nur ein 
Patrirooniam MWiDseheD, b«ide Ehegatten in Ansehung denelbea nur eine Person dar- 
•tdlen, foIgKA das Redii eines Jedm ridi «BstrtrcBBi tat dkt gftns« Termogens- 
SabstuB enlradil, und dabsi oldii u ideale Theil« gedtehl werden, noeh efaier der Ehe- 
gatten etVM ausschliesslich sein nennen kann. Kraft dieser Bcschnffenbeit und Wirkung 
der allgemeinen Gnterjreineinschaft während der Khe kann auch nnch orfülszter Trennung 
der kinderlos gebliebenen Ehe dnrch den Tod des einen Ehegatten von einer Beerbung 
deaselben dvrdi den überlebenden nicM die Bede eeto; vielnelir vM nil den Aigioblieke 
des Todes des einen Gatten das Sammteigenthnni In der Penon dee Ueberlebenden eooco- 
lidirt und Dieser behalt allein rias Saiuiutgut. 

Ex comaiuni sententia wird die in dieser Art eingegangene GflterRemeinscbaft durch die 
blneee Tertademif dee DonieOe der Ebeleote nicbl irfeder aufgelöst ; die ebereehdiehen 
VemiifeneverUUlnieee etnd aleo aneb jeUt noA nadi den in Bremen beelebenden Bedrte» 
normen 7.u hpurtheÜi n Es kann daher das Grossherzogl. Hess. Gesetz vom 8. Juni 1821, 
welches rerfiigt, dass von jeder l'ebertragung des Vermögens, dit- durch Sterbfall auf 
nicht verwautltti Personen geschieht, eine Gebühr bezahlt werdeu soll, hier nicht zur An- 
weodoag koninen. 

DarneUdtf 1. Jnnl 1896 Snigitoky g. Fiseae. {Bbeinb. Anh. Bd. II. 8 m) 

Zu ArL 1387 a. f. 

Eheliche Vermögensrechte; alte Statatarrechte; chur- 
kdlnische Rechtsordnong. 

S. ta Art 3 B. 0. B. S. 16 n. f dae ürfbeil von IL Jani (Juli) ISOa 

Za ^rt. 1389. 

Ehevertrag", Vermächtnisse zu Gunsten Dritter. 

Erster Fall. Dritten Personen, ausser den contrahirendeo Ehe- 
leuten, können in einem Ehevertrage keine VeniiUchtnisse gegeben werden. 

Die uneuigeltliclie üeberlassnng des VeruiAgeus oder eines Theils desselben auf den 
TodesAill ist eine letote Willenererordnung, welche nnr in einer letiten Willensurkunde 
(Art 967 tt f. B. 0. B.) errMiM werden bana, and die Art. 1082 and 1088 ib., naeb 
welchen zwar die künftige Verlassensdiaft oder ein Theil derselben auch in einem Ehe« 
Vertrage vermacht werden kann , sprechen nnr von Vermnchtnissen an die Ehegatten eder 
die aus der Ehe tn hoffenden Kinder und von Schenkungen der Ehegatten unter sich. 

Manabein, 15 Jali 1827. (Oberbof|(. Jahrb. 1827/28. 8. 1% n. f) 

Zweiter Fall. Der Art 1389 B. 6. B. gestattet, ausser den dem 
Ehefertrage eigenthfimlich angehörigen Bestimmungen, aoeh Bodi andere 
Rechtsgeschäfte, namentlich Sdienknngen m&d Vermächtnisse, in der gesets- 
lidien Art und Form in den Eherertrag anfinmehmen. 

Manahelm, 6. Mai 1841. (OberhoTg. Jahrb. 1842/43. S. 103.) 

Zu Art. 1394. 

1) Ehevertrag, ausländischer; Form. 

S. tn Art 3 B. 0. B. S. 28 UHhoil (Dannstadt) vom 25. März 18:^9. 

2) Ehevertrag; Nichtigkeit; Deckung durch freiwilligen 

Vollzug. 

Ein notarieller Ehevertrag , welcher zwar von den Parthieen und den 
Zeugen nnterscfarieben, worin aber nicht die ErfUhing dieser FoniiiUtit 
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angoneldet worden ist , muss, gemäss Art 14 und 68 des Notariatsgesetzes 
vom 2.'). Vent. XI . als nichtig angesehen werden , und kann auch nicht 
einmal als Act unter Privatuuterschrift Rechtswirksamkeit äussern, da nach 
Art. 1394 R. G. B. alle Eheverträjie durch notarielle Urkunden errichtet 
werden müssen. Diese Nichtigkeit vermag jedoch von einem der Contra- 
bcDteo und dessen Erben nidit mehr geltend gemacht werden, wemi diesor 
CoBtnlMBt dfesdbe dordi den freiwUligen Vollziig des EhevertnigB dedrte. 
(All 1388 ib.) 

Die enrilinie NicMgkdl gebOrt aiaiKdi ia die Klane ierjeoigen, vdche Mcb Art. 
1138 ivdb freiwilli^zen Voltzag gedeckt wer !- !i k'nü.ni 

(S lu Art. la'JS B. G. B. S 560 da.-« Nähere.) 
Ilaraistadt, 11. Deceuiber 184S. (Itej.) Muter g. Blauer. 

GTr. Gilbert n Art. 1318 B. G. B. Nr. i «ni 4. 

Zo Art 1305. 

1) Abänderung des Ehevertrags; Widerruf eines 

Vermächtnisses. 

Die an und für sich für zulässig erachtete Bestinnnung eines Ehever- 
tra^s . wonach die Ehefrau im Falle iles Vorabsterbens des Mannes die 
Hälfte seiner Verlassenschaft eigenthümlich erlialten und die andere lebens- 
länglich zu Nutzen haben und die letztere Hälfte nach dem Tode der Nat2- 
niesserin den nftriHttwi Erben des Bräatipins als Eigentham znfallen solle, 
kann in Besng auf die letztere VerfOgung durch an späteres Testancnt 
des Mannes widermfien werden. 

In jener Verfügung iil nor eine einseitige WillenserkUnine des Manne« enththe«, 
rOQ welcher derselbe a-jch Belie?)^n abgehen kann, indem dor Art. 1393 B G. B. . wenn 
num auch dieser Gesetzessteiie die grdeste Aartetmong gibt, doch nur eine .\bäo4eruog 
ia deujenigea YeriMciet , was teiiragiMlülg betegcn iiL 

Der Art 1306 iel Meh ia keiaeai Falle so aasial^, iass aidU ein Ehegstte iea 
aadem später noch grössere Vortheile zuwenden kann, als der Ehevertrag fiedingt, da 
der Art. 1096 den Kl el* ut. n gestattet, sicb TorbehaltUdk 4es Widcrrafii auch wäbread der 
bbe Sch«okiuigeu la maeiten. 

Maaalieiai, «. Mai 18*1. (ObeiMir. Jabr^ 1842/13. & 193.) 

2) Item; ganstigeres Testament. 

Ehevertrige sind zwar, nach Art 1395 B. G. B., dergestalt bindend, 
dass keinem von beiden Theileu freisteht, einseitig daran Aenderungen zu 
treflfen, so dass also auch die in denselben enthaltenen Schenkungen nicht 
widerrufen werden können; aber weder jener Artikel, noch sonst ein Gesetz 
bindert den einen Ehegatten, durch Te^tamcnt eine trünstigere Verfügung 
zu Gunsten des überlebenden Gatten zu treffen, sobald nur hierdurch tiie 
\ «irbehaltserben nicht auf eine gesetzwidrige Weise beeinträchtigt werden. 

Berlin, 9. Fehmar 1816. (Bej.) SeivbeU f. Baaia. (K. A. la H. tSc) 

3) Item; Uebertragung von Miteigentbam an den 

Ehegatten. 

Wenn £e Ebefrau zur Ansgklcbiing von Forderangen des Mannes 
demselben das Ifiteigentham an einer zu ihrem Sondergut gehörigen Liegen- 
adMft abertrigt, so iit dies keine narb Art 1396 B. G. a uagakige Aead«- 
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rang der ehelichen Gaterverhältnisse, sondern eine Art von Verkauf oder 

Abtretung an Zahhingsstatt. 

Nach der rictitigen Auslegung des Art. Iä9ö ist dieser t'ebertrag keineswegs nichtig, 
Mndern lehUmmsteo Kalle« nur «la eiue widerrufliebe Schenkung (Art. 1096) aoftuflMten. 
Br«ehtAl, 70. Koftukber 186S. (Ani«L 1864. & IM.) 

4) Item; anticipirte Theilung der Ehegemeinschaft vor 
deren AnflöBung; Uugaltigkeit 

S. n Art. 10T5 B. O. B, Ortbetl (Mt) m 9S. DcemiW 1861 

5) Nachträglicher Ehevertrag Eingewanderter. 

In Baden Lteslelit eine Staatsministerial-Vcrordnung (ror Enianirang der VerfassttOg 
verkOndigt), wonach sämiutliehen verbeirathetea AuaUuidern, die sich aeit Ivinfabrnng das 
BMMi Laudnebto nul ibran FlMnilian im Qrow l w nog l l w M i nledurgeluMn bahm oder kOnf- 
tig niederlttMD irardeD, geatettet ist, in «inam ZflUnna Ton xwei Jahren noch naeblrlg- 

liche Eherertrige tu erriebtan. Nach Umlauf dieser xwei Jahre tritt die gesetzliche Un- 
Ter&nderlichkelt der Vermögen»- Verh&ltaiase dieser Ehe, deren Stand niebt durch Ehever^ 
Irige bedingt ist, ein. 

In Bezug auf diesen Staatsminlsterial-Erlass wurde entschieden . daes 
Eheleute, welche in der dazn bestinmiten Frist Ton der als Ausnahme von 
der Regel des Art 1896 B. G. B. ertheilten Erlaahaiss, nach gesdJoescaer 
Ehe noch eben Ehe?ertrag sa errichten, keinen Oebrandi ^enadit haben, 
in ihren Vermögens-Verhiltnissen nach der Begel des Art 1898 ib. lu be- 
urtheilen sind. 

Das Oesetz unterstem in diesem Falle, dass Dieselben zur Zeit ihror ( t'l)ersiedeiung 
ihre Vermögensrechte den Vorscbriflen des Landrechts Qber Falimiasgemeinscbaft unter- 
geordnet baJben. 

Msnaboin, 1& September Igfig. (AimaL 1860. 8. 914.) 

G) Schenkung eines Dritten an die Eheirau während der 
Ehe; Ausschliessung des Geschenkten von der Güter- 
gemeinschaft 

8. tu Art. 1496 oad 1499 B. 0 B. Drfbeil (Rrflssel) vom 8. Febnmr 1863. 

Zo Art. ISM und 1396. 

1) Ehevertrag; Abänderung. 

In einem Ehevertrage wurJe das Dotalsystein adoptirt und zugleich eine Errungen- 
schaft luit der Clausel festgeseizt, dass die Ehefrau die Berenuen ihres Vermögens selbst 
«II vertmlien und auf Ihre QnHtimgea bin tu erheb« belhgl aeln foUe ; eie Tenrtadele 
darauf hin ihre Kevenuen zui Zahlung der Zinsen einer von ihr in einem nach ahgeschlo^- 
gWem Eberertrage, aber vor der Verheirathang unteraeicbneten Acte anerkaiinten Schuld. 

Hierin kann keine Abänderung des Ehevertrags im Sinne der Art. 1395 
und 1:^96 B. G. B. , sondern nur eine Folge dieses Vertrags und die Aus- 
Übung eines ihr darin vorbehaltenen Rechts erkannt werden. 

Paris, 31. Juli 1861 ( Rej.) (J. d. P. 1862. S. 203.) 

2) Unabänderlichkeit des Ehevertrags; Vertheilung der 
Gütergemeinschaft vor deren Benutzung^ elterliche 
Theilung. 

8. w Art. 10)9 ■ f. B. G. B. Hr. 9 Urthea (Piil^ tom 23. Deeemb«r 1861. 
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Zweites Hapitel. 

Von dem System ^regime) der QUiergemekttchafl 

(Art 1399.) 

ERSTE ABTHEILUNG. 

Von der gOitetzliehcu (iiitiM-^enieiiiHibaft. 
(Art 1400.) • 

Erster Abschnitt. 
Von äm, warmu die GtUerffememchaft an Vermögen und Schulden beetekt, 

§. 1. Tm im ActlnfniagM der tafhnchalt 

(Art 1401 — 1408.) 

Zq Art. 1401. 

1) Einbringen eines ilandelägeschäftes. 

Auf Grund folgender Bestimmungen eines Ehevcrtrags: .,dAfl Verroügen der Braut 
besteht in ihrem Handlungsgescb&fte, das sie bisher unter der Firma L. F. fortgeführt hat 
iiii4 aoeh tpilMr fomvfDhrm tidi vorbdiill; die Brral veriiegsotdiaflal tefon die Sanne 
?on 1600 fl. , die dereinst als liezenschaftliehes Vermogens-Beibriogen tll behandeln sind-" , 
nahm <lie Ktiefrau später in der Gant ihres Mannes ein Absonderungsrccbt auf alles, 
was zuiu Uandelsgescbäfte geborte, resp. auf den daraus erzielten Erlös, in Am- 
•pruch. Sie «erde jedoch abgewieeeo, denn das tod ihr in die Ehe gebredile Handle- 
gewliifk beotaDd nor aae Fehmiieea, ee fielen dieae meh Aii. 1401 B. G. B., aeweil der 
Bhevertrag keine Acnderung festsetzte, in die Genelnschaf^. 

Durch das Oeding, dass 1600 fl. davon als liegenschaftliches Vermögen 
behandelt werden sollen, erwarb sie jedoch nur das Recht, den Ersatz 
dieser Summe bei Auflösung der Gütergemeiuscliaft so anzusprechen, als oh 
sie Liegüuschaften in diesem Betrage eingebracht hätte , diese aber vor- 
äussert worden wären'; der Vorbehalt, das Gescliäft fortzuführen, änderte 
an ihren Vermögens- Verhältnissen nichts, sondern gab ihr nur die 
Rechte aus Art 220 B. G. B. 

Mennlielm.... (Oberhorg. Jahrb 1844. S 503.) 

2) Fortbestehen der Gütergemeinschaft nach dem Verschwin- 
den des einen Ehegatten; Anspruch der Gemeinschaft auf 
die Mobiliar-Erbschaft, welche dem anwesenden Gatteu 
zufällt 

S. zu Art. 124 B G. B Urthcil ( Berlin) voni 17. April 1848. 

3) Gemeinschaft; Leibrente; Verschcnkung von ehegemeineu 

Gegenständen. 

Leibrenten, welche einem der Ehegatten zustehen und die iiidit unüher- 
tragbar oder unpfjindbar sind, auch einen alimentarischen Ciiarakter haben. 
Men Als Möbel (Art. 529 B. G. B.) in die Ehegemeinscbaft (Art 1401 ib.) 
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Hat der Ehemann während bestehender Gemeioachalt seiner sich ver- 
heirathenden Schwester eine Summe aus der Gütergemeinschaft als Aus- 
steuer gegeben, so hat er deshalb nichts in die Ehegemeinschaft zu er- 
setzen , wenn er nicht fttr sich einen Yortheil aus der Schenkung zog. (Art. 
1422 und 1437 ib.) 

Der Art. 1469 ib. ist limitativ, mithin nur dann anwendbar, wenn ein 
Ehegatte ein gemeinschaftliches Kind , oder ein Kind aus früherer Ehe , nicht 
aber wenn er seine Schwester aus der Gütergemeinschaft aussteuerte. 

Paris, aa April 1861 (Rej.) (Sir. iWt I. 1036) 

4) Schenkung mit der Bedingung des Ausschlusses des 

Geschenkten von der Gütergemeinschaft. 

Der Geschenkgeber kann der Schenkung eine jede gesetzlich zul&Bsige 
Bedingung hinzufügen und es erscheint daher auch die Bedingung als gültig, 
dass die einer Frau gemachte Schenkung von der zwischen ihr und ihrem 
Ehemanne bestehenden Gütergemeinschaft ausgeschlossen sein soll. 

Eine solche Bedingung widerstreitet weder den Gesetzen noch deo guten Sitten. Der 
Art B. 0. B. steht nicht entj7e?en, denn es ergibt sich aus der ausdrOciilinhen Ge- 
•ttMuig gtgentbeitifter Be«timmmigm (Art 1534. 1670 o. t. w.), «taM di« VortdurUWn 
des Art. 1401, Absatz 2, und 14*28 vom Gesetze uicbt «!• solche wesentliche BiStsadtlisOe 
der Gewalt des Familienhauptes betrachtet werden, wie sie ito ArL 1388 voraasgssstsl 
sind, und es ist im Art. 1401 , Absatz 1, deui Dritteu ausdracklich die Befugniss rorbo- 
hsllüi, dne Seheokung an fabreiidsr Hab« dem einen Ebegetten aoMebUeMlMi tmwea* 
dsD, ein Oeding beizufaccn, das nnch alt;;enieiner Badrisregel n'ebt einnal mit bestimmten 
Worten in der Sclieiikiing<:urktjiiile enthalten sein iiiu<:9, sondern ans dem Tnbatte ies Ver^ 
irags und der Absicht des Cioschenkgebers LMitnomuien werden kann. 

Maunbeiio, 26. September 1854 und 1. April lb62. (Anoal. 1862. S. 175.) 

5) Schenkung; nachfolgende Bedingung des Ausschiasses 

von der Gatergemeinschaft 

Das Gedli«, wonach eine geschenkte Falimiss nicht in die Gflterge- 
meioachaft Men soU, hat alsdann keine Wirkung, wenn es der Sdienlning 
erst nachfolgt 

Durch die Ueberlassung der Fahrn sse an einen der Ehegatten ohne eine solcbe 
Bedingung sind dieselben in die Gütergcincinsciiafi gefallen und konnte ihr durch eine 
nachträgliche derartige Erklärung nicht mehr entzogen werden. 

H«nnta«im, 91. September ISIS. (AanO. 1866. 8. 92.) 

Zu Art. 14M. 

Backforderung von Liegenschaften. 

Die fSiefraa, iralche nach Maassgabe des Art 1143 B. G. B. einge- 
brachte laegeoschslken snrackfordem will, bat nur den rechtmlsslgen Besiti 
bei Eingehung der Ehe lu beweisen. 

Dies ergibt sieb aus der klaren, in der Natar des ehelichen Verhältnisses liegenden 
Bestiiiiiiiung des Art. 1402 B. G. B , welcher im Einklang uiit dem Art. 2230 ib. steht. 
Das Eigeutbum selbst, wie bei einer VindicaUon, braucbt sie dem Manne, als blossem Ver- 
«•Utr und KUmieeter ihm Vermögens, gegenaber aicbt danathani nni ebamo «tnig 
gegen&ber den QHnUgeni, so lange diene nicht selbst alt Vindieanten auArelen. 

Mnooheim, 91 Jan. im (AnnaL 188t & 140 and Obwbof. Utah, iSBOfl», 8. »S.) 

44 



Digltlzed by Google 



690 Bargerlleh«t OtteUbaoli (Ari 1403 o. 14M, 1107, 1106, 110»^ 

Zu Art. 1403 und 140a 

VerwaUungsrecht des Ehemannes; fnngibele Sachen. 

S. ra Art 15B9 B. G. B. 4m UrthoU m i% Juoar 18S9. 

Zq Art* 1407* 

Eingetavsehte Terliegensehaftete Fahrniss. 

Wenn im Ehevertrag die beigebrachte und künftige Fahrniss der Ehe- 
frau Vüu der Gütergemeinschaft ausgeschlossen und verliegenschaftet wurde 
und bewiesen wird, dass ein zur Heimzahlung gezogener lieuteuscbeiu der 
Ehefrau gegen eineii andern nicfat gezogenen verftossert, nlmlkli mit Dilfe- 
renzYergfltung Tertanacht wurde, so ist der letzte Rentensdiein als Eigen- 
thnm der Ehefrau zu betrachten. 

Hier köniiiit nicht der Art. 1435 B. G. B., ioa4«iii Art. 1407 in Vwbia4aig mit Art. 
1702 il). zur Anwendung. 

Maonbeiiu, 12. JoU 16M. (Aniul. 1854. a 248; Zeatn. Magu. Bd. I. S. 517.) 

Zu Art. 1408. * 

Retrait d'indivision der Dotal-Ehefrau; Verzicht durch 
Ratification der Yeräusserung des Ehemannes. 

Steigte der Ehemann bei einer Zwangsversteigerung ein Iramöbel, wovon 
seiner Frau ein indiviser Theil zustand, und veräusserte es später wieder, 
oder beschwerte er es mit einer Servitut, so kanu die Dotal-Ehefrau, sofern 
sie jene von ihrem Ehemanne vorgenommene Veräusserung und Beschwerung 
nachträglich genehmigt, den retrait d'indivision (das Recht, das ImmObel 
gemäss Art. 1408 B. G. 13. ganz als ihr Eigeuthum in Anspruch zu uehmeu) 
nicht mehr geltend machen. (Art. 1338 ib.) 
Paria, 1. Mai 1800. (Baj.) (J. 4. P. 1861. 8. 710.) 
Cfr. GUbart w Art. 1400 B. 0. B. Vr. 10 u. f. 

§. 2. Tai Im Pknlrbeitiad der OeaeliMhaft lad van des dirsu gpgea dto 

Gamaianheil ealif liagradea Usgaa* 

(Art 1409 — 142a) 

Za Art. UÖ9. 

1) Dotal-Ehe mit Errnngenschafts-Gemeinschaft; OefäUe 
einer fflr den Erwerb eines zum Vermögen der Frau ge- 
hörigen ImmObels stipuUrten Leibrente. 

Hatte ehke Frau vor der Ehe, weidie unter Adoption des Dotalsystems 
mit Errungenschafts-Gemeinschaft abgeschlossen wurde, em ImmObel gegen 
Stipulation emer Leibrente erworben, so sind die wShrend der Ehe beiahl- 
tea GefiUle dieser Leibrente als solche Mobüisxsdiulden sn betrachten, wo- 

für die Ehegemeinschaft, wenn aus derselben die Zahlung geschah , gemäss 
Art 1409 Nr. 1 B. G. B. Ersatz Yon der Ehefrau gebtthrt; die Letztere 
kann, wenn sie aus ihrem eigenen Vennü<^'en die GeCaUe berichtigte, deshalb 
|t ^ip^ Ffftffr^ rF- an die Khff ig<* n*4^i n ^ hft ft begehren. 
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BbtiiM wie itm FUIe, wo in Imiillbel fBr eintn bastfmaileii Prtii erworben 

und dieser noch beim Alischluss geschuldet worden wäre, diese Schuld als eine persönliche 
der EhelVau an^ieseheii werden niQsste, wofür dieselbe im Kalle der Zahlung aus der Er- 
ruugenschafts-GetDeinschaft dieier Krsati schuldig wäre, oiuss dieses auch der Fall seio, 
weno das luniobel gegen Conelitairang einer Leibrente erworben «orde. (Art. 1400 Nr. 1 
■nd 1498 B. G. B.) 

Paris, 13. JnU 186ä. (Bej.) (Sir. im. L 329.) 

2) Kauf von Wein auf Probe; AbBchlass. 

Wurde Wein auf Probe Terkanft, derselbe probemlssig gefunden, so 
ist der Kauf und Verkauf als am Tage des Vertrags, nuthin wihrend be- 
stehender Ehe abgeschlossen, der Kau^reis als Schuld der Ehegememscbaft 
au betrachten, wenn sich diese Gem^chafl auch sdion am Tage nacfaber 
aui^dOst haben soUte. 

(S. das N&bere za Art 1587 und 15S8 B. G. B) 
Berlin, 6. April 1846. {Cm.) Bumpel g. KuUig. (&. A 40. U. 29.) 

Zu Art. 140.9 und 1410. 

Verpflichtung des Ehemannes, ein natürliches Kind seiner 
£hefratt aus der Gütergemeinschaft zu allmentiren. 

Die Art. 1400 and 1410 B. G. B. haben nur gewöhnliche Schulden der Ehefrau im 
Ange und den darin ausgesprochenen Grundsätzen Ober die der Geueinschaft xn Last lal- 
lenden Paflsiven ist durch die Spccialverfügung des .\rt. 337 ib. derogirt. 

Nach diesem kann der Ehemann nicht gehalten erklärt werden, dem 
natürliclien Kinde, welches die Ehefrau vor der Ehe mit einem Dritten 
erzielte , aber erst nach derselben anerkannte, aus der Gatergemeiuschaft 
sa alimenthm 

(S. Im Kihere sn Art 337 B. 0. B. oben.) 
Parie, 1& Deoamber 1861. (Omi) (Sir. 1881. L 4«M 

Za Arl. 1409, 1421 o. f. 

Repräsentation der Gfltergemeinschaft dnrch den Ehemann; 
Wirkung der Folgen eines rec^U des Ehemannes bei In- 
Yentarisation der in die Gemeinschaft gefallenen Erb- 
schaft besflglich der Gfltergemeinschaft. 

8. tn ArL 801 B. G. B. Unheil (Damilall) fon 28. Joid IStL 

Zu Arl. 1409 und 148«. 

Nachzahlung eines durch Concordat benilligten Nachlasses; 
deafallsiger Anspruch an die Ehegemeinschaft 

Der FUIlrte, weldiea Im Cooeorial ein NadiliM von 70 Pracenl fon eelneii 6li»- 

bfgem gestattet worden, hat die naterliehe Verpfliebtang, die nachgelassenen 70 Pre« 
Cent an die Gläubiger nachzuiahlen, wenn er wieder in bessere Umstände gelangt. Irnmer- 
bin kann er aber zur Erfüllung dieser natürlichen Verpflichtung nicht gerichUieb gezwuQgen 
«erden, sondern dieselbe nur freiwillig erroUen. 

Wenn er also aus Gewissensdrang oder um seme Behabilitaüon er- 
wirken IQ können, die nachgelassenen 70 Froeent spftter den GlAubigem 
nadiaUt, so kann er in Folge dieser MwOUgen Erfmilung seiner natttr* 

U. 
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liehen Verbindlichkeiten, nicht bei Theilunj^ der zwischen ihm und seiner 
Ehefrau bestandenen üüterfjemeinschaft diese Nachzahlung, als auf einer 
gegen die Ehefrau bestehenden uiitkJagbaren Schuld beruhend und zu den 
Passiven der Gemeinschaft gehörend, gegen die Ehefrau, resp. der tu Erben 
in Ausatz bringen. 

Dordl die AB ^ 6lliil»ig«r gßttktbta» fniwilUfe Aimalilug «wie der FaUirte ner 
in die nicht einkUgbaren Bedile, wdcbe dck wn der ErfOllw^ einer nataritchw 
Verbindlichkeit ergeben, subrugirt. 

Paris, 1. Deceenber iStä (Bej.) (Sir. 1864. I. 156) 

Zu Art 1410 Ab«. 1. 

Anerkennung einer Gemeinschaftsschuld durch den 

Ehemann. 

Bei Gütergemeiiischafts-Ehen ist die vom Ehemanne ausgestellte Urkunde 
über eine Schuld der Gemeinschaft, die Aechtheit vorausj^esetzt , auch gegen 
die Ehefrau beweisend und diesp kann solcher nicht den Art. 1328 B. G. B. 
entgegenhalten, da der Ehemanu als ihr gesetzlicher Vertreter und mithiu 
nach seiuem Tode als BecbtsYorfahrer aozosefaen ist 

MaeakeiM, ft. Fetmir 1857. (Zenlo. Megei. Bd UL & 131) 

Zu Art. 1415. 

Errungenscliafts-Gemeinschaft; Beweis eines der Fraa wäh- 
rend der Gemeinschaft von ihren Eltern gemachten Hand- 
geschenhs, den GlAnbigern des Ehemannes gegenüber. 

Wurde im Eherertrage die Gotergcmeinschaft auf die Errungenschaft 

beschränkt, nach Auflösung dieser Gemeinschaft aber von Seiten der Ehefinua 
auf dieselbe verzichtet, bO kann die Ehefrau, wenn ihr Ehemann Ober dn 
der Frau während bestehender Ehegemeinschaft durch ihre Eltern zugewen- 
detes Handgeschenk ein Inventar aufzunehmen unterUess, nicht blos ihrem 
Ehemanne, sondeni auch dessen Gläubisern gegenüber durch Zeugen und 
gemeinen Ruf beweisen, das> ihr während bestehender Ehe von ihren Eltern 
ein Handgesclicnk zugewendet worden und in dem vou der Eheliau bei 
Liquidation ihrer Ersatzansprüche angeforderten Betrage und Werthe in die 
Ehegememschaft eingeflcssen ist 

A. Die Art 141» «ad 1504 B. G. B. beeee Binlidi darflber keiien Zweifel, diee 
M BBterlassenein Inventar die Khefrau den Bestand and Werth dee ihr fittrend dar 
Ehe lugefallcnen Vermögens durch Zeugen und gemeinen Ruf beweisen kann : die^e Be- 
stimoiung enthält eine .Ausnahme von der iut Art. 134S ib. enthaltenen Ucweisvurachrtft, 
kean eleo aadi eidtt weiter aiugedeluil weiden, ele der Wertleul gebt ; ee kann deelialb 
swar in AllfeiBe*>nen nieM angeDenmen werden, daaa ^ aaf den Titel, wednnk ihr 
wihnad der Ehe Vermögen anfiel, iu Ennangelong eines Inrentars, dereh Zengen und 
gemeinen Raf zu er» eisen befugt ist, und diesem um »o uea.^er, als durdi ein Inventar 
i d H jener Titel nicht wird lewiesen werden können , und der in Jeu Ait 1415 und 
1804 bewilligte frivUegirte Beweie aar an die Stelle dee minelat dea Inwnlare an Mh- 
reodeo Beweiee« treten soll. Es kenn daher nur aaenahoisweise daaa der Titel des An- 
falls anders als durch Urkunden erwiesen werden, wenn dieses im concreten Falle nach 
allgeuiüoen uder bceondern gesetzlichen Kormeo statthaft erscheint Eine solchs Ausnehme 
tritt aber naaeatlich alriann ein, wenn die Ehefrau in beweisen hat, daae ihr wShiend 
der Ehe dnrt ein BandgeaekealL ihrer Ekm MobillMi angewendet werden and u die 
nymäniBhin gelaUsn aind; denn dir Fhiamn dirigirt ü» Qmtätht lainer fwtm and 
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ist daher aafh verpflichtet, wenn Derselben während der Ehe Vermfl^en anflUtt, Mwohl 
liher den Titel, als aiirh nher den Bestand und Werth desselben die nftthigcn Urkun- 
den errichten zu latsen; hat er diesM, insbesondere die Errichtung; eines Inventars, ver- 
■Inrt. 10 trftfti die Fm hiwu keim Sehiild, nid ei kann sie deehalb auch kein Nach> 
Ibeil-trelleB; eie «im also MmhW tmu fiewtit dardi Zeugen und gemefneo Ruf sage* 
leaeen werden , ihoV.<i w oil sie (ebenso ihr Ehemann) den Schenkgeber zur Erriehtang einer 
Urkunde nicht nöihiKtn konnte (Art. 1318 ib.), thci's a'>cr stirb, wril ihr Kbpminn die Er- 
richtung einer Urkunde uoterliess, wiewohl er hierzu verpflichtet war. (Vergl. das za 
Art. 981 md J3M oben Geeeile.) 

B. Die AH. 1416 ned ifiOl imtereebdden nicht zwischen dem Verhlltaieee der Eh^ 
Trau XU ihrem Manne, nnd dem der Fhorraa zu den Gläubigern des Mannes, sondern bo- 
siimmen aUgemein , dass die Frau bei unterlassener loventarisation den Bestand und Werth 
dee enerfklleiieii MoMKerfen a ag e m dweh Zeagen imd gemeinen Baf erweisen darf; da 
bierall eine allgenelne Bogel ftetgeeetel wird und der lUebter Dntereeheidmigen nidil eehaffen 
darf, die das Oesetz nicht kennt, so mnss angenommen werden, dass unter dieser Regel 
auch der Fall begriffen sei, wenn die Frau den Beweis ihres Einbringens gegen Dritte 
zu füliren gezwunaen ist. Der Alt 1510 steht dem nicht entgegen , indem er die Clausel 
der SchnldensOndennig nnlerslelK imd, um das Vermögen des einen Ebegatlen gegen die 
Eingriffe der Olinbiger des andern zu sichern, ein Inventar erfordert, in dessen EmisagO- 
lung abpr , weppn df»r pin^ptrctenen Confusio pntrimonii. ohne Rncksirht at;f den Ursprung 
der Mohilien, die Verfolgung von Seiten der Gläubiger gestattet, ein Fall, der von dem 
vorü^nden, wo ninUdi die Fnm fhr die Üv wfbreni ier Elio zugefallenen Hobilien 
nudi anllillilMer Emnigengchafte-Oenieineetisft Brsate fsrderl, wesenflieh Torsehieden iei 
Mit jener Ansicht stimmen auch Analogien fiberein, indem nach der Praxis und Doctrin 
die Frau , deren kOnHiies Verniö-^i-n als Heiraihsgut bestellt wortJen , den Beweis darOber 
dnreb Zeugen fahren kann. Endlich sprechen (Qr die Bicbtigkeit jener Ansicht die Art 
404 ble 857 deo C d. 0.; Aeeelben eigebeo, In Verbindong mit der foiniisgebonden Dit- 
russion , dass man gerade den Fronen von Kanflenlon den Ihnen sonal ingeolandenon pri- 
Tllegirteii Beweis entziehen wollte 

C. Die Art. 1415 und 1504 B. Q. B. finden, obgleich es sieb von einer Errungen- 
ocliall (Art 1488 Ibb) liondeti, in eenereto Anwendung, namondidi: oa) dor Art» 1415; denn 
Co Ctenaeln efaieo Ebeverivagoo, doreb welaiio die geeelilicho OflioigonMinotAaft nnr ab* 
geändert, extendirt oder beschränkt, nicht aber aufgehoben wird, werden ans den Vor- 
schriften erläutert, wohhe die Gesct/.e über die gesetzliche GOtorgemeinschaft enthalten, 
so dass eine Clausel dieser Art jene Vorschriften bestehen lässt, wenn und inwiefern 
nirbl enlw^er die Uebereinknnft der Parteien, oder die Deninng, wdobo das Geeetx der 
Clausel gegeben hat, eine Ausnahme von dieser Regel ausdrocidieh oder folgerungsweise 
begründet (Art. 1528 ib); — bb) der Art. 1504; denn die Errungenschans-Gemeinscbafi 
entbiUt zagleich von Seiten der Ebegatlen die Clausel, sowohl ihr Mobiliarvermöffen, ala 
andi ibra porofinUeben SetaoMen von der Ootergeneinschafl anaaniebUoMMB (Aii 149^ 

Darnstad«, J«. September 1844. (Gsss.) Frite g. Beinadi. 
Cfr. Gilbert zu Art. 1415 B. G. B. Nr. 5. 

Vei^l. an Art. 1496 nnd 1499 B. 6. B. daa UrtheU (Brttssei) tod 6. Febr. 1863. 

Zu Art. 1419. 

Haftbarkeit fflr die Schaiden der Frav. 

Die Kosten einer Ehescheidungsklage und der daidt in Yeriiiidung 
siefaendeii NebenprosBease haben der beklagte Eheoiaim und die klagende 
Ehefrau BamntYerbindlieh zu tragen. 

Nach Art 225 B. Q. B. bedarf die Fran keiner Erraichtigung des Mannes, um eine 
Ehescheidungsklage anzubringen, und hieraus folgt nothwendig, dass die durch eine solche 
Klage und damit in Verliindung stehende Anträge auf Sicherung des Vermögens und Dater- 
baltes verursachten Kosten nicbt aar auf das eigene Vermögen der in einer Oenoln« 
oobshoobe lebenden Fnm, wonkn aaeh nnf den flone lnu hi ft t-Yomimwi nd daa Tor- 
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mögen ihret Mannes fallen, weil der Fall, wo eine Fraa keiner chcmännUdieD Ennicb- 
Ügnng xa gewiaien Handlangen bedarf, raap. der Mann xor Ertheilung einer AHtoriaaÜoa 
ftar iildii bereditfgt iil, ganx gleidibeieiileaA nil denJenigCA an eraehten iai, «o die Ehe- 
frau die ehem&nnliche ElnwiUignng erlangt hat, somit der Art. 1419 ib. raaassgebend iii. 
Der Art 1426 steht nicht im Wege, weil er nur von dem ganz an lern Falle hanlelt , wo 
die eheminnliche Ermäahtigang notbweadig war, aber verweigert wurde und die ge~ 
ridrtUcfae an deraa Stelle getreten ist 

MannbeiiB, 93. Hovhr. 18I9L (Annal. 1880. 8. 186; Oberholl. Jabrb. 18»1. & M) 

Zw^r Abselmitl. 

Von der Verwaltung der Gütergemeinsrhafl und ton der Wirkung der Acten 
des einen oder andern Ehegatten in Beziehung auf die eheliche GeseUscKafL 

(Art 1421 — 1440.) 

Zu Art 1421. 

1) Becbt der Ehefrau, die vor dem Eheflcbeldangs-ProzeBBe 
▼on dem Ehemanne fraudalOser Weise abgeschlossenen 
Vertrige ansnfechten. 

&aiAil«Oiini371B.e. & Ufibril (BrfliMl) m 7. Inov IMO. 

2) Yerkanf einer Errnngensehaftssaehe durch den Ehemann, 

inr Benachtbeiligung der Ehefrau; dolna. 

8. n Art. 1116 a e. B. 0rlbeil (BerUn) fom 1&. Oeiober 18S8. 

Zu Art. U2\ und 1422. 

Qatergemeittschaft; Veränssernngsrecht des Ehemannes. 

Wurden dem Ehemanne durch du Handgeschenk seiner Hütt« Waaren 

geschenkt, so fielen diese in die eheliche Gatergemeinschaft (Art 1401 
B. G. B.) Der Gütergemeinschaft können diese Waaren nicht diych einen 
späteren förmlichen Schenkungsact , wodurch diese die Waaren , unter der 
BestimrouDg, dass sie nicht in die Gütergemeinschaft fallen sollen, dem 
Sohn und Ehemann schenkt, der Gemeinschaft entzogen und dem Sohne 
allein zugewendet werden. 

tStnuDi der Sohn diese letztere Schenkung aii, so kann diese AeeeptalioD nicht als 
«Im TeriaiieraQg oder Sebeokniig beweglidier gQtcrgemeiaodiafUieher Sachen fan Sinne 
ler Art. Ittl und 1422 ib. angesehen werden, indem diese wohl von der Befi^nlaa 4ea 
F* an Andere, nicht aber an iicb eelbat ana der Gemeinacbaft an veriniaem oder 
n yersdienken , sprechen. 

Berlin, 15. Min iS4t (Bej.) Closteruionn g. Juppen. (K. A. 31. IL 9.) 

Za Art. 1422. 

1) Geschenk von Errungenschaftssachen von Seiten des Ehe- 
mannes an seine Schwester, ohne Vorbehalt des Nats* 
genusses oder eignen Yortheil. 

8. n Art. 1101 B. a B. IMbeil (Ma) vom 80. April 1862. 
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2) Ofttergemeinsehaft; Schenkung des Ehemannes von Hobi- 
liargegenst&nden an die Kinder einer frflheren Ehe. 

Der Ehemann ist hefdgt, Mobilien der Gutergememsdiaft einer «weiten 
Ehe dnrdi Handgeschenk sefaien Kindern ans einer firflheren Ehe snzuwen- 

den, wenn er hierbei nicht bezweckt, sich auf diese Weise zum Nachtheile 
der Gemeinschaft zweiter Ehe einen Vortbdl zu verschaffen. Die zweite 
Ehefrau und das Kind zweiter Ehe können eine solche Schenkung nicht als 
ungültig anfechten und das Einwerfen des Geschenkes in die Gütergemein- 
schaft verlangen, sondern nur etwa, was durch eine dahin gerichtete Klage 
geschehen muss, deshalb einen Ersatz an die Ebegemeinschaft in Anspruch 
nehmen. 

Der Alt 1422 B. 6. B. gestattet dem Ebemann, fun »Hgtmda und ohne BescbrSn- 
kvBg, nr Gfltei«mitiBsd»fl gehörige MobiUargegeMlfiide an alle ihn beliebende 

Personen za Terschenken, sofern er sieb nicht don Notzgenuss rorbehSit. Jeder Zweifel, 
daas der Ebetnanii nach seinen Kindern aus einer früheren Ehe eine solche Schenkung za- 
wendea ddrfe, wird durch den Art. 1469 ib. beseitigt, welcher eine ähnliche Schenkung 
fBr gSMf aneiehl and nr den eefaenkenden BheoHum TerpflieMei erklli^ der OttergeoMla- 
ecbaft den Werth der einem Kinde ebier andern Ehe tnr Aneetener ane der Oentinadiaft 

gegebenen Sachen zu ersetzen. 

Paris, 13. Januar 1862. (Bej. ch. civ.) (J. d. P. 1863. S. 19.) 

8) Handgeschenk des in xweiter Ehe lebenden Vaters an die 
Kinder erster Ehe; Inhaber-Papiere. 

Der m sweiter Ehe lebende Ehemann kann wfihrend bestehender Oftter- 
gemeinsehaft zu derselben gehörige Inhaber-Papiere seinen Kindern erstor 
Ehe durch Handgeschenk zuwenden, wenn er sich nicht den Nutzgenuss 
dieses Geschenkes vorbehält und sich nicht hierdurch im bösen Glauben 
einen Vortheil zum Xachtheil der Gemeinschaft verschafifen will. 

Der Art. 1422 fi. (i. B. gestattet dem iü^heiiiann eine solche Liberalität zu Gunsten von 
Jedermann (toutes pcrsonnes) ; nach Art 1469 ib. ist nicht ta bezweifeln , dasa auch die 
Kfaider eieler Ehe aaf dieee Weiee nnt errangeMdiafUiehen Mebilien l»eBeheakt werden 
können, da er den Ebemann oder seine Erben nur verpflichtet, der OtttergeineiBSehafl für 
den Werth der Güter ISnaU zn ieieten, welche zur Aiiasteaer im Kindea ans einer andern 
Ehe verwendet wurden. 

Die IffiewIUige Abeidit der SebeDkiwg amee dargettiaa «erden. 

Parie, 13. Jannnr 1863. (l^j. eh. dr.) (Str. 1861. L m.) 

4) Nicbtexcessive Schenkung von Errungenschafts-Fahrnis- 
sen von Seiten des Ehemannes an seine Schwester; Aus- 
stenerang eines nicht anerkannten natarlichen Kindes 
darch Denselben; Zinssahlnngen; Ersatsansprache der 
Ehefran. 

A. Der EhenaaB iel ab Herr der CHttergenefBaBliaft, gemäee Art 1422 B. 0. B., 
bereeiitigt, wfhrend der Ehe eeiner Niehle in deren HeiralbtTerirag einen Betrag, welcher in 

Hinsiebt auf die YermOgensvcrbSttnisse der GOtergenicinschaft nicht als excessiT erscheint, aus 
den Mitteln der Letzteren zu schenken, sofern er sich nicht den Nutzgenuss daran vorf)ehSlt. 

Erklärt der Ehemann bei dieser Schenkung nicht ausdrücklich , dass er 
den Betrag aus seinem eignen Vermögen geben wolle , so kann nach Been- 
digung der Ehe von Seiten der Frau wegen dieser Schenkung kein Eiäatz 
in die Masse der GflteigeiiMiaflcliaft ans dem Yermögen des Ehemannes 
gefoitet werdiD. 
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B. Scheokte der Ehemann, ohne sich deu Nutzgenuss vorzabehalten, 
seiner nicht pilltijr anerkannten natürlichen Tochter in deren Ehevertrag eine 
bei seinem Tode zahlbare und bis dahin verzini>bare Summe, als Mitgift» 
und er zahlte aus den Mitteln der Gütergemeinschaft während bestehender 
Ehe bis zu seinem Tode die Zinsen dieser Mit^j:ift. so hat er wegen dieser 
Zinszahlungen der Gemeinschaft keiuen Ersatz zu leisten. 

DiiM Tthto^gii UUm wu Freigel>igkeiiM ■■itr fttüa/bnm Tild, n walclm iar 
g^f— ■ ab B«rr OHernwneiiMdttft ffenlM Art. im ib. berediUKt war, «hiM <mm 
«r, retp. seine Erben, deshalb p"rifn Frsatz »n die Gflter^cnieinschaft schuMet 

Bitte der Ehemann die Mitgifi aus seinem Vermögen conslitairt, aber sofort aus den 
llitldn ier Gfltergemeinschjtft bezahlt, so vfirde er, gemäss Art 1473 ib., Ton der hier- 
Ar to üe O ll tu w elnJ Mft henmuaMmkn Bumm thnfidk nr von ier Alf- 
iBtong der Ebe Zinscu zu ersetzen gehabt haben. 

Der Art. 337 B. G B. kann hier nir<<t zur Anwendung k«HMa, «Iii hitr kaiMt 
geaeUliche ADerkennnng des natOrlicheo Kindes vorliegt. 

Paris, 18. Min 1862. (B«j.) (J. 4. P. 1861 S. 378.) 

Zn Art 14t8. 

1) ISchenkungeQ der Ehefrau und Dritter aus einer 

Gemeinschaft. 

Die Bestimmunp: dw Art. 1423 B. G. B. , womach derjenige, welchem 
ein Ehemann eine zur ehelichen Gütergemeinschaft gehörige Sache vermacht 
hat, sie nur dann, wenn sie in das Loos des Mannes fällt, im Stück, andern- 
falls aber nur Vergütung des Werthes fordern kann , findet nach Art 4 a. 
diB Bid. tiidi auf die FlUe Anwendimg, wo das YenDicbtaifli m 
der Ehefrau oder flberfaaapt von einem Theühaber an einer gemeinsdiaft- 
Bdien Sndie aoegegengen ist 

Maaakain, t1. Fdinar ISia (Obcrbelii. Jahrb. 1810/41. 8. 1I&) 

2) Testamentarische Verfügung des Ehemannes über güter- 
gemeinschaftliehe Gegenstände sn Gunsten der Ehefrau. 

Hat der Ehemann seiner Ehefrau mitergemeinschaftliche Sachen legirt, 
es Steht aber fest , dasä er in dem Testamente nur über seinen Antheil an 
dieesD Sachen Yerftgt habe, so findet in diesem Falle der Art 1423 B. G. B. 
kdne Anwendung. 

Paris, 18. llin 1801. (lep (J. 4. P. 1861 & S78.) 

Zq Art. 14M. 

Schulden ans Verbrechen eines Ehegatten. 

Schulden , welche aus verbrecherischen Handlungen entstehen 
(Kosten, Entschädigungs-Forderungen), sind als eigene Schulden desjenigen 
Ehegatten zu betrachten, der sie begangen (in concreto des Mannes), and 



*) Dar All 4 a. 46a Bad. L-B. lautet: Dar BleUar, wo ihai eil Uattinter AanprMh 

in Gesetze« mangelt, m\xs9 auf Omod und Zweck des Gesaiaea, aoveit sie »oa ihm seihet 
erkennbar sind; sodann auf den Gcif:» d**» Gesetzbuchs, wie er aus dem Zasaniroenhang 
seiner einzelnen Vfrfngaogeo bervorveht, nacboials auf die Bechtaihniicbkeit, die aas ein- 
aalnan Varffigungen sbar mraaite Oa g wai into n aBlnekaao iai; laldidi aiT 4ie Aagaba 
4lS aslftdichiB B u h lM sbar alaan iolali«B FUl, Mina FnHiiniiBut gifciiii 
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haftet die Gcneiiisdiaft mr insoweit, als sie durch das Yerbreeben xm 
Scfaadea tünm Andern berädiert ist. 

AbgOMhen davon , das« 'üe Venirthellting (Icr Ehefrau \ve?en einer aus einem Ver- 
hrechen ihre« Mannos entstandenen Schuld mit der natürlichen Gerechtigkeit in keiner 
Weite Tercinbar ist, gebt Inhalt und Zweck der Art. 1124 und 1425 B. 6. B. äugen- 
•dMlBlidi dabin; Yerliini)iehheii«n der Ehegalten , waleha aoa Verbreeben derselben enl- 
•tanJen sind, von der Geiuclnsct aft aunuschtiessen. Darum ist bei solchen Verbrechen, 
welche den bürgerlichi n Tod uiul Jaiuit die AuflrtBung der Ooiergetneinsrhaft (Art. 1141 
Ahe. 2) nach sich liehen, verordnet worden, daas die Verurtheiluogen nur die eigcuen 
6««r dea Vemrtbeiltcn nnd seinen Oemeins^iaflaanfliell irtfTen aolten. Bei den tbrigan 
▼erbrvebao aber sind die too den dienen Sebalden de« Manne« und der FVu Oberhavpl 
gallenden Grundsfttze zur Anwendung gekoujmcn, wonach die eigenen Si-huldon des Mannet 
iwar vorschüsslich, jedoch unt r naftharkeit für don Wiederersatt, aus dem gemeinscliaft- 
lichen Venuögeu, die der Frau aber uur aus ihrem Grundeigenthaiu beigetrieben wcrien 
kQBMB. 

G«g«iiQb«r dem fltar die entgegengesetzte Ansicht an;;erurenen Grundsätze , dass Ans- 
Wbmen strenge ausiulepen 9ei<Mi, kommt aber in iietracht, ilas? die Sälio 1424 und 1425 
auf einer weit höheren und allgemeineren Regel herahen, als die Bestimmungen Uber die 
Gewalt des Manne« bezoglicb der Gemeinschaft, und diM selbst b«i AnnaliiBW ioi Fall« 
sweiMbiftar Beatinumrogan daajenig« «Mar toselben begriffen i«t, die nncb dem Oraadt, 
auf dem die Ausnahme beruht, ganz unzweifethan unter diefirlbe gehört 

Mannheim, 3. Dccember 1828 (Oberhofg. Jahrlj IS 27 28. S. 189.) 

Mannheim, 13. Sept. 1853. (Anual. 1S53. S. 319; Obcrhofg. Jahrb 1852/53. S. 109.) 

Za Art 14*6. 

Klage auf Trennung von Tisch und Bett; Kosten; Zahlungs- 

pflicbt des Ehemannes. 

Wurde eine Klage der Ehefrau auf Trennung von Tisch und Bett als 
ungegründet abgewiesen, so kann der Anwalt der Ehefrau nicht nachher für 
die von ihm vorgelegten und nicht durch provisionelle Maassregcln gedeck- 
ten Kosten gegen den Ehemann oder ^ GfttergeBMiBScfaaft dne Klage für 
jene Kosten erhehoL 

Genlia Afl t4M B. 0 B. wird dwcb die .Aden der EbefinM, ««!che efo eine Za^ 

Stimmung des Ehemannes, selbst mit Autorisation des Gerichts Tomahm, die Gfltergemein- 
schaft nicht belastet; diese allpcnicine Vorschrift findet so gut bei den Prozessen, welche 
die Birau gegen ihren Mann als gegen Dritte führt, ihre Anwendung; aurh bei Scheidungs- 
klagen; die Emichlignng de« Oeriebl« botwechi nur, die EbsAtn nr Anüenong der Klage 
zu befähigen, prSjudicirt aber nichts hinsiebtlieh der Folgen der Klage; hier hat nur die 
Ehefrau das Recht, sich zur Bestreitung der Prozesskosten eine Provision und eine Er- 
ginznng derselben zu reracbaffen (Art 878 B. P. O.); dieae Maassregel, welche gewisser- 
liiMHii dM AüMbaM von der Begel de« Art IIM B. 0. B. biMal, kam niahl «ber 
Mfae bsetinmHwi ToiecbiMen upgedetaM «erden , nfthbi der Ebenain oder die Gfllsr- 
gemeinecbafl nicht gehalten sein , ausser der geni« Art. 878 B. P. 0. StgebilHgteo Pro- 
vision , noch weitere Kosten zu bezahlen. 

Paris, 30. April 186^ (Caas.) (J. d. P. 1862. S. 695.) 
Cfr. Gm. 11. JuH 1837. 

Zu Art 14S6 und 14i7. 

Ermichtignng der Terheirntheten Frnn dnrch das Oerieht; 
dringende Yerwaltnngs-Handlnngen. 

Es ist nnbesMtbar, dass im Falle der Ahwesenfaeit (NicliUnwesenheit) 
des Ehemannes der Richter die Fraa anterisiren kann, aodi boflgfidi des 
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diegemeinBdiaftlichen Vermögens dringende Verwaltungshandhiiigen Tor- 
zunehmcn, welche geUeterisch die Erfüllung der in den Art 203 und 1409 
B. G. B. vorn^esehcncn , sowie das gcmeiiwchafüifihe IntereeBe der Ehegatten 

und ihrer Kinder erheischen. 

Wenn also dM Giricht unter solchen Umständen jene Autorisation ertheilte und dabei 
mit Unrecht die Art. 1426 und 1427 ib. angewendet haben tollte, so bat £s jedeofalls 
tfweh diese Aotorteimng niefai die Art. 112 a. f. , 838 und MO B. G. B. md MS B. P.-O. 
verletzt. 

Braaeel, 8. Februar 1862. (Bej.) (Paaier. 1862. S. 163.) 

Zu Art. 141^7. 

Gerichtliche Ermächtignng; BargBchaft ttr den Ehemann. 

* Zar Uehemahme dner Bttrgschaft von Seiten der Vnn für den Mann 
bedarf es keiner gerichtlichea EnnAchtigung, sondern nur der Hitwirknng 
des Hannes. 

Der Art. Itt? B. G. B. spricht nicht aas, das« ans s er oder neben der Ennfich- 
tigang ihres Ehemannes die Ehefrau auch noch die gerichtliche Auioriaation notbig habe, 
ojD sieh for ebemtonlicbe oder Geiueinscbaftasehulden saninitverbindUch zu machen, viel- 
mehr eDihUl der Art; iWI Ib. aar die Aawendaag der allgem^bieB Begel, dass dis Ei^ 
ntftcbtjgnng des Oeriobtaa blos alsdaaa elnzuhotea iat, wenn der Mann solche vervelgert 
oder sie nicht ertheilen Itann. 

Mannheim, 3. Oecember 184a (Oberbofg. Jahrb. 1840/41. 8. 386u) 

Zu Art 148a 

1) Cession einer dnrcb Schulduxkunde verbrieften persön* 
liehen Forderung der Ehefrau durch den Mann, ohne 
deren Concurrenz. 

Der Ehemann ist nicht befugt, eme nadi dem Ehevertinge nicht in die 
Gfltergemelnschaft fallende Forderung seiner Ehefrau, ohne deren Concur- 
renz , zu cediren. 

Der Ehemann hat auf das von seiner Ehefrau einpebrachto MobiHarrormf^^ren, als Herr 
der Gütergemeinschaft, nur insofern ta verfagen ein Beeht, als dasselbe nicht, wie die 
bi Bede eldieode Forderung, vea der Gemeinsdiaft fijrmUdi aasgesebloescn wordea ist; 
MaeiditHcb dieeer Fordenmg elabt Ihm, irie besaglieh der eensligen propres eefaier Fnm, 
aar das Yerwaltungsrecht zu, welches die Veräusserungs-Befugniss des Ehemannes ans- 
sehliesst. Obgleich der Ehemann allein die Mobiliarklagen seiner Frau ausüben, deren 
Kapitalien und sonstige fuogibelu Sachen erheben und darüber rerrageo kann, vorbehalt- 
Heb der Yerreduunig aaeb Aallaeaag der Gfltergemefaieebaft, eo folgt bieraas kefaieeweget 
dass er auch die in Rede stehende Forderung, welche sich nicht doreb den Gebrauch ver- 
zehrt, in Natur auslieferbar erscheint, und nach dem Ehevertrage einen eigenen Chanütter 
erhalten bat, allein za Teräussern befugt ist. Wollte man das Gegentheil annebmeo, so 
banale bierdorcfa beim YermogensrerMl des Ifaanet die FTan ihr Eigenthum Teriiana aad 
dessen Glftnbiger die Forderang Derselben, als einen Gegenstand der Ottergemeineobafl, 
angreifen. 

Paris, 5. November 1860. (BeJ.) (Sir. 1861. I. 49.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 1428 B. G. B. Nr. 6 und 7. 

2) Peremtionslclage; Immobiliarklage. 

A. Wenn die HauptUage die ^nndicaüoD eines der Ehefin» sngehorigen 
ImmObeb snm Oegeurtande hat, so mnss auch die im Imü» denelben aar 
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gestellte aoeesBoriscibe Peramtioiisklage, wie die HanptUage, als eine Im- 
mobiliarldage angesehen werden (Art. 626 B. G. B.), welche nicht 
Ton dem Ehemanne, ohne Goncnrrenz oder Genehmigung der Ehefiraa, an- 
gestellt werden kann. (Art. 1428 ib.) 

B. Der hieraof basirte Einwand der mangelnden Activlegitimation kann 
auch von dem Pererationsbeklagten , nicht von der Ehefrau allein, geltend 
gemacht werden , da unleugbar der Verklagte ein gesetzliches Interesse hat, 
nur von dem ersten Kläger angegangen zu werden. 

C. Eine nachträgliche Ratification der Ehefrau kann die Annehmbarkeit 
der Perenitionsklage nur dann noch beseitigen, wenn nicht inzwischen in 
der Hauptsache Acte vorgenommen wurden, welche die Peremtion deckten. 

Bf Hin.... 1821. (Rej.) Breuer g. v. Lippe. (K. A 4. II. 90) 
Cfr. eUberl xo Art. 1498 B. 0. B. Vr. 9 o. f. 

3) Persönliche Grundstücke der Ehefrau; Besitzstörungs- 
klage; Fortsetzung nach Auflösung der Gemeinschaft 

Nur die Ehefrau hat die Befujiniss , nach Auflo.sung der Ehe die von ihrem Rhemanne 
wegen ihrer persönlichen Immobilien auf Grund des Art. 1428 B. G. B. eingeleitete pos- 
•CMOriscbe Klage forixusetsen; sollte die Gotergemeinschaft ebenfalls dabei betheiligt sein, 
•0 bftt Jedtafiallt dl« Ebefrtii ftr {breo Anlbdl ein leltolsllirfigw Kiagwwslit. 

B«rlin, 18. Oetober 18». (BeJ.) Bnffg. Kih. (K. A tX II. 7ft) 

4) Prozessftthrung des Ehemannes bezüglich des eigenen 

Vermögens der Frau. 

Der Ehemann ist nicht berechtigt , als gesetzlicher Vertreter und Ver- 
walter des Vermögens seiner Frau , ohne Vollmacht derselben , für sie Pro- 
zess zu führen , Zugeständnisse zu machen u. s. w. , und ein gegen ihn und 
die Frau, als saniuitvcrbindliche Eheleute, erlassenes Urtheil muss, um gegen 
die Ehefrau wirksam zu sein, auch dieser insinuirt werden. 

Der Ehemann Ist nar Nstsniesser und Verwalter des efgeneo Vermfigens der 
Frau and der Art. 1428 B. 0. B. rfami ihn nicht das Becbt ein, die EhefnOf wenn sie 
«als Scliuldnerin in einer Weise belancrt i^i. dass sie dem Glauhiger mit ihrem son- 
dereigenen Vormfigeu haftbar wird, ohne ihr Wissen und Willen, blos als Herr der Ge- 
meinscbafi allein zu vertreten und sie um den Grundstocii ihres ganzen Sondervermögena 
xn bringeo, indem er Hamens ihrer die Sebald oder S«mmtsdjaldaerMb«ft dar EbeAm 
g^gmflber dem Gläubiger anerkennt. 

Bruchsal, 1855. (.\niial. 1855 S .32.3) 

Yergl. mit Mannheim.... (Oberbofg. Jahrb. 1861 S. 3ÖX) 

6) Verantwortlichkeit des Ehemannes fflr die nicht 
erhobene Dos der Ehefrau. 

Wenn durch die Schuld des in Gütergemeinschaft lebenden Ehemannes 
ein Thdl der Dos der Ehefrau nicht einbez&hlt und nnbdbringlich geworden 
ist, so kann der Ehemann, gemäss Art 1428 B. G. B., hierfür verantwort- 
lich erklärt werden. 

P«rit. 10. Janoar 1863. (B^) (Sir. 1868w I. 187.) 

6) YermOgensTerwaltnng des Ehemannes; Entsiehung der 

Terwaltnng., 

& n Art 1101 B. e. B. Nr. 4 aod & 
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7) VindicatioD Seitens der Ehefrau. 

Die Ehefrau kaan wihrend der Ehe die von dem Manne Terinsserten 
eheweiblichen Liegenschaften nicht vindiciren, ausser wenn solche im 
Wege der Zwangsversteigerung veräussert wurden. 

Wenn auch der Eliemann nicht das Eigcnthum der ehoweiblichen Lies^enschaften ver- 
iussern kann, lo ist er doch Herr des Genusses und daher befugt, diesen gültig einem 
I>ritten zu Oberlaeien, welcher deehalb einwenden kann, daes er ror Beendigung dieses 
OenoMraditM kela« V«rbfaidliehk«H hab«, die Uefemdiaften beraatingelMii. FOr im Recbl 
ond die Ausübung des Vindicitionsreehls ist es von entschiedener Wichtigkeit, ob die Fran 
bei Auflösung der Gemeinschaft an dieser Tlieil nahm oder nicht und ob sie es hierbei ror^ 
lieht, den Preis der Liegenschaft aus dem gemeinschaftlichen, resp. eheniännlichen Ver- 
mögen u forden, oder die Uegeudiaft ooIImI in Amprsdi lo nehmen; die Bedingnogea 
des Vindieationsrechts lassen sirb daber aiohl ober beurtheilen, oli bis dio OenoiMcbiA 
aufgelöst and die Frau sich flber die Annahme derselben erklärt hat, und es müssen des- 
halb die betreflenden Voraussetzungen abgewartet werden, che von der AusQbuDg einer 
Viiidication die Eede sein kann. 

Hlerfttr opridil anch der Art 1860 B. 6. B., welcber swar von der bowidiMloB 
(dotalen) Ehe handelt, aber um so mehr auf die Gotergemeinschaft Anwendung findet, als 
bei der letzteren, wenigstens mit Einwillipung der Frau, deren Gut vciäiissert werden kann, 
wihrend bei der bewiduieten Ehe dio DotalgOter für imveräusserlich erklärt, also mehr 
in Sdioli genommen rind ond dio EboTran dennoch vor Aaflosvng der Ebo oder orwliltter 
* GSterfondemog ihr verinsaerteo «lieatenerlieihes Oot nieht vindicirea kann. Die Beoorg- 
nisse , dass die Ehefrau auf diese Weise benachtheilicl werden kflnne, sind grandlos: der 
Eheioann haftet ihr für den Schaden, und wenn in Bezug auf ihre Ersatzansprüche Gefahr 
vorlianden ist, kann sie Verraögensabsönderung verlangen. Endlich deutet der Art. 2256 
Ib., «rotier dio Ebornn vor dar Vorjibrang der Vtndiealionaklago ocbilM, klar an, dnaa 
und warum das Gesetz im Interesse der Ehe selbst eine solche Vindicatioo nicht duldet. 

Alle« dieses findet jedoch zunächst nur Anwenduni auf einen freiwilligen Verkauf 
des Maonee and kann auf Zwangsversteigerungen nicht ausgedehnt wcden, denn dieser 
Fall gdMM nfdil sn denjenigen , in wolcbon die Verjährung nadi Art 3256 n Owum 
der Ebofran •titlsteht, und dn aneb «ino Gowibrioiilangsplllciit der Goneinscbaft nicht ein- 
tritt, so ist auch die Klage tiicht durch die AnnatuiiP oder Ausschlagung der Gefneinscliaü 
bedingt; der Steigerer aber kann mir das früher schon eineelciteie Executionsvcrfahren 
fortsetzen und von der Frau Entschädigung für Kosten u. s. w. verlangen; eine Wili|w 
oehiftikbigo gogon den Mann aloht ihm aber nicht lo. ( Dio dnrflbor im finaHMlwhon BecMo 
obwnltendo Slreftfrago ist durch %. 1026 der Ba i. P 0 abgesebnilton.*) 

Mannheim.... (Oberhoig. Jahrb. 1847/4^. S. 426.) 

8) Verwaltangsrecht des Ehemannes; fungibele Sachen. 

8. n Art 1806 B. 0. B. Urfboa (Dannitadl) rom 11 Januar USS. 

Zu Art. 1431. 

Becht der saramtverbindlichen Ehefrau, den ihr als Bürge 
zustehenden Ei satzauspruch im Gaat ihres Mannes gel- 
tend zu machen. 

Wenn in der Gant des Ehemannes der Gläubiger bereits liquidirt und 
dadurch die Masse schon auf Tilgung der Verbindlichkeit belangt hat, so 

•) Der I. 1036 (JotH 964) dar Bad. P. 0. bnHot: Ha» (fan Falle des f. tfOl (963) 
der frfihere Sieigerer das ersteigte Gut wieder abzutreten oder er ist dara in Folge daranf 
erhobener Eigenthunisansprflche fflr schuldig erklXrt, so tnass ihm zuvor das, was er am 
Steigerungszinse nach Anweisung der zust&ndigen Behörde bexahlt hat, nebst den notb- 
wendigen nnd nSliUeta«! Yerwondnngen vnd den Kanfkoalen von Domjeoigea entaltet «or- 
don, wdebtm das Ott abnilrolen iit. 
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kami die läefiraa nicht nodi selbsteUndig ihr ErsatsrechtJiguidiren, «mdern 
ae kann sieh nur dem Begehren des Glfiabigers mit d«n Antrag anscfaUes- 
sen , dass dessen Befriedigung durch ihr gesetzliches Unterpfandsrecht her- 
beigeführt werde; hat aber der Gläubiger sich nicht gemeldet, dann ist die 
Ehefrau selbstständig zu dem Gesuche berechtigt, dass der Gläubiger mit 
Hülfe des ihr zukommenden Pfandrechts bi friediut werde. 

Die Ersatzforleruni: der Ehefrau besteht näiiilich nicht seIhsUtfindig neben der des 
Qliubigers, eoudeiu die hbtifraa kann (nach Art. 1431 uud 203*2 B. 0. B.) als Bürge 
iet EhentMWt ia ienea Gut dl« ilif elngerlamte EmlrfiBrdenmg, lo lang» il« dl« mit 
dem Ebeinaune Qberooujuiene Verbindlichkeit noch nicht erfailt hat, wie jeder Midiir« Bflrg« 
dabin geltend machen, dass sie von der Hafibarkeik dureli Tllging der 
Schnld aus der Masse befreit werde. 

M MD Ohe im, 13. Jaonar 18W. (Zento. Magas. Bd. IV. 8. 151) 

Zu Art. 1433. 

Ersatsanspruch der Ehefrau far ihre ver&asserten 

Liegenschaften. 

Sind Liegenschaften der Ehefrau während der Ehe verkauft worden ^ so 
kann sie den Verkau^^reis ans der Gememschaft fordern, oder, wenn sie in 
die Veräussemng nicht eingewilligt, die Liegenschaft vom dritten Besitzer 
vindidren. 

Ihre Beweispflicbt erstreckt sich nur auf die Tbatsacbe, dass die Liegenscbafi xa einem 
bestimmten Preis verltaufi wurde, nicht ab»r auch darauf, dass die Oemeinschart den Preis 
bezogen bat. Obwohl die Ersatzforderung nach Art. 143.'i B. G B. au diese Voraussetzung 
geknöpft ist, b'sdarf «• di«i«« l«liler«n Bowel««« nieM, d«mi d«r Elwmiin hat al« H«rr 
i«r Oemeioscbaft und als Vermller d«« eheweiblichen Venni^ens den BrIO« «iiiuii«!!«!!, 
weshalb dieser Einzu>; so lan^e zu Termutben .«tehi. a's nicht !>e^auptct und dargetban 
wird, das« der KaofscbiHtDg entweder noch ausstehe, oder von der Ehefrau selbst eing«- 
Mgeo und v«rwood«l woid«ii i«i. 

Main he Im ... (Oberliofg. Jahrb. 1889/83. & tU; Aaml 1864. 8 100.) 
V«rgl. an Axt. 1198 B. 0. B ob«B das llaaBli«iiB«r UrliwiL 

Zu Art. 1436 und 1437. 

« 

Ersatzforderung beim Verkaufe einer Liegenschaft gegen 

eine Leibrente. 

Die B *sche Ehefrau brachte ihrem Ebemanne ein hcrrschafllichcs Scbupfleben nebst 
1200 fi Fabmissvermögen, er ihr ein Fahroissvertnögeo von 6000 fl. ein tmd die £he 
ward« noter dl« Regeln der gesetsUefaeo 6fll«iig«ni«in«elMll gesteht. Siiäter abergaben dU 
B.^fllt«n Ebdent« ihr simmtlicfaes tiegeodee und Fabrnis«T«rmOgen an die M.*«efaen Eheleale 
unter der Stipulation, dass die Uehernehmer bei der IVbergabe 2000 fl. baar zahlen und 
in vorhehaltener Wohnung eine auf jährlich 147 fl 48 kr. angeschlageoe , auf das Leben 
eines jeden der Ubergebenden Ehegatten zur HAlfte gestellte Kente leisten sollten, in einem 
Uebergab«vert«iehnlss« worden aus«er dem Schnpfleheagnt ooeb dnige andere GrandstOek« 
im Anschlag von ISO i. und Fahruisse im Anschlage TOD 860 fl. aufgefOhrt. Nachdem di« 
Rente 8 Jahre lang von der B 'sehen Gemeinschart bezogen worden, starb der Ehemann 
B. und bei der Verlaaaeusehafts-Abtbeilung wurde die EraatzTorderung der Wittw« in der 
Wei«« berechnet« das« man an dem BaarkanfeehUlioge von 2000 fl. den AaNMag d«r Fahr- 
Biaaa mit 880 fl. abtog and d«m Rest von 1480 fl. den vollen Betrag dar tat di« G«ni«ini- 
scbaft geflossenen 8 Jnhrp<?reriton heischlug. T")ie Erben des Ehemannes verweigerten ihre 
Zustiuiiiiung und klagten auf gleiche Vertheilung der ganzen Verlassenschaftsmasse zwi- 
schen ibaeu uud der Wittwe, indem sie behaupteten , dass jedenfalls die Rente zum Lr« 
lato« nickt g««ign«i ««1, «oniflm d«r Ocmeiaiciiaft fcbflhrt habt. 
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Es wurde vom Gerichte entschieden : dass die beklagte Wittwe berech- 
tigt sei, den Kaufpreis ihres beigebrachten Scliuptlehengutes, soweit er in 
die Gemeinschaft geflossen i^t, zurückzufordern und der Betrag dieses Kauf- 
preises dadurch festzustellen sei, diiss man den Kapitahverth der Leibrente 
mit liücksicht auf die zur Zeit der lieuteubestellung wahrscheinliche Lebens- 
daner ein« jeden der B.*scheii £hel«ite fieetsetze, darnach bestimme, w» 
die alljfihrliche BentenzahlaDg zuerst auf den Zins ans diesem Kapitalwerthe 
und dann anf das Kapital selbst abzurechnen sei und die hiemadi in den 
8 Jahren des von der Ehegemeiusehaft genossenen Bentenabsugs stattge- 
habten Kapital Zahlungen dem Baarkaufschillinge von 2000 fl. beischlage, 
sodann von der Summe den Werth der Fahrnisse und der Grnndstftckei die 
nicht zum Lehengute gehörten, mit 719 Ii. abziehe. 

Wenngleich der Arl. 1436 B. G. B. »cstimiut, dass oline Röcksicht auf den Werth 
der Liegenscbali der Preis, für wcldica dieselbe verkauft wurde, vergütet werde, so kaan 
dodi alt Preif eb«r Saeb« nur das ang«Mh6n werdaa, was sieh tur Zeil das VerkanlSi als 
Kepr&sentatioD ihres gegenwärtigen Kapitalwertbs daislellla. Was nun »her l'üi einem 
Veriiauf auf Kenten alljährlich hezahlt wird, repräscntirt nicht blos einen Tbeil des 
Kapitalwertbs, welchen der verkaufte Gegenstand zur Zeit des Verkaufs hatte, soudera ea 
reprisentirt noch weiter den fttr dieses Jahr eatbehrtcn Genuas an dem beim Klafar aua- 
slsbendeo Kapital, md da bei ainsr GsmeliisdiaAstiis n bsidsn «sssnlUdi vwadiisdansa 
Bezogen zwei verschiedene Rochtsobjccte befugt sind, so wird es im unterstellten Falle 
nölhig, erst ausrumiUeln, was bei einein Verkaufe auf verzinsliche Zieler schon durch den 
Vertrag bestimmt ist , nünilich das , was an den bezahlten Reuten und Zielern als Surrogat 
das Kapitala und waa als Surrogat der FrOebte in batraehtan sei, und dies gasahiahl auT 
die im Urtbcite angegebene Weise. 

Die Schliissbestiiuinung des Art. 1437 ib., dass jeder Ehegatte für jeden einseitig aus 
der Gemeinschaft bezogeneu Vortheil Vergütung zu leisten bat, steht jener Entscheidung 
nidU entgegen vai ItMD liefet daftr angeraint wsrdsD, dass die Gsnieioacbaft dem Ebe* 
galtan dia Laibrsnia nur insofsm da Lisgensdiafls-Kaafaabilling an aiaataaa baba, nia disss 
Leibrente die der Gemeiiischart durch den Verkauf entzogene Grundrente des veräusserton 
Guts Qbcrschreitot , weil der Kiiesatte, der gegen eine Leibrente veräussert hat, keines- 
wegs einen einseitigen Vortheil aus der Gerne ins cbaft, sondern ans seinem eigenen 
Rsehlagescbifle besiabi , nnd ss sieb andi aicbt ssgan Ittsi, teas dia Laibrwile fbaUwaiaa 
durch einen aas dar Gemeinschaft geraachten Aufwand erworben sei , indem dta GssMii- 
Schaft die Rente vom verkauften Gute niclit durch Verzicht zum Vurtheil des verSussemden 
Ehegatten, sondern schlechthin durcli die Thatsache der Verausserung verlor. Eine Be- 
reiebemng das ainen EbegaUen mtf Koslan d«r OsoMiaaehaft liegt aber auch deshalb nicht • 
vor, «all Biefal angenonoiai worden kann, daaa der Gaaanmtbatmg aUar Jabrsailalar den 
wiiÜichcn Werth des Kaufpreises ausdrücke, weil femer bei einem Verkaufe auf unver- 
zinsliche Zielcr in der Abtragung eines Zieles iheils Zinsentrichtuna;, theils Kapitalschuld 
enthalten ist, und weil endlich der Werth des Kaufpreises zur Zeit der Verausserung 
kelneawegs den Noidnalwortbe aller miTeninslidisii Zieler glelcbkonnnli sondern die Diffis- 
renz zwischen diesen ond jenen sidi ala FrOebte des letileren, in Sinne des Art 584 
B. G. B., darstellt. 

Mannheim.... (Oberbofg. Jabrb. 1836/37. S. 187 u. f.) 

Za Art. 1487. 

Schenkung an Kinder früherer Ehe. 

Wenn ein in zweiter Ehe lebender Ehemann seinen Kindern erster Ehe 
aus dem Gemeinschaft.s vermögen Schenkungen macht, so ist dies als ein 
vom Ehemann einseitig bezogener Vortheil zu betrachten und der Ehemann, 
resp. seine Erben, haben dafiBr iiadi Art 1487 Bw 6. B. der Ootergemein- 
sdiaft Yergatong m leisten. 
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Kacb der Bechtoihnliclikeit der Art. 911 , 1099 und 1100 ib. gilt die Verwendung ron 
Gemeinschaftsvermögcn lu Schenkungen an nichtgeoieinschafHiche Kinder oder Abkünnn- 
linge des einen Khej^aUen der Verweuduog zu dessen eigenem Vortheil gleich, uiiii 
jcdeolUb Hegt duin eine Venrendsog in eeinem einseitigen Inlereaae. Der Art. 1460 ib. 
entbilt eine Anwendung dieeee Gnindinlne anf die Anistnitnng niöblgeaieinidiaftllcher 
Kinder. 

Mannheim, 14. December 1838. (Oberbofg. Jabrb. 1838/39. A. 195, 299.) 

Za Art. 1438. 

Aufiechuung der Ehestcucr auf die G emeiuschaftsantheilc. 

Der Art. 1488 B. G. B. gilt nur von dem Falle , wo zur Zeit der An»- 
stattung die Ehegemeinschaft der Eltern noch bestanden hat 
Uannheim.... (Oberbofg. Jahrb. 1845/46. S 338.) 

Dritter AbBohiiitt 

Vm der AulUHmig ätr GütergemeUuekafl und von Mgen ihrer Polgen. 

(Art. 1441 — 1452.) 

Art. 1443. 

1) Gatertrennungsklage; Beweis des Einbringens. 

Die Klage auf Gütertrennungs-Absonderung stützt sich darauf, dass 
das Einbringen der Frau in Gefahr sei. Es muss also auch, und zwar in 
derselben Weise wie bei den übrigen Bedingungen der Absonderung, dar- 
gethan werden, dass die Frau Vermögea eiugebracht hat, deim sonst kann 
dieses nicht in Gefahr sein. 

Ob jelit schon das Einbringen seinem rollen ^kahnge nach n erweisen iet oder ob 
et genügt, wenn endi nnr ein ThetI deeselben Uqnld gsnaciil wird, slehl mit dem Beweise * 
der Gefalir und der Vermögenslage des Mannes in Verbindung, indem das Dasein einer 
Gefahr bald durch die Grösse des Einbringens bedingt ist, bald nicht. Im letzteren Falle 
geoOgt es, wenn auch nur ein Tbeil des Einbringen« dargetban ist, und die Ol^biger kön- 
nen dns Urthal, weMies nnr ttn AbeOnderong aosspncbt, nielH am dem Grande anfneb- 
Inn , weil das Vermögen niehi in dem vollen Umfimge, ih» sie toldiei angegeben bal| im 
Absöndemngs-Verfabrcn erwiesen worden sei. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. 1852/53. S. 117) 

8) Gatertrennungsklage, cumulirt mit der Klage auf 
Festsetzung des Einbringens. 

Mit der Klage auf VermflgeDS-AbsOnderang kann ancb in^eidi ein 
ErkenntaisB über die Grosse der Ansprache der Frau begehrt werden. 

Die Behauptongen and Beweise der Frao raassen sich ohnedies hierauf erstreelien; 
eine solche Klageverbindnng kann daher auch nicht als Nullitätsgrund anerkannt werden, 
der das Absönderuogs-Erkenatniss zwischen den Parteien selbst, sowie den Qliubigern 
gegmtdber nngflMg mncbl; nnr dOrTen die Bedite der Oliubiger, diesen TbeO dee Erkennl* 
Visses besenders sninfeehlen, nicht geschmälert werden. 

MnnnlieiB.... (Oberbofg. Jahrb. 1852/53. & 119, 120; AmmL iSSL S. 18&) 

8) OatertrenniiBga-Klage; d^sordre; Beweis durch Inventar. 

A. Der Art lUS B. G. B. erfordert, ebenso wie der Art. IftSS ib., dsm kisren 
WortreniMde infolge, tnr Bogrtbidiag der QOlortrsuumgskligo dorehins nieht mshi^ 
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alt dass der Brautschaiz der ktageuden Eliefrau In Gefahr tei, es mag diese Gefahr durch 
die Schuld des M.-iimca, oder durch jene der Frau, oder diircli sonstige, ausser dem Be- 
reiclie ihrer beiderseitigen Schuld liegende Ordnile veranlasst worden sein, indem die Ge- 
MttgehoDg nirsvnds diflee UntenclK>fdiiiig«a «nllbhrt. Der WortvertlMd jener Artikel ent- 
spricht auch ganz den Geist der bestehenden Gesetzsebung über die Hemchell im llaanes 
in dem Hauswesen und den Venuö^ens-Angeicgenheiten der Ehe . zumnl wenn mau den 
behaupteten Fall einer Schuld der Kbefrau in das Auge fasst, da dem Lbcmaono im Ge- 
selse die MdgUcbkeit gegeben ist, alte Binieraliae, «eldie iii Beziehung auT die ehelieha 
VenvalUiBg von der Fraa aasgeh» konnten, za nnlerlradien and wegtarlanea. Dieae 
wörtliche und logische Auslegung des Art. 1413 entspricht auch ganz den Vorschriften des 
Rüin. Kecht^ hinsichtlich des zum Schutze des Brnutschatzes gesehenen Rcchtsiuittels . aus 
welkem uiuweifelbaft die Bestimmungen der Art. 1443 uud 1563 ihren ürsprung erhalten 
haben. 

Wenn daher d«s Gericht das Becbt, auf Gdtertramimg za klagen, zu* 
gleich fon der Ursache, aus wdcher die Gefiüir des Brautschatzes h^or^ 
geht, ahhingig macht und die Klage um desswillen abweist, weil dem Ehe- 
mnnnc keine Sdiold zu Last falle, die Schuld vielmehr einzig auf Seiten 
der Ehefrau zu suchen sei, so verletzt dieses Erkenntniss jene Art 1448 
und 1563. ' 

B. Den Beweis, dass der Brautschatz der Ehefrau in Gefahr sei, kann 
das Gericht zwar nicht aus dein blossen Ein{?eständniss des Ehemannes, 
wohl aber aus einem vom Gerichte augeordueten luventar entnehmen. 
(S. das Nähere in diesem Betreffe xu Art. 8iO B. P. O.) 
Darmstadt, 91. Inli 1829. (Cati.) Scfaerer g. eeine Ehefraa. 

4) Item; Gefahr für das Einbringen; Veräusserung der 

Mobiliar- Accessorien eines Gutes. 

Eine vom Manne geschehene Veräusserung der zum Betriebe eines Bauern- 
guts unentbehrlichsten Fahrnisse (z. B. des Viehs, des gedämmten Früchte- 
vorraths) erscheint zur Begründung einer Yermögens-AbsönderungsJdage als 
hinreichend. 

Hierzu wird die Tbatsache eines fdr die Ehefrau bereits eiogetretoaea Verlostes oder 
eine acheo vorhandene VenaBgena-OnntlingUelilteli anf Salle dea Ehemaanef aar BefHa- 

diguog ihrer Ersatzansprüche nicht erfordert, vielmehr geoQgt aehea daa Dasein der bleaaea 

Gefahr, d. h. die durch die zerrüttete Vermögenslage des Mannes gereditrertigie Bosorg- 
niss, dass derselbe zur Befriedigung der Ansprüche der Frau auf Ergänzung ihres Bei- 
bringens kOoftighio ausser Stande aeia werde, worüber das richterliche firiaeesen zu ent- 
aeheiden bat 

Manahaloi.... (AnoaL ISSft. 8. 23.) 

5) Item; Gant des Mannes; Wirkung auf das Pfandrecht 

der Ehefrau. 

Um in der Gant des Mannes oder bei einem Zugriffs-Verfahren auf 
Liegenschaften desselben, auf welche ihr ein Unterpfandsrecht zusteht, ihre 
Ansprüche geltend zu macheu, bedarf die Frau der vorherigen Vcrmögens- 
AhsOnderung nidit 

Naeh den Art Sl«3~2ig5 B. O. B. iel, aelbel bei elnar Mwilligfn Veriaaaervng 
der ehemännlichen Liegenschaften, der RAufer angewinen, keine Zahlungen zum Nach- 
theile der Ehefrau an die ihr nachstehenden Gläubiger zu leisten, ohne dass diese Anord- 
nung des Gesetzes an die Bedingung einer Toraogegangenea Guterseparaiion geknüpft ist; 
dia Alt 1S8 «. r. dea E. R (645 f. C. I. a.) gabaa dar Vbttm tfnea in Gant gerattia- 
■ea HmdalaiaaBoea gMaMUla daa Btchl, fhra «bawafbUalMB BacUa, alma dia GiUaitoa- 
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iening, begebren tu nliiwii, «n das dem Zugriff unterworfene Vermögen des MMinet 
grilind stt m/Am vaä der Art. 1M6 B. 0. B. gevUui eelbel den Gllabigera der 

Frau, obwohl ihnen die Kin^c auf Ahsondi-nincr ausdrücklich versa;zt ist, dennoch dae 
Recht, in der Gaut desselben die eheweiblicheii Forderungen zu ihrer Befriedigung geltend 
zu uiAcheu, woraus folgt, dass das Gesetz die vorgängige Absonderung uicfat als eine un- 
erliaellebe Bedingung anr Anerkennung und Verweieung der eheweiblichen Fordemiigen 
aaalebt. 

Mann heim... (()l,erhor<,r Jahrb. 1852/53. S. 124; Ann&L 1854. S. 109) 

Vergl. nunmehr neue Bad. P. 0. 1864. f. 1060. 

6) Item; Gefahr des Einbringens; Abwesenheit des 

Ehemannes. 

Auf die Thatsache der Abwesenheit des Ehemannes Iftsst sich die Klage 
der Ehefrau auf Verraögens-Absonderung nicht gründen. 

Durch seine Abwesenheit an uubtk.Tniiten Orten bat sich der KheniAnn der Verwal- 
tung des geineinschafilicheu und ohcweiblicticn Vermögena tbatsächiich begeben, und da 
diese voa der Ehefrau aelbst geführt wird, kann von einer beaorglicben Gefahr für aie 
nua der ebemtanliebett Venvallung keine Bede lein Der ArL IM B. Q. B. gibt ihr daa 
Redit . die fnrsorgliche Aufhebung der (StttergemeinediaA u bewirktn oder die Vernflgeat- 
Verwaltuns in bevorzugter Weise zu öbernehtnen. 

Maunheiiu.... (Annal. 1862. S. 295) 

Za Art. 1444 und 1445. 

Vollzug der Vermögens- Absonderung. 

Die in Betreff der Fragen Ober die Nothwendigkeit der chenmnnlichen Ermächtigung 
zur Veruiögens-Absonderungsklage , Ober die ZuUlasigkeit eines Contuinacial- Verfahrens, 
Ober den Werth dea GesMndniaaeo des Ehemannea , fiber die Öffentliche Verkfladtgung den 
Drtbelia nnd Aber die Bereehnung und Elnhnitung der Frlalen, bot Bhu^ndia-Proieüen 

gegen den Vollzug von Vermflgens-.Vbsondcrungsprozessen auch in Baden entstandenen 
Coutro Versen (vergl. Annal. 1849/50. S 416 u. f; Oberhofg. Jahrb. 1852/53. S. 113 
u. f.; Zentn. Mag. Bd. III. S. 151 u. f.) haben durch die neue Prozesaordnung von 1864 
ihre Erledigung geftmden, welehe bestimmt; 

I, 1042. Die Beweispflieht dea Klägers wird weder durch das Oestfindniaa des Beklaf- 
ten, noch durch dessen ungehorsames Ausbleiben nuf^rohuben; doch ist es dem Ermessen 
des Bicfatera anheimgegeben, welches Gewicht er demselben, in Verbindung mit andern 
Beweismitteln, beilegen will 

|. 1057. 2) Einer ebeminnlidien Ermiehiigung 1»edarr die Fraa daxn (mr Yemiflgens- 
Absondeniogsklage) nicht. 

$. 1059. Wird auf Vcnnögens-Absonderung erkannt, so ist unbeschadet dessen, was 
die Handelsgesetze weiter verfügen, das Urtbeil in gleicher Weise wie die Klage öffentlich 
beltnnet an maeh«i (AnseUag an die Gerfehtstafel, ESnrOckung in die Zeitnng) «ni der 
Vollzug kann erst nach j\blauf von acht Wochen nach der Bekanntmachung beginnen. 

Die Frial dee Art. 1444 B. G. B. läuft erst vom Ablauf dieeer acht Wochen. 

Zu Art. 1445. 

1) OflterWennnng in Folge der ausgesprochenen Eheschei* 
dang; Rackwirkung des Urtheils. 

Die Wirknngen der Gfltertrennong treten, aneh wenn diese nor eme 
Folge der ausgesprochenen Sdieidong tob Tisch nnd Bett ist, vom Tage 

der Klage auf Scheidung ein. 

(Cfr. zu Art. 311 B. G. B.) 
Paris, 13. Mai 1862. (Bej) (Sir. 1862 I. 885.) 

45 
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2) Gatertrennnng; Vollzug; Anfechtang durch spätere 

Gl&ubiger. 

8. in Art. 1328 B. G. B. Nr. 5 oben, UrtbeU (FUris) m 1. Juli 1883. 

Zu Art 1447. 

1) Anfechtung des Gfltertrennungs-Urtheils durch 6Un- 
biger des Ehemnnnes wegen ihrer Benachtbeiligung; spä- 
tere Gläubiger. 

Gegen die Fr.lwbe Ebefna, welcher dtrdi den Tod Ihrer Sehweeler Im April 1846 ein« 

Erbschaft anfiel, traten die OantglSubiger ihres Mannes mit einer Klage aof, womit sie den 
Fahrnissrtnthoil dieser Erbschaft als zur Gütergemeinschaft gobürig fflr die Gantma^se 
ia Anspruch nahmen. Die Beklagt« wendete ein, dass sie schon vor Aufall der Krb- 
•ebeft ifli Angntl 1844 dtireh Urtbell Vermogeng-Absondemns gegen ihren Ehemann er- 
wirkt gehabt habe, daher die Erbscbafl (Art. 1441, Ziff. 5 n. f. ß. G. B.) lodlRÜch ihr 
selbst anerfalli-n sei. Hiergegen rrplicirlen die Kläger unter Andereott i^l*** diete Vei^ 
mfigens-Absonderung zu ihrem Nnclithcile stattgefunden habe. 

Sie wurden aber abgewiesen, weil nach Art. 1447 ib. die Glaubii^cr des 
Mannes die Vermögens- Absonderung nur dann anfechten können, wenn sie 
zu ihrem Nachtheile geschah, d. h. wenn sie zu begranden und zu be- 
weisen vermögen, dass ihre sur Zeit der VermGgens-Absondernng 
bereits erworbenen Bechte an das ehemännliche und ehegememschaft- 
Uche Vermögen ihres Schuldners durch die Art des Vollzugs der Vermögens- 
Absonderung benachtheüigt worden seien. 

Zur Zeit der Absonderungsklage konnte die Beklagte aber noch gar n'cht wissen, eb 
ihr die Erhscbaft anerfallcn werde und hat sie auch in der eventuellen Absicht, sich diese 
Erbschaft gaut zu reiachaäca, gehandelt, so hat sie nur von einem ihr zustehenden KecLite 
Gebmudi gemaebt, daher die Olftnbiger threi Blannet nicht anf ongeieizliebe Weiae (en 
frande de lenra droits) beeinträchtigt. 

Mannheim, 8. Februar 1849. (AnnaL 1848. & 393; Oberhofg. JahrK 18S1. S. 3184 

2) Item; mangelnder Beweis der Gefährde; Anfechtung der 

Gläubiger wegen Gefährde. 

Bei einer Klage, die sich auf Bcnachtheiligung der Gläubiger stützt, 
ist aussOT dem Beweis der Benachtheiligung, wdeher unter Umständen schon 
aus dem Inhalt der Absonderungsklage selbst entnommen werden kann, 
nicht nodi der weitere Beweis einer Gefährde nothwendig. 

DafSr aprichl niebt nur der Wortlaut dea Art. 1447 B. O. B.: M*ntn Nachtheil ihrer 
Rechte", sondern auch der (leist des Gesetzes, weil dasselbe, vermöge der besonderen 
Verhältnisse, in welchen die Ehegatten stehen, und weiche sehr leicht zu einer böswilligen 
Benachtheiliguag der Gläubiger ?erleiten, die Goräbrdc gleichsam ▼errauthet, wo xam Nach- 
tbeil der Glinbiger gehandelt worden itL 

Man Ohe im.... (Oberhofg Jahrb. 1852/53. & 121; Annal. 1851 & 357.) 
VergL mit Anoal 1858. S. 51 u. f. 

8) Anfechtung des Vollzugs eines Gfltertrennungs-Urtheils 
durch die Gläubiger wegen Gefährde. 

Die Ueberdnkunft beim Vollzuge einer Vermdgens-Absonderung, wo- 
Bach die abgesonderte Ehefrau das ganze Vermögen ihres Ehemannes Qber- 
mmmt, mit der Verbindlichkeit, einige Gläubiger zu befriedigen, ist fdr die 
fibrigen Gläubiger gefährdend und kann daher von diesen als ungflltig an- 
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gefochten werden; ebenso ist der Vollzug der Vermögens- Absondemsg in 
der Weise, dass der Mann nach erwirkter Absondeiung sein ganzes Ver- 
mögen , soweit er darüber verfagen kann, der Fran an Zahlongsstatt ab- 
tritt, ungültig. 

In dieser Begünstigung der Ehefrau vor den anderen Gläubigern durch Zuweisung von 
VcmOgenstheilea , auf welche eie, wie z. B. auf Fahrnisse, nicht eioinal ein Vorrecht bat, 
liegt eine rechtewidrige und gefillirderoHe BemehtbelUgung dieser GliuMger. 

Mannheim, 18. Xai 1852. (Annal 1852. S. 188; Oberliofi;. Jahrh. 1852/53. S. 45, 122 ) 
Mannheim. 23. Hai 1854 und 30. Septbr. <.\nnal. 1854. S. 295 und 1856. S. 340.) 

4) Gfltertrennung; Anfechtung durch die Gläubiger wegen 
ihnen nicht nachtheiiigen Bestimmungen der Theilung.- 

Das Recht zur Anfechtung einer VermOgens-Absondernng durch die 
Gläubiger des Ehemannes ist insofern beschrinkt, dass die Diesen un- 
schädlichen , wenn auch geföhrdevoUen, VcrfOgungen des Absonderungsactes 

nicht davon cr^Tiffen werden und dass die gesetzmässigen Bestimmungen 
dieses Actes aufrecht erhalten bleiben, obwohl derselbe theilweise auijge- 

hoben wird. 

Mannheim, 27. September 1853. (Annal. 1886. 8. 22) 

ö) Intervention der Gläubiger in die Gütertrennungsklage. 

Erster Fall. (Beweis der Gefährdung der Gläubiger.) 
Der Art 1447 B. G. B. räumt den Gläubigern das Recht zum Wider- 
spruche nur unter der Voraussetzung ein , dass die Ehefrau beabsichtigte, 

sich der Vermögens-Absouderung zum Nachtiieilc der Gläubiger zu 
bedienen uud es ist daher , wie sich auch aus dem Worte des Artikels 
»contester« ergibt, dessen Bedeutung durch die Uebersetzung in »wider- 
sprechen« nicht geändert weiden wollte, unter dem den Gläubigern gestat- 
teten Auftreten als Beikläger eine förmliche Einsprache (Nebeniuterveution) 
SU verstehen« 

Ein Bestreiten dee Begetarent der Fran, rerbunden mit lelbelitBiidiger B«grOttdung 
und, foweit notbig, dem Beweise dm flher, date bei Willfahrung des Gesuches der Frau nicht 

dieser ein Rechi gefährdet, vielmehr eine gesetzwidrige Benachlheiligung des Interesses 
der Gläubiger von Seilen der Fran allein oder von dieser, im Einverstäudniss mit ihrem 
Manne enielt werde, erscheint also nolhwendig. 

Haanhelm.... 1850. f Annal. 18öt S. 35; Obcrhofff Jahrb. 1819/fia & 47ft.) 

Mannheim, 3. Juli 1851. (Annal. 1851. 8. 325; Oberbofg. Jahrb. 1851. S. 3174 

Zweiter Fall. (Nlchtnothwendigkeit des Beweises der 

Gefährde.) 

Zum Schutze der Gläubiger ist ihnen im Art. 1447 B. G. B. zunächst 
die Befugniss eingeräumt , sich in das gerichtliche Verfahren über die Abson- 
derungsklage einzumischen und das Dasein der gesetzlichen Bedingungen 
derselben zu bestreiten. Die Ausübung dieser Befugniss erheischt nur die 
Eigenschaft als Gläubiger, ohne dass es des Beweises eines Naclitheils oder 
einer Gefährde bedarf. 

Ihr Interesse Bsgl In dsr Oslhbr der drohenden Sehnilemiig Ihrer Bffriedigangs* 
mittel, und ob dieser drohende Vachlhsll sin viderreehllicher ist oder nicht, entsdiddsl das 
Erkenntniss des Richters, indem es die Absonderung znlässt oJer verwirft Eine solche 
Einspräche ist hinsichtlich ihrer prozessualischen Natur weder eine Haaptin'ervcniion, weil 
sie keine selbststündige Klage, sondern eine Einwendung gegen eine Klage enthalt, noch 
Isl tts Sias KsbsttlalsmnIioB, «sH ^ vom Tsrliallea dst Bsklagteo gan imabMagIg wai 

45. 
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nach Umstanden auch (regen Diesen gerichtet ist. Sie ist vielmehr eine besondere , aat 
Art 1447 eottpriogeude Berecbligaog des Gliubigert und derjenigen Einsprache rechte- 
ifanlieb« weldM mdi im OuAmdÜMM jßäae Olinbiger für tfdi allein den AnsprOehea 
•iiMS niideni, di§ ihn io i«r Befriedigiing MlwriUeni, entgeieotetiMi darf. 
HABoh«in.... (Obwhofg. Jalirii. 1892/5S. 8. 11&) • 

Zu Art. 1449. 

1) Dotalehe; Unveräusserlichkeit der Dos nach ausge- 
sprochener Gütertrennung. 

Hat eine Dotalehefrau die Gütertrennung erwirkt, wurden deren TOm 
Manne zu ersetzenden Dotal-ErsatzansprQche sofort auf 280,000 Francs 
liquidirt und sie verband sich später in einem mit dem Ehemanne abge- 
schlossenen Privatacte, von diesen Reprisen nur die Summe von 160.000 
Francs für sich zu erheben, den Rest von 120,000 Francs aber zur Befrei- 
ung ihres Mannes von den Schulden, wofür Leibeshaft gegen den Mann aus- 
geübt werden könnte, zu verwenden, so kann sie diesen Privatact, wegen 
UnverinsserUcbkeit der Dos, als nichtig anfechten. 

EheTrao kann iwar, mit Antoriealion ihres ElMoiaiuies, liinsielitiidi ilirM niebl 
lolalen Vermögens eine solche Verpflichtung eingehen, keineswegs aber einen Theil Uirar 
I>n9 aiir<;ebcn oder unentgeltlich darOber verfügen; durrh den VoUxog dieser VerfllgOllK 
würde Jer Grandsatz der UnTerSusserlichkeit der Oos verletzt. 

Wenn es nicht in der Absicht der in Gütern getrennten Dotalehefrau 
lag, durch jenen Trivatact die Ziuseu ihres Dotal Vermögens, soweit sie das 
Bedürfniss der Familie aberschreiten, aufzugeben, wenn flberdies factisch 
teiteht, dasB diese Zinsen fbx die Bedarftuase der Familie nothwendig 
sind, so können die Qlftnbiger des Ehemannes anf diese fflnsen kdnen An- 
sprndi geltend machen. 

Paris. -29. Juli 1862. (Kej) (Sir 186.3 I. 443) • 

Cfr. Gilbert ta Art. B. G. B. Nr. 60 1 Paris, 28. Juoi 18S». 

2) Nothwendigkeit der Ermächtigung einer in Gfltern ge* 
trennten Ehefrau au einer fllr den Ehemann flbernomme- 
nen Bflrgschaft 

Die gerichtlich in OSlertt getrennte Ehcfraa Conzen rerhflrgte sich durch einen ohne 
Autorisa(inn ihres Ehemannes anssiestellten Schein fOr eine Schuld des Letzteren von 116 
Thalern, und es erwiriile bieraul' der Gl&ubiger Hasselbach gegen sie ein bandelagerichi- 
lielMa firlhail, «ilclMa sie sur Zahlung jener Snmiii« aabti Zinsen, Jedoch mit der Xaasa- 
fidb« far«rdMiite, dasa daa Orthell nur ia daa Moblliar-VemtOgeB im Ehefraa voll- 
■Ireekhar ael 

Dieses Urtheil wurde cassirt und von dem Obertribunal erkannt, dass 
jene VerbOrgung nur insofern Gültigkeit habe, als solche die Verwaltung 
ihres Vermögens zur Grundlage habe und sich innerhalb der Grenzen dieser 
Verwaltung bewege. 

Die QrOnde des Csssationsartbeils sind folgende: 

nach Art 317 u. f. B. 0. B. kann die in Qdieni gelremita Ehefrau ohne AnleriealieB 
dae Bheaannes ihr Vermögen niclit reräussern und keine Verpfllehinag eingehen; die Be* 

sliramun? dos Art 1449 ib. stellt sich daher als eine Ausnahme von dem, ans dem .\rt. 
217 u. f. hervorgehenden, aus der eheherrlichen Gewalt des Mannes bembeadea Principe 
dar und unterliegt deshalb einer restrietiren Auslegung. 

Die Befagniaa der Eheftan, ohne Anlorieatlon aber ihre MobiUea an disfOBiren md 
dieielbin an vertaaeem (Art. 1410), iat Ihr oAnhar nor mit BSokalehl anf die ia ihn 
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Hände übergegangene Verwaltang ihres Verinngeni geietzlieh rerliehen, daher auch durch 
die Natur der Verwaltung und deren BedOrfniss begrenzt und »nus» folglich auf die Hand- 
lungen beaehrinkt werden , welche in der Verwaltung ihren Grund haben und daraus li«r- 

Der gttergetmralra ElMfim M swir andi dM SeeU «hmutnnMn , olme Anlnrlntioa 

des Mannes Verpflichtungen einzugchen, welche indirect zur Vcräusserung ihres Mobiliar- 
vermnjtens fahren; da il;r aber, der Regel des Art 217 B G B. gegenüber, dieses Recht 
nur als eine notbwendige Consequenz ihres Verwaltungsrecbta eingeräumt «erden kann, to 
folgt biertat wieder, datt dia AatQbung jenet BteMt aiebt Ober die OrtaatB der Ter* 
wahupff aad daa BedOriUea deraefbea Maavegthett dnf, dttt arilhla die AataihnM dea 
Ari. 1449 Ib. sich nur anf Verwaltungshandlungen bezieht. 

Wenngleich der Art. 1449 der Dispositious-Bcfugniss der Ehefrau hinsichtlich ihrer 
Mobiiien ausdracklicb keine Grenzen zieht und nur verfügt, dass sie ihre Immobilien 
aldit ohne AutoHsation trerioieera dOrfii, eo erteheint dodi die aof den Wortlaut des Art. 
1449 gestützte Annahme eines unbedingten Dispositionarecbts der Ehefrau bezaglieh der 
Mobilien nicht haltbar und nicht gcei.crnet. die obige, durch die oxceptionelle Natur der 
darin enthaltenen Bestimmung und deren Zusammenbang mit dem Administrationsrecht der 
Ehefrau gebotene Interpretation des Gesetzes in ihrer Bereclitiguug zu beeinträchtigen. 

Die Voreehfift dea Art. 103S la Bang anf die eoafentioadle OOierlrenaaiqr, weleha 
l4>tztere in ihren Wlrkeagen ailt der gerichtlichen Gütertrennung wesentlich auf einer Linie 
atebt, spricht eher gepen als für dif^ Te'ipntheili^e Ansicht, da die Worte: „die Frao 
Itfiane in keinem Falle, noch kraft irgernl einer Stipulation, ibro Immobilien ohne Aoto- 
rieaHoB veriaeeem*'. grade daiaaf liiaweiiw, data Vtlle aietal aaagete h le t ie n aelea, wo 
die Fraa aaeh l»ei der Diapoeition aber ihr« Hobütea, reep. bei derea Verihuieraag, an 
jene AutoHsation gebunden bleibe. 

Die Annahme, daas der Art. 1449 die gfltergetrcnntc Ehefrau habe ermächtigen wol- 
len, sich in unbegrenzter Weise und aus allen Ursachen zu verpflichten, nnter dem 
Uottea VarbehaU, ittt die VollttraeiiaDg aar in ilir Mahiüar-Venaogen gehen Itanaa 
«flrda aar Fo^ haben, data die Fnn ran dem Aagaablieke, wo die Ofllertrennnag ana- 
jresprnrlipn ist. odi^r mit der Gütertrennung überhaupt, ihr gegenwärtiges und itikünftigee 
Mobiliar-Vermöpen vprüussem dürfte und 80 den eipenea Ruin, wie den ihrer Kinder her- 
beifahren könnte; dieses kann aber nicht in der .Absicht des Gesetzes gelegen haben und 
trflrde mit dea Uotivea, worenf die NoIhweBdiglEelt der AatorieaMoa dai Mennea berahl, la 
Widerspruch treten. 

Berlin, 16. April 1861. (Gass.) Conzen g. Hasselbach. (K. A. M. II. A. tt.) 
Cfr Gilbert zu Art. 1449 B. G. B. Nr. 9 n. f.j K. A. 41. I. 67. 
Marcadc zu Art. 1449 B. Q. B. 

8) Verfügungen der in Gfltern getrennten Ehefrau Ober ihr 
Mobiliftr-Vermögen ohne Autorisation; BOrsenspiel 

L Die Ton Tiseh und Bett, also andi in GOtern, getrennte Ehefrai 
kann ohne Antorisation ihres Ehemannes oder des Gerichts ihr Mohüiar- 
VermOgen nicht flher die Grenzen der Verwaltung ihres Ver- 
mögens hinaus verinssem, slso namentlich nicht ihre Kapitalien nun 
BSrsenspiel verwenden. 

Der Art. 1449 B. G. B beschränkt das freie Verflgungsrechl der gelreantea Bhefraa 
anf die .Acten, welche sich auf die Verwaltung ihres Vermögens beziehen, und auf die 
Unabhängigkeit in der GeschafMfQhmng ihres Mobiliar- Vermögens; die freie Verwaltung 
dar Ehafraa kann tidi aber liebt aaf Baadlnagen der ntardsnng und Venwblantomf, «la 
fia varllegaaden, aaadebaan. 

Hat die Ehefrau einem Dritten, ohne ebemännliche Ermächtigung, 2üih1nngen geleistet, 
mit dem Auftrage, damit für sie auf der Börse 7,u spielen, so ist der Dritte sonach nicht 
deshalb von der Bechnungs- und Ersatzpflicht frei, weil der Ehefrau keine .iutorisation 
nottweadig geweaan eei 
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IL Ebenso wenig kann der Dritte, Mandatar, gemflss Art 1967 B. 6. B. 

die Klage bestreiten. 

Denn der Art 19G7 versngt die Rflrkfiiriierunx der für Spielsiimmen bezahlten Surn- 
men nur, wenn sie freiwillig gezahlt worden sind, mithin von einer hierzu gesetzUrb 
befttgteG Pcnon; dia in Ooieni getnnnte Ehefru iit ab«r nach Art 1149 ib. nidit befugt, 
ohne Atttorisaiion zn ImnUen. 

III. Hat die Ehefrau dem Mandatar zum Voraus eine Urkonde zuge- 
stellt, woriu sie die Rechnungen des Mandatars und der von ihm verwen- 
deten Agenten billigt , so vermag diese generelle Billigung nicht die Wir- 
kung zu haben , dass der Mandatar befreit ist , über den Vollzug des Man- 
dates und über die dabei begangenen Fehler seiner Gestiou Kechnong zu 
stellen. (Art. 1992 und 1093 B. G. B.) 

Paris, 30. December 1863. (Kej.) (Sir. 1863. I. 207 ) 
Cfr. Gilliert su Art. 1449 B. G. B. Kr. 14 o. f. 

Vierter Abeehnitt. 

Von der Annahme der Gulerfiemrinsrhaft und von dem Verzichte auf äieselöe, 
sowie von den darauf Bezug habenden Bedingungen. 

(Art 1452 — 1466.) 

Zu Art. 1464. 

1) Einmischung in die Gfltergemeinschaft; Empfangnahme 

von Fahrnissen. 

Die Empfangnahme Ton Fahrnissen aus der Verlassenacbaft des Ge- 
meinschaftsgenossen, thdls für geleistete Zahlungen, theils auf Abrechnung 
auf die Forderung an die Gemeinschaft, gilt fOr Einmischung in die letztere. 

Es liegt darin ein unmittelbarea Eingraifan in das Gemeiuscbafta-VermOgaB, daa In 

concreto in Fshrnissen und errun<;cncn Liegenschaften bestanden hat. 

Maunheiiu, 11. Norember 1828. (Oberhofg. Jahrb. 1827/28. S. 244.) 

2) Item; Uebernahme des Vermögens des Mannes. 

J. Str. in B. wurde im Jahre 1816 Tergaalal. Saina Ebafrau entschlug sich der Ge- 
neinschafi und forderte ilir Beibringen, rcsp. dessen Ersatz; sie erhielt auch solches bis 
auf eine kleine Summe. Die anJcru Glaubiger verloren über 9000 fl Nach beendigter Gant 
aetzte Str. seine HandelscbaA fort und nach aeinem Tode 1828 waran fOr 1437 fl. neue 
fichuMan vartenden , valaha iorch dia vorliaodaiian VorrSIha und Fahmiaaa nialil gans 
gedeckt wurden. Bei der Ycrlassenschafta-Verliandlung entschlugen sich die Slr.'schen Kinder 
der vilerlichen Krbschart; die Wiftwe dagegen erklärte, dass sie bereit sei, um einer noch- 
maligen Vergantung zu begegnen, die Schulden uiii dem Vermögen zu ubcrnehuicu. So 
blieb dia Wittre im Baaitxa daa ganzen Vermögena und naeh ilireni 1831 erfolgten Tode 
traten die Kinder die mOttarlicbe Erbscliafi an. 

Im Jahre 1837 trat nun ein älterer Glfiubiper. der in der Gant vom Jalirc 1816 einen 
Tbeil seiner Forderung Torloren hatte , klagend gegen die Kinder auf , vuu welchen er als 
Erben ihrer Mutier den verlornen Betrag aamnit Z'oaen rerlangte, weil die Wiilwe bei der 
Varlaaaaniebafla-Variiaadluig alle Sahnidan audrfldtlieb flliamoainan and damftia dnreh 
Zueignung des GemeinsebaAs- Vermögens sich in dia Genieinschafi eingemischt hab^. 

Diese Klage ist als unbegründet abzuweisen. Die Erklänincr der Witiwe 
bei den Verhandiuugen im Jahre 182S bezieht sich, der Natur des ganieti Sacbverhaltnisses 
«d dar ra nnlanlaUeoden Abaldil nadi» aor auf dia aait dar Vergantung eonirabirtaa 
BdBldao, walaha «neb allafn dort w ErwShmmg gakomman aind; dar Ari 14M B. G. B. 
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flndp» abf>r nur };f>i HrtnoinschanBehen statt, die Ehefrau hat jedoch bei der Gant vom Jahre 
1816 der Gemeinschaft sich entschlagcn, ihr Eirilirinpen liquidirt und durch dessen Zuer- 
keoiiung eine Auflösung der ehelichen Gemeinschaft erwirkt; wenn sie daher nach der Ver- 
bMdlmg Ton 1898 das d«aiab ton Elieiuaim« MnterlMsene YermSgen denohngeaebtal 
flbemoinmon und sich zur Schaldenzahlung V'-rpflicht t. bo war dies kein CtaueinschaOt-^ 
sondern \)\os clio inä n n 1 i c h e 9 Vermögen und der Fall ist üra'fe po. wie wenn ein Frem- 
der solches Ubernoniuen hätte; eine Klage gegen sie, als persönliche Schuldnerin, ist des- 
balb ttieM begrOndat, d« ^ w«d«r Erba dai EbaoiMiiat ii^ Dodi aaü 1816 in tiaar Qater- 
gameinadiBft mit ihm labla. 

MauBbain, 20. Januar 1841. (Obarliofg. Jahrb. 1840/41. 8. 440.) 

3) Item; Yerloosung Yon Liegenschaften. 

Wenn die Erben der Frau die Güter des Nachlasses, obue Unterschied 
ob ehemftnnliehe oder ebeweiblicbe, unter sidi Terloosen, 80 Uegt darin 
keine Einmischnng. 

Dia Liegenschaften, insofern aia mOttarliehe oder vitarUdia gavaaen, gahOrlan gar nicht 

zur fiemeinschaft , und das blosse Vcrloosen, ohne wirkliche Besitzergreifung, ist kaina 
Eigeiithuuishandlun?, sondern nur die Voihoreitun^, um in den Besitz zu gelangen. 
Mannheim, 11. November 1828. (Oi^erhufg. Jahrb. 1827/28. S. 243) 

Za Arl. 1456 und 1457. 

1) Gütergemeiuschaft; Verzicht der Ehefrau; rechtzeitiges 

Inventar. 

Die Ehefrau, welche nicht in den drei Monaten nach dem Tode ihres 
Ehemannes (oder in der gemäss Art. 174 B. P. 0. bewilligten prorogirten 
Frist) ein genaues und getreues Inventar errichten liess, ist nicht befugt^ 
auf die Gütergemeinschaft noch zu verzichten, 

Sie ist des Hechts zu verzichten selbst dann verlnstig, wenn sie in der 
gesetzlichen Frist das Inventar zwar anfangen, aber nicht ToUe&den Uess. 

Wann aveh dar Art. 145G B. 0. B. dan Tarmhi van drai Maaatni niabt anadrOakUeh 
ata einen peraatoriaeban betaiahnct, so ist derselbe doch ala aoiciber anzusehen, da das 
Gesetz nur anlar der Bedingung, dass die Wittwe innerhalb jener Frist das Inventar er- 
richte, deraalben aiu der Gutergemeinscliafl auszutreten gestattete, sie also auch nur auf 
diaaa Baehtawahltbat ainan Anapmeh maehen kann, wann ala Jana Badingung erfnilta, durah 
d«ran Von^A der Qesetzgebar in Intaraaae der Gläubiger far aofmlig« Faatstellung der 
Maaaa zu sorgen beabsichtigte. Die .\rt. 1457, 1459 und 14t)0 ih. sprechen nicht hier- 
ganren, sondern zeigen, dass der Gesotzgeber die Befugniss der Wiitwo, zu verzichten und 
aieh gegen ain Debervcrschulden der Gütergemeinschaft zu sichern, Qberall an die Voraus- 
aaiung knOpfta, daaa diaaalba raehtialtig tfn ganauea und gatraoaa luTeolar fariigta. Efaia 
Vergleicbung dar Art. 1459 und 1483 mit den Art. 799 und 800 B. 0. B. zeigt, dass der 
Gcaetzgeber es durcli das Interesse der Gläul»i;ier geboten crachlcfe, was die Inventarisirung 
batrifll, die Wittwe, welche sich in Folge des Todes ihres iChcmannos sofort und unmittel- 
bar in dam Beaitza dar Masaa baSndat, atrangar an bahandabi, ala dan Erban, indam ar 
dessen Recht, zu verzichten odar aub benafieio anutratan, nicht an dfa Vonunaalxang 
racbtzeiiigcr Aufnahme des Inventars knflpfte. 

Allerdings verfügt der Art. 174 B. P. 0., dass auch der Wittwe, wenn sie nach weise, 
dass das Inventar in den drei Monaten nicht habe errichtet werden können, von dem Ge- 
riebta ein angamaaaanar waitarar Tamin tu daaaan Erricbtuuff und aar Aoaaahlagnng ga- 
alattet werden könne; allein auch aus dieser "Bestimmung geht barvor, daaa der Gesetzgeber 
ain willkürliches .\bgehen von der von ihm festgesetzten Frist nicht zulassen wollte. 

Eine willkürliche Ausdchnuug des gesetzlichen Termins kann nicht dadurch platzgreif- 
Uah aain, daaa dia Wittva arai an laiilan Taira daaaaiban daa Invaatar baginnan liaat, ob- 
glaidi aa nMil no^eh «ar, daaaatba an dlaaam Taga nun Sdibiiaa au brnigao; dar Art. 
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1456 schreibt überdies die rechtzeitige Errichtung eines genauen und getreuen InTentar» 
flh«r Ira gftDsen Beataml der Ootargemeiiiteliaft ror, wie denn udi nur durah ein tolAm 
obiger Zwedi des Gesetzgebers erreicht werden kann. 

Darmstarlt, u. Uai 186a (Bej.) Hottsdrah g. Vetth und g. Dr. GMire. (Bamer- 
ting 1860. 1. 121.) 

Cfr. Gilbert w Art 1456 B. G. B. Nr. 5; K. A. 41. I. 8. 

2) Item. 

Die UntcrIassuDg der Errichtung eines getreuen und genauen Verzeich- 
nisses des Gemeinschaftsvermögens innerhalb der gesetzlichen Frist von drei 
Monaten macht die Frau und ihre Erben des Hechts der Entschlagung ver- 
lustig. 

Ans den Betlininiinisen des Arl. 1457 B. 0. B.« wonach die Frm in drei Meaalea and 

yicrzi? Tagen nach dem Tode ihres Mannes ihre Entsagung erklären nnis, nnd dee Art 
1459 ib., wonach die "Wiitwe dadurch, dass sie in dieser Frist nicht entsagt, dieses Recht 
niebt verliert, wenn sie nur in die Gütergemeinschaft sich nicht eiogeuischt und ein Ver- 
nOgeniTerxeichniss besorgt hat, ergibt sich, dass, wenngleich die 40 Tage lieine peremlo- 
rieehe Frist beiddnwif dies doch beiogiieh der 3 Msoale ur Errichtung des Vemogeos- 
▼erzeichnisses der Fall ist, und was der Fnn selbst tnr Bedingnng genaebt wurde, gih 
arg. Art. 1466 B. G. B. aucli für ihre Erhen. 

Mannheim, Ii. Nuvcuiber 1828. (Oberhoig. Jahrb. 1827/28. S. 242.) 

Zu Art. 1463. 

Recht der geschiedenen Ehefrau auf die nicht acceptirte 

Gemeinschaft 

J^ine geschiedene Ehefrau, welche in der im Art. 1468 B. G. B. be- 
stimmten Frist sich der Gfltergemeinaciiaft nicht theilhaftig gemacht hat, 
kum spUer kehierlei Ansprache an die Gemeinschaft machen nnd Ihre Ver- 
fiinmniss damit entschuldigen, dasa ihr nicht rechtseitig ein VermOgensver- 
«richniss geliefert worden sei. 

Der Art. 1463 stellt nfiinlich den Grundsalz auf, dass bei der geschiedenen Ehe- 
ftsnit entfiegengeselzt wie bei der Qberleheiidfn, die liegel gi>Uo, dass sie auf die Ge- 
BSlMcbaft verzichteud angesehen werden solie, wenn sie nicht in der gesetzlich bestünm- 
km Frist «riilirt, dass tis sieh dsrselbsii thsilbafüg maeho, «nd es ist ihr« Sscbe « wenn 
flieht schon frflhsr, namwUtch bd den flbrsofgKchen llasssrsgehi (Art. 910 ib.), ge- 
BOgsndo Kenntniss rom Vcriii(i;i;i-ns!;t.'iru1c erhalten, — die 3 Monate und 40 Tage zur Er- 
langung eines Inventars zu bonutzeu und falls diese aus irgend einem Grande dazu nicht 
hinreichten, die im Art. 14(j3 vorgesehene Fristgestattung zu erwirlien. 
Manatasidi.... (Aiunl. 1830. S. 61) 

Tttnftor Abtohnitt. 

Yen der Tkalung der Gülenfemeimekaft nach der Annahme. 

(Art. 1467.) 
§. 1. loa der Theilung des ActlnrenMgeii. 
(Art 1468—1481.) 

Zu Arl. 1468 u. f. 

Theilung; Einwerfung oder Vorerbebung; Compensation. 

Um zu bestimmen, was einer oder andere Thcilende schuldet, uud 
Bonach eumiweilen oder vorzuerheben hat, muas nothwendig in Betracht 
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genommen werden, nicht nur aus welchen Ursachen die Schuld entstanden 
ist, sondern auch welche Ursachen die gänzlicbe oder theilweise Erlöschung 
der Schuld herbeigeführt haben. 

Hieraus folgt, dass die Art. 1468 u. f. B. G. B. die Compensation nicht aassebliesMn, 
Tielinebr eintretenden Falls diese Art der Erlaaebung notbwendig madieii mMi ibMi dto 
Vorerbebmg oder in Einwerfen nnr fDr DMjenige statt tat, «m lieh als UnteraeWsi itr 
von der Gemeinscbart an dl« EhegtHeD, oder von den Letaleren an die Eretare fesduil- 
deten BctrSge darstellt. 

Brflssel, 17. Oeceuber 1863. (Hej.) (Pasicr. 1861. S 240) 

Zu All. 1468 und 1471. 

Ersatzansprüche des Mannes und der Frau an die Güter- 
gemeinschaft. 

Verfflgt pin Urlheil, da."'' nn den Krsatzansprflchon des Eliemannes der Be'rag des ron 
ibiii an die Gülergeaicinsebaft zu Ersetzenden in Ahzug gel>racht werden soll, so entscbet- 
det es hierdnfcli niebt Uber das BedH der Eiben der Fraa , einiretanden VaSk du «irk- 
Hebe Einvetfen (rspporl effeeliQ der ErsstanneprOehe begehren tn hflnnen. 

Das UrtfaeQ TerkOmmert also nidit das der Ehefrau oder ihren Erben 
wegen ihrer Vorerhebungen zustehende Yonagsrecht, und ▼erletat folglich 
auch nicht die Art. 1468 und 1471 B. G. B. 

Parie, 16. April 186^ (Bej.) (Sir. im. I. 970.) 

Zu Art. 1469. 

1) Aussteuerung anderer Personen, als der Kinder, mit einer 
gütergemeiuschaftlichen Leibrente durch den einen Ehe- 
gatten, ohne eignen Vortheil. 

S. za Art. 1401 B. G. B. UrtbeU (Paris) toiq 30 April 1862. 

2) Zweite Ehe; Schenkung au die Kinder erster Ehe; 
Vergfltung an die Gütergemeinschaft. 

fi. an Art. 1«37 B. G. B, Oberbofg Jahrb. 1838/39. 8. 195, m 

Zu Art. 1470. 

1) Bflckforderungsrecht der Ehegatten an die Gemeinschaft; 

Zeit der Bückforderung. 

Die Ansprüche, die ein Ehegatte an den andern oder an die GemefaMchafk 
aus dem Ehevertrag, oder kraft Gesetzes zu machen hat» kOnnen nicht, ohne 
die Thcilung abzuwarten, gerichtlich geltend gemacht werden, weil solche 
nach Art. 1470 B. G. B. ihm erst bei der Theilung zugeschieden werden. 

Mannheim, 12. Januar 1843. (OUerhofg. Jahrb 1842/43. S. 491.) 

2) Ersatzanspruch nach der Ehescheidung. 

Dagegen kann bei einer Nichtgemeüischafts-Ehe sofiyrt nach Auflösung 
der Ehe (in concr. durdi Scheidung) auf Herausgabe des Einbringens geklagt 
werden. 

Bei der Nichtfjernpinschafi (.^rt. 1530 u. f. B. G. B) bedarf es einer roraiisgehenden 
VenuOgens-Auaeiuandersetzung nicht und die ron der bewidineten bhe bändelnden Art. 
Id35b. ond 1565 ib. sind nicht anwendbar. 

Mnnnheln ... tS. Oetober 18S6i (Zenta. Xsges. Bd. III 8 TO.) 
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3) Wirkungen der Gant und der Zwangsversteigerungen 

auf das Rttckfurderungsrecbt der £hegatten. 

8. tn Art. 1443 B. G. B. Nr 5. 

4) Item; Beweis des Anfalls von Mobilien an die Ehefrau 

während bestehender Ehe. 

Wenn die Frau bestimmte Fahrnissstflcke in natura aus der Gemein- 
schaft zurfldnrerlangt, so kann der Besitz derselben zur Zeit der Eingehung 
der Ehe oder der Anfall während der Ehe ^ die zu beweisen sind — von 
ihr nur durch em Vermögensverzeichniss dargethan werden. (Art 1499, 1504, 
1510 B. G. B.) 

Ein Beweis darflber, dass der ^laiin das Vermn^cn auch erhoben und verwendet hat, 
hraiicht die Frau n'ifr nirht zu filhrcn . da 'Icr Mann als Nulziiiesser und Verwalter des 
ebcvveihlichen Vciiuogeiis wühreod der Gemuiuschafi bercchligt und vorpflicbtct ist, die an- 
gefUIenen Erb«ch«flen festKotlolleit, zu erhelMD und mit dem flbrigen Vermögen sn Ter- 
wallen, «fthrend der Frau soll>sl keine Verrügungggewalt darflber xustcht, auch keine lieber^ 
gniH> niH iiiror ii;tii<i in dm Biv^itz des M iiiiit's statifmdot, «orOber sie den Hann sor 
Ausst'.'liutii; ciiicr Kinpfnagsbesdioinigunj^ anliaiten kmuito. 

Manu beim.... (Oberbufg. Jabrb. 1852/53. S. 223, 221; .\nnal. 1854. S. 109) 
VergL nach Zenta. Magai. Bd. L 8. 161. 

Zu Art. t470 und 1471. 

1) Anspruch der Khctraii an die Gütergemeinschaft für ihre 

Ilcprises; Mübiliarqiialität. 

Eine Ehefrau batte fUr ihr nicht mehr vorhandenes Mobiliar-Hinbrioffen an die Güter- 
geoMOsebaft einen ihr ala ihr propre uelelienden ErtatKaoepmeh von 7000 Franca. 

Bei der Liqiddation der Ofttergemeinaetaaft, wdehe die Erben der Frau angenommen 
halten, fanden aieb snr Deeltung dieser ErsatsTorderung keine Mobilioa, sondern nnr Inn 

mobilien vor. 

Die Ehefrau hatte ihrem Ehemanue alle zu ihrem Nachlasse gehörigen Mobiliarwerth- 
•elMfltan gesebonkt. 

Wenn die Ehefran die Oatergeraeinsehaft annimmt, so sieht ihr nadi deren Beendi- 
gung das bis dahin in suspenso gebliebene Klage auf Tbeilung des dazu gehörigen Ver^ 

rnflgpns tu; in der Fi^zonschaft als GIäu!>i{jerin der Gilterj^cmeinschaft bat sie aher nur das 
Kccht, die Kückulilung des in dieselbe Eingeflossenen zu verlangen ^ dieses Uecbl ist, wie 
die sorQekzoxahlende Forderung, ein blosses MobiUarreebt. FOr diese Ersatsforderung bat 
sie vor .\liem einen Anspruch auf die Mobilien, in deren Ermangelung auf die gfller- 

gerncinsrliaftliehen Immobilien, und luletzt auf das eipne Ininioliiliar-Vormßften des Fhe- 
tuanne»; allein diei^es Vorerbebunu» recht ist iiner Ei^^cnschaft als gü(er<;eni( ine Ehefrau ganz 
fremd, wie sie soiclics auch in dem Falle des Verziciiti auf die Gemeinscb.ift behilt; die- 
selbe ist keine Folge ihre« Eigentbumsrechts, sondern ihrer Qoalitft als OUubigerin. 

Die mobiliSrc Natur des Ersatzanspruchs verliert dadurch diesen Charakter nicht, dass 
die Zablunjr derselben dmch Znwo'Snnu e iies luiiniiliels beworkstellifft wurde. Die Khefrau 
konnte die Zuvxeisun^ l iues Immubtils versiijjcu uud wie jeder andere GUiubigcr ibiea .An- 
spruch auf dess4;n Preis geltend machen. 

Dieser Ansprach erscheint sonach als eine Mobiliarfordemng , die als 
in der Schenkung der Ehefrau einbegriffen erachtet werden muss, und die 
sonach der beschenkte Ehemann, wenngleich die BQckzahlung in Immobilien 
erfolgt, in Anspruch zu nehmen hat 

Paris, 1 Jimi 1863. (Bej.) (Sir. 18Gi. I. S29) 
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2) Natur der far die Vorer hebongen der Ehefrau wegen 
ihrer Ersatzansprüche ihr zugewiesenen Errungen- 
8chaft8-0e genstände; Erbfallgebahr. 

Eine Ebefrau halte sich unter Fcsislcllunj? einer auf die Eminpenschaft hcschninliten 
Gülcrgenioinschaft verhcirathct; nach deren Tod stellte sich bei der Liquidation dieser Ge- 
meiosdiat't heraus, liaas ihr Mobiliar-Einbringea während der Ehe abgängig geworden war. 
Für den ibr, resp. ibna Eilwii, »ntdMiilra EraAluiispiiidi wurden den Letztern aus der 
MaaM «vslindicehe Fonds flberwiesen. 

Selbst wenn die Erben die Gemeinschaft nicht ausgesehlagen haben, 

so haben sie von diesen Fonds nicht die, zufolge des belgischen Gesetzes 
för solche Papiere zu zahlende erhöhte Erbfallsgebühr zu entrichten. 

l)ie Erben haben nncli doin Gescl/.e nur von Deinjetiigen, wa« sie in Folge des Stcrh- 
falls erhielten, die Gebühr zu berichtigen. Der Ersatzanspruch für das abgangige Ein- 
briogen der Ehefnui bcitsht aber, mag dl« Ermngeiiachaflt-Geiiielaidkafl angenomraen, 
oder darenf Teniehtet worden sein, dn»g in dem Beebte, die Zahlung des Warthes des 
Alij:.nnfji;2eii 7.11 bcpehrcn ; (Ji^'ses U'>cht sdüt dalior einfanb als oino Mobiliarforderung 
dar. Weder die Weise, wie eine ForJerung hez-ahlt, noch die Art der Gegen^tiinde , wo- 
mit diese Zahlung bewerkstelligt wird, andern etwas an der Natur des Titels, in dessen 
Genlsilwit die Zeblaog erfolgt. Die Erben empfingeii daber jene auslindiicbeii i^piere 
nicht als Miteigentbümer derselben, sondern als GUttbiger, haben also davon auch nicht 
die höhere Erhschaftagcbühr zu entrichten. 

firaasel, 27. März 1S62. (Kej.) (Pasicr. 1S(>2. S. 126.) 

Cfr. Br Ossel, 18. Juni 1857 und Paris, 16. Januar 1858. 

4) Vorerhebungen; Natur derselben. 

A. Die Vorerhebungcu können nicht die Elemente der Theilunj? bilden, 
noch sich cunfundiren, indem man sie in die den Ehegatten angefallenen 
Theile der Gütergemeinschaft zurechnet. 

Diese OperatiouoQ stellen sich als Liquidütions-Verhandlungcu dar, welche der Tbci- 
long Torangeben und nicht die Wirfcnngen dcrLetxteren beben liOnnen, weil erst, naebdem 
alle Vorerhebungen der b«den Ehegatten an die Masse (bstgeelellt worden elod, zur Tbei- 
lang gcschritie» wird. 

B. Die Ehegatten üben die Vorerhebungen in der Eigenschaft als Gläu- 
biger, nicht aber als Eigenthümer der Masse aus, mögen sie auf das baare 
Geld oder auf Immobilien Anweisung dafür erhalten. 

Die Art, wie eine Schuld bezahlt wird, sowie die Natur der Gegenstände, wonsit die 
ZaUnng bewirkt wird, verindem die Katar des Titels niebt, anf welchen hier vorangerah- 
ren wird. 

Brasset, 17. Deeember 1863. (Rcj.) (Fasier. I86i 8. m) 

Zu Art 1470, 1471 und 1477. 

Gütergemeinschaft, eheliclie; Recht der Erben der Frau auf 
die errungenen Immobilien für Ersatzansprüche; Kevin- 
dication gegen Dritte. 

Haben die Erben der Ehefrau nach deren Abieben die Gütergemein- 
schaft angenommen, so können sie, sofern kein Geld oder Mobiliar zur 
Deckung ihrer Vorerliebungs-.\nsprüchc vorhanden ist, diese Ansprüche auf 
gütergemeinschaftliche Immobilien ausüben, selbst wenn dieselben bereits 
nach aufgelöster Gemeinschaft von dein Ehemann an Dritte veräussert wor- 
den shid; sie können demnach diese Dritte zum Prozess beiladen, um con- 
tradictoriseh mit ihnen zur Liquidation der Gateijsememschaft zu schreiten. 



Dlgltized by Google 



71« 



Bflrg«rlIeliM GeteUbveh (Ali 1478» 1476 « 1477). 



Das Gesagte tritt nicht nur dann , wenü es sich von der Vorerhebung 
liegen eigentlicher Ersatzansprachc handelt, sondern auch dann ein , wenn 

gegen den Ehemann eine Verurtheilung wegen Unterschlagung oder Ver» 
heimlicluinf^ von Gemeinschafts-Verinögen ausgesprochen worden, und den 
Erben der Frau fOr den Betrag dieser Verurtheilung eine Vorerhebung 
gebührt. 

Der erste Satz rechtfertigt sieb durch die Verfüguag des Art. 1471 B. 0. B. 

Df« dritten Erwerber koonlen von dem Ehemaane nidrt nelir Beeble erirerben, ato 
DIflMm selbst xastandeo. 

fifinSss Art. U77 ih. ist Vein rntcrschied zwischen den ei?cntlirhcn ErBatianjprOchMl 
und den Verurtheilungen wegen Beaeitigang oder VerbeioUiebung von K/Teiiten der Gflter- 
gemeintcbaft zu maehen. 

Her Ebemaiui kooote -dadardi, daaa ar dlaaa EAktan noteradilqg, kalM groaiaran 
Rechte erlangen, als wenn er sie verkauft. 

Paria, 6. November 1861. (Bej.) (J. d. P. 1862. & 3514 

Zu Art. 1473. 
Zinsen der Ersatzfordernng. 

Nach Art. 7H8a. des Bad. Landradita bat der überlebend« EbegaOe bei kinderloser Eh« 
die lebensUnglicbe Nutzniessung an dem Vermögen des Verstorbenen, 
wenn die £begalten in Gatergemeinsehaft lebten und nicht im Ebevertrag auf diese Nutz- 
nieaanog verticMel ward«. In «ia«ai aoletaan IUI« kaoa«a dabw von dem aberlebenden 
Ehagatlan nnr anlw«d«r A« labenaliagKcbo Ni^nteinng oder di« Ziaacn b«anapnietat War- 
den; denn diese RebOhren ihm selbstverstjindlich nur insofern, als er nicht selbst in DaaUt 
und Genues des für seine Rr.snurorderung verhafteten Vermögens siob bofiodal. 

Mannheim.... (Oberhofg Jabrb. 1836/37. S. 199) 

Art. 1476. 

1) Anwendung dos Art. 88 3 B. G. B. auf T h eilungen von andern 
Gemeinschaften, als ehelichen Gütergemeinschaften^ 
Theil-Hypotheken. 

S. zu Art. 883 B. G. B. das Urtbeil (Berlin) vom 30. September 1851. 

2) Nichtanwendbarkeit des Art. 841 B. G. B. auf Thellungen 

von Gütergemeinschaften, 
a sn Art. 841 B. 0. B. Urtbeil (Dannatadt) vom 16. Januar 1837. 

Zu Art. 1477. 

1) Unterschlagung und Verheimliehung (r^c^l^) von Aua- 
ständen der Qatergemeinschaft 

B.f weldier mit dar L. Torbeiratbek wnr, dt« «oa aui«r frOb«ren £b« xwel Kind«r 

hatte, verkaufte an seinen Sohn aus frnherer Ehe ein zur GOl«rg«ineinsehaft zweiter Ehe 
gehörises Haus für 31,000 Francs. Nach einer fdnf Tn^o später ansgestellten Quitiung 
zahlte der Kaulcr an seinen Vater scheinbar zum Voraus auf jenen Preis 10,000 Francs; 
den Real fon 21,000 Franca eedirte B. nnter Coneorrena aein«a Sohnea ainige Tag« apiter 
fOr einen als sofort bezahlt quittirtcn gleichen Betrag an einen Dritten. 

Die L. . welche bei Ah«chiuss jenes Ilausverkatifs bereits an einer sehr gefährlichen 
Krankheit zu Belle lag, starb 18 Tage später, und es fanden sich, obgleich sich keine 
Spar ein«« Varbislaa «dar •in«r imadaranlegung der vi» B. angeblidi «iBg«B«nini«i«tt 0«ldar 
saigt«, diaaa G«ld«r in d«r Mm«« nisht vor. 
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Unter dieseii Umstindeii kann das Gericht, wenn es dnrdi die Klage 

der Kinder erster Ehe der L. mit der Frage befasst wird, erkennen, dasa 

dieses Verschwinden der Gelder in einer zwischen B. und seinem Sohne 
colludirten Unterschlagung seinen Grund habe ; findet das Gericht , indem 
es ausser dem Gesagten die stottgefundenen Interrogationen und sonstigen 
Actenstücke in Betracht nimmt, darin den Beweis, dass eine solche Unter- 
schlagung zur Benachtheiligung der Gütergemeinschaft und der Erbschaft 
der L. von B. und seinem Sohne verübt worden sei, so verletzt es die Art. 
792 und 1477 B. G. B. nicht, wenn es die beiden Letztereil wegen rec6l6 
jeden Antheila an den besagten Geldern verlustig erklArt 

Paris, 17. November 1861. (ReJ. eh. eiT.) (Sir. 1861. I. 489.) 

2) Verlust des Gemeinscbaftsantheiis wegen Verheim- 
lichung; bOser Glaube. 

Die Behauptung, dass der Beklagte die bezeichneten Liegenschaften 
bei der Inventur nicht angab, bezugsweise »verheimlichte«, ist zur Begrün- 
dung einer Klage auf Ausschliessung vom Antheil an diesen Gütern nicht 
genügend, sondern hierzu ist die Behauptung und Nachwdsung erforder- 
lich, dass die TerheimlichteB Gegenstände in bdsem Glauben, in frau- 
dnlöser Absicht, von dem Beklagten zu seinem Vortheüe verschwiegen 
worden seien. 

Manaheia, 1 April 1857. (Zea'n. Mag. Bd. lU. 8. 964.) 

8) Item; Anwendbarkeit des Art 1477 B. G. K auf die Erben. 

Die Klage aus dem Art 1477 B. G. B. kann auch gegen die Erben des 
schuldigen Ehegatten gerichtet werden. 

Haeli Art. 810 a. f. oad im ib. geben alle eiTilreehtlleben YerbindJiehkeilw 

auch auf die Farben Ober nnd findet nach dem B. Q. B. nar da eine Ausnahme statt, wo 
es durch die Natur der Sache oder durch den Ausspruch der Gesetze klar ist, dass die 
Verbindlichkeit auf die Person des Erblassers beschränkt sein soll, z. B Art. 957 ib ; es 
Iii daber amanebmen, dan alle d^lreebtlidien Felgen, die daa Vermögen treffen, eine 
aefio rsi peraecutoria begrflnden, sie mögen unter weleber Form immer itallflnd«i, wat 
aegar von Geldstrafen wegen Verbrechen im Art. H24 nussesprochen ist. 

Mannheim, 8. Jooi 1830. (Oberhofg. Jabrb. 1829/30. S. 246 , 2öO.) 

4) Yerlnst der Natanieasung an einem Gemeinachaftastflck. 

Der im Art 1477 B. G. B. den Ehegatten gedrohte Verlost erstreckt 
Mk nicht audi anf die Nntaniesaong, welche derjenige, der ein Erbechafts- 
stock TerheimUchte, anzuspredien hat 

Diese Gesettesstelle spricht nur vom Antheil (portion) an Gemeinscbaftaattcken nnd 
iet als Strafbestimmung einschränkend, in mildernder Weise, auszulegen. 
Manabeim,22. M&rz im (Oberbofg. Jabrb. 1831/32. S. 118.) 

§. 2. f en dem PsnlfwlMlani der me ig i m eta i c ha ft md im MMg m den 

SchddMk 

(Art 1482 — 1491.) 

Zu Art 1482 u. f. 

Gatergemelnschaft; Vorzugsrecht der GUnbiger derselben 
vor den persönlichen GUnbigern der Ehegatten. 
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Die Gläubiger einer Ehegemeuschaft haben auf das zu derselben ge- 
hörige Vermögen kein Vorzugsrecht vor den persönlichen Gläubigem der 
Ehegatten , sollten die Forderungen der Letsteren auch erst nach Auflösung 
der Gemeinschaft entstanden sein. 

Beide Klassen von Gläabigern concurrireu mit einander, sofern oicbt dem einen oder 
aadem ein Vortngt- oder Hypothckar-Btehl xMiebt (Art 2003 und 30N B. G. B.). 

Nach AuflSiung der Oemeinadiaft UAf ««na von Seiten der Ebefrao kein Veniehl er- 
folgt, jeder Gatfe von Rochtswcgen mit der Hälfte f1<"? Activvennögens und der Schulden 
saisirt (Art 1474, 1476, 14^2 — 1484 ib); vorbchaltlicli des der Ehefrau im Art. 14S:J 
eingerfiumten Rechtes vermischt sieb das gütergeraeiuschaftliche Vermögen mit dem persöo- 
Itehen Vermögen der Ehegatten; die Ootergeneinseliall biMet Itefne getrennte nenlieehe 
Pcrsuniichkeit; wfihrond der Gütergemeinschaft eisdheittl der Ehemann als Herr derselben 
und disponirl darüber wie über sein Ktj^'entluitn ; wollto man nach aufgelilsier Geraeinscliaft 
den Gläubigern derselben ein Vorrecht vor den persönlichen Gläubigern der Ehegatten auf 
dae aar Gemeinschaft gehörige Venuogen einrinmen, ao werde man bierdoreh, dam Weaen 
des Hypotheken-Systems zuwider, den GiSubIgern der GfltecgemeinaehafI ein atUlaebveigen- 
des Privileg selbst in Bezug auf die Mobilien zuerkennen, welches sowohl vor als nath der 
Theilung der Gdtergemeiiischaft bestehen mQssto, und diesen Gläubizorn der GtltcrgBiiicin- 
schafi den Vorrang selbst vor den vorher inscribirten pera^^nliehen Gläubigern der Eheleute 
aaf die Immobilien der GOtergemoinschaft gawfthren «flrda. 

Paria, 18. AprU 186a (Rej. eh. civ.) 0 d. P. 1861. 8. 785; Sir. 1860. I. 305.) 

Zu All. Ubli. 

Haftbarkeit der £hefrau fUr die Schulden; Grensen. 

Die Ehefrau, welche die Gemeinsdiaflt angenommen und zugleich auch 
die flberschuldete Erbschaft des Ehemannes, nach dem Verzicht der nSchsten 

gesetzlichen Erben, übernommen hat, haftet in ersterer Beziehung so weit 
ihr Theil an der Gemeinschaft reicht (Art. 1483 B. G. B.), und in der 
letzteren, als Erbfolgerin in der engeren Bedeutung, nur bis zum Betrage 
der Erbgüter, auch wenn die Erbschaft von ihr nicht förmlich unter der 
Vorsicht des Erbverzeicimisses angetreten worden ist. 
Mannheim, 14. November 1S54. (Zentn Mag Bd. I. S. 516.) 

Za Art. 1484. 

Haftbarkeit des Ehemannes fflr die ganze Eheschuld. 

Haben zwei in Gütergemeinschaft lebende Ehegatten eine Schuld, ohne 
einer Sammtverbindlichkeit zu erwähnen , gemeinschaftlich übernommen , so 
katm doch der Ehemann , als Herr der Gemeinschaft, immerhin auf das 
Ganze bdangt werden. 

Die Genieinaebaftaaebnld, in .^naehnng welcher der Ehemann nach Art. 1484 B. G. B. 

(vergl. mit Art. 1409 und 1420 ib.), vorbehaltlich des RQckgrilTs gegen die Frau in geeig- 
neten Fällen, für das Ganre liafict, verlier« durch die MitunterschriA der Urtiunde Toa 
Seilen der Ehefrau ihren Charakter nicht. 

Mannheim, 25. Odober 1844. (Oberbofg Jahrh. 1844. S. 547.) 

' Za Art» 1487. 

Haftbarkeit der Fran aus einer Bfirgschaft 

Der Art 14G7 B. G. B. findet kdne Anwendung auf FAIle, in welchen 
die Frau Bflr^schaft leistete oder flbeihaupt fttr das Ganze sich YerUndlidi 
machte, 
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In solchen Fillcii wird sie wegen einer, die ebeliche Gesellschaft nicht berohromien 
eigenen, aus dem BOrssphaftsvertr.iff cntstanlcni'H SclnilJ a!s Bürgin und nicht als 
Geaossiu des Geuieinscbatisvcnnügeus beianüt; der Art 1487 spricht aber mir von der aus 
lern Gcsette oder aas d«r Kator der Kesettliehen OQtergemeinsehaft fol- 
genden H.irtbarkail der Ebtfran Tür eine Geiueinschaftasehald and bestiinnit — eine 
blosso Foloprun? .ins dem eeseUacbafisreehte (Art 1^ B. Q. B.) — ato Maass dieser 
Haftbarlveit die Hälfte. 

Mannheim, 3. Deeember 1840. (Oberhofg. Jahrb. 1840/41. S. 387.) 

Sechster Absdinitt. 

Von dem Verzicht auf die Gütergemeinschaft und von dessen Wirkungen. 

(Art. 1492 — U95.) 

Zo Art. 1492. 

Verlust des Beibringens. 

Eine Ehefrau, die mit iiirein Manne in allgfuieiner Güteri;empinschaft 
lebt und nach Ausbruch der Gant ihres Mannes sicli der Gemeinschaft ent- 
schlägt , kann aus der Gautmasse Uir eheweibliches Beibringen nicht zurück- 
fordern. 

Ihr Bdbriagen fiel in dl« OemeinschafI und sie rerlor hieran mH der Entichln.zung 
alle Rechte. (Art. 1492, 1526 und 1528 B. O. B.) 

Mannheim, 2. Deeember 1852. (.\nnaL 1853. S. 64.) 

Zu AH. 1499 and 1494. 

Licitation eines zur Errungenschaft der Ehe geliüri gen Im- 
möbels; G a r a n t i e p f 1 i c h t der versteigernden Eheleute; 
Mehrgebut der Ehefrau, nach Verzicht auf die Gemein- 
schaft. 

Die Ehefrau, weklie bei der Licitation eines zur Ehegenieinschaft ge- 
hörigen Iinmöbels mit ihrem Manne cuncurrirt und ausdrücklich dabei dem 
Steigerer fttr jede Eviction Garantie leistete, ist nicht befugt, wenn sie auch 
später auf die Gatergemeinschaft verzichtete, als Gläabigerin des Eheman- 
nes fOr ilire Reprisen , jene Licitation durch ein Mehrgebot zu vernichten 
(Art 2185 B. G. B.) nnd durch den Verzicht auf die Gememschalb von der 
gegen den Steigerer flbernommenen Garantie sich zu befreien. 

Die Fr.m verliert dnrch den Vcrzicbl alle Rechte auf die Gülcrpemeinscliaft (Art. 1492 
ond 1491 B. G. B. ) nnd wird von den Lasten dersolhcn hcfrcit, bleibt jedoch denjenigen 
Gläubigern tenent, welchen gegenüber sie eich mit ihrem Ehemanne verbunden, oder deren 
Forderung ursprdngKeh von der Frau herrOhrte- 

Die Ehefrau konnte daher durch jenen verspäteten Verzicht nicht die von ihr einge- 
gangenen periviuiiichcn VerSiii ilicltkeiteii aiifiici)en und den Verkattf, für welchen sie dem 
Kinfer zu haften hat, durch eiti Mehrgebot vernichten. 

Paris, 30. Janaar 1861. (RcJ.) (Sir. 1861. I. 337.) 

Zu Art. 1492 und 1495. 

Ehegenieinschaft; Verzicht der Ehefran; Ersatz der 
Reprisen; Mntationsgebflbr. 

Hat die Ehefrau auf die Gatergemeinschaft verzichtet, und es werden 
jhr.domnädMit mr Deckung ihrer Bernsen froher gfltargemeinschaftliche 
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GfigeostSiide flberwiesen, so hat sie hier?on die Matationsgebflhren, irie 
bei einem Kaufe, zu zahlen. 

In Folge des Verxieblea in sie so anzusehen, alt sei eie der Gütcrgcrneinscliaft itumer 
ficLud ;i;eweaen; das Aclirveiniö^ea gehi^rt ganz dem Eheioanne, der dagegen die Seliulden 
zu zahlen batj diese begreifen auch die Ueprisen der Ehefrau, welche sie nicbt als Mit- 
eigealbOmerio, eondera alt dllMblgerin , enf die Gflier der frOher beeUodenea Oeneln- 
ii^aA geltend macht ; auf diese Art bildet sieh ein wahrer Verkauf, bei den der Vnä» in 
der Krlöschun.' der Ersntzpflicht Jos Khenianm-s I<e3teht , und die Uebeffraanof dei Efgeo« 
tbums jeuer Gegenstände vom Mann auf die Krau bewirlit wird. 

Paris, 24 Deeember 186a (Gass) (J d. P. 1861. S. 490.) 

Verfügung in Betreff der gesetzlichen GUtergemeinschafl , wenn emer 4m 
SkegaUen, oder beide, Kinder ans früherer Ehe haben. 

(Art 1496.) 

ZWEITE ABTHEILUNG. 

Von »1er vertragsmHssi^^en Güterprpnieinschaft und von don Vertrigeii, dnrch 
welche die geaeUUche tiütpr/u^omeiu.Hcliart abgeändert, oder Mltot ansfe- 

Mcliio.s.seu werden liann. 

(Art U97.) ' 

Xntor Abtcdmitt. 

Von der Gütergemeinschaft , welche auf die Errungenschaft wird. 

(Art 1498 und 1499.) 

Za Art. 1498. 

Beweis eines während der Ehe angefallenen Uandgeschenics, 

Dritten gegenüber. 

8. XU Art 1415 B. G. B üribeil (OarmsUdt) vom 16. September 1844. 

Za Art. 1498 und 1499. 

1) Errungenschafts-Gemeinschaft; Beweis des Einbringens 
einer der Ehefrau von Dritten versprochenen Aussteuer. 

Wenn dritte Personen in einem Ehevertrage eine Aussteuer versprochen 
haben, welche nach Auflösung des Güterrochtsverhältnisses wieder zurück- 
gefordert werden kann, so bedarf die Ehefrau zum Beweise des Einbringens 
nicht des im Art UÜ9 vorgeschriebenen Inventars. 

Der niererlmg «otiilll einea voUkomnen Uagbaren Seefalttitel, und eineo wdlerea 
Beweii darflber, diM die gedadite AoMleiier (in eoner. 1500 H.) In der Folge ueii «a des • 
Ehemann bezahlt worden sei, kann Ton der Ehefrau nicht gefordert werden, weil sie mit 
ihrer Verehelichunu; unter die Gewalt des Mannes gekommen und dieser als Verwalter ihres 
Vermögens allein berechtigt und verpfiichtet war, die gedachte Forderung zu erheben, daher 
«ndi verboideB ereeiieini, den Ereatit sn Meten, eo lange er niebt la bewelMo In Stande 
iii, dass die Fordenmg noch ausstehe oder unbeibringlich gcweiea Ni. 

Mannbein.... (Oberhoft^ Jahrb. 1852/63. 8. m) 

2) Item; YeriiiögeiiSYerzeichniss in gehöriger Form. 

Ein In?entar über Vermdgen, wddies einem Ehegatten Tor Ehigehung 
der Ehe zogefollen ist oder zogetheilt wurde, gibt für sich allein keinen 
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Beweis, dass dieser Ehegatte dieses Vermögen in die spfiter eingegangene 
Ehe auch wirklich eingebracht hat; biena wird vielmehr ein unter Mitwir- 
kung des Ehemannes zur Zeit des Eheabschlusses oder während der Ehe 
errichtetes Inventar erfordert. 

Eine Vcriiin;ieiisa>irnalirt)e ist f,'Cgen tlcnjcnipeii Khegatlen , welclipr dabei iiiclit mitge- 
wirkt bat, unuiiksaiii und Überdies durch den Besitz zur Zeit der Errichtung des Inventars 
Seiteus des iQckforderuden EhegsttcD in keiner Weise dargetbau, dass derselbe auch zur 
Zeit der Eingehung der Ehe noch im Eigenthuinabeeilc der belreffendeii Objecto geweien aei. 

Mannheim, 5. September 1829. (Oberhofg. Jahrb. 1829/.'«) S. 31 f.) 

Blannheim, 1& Noveiuber 1845. (Oberhofg. Jahrb. 18U. S. 528.) 

3) Item; Beweis des Einbringens; andere Beweismittel als 
Inventar. (S. zu Art 1470 B. 0. B.) 

Das im Art. 1499 B. 6. B. vorgeschriebene Vermdgens-Verzächniss kann 
im Falle einer Ersatzforderung «ladurch ersetzt werden, dass der TChAmi mn 
im Ehevertrag den Betrag oder Werth der Fahrnisse im Ganzen als empfiin- 
gen oder eingebracht anerkannt hat 

Diese Urkunde beweist gonagend, was der Fraa nach Art. 1502 B. 0. B. zu bewei- 
sen obliegt. 

Mann hei ui, 8. Jui»i 1852 (Aonal. 1852. S. 195; Oberhofg. Jahrb. 1852/53. S.225) 

4) Erruiigeiischafts-Geraeinschaft; Schenkung von Mobilien 
an die Ehefrau während der Ehe; Beweis des Ha^idge- 
scheuks und seine Annahme; Beweis durch gemeinen Kuf 
in Ermangelung eines Inventars; Ersatzansprach der 
Ehefrau; Givilfrftchte; angleiche Theilang. 

Die Eheteate A. hatten In ihrem Eherertra^e eine auf die Errangensehaft beeehrinkle 
Ofltorgemeinsebaft feelgeeeixtf also von derselben das gegenwärtige und zukünftige Verw 

mögen der l'beijatteii atisgescblossen. üobenlips sclionkton sie sirh ^ogonseilf? dem Längst- 
lebondeu alle zur Geiueinschaft gehörigen kürperlichcu Mubilieu und die Gefullo, welche 
nach Art. 4 des Ehevertrags io diese Gemeinschaft ßelen, mit der eiozigea Last, die Leichen- 
koelen imd die laufiwden Sebalden der Gemeuisehaft zu beuhlen. 

Während beslehcnler Ehe zahlte die £., Motter der Ehefrau A., welcher der Nutz- 
genuss an dem ihren Kiiiitm fiirenthüniüch zugefallonon väterlichen Nachlass , unter der 
Autlage , denselben j&hrlicb eine bestimmte Summe zu bezahlen , zustand , uiu die Ver- 
lassenschaft des Yat«e an liqnidiren md um ihres Klnden ein Haudgeschenk zoiuwenden, 
an ihre iUnder, nainentllch die Ehefran A., eine beHimnite Snmme unter der anadrOek- 
Itchen Bedingung, dass diese Summe vom Jahr 1841 an bis zum Todestage der E. zu 3'/] 
Procent an^e'egt bleiben und die Zinsen bis zum Tode der Mutler von Jahr an Jahr za Qua- 
sten der Besch t'ukieii angehäuft werden sollten. 

Die BtiraHi der Eheleala A. winto tooh den Tod dat MamiM aufgeldsl, und dieser 
lunlerlieae seine Sdiwester B. als Erhb. Diese ateilte nunmehr gegen ihre SehwSgeriii, 
die Ehefrau A., eine Klage auf Liquidation und Thcilung der bestandenen GOtergemsill- 
aehaft und Feststellung der Krsatzanaprilche der Ehefrau A. an. 

Lietztere Terlangte hierauf Ersatz der ihr voo ihrer Muttor geschenkteu Summe, nebst 
den Zinsen ton Jalir 1841 an. 

Die Kllgerin B. bestrill diesen Ersattansproeh ihrer Schwägerin und behauptete, dass 
derselbe vor Allem auf das vorhandene haare Geld, dann aber auf das Mobiliar, nicht aber 
auf die unkörperlichen Mobilien und die Iimuobilicn der Gütergemeinschaft ausgeübt wer- 
den mUsse, wie dies die W'ittwe A. gemäss ihres Ebevertrags verlangte. 

Das Gericht hatte biemaeh Ober folgende Conteetatlonen zu entscheiden : 

Ob das Haodgescbcnk der £. und die derselben beigefügte Bedingung gesetzlich fest- 
gestellt seien, d^^miincli die ^^'ittwo A. daraus für das geschenkte Kapital mit den enge- 
b&uAen Zioseu Ersatz auzusprecbea habe? 

46 
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Ob dieser Ersatzanspnich , nach Vorschrirt des Art. 1171 B. G. B , ausgeObt werdea 
mOsae, oder ob die Witttre A. Tor Allen die im Art. 4 des Eberertra^ beuiclmtlaB 
GOteratOcke au nobnien habe? 

Ob juM Sdienkmg nidit «im dem Art IKi B. 0. B. uiwMerlaareode IlDglakjili«!! 
der Theilung enihall«? and 

Oh die Witlwc, wenn der Mann d.is ihr durch die Schenkung Anerfallene nicht durch 
Inventar leststellen Hess, sondern nur dessen Werth constaiirte, nicht das Recht habe, den 
EnalK dM WcrOiw in AiwpnKb n Mluntn, ohne sich orit 4«o noch in Kalvr torbaadtatB 
Gsgsnslinden zu befaasen? 

Durch das den Casaatiootrenr« verwerfsode Urlbsil «wde Ober distt OonterttioMii 
Folgendes entschieden; 

Das Handgcschonk ist mit der beigefügten Bedingung als gehörig beur- 
kundet und angenommen zu erachten. (Vergl. das Nähere zu Art 931 und 
932 B. G. B.) 

Ungeachtet der Verfügung des Art 586 ib. hat die GOtergemeioschaft 
keinen Ansprach anf die Zinsen des geschenkten Kapitals. 

Die bargeriiebw Frflelitd werden swnr Tai( (Hr Tag erworben, aber aar tarn Yortlien 

Derjeniifen , « eichen darauf ein Recht xustehi und im Vorhälttilia üesea Bedilee; aber in 

concreto hat drr Gemeinschaft hierauf nie ein Recht z.igcstanden. 

Die Verfügung des Art. 1395 B. G. B. steht dem nicht entgegen, dass 
ein Dritter wälirend der Ehe, weidie Errungenschafts-Geraeiuschaft fest- 
setzte, dem einen Ehegatten eine Schenkung unter der Bedingung zuwenden 
kann, ^ass das Geschenk oder dessen Erträgniss nicht in die Gemeinschaft 
fEdie. 

Die Art 1470 vnd 1471, aewie der Art 1496 B. G. B. gehören niehl 4er effealhebea 

Ordnung an. Es können daher die Ehegatten ihnaq im Ehevertrag derogiren, nnd ebenso 
ein Dritter, welcher einen der Ehegatten besc'-enkt, dieser Schenkung die iui Art 1498 ib. 
zuwiderlaufende Bedingung beifogen , dass die Zinsen der geschenkten Suiooie nicht in die 
OoiergeaMinsehaA fkSaa, aondera Jedee Jahr laoi VoHheil des Beedieakleft kapilaliairl 
werden solien , sofern hierdareh die bereits erworbenen Beehte anf die OSlergeoMiBtehaft 
nicht beo-tifrächtipt werden. 

Bei einer Errungenschafts-Gemeinschaft kann die Ehefrau, wenn ihr 
während der Ehe Mobilien zugefallen sind und hierüber kein Inventar auf- 
genommen worden ist, deren Bestand durch Urkunden, Zeugen und ge- 
meinen Huf beweisen und deren Ersatz aus der Gemeinschaft verlangen. 

"Wenn noch genrftet Art 1499 B. G. B. dieee Mobilien in Bmaageiang eines Inven- 
tars als Errungenschaft zu vermuthen sind, so folgt hieraus dennoch nicht, dass sie die ihr 
in dem Eheveitrap vorhehaltenen Rechte verliert; denn hiernach wflrde eine nach .\rt 1;J95 
B. G. B. Tsrbotene Abinderung der Eheberedungen stattfinden. Fällt aber nach dem Ge- 
sagten die Mobillartdntft in die GeoMlaf AaB. ao msss der Ehefrau dafor deren Werth 
erselit weiden; ei Indel eine analoge Anwendung dea Art 1901 ib. rtallf da bei der Er- 
rungensch afts-Gemeinschaft alles Mobiliar ron der flemeinschaft ansgesehlossen ist, der 
Art. 1504 aber in dem zweiten Abschnitt des fünft»*n Titels steht, wc'cher ron der Claose 
handelt, durch welche die Mobiliarschaft ganz oder zum Theilc von der. Gutergeineinacbaft 
ausgesehleesett wird; die Ehefrau, welche nach ihren Eheverlnge ihre Mobiliarechaft gana 
oder zum Theil von der Gemeinschaft ans^e-ichlo^sen hat, kann daher, wenn ihr wahrend 
der Ehe Mobiliarschaft anerfallen , aber dm uher kein lareular aufgeoonmen WOnIcn ist 
dessen Bestand seihst durch gcmi-inon Ruf liL-weisen 

Wenn das Gericht in Auslegung jenes Ehevertrags entscheidet, dass 
die flbcrlebende Frau ihre Ersatzansprüche auf die nicht in der Schenkung 
begrifiinien nnkOrperlichen Mdbel} dann anf die crmngeoschaftlichen Immo- 
bilien, endlieh im FaUe der ünsnreichang uf das Vermögen des Ehenaih 
nee anssoQben habe, so Tcrietat es hierdurch nicht den Art 1521 B. 0. B. 
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Dieser Artikel wUelel nimlleh nlelil Je<e oogleidie Th^ong der OaterReBduduift; 

im Torliegenden Falle bezwecite der Ebererirag, dem Oberlebeuden Galten alle darin auf- 
gefohrten Gegenstünde zu volleiu Eigcnlhiim zuzutbcilen; wollte man nan die ErsalzanBprQcbe 
der Uberlei>enden Ebefrau auf diese Gegeostäade bescbränlceo , so kirne dieses auf eine 
Tenddüiivg det Etaerertnigi kerrnnt. 

Amurdem kalte der flberlebeiide Qalte in den Ebevertrage ausdrOeklicb die Verpttek- 
tung filternommcn, ausser noinoni gewöhnlichen Antheile an den Gemeinscbaftsschulden, die 
nacb dem Khevertrag ihm aasschliesslich zu Last fallenden zu bezahlen; dies« Stipulation 
stebt aber mit dem Art. 1521 ib. nicht im Widerspruche. 

Brassel, 6. Febmar 1863. (BaJ) (Paaier. 1868. 1. 4U.) 

Zu Arl. i49d, 1504 a. uod ISSla. 

Errungenschafts-Gemeinschaft 

In Baden kai der Ari. 1498 B. O. B. folgende Fassung: „Wa miier daa Ebagalten 

die Gfltergeraein?rhaft auf die Krrungenschaft beschränkt ist, rlrv sind die beigebrachten 
und künftigen eigenen Schulden eine^ Jeden und alle ibre beiderseitige beigebracbta ond 
kiluftige üabe von der Gemeinsctiaft ausgeschlussea " 

Femer laotet der Alt. 1604a.: „Dia Aasecblieeaaiv aller Fakraiaa naebl die Bke 
M einer blossen Erningenscbafts-Gemeineehafk, deren Gesetzen sie also auch unterliegt '* 

Endlich bestimmt der Art. 1521 a.: „Ja, wo blosse EminseoschaA^-Gemeinschaft ist, 
kam auch kein Ehegatte sieb frei machen, den Antbeti an den Sebalden, den es ibn tritti, 
aavail «r aaa dam ammgaiiatt Vermögen aickl baiaklt wardea kaan, aaa dam raekneh- 
aMBdan Eiukriagan dar GUaUgar aa aaklaa.*' 

Diese Gesetrc^tellcn sind zur Quelle zahlreicher Streitfragen geworden nnd finden sieb 
Ausführungen und KntscheiJungon darüber in Stabel, Druckbogen über das eheliche Gfller- 
reeht, S. 3411.; Keiupf, Üantvcrfahren, S. 241-247, S- 38, Nr. 16; Oberbofg. Jahrb. 1629/90. 
8. 21; 1833 8. 291; 1838/30. 8 188; 1816/46. 8. 461; 1662/68. 8.96^ 103» 106; Anaal. 
1864. 8. 186; 1666. & 860; 1866. & Sil 

.Zweitor Abaolmitt. 

Vm der Bestimmung {clause), wonach die MobÜtaruhap ganz oder wmn 
TMle von der Gemeinsehaft aä$§eseUouen wird, 

(Art 1600— 1S04.) 

Zu Art. 1500. 
1) YerliegeiiBehaftuBg der Fahrnisse durch beide Oatten. 

Der Art 1500 B. O. B. setst sa setner Anwendbarkeit nicht fmns, 
dass beide Ehegatten ihre gegenwärtigen nnd kttnftigen Fahrnisse von der 
Gemeinschaft ansscfaliessen« 

Maoaliaim.... (Obavborg. Jakrk. 1646/1«. 8. 462.) 

3) Verliegenschaftung; Vorbehalt an Eigenthum nnd 
schuldenfreie Zurttcknahme. 

Wenn in einem Ehevertrage bestimmt ist, dass die Braut sich ihr ge- 
sammtes gegenwärtiges und künftiges liegendes nnd fahrendes Vermägen zu 

Eigenibam vorbehalte und berechtigt sein solle , bei Auflösung der Ehe- 
gemeinschaft dasselbe schuldenfrei zurackzunehmeu, so ist das eheliche Odter^ 
recht nicht nach Art 1614 u. f. B. G. B., sondern nach Art 1500 n. 1 ib. zu 

beurtheilen. 

Der Art. 1014 B. G. B. seUl voraus , dass die beigebrachte Fabrniss der Ebefrau mit 
dam Qaiaeinaafcafti-Varaisgia Tanaiackl «arda oad daia die Ebelraa dar OaoMinaakaft aiak 
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entschlave, um da« Eingebrachte im SlQck zur(lrkiiol>tncri zu können; der Ehevertrag bt- 
stimmt aber in der angexogenen Steile gerade das Qageatheil und stellt ebeo deshalb 4at 
B«cht«rerhäliaiss unter Art. 1500 u. T ib. 

lianob«im.... 18M. (Obcrhofg. Jahrb. 1845/M. 8. 451.) 

3) Verliegenschaftung eines Theils der Fahrnisse; Wirkung 

derselben. 

Bei dem Getlinge einer theilweisen Verlicuenschaftung bleiben die Fahr- 
nisse, welche verliegenscbaftet und dadurch den eignen Liegenschaften gleich- 
gestellt und mit den flbrigen in die Oemeinschaft gehörigen Fahrnissen nicht 
vermiseht werden, Eigeatham desjenigen Lhegatten, dem sie vor dem Ab- 
«Chinas der Ehe gehörten oder der sie während der Ehe eigenthamlich er- 
•.worben hat, und solche sind daher den Zugriffen Seitens der Glftnbiger des 
andern Ehegatten nicht unterworfen und können bei Auflösttog der Gemein- 
achaft im Stück zurückverlangt werden. 

Der Art 1500 B. G. R. sa-^t ausdrücklich, dns^ „alles tlehriae für Torl. ehal- 
te n" crklürt sei, und weua der Art. 1408 ib. besAgt, das Vermögen besieht 1) aus der 
fabreodeo Habe a. «. bai «tleben iat Gsgenthtil nicht b«4angen ist, m 
litsi tidi In dem Oediii»e der ibflilwetiwa oder glinlidiea V^iefeMditAuiig keine andern 
Absieht erkennen, als dass diese Fahrniss des beirefTenden E!:c.uatten bleiben, und was die 
Fahrnisse der Ehefrau betriflk, dem Mann die Reciite aus Ml 1428 ib daran nicht «ige- 
standen werden sollen. 

Für die aUgcmaina Otteisemdnsebaflt ist die Conlmverte im Art. löOta. geactilick 
eniecliieden. (S. tu Art 1498 B. 0. B ) 

Mannhciii). 10. M&n 1840. (Oberhofg Jahrb. iS40/41. S. 181.) 

Mannheim, 13. Juni 1854. (Annal. 1854. S. 248) 
(Vergl. mit Annal. 1851. S. 341 u. f.) 

Zu Art 1509. 

Xmmobilisirtes Kapital; Beweis des Einbringens der 

Ehefrau. 

Hat die Ehefrau einen ihr gehörigen Kapitalausstand im Ehevertrage 
von der Geraeinschaft ausgeschlo.'=?en (iinmobilisirt) , so kann sie auch auf 
andere Weise, als durch eine Quittuntj des Ehemannes, beweisen, dass dieser 
Ausstand von ihr ihrem Manne behändigt worden ist. 

Der Art. 1502 B. G. B. al. 2 findet nur da Auwendung, wu es sich vuu dem Beweise 
abaa dar Ebefrau Mipnlirtan Einbringent bandelt. 

JJat Oarida kann den Beweia den Einbringens einet inunobiliairten Kapitale aanent- 

licb aus den Fnuinerationcn des Ehe Vertrags folgern 

BrOeael, 21. Jennar 1864. (Kej) (Pasicr. 1864. 1. S. 151.) 

Xu All. 150^ und 1504. 

Beweis des Beibriugens. 
S. tn Art 1410, 1498 u. f. B. 0. B. 

Zu ArL 1504. 

1) Analoge Anwendung des Art 1504 B. 0. B. bei TheiUng 
von Errungenachafts-Gemeinschaften. 

& »a Art 1486 nad 148» B. 6. B. UitbeU (Brttiaa^ nun 0. Februar 1883. 
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2) Beweis eines während der Ehe anerfallenen Hand- 
geschenks, Dritten gegenflber 

S. tu Art. 1415 B. e. B. Urtbeil (DarmiMO fom 10. 8«p(««bar 1844. 

Dritter Abaclmitt 
Vm der Bestimmmg (eUmte) ier MoMiarisinmg. 
(Art. 1505 — 1509.) 

Inerter Absehnitt. 

Vm der BesUmmung {clnuf<e) der Schuidensandeiung. 
(Art. 1510 — 1513.) 

Zu Ai(. 1510. 

1) Errungenschafts-Gemeiuschaft; Beweis des Hand- 
gcschenks, den Gläubigern gegenüber. 
S. zu Art U15 B. 0. B. Urthcil (harinäladl) toid 26. September 1844. 

3) Verheirathufig nnter dem System der GAtertrennang mit 
Ausschliessung der Schulden; Scbenicung an den Ueber- 
lebenden im Khevertrage. 

Die Ehefrau, welche sich unter dem System der Gfltertrennung , mit 
Ausschloss der Schulden, verheirathete , ist nicht gehalten, nach dem Tode 
des Mannes etwas zu don Schulden beizutragen , welche der Mann allein vor 
der Ehe contrahirt hatte, selbst (hmn nicht, wenn nach dem Ehevertrage 
dem Ueberlebenden ein Theil des Vermögens des verstorbeneo Gatten ge- 
schenkt worden ist, aber Dieser nichts hinterlässt. 

Paus, 9. mn 1863. (Bej. eh. eiv.) (Sir. 186.3. 1. It5) 

FtknftBr Absduiitt. 

Van der Be(uqms$, wonach der Ehefrau gestaltet ist, ihr Einbringen frei 

wtd mtbelastet zurückzunehmen. 

(Art. 15U.) 

Za Art 1514. 

Ehevertrag; Stipulation der unbelasteten Riickuabme des 

Einbringens; Dritte. 

Wenn sich die Ehefrau im Ehevertrage nur das Recht vorbehalten hat, 
dass, im Falle sie auf die Gütergemeinschaft verzichte, die von ihr einge- 
brachten Grundstücke frei an sie zurückkommen, und sie von ihrem Ehe- 
manne wegen der fiir Diesen eingegangenen Obligationen Ersatz erhalten 
solle, so tindet diese Stipulation keine Anwendung bezüglich der Schulden, 
welche die Ehefrau solidarisch mit ihrem Ehemanne, Dritten gegenaber« 
abgegangen bat , sobald nicht ganz klar nnd nnzweidentig im Ehevertrag 
ausgesprochen ist, dass auch in diesem Falle die Ehefrau die Grondstacke 
frei von einer soklien Schuld zurOckerhalten solle. 
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Im Falle einer Zweideutigkeit der Stipulation kann ra.in nicht annehmen, dass biar« 
durch die Grundstücke Dritten gegenüber unTeräusserlich goiuacht werden sollten, tondeni 
mir 4*M die EheTrto fdr iie rraglichtn Sdiolden gemUs Art. 14M B. O. B. von den Eha- 
mann Ersatz zu erhalten habe. 

Paris, 13. Antust 1860. (Bej) (Sir. ISeO. L IM) 
Cfr. Gilbert zu Art. 1514 B. Q. B. Nr. 1. 

Seohstor AbMhnitt 

Von der vertragsmässigen Vorauserhebung (präcipu(). 
(Art 1515 — 1519.) 

8i«b«nt0r Absehnitt. 

Vm iM Bestimmungen {clauses), durch welche man jedem der Ehegatten 
ungleiekß TkeÜ« der GiUergmäniekaft uMeUL 
(Art. 1520 — 1526.) 

Za Art. 1520—1597. 
Ehegemeinsehaft; zweite Ehe; diBponibles VermOgeo. 

8. so Art. 1008 B. 6. B. UrtkiQ (Ms) vom 3. Dceenbsr 1S6L 

Zu Art. 152!. 

Ungleiche Theilung einer Errungenschafts-Gemeinschaft 
& n Artw 1488 ood 1499 B. G. B. Urtbaü (BrtHMl) ran 6. Febnur 1863. 

Zo Art. 

1) Ehevertrag; Schenkung unter Eheleuten; verfügbares 

Vermögen. 

Stipulirten die Eheleute in ihrem Ehevertrage, dass nicht nur die Er- 
rungenschaft, sondern auch ihr Eiubringeu, ganz oder theil weise, in die 
Gemeinschaft emfllessen soUe, und schenkten gegenseitig dem Ueberleben- 
den alle Mobflien nnd Immobilien, welche am Tage des Todes des Erst- 
▼erlebenden «ir Gemeinschaft gehören worden, so liegt hierin nicht blos eine 
nach dem Art 1525 B. G. & erlaubte Eheberedung, sondern eine wahrhafte 
Schenkung, welche im Falle der Verletsung des Pflichttheils der gesetzlichen 
Reduetion unterliegt. 

Wenn die Art. 1520 bis 1525 B. G. B. dpn Eheleuten gestatten, von der Refjel des 
Art 1474 ib. abzuweichen und dem einen Galten die ganze Gemeinschaft, oder wehr als 
üe H&lfie derselben xozaweadeo, so kann diese Derogation nur dann sUttbart sein, wenn 
Ii« dM Etobriagen der Gntten mid dt« von Seilra des dnen Gallen in die GemcNNdnA 
eingeflossenen Kapitalien unberührt lässt; nur in diesen Grenzen bildet der Eherertrag eine 
erlaubte Eheberedung zwischen Gesellschaftern. Ist aber die Stipulation, in ihren wesent- 
lichen Theilen, nicht frei Ton der Absicht einer reinen Schenkung, ergibt sich Tielroebr, 
wie In vorliegendem Fdte, dam dio Ehegatten nicht bloe die Errangeoacbafl nngloich Ibei- 
len, sondern unentgeltlich die Rechte des einen Gatten an der Gemeinschaft ganz oder IfaeiU- 
wßisn dem Ucberlebrnden zuweisen wollten, so bildet die Slipolation eine Scbeokanff, welche 
den Grunda&tzen der Schenkungen unterliegt. 

Dio ConfittlOB der Einbringen mit der Errungenschaft stellt diese Stipulation als eine 
nH ior Valnr «id WeoeBheil der im Art. 1585 B. O. B. voifeMbenw Ebeberedng 
irtreinbare Seheoknng dar. 

Paris, 29. April 1863. (Gass.) (Sir. 1863. I. :36l.) 

()fr. Paris, 15. Februar 1841, 24. December 1850 und 21. Mirx 1860. 
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2) Gütergemeinschaft; Zutheilung an die überlebende Ehe- 
gattin zufolge £hevertragsi Reprises der Erben des 
Mannes. 

Wurde bei der Liquidation eines Nachlasses, nach den Bestimmungen 
des Ehevertrags, die überlebende Ehefrau als ausschliessliche Eigenthümerin 
der Gütergemeinschaft erkannt und Dieselbe mit den Ersatzansprüchen des 
verlebten Mannes belastet , so kann diese Liquidation nicht als ein Theilungs- 
act, die Anweisung der Erben des Ehemannes nicht als eine Herausgabe 
angesehen, and hiernach der Frau nidit die Einregtstrirongsgebohr fOr Ifn* 
tatioii und Soolte ni Last gesetst werden. 

tu« i Mm fi iri ti n ZnUwII— y d«r OMMiueliaft aa 0t Wittwe, oater BaliUuig mit 

don ErsatunsprDcben der Erben des I^WMMm, ist nicht Folge eines dem Tode nadl- 
folgenden Uebereiokomuiens der Iiitorsss^nten , sondern ein Vollzug des Ehevertrags; die 
diesem Erben aogswiesenen Beträge erhalten sie xur Beuthlong der ibneu geschuldeten 
ErtiiiiMprtaiM. 

Parit, 1. April 1M9. (Bijj.) («r. 1881 I. 700^ 

Aehter Ahtehnitt 
Von der GfUergmämehaft unter UnieereaÜiteL 
(Art 1936.) 

GemeinsekafUkke Beetkmumgen tu den verslekenden acht AbtchnUlen, 

(Art 1527 nnd 1538.) 

Zu Art 15Sa 

ErrnngensehAfts-Gemeinschaft; Recht des Ehemannes, per- 
sdnliche Mobiliarfordernngen der Frau au cediren. 

Im Fatte der Ebevertrag die GQtergemeinsehaft auf die Ermngenschaft 
beschrinkt, ist der Ehemann nicht bef agt, die der Ehefrau gegen ihre Eltern 
üllr Tersprochene, aber nicht bezahlte Aussteaer zustehende Forderung ohne 
Concurrenz der Frau zu cediren. 

Die Forderung der F.hefrau an ihre Eltern ist onch dein Eheverlra;ie als ilire propre? 
anzusehen ; diese Eigenschaft der Forderung Itess es nicht tu, darüber aliein ua<l ohne die 
Conctirrenz der Frau zu seinem Vortheil za verfügen. (Dat bMttttgte Appeiaribeil er- 
kttit« , teM H» Vonehriftm Olwr dto ordaniUdie QOIergWMiindMll bei einer Ermg«- 
•chaAs-Geneinschaft nicht «nwMdbar teien, sofern sie nicht mit dieser in Einklang stAudio; 
bei ersterer fielen die Mobilien in die Gtitergemeinschaft , wSihrend bei letzterer Forde- 
rungen, wie die fragitche, Eigentbum der Frau blieben, und daher, wie die luiuiobiliea, 
nr aift ZOwirko^g Hr Fim vaiioiMrt ««rdta kiotttao.) 

Pari«, t Angul 1861. fB«J.) {h 4. P. IMS. 8. 108.) 

Neunter Abschnitt. 
Vom den Yerirdgen, durch welche die GiUergemeinsckeft ausgeedUeeeen wird, 

(jürt 1829.) 

§. 1. ftn der BcttiMMng (daue) , im sieh die ttaleale thae CiteifeMiB- 

Mkaft verkelntheB. 

(Art 1580-- 1636.) 
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§. 2. f M 4er lettiMMig (dtMe) der CitertreMnag. 

(Art. 1536 — 1539.) 

Zu Art. 1538. 

1) Autorisation der in Gütern getrennten Fliefrau zur Ver- 
ftusserung von Immobilien; Specialität der Ermflchtignng. 

8. tn Art. 317 und 213 B. 0. B. dM Ortbeit (BrtUsel) Tom 23. Kovbr. 1860. 

2) Nothwendigkeit der Atttorisation zn einer von der Ehe- 
frau, ausser den Grenzen der Verwaltung, vorgenommen 
nen Veräusserung ihres Mobiliar-Vermögens. 

8. n Art 217 B. 0. B. UrUieil (B«riio) Tom 16. April I86L 



drittes Kapitel. 

Vm äem Dotai-^ffsiem (regime dolal), 

(Art. 1540 und 1541.) 

Aussteuerung der Tochter im Ehevertrage; Anfechtung 
durch die Gläubiger des dotirenden Vaters. 
8. n Art 1167 B. G. B. Nr. 9 ob«n, Urtheil (Paris) vom 18. Roranbar 1861. 

Erster Absohnitt. 
Von der Bestellung der Dos. 
(Art 1542 — 1548.) 

Zu Art. 1642. 

1) Dotal8y8tem;Qfltertrennung; Mobiliarpfftndung von Seiten 
der Gläubiger der Frau; Erklärung der Ehefrau. 

Die Mobilien, welche eme, unter dem Dotalsystem mit Bestellung ihres 
gegenwärtigen und zukOnftigen Vermögens zur Dos, verheirathete Frau 
nach ausgesprochener Gatertrennung in ihrem Besitze hat, smd als detail 
zu vermuthen und kdnnoi folglich von ihren Gläubigem nicht in Beschlag 
gelegt werden, insofern diese nicht deren Nichtdotalität beweisen. 

Das Gericht hat lu pniTen, oh dieser B'Mvr.'is L'i'fnliit wurde, und Vnnn — f'hne dass 
diese factische Kntsclieidun^ der Kritiit des Cassalionshofs unlerlieiit — die in einem späte- 
ren Act abgegebene Erklärung der Ehefrau, dass sie die Mobilion nach ausgesprochener 
GfltartreoBvng mit nidildoialan Galdam angakaoft habe, «nbarflcksicbtigl laaaaa; dia Frau 
kann so wenig indirect durch aina aoldia ErkUniiig daa DotalvarmBgan baaintrftabtigaii, ala 

aie dasselbe veräusserii darf. 

Paris, 13. November 1860. (Bej) (J. d. P. 1861. 8. 354) 

2) Dotal-Ehe; Setzung der Ehesteuer. 
Die Setzung der Ehesteuer mnss mit deutlichen Worten geschehen. 

Varmotbangabawala iit darObar, arg. Art. 921 und 1061 B. G. B., nicht taliaaig. 
Hannbaln.... (Obarhofg. Jahrb. 1838/99. 8. 480.) 
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Zu Art 1545 und 1546. 

1) DoUl-Ehe; Anfreehniing der Ehestetter 

Die fi«tfinaia||»ii i» Art. 1515 nnl 1546 B. G. B. sind keinesw^t anf dm Fkll in 
besebrlnlten, wo in bewidneler Ehe lebmi« Eltern ob» Ehetteoar leltea, denn sie beru- 
hen auf Iw iiietn d<<r bpwiilmeten Ehe ol^enlhQTiilidicn Orundsattti 

Mannheim.... (OSerhof?;. Ja'irb. 3U S. 477) 

2) Ueberlebender Gatte; AussteneruDg. 

A. Wenn der Art. 1545 B. G. Ü. bcJlimiut, d.i3S Talls Jer Oherlehemle EUernthcil lüe 
Ehesteucr aus väterlichem uri'I iiiütttTÜdicni VeiiiiAscn au-isetzte, ohne die .\ntheile zu l»e- 
stinimen, sie zuerst aus dem Kil'thoil tles Kiu'lcs au dem Nacliiass des verstorbenen Eltern« 
thdie tn erbeben eei nad nur der elwefge Mebrbetmf auf du Vennfigen dei Ueberlebend«n 
fallen soll, <>o setzt er den Fall voraus, wo die Aussetznng der Khesteaer allein auf der 
Verfügung dt'i iiherleheiidrii Flti>rii(tif'il<^ heruht. indem er iiiilerätellt, dass dieser alsdann 
nur sobaidiiir beitragen wollte, soweit nauaUch der Erbibail des Kindes nicht binretcbi. 

B. Der Art. 1546 ib. Sndel neli Anw«}dua^, wenn nnr ein Elleiviton nodi am Leben 
in, nnd die Art 1545 and 1546 enisebeiden eieb nnr dadoreb wesentlieb Ton einander, dass 
der erslere den Tod des einen Eltfi titlieils PchJorhtliin vfiraiisprtzl , di r iot/trTf^ alior auf 
den Fall, wo der eine Klterntheil ^o^torben ist. nur bedingungsweise angewendet werden kann* 

Mannheim, 5. April 1S50. ( Annal. 1850. S. 254) 

Zweiter AlMchnitt. 

Ym <ten Rechten des Ehemannes auf die Dotafgrundstücke, und von der 
Unoer ausser lichkeit des Kapitals des Dotalvermögens. 

(Art. 1549 — 1563.) 

Zu Art. 1549. 

1) Dotal-£he; VerwaltunRsrecht der Ehefrau und Selbst- 

hezug dor Revenuen. 

"Wurde in eintMii Ehevertrag das Dotalsystem mit Erriingonschafts-Gc- 
mpinschaft ailoptirt , zugleich aber festgesetzt, dass die Frau befugt sein 
solle, ihre Güter und lienten selbst zu verualten und die Revenuen davon 
auf ihre einseitige Quittung hin selbät zu erheben, so kann diese Glausei 
TOD dem Gerielit dahin interpreürt werden, dass die Fraa hiernaeh das 
Redit liabe, mit diesen Revenuen die Zinsen einer ihr persönlichen froheren 
Schuld zu berichtigen. 

Vadl jener Clausel hatte die Ehefrau die unbeschränkte Freiheit, ihre Revenuen tu 
erheben und dieselben auf die ihr geeignet scheinende icrhimrissii^e "Wülsc tu verwenden; 
sie hatte der Errungeuscbafts-Gemeinscliaft keine Rechnung hinsichtlich ihrer Kevenuen zu 
itellen; es kann daher weder der Ehemann, besorotere wenn er geinein^eballUeh mit tetner 
Fraa lange Jabre hiodureb die Abiablung der Zfaieen Jener Schuld bewerkatelUgte , noch 
dessen Erbe, eine Rückerstattung dieser Interessenzaliltincron b^gebren. 

Paris, 31. Jnli 1861. (Rej.) (J. d. P. 1K62. S 20.i ) 

2) Verwaltnngsrecht des Mannes bei der Dotal-fihe; bewid« 

mete Ehe; Nachlassyergleicb. 

Der Ehemann bedarf, um sich wegen einer Forderung seiner mit ihm 
in einer Nichtgemeioschaft lebenden Ehefrau in einen Nachlassvergleich ein- 
zulassen, der Erinächti'-rnng derselben. 

In einer Nichtgemeinbchafts-Kh« hloi^it der Eliefrau -las Fi;.;onlhuiii der faliremlen Habe, 
dem Ebemano stehen blos Verwaltungsbandlungen zu, uad die nicht ganz genaue üeber- 
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eetzung der Aii. 1549') im Bad Landrecht („ilcr Mann allein verfügt" u. s. w), bei 
weicher eine AeDderuog nicht beabsichtigt war, kann dem nicht entgegen gehalten werden; 
ier NaehlaM eliMt TiMlIt ciiur Forderung der Ftw iil kain« VtrvalluiigiliMidlung. 
Manahein, UL Febnnr 1800. ( AnnaL 186a 8. Vn; Zenla. Mag. M. Y. & 187 ) 

Zn Art 1554. 

1) Dotal-Ehe; Handelsfraa; NichtTerOffentlichang des 

Ehevertrags; Qaasidelict 

Hat eine Ehefrau sich unter dem Dotal^stem verheirathet, wurde 
Sinter Handelsfran, nnterliess aber die Veröffentlichung ihres Eherertrsgs 
(Art 69 H. 6. B.)i so machte sie sich hierdnrch eines Quasidelictes schal- 
dig, wofttr sie verantwortlich ist; es kOnnen daher, im Falle des Falliments 
der Ehefrau, die Ol&abiger derselben aoch deren DotalgOter zur Verftusse- 
rung bringen. 

Paris, 24. December 1860. (Rej) (J. d. P. 1862 S. 977.) 
Cfr. Gilbert ru .\rt. 1554 B. G. B. Nr. 11 u f. 

2) Dotal-£he; solidarische Verurtheilung der Ehefraa und 

ihres Complicen zum Schadensersatz wegen Ehebruchs, 
dem Ehemanne gegenüber; Zahlung des Ganzen durch den 
Complicen; Subrogation desselben für die Hälfte; Recurs 
gegen die Ehefrau; Verfolgungen in deren Dotal-VermOgen. 

S. zu Art. 1214 B. G. B. ürtheil (Paris) vom U. Februar 186:J. 

3) Dotal-Ehe; Verhypothecirung eines Dotal-Immöbels snr 

Zahlung von Schulden; Subrogation. 

Aafaineni Hause, welches der Eheminn, nach ausgesprochener Ootertrennaog, seiner 
nach dem Dotalsysiem verbeiratlicttii Eiiofrau tum Ersatz ihrer Ansprtiche abgetreten hatte, 
nihle noch ein vun dorn bhemaone geschuldeter Kaufpreisresl. Später nahmen die beiden 
Ehofente ein Daiieihoi auf and rerhypotbedrt« hf error die EbeTran namenllidi jenes Harn; 
auch wurde stipuHrt, dass von dem dargeh'ehenen Oelde jener Kaorpreisrest getilgt werden 
und der Darleiher ili'nigcinäss in den ersten IiypothoKarisdifn Hang eintreten solle. In der 
That wurde dieser Rest vun den Schuldnern au den Verkäufer bezahlt und die Einscbroi- 
bang des Verliiuferi gelöscht. Als später der Darleiher auf BdcktahloDg des Darleihens 
Verfolgungen etnieitele und das gedadile Hans expropriiren woltte, lesta die Ehefrau Uer- 
gUgen Opposition ein, und zwar um desswillcn, weil das fragllelie Haaa llir dolalei Eigen- 
Ihom sei, daher nicht habe verhypothecirt werden können. 

Da^Erkeuntniss der vorderen Gerichte, welches diese Opposition als unbegrOndei ab- 
wies, wurde casstit und fom Casaalianaliore ausgesprodien: 

Die auf das Dotal-Immöbel der Ehefrau constituirte Hypotheke ist» 
trots der stipulirten und ausgefflhrten Verwendung des Darleihois snr Zsh- 
lung oner auf dem Immöbel lastenden privikgirteii Forderung, nichtig, und 

dies um so mehr, als keine conventionelle Subrogation in dieses Privilegium 
zu Gunsten des Darleihers stattgefunden hatte. 

Die Verhypothecirung eiadieint an sich mit den verbietenden Bestimmungen den Alt. 
1551 B. G. B. in directeni Widerspraeb und daher als nichtig und wirliungslos. 

In Felge der at^liiten und vollMgenea Verwendang der daigeliebenen Summe lar 
Zahlung eines prirllegirten OUubigers fnnd keine cooTenliotteUe, nodi eine geseldieha 



*) Naib Ali IfiSftb. des Bad. LsndnM komaMo dir RiahtgeoMiaadNfli-EiMo isi 
AUgenafaien die fttr üe bewidmale Ehe galMai OnndiilM snr Amwmhmg. 
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Subrogation des Darleihers in die pririlegiric Forderang dieses Gliubigers steU, da die in 
den Art. 1249 — 1251 ib. vorgescbriobeoen geaetsUehen Bedingoogea der Sabrogalioo niebt 
erfüllt worden sind. 

Pari!, 19. NoTWBbtr 1882. (Cau.) (J. 1 P. 1863. 8. 190.) 

4) Dotal-Immöbel der Ehefrau; Anerkennung einer auf dem- 
selben ruhenden Servitut durch den Mann. 

Der Ehemann ist nicht befugt, gültig anzuerkennen, dass dem nicht 
enclavirten Grundstücke eines Dritten ein Uebergang Uber das Dotai-Ini' 
möbel seiner Ehefrau zustehe. 

Da Uer kfiner dir Pill« mlisgi, ia «tldwa f«aiM Ar! 683 and 684 B. G. B. der 
Kolbweg geaiattel verdwi moM, M Uagl io Jraer AnailMUHMf 4m BheiMooM «faie die 
AdiuinistratioDsbefugniss des KlieiMima« flbertdireilMid«^ itf Sicfaerlieit dw OotdvamegvM 
mviderlaareade Handlung. 

Paris, 17. Juai 1863. (Gass.) (Sir. 1863. I. ;J60) 

5) Botalsystem; Einrede der Unveräusserlichkeit; neues 

Mittel in cassatorio. 

Der Einwand, dass das in Bede stehende Inundbel zum Dotalgnt der 
Ehefrau gehöre und daher unveräusserlich sei, kann nicht zum ersten Male 

in cassatorio geltend gemacht werden. 

Paris, 30. Januar 1861. (Rej.) (J. d. P. 186t S. 580.) 

6) Dotalsystem; Stipulation su verkaufen und zu verhypo- 
theciren gegen Wiederanlegnng; factische Interpretation. 

Der Instanzriditer kann die Stipulation eines, das Dotalsystem adop- 
tirenden Heirathsvertrages , nach welcher der Ehefrau das Recht vorbehal- 
ten wird, ihre Immobilien unter der Bedingung der Wiederanlegung zu ver- 
kaufen, zu vertauschen oder zu vcrhypothcciren , dahin interprefiren , dass 
nur für den Fall des Verkaufes die Wiederanlegung bedungen worden sei, 
nicht auch filr den Fall der Verhyijotheciruüg. 

Wenn mitbia die IiumobilieQ verhypuihccirt wordea sind, so han;;t die Gültigkeit der 
Hypolheke Bichl too einer Wiederanlage ab. 

Gegen dieses faetiiche ErltenotniM findet ein Cassationsrecurs nicht statt, da hier der 
wahre Sinn des Eherertra^s interprelirt wurde, diese Interpretation aber eieli nicht enf^en 
Umfaog oder die gesetzlichen Fol;{eo des Dotalsystems erstreckte. 

Die Niebtigkett der fraglichen CJaoael kann nicht lum ersten Male in eessalorto ver- 
gesdittst werden; diese Einrede gehurt nicht der sienilichen Ordnung nn, de die Ehefmo 
im Eherertrftge stipuliren konnte, dass sie ohne den Vorbehitt der Wiederanlegung ver- 

bypotlieciren dürfe. 

Paris, 26. Juni 1861. (Rej.) (J. d. P. 1862. S. 502) 

7) Unveräusserlichkeit der Dos; Herausgabe bei einer elter- 
lichen Theilung; nicht rechtzeitige Einschreibung; Zwangs- 
versteigerung gegen den zur Herausgabe verpflichteten 
Miterben. 

& xa Art. 1075 u. f. B. Q. B. Urtheil (Peris) vom 7. August 1860. 

8) Verffigung der in Gütern getrennten Dotal-Ehefrau Uber 
ihr Dotal-Verrnftgen, namentlich Uber die Zinsen desselben. 

& ni Ali 1419 B. 6. B. UrHieU (Ms) m 39. Juli 1883. 
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Zu Art. 1554 o. f. 

1) Dos; Vrräusscr unp^, Wiederanlage; Prozcsskostcn. 

Wurde in dem Ehevertraf^e .stipulirt, dass die Ehefrau ihre Dotalgüter 
mit ZustimmniTj: des Ehemannes, jedoch unter VerpHichtung zur Wieder- 
anlegung, verüussern dürfe, und es entsteht ein Prozess über die Natur und 
Nützlichkeit der Wiederanlage, so erscheiut die Gegenwart der Ehefrau in 
diesem Prozesse nothwendig und sie ist daher verpflichtet, ihrem Anwalte 
die für sie ausgelegten Kosten zn ersetzen. Da diese Kosten znr Erhaltong 
ihres DotalvennOgens angewendet wurden, so kann der Anwalt selbst die 
Dotalgflter der Ehefrau wegen dieser Kosten mit Iramobiliarbeschlag belegen. 

Parit, 8. April 1862. (B«j.) (I. d. P. 1863. 8. 1005.) 

2) Dotal-Ehe; elterliche Theilung. 

Eine nach Dotalrccht verheirathete Ehefrau ist nicht befugt, durch eine 
anticipirte elterliche Theilung zu Gunsten ihrer bereits etablirten Kinder 
Aber ihr Dotalgut zu verfügen. 

Di« Ehcfta« kann gemits Art. 1076 B. 6 B. nur anter BeohMMttnir 4er B«ilfaigangeD 

an! Vorschrincn der Sclicnkim.'eii ihre Kinler durch eine elterliche Theilung mit Dotal- 
vcriTKlgen beschenken, und da di>s<?>Mi Vpräiisscrun}? durch die Art. 1554 u. f. ih verholen 
ist, die Kinder aber schon vorher ausjjcstcuert und etablirt wafen, so kann denselben 
Irolz dar gmwAUn Vonebrift das Art. 10i5, nidite mehr mittelst ebMr «Iterliebeii Tliei- 
hing von d«a DotalvarwOjEen tugewaadd «erden. 

Paria, 18. AprU 1864. (ReJ.) (Sir. 186». I. 174.) 

8) Dotal-Ehe; Verlusserung von Dotalgfltern wegen Aber- 

nommener Schulden. ^ 

Wurde der unter dem Dotalsystem verheuvtheten Tochter un Ehever- 
trage das Recht eingeräumt, ihre dotalen Immobilien, vorbehaltlich der Wie- 
deranlage, zu veräussem, mit dem Beifflgen, dass die Zahlung der viter- 

liehen Schulden , die sie im Ehevertrage gegen die ihr darin vom Vater ge- 
schenkten Güter desselben zu zahlen übernommen hatte, als Wiederanlage 

gelten solle, so kann der persönliche Gläubiger des Vater.s, um zur Zahlung 
seiner Forderung an diesen zu gelangen, niclit blos die von Letzterem her- 
rührenden, sondern auch die äonstigen Dotal-Immobilien der Tochter an- 
greifen. 

Paria, 12. Mtn 1861. (Rej. eh. eiT.) (Sir. 1861. I. 5)9) 

Zu Art. 1554-1558. 

Dotal-Ehe; Veräusscrung des Dotalgutesj Wiederanlage des 
Preises durch Verpfändung von Immobilien des Mannes, 
auf welche die Legalhypotheke der Frau durch Urtheil 
eingeschr&nkt wurde. 

Ei «rorde in einen Ebevertrmge das DolalBytte« adoptirt, zagleidi aber etipatirt, daae 
die Dotalgflter der Ehefrau ojii deren Znatiauaung Teriussert werden können, der Freie 

dcrscilien aber von dem Mnnne diiicb An«(*ha[Tun!i vnn andern Iinuiohilien odor durch An- 
lagen anf das persönliche Iiuinobitiar-Vermögen des .Mannes, sofern dieses für die Ersau- 
aosprüche der Frau genügende Sicherheit gewähre, wieder angelegt werden müsse. Hierauf 
iuA die Vertieigeranf ?«d Delaigflteni der Frav tiattf nod ea erfolgte nonmehr, unter 
Beobaelitaig der in den Art. 3|M und U46 B. G. B. TOtgeaehriebaoea Fohmb, fin 9^ 
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ter in Rechtskraft erwachsenes Urtheil, welches die der Ehefraa als solcher zutitliadd« 
gesetzliche General-Uypocheke auf die von (!r*ni Füicnianne noch besessenen Iininobliien 
restringirte, and in Betracht der biei durch beuerkstcUigtcn vdUstftndigeu Sichcrsleliuog der 
FiM fOr ibr« DoialaiisprOelM dco EhenBiin ennlelitigle, den Prcte der vortrrlhiiten V«r- 
iimeiirog der Üoialgater teiner Frau einiunehiiieii oder u eediren. 

Der denigeniflss stattgehabte Uebeitrag dieses Veräusserungspreises 
an die persönlichen Gläubiger kann nicht mehr von Seiten der Ehefrau aus 
dem Grund angefochten weiden, weil, wie nachgewiesen wird, das Grund- 
veruiögen des Ehemannes, auf welciies die Legalhypotheke der Frau be- 
schränkt wurde, nicht zu deren vollständigen Befriedigung wegen des ihr zu 
ersetzenden Dutalvermügens hhireicht. 

Die Gläubiger des Kliemannes koonten »uf ,,enes Unheil hin mit deiu Kliemanoc jenea 
Uebertrag «becblieaeeii; sie haHüi nur an prüfen, ob die für die EioiehrtDkiiDff der Le- 
galhypolheke der Khorrau vorgeschriebenen Förinllehkeiien erfüllt worden waren, nicht aber, 
ob du9 Gericiit iiiit Itecht die Imioobilien des Munet ale aar Sicbenug der AnaprUcbe der 
Frau gcnUgeod erkannt habe. 

Parle, 6. Nofomber IMO. (Rej ) (J. d. P. 1861. S. il».) 
CTr. Gilbert xn Art. 31U B 0. B. Nr. 3 und 4. 

Zu Arl. 1551, 1559 und 1500. 

Dotai-Ijnmübelj Gebäude auf denselben; Tausch; gericht- 
liche Genehmigung. 

Die auf einem Dotalgrundstück aufgeführten Fabrikgebäude bilden ein 
Accessoriuni des ersteren und sind ebenfalls als dotal zu betrachten, mithin 
unveräusserlich. (Art. irj54 B. G. B.) 

Es können daher diese Gebäude nicht gültig gegen das DotalgruFidstilck 
in der Art vertauöcht werden, dass die Gebäude als dotal, das Grundstück 
selbst aber als paraphemal erklärt wbrd. 

Ein TMWoh kaao, geniln Art. 1550 Ib., owr swiedien twel TorieliiedeiieD lamB- 
belD etatilndeiL 

Hat demohngeachtet Tausch jener Art im Petitionswege die gericht- 
liche Autorisation erlangt, so Icann das desfallsige Petitionsurtheil , welches 
ausser den im Gesetz vorgesehenen Fällen und nur in nichtstreitiger Juris- 
diction erlassen wurde, nicht die Rechtskraft der entschiedenen Sache be- 
schreiten; mithin ist die Frau befugt, selbst den Gläubigern gegenüber, 
welchen sie auf jenen Tausch und das l'etitionsurtheil hin das hierdurch 
als pharaphernal bezeichnete Dutaliinniübel verhyputhecirte , die ünveräus- 
serlichkeit desselben als wirkliches Dotalgrundstück und seiner Accessorien 
gegen die lidtatioiiskliger der Olftnbiger geltend zu machen. 
Parle, ». AvgiM ISea (OmM (I. d. P. 1861. S. 482) 
CTr. Can. (Parle) voio 14. Februar 1844. 

Zu Art. 1554 und 1560. 

1) Veräusser lichkeit der Dos für die Kosten eines leicht- 
fertigen Prozesses der Ehefrau. 
Trotz der Unveräusserlichkeit der Dos ist die Ehefrau doch selbst mit 
ihrem Dotalvermügeu für ein von ihr verübtes Delict oder (^uasidt^lict ver- 
antwortlich. 

Ist eie dalier wegen eloee von Ibr eingeleiteten F&lschungsprozesses iu die Koeteo 
feriirtbei:i worden, und stolll aieh dieser Proseae nie ein aebr ktebtTortiger, «to ein Qnail^ 
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delict der Khefraa dar, SO luHUi ai« wegea dieser Kotten selbst in ibrem DotslTermflgen 
verfolgt werden. 

Parle, 33. April 1861. (Rej ) (Sir. 1861. L 184.) 
Cfr. Gilbert in Art 1654 B. 0. B. Nr. 11 n. f. 

2) Veränssernng der Dotal-Immobilien. 

Wur(ie die Dotal-Ehefrau , nach stattgehabter Gütertrennung, durch 
das Gericht ermächtigt , über die Liquidation ihrer Ersatzansprüche an die 
Ehe zu ?erbandeln und dieselben zu cediren, um sich und ihrem Ehemann 
die Lebensbedflrfiüsse zu versehaffien, hat sie dcmgcmtoi einen solchen Ver- 
trag abgeschlossen und sfiiler auf den Erlös der Tersteigteii Immobilien 
ihres Biannes für ihre Ersatzansprache, unter welchen auch der Preis ihrer 
verftosserten Dotal-Grundstücke enthalten war, Anweisung erhalten, so kann 
sie, nach Auflösung der Ehe, den dritten Besitzern gegenflber nicht mehr 
die Nichtigkeit der Veräussening der Dotal-Grundstflclce wegen angeblicher 
Ungesetzlichkeit der Veräusscrung begehren. 

Die Khefrtiu hatte in Folge rcchtsbpsländiger Emiächtigiing des Gerichts für deu Preis 
ihrer Dotsl-Grundstacke aus dem Erlös der Güter des Mannes voilstÄndigeo Ersatz erhalten. 
Paria. 3. Deeenber 1861. (Bitj) (Sir. 1868. L 406.) 

Zu Art. 1556. 

Dotalsystem; Verpfändung des Dotalgutes zur Ausstattung 

eines Kindes. 

Nehmen die beiden Ehegatten, welche sich nach dem Dotalsystem ver- 
hdratfaeten, unter soUdarischer Verl^dlichkeit ein Darleihen auf, um mit 
dem Oelde ein for ihren gemdnsehafOicfaen Sohn angdmuftes Amt zu be- 
zahlen, es wurde aber nicht ansdrflcUidi oder dodi implidte in dem des- 

fallsigen Acte angegeben, dass die Ehefrau zur Sicherheit dieses Anleihens 
sich den Gläubigem gegenüber mit ihrem Dotalvermügen verbinde, so kann 
das Gericht erkennen, dass die Ehefrau eine solche Verpflichtung nicht be- 
absichtigt und auf den Grundsatz der Unver&usserlichkeit der Dos nicht 
verzichtet habe (Art. 1554 u. 1556 B. G. B.). 

Das Urtheil, welches za diesem Rasaltate durch Auslegung des üarlsib -Vertrages ge- 
langte, ist der Kritik des Ceseatiooshofes entiogen (Art. 1156). 

Paria, 1. JnU 186L CB^.) A P. 1862. S. 328) 
Cfr. Uifbell (Mi) von 18. Febmr 1858. 

Zu Art 1557. 

Dotal-Ehe; Nothwendigkeit des Bemploi; Nichtigkeit des 

Verkaufs ohne RemploL 

Itt einefls Ehererlrag nm Isbr 1833 warde ittpalirl, taea ridi die BraoUeate naler 

dem regime dotal rerhcirathen , dass sich jedoch die Braut ausdrücklich das Recht ror- 
behalte, ihre Dotali(nmobilien zu rcräu^sern und alle Vcrbindlichkeilen unter Aut^irisatioo 
ihres bheinaniics einzugchen, dass aber, im Falle der Veräusscrung eines Dotaltiomöbels, 
eia anderes ImaiObel ale Bemploi aageeehalR werden nflase. Dareh einen vor Kolsr C 
errichteten Verkauracl vom Jahr 1S37 verkaufte die besagte Ehefrau ein Haus, au welchem 
ihr bei Abschluss der Ehe rin Viertel zustand und welches daher zu ein Viertel ils Dot*! 
derselbso anzasebeu war, an V. Der Notar C, der von der Verkäuferin beauftragt war, 
ihr Verkaorrecht naeh dam ElMvertrsge tu prOfim and dem la dieeem Belmfe dne Aw- 
fertipng ibrea Eheveilngi betaiadigl worden war, BMMshie In a^neta Aeia aor davnn Er* 
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«ttimig, dftsa die Ehefraa nach ien EbeTertrag b«fagt sei, mit AatorisaUon ihres Ehe* 
ruannes das Haus zu verkaufen, keioMvagt «bsr auch daron, dasa nach der weiteren Clan- 
sei ein Retoploi nöthig sei. 

Unter diesen Umständen erklärte das Gericht mit Recht den Verkauf 
von 1837 hmsichtUch des Verkaufs des Viertheils des Hauses, welches zum 
Dotalgut der Ehefraa gehörte, als nichtig, wdl dasselbe nur nntor der Be- 
dingung zum Bemploi habe verkauft werden kOnnen. 

Dnrdi die im Elievertng itipiilirle BefligniM der Fmi, alle VerpfliehlnngeB mit Av- 

lorisaiion des Ehemannes einiM^zetien, «iirJe dieselbe iiidil ermSdi'ligi, daf DotatimmSbel 

oboe die Bcdinizung de» Hrmploi zu verkaufen 

Der Notar C. beging eine grosse Unvorsichtigkeit, indem er die Be- 
dingung des Kemploi in den Verkaufact aufzunehmen unterliess; der Käufer 
V. war aber ebenfalls unvorsichtig, indem er unterliess, von dem Ehever- 
trage selbst Kenntniss zu nehmen, wodurch er Kenntniss von jener Bedin- 
gung erlangt h&tte. 

Der tereh den Febler dee Kotara und die Unvorsidtllgfceil dea Kinfers crwaehecne 
Sehaden bl daber, aacb einem billigen Anschlag, switchen dem Kotar nnd dem Kiufer an 
ttieiien. 

Paris, 31. Mirz Itm. (Hej. eb. cir.) (Sir. 1863. 1. 307.) 

Zu Art 1557 and 1558. 

Ehe unter dem Dotalsystem; Veräusserungs-Befugniss der 
Ehefrau; Verwendung des Preises. 

Wurde in einem Ehevertrage das Dotalsystem adoptirt , aber zugleich 
stipulirt, dass die Ehefrau ermächtigt sein solle, ihre Dotalgüter ohne ge- 
richtliche Formalitäten und ohne die Verpflichtung zur Wiederanlage zu ver- 
äussern, so ist ihr hiermit von selbst die Befugniss gegeben, nicht blos 
ihre Dotal-Imraobilien auf Rückkauf (ä r6m6r6) zu verkaufen, sondern auch 
den Verkaufspreis nach ihrem Willen, selbst zur Abzahlung der Schuldeu 
ihres Ehemannes, zu verwenden. 

Paris, 1». Mira 1861. (BeJ) (J. ^P. 1868. 8. 864.) 
Cfr. eUbeH sa Art 1557 B. 6. B. Vv. 13. 

Zu Art. 1558. 

1) VerAuaserlichkeit des DotalvermSgens wegen vorehe- 

lieher Schulden. 

Hatte die Ehefrau erst nach Abschluss eines Leibreotenvcrtrags sich 
unter dem Regime des Dotalsysten» verheirathet, und sie wird wegen unter- 
lassener Zahlung der Bentge&tte zur Bflckzahlung des Kapitals verurtheilt, 
so kann sie in Folge dieser Gondeoinaition fai ihrem DotalvennOgen verfolgt 
werden. 

Sit war sebna vor der Ehe pevsOaliche Schuldnerin de« Beotgliab^ars giworden. 
Paris, ». AngBSt 186a (Bsp (Sir. 1861. 1. 145) 

3) Dos; Unver&nsserllehkeit; im Ehevertrag contrahirte 

Schulden. 

Der Art 1668 B. O. B., welcher die Verftusserung des Dotalguta der 
Ehefrau fttr Schulden, wekfae die Ehefrau vor dem Ehevertrage contrahirte, 
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gestattet, ist auch auf die Schulden anwendbar, welche die Ehefrau in dem 
Ehevertrage selbst contrahirte. 

Die Ehefrau hatte im EhevertrA^rc ilns DoUtl^ut für die darin anerkannten Schulden 
vprsirliprl; .«ie war in diesem Zeilpunkt noch in der vuIleii Disposilions-Bofueniss und die 
liestiiuuiuiij^ der IJotalttät kann niif die ImiBobilien der Frau, nur uoter Abzug der durcb 
den Efaeveiirag Mlbtl ereirlen Lasten , eioirirkeii. 

Paria, 70. August 1861. (Bej. eh. elv.) (I. d. P. 1862. 8. 683.) 

3) Dotalgut; Unverausserlichkeit; Hypotbeken-Bestellong. 

A. Soll iiacli dem Llie\ ertiai^ü Alles , was der Frau während der Ehe 
durch Schenkung oder soust zufüllt, Dotalgut sein, uud sie steigert während 
der Ehe ein zur Errungenschaft der frQher zwischen ihren Htm bestan- 
denen Gfltergemehischaft gehöriges luunöbel, so ist dieses Inunöbel ganz als 
nunmdiriges Dotalgut zu betrachten. 

Geinisi Art. Sh.i H 0. B ist sie fo anzusehen, als ob ihr, alt Erbin ihrer Mutter, 

d.ns franzo Tiniiir.bel ztJ2tTaIlfn und unverfiusscrliri i's Do'nlfjnt cewordfin aei, da ihr, ale 
Miteibiii ilirer ilutier, hcreits t-in iiijivi'^cr Antlieil ileiSfllicii zu^taii 1. 

B. Hat sie das Immübel verhv[Mjt!ic(irt und der Hypothekargläubi^;er 
dasselbe später expropriirt, so kann der ll vpothekargläubiger auf den Preis 
ditiser Zwangsversteigerung nur dann seine 11 vjjoihekarrechte geltend machen, 
wenn er nachweist, dass das Darleihen, wofür ihm die Hjrpothdce bestdit 
wurde, zu den im Art 1558 B. G. B. vorgesehenen Zwecken verwendet wor- 
den sei. 

Paris, 21. Wkn 1860. (Bej.) (J. d. P. 186a S. 465.) 
4) Unveränsserlichkeit der Dos; Wirkung der Theilnng. 

Cfr. xa Art. 1075 n. f. Urtheil (Ptaris) Tom 7. Aqgttt 1860. 

Dritter Absehnitt. 

Von der Rückgabe der Dos. 

(Art. 1 504 — 1573.) 

Zu Art. *I570. 

Ersatzforderung der Dotalehefrau fQr die von ihr bezahlten 
Schulden ihres Mannes an Kapital, Zinsen und Kosten; 
Zinsen vom Tage der Zahlung. 

8. tu Ali 1163 B. G. B. Nr. 2 oben das Urtheil (Paris) vom 26. Februar 1861. 

Vierter Absehnitt. 

Vor dem Paraphernal-V ermogen. 
(Art. 1574— 1580.) 

Zu Art. 1579. 

Pharaphernal- Verniög en der Ehefrau; Benutzung desselben 
durch den Ehemann; Opposition der Ehefrau; Zinsen- 
ansprnch derselben. 

I. Hat der Ehemann den Preis enics zum Paiaphernal-Vermögen der 
Frau gehörigen Uauses eingezogen und trotz der Opposition der Letzteren 
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inr Zahlung eines ihm selbst gehörigen Hiuses verwendet, so sciinldet er 
in die Ehefirsn die Zinsen jenes Preises vom Tage der Vereinnahmnng an. 

GemSss Art. 1450 B. 0 B. ist d«r Ebtimnn fur die Nichtaulage des Preise« eines 
seiner Ehefrau eigenlhüinlich xuslehendcn ImmSbels verantwortlich , wenn dargethaa wird, 
dass er jeuca Preis zu seinem Voritieil verwendete. Zuful^e Art. 1579 ib. bat der £be- 
nun, wenn er das Pwaphernat-VemiOgen Mtner Ehefrau, Irols der eoottalirten Oppo- 
iflkMi denetbsn, Dir rieh bcniilite, alle noch mbnudenen oder bereite coMvinlrien FMehte 
n ersetzen. 

II. Jene Opposition der Frau muss nicht grade durch einen gericht- 
lichen Act constatirt werden; es genügt vielmehr hierzu jeder schriftliche 
Beweis, welcher den Widerstand der Ehefrau und die eigenmächtige Be- 
sitznahme (Usurpation) des Mannes beurkundet. 

Wenn also dargeihan ist, dass die Ehefrau vorgeblich die Reilitation des Preises ihres 
Hameo von Ihrem Manne hegehrt nnd dengemlia hei der StaalabehOrde olne Klage (plalnte) 
gegen ihn wegen UnimehUigang jenea Preiaea elngereieht hat, ao tat hierndt die Opp»- 
aUion der Ehefrau genugsam dargethan. 

Paris, 13. NoTember 1S61. (Bej.) (J. d. P. 1863. S. 195.) 
Cfir. OUbert n Art. 1579 B. 0. B. Vr. 8 and 9. 

Besondere Bestimmungen, 
(Art 1581.) 



Sechster Titel. 

Vom Verkaufe. 



Erates KafiKel« 

Van der Natur und Form des Verkaufs. 
(Art 1582 — 1593.) 

Zu Art. 158*. 

1) Gesellschaft; Einfluss des Mitgesellschafters; Verkauf 

an die Gesellschaft. 

In dem Gescllschafisvcrtraiie einer anonymen Gesellschaft übertrngcn mehrere der 
Aelionäre an die Oesellschaft die Kechte und Vortheile, welche ihnen zufolge der Conces- 
eionanrkande, wednrdi Ihnen die VntMvdimung öaenükher Arbeiten flhertragen worde, n- 
alanden, «nier der Bedhignng, daaa Ihnen fw der Oeaellaebafl die KoHen der tode nal 
die aouillgen Kosten, zusammen evaluirt auf 100,000 Francs, xurOckerstattet werden mOssen. 

Diese Stipulation kann nicht als ein Einschuss (apport) der Mitgesell- 
schafter, sondern nur als ein Mobiliarverkauf an die Gesellschaft augesehen 
werden. P>sterer läge nur dann vor, wenn die Mitgesellschafter gegen die 
der Gesellschaft überlassenen GegensLäude Antheile an der Gesellschaft er- 
halten hätten; wenn sie aber, wie hier, eine Geldsumme empfangen sollen, 
so empfangen sie dieselbe als Gläubiger , nicht als Acüonäre. 
Brassel, Ii. Deeenbsr 1802. (Kej.) (PMiar. iSSS. 8. IMJ 

47 
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2) Verkauf; Anschlag eines Hauses. 

Erster Fall. Die Bestimmung in einem Ehevertrage, wonach ein 
Vater seinem Sohne ein Haus im Anschlag von 2000 fl. mit der Bedingung 
übergibt, dass dieser dassclbo ihm Icbeiisläiif^'lich zu 27» Procent zu ver- 
zinsen, nach seinem, des Vaters, Tod aber wieder in die Erbmasse einzu- 
werfen oder dafür den Betraj,' von 2000 fl. zu ersetzen habe, ist nicht als 
Schenkung , sondern als Verkauf zu betrachten. 

Ebea uegcu dus dariu cuthaitendo Versprechens der ZAbiuog des Anschlags f0r das 
Hans, wenn er et dereinst niebc einwarfen wollte, und der Verdnniog wibrend der Lebens- 
zeit des Vaters, ist der Vertrag als ein Kaufxa behandelu, mit dem Gcc]iii<ie, dass der 
K&ufer erst nach dem Tode des Verkäufers Z.ihlun? m leiston habe iin I .|.'\ss er ilniin. 
statt der Zahlung, das Haus wieder im Stocke zurOckgeben , d. h. den Kauf wieder auf- 

Maaaheiin, 6. Mai im. (Obarliors. JahH». 1842/43. 8. «87 ) 

Zweiter Fall. Di« K.*ieheB Eheleote hatten ihrem Sobne ilir Gatthaua aaonl 
Garten um einen Anschlag Ton 6500 fl. tibcrgeben, in der Art, daia i» Sohn fiOO 8. ala 

elterliche .^^hQl^e für sich behalten dürfe , 1000 fl. an die Eitern m bfiablea ond fir 
5000 fl. Schulden derselben an zwei Gläubiger zu Qberrichnieti habe. 

Der Verttag ist als Verkauf, und nicht als Vermügensttbergabe zu be- 
trachten. 

Der verabredete Werth des Gasthauses samint Garten mussi mit .\anialin« voa 600 8., 
hlnaidillich derer die Sdwnkong eine« Theila des Kanfpreisea rorlieitt) an die Ellera, reep. 

deren Gl&nbiger , herausbezablt werden , während hei Vermogensabefgabea iui gcsctzlicbeo 
Sinne wohl der Ertrag belastet sein kann, der ICapital wertli lelbat aber dem Ueber- 
nebmer zu verbleiben hat. 

Mannheim, «3. Joni 1843. (OberhoTg. Jahrb. 1843/44. 8. 179.) 

Zu Art. 1682 u. £ 

1) Kauf; Ort des VertragsabschlusBes; BriefwecbBel. 

Ein unter Abwesenden durch Briefwechsel abgeschlossener Kauf und 
Verkauf tod Waaren ist als an demjenigen Orte zn Stande gekommen an* 
ansehen , wo der Brief, welcher den Antrag (die Bestellung der Waaren) 
enthält, empfangen und dieser Antrag angenommen wird. 

Nach den Gesetzen dieses Ortes ist mithin der Vertrag , namentUeh die Frage zu be- 
urtheilen, ob der Käufer oder der Vcrkatifer von dein «ilirend det Transporte der Waaren 
an denselben sich ereignenden Schaden getroden wird. 

Berlin, 29. Min 1834. (V) Meinbard g. Kickei. (IC. A. 20. II. 17) 
Cfr. Gilbert n Art. 1101 B. G. B. nnd 1682 ib. Kr. 16 n. f. 

2) Oeffentlicbe Versteigerung von Immobilien durch deren 
Eigenthamer oder dessen Mandatar; Einmischung in die 
Functionen der Notare 

Der Eigenthamer einer Liegenschaft kann dieselbe, ohne Zuziehung 
eines Notars, selbst oder durch einen hierzu beauftragten Oeschftftsmann 
öffentlich versteigern lassen. Der Geschäftsmann mischt sich hierdurch nicht 
in die Functionen der Notare ein (Art. 258 des Code p^nal), selbst wenn 
er hftufig solche Versteigerungen als Mandatar der Eigenthüroer der Iinmo* 
bilien vornimmt, besonders wenn er hierbei sich nur als BevoIImäclitigter 
der Eigenthflmer quaUücirt und die spatere Au&ahme eines Notariatsactes 
Torbehiüt. 
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Gemiss ah. 5U B. G. B. bestellt ia» EigMiMiiiai in dem Beebte , eine Sidie zu ge« 
niessen und darül)er unbescliränkt zu verfügen, sofern man Ilierbai nidit eioMi tob den 0«- 
seizea und Keglcucnts verbotenen Gebrauch macht- 

Nw bexflgiieh der Mobil ien verbieiel das Getela rom TU Plar. Vn ans lUealiadMa 
OrOoden den Privaten eine OAentliehe Veraleigernng; dagegen bestebt heia Oaaetai welehea 
den Gros^jfihrigeD, «eldia Herren ibrer Beebte aind, verbietet, ihre looobllien tiffenl- 
lieh zu versteigern. 

Die durch Privaturkuode bewerktlelligte Immobiiiar-Versleigeraag hat zwischen den 
Contrabeatea, dem Verfcinfer und dem Steigerer i. A. die nftmllebe KrafI, wie die dnrah 0Sirat> 

lieben Act bcwcrksteiügto. Nur nra Dritten entgegengesetzt werden zu können, mussin Belgien 
nach dem Gesetze der Vcrknnf durch nuthentischcn und transcribirten Act beurkunJet wcnJen. 

Schon nach den vor Einlubruiig des Code civil bestehenden Oesetzen erzeugte der Kauf- 
vartnig, «eaa ar aaf ligend eine Art eoaatallrl war, ohne Tradition und TranieriptiMi s«i- 
aeban den CanlnüNmIen gegenseitige VerpAiebinngen. 

Die Art. 459 , 806 , 827, 1686 un^! 16S8 B. G. B. , 747. 904, 953, 955, 970, 988 und 
1001 B, P. 0. und der Art. 5(i4 des Code de cotnineice beliehen sich lediglich auf die 
Fäile, wo es sich von den Verausserungcn von MUndclgut, von linuiobtlicn, die zu Bene- 
Sciar-, Vaeanl- oder FalKtaaaaen gebGren, Ton Zwangsrersteigerangan und von geriebU 
liaben Theilungcn oder Liciuiiiunen bandelt. 

Auch der Art. 746 B. P. O. ontiicht nur Jen Gerichten die .\bha'fiin£r von Im-noliiliar- 
Verkiafen; aber weder dieser Artikel , noch eine sonstige gesetzliche Verfügung unter- 
wirft L A. dia öSMtUefaen VeriiEnfa von Inunobflian der aasaehliaaalieben Amtehandlnng 
dar Rolar«. 

Was der EigenthOmer selbst thun kann , darf er i. d. B. ancb dnreb ataea Mandatar, 
aellMt wenn dieser ein Geschäftsmann ist, besorscn lassen. 

Wenn dieser nun in Kraft des Mandates und als Mandatar des EigenthUmers die Immo- 
Ulian vaiateigerte, so lial ar sieh bierdureb nicbl die Functionen einen Notars angamasal. 

Erflaael, 26. November 1862. (Pastor. 1862. S. 418) 

Ofr. Gilbert sn Art. 1582 n. f. B. G. B. Nr. 48 bia M. Paris, 19. Mai 1817. 

Zu Art. 1583 *) 

1) Kauf; Abschluss durch Correspondenz; Ort des Vertrages. 

S. zn Art. 14 B G. B. das Urtheil (Darmstadt) vom 7. Deeember 1867. 

Vergl, das zu Art. 1782 u, f. Nr. 1 Gesncrte. 



*) Der Art. 1583 hat im B.i(i. Landrechte folgenJcii Zusatz erhalten: 
Art. 1583 a. Deesen nneraclitet mvas der Unfer einer Liagensehaft aoleben Kanf 
nochmals in das Grnndbncb dniragen lassen, aueb bei marksässigen Gfltcm Gewährung 
darüber nehmen; che dieses geschehen ist, kann er in Gerichten solch sein Eigenthum nicht 
geltend machen, auch keine Pfandverschreibung darauf geben, luuss vielmehr alle vom 
vorigen Eigentbflraer darauf noch kommenden Pfandeintragungen gegen sich gdieo lassan. 
IKeae Beatimnmog bat sn veraehiadenen Straitfragan Varanlassnng gagaben: 

1) darOber, durch wen und in welcher Form der Eintrag zu geschehen habe? 

2) darQber, ob auch der Erwerbtitel von Qrunddtenstbariceiten, sowie dar 
Notzang und Wohnung, 

3) darObar, ob aoeb der Becbtaütel d«r Eraittnng nnd wie solebar bajabeaden 
Falles einzutragen? 

4) ^^ic7c9 sich mit den Zababordan des Eigentbams und MiteiganUmma ia dieaar 

Beziehung verhalte? 

5) über die Folgen der Uuterlaasung des Eintrags in Bezug auf die Vertrags- 
panonan aalbst; 

6) Aber die Wirkung des Eintrags b« aaeeasaivam Varbanfa daiaalban Liagan- 

Schaft durch denselben Verkäufer; 

7) darOber, ob dem lüiufer eine Klage gegen den Yerk&ufer auf Eintragung des Kauf- 
vartrags zoslebtT 

47. 
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2) Kauf; ernstlicher Preis. 

Ist der Käufer nach seinein Stande und nach seinen VennOgens-VerhSltnisien in dtr 
UnmOglicbkeit , den im Kaufacte festgesetzten Preis zu bezahleu, so gebt bierMtt berfor, 
ilaM dieser Kaufpreis weder bezahlt, noch gefordert werden sollte. 

Der Kauf und Verkauf ist daher wegen Mangels eineä ernsten Kauf- 
preises za Temichten. 

• Parti, la. Jmd 1800. (Bej.) (Sir. I88L I. m) 

8) Kauf- (Cessions-) Preis; Bestimmtheit desselben. 

Wenn ein Schuldner die ihm gegen einen Dritten zustehenden, einen 
bestimmten Betrag bildenden Regressansprüche seinem Gläubiger cedirt und 
dagegen Ten seiner dgnen ebenfidis bestimmten Verbindttchimift entlastet 
wird, so Imnn nidit behauptet werden, dass ein bestimmter Gessioiispreis 
mangele nnd darum die Cession nngOltig sei 

D ar n alait , tl. Norbr. 1868. (Bej.) Serie g. Lviwigt-Eleenbeliii. (BinoMrl. 1858. 1. 1074 

2) Uebereinstimmnng hinsichtlich des Preises. 

Wemi der K&ufer die Unterzeichnung der Verkaufsurkunde deshalb 
Terweigert, weil der VerkinGer auf sehie WOnsche beiOglich der Zahlongs- 
art des JUmtgimKi nicht eingeht, so fehlt es an der Einigong Uber den 
Preis, demnadi an der FeststeUnng der nadi Art 1588 B. 6. B. wesent* 
liehen Kaofbedingungen, und kann nicht auf Haltung des Kaufes geklagt 
werden. 

Manahelm, la Noreoiber 1803. (AnsaL 1863. 8. 287.) 

Za Art. 1^4. 

Aufschiebende Bedingung. 

Die Bestimmung in einem Versteigerungs-Protokolle: „Es wird eine 
dreimal 24stflndige Zeit zur Ertheilung der Ratitication vorbehalten, jedoch 
ist der Käufer an sein Gebot gebunden", enthält eine aufschiebende 
Bedingung. 

Der Kauf ioU eret ium ■!§ abgeediloeeeB gelten, weon ier Verkiafer hwerinlb drei 
Tigea Um rMiSdrte; erfelgte dieee Ratificatloa nicht, lo ist der Vorkaaf ale aichl za Stente 

gekotimien lu betrachten und der Käufer, der wälireiid jener drei Tage den Kauf hätte 
baiten müssen, ist nun auch befreit Die Klage des Verkäufers, der innerhalb der be> 
•timnilen drei Tage nicht ralificirt hatte, nachher aber die Haltung des Kaofes forderte, tat 
derittlb alt nbegraiulet tu Terwerfeo. 

Haanhein, 18. September 1844. (Oberhofg. Jahrb. ISl^V^ 8. WU 

Zu Art. 1585. 

1) Eigenthums-Uebergang. 

Bei den im Art. 1585 B. 6. B. erwähnten Käufen geht auch das Eigen- 
thum erst mit der Zumessung u. s. w. auf den Käufer über. 

8) Sber den Werth eines richterlichen oder gesetzlichen Unterpfandrechtei ia BeiQg 
auf die zur Zeit der Kii stchuag deeselbea bereite veriiiiBertea , aber neeh aiebl 
tranacribirten Liegenaclurtco. 
Die reidit Limetar Ober dieee Cbolrovereea lel tnanmengeelelh Ib: Yab, dae Bei. 
Leaireeht aadi tat Entacbeidnogen der baditcbea Geriehtsbofe nnd der bed. Doetrio. Frei- 
barg 1857, BJ. ir. S. 588, bis 595, und sind darüber noch weiter tu vergleichen: .\nDai. 
1860. S. 370, 3%; Annal. 1861. S. 112 und lbü2. S. 226; Jabrb. de« Bad. BeebU (1859). 
S. 83; ZenUi. Magaz. fid. IV. 8. 391, Bd. V. S. 119. 
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Fflr die enlg^engesehte Ansieht linl rieh nur der WorMnl let AH. 1885 B. 0. B. 
Mfflhron, sie widerspricht aber, wi« tieb MW Im DiteaMriooen d« StMlmllM «^gflil, to 
' Zwack und Geiste des Gesetzes. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrh. 1838/39. S. 15?) 

2) Kaaf nach vorheriger Vermessung; Eigenthumsübergang. 

Wurden Waaren nicht cn bloc, sondern nach Zahl, Maas und Gewicht 
verkauft, so erleidet die Regel des Art. 1583 B. G. B. , wonach der Käufer 
mit dem Kaufe Eigenthümer wird, gemäss Art. 1583 ib. eine Ausnahme, 
wonach die Waaren erst dann an den Käufer als Eigenthümer übergehen 
und Derselbe erst dann für die Gefahr einzustehen hait, wenn die Waaren 
gezählt, gemessen oder gewogen worden sind. 

Bit daUa begebt alio dar Kinlbr, wenn ar diaaelbe anlwaiid«!, ahMii DfabaliU, 

Paria, U Min tSSa (Baj.) (Sir. 1861. 1. 778.) 

8) Lieferungsvertrag; Yerkaaf nach Stackiahl; wer trigt 

die Gefafar? 

Bei einem Vertrage, wonach der A. dem B. eine bestimmte Anzahl von 
Sadion (ZiegetoteiiieD) Mr einen nach Sttteksahl m bezahlenden Preis (6 
HiUiooen za 7 fl. fOr jedee 1000) zn Mern hat, triift der durch Untergang 
der Sachen vor deren AbeftUen entstandene Schaden den Verkinler, nicht 
den Käufer, aellte derselbe audi einer anasergerichtlidien Aoflbrdemng 
smn Empfange der Sachen nicht nachgekommen sein. Der Verkäufer kann 
nur dadurch sich der Tragang der Gefahr entziehen und solche «if den 
Käufer übertragen, wenn er nach gosetzliclier Vorschrift die Sachen zum 
£mpfange anbietet und im Nichtannahmsfalle in gerichtlichen Verwahr gibt. 

lo ADtehung der zu bewerkstelligenden Lieferung erscheint nSmlich der Verkfiufer als 
dar V arpf lichtete, der Kftofer als der Berechtigte. Voo dner Anwendung der Art. 1138 
md 1180 B. 0. B. bann b!ar nieU die Beda aain, da aa ridi wadar toq dar LIaranmg einer 
bestimmten Sache (cfr. Art. 1584 ib.). noch top einer mora solrendi des Verpflich- 
teten, BOHflem nur etwa von einer mora arripiendi des Bereclitigten handelt. Eben- 
sowenig sind die Art llöO und 1151 liier anwcaültar, welche — wie der ganze Abschnitt IV 
Migfleh van dar mora aalvandi dea VarpfliehleleB bandahi, nad hinridillldi dar Fiaga^ 
wen der durch Zufall dnlrelande Schaden hei vorliegender Sfiumigkeit des Berechtigten 
trifft? schweigen, und zwar ans dciu sehr enfachen Grunde, weil der Verpflichtete, da er 
aich iin Besitz der xu liefernden S«che beHndet, in .Xnsehung dieser nichts entbehrt, und 
«0 ar aa flbardlaa in aainar freien Wabl and Oewaii hat, entweder v«n dar fhoi im Ari 
1184 «i4 1657 B. 0. B. gaalaliatan Baft^iaa, den Vertrau auftahaben, Oahraaah in maelian, 
oder, wenn er dabei stehen bleiben, sich aber dar Verwahrung, Fflrsorse und Tragnng der 
Gefahr der Sache, .«ofern ihm diese bis zur Uebergahe oblag, entledigen will, die Sache nach 
Art 1257 u. f., 1961 B. G. B. und »12 — 818 B. P. 0. zar t,ericbllichen Verwahrung zu 
flbargaban vnd dadnrdi die Gefahr derselben auf den Beraebttglen ta tiberlragen. 

Ebensowenig verma;; hier auf die Art 1382 und 1383 B. G. B BeiU2 genommen zn 
werden, da — abgesehen davon, dnss dii' Klage ?irh Iciifrlich auf den Nichtvollzug des 
Vertrags grOndcte, mithin eine Herbeiziehung der Vorsrhrifien Ober Delide and Quaaidelicta 
eine Varlndsrung des Fondamentuin «gendl bfldan «trda — keine Haadfaing behaaplal mnia, 
vaMw in ila Kalagoria alnaa DaUda odar Qnaaidaliala ga%ra«hl werden knmto. 

Barlin, la J«il 189B. (Casa.) Fiiena g. Evers. (K. A. 10. n. 49.) 

4) Liefemngs-Vertrag; Verkauf von Holx; Lielerang und 

Empfangnahme; Yermesanng und Verification ; Untheil- 
barkeit des Geständnisses nnd einer Urkande; Unanwend- 
barkeit des Art. 1144 B. G. B.; EntschädigangS-ForderuBg 
ohne Yorherige Besiiiationsklage. 
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Der Kaurmun A. hatte mit dem HoIzhSndIcr B. im März 1861 einen Vertrag abge- 
schlossen, wonach B. dein A. in bcatimmten Fristen mehrere Partbieen Hölzer in verschie- 
denen, fitiViiU angegebenen Dimensionen, schartig und ron kanfmaiuisgiiter Beschaffenheit, 
an iat Rfaeionrer bei ier Guslavsbiirg fDr einen per KttbikfoM feügeaelsten, von A. beim 
Empfang baar zu zahlenden Preis zu licrern hatte; diese Holter waren zu einer von der 
Hess. Ludwiosbahn-Gcscüschaft zu erbanenlen BrOcke ölier den Rhein nnthip, und A. hatte 
vorher mit dieser Gosolischaft einen Vertrag abgeschlossen, wonach er das la der Brücke 
nolbwewUge Bollwerk ta liefern Oberaabm; deragemiss eonvenirteB A. nnl B., dm die 
TOD LetztereiB tu liefernden Hölzer einer ▼oriierigen Besichtigung der Ingenieure dieser 
Gesellscbaft unterworfen fpicn. R Hess deragemäss nach uml nach verschiedene Parlhiecn 
Hölzer an dem Kheinufer bei der (iustavsburg von verschiedenen Schiflleuten ausladen, und 

A. stellte den SchilHeuten über die Ablieferung Beecbeinigungen aae. Da die besagten In- 
genienre einen Theil der Holier als iriebt Terlragamleeig sa ObernebnaB sidi veigerton, so 
sahlte A. an B. auch nur theilweise den Preis der angenommenen Bolzer und verlangte 
sofortige Lieferung der noch restirendcn H(^l7cr, wogegen B. Iichauplete, dass er nur dann 
zur Lieferung des noch Kestirendcn verpflichtet sei, wenn A. das bereits gelieferte Gehölz 
ToHatlndig beiabtt babe. Bs enls|umn sidi hieraus dn Prossss «wlaebcn A. nnd B^ In dem 

B. an A« Ar das wirklich Gelieferte einen Beatbetrag ron 2500 IL foidarta, wogegen A. 
behauptete, dass er nur 1000 fl für die ueliefcrien und angenommenen Hölzer noch schuldig 
sei, diepo aber erst dann zu bezahlen habe, wenn B. das noch Fehlende nachliefere, wozu 
er den B. in mehreren Briefen aufforderte; auch Hess A. dem B. durch einen späteren Ge- 
rieblSTOlltlshersael aonniren, binnen 8 Tagen dia Ueferang sa Tervollstindigai, Indeai sr 
(A.) sonst genfldilgl sei, die noch fehlenden Hölzer sieh anderweitig zu verschaffen. 

Inzwischen waren die abgelieferten und als unannehmbar befundenen Hölzer am Khein- 
ufer liegen geblieben und durch mangelnde Bewa)irung zum Theil in einen solchen Zustand 
gekommen, dass rio ntebl nebr als kanfroannsguie Waare angesehen werden konnten. 

Beeonvsniando Tsrlangte A. qtiter, nnter der Bebanpinng, dass er wegen nnierlaaa»- 
ner vollstiindiger Lieferung von Seiten des B. in die yothwendigkcit ge?et7t worden ?eii 
sich die noch fehlenden Hölzer anderweitig zu beschaffen und hierzu einen, den mit B. 
stipulirten Preis übersteigenden Betrag aufzuwenden, die Coinpensalion seiner desfallsigen 
Enlsebldignngsforderung mil dem Bestpreli dos B. 

Das mit diesem Beoblslroito bofaiate AppeUgerieait batta dennadi über folgondo Con- 
lestationen zu erkennen: 

I. Ist durch die Ausladung der Bolsor am Rheinufer und die Entgegennahme derselben 
durch A. der Vertrag als von Seiten des B. erfollt ond das Eigenthnm der HSlur ala anf 
A. Obergsgangso ansaaebcnT Diese Frsgo wnido von dem AppoUiiditer, besoadoit anf Grand 
doa Art. 1585 B. Q. B., verneint. 

Der Cassationshof erkannte in dieser Beziehung : Selbst wenn der Art. 
1585 B. G, B. hier nicht anwendbar wäre, kann von einer Besitzübertragung, 
mithin auch von einem Eigcnthiini.siibergnng an A. keine Rede sein, weil das 
Appellgericht thatij äc hl icli feststellte, dass von Seiten des A. weiter nichts 
geschehen sei, als da.ss in seiner Gegenwart die Ausladung der Hölzer er- 
folgte, dass aber eine Vermessung oder Verification nach Dimen- 
sionen und Qualität dazumal nicht stattgehabt und bei der Menge des Holzes 
nicht einmal habe stattfinden können, dass B. den A. nicht wegen Yomeh- 
numg der Vermessung und Untersuchung in Verzug gesetzt babe, dass tbet- 
dies nach 4er unter den Parteien stattgehabten Verabredung die Unta> 
suchung durdi die Bahnmgenieure erst abzuwarten gewesen sei ( ArguuL 
Art 1788 ib.) 

II. Konnte A., obgleich er in einem Anwalt^acte vom Mai 1863 angegeben h,i((c, dass 
er die anderweite BcschalTung der noch fehlenden Hftlicr im Laufe des Jahns IbGl aus- 
geführt habe, in seiner spateren Incidentklage noch behaupten und diese Klage darauf 
alOIxan, daas dteso BesdiaAing In Jahre 1862 stat^ofnndon habeT 

Bor Appellriehler bejahte diese Frage , und der Oaaeationsbof verwarf den Uorgcgm 
auf Omd dsa Art. 1356 B. G. B. erliobenon Baoon aoB fotgendam Graada: 
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Wenn in coDcreto in dem Acte von 1868 ein Gest&ndniss im Sinne des 

Art. 1356 B. G. B. gefunden werden könnte, so konnte doch die später« 
Rcctification darum nicht beanstandet werden, weil B. in* seinen Conclusionra 
vor dem Appellrichter die Behau pt untren des A. in allen Richtungen wider- 
sprochen hatte; es kann aber eine von einer Partei i)onirte Thatsache, 
deren Wahrheit von der Gegenpartei ausdrücklich widersprochen wird, von 
dieser nicht als ein von jeuer gemachtes giiltiges Ge^tändniss angerufen 
werden. 

IlL KoDDte der Appelhrldittr imdinien. dam B. dirdi ih frVlbtn OwrmfmAmx in 
Yenag getetel wordfln mI, obgleich diMtr Ymng dnreh eine tpftlere, «af Anateben des 

A. si^niricirte Sonimation gedeckt wnr? 

Der Cassationshof nahm dieses mit dem Appellrichter an , da B. diese 
Sommation als formell ungültig bestritten hatte, mithin den Act nicht, so- 
weit er ihm vortlieühaft sei, anrufen, dagegen, wo er ihm nachtheilig sei, 
anfechten könne. 

IV. Konnte sieb A. anderweit uiit den oöthigen Uoliern Tersehen, ohne vorber bienu 
geridittldi aaloiiaiii worden tn seinf 

Der Cassationshof bejahte diese Frage , da der Art 1144 B. O. B. nur 
bei einer obügaAio in &tiendo, nicht aber bei einer obligatio in dando, irie 
die Toifiegende, anwendbar sei 

V. Konnte A. dne Entschüdiganjz wegen Nichiliofcrnng xor gebOrigea Zell, ohne die 
Besiltstion des Vertrags Terlanpt zu haben, anfordern? 

Der Cassationshof sprach mit dem Appellrichter aus, eine solche Vor- 
aussetzung sei weder nach dem Gesetze, noch der Natur der Sache nach 
erfordert; die Schadensersatz-Verbindlichkeit bestehe schon durch die In- 
yerzugsctzung , wenn der Schaden durch die Nichtlieferung zur gehörigen 
Zeit entstanden sei. 

DarmsUdt, 19. Oeihr. 1863. (BeJ.) Kais nnd Khmp g. Kill. (Emmerl. 186S. L 133) 

Zu Art 1SS6. 

Wirkung des Klnmpenkaufs. 

Belm Klumpeukauf bewirkt die Ungültigkeit hiu^^ichtlich einzelner Kauf- 
g^enstaude Auflösung des ganzen Ilechtsgeschäftes , indem solcher als ein 
unzertrennliches Ganzes erscheint und niciit ermittelt werden kann , welcher 
Theil des bedungenen Kao&diiUings auf die einzelnen Gc^^nutinde fiQlt 

Mannheim, 18. Janvar 18U. (Obeihofg. Jahrb. 186L 8. 6; AanaL 1851. 8. 109l) 

Zu Art. 1587 and 1588. 

Kauf von Wein anf. Probe; Tag des Abschlusses. 

In Aniehnng von Weht ist , geinin AH. 1587 B. 0. B. , kein YeHcanf Torhanden, 
ao lange der KSnfer denselben nicht geliostel und gtilgdhnden bat; dieses Kosten und Ge- 

nebmigen lässt den Verkauf unbedingt rochtopülti^ erscheinen. Es kann je(lorh , ^emlaa 
Art. 1588 il». , anch Wein unter einer Bedingung, nämlich auf Probe, verkauft werden. 

Ist dieses der Fall und der Wein probegeniäss befunden, sogar ver- 
zehrt worden, mithin die aufschiebende Bedingung des Art. 1588 B. G. B. 
erfüllt, so ist der Kauf uud Verkauf als am Tage des Vertrags wirklich 
abgeschlossen zu betrachten. 

LMteM «mamTiige oacUwr dlenriiehMi tfeMKInÜHr and a^Mr EhsAwi bealMi* 
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dene Ehc?emelnschaft auf, so iM Ii« KAiifjpt«it-SebaU «b «iM «bagmoaiaMlnftiidM ana- 
•eben. (Art. 1409 B. G. B.) 

Berlin, 6. April ^46. (Gass.) Rumpol g. Kuliig. (K. A. 40. U. 29.) 

Zu Art. 1589. 

1) Verkaafs-VerBpreehen; Begriff; Unterschied von dem 

Vorkauf. 

a. n Art. 1101 B. G. B. das UrilMU (Darmitadt) vom 3a Novembw 184a 

2) yerkaufs-Verspreehenf einseitiges. 

Wurde das einseitig gegebene Verkaufs- Versprechen von dem Prorais- 
sar nicht aoceptirt, so hat dasselbe nicht die Wirkung des Art. 1589 B. G. B. 
Pari«, iS. Januar 1801 (Rej ) (Sir. 1863. I 148) 

3) Verkaufs-Versprechen; Miethe; Resiliation; Vormund. 

Vermicthete A. an B. und dessen Ehefrau ein Wohnbaus auf 15 Jahre 
und räumte hierbei den Eheleuten B. die Befu^lss ein, dieses Haus um 
einen bestimmten Preis zu kaufen, jedoch unter der Bedingung, dass f;ie 
diesen Kauf auf sechs Monate vor Ablauf der Mietlizeit wirklich verlangen 
und den Kaufpreis bezahlen, so kann der Ehemann B. , wenn seine Ehefrau 
starb , nachdem 10 Jahre lang die Miethe bestanden hatte und ehe noch 
irgend eine Erklärung von Seiten der Eheleute B. , das Haus kaufen zu 
vollen, erfolgt war, auch als Vormund seiner minderjährigen Kinder in 
eine Resiliation der Miethe für die Zukunft einwilligea und auf die ihm und 
seinen Kindern ans dem erwfthnten Verkäufe-Versprechen zustehenden Hechte 
verziditen. 

Dareb jenes Verkaufs- Versprechen des \. allein ging we<Icr dns Kiscnthum daa Haaiai, 
noch ein sonstiacs Iriiinobiliarrecht bezüglich des Hauses atif die Khcleute B. Ober; so lange 
der xuiD Verkauf festgcseute Termin nicht eingelreteu var und die Eheleute B. nicht er- 
kürt liatteD, daai aia Ton dam Verkaufi-Varspradiafl Qahraaeh machan «olHan, bliab daa 
Bana Eigenttram doa A. aaf daaaen Gafalir. Da in Aaganblldia daa Todaa der Eba- 
tau noch keine solche Krklfirun;; erfolgt war, konnte der Ehemann unl Vonnnnd seiner 
minderjährigen Kinder, da sie noch keine Immobiliarrecbte erworben hatten, zufolge der 
ihm zustehenden Verwaltungs-Befugniss ohne Faiiiilienraths-Beschluas deu Micthvertrag aof- 
lOaen vnd auf daa Raebl in kanfan gallig Yeniebten. (Art 457 n. f., 1582 md 1589 B. 0. B.) 

Parli, 90. Jannar 1862. (BeJ.) (J. d. P. 18S3. 8. 92) 

4) Verkaufs-Versprechen; Wirksamkeit. 

Verniietbete der A. dem B. ein Gut im Jahr 184t auf 10 Jahre und räumte zugleich 
dem B. das Recht ein , nach Ablauf der Pachtzeit das Gut in Eigenthona anler beetlromten 
Gegenleretmgan tn arwerlten, wenn diasar «olla, ao Uegt in diaaar Stifmlatian ein Ver- 
kaufs -Verapraeban; gemäss Art 1589 B. G. B. hat ein solches zwar als Verkauf za 
gelten, aber nur von dem Angenblieke an; wo die Parlhleen aber Sache und Freie Ober- 
eingekommen sind. 

Der Verkauf ist also erst dann als ein vollendeter , das Eigenthum als 
von A. auf B. übergegangen anzusehen, wenn B. seinen Willen, Eigenthflmer 
zu werden, kundgegeben hat; bis dahin liegt nur ein Verkaufs-Versprechen 
von Seiten des A. , eine diesen bindende einseitige Obligation vor. Erst wenn 
die Zustimmung von Seiten beider Theile statt hatte, findet in Wiiklidikat 
der EigeDthiun8*Uebergang statt, ist ein synallagmatisdier Vertrag voriianden. 
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War d.ihor itn Jahr 1814 die YeräusseruDg de« damals zu einem Festungstcrrain ge- 
hflrigen Gutes in Folge einer pcselzlicheii Spccialverfilgung unstatti aft, im Jahr 1854 aber 
die Sache wieder in commorcio, so ist A. nicht befugt, wenn B. ii^ diesem ietiteren Jahre 
E^entbaroer werico xo wollen erklärt, eleh hiergegen auf Grund der frOher beatandenen 
Unferäuseerliclilieit zu widersetzen. 

Paria, 14. Mira ISfia (BoJ) (J. d. P. 1861. & 64a) 

6) Yerkaafs-Versprechen anter einer nicht eingetretenen 

Suspensiv-Bedingung. 

M. vn«! O. aebloasen efaie üebereinkonft, wonach M. an O. ein Gut zn verkaufen ver- 

aprseh unter der BeJingun^, dass G. von dem Geschfirte alt^'clicii i<(inne, wean er über 
dasselbe nicht einen Notariatsact aiifiie'tiiuMi unii eine liestimtiite Ahsrhln^szahlung als Drauf- 
gabe bezahlen woUe. Diese I3eding(ing trat nicht ein; deinohn^reachtüt Ivlagtc der Fisrua 
auf Zahlung der dem Rentamt filr jenen Verkauf geschuldeten Matatiunsgcbflhren, indem 
er ugleieh eich danmf ben^, daaa 0. na eh Jener Uebereloknnft ia den Beaiti joiea Ontea 
getreten sei. 

Der Cassationshof entacbied , dass : 

L Jene Bedinj^unj» nicht als eine resolutive, sondern als eine suspen- 
sive anziisohcn sei, G. also, wenn er dieselbe nicht erfüllen konnte oder 
wollte, auf den Kauf zu verzichten befugt war; dass, sofern die Vollendung 
eines Kaufs durch eine Suspensiv-ßedin;^ung aufgeschoben sei, das Verkaufs- 
Yersprechen erst nach deren Erfüllung als Verkauf gelte ; 

2) dass unter den vorliegenden Verhältnissen das Einräumen des Be- 
sitzes an G. nur als eine provisorische und denselben Eventualitäten, wie 
der Verkauf, unterworfene Handlung, nicht aber als eine Vollendung des 
Verkaufe angesehen werden könne; 

8) dass demzufolge wegen jenes Verkaufä-Versprechens der Fiscus nicht 
die Mutationsgebtthren anzusprechen habe. 

Paria, 6. Mai 1863. (Caaa) (Sir. 1863. I. 396.) 

6) Verkaufs-Versprochen; Unwiderrufiichkeit; Dauer. 

A. Der Privatact , durch wi^lchen festgesetzt ist, dass T.ojeune, welcher 
am nämlichen Tage die ungctheilte llalfte eines seiner Ehefrau und deren 
Schwester, Frau v. P\, gemeinschaftlich zugehörigen Iminöbels von Letzterer 
(soweit ihr dasselbe gehörte) auf 1) Jahre gemiethet hatte, berechtigt sein 
solle, im Laufe dieser 9 Jahre, wann es- ihm conveuiren sollte, von der 
Yerpächterin den V^erkauf der gemietheten Hälfte des Immöbels für dnen 
bestimmten Preis zu verlangen, enthält ein, gemfiss Art 1S88 B. G. B., 
als Verkauf geltendes Verkaub-Versprechen. 

Dieae Stipulation kann niehl als eine einfadie «Idemifliehe Pollteitation , noch ale ein 

ein<>eitigea Verkaufe- Versprechen angesehen werden, da die VerliiniHichkiit um desswillen 
eine gegpnscitigo \vnnli\ weil Lejenni' seinen Villi ii, das Vcrl;;iiir<-Vei ?pi rhen an/.uiioh- 
mon, eriilärt und nur die Zeit der Ucalisatioo zu bestiiinnen sich vorbelialteu hatte, wonach 
alao im Angeub&eke je«M Ades die Uebereinstimmung des Wülena belitiu> Farttileeii vor- 
lag und derselbe aonaeb für die Frau t. F. verbindend war. 

B. Der Art. 815 B. G. B. ist hier nicht Anwendbar, da Lejcane vor dem Verkanfnur 
Miether, nicht aber MiteigentbOmer dea Iwmöbels war und den Vertrag in eigenem Namen 
abgeschlossen halte. 

Jener Art. 815 B. G. B. kann nur auf die Uebereinkommen zwischen 
ConuDUoisten Anwendung tiuden. 

Uebardlea kann das auf 9 Jahre eingerftnmte Kaufsrecht nicht einem fdr eine l&oger 
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5 Jahre dauernde Zeit abfrcschloMenen r< Kpreinkomnien rier Tndivision gleichftestelU w«r- 

deilt weil das Vprkaiifs-Vpr, sprechen einer Theüiinjr oder Liritalion nicht sieichstcht. 

C. Da der Ehanaun nicht als Repräsentant und Mandatac der Ehefrau 
handelte, so kann auch hier nicht die Vorschrift des Art. 1408 B. G. B. über 
deu retrait d'indivision zur Anwendung kommen. 
Paris, 24. Juli 1860. (Rej.) ( J. d. P. 1S61. S. 934 ) 

7) Verkaufs-Versprechen; Wette. 

Das acceptirte Versprechen, zu einem späteren Zeitpunkte Börsenpapiere 
für einen festen Preis zu liefern , muss , wenn die wirkliche Lieferung nur 
fingirt wurde, in Wirklichkeit aber es sich nur von einem Dififerential- 
Geschäfte handelte, als Wette vernichtet werden. 

Dasselbe kann nm detiwillen nicht der Yemichtang entgehen , «eil ei ddi blos Ton 
•in«m V«rhaiift-Y«ffa|prMb«n (Ari 1680 B. 0. B.) bandelt Dieter Artikel itolll aar den 
deftnitireo Absdilnii und dio rorbereitende üebereinknnfi eines Kaufs und Verkanb einUMlar 
gleich, sanetioniri aber keineswegs den Grundsatz, dass ein Rechtsgesch&ft , was in seiner 
gänzlichen Vollendung keine Gültigkeit haben würde, im Zoilande eines PriLliminar>Ab- 
•dtlntMi du Klagertdik erseuge. 

Dam f ladt, 90. Aagaet 1847. (Oiat.) Perret g. Salm. 

Art. 1590. 

Rflckgabe des Haftgeldes. 

Die Ziirackgtbe und Zuraeknahme des Hafigddes gilt im Zwdfel fllr 
ein Zeichen der mit gegenseitiger Zostimmung zu Stande gekommenen 
Vertrags-Aofhebung. 

Es pflegt näruüch im Geschäflsleben darflr nngesehen zu werden , auch hat das ein- 
seitige Abgehen von einem, durch ein Haflgeld bekräftigten Vertrag nicht die einfache Zn- 
racLgabe desselben, sondern für den Gebor dessen Verlost, für den Enipf&ager aber die 
Eratattmig d« Doppelton nr Folg«. <Ari. 1690 B. 0. B.) 

Mannbeim, 16. JnU 184^ (Obarbofg. Jahrb. 1844 8. im) 

Zii Art. 1592. 

1) Eisenbahn zum Betrieb des Bergbaues; Ueberlassung des 
Terrains gegen durch Experte zu ermittelnde' Entschä- 
digung; doppelter Werth. 

Die Eigentliüiner von Gelfinde können mit einer Bf>r;,'hati-GescI!sdi-nfl Ohcreinkonuiipn, 
dieser Gesellschaft das ihr zur Erbauung einer nach ihrem Bergwerk führcniicn Eisenbahn 
DMhige OeUnde fllr einen dareh Experten m ermittefaidea Preia an OberliMen, welekar 
Preis dareh den Werth des xur Bahn zu Terwendenden Getfindes und die Entwerthung dea 
den Eifrcnfhümern verbleibenden Tiieils des Geländes bestimmt werden solle. Die Experten 
schätzten deiiigemäss den Vb'ertb des zur Bahn wcscononiinenen Terrains und den deru Beste 
des übrig bleibenden Gelindes erwachsenden Minderwerlb ab und sprachen xugleich ans, 
dasa der GeMunmlbelrag dieser AbachStnug, gemias Ari 43 and 44 dea Geaetiea vom 
21. April 1810, doppell genoBunen und diaier doppalla Preia von der Gesellscbaft beiablt 
«erden nifls^c. 

Da die Experten mit der Frage, ob in concreto die Vorschriften dieser 
Art. 43 und 4 1 dt zur Anwen(hinf' zu brin;;en seien, gar nicht befasst waren, 
so kann das (iciicht die Antwort der Experten iil)er diese Frage unbe- 
achtet iui>äeii und dem luhaltc jener Uebereiukuutt gemäss deu zu zahlenden 
Preis auf das Einfache der Abschätzung festsetzen. 

Paria, 14. AiWNl 180a (Bi|^) (J. d. P. 1861. & aOA) 
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3) Verkaaf; Preisbestimmang durch einen Dritten. 

Wollte man annehmen, dass gemäss Art. 1592 B. G. B. der Dritte, 
welcher den Kanipreis zu arbitiircn hat, bei Strafe def Nichtigkeit in dem 
Yerkaufacfce selbst benannt sein müsse , so ist diese Nichtigkeit jedenfalls 
nicht der öffentlichen Ordnung angehörig, kann also dadurch gedeckt wer- 
den, dass die Parthieen später aber einen sotehen Preisbestimmer flberdn- 
koinmen. 

Der zu dieser Operation ernannte Dritte ist kein blosser Experte, son- 
dern ein wahrer Schiedsrichter ( arbitre amiable compositeur), dessen Ent- 
scheidung hinsichtlich des Werthes des Kaufubjects die Parthieen bindet, 
ohne dass bei derselben die gewöhnlichen, für Expertisen vorgeschriebenen 
Formalitäten , namentlich die vorherige Beeidigung und die Hinzurofung der 
Parthieen, m beobaditen sind. 

Paris, 31. Hin 1882. (Itoj.) (J. d P. 1802. 8. 584.) 
Cfir. OiHMrt «i Art 1802 B. G. B. Nr. 3 n. f. 



Zweites Kapitel. 

Wer kann kaufen oder verkaufen? 
(Art 1694—1597.) 

Zu Art. 1595. 

1) Errnngenschafts-Gemeinschaft; Eanf unter den Ehe- 
leuten; fnngibele Sachen. 

Die Eheleute Knell halten vor ihrer Verheirathung einen Ehevertrag errichtet, worin 
sie Errungenschafts-Geiueinschaft verabredeten Im Jahr 1S48 verkaufte der Ehemann Knell 
•eiaer Ebefraa zoni Ersätze ihres Einbringens nebst verschiedenen audera Qegenstäodeu auch 
ein« Qnantitfl OaiBte aad Korn. Im folgenden Jabre 1849 Hess Stranss, «It GUoblgor des 
EbenaiiM Kndl, gagan donsfllbeo eiae MobiliarpAniaag rornehmon, in wdober «ndi joo« 
TOD Knell an seine Frau verkauften Früchte einbegriffen waren. Letztere erhob hiergegen 
®ine Vindicationsklage , in lern sie die gepfäindcten Mobilien , zufol3:o des Actes von 1H18, 
als ihr Eigenlhum in Anspruch nahm. lu erster und xweiier Instaiiz siebte die Ehefrau 
Kndl ob; mt erhobenen Caitationtrecnrs wurde aber erkannt: 

Der Verkauf des Ehemannes an die Ehefirau von 1848 ist hinsicfatlieh 
der Frfldite, Dritten gegenüber , schlechthin wirkungslos ; es konnten daher 
diese Frftdite Ton Straoss gepftndet werden. 

Der Cassationsbof begründete seine Entscheidung folgendemiaanen: Es Hegen hier zwar 
alle In dem Art. 1595 Nr. 2 B. G. B. bezeichneten Voraussetzungen vor, unter wciclion der 
EbemaDo die zu seiner Disposition stehenden Gegenttinde — gleichviel ob beweglich oder 
onbeweglieh, weil daa Gesets nidit unterscheidet — seiner Ehefrau xum Erials Ihres Ein- 
bringens auch selion vor Auflosung der Gemeinsdiaft klaflich ebertragen darf, und es Ist 
demnach der Verkauf von 1S48 i. A. als rechtsbestümlig anzusehen. Anders verhält es 
sich aber mit den gleichzeiiig verkauften Früchten. Diese gehören geiuiiss Art 587 B. G. B. 
zu denjenigen Gegenständen, die man nicht gebrauchen kann, ohne sie zu verzehren, die 
nie» in dss Eigentbum des Nutuiessers, anter der Bedingung des dereinsten WertherssteeSt 
flbergeben. Dem Ehemann steht, wie bei der gesetzli^en Gütergemeinschaft auch bei der 
Errungenscbafts-Genicinschaf^ , das Recht der Verwaltung tu (.\rt. 1428 und 15*28 it».) und 
in dem einen wie in dem andern Falle sind dieses Recht und die daran sich linüpfenden 
TjBbMUUHitai aaeii Mnassgabe der gessttlite Tenehrifteii ab« dsft HMnneh (Art. 
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1403, 1409 Nr. i, 1532 und 1533), in beuriheilen; es^moM daher r]cr Kbemtnn wShrend 
der Dauer seines Vcrwaltangsrecfats als EigenthOmcr der in der Ehegonioinsehafk rorflad- 
liehen fungibelen Saehei^, weM Ursprung! sie auch sein mögen, betrachtet werden. 

Dnreh den Kwifeonlniet tob 1848 kfmnto ao dem Ehevarlnge In Anselimg der tt^a* 
Utrtm Ehegemeinschaft nichts abgeSndort werden (Art. 1443 B. 0. B.), weil die Besiia* 
mungon dea Art. 1^95 ib. nur im Einklang mit dem Art. 1395 zar Anwendung kommen 
darfen« Da eine gerichtliche Gatertrennung niebl stattgefunden, so dauerte 1849 die aas» 
IraelaarindM Terwaltong dee Ebenouiea aodi ÜmtI, imd ea folgt bieraos , daaa jener Ver- 
kanf TOD GegenaMadeii, welehe onniittelbar nadi dem Yeiirage in iein Eigendwin nrfldi- 
kehrten, Dritten gegenüber scblecbtbin wirkungslos erscheint. Hinsichtlich dea Getreides 
hatte das Gericht weder aus <\cm Eheverlra^e , noch aus dem Kaufrerlrage , sondern aua 
dem Art. 587, in Verbindung mit dem Art. 1403, 1409 Nr. 4, 1428 und 1528 B. G. B.^ 
die Orandlnge feiner Entedieidnng n enfeMlnMD. 

Dnrnatndi, 11 Jaaonr mt (Oaie.) Stransa g. KnelL (EonnerL 1899. 1. 1.) 

2) Kauf unter Ehegatten; Abtretung während des Abson- 
derungsverfahrens. 

Eine Güterabtretung Seitens des Mannes an die Frau erscheint- — ab- 
gesehen von der Frage, ob solche während des Absonderungsverfahrens 
überhaupt zulässig ist (Art. 1444 und 1445 B. G. B.) — jedenfalls dann als 
unstatthaft, wenn aus der Abtretungsurkunde sich nicht ersehen lässt, ob 
sie fillr scdche Fordemngcu gesdiehen , fflr weldie sie nadi Art 1696 Ib. 
erlaubt ist 

Mannheim.... (Oberiiorg. Jahrb. ISK/SO. a 1614 

3) Kauf unter Ehegatten; Ersatz der Baarschaft 

Wenn der Art. 1595 B. G. B. Abs. 2 von »Baarschaften« spricht, die 
nicht zur Gemeinschaft gehören (qui ne tombent pas en coininunaut6), so 
meint er nur solche, worüber die Frau sich die eigene Verfügungsgewalt 
vorbehalten hat und übur die deshalb der Mann so wenig als über die 
wirklichen Liegenschaften der Frau verfügen kann. 

Den Ausdruck „in die Genieinscbaft fallen" braucht das Gesetz, sowie die Bechtswissen- 
sebafl auch bei denjenigen Gegeneünden, die mr vorbehaltlleh dea Eraaliee In die Ge- 
meinschaft geboren, und sodann Icann hier die Rücltgalie Tor der GQteralieondening ana 
deinfleHion Gruri'lc nicht gestattet sein, \v ip bpi iloin Heirathssntc , weil der Mann nach po- 
schlosscner Klie auf dns Recht, dieses Einl)ringen zu furrlern, gültig nicht verzichten und 
ebenso wenig vor der Verfaliteit, d. h Tor der GOtersonderiing, gültig ea anrflcligebon darf, 
indem darin ein Anfgeben der dnreb den Ebevartraf begiündelen SeeMe enlbnlten «fr«. 

MannheiBi.... (Oberhefg. Jahrb. 1861/83» 8. 160; AnnaL 1888. 8. 316b) 

4) Kauf unter Ehegatten; Güterabtretung vor erkannter 

Absonderung. 

Ein zwischen Ehegatten abgeschlossener Verkauf, wodurch der Mann 
seiner Frau vor ausgesprochener Vermfigensabsonderung Vermögenstheile 
abtritt zum Ersatz des dem Eigenthum noch in die Gütergemeinschaft ge- 
fallenen Einbringens (Ai't. 1500 u. f. B. G. B.) , ist ungültig. 

Unter „reebtmissiger Ursache", weldie eine Abtretung an die Fran eebon ver der 6fller- 
aondemng gealattel, veratebl daa Oeaels eine «oUbegrtadele Ferdernng 8ein ebdldieB 
Gfltervcrh&Itniss , deren sofortiger Zahlun:; kein anderes Gesetz entgegensteht, keineswega 
aber alle und jede Ansprüche der Frau aus dem Güterrerhältniss; die Absicht des Gc- 
eetzes konnte unmöglich die sein , dem Manne unbedingt zu gestatten , die eheweibliehen 
AaeprMM aller Art anek •eben m dar Qflleraoad«ning n befUedigen , weO dadflieh das 
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Verbot des Art. 1395 ib. rerletzt and tbatsftcblicb eine Aenderung des Ehevertrags bor- 
beigefOhrt werdeo konnte, und es beziehen sich die im Art. 1595 angeführten Beispiele 
auch nur auf solche Obligatious-Vtirb&lluisse , die unabhängig yoq dem Ehoveriroge und 
wfUtt «ni Mülaato tiiid. 

Hftanheln.... (Ob«riM%. Jahrb. ISM/AS. & 158; AowO. 1869. 8. 316) 

Zu Art. 1596. 
1) Kauf des tum Verkauf BeToUmftchtigten. 

Wer beauftragt ist, die Sadie eines Andern zu Terkaufen, wird 
diirdi den blossen Entschlnss, soldie unter den festgestellten Bedingnngen 
für sich kaufen zu wollen, nodi niclit Eigenthümer derselben. 

In dem Auftrag, eine Sache um einen bestimmten Prois. d h min lestens um diesen 
Preis zu TerkauFcn, liegt sowuhl nach der Natur der Sache, als nach Art. 1596 B. 0. B. 
nidit xttgleieb das Anerbieten eines Verkaufs au den Bevollia ächtigten selbst, so 
i$m « aar aodi niiMr Erkllmiig d«r AoiwhiM Mflrfle, um «iaeo im Gewallgober Wa^ 
iaadta Vertrag zu Slaade tu bringen, hierzu wird vielmehr noch eine weitere Einwilligung 
Seitens des GewaUftban «rfordtrlidi , waleh« dan AaAia^aitiag in «iaaa Kaafvertrag 
verwandelt. 

Haaakaiia, 37. April 1849. (ArniaL 1848. & 376L> 

2) Kaufverbüt; relative Nichtigkeit? 

Die im Art. 1596 B. G. B. gewissen Klassen von Steigerern gedrohte 
Nichtigkeit des Kaufs ist nur eine relative, und daher durch Anfech- 
tung des Kaufs vor Gericht geltend zu machen. 

Da der Brand dea Qaaetzas weMBllieb aaf dem Privatinteresse der EigenUiOnier 
iir batrafbaiaD CHNer bandil, aa alad aadi aar Aa Etgaalhtaiar dar TaiaMgertaa Gfltar 
diejenigen Personen, welche die UngHllIgkeit aus Art. 1596 B. G B. gellend machen kßn- 
aao, und hieraus folgt, dass ein im Widerspruch damit vorgenommener Kauf nicht von .\nfaag 
an achteehthin wirkungtlos gewesan, sondern es sich nur um eine Ungoltigkeit handelt, 
walaha baiaadaia vaHblgt vraHan nniaa aad oalar dia Bamamnag daa Art. 1304 ib. Olli 

Manabaim, t. Min uad 4. Septombar 1863. (AnaaL 1863. 8. 141, 3») 

8) Unfähigkeit des Oarators eines Legalinterdicirten, Stei- 
gerer der unter seiner Verwaltung stehenden Güter des 
Interdicirten su werden. 

Der ?ennOge Art 29 des Code p^al, beziehungsweise des Art 13 des 
GrosshentogL Hess. ESnfilhnuigsgeseties vom 17. September 1841 fiBr den 
zur Zttdithausstrafe Venirtbeilten und somit Legalinterdicirten ernannte 
„Corator** kann nicht Steigerer der gegen den Interdicirten zur Zwangsrer- 

Inssemng gebrachten Liegenschaften desselben werden. 

Der Art. 1596 B. G. B. spricht zwar nur davon, dass „Tutcurs" (VormOndcr) bei 
Strafe der Nichtigkeit die Gtlter ihrer Pfleglinge steigern können, während der Art. 29 des 
Code pteal aad dar Art. 13 daa Etafllbrangageaetsaa aar voa „Coraloraa" daa L^tiatar* 
dieirten ladan. la dam Art. 39 dea Cade p^nal iat abar dar Aaidrack „Curateur" staU 
fJtvMn'* aar deshalb gebraucht worden, weil seine Bestitnmunjjen den Art. 2 und 3, tit. 4 
des frdheren Code pcnal von 1791 (in denen jener Ausdruck sich deshalh fand, weil zu 
jener Zeit die Vormünder von Interdicirten Überhaupt, iiu Einklang mit dem Römischen 
Baditfl^ Oaralaran gaaaaat wardea), aataommaa «rordaa, wie diaaaa daraaa bar?orgabl, daaa 
aa 8cbIu8so des Art 29 cit. , wie in dem Code p^aal van 1791 verfQgt wird, dass die Er- 
nennung des Curators ,,dans les formes prescritcs pour la nomination des curateurs 
anx interdits** stattfinden solle, obgleich das damals bereits iu Kraft getretene B. G. B. nur 
Talaora vaa latardiairtaa baaat la Ftaaluaidi aalxia aiaa ia dar im Jabr 1816 eracMa- 
BMiao aaM» attaiallaB Aaigaba das Gada pdoal abna WaiMiaa aa dia Slaiia dar Worts 
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„dM enrateurs aux intcrdits" die Worte „des tuteiir« aux interdits", und gab durch Ge- 
Mli vom 28. April 1832 dem zweiten Satz des Art. 29 des Code p6o&l , nur am die Fassung 
Um» SttZM mit der Aosdrucksweisc des B. Q. B. in Einklang tu bringen , eine andere 
Fassung, indem man beeiinnte, dass den Inlerdieirten ein Tnlenr nnd ein Svbrogd-Tnttar 
xor Vermögensverwaltung ernannt werden soll. 

Hiernach kann auch, was die Anwendbarkeit des Art. 1590 B. G. B. beiriflt, auf die 
Benennung ^Curator" kein Gewicht gelegt werden; es kömmt vielmehr nur auf die Funo> 
Mooen des, ttati Tntor, Cnrator Genannten an nnd diese weidien von jenen das Yominn- 
det einet Inteidieirten nicht in der .\rt ab, dass man deshalb den Art. 1596 als hier «l- 
nnweodbar erachten könnte , denn die Bestiiniiiiin^ dieses .Artikels steht in keinem Bezüge 
in der Sorge des Voniiumls fflr die Person dos Bevormundeten, sondern bildet aar ein 
Oorrelal der demselben übertragenen Verm(^ens-Ver waltung; die dem Curator des Legal- 
ittterdielrten flberirtgene Verwaltung ist aber dieselbe, wie jene des Tutors eines Interdldrtsn. 

Dnrnslsdt, 1 Juni 1863. (Rej.) Kintzbaeii g. Bollsmiann. (EnnsrL 1863. L 71) 

4) Yerkanf an den ProtokoUfahrer des YolUtreekangs- 

Beamten. 

Eine Zwangsversteigerung kann deshalb, weil der ProtokoUf&hrer die 
Liegenschaft sich zuschlagen liess, nicht als nichtig angefochten werden. 

Hin liegt nur die Hitbeurttundung des Steigerungsnetss ob; anf den Qam^ 

und die Leitung desselben hat er keinen Einfluss and er kann, vermöge dieser seiner Slel- 
long, einem Gewalthaber im Sinne des Art 1596 B. G. B. nicht gleicbgeacbtet werden. 

Mann bei in, 27. Juni 1861. (Annal. 1861. S. 163) 

5) Verkauf an Vollstreckungsbeamte; Nichtigkeit 

Die Vollstreckaogsbeamten g^Oren zu den im Art 1596 B. G. B. ge- 
nannten Personen, denen es untersagt ist, die von ihnen versteigerten Qflter 

au kaufen. 

Dieselben erscheinen einmal als Genalthaher, wolche mit der Versteigerung beauftragt 
sind, und ausserdem liegt ihnen dieser Act amtshalber ob. 

Mannheim, 33. Min 1832. (Oberholl Jshrb. 1831/31 S. 225, vergl. mit Amat. 
1848. 8. W nnd 1851» S. 191.) 

6) Zuschlag an den Mandatar zur Verwaltung von 

Immobilien. 

Derjenige, welcher den Auftrag hat, Immobilien zu verwalten, nicht 
aber sie zu verkaufen, ist befugt, dieselben zu ersteigern. 

Die Verfogang des Art 1506 B. O. B. bildst eine Ansushms von dsr Begel des Art 
1804 ib. , mnss also in rsstridivsm Sinns ausgelegt werden. Vaeb den DIsenssfsDsn des 
Gesetzes ist der GesetsgSbsr absiehtUdi von dem weiter gebenden System des Bumlschsn 
Rechtes abgewichen. 

Paris, 8. Deceuiber 1862. (Kej.) (Sir. 1863. 1. 310.) 

Zu Art. t597. 

1) Cession streitiger Rechte au liichter etc. ; absolute 

Kichtigkeit 

Die im Art. 1597 B. G. B. angedrohte Nichtigkeit ist eine absolute. 

Sie beruht auf Gründen der (i ff on tl i ch c n Ordnuns und soll zum Schutze derer 
dienen, denen gegenüber Kecbtc verfolgt werden ; und es entliuit diese gesetilicbe Bestim- 
nung kein Ausnabmsgesetz, sondeni nur eine Anwendung der liOhersn, für das gauM 
Bechtssystem ausgesprociicnen Re^el Jos Art. 1131 B. G. B. 

Mannheim, 13. Februar 1841 und 7. Januar 1843. (Oberbofg. Jabrb. 1840/41. S. 
349 und 1847/48. S. 77 und 119.) 
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2) CesBion streitiger Rechte an Hichter etc.; Begriff eines 

streitigen Rechtes. 

Die Gession des Klagerechts zur Auflösung eines Vertrags wegen Niclit- 

eifüllung der Vertragsverbindlichkeit (Art. 1184 B. G. B.) gilt jedenfalls als 
Gession eines streitigen Rechtes im Sinne des Art. 1597 B. G. B. 

Schon aus dem AVortlaiitc des Artikels pr^ibt sich, iln«9 d>'r in dcmFclIicii seVtrauchte 
Ausdruck „streitige Ikcble und AosprOcbe" in einem andern Sinne genommen werden mosa, 
als die im Art 1700 B. 6. B. «nlhtltaa« Btflnltiou eines ,^ttigen Bediü", fadem der 
Art. l'iOO ib. dsnmter nur wirkliebe Prosesse Tersiebt, während im Art. 1607 strei- 
tige Rechte und Anspitlche noch neben den Prozessen aiifpefnhrl werden, um! nach Onind 
und Zweck des Gesetzes müssen darunter auch alle diejenigen Kcchte verstanden werden, 
welche nur als streitig gedacht werden können, d. h. welche sich nicht ausüben lassoo, 
obas xngleieb einen Proxess tn beginnen; vnler diese Bedite gehsrt eher noihwendig das 
tnr Erbebung einer Klage auf Vertragsauflösung wegen NichterfiOllung, indem die Frsge^ 
ob we^cn Nichlcrrallung die Vertragsnudösung errolgen soll, nur mittelst eines AectatsstreitS 
tnr Erledigung xu briogen ist. (Art. 1184. 1651 B. 0. B) 

Hannhetn, la Febr. 1841. (Obsrbofg. Xalirli. 1840/41. S. 356; 1847/48. S. 118.) 



Drittes üapltcl. 

Von dm Sachen, welche verkauft werden können. 

(Art. 1598 — 1601.) 

Za Art. 1598. 

1) Militäreinsteher-Caution ; Un veräusserlichkeiL 

S. zu Art. 1131 B. G. B. Urthoil (I)armstadt) vom IS. April 1842. 

2) Sachen ausserhalb des Rechtsverkehrs; Staatsstrassen. 

Gvilklagen gegen den Fiscos auf Besotigang eber die Anlieger emer 
Staatsstrasse beeinträchtigenden, von der Staatsverwaltung beinrkten Er- 
höh ung dieser Staatsstrassen sind unstatthaft 

Vom Staate nnterhaltcne Strassen werden nach Art. 538 B G. B. als Zuljcbfirden des 
Staalseigentboms betrachtet; sie sind Sachen, welche zum cdentlichcn Gebrauche bestimmt 
und Ton dem Staate dem fiffentUcfaen Gebrauehe rorzubehalten sind, und stehen deshalb ausser« 
baib des BeeblSTerkebrs. (Art 1606 ib.) 

Mannbtim.... 1863. (Amml. 1863 S. 319.) 

B) Zeitk&ufe; Wetten. 

Wenn das Geridit Zeitkäufe (Verträge, wonach der eine Gontrahent 
)em andern BOrseneflFekten in einer festgesetzten FHst fttr emen sogleich 
bestimmten Preis zu Uefem und der Mitcontrahent dafOr diesen Preis zu 
zahlen übemunmt) überhaupt als in die Kategorie von Wettoi gehörig er- 
achtet und demgcmäss folgerungsweisc auch in concreto einem solchen 
LiefcTungsgeschäfte diese Eigenschaft zuschreibt und dasselbe als nichtig und 
rcchtsunwirksani erklärt, so verletzt es hierdurch die Art. 1598, 1130, 15B4 
und 1583 B. G. B. 

Jm .Mlgeraeinen luun nicht beh.iuptet werden, dass ZeitkäuTe immer als verschleierte 
Wetlaa sn bemdHan arien; bei Midien Geschäften ist der Vertrag auf Lieferung einer 
Backe geridilel nnd ss gsliM besondere Unsttada dan, welöhe die Fa%w^ rschl- 
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fertigen, dass die Verabredung einer wirklichen Lieferung fincirt gewesen sei; was aber 
nur uiitir licsondern Uinstämleii den Charakter einer Wette rnthuU, darf nicht in abstrack) 
und au sicti schon einer solchen gleichgestellt werden Jenes i:^rkenn(ui88 verletzt daher 
durcb seiaen allgeroeinen Aastpraeh ober die reebiliehe Natur voo ZeUkinren den Qrtiod- 
Mls, dass in der Regel Alles Gegenstand eines Verkanb feio kann (Art. 1598 B. G. B.), 
dass VtTpflichtiinLzen bezüglich rukonftiger Sachen ein^ej^ancren worden kiinnon (Art. 1130 
ib.), dass bedingte Verkäufe zulässig sind (Art. 1584), und dass auch schon vorder Liefe- 
rung resp. Zahlung das Eigenthnm auf den Kiafer flbergeht (Art. 1581 B. G. B). 
OarneUdt, 30. Angvit 1847. (Gau.) Perret g. Salm. 

i) Noch nicht ausgegebene Actien; Nichtigkeit 

Actien, welche erst in der Folge in den Verkehr kommen eollen, sind 
deshalb nicht als Sadien ei^a commercium zu betrachten. Verträge aber 
Lieferang solcher Acten „bei Erscheinen, oder in bestimmter Frist nach 
Erscheinen**, können daher nidit als nichtig auf den Grund hin angefochten 
werden, dass dhs Acten zur Zeit des VertragsabscUiifises noch nicht existent 
gewesen seien. 

Dass das Gesetz nicht Sachen, welche noch nicht existiren, schon darum, weil sie nicht 
existirea, unter die Sachen, welche nicht im Verkehr sind, zählen wollte, geht aus dem Ari. 
1130 B. 0. B. bervor , nach welchem auch lukOnftige Saehen Gegenstand einer Obligatiea 
eein können. Die fraglichen Actien konnten Tielmehr mir dann vor ihrem Eradieinen alt 

Sachen ausser Verkehr befrachtet werden, wenn eine besondere Bestinüiiuni: bestünde, ge- 
mäss welcher es als untersagt angeschen werden müsste, entweder Aciiin im Allgemeinen, 
oder jene Actien insbesondere vor ihrem Erscheinen zum Gegenstand von Vertragen za 
machen. 

Darm« tadl, 14. September 1863. (Bej) (Emmerliog 1883. 1. 98) 

Zu Art. 1599. 

1) Verkauf einer fremden Sache; Belastung eines fremden 
Grundstücks mit einer Servitut; Nichtigkeitj Schadens- 
Ersatzpflicht des Erben des Veräussernden. 

Das Aufgeben einer Berechtigung, welche einem Grundstücke auf ein 
anderes Imniöbel zusteht, oder die bewilligte Belastung des Grundstücks mit 
einer Servitut, ist als eine Verüusscruug eines Theils dieses Grundstucks 
und sonach, wenn sie von S^ten eines Nichteigenthflmers stattfand, als ein 
Tente de la chose d*autrui im Sinne des Art 1599 B. O. B. anzusehen. 

Wosite Derjenige, u dessen Gunsten die Verfinssemog stall hatte, nr Zeil der Vw 
iuserung, dass das fragliche Grundstack nicht Eigenthum des Verftnsserndeo war, so kann 
er von Letzterem weder ErfflI'ung noch Entschädigung verlangen. Es ging daher die Ver- 
lifliditttng zur Erfüllung oder zum Schadensersatz auch niclit von ihm auf seine Erben über. 
Werden die Erben desselben nachmals ancb Eigenthflmer des Grundstücks, so bildet dieser 
Umstand, da ihnen als Erben des Veräaseemden nicht die ErrtUlung oder deren Surrogat^ 
Entschädigung , nl.'iegt. kcinon Entstnhungsgrund für eine ihrem Krhlnsscr selbst nicht ob- 
liegende Vertragspllicht; es steht ihnen' der üruud&atz: guem de evictione etc, nicht ent» 
gegen. (S auch zu Art. 676 B G. Ii) 

Berlin, 22. Februar 1853. (Bej.) Kirche xa Meura g. Krabler. (K. A. 61. IL 33.) 

2) Verkauf fremder Sache; Beerhung des Verkäufers durch 

den wahren Eigenthflmer. 

Wenn diejenigen, welche Eigenthumsansprüche auf ein Gut haben, den* 
jeuigeu, der dasselbe unbefugt an einen Dritten veiinsserte, beerbt haben, 
so kdnnen sie die durch den Art. 1599 B. G. B. begründete UngOltigkeit 
des Verkaufe gegen den dritten Erwerber nicht geltend machen. 
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Dieaem geg«o<lb«r Inbea di« Erben die Handlang des zur Gew&brlaiatnilg verpflidK 
Men Verkittf«», als ibrM ErblaaMrs, «i vtrtraleiu 

Mannheim, 3. Jnni 1841. (Oberhofj;. Jahrb. 1840/IL 8. 601) 

8) Verkaaf fremder Sache; Lehngnt; AUodifieations- 
Vertrag; Yersprecheii der Gewährleistung. 

F^iherr A. sehlost mit den ISrbea d«i B. einen Allodiiicationa-Vertrag wegen einaa 
ErUahens uml da Zweifel darQlier ol) waltete, ob nicht das fragliche Erblehen einen Be- 
standtheil des Lebens der Familie A. bilde, so wurde im $. 2 des Vertrags bestimmt: das« 
der GrossberxogL Lehenhof auf den Fall, daas die fragiicbea Guter als zum Lehen gebo- 
rig aleh hanuMtall«! tolHeo, »ir Allodifieatioa beroUa aaüM EiawttUgnng g«g«ben baba; 
xogMeh flbemahm A. dia VarbiDdltabkeil, «egan dJaser LehauaigaBsdiafl dia nMUga Efai- 
lattong zn trefTen. 

Der Klage der B.'schen Erben auf Vertragserfüllung kann nicht die Ein- 
rede entgegengesetzt werden, dass der Oberlehnsherr sowohl, als die Agnaten 
die Einwilligung zur Allodificatioa verweigerten und der Vertrag aUo nach 
Art. 151)9 B. G. B. ungültig sei. 

Dar Art 1899 dl. findet auf den Fhll keine AnvMdung, da hier der Tttklnrer nadi 
f. 7 dee Vertrags der Lehensbesitzer sich Terbiadliek ganaeht Intta, die obetlehenaherr» 
Jlabe und agnatisolie Einwillir^unc; l^eizubringen. 

Mannheim, 2. Mai 1815. (Oberhofg. Jahrb. 1845/46. S. 22.) 

4) Verkauf fremder Sache; Miteigenthum. 

Erster Fall. Der Art. 1599 B. G. B. ist auch auf die einseitige Ver- 

insserang einer im Miteigenthum begriffenen Liegenschaft anwendbar. 

Miteigenthum ist für jeden Theilbaber, was den .\ntheil der Miteigenthüiuer betrilTi, eine 
theilweise fremde Sache. (Arg Art. 1859 Nr. 2 und 4, 1862 und 1864 B. Q. B.; Bad. 
Landr. 677 bb. v. VT.) 

Mannheim.... (Oberbafg. Jahrb. INS/M. S. 907) 

Zweiter Fall, in aber die VerHaaenng einer gemeinschartlichen Liegansehaft 
liinsichtlich einiger MiteigenthQmer ungQltig, so wird dadurch doch nicht der ganze Kauf- 
vertrag unwirksam, weil das BechtsgescbäA nicht unthcilbar ist, sondern auch theilweise 
bealehen kann und Jeder Tbelibaber, anch ohne Bewilligung sebier Miicigenthamer, befugt 
iai, aber den ihm gehörigen Anlbeil sn TerfDgen. 

Freibnrg and Mannheia.... (Anoal. 1880. S. 515) 

5) Verlagsvertrag; Nachdruck; Mala fides beider Theile. 

Nachdem ein in Verlag gegebenen Werk dnrdi radilekiiftigea ürtheil wegen Nadi- 

drucks unterdrückt und der Verlc^fr und Herausfjfber zur Entscbfidigung an die Erben des 
orsprOnglicben Verfassers Terurtbeilt waren, erhob der Verleger gegen den Heranagciier eine 
Gewubrieistungsklage auf Grund der Bestimmung des Verlagsvertrags, wonach der Heraus- 
geber aieb TerpfliebMe, etwaige AnaprOcba der Erben dea VerfiMeera sn beaeitigen nnd 
solche stets auf alah m nehuen, ao dasa der Verleger daahalb nie in Anepmeli genommen 
Ihrerden könne. 

Diese Klage ist abzuweisen, weil nach Art. 1599 B. G. B. der Verkauf 
einer fremden Sache ungültig ist und der Käufer nur dann eine Entschädi- 
gungsklage hat, wenn ihm unbekannt war, dass der Verkäufer kein Ver- 
kan&recht hatte. 

Daa im Yerlagafarlraga ftr dieten Fall gattialele Vertpredien lal aber niehl klagbar, 
indea MCh Art. 1599 CÜ bei beiderseitigen bOsem Glanben e:ne Gewihfliiltang gfllUg nicht 
bedungen werden kann und diese Auslegung jedenfalls Platz greifen muss, wenn, wie in 
ooncr., der Vertrag ein verbotenes Uotemehmen bezweckte und dieses in bosem Glauben 
ansgafUhrl wmnda. 

Mannlialffl, «L April 1899. (AnuL iSfiS. 8. ttl; OMM§. JUirb. 1853/53. B, 168.) 

48 
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TIertes Kapitel. 

Von den VerpflidUungen des Verkäufers. 

Enter Abtchnitt. 

Allgemeine Verfügungen, 
(Art. 1602 — 1G03.) 

Zu Art 160S. 

Auslegung eines Kaufvertrags. 

A. Yarkinft« lern B. tdii obertt Wirthidnftslokal wA der B<9alachildgerecbtigkeit tmn 
Emiel; 4en Yarklifitr verblieb dM untere Wiithsebtflelok«! cebel einigen Kebengebinden. 

Das Kcairccht wurde jedoch nicht als auf dem verkaußen oberen LoVale haftend anerkannt 
und B. klagte nun auf Auflüsiing des Kaufs, weil es ilita, einem Wirthe, hauptsächlich 
um ein Wirthscliaftsrecl t zu thuu gewesen sei, cvenl. auf UDgOltigkeita-Erklirung wegen 
Mangels der Ueberdnsttaniwig der Vertrngtlbeile Aber des Kmlbbjeel. 

Dem ersten Klaggesnche ist als begrandet stattnigeben. 

Durch den Gebrauch des Worte« „oiit'S insliesondere aber durch Einfagnng der 
Worte „mit der Ucalscliillgcreclitigkeit" ist das UenUvirihschaftsrecht als eine Zubehörde 
de« oberen Wirtbschaftslukals dargestellt, und nach Art. 1602 B. G. B. sind die ttber den 
Umfiuif des veritaullett Gegensinndes nQgUcken Zeretfel inni KsdUtaett des TerkiarMS n 
losen, weleher nadi diei«> Oeselaeesletle die Obti^nheil hat, etwaigen Tliiisluniiia , In 
welche der Käufer bezOglich des Cmfangs des KaufgegenstanJes gerathon konnte, durch eine 
klare Beschreibung des letzteren zu begegnen ; auch hat der Verkäufer nach dem WiUen 
des Gesetzes die Folgen der Unterlassung zu tragen. 

Hnnnlislai, 19L Kovember 1863. (Annal. 1861. 8. 9.) 

Zu Ari. 1603 und 1604. 
Verkauf; üeberlieferung; Garantie. 

In einem Verkaufsacte wurde ausdrOcklich stiptdtrt: n) dsss der Käufer des von Drit- 
ten bewohnten Hauses es übernehmo, selbst dafür zu sori^cn, dass er in den Besitz de« 
ihm verkauften Hauses gelange, und b) das« er, falls die Kaumung von den Bewohnern 
Tenflgert werden seUls, seinen Kegres« sa diSM sn nehmen hsben solle. 

Nach diesem Vertrag kann der Käufer den Verkäufer nur dann wegen 
Üeberlieferung des Yerkanften Hauses gerichtiieh angehen, wenn er verlier 
vergebens die ihm au Gebot stehenden Mittel, die Bilnmung des Hauses tu 
bewirken, angewendet, wenigstens die Bewohner auf Räumung belangt hat, 
oder dartbut, dass die Bewohner des Hauses, namentlich in Folge eines Be- 
tentionsrcchtes, berechtigt A\k\, das Haus in Besitz zu behalten. 

Die Beuitheilung des Gcrichta darüber, ob diese factische DntertleUung richtig «tebt 
oder nicht, gehört nicht zur Couipetenz des Cassationshofs. ^ 
Darms tndt, 23. Jsaoar 1821 (Rej.) llge« g. Dielosna. 

Zweiter Abschnitt 

y sn der Lieferung, 
(Art 1004—1624.) 

Zu Art. 1606. 

Uebergabe des Kaufobjects.' 
Eine durch gerichtliche Einsprache verhinderte Ablieferung des Kaufobjects 
gilt rechtlich der wirklichen Uebergabe gleich. (Art. 1606 Nr. 3 B. G. B.) 
Mannheim.... (Oberbofg. Jahrb. 1638/39. S. 264) 
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Zu Art. 1610. 

1) AttHösung wegen Yersp&teter Ueberliefernng. 

Eiuc AnfliSsungsklage wegen verspäteter Ueberliefcrung einer Liegenschaft 
kann nicht gegen die Glftabiger erhoben werden, welche durch ihr Butreiben 
den Verkauf (die Zwang8?er8teigerung) bewirken und den Erlös beziehen. 

Die ZwangsversteiKcriin;» ist ein gerichtlicher Act, welcher zunächst nach den Vor- 
sebrifieo der bürgerlichen Prozessordnung , oicbt aber nach dco Regeln lu beurtheilen ist, 
w«lelie fbr Piivattlufe gelten; intbewmdert tneheinen die GUubiger, zu d«rMi BefHedigung 
dft ScbiiUnan Gut vetfcwill wird, nicht alt Eigenthümer und Verkiufer desselben und beben 

daher auch nicht dipjcni;;cn Verbindlichkeiten bezüglich der Udtertmirung der Gewühr des 
Besitzes auf sich, welche dem Kif?eiithQitier und Verkäufer bei einciu Privatverltnufe obliegen. 
Mannheim, 2i. April 1855. (.\nnal. 1S55. S. 17ü.) 

2) Schadensersatz wegen verspäteter Lieferung ohne 

Auflusungsklage. 

Eine Klage auf Schadensersatz wogen Nichtlieferung zu gehöriger 
Zeit kann auch selbstständig angestellt werden, ohne dass zugleich die 
Auflösung des Vertrags verlangt wird. 

Die Voraussetzung einer AuOösungsklage ist weder gesetzlich noch nach der Natur der 
gncbe erfordert; wenn der Selnde» dnreh Kiehllleferang zu gehöriger ZetI enlelaiiden iai, 
■0 beMehl die SebadeosersatzTerbiodlichkeit schon durch die InTerzugreraetmog. 

DnrmiUdt, i«. Oflibr. 1863. (Bej) (Emawrling 1863. L 133.) 

Zu Art. 1612. 
Uebergabsverbindlichkeit des Käufers. 

Kachdcni durch ein rechtskr^iftiges Urthcil auo^csprochen war, dass A. die an B. ver- 
kauften Li ej;cn Schäften gefien ß e za h I u 11 g des versprochenen Kaufpreises binnen 14 Tagen 
bei Vollstreckungsveruieidua zu übergeben habe, begehrte B. mit einer neuen Klage die Auf- 
bebong des Vertrags ind Eniechidlgwig wegen Vieblernillang, ebne jedoeh ni behaoplen, 
dass er seinerseits die vertragsinässige Zahlung geleistet resp. angeboten habe. Die Klage 
ist abzuweisen. Die Verbindlichkf^it 'les Reklagten ist nach dem früheren ürtheile sowohl, 
als nach der ausdrücklichen Bestiiumung des Art. 1612 B. G. B. durch die dem KUiger 
obliegende Gegenleistung der Bezablnng (resp. Darlegung oad Binlerlegung) bedingt. 

Mannheim.... (Oberbofg. Jahrb. IMSySO 8. 396.) 

Za Art 1613. 

Verkauf; Termin; NichtTerlustigung wegen blossen Zweifels 
an der Zahlfähigkeit des Käufers. 

8. n Art 1188 B. e. B. Hr. 4 ITrlfaefl (Mb) too 98. Nov. 1861. 

Za All. 1614. 

1) Kauf TOB Waaren; mangelnde Oflte; Beweis. 

Wem auch der Käufer dner Waare i A. nicht veipfliditet ist, den 
Beweis sn fahren, dass dieselbe nioht tou der beim Yerkanfe sngesagteu 
Qflte ist, er hat aber freiwillig die Beweudast auf sich genommen, indem er 
sieh erbot, durch eine Eipertise darzuthun , dass die Waare nicht die ver- 
sprochene Qualität hatte , so muss bei NichtfQhrung dieses Beweises der 
Einwand der fehlenden Qualität als ungegründet abgewiesen werden. 

Paria, 1. AprU 1863. (B^.) (Sir. 1863. L 86.) 

48. 
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2) Bewahr nngspflicht des Verklafers. 

Der Verkiofer hat far alle Verschlimmerungen zu haften, welche durch 
Mine eigeneii Handlungen oder doch durch den Mangel an der ihm obKe- 
genden Yonicht am Verkanlsobject bia an dessen üebergabe entstehen, und 
es kommt hierbei nichts darauf an, ob er wegen der Üebergabe in Terang 
gesetit wnide oder nicht 

Nach Art. 16U B. Q. B. hat der Verl(2ufer die vcrkaafU 8»ehe bis zur üebergabe in 
dem Stande zu bewahren, in dem sie sich zur Zeit des Verkaafcs beßudet unb dabei jede 
Voniebt eines guten Hausvaters (Art. 1137 ib.) xu beobachten; eine Setzung in Verzug ist 
nhw Mg. Ali. 1138 nvr dann raischeidcnd, wmm es lieh am Zufall« baiMlelt, w«leh« 
derjenige xa tragen hat, aur dessen Gefabrdle Sache steht, niehtaberbei VendiUnnMraqge^ 
welche durch eigene Handlung oder durch Mangel an Vorsicht des Verkäufer« «oilteadeoiiod. 

Manabein, 1. AprU 1842. (Oberhofg. Jabrb. 184^43. S. 110.) 

Za Art. 1614 und 1615. 

1) Ueberlielerung der verkauften Sache; FrUchte derselben; 

Zeitpunkt des Verkaufs. 

Die Früchte verpfändeter Immobilien erscheinen von dem Tage der 
Denunciation der Beschlagnahme dieser Immobilien durch den Gläubiger als 
Accessorien derselben, woran ein Dritter mittelst Kauf oder Cession kein 
Recht erwerben kann, und welche sich nach Maassgabc der individuellen 
Befugnisse des Hypothekargläubigers und des Ansteigers unter diese ver- 
theilen. 

Ibeh dir amdraekUeb«» Beatlmiiiimg de« Art. 68S B. 0. B. werden dl« dtilMAI« 
Toa Tag sa Tag ftlUg nd könm aomit unter den Im Art 091 B. P* 0. «rwüuim Ivfwn 

on fermages ^chus depuis la denonciation faite nu saisi nicht ganxe Pachttcnnine verstan- 
den «erden. (Siehe das Nähere zu Art. ^118, 2119 u 586 B 0. B. u. 691 B. P 0 ) 

München, 18. April 1R55. (Kcj) Brcith g. die Ahh6 Grinsard'sehe Curatel zu Zwei- 
Mldi«n. 

2) Verkauf; Accessorium; Entschädigungsanspruch. 

Hat ein Müller zur Erweiterung eines Gemeindewegs einen Theil seines 
Grundstückes abgetnteu, so hat Derjenige, welchem er später das Grund- 
stück verkaufte, die etwa für jene Abtretung von der Gemeinde geschuldete 
£ntschäiligung nicht in Anspruch zu nehmen. Dieselbe ist ein rein beweg- 
liches und persfinlicbes Fordernogsrccht des Verkftufers , auf welche der 
Kiofer nur im Fille efaier besonderen Stipulation Ansprocb sa machen 
haben wOrde. 

Pari«, iL Kortoiber 1861. (B»j.) (Sir. im, L 41.) ^ 

Zu Art. 1616 — 1622. 
Verkauf; Mindermaass; Entscb&dignngsklage. 

Der Art 1617 B. 6. B* eprfeM nnr den Falle, wenn dn Gnmdataclt mit Angab« 
i«inc« ünfanga, nnd swar da« «iaMlne Maaa« ra «o und ■oviel(a.B.da«BallM aatGoldenl 

Tifkanft wurde. 

Wurde dagegen ein bestimmtes Grundstück unter Angabe des Maasses 
nnd unter Garantie für den angegebenen Fhlcheuinhalt verkauft, so findet 
der Art. 1619 ib. al. 4 Anwendung. Der Käufer kann demnach in letzterem 
Falle nicht das felüende Mua^s in Natur , sondern nur, sofern der Unter- 
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Mliwd wenigstens Vm Ansmsdit, eine Vennindenmg des Preises Teriangen, ' 
demnaefa auch für das ihm zu wenig gdieferte GeUnde kein anderes be- 
nachbartes Terrain des Verk&nfers retiniren. 

Die im Art. 1616 ib. ausjercsprochene Verbindlicbkeil des Verkäufers zur Ucbcrgabe ist 
ftlUdrOcklich an die Beschränkungen gebunden, wovon die Art. 1617 ~ 16*23 sprechen. 

Die Klage des Käufers auf Entschädigung für das garantirte, aber nicht 
abgelieferte Maass ao Oeläüde ist, gemäss Art. 1622 ib., bimieu Jahresfrist 
anzustellen. 

Hat der Käufer anderes benachbartes, ihm nicht verkauftes Gelinde 
des Verkftnfers im Besitze, so kann er der Klage des Letsteren anf Rünmnng 
dieses Gelindes nicht die ihm gemfiss Art 1619 sustehende Entschidigungs- 
lordenmg als Einrede entgegensetzen. 

Stine Entschüdigiingiklage war nicht voa der erirthnten R&amungsklage abhingif, 
•ondem koonl« aofort aagMleUi wtrd«o; «af jeno Aodet aJao dar Art. 2357 ib. ktiM An* 
weoduog. 

Ebeoso kann ticli 4tr KSofer niobt daraaf bezieben, daaa die Einrede« bMiI der 
VerjUmmaaMll der Klagen ttnlerwerTen iden; denn ceiB E ntee h Sdigiinge - Anapraeb, der 

all der Yindicatioosklage des YerkSafers wegen anderen gar nicht Terkaufteo Oeltndea 
nicht im wesentlichen Zuaammenhange ateht, iat nicht ala Einrede, aondem ala Wider« 
klage ztt betrachten 

DarmaUdl, 7. Min 1841 (Rej) Strieder g. PTeddetibelm. 

Zu Art. 1619. 

1) Preisminderung wegen Mindermaasses. 

Die Bestimmung in onem Kaufverträge : „für das Gatermaass wird nicht 
gewährt'' enthält einen vollkommen zulässigen Verzicht auf jeden Ifindemngs- 
•nspruch fDr einen etwaigen Hangel am Gtttermaass, wodurch der Grund* 
satz des Art. 1619 B. G. B. durch gegenseitiges Uebereinkommen der Pai^ 
tden als beseitigt erscheint 

Der am Schlüsse des Art 1619 cit. gestattete Verzicht gilt, auch wenn er allgeoein 
ausgesprochen ist, selbst dann, wenn durch den Maassunterschied ein zwanzigster Theil dee 
Werths in Frage gestellt ist, da die Verfügungsgewalt über Privaleigeatbum nicht durch 
OrOndd dea effenlUeben Beehtea besebrinkt wird. 

Hannbeim, U. Mai 186«. (Annal. 1864. 8. 115.) 

2) Handelsgesellschaft; Gewähr des Gesellschafters fflr den 
fehlenden Flächeninhalt eines in die Gesellschaft einge • 
brachten ImmObels. 

BerGesellsdiafter, welcher ein bestimmtes Immöbel fOr einen Gesammt« 
preis an die Gesellschaft verkaufte, ist fdr den fehlenden Flächeninhalt des 
'ImmObels jedenfalls nur dann verantwortlich, wenn mehr als Vse fshlte. 
(Art 1619, 1845 und 1846 B. G. B.) 

Paris, 14. Januar 1862. (Rej. ch civ.) (J. d. P. 1809. & 907.) 
ar. Gilbert an Art. 1846 B. G. B. Kr. 2, 

Zn Art 1619 and 16t6. 

Garantie des Verkäufers eines Grundstückes für den man* 
gelnden Flächeugehalt; Eviction. 

Der Käufer eines Grundstückes, welches ihm ohne jede Garantie für 
den Flächengehalt, selbst wenn mehr als Vte f^eu sollte, verkauft worden 
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war, hat keine Garantieklage gegen den Verkäufer, wenn ilim deDDichtt 
ein Tlieil des ihm verkaufteu Geländes voa weniger als Vn evucirt irarden 

sollte. 

Sowohl wenn u sich von dem Ansprüche des KiiuTcrs auf Lieferung der gekauften 
Smäm, all «tna M tidl ron der ETiction handelt, welcher er nach seiner BesiUeiotretung 
amgitclit idn ItOnnle, ridiM sieh die von den YcrfcHafer dem KiaHMr aehaldige 0«iribr- 
leistung nach den nSnilichcn gesetzlichen und Tertragsmässi^^en Grenzen. Nach Art 1619 
B. 6. B. und nach Inhalt ics Veiknufartes luUle aber der Kiafer keinen Ersatz wegen nicht 
ToUetftn'ligcn Fl&chcngchalts anzusprechen. 

Parle, 14. April im. (Rcj.) (Sir. 1863. I. fö.) 
Cfr. Gilbert w Art 1606 B. 0. B. Nr. 22. 

Dritter Abschnitt. 

Yen 4 tr Gewähr. 
(Art 1626.) 

Zu Art. 1625. 
GessioB eines Geschäftes; illoyale Gonenrrens. 

& m Ali 1131 B. G. B. Drtbeil (Fkrie) tob S. Mal IMQ. 

§. 1. Vn der fiewähr im FaU einer Eatwilinuig* 

(Art 1626 — 1640.) 

Za Art 1626. 

1) Oewährleistang; Voraussetzung. 

Eine Gewährleistuugsklage, welche sich darauf stützte, dass in einem 
abgeächlossenen Kaufvertrage die Freiheit von allen ungenannten Lasten 
der Terkanften Gflter garantirt wurde, dass sich aber herausgestellt habe, 
es ruhe auf den fraglichen Gatem eine Abgabe von Laub u. s. w., ist zur 
Zeit abzuweisen. 

Nach Art. 16*26 B. 0. B. wird eine bereits eingetretene Eotwährung voraus- 
gesetzt und diese tritt erst dann ein, wenn dem K nifcr das Kaufobjoct ganz oder thoilweise 
ans eineiD bereits bei Abschliessang des Kaufs vorhandenen i{«chtsgrunde abgestritten 
wurde oder deiaelbe dem tqd einem Dritten eikobenen Beehteansproehe (was ihm an b»* 
weinen abliegl) ana einem znreiebenden , bereite bei Abedilnaa den Knnb Torbaadcnen 
Bechlsgrundc gutwillig nachgegeben hat. 

Manaheiw, 2. December ib4i. (Oberbofg. Jahrb. 1842/43. S. 263.) 

2) Gewährleistung; vorhandene verborgene Last. 

Die Käufer vorschieJener im Jahre 1815 erworbener Liegenschaften belangten den Ver- 
käufer (Kiscus) auf Gcualirleisiung, weil sie iiu Jahre 1826 zu einer Umlage für bestrilfeno 
Kriegskosten Seitens der Gemeinde , in welcher die Güter lageu, beigezogea worden seien 
nnd dieee Umlagepfliebt ale eine vereehwiegene Last der gekanflen Gflter ansneehen 
eei. Die Klage ist abzuweisen. 

Entweder wurde die Umlage vom Jahre IS'26 in Folge einer zur Zeit des Kaufs schon 
beetandeaeu gesetzlichen Besiimuiung vollzogen, dann erscheint die betreSeode Yerhind- 
Uebkeit nicht nie eine verborgene (Art 16Ü B. G. B.), odw aber ei« genctaah in Ge- 
ndaeheit einer apilar eret g^flimen gaselxliebai Beetimmmg, dann wurden die Slgen- 
thOraer mit einer Verbindlichkeit erst neu beiaslsl, nachdiMii das Eigeothumsrerht des Ver- 
liiufers zu existiron aafgebörl hatte, und Itann ihnen bierfür nacbtriglich lieine Qew&brpQichl 
aoferlegt werden. 

MasBhaim.... (Annal. IStt. a SM.) 
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8) Oarantiepflicht Desjenigen, welcher ein indivise Ton ihm 
and einem Andern besessenes ImmObel verkaufte, das 
nachmals durch Licitation dem Andern zufiel. 

8. XU Art 883 B. G. U das Urtlicil (Paris) vom 18. April 1860. 

4) Garantiepflicht des Verkäufers; Wirkung bezfiglich einer 
Evi et ionsk läge, welche derErblasscr des Verkäufers gegen 
den Käufer angestellt hatte; Drittopposition gegen ein 
Zwangsvers teigerungs-Urtheil. 

Im Jahr 180S TerkatiHo T.oos senior scinetu Sohne Loos junior ein H«us luit Scheuer. 
1819 rerkaufle Letzterer einco Tiieil Joner Scheuer dem Küdinger. 1820 erhob der Vater 
Looa gegen den Sobo, alt Kiefer, imi BSdinger, all ^rttttn B«to«r, «im Klage anfBeai- 
KatiM iM Veriiattfii wegan Mcktiablottg des Praiaes, resp. auf BtaBung dea Haotaa aal 
der Sebener. Durch ein in erster Instanz erfolgtes ürthei! wurde diese Klage zugesprochen. 
Nachdem der Verkäufer Loos seu. im Jahr 18'22 verstorben war, mit HiuleriassunR des bo- 
nanntea Sohnes und einiger anderer Kinder als Erben, leitete ein gewisser X , als Hypothe- 
kaigliiiblgar dea Vatara Looa aan. gegen deaaen Erbea elii Zwangoferiaaüraiigaverrabraa 
auf erwähntes Haut nebat Sehener ein, und es wurden demnächst diese Immobilien im Jalir 
1828 dem Ht rbcrg tugesehlagen. Im Jalir 1859 orgrilT Rüdinii;er den Erben von Loos sen. 
gegenüber das Rechtsmittel der Berufung gegen das Uesilatioosurtheil vom Jahr 1821. Be- 
nannter Herberg interTenirle in der bierdurd) anhängig gewofdenen AppellaUona-Inataiii, 
indam er beantragte, dnaa daa gedachte InmKibel ihm nia nannebrigen Elgeaihaaer, geniaB 
Zvanj^STersteigerungsurtheils Ton 1828, xngeaprocben werden mOgo, woranr Radinger dieses 
Zusehlagsurtheil mit Drittopposition anfocht und vor dem Appell richter die Behauptung geltend 
XU machen suchte, dass sein Verkäufer Loos Junior durch das Ableben seines Vaters dessen 
Miterbe and aomit If itberechtigter besOglich der von dem Vater erhobenen Beeilbliona- nnd 
ttamuogsklage geworden sei, dieae Klage eonach in Folge der auf diese Weise entstandenen 
Confus^on sich nunmehr als unotnttlinft erweise, i!a ilmi ili-r jetzige Mitkläger Loos junior 
zur Gewährleislung verpflichtet sei. Das Obergericht verwarf durch ein Urtheil vom Jahr 1832 
diese Unzulassigkeitseinrede als uugegrOndet nnd beetitigte, naler Abweisung der Drittop- 
poaitton, daa Urtheil eraler biatant. 

Der gegen dieaea AypeUnrthiil eriiobeae GaatalioMracnn wirde ana folgandan Grdndan 
venrorfen : 

Ä. Wenngleich der Verkäufer selbst, nach der Rechtsrcgel: quem de 
ecictione tenet actis eundem agentem repellit exceptio, nicht gegen den Kaufer 
als Entwährer auftreten kann, falls er nach Abscliluss des Verkaufs das 
Eigenthum an der verkauften Saclie erwirbt, so kann doch Küdinger von 
dieser Rechtsregel in vurliegendem Falle keinen Gebrauch machen, weil die 
ResiliatioDsklage nicht dadurch etidhrt wird, dass einer der Erhen des ur* 
sprangliehen KUgers 1819 dnen Theil des in Bede stehenden Immöbels 
Terkaoft hatte; denn dieses Immöbd ist kefai solcher Gegenstand, der ^ 
jvie unter die Erhen des Loos senior sich theüte, nnd Radinger hat kein 
Becht SU yerlangen, dass diese Erben zuvörderst die unter ihnen bezüglich 
jenes Immöbels bestehende Gemeinschaft aufheben sollen, wozu übrigens für 
sie keine Veranlassung mehr ?oriag, nachdem die Liegenschaft swangsweise 
an Herberg verkauft war. 

B. Mit Recht wurde die Drittopposition des Rüdinger abgewiesen, da 
derselbe durch das Zwangszuschlagsurtlieil von 1828 nicht in seinen Rechten 
gekränkt worden ist; denn durch den Uebertragdes Eigenthums an Herberg 
wurde dem Rüdinger durchaus keine ihm gegen die Resiliationsklage des 
Loos senior zustehende Einrede abgeschnitten; da das Appellurtheil ihm das 
durch Act Ten 1819 erworbene Eigenthumsrecht an dem Thäle der Schener 
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absprach, so war es für ihn gleichgültig, dass das Gericht das fragliche 
Immöbel dem Intervenitniten Herberg zusprach. 

Dariufttadt, 24 Juni 1833. (Bej.) Kudioger g. Loos u. ficrli«rg. 

Cfr. OUbarl so Art. 1616 B. G. B. Vr. SO rai du Urthail (Darautail) 3 Od. 
184« nt Art. 1166 B. G. B. 

Za Art. 1687. 
Besonderes Oeding der Gewährleistung. 

Wenn der Verkäufer eines Gmndstadn die Fadheit desselben von 
jeder Dienstbarkeit mittelst ausdracklichen Oedinges versprochen hat, so 
mnss er diese Freiheit selbst dann gewahrleisten, wenn der Kftnfer Yom 
Dasein einer aof dem Grondstficke lastenden Dienstbarkeit Kenntniss hatte. 

Nach Art. 1627 B. 0. B. können die Parteien durch besonderes Gedin^ (und ein solchot 
liegt hier vor) die gesetzliche VcrbiiiJlIcbkeit der Oewihr rnehrcn, mindera o4«r «uniebta. 
Maanbaim, 29. April 1840. (überbofg. Jahrb. 1840/41. S. 406) 

Za Art. 1687— 16<9. 

1) Garantie des Verkäufers für persönliche Facta. 

Der Käufer kann die Summe, welche er, zur Abwendung der in Folge 
einer von Seiten des Verkäufers selbst auf das verkaufte Immöbel consti- 
tokten Hypotheke drohenden Eviction , zu zahlen genötbigt war , an den 
Verkäufer zurückfordern , wenn er gleich bei Abschliessung des Kaufes be- 
reits Kemitiiiss von dem Bestellen dieser Hypotheke hatte, aber nicht in dem 
Kaufacte ausdrückllcli festgesetzt wurde, dass er wegen dieser Hypotheke 
keine Garautie au die Verkäufer anzusprechen habe. 

Dar Art. 1628 B. 0. B. •tobt ■fetal dem •ntgegso , das« Inrdi eint klare voi prSdee 
ErUinuig der PSarthieen die Nichtgarantie wegen eines dem Verkaufe Torausi^ehenJen , im 
Acte anj^eKcbcnen bettimaiten Factuuis des Verkäufers festn^enetzt werden kann ; diese Clauscl 
ist ia Wirklichkeit ciuc Bedingung des Vertrags, mit Rücksicht auf welche der Kaufpreis 
ttod die sonstigen Sttpulationea des Actes regulirt wurden; sie bietet keine Gefahr wegea 
Betrags oder UeberUetimg, nd wurde nodi nie ato nnertoobt angesehen. 

Wurde aber eine derartige Stipulation der Nichtgarantie In einem Kaufacte nicht auf- 
genommen, 80 genügt die persönliche KeuiJtniss des Kfiufers von dem Bestehen des Evic- 
tionsgruades nicht, um den garaotirteu Ansprucli des Käufers abzuwenden. Der Art. 1629 
B. 6. B. bexleM sidi anf die generelle VerfiDgang dee Art. 1627 ib., iebt alio eine reditt- 
wirksauio Stipulation der Niebigaraiilie Toraos; die Diseuseionao Aber dia batrefleadea Ar^ 
tikel zeigen, dass der Art. 1629 nlebl Toa den Falle aprichi, wo aa aieh Toa den aiganaa 
Factum des Verkäufers bandelt. 

Brüssel, 30. M&rz 1S60. (Uej) (Pasicr. t86a I. 156.) 
Cfr. Gilbert ta Art. 1627 — 1629 B O. B. Nr. 12 a. f. 

2) Zwangsversteigerung; Nichthaftbarkeit für Eviction. 

Wurde in dem Bedingiiisslieft einer Zwangsversteigerung stipulirt, dass 
der Steigerer keinen Garantieanspruch an den betreihenden Gläubiger, kei- 
nen Eutächädigungs-Auspruch gegen Denselben geltend zu machen habe, 
wenn das versteigte Immöbel nicht das angegcbeue Flächenmaass haben oder 
theilweise vindidrt werden sollte, so kann der Steigerer jenes Inundbels, 
wenn ihm ein betrftchtlicher Theil desselben evindrt werden sollte, trots der 
bedungenen Nichtgaiantie eine verhsltnissmissige Herabsetiuag des Steig* 
Preises Terlnogeo. 
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Jena SUpalation wurde blos zom Schutze des Terfoljtenden Gliabigert gegen leine Ver» 

jrntw ortlichkeil getroffen, bat a'-^o keine Wirksamkeit für den gepHlnleten Eigenthflmcr. 

Man kann auch nicht annehmen, dass hierbei der TerfuleenJe Gl&ubiger auch für den 
gepfändeten Schaldncr gehandelt habe. Dieser konnte bei Anfstellong des BedingnissbeftM 
fir tidi selbtl bradeln. 

Paris, 38. tm (Oms.) (Sir. im L 747.) 

Zu Art. 1628 und 1629. 

Vernichtung einer Zwangsversteigerung; Er satzverbind- 
lichkeit des verfolgenden Gläubigers und des Hjrpothe- 
kenverwabrers für die Kosten. 

Wurde eine Zwangsversteigerung, gemäss Art. 1599 B. G. TWnich- 
tet, so hat der verfolgende Gläubiger dem Steigerer die von demselben 
bezahlten Kosten des vernichteten Verfahrens, i. d. R. nicht aber auch die 
Kosteu des von Demselben eingeleiteten Purgationsverüahrens zurückzuer- 
statten. 

Wenn auch in dem Bcdingnisehci^e stipuUrt wurde, dass der Terfolgende Oi&ubiger 
dM Eigenlbum der expropritrten GBter nlehl garMtlre (ArL 16S8 B. 0. B ) und dut der 
Slelgerer alle Kosten des Zwan^srcrsteigemiigi-Yerfabrens zn tragen habe, so hat doch 
JeOM^ Gläubiger diese Kosten, welche er auszulegen hatte, die aber durch Ueberweisung 
uf den Steigerer Theil des Steigschiltings uurJen, im Falle der VernicbtuDg der Versteif 
gemng, gemäss Art 1629 ib., dem Steigerer zu ersetzen. 

War dagen«! hiMldillidi der KMten dee nach der Yentoigennig cingeldMan PMw 
fadonsTerfahrens Bichls GegentbeiHges festgesetzt, so hal der rerfolgende OlSubiger eine 
solche Verpflichtung nicht, Insofern er nicht etwa wegen einer ihm persönlichen That- 
sacbe deiu Steigerer deshalb zum Schaden»eisatie verbunden ist (.\rt. 13S2 u. f. B. 6. B.). 
Dias« Kosten werden ihrer Natar nach Ton dem Sieigerer nadi den ZuseUaga md Er* 
«erbe in seinem eignen Interesse aafgewendet 

Eine solche culpose Thatsache des vcrfolaendon Gläubigers liegt j-^doch nicht darin, 
dass er die Vorschriften der Art. 719 und ''20 der B. P. O. (Verbiicluiig seiner Verfolgung 
mit einer früher eingeleiteten) unbeachtet lies». (S. das Nähere zu diesen Artikeln.) 

Erfolgte dia Vamichtang dar Varsleigerung am desswillso, weil dia Graadstfleka ba- 
rails in einem Ton sbwa andern Gläubiger eingeleiteten Zuangsrerfabren begriffen und 
zugeschlagen worden waren, so wird der Gläubiger, welcher d.is zweite Verfahren betrieb, 
nicht dadurch von seiner Verpflichtung, dio Kosten des nichtigen letzten Verfahrene an den 
IslilMi Staigsrer sa bstahlMi, befreit , dass ar damssUMa dia Erklirung zusiaUea Hast, dass 
ar von dem erfolgten cweitan Zwai^sfarstatgaranga-Orüiails abatrahiren und das frohere 
Zuschlagsurtheil als gültig ansehen wolle; er konnia sieb roa jsaar Varpllieblaag rar darah 
Bealanerbioten (Art 1257 B. G. B.) libcriren. 

Hinsichtiicta der Verpflichtung des Rypotheken-Verwaiirers zum Scbadensersalx wegea 
abso arwihmsr Xaslsn, in PalJa ahiss Vsrsehnidsns sslnarssils, s. n Art S197 ib. 

Darmsladl, 31. Jaaiisr 18U. (Gsas) Fiseus g. Ssona and Bsldisrd. 

Zu Art. 1630. 

1) Garantiepflicht des Verkäufers; Garantie- und EntschA* 
dignngsklage des Käufers; Torherige Sommation. 

Der Käufer eines Immöbels, welcher in Folge der gegen ihn Yon 
Seiten emes Dritten erhobenen Klage Eviction zu befttrchten hat, kann gegen 

den Verkäufer eine Garantie- und Schadensersatzklage anstellen, ohne den 
Letzteren vorher durch eine besondere Sommation in Verzug gesetzt zu haben. 

Die Garantie gegen die rechtlichen Ansprüche Dritter und die Entschädigung des Kiiufers 
im Falle der ^victiou ist eme dem Verkäufer durch das Gesetz auferl^te Verbindlichkeit 
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(Art. 1676 u. f. B. G. B.), welche in Fol^e t!es Auftretens jener Dritten lur Wirksamkeit 
kainoit; folj{lich kaon der Zeitpunkt der Eriultung dieser VerpllichtuQg nicht durch eine Ton 
d«ii Kiofnr auigdieiida Vftbnnng bedingt usd «oorit von dntr Anwendiuig dtr YmuMt- 
ttn der Art. 1139 imd 1146 B. 6. B. bler nicht dio Bade lein. 

Berlin, 8. Januar 1801 (GaaeJ Qoffiuti (. v. Blankari (K. A. 47. IL 86; 46. IL 86.) 

2) Gessionspreis. 

Der Cedent eioer nicht exlstirendenFardenuig haftet dem Cenioiiar 
nur für den Betrag des Cessionipreises, nicht für den Nominalbetrag 
der cedirten Forderung. 

Es kann srlinn Icslmlb niclit '!arauf flnkonmien, was der Cessionar im Falle der Exi- 
Stcni der rordcrimg go w o ii n c n liabi-ri wdnie, weil die Ni c h teiist e ni einer ccdirtca 
Forderung die Ccssion als u o g U 1 ( i erscheinen lässi (arg. Art. 1599, 1601 B. 6. B.) und hier- 
dnreh die Contiahenten In den Stand xnrflekTersetat eind, «rorin efe sieh Tor Abaehlneeder 
Cesslon beramlcn; sodann aber nuaa aus der Bestimuiuo;; ^ Xrt. 1691 B. G. B., wonach der 
Cedent, welcher die Zahl u n g s ffi hi gkeit des Schuldners garantirte, nur für den De- 
trag des Cessionspreises haftet« gefolgert werden, dass der Cedent einer nicht ezi- 
Btirenden Forderung geseixlich ebeutalla nur filr jenen Prete <— niAt fBr den NenAnlbetong — 
der eedirtea Po^emng n haften bat, dam ea iat nicht eininaeben, «eabalb sich die Ver- 
biii'J'ichkcit itcsjenigen, der nur die gesetzlich schon bestehende Haftbarkeit dberoahm, weiter 
erstrecken soll, a s die Verbindlichkeit desjenigen, dtf auascrdem nocb die besondere Haft- 
Laikcit für dio ZalilungsfUhigkeit Oberoabui. 

Mannheim, IL Febraar 1868. (Annal. iWt S. 661) 

3) Zinsen. 

Der Cessionar, welchem die ccdirtc Forderung aberkannt wurde, ist 
nicht nur zur Rückforderung des Cessionspreises, sondern auch zum An- 
spruch von Zinsen vom Tage der Cessioa berechtigt. (Ait 1693 u. 1630.) 
Mnanhein, IG. September 1861 (Annal. 1882. 8. 

Zo Art. 1634, 

Garantie-Anspruch des eTincirten Erben gegen die Miterben 

far angenehme Verwendungen. 

Der Erbe, weichemein bei der Theilung zugefallenes Immöbd evinchrt 
wurde, hat keinen Ersatxanspruch an die Miterben fOr die nicht nothwen» 
digen, sondern nur annehmlichen Verwendungen in das Omndstftck. 

Paria, 9. AprU 1861. (B^.) (Sir. 1862. L 465.) 

Zu Art. 1636. 
Theilweise Entschädigung. 
Der Art 1636 findet auch anologe Anwendung auf das Paditv^iiiiltnifls. 

Das VerhSitniss zwiseheo Kauf nnd Pacht hat an und fOr sich Aebnlichkcil , und fOr 
diese analoge Anwendunj^ sprechen auch die vom Pacht handelnden Art 1722 u 1726 B. G. B., 
indem die dort erwfthnlen Uuist&nde der Natur der Sache oacb keine andere sein künneo, ala 
jene, «eicbe der Art. 1636 für daa gletehartige Verbiltalea des 'Kaub anbleUt. 

Mannheim, 13. Jannar 1843. (Oberholl. Jnbri». 184^. & 491) 

2) Wirthschaftsrecht 

Wenn der Eigenthümer eines Hauses, auf dem er ein blos persönliches 
Wirthschaftsrecht ausübt, jenes mit dem Wirthscbaftsreclit, „wie solches der 
Verkäufer besessen," verkauft, so kann der Kftufer die Anfhebang des Kauf- 
vertrages Yerlangeu, weno sich ans den Umstinden, der Grdsae des Kauf- 
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preisefl u. s. w., die richterliche Ueberzeugung ergibt, dass es in der Absicht 
der Cktntrahenteu In^, über ein ßealrecbt zu contrahireii, mid es ist, nach 
badischem Hechte, dies im Zweifel anzunehmen. 

Es musste den Vertra;!8pef8onen bckaont sein, doss nach der WirthsctiArtsonlntin? vom 
16. October 1834 ein persünlicbes Wirihscliartsrceht nichl Vertra^sgcgeDstan«! sein kaan. 
(Art. 160], 1636 B. G. B.) 

MADnhBin, 21. Hin 1851 (Zenla. Magas. Bd. I. 8. 512.) 

8) UoTollstindige üebergabe des Kaufobjects. 

Wenn es sich nach dem Verkaufe einer Sache herausstellt, dass ein 
Theil der verkauften Sache nicht Eigenthum des Verkäufers war, so kann 
der Käufer, im FaU die Üebergabe dieses Tbeils noch nicht geschehen war, 
luclit die BeBtimmaDgen der Art 1603, 1610 und 1184 B. G. B. geltend 
machen, sondern Art 1636 ib. ist maassgebend. 

Wenn auch d«r VerkSafer im Allgcnehira Terbraden Iii, dem Kftuftr die verkaufte 

Sache, also Jas ;ianze Kaufobjcct zu llliergeben, so kann doch, da Verträge redlichen 
Vollzug fordern, der Umstand, dass nur ein verhühnifsuiassig uncrhcl)lichcr Theil des ver- 
kauften Gegenslaodcs (und Letzteres ist Jeweils eine quaestio Tacti) aus irgend welehem 
Grande nicht Obergeben «erden kann, nMH aehleehtMn die AnflOiung den Vertraffa «nr 
Felge babeo (1. 14 D. de eonir. empt. 18. i); es koinnt vielmehr aneh in dieeem Falle 
darauf an, ob die Voraussetzungen des Art. ir>3ß B. G. B. vorhauden aiad. 
Uaonheim, 11. Jaouar 1864. (Ananl. 1864. S 17 a. f.) 

Za Art. 1637. 

Ersats des Werthes des entwfthrten Theils. 

Wenn Jemand ein Haus sanunt Zubehörden als frei , ledig und eigen 
Terkanfte, es sich aber später herausstellt, dass darauf eme Biensibarkelt 
On concr. Dnrchfahrtsrecht) haftet, so ist dem E&nfer direct ein rechtlicher 
TheQ jener als Eigenthnm ?erkauften Liegenschaft entwihrt und findet der 
Art 1637 B. G. B. Anwendung, so dass der Eftu&r nur den Werth fordern 
kann, welchen die entwährte Freiheit „alsdann", d. h. zur Zeit der Ent- 
Wihrung (& r^poquc de Teviction, wie es im Artikel hcisst) hatte, oder 
was vollkomraen dasselbe ist, den Betrag des durch die Dienstbarkeit be- 
wirkten damaligen Mindeiwertlis des Kaufgegenstiindes. 

Mnnnbflim, 29. April 1840. (Oberhofg. Jahrb. 1840/41. S. 409) 

Zu Art. 1638. 

Verborgene Dienstbarkeiten. 

Der Verkäufer eines Hauses, iii welchem Dritte eiu Wohnungsrecht 
haben, muss diese Dienstbarkeit dem Käufer, bei Ycroieidung der im Art 
1688 B. 6. B. bestimmten Folgen , anzeigen und der Käufer kann die Auf* 
lOsnng des Vertrags begehren, auch wenn das Wohnungsrecht im Grundbudi 
eingetragen ist 

Der Käufer muss nur die gesetxlicben Lasten kennen, und eine Dienstbnrkcit wird durch 
den Eintrag ins Grundbuch keineswegs zu einer offenen im Sinne dea Art. 689 B. 0. B. 
M an ab e im, 7. October 1862. (Aunal lb(32. S. 269.) 

Za Art. 1640. 

1) Adeitation des Oarantiepflichtigen; Gerichtsvollsieher. 

Wird ein Wechselprotest wegen eines Mangels, welcher dem Gerichts- 
botoi an Last fiOlt, Ternichtet und demnach die Klage gegen den Wechad- 
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Bchuldner abgewieaeD, so kann der Gerichtsvollzieher, wenn er erst jetzt wegen 

seines Verfehlens auf Scbadloshaltung des Wechselinhabers verklagt wird, 
diese Klage nicht um desswUlen als unstattliaft bestreiten, weil er nicht la 
deren Hauptklage gezogen und daher durch die eigne Handlung des Klägers 
ausser Stand gesetzt worden sei, den Einwand des Hauptbeklagten zu be- 
seitigen. 

Der lediglich tod der Bürgschafi redende Art. 2037 B. Q. B. kaim auf deo rorlie- 
gfoden Fall gar nidil bertbergexogen werdao. 

Die Addution det eTenlaall lum Schadensersätze Verpflichteten ist nicht bei Verlan 
des Rechts auf Schadpn«ersnli vorf^eschrlebcn ; im Ge^^Mitheil bestimmt der Art. 16i0 ib. 
bei der Garantie wejien Entwähruiig ausdrücklich, dass die unteriasseoe Auflbrderung xor 
Theilnahme an dem Beehtstreito nar dann den Anspruch aof Gewihrleistung aufhebe, wmhi 
hloUa^idi« Orflnde Torbaadeii «arto, «n dl« Yenwinf dar Klagt u bawirkm, «aa 
abar in concreto nicht dargethan ward 

Darasladt, 13. Dceamber 1821. (Baj.) Momt g. Beinaeh. 

3) Folgen der Unterlasaang der Beiladang. 

Diese sind in den §|. 113, 114 (jetit 117, 118) der Bad. P. 0. dabin 
MgesteOt : UnterUsst der Kftufer die Streitverkfindung, so mnss er lor 

Wahrung semes Anspruchs auf Schadlosbahnng den Streit gegen den Ent- 
währer bis in die nach dem Streitgegenstande zulSssige höchste Instanz fahren 
und selbst nach endlichem Unterliegen noch vom Verkäufer die Einrede und 
den Beweis sich gefallen lassen, dass Vertheidigungs- oder Beweismittel vor- 
handen gewesen, welche bei rechtzeitiger Streitverkündigung und Benützung 
einen günstigen Ausgang des Streits herbeizufuhren geeignet gewesen wären- 
Begnügt er sich aber nach versäumter Streitverkündung mit einem Urtheüe, 
dessen Anfechtung in höherer Instanz noch möglich war, ohne seinem Auetor, 
gegen den er die Folgen der Entwährung geltend madien will, legale Ge- 
legenheit za deren Abwendung za geben, so soll er Jene Folgen sdbet tragen 
und nicht anf den dnrdi seme Schuld dem Streite fremd gebUebeneo Ver- 
kinfer flberwSIien; er bat sein Becht aof Gew&hrlebtoag verloren , ohne 
jenen Beweis yom Verkäufer fordern au können. 

MaiBheim, 16. Odobar 1841 (ObarhoTg. lahrg. iSU. & 803.) 

§. 2. Tm der fiewährlekting für Fehler der Terkaiftea Sache. 

(Art 1641 — 1649.) 

Za Art 1641. 

Gewähr verborgener Fehler. 

Der Verkäufer, welcher seinen Hopfen als neuen bezeichnet, übernimmt 
durch diese Angabe nicht die Gewähr dafür, dass kein alter Hopfen darunter 
gemischt sei und eine solche Mischung kann nicht unter den Gesichtspunkt 
ehies Terborgenei Fehlers gestellt werden. 

Ein« aolebe Oewilir nSaila nll baalimmlan Worleo gdaiaiet «ardaa, md der aMa 
Hopfan liest eich, nach dan Osladilan SaebTatatindigar, haix« Zeil oadi dar Statt von 
■aoan leicht unterscheiden. 

Mann beim, 19. Februar 1863. (Annal. 1863. S. 110.) 

Za Art 1641 ond 1649. 

Verkauf einea Amtes; Beductioa das Freiaes wegen 

Terborgeaer Fehler. 
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Dar CMoD&r einei . Amtes kann nieht auf Bednction des KanQ^räses 
klagen, wenn audi die Ertrignisse des Amtes, wonach der Prds fixirt 
wurde, tnm Theile ans unerlaubten Operationen berrOhrten, sofern der 
Käufer beim Abscblnss des Kaufs schon von der Existenz jener Operationen 
und die daraus sich ergebenden geringeren Wertbe des Amtes Kenntniss hatte. 

Gcrafiss Art. 1612 B G. B. ist der Verkäufer für die tichtbarcu Mütigel der Vtrluuif- 
teo Sache, von welclien der Käufer sich selbst überzeugen konnte, nicht haftbar. 

£r kann gegen das aleatorische Uebei tragsgescb&fi dann nicht aonioisnien, wenn nichl 
ftwa di« Begiernng, alt ti«' Aea Oebertiag billigte, ob«r d«B wibm Erlrag im Aialai 
•dar aber dio Aafriehtigkeit des Cessionsprcises gctiuscbi wurdab 

Paria, la Fabmar 1863. (im.) (Sir. 1863. L 1114 

Zu Art. 1642. 

Nichthaften lar sichtbare M&ngel bei Cessioaen. 

A. Nicht blos beun Verkaufe körperlicher Sachen, sondern auch 
bei der Oession einer Forderung bat der Verklnfer (Cedent) L d. R* 
für die sichtbaren Mangel Bidit SU haften. (Art 1642 B. G. B.) 

Dieser Art. 1642 rerflBgl aUardlaga aoeli filr im Fall daa Varkaafi vnkArparlialMr 

Sachen; dieses ergibt sich: 

1) aus der gaioea iusseren Anordnung des Tit. 6 B. 3 des B. Q. B.; hlaroach sind 
dia allf aaiainaa Varfügungea daa 4. Kapitala, watalia bai jadar Art voa Kanf aawaadbar 
•0iB kSaaaB, aoali aaf dia faa Kapital 8 forkoamaadflo Kiafe, aowait Uarbal kiiae baaaadara 

Annahme festgesetzt worden, anwemlW; 

2) aus dorn Wortlaute einzelner Vorschriften des allegirten Kap. 8; die Art. 1692, iG93, 
1696 und J698 ib. ncunea die (Zession einer Forderung und den Verkauf eines unbeweglichen 
Baalila ala g^ebbadaalaBd, atellaa danuweh dia eralara ala aiaa beaandara Ait vaa Var- 
kiafen geaetslieh dar; 

3) aus dem gcsammten Inhalte dieses 8. Kapitels; die Lehre Ton der Cession erseheint 
nur dann als ToUstündig und ohne wesentliche Lücken, wenn die in den ersten 6 Kapiteln 
asHiailaaaa VandbriftaD rtanfalla anf die (Tesaion anwendbar sind; 

4) ava dem InbaHa dar frObsfan Kapilai in AtlganMiaaB; dar badiittbBdia Sinn ihrer 
Verfügungao iit keineswegs auf den Verkauf körperlicher Sache beschränkt, auch kein 
Grund zu finden, warum eine solche Beschränkung eintreten sollte; einzelne in den Kap. 
2 nnd 4 rorkoiumeode Artikel (1597 u. 1607 B. G. B.) reden ausdrttckiieb von Cession 
ader Verkraf ■nkdiperlidier Saeban, belageo aa aiia, data attdi aaf dieia Verkinfa dia 
faaarellen VerfSgangea aaworibar aind. 

B. Der Art. 1642 B. G. B. spricht nur von der Garantie der Mingel 
ehier Terkauften Sache, kann also nicht in dem Falle sur Anv^endung kommen, 
wo es sich nicht von einer solchen Garantie , sondern von der Garantie der 
£xi s te n z der verkauften Sache bandelt. (S. das Nähere zu Art. 1690 B. G. B.) 

Darnatadt, 1^ Kor. 1829. (Gass.) Oesouetaa g. Strecker. (iUieiab. Arcta.B.3.S. L) 

Zu Art. 1645—1647. 

Schadensersatz wegen verborgener Fehler; vertragswidrige 

Arbeiten eines Unterlieferanten. 

S. in Art. 1146 i. f. B. 6. B. Urtbeil (Darmstadt) vom 23. 0aeaaiber 1863. 

Zu Art. 1647. 

Bedhibitorische Fehler; Untergang des damit behafteten 
Viehes nach angestellter Klage. 
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Stellte der Kinfer eines Odisen Beine Klage ans einem redhibitoiiadiea 
Mangel in gehdriger Frist an, und es ergibt sich aus dner nach dem Kre- 
piren des Ochsen vorgenommenen Besichtigung desselben, dass er allerdings 
zur Zeit des Verkaufs mit einem redhibitorischen Mangd (Langcnfäule) be- 
haftet war, allein nicht in Folge dieses Fehlers, sondern an einer Krankhdt 
des Herzens , welche nicht als redhibitorischer Fehler anzusehen ist , kre* 
pirte, so stellt sich die redliibitorische Klage als gegründet dar. 

Die redliiliiidrlsrlio Kla^e lint ii.iiiilirli den Zweck, ausspreclien zu hören, dass der 
Kauf aicitiig und wiikungsios scij sveim iiuu diese Klage als bogrüiidcl erkannt wird, so 
Itt der Klufer so Mzoseheii, als ob er ein EigenthOioer gewesen sei; im vorliegenden Fallt 
kann daher der Art. 1647 B. G. 13. , eine Ful^^erung aus der Reget „rex perit dominant 
nicht itir Anwrndiin? kommen; den» ilie Hcgniiiduiig der Klaj;« lic;:t Iiier in dem Beweise, 
dass der roiihibitorisclie Fehler schon iui Augenblicke des Kaufs bestand, und nicijt in ilem 
Fallen des Viehs, wofOr abrigens der Kftnfer In concreto nicht einzustehen hat; demzufolge 
Itann dieeeo xadKUIge Ereigoise die von Anfang an wohlbegrOndele Klage de« Unfera 
aufheben. 

Brüssel, 29. Octobcr 1863. (Gass.) (Paiier. 1864. L 134.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 1647 B. 0. B. 

Zu Art. 1648. 

Redhibitorische Klage; Frist zur Anstellung. 

I. Wenn das Gesetz, wie der Art. 3 des Gesetzes vom 20. Mai 1833, eine 
kurze Frist (von 9 Tagen) zur Anstellung der redhibitorischen Klage vor- 
schreibt, so genügt es, dass der Käufer vor Ablauf dieser Frist die Ladung 
des Verkäufers (zur Ernennung von Experten) zustellen lässt ; es muss nicht 
innerhalb jener Frist auch wirklich die Expertise stattgefunden haben. 

Paria, 78, Februar 1860. (Caee.) (J. d. P. 1861. S. 821.) 

II. Auf diu E n t s c h ä d i g u n g s k 1 a g e des Käufers, wegen Mangels einer 
vom Verkäufer zugesagten Eigenschaft der Waare, findet die Frist des 
Art 1648 B. G. B. keine Anwendung. 

Es wurde nicht eine Klage aaf Zurfldtnahne der Waare (aetio rhedihiloria) erhoben, 
vnd neben den besonderen Bestimmungen Aber die garantio de droit mflsien die nllgemei» 
nen Grundsätze Ober die Verttagsvcrbindlichkeiten zur Anwendung komm^ 

Mannheim, 18. Jooi 1&62. (Annal. 1862. S. 193.) 



FAnftes HapiteL 

Von den PflidUen des Käufers. 
(Art 1650 — 1657.) 

Zu Art. 1650. 

Cession von Int erlmssch einen einer Acticngesellschaft; Ver« 
pCUchtnngen des Cessionars (Käufers), dem Verkäufer 

gegenüber; Aufgeben dieser Verpflichtungen durch den 
Cedenten; Acceptation eines Verzichts des Letztern; Cas- 
sations-Kecurs ; factische Entscheidung; blosse Schluss- 
folgerungen des Gerichts. 
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Dweh gegenseitige Erkllrnngen l«r Parlhieen (Etekcraeyer mA OokbcliaillQ tWhl feat: 

1) iu§ nadi den StatalM im Hess. La<lwigibabo-G«Mlli«inft Bender md Fulda, 

als erste Unterzeichner ton 2 Actien, verpflichtet waren und fflr die Einzaliltmg der ersten 
20 Proccnle der Betheiüfiung, sobal'l sie zur Kinzalilung ausgcschriehon und durch wieder- 
holte Suiiiiuation von der Gesellscttaft angefordert wtirden, der Gesetlschait verhaftet blieben, 
Mltat wenn fiBr die ihnen bei d«r Unterxeiehnong togefertigteii Interimisebeine , ««leb« 
nach Zahlung jener 20 Procente in Actien verwandelt wurden, weiler ccdirt halten; 

2) dass BeniJer und Fulda die iliiicn aus der Unlpmeichnun^ und den Interimsscholnen 
•rwachsenen Kechte und Verpflichtungen an Kickemeyer Ubertrugen, und kurz darauf 
Eidteneyer die nfimlicben Rechte an Ooldschmitt tibertrug , dar tieh tn Canknindn udi 
inr Zahlung dar ersten 90 Proeenle, «ofllr die ersten Zeichner der Gesellsdiaft haftbar 
waren, verpflichtete; 

3) dass, nachdem die fraglichen 20 Procente ausgeschrieben, und die ersten Zeichner 
von der Gcsellsctiaft iiu April 1846, nachdem bereits die weitere Cession von tickeuieyer 
an Galdaehoitt suitgefonden halle, Eidteneyer im April, Mai und September IMS diese 
10 Proeanle an die Gesellschall beiablle, wogegen diese die urspranglicbcn Interimsscheins 
annnttirto ind den Eickamsyer saeral Duplikate derselben und deiuniehsl 2 Adien sn- 
fertigte; 

4) duB Elckemeyer im April 1847, nadi fMhergegangeneranssergericbtlieher Sommalion, 
den QeUechmiit bei den Haadelsgertchle anf ZarOckerstaltnog der von ihm an die Bahn 

bezahlten 20 Procente mit 400 fl. nebst Aecesseiiia verklagte nnd sieh dagegen erbel, dem 
Goldschuiiit die Erstercm zugefertigten 2 Actien ausznhämligen. 

Diese Klage wurde durch Urtbeil des Handelsgerichts aus dem Grunde verworfen, weil 
«rter den verliegenden Verhiltnlseen Bidtemeyer w^n seines Enhigrerbaltens von der 
Zeil der Zahlangea an bis sam April 1M1 , wihrend welcher Epoche der Conrs der lale- 
riitisscheine hüufig gewechselt habe, so angesehen werden milssf, aU ha'ie der Inhaber 
der Duplikate, nachdem er durch die Annullaiion der eisten liitcrimsscheino rechtmässiger 
Eigentiiüuier der Actien geworden sei. dieselben nun fflr eigne Rechnung behalten und seinen 
Xivfbr von allen Veririndlidikeilett losgeben wollen, nm selbei damit auf die Chaneen dea 
Courses zu specolireo; bei einer SOldien möglichen ßGrsenspeculation und bei der Ver- 
wickelung der durch die Ueberlragung stattfindenden Verhältnisse könne einem Handelsmann 
nicht zttgeoittihet werden, 30 Jahre laug wegen solcher Handelsoperationen Garantie- Au- 
sprflehen aaegeaelil sn sein, nnd dem Inhnber der Interimssdidne an das Beehl zu geben, 
wihrend dieser gansen Zeil auf die FhietnalkHien den Ooorsee snm Rachihdle Diilier tn spe- 
enllren. 

Der gegen das erwähnte hamlelsErerichtliche Unheil von Eickemcyer eingelegte Cassa- 
tions- Kecurs wurde als zulässig und gegründet erklärt und das ürtheil cassirt aus fol- 
genden Orlhiden: 

Das Handdsgeridit nalim nicfat als Thatsache an, dass Eiekenieyer 
flidi seiner Rechte aus dem mit GoMscbmitt abgeschlossenen Vertrage be- 
geben, resp. auf diese Rechte verzichtet habe, sondern folgerte nur einen 

solchen Verzicht aus dem Verhalten Eickemcyers , und sprach demgemäss 
die Auflicbung des Geschäftes in Folge Yeraifibtes des Eickemeyer aus; in 
einem solchen Falle unterliegt aber die Frage: ob die für constant erklärten 
Thatsachen die gesetzlich für eine solche Aufhebung, beziehungsweise für den 
Begriff und das Wesen des Rechtsgeschäfts erforderlichen Voraussetzungen 
in sich begreifen? nach Theorie und Praxis der selbstständigen PrOfung des 
Cassationshofes. 

Die von dem Handelsgerichte als gewiss aufgestellten Prämissen recht- 
fertigen keineswegs die darauf gebaute Folgerung einer Auflösung des er- 
wfhnten Vertrages. 

a) Dean Ctoldeohmitt hatte dnrdi die klnlUche Ueberirsgnng der Interimssdidne die 

Bethelligiing an dem Eisenbahn-Unternehmen nur gegen die Verpflichtungen erworben, die 
Yon den ersten üntertdchnem der QeseUsebaü gegenOber eiqgegangenen Verbindlichl^eiteo 
SU obernebmenj 
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b) ta den bifimeh Ton G. flbernommeii«n 'Verpflichtungen gehört« offenbar ueh jene 
der BUck%'ergfltung der ersten 20 Prorente, wenn solche von dem dafür foitwShrend haft- 
baren Autoren beiahlt wurden und befahlt werden mussten; diese Bück vergQtong ist gletcb- 
gam alt ein in im CesiloMTertnige telbtl lUr d«o Fall der Slsnuriet dee KinTeit etipvtbler 
Theli des Oeaeioiispreisea sn belraehlea; 

c) ein dem G. gcj^cmllier wirksamer Verlieht des E. fluf diese Rückvcrgfltiiti!,' knnn 
aber aus den von dem Uandelsgericbie biorfOr angeführten factiscbea Momenten nicht ent* 
noiDniea werden. 

Das BataigrerhaUett des B. bis 1847 präjudicirt demeelben ni^ da weder mefi allge- 
mrinen Qrvndeilieo, nodi nadi dem Uebötregacle eine frttiiere Einlitag«ing dea Anepraete 
geboten war. 

liVire E. befugt gewesen, in Folge der AnDullation der Interimsscheine einen Au- 
•pnicb des G. auf die Dupliraie xurQcksuweisen, so war doch E. nicht verpflichtet, den 
0. TOD der BOckvergflinng f&r die beiabllen enten 90 Procenle w^en jener Annollnilea 
frei SU geben; durch den Abschluss des Ccsslonsactes halte Q. für den Fall, dass er nicht 
selbst znlilc, und daher E. gemflssißt sei, die Zahlung zu licwirken, die Eruiächiigun^ des 
E. xur Herbeiführung der Annullation stillschweigend anerkannt; E. hatte also hierdurch 
ileb eeinee Becbls auf BOckentaMung der Ton ibm nr Enilaatung dee 0. besablien 70 Pro- 
eente nicht begeben und begeben wollen. 

G. als Käufer der auf den ersten Unterzeichner aufgestellten Tnterimsscheine, konnte 
durch genaue Erfüllung der gegen E. eingeeangenen Verpflichtuni^en seiner Haftverbinillich- 
keit und jeder fernem Speculation des £. vorbeugen, und hat also einen etwaigen Nach- 
IbeU nne der nicht reehlsetlig erOriiglea EinaaUong eelbet veraebnidel. 

H&tle E. die Absicht gehabt, na^dem er durch Annullation der Inlerimsscheina recht* 
niftssiger Eigenthümer der Acten geworden, diese auf eigne Keclinung xu behalten und den 
Q. Toa aller Verbindlichkeit loszugeben, so konnte das zwischen Beiden abgeschlossene 
xweieeltigeGeeehifl nicht dnreh die einseitige Willcnetnebung dee E. mif ehM de« O. BeOiite 
gowihrende Weise anfgehoben werden, dn S. dnreh sräw Klage gegen B. Jedeo&lfai die 
beabsichtigte Losgebung des G. von seinen Yerpfliditnngen gOltig rcTOcirte, faideai G. diese 
Leegebung nicht vorher acceptirt hatte. 

Hiernach verstOsst also das angefochtene ürthcil gegen die allgemeinen gesetzlichen Vor- 
sekrifksn ober Versiehte und aher die Entstehung und Erlöeehmig TOn Vertilgen, ist eeosil 
als nichtig zu erklären. 

DnrDStadl, 30. Apr4 1849. (Gass.) Eickemeyer g. GoUschoitt. 

Zu Art 1651. 

Zahlungsart bei einem in Terminen zahlbaren Kaufpreis. 

Wurde bei einem Verkauf von Waarcn stipulirt, dass der Kaufpreis 
durch in convenirten Terminen einzusendende Wechsel gedeckt svcrden solle, 
so ist der Ort, wohin die Wechsel gesendet werden sollen, nur dann zu- 
gleich als Ort der Zahlung zu betrachten, wenn vereinbart wordea war, 
dass au diesem Ort auch die Wechsel zahlbar sein sollen. 

Darmstadt, 14. Sept. 1857. (Gass.) Veuator g. Dinges. (Eiumerl. 1857. L 97.) 

Zu Arl. 1652. 

1) VersinBliehkeit des Kaafschillings; Hauskanf. 

Der Kaufer eines Hauses hat den Kaufschilling zu verzinsen, einerlei 
ob er den Haasmiethans durch Andere bezieht, oder selbst versitzt. 

Jedee Hans ist arg. Art 581 B. G. B. eine rmehttngende Sache; der Art. 16St ib. 
unterscheidet nidit swischen natarlichen und bürgerlichen Früchten und es kommt bei der 
Bcstiiiiraung , ob eine Sache fruchltragciiJ ist, nicht auf die willkürliche Destination durch 
den Käufer, sondern lediglich darauf an, ob die Sache im gesetzlichen Sinne Früchte, 
hier dnen Mielhsbu, abinwerfen geeignet ist. 

Mnnnbeim.... (Oberbofg. Jbbrb. 1831 & 944 



Digltized by Gc) 



Bflrgtrllehai Qeietzbueh (Aii. 1652, 16&3). 



769 



2) Bergwerk. 

A. Im regelmässigen Betriebe befindliche Bergwerke sind als Einkünfte 
abwerfende Objecte im Sinne des Art. 1052 B. G. B. zu betrachten und der 
Kaufschilling ist deshalb, namentlich auch im Hinblick auf Art. 598 ib. , zu 
verzinsen, insofern nicht die gegentheilige Absicht der Contrahenten dar- 
gethan wird oder ans dem RechtsgeschfiÜte za entnehmen ist Hierzu ge- 
nügt aber nicht die Stellung des Kao^ireises auf Termin, da soldie in ver^ 
schiedenen Racksichten ihren Grund Itaben kann und deshalb nicht mit 
Nothwendigkeit anzunehmen ist, dass man bei Bestimmung der Termine in 
dem höheren Kaufpreis eine Entschädigung fUr die Zinsen stipulirt habe. 

B. Zum Bergwerke gehören auch die mitverkauften Utensilien . welche 
nach Art. 524 B. G. B. als Zugehörden desselben ebenso zu beurtheUea sind, 
wie die Hauptsache. 

C. Dagegen findet der Art. 1652 B. G. B. auf Schürf und Muthrechte, 
sowie auf die zur Zeit des Kaufs mitverkauften Erzvorräthe keine Anwendung. 

Diese sind too solch selbst^uUidiger Bedeutung, dass sie niebt als Zugebörden -ier 
Orabenreliier Mgetehen werden können, die den Huptgegensland des abgeseUnssenMiKmiffi 
bilden. 

Mannheln, J. JuU 18ö9. (Zentn. ^«z. Bd. IV. S. 471.) 

Za Arl. 165S. 

1) Furcht der hypothekarischen Störung; Bestehen einer Ein- 
schreibung; Möglichkeit der Verj&hrungs-Einrede; fac- 
tische Entscheidung. 

Die Erben Lornm nnbnien in Oemiesheit einet Drlbeile gegen Wolf Valer am 10. Jamar 
1848 eine Genoraleinschreibung und erneuerten solche am 9 Januar 1858. Durch Sehen- 
ItungMCt vom 23. Scplcrnber 1SJ8 halte Wolf Va«or seinem Sohne Franz mehrere Immo- 
bilien abertragen, und diese Schenkung war berelM atu 5. Üctober ISlb iMnarribirt worden. 
Am 8 Min 1BS6 verl^aille Frans Wolf einet diäter ImmnbUlen an Theit md et ward« 
dabei bedungen, dase Tbeit den Kaufpreia nldü eher an beinhien habe, alt bla Ihm dia 
Freiheit des Imiii5'>el9 nnchcewicsen sei Auf Zahlung dieses Preises von Maurer, dem 
Cessiouar des Veikaufcrs, buiangt, oppunirte Th. is ila«egeii und sciiUizte die gedachte Ge- 
neraleinscbreibung als veriragsmässiges Zahtungatiiudernias rur. Hiergegen bezog sich der 
OppoiiI darauf, data dem Opponenten ale drillen Besitzer gemisa Art. 3180 Nr. 4 B. 6. B. 
die Verjährung xur Seite stehe. Diese Replik wurde von dem Torderen Richter verworfen, 
weil nicht erwiesen sei. ilasg ?oin Autor, der Verkfinfer Franz Wolf, dessen Besitz er, 
um einen lü^ahrigen Besitz zu documentiren, hinzurechnen müsse, zur Zeit der Schenkung 
In bona Ado geweoen td, d. h. kolia Ktnntnlti von der hypoibeltaritelien Belastung ge- 
habt habe, und ebenso treniir, data die Verjibmng getiea lelnen Anlor niehl nnterbrodlen 
worden sei, der Opponent also nach den Kaufbedingnissen vordersantst einen vollstftndigen 
Nachweis über die Beseitigung oder Uosrirktankett der Lonim'aefaen Hypothekar-AntprOeho 
verlangen könne. 

Der hiergegen eingelegte Cassationsrecurs wurde verworfen , weil das 
Erkenntniaa des vorderen Biefaters, dass die Veijihmng möglicherweise nnter- 
hrochen sein kftnne und dass nach den viel weiter als die aUgemehie ge- 
Mtdicfae Bestimmmig des Art 1658 ib. gehoiden StSj^olationen des Verkauf* 
actes es nicht geniige, wenn eine Möglichkeit der VmjAhrangseinfede 
dargethan werde, vielmehr eine absolute Gewissheit ihres BegrOndetscins 
vorliegen müsse, eine der Kritik des Cassationshofes nicht unterliegende fac- 
tische Entscheidung bilde. 

DarmtUdt, 16. Sep4br. 1861. (Bej.) Wolf g. Tbeit. (Emiaerl. 1861. I. 113.) 

49 
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2) Nichtbegrandang des Anspruchs. 

Dem Käufer, welcher mit der Entw&bnuig des gekauften Gegenstandes 
bedroht ist und wildiLr deswegen nach Art. 1653 B. G. B. den Kaufpreis 
zurückhält, kann in dem liechtsstreit über die Befiiguiss mr einstweiligeii 
Einbehaltung des K;mfschillings nicht mit Wirkung entgegengehalten wer- 
den, dass der von dem Dritten erhobene Anspruch an das Kaufobject in 
Rechten nicht begründet sei. 

Es genügt nacb Art. 1653 zur Bcgi üii(luii<< jenes Kt;t«aiioDarecbtei, dass der Käufer 
mit «iaer PfluMU oder Znwgnungsklage angegrffftn odtr briroht ist, gleidnriil ob 
■II sidwroni Erfolg fBr den oiutroifoodeii odor drohendon Dritton od«r nicht. 

Ebenso wenig kann der Verkäufer das Betentionsredit des Käufers mil 

der Behauptung abwenden , dass er den verkauften Gegenstand in dem Kanf- 
▼ertrag niclit ausdrücklich als freies Ei^enthum, sondern mit einer Benen- 
nung (im vorliegenden Falle als „Alinieudausfelder") bezeichnet habe, welche 
auf ein nicht freies Eigenthum schliessen lassen. 

Dero Käufer steht da<i rm^liche Kechtnncli der Schlusshostiiiunun-^ des .\rt. 165J B. Q. B. 
mier »Uen DmsUnden zu, mit der einzigen Ausnahme, wenn bedungen worden ist, dati 
dor Klifer, «ittoo Aagrifb obneradilot, ta lahlen babo. 

M »nnbeiiD, 14. Janaar 1841 «Oberhofg. Jahrb. 1842/43. 8. 1634 

3) Pfandlasten nach dem Verkaufe. 

Wenn nach dem Kaufe, aber vor dessen Transcription, noch von dem 
Verkäufer Pfandlasten auf die Liegenschaften gekommen sind , so liegt eine 
Bedrohung mit Pfandklagen im Sinne des Art. 1053 B. G. B. vor und ist 
deshalb das liecht des Käufers, den Kaufpreis inuezubelialteu, begründet. 
Mannheim.... (Oberbofg. Jahrb. 184^^- S. 3?4) 

4) Gegenüber einem Arrestkiäger. 

Der Dritte, bei welchem Arrest angelegt ist (tiers^aisi), behält das 

Recht, die durch den Art. 1653 B. G. B. gegebene Einrede wegen einer zu 
befürchtenden Besitzstörung geltend zu machen, wenn er erklärt hat, dass 
er den Kaufpreis in gewissen Terminen schulde und dass er bereit sei . ihn 
an Denjenigen, der ihm von den Gerichten bezeichnet würde, in den ange- 
gebenen Terminen zu bezahlen. 

Der Arrestkiäger hat durch die Anuabuie dieser Erklärung sich allen gesetzlichen FmI- 
gen des darin deelarirlen BeehtoTerbiltnissM nntorworfen , sAbo namentlich dor Anvoidaqg 
der im fraglichen Art. 1653 ib. dem Kfiufer ertheiiten Befugniss, den Kaufpreis xiirQckxn- 
hallen, wenn er nüt einer Störung im Genüsse de;« erworbenen Eisenthuins beJrolit ist. 

Z w ei brück on, 12. Februar 1827. Steuenbaeh g. Zaj^. (Caas. et rer.) (Annaiea 
von Uilgard, II. Th. S. IbÜ) 

b) Gegenflber einem Pfandgiäubiger? 

Der Känfer einer Liegenschaft kann dem durch das P&ndgericht an ihn 
auf den Kaa&chiUing verwiesenen ersten PCuidglänhiger die Zahlung 
nicht mit Berufung auf Art. 1653 B. G. B. aus dem Grunde verweigeni, weil 

noch spätere Pfandrechte auf dem Grundstück haften. 

Gerade darin , dass die Liepen=ct .iTten des Scliulilneri? tnit verschiedenen Pfandlastcn 
bOKhwert waren, lag offenbar der Urund der VertragsbcstiiMuung , dass der KaufschUliag 
■idit an d«n Verkiuror, sondern auf .Anweisung des Pfandgerichts bezahlt worden ooUe, und 
der Glinblger bann, naohdem der KaareebUUag dorn Vertragegodhig entiprecbeiid Tonrieeoa 
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ist, rieb mr de« ihm im Art. 2181 u. f. B. G. B. gesetzlich eingerftaiBleiii lacMs tnr 
Sicherung frcgcn etwaige Pfandklagcn der späteren Prandgliabiger (MdiaiMil. 

Mann Ihm in.... (Oberhofg. Jahrb. 1851, S. III.) 

6) liecht des Käufers im Falle der Unmöglichkeit der Ueber- 
lieferuug eines freien und unangrei fbiiren £igentbumSt 
die Resiliation des Verkaufs zu verlangen. 
8. zn Art. 1181 B. Q B. Urtheil (Paris) vom 28. Januar 1862. 

7) Beteutionsrecht des Verkiafers. 

Aus der Bestimmung des Art. IG53 B. 6. B. kann nicht gefolgert 
werden, dass dem Verkäufer die Pflicht obliege, die von ihm verkaufte 
Liegenschaft von den darauf ruhenden Hypotheken zu befreien und er also 
den Vertrag nidit erfolle, wenn er Mabnens ohnerachtet dieser Pflicht oicht 

nachkomme. 

Abgeselien davon , üasb der Art. 1653 nicht iu dem von den Oh liege ubeiten 
d« ¥frkiif«ri, aondern in im von den PfliebieD des Kiofers handelnden Kapitel 
■lebl, baaebl sieh aneh der mnlerlell« Inbah dieser Oeaelseselene lediglieh aar auf die 

BauptTerbindlfcbkeit Aph Käufers, den Kaurpreis sn lahlen, und niodiflcirt nur diese 
Pdicht aiisnahmsw eipo , filr don Fall der Kiiu<"er mit einer Pfand- oder Zucignungsklage 
l>edro)ii ist, dahin, dass ihm nur das Ketcniiunsrecht bezüglich des schuldigen Kaufpreises 
gegeben ist, welebem Bedrte keine andere VerbindltdikeiC des Verkinrera correipondirt 
nie die, daaa er den, nenn aucli nach dem Vertrage schon flilligen Kaufpreis nicht frfllier 
verlangen kann, als bis die fi'lr den Käufer aus einer Pfand- oder Ziieii:iiijii?5kla2c ent- 
standene oder wegen der zu erwartenden Klage drohende Störung beseitigt oder wegen ihrer 
Beaeitigung Garantie gegeben ist. Kiue weitere Auadebnung dieser ta Gunsten des K&ufera 
gealalteten Beedirinknng a^ner Zahbmgapffiebl wflrde gegen den aUgemeinen Gmndaatt ver- 
atoaaen, wonach Privilegien und gesetzliche Beneßcicn ein« r Striefen Auslegung vnierliegen, 
Mannheim, 35. Jannar 1848. (Oberhofg. Jahrb. 1847/48. S. 369.) 

8) Recht des Cessionars, die Bezahlung des Gessionspreises 
wegen noch nicht geltend gemachter Einreden des debi- 
tor cessns zu suspendiren; Ansflbung der Rechte des 

Schuldners. 

Der Cessionar, weldiem von Seiten des cedirten Schuldners noch keine 
Einreden gerichtlich entgegengesetzt worden sind, ist nicht befugt, die Zah- 
lung des Gessionspreises zu suspendiren auf den Grund hin , dass der Be- 
weis von Einreden, welche dem cctlirten Schuldner zustehen, durch eine 
von Ersterem producirte Urkunde geführt sei. 

Dem Cedcnteo kann nicht zugleich die cedit te Forderung und der Cessionsprcis vorent- 
haKen werden, obnedaM er in die Lage gesetzt wurde, dem cedirten Sebnldnergegen- 
eber darsulbnn, daaa derselbe anf die prodndrte ürknnde eine Einrede nicht allHxen kome. 

Der Art. 1653 B. G. B., der dem Kiufer das Recht gibt, die Zahlung des Kaufprcisea 
schon dann zu verweigern, wenn er gerechte Ursache liat, eine Sißrung zu fürchten, 
kann hier, wo es sich von der Frage handelt, ob dem cedirten Schuldner Einreden gegen 
die eedirte FMdemng znatehenT nldit daUn Ähren, daaa der Ceeetonar, alalt den cedirlin 
Sdinldner aof Zahlung anzugehen und dadoreh eine Discussion jener Frage herbeizufahren, 
hprechtitrt sein könne, für immer jene Frage und damit seine Verbindlichkeit, den Cessions- 
preis zu zahlen, dadurch unentschieden zu erhalten, dass er keine gerechtlichen Schritte 
gegen den Schuldner einleitet, woiu er allein in Folge der auf ihn geschehenen Cession be- 
reehtigt nnd daher andi verpflichlet isl. Andi kaun der Oesahmar steh nidil etwa daraaf 
berufen, dass er nach Art. 1166 ib. als OlSubigcr die Rechte seines Schuldners, als debi- 
tor cessus also auch jene Kinrodo geltend zu raachen l)efugt sei. Denn das Recht, welches 
der Art 1166 den Gliubigero gibt, am ihre Hechte ihren Scbuldaem gegenüber xu wab- 

49. 
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ren und deren R(>a1isirang zu sichern, kann nicht daza benutzt werdeo, um jrepen sich 
selbst eine Einrede geltend zu machen und dadurch sich Einreden und Ansprüche gegen 
Dritte tu ■dwffieii, denen gegenflber man Verblndliehkeilen eingegangen hei 

Darneindt« 95. Joni 18M. (Bej) LSb g. Kronaner. (Emmetling ISM. I. M) 

9) Retentionsreclit nlclit fflr Zinsen. 

Das RetentioDsrecht dos Art. 1G53 B. G. B. erstreckt sich nicht auf 
die Zinsen des Kaufschillings. 

Diele Beslinninog befreit den Kfiofer nietil von der Zahlung der naeb Art. 1659 ib. 
so entriebtenden Zinsen; feiner bMen die Zinsen nur das Surrogat der von ihtn genossenen 
Früchte; ciüllich hat der Käufer aurh im FaÜn einer Pfand- oder ZueigBUSgaklage der 
genossenen Fritchie nur vom Tago der Kla^^eiustcllung an lu bezahlen. 

Mannheiui. (Oberhofg. Jahrb. 1834. S 97) 

U an n beim, 14. Janaer 1M9. (Oberboff. 8. 154 Vergl. oft Anoal. 1854.) 

10) Rcteutionsrecht uiclit im V'ollstreckungsverfahrcn. 

Das Retentionsrecht des Art. 1G53 B. G. B. kommt dem Steigerer im 
VoUstreckungsverfahren nicht zu Statten. 

Nach den BesUiuniungen der Process-Ordnun; Icomint dem Sieigerer nur das Recht zu, 
Ton den EigenihOnier Allee, was er am Steigerangepreia, nacb Anweienng der tasllndigen 
Behörde, bezahlt bat. nebst den nothwendigen und nOizlichen Verwendungen, sowie den Kauf- 
kosten zurückzuvci langen Hierdurch isl d« r Sl<'igerer hinreichend sirherg<»?fellt und »firde 
es auch dem Zwecke des Vollstreckungsverfahrens — Befricdigun:! des Gläubigers — wider- 
spreeben vnd eolche ine Unendliebe vereehtebcn, trenn den Steigerer aneb ein Betentiona- 
redil etngerlant werde. 

Hannbein.... (Belg. v. Oberbofg.) (Annal. 184«. S. 331.) 

11) Kauf; Uebernahme der aaf dem gekauften Immdbel 

lastenden Galten. 

& 10 Art. 599 o 630 B. G. B. Urtbeil (Darnatadl) von «. April 1838. 

Zu Art. 1653 und 1654. 

Einrede der zu fürchtenden hypothekarischen Störung von 
Seiten des dritten Erwerbers eines Grundstücks, der Re- 
siliations- und Räumungsklage entgegengesetzt. 
S. XU Art. US3 B. G. B. Urtheil (Darmstadt) toid 22. Noreniber 1M7. 

Za Art. 1654. 

1) KaufauflösungS'Klage; Nothwendigkeit der Setzung in 

Verzug. 

Die Klage auf AuHosung des Kaufvertrags ist nicht au eiue vorherige 
Setzung in Verzug gebunden. 

Der Art 1184 B. Q. B. betrachtet die Nicblerfüllung des Vertrags als eine stillsehvei- 
gende anfloeende Bedfa»gnng, welehe eidi von der avsdrOcklicben aoflMenden Vertrags- 
bestintoiung nur darin nntersehcidet, das« mit (lern EinlriMe der Vertrag niebt ron selbe* 
wirkungslos wird, gondern ;iuf Auflösung jjt klavt uir ien inuss; nur tnr EntschädigungS- 
klage, wenn solcl:e mit der Auflösungbklage verbunden wird, nicht aber zur letzteren bedarf 
e» der Seteimg in Venog. Der Art. 1656 ib. stahl nfdtl in Wege; ans Ibn kann nur ge- 
folgert werden, dass — bei LiegensebaAekiafen — der Ktnfer, solange er nichl in Versag 
gesetzt ist, giltiger Welse noch zahlen oder ihm vom Richter unter Umstanden eine Zah- 
lungsfrist gestattet werden kann; keineswegs aber, dass die AuflMnngsfclage eelbet darcb 
die rorberige SeUnng in Verzug bedingt sei. 

V anabeiia, 18361 (Oberhofg. Jabri». 1838^^ S. 48; AnnaL 1830^ 8. W,) 
B. SB Art. 1184 B. 0. B. Br. 15^ 
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2) Falliment; Sommation; Verilication der Forderung 

des Verkäufers. 

Sollte man be/wuifelu, dass der privilegirte oder hypothekarische Gläu- 
biger der Fallitmaase , wie der Ghirographargläubiger , i. A. seiiie Forde- 
rang zur VerificatioD und Affimtatioii aszamelden hat, so kann doch jeden- 
ftlls der Veikaufer des Fallirten, der nur nach froditlos gebiiebenem Zahl- 
befehl auf Resiliation klagen darf, erst dann anf Resiliation eines Immo- 
Uliarverkaufs wegen Nichtzahlung des Preises klagen , wenn er vorher seine 
Kaufpreisforderung in der Fallitmasse verificirt und afi&rmirt, und den Syn- 
dik demnächst durch Zahlbefehl in Verzug gesetzt hat 

Diese Klage ist eine gemischte: persönlich ist sie, soweit sie auf Zahlung des Preises 
(gerichtet wird; dinglich aber, soweit sie das Iiuiuöbcl zurQcksuerbaUen bezweckt. Oboe vor> 
berige VeriftoaltiM tar Fbrierong kaita ab«r i» Syndik dar Fhllitinm nid» «tuen, ob 
«r benhlen darf «dar niciit; der lediglleb anf Zahlang geriditet« Zahlbefabl kann also ohn« 
▼oraosgehenile Verificmion niclit die zur Kesiliaiiou erfonlerürhc Tiirenngteltviig bawirkao. 

Paria, 8. April 1^62. (Koj. ch. civ.) (Sir. 1862. I. iö6) 

3) Nichtzahlung bedungener Zinsen. 

Sind zur Zahlung eines Kaufschillings verzinsliche Termine bedungen, 
so gibt die Nichtzahlung der Zinsen, als die Nichterfüllung der Vertrags- 
Verbindlichkeit, nach Art. 1184 B. G. B. dem Käufer ein Recht zur Auf- 
lösung des Verkaufs, obwohl im Art. 1654 ib. nur von dem Falle einer 

Nichtzahlung; des Kaufschillings die Rede ist. 

Mannheim, s F.^hruar 1H40. (Oberhofjr. Jahrb. 1840/41. S. 115) 

4) rnzuliissigküit wegen Zustimmung zu ein er sp äteren Ver- 
steigerung oder Produetion und Contestation in einer 
Ordre; Cassationsrecurs; factische Entscheidung. 

A. Der Cessioiiar des Verkäufers kann seines Rechtes, die Auflösung 
des Kaufes wegen Nichtzahlung des Preises zu verlangen, nicht um desswillen 
verlustig erklärt werden, weil er früher (ehe er Cessionar war) als Inhaber 
einer anderen , auf den verkauften Immobilien haftenden Ilypothekarforde- 
rung, die im Grossherzogl. Hessischen Gesetze vom 6. Juni 1849, Art. 29, 
bü Veränssemng von HQndelgatem vorgesehene Ehiwilligung zur Verstd- 
genmg der fragliehen Immobilien ertheüt hatte. 

Dann dia Badantnng diaaar EinirUlignng Ii* nia »aeh dao Varhfllnlaaan daa apad- 
eilen Falles zu baorlhaQan nnd Vardabla dflrfan niahi vamnidial nnd niabl anadahaand ar- 

kJtrt «erden. 

Ein Urtbeil, welche.s, statt diei^en Orundsata faateuhalten , von dem ailgüinen Prineip 
«nagabt, daaa Derjenige, dar aaina Einwilligung nm Abacblnaa ainaa Baehla^adilflaa swi« 
acli«n Dritten ertbeilt, selbst nie alwaa tiion dflrfa, wodnreb die dnreb jenaa Bacbiagaa^lfl 
begrOndetpn Vcrhälinisse «iofShniet wörJcn, und zwar selbst nicht in Gefolge von Rechten, 
die ihiD später dtirch Universal- oder Sin<{ular-Succession überkommen sollten, und unter 
obigen VoraosseUungen die Besolutionsklajte unzul&ssig erklärt, kann nicht als eine Eni- 
aehaidnng angaaaban wardan, dia anf raln Ibaiaiehlidbar Aufftaamtg und Aualafning dar 
Handlungen des Klägers beruhe, wann aueh nebenbei auf die Verhältniaae des vorliegenden 
Falles, namentlich anf dia Bedingungen, utar walahan dia Varaiavening statt hatte, Beiag 
^soomiDen wurde. 

Dar Caaaatienaraenra tat dabar snliaalg, md «r !aft anah begrflndet, da flir tMgtM 
Prindp in ioleher AllgemalnbaH sieb abgaada in dam franzOtiscben Bedite du Anbalta« 

pnnkt fin'Iet F.s k.mn namnntlich nicht im Allgemeinen gesagt werden, dass Derjenige, der 
aaina Ewwüügang ertbeüt, danii die Eecbte anerkenne, weiobe aieb dia Oontrabaolaa bei 
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Abschluss des RechisgeschSftes beilegten, oder data er sieh die Bedfngangw aneigne, unter 
welchen sie dasselbe abschlössen, und ebenso wcnip kann im Allgemeinen gesagt werden, 
dass dem Einwilligenilen, tvenn er, in Gemässheit eines ibm später durch Uoiversal- oder 
Siagttlara«aeeiaion flbarkemncnaii Rechla die dnreb daa BeeUageacMft begrOodeleii Ver- 
hlUniaae angreift, die Bealiainnrag dea Art. 1134 B. 0. B., daaa Vertilge de boone fei foll- 
logen werden mflssen, entgegenstehe. 

B. Wenn Derjenige , welchem ein Verkaufsprivileg auf die Immobilien, 
deren Preis in einem Ordrevcrfahren zur Austlieilung kommen soll, zusteht, 
in diesem Verfahren, unter Vorbelialt, das ihm zustehende llesiliations- 
recht im Falle nicht erfolgender privilegirtcr Anweisung geltend zu machen, 
producirte, so kann er, sobald ihm in der Ordre diese Anweisung wegen 
nicht rechtzeitiger Einschreibung seines Privilegs versagt wurde , noch immer 
auf ResiUation des Verkaufs klagen. 

Dieae Klage kann nidit wegen Verslebtea tannliaaig erblftrt werden, da ein aol- 
dier bei jenem ausdrocidichen VerbebaHe in der Prodaetion nicht gefunden an werden veiw 
mag, sollte auch iler Prodiicenl lur Aatrechthaltung einer ihm für eine andere , ebenfnüs von 
ihm producirte H y pot Ii eknr- Forderung ertheilten Anweisung, die einem nachstehen- 
den Gläubiger in dem Ordrestatos zuerkaoate Liquidation conlestirt babeu. 

Barm a ladt, 14. Febmar 185^ (OaaaJ Lob g. Saala n. A. (EnmiarL 1880. 1. 41.1 
Cfr. ad A. das oben zu All 1165 B. 6. B. Mr. 5 Oeaagte; ad B. Ollbeit m Art 
16M ib. Nr. 61 o. f. 

5) Taaschvertrag; ZurOckgabe des Empfangenen. 

(Zu vergl. daa Faetiaebe dieaee Proaeaaea unter Art. 1183 n. 1184 B. G. B. Kr. 9l) 

Da das Gesetz nirgends die Zulässigkeit der Klage auf Resiliatiou eines 
Kauf- oder Tauschvertrags an die Bedingung knüpft , dass der Kläger in der 
Ladung zur Zurftckgabe des Empfangenen sich erbiete, es vielmehr dem 
Beklagten fiberlassen ist, ein daran! gerichtetes Begehren sa stellen nnd 
eine Verhandlnng darflber zu veranlassen, ob nnd inwieweit eine Verbind- 
lichkeit in dieser Beziehung dem Kliger obliege, so verletzt das UrtheU, 
welches — trotz nicht geschehenem Erbieten zur Heransgabe des in Tausdi 
Gegebenen — die Klage nicht als unzulässig erklärte, das Gesetz nicht 

Hatte der Beklagte einen Antrag auf jene Herausgabe gestellt, so moss 
das Gericht auf diesen Antrag eingehen, kann jedoch, wenn in Betreff der 
Gegenklage auf Herausgabe noch weitere Verhandlungen nothwendig sind, 
sofort, unter Anordnung dieser weiteren Verhandlungen, die ResiUaliou 
aussprechen. 

Denn wenn auch im Falle der BeaiiiaUon die Verhälinisse io den Stand, in dem aia 
frflber waren, tnrflckgebraebt wetden aoUen, lo verfugt daa Geaela deeh aklil, iüi 
dienet gleiehteltig nnf beiden Seilen geadwhen okflaae. 

Dnrinntadt, L 06L 1889. (B^.) Bnhaam g. Hamman ale. (Ennneri. 18SS. IL 141.) 

6) Resiliations- und Käumungsklage; Zulässigkeit; 

Rechtskraft 

8. zn Art 1351 B. 0. B. Nr. 74 Urtheil (Darmstadt) vom 12. Deeember 18t8. 

7) Resiliationsklage; rein persönliche Klage; Wirksamkeit 
des Resiliationsurtheils, dem Hypothekargläubiger des 
Käufers eines Immöbels gegenüber; Nothwendigkeit der 
Drittopposition. 
S. in Arii3&l B. Q. B. und 092 B. P. 0. daa OrtbeU (Darmatadt) rom 1. AprU IS&L 
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8) Kauf; Besiliation; Verlast des Privilegs. 

Nach dem fttr Frankreich erlassenen Gesetze vom 23. März 1855 kann 
der Terkäufer eines Immöbels, nach Erlöschung seines Privilegs, nicht mehr 
zum Nacbtheil Dritter, wddie ein Reabrecht auf dieses Immtthel erworben 
und gehörig genährt haben, die Resiliationsklage anstellen. Dagegen kann 
er, wenn auch sdn Privileg a. B. durch Nichterneuemng der Einschreibung 
erloschte, dem Käufer, dessen Erben und ChrirograpbargUubiger gegen- 
über, die Resiliatiou verlangen. (Art. Iß54 B. G. B.) 

0. d. Tr. 27. März 1861. (ßej. cb. civ.) (J. d. P. 1861. S. 545.) 
Cfr Caaa. 1. Mai 1860. 

Zu Art 1654 ond 16M. 

1) Resiliation eines Immobiliar-Verkaufs; Beseitigung der 
Klage auf Vernichtung eines nachfolgenden Verkaufs. 

Im Jahre 1637 kauften die Ekelente Ardouin von Eymery eiu Gntndttaek; der Kauf- 
pnSM lolll« erat apiler besahlt werden. 1838 atarb Ardouin , unter Hinterlaaanng elnea min- 
derjibr^gen Kinde« uod seiner Wittw«. Obgleich dieser Letzteren nur ein indivlaea Eigen- 
tham an jenem Gnindslücixe zustand, so verkaufte dennoch die Witlwe Ardouin dasselbe 
im Jahre Ib-Sü, ohne Beobadituug der geseuiicbeii Formal it&iou , an Devanseau, und wies 
iieeen an, den Prell dem frfiberen yerkivfer Bynery aaf denen KnnQpreiigttlhabea n Iw 
sablen. Davanseau bezahlte wirklich seinen iCaufpreis an Eymery und wnrie voo dem- 
■elben in seine Rechte aus J^mh ("lüheipii Vi rknufacte subrogirt. 

Im Jahre 1857 erhob der inzwischen grossjährig gewordene Sohn des Ardouin gegen 
aeine Mutier und gegen Devajiseau eine Klage auf Vernichtung des erwähnten Verkaufe 
fon 1830^ dn ihm, Ardouin Sohn, das ungetbeille Hitdgenihum an rragliehen Gmndetaeke 
snatehe, mithin dasselbe nicht von seiner Hntter allein habe verkauft werden können. De> 
Tan?oau stellte hierauf eine Gegenklage auf Resiliation des Verkaufs von 1837 an, welche 
sie auf die Subrogation in die Rechte dea Verkäufers Eyiuery und den Umstand setzten, daas 
«r tregen Infolrnbllilft des Sohnes Ardouin befttrdilen mflaee, Sache und Preis tu vw 
Heren; tugieldi benntragte er die Abveisinig der Haaptklage des Lelsleren. 

Die Reconventionsklage des Dovanseau wurde in dfn zwei Instanzen zugesprochen und 
oie Haupiklage abgewiesen, der hiergegen ergriffene Cassationsrecura aber ans folgenden 
Gründen verworfen : 

Devauseau befindet sich zufolge Subrogation in den Rechten des ersten 
Verkäufers Eymery gegen Ardonin and ist daher befugt, da er in Oe&hr 
steht, Sache ond Preis zu verlieren , die Remliationsldage anzustellen. 

Wegen erwiesener ünzahlfMiigkeit des Ardouin Sohn würde diese Ge- 
fishr for Devansean vorhanden sein, wenn der zweite Verkauf an Devanseau 
yernichtei werden könnte; der Letztere ist daher befugt, die Abweisung der 
Hauptklage von Ardouin Sohn zu Terlaagen, da diese Klage auf ihn selbst 
zurückfallen würde. 

Paris, 11. Juli 1861. (Rej.) (J. d. P. 1862. S. 627.) 

2) Klage auf Rftumung statt auf Vertragsauflösung. 

Wenn der Verkäufer (oder dessen Rechtsinhaber) gegen den Käufer, 
welcher seinen Preis nicht bezahlt hat , eine Klage anstellt , in welcher 
er einfach Räumung des verkauften Grundstücks und Rückerstattung der 
Früchte verlangt , ohne einen förmlichen Antrag auf Auflösung des Verkaufs 
zu stellen, so kann das Urtheil, welches die Klage abgewiesen hat, nicht 
mit Cassation auf den Grund hin angefochten werden, dass die Art 1654 
XL f. verletzt seien. 

Zweibrt«k»B, 10. Januar 1821. (Rej.) Schmitt n. Ck>ns. g. Bender. 
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Za Art. 1655. 

Richterliches Erkenntniss auf ReBolation eines Verkaufs 
TOB Immobilien; Fristengestattnng. 

DI« ▼«rfSgngMi diem Artlktl» güttn oirabar von der niinUebea lagtofaitlTWi AnrieM 

aus, auf welche die Art. 122 B. P. 0. und Art. 12U B. G B (jesrOndet sini , und sind 
daher ebenfalls nur von dem Falle zu verstehen, in welchem der Richter aus Kuck- 
■ IchttiD der Billigkeit die Auaübuti;^ des Kesolutiousrcchtes auf einige Zeil suspen- 
dirt iMl. 

Es kann daher von einer Verletzang des Art 1655 B. 6. B. keine Rede 
sein, wenn das AppeUationsgericht die beantragte Resolution deshalb 
noch nicht ausgesprochen hat, weil dem Beklagten das vorhergehende ür- 
theil, das ihn zur Zahlung binnen einer gegebenen Frist verurtheilte, vom 
Kläger nicht significirt worden war, und zwar in der £rwägung, dass jedes 
Urtheil , der Regel nach , um vollzogen zu werden , oder eine /citfrist für 
eine dem Verurtheilten obliegende Handlung oder Leistung; laufen zu machen, 
demselben significirt werden müsse , und also hier von keiner Gnadenfrist 
im Sinne der Art. 122 und 123 B. P. 0. in Verbindung mit Art. 1244 
B. G. B. die llcde sei. 

Der Beklagte uad Appellat bat nnr s»r AusQbiujg eines Bechts die Frist «rballaa. 
(S. la Art. m B. P. 0.) 

ZweibrOaken, lOi AvgMt 1899. (Bi(f.) WÜbdo g. Koib «. Ja«Niito 4e Maliipia«. 

Zu Art 1656. 

1) Besiliationsklage; Verzugsversetzung des Eftufers; 
Gegenansprache desselben. 

hti einer Versteigerung der einer GescIUcbaft angebOrigen Immohilien erfolgte dor Zu* 
schlag an einen der Gesellschafter; der von Letzterem geschuldete Sieigpreis wurde in dem 
Ober die Liquidation jeuer Gesellschaft eröflhoicn Verfahren inil einhegrilTen. Durch ein 
swtadMik den Steigerer and den iiiil der VersleigemDg befmleii Milgeteiliebafter ergan- 
geoee Urtbeil «orde der Sieigerer befbgt erklärt, die Forderaagen, «elcbe ihm aiüBer der 
Gesellschafts-Liquidation, dem MitsreRclIschafter j^egendher, nls rotnppns.itionsmittcl ztnian- 
den, Diesem entgegenzusetzen, und der LeUlere halte sich auch bereit erkl&rt, auf diese 
Ansprüche des Steigerers sich einzulassen. 

Unter diesen Umstanden konnte der Versteigerer nicht dnrch einen 
ZsUbefehl auf Zahlung des ihm nadi der Liquidation der Gesellschaft an 
den erwfthnten steigernden Mitgesellschafter ankommenden Theiles jenes 
Steigpreises den Steigerer, gemäss Art. 1656 B. G. B., in den tax sofortigen 
Zusprechnng der Resiliationsklage erforderlichen Vennig setsen. 

Denn eines Theils hatte eich eine Art Nov.-tiion dadurch gebildet, dasi der dem Vei^ 
steigernden zustehenden Hälfte des in Redi» stchen lon Stoigpro sps der Demselben an dem 
SocialvermOgen zukommende Antheil substituirt wurde; anlern Theils konnte der Steigerer, 
•0 lange nidit die Verbandlungen Aber die Conipen«alloanns|»rOelie Deeaelben den wirlt« 
lieben Betrag dieser Ansproche definitiv festgeetellt hatten, nicbt binaicbtUeb «einer Ter> 
pfliehtung zur Zahlung des Steigpreises gültig in Vcnnrr gesetzt werden. 

BrQascl, 6 Noveiuber 1863. (ReJ) (Pasicr. 1|>64. L 84.) 

2) Wirkung der lex commissoria expressa. 

Das Oeding bei einem Liegenschaftskaufe: „die bedungene Baarzahlnng 
und die zu leistende solidarische Bürgschaft muss innerhalb zwei Tagen, 
slso bis 14. d. M. , Abends 6 Uhr, erfolgen, wo nicht, haben die YerkAufer 
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allein das Recht, diesen gegenwärtigen Vertrag als nicht geschehen zu be- 
trachten", ersetzt die im Art 1656 B. G. B. vorgesdihebene Setzung in 
Verzug nicht. 

Der y^ortlaut jenes Gedingt scbliesst dio Nothwendigkeit einer vorgäogigen Mabnnng 
Dicht aas and der Art. 1656 verordnet ausdrfleklich eine vorgfiugigc urknndlidie Avflör^ 
dernnff. 

Mannheim, i% Janiur 1864. (Aonal. 186«. S. 4^) 

3) Immobiliarkattf; Resiliationsklage; vorherznseliickende 
Sommation; Falliment; Verification. 
8. zu ArL 1184 B. G. B. Ortbdi (Pteis) rom 8. April 186Z 

Zu Art. 1657. 

1) Besiliation des Yerkanfs Mangels der Annahme; 
faetischer Fallimentsznstand. 

Der Verkäufer von Waaren kann, wenn der Käufer im flbereingekom- 
menen Termine die Waaren zu bezieben unterlässt, selbst in dem Falle 
die AnflOsung des Verkaufs begehren, wo es feststeht, dass der Käufer zu 
dieser Zeit sich im Zustande des Falliments befindet, das Falliment selbst 
aber noch nicht ausgesprochen worden ist. 

Ohne diesen gerichtlichen Aussprurh des Falliments können wegen des factischen Zu- 
standes der Zahluugseinstellang die tuit dem Fallimente verbundenen Aasnabmeo von dem 
gemdoen Beehte, namentlich die nach dem neuen Art 546 des Betgieehen Fallinenlt- 
gtMliee VMgaiehMM UntnÜMigkeik der BedKaifonsklage, nieht eintreten. 

Die FailUte trifft nicht nur den Stand, die Befugnisse, Beehte und Verpflichtungen 
des Falllrten, sondern niodificirt aurh (!!•> Höchte Dritter; die Öffentliche Ordnung ist mit- 
bin dabei interessirt, dass der Fallimentszustand öffentlicb Allen gegittflber anerkannt und 
fectgesfelll werde, md das Gesete eifbrdert sn den Ende, dass die Falllite dnreb Urtbeil 
des Handelsgerichts auszuspreehen isL Es wird xwar ein Kaurmann aebon durch die Zab- 
lansseinstellung in FallitufiitoTiistand versetzt, Jcmolin^Toachfet i?t nhcv die Iiitei vcntion des 
Gerichts nothwendig, um dessen Existenz anzuerkennen und zu verküntiigen , und so die 
OSentllche Ordnung zu sichern und die Rechte Dritter zu wahren. Dieses ergibt eidi ms 
den DiscBSsfoneo Im Slaatsraihe aber das H. 0. B. vnd dem Umstände, dass disses Gesell- 
buch auch noch die VerOffenUIehung des Fallimenteurtb^ vorsehrmbL Dss neue Bslgl- 
sdie Fallimentsgesetz geht von denselben Grundsätzen aas. 

Brüssel, 21. Feliruar 1861. (Kej) (Pasicr. 1861. S. 142.) 

2) Wahlrecht des Verkäufers; festbestimmte Zeit. 

Das Oeding, dass die Waare (Gerste) „zum sofortigen Bezüge" gekauft 
und die Behauptung, dass der Käufer erst nach 8 — 14 Tagen die Waara 
abgeholt habe, begründen die Anwendung des Art. 1657 B. G. B. nicht. 

Abgesehen davon, dass jenes Oeding nach d r Alisicht der Parteien, sowie nach Bil- 
ligkeit und Herkommen (Art. 1156 und 1135 ib) nur dahin Tcrsianden werden kann, dass 
dar Klnfer die Waare bald in EmpTanfr zn nehmen habe, so setit der Art. 1857, weleher 
ala AnsDshmsbestimuiniig strenge auszulegen ist, varans, dass eine beetinmte Zeit znr 
EDpfnngnahme bedungen, d. h. unter den Contrahenten verahredet ffeweseo ist. 

Mannheim... (t)bcrhofg. Jahrb. 1851. S. 163; Annal. 1848. S. 155.) 

3) Wahlrecht der Verkäufer; Erfallung Seitens des 

Verkäufers. 

Der Art 1657 B. G. B. kann von dem Verkäufer von Fahrnissen nicht 
aogemfen werden, welch«- in der bedungenen Zeit die verkaufte Sache nicht 
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gdMfert hat, sdbst wenn er oadifaer die liefenmg in einer von ihm be* 
stinimten Frfot bewerkstelligt und der Kftofer soldie nicht in EnipCuig ge- 
nonunen het. 

Denn der Art Ww' H. G R sprirhl Icilislicli von tier vertraKSinässi g hcdunjjf- 
Dcn Fris»; er ?itzt vorniis. diss die verkaufte Sache von dem Vcrkfnifcr nich Art. 1609 
ib. der Uebergabe wegeo an den be iungeneu Ort gebracht ist un'l dass nur der Küufcr sich 
im EnpRing» derselben rersiumte. Wo aber <wie im |{^eb«iie> Falle) bebte Tbeiie Im 
Verzuge sind, da knnn die Aiin<is)inf; des Vertrags nur mit lünwilligunK heMer Contm- 
hentpn oder nul Ro:,'ehrcn eines Contralienten durch rictitcrlichen Aussprmh nur un»er der 
Voraussetzung erfulgeu, dasa der andere Contrahent gehörig in Venug gesetzt «ordeo isl. 

9lADBbeim, «. lamnr 1840. (Oberhofg. Jahrb. ISVOfH. S. 44; rergU mit iUnal. 
18M. S. 104.) 

4) Wahlreclit des Verkäufers; kein Entschädiguiif^sanspruch. 

Wenn der Wrkäufer von Fahrnissen statt der Erfüllung des Vertrags 
(in concr. Empfangnahme spanischer Staatspapiere) die Auflösung wählt, so 
kann er nicht daneben noch Eat^ichädiguDg wegen etwaigen Mindererlöses 
verlangen. 

Denn die KaulbnflOsiiox Ist Dicht eine für den Verkiufer naTeruetdIicbe Polge der 
Nidilernillmig SeMent des Kiafera, in wdoben Fall« der anderweite Varfcaaf and Miader^ 

erlös eine noihwcndige und uauiittelbare Fol^.e des Veraugs des K&ufers wäre, sondern die 
Crsachc des Mindererlftses ist einerseits die WerlhTcrringerung des Objecls und andererseits 
die durch die WilleDsbestimmung des Veriiäurers bewirkte Auflasung des Vertrags. Inso- 
feni aber biernadi der Sdndea Folge der eigenen Handlnng das lligers ist, kam er an 
Nienianden dessen Ersatz fordern, and insofern als er Folge dar Entwerthong dea lauf- 
gegenständ» s, k.inn (iorscH e narh Art. 1183 R. (5, B. wieder nur ihn IrefTen , da hiernach 
aoxunehiiicn iät, es habe der Verlrag uie ezistirt und sei JUager immer Eigeolbttmer der 
Kaufgegenstände gewesen. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. 1838/39 8. 1»; Avad. 1889. 8. 80; Obecbaff. 
Jabrb 1810/fia 8. 388; Annal. 1851. 8. 290.) 

5) Wahlrecht des Verkäufers; Anwendbarkeit auf 

Handelssachen. 

Die ße-stimmung des Art. 1657 B. G. B. findet auch auf Uandels&achen 
Anwendung. 

Er apricte gvm allgemein, ohne Bandelaeachen aminMhmea, «ad dia Worta «Fnhr- 
nieae aller Art" passen andi auf Handeiabinfe, daa Haadelarecht aelbal aber «nihllt kwM 

abweichenden Vorschriften. 

Mannheim.... (Oberhof';. Jahrli. 1838/39. S. 157; Annal. 1839. S. 98.) 
Mannheim, 25. October 1660. (.\nnal. 1861. S. 11) 



Seclistes Hapitel. 

Von der üngmgkeU und Auflöntng des Verkaufs. 

(Art 1658.) 

Enter Abfohiiitt 

Von dem Wiederverkauf sreckL 
(Art 1659 — 1670.) 
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Zu Art. 1659. 

Kauf auf Wiederkauf; Sicherheitsvertrag; pactum com- 

niissorium. 

Wenn das Gerich» einen Ac», seinem Wortsiniie zufolge, für einen Yerkftuf «uf Wie- 
derkauf erkennt, so erscheint die hierauf gestützte Entscheidung al« eine Uel6»dl%f weldw 
iar Gompel«!» iss Ousatiooshorei eotiüekt ist, srofem nlelH etwa ans daa Aden eoBStift, 

dass das Gericht zu jener Qualification des Actes auf einem reelttSferlelMiNlen Wage, z. B. 
durch Zugrundele^jnng irrip:er Rochlsbcnrine, celangt sei. 

In dieser Hinsicht ist es gleichgültig , ob das Gericht den Kaufact als 
einen Sicherheitsvertrag ansah oder nicht. 

£in solcher würde er jodeDlalls nur in Beziehung auf sein Motiv, nicht aber in BQck- 
aielil auf Ferm imd Inhalt aein, wonnf ee hier allein ankime, da nicble WMerapreelMBdea 
darin liegt, daae man atdi einea «{rkUehen md wahiliaAen Kanrcontraela bedient, um für 
iefne Sicherheit zu prospiciren. 

Die Art. 2078 und 2088 B. G. B. stehen der Gültigkeit eines solchen 
Kaufs auf Wiederkauf nicht entgegen , da sie nur das pactum comraissoriuDH 
bei Bestellung eines Faustpfandes oder einer Antichrese verbieten. 

Darm Stadt, 22. Aprii 1839. (Kej.) Horn g. Koilnan. 

Zu Art 1660. 

Wiederkaafsreeht 

Der Art. 1G60 findet auch auf Verträge, welche schon vor Einfahrung 
des Landredits (Code Nap.) gesdiloflseD worden, in der Art Anwendung , 
dass das Wiederkan&recht nkht linger als 5 Jahre, tob EinfBhmng des 
Landrecbts an, atugeabt werden kann. 

Es bandelt sich im Art. 1660 nicht um eine Bestimmnng Aber die Verjährung der 

ans dem Gedinge dos Wiederkaufs enispringemien Klage (Art. 2281), sondern vielmehr von 
einer gcsetilichen Beschränkung der Wirksamkeit dieses Oedings für den Fall, dass das 
Wiederkaulsiccht auf länger als auf 5 Jahre oder gar auf unbestioinito Zeit Torbehalten 
aeln eellte,nnd aas der Beetinunong dee Art 3 — angewendet anf die Veredurift des Ait. 
1660 — folgt nnr so viel, dase das Anfangsziel der 6 Jahre nicht rückwärts, noch in die 
Periode des älteren Rechts versetzt werden darf, sondern dass die fraglicbea 5 Jahre erat 
mit dem Einfabrungstermin des Landrecbts ihren Lauf begonnen haben. 
Mannheim, 13. Oeebr. 1838. (Oberbofg. Jahrb. i83%99. 8. 810 

Zweiter Abeebnitt. 

Von der Aufhebung des Verkaufs wegen Verkürzung. 
(Art. 1674— 1685.) 

Zu Art. 1674. 

1) Lision; Hobiliareigenschaft der Brandentsch&digungs- 

gelder fflr ein Hans. 

Brandentschädigungägelder, welche für ein abgebranntes Haus aus der 
BrandTersicherungs-Kasse zu beziehen sind, können, hinsichtlich der Frage, 
ob bei dem Yerkaofe des Hansplatzes nebst jener Entsch&digungsgelder eine 
Lision im Sinne des Art 1674 B. 6. B. stattgefunden habe, nicht als Theil 
einer nnbeweglidien Sache au^efosst werden. 

(S. das Nähere zu Art. 529 B. G. B.) 
Berlin, 27. Joni 18M. (Caaa.) Berg g. t. Orambnaeb. (K. A. Sa IL 18.) 
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2) VerkflrsangBkUge; Sehenkong. 

Eine Yerkflnoiigsklage nach Art 1674 ist our dann statthaft, wenn der 
Vertrag den Charakter eines belasteten Geschäfts hat, keineswegs aber, 
wenn eine freigebige Begfinstigang aas demselben als Absicht des Yerfcftn- 

' fers hervorleuchtet. 

Der Art. 1674, so weit er ausspricht, dass «urh die Ki Klärung, den Mehrwerth der 
Sache zu achenken, die Yerkürzungsklagc nicht hindert, fimlet nur dann seine Anwendung, 
wenn darin nn Vanicbl aaf die Anrectatungsklage liegen soll, niehl aber, wmn die Abnebt, 
» beffOBBtigen, aUeo Cmstiaden naeb «irklieb rorbanden iat, und zwar uia ao nebr, ala 

das Anfechtungsrecht als eine Au«iiah(iie von der Kegel des Art. 1313 auf die im GaMlM 
bezeichneten Fälle, also nauientlich auf reine VorkTiufe beaebriakt bleibea inoaa. 
Frei bürg . . . . 1850. (Annal. 1H50 S. 273) 

Zq Art. 1674 u. 1681. 

Verletzung über Vta; ßescissionsklage; Geltendmachung 
dem dritten Erwerber gegenflber. 

Der im Besitze eines verkauften Immöbels gebliebene Verkäufer kann, 
dem ohne Zuziehung des ursprünglichen Käufers wider ihn auf Räumung 
klagenden Dritterwerber des bnmöbels gegenüber, die ihm nach Art 1674 
B. G. B. wegen Lftsion zustehenden Rechte geltend machen. 

Zufolge Art. 168t ib. iit die AnUflaang des Kaufverti^ges wegen LSaion audi in Be- 
treff auf den Drilterwerber wirksam, und es crschfiiu in so weit sein Eigenlhuin als ein 
widerrufliches, oder doch nur durch Krhöhung des Kaufpreises zu oonservirendcs ; er kann 
mitbin dasselbe, dem ursprüngliclien Verkäufer gegenOber, nicht ala ein unwidernifliebes 
«ad Toa der Erartenmg der LiaiDB vaabhinglgei geltend naelieB. laden mm der Dritt- 
er werber ohne Znaiehung des ursprOnglicl.cn Käufers gegen denen Autor klagt, tritt er 
an die Stelle dieses Käufers, bedient sich des Kaufvertrags des Letztern als eines Titels 
zur Begründung seines bessern Kecbis oud musa sich mitbin, ebeuso wie jener Kiufer 
aelbat, auf die Fkaga aber die Aafhebnog dea Kaafvertragei etnlMnaa. 

Berlin, 26. Mal 1663. (Cte) Beig g. Orambaicli. (K. A. 47. II. 1114 



Siebentes HapIteL 

Von den Versteigerungen, 
(Art 1686— 168d.) 



Achtes Kapitel. 

Von Uebvrtragung der Forderungen und anderen wMrperlichen 

Rechten. 
(Art 1689—1701.) 

Zn Art. 1689. 

1) Cession; Verkauf; Uebertragung einer Factura an 

einen Dritten. 

Die Uebci tragung einer Factuia, Ueren Inhaber als der EigenthOmer der darin beteicb- 
ml«B Waaren eraebaliit, an einen Drillan bildet nldtt die GeMian iinar Fordenag, leo- 
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den ih T0rknibw«lM OebtrlnigviiK «Iwr 1(an»«rHdi«o SadM, dts ElgenikttiM 1er Wun, 

nit der den Absehla^s de» voran*(!e{tRni;cnen Rechtsgcschinw docnowiiCirwl«!! UrknJe. 
MOachen, 6 Juni 1851. (Boj.) )lelier g. Kaafnumn und G1«kle 

2) Cession; Vergleich; Cassation wegen Denataralisirnng 

eines Vertrags. 

Wendet das Oerlcht auf einen Vertrag, welcher keinen der Charaktere 
des Uebertrags einer Forderung an sich trigt, dennoch die Gmndsitze über 
Cession (Art. 1689 und 1693 B. O. B.) an, so ist wegen dieser Denaturalisi» 
mng des Vertrages das Urtheil zu cassiren. 

(S r)n«i Nfthere zu Cn<><:ations-Koriirfl: Vertratr: I >enaliiialftir«l|g ) 
Oarmstadt, 22. Juni 181d. (Gass) Sieinem g. Boos. 

8) Cession eines doppelseitigen Vertrags. 

A. hntte mit B. einen Vertraj; geidilossen , verni5?e dessen «r sich varpflieUele, im 
Monat April 1817 ein Quantum Frucht tu dein hp«timrntpn Preise 7u liefern. 

Diesen Vertrag cedirie B an C, und weil dieser aur Anmeldung von A. die Lieferung 
ntclil «rliiell« klagte «r anf Avflaevng mil Eottehidigaiig 

Der Elage ist siattzuseben, da die Art. IdülS n f. nebea der AUreUing der 
Fordeningen auch die anderer ll^l^f^rp.•rl!^llp^ Rechte ^estatlcn. d:\ forner durch die behaup- 
tete Cession das K^siniiitte Recht des Käufers aus dem Vertra^K auf den Kläger ültorse^an- 
gen und mit der bewirkten VerltOodigaag der Cession der Sehaldner (hier der Verkäufer) 
den CeMifloor «eeeehlieeench xor Leiüang rerp6ieblel wordeo lel and die Ablrctang dee 
Beebtes anch die Alitretnntr der Klagen cntt ält 

Manobein, 12 Januar 1850. (Oberbofg. Jahrb. IM^/SO. S. 404; Annal. 18äO. S. 161 ) 

4) Theilweise Cession eines Kaufs. 

Die Bcehte aus einem Kaufe können nicht theilweise flhertngen 
werden. 

Der Verkauf ist ein Vertrn;;. wodurch »ich die Contrahenten wechselseitige Zuitgeil 
machen (Art. 1102. 1582 B. G B ), dnrcli fli>n Kauf wirJ demnach jclpr rontnhpnt sowohl 
Gläubiger als Schuldner des Andern. Wo aber auf jeder Seite nur ein Gläubiger und ein 
Schuldner toriiaiiden it*, gebeii die YffMndRehke^ien twb^en beiden Tbeilen in der Art for 
nntheilbar, daea kein Tliell ohne Einwillitfang dee Andern sie theilweiee eNifordem 
oder Teräu!t«iern kann. (Art 1220 ih ) Zudem ist es anerkannter Grundsatz, dass durch eine 
Rechtsöbertragung die Läse dn« Srhiililnors nicht verschliiiimcrt werilon ilarf, was aber 
gewiss geschehen würde, wenn der Kitufcr seine Rechte einseitig auf eine beliebige An- 
ttlil toa PertoneD flbertragen konnte, wovon jede fBr ihren Aniheii die Erflttiang m be- 
geliren oder die Vertragsauflösung zu Terlangen berechtigt wira. 

Hannbeim, 32. Hin 1860. (Amial. 185a 8. m) 

6) Cession; franduldse Handlung des Cessionars. 

Hat eine ndt der Beitreibung eines Ausstandes beauftragte Person sich 
diesen Ausstand ?on dem Hsndanten für emen geringeren Preis cediren 
Isssen, obgleich er wusste, dass der Ausstand voUstindig erhoben werden 
konnte, er hat aber in betragerischer Absicht dem Mandanten und Ceden- 
ten von dieser Giebigkeit des Ausstandes keine Kenntniss gegeben, so ist 
diese firaudulöse Cession zu vernichten. 

(S. das N&here zu Art 1110 B. G. B. S. 379 oben.) 
Paris, 12. Januar 1863. (Rej ) (Sir. 1863 I. 249.) 

6) Entlastende Pr ivat-Bescheinigung des Cedenten; 
sicheres Datum dem Cessionar gegenüber. 
& wa Art 1328 B. G. B. UrtheU (Berlin) Tom Ii. Januar 1S47. 
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Zq Art. 1689 and 1690. 

1) Dieost-Cautionen; Recht des Titulars, dieselbi' zu cedi- 
reu; Vorzugsrecht auf dieselbe; Wahrung. 

A. Eiu Staatsdiener kann gilltigerweise. auch schon vor Beendigung 
seines Dienstes, seinen Anspruch auf die Zinsen der von ihm in die Staats- 
kasse hinterlegten Cautions-Summe , sowie seinen eventuellen Anspruch auf 
Baekforderang der Diensteftiifiiaii nidi beendigtem Dienste, einem Dritten 
cedireo. 

Et iii all aUeemetne Regd antrhaont, dast der Inhaber dacr Forderung oder der 

Kigenthflinor von Mobilicn. worauf er ein Pfinlrecht bestellt hat, O'Icr worauf ein Privileg 
ex lege ruht, sowie der Kigenthümer von luit Hypotheken und Privilejiien behafteten Im- 
mobilien, zwar zum Nachtbeile acbon bestehender Vorzugsrechte koineai Andern ein soU 
dies «rtbeilcD wohl aber dem Beebt oder den Bigenttran naeb darObor mfligan kann, 
unter dem sieh von selbst rerstehcnden Vorbehalt, «l.iss Kecht und Eigentbom auf den 
Dritten mit derselben Belastung Obergehl, die in der Hand des früheren Besitzers darauf 
ruhte, in Beziehung auf iJienstcautionen besteht aber keine gesetzliche Auünabme 
rm dieser scboa in der Natur der Saebe begründelaa Begel , indaa der eMliaBf|»flicbtiga 
Beamte, der SMoe Caation geleietel hal, ein Forderungireelil gagan den Staat auf perio- 
disebe Zinsen und auf Zntflrkcihaldin'.' der hinterle-itcn Cantimi'jsiimiiie nnrli lieendlster 
Dienstzeit erwirlit, die in seinen bunis bleibt, wovon er, so lange von kf^iii' in Gläuliiger 
Arrest angelegt ist, sogar wahrend der Dauer der Dicustzeit die Zinsen eincassirt und auf 
waleba Mine aelbat aichi prifileglrtao Oüobiger nach auadrOeltlieber geeelslidier Beitfai* 
muog Arrest anlegen k<innen. Wenn aber Gläubiger tines solchen Beamten durch einen 
Arrest eine gericlitliche Tession er?, winsen können, niuss auch eine Cession freiwil- 
lig consentirt werden künnen, weil die Chirograpbargl&ubiger unuiCglich Bechte auszuüben 
vermOelitaB , dl« dem SebuMuer seihst nldit nebr »irtiodsc. VenH die Dsenits von 98. 
Aognat 1806 und 22. Jleebr. 1812, indsm sis die ForaaUtaten fsstatenan, walebs die Olio- 
biger der Beamten xnni Zwcrk der Geltendmachung ihrer privilcgirten oder einfachen Rechte 
auf die Caution tu erfüllen haben, bei dieser Gelegenheit nicht von Singular-Successoren 
roden, su folgt aus dicseta Stillschweigen des Gesetzes nicht, dass es keine solche geben 
keom, weii es die Aufgabe eine« Speeialgesette« nnmOglieb sein kann, allgendne gesots- 
Kcbe Beitiinuiungen , die es nicht ablindern will, aufzunehmen. Es handelt sich hier nicht 
viU) einer lieüuL'ti'ii Cession. nirlil einmal von ilcr unbodinuteii Cessiun oinrr bedingten 
Forderung, und es ist kein Gesetz und kein in der Natur der Sache liegender Grund erfind- 
lich, warum ein Rerbt der vorliegenden Art, weil solches mftgücherwcise durch Yorzugs- 
rcebte Anderer elidirt «erden konnte, nicht snllte cedirt «erden dOrfen. 

B. Der Cessionar vird bei einem Uebertrag der fraglichen Art dorcb 
den Gessionsvertrag und dessen Signification an die Staatskasse gehörig sai- 
sirt, auch wenn ihm von dem Gedenten die Dienstcauttonsurkunde nicht ana- 
geliefert worden sein sollte. 

Narli Art U)<)0 B. G. B. ist, was die Befe-^tigunct des Rechtes ios. Cossionars Dritter, 
alt dem cedirten Schuldner, andern Cessionaren und Arrest anlcgcndcu Gliiubi^orn gegen- 
aber angabt, einzig dio Imlrntttim d«r Ceaaionsurkunde entscheidend, ohne dass et anf 
den Bsslls dos Titels ankönnt Die Art. 2071 und 2076 B. G. B. belieben sidi nnr wt 
das Faustpfand , niebl «nf die Cesaion. 

C. Derjenige, welcher das zur Stellung der Caution nöthige Geld TCf- 
schoss, aber seinen desfallsigen Anspruch nicht nach den Vorschriften der 
betreffenden Special-Gesetze wahrte, sondern erst nach Notification der Ces- 
sion anmeldete, steht, da in der Specialniaterie kein Gesetz die generellen 
Grundsätze der Wirkung der Cession niodificirt , dem gehörig saisirten Ces- 
sionar ebenso nach, wie die Opposition eines niclit privilegirten Gläubigers 
dem sich erst später aumeideuden Daileiher der Caution vorgeht 
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D. Ein solcher Darieite des Geldes kaim aack nidit dnreh eiae nach* 
trftgUche Opposition, auf Gnmd der SdihiasT^fQgimg des Art. 1 des Ge- 
setzes TOBi 25. NW6se— 5 Pluviöse Xm, veriangeo, mit dem bereits frflher 
saisirten Gessionar auf die Caation nach Marlraahl angewiesen zu werden. 

Dinet Bagwbren fin>Iot im Gesetze nicht dio entferntosto Hiois, auch ist kein Grunl 
erkennen, warum hier Jas Verhnhniss ite« genieini-n Hectiis zwischen deiu frOheren 
CessioDar uod dem später arrestirenJen Gläubiger nicht cintruteu solite. 

Darm »ladt, 1. Mai 1860. (Rcj ) Sehramm gegen LanblBet (Bomierliflg 1860 I. HO.) 

2) Ansprüche des Ccssionars eines Kaufpreises dem Käufer 
gegenüber, im Falle der Hesiliation. 

S. ta AH. UÖ3 und 1184 B. G B. Urtheil (narniütAat) voiu 17 Febr. I8&1. 

Zq Art. 1690. 

1) Gession; authentische Acceptatioo; Nichtigkeit. 

Hat ein Notar eine Urkunde Uber die zwischen A. als Ccdeoteu und B. als Cessiouar 
itallgeAin4«De Cenion einer Forderiiiig an C. und die Annalraie dieier Cestion durdi 0. 
aa^lMMBHBen , obgleieh in Wtrklidikeit den A. nor ein Theil der cedirten Forderung tu- 
ttand , der ücberrcst aber dem Votar solbst zukam, und demgemfiis auch ein Theil de* 
Cessinnspreisea dem Notar bezahlt werden sollte, ao ist sowohl die Ccssion als deren .\d- 
nähme als authentische Urkunde nngOltig und beide iiabea aar all Privaturkunden Gal- 
lifiteit 

Es kann daher die Annahme von Seiten des cedirten Schuldners, gemiss 
Art 1680 K G. B., Dritten gegenflher nicht als durch authentischen Act ge- 
schehen angesehen und den Dritten entgegengesetzt werden. 
Paria, 29. JnU 1863. iUej) (Sir. im. 1 477) 

2) Signification der Gession; ZuUssigkeit der Klage. 

Das reeblllebe IntafCtte efaies cedirten Scbuldoers, daei Ibm die Ceaelon lignMdrt 
werde, kann nur darin beitehiB, tich gflitig liberiren oder gfll^ mit dem CeeakMMr pro- 

eediren zu können. 

Dio Zulässigkeit einer Klage des Cessionars ist daher nicht dadurch 
bedingt, dass die Signification vor der Klage stattgefunden habe, sondern 
es ffiuss genügen, wenn sie auch erst mit der Klage geschah. 

Oarnitadt, U. Norbr. 1853. (ReJ) Berte ff. Lndaigt- Eleenbabo. (Enmariiiig 
1S63. I 107 .) 

3) Signification; Klagerecht des Gessionars. 

Zur Begründung der Klage des Gessionars gegen den Gessus ist die 
vorgängige feierliche Bekanntmachung der Rechlsabertragung an denselben 
nicht nöthig. 

Nadi Art 1600 mma xwar der Ceifionar, um den Beaitx der Fordernng gegen Drille za 

erlangen, dem cedirten Schuldner die Gession rcierlich bekannt machen lassen, allein von 
dieser feierlichen Bekanntmachung ist dio Gf]lii?keit der Gession sell)st nicht abhangig, 
sondern sie ist nur zu dem Zwecke vorgeschrieben, um die Cessioo aucb gegen Dritte 
and gegen de» cedirten Sehnldner wiriteam tn maeben nnd Letztem dem Ceesionar zu rar- 
pflichten. Die unterlassene Bekanntmaebnng hat dess wegen nacb Art. 1601 auch nur den 
Erfolg, «lass der cedirie Schuldner, so lange ihm die Ccssion nicht bekannt gomacVit wurde, 
dem Cedenten oder dritten zum Empfang berechtigten Personen gültig Zahlung leisten und 
eich hierdurch von seiner Verbindlichkeit befreien konnte. 

Mannhain, 19. Mai 1843. (Obarborg. Jahil». 184^43. S. 310.) 

Mannheim, 26. April iS44. (Oberhofg. Jahrb. 1844. S. 167. 803.) 

Mann heim, 16. October 184ft. (Annal. 184&. 8. 369.) 
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4) Signifieation; Dritte; GUubiger des Cedenten. 

Die von dem Gcmeinschuldner vor der Insolvenz -Erklärung bewirkte 
Cession einer Forderung ist nur dann gegen seine Gläubiger wirksam, wenn 
dieselbe schon vorher dem Schuldner significirt worden war, und es können 
die Gläubiger des Cedenten, so lange die Signifieation nicht geacfaeben ist, 
in eigenem Namen aof die cedirte Forderung Beschtag legen. 

Die Qliobiger des Cedenten sind dritte Pereooen im Sinne des Art. 1690, indem eie 

ntcbt iti doncn ao^tören, welclie den Cej^ionsvcrfra;» mit ab^e?rhlr»«''cti l.alion un t ffir jene 
pnt 711 stehen auch nicht verpflichtet find, und der Cessionar erwirbt Dritten gcgcnfiber das 
Kigentliuin der cedirteo Porderang nur durch Affentliche Bekauntiiiachun}i der C siion an 
den SebnMner oder imrh die Anoabne der Bedtttttbertremang Seileas des Sebaldaers (wo- 
ran es in roncr. ebenfalls fehlte). 

Mannheim, 17. Febnur 185Z (Aonal. 1862. S. 104; vergl. mit Oberbofg. Jabrb. 
1847/48. S. 2S3.) 

5) Cession des Preises einer Xotariats-Stelle; Handelsge- 
genstand; authentische Acceptatiun; Dritte. 

l'ehertritjt ein ehemaliger Notar eineirt Kaufmann eln*»n Thcil <lc<> ProisfS, für welchen 
er sein Auit an eeiuen NachfitlKer a^>gctreien hatie, so stellt sich die Uberlrat^ene Schuld 
als «int bOrverlicbo, nicht als eine eommerefelle , dar; es Itnnn also Wer nieM die Png« 
mMehen, ob die Yorsehriften des Art. 1690 B. 0. B. anch bei Oebertragong einer Haa- 
delssebttld twiscbcn zwei Kauflcnten heohachtet werden intlitsen. 

Es kann daher die Cession Dritten nicht tjntjjpgengesetzt werden , wenn 
sie niciit von dem cedirten Schuhlner in eiiuMn authentischen Acte angenora- 
uien oder demselben notificirt worden i.st. Die Gläubiger des Cedenten, welche 
Ansprüche auf den cedirten Ausstand erlieluni , sind als Dritte anzusehen, 
weil sie ilire eigenen Rechte auf das geuioinsciiuitliche Pfand verfolgen. 

Paris, 2ft. Januar 1863. (KeJ. ch. eir) (Str. 1863. I. 64.) 

6) Cession während eines anhängigen Rechtsstreites; 
Signifieation; Cassationsr ecurs. 

So lange der Ces>ion5>act, wodurch die Rechte eines Litiganten an einen 
Dritten übertragen wurden, den übrigen Parthieen nicht bekannt geinaclit 
wurden, haben diese bei der Processf ührung , namentlich bei Ergreifung 
des Gassationsrecorses und Signifieation des Admissions-IJrtlieils, auf die 
Cession keine BOcksicht zu nehmen. 

Oarnatadl, 17. »ai 1848. (Raj.) Beiuaeb g. t. Greifenclaa. 

. 7) Erbrecht-Verkanf; Signifieation an die Miterben. 

S. UrlheU von Vi, Angast 1860 sn Art. 1290 B. 0. B. 

8) Pfandvertrag zwischen Eanfleuten, in eine Cession 
verkleidet; Signifieation. 

Wurde ein zwischen Kautieuteu zu Stande gekommener Faustpfand- Ver- 
trag in einen Cessions-Vertrag eingekleidet, so nmss er, um Dritteren ent- 
gegengesetzt werden su können, wenigstens dem Schuldner significirt, oder 
Ton diesem acceptirt worden sein. 

(8. daa Kibero an Art. W73 u. f. B. G. B.) 
BrOaael, 28. Januar 1650 (Bej) (Pasier. 18ea L 3B9.) 

0) Cession einer Forderung; simulirte Causa dieser For- 

derung; Gegenschein. 
& an Ali 1321 B. 0. B. OrtheU (Parit) mm 20. Aitgost 1882. 
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10) Eidesantrtg an d«n Gedenten. 

Der Debitor cessus kann cur BewahrheUang der Verhiltniase, wie ne 
vor der Cessioik und deren Signification bestanden haben, dem Gedenten 
Sida deferiren, and der Gessionar mnss eiefa die etwa bieranf erfolgenden 

Zugeständnisse des Gedenten entgegensetzen lassen. 

Im Ailgetneinen k<^iineii durcli die Co^<)ion dem cedlrten SduitdiMr nicht Mittel «BtoO- 
gtn «erden, die ihm dem Cedentea geiicnuber xoeUDdea. 

Darm f ladt, t7. Jmi 1861. (Gass.) (Emmtrliag 186t. L 16.) . . 

11) Signification der Cession an den Agenten einer anony- 

men Gesellschaft. 

S. Urlheil vom 5. Mai 185S lu Art. 61 und 69 B. P. 0. 

12) Cession; Handlungen des Gedenten in der Zeit zwischen 
der Cession und deren Notification; sicheres Datum. 

In Doctrin und Kechtsprechung steht es fest, dass Abkoiuiuen zwischen dem Cedentea 
■Dd Debitor cessus vor der Kotification einer Cession ohne Weiteres nacjb deren Datuin 
banrtlidlt und den Catiioaar ral8«g«iig«tl«Ul wardan kdonen. 

Wenn also der Gedent in einem nach der Gesaion, aber vor deren 
Kotifiostion datirten Acte auf die Forderung, dem Debitor cessus gegenflber, 

verzichtete, so kann der Gessionar diesen Verzicht nicht, gemiss Art. 1105, 
1928 .und 1690 B. G. B. , als unwirksam bestreiten. 

Darnatadt, 4. Juli 18öO. (Bej.) Arena g. Kicolai. (£jimerling 1859. i 160.) 

18) Authentische Verpachtung; Gession durch Privatact; 

Verfolgungen. 

Derjenige, welchem die Rechto des Pächters ans einem authentisdiett 
Acte durch Privatact cedirt worden süid, und welcher diesen Gessionsact 
dem Verpächter signifidren liess, vm ihm gegenflber die fraglichen Bechto 

in Anspruch zu nehmen , — lonn auch seinerseits von dem Verpächter auf 
Zahlung des fälligen Pachtgeldes in Gemässheit des authentischen Verpachr 
tongsactes exequirt werden. 

Paris, 4. Novbr. 1863. (Rej.) (Sir. 1863. 1. ö37.) 

14) Cession einer Handelsförderung; Signification an den 

Schuldner; Novation. 

Wenn man auch annimmt, dass der Gessionar einer Handelsförderung 
Dritten gegenüber nur durch die Signification des Uebertrags an den Schuld- 
ner saisirt wird , so hört doch das Recht des Dritten an der cedirten Forde- 
rung auf, wenn — vor jeder Opposition von Seiten des Dritten — der ü eber- 
trag seinen Vollzug erlangt und der Schuldner der cedirten Forderung dem 
Gedenten gegenüber sidi liberirt hat 

Dadardi, daas ainea dar llilglladar ainar Geaallaehall ian andaran aar AmgMdraaf 

seiner Forderung des Letxteren aii Ersteren sein Guthaben an die Geaelltcbaft mit 12000 
Free, cedirt und dcmgeniüss bei der Liquidation der Gesellschaft der Liquidator einen Tbeil 
das cedirten Betrags dem Gessionar bezahlt, wurde der Uet>ertrag zum Tbeil Tollzogen, und 
wann U^iddator den Beat dar cadirien Sttnaa dam Cadaotea ia Abradmnng bringt ooi 
dam CaMiöaar sogot achraibt, m wnrda dar Lalilera hlariardi In dia Badila daa Gada»« 
ten »obstltairt und die Forderung dea Coailaaars an den Gedenten durch Novation gesetz- 
müssi^ getilgt (Art 1271 ß. G. B ). Unter diesen Umst&nden kann, wenn der Cedent mehr 
als 10 Tage spater fallirt, der Syndik des FalUmenta niebt im Namen der übrigen QUa- 
bifar dta Cttiiontra anfdit aaürta Faidarmgnodi irgend <Uan JkJugtwA glrtliu* h Iw b, 

90 
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* wenn auch di« Cession frflher oicbl u 4eB fl«hoUa«r tlgaildrt «triM war. (Art 446 

ood 447 des Coile de cuinmcrcc.) 

Paris, 9. Marz 1864. (Gass.) (Sir. I8ft4. I. 185) 

16) GeseUichaft; Uebergang des Geschäftes an einen der 
Gesellschafter allein; Signification. 

Betlieben xwei Personen zu Mannheim (Baden) in OeseUschaft ein Oe- 
achift nnd fand eine Anflfleong dar GeseUscfaaft in der Art statt, daas das 
Geacbflft mit allen Activen nnd Passiven auf den einen der GeseUschaftar 
allein flbergmg, so kann der Letitere, wenn es nach den an jenem aus- 
ländischen Orte geltenden Gesetzen , um si^ als Inhaber einer Firma und 
damit als zur Geltendmachung ihrer Rechte befugt zu legittmireu , keiner 
weitem Förmlichkeiten als des Eintrag*: der stattgehabten Uebertragung 
der Firma in das Offenkundi^'kcitsbuch jenes Ortes bedarf, einen zwischen 
der früheren Gesellschaft und einem Dritten bestandenen llechtsstreit für 
das Ganze fortsetzen, wenn er den Eintrag in das Offenkundigkeitsbuch 
darthut. Eine Slgnification des Uebergangs des Processgegenstandes an ihn 
ausschliesslich, wie sie der Art. 1690 B. G. B. vorschreibt, ist hierzu nicht 
Qotbwendig. 

Die B«d«iilaiif dtr OftakondlgkeHibScber im GroMbtnogthan Baden ind <ie redil* 
fiehtB Wlrknnften der Bintrige In dieteliMO tinil mdi 4ea lortigen Oamimb ib beot« 

theilea. 

Darniiiedt, 23. Ueeember 1862. (B^) Sclialk g. Seholls ele. iEmmerling 1862. 

i. 103.) 

Cfr. Ollbert m Art. leOO B. 0. B. Nro. 5U« md »««. 

16) Signification; Pacht. 

Dem Pächter eines Zehntrechts kann von dem Zehntpflichtigen der Man- 
gel feierlicher Bekanntmachung des Pachtvertrags nicht mit der Wirkung 
entgegengehalten werden , dass dadurch der Zehntpflichtige von der Leistung 
des Zehnten an den Pächter befreit wird ; dieser Fall ist vielmehr nach den 
Art. 1725 uud 1727 B. (i. B. zu beurtheilen. 

Die Vorschrift des Art. lO^K) ist nuf Cession von ForJeruugfii und andfin uitköiper- 
lieben Rechten zu beschrünken uud iusbesonderc uicht auf solche Rechte au wenilhar, »elcbe 
gar keinen BeiitK oder Etgenlbaai flbertragen. 

Mannheim, ^ April 1843. (OberhoTg. Hhtb. 1844. 8. 167 ) 

17) Einrede der Simulation der Cession. 
S. tu Art. 1119 B. G. B. Irtheil (DarrnsUlt) vom 20. .Mär« 1828. 

18) Gessionar; exceptio de jare tertil 

Der Kfittfer eines ImmObels kann, wenn in emem Rangordnongsferfoh- 
ren emem Gläubiger des Verkinfers eine Anweisung auf den Kaufpreis er^ 
thdlt wurde, dem auf da<« CoIIocations-Bordereau hingegen ihn, den Käufer, 
exequireuden Gläubiger nicht den Einwand entgegensetzen , dnss Letzterem 
die in Execution begriftene Forderung nicht mehr in Wirklichkeit zustehe, 
dass er vielmehr für diese Forderung von dem Verkäufer gänzlich befriedigt 
worden sei. 

In diesem tinwande liegt eine exceptio de jure tertii. 
Darmttadt, 10. Septbr. 1838. (B«j.) Scbweilaer g. Belmoat. 
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10) Ctifion; Verpflichtiiig des besahlten Oessionare inr 
Rflcksahlnng an den Debitor cessus im Falle der ETietion. 

8. OffMl (DmaMll) m 4. Jimt 18» ta Art. 1336 B. G. B. 

Zu Art. 1690 und 1691. 

1) Cesiiooi Cessionar; dritte Pcrsoueu im Sinne des Artikels 

1328 B. G. B.; Rechtsnachfolger. 

Ein Dritter ist in Beziehung auf einen Vertrag Derjenige, welcber nicht oootnbirto^ 
Qichi Erbe des Coutrahenten ist, nicht in dessen Cootracts Verhältnisse eintritt. 

Etil loMer Dritter aber Ist beiondert bei den «igenfbflnliehen YerhlllDteMii dti Oei- 

sions-Verlrages der Cessionar nicht, welcher sieh bexflglich eines bestimmten Contract- 
Verhältnisses an die Stelle eines der Contrahenlen setzt, dtMi er beiflolich dieses Verhält- 
nisses gerade so repräsentitt, wie der Erbe den Erblasser für dieses Geschäft reprüseotireu 
ward«! WMD nicht dnrch die Genien einem Andern diese Repräsentation Qbertragen worden wSre. 

Es Inum daher dem Cessionar, als dem ayan^canse eines der ursprüng- 
lichen Gontrahenten, und nicht dnem Dritten eine ürknnde entgegengesetzt 
werden, die^ dem Contrahenten seihst, der mittelst Cession seine Rechte und 
Pflichten dorn Cessionar Ohertrug, h&tte entgegengestellt werden können. 

(S. hierzu An. 13Q8 B. G B ) 
Manchen, 11. October im, (Kaj.| Sefaatt f. Koiidi. 

2) Beweiskraft der erst nach der Cession einregistrirten Pri- 
Tat-Quittungen des Cedenten, dem Cessionar gegenaber. 

S. zu .\ri. 1328 B. Q. B. Ur«heil (DarmaladD fom 13. Februar «ad 15. Mai 1821. 

8) Cession; Zahlung des cedirten Schuldners an den Ceden- 
ten nach stattgehabter Signification der Cession. 

Auch wenn im Cessionsacte stipulirt ist, dass der Cessionar berechtigt 
sein soUe, im Falle der ccdirte Schuldner nicht in dem Zahlungstermin zah- 
len würde, ohne weitere Verfolgung den Cedenten auf Zahlung zu belangen, 
kann der cedirte Schuldner, nachdem ihm die Cessions-Urkunde significirt 
worden, nicht mehr mit Rechtsgilltigkeit dem Cessionar gegenüber an den 
Cedenten Zahlung leisten und dfbse Zahlung den gegen ihn vom Cessionar 
eingeleiteten Verfolgungen entgegensetzen , sofern er , der cedirte Schuldner, 
nicht nachweist, dass die dem Cessionar durch die Cession erworbenen Rechte 
auflöst worden und an den Cedenten zurackgefidlen waren. 

Die Befaaaplung des eedfrtea SebnUnen, daae dar in janer SlU|ialatioii anibaltaiia Var- 
bebalt einer Klage rcjcu den Ccdenten nietat gedacht werden könne, ohne im Falle des 
Gebrauchs dieses Vorbehalts die Cession als »ufpelöst zuzugestehen, erscheint weder in 
einem Gesetze noch in einer aligemeinen juristischen Wahrheit als gegründet, und es kann 
daher das Geriefat aar diese reebtfieb niebl begrOndete Thaaia niabt eingehen, ohne die Art. 
1690 und 1691 B. G. B. zu rerletaan. 

Ebenso wenie HcrQcksichtigunct verdient dif R(^hatip(uii<r , dass, wenn man nach jener 
Stipulation den Cedenten uls Bürgen des cedirten Schuldners mit der Verbindlichkeit, als 
Sdbstadnldner xa harten, betrachten wolle, der Art. 2032 B. 6. B. für die BeTugniss des 
aedirtan SdinUnera, mli Wirknog gagao den Oeaaianar aa den Cedanlao ta baiahleii, apraeba, 
indem dieser Artikel wohl dem Bürgen auch Tor der Zahlung eine Klage gegen den Haupt- 
echuldner auf Indemnisation und also auch auf Ilerbeischaflung der nüthigen Fonds gibt, 
keineswegs aber dem Schuldner, welcher dem Bürgen, ohne Liberation von der Hauptschuld 
ZI Tarlangen, Zahlung leistet, aiaa Bafreiang ge^cn den OlAubigar xoiagl adar anab wir 
awagan konnte, da gemias Art. 2099 Ib. erst durch dia aa den GUabigar gelaiatala Zah- 
lung der Bürge in die Rechte des Letzteren eintritt. 

Darmatadt, 8. Juni und 13. Juli 1819. (Gass. u. KeT.) Dumont g. Schlamp. 

M). 
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•4) CessioD; Saisine des CesBionars gegen den Debitor cesoiis; 
CompenBation; Subrogation, eoDTentionelle; sicheres Datam. 

Hat A. eine ihm gegen B. suatefaende Furdemng dem G. eedirt und Leti- 
terer den Gessionsact im Jahre 18iV6 dem B. signifidren lassen, so kann B., 
wenn er cur Entlastung des A. an D., welchem eine liquide und fällige For- 
derung gegen A. zustand, diese Forderung gegen Subrogations-Quittung be* 
zahlte, diese Zahlung, selbst wenn sie vor der gedachten Cession stattge- 
funden haben sollte, dem Ccssionar C. nur dann compensando entgecjen- 
setzrn, wenn er (H.) seine Subrogationsquittung vor der im Jahre 1856 
erfolgten Siguitication des Cessioasactes, gemäss Art. 16U0 B. G. B., dem A. 
hatte signiticiren lassen. 

Der Cessionar wird n&uilich utcbt actaou la Folge des Uebartragsactet Qüabiger de« 
Mltor cetstti, Tidnebr Ttifttil ier Art. 1600 B. Q. B., daM d«r CflMiour nH 4er m- 
dlrtoi Fortenmg b«tl|^di Dritter «rat dnrdi die SigoilcelieD dee Uebertngi selsirt 

werde; unter diesen Dritten, welches Wort im Gegensatz zu den Cedeoteo and dem 
Cessionar gebraucht erscheint, ist aber auch der cedirte Schuldner zu rerstehen , und 
das Gesetz betractaiet deiu Lelzlereu gegenüber bis xu jener Signification deo Cedentuo als 
Oiiabiger, wie dieeee naoenllieii «odi «oe der Vetfbgung dei Art. 1691 berrorirelit. Da 
milhin dareh den Uebertragsaet ohne Signißcation eine dem Debitor cessus gegen den Ces- 
sionar zustehende Forderung nicht berührt vtif], F.rstorcr vielmehr bis zur Signification 
freie Uispositiousbefugniss tttter seine Forderung behält, so kann auch, nenn er vor der 
Signification des UeVertragseeis an ihn darcb Cession seiner Forderung auf einen Drittea 
and Sigeifieatlnn dieser Cession aafbOrte, Oliahifer n eein, eine Compensalion nietat elalt- 
ioden, weil beide Forderungen sich nicht einander entgegentreten. 

Die Vorschriften der .\rt. 1689 — 1691 sind nicht blos bei eigentlichen Verkäufen ron 
Forderungen, sondern auch bei conventionellea Subrogationen, wie sie der Art. 1250 
Nr. 1 Torsieht, anwendbar, da diese gleichfalls coaventiooelle Uebertragungen gegen eine 
beatfmme Summe rind and aar die Frage sein kann, ob ood inwlefeni nidit bei ihnen 
besilglich der Qarantiepflicht des Uebertragenden der Oesiehlepunlit der Zahlung der Forde- 
rung als vorwiegend anzusehen und hiernach jene Pflicht zu bemessen ist, sie aber jeden- 
falls im üebrigen ein von Cessionen verschie ienes Reclit^/eschäfl nicht bilden 

Selbst wenn es bei solchen Subrogationen keiner Signification bedürfte, 
so müsste doch der Subrogirte B., um dieselben dem D. , welcher von dem 
Schuldner A. einen ihm gegen den Subrogirten zustehenden Ausstand aber- 
tragen erhalten und diese Cession signifieirt hatte, entgegensetzen an kön- 
nen, Snhrogationa- Quittungen vorlegen, welche sicheres Datum vor der 
Cesidon haben. 

Denn hier bandelt es sich nidit Ton Quittangeo oder Privatacteu, welche von dem Ce- 
dentcn zu Gunsten He» Debitor ce^«!n<i aij9f»<'Slellt oder iv^ischen dii»«en Boili.n errichtet 
wurden, viehneiir von Uiliuoden, welche zwischen Giaul)igern des Cedenteii und deui Ces- 
sionar errichtet wurden und bezOglich welcher der Cedent als Dritter erscheint. 

Oarmatadt, 2, Jali 180a (ReJ.) Emat g Deidetheiner. (Enmerling ISSa I. 159) 
Ott. Gilbert so Art. 1»0 B. G. B. Nr. 19 and 1«0 ib. Nr. 33 o f. 

6) Cession; Signification an den Debitor cessus; Nothwen- 
digkeit zur Saisine des Cessionars und zu dessen Activ- 
Legitimation. 

Intervenirt der Cessionar S. G. in den zwischen dem Cedenten M. G. 
und dem Debitor cessus S. Ober die cedirte Forderung anhängigen Recht- 
streit uuJ verlangt, statt des Cedenten, Zahlung, so verletzt das Gericht 
dadurch kein Gesetz, dass es die Intervention des Cessionars aus dem Grunde 
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fdr nmwiiagMg erklärt, weil desseD Geasioii nidit Torher dem Debitor eesras 
sigoifidrt, er also diesem gegenaber noch nicht saisirt gewesen sei. 

Schon in dem Art. 1691 B G. B wini ilein Manjji^l Ji r Si^inification oder authemisrhcn 
.\cccptatiüii des ScliuMübcrtra'!» eine Wirkun;^ zum Scbuiie iles St:liu!'ln<'i s b 'igcicgt, walc'ie 
denseihen rUcksicialich der SaUine des Cessionars dem im t)ui;ja»go des .\rlikel<« 1690 ib> 
iiMiidrtea „Ti«r«** gans gWcbttelli. Die Kandgebung det Uebertrag» dareh SigniAralion 
oder Acceptation Imi indessen niclii allein die Seinne, •( h. den nach allen Selten gesichert 
ten Rigenliiuni?-Krw.rl> det cedirten ForJcrun'j. zum Zw.^ck. sondern sie isl zugleich als 
ein formelles Kri'urderuiss der Activ-Legitiiuatiun de« Cessiuoars, sei es zur Kla^e, sei es 
tnr cxeeulivltcbeo Verfolgung, angeordnet. Dies leigt eiaeelbellt die klare prüceptive Voi^ 
Mlirlfk dei Art. 3Sli Ib. . anderenltacils die Expeeftion der Motive zu den Art. 1689 v. f. 
gelegentlich ihrer Decretirun^ im Corps Mgielatlf, «roiuicli di^' n uen Bestinimtingen des 
B. G. B. auf die Grundsätze 'les älteicn französischen Keci ts, namentlich auf den Art. 
108 der Coutuue de Pari% van 15b() und auf die sog. arretes vun Lamoignon, sieb atQtt> 
ten. Wenn nun auch aaeb Tersebiedenen Dribeilen dee Pariser Caseationsbofee onler Um» 
efinden die Uoierlnsi^ung der ira Art. 1090 vnr^tcsnliriebenen formellen Kundgebonf dnreb 
ein im L'itlicil selbst cv^l ronstatirtes Anerk tmtn «('s <!pi Cession r^r (Tericht a'^ genflvend 
ersetzt angenommeu werden darf und man hierin ke>ue Zuwiderbanüung gegen diesen Ar- 
tikel findea kann, da eine bestimmte Form Air die S^iteatioa oder AeceptaUon des Ueber- 
trage nirgeads unter Strafe der NIebtigkeit rorgeeekrlebon Ist. so lisat sieb ebenso wenig 
eine Verleitung oder falsche Anwendung jenes Artikels darin finlrn, das« das Gcrirlit hn 
Beurtheüun» des Substraten Falles 'len BuchstaV.en des Gesetzes teslhicU und iliiii die legis- 
laiorisch anerkannten Folgen und Wirkungen in der hier zur Sprache gebrachten speciellen 
Biehtnog sugeaiaad. 

OariBSladt, 13. JiU 1847. (Bij.) Goggenheimer g Sehener. 

6) Klage; Activ-LegitimAtion; prftjadicieHe Aufhebung 

einer Cession. 

Im Allgemeinen musa allerdings der Kläger, wenn er mit seiner Klage 
als niUasig erscheinen soll, schon zur Zeit der Erhebung derselben Inhaber 
der Rechte sein, deren Geltendmachong die Klage bezweckt; in dem vorlie- 
genden Falle, in welchem der KUger L. mit seiner Klage auf Resiliation des 

zwischen ihm als Verkäufer und GL als Käufer abgeschlossenen Kaufvertrags 
zugleich gegen W., dem im nSmlichen Acte der Kanfyreis gegen Kachlass 
cedirt worden war, eine Klage anstellte, worin er gegen diesen antrug, 
die Cession als aufgelöst und wirkungslos zu erklären, nahm jedoch das 
Gericht jene Vorajissetzung der Zulässigkeit mit Recht als vorhanden an, 
weil der Cessionar im Laufe des Processes eine Erklärung abgegeben hatte, 
durch welche er die gegen ihn erhobene Klage auf Auflösung der Resilia- 
tion als gegründet zugab , wonach also die Cession als bereits bei Erhebung 
der Klage gegen H. rechtlich wirkungslos erschien und es sich nur darum 
handelte, dies durch das Gericht allen Interessenten gegenüber ausbrechen 
und damit erkennen zu lassen, dass L. Qualität zur Erhebung der Resiliationa- 
klage gegen H. gehabt habe. 

Darm Stadt, 2/3. Febr. 18S2. (B^) Wolfkkebi g, Lineranin, Lsvf, HoROf sle^ 
(Emmerling 1851 I. la) 

Zo Arl. 1 690 1693. 

Cession; Garantie für mitübertragene Accessorien; 

Subrogation. 

A. Der Gedent hat dem Cessionar für die Existenz der mit der Haupt- 
forderung übertragenen accessorischen Rechte, besonders wenn Ersterer den 
Letzteren in diese Rechte ausdrücklich subrogirte , Gewähr zu leisten. 
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Wfthrend iler Art. 1694 B. 0. B. di« Zahlangsfi&bigkeit des Schuldners i. d. E. to« 
der Garai)tie ausscbiiesal, legt der Art. 1693 dem Verk&ufer die Garantie der Existent des 
Ttrkaiiftni Bwhli «nf; dar Vsrkinfsr kann also, so gewiss tr biemadi fBr üa Exlitaa« 
aioes Tbeils d«r Terkaaflcn Fordernng Garaolia lalalan niiaa, steh solekar Varpfliehtaag 
auch iu Ansehung der P'xistcni aller der cedirten Forderung anklcficiulen Accessorien nicht 
enischiagen, weil diese in dem Art. 1692 fQr toii selbst luitverkauft , mithin für Bestand« 
theile der cedirten Forderung, ebeoralla für Gegenstand der Cession bestimut erkl&rt wor- 
dan sind; ala ain soldiaa Aecessorimn anisa abar das arfl dar eedirtan Fordanug mlnn- 
den gewesene and als solebas ia dam Cesskwsaota Madrflekllah ganaanl« vnd übartragaaa 
Hypothekarrecht angesehen werden. 

B. Wenngleicli in dem Acte in Beziehung auf das Urtheil und die da« 

rauf liin genommene Einschreibung der Cessionar nur in die Rechte des Ce- 
dentcn .subrogirt worden ist, so macht dieses keinen Unterschied, indem 
die Subrogation, welche dadurch entsteht, dass der*Gläubiger seine Zah- 
lung von einem Dritten erhält und diesen gleichzeitig in seine Rechte ein- 
setzt, nach der Natur der Sache denselben Grundsätzen wie die Cession 
unterliegt, wie denn auch beide in der iu Nro. 1 deb Art 1250 B. G. B. 
entbalteneii Definition zusammen einbegriffen sind. 

C. Cedirte A. dem B. eine Forderung, welche dem A, gegen C. fj;i ni;i.->s 
eines vuu dum Gedentcn gegen ü. erwirkten Contumacial-Urtheils zustand, 
und sabrogirte zugleich den B. in das ihm gemäss dieses Urtheils und des- 
sen Einschreibung in die Hypotheicenregister «utebende Hypothekarredit, 
es stellte sieh aber spftter bei einem eingeleiteten Rangordnungsverfidiren 
herans, dass jenes Urtheil lur Zeit der Cession bereits perinnirt war, so hat 
der Cessionar B. das Becht, wegen Nicfateiisteiis des Hypothekenrecfats gegen 
A. auf Gewährleistung zu klagen. 

Darrostadt. 12. NoTbr. 1839t. (Cass.) Dasooeba g. Slnekar. (Bhainh. Arcb. Bd. III. 
8. 1 and Bd. I. S. 306.) 

Zu Art. leM— 16M. 

Cession; Kriterien und Wirkungen einer solchen; simulirte 
Geschäfte; Uebervortheilung und Bewucherung unter dem 
Scheine eines gesetzlichen Rechtsgeschäftes. 

Der missbräuchlich gewählte Name eines Rechtsgeschäftes und die ihm 
gegebene äussere Form entscheiden nicht bei der richterlichen Kritik dessel- 
ben, die vielmehr in einem solchen Falle einen ganz andern Maasstab der 
Beurtheilung anlegen nmss, wie im vorliegenden Falle bei einem ungesetz- 
lichen Geschäfte, welchem die Gontrahenten den Titel einer „Cession'' ge- 
geben haben. 

Im .\llgeiueinea ist es allerdings richtig, dass Cessioasverlr&ge au und für sich nicht 
ia dia Kalegoria «narhiiibter Rechtsgesdiifta faUan. Daa Civilgesatebieh bat aaier dar 
Bnbrik „Vom Kauf nnd Taifcai^** Bestimmungen getroffen, wonach ihnen, wann sie Aa- 
sen Bestimmungen jjem5?s sind, rechtliche Wirksaniki^lt gesichert b'eiben niuss. .\!lein 
sobald unter dieser Benennung Verabredungen gcirolTen werden, welche der constitulivcn 
Uerkmale des Forderungskaufes entbebreo und mittelst Umgehung von Probibitivgesetzeo 
afaMO mialattbaftra Vorlbail adf der ainan nnd afaian anlspradiendan «idarracbUlehan Vsr- 
hst und Verkürzung auf der andern Seite bezwecken, tritt die Notbwendigkeit ein, tfnan 
andern Maasstab der fieurtheiluog anzulegen, als der, welchen der misshrauchlich gewählte 
Name des Bechtsgesebiftes and die ihm gegebene äussere Form sunichst an die Hand 
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Eins C«Mion ist in dem Momente wir1<3aiii nlir^eschlossen , wo ein in Wirkttebkeil be- 
•l«bendes Forderungsrecht gegen Zahlunx eine« Preises «Is Aeqnivaleut des Anspruches 
in Eigeatiiuiu abgetreten wird, wesfadb die fon dem Cedenteo xufolge Art. 1694 und 1095 
B. 0. B. aodi weitar vertproelMiie Oarantie sdioa alt fltvM Kxorbitaoles, alt «Im da« 
Wesen dea Cessionsrertrages freuide Verpflichtung ei scheint, die, wie aacb der Textdiaiar 
Qesetzpsstellen an die Hanrl uiht, stren«? 7m iiiterpietiren ist, und wenn das VertraggTer- 
bäitaisa uicht ganz alterirt werden soll, «ich nicht weiter als auf Kuciizahlung de« Cea- 
alonapreiaei aannl Aeaaiioriaa eratraekea darf, «ihrand dia atlgaaiiiia «ibedliigta Hdtmg 
Ton Seiten daa CMenten for dao gaaien Warth dar abertcagaaaa Fovdenuig diaiaa ala 
Salbatscbuldner erscheinen lässt. 

Das Aequiralent des Cessionspreises hesteht immer nur in dem fiberiraiienen Schuld- 
verliäUnisae , gleichviel ob dasselbe dein Berecbtigten seiner Zeit den ganzen Betrag, wo- 
laaf es aidi batiehl, abwirft oder ob er bei den nianeherlei, dareb die Pers6ididlkail daa 
Sebaldnera ader dessen Vermögensumstände herleigeflihrleu WecbselAllen gans adar tbetl- 
wcisc leer an?<?eht. Anderseits vcriiahtet Jcr Cedent ^eaen den übereiiigckDiiitnencn Preis 
auf das ihm zustehende Rocht, wie es beschalTen ist und geltend gemacht werden kann, 
obne dass naeb dem Wesen des Vertragt ein rernOnfUger Orand fOr ibn vorlige, gegen 
janao Praia aalii VanMgaa aoah wailer tu aebnailam and data Ceationar baHaUga Öagriib 
In daaselbe geslatteo xa wollen. 

Geschieht dies jrleichwolii, sichert der Cedent ilom Hessiünar tlen ganzen Retra? der 
Scbuldfordening zu und übernimmt er dafür die Haltung mit seinem Vermügen , so muss 
ein anderes VertragsverbXItniss angenommen werden, denn dos Aequivalent des Cessions- 
preiaei baslebt dann ntdii mabr in den ScbnldTcrhlUtniase, sondere In der von dam Ca- 
dealen tu leistenden Zalilu ii:, woftlr jenes ScbuldTerhSitniss nur den Haasstab abgibt, 
und die im ^rt 1694 und ifWS vorrresebenen bio? acddcntiellen . der Natur des Vertrags 
nicht inii&rirenden Stipolatioueu gewinnen dann möglioherweise eine solche Ausdehnung, 
data darin der aigenüldia Kare dat ReeblagaseMftea an erbHeben ist , wogegen der In 
Mitte liegende Ceberirfg aeinen redittlahen Cbarakier indert und sich als ein Nebenge- 
tebiA , als eine blosse Assignatlan adar eine dia Art der Zahlung betreffend« aeeldentieUa 
Baredong darstellt. 

München, 9. April 1856. (Kej.) Wagner g. Kappner. 

Zu Art 1698. 

1) Garantie eiues Geld weclisl ei s für die Aechtheit der von 

ihm verkauften Effecten. 

Der Geldwechsler, welcher Bankbillets verkaufte, welche sich demnächst 
als falscli erwiesen, iat verbimdeu, dem Käufer fdr den Betrag dieser Billets 
einzustehen. 

Die Garantie liegt bei Jedem Verkaufe in der Natur der Sache; es würde dem Rechte 
nnd der BilUgkalt nwidarianfan, wölb« nnn dem Kinfar, waldMr in gntam Slaaban dia 
falschen BankbUlelt fOr gniat Geld kanfta, laden Eaaali-Anapradi gegen den Varkinfar 

abeprechen. 

Paris, 26. Deccraher 1860. (Rej.) (J. d P. Iii6l. S. 509.) 

2) Garantieanspruch des Cessionars wegen Vernichtung 
einer mitübertragenen hypothekarischen Bürgschaft 

Cedirte Jemand einem Dritten eine Forderung, welche durch eine hypo- 
thekarische Verbürgung gesichert war, und es wurde denmächst diese Ver- 
bürgung, wegen zur Zeit deren Eingehung bereits notorisch bestehender Gei- 
stesschwäche des Bürgen, gemäss Art. 503 B. G. B. vernichtet, so hat der 
Cedent, insofern das Gericht erkennt, dass jene Notorietät der Geistes- 
schwäche des Burgen zur Zeit der Cession nicht zur Kenntniss des Gessionars 
gekommen war, dem Letzteren deshalb Schadenersatz zu leisten. 
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GemSs« Art. 1693 B. G B. hat der Cedent die ExistenT der Obertraj^enen Forderong 
im Augenblicke des L'eberirags zu gewiihrleisten. In rechtlichem Sinne ist et aber gleich- 
bedeutend, ob die Forderung nicht existirt oder in Folge eines der Ceboreinitaaft aaklclMii« 
den «etaittlolien Feblert 4er Reeblabeetiodigkeit enlbdirl. Wennglddi i— die VerbOr- 
gnng vernichtende Urlheil sich auf die zur Zeit der BOrj;schartsOberaahiiM bestehende 
Notorietät der Geistesschwäche Jes Bfirjien stfUzt, so kann doch hieraus nicht die Ver- 
muthang entnommen werden, dass aucii der Cessionar diesen Umstand zur Zeit der Cessiun 
knote, da dai Gegenttiell ala erwieeen aagenommeii wurde. 

Paris, 1«. Februar 1861. cBeJ.) (8lr. 186t. L 80t; J. d. P. 186S. 8. 188.» 
Cfr. Oaii. (Mm) tmd 7. JaU 1881. 

Zu Art 1698 und 1694. 
Gew&hrleistungspflicht des Cedenten. 

Die HiftWkdt des Cedenten, welcher auch filr die Anerkennung 
der abgetretenen Forderung gutgesagt hat, tritt schon mit dem gerichtlichen 
oder anssergerichflichen Widersprach einj welchen die Schuldner der 
cedirten Forderang gegen diese gerichClidi oder aussergerichtlich erheben; 
filr die Ersatzberedmnng gibt aber nicht der Nominalwerth der abge- 
tretenen Forderang, sondern nar der far sie bedangen e Kaufpreis 
den Maasstab. 

Nach Art. 1627 B. G. B. künneu zwar die Contrahcnten die gesetzliche GewShr mehren 
oder mindern, und es ist im vorliegenden Falle das Erstere auch insofern geschehen, als 
auaer der Garantie filr die fiotveDt aadi die Haftoog ftr dfe AaerkeaBtllcbkeil iber- 
nommen warde. Dardi die leixtere iet jedoch vom Cedenteo keine grSieere Verbindlich- 
keit (ibernommen worden, als die Gewähr des Ait 1693 fdr die Kxi Stenz der Forderungen 
mit dem Nebengeding zum Vortheil des Cessionars, dass schon der W idcrspruch der For- 
derungen den Eintritt der Haftung des Codenten begründen solle. Dass diese Gewähr de« 
AtI 1608 aber alebt weiter gehe, ala die In AH. 16B4 (tttr die Zablangsanftbigkeii) be- 
stimmte, auf VergQtnng des bozahtten Cessionspreises , mass bei dem Mangel einer bei>i/D- 
dem Bestimmung des Art. 1693 hierüber aus den all;^eme!nen Grundsätzen Ober VertrSj^e 
vod die Gewähr insbesondere angenommen und als die muthmaauliche Absieht der Contra- 
ImbIcb mltntidH werden. 

HnaDhain, Jaanar 1862. (AnnaL 1862. 8. 261) 

Zu Art. 1694 und 1695. 

Haften des Cedenten für sp&ter eingetretene InsoWens 
wegen TeraOgerter Erfttllung; Inversagsetzang. 

8. m Ali 1116 B. G. B. Drthell (Damnlidt) von ^ Febraar 1887. 

Zu Art 1699 und 1700.0 

1) Gession litigiöser Rechte; Retract 

Ein cedirtes Recht ist als litigiös anzusehen und daher dem Retract 
gegen den Cessionar gemäss Art. 1699 und 1700 B. G. B. unterworfen, wenn 
es zwar dem Grundsätze nach feststeht, seine Existenz und Qualität aber 
erst noch durch das Resultat einer Expertise ermittelt werden mflssen. 

Paria, 14 Mal 186L (Bej.) (Sir. 1863. L IM.) 



*> Dia Art. 1699 and 1700 B. G. B. sind für Bheinbeseen durch ein Gr. Hess. Gf 
Nla yvm & Sumt 1837 anfjgehtte* 
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2) Strittiges Recht. 

Der blosse Widerspruch der Richtigkeit eiuci Forderung (auf einen im 
bedingten Ifandatsprooesse gelösten Zablbefehl) madit die Fordenmg nicht 
in einer strittigen im Sinne der Art. 1699 und 1700 B. G. B. 

Diwa Hiben Toraut, dus ein Wid«r»praeh Aber den Orand der Sehold Tor den 

Riebter liege, sornil e'.n riinilicher Rccl.tsslroii anhUngitr sei. 

Mannheim, liO. Soptbr. mi. (Oberhof;;. Jahrb. itOK^H. S. 501; Tergl. flül S. 350.) 
Mannheim .... 1855 (Annal. 1855. S. 84 ) 

8) Snccessive Cessioncn; litigiöse Forderung; rttclcsn- 

zahlender Preis. 

A. Cedirt A. dem B. eine ihm gegen C. zustehende Forderung, B. aber- 
trägt aber weiter diese Forderung an D. , so kann C. gegen diesen D. , in 
Geraässhcit des Art. 1690 B. G. B. , auftreten und sich durch Zahlung des 
von diesem bezahlten Ci i.sinnspreiscs liberireii, wenngleich zur Zeit der er- 
sten Cession die Fonlerung nocli nicht litigiös war, sondern dieses erst bei 
AbSchliessung der zweiten Cession geworden i.st. 

Der Art. 1699 bdschranki sich wirb seiner Wortfassung und st-inciu legislativen Qrunde 
fcdneewege anf den enten CeeaioDar, Mmdern finde« ebeneo got nnf den xwdten Ceiaionar 
Anwendung. 0!>gleich die F'urderung erat bei der zweiten Cession ütigiM geworden war« 
80 bleibt der Art. 16^)9 dorli aiuvendbar ; der zweite CeMioiiar kann die ihm übertragen« 
Forderung nur insoweit und in dcuijeoigen Betrage in Anspruch nehmen, als er solche 
Minen Cedenten als Ceeriontpreis erirklicb baubH bat. 

B. Dem «weiten Cessionar D. liegt znr Begrflndnng dieses seines An- 
spmdis gegen B. allerdings der Beweis der von ihm als Cessionspreis an B. 
geleisteten Zahlung ob; dagegen beschrfinkt ihn kein Gesetz und keine aus 
der Natur der Sache hervorgehende Rechtsvermuthung in dem Gebrauche 
seiner Beweismittel, sonach in dem Gebrauche seiner Gessions-Urkunde for 
solchen Zweck. 

Oarmstadi, 6. April 1821. (Caea.) Siaufer g. Fleegea. 

4) Cession litigiöser Rechte; unkdrperliche Rechte. 

A. Der Art 1699 B. G. B. findet m dem Falle keine Anwendung, wo 
es sieh nicht von der Cession unkdrperlicher Rechte handelt, sondern 
ein bestrittenes Recht, dessen Gegenstand das Eigenthum einer kör^ 
perlichen Sache war, ttbertragen wurde. 

Dleiet gebt ans dem Wortsinne des Art. 1699, der UeUerschrift und dem Inhalte das 

Kapitelü, von \\(!]rhrm er einen Theil nusmaeb«, und lelbal ans dem Bam. Beebte, ana dem 
er deiu Wesen nach cnilehnt ist, hervor. 

Der Act, wodurch .\. dem B. die ihm zufolge eines Appollations-Ürtheila dem C. ge> 
genfiber zuerkannten V« der im Besitze des G. bdlndltdien Hegenden OrOnde nnd bestimm- 
ten Grundrenten gegen Zahlung eines ^e^tiinimten Preises eigenthOmUeb flberliets, ist bezüg. 
lieh jenor der llogcnfi'.M Gründe (welcl:e in ronrrofo .iM.-in in Kode Slaaden) nncli Mna^s- 
gabe des Art. 1582 ib., da hier alle Essentialit-n des Kaufcontracts TOrltegeu, als ein über 
körperliebe Saeben abgeschlossener Kanf anzusehen; der Umstand, daae zur Zeit de« 
üabertraga die Gdlar, wovoa dem D. V« mstaad, noch niebi getbeflt waren, kooala anf 
fia Katar des Obertragenen Rechts keinen Einfluss äussern; dieses Becbt blieb, wenngleidll 
ein nach ideellen Tbeilen xostehendes Miteigenthnm, doeb immer ein wirklicbes Ögaa- 
tbamsrecbt. 

B. Da nach dem erwähnten Appell-Urtheile und dessen Anerkennung 
hezflglich des zugesprochenen Eigenthums der % der Grundstücke von Seiten 
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des C. zur Zeit des Uebertrags keine Contestatioo zwischen B. und G. mehr 
bestand und nur noch hinsichtlich der Verwendungen und Früchte der 
Process fortdauerte, so kann um so wehiger von einer Anwendbarkeit des 
Art. 1700 ib. die Rede sein. 

Nach diesem Ariikel ist die Sache nur «ianu als stitttig aiuusebeu, wenn die Goaie- 
Station du Bedit selbst (le (mi Ii droit) betrilR; nithlii reiebt ein •hnigw Streit flhtr die 
Aceassorioi niclM hin, nui dan Chtraliter dM Utigiosen «mfthmra la kitanen. 

Darnstadt, 13. Juni 1820. (Gass.) Rausch -z. R<Muer. 
OTr. Gilbert xa Art. 1699 B. G. B. Nro. 1 u. f. 

Zu Art. 1701. 

Cessionar einer litigiösen Erbschaft; Erbretract; Besitz 

zur Zeit der Gession. 

S. M Ar«. Ml B. 0. B. Vrihtä (Patte) vom 16u Juli 1861. 



Siebenter Titel. 

Vom Tausch. 
(Art. 1702 — 1707.) 

Zu Art. 1702. 
1) Tausch; eheliche Gfltergemeinschaft 

Die EinwechsluDg eines herausgekommenen Staatspapiers (in concr. ba- 
disdien Bentenseheins) gegen ein anderes derselben Art ist — wenn andi 
in den Bachem des Banquiers als Verkauf und Kauf eingetragen — dennoch 
als Tausch (Art. 1702 B. G. B.) zu betrachten und somit — um was es sidi 
im fraglichen Falle handdte — darauf nicht der Art. 1436, sondern der Art 
1407 ib. anzuwenden. 

Iti der That \\\it<\>} Wanre gegen Wnare (Benlonicheino g4g«o Rentcntcbeiat) gegoboa 

UH'I nur eine nii!ie(Iciiicii<U' Cnursdiflerenz bezahlt. 

Mannlu iin, 1.3. Juli 1851. (Annal. 1851. S. 21S.) 

2) Tausch von Mobiliarscgenständen; Ucbernahme der 
Verpflichtungen des V tM-tauschers. 

S. zu .\rt. 1315 B. 6. B. Nro. 12 obeu, IVthcil (UariDStadt) voiu 3. Min 1851. 

Zu Art. 17M. 

1) Tauächvertrag; Eviction der in Tausch gegebenen Lie- 
genschaft; Resiliationsklage des Evincirten; Legalhypo- 
theke der Ehefrau auf das in Tausch erhaltene Immöbel; 
Verjährung des dritten Besitzers. 

S. la Art. 1183 B. G. B. Urtheil (Paris) wom tS. Augast 1860. 

2) Resiliation eines Tauschvertrags wegen Entw&hrnng der 
eingetauschten Sache; Anfang der Verjährung zu Gunsten 
des dritten Besitzers. 

8. n Ali 3257 B. 6. B. UrthsO (Phrli) von S8. Jaw 1862. 
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Achter Titel. 

Von Bestand-, Pacht- und Miethvertrifcgen. 

(Art 1708—1832.) 



Erstes Kapitel« 

Allgemeine Verfügungen. 
(Art. 1708 — 1712.) 

Za Art. 1709. 

1) Miethe; Vergebung der Wegnahme des Strassenkothes 

einer Stadt. 

Wenn das Wegnehmen des Strassenkothcs einer Stadt in einer Verstei- 
gerung auf mehrere Jahre einem Unternehmer gegen einen von Letzterem 
an die Stadtkasse zu zahlenden jährUchen Betrag übertragen wird, so kann 
dieser Yertrag weder als em Verkauf dner Mobfliarsache, noch ab eine 
lonage d'onmge (Art 1787 B. 6. B.), sondern als Vermietbang einer 
S acbe betrachtet und biemach die ElnregistrirnngsgebQbr berechnet werden. 

Nor wenn das Wegbringen do8 Sirassenkolbc« gegen oiiien dem Uebernebuier aas der 
Stadtksssc zu zahlenden Lohn vereinbart worden wir«, wQrde ^ine Verioieililing einer 
Arbeit (louage d'oovrage) rorlie^en. 

Von ien Verkaufe einer Sache unteraelieidet sich jener Vertrag um desswiilen, weil 
Mer nicht «ine Sftdie olioe die Nethwendiglitö 4er Arbeilen oder der Indoetrie des Üeber* 
nebmenden gegen einen den Werth der Sache eniaprecbeoden Prcie dieeen flbertrageo 
wird und ihm zu liefern ist, vielmehr der üebernehmer nur eine Nifinati'icn Rcbörige. erst 
durch Arbeiten zu erlangende Sache während einer liestiinmtco Zeit zu occupircn ein Recht 
orhüt. 

Paris, 28. Notrember 1860. (Omo.) (J. d. P. 1861. 8. :-l57 ) 
Pari«, 38. November 1860. (Bej) (J. d. P. 188t 8 SSO.) 

2) Pacbt-Vertrag; Unterschied zwischen demselben nnd 

der Emphyteuse; Einregistrirangsgebflhr. 

Der Yertrag, durch welchen der Eigenthflmer eines Guts dasselbe auf 
99 Jahre gegen «n mässiges jährliches Pachtgeld in Pacht gibt, ohne die 
Verpfliditung, Bauten zu besorgen, nnd in welchem stipulirt ist, dass der 
Pächter nur nach den gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich des Miethver* 
träges über das Pachtgut zu verfügen berechtigt, der Verpächter aber das- 
selbe zu verhypothorircn befugt sei , kann nicht als pino cmphyteutische 
Verpachtung, sonduni nur als ein gewöhnlicher Pachtvertrag angesehen und 
sonach von dem Fiscus nur die Kimegistrirungsgebühr eines .Mieth Vertrages, 
nicht jene eines Immobiliar -Wechsels in Anspruch genommen werden. 

Paris (J. d. P. 1862) 

S) Verpachtung eines Gefällrechts; Opposition gegen die 
Verfolgung wegen Zahlung des Pachtpreises wegen Be- 
streitung des Gcfällrechts von Seiten der angeblichen 
Gef&U-Pflichtigen. 
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Wenn Derjenige, welcher von einer Corporation das Redit, gewirae 
GefiUle zn erheben, gepachtet hat (oder wenn dossen Barge), gegen dea 
ihm wegen des Paclitpreises zugestellten Zahlb^ehl Qppusition einlegt, aal 
den Grund hin, dass das Gefa!lretlit vuu den angeblich Abgabepflichtigen 
bestritten werde und iiini die Mittel ftlilten, sie hiezu anzuhalten, so kann 
diese Opposition nielit um (le.^swilleii unzulässi!^ erklärt werden, weil 
dem Pachter kein anih're> Krciit zii>tt;he, als den Schutz in der Ausübung 
des ihm verpachteten Rechts und eventuellen Schadenersatz in der Weise zu 
begehren, dass er den Verpächter zu dem Prozesse gegeu die Abgabepflich- 
tigen hinzurufe. 

Dft der Pfisbter mit lefnem PaelitprotoeoUe nmr tefn« QualiMt als Plehler, nielit 9h» 

dio Existenz des verpachteten GeHilli echtem beweisen konnte, so inussle der Verpfichler, so- 
bald ihm mitgeihcilt war, dasa ein Pflirliticcr das (lefTillrechl )>cstreilo und sich hierüber 
ein Rechtsstreit entsponnen liahe. als veri<unden angesohen werden, gemäss Art 1709 R. 
6. B dem Piiehler die nötbigen Mittel, am in dem ReebtMireit ge^eo den Pflichtigen ob- 
•iegea ra kfinnen, an die Band geben nnd ilnu dadnreb lea Genon des verpaflliietaR Bteh- 
tes möglich machen. So lan-.''- dies aber nicht p^cscbehen war (wM nur die endliche Eut- 
«cheidung der in BetrciV des lief:tI!rL'c'ites l)c«teli'Mn!en Sfrcitijzkciten erj;eben konnte), sianl 
auch nicht fest, ob und inwictorn eine Verbindliciiltcit dt'(> Pächters, den Pachtpreis zu 
baaMoa, bestehe, indem im Allgemeinen diese Verbindliebkeit dnrdi die Existent der tst- 
pachteten Saefae and die Möglichkeit des Genusses beiUngt ist. 

Der Pächter mussto also jcdenralls zulfissig sein, eine gerichtliclie Hntschoidang 
darüber zu pruvocircn , ob und wie «eil er die Zahluni; des geforderten Preises rerweigem 
dürfe? — nnl das Gericht hätte in die Prllfun;? dieser Fragte ein;?chcn müssen. 

So lange aber die Verbindlichkeit, den Pachtpreis zu bezahlen, nicht 
feststand, durfte auch Ober eine von dem Pächter erhobene Incideutklage 
anf Verdusung des PachtrQckstandes nicht erkannt und eine solche Zinsver- 
bindlichkeit nicht ausgesprochen werden. 

Darm Stadt, 16. October iS55. <Gsss.) J. B. Kamp g. Huspizicn (Emmerl. 1855. 1. 67.) 
Darmstadl, 16^ Octbr. iS5& (Gass.) Ballb. Kampg. Bnspixiea. (Emmeri. ISSSiI. SOi) 

4) Miethe von langer Daner: Superficies oder Emphy theusis. 

Der Miethvcrtrag gewährt dem MieÜier kein dingliches Recht auf die 
veruüethete Sache. 

8. n htL m B. 6. B ürtheil (Paris) vom & Hirt 1S61. 

Zu Art. 1710, 1782 und 1783. 

Dienstvertra i;; Vorbehalt der Auflösung von Seiten des 

Dionstherrn; G egcnprästation ; Pönal-Clausel. 

Ein auf eine Reihe von Jahren ahgcschlo.ssener Dienstvertrag kann nicht 
um desswillen al.^ rochtlicli unwirk.sain erachtet werden, 1) weil darin dem 
einen Contrahenteu — dem Dienstherrn — das Recht eingeräumt worden 
sei, zu jeder Zeit den Gontract zn lOsen, 2) weil die Leistungoi und Gegen- 
leistungen nicht im VerhAltniss zu einander stSnden, und 3) durch eine 
ganz Willkarlich festgesetzte Conventionalstrafe die Freiheit des Menschen 
(des Dieners) gehemmt oder heengt worden sei 

Zn 1. Wenn es aneh in dem gesetsUehen Begriff des Dienstvertrsgs liegt« dass Je- 
mand einem Andern seine Dienste auf eine bostimmte Zeit yregen einen vorabredeten Lohn 
▼ermiethe, co •»chiies'^t diese? doch nicht aus, dass dem r)i(>n«therrn dn^ Rcrlii, zu jeJer 
Zeit den Vertrag zu losen, Torb«baltca werdea darf, iodeiu J^eio (iesetz eine solcbe weder 
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tat eiD«m anerlaubten Grande berahende , oo«b im gviw Slllaa odtr dir Jiiwillchi— Ori* 
anng zuwiderlaufende Stipulation verbietet. 

Zu 2. In Absicht auf die recliliiche Wirksamkeit des Vertrags kauo es nicht darauf 
ukomaira, ob die Verbindlldikeileii , welehe der Diener Abemalini, in einem richtigen Ver» 
bftllniBsc zu dcmjcntj^en, naa ihm dnge<^cn ;;c!eiatet werden süllie, stehen; denn es war dem 
freien Will.n der Contrahenten überlassen, ilire n echselselUgen Bechü OBd Verbiudljcil* 
keiteo vertra^smissig in beliebiger Weise fesuuseiieo. 

Za 3. Ol« Feilietzung einer Conventlonai-Slrtre für den FaU der Nlebltrf)Ulun)t, 
badehnngsweiie war SidiemBf der Errailnng des Vertrage iai, weil entfernt etwas Ontr- 
Uubtes zu enthalten, rielinehr in den Gesetzen selbst gestattet; von einer willkQrHehen 
Festsetzung derselben kanu aber hier keine Itode sein, da solche auf deafkllaiger lieber* 
einkonft beider Coatrahenteo beruht. 

DnrmtUdt, 7. JoU ISftL (Revia.) fleyl g. Mflliar. 



Xweite» MapileL 

Von dem Mieth- utid Pachtvertrag über Sachen. 

(Art 1713.) 

SrstMT Absehnitt. 

Von den Regeln, die der Miethe und dem Pae/U zugleich gelten. 

(Alt 1714—1751.) 

Zn Arl. 1715. 

1) Mieth vertrag; Vollzug; Zeugeobeweis. 

Ein Mietbvertrag (unter 150 Frcs ) kann auch dann nicht luit Zeugen bewiesen wer- 
den, wenn es zwar uabestnitca ist, daas der Kläger in den Besitz der Hftumlichkeiten 
geltonaien war, waldu er gcuielbel u haben bebauptet , der BeUagls aber na in Abrads 
üalil, dasa diaaar Besitz den Vollzug einea Miethrertrages bildete. 

Daraaladl, 21. Mira 1864. (B^ (Eomarl. 1864. t p. 0.) 

2) Miethe; Aufldsang; Beweis der Bedingangen der Auf- 

Idsung durch Zeugen. 

Nimmt mau au, daää ebeubo, wie dies hinsichtlich des Beweises der 
Ensteni einee Poditvertrages, welcher noch keinen Vollzug erhalten hati 
der FaU ist, die freiwillige Aufljteaog eines solchen Vertrags, selint wenn 
ehi Anfing von schriftlichem Beweise vorliegt, nicht mit Zeugen bewiesen 
werden kann, so ist es doch anders in dem FaUe, wo der Pachtrertrag durch 
scfarif^chen Act dargethan und dessen theilweiser Vollzug erwiesen, auch 
von dem Pächter die freiwillige Auflösung vor Beendigung der ganzen Pacht- 
zeit und deren Vollzug zugesUinden worden ist und es sich nur von den 
Bedingungen, unter welclien man über die anticipirte Auflösung des Pacht- 
verhältnisses sich vereinbart hatte, in spncie von der Frage handelt, ob der 
abziehende Pächter die von ihm ausgeituUten Ernten noch zu beziehen oder 
zurückzulassen hat. Liegt hier ein von dem Pächter allein emauirender Act 
vor, welcher es wahrscheinlich macht, dass das Letztere conveuirt war, so 
l(ano das Gericht hierin zwar wegen mangehider doppelter Ausfertigung kei* 
am veU» Beweis, woU aber dnen Anfing von sduiftlidMm Beweise er^ 
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kennen und dem Verpächter deo ergänzenden Zeugen- oder VermaUmilgS* 
Beweis hinsichtlich der Bedingungen der Auflösung nachlassen. 

Der Art. 1715 B. G. B. ist in dem eregobcMca Fall utianvvendbar , weil sein einiiger 
Oegenstaiid dabin geht, den Zeugenbeweis in dem Falle zu verbieten, wo der obue Schrift- 
Hdra Urkvikl« abgMebloMtne PMht noch kermm Yolhqg erbalton hat snd di« Varpactalnng 
geläugnet wird ; In eoncreto sind Ticlinebr nur die Vondtriften der Alt, 1841 V. f. hte- 
•ichtlicb des Beweises der Oliligalionen im Allgemeinen maassgebend. 

Pari«, 18. November 1861. (B«j.) (J. d. P. 1863. S. 635.) 

Zo Art 1717. 

Miethe; Verbot der üntermiethc; Gesellschafter. 

Wenn Jemand sein Eigenthum unter jenem Verbote an 3 Personen, 
welche in Gesellschaft standen, aber ohne Kücksicht auf dieses Gesellschafts- 
band, verraiethet, so kann er die Resiliatioii nicht begehren, wenn einer 
der drei Miether aus der Gesellschaft austrat und die andern Miether im 
Besitze bleiben. 

Es liegt hier keine Ce^siun der MietUe von uiuei (jeselischaft au eioe andere vor; der 
Vtniiiattier hatte dw auf die peraonlichen Oarantieen, welche die MieDier dsrbelen, BÜllek» 
«icbt geDomnen VDd bebiell aiicb nach dem Austritt des Einen aeine Beehta ala VermiellMr 
aelbst Diesem gegenüber; es trat kein Dritter in den Genusa der TeroleUielail Lokale. 

Paria, 13. Min IStiO. (K«j.) (Sir. 1860. l. 819.) 

Zu Art 1717 and 910». 

Aftermiethe; eingebrachter Hausrath. 

Der Miether, welcher mit Zustimmung des Vermiethers einen andern 
Miethsmann substituirt und diesen als Eigcnthümer der Einrichtungsgegen- 
stände erklärt, hat keine Klage gegen den Vermiether auf Herausgabe 
dieser Gegenstände. 

Daea kein zeitliches auf eine gewisse Zeil beschrinktes Eigenthum an Fkbratssen gibt, so 
eraeMen die Deberlasaong der Einriehtangen die Mtetblokala an Elfenthom an d«i 
Aftermicther als unbedingt, und dieaer, als vertragsnirissiger Besitzer der Einrichtungen, war 
vom Vcrniictlicr als diejenige Person anzusehen, welche rtleselbea in daa MietblokaJ inrarirte* 

Mannheim (Oberhofg. Jahrb. 1849/50 S 429.) 

Zu Arl. 1719. 

1) Entschädigungs- Anspruch des Miethers einer Fabrik we- 
genBetrieba einer nahe dabei gelegenen ähnlichen Fabrik 
durch den Yermiether. 

Der Miether einer Fabrik hat keine Entschädigung gegen den Vermie- 
tber anzusprechen, wenn derselbe in einer nahe dabei gelegenen Fabrik ein 
fthnlidies Geschäft betreibt und durch diese Concurrenz den Absatz des Fa- 
brikates des Miethe» beeintriditigt, wenn diese GonciUTenz mit Wissen des 
Letiteren schon zur Zeit des Abschloases der Hiethe bestand und ans dem 
BfiethTertrage keine Vermuthung dalär henrorgeht, dass die gedachte Gon- 
ennrent mit der Vermiethung aulhören sollte. 

Der Vermiether muss dem Hiether zwar fOr den ruhigen Genuss der vermietheten Sache 
einstehen und darf daher, wenn diese Sache in einer Fabrik besieht, nicht durch unerwar- 
tete Concurrenz des Vermiethers in Folge der Betreibung einer iihnliebeo Fabrik daa Ein- 
kmuDiBf waMm dar Miatbir ana dem Yallaag taiaar Miatbe gesetdiak aa arwartaa hiMt} 
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v«rkOrten. Allein diene Connirrenz kann nicbt alt «ine nngesetzliche betrachtet werden 
ond der Mielher sich nicht darüber beschweren, wenn sie schon zur Zeit des Abschlusses 
dee Miethrertrags mit Wissen des Miethera bestand und bei diesem Vertrage nichts stipu- 
Ibt trard«, «tindi der Viellier taaukum konnte, tets mit Um Verfingt Ht OoMnirm 
dtt Vemiieth^rs aufboren sollte. (Art. 1719 und 1728 B. G. B.) 
Parit, 1. Dteembtr 1863b (Bej.) iSir. 1864. L 35.) 

2) MUtliT ertrag; Hange! der essentiellen Verpfliehtnngen. 
S. n Art. 1184 B. 0. B. Ni«. 9. Urthtil (Ptrit) m 19. Jaootr 1868. 

Zu Arl. 1719 u f. 

Miethe; ßesiliation wegen Nichtzahlung des Pachtpreises; 
Einrede des Pächters auf den Grund der durch Expropri- 
ation zum öffentlichen Nutzen bewirkten Entziehung eines 
Theils des Pachtgutes. 

K. haue im Jnhrc 1S55 dem D. ein in Hclfiie« ^flegcnes Pachtgut von etwa 56 Hec- 
laren Flächen- Inhalt l'ür den jährlichen Pachtpreis von 4jOü Frcs. auf 9 Jabre unter der 
Bedingung rerptehlet, daia wtnD der Ptchtpreit nitbt in den 6 WoAen nach deaten FIU 
Ugwerduog (24. Deebr.) in der Wohnung des Vermiethers K. beiaMi werde, dieser die ohne 
Somiuation von Kechtswo^en eintreieiidf Kcsiiiafion verlangen knnnte. Im Anfang des Jah- 
res 1858 trat K., nachdcru der Stadt die Anlage eines ILanais und Expropriation des hierxa 
QOtbigen Gelandet reiftigt hatte, die von jene« Paebtgate in dat lu exproprUrende Gelinde 
fidhadtn % Htdartn dorth tiatn mit dem Sdalt abgetthlotttneo rrdwill^ Ttrlnig gtgai 
dat Ealaehidigangssnmme ab, welche zugleich die Entscbidigung des dem Pächter D. ent« 
Mftnen Genusses begriff. Nach dem belgischen Gesetze vom 19. April 1835 soll bei der- 
artigen Expropriationen der EigcnthQmer des abzutretenden Geländes, wenn dasselbe ver- 
patfeAtl itl, dm Pleirter «ar Fixation der dtmtdbta gtbshrtndtn EnüoUUKgung hinmratai, 
widrigtnfaUt aber allen den Hdlttr gtgtnflbtr Ibr die dtflHolbta gtbflliroadtii Bnlathl- 
dignngtn einxosteben haben. 

K schloss den Vertrag 'uit dem Staate ab, ohne den Pächter beizuzieben, and der 
Staat setzte sieb sutort iu den Besitz des abgetretenen Gelfinde«. Kurz nachher, im April 
and Mnl 1858, fordorte IL donPSdiler 0. wMoriioll anf, tteb ndl ihn wegen der von Lata- 
Itrto) in Folge dee Enitiehens der 2 Heelaren etwa tu machenden Entscbidigttngaaaapirfltlia 
zu rereinigen: diese .^ulfordcrnngen hatten aber keinen Erfolg. IJ. zahlte dag am 24. De- 
cember lb58 zabll&llige Pachtziel in den darauf folgenden G Wochen nicht. Erst einen 
Monat sp&ler liest D. dem K. dat Paditziei realiter anbieten, K. weigerte tich aber, das- 
ttlbt annneluneo, weil in Folgt dar Hidrtuhlang in der Ttrtragtoilttigen Fritl dit Ba- 
tiliation zu Gnntten det K. eingetreten sei. K. stellte sofort aus diesem Grunde eine Klage 
auf Resiliation an, welche D. namentlich um desswillcn bestritt: a) weil bezüglich der 
an den Staat abgetretenen 2 Heelaren K. seine Verpflichtung, dem Pächter den ruhigen 
Btiüs ta gtwihrtn (Art. 1719 B. 0. B.) nicht naeiigekoninien , mitUn — da ar itlbtl iddil 
erfUlt — andi nicht dia EvftoUaag von Seilen dee Pilehters D. verlangen könne; b) weil Iti« 
halb D. geniSss Art. 1722 und 1726 ib. eine Verminderung des Pachtpreises verlangen 
künne. die erst noch einer Feststellung durch das Gericht bedurfte, mithin die Forderung 
des K. zur Zeit der Zablbarkeit des Pachtziels und der darauf folgenden 6 Wochen onge- 
wita ond ilK^aid gtwtten ttL 

Der Apptllhof lu Gent erklärte diese Einwände nngegrOodat and der Cassationsbof 
rtrwarf den gepen ilas Appcü-Urtheil cin^^elegten Cnssationsreeurs aus folgenden Grflnden: 

In iacto habe der vordere Bicbter festgestellt, dass der Verpächter K. nur in Folge 
dntr Anordnung det Otatint, wddw tr tieh niebt haht tntdthtn konntn, dit i Httla- 
rta abgttrettn habt, dtrta Abirttnng ohnt gOtlicht Ctbtrtlnkanft ftrlditlldi an tnwfnfHi 
gewesen sei; der Pächter habe also nicht durcb V- r«rliu!deti von Stiltn des K., sondern 
durch force majeutc den Genuss dieses Theils iles Pachtgutes verloren; D. habe deshalb 
zwar einen Anspruch auf Entschädigung zunächst an den expropriirenden Staat zu macbeo 
päthii glaahlt.abtr dtr nthttr D., ntbtl ditttn EntithldigwagtaotpnMh aoA in 6t> 
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mässheit der Art. 1722 und 1726 B. 0. B. einen Abzug an dem Pachtpreis anfordern zu 
können, so sei er diese Anforderung nur dann ausiuaben befugt gewesen, wenn er gemist 
Alt 1315 ib. die «lasfatisige VerpflifhUmg dei K. nadiwi«i; bienMdi m1 m u ihui ul 
nidU an K. gewesen, zu sorgen, das« redilttitig Min Ansprveh auf EiHaehliigmg «a< 
FMblvernindifang ttor Liquidation kmoen. 

Da nun aber in facto festgestellt sei, dass D. nicht allein keine Dilli- 
genz in dieser Beziehung bewährte, sondern nicht einmal vor Ablauf der 
Zeit , in welcher unter dem Nachtheil der Rcsiliation die Zahlung des Pacht- 
gcJdes zu geschehen hatte, eine Entschädigung oder einen Abzug an dem 
Pachtgelde an K. anforderte, so sei von dem Appellrichter kein Gesetz 
verletzt worden, wenn er erkauute, dass der Pachtpreis nicht aufgehört 
habe, einforderbar zu sdii, daas D., nicht aber K., im Verzag sich befan- 
den und daher jene Emwfinde des D. zu verwerfen seien. 

Brflstel. 13. Jaü 180a (Rej.) (PMicr. 1861. L 58.) 

Zu All. 1719 und 1795. 

Stttrnng eines Miethers darch einen andern Miether; 
Haftbarkeit des Yermiethers. 

Wird Jemand, der ein Lokal in einem Hause zum Betriebe seines Ge- 
schiftfiB als Bestauratear miethete, dadorch in dem Geaehiltsbetriebe gestSrt» 
dass ein Dritter, welchem der nftmliche Yermiether in demselben Havae 
später ebenMs eine LokaliUt vermiethete, mit Vorwissen und ohne Ver^ 
hinderung von Seiten des Vermiethers in dem Hause eme Fabrik zur Fer- 
tigung von Hausenblase errichtet, die wegen der damit verknflpften fibeln 
Dünste sich mit dem Geschäfte des ersten Miethers nicht vertrug, so ist 
der Vermiether dem ersten Miether zum Schadensersatze verbunden. 

Die spätere Vcnuielliung an den l'ahi ikantcn und «üc Unterlassung des Vcrmietbers, 
in den an zwei Persuneii vcnuieUicien Lokalitäten jene dem fia^ieru Miether sebidliche Fa- 
brikation tu verbiodero, Rind alt perssnlidM Baadlungoa dM Veraiiolhert tu betrxdiica; 
dieWetnacbOnfabrikalloD d«t «pSltran Mietbert Ist nicbl btot alt dat Factum eines Dritttn 
anzuheben, wufnr der VarmltllMr gemfita Art. 1725 B. 6. B. und Art 1119 ib. keina Qf- 
w&br zu leisten hat. 

Uarmstadt, 23. September 1850. (Gass.) Leitzmaon g. Hell. (.\rchiT von Qlatib- 
raeb nad Dembwg Bd. L 8. 167.) 

Zu Art. 17^1. ' 

1) Pacht; Schadensersatz-Ansprnch des expnlsirten 

Pächters. 

Der Besitzer eines Qnindstlicks, welcher sidi als dessen Eigenthflmer 
ansah, obgleich ihm in Wirklichkeit nach Vertrag nur ein bis zu seinem Tode 
dauerndes Nicssbrauchsrecht und nicht das Recht zustand, Über sein Ab- 
leben hinaus das Grundstück zu verpachten, muss Dengenigen, an den er 

das Grundstück auf längere Jalire V(Mi)achtete , der aber vor Ablauf dieser 
Pachtzeit von dem wahren Eigenthfimcr zur sofortigen Räumung genöthiat 
wurde, sofern der Pächter nicht wusste. noch wissen konnte, dass der 
Pächter nur bis zu seinem Ableben verpachten konnte , den Schaden ersetzen, 
welcher Demselben durch die Beendigung des Pachtes vor der vereinbarten 
Zeit entstanden ist. (Art 1719 und 1747 B. G. B.) 

Par vor Baandiguog dar PnchHail nMflf ToA Am Vüflehlara kna aicM ala «ia 
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Zufall anj^esehen werdoii «tlditr naeh Ari 1118 ib. Ii« Vtrpfliditang tarn SolMdMS- 
•rMUe ausscbliesst. 

Berlin, 14. Decbr. 1852. (Bej.) Hagens g. v. Kylmann und Duwi. (K. A.49. II. 7.) 
Cfr. GUberl x« Art. 1721 B. G. a Vt. 6. 

2) Gewährleistung. 

Der Pächter einer Mühle verlangte von dem Verpächter auf Grund des 
Art. 1721 B. G. B. Entschädigung, weil der Betrieb der Mühle durch eine 
bei Abschlusb des Bestaudvertrags verschwiegene ausgedehnte Wässerungs- 
gerechtigkeit für au dem Mühlbach gelegene Wiesen wesentlich beeinträch- 
tigt werde. Der Anspruch wurde als unbegründet abgewiesen. 

Die DlflMtlwtk«it atdlk lidi durch die aof den WieeeR «od m MQIiltech aqgebradl- 
ten WiseemngignbeD nnd Stollfellen ala eine olbne. Jedem erkennbare dar , der Art 1731 
aber, in Verbindung mit ileoi analo? anwendbaren Art. \6.iS ib verpflichtet den Beiland- 
geber nur wegen uoangezeigter verborgener Dienstbarkeiten zur Kntach&digiing. 

UannUeiio, 8. November 1855. (Zentn. Magaz. Bd. II. S. 471.) 

Zu Art 17M. 

1) Untergang der Bestandsache; Untergang vor Beginn 

der Pachtzeit. 

Der Art. 1j22 B. 6. B. ist — der Natur der Sache nach — auch dann anwendbar, 
wenn neeb Abiddaet dee FeehiTertrags , jedoeh ror BegUm der Beelandseil, ein Ttaeil der 
Beetandflaehe dureb Zufall Temicbtel wird , weil eidi niebl einsehen lieat, worin aieb den 
Weeen nach dieser Fall von dem im Art 1729 TOrgetebenen onteracheiden eoll. 

Es kann daher dem Bestandgebor, welcher die Erfüllung eines Pacht- 
vertrags verlangt, dessen Objcct iheilweise durcli Zufall zu Grunde ging, 
mit Bezug auf ein solches Ereigniss weder die Bestinuuuiig des Art. 1184 
B. G. B. noch die des Art. 1719 ib. entgegengehalten werden, sonderu der 
Beständer ist nur berechtigt, Minderung der Pachtsumme oder Auflösung 
des Pachtvertrags zu verlangen. 

Mannheim, 1^ September 1850. (Oberhofg. Jabrb. 1819/fia 8. 435; AnnaL 1890. 
8 m) 

2) Untergang der Bestandsacho; Recht des Bestftnders. 

Das in Art. 1722 dem Beständer eingeräumte Recht, wegen theilweisen 
Untergangs der Bestandsache Minderung des Pachtzinses oder Vertragsauf- 
lösung zu begehren, ist nicht von der freien Wahl desselben abhängig ge- 
macht, sondern nur je nach den Umständen soH er zu dem einen oder an- 
dern befugt sein; ob diese Umstindie aber von der Art sind, dass sie das 
Begduren am Mindening der Pachtsiimme oder um Aulheboag des Vertrags 
rechtfertigen, kann nur dem riditerlichen Ermessen anheimgegeben sein, 
and dieses hat sich theils nach den besonderen Verhftltnissen eines jeden 
gegebenen Falles, theils nach der Bechtsahnlichkeit des Art 1636 B. 6. B. 
sn richten. 

(S. auch in Art. 1636 ) 
Mannheim, 12. Sept. 18&0. (Oberhofg. Jahrb. 1849/50. S. 425; Annal. 1850. 8.420.) 

8) Untergang der Bestandsache; Recht des Bestandgebert. 

Wenn der Bestandgeber dorch Zufall oder Eigenthomsansprflche eines 
Dritten verhindert wird, dem Beetftnder einen Theil der in Bestand gegebe- 

81 
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nen Sachen zu überliefern oder während der Bestandzeit zu gewährleisten« 
80 kann der Beständer deshalb Auflösung des Vertrags oder Mindt'rung des 
Bestandzinses verlantJ^en; er ist aber nicht berechtigt, die Zahlung des gan- 
zen Bestandzinses zu verweigern oder den ihm durch die Minderuii;: des Be- 
standobjects entgangeneu Gewinn im Wege einer Entschädigung-klage zu 
fordern, und die Weigerung, das Bestandgeld zu bezahlen, begründet auch 
in diesem Falle, eben weil eine nnbereditigte ist, lOr den Bestandgeber 
das Recht, auf VertragsatiflasuDg zu klagen. 
ManaheiiH.... (Otorhorg. Jahrii. im/Sa S. 118.) 

Zu Art. 1728. 

1) Verbindlielikeiten des Beständers; Erfflllangsklage 

des Bestandgebers. 

Der Klage anf Zahlung des Bestandanses kann nicht die Einrede ent- 
gegengehalten «erden, dass der Bestandgeber den Vertrag seinerseits da- 
ducii nicht erfallt habe, dass er einen Theil des Pachtobjects (in coner. eine 
▼on 70 Bergwerksgruben) anderweit verpachtet hat. 

Daraus kann uni -r L'iuatäTiJpd nur etwa 4m Verlangen einer verbiliniMinSeiigefl Min- 
derung des Pacli(£mäca abgeleitet werden. 

Mannheim, 2. September 1856. (.Annal. 1856. S. 375) 

2) Verbindlichkeiten des Beständers; Benutzungsart 

des Pachtobjects. 

Der Kläger hatte dem Beklagten seine Mühle vtrpachtet. Eine von den im Pichtirer- 
Irage aufgefOhrteo Biumlidikeiten amgebene bedeckte Halle war in dem Pachtverträge nicht 
erwilint. Der FSdilir bneble wkien UOUerwagen darin uoter. Diea volUe der Verp&cb- 
ier niebl xngeben nnd yerbmgte AaHflenng dea Paehtverlrage. Er ward« aber nill eehier 

glaj^e abgewiesen. 

Dadurch, dass eine Räumlichkeit im Pachtvertrage nicht ausdrücklich 
als Bestandtheil des Pachtguts aufgeführt wurde, ist die aus den Verhält- 
nissen zu entnehmende Absicht der Vertragspersonen, sie als Bestandtheil 
des Pachtguts zu behandeln, nicht ausgeschlossen, und über die Art der 
Benutzung eines Bestandtheils des Pachtguts gibt ^ nach Art. 1728 Abs. 1 
B. G. B. , bei dem Mangel ausdrücklicher V'ertragsbestinimungen die Eigen- 
schaft der baulichen Anlage, sowie das Bedurfniss des Pachtguts und des 
darauf betriebenen Gewerbes Ifaass und Ziel 

Maanhelm, Z. Mirz 1S64. (.\nnaL 1864. & 78.) 

Zu Art. 1729. 
Veränderung der Bestandsache. 

A. halle von B. ein Bana mit Hof aoT ISagere Zeil gepadilel. In dem M beloiel 

•ich ein laufender Brunnen, tou welchem das .\bwa9ser durch eine Orterirdiedie BflIUfO* 
leitung in ein im Garten beßndliche') üassin geleitet ^vird Das .\bwa98er von dieeem Oer* 
tenbaaain rerseukt aicb dann io eiueiu Tbeile des üartens io einen frübero Festni^iegrabea. 
Der PIdMer leitete mm dae Abwaeser von dem Garleabaeeln millelet eiser ven il» nen 
eingeriebtelen BSkrenieilnng durch den Garten anf die Strasse und unter dereelben dnreh 
seine Olanzlcderfabrik. Der VerpScliter *>rholi eine Klage, in welcher er die Wc^räuanqg 
dieser Rchrcnleitung verlangte und zwar hauptsächlicb auf Grund des .\rt 1729 B. 0. B. 
und der Bedingung im Pacbtrertrage , dass A. Haus, Hof und Garten lu Iceiner gewerb- 
liekm BbirielMnqg beonlMn dflift. Di» Klage warie abgewiMen. 
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Die beliebige Benutzung des Wassers, das sich auf dem Grundstücke 
sammelt, ist keine der Bestimmung der Bestandsache entgegenlaufende Be- 
nützung der Letzteren, sondern eine Eigenthumsverfüguug über das dem 
Pächter gehörige Wasser; eben deshalb kann in der Ableitung dieses Was- 
sers auch eine Benutzung der Bestandsacbe zu gewerblichen Eiurich- 
Umgen nifilit gefondoi werdn , und flberdies hat der Klfiger ktüim Nadi- 
theU oadigefrieseii, der Uun durch diese BeDaCmsg iiigeht und der nadi 
Art 1739 rar Klagebegrimdaiig nothweadig ist 

MmBBhein ... (Jabrb. iu Ind. Itoehtea I. 8. 

Zu Art. 1733. 

1) Miethe; Dntervermiethttng; VeraDtwortüchkeit des 

Untermiethers fflr Brandschaden. 

Der Eigenthümer eines Hauses ist befugt, den Aftenniether dieses 
Hanses direct (mit Umgehung des Hauptmiethers) . gemSss Art 1738 B. Q. B., 
wegen eines entstandenen Brandsdiadeos in Ansprach ra nehmen, und der 
Untenniether hat Ersterem gegenüber den in diesem ArtOce! vorgeschrie- 
benen Entlastungsbeweis ra führen. 

In Ermanglung einer für di« OnterremueUiung abwcicheudcn geseizlicheu Bestimmung 
haHet der Untenniether d^iu Hnuptniiclher gerade so für den BranJschadca , wie der Letz- 
tere dem HauseigeotbUmer} wie der üauptmietber in Anaebuog des durch deo Brand ent- 
ftandtnen Sebai«iii SaMn« im ElfwAamen, lo IM i«r UBtofaii«ai«r Schuldner den 
Hraptmiatbart. 

Der EigenibQmer des Hauses ist gemäss Art 1106 Ib. berugt , die Rechte seines Schuld- 
B«rt (des HauptiiiietliiTS) ausüliend, deu Untonniethcr wegen des Bran ischailcns io Anspruch 
tu nehmen; es bedarf bieriu keiner vorläufigeu Klage des HauseigentbQmera gegen deu 
Huptniielher, wdl dw «nf eine liege m erlueende Orttaeil zwieehen Beiden lai Beebl 
aiehl eret begrOndet, sondern tfeeee blos als ror der Klage Torhanden geveeen er- 
kürt (Fr. 8. $. 4. D, si scrvit, vindic ) Es kann daher auch dem EigcnthQmer, wenn er 
den Afterroiether wegen des Brandschadens belangt, nicht der Beweis eines Verschuldens 
des Letztem, geiuiiss Art. ib., aufgelegt werden; der Untermieflier hat, gemäss Art. 
1739, den Beveie sa fdbren. 

Berlin, It Oetober 18S7. (jOtm.) BreadaMecuuiz g. Geewein. (K. A. 17. II. SSL) 
Cfir. OUbert n AH 1733 B. G. B. Hr. 8. 

2) BrandYersichernng des Miethers eines Hauses; An- 

sprflehe an die Brandentsch&digung. 

Hatte der Miether eiues Hauses sich wegen der ihm obliegenden Gefahr 
im Falle anes Brandes m eine Versicherungsgesdbdiaft aufiiehmen lassen 
und wurde demgemfiss Ton dieser Gesellscfaaft die BrandentschidiguDg wirk- 
Kch ausbeiahlt, ao hat der Eigenthümer des Hauses Iceinen privilegirten An 
sprach auf diese Entschädigung, sondern dieselbe ist unter die GUnbiger 
des Miethers nach Marhiahl zu vertheUen. IHeses ist selbst dann der Fall, 
wenn die Versicherungsgesellschaft vertragsmässig die Wahl hatte, entwe- 
der den Brandschaden durch Herstellung der Bauten zu ersetzen, oder die 
Entschädigung baar zu zahlen, und für dieses Letztere optirt hat. 

Das Vermögen eines Schuldners bildet das gemeinschaftliche Pfand seiner GläubigM* 
(Ar^ 20d3 B. Q.B.), deeecn Frei«, wenn kein Vorxogsreebt darauf besteht, an diese QÜa- 
Mger aiflii MeriaeU veriheill wirl 8o veriiill es liek daher aodi natt dar an iei Üleilie 
geietaiMHw BrMtaüehUlgaqg. ÜMh diai YenUkiiasgsvermtg dacMe lub Oeetrtbwt 

51. 
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dann, iau der Eigeotbaoier des fiause« auuchliaMlich die VoraicberangiMiBaie betiebM 
•olle; d«K Mielher hulelte bei im Verlrag« oiehl ftr leii Aabel nldit eoneurrirenden Eigen» 
ibOmer, viehnebr nur fai eignen Inleresee. Bitte der Veraieberer fOr die Wiedererbtiuwg 

des ahgel>rann(en GebäuJf^-s nptirt. so wflr'le ohne Zweifel durch dieses 'Wieiiermofllbrea 
des Hauses dem Eigenthüuier Vortheii ontstanlün sein. Da aber der Versicherer nur dem 
Uietlier gegenOber persoolicb verpfliclitet war und ihm das Wahlrecht zustand, so muse 
dlt ton Ibn beiablie Brandentaehidigang, avT «elebe den Eigenlblner- kdn VonvfWMfel 
ansteht, nach Markzabl vertheilt werden. 

Paria, 31. Deoenber 1862. (fiej) (Sir. 1863. L b3U 

Zu Art. 1737. 

Miethe; Eesiliation. 

L. vermiethete iiu Jahre 1853 sein Haus auf 15 Jahre an U. unter der Bedingung, dass 
der Venuiether L. dea Vertrag von Keclitswegen aullosen dürfe, wenn der Miether Ü. mit 
Zahlung der Mietbe in Rackstand uud eine dreimonatliche Zahlungs- Audorderung ohne 
Srfblg bleibe. Nnebden L dengeaiiaa in Jahre 1850 ein ReelUntlonenrdieil gegen D. 
erwiriti haue anil L. nnd 0. darOber lieh vereinbart hatten , dass jenes ürtbeil als rechte- 
wirksam angesehen »erden solle, wenn D. in den auf einen Zahlliereht folgenden 3 Mona- 
ten mit Zahlung des Miethpreises in Rückstand verbleiben sollte, iiess L. dem D. am 16. 
AprQ 1860 einen ZahibeMU anf Eniriditnng dea nodi rflckellndigen Mieihgeldea binnen S 
Monaten eigniflctren, unter 4er Androhung, daaa or entatehendenfaUa daa BeaUiaKonawlboil 
in Vollzug setzen werde. Am 16. Mai 1860 lies« D. hierauf in einem Acte dem L. erkü- 
ren , dass er seinen Verpflichtungen als Miether nicht nachkommen koune und deshalb sich 
erbiet«, am 24. Joni 1860 die Mietbwohuung zu verlaaseu. L. Iiess demgeiuäss am 18. 
Mai 1860 gegen D. einea Plbndbeicbbg auf die in dieaer Wohnung beflndlichen Mobilian 
den Mielhera anlegen. 

Aus einem Zusammenhalten dieser veradiiedeiieD Thatsachen ergibt sich, 
dass die beiden Parthieen übereingekommen waren , dass der Miethvertrag 
vom 24. Juni 1860 zu Ende gehen solle; es konnte daher kein Theil mehr 
einseitig gegen diese Uebereinkunft zurückkommen , mithin D. , wenn er 
gleich am 4. Juni 1860 seine Micthschuld realiter anbot, gegen die Wirkung 
der schon früher bewiUigten und acceptirten Auflösung des Miethvertrags 
nicht zurückkommen. (Art. 1181 und 1737 B. G. B.) 

Paris, 30. Januar 1862. (Kej.) (Sir. 1862. I. 705.) 

Zu Art 1749. 

Pacht; Beendigung mit dem Tode des TerpachteBdeii 
Niessbrattchers; Entschädigungsfordernng. 

Der Pächter, welcher nicht mit dem Eigenthümer contrahirt hat, 
sondern mit einem Niessbrauclier , dem, gemäss seines Titels, nicht die 
Befugniss zustand, aber aefaMi Tod hinaus durch Verpaditong Uber die 
Frachte 4er dem Niessbrauch unterworfenen Sache zu TerfOgen, kann nach 
dem Tode dieses Niessbrauchers Von dem Eigenthttmer auf sofortige 3iu- 
mung belangt werden und nicht verlangen, mindestens bis zu Ende des lau- 
fenden WhrthschaftBbetriebes in der Pachtung belassen zu werden; denn die 
Art 1736, 1748, 1748 und 1774 B. G. B. beziehen sich nur auf die von 
dem EigenthOmcr vorgenommene Verpachtung, keineswegs eher anf den Fall 
efaier Verpachtung durch den Niessbraucher. 

Berlin, 14. Deebr. ISftL (Bej.) Hageoa g. v. Kybnann u. Daaera. (K. A. Ui. U. 7 ) 
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Zu Art. 1743 o. f. 

Ifiethi Toii einem Niehteigenthflmer; Unwirksamkeit, 
dem Eigenthamer gegenüber. 

B. n Art. 519 B. G B. DrtbtU (l>vn»l»ll) m 18. April im. 

Zweiter Absohnitt. 

Vmi den besondem Hegeln des Mieth Vertrags über Häuser und Fahmite, 

(Art 1752—1762.) 

Zu An. 1753. 
- Aftermiethe. 

Der Art 1753 E G. B. ist nidit nur aaf Miethvertrftge, sondern auch 
anf Pachtverträge anwendbar, da hier eine voUkommene Becbtsfthnlidikeit 
vorhanden ist 

ConiUiit....l850i (AiumL 18fiO. 8. 360) 

Zu Arl. 1758. 
Mietbxeit; Vermutbang ibrer Daner. 

Wenn es sich von der Dauer der Zeit, auf welche ein H6td gami Ter- 
mietheC angeschen werden luuss , Iiandelt , so findet hierauf die für den be- 
stimmten Fall der Vermiethung eines möblirten Lokals vorgesehene Vermn- 
tbung des Art. 1758 B. G. B. keine Anwendung. 

Auch kann im gegebenen Falle cliese Vermuthung durch Gegenbeweis 
beseitigt werden und ein solcher auf der entgegengesetzten Absicht der Par- 
thieen, welche sich nach deui Ortsgebrauche und nach den besonderen Um- 
ständen des Falles erkennen lässt, hervorgehen. 
* PuriB, 6. November 1860 iKej ) (Sir. 1861. l. 317 ) 

Zd Art. 17«9. 

Miethe; stillschweigende Verlängerung; Condictio indebitii 
Quittung; Vermuthung für die Schuld. 

Der Mietber, welcher nach Ablauf der im schriftlichen Miethvertrag be- 
stimmten Zeit im Besitze der Mietliwuhnung :^'eblieben, dafür aber mehr 
bezahlt hat, als in jenem Vertrage bedungen war, kann, um eine condictio 
indebiti bezüglich des bezahlten Mehrbetrages zu rechtfertigen, sich nicht 
aof die gesetzliche Vermuthung des Art. 1759 B. G. B. berufen, dass die 
fortgesetzte Miethe unter den alten I^i^dingungen stattgefunden habe. 

DieM Verrouthnuz tritt not dann ein, wenn kein .\ct vorliegt, au« welchem erhellt, 
4m ÜB FMiMMB keine tadte raeMdietiiMi niiler den frflheraD Bedingungen wollleB. Ein 
•oleher Aet iei aber ia dee epMerea Slle^prale-QvittiiBtni eriieiinen; ans der Zehlang 
einte erilOblen Miethprulbcs er^ü^t sich nuhr als eine blos mensch ürhc Vermuthung •''Qr di« 
AcmleraD:; der frühe: cu lleJingunsen. da nach Art. 1235 ib. jede Zahlung eine Schuld unter- 
sielU. daher in jeder 2^!ung zugleicli das i^ugcständniss liegt, dass eine euisprechendo 
Sdiald beelanden liabe. 

DaraeUdI, 93. ISü 1883. dtoj) Beek« g. Hinleia. (EnmerL 1658. L m 
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Dritter Abschnitt. 
Vm äm besondern Regeln des Pachioertrags. • 
(Art 1763 — 1778.) 

Zu Art. 1765. 

Pachtmindernngsklage. 

• Dem Pächter, welcher nach seinem Vertrage einmi nach dem Flficfaen- 

maasse der Güter zu bestimm eiulcn Pachtzins zu zahlen, aber mehr bezahlt 
hat, als er schuldig war, und auf Bückerstattung der von dem Verpächter 
empfangenen Zahlungen zur Ungebühr klagt, kann nicht auf Grund des Art. 
1765 B. G. B. die Eimrede der Verjährung (Art 1622 ib.) entgegengehalten 
werden. 

Der Kläger verlangt durchaus keine Preisminderung wegen unrichtiger Angabe de* 
FUeboiDaMMt ia Vertrage; er Uli tidi vMaehr fflr verpflichtei, dem Beklagten fQr jeden 
Morgen Feld den PiditaebilUng xn oberlaaaen, den der Vertrtg fealaetet, nnd bei Ibo udi 

bezahlt; er verlangt nur dasjenige znrflck, was er Ober den bedungenen Preis bezahlte, und 
awar als eine bezahlte Nichtschui'l, weshalb Art. 1765 nicht zur Anwendung kommen kann. 
Mannheim, 11. April 1839. (Oberhofg. Jabrb. 1838/39. S 330; Amial. 1839. S. 341) 

Zu Art 1769. 

Pachtzinsnachlas s. 

Auf Grund des Gedinges in einem Pachtverträge; »Nur in dem einzigen Falle, wenn 
der Damm durchbrechen sollle, wird der dadurch rernriaehte Schaden vergOtet, 
vonmsgeeelst, dnae bierdnreb «ehr nla V« der «»siebenden Ernte zn Grande geht WIre 
nber bei einem solchen Durchbruelie nur % der ganzen Ernte verloren, so wird kein 
Schaden vergütet. In keinem denkbaren andern Falle wird eine Schadcnsvcrgfltun;? oder 
Naeblass am Pachte gegeben" — verlangte der Pächter, als der Damm durchbrach und 
inebr all % der Ernit ▼erinren ging, den Eranls des gnnten ihm vernreaehlea 
Sebedesi, der mehr als der jibrliebe Pnehtdu botrigt. wihrend der Verplebter nnr 
einen Nacfalass nach den Bestiinmnn.gen des Art 1769 B. G. B. bewilligen wollte, welche 
durch den Vertrag nur insofern erweitert worden seien, als der Pachtzinsahzug schon in 
dem Falle eintreten könne, wenn auch nur mehr als '/« der auastebendcn Ernte verloren sei. 

Es wurde sn Onneten des Verpleblers enlsobieden; denn da der Verlng 
nidlla Näheres darflber bestimmt, in welchem Umfange der Verpächter entschädigungs- 
pflichtig sein soll, da nach dem Wesen eines Pachtvertrags der Naturalgenuss des Pachters 
dem Genuese der bdrgerlichen Früchte des Verpächters entspricht, auf welcher Anschauung 
nneh die Bestlmaiang des Art 1760 benitai, nnd dn die Absicht, eine solche Verpflichtung 
in ebsnehnen, «onaeh der Yerpiehter, wenn der Schaden die Ssunae aller Paditiinae 
tftsrslelgen sollte, nicht nur jeglichen Pachtzinses rerinatig gegangen wäre, sondern auch 
noch hätte herauszahlen mflsscn , während dem Pächter noch immer der gerr^ttote Theil der 
£mte ohne Enigeld verblieben wäre, nicht unterstellt werden darf, so kann nur angenom- 
nsn werden, dass aalAnend an As BesÜmaMingen des Ari 1760 dsm Fiehlsr nnr sins 
Eatsebidignng dnrdi enisprsebsnden Nacfalass sngesicherl wsrdsn solHs, wofBr auch die 
Worte Schadensvergütung oder X ach las s sprechen. 

Mann beim, 19. Jani 1863. (Aonal. im. S. 177.) 

Za Art. 1774. 

Nutzung des Pachtguts. 

Der P&chter von Feldgütern, welcher über die Zeit der bedungenen 
Vertragsdaoer im Besitse des Pachtgots bleibt» hat nur eine Vergatung nach 
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dem Müsse der Benatzimg des PacbtgegenstaDdes zu entrichten, der Ver- 
püshler kann aber nicht den der Zeit der Innehabnng entsprechenden Anthdl 
des Pacfatiinses yerlangen. An diesem der Billigkeit und dem Art 1774, 
sowie dem gemeinen Rechte entsprechenden Grundsatze kann es auch nichts 
indem, dass die Zahlung des Pachtzinses in halbjährigen Raten bedungen war. 

Imtuerhin bleibt der Parliisdiilling das Aoquivalonl für den vollen Genujs, und du 
sich dieser nicht gloichheitlich and TerhillnlBsuiässi:; nnnh der Dauer des Pachtbesitze« auf 
ii« eiozelaan Manala TcribnÜ, ao kann aaeh das .\equiTaleni nicht nach dietem Maaas- 
MdM vwrthallt wardra. 

Ma«ttb«ia, 18. Jmi 1858. 1858. S. 365; Zentn. Mag«. Bd. IV. S. 313.) 



Urltles üapUel. 

Von dem Dienttverlraljge. 

(Art. 1779.) 

Erster Abschnitt. 

Vtm der Yerdmgtmg 4er Dienstboten und Arbeiter. 
(Art 1780—1781.) 

Zu Art. 1780. 
Dienstvertrag; Daaer. 

Em Arbeiter kann gemäss Art. 1780 B. G. B. seine Dienste nur fOr eine 
bestimmte Zeit zu leisten sich verpflichten, also nicht die VerbindHcfakeit 
eingehen, wfthrend einer so langen Zeit von Jahren seine Profession nicht 
mdir sdbststindig aussnoben, dass nach deren Abhuif die Befngniss, wieder 
für sieh m arbeiten, nicht mehr fllr den Arbeiter von Yorthdl sdn kann. 

(Siebe das NShere tu Art. 6 B. G. B. S 41 oben.) 
Paris, 19. Daeembar im. (B«j.) (Sir. 1861. I. &04.) 

Zweiter Abschnitt 

Von Pukf' und Sehiffleuten. 
(Art 1783 — 1788.) 

Zu Art 1782. 

1) Haftbarkeit der Fnhrlente; Activlegitimation. 

Deijenige, welcher ein Frachtstück (dem Fuhrmann oder Schiffer, resp. 
der betreffenden Transportanstalt) abergibt, ist auch zur Ersatzforderang 
bei etwaigem Yerinste berechtigt und es kann ihm nicht entgegengehalten 
werden, dass er nicht EigenthOmer gewesen sei und selbst noch keinen 
Ersatz geleistet habe. 

Zwfidien dem üeb«ffeber der Waare and dem Fobrnunn (resp. der Anstalt) ist ein 
Vwlrag xa Stande gekommen, wonach Leliterer als Frachtbesorger dem Ersteren als Ver- 
MOder fOr di« verloreiieD Waaren xu haften bai, waa aaeb, weon das VerbiltoiM nach 
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den Grandailiai ltb«r Um Anfti^gtrariiag benrllwill vird, dar Fdl kL (Art. i9tt, 19M 

B. 0. B.) 

Mannheim.... (Ob«rhorg. Jahrb. 1S45/46. S. 518.) 

Mannbaim, 1«. April 1851. (Obarhofff. Jahrb. 1851. & 36; AnuL 1B51. 8. IM; 
TMgl. Dil 8. 4 imi 36.) 

2) Haftbarkeit der Fuhrleute; Passiylegitimation der 

Eisenbahn-Verwaltung. 

Die Passivlegitiniation der Eisenbahn- Verwaltung bei Klagen auf Ersatz 
verlorner Waaren u. s. w. ist nach den für Frachtfahrer geltenden GeseCien 
zu benrüieilen. 

Dl« ElMobaha iil cfn« effentlieba Anstatt, wetebe die BesliniimDg bat, Penoneo md 

Sachen gegen eine gewisse Vcrgfliwir von Ort zu Ort zu beflSrdeni, md ilMOfern vertiilt 
•ie die Stelle der Posten, Fraclitrohrer und ähnlicher L'nternchoien. 

Mannheim, 29. November 1850. (.\nDal. 1851 S 4.) 

Mannbelnif 11. Deeeober 1860. (Annal. 1861. S. 75) 

3) Frachtfuhrleute; Umfang der Haftbarkeit. 

Fuhrleute haben den höchsten Grad der Sorgfalt anzuwenden und 
haften für Verlust und Beschädigung der ihnen anvertrauten Sachen . inso- 
fern sie nicht beweisen, dass Zufail oder höhere Gewalt solche veranlasst 
habe. Sie haften darum in der Regel nicht fiir Diebstähle , die mit gewaff- 
neter Uaud oder sonst mit Uebermacht ausgeführt sind. (Art. 1782, 11)54 
B. G. 6.) Wenn jedoch NacUissigkeitai in der Bewahrung der Sadie yor- 
an^egangen sind, ohne welche der^ub nicht hfttte stattfinden können, so 
sind sie gleichwohl auch hier verantwortlich. Sie sind es insbesondere, 
wenn da Beweis wliegt, dass nicht diejenige Sorg&lt angewendet wnrde, 
welche die haftbaren Personen beim Transport dgner Waaren rar Sicheiheit 
derselben anzuwenden pflegen. 

In OODCr. wunio ein Geldfipsrficn . welches v- rgesscn wnr, oben auT den Wagen 
legt, die .\hfahrt bei Naclit untcriioiniiicn und von deiu Fuhrmann einem fremden, mit dem 
Inhalt der Ladung nicht bekannten Knechte flberlassen. 

MannboiiD.... (Oberbol^. Jahrb. 1852/53. 8. 905; .\noal. 1863. S. 115.) 

Zu Art. 1788 u. f 

Eisenbahn; Waarenbeförderung; Haftung far Versp&tnng. 

Der Versender einer Waare kann , wenn er solche zum Transport bei 
der Eisenbahngesellschaft aufjgibt, die Gesellschaft nicht zwingen, in den 
Frachtbrief die Bedingung einzurücken, dass sie im Falle der verspäte* 
tcn Ankunft der Waare eine bestimmte Entschädigung ('4 der ganzen 
Fracht) zu bezahlen habe, sofern ihr Transportreglement jenes Begehren des 
Versenders nicht rechtfertigt. 

In Ermangelung einer desfalisigeu Bcütimmuug des administrativen JieglementM kann 
•iae aalcba Varpfliebtuig dar Qaiallaabtfl aar dordi ab« fraiwilliga Yaraiiibarung bcgrün- 
dal vardea; faliU «a an eloer aoleban raglemenlaran Beatiannuiff, aa bat das Gari^ dia 
Entschädigung nach Maassg.-il'c des durch die Verepitang eniftamlencn Schadens festznsetzen. 

Spricht das Gericht dennoch, indem es sich in diesem Betreff auf einen 
allgemeinen Gebrauch bei Waarentransporten bezieht, aus, dass die Gesell- 
schaft sich auf eine solche Bedingung einlassen müsse, so verletzt es die 
Art. 101 und 102 durch falsche Anweudung derselben, sowie den Art. 
1108 B. G. B. 

Paria, 27. Januar 186Z (Gass.) (J. d. P. 1862. S. 150.) 
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Zu Art. 1784. 

1) Frachtführer; Dampfschiffgesellschaft; Verpflichtung 
zum Schadensersatz; höhere Gewalt^ Beweis; Veraotwort- 
lichkeit für den Steuermann. 

A. Eine Dampfschiffgesellschaft, welche die Verpflichtung übernimmt, 
auf ihrem eigenen Schiffe Waaren zu transportiren , ist nicht als Commis- 
sionärin , sondern als wirkliche Frachtfuhrerin zu betrachten ; folglich haftet 
sie, gemäss Art. 103 H. G. B. , für allen Schaden, insofern derselbe nicht durch 
einen Fehler der Waare selbst oder durch höhere Gewalt entstanden ist. 

B. Die Verantwortlichkeit des Frachtführers in Ansehung des durch 
eigenes Venchiüdeii herbeigefohrten Schadens kann, als im Wesen des Ver- 
trags gegrOndet, zugleich aber auch der Öffentlichen Ordnung angehörend, 
nicht mittelst besonderer Stipulation der Contrahenten aufgehoben werden. 
Jedoch kann das Gericht, wenn in dem Connossement ebie Clansel enthal- 
ten ist, wonach jeder Wasser- und Feuerschaden als von unwiderstehlicher 
Gewalt herrührend angesehen werden solle, ohne den Art. 1134 B. G. B. 
zu verletzen oder den Art. 6 ib. falsch anzuwenden , dieser Clausel den Sinn 
beilegen, dass hierdurch dem allL^emoiiien Grundsätze, welchem zufolge dem 
Frachtführer der Beweis der ii<»heren Gewalt obliegt, derogirt worden sei. 

C. Wenn feststeht, dass der Schaden nicht durch höhere Gewalt, son- 
dern durch Verschulden des Steuermanns entstanden ist, so hat die Gesell- 
schaft für diesen Schaden zu haften, selbst wenn sie den Steuermann auf 
der betreffenden Strorastrecke aus der Zahl bestimmter, dazu vom Staate 
concessionirter Personen nehmen musste; die Gesellschaft hatte unter diesen 
Letzteren die freie Wahl 

D. Die Rechte und Verbindlichkeiten zwischen Schiffirfohrer nnd Be- 
frachter in Bezug auf die Verantwortlichkeit des Ersteren smd nur nach dem 
Inhalte des von ihnen geschlossenen Vertrags und nach den Gesetzen des 
Ortes , wo solcher zu Stande gekommen und die Contrahenten zugleich ihren 
Wohnsitz hatten, nicht aber nach den Gesetzen des Landes, wo der fragliche 
Unfall sich ereignet hatte, zu beurtheilen. 

Berlin, la Min 1845. (Bej) Üanj^echiffialulazeeeUiebaA g. Sade. (iL A. 43. IL 3.) 

3) Frachtfahrer (Eisenbahn); Verantwortlichkeit 

Die in dem Transport-Reglement einer EisenbahiHyesellschaft enthal- 
tene Glausei, dass die Entschidigung fOr abhanden gekommene Gflter, den 
Fall besonderer Versicherung ausgenommen, nicht höher als zu 
20 Thaler per Zentner angenommen werden soll, ist nicht der dffenüichen 
Ordnung zuwider, also rechtsgültig. 

Durch diese Stipulation wird die dem Fractilfahrer gemlsS Art. 103 H. G. B etc. ob- 
liegende Haftverbindlichkeit nicht anffiehoben oder modificirt, namentlich nicht d?is Recht 
des Versenders, dea wirklichen Werth des wahrend des Transportes abbanden gekunuuenen 
I^mditgoiae n verlaagcn. Jeae Gtansel besweekt ov, bei der beeonderen Veniebenn^, 
den Werth des Frachtgates in der W'eiüo und mit demjenigen Grade von Zaverlissigkeiti 
den die specielle Natur des (lescb&Asbetriebes gestattet, zum Voraus festzustellen; naeh 
keinem Gesetze ist es aber dem Frachtführer untersagt, zur Abwendung eines durch Irrthon 
oder T&uscbung möglicher Weice entstehenden Schadens, auf xweckdienUehe Weise noter 
VtrüMideog «Ufr edi ier Ftthnng dei Gesehifta niobl vereiabar gebaltiMn Ifsaanegelii, 
liflb f«B dm YerimdeoNiä md Werths dir sv toaoifwttmiia Qflg«Dilliii« fvSgwie 
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üaberwDgmtg n mdnfni. D«r AH. 1102 ib. «rUIH im AUgiiMiiMii i&rgkMm Ab« 

reden far zuIXstig. 

Berlin, 16. Febru»r 1852. (Gass.) Eisenbahn g Mathee. (K. A 47. II 35) 

Berlin, 8. Min 1853. (Cms.) Kisenbabn g. Schmitz und Weber. ( K. A. 48. II. » 10.) 

Berlin, 3t. Min 1854. BiwolMhB g. PtAlen. (K. A. 49. IL 112.) 

Berlin, 16l April 1861. (Can.) Eisenbaha ff. Mel. (K. A. 56. It. 23.) 

Dieses letiterp Urtlieil considerirle weiter: Wenn der rorderc Richter die frajilichp 
Stipulation als gegen da.s Gesetz und die öffentliche Üninuns; verstossend für nicht zu Recht 
beständig erklirt, und ereDtuell darauf aurmerksaiu wacht, JaM im Falle der Gültigkeit 
einer eoldien Stipnlntion eine eebr geringe Sorgfidl besflgUeb dee Pnebignli sn ftordüen 
Bei, 80 sind diese EntscheidungsgrQude nie bl all rein Mialeiebliebe der Kritik des Caes»- 
tionshofes entzogen, sondern rechtlicher Natur, inrlem in dein principiellen Theile der Aus- 
führung der Verstoss gegen Gesetz und ölTeiiiliche Ordnung gerade aus allgemeinen Kectata- 
grnniltitien und den epeeienen Beeiimiuungen der Materie bergeldlel, in den eTentaellen 
Tbeile aber nnr eine pndtliedie OtMee^Mot der entgegengeeebten Annabne alt Aignmenl 
fbr die Ricbtigfcelt der Ansicht des Urtheils aufgestellt wurde. 

lui Allgemeinen inufs die Vereinbarung/ nach Art. 11. 'J4 als gültig angesehen worden. 

Der Art, 103 des 11. G. B. steht einer Beschränkung. Crweitemng oder Müdification 
der Haftbarkelt dee FraehtfUbren dnrdi Vertrag aiebt entgegen. Aua demt Ari 06 ibw liaal 
ideb nicht a contrario argumentiren, dasa bei dem FraebtfBhrar Jede avianoiaieebe Abiada- 

mng des Art. 103 unstatthaft sein solle. 

In dem Art. 12 bis 15 des preuss. Gesetzes vom 5. Juni 1852 finden sich ganz ibnlicbe, 
die Verpflicblang daa Fradttfllbrere modifidreude Bestimmungeo binaichtlicb des Poelwesens; 
man kaan aber gewiaa niefat annebmen » daaa dar Oeaeiigebar Beatiaanagaa, waldM anf 
einem unsittlichen, der öfTenlUaben (Maong wldenlreUendan Prinefpe bandm, anm Geaeta 
erbeben haben würde. 

3) Frachtvertrag; Ersatspflicht des Transportanten; 

EiBenbahn-GeaeUsehaft 

Die Bedingung mes Frachtvertrags , dasa der Traoq>ortant (die Eiaen- 
bahn-Oesellsehaft) im FaUe des Verlostes des Fraditgates, sufem der Ver- 
sender dasselbe nicht an .«einem wahren hobmi Werthe besonders ver- 
sicherte, nur einen nach dem Gewichte bestimmten Ersatz anzusprechen 
habe , enthält nichts der öffentlichen Ordnung und den guten Sitten Wider- 
streitendes, sofern man nicht tlie Ersatzverbindlichkeit für den höheren Werth 
als unter jeder Voraussctziinf; ausgeschlossen annimmt, sondern der frag- 
lichen Bedingung nur die Bedeutung beilegt, dass nach derselben der Trans- 
portant, um sich der Zahlung des höheren Werthes zu entziehen, nicht den 
Beweis des Zufalls oder der höheren Gewalt, welche den Verlust herbei- 
führten, zu erbringen habe. 

(S. die AmllBhmag im nimUeben Urtbeile za Art. 198 bis 103 dea H. G. B.) 

Darmatadt, 14. Mai 1S56. (Casa.) Tanambabn g. Holier. (Eaunerl. 18S5. L 37.) 

4) Staats-Eisenbahn; Verantwortlichkeit des Staates f Ar 
allen nicht durch höhere Gewalt oder Zafall dem trans- 
portirten Reisenden oder Frachtgut entstandenen 
Schaden. 

8 m Art 1384 B. 0. B. Urfbeil (Mannbeim) vom ttt November ISSa 

i) Frachtführer; Beschränkung der Verantwortlichkeit; 

Beweis des Verschuldens. 

Stipulirt eine Eisenbahngesellschaft in ihrem Transportreglement, dass 
sie fOr eine gewisse Waare nur dann hafte, wenn ihr ein besonderes Ver- 
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MhnUtti nadigenieaeii werde, ist überdies dem Frachtgeber zugleicli dtrin 
die Mfiglichkdt gegeben, die Ersatzpflicht der QeeeUschaft durch Zahlung 
efaiee höheren Tarifeatzes an strengere Bedingungen zu knüpfen, so kann 
jene Stipulation, gemiss Art 1134 B. O. B., als gOltig erachtet werden, 

ebc^eich das K. Preuss. Gesetz vom 3. Novbr. 1838, in Uebereinstimmung 
mit den Art. 1784 und 1785 B. G. B. und dem Art. 103 H. G. B., die Ge- 
sellschaft für allen Schaden verantwortlich erklärt, sofern sie nicht beweist, 
dass derselbe durch eigene Schuld des Beschädigten oder durch Zufall bewirkt 
worden ist. 

Diese Art. 1784 u. s. w. aiud uämlicb uiebt als Verbotsgesetse auzuseben, welche 
Yertragsf&bigkett 4er Piulhieeo (Art. J134 ib.) anatdilietsen, (cfr. das so Art. 6 H. 9. B. 
aas Am nimlieben DrtheUe Ausgezogene), finden daher ebenso gewiss slUlacfaweigend ihre 

Erginzung in dem Are. 1134 B. G. B., wie die Art. 99 H. G. B., 1782, 1953, 1954 
B. G. B. und wie die Art. 98, 100 , 330 und 398 H. G. 13. unter anderen die Worte „s'il 
n*y a Convention eontraire" aas dem Art. 1131 abgeleitet habeu. Jene Bestimmungen befin- 
ta tidi andi mir la Ifeaain Sinoa mit ihrer Qaelle, dea BomiMiien Beehle (L 93. D. de 
reg. jar. and I. 7. pr. D. nautae caapones), im Einklänge. 

Berlin, 6. Juli 18&8. (Gass.) Eisenbahngesellschart g. Reinbold. (K. A. 54. II. 22.) 

6) Frachtfuhrmann (Eisenbahn); Verantwortlichkeit far 
Schaden trotz stipulirter Nichtgarantie. 

Wenn auch in dem von der Regierung genehmigten Tarif einer Eisen- 
tahngesell Schaft stipulirt ist, dass der Transport ohne Garantie {:?eschehe, 
80 kann dennoch die Gesellschaft, wenn die von ihr transportirte Waare er- 
wiesenennaassen durch die Nachlässigkeit und Unvorsichtigkeit ihrer Agen- 
ten eine Beschädigung erlitt, schadensersatzi)flichtig erklärt werden. 

Die Verpflichtungen der t ulirieute und t racbiubernchmer sind darch den Art. 17S4 B. 
0. B. «ad den Art. 108 H. G. B. feitgeeelit, uid weno aodi neeh gememeai Beebte die 
Gewährpflicht der Traosportabemehmer ausgedehnt oder beschränkt werden keim« so ist es 
doch anstatthaft, za stlpuliren, dass sie fflr die ihnen oder ihren Anuestellten xur Las! fal- 
tenden Fehler nicht Terantwortlich eeien; eine solche Stipulation würde dem Betrug und 
Ifilibnneil die Tbflr oflBaen, die Kaehlisaiglidl der Angeelellten anrnnntem und den SehvIt, 
welelMa dei Oelde dem Vereender n g^vttreo beeveekt, vereiteln. 

Paris, 26. Min 1860. (Kej) (T. d. P. 1861. B. Iii.) 
Cfr. Ceee. (Paris) vom 26. Januar 1859. 

7) Zufall; höhere Gewalt 

Die Einrede, dass der Frachtuntemchmer die Handlung, welche das 
Unglück veranlasst habe reep. diesee selbst nicht habe hindern kflnnen, ist 

vnerhebhch. 

Nach Art. 1784 befreit nur Zafall oder höhere Oewall von der VerantwertUebkeit 
Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. 1845/46. S. 519) 
Maanhetm.... (Qberhofg. Jahrb. 1849/60. 8. 177; Annd. 1851. 8 I.) 

Dritter Absehnitt 

Von im Werherdbiffm auf Preis md Uederschlag oder m Bauseh md Bogen 

(des Deels ei des Marekdsy 

(Art 1787—1799.) 

Zu Art. 1789 and 1792. 

Unteraehmer eines Werkes für einen bestimmten Preis nach 
Bintm gegebenen Plan; Verantwortlichkeit 
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B. OlMiiialMn ia Avfing Im Staate, Afr itoMlbMi «ten Dum m ehna tete Mt« 

anszurohren , ood xwar na«b einem TOn den Ingeaiearen des Staate« aufgesteUten Plan, wo- 
rin die Tonunehmenden Arbeiten in ihren kleinsten KinipUiei»eii aufgefdhrt und die Arl 
ihrer Ausfohruag, »ogar die Beschaffenheit der dazu vurwendeoden Maleralien TOrgeichrieb«a 
«aran. B. fllllirto die Arbeit $ßm aadi Vonbrift an« ; atleia fa Po%t dar FeUariiaftigkail 
dteta Ptaaa mtochCa dar Dam« naanaMa. 

Unter diesen Umständen unterliegt der Unternehmer R. keineswegs der 

im Art 1792 B. 6. B. ausgesprochenen Verantwortlichkeit, da er die Arbei« 
ten lediglich nach dem ihm vorgelegten Plan und unter der Aufsicht des 
Auftraggebers und seiner Angestellten auszuführen hatte ; R. findet sich da- 
her in der Lnpe eines Arbeiters, welcher unter der Leitung und Beaufsich- 
tigung des Herrn oder der Vertreter desselben handelt, und demgemäss nur 
nach der Verfügung des Art 1789 ib. zu beurtheilen ist 

BrQaael, 19. Febr. 1864. (ReJ.) Minister der fifl'euil. Arbeiten g. Ronsserez Cte 
(Paaier. 18M. 1. 179.) 

Zu Art. mi. 
Billigling der Arbeit 

Was nsch Art 1791 im Falle stflckweise bestellter Arbeiten Yon der 
Würknng der ZaUnng eins einer Stacke gilt, hat in analoger Anwendung 

dieser Gesctzesstelle bei einer nicht stQckweisen, sondern im Gänsen be- 
stellten Arbeit auch von der Zahlung des Ganzen zn gelten, ond so weit in 

der Zahlung? die Anei kennung, beziehungsweise die Genehmigung eines Rechts- 
geschäftes lit-rit. niuss sie auch in der Ausstellun;? einer Schuldurkunde liegen, 
und kann deshalb der Besteller, welcher einen Theil des bedungen Preises 
bezahlte und für den Rest einen Schuldschein ausstellte, mit seinen Bemäk- 
lungeu der gelieferten Arbeit nicht weiter gehört werden. 
Maaaheim, 16 Febraar 1843. (Oberhofg. Jahrb. 1844 8, 303) 

Zu Art lim. 

Verantwortlichkeit des Architekten; Bau far einen 

bestimmten Preis. 

a n Art. 1882 aad 1383 B. G. B. Vro. 3. Orihea (Paria) von 16. Jaai 1863. 

Zu Art. 1792 u. 1799. 

Ansfahrung von Werken far einen Gesammtpreis; Gewähr 
des Uebernehmers nach Abnahme und Zahlung. 

A. Nur bei Bauwerken, nicht bei andern Werken, haben die Bau- 
meister oder die Professionisten , welche Accorde zu einem Gesammtpreise 
(ä prix fait) abschliessen (Art 1792 und 17U9 B. G. B. > ungeachtet der 
Abnahme und Zahlung des Werkes, für sp&ter sich offenbarende Mängel 
dem Besteller noeh Gewähr zu leisten. 

bieses ergibt sich aus der Beschränkung der Dauer des .\uspruchs bei jeaeu so vich- 
Ügaa oiid daataalb baMmder» barvargahobeDCD Werkea, ia VeibtaJung mit der B edad f e a a* 
gasdiidila dea Art 1798 B. G. B. 

B. Dagegen kann die Klage du» Bestellers nicht auf Grund der Art 
1788 bis 1791 ib. allein abgewiesen und der Art 1792 mit dem Art 1797 
um desswillen onberacksichiigt gelassen werden , weil diese letzteren zwei 
Artikel nur in dem Falle, wo es sich von Arbeiten far einen zum Vor- 
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aus bestimmten Preis handele, nicht aber in dem FsHe anwendbar 
sein, wo der Preis erst nachträglich auf Grand einer Torgenommenen 

Revision festgesetzt werden solle. 

Die Art. 1792 und 1799 Selzen weiter nichts voraus, als einen für das fertige Werk 
im Ganzen bei der Uebereinkunft beabaicbtigteD Preis, wobei es aber gleichgültig ist 
ob d«r Preis dnrdi voraasgegangene Dtboreinknnft tdion festgea^ wordm itt, oder ob 
dit OoDlfabcnton die Bosttmaiung doMolbeD too der nacbtrlgliehoi Sebitsung dos Worlhoo 
des fertigen Werks haben abhünuen lassen; die Fi,i?e, inwieweit nach der Abnahme des 
rerdungenen Werkes w egen man;j;elhartor Ausführung noch Ansprüche an den Werkmeister 
erhoben werden können, lässt sich a!>er nicht aus den Art bis 1791 für sich allein, 

•OBdon nur in ZaMninoohaDic deriolboo mit don Art 1198 and 1199 bwirdioiloD. 

Bortio, ta. RoTonbM' im. (Cut) Morkoot g. Crotfold«. (K. A. 61. U. 61J 

Zu Art 1793. 

1) Gebäude. 

Unter dem Ausdruck „Gebäude" ist jeder Bau, also auch ein Brücken- 
bau, Maschinenbau u. s. w. und jedenfalls nicht blos das Aeussere, sondern 
auch das Innere eines Gebäudes zu verstehen, denn der Ausdruck „Ge- 
bäude" ist nur eine unrichtige Ucbei-setzuug des Wortes „bätimeut" 

Proibnrg und Hottiiboiiu, ISM). (Annal. 1890. 8. G09.) 

2) Schriftlichkeit der Abänderung. 

Xän Banuntenefamer, welcher die Aofitlhrung eines m Bausch und 
Hegen nach emem mit dem EigenthfUner des Bodens verabredeten Plane 
flbemommen hat, kann, wenn spätere Abwdchungen verabredet wurden, da- 
für keine Preiserhöhung verlangen , wenn er nicht zu diesen Abweichungen 
durch eine schriftliche Urkunde des Bauherrn ermächtigt uud dafOr der 
Preis im Voraus bestimmt war. 

Nach Art 1793 Ii. G. B. begründet der Maogel einer äcbrifiiicheu Erui&chtiguug zur 
Abänderung des «rsprünglicben Planes eine gesotxliebe Vermulbang dofQr, dass fOr 
dtooo Abfadonng koiao ProlooriNfhang otoUftudon dflrfo, md oo tot olao jodoo andoro Bo- 

welsmiltel als der Urkuodeobeweis schlechthin anzulfissig. 

Freiburg und Mannheim, 1850. ( AunaL 1860. 8. Mi; ?orgl. aocb OborboTg 
Jahrb. 1836. S. 42 u. f.; Aooal. 18Ö6. S. 325.) 

3) Arbeitsvertrag ä forfait; Forderung des Unternehmers 

fflr Abänderungen des Plans. 

Hot ote Boonnternebmor oieb vorpflicbtet, Air oineo Torano fostgooelston Proto noob 

einem vereinbarten Plan einen Baa auszuführen, der Herr des Banes sich aber io don 
Verlrage rorhehalten , dip ihm im Lnufcr der Arbeiten räthlicb scheinenden Veränderungen 
onzaordnen, wogegen jenem fttr diese Nacharbeileo eine, dem ursprünglichen Accord ana- 
loge Preisorbohung au Tbeil worden soOo, eo ist «vf diossBi Vortrag der Ali. 1798 B. O. B^ 
soweit derselbe eioo oebriftBdie ErmScIrtignng tu don VorSndsnmgon and ErweilonuigiB 
des Planes noth wendig erklfirt, nicht anwendbar. 

Der Unteiiiehmer , welcher die fraglichen Arbeiten ohne schriftliche Er- 
mächtigung vorgenommen hat , kann den Beweis der Zustimmung des Eigen- 
thümers nach den gewöhnlichen Regeln des Zeugenbeweises, also bei vor- 
liegendem Anfang voa schriftlichem Beweis, denselben durch Vermuthungs« 
beweis ergänzen. 

Poris, 6. Min 1860. (Rej.) (Sir. 1860. L 401.) 
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4) Bauvertrag ä forfaity Eisenbahn-Bauten; Nachar beiteo j 
Einstehen für höhere Gewalt; Preis der Nacharbeiten. 

A. Erkennt das Gericht in facto, dass die Pläne und die Grundrisse 
einer Eisenbahn, welche ein Bauunternehmer ä forfait für eine bestimmte 
Summe zu bauen übernahm, zur Zeit des Vertrags noch nicht festgestellt 
waren und noch nicht vereinbart sein keimten, so kann der Art. 1793 B. G. B, 
niclit als auf den Vollzug dieses Bauvertrags anwendbar erklärt und dem 
Bauunternehmer nicht das Hecht versagt werden, im Falle die ursprünglich 
in Aussicht genommenen Werke abgeändert oder modifidrt worden sein soll, 
ten, hierfür eine Vermelirung des Preises anzufordern, sollten aadi 41e Ab- 
SndenmgeD nieht scliriltlicli antoriart werden. 

B. HaiideU 0$ tleh oiclit von Banten, ta weldien der ElgratMUiier d« Boden die 

Materialien ßcliefcrt hat, noch von solchen, welche bis zur wirlilichen Abliofeniiig zur freien 
Verfilmung des ßauunternehmers stehen, sondern von Kiseiibahnbauten . lu welchen der Uo- 
teroehmer die Materialien zu liefern und die Arbeiten zu besorgen bat und welche sich so- 
fort dem Oroad Miid Boden deo EigeadiaBeit iBeorporiroa, eo finlm die Art. 1788 bto 1990 
ib. ottf oolehe Baoleo keine Anwendung. 

Es trifft also nicht den Unternehmer der Arbeiten , sofern ihm kein Ver- 
schulden zur Last gesetzt werden kann, sondern den Eigenthümer des Bodens 
der Schaden , wenn durch höhere Gewalt die auf Geheiss dieses EigeDthflmers 
fOr ihn ausgeführten Bauarbeiten zu Grund gingen. 

C. Der Unternehmer eines Eisenbahnbaues, welcher auf schriftliche Wei- 
sung der Agenten der Eisenbahngesellschaft Nacharbeiten ausführte, hat, 
wenn auch eine Uebernahme ä forfait statthatte und der Preis dieser Nach- 
arbeiten nicht schriftlich fcstgustelit wordeu war , Zahlung für diese 
Nacharbeiten zu begehren. 

Der Art. 1?98 fonlori wegen den Qutntaaie dieeet Preiea keine scliriftlieho Oeber- 
einkanfl. Des Gericht Itena in dieeer eommerdelien* Stelle die Höbe dienen Prei eei nnih 
den in der Sache vorliegenden eonatigen Verabredungen und fiidirion bemessen. 

Paris, ii. Auguft 1880. (BeJ.) (J. d. P. 1861. S. 971; Sir. 1861. 1. 523) 

Zq Art 1797. 

Schadensersatz- Verbindlichkeit des Uebernehmers eine* 
Werkes für die Fehler der von einem Unterlieferanten 
gelieferten Theile. 

8. n Art. 1180 B. G. B. Urtbeil (Demttndt) rem 93. Deeembor 1808. 

Zu Art 1798. 

1) Klage der bei einem Bauwerke beschäftigten Arbeiter 
gegen den Bauherrn; Gession des Banpreises. 

Hat der Unternehmer eines Hausbaues den accordirtrn Baupreis in gu- 
tem Glauben cedirt nod ist der Cessionsact dem Banhem signifieirt, ao Irin- 
nen die Arbeiter sich nachmals nicht mehr, gemäss Art 1798 B. G. B., mit 
ihrer Forderung für Arbeitslohn dhrect an den Bauherrn wenden. 

Jene Cession bewirkte« dnea dem Culemcbmor. an welchen die Arbeiter sich wegen 
ihres Arbeifslohncs lunSchst zu weivlen hatten, der Baapreil nicht mehr zustand, derselbe 
lielmehr als ausschliessliches Eigenthum des Ceeeiooere enzaseben ist; der Bauherr scbul- 
dete also nicbts mehr an den Untemebmer. 

Parin, 11. Jnnl 1881. (0Ht.) (I. 4. P. 1888. & m) 
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2) Gemeinde - Bauten ; Klage des von dem Unternehmer zu 
den nöthigen Maurer- Arbeiten angenommeneii Arbeiters 

gegen die Gemeinde. 

Der Maurer, welcher von dem Unternehmer eines für die Gemeinde 
auszuführenden Brückenbaues zur Ausführung der Maurerarbeiten in Unter- 
accord angenommen worden war, hat weder das nach dem Decret vom 2G. 
Pluviose II, noch das nach dem Art. 1798 B. G. B. dem Arbeiter bewilligte 
Privileg in Anspruch zu nehmen und daher keine directe Klage gegen die 
Gemeinde, wenn auch der Staat übernommen hatte, den Brflckenbau durch 
dne Zwnihlniig aus Staatsmitteb zu nnterstatzen. 

£• huMt tMk hier otehl t«n OfenlHclMn ArlMÜw, 41« flilr Rwlmang im Slaali am- 

geftobrt worden , sondern tod einem BrQckeubau , der fOr eine Gemeinde ausgeführt wurde 
und dessen Auslagen theils tnit Gemeinde-Umlagen, theils mit einem Zoll gedeclxt werden 
•oUteo; auch war die zar Ausrabrung des Werks besUmmt« Summe nicht zu diesem Zwecke 
▼om SiMte io ttne adTentlicbe Kuw bintorlegt, wie jeoM Deerd von Jahr II Terfagt. 

D«r Art. 1196 ist aber niehl anwendbar, to 4er nnprünglielie Untemefanier iet Biüdien- 
btM«, welcher mit dem Arbeiter den Unleraccord abgeschlosucn hatte, in Fallimentzastand 
fieratben war, und demnach, eemüss der Stipulationen diä mit Ersterem abgeschlossenen 
Baurertrags, der neue Unteruebmer das dem ursprünglichen Unternehmer für bereits gefer- 
Ügla Arbeilea Zifcommentl» aa die Paltttmatae dea eralan Umenehniefa in lahltn halta. 

Paria, IS. Angnal im (Bej. cb. dT.) |Sir. 1802. L 968) 

3) Arbeiter; directe Klage gegen den Hauptttbernehmer. 

8. war Hanplnnlernahoiar ifMi Steabahnbaaet; er flbertng einen TImU i» jeefaU- 
■%ea Arbeiten au B. Dieser Uesa einige dieaer ArbeÜen dnrdi F. nnslUirett. 

Da F. keiiip Z.ihliins vnn !>ekou)men konnte, so stellte er eine directe Klage gegen 
A. an, weil dieser als Haupiiintern«'liiiier für die Arbeiten des von dem in Unieraeeor4 ge- 
nommenen B. bestellten F. einzustehen habe. 

Der Cassationshof sprach sich dahin aus , dass dem Arbeiter des unter- 
aceordirten Unternehmers weder eine directe Klage nodi ein Bfflckgrifi gegen 
den Hanptantemefamer zustehe, wenn Dieser an den Unteraccordanten nlcfaCs 
mehr schuldet 

VerMge wiriten nur unter den Contrahenteu (Art. 1165 B. 0. B.); F. bat lüdit mh 
G. »»ntrahirt; nach Art. 1798 ih. haben die l>ei einer Linternehmung angestellien .Arbeiter 
nur dann au Deujenigen, für welchen die Arbeiten gefertigt wurden, ein Kiagerecht, wenn 
nad soweit Dieser bierfar noch etwas an den Ualeniehmer schuldet; G. schuldete aber zur 
Zett 8er Kli«» fSr diese Arbeilen niehls. Selbai bei Stnatsbanien haben 8ie Arbeiter nadi 
dea Decret rom 36. Plnr. II nur das Beebt, die Gelder, welche dem sie bestellenden Onlen> 
nehmer von dem Staat nocli r.uzut kommen, in Beschlag zu legen, können aber nicht 
g^en die Hauptuuternehmer klagen und sie als mit den Unteraccordirten solidarisch rerant- 
wvrtlieh la Anepraeh Belunea. 

Paria, 97. April 1863. (OHa.) (Or. 1868. 1. 9994 



Viertes Kapitel. 
Van der ViOiioerMkmg {BaU ä ehepia). 

Erater Absobnitt 

4 

Ältgemeine Verfügungen. 
(Art 1800—1808.) 
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Zweiter Absdhnitt. 

Vm der einfachen Viehmetälung (Cheftd simple). 
(Art 1804— 1817.) 

Zu Art 1813. 

ADseige an den Gutsherrn. 

In etmin QanlB nadileii der Outtherr und ein Dritter Aaspnicb aaf deo ErHM Mt 
twei Pur OehteD, weMw tw Zdt im Gantautbradis im Betbte 4ei OMrtaamiei {Htih 
lere) waren. 

Jener verlangte, dass der Krlos aus der Uautmasse ausgescliicdcii und, als aus acinoui 
Eigeutliuiua erzie<t, ibin QberJasseu werde, weil die Ocbseu vua ihm liei der Eberrau und 
im Tdditera dei Oantluaiiim veraleUt gewetea leien. 

Die GnUherrachaft sprlebt den Erlfla kraft Eigfnflmiiis* « eretti kraß Voraugarecbts 

ror sieb au^scliilesslich an, weil jene Ochsen zur Frgfmzuiig dM VOO ibr dem Picbler bttim 

Pachtabs hl US 3 üborgebcnen eisornen Viehs gciient haben. 

Es wurde zu Guubteii der Gutsherrschaft entschieden. 

Bei dem ZusaiuiuentreOeu dieser beiderlei Rechte muss nach Art. 1813 und 2102 B. 
G. B. das Beeht des DrilMi dem der Verpiebterio weicbeo, weil imlerlmen «ardt, Ibr 
die Verttelivng mher anunigen , und daran vermag aneb dar Umataad niohia ra Indara, 

dnss die in Anspruch genouiinenen Ochsen nicht an den Pächter, sondern an dessen Ehe- 
frau und Töchter verstellt »ewesen sein sollen, weil das Vieh in dem Stalle des Pacbtera 
einge.stelit und von ihm zur Bebauung des Pacbtguta benOttt worden ist, was der Verstel- 
ler naeb den ihn bakaaaien Verhiltaiaaan dea PSchtan and aelner Faadlie «raaale, daher 
ea andi obna- Erheblichkeit bt, dase er den VerätcIlongaTartrag aus Voiaicbt niabi mit dam 
PSebler unmittelbar, sondern mit dessen FamilienaugeliOrigcn abschloaa. 
>1 au übe im, 6. Üctober 1663. (Annal. 18t>3. S. 267.) 

Dritter Absohnitt. 

Von der halbtheilUjen Yiehverslellung. 
(Art 1818 — 1820.; 

Vierter Abschnitt. 
Yen der YiehcerskUung an den Zins- oder TAeilpächter. 

§. 1, Vm der fielifsnleilng •■ Un liii|ickter. 

(Art 1821—1826.) 

§. 2. Vm der Viehrentellang an dea TkcUbiaer. 
(Art 1827 — 1830.) 

Fünfter Abschnitt. 

. Van der uneigentlieken ViehoereklHmg. 
(Art 1831.) 
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Neunter Titel. 

Von den Geseilscliai'ts-yertr&gen. 



Erstes Kapitel« 

Allgemeine Verfügungen. 
(Alt 1832 — 1834.) 

Zu Art 18St. 

Participation zum Verkauf von Immobilien; Eigenthum an 
diesen Immobilien; Legalbypotheke der Ehefrau des Ge- 
sellschafters; Resiliation; Wirkung des Falliments eines 
Gesellschafters. 

D. hatte 1805 mehrere Liegenactiaftea vüq L and C. gekauft und nachmals 1856 mit 
R. «ia« FntidpatioM-GflMlIidwfl in d«r Art al^ddoiMa, ian N. b«fliiiiiDl» Zahlungen, 
namentlich zur fiericlitigang des PreitM der erkauften Liegenschaften leisten, dagegen 
einen bestimmten Antheil des bei dem später ron D. als Administrator Jcr Gesellschaft 
an beth&tigenden Wiederverkauf der Liegenschaften crlialten solle. Da N. die Zahlungen, 
welebe er als GeseUacfaafler xa leisten hatte, nicht berichtigen konnte, so kam er mit D. 
Un JobI 1857 flberehi, iaee die Oeseilecliaft anljialBet eein, dagegen D. die von N. nur 
Erlangung der von ihm zu bethätigcnden Zahlungen ausgestellten Wechsel einlösen solle. 
Im Jahr 1858 wurde N. als fallirt erklärt und der Ausbruch des Falliments auf den März 
1857 lurQckdatirt. Die Ehefrau des N., indem sie behauptete, dass zufolge jeues Gesell- 
adnAa-Vertraga die wieder xa Terkanfoiden Liegensdiaften Hftaigenliram ihrei MaBaea 
geworden iden, Terlangte in einer gegen D. und den Syndiken der FalUtmasse ihrea Man- 
ne« angestellten KIan;e -He Licitation dieser Iinmobilien , nin finrauf die ihr gegen ihren 
Ehemann zustehende Leitalhypotheke für ihre Ersatzansprüche geltend machen zu können. 
Der erwibnte Syodik aber verlangte die Vernichtung der freiwilligen Resolution vom Juni 
1857 ala efner nach Ansimieb des FalUnenls gelelalelea, nach Art 444 n. 446 (nun 448 
u. 447) des H. 0. B. ungflltigen Zahlung. Durch AppellurthGtl wurde aowoU die Klage 
der Ehefrau N. , als jene des Syndiken als nn^eerOndct verworfen. 

Der Cassationsrccurs der Ehefrau N. gegen dieses Urtheil wurde, so- 
weit er 1) die Klage der Ehefrau betraf, um desswillen verworfen, weil der 
Ehemann N. niemals Eigenthümer der in Rede stehenden Liegenschaften 
gewesen sei, mithin die Eegalhypotheke der Ehefrau sich nicht auf diesel- 
ben erstrecken könne, soweit er aber 2) gegen die Vernichtung der Verein- 
banmg vom Jnni 1857 geriditet war, deshalb, weil nur der Syndik das 
Beeht gehabt habe, diese Vemichtong auf Grund der Art 444 und 446 dt 
»1 begehren, auch die Klage von ihm wirUich erhoben, vom Gerichte jedoch 
abgewiesen und hiergegen von ihm kein Becurs ergriffen worden sei, und 
die Ehefrau N. aber nicht befugt erscheine , das gegen den Syndiken er- 
lassene Urtheil mit Gassation anzugreifen. 

Paris, 17. JoU 1861. (Itej.) (J. d. P. 1862. S. 1».) 

Zu Art. 1839 o f. 

1) Gesellschaft, anonyme; gegenseitige Versicherung; 

Klagerecht des Directors. 

02 
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Haben sich SchifTleutc , ohne die Absicht einen Gewinn zu ziehen oder 
zu speculiren, miteinander vergesellschaftet, um die durch die Gefahren der 
Schififahrt Einem oder dem Andern von ihnen drohenden Verluste gemein- 
schaftlich zu tragen , wurden zu dem Behufe von ihnen Einschüsse zu einem 
gemeinschutüichen (iruiidstock zusammengeschossen und verabredet, dass das 
etwa Fehlende durch ausserordentliche Zuschüsse jener Schitier gedeckt wer- 
den solle , haben also die Gesellschafter persönlich über das Gesellschafts- 
Kapital hinaos zn haften, so liegt hier keine anonyme GesellBcliaft vor, die 
nur durch die staatlidie Oendimigung ihre ig«afa»n» erhilt, Bondem eine ge* 
wöhnlicfae Gesellschaft, die ?on den durch die OeseUschafter als ihren Man- 
dataren bestellten Directoren repriscotirt wird and ftlr welche diese Direc- 
toren klagen kdnnen. (Art 1882 B. G. B. , Art. 29 and 37 H. Q. 6.) 
Paris, 8. DMamber 18G2. (BeJ. eh. dv4 (Sir. 1863. t 128.) 

2) Klage auf Thetlnng eines von drei Gemeinden, welche in 
einem Schnlverbande zusammentraten, gemeinschaftlich 
errichteten Schulgebändes nach Austritt einer dieser Ge- 
meinden aus dem Schulverbande. 

Haben drei zu einem Schalverbaude vereinigte Gemeinden auf gemein- 
schaftliehe Kosten ^ Schnlgebände errichtet in der aus dem Inhalt des swi- 
schen ihnen deshalb abgeschlossenen Vertrags hervorgehenden Absicht, dass 
dieses Gebäude den Schnlswedcen so lange gewidmet bleiben solle, als es 
von allen drei Gemebden oder andi nur von emer derselben als Schule be- 
nutzt werde, und es tritt eme der Gemeinden aus dem Schnlverbande, so 
kann dieselbe nicht sofort , sondern erst dann auf Theilung jenes Gd)äudes 
klagen, wenn auch die anderen es nidit mehr als Schule benutzen. 

Ea bändelt «ich hier allerdings von eioem Mlteigentbain , welches den Gnintl sei- 
ner Entstebuug in einer Ve rein bar uug bat; hinsichtlich der verMcbiodeneo Arieo, wi« 
Sltteigentbum vertragflinässig eutstehen, Torwaltet, aurgeiöst uad getlidlt wartailBB, hat 
jadoch daa B. 0. B. ea bat dan allgaaiänan geaaidielian Begalo balasian, aad aar dao Sa* 
eiet&M- Vertrag, worunter es nach der Definition des Art. 1832 einen Contract versteht, wo- 
durch mehrere Personen Qbereinlionimen , irgend eine Sache geiueinschafilich zu machen in 
der Absiebt, den hieraus resuUirendcu Vortbeil tu tbeiien, als eine specißscbe, bMOodere 
Bagaln arhdselMnda ÄH dar variragaaiarigan Erwarbong von MitiigentlniD dvnh apadaUa 
VerfOgungen rcgulirt; schon hieraus folgt, dasa die Grundsätze des Qeaetlaebafts-Verirags 
nicht unbedingt fflr jede Art vertragsm&ssig entstandenen Mitt'ijciilfiiiins maassgcbend sind, 
sondern dass sie auf ein Verh&ltniss, wie das vorliegende, wo niclit die Gewinnung eines 
Vortheils, sondern ein höbarea ntoralisohes und geboteues luterease mit gemeioscbafUieheo 
llittda aagailrabt ««da, nr {Mofam Aairaiidvng Ondan köimaii, ala aia iluraa CMala nach 
auch auf ein solchea VarbillDiaa aulraffan und ein nothwaadigar Aotfliua der raebtlidMa 
Natur des Miteigontbums sind. 

Wenn nun selbst bei Erwerbs-Geseilschaften der Art 1844 B. G. B., in Ermangelung 
einer desfallsigea besonderen Verabredung, da, wo es sieb TOn AuafBbrung einer ihrer 
Dbmt aaah bagraaiieB AngalageiilMU baadalt, dia Dauer daa Saatetita-Veitaadaa gaialalieh 
dahin feststellt, dass dia Oasellschaft als fOr die gansa Zeit, welche zur Erledigung dieser 
Angelegenheit erforderlich ist, geschlossen angesehen werden solle, wenn der Art. 1865 ib. 
daa Ende der Societ&t erst mit der Beendigung des Gescb&fias einticten laset, und wenn, 
wie der Art. 1869 «vkaniiaB Uni, daa ainieitige freiwillige AMiebeiden aiaea dar Qaaall- 
aahaflar ans aiddian SaeialüeD, walcbe auf bestimmte Ze<l «dar fOr eine beatimrola Aiga» 
legenbeit eingegangen worden, nicht zuläsig ist, so kann um so weniger bei einem Verhält- 
nisse, wie das untergebene, davon die Rede sein, dass die fragliche Vereinbarung auf einer 
uAerlaubtea, durch imperative Geaetae reprobirtea Grundlage beruhe; nur eine Gouventioa 
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Im lahallt, dns eine Theilong des gemeinschaAlicben Sdmlgebiades niemals ond unter 
keinen üinnUnd^n Terlangt werden knnne, hätte mit der prohibitlrcn Yortchriß des Art. 
815 resp. de« Art. 1812 B. G. B. im W'idergprueh gestaudenj hierbei wQrde es auch kei-> 
Den UalertebM ganiMlit babra, data die UDtliailbarkelt nlcM alwa durch aina baiondara 
Verabredang, sonden aAoa ia dan Yailrafa adbat, walebir dia Oamainsdiaft bagrtndala^ 
alipal iH worden wäre. 

Berlin, 21. October 1862. (Hej.) Gemeiode Glehn g. die Gemeiadeo Grefrath und 
Holzheim. (K A. 57. IL 83.) 

Zo Art. 1838. 

1) Wechsel-Agentur; Nichtigkeit der zur Betreibung dersel- 

ben mit einem Dritten abgeschlossenen Gesellschaft. 

Bis zu dem in Frankreich erschienenen modificirenden Gesetze vom 2. 
Juli 1862 konnte das Gericht, ohne die Bestimmungen des B. G. B. zu ver- 
letzen, die zwischen einem Weclisel- Agenten und einem Dritten zur Betrei- 
bung seiner Wechsel-Agentur abgeschlossene Gesellschaft als der öffentlichen 
Ordnong zawiderlaufeDd Terniehteii. 

Die GeeetzgeLuog gestattete früher eine solche Gesellsehaft nicht förmlich, die Juris- 
pnideoa «rkUfta aia abar ala nngültig, wail aia ntt daa dam Wadiial-Ageataa obliagaadaD 
VerpOichhingen und mit dem wesentlich persfinlicban Chaiakt«' atfaaa Mandataa mraniii- 
barUch ist. (Art. 0, 1131 und 113.3 B. G. B ) 

Wird die Gesellschaft vernichtet, so hat, ungeachtet des fraoiOsischen Speeialgesetxes 
van 98. April 1816, nicht der Finanuüniater, sondern aasaahUaialidi das Gerieht den Werth 
dar WacM-Agaatar ftsttvialaso, vm m bastinaMii, waldm Aatbail Jadan dar TbaU^ 
haber an diesem gemelnscbaftUaliaii K^Hal dar swlaehaa Ibaaa varbv baliidi bailBBdaa«n 
Gaaellscbafi zugut kommt. 

Paris, 29. Juni 1863. (Bej ) (Sir. 1863. I. 493.) 

2) Gegellschaft mit einem Wechsel- Agenten snr Betreibung 

der Agentur. 

Ueberlisst ein Weehael -Agent «nem Dritten jAhrlich die Ertrignisse 
seines Geschäftes, wogegen dieser die nur Betreibung der Agentur nothweo- 
digen Kosten in Gegenrechnung zu bringen hat, so muss dieses Verhältniss 
nicht als eine zur Betreibung der Agentur zwischen Beiden abgeschlossene 
Gesellschaft angesehen werden und erscheint daher nicht als eine nach den 
einschlägigen Grundsätzen verbotene Gesellschaft. 

Paris, 2 Juli 1861. (Bej.) (Sir. 1861. I. 717.) 

3) Gcsell.schaft; unerlaubter Gegenstand; Vernichtung. 
S. ua Art. 1131 & a B. OrtbaU (BrfliaaO«vopi 88. Jannar 1850. 

4) Gesellschaft; MobiliarTerkauf des Mitgesellschafters 

an die Gesellschaft; Einschuss. 

& sa Ali 1888 B. O. B. Urthatt (Brfliaal) m IL Baaaite 1868. 

5) Gesellschaft; Einbringen; Verkauf von Mobilien. 

Wenn bei der Bildung einer GesellschaA einige der Gesellschafter ihre Becbte und 
▼artbeOa aua ainan BaaaUaaw, dar Ibnan dta Aoafthnuig offealUoliar AtbaHan ttbartnig^ 
an die Oesellsdiall anlar der Badiagmig abiralan, dass ihnen die flaaallMliaH alla Eatltm 

der Schreibstabe und sonstige Auslagen, evaluirt zu 100,000 Frcs., ersetza, iO ilt dat aisli| 
ala ein Einbringen, sondern als ein Verkauf von Mobilien zu betrachten. 

Ein Einbringen liegt nur daon ror , wenn dar Qeaellscbafler fOr seine Sache einen An- 
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theO KD der Gesellfcfaaf^ erbiJt; wird ihm digagta eine flInHtnnimo boftUl, m «riiill m 
dieM als Qi&abiger und nicht alt Actionär. 

Braii«l, IL DcoHBber 1802. (Rej ) (Paaier. 1863. I. 146.) 

Zu Art. 1883 uod IS4&. 

Commandit-OeselUcbaft; Nichtigkeit; Wechsel des Comman- 
ditArs so GuiiBteii eines Dritten sur Bestreitung des Ein- 
sehasses. 

Di* switdien ien WedMl-Agwlen H. «nd A. mr gtn^MdialllidWB "BtMIhmg imr 

W«ebMl- Agentur abgescblosseoe Commanditgcsellschaft wurde ipSlir tevdi Drtheil alt 
unerlaubt vernichtet. Bei Abschluss der Gesellschaft hatte der Couimandilär A., um sich die 
tu leineiD Einscbuss in die GeselJacbaft nöthigen Gelder zu schafTeo , von B. S0,000 Frcs. 
•BdiebM und hierfür demaelbra einen Weehtel ausgestellt, welchem H. tein Aval beifilgte. 

VadidMi dia Getellidiall Twnidkl«! »ordan mr, klagte B. gegM tai Uqaidalor im- 
tdbao auf Zahlung jenes Wechsels, welcher seinerseits eine BQdiklage gegen A. erhob. 

Die Hauptklage des B. und die Garantieklage gegen A. sind als gegrün- 
det anzusehen, da B. das Geld richti<j; dargeliehen und daher zufolge des 
Wechsels an seinen Schuldner A. und dessen solidarischen Bürgen (aval) H. 
eine Forderung im Betrag des Wechsels zu machen hat, wogegen dem Bür- 
gen , wenn er zur Zahlung angehalten wird , sein Kückgriff gegen den Haupt- 
schuldner zusteht. 

DBarbablidi iat es, wena die iargetiehene SoBne als EinseboM des A. in die Geaell- 
eebalMuMie etagafloiMii md die fleeelleehift epiler alt meriaid»! vvttMbM «ordea iai; deu 

die Zeichnung des Wechsels hing mit der geiellachaftlicben Cebercinkunft nicht zusaounea. 

War auch die Gesellschaft von Ursprung an nichtig . so hat sie docli , da sie liagere 
Zeit hindurch daa«rl«f zwisobeu den Gesellschaftern Verbiliuisse geaebaffeni welche es ootb- 
wendig inaehen, daae die BeeUe vH IntarieMn der GeeeHeehifter iBr die VergaogeftlMil 
lignUrl «erdao, ud hierbei bietet der Geaelleehalle?ennic Ae hüllgele CtrMdiese; da aber 
nach diesem A. den Einschuss, selbst nach Auflösung der Gesellschaft, xur Liquidirung ftlr 
die Vergangenheit zu leisten bat, so knnn jedenfalls die Gültigkeit des Wechsels und dessen 
Einsiehen in die Geseilschaftskasse nicht beaustandet werden, da A. durch dessen Auastel- 
Ing eidi die MÜlel veradafll hatte, dea von ihai xa leieteadca Eimchaii sn beaMea. 

Parit, 14. Aagaet 1862. (BsJ.) ißr. 1863. f. 1974 > 

Zu Art. 1834. 
Schriftiichkeit des OesellschaftSTertrags. 

Die scfarifilidie Fsssong des OesellsdiaftsYertngs ist kdn ErÜordenuss 
seiner QfllÜgfceit, sondern es ist nor in Besng anf den Beweis desselben der 
Zeilgenbeweis aasgesdilossen. 

Der Art 1834 B. Q, B. enthllt nur eine Anwendung der Vorschrift de« Art. 1341 ib. 
auf GesellschaflsvertrSire . mit der näheren Bestimmung, dass dabei der Werth des Gesell- 
schafta-Einbringe ns für die Zul&ssigkeit oder Unzulässigkeit des Zeugeabeweises (and 
aacii Art. 1358 B. 0. B. aleo aaeli dee Veraafbaagebeweiiea) den HaaMiab gebe. 
Mannheim, 18. Januar 1839. (Oberhofg. Jahrb. 183^.39. S. 302,) 
Maaaheia, 21. Oclober 18U. (Oberhofg. Jahrb. 1844. 8. 484j 



Zweites HupIteL 

Von den verschiedenen Arien vom Oeselieekaflen. 

(Art 1835.) 
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Snter Aluefanltt 

Kofi den universellen Gesellschaf tm. 
(Art. 1836 — 1840.) 

Zweiter Abeohnitt 

Vm der particularen GesdUekafl. 
(Art 1841 — 1842.) 



Drittes Hapltei. 

Tom den VerhMUMeUm der Qe^eUtchafter unter sich tmd 

gegen DrWe. 

Erster Atwehiiitt. 

Km Ilm VerbinaiekkeUen dtr GeseOsekafler wUer tkh. 

(Art. 1843 — 1861.) 

Zu Art 1845 and 1846. 

Gesellschafter; Verantwortlichkeit, wenn dem eininbringen- 
den Immöbel ein Fl&cbenraam von mehr als ein Zwaatig- 

8tel fehlt. 

8. za Art. 1619 B. 6. B. Urtheil (Parit) vom 14. Jwiuur 1862. 

Zo Art. 1846. 

Verzinslichkeit des Einbringens der Gesellschafter. 

Wird eine Commanditgesellschaft auf Actien wegen Nichtbeobachtung der 
gesetzlichen Vorschriften vernichtet und demgemäss ein Gesellschafter schul- 
dig erkannt, den Rest der von ihm gezeichneten Actien i'n die Masse der 
Gesellschaft zur Deckung ihrer Gläubiger nachzuzahlen, so ist dieser Ge- 
sellschafter auch zu verurtheilen , diesen Restbetrag vom Tage an, wo er 
die Actien nach den Statuten der Gesellschaft einzuzahlen gehabt hatte, und 
nicht erst vom Tage der Klage zu verzinsen. 

Parti, 6. Ai«vtt 1801 (Itoj. cli. dv.) (Sir. 1882. L 783.) 

Zu Art. 18«. 

1) Ueber nähme einer V er bindlichkeit von Seiten eines Gesell- 
schafters im Interesse des Mitgeselischafters; Anspruch 
auf Einzahl ung des Beitrags des Mitgeselischafters; 
CessioB. 

D«r Art. 1852 B. G. B. spricht sieb aber den Inhalt der Klage, welche hiernach einea 
Onnlliciliiliir wtgaa tbttt !■ hdtrtub dtr Oiiolhcllift *'"****^H<ii TfluMniliflliMt imiolii, 
gar nicht an«; liMilbe kam aacli blot uf Ubmtfoii gwldilel «md notor IMIata gt* 
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Wenn daher A. in eignem Namen, jedodi mit fflr den B., als seinen 
Gesellschafter, ein ImmSbel bei einer Zwangsversteigerung aogesteigt und 
die Verbindlichkeit, den ganzen Steigpreis zu bezahlen, übernommen, dem- 
gemSss seinen Antheil, nicht aber auch jenen seines Gesellschafters B. be- 
zahlt hat, so kann weder A. noch sein Cessionar C. gegen B, auf pjnzah- 
lung des diesem Letzteren zur Last fallenden Kaufpreis-Antheils klagen. 

Der Richter kann dies» Klage abweisen, wenn er sieb aus den Stipulationen des Oe- 
MllidialliTttrlragt waä ans dem Unstanile, laM, to lange der Antteigemngtprtii niebl 
gam bezahlt iet, das lonnöbel mit dem privilegiam Tendlloris behaftet bleibt, Obeneogl, 
dasB in concreto icr Gescilscharter B. nicht verlxinlen erscheint, an den Mitgesellsehafier 
A. seUist Zahlung zu leisten, bevor dieser die für beide Qbernonmiene Verbindlichkeit er- 
füllt liat. Ein Cassationsrecura gegeu diese EatsciieMung ist ebenso unzul&ssig als unbe- 
grflDdelk 

DarmtUdI, 16. Mal 1851. (BeJ.) Kelleraanii g. Mayer. (Emmerl. 1854. & 38.) 

2) Ersatzforderung der Gesellschafter; Ankauf eines 

Antheils. 

In einer QesellscliaA von 5 Personen, zu je V» Antheil an Gewinn und Verlust, trennte 
sich mit Zustimmong der Obrigen Gesellschafter ein Tbeilnehmer A., welchem seine 
Ehilage mit diner AbAadnigaaanunt sulldtbeialiM wurde. Bei der Meli Telleadiuig dee 
Geschäft« erfolgenden Tbcilang des erzielten Gewinns Terlangten nun die drei KUger gleiche 
Antheile mit dem Beklagten, während dieser ^ 5 des ganzen Ergebnisses in Aoepmch nahm, 
weil er die Abfindung dee A. abernoinmen und dafür in deaaen Oesellicbafliaiitheil neben 
den aeinigen eingetreten ael* 

Dem Klagebegehren iet elallaageben. Die bloeae Tbalaadie der Abftndong 
des A. durch den Beklagten, ohne die ausdrOckltche oder stillschweigende Uebereinkunft 
unter den übrig gebliebenen Gesellschaftern, dass an der durch den Austritt des A. nach 
Art. 1S6Ö Nr. ö B. G. B. rechtlich aufgelüsten, aber factisch von den Tier fibrigen fort- 
geeeteten Oeaelleehaft der Beklagte za >/» und die Kliger je in Vs participino aeUe, Iura 
Erateren nicht berechtigen , in die Stelle und den Airtbeil des A. einzutreten , sondern er 
bat (Art. 1852 ib.) nur dasjenige zuröckiurordern , was er für Rechnung, beziehungsweise 
filr den Vortheil der Gesellschaft zur Abßudung jenes Gesellschafters auagelegt hat. 

Mannheim.... 1850. (Oberhofg. Jahrb. 1840/80. 8. 411.) 

3) Ersatzforderang der Gesellschafter; Natur der 

Zahlungen. 

Die itu Art. 1852 B. Q. B. bezeichneten Summen, VerbindUebkeUen und Gefahren, fBr 
welche dem Gesellschafter ein Klagerecht gegen die Gesellschaft gegeben ist, müssen für 
den Gesellscbafter auf solche Weise entstanden sein, daas er, abgesehen Ton seiner Ein- 
lege, dieee Anlagen gemacht, Varbindlidikeilea nd Gefahren Obemommen bat, ebM daee 
jeder weitere Geaellaehafler ia der gleiehea Lage endMlal, daaa «ÜUa die OeeeHeeha> 
durch die besondere Tb&tigkeit eines Gesellschafters Yortheile erhielt, die ihr sonst nicht 
XU Theil geworden wären, und für welche dem betreffenden Gesellschafter, um ihn vor 
Schaden zu bewahren (arg. Art. 1375, 1993 u. f. ib ) Ersatz geleistet werden muss. 

Es kann deshalb der Gesellschafter, wenn keine Einlagen der Einzelnen 
in eine gemeinschaftliche Kasse geflossen, sondern nur (in concr. zu einem 
gemeiosamen Kurcbenliau) Zusagen von Lieferungen, Stellung der Arheiler 
u. 8. w. g«niafihl wurden, seine Zihlungen, Lastungen, LMÜBrungen von 
den andern nicht ersetzt verlangen. 

Seine desfallaigen AnaprOehe fallen nicht unter Art. 1888| aendern charakleriairen aidi 
als Einbringen und werden nur durch daa OeeeUaebaflavemidgeo bei eiaer Aaaaeheidwig 

der Antheile an demselben ausgeglichen. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. 1851. S. 256.) 
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Za Art 18SS. 

1) Gesellschaft; ungleiche Einschüsse; fierechnung des 

Verlustes. 

Haben zwei Personen, A. uod B., lu commerciellen UDlerneliiuuogeo eine GaaelJtchaft 
«bgeichloMen, in wtldwr A. VlflOO FN«., B. aOUOOO Frm, ünaaMun» Inn», mni wni» 
te OcteUaduftiverlnig ftipnUH, ten J«der tnr Hüfte Gewlia «od Vmliitl m Iragm habe» 
ae laaa daa Geiidil erkennen : 

Dass, wenn sich bei Liquidation der Gesellschaft ergibt, dass die £in- 
scbQsse gänzlich vorloren gingen. B. , welcher 10,000 Frcs. mehr einge- 
schossen hatte, wegen der Hälfte dieses Betrags keinen Rückanspruch an 

A. zu machen habe, da der Gcsellschaftsvertrag nicht bestimmte, dass im 
Falle des gänzlichen Verlustes der Einschüsse B. gegen A. den Unterschied 
zwischen den Einschüssen fordern könne. 

Die CasMtton gegen ein Urtheil, welches dieses eaMMi wsrde Tenvorfen, weil das 
Oeriebt nur daa üebereinkommen der Parikien ioterpretirt and ugewendet^ ond kein Oeaeix 
Terleixt habe. 

Paria, 27. Min 1861. (Rej. ch. civ ) (J. d. P. 1861. S. iU.) 

2) Antheil im Gewinn. 

Wenn ein OeaeHachnfter, der dem andern GeseUschafter Redmnng m 
stellen Temrtheilt ist , die Stellung dieser Becfanong vaAet dem Yonrande, 
dass er keine Papiere mehr besitze, versiert, so kann er nach Art. 1142 

B. G. B. zwar auf Entschädigung belangt werden, allein die durch die 
blosse Thatsache, dass der Rechnungspflichtige für Lieferungen oder Verkäufe 
der Gesellschaft gewisse Beträge eingenommen habe , kann gegen ihn eine 
Klage, dass er dem andern Gesellschafter die seinem Gesellschaftsantheil 
entsprechende Hälfte dieser Einnahmen, soweit er sie nicht durch nach- 
gewiesene Ausgaben für die Gesellschaft zu compensireu vermöge, heraus- 
bezahle, nicht begrüudet werden. 

Oaan, daia der Leiitere den feetgesetitai Antheil an GeaeUeehaflsTeraiögen rerlangea 
kflone, iai noeh der Bewda der weileren Thaliaefee eilbiderlicb , dass er aaeb den enU 
aprechenden Theil der Einlagen, woiana Jene v^aallen oder geUefertoa GegeniMbiide aa> 
getchafli wurden, gemacht habe. 

Mannbeiu, 24. Januar 1S40. (Oberhorg. Jahrb. 1840/41. S. 114.) 

Zu Art 

1) Gesellschaft; Darleihen. 

M. schoss iiacb Inhalt eines GeseUscbaflerertrags in die OeseUsebaft eine Beihe von 
Aatfea der Geaelladnft ein, und aoUte hienroa um Vevaae dfo jlhrBdMB Zfaiien und tiHH 
ceeeire die Actien al pari ausbezahlt wliallen, degegeo keioen Aufraeli aof den Gewins 

oder Verlust der Gesellschaft haben. 

Nach diesem Vertrage erscheint M. hinsichtlich dieses Einschusses nicht 
als Gesellschafter, sondern als Darleiher gegen Zinsen. Zum Wesen des 
Gesellschaftsvertrags gehört, dass der Gesellschafter am Gewinn und Verlust 
Theil nehme , was in concreto nicht der Fall ist 

Paris, 30. Juli 1861. (Rej.) (Sir. 1861. I. 789.) 

2) Gesellschaft; Darleihen, wucherisches. 

C. lieh dem L. znm Zwecke des Ankaafs einer Schlächterei, welche C. betreiben wollte, 
eine SamoM top 30^000 Frca; dieae Somoe eoUte h. nebst Zinaen xo 6% an C. sorQek» 
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bezahlen nod Letilartm MMordim in jti«m F«Ue ein» f«ite Ptrioie v«b 6O0O Vtm. «Dl- 

richten. 

Dioser Vertrag, dessen wahrer Charakter von dem Gerichte, ohne Rtlclc- 
sicht auf die von den Contrahcnten beliebte Benennung, zu ermitteln ist, 
stellt sich nicht als ein Gosellscliaftävertrag, sondern als ein Darleihen mit 
Festsetzung wucherischer Zinsen dar. 

C gab nur «in Kapital bar, war aber keio 6aiellaebafl«r, <a er waler an dem Ge- 
winne , noch an den Verlusten jener Schlfichierei Hmü ni neboen belle; die tsgeiagle 
PrSmic stellt sieb aber als ein wncheriscber Zins dar. 

Paria, 16. Juni 1863. (Caaa.) (Sir. 1863. l. 334.) 

Zu Art 1856. 

1) Gesellschaft; Verwaltungsrechte des Erben eines Mit- 
gesellschafters nach dessen Tod. 

In einem Gesellschaftsvertrage kann reclitsgültig festgesetzt werden, dass 
das den Gründern der Gesellschaft vorbehaltene Recht, bei der Verwaltung 
der Gesellschaft zu concurriren, beim Tode eines jeden der Gründer mit 
der Eigensduift alfl GBBelbehaiUr waf dessen Erben nbergdw. 

Die Verftgnng dee Art 9003 B. 0. B., wenaeb dae Mandel mll dem Tode dee Maa- 

datars sich cndi<;k, ist nSrolich nicht abaolnt; sie verbielel nlebl, tu stipuliren. daae nadi 

dem Ableben des Mandatars das Mandat von dpssr>n Frben forlgesetzt werden kann und 
soll; diese Stipulation läuft nicht den guten Sitten oder der öfientlichen Ordnung zuwider. 
Um eo mehr maea tieaec bexflgltdi der Ermichtigang, bei der Verwaltung einer Geaelledufl 
sa eoneorriren, anerbaaat werdea, da gensdee Art 1869 ond 1868 Ib. die Coatfaheatea 

hinsichtlich der Verwaltung der Gesellschaft ganz nach Beliehen sich vereinbaren können; 
haben sie hinsichtlich dieses Punktes kein »;p»>riei!es Uebereinkommen getroffen, so sind nie 
so anzusehen, als ob sie sich gegenseitig die Befugniss zu verwalten gegeben bitten , und 
dieee an die Qoelitll ale GeaeHaebaflter geknapfte Befngniss gebt ia den Falle, wo süpulirt 
wnrde, dass beim Tode des einen Gesellschal^rs die GesellachaA mit deeeea Erbea fortdaaem 
eoll, mit der Qualität als Gesellschafter auf den Erben über. 
Brüssel, 23. MEn 1860. (Kej) (Pasicr. 1860. I. 211) 

2) Commanditgesellschaft; Revocation des Geranten. 

Wurde bei einer Ck>mmanditigesellschaft auf Actien der Gerant mcht 
durch die Gesellscbaftsstatuten, sondern doreh spftteren Bescbluss der Ge- 
neralversammlung der Actionäre ernannt, so kann er wegen VemachMssigang 
seiner Obliegenheiten revocirt werden. 

Nach Art. 1856 B. G. B. kann er nur als Mandatar der Qeeelleebaft angesehen werden. 

Paria, 28. April 1863. (Kej.) (Sir. 1863. I. 383.) 
' Cfr. Gilbert m Art. 23 - M B. G. B. Nr. 46 a. f. 

Zu Art. i8*S6 und 1871. 

Commanditgesellschaft auf Actien; Recht des Verwalttings- 
rathes der Actionäre, den Geranten zn revociren; Folge 
der Revocation. 

A. Wenn die ersten Statuten der Gesellschaft dem Verwaltungsrath eine 
Revocation des Geranten nicht gewährten, so kann denselben, in einem 
apiter mit dem Geranten abgeschlossenen Uebereinkommen, eine dahin lau- 
tende Stipulation beigefügt werden. 

F.ine solcho Clauscl kann nicht a's etwas Unerlaubtes, der (ifTentlichen Ordnung oder 
den guieu äiuen Zuwiderlaufendes angesehen werden j deren nachtriglicbe Anfnahme in die 
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8ltMo W ataM mit ton Ajü. 1871 B. 0. B., iio«b mil ta Aa 3S f. B. P. 0. in 

B. Die Bevocation des Gerantoa hat nicht die AnflfiBung der Gesell- 
schaft zur nothwendigen Folge. 

Wurde der Beschluss der Generalversaniiiiliiiig. welcher die Revocation aussprach, vom 
Gerichte aauttllirt, so kano hieraus jedenfalls keine Auflösung der Gesellschaft abgeleitet 
«flrin. ]Me BtroMtfon Uitb in Zustande des Voiadilagat. Bii Mlehffi GMellicbAften 
«ndMint ier Cteranl aar als Mandatar dar GeMllaehaft; dasaea Bafocalion bat kainra Eia- 
laaa aaf das Fortbestehen derselben 

C. Die Uehereinkunft zwischen dem Geranten und dem Verwaltungsrath 
der Gesellschaft einerseits, und einem Dritten andererseits, wonach sich 
der Verwaltungsrath verpflichtete, der Generalversammlung eine Modification 
der Statuten vorzuschlagen , ist nicht gemäss Art. 40 C. d. c. zu publiciren. 

So lange die Generalversammlung den Vorschlag nicht angenommen hat, liegt keine 
MoAttealioB dtr Stalatea, aoodern aar aia Yarspraehea var; abar Mlbii die Anoabraa dnrah 
dia GeoeralTersammlang wira nicht dar PablieatlaB anlarworfai. 

Paria, 9, Ifai 186a (Baj.) (Sir. 186a L 621.) 

Zu Art. 1856 u. f 

Oesellschaft; Liquidation; Zahlung eines Aasstandes an 

einen der Gesellschafter. 

Wurde eine Gesellschaft in Liquidationszustand gesetzt und TOn den 
Gesellschaftern ein Dritter als Liquidator bestellt, so kann während der 
Dauer der Liquidation keiner der Gesellschafter einen Ausstand der Gesell- 
schaft, ja nicht einmal seinen verhältnissmässigen Antheil an demselben 
erheben und daraber entlastende Quittung ertbeüen; nur der Liquidator ist 
hierzu befugt. 

Durch die Versetzung der Gesellschaft iu Liquidzustand und die ßestelluiig eines Liqui- 
daion iat dia GaaellBiAafI nieht gintlieli Tandiwnnden and aiebt an daran Stella aina ga- 
wohnliche Gemeinschaft getreten , an deren zu thcilenden GegenslAnden jeder der froheren 
Gesellschafter einen indivisen Anspruch gellend zu machen hat. Soweit Jicsea dio Erföl- 
Inng der Liqaldationshandlungen nothwendig macht, bleibt dio Gesellschaft noch bestehen. 

Der aufgestellte Liquidator kann nicht in Folge des Willens einer der GMellscbafler 
ravodrt wardaa; iliai alldn atebt daa Badit so, dia AviatiDda dar OaiaUaaball sv arbaban. 

Paria, ». JaU 1863. (Baj) (Sir. 1863. l. 457.) 

Zu Art. 1861. 

Gesellschaft, abgeschlossen mit einem Ehemann; Abrech' 
nung mit demselben, ohne Beiziehung der £rben der £he- 
frau. 

Hat ein Ehemann während bestdiender Gütergemeinschaft mit einem 
Dritten eine Gesellschaft abgeschlossen, wonach Ersterer einziger Gerant 
der Gesellschaft wurde, so kann er nach dem Tode der Ehefrau allein und 
ohne Zuziehung der Erben der Ehefrau die Liquidationen und Abrech- 
nungen, welche jene Gesellschaft nothwendig macht, mit dem Dritten (Mit- 
geseilschafter) allein gültig abschliessen. 

Dieser Milgesellschafter steht mit der Frau und ihren lurben in keinem Vertragsver- 
biltain; ar bat dia Erban dar Frao M wanig ala Mi|gaial]idiaftar attsoarkaanan, wia nadi 
Art 1861 B. G. B. ohne dessen Zustinuaoqg dar Ebanumi aiaaa aadan Mi^eaellidiaflar 
Id dia Ocafliiichaft aafbahman darila. 



t 

83$ Birg »rliclitt a«tftltbit«]i (Art 18» St S). 

Sind die Erben der Frwa noch mindeijilirjg nnd stdiflo nntor der Vor- 

mondschaft des Ehemannes — ihres Vaters — so können sie überdies die 
Rechnanj;, welche ihr Vater hinsichtlich jener Gesellschaft mit dem Mit- 
gesellschaftcr abschloss , auch um desswillen , weil der Vater und Vormund 
als solcher zur Abrechuunfj: hinsichtlich der allein in Rede stehenden Mobiliar- 
rechte l)efugt war, nur noch insoweit anfechten, als dieses der ArL 541 
B. P. 0. gestattet. 

Schloss aber der Ehemanu nach dem Tode seiner Frau in seinem und 
seiner minderjährigen Kinder Namen, ohne Beobachtang der gesetzlichen 
Fonnen (Art 467 B. G. B.)i mit dem MitgeseUschafter einen Vergleidi ah, 
wodareh die Gegellschaftgaasprflche regolirt und abgeseUossen worden, so 
hat derselbe, den Minorennen gegenOber, keine Goltigkeit 

P»rii, 13. NoTwnbw ISSa (Itej.} (J. d. P. 1861. a 491; Sir. I86L I. 881) 

Zweiter Abschnitt. 

Yen dm VerbrntUichlsälm der GeselUehafter begü^ Dritter. 

(Art 1862 — 1864) 



¥lerte» Kapitel. 

Von den verschiedenen Arten der Beendigung der GeseUschaß 

(Art 1865 — 1872.) 

Zu Arl. 1865 Zif. 3. 

Gesellschafts-AnflOsnng durch den Tod. 

Der Art. 1865 Zif. 3 B. G. 6. bezieht sich sowohl auf Gesellschaften von 

anbestimmter, als auf solche von bestimmter Dauer. 

Dm GtMls aiMliI iuHmn Uatenebied «od traf die BesUmmDog, at tkä keiaeiweft 
von idbal Tflnlalil, das» eine Gaidlidiaft dareh dm Tod eiiiM GMdbdnAM Ahr «of- 

gelost gelten solle. Uer Art. 1844 ib. steht nicht im Wege, denn es haben dadurch, wie 
schon die Stellung desselben im Gesetzbuch unter dem Titel „von den Verbindlichkeiten der 
Oeaellschafter unter sich" xeigt, oar die Grenien dieser Verbindlicbkeitea festgesetzt 
w«rd«B woUen, so lange nSehl dar MaiarordairtlMha FiU, waiD Eintr fwt Ann ndl TM 
«bgioge, «inlrelen wflrde. Diese Ausles^ong triA aidi liehl dar Ydrwoif dar Hirt«, da 
das Gesetz (Art I8f>8 ib.) hinraiabaiida Vorkabmqgan galrofläa, diMa Art dar Aaioaing 
giozlicb abzuwenden. 

Mannheim.... (Oberiiofg Jahrb. 1824. S. 167 u. f.) 

Verfügung, Mregfend die HmäeligeieBsehafien. 
(Art. 1876.) 
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Zehnter Titel. 

Von dem Leih- und Barleihvertrag. 

(Art 1874.) 



Erstes Hapltel. 

Fm dem LeOu)ertrag (prU ä möge ou cmmodai). 

Erster Abschnitt. 

Von der Nahir äes Leihoerlrags. 
(Art 1876 — 1879.) 

Zweiter Abschnitt. 

rm den YerHnüUkkdkn des Entleihers, 
(Art 1880—1887.) 

Dritter Abschnitt. 

Vem den VerhMüehkeUen des ÄutMkere. 
(Art. 1888—1801.) 



Zweites Kapitel. 

Von der Darleihe^ 

Erster Abselmitt. 

Von der Natur der Darleihe. 
(Art 1892 — 1897.) 

Zu Art. 1892. 

1) Darleihe; mittelbare Lieferung der Summe. 

Es ist rechtlich gleichgültig, ob die zum Begriffe des Darlehens nach 
Art 1892 B. G. B. erforderliche Ueberlieferung der vertretbaren Sache (in 
concr. der emgekla^cn Geldsumme) durch unmittelbare Baarzahlung an 
den Darleihens-Empfänger geschehen , oder durch Wechsel , welche derselbe 
auf den Darleiher zog, wenn nur die Leistung (Ueberlieferung) wirklich ge- 
macht wurde, sei es durch die Berichtigung der Summe an den Aussteller 
des Wechsels oder an wen sonst auf dessen Ordre. 
MasDheini.... (Annal. 1851. S. 107.) 

2) Hypothekarisches Darleihen; Verbindlichkeit des Schuld- 
ners nach Verlust der verhypothecirten Grundstücke. 

Eine Gemeinde bleibt zur Zahlung einer Ton ihr eingegangenen Darleih* 
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sdmld verpflichtet, wenn sie aach dordi Staatmrtrige ihre GnmdattdM, 
auf wddie die Sdiiild ntioirt wir, Terlorea haben sollte. 

(8. dai Nähere zu dem Decrcle vom 9. Veoderoialre XIIIJ 
Darmitadl, 13. Norwib«' 1843. Gemeinde Htmai g. Frey. 

Zq Art. 18M o. 1803. 

Darleiheoi HinterJegung der entliehenen Summe bei einem 

Dritten. 

Nach eintiiu Uarleibrertrag vom 14. April 18d8 natiui .V. zur AusfQhmg «ioea Bauei 
B. «Um DmMm tob 110i|000 FIret. g^en Hypottake ssf; fn «intn Bmit wvrl« äbar 
beatinml, daaa iat togeliehene Geld eiiutweileo bei eioaa Dritten deponlri anl aueeeaaivt^ 

wie ea nach den auszufahrenden Bauarbeiten erforderlich sei, an A. Terabfoigt werden 
aolle. Das Kapital wunJc so bis auf einen Keat Ton 8000 Frca. von dem Dritten bezahlt 
and Terbaat, ala A. falUrte und deaaen Eigentbum TarioaBart wurde. Ea wurde demgemiaa 
«ia Baagwdaaagt-Yerfalina, in ««Idirai B. sldi nit adaor DarMliafBidaniag IlOyOOO 
Frca. anmeldete, und gemias der fQr dieaen Betrag genommenen Einachreibung der Hypo- 
thek Anweisung fdr dieselbe erhielt. Ein späterer HypotbekAr-Gläabiger des Fallirten (C )eon- 
taatirte diese Collocation, weil jener Vertrag von 1858 nicht eine nnoüttelbar« EigeDtboma- 
Uebarlragung bilde, aondera aar alt VarapredieB dnas Darialbena angaoahan ireidaa kflam. 

Das Gericht erkannte, dass nach dem Acte nicht ein blosaea Darleihen- 
Verspredien vorliege, sondern das Eigenthom der gannn DarlejhBnmme um 
80 gewisser auf A. flbertiagen worden sei, als B. iBr den ganaen Betrag 

Einschreibung genommen und Verfolgungen eingeleitet hatte und auch fortp 
während die Zinsen von der ganzen Summe bezahlt erhielt Die in dem 
Revers bedungene Hinterlegung der angeliebenen Summe bei einem Dritten 
ist nur als eine Garantie zu Gunsten des Gläubigers anzusehen (Art 1893 

B. G. B.). 

Paria, 13. Aqgaal 186^ (Bej.) (Sir. 186Z L 193.) 

Zweiter Absehnltt 

Von dm Verbindlichkeiten des Darleihers. 
(Art. 1898 — 1901.) 

Zu Art. 1899. 

Zahlungszeit; versprochene Naehaiehi 

Dem Darleiher, welcher auf Grund ainar gdmldarkaad» , in welcher eine dr t i a woal» 
Hella AafkOndigaagifHit aaidrfleUiali bedaagaa war, nadi Abhaf diaiar Zeit Klaia 

Zahlung erhob, wurde entgegengehalten, daaa er, um Stundung angegangen, dem Beklagten 
die Zusage gemacht, ihn nicht dringen, vielmehr das Kapital noch stehen laaaen zu wollen. 

Die Einrede wurde verworfen. Daa aua der Sebuldurknnde dem K.läger er- 
wadinna Bedit konnta aar dareh afaa naae baüimnila Uebaraiakaafl bU iaia SaliaMaw 
aufgehoben, reep. abgeändert werden, in der angebliehen Zusage liegt aber gar kaiaa 
bestimmte Uebereinkunft und kein Aufgeben der in der Scbuldurkunde festgesetzten KQn> 
digUDgsfrist , sondern nur die allgemeine Zuaicherang einer Naehaiebt, welche auf daa 
dem KUger zuateheude Recht keinen Einflnsa bat. 

Maanbai».... (ObarhoTg. labib. 184e/5a 8. 49i) 

Zu Art. 1900. 
Bichterliche Zahlungsfrist 

A. ttberiieaa seinen Antheil an einem gemeinadiafUidien Hauae nebat Zobebfirden dem 
UM§u/Mum B., welobar üa PbadaekaUan all abaraahn aa dia AbiaiaagaiaaiBa tob 
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ADO fl.; liM «Iii« btingw, laas dt« ZMmg teeb AnwtUasg ien «inilif 
Ktaftr TOD B. baar zo geseheben habe. 

Nach einem Vierteljahre klagte A. gegen B. auf Zahlung des Kaufpreiies. B. wen- 
det« ein, die Forderung sei noch oicbt yerfallen, weil er noch keinen Käufer fQr Jen« 
liigMMditftaB gvAniMi iHdM. 

Eb erfolgte jedoch «ine Verurtheilimg des Beklagten snr ZiUimg inner- 
halb vier Wochen. 

Durch die angefahrte Vertragsbesttniaiuis wuri« üe jeden KiuTer gesetzlich oblie- 
gende Verbindlichkeit, den Kaufpreis abzutragen, weder aufgehoben noch von irgend einer 
Bedingung abhingig geoiacbt, vielmehr insofern ausdräcklich best&ttgt, als der Beklagte 
eiefa verpflicblet« , den Kaufpreis su bexablen, nnd w«nn dabei gaeagl ward«, dass diea« 
ZahhiDg dvnli Aowoiniig an iei dereiaeligen KiuTer dar fnglieben Ljegewehiile» tn ge- 
•dielMii habe, lo ist durch diese Klausel jedenfklls nur ein Zahlungsmodna feetgeieM, 
keineswegs aber bestimmt worden, «ia?» der Beklagte nur in der angegebenen Weise zur 
Leiatnng der ihm obliegenden Zahlung des Kanfschiilings verbunden sein oder dass der 
Verkaafor, lo lange ala der Weiterrarkaaf der BaaUtttaa aieM erfolgt leia werde, keine 
Zahlnag anzospredien haben MklL Der Beklagte hall« nur niatal aofart sa saldea, aoa* 
dem durAe die Zahlung in einer spStem Zeit leisten, welche, da es an einer ausdrflcklichen 
Fristbestimmung fehlt, arg. Art. 1900 nnd 1901 B. 6. B. dorcb das richterliche £rmes»en 
festzusetzen ist 

Mannhatn, 1«. Min IMa <Aaaa1. IMl. & 40t) 

Zu Arl. 1901. 

Zaklnngstermin-FeBtsetgung; Beschrftnkiing des Artikels 

auf Darleihen. 

8. la Art 1181 B. Q. B. 

Dritter Abschnitt. 

Vm den Verbindlichkeiten des Anleüiers. 
(Art. 1902 — 1904.) 



Drittes Kapitel. 

Von der verzinslichen Darleihe, 
(Art 1905 — 1914.) 

Zu Art. t907. 

1) Zinsfuss; älterer Vertrag. 

Gab Jemand vor Publication des Gesetzes vom 3. September 1807 
einem Andern ein Darleihen und versprach Letzterer dem Ersteren hierbei, 
die dargeliehene Summe mit 6 Procent zu verzinsen, so kann der Sohn und 
Erbe des Darleihers auch nach Publication jenes Gesetzes an den Schuldner, 
der inzwischen die Vormundschaft über den Sohn des verlebten Gläubigers 
führte , bei Ablegung der Vorraundschaftsrechnung , zufolge jenes Verspre- 
chens, sechs Procente von jener Darleihesumme anfordern. 

Dm CkMlt IM & September 1807 kak kaiM rflakwirkMla Kiafl aaf emilnleB Ter- 

(Cfr. das zn Art. 2 B. G. B. Nr. 4) hierOber Gesagt«.) 
Darnetadt, Up Jaoi 1834. (fier^ Loram g. Schreiaar. 
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BflrgerliehM OM^libaek (Art. 1007, 1008, 1912). 



2) Sehriftlichkeit des Zinsengedings. 

Der Vorselirift des Art 1907 Abi. 2 B. G. B. ist Genttge geleistet, wenn 
auch der höhere Betrag nicht in bestimmten Proeenten, sondern in 
dner Banscfasomme (in concr. so, dass der Schuldner für die Ueberlassoog 
eines Kapitels m 7000 fl. jihrlieh eoo fl. an den Glinbiger n benUen 
habe) in der Urkunde ansgedrOckt ist 

Die desfallsige Bestinimang entbilt keine Verschleierung in dem Sinne, dass dadurch 
der Darleihenseiupfünger über das wahre Verhältnis^ seiner Leistung zur Gegenleistung 
get&asoht werden konnte, sondern war ihm das Maass seiner Leistang, welches ihm Qber- 
diM wihrend dtr gunm Owrar im Vartrtgt Jahr für Jahr NndnMl wmia, kkr for 
Aqgao gwlttll. 

HftBiiktiB, 12. Oaeeaber 1854. (Zenta. Mag. 1. & 616; Annal. 18M. & 20.) 

3) Zinsen, wucherische; Gommissionsgebflhren. 

Hatte ein Bsaquiar einem Kaufinann einen bedeutenden Credit eröffiiet 
und wst die Herbeischairung der nöthigen Gelder mit besonderen Schwierig- 
ketten und Risicos verknOpft, so kann das <}eridit dem Banquier, ausser 
den Zinsen zu 6 Voi noch eine Commissionsgebühr von iVs % fOr sehie be> 
sonderen BemQhungen zubilligen; diese Gebühr kann nicht als an wache- 
rischer Zins angesehen werden. 

Paris, 17. Märs 1862. (Bej) (Sir. m2. I 430.) 

4) Darleihen Yor dem B. G. B.; Zinsen, alterum tantum; 

Zinsfuss. 

S. za Art. 2 B G. B. Nr. 41 und 42 Ortbaila (DannaladO von 5. Oaoembar im uad 

(Berlia) Tom 24. Juni 1824. 

Zu Art. 1908. 

1) Quittung über das Kapital; Wirkung. 

Der Art. 1908 B. G. B. stellt eine praesumtio juris et de jure auf und 
lässt somit einen Gegenbeweis der Nichtzahlung nicht zu. 

Dies fuigt aus den Schluss werten: „und bewirkt Eutledigung von denselben.** * 
Mannbeim.... (OberiMTg. Jahrb. 1833. S. 146, vei^U mit Ainal. 1866. 8. S36.) 

2) Quittung über das Kapital; Verzugszinsen. 

Der Art. 1908 B. G. B. findet kciue Anwendung auf Verzugszinsen. 

Die Vermuthung, dass die Zinsen gezahlt seien, kann nur bei bedangenen Zioaea 
denn Sdivldigkalt an und flir aieb atwsar Siratt fat, ainireten, niehl abar bei Vanaga- 
ifaiaaD, sa daran fiatricblimg der Sdinldner aar nntar UnaUndaB and jadanlUla nnr ala- 
dann verbindlich wird, wenn er in Verzug gesetzt war und sie ausdrflcklich gefordert wur- 
den, und welche auf der Schuldigkeit, zu entschädigen, beruhen, die dadorcb nicM altarirl 
wird, dass der Ql&ubiger die xu sp&te Leistung ohne Vorbehalt annahm. 

Mannhaln, 18t9/28. (Obertaofg. Jahrb. 1827/28. & 164, 167; 1833. & 146.) 

Zu Art. 

1) Rentvertrag; Rackforderung des Kapitals wegen Nickt* 
sahlung der Zinsen; verspätetes EeaUnerbieten. 

Der Mmrtng dae Art. IM» B. Ö. B. nnUt i c h aida l ikh va« daa ilgwM« 
Darlehanararlrag nnr dadirah, daaa die dam Schnldnar gegebene Eaptelannne bat das 
Letzteren, nicht aber bei dem Eniaran, «aHm dar Bdinldnar atoht In VnUaif alab brfndü^ 
auflabgafovdeH werden kann. 
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Auf diesen ebueitigen Vertrag ist der Art 1184 ib., «ddier von gegen- 
seitigen Vertrigen spricht, nieht amraodlnr; der Art 1912 Imtpft die Be- 

fugniss, dem Schuldner, welcher mit der Zahlung der Bente in Verzug 
blieb, auf Rückzahlung der Hauptsumme zu verklagen, an den blossen Ab- 
lauf der Zeit von 2 Jahren, begründet also nothwendig aus eigner Kraft 
durch diesen Umstand eine Setzun«? in Verzug, wie sie in sonstigen Fällen 
auf die in den Art. 1139 und 1230 B. G. B. vorgeschriebene Weise zu ge- 
schehen hat. War das Zwangsrecht des Gläubigers einmal erworben , so 
kann es nicht mehr durch ein nachfolgeudes Anerbieten rückgängig gemacht 
werden. 

B«r Hb, 6^ Mai 1830. (Cut.) Arm«nkMM-Goiiiiiiiiloii g. Seyfried. (K. A. tt. IL A. 89.) 
Berlin, 1. Mai 1843. <CUi) Kirehe n K01n f. DtbiM. (K. A. 3ft. a Ift.) 

Dieses letztere ürtheil zieht ferner in Betracht, die Grundsätze *der Art. 1139 a. f. 
Ober den Verzufr des Schuldners könnten hier schon um desswillen nicht Anwendung finden, 
weil sonst an die Steile der im Art 1912 festgesetzten Zeitbestimmung eine andere Frist 
tretMi wflrde, die dai QaMls ddit bewUUgl iMl afld ohne ZenIBraiig teinM ZweckM alelu 
bswiU^M koorte Oer DnleneUeA »wltdieii Bring- ud Holiins kenn in TorKegenden 
Falle nicht in Betracht kommen, weil der Schuldner da, wo es keiner constitutio in moram 
bedürfe, sich nothwendig binnen der licstimmteD Zeit überiren mQssei wenn er der an deren 
Ablauf geknüpften Folge vorbeugen wollte. 

Cfr. Gflbert tn Art 1919 B. e. B. Kr. « v. f. 

2) Leibrente^ Unterbrechung der Verjährung durch 

Bezahlung der Gefälle. 

I. Der Beweis der Zahlung der Gefälle einer Leibrente und der hlCT- 
durch eingetretenen Unterbrechung der Verjährung dieser Bente kann durch 
eine swiscben den Parthieen abgescblosBcn» Oeneralrechnung gefniurt wer- 
den, wenngleidi darin der ZaUong jener QeQÜle keine ansdroddiche Er- 
wihnnog gesdiieht (Art 1912, 3248 and 2262 B. 6. B.). 

n. Kann der Bentseholdner nur nach vorlieiiger InTenogsetsong lum 
Loakaof der Bente wegen Niehtialilttng der GeflUle während zwei Jahren 
gezwungen werden , so liegt eine solche Inverzugsetzung jedenfalls in der 
Hanptklage auf Zahlung der Gefälle und Errichtung eines nenen Titels, oder 
in der Incidentklago auf Zahlung des Kapitals der Rente. 

HI. Wird eine Dotalchcfrau in Folge unterlassener Zahlung der Ge- 
falle zur Rückzahlung des Rentkapitals verurthcilt, so kann sie, sofern sie 
sich erst nach Abschluss des Rentenvertrags verheirathete , für diese Con- 
demnatiou in ihrem Dotalvermögeu verfolgt werden (Art. 155b und 1912 ib.). 
Paris, 29. August 1860. (Rej.) (Sir. 1861. 1. U5) 

3) Leibrente; Zurückford erung; verminderte Sicherheit. 

Wurden zur Sicherheit einer Leibrente mehrere Immobilien eingesetzt, 
aber später veräussert, so kann der Rentgläubiger die Rückzahlung der 
Rente wegen Verminderung der vertragsmässigen Sicherlieit gegen den Reut- 
schuldner aussprechen, wenn dieser nicht vorzieht, die verminderte Sicher- 
heit wieder herzustellen. 

Parit, VtfViiidm laea (Kej.) (Sir. laai. L 867.) 
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BOrgtrIitktf e«i«ttbteli (Art. 1911 v. f.) 



Elfter Titel 

Von der Hioterlegnng and dem Sequester. 



Erstes HapUel. 

Von der Hinterlegung im Allgemeinen und ihren venehiedenen 

Arten, 
(Art 1915 und 1916.) 



Zweites ÜLapitel. 

Von der Widerlegung im eigenäkUun Sinn. 

Elster Abtohiiltt. 

Vm der Natur und dm Wesen des Mnterlegungseertrafs. 

(Art. 1917 — 1920.) 

Zweiter Abeehnitt 

K« der freiwilligen Hinterlegung. 
(Alt. 1921 — 1926.) 

Zu Art. 1991 u. f. 

Depositum; Verantwortlichkeit des Depositars; Zurück- 
lassen von declarirter Waare ia dem Magazin der Zoll- 
behörde. 

\yurde von der Eisenbahngesellschaft ein von ihr transportirtes Packet 
der Zöllbehörde zur Dcclaration und Revision in deren dazu bestimmten 
Schuppen vorgeführt, hier in Gegenwart und unter Hülfeleistung des zoll- 
pflichtigen Adressaten revidirt, demnächst aber in diesem Schuppen auf Lager 
zurückgelassen, so kann unter diesen Umstünden nicht angenommen werden, 
dass die Zollbehörde dieses Packet als Depositarin in Verwahr genommen 
und fUr desseu Sicherheit eiuzusteheu habe. 

Zwar k«no di» Zollb«li9rte in bMtliHBln, Irfer nldit voriiegenden FiUen tnr Mit- 
liehea Bewahrnng von xollbaren 6^«iutiiul«ii gvtelten sein; im vorliegenden FalU bnd 
aber eine Ccbcrgabe an diese Bebördo nicht staU, da der Zollpflichtige bei der Revision inr 
Darlegung der Waare und Leislung der J.ihei erforderten Vorrichtungen vorpllichtct ist. 

Jedeafalls ksnote nur ein ;iwi8cbeu dem Adreasaten und der ZoUbübörde zu Stand 
g«kQiDaieB«r Hbitarlegangt7«rlrag aat jenen ErafgniaMn abgeleital werden , an» im nnr 
der Erstere, nichl aber die Eisenbahngesellsehart, eine Schadensersatiklage gefm 
den Depositar za erheben befugt wire, da naeb Art. 1165 B. G. B. Verliige nnr nntar 
den Contrabenten Wirkoog haben. 
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* 

Die Gesellschaft kann so wenig, wie der Adressat, wenn siedle Waare 
im Schappea zoraddiessen, eine grössere Sicheriieit, als dieser darbot, in 
Anspruch nehmen; dieses Resultat würde selbst dann antreten, wenn ein 
Depositorial-Verhftltniss stattgefunden hUte, da keiner der im Art 1928 ib. 

aufgezählten Ausnahmsfalle vorliegt, mithin nach Art. 1927 die Vertretungs- 
pflicbt nicht weiter ging, als auf die an den eignen Sachen verwendete Sorgfalt 
B«rlU, 16. Mai 18«8. (Can. q. Bav.) EiM&liabii g. Fisoiia. (K. A. 44. ]^ 6&4 

Zu All. 1923. 

Verwaltung eines Vermügens; Befreiung von der 

Rechnungsablage. 

Bestimmte der Erblasser, dass sein ganzer Nachlass einem bestimmten 
Individuum, welches nicht sein Notherbe ist, legirt werde, dass aber bis zu 
einer bestimmten Periode ein Dritter die Nachlassenschaft zu verwalten habe, 
aber von jeder Rechnungsablage befreit sein solle, so verletzt das Gericht 
den Erben nicht, wenn es erkennt, dass dieser Dritte kein Nutzniesser des 
Nachlasses, soudern nur Verwalter desselben, und demnach verbunden sei, 
die ganze Substanz des ihm zur Verwaltung anvertrauten Vermögens 
anszuliefem. 

Bierth iit tngleleh aBsgasproebea, du* Alias, was ainan Thall <Iaa«r Unlvariitaa 
mnnaelit, milbni Alias, was als zu dem venvaltaten Kachlasso gehörig nachgewiesen wer- 
den kann, sei es nun ursprflnglicb mit zur Verwaltung übcrsphcn wor-lcn, oder durch wäh- 
rend der Verwaltung staUgefundenon Wechsel der Gegenstände, in Folge der hier geltenden 
GmiiisStta, als Zugang an dia Stella das Abgangs getreten, mit ausgeliefeH wardan uOssa. 
Diasas «mfasst aber Alles, was der Legatar zu Tordern berechtigt ist. 

Pas Gericht kann nicht prüfen, ob bestinmite Ausstände als bei der Vcrwa'tung sich 
ergebende Ersparnisse zu ersetzen seien , ob der ursprüngliche Bestand des Nachlasses 
aicb hierdurch Termehrt habe, da eine solt^ Uotarsuehun^ nothwendig vollständige fiecb- 
Baagsslalloag Sbar den gansan Umfang dar gaAHirlsn Yararnttnng arftrdam «Orda» wora 
abar dar Verwalter nach dem Testament nicht varbunden ist 

Darmatadl, 8. JnU 1829. (Bej.) Langau g. Ziaglar. 

Zu Art. 1994. 

D^pot; Beweis der Identität; Gesellschaft. 

Hat bei einer Participationsgesellschaft A. , der eine Gesllschafter, eine 
Waare angekauft und dem andern Gesellschafter B. zum Verkaufe über- 
geben , so kann dieser B. , wenn er demnächst eine Entschädigung wegen 
schlechter Qualität der \Vaj\re gegen A. geltend machen will, nicht sich auf 
die Verfügung des Art. 1924 B. G. B. beziehen und behaupten, dass er 
nur die Identität zu affirmiren habe. 

Der Kläger B. bat als solcher, im Falle der Contestation , vorerst xn beweisen, 
dass dia Waara dia nfanlieba ist, vatcba ihm abargabsn wnrdSi Durch diases Oabargaban 
entstand aitt ganainsdMfUicliar indivisar Basits; es lisgl also gar nicht dar Fall das Ari 

1924 vor. 

Paris, 11. Angiut 1862. (Rej.) (Sir. 1863. L 246) 

Dritter Abschnitt. 
Fm (mugenheitm des Aufbemkrm iD$po9Uart), 
(Art 1927 — 1946.) 

53 
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Zu Art. 19S7. 

6t9twirth; Haftbarkeit ftlr Diebstfthle; eigeaet Vericbaldaii 

des Reisenden. 

& n Art 1987 B. O. B. OHfaeil (Darmstailt) rom 13. Oetober 18fi^ 

Zu Art. 1930 and 1939. 

Depositar; Benutzung der hinterlegten Sache; 

Genehmigung. 

A. Der Depositar darf zwar , gemäss Art. 1930 B. G. B. , ohne die 
ausdrOddiche oder Termuthbire Einwilligung des Deponenten von der Unter- 
legten Sache kdnen Gebrauch machen; jedoch Icann das Gericht eine soldie 
▼ermuthbare Einwilligung alsdann annehmen, wenn dargethan wird , daas 
der Deponent weder bei der Deposition, noch bei dem derselben voraus* 
gehenden Ankaufe der demnftchst in Verwahr gegebenen luhaber-Papierei 
noch bei der späteren Veräusserung derselben, irgend ein Gewicht auf deren 
Nummern gelegt und daher der Depositar sich nur als verpflichtet habe an- 
sehen können , die convenirte Stückzahl , ohne Rücksicht auf die speciellen 
Nummern der Papiere, für den Deponenten bereit zu hnUeii. 

B. Das Gericht kann, ohne GesetzvL'ik'tzung, weiter erkennen, dass, 
wenn auch der Depositar von einer in seinem Besitze befindlichen grösseren 
Parthie gleichartiger Papiere einen Theil ohne Rücksicht auf die Xumuiem, 
jedoch unter Bewahrung und Bereithaltung der convenirten Stackzahl fQr 
den Deponenten, für sidi zu Speeulationen benutat bitte, jedenfalls darin, 
dass der Deponent die Papiere, wie sie zuletzt der Depositar für ihn in 
Hftnden hatte, ohne Bflckaicht auf deren Nununern annahm und darfiber 
verfugte, eine Genehmigung jenes Verfiihreos des Dq^osttara von Seiten des 
Deponenten gesehen werden mflsse, nach welcher der Le^ärtere spftter nicht 
mehr auf die Art. 1930 und 1932 ib. zurückkommen könne. 

Darmstadt, 14. Seplbr. 1863. (Bej.) PabalouiaD g. OaniMli4ter Baak. (EiniDerUqg 
1865. 1. 98.) 

Zu Art 1936. 
Auslegung. 

Derjenige, dem Geld in Idhigendnr Mflnze zur Aufbewahrung abergeben 
wurde, hat auch dann, wenn er solches benutzte, nur von dem Tage, da 
er in Verzug gesetzt ist, Zmsen daraus zu entrichten. 

Wallle man den Worten: „von dem boi ihm hinterlegten Gelde" ü» Aiulegaog gcbra: 
„80 lange das Geld hei ihm aufbewahrt li'^a;!*', so w;irf> diese Bestimi!mn;2 oinestheiU gmit 
OberflüMig, weil sie schon im ersten Satze des Art. B. G. ß. onthalton ist; anders- 
ttieilt wQrde aber die Verwechslung des gesetzlichen Ausdrucks mit dem : „so lange das 
G«M biDtorlegl blaibl" vnailiitig teiii, weil jener getetalieha Ausdruck nlebto «nderw 
bflisst, als ,,von Geld, welches hinterlegt worden iil,'* Das Gesotz spricht also aH<;cmeitt 
und ist keiner andern Auslegung fähig, als dass, wenn die hinlerleste Sache in Geld he- 
slebt, der Aufbewabrer keine Zinsen zahlt, ausser vom Tage, wo er in Verzug der Kück- 
gab« gesetzt ist, wie dflaa aneb der Art. 1932 ib., fodem «r bMtiianl, daw der Ao^ 
bewabrer bei Hinterlegung klingeadar Mttam anr den Werth nradtrawstatleD bat, die ge- 
setzliche Vormuthun:: nnfstcüt, rJass bei dieser Hinterlegnrigsart e? in der Ahsirhl der OOtt* 
tnbenten liege, dass der \un»cwahrer das Geld, wenn er wolle, gebrauchen «liirfe. 

Alaun beim, 11. April 1839. (Oberhofg. Jahrb. 1838/39. 8.323; Anoal. 1839. S. 341.) 
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Zu Art 1937 u. f. 

D6p6t; Zarflckgabe an den Geranten einer Gesellschaft; 
Verantwortlichkeit des Depositars für die Verwendung 
des Znrflckgegebenen. 

& n Art 11« B. G. B. Uribeil (Fftrit) von 38. Janur 1861. 

Zu Art. 1937, 19:19, 1952 und 1953. 

Depositum; Verantwortlichkeit des Gastwirths fflr entwen- 
dete Gegenstände; eigne Schuld des Reisenden. 

EiDM Alicndt ktroea ein gewicter Wtak von BObl and ein anderer Fremder (X.) gleleb- 
leitig in den GutboF dee KrOll xu M&Inx, lieaeeo eidi gemelnsehafUIeb ein Zimmer mit 

znci Betten anweisen, hielten sich hier einige Zeit auf, kamen dann in die allgoiueine GasU 
sliibc, no einer in Oegenwart dos .'iiidiin »lojn Gastwirthe einen RL'iscsa.k zur Auniewah- 
rung übergab, weil sie in das Theater gehen wollten, liessen sich eine Flasche Wein rei- 
eben, irelcbe ele In dem Gasitimmer unter Oberaua frean Jsehaftliehem Benebmen mit einander 
tranken und eich dann cntrernien; etwa eine Stande später kam der eine Fremde X. zu- 
rück, erklärte, es sei ihm im Theater zu wann geworden, sein Freund werde auch sogleich 
DachkomtDen; man müge einstweilen, da sie sich umkleiden wollten, den Rcisesack und 
eine Flasche Wein mit svei Gl&ser in ibr Zimmer besorgen , aucb xwei Portionen Abcnd- 
eeaen bereiten; Beleetaache nnd die Flasebe Wein wurden bieraof von dem Kellner in du 
Fremdenzimmer, wohin sich der Besteller begeben halte, gebracbt; als etwas später der 
Kellner das Abendessen dorthin brachte, fand Derselbe die Reisetasche, aufgeschnitten und 
geleert, auf dein bodcn liegend und keinen der beiden Gäste anwesend. Der aus dem 
Tbeater berbdgemfene Wenk erbiftrte nun, daea die Bdaetasebe, «elebe aoseer anderen 
Effekten eine Summe von Ober 1000 11. in Gold und Papiergeld Intbalten babe, sein ans- 
schliessliches Eigenlhura gewesen , von ihm d -m Wirthe über jel)en worden sei , und dass 
er den X . gar nicht naher kenne, sondern nur auf dem DampfschilTe dessen Bekanntschaft 
gemacht habe. Wenk stellte deuigemäss gegen den Gastwirth Kröll eine Klage auf Ersatz 
den ibm Entwendetmi an. Doe BeBirkagerieht legte dem Kliger Wenk den Bewela aaf, 
dass e r die Reisetasche zur Aufbewahrung dem Wirthc Dbcrgcbcn und dass dieselbe dae 
Beliauptcte oiuhalton Inho, lioss dagegen den Beklagten Kröll zu dem Gegenbeweise zu, 
dass Wenk und der andere Fremde X. sich, wie oben angegeben, benommen hätten, wo» 
bei das Beatrksgerieht davon ausging, dass der Gattwirtb in Folge dieses Benebmens die 
Beisetasdie als das gemeinsdiaftUebe Beisegepick Beider bitte ansebw mflssen und dem* 
nach das Zurückbringen derselben auf das gemeinschaflüche Zimmer auf Geheiss dos einen 
Gastes als gerechtfertiLit anzusehen wäre , der entstandene Schaden aber in dieser Unter- 
stellung als durch die eigne grave Unvorsiclitigkcit des Klägers verschuldet zu erachten 
sei. Auf eingelegte Bemrnng entband das Obergeriebt den Wenk von dem ihm obli^n* 
den Beweise, veil Kröll selbst zugestände habe , dass ihm der Kciscsack zur Aufbcwab» 
rung flherircben wordi"; «ei, nnd wenn er ."»uch dii'sef Zugesfändn'ss unter dem Beifilsen 
abgegeben halic, dass ihm die Beisetasche von Wenk und seinem Keisegefäbrteo 
zur Anfbewabrung Obergeben worden sei, so könne dieser Umstand itn KrSU seiner V«r- 
•nlwortlldikeil nidiC Oberbeben, da nach der Veifilgnng der Art 1937 bis 1930 B. G. B. 
nur an Denjenigen, d<<r das Depositum gemacht habe, die Auslieferung statiHnJcn dfkfe, 
mithin, wann auch dei Kläger und sein Reisegefährte die Reisetasche zur Aufl»e- 
»ahrung übergeben haben sollten, dessen Auslieferung nur an Beide zugleich hätte 
Stattfinden dflxfen. Ebenso hob das Appellgeridit das erslinslantlidie Urtheil auf, soweit 
es isn Beklagten xn dem erwähnten Gegenbeweise zuliess, weil die ponirten Thatsacben 
der Relevanz entbehrte!), da der Umstand einer zwischen zwei R''i?enden bestehetj icn Be- 
kanntschaft und frc'iiidl chen Annäherung den Kröll nur dann seiner Verantwortlichkeit zu 
entheben vermöchte, wenn Wenk und sein Reisegofährte, welche zusammen die Reisetasche 
tibergeben beben soUeu, mli KrSU Obereingekommen wiren, dass die Tasebe an ^en oder 
den andern von Ihnen anageliefert werden konnOi 

58. 
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Kröll er^rlir gegen dieses Appellurtheil den Caasatiuti^recurs und brachte als CasM- 
tion.sinittel namentlich vor: 1) Der vnn dem Of ergericlite ."iiiS2e?prochcrie Grundsatz, dasi 
«10 ein von luebrerea Deponenten einer untheilbareu Sache niclit rcstituirt werden dürfe, 
Terietzd ilio Grundsitze Aber die Beeilte von Geeellsehaftern und Selldai^liublgeni , hau|>i- 
eiehlieh eber Jen Art. 1224 B G. aucii »ei der Art. 1939 ib lo concreto niclit an- 
wendbar; jedenfalls hätte dem Wenk Koin^» Klage auf Hestitutiun , oder ear eine actio dc- 
positi directa, aoodero höcbsteos eiue Kla^e auf Sckadeuseräatz zugeatandeu j 2) das Olter- 
gtrieblbabe den Art. 1953 ib. verletzl^ da der Gaeiirirtb biermdi n«r lUr die von eeim Leulni 
oder diirdi in ieinen Oaslbore ab- und tngebende Fremde, oichl aber dureh einen in Gast- 
hofe als Gast aufgenommenen Rei«<'i;prAhrlen des Bealohlcnen verübten Diebstähle verant- 
wortlich sei; 3) mit Unrecht hnbe Jn^ Obergericht den in erster Iiistniu lugelassencn Be- 
weis als unerbeblich anerkannt und dadurch deu Art. \9Tt und den Grundsalz verletzt, 
laM Derjenige, welcber dnreb seifte Unvorsichtigkeit selbst den eDtatandenen SdtidM ver* 
•ntaaslt, dafür Itetnen Ersatz verlangen kflnne. 

Der GASsationshof erklärte zu 1) dieses Cassationsmittel als ungegrOn» 
det, denn mehrere Personen, die gleichzeitig deponirten, schlössen daram 
selbst unter sich keinen Vertrag, am wenigsten einen Gestllschaftsvertrag 
ab; es sei keine Solidarität unter den Gläubif^ern ausdrücklich stipulirt 
worden, wie es der Art. 1197 B. G. B. vorsehe; die Unthcilbarkeit des depo- 
nirten Ohjects begründe nicht das Recht eines jeden der Deponenten, die 
Restitution des Gaiizen zu verlangen (:ug. Art. 19.39 ib.). vielnielir ergebe 
sich aus dem Art. 1937 ib., dass wenn Mehrere gbichzcilig » ine untheilbare 
Sache deponirten , auch nur diesen zusammen restituirt werden könne. 

Aoeh das za 2) erwähnte GassationsmiUel erkannte der GassatioDsluif 
filr angegründet, weil es sich Vorliegends gar nicht von der Verantwortlich- 
keit, welche der Art 1953 den Gastwirthen auflege, bandle, sondern von 
der Ersatzverhindliciikeit, welche dem Wirth dadurch 'erwachsen sein soU, 
dass er vertragswidrig einem von zwei Deponenten das Depositum, in Ab- 
Wesenheit des Andern, restituirt habe; überdies k>egreife die ganz allge- 
mein gehaltene Redeweise des Art. 1953: .,etrangers allant et venant dans 
rhötellerie" ohne Zweifel auch die in der Gastwirthschaft einkehrenden 
Reisenden, und principiell sei auch der von einem Reisenden zum Nachtheüe 
seines Reisegefährten verübte Diebstahl nicht ansgenomnien. 

Dagegen erklärte der Cassationsiiot das zu '.>) aufgefülirte Cassations- 
mittel für gegründet, denn die Verbiudlichkeit zum Ersätze des einem Andern 
verursachten Schadens habe ihren Rcchtsgrund immer nur in der grösseren 
oder geringeren Schuld des zum Ersätze Verpflichteten; demnach kOnne 
von einer soldien Verbindlichkeit da nicht die Bede sein, wo der Schaden- 
leidende selbst durch seme Unvorsichtigkeit den Andern zu der Thfitigkeit 
oder Unterlassung, die den Schaden verursachte, veranlasst habe; weil 
alsdann die Culpa des Thäters in jener des Schadcnleidcnden aui^ehen, eme 
Culpa von jener Seite gar nicht vorliegen warde {dmmm pwd ^ am 
culpa sentit sentire non videtur). 

Der Appellricbter habe aber nicht um drsswillon den v.ttn crston Klclitei norrnirfen 
Beweis and Gegenbeweia irrelevant erklärt, weil aus den punirten Tbatsachen jedenr&il« 
aicbi Jedee Versebnlden des Beklagten anfgelioben worde, sondern nur um desswinen, «eil 
Didit ein Vertrag zwischen den Miildeponenten vorliege, «odnrdi dem Depoetlar ertaaU 
worden sei, Eiru-tn dorjclbcn auch in Ainvcicnht'it i!>>« \n!ern zu rcst "lircn ; der Wirth 
sonach für die <lurch die einseitige Kcstitution lioil ei-elührtc Veiantworihriikcit unter keiner 
VoAussetzuüg gedeckt sein könne; durch «iiesca Lrkcontniss habe aber der Appel. richter 
die Ormdallaa Ober die YerUndlidikett nr SebadensleisUing verletil und die Art 1927, 
l»7 aad 18W B. Q. B. M aagawndei 
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tn RefiMvio erkürte der Gnsttfoulwf die Beweisfketa retevia^ indem dieielbeB, waaB 
eie wahr gemacht wQrdcn, jede Schuld von dein Ga«twirthe abwihen md die Calpa elleitt 
in die Unt^rfahrcnheit und Unvorsichtigkeit de« KttgerS legen «AvdM, ms jede Entll- 

Terbiudlichkeit des Beklagteu aufbeben müsste. 

Darmsudt, 13 Oetbr. 1856. (Gass.) Kröll g. Wenek. (EmmerL 1856. L 95.) 

Zo Art 1939. 

Depositar; verzögerte Zurackstellang des Deponirten; 

Schadensersatz. 

Hat der Depositar jierochteii Zweifel k^'^'^o die Qualität der die Zurück- 
erstattong verlangenden , als Krben des Deponenten sich meldenden Person, 
so kann et die ZurQckerstattung bis zur Krlassung eines ihn dam ermfldi- 
tige&den gerichtlicfaeo Erkenntnisses Terweigern, und ist ÜBr den sidi hier- 
•aos ergehenden Verzug nicht znm Schadensersatz verpflichtet 
Parlii Ii: JaU im. (Bej. eh. dv.) (J. d. P. 1861. & 001) 

Vierter Alwehnitt 
Vm den VerbMUehkeUm des BkUertegen, 
(Ali, 1947 nnd 1948.) 

Fftnfter Abfehnitt 

Von der nothgedrungenen Hinlerlegung. 
(Art. 1749— 1954.) 

Zo Art 1953. 
Gastwirth; Verantwortlichkeit; Diebstahl; Fremde. 

8. n Art. 1937 B. 0. B. Uribeil (Damstadl) von 13. Odober 188A. ' 

Zn Art 1954. 

Haftbarkeit der Wirthe. 

S so Art. 1782 nnd 1784 B. 0. & 



Drittes Jüapltek 

F(Dft dem Sequester (HbUerlegimg tasr drttttn Hand^ 

Erster Absehiiitt 

Von den verschiedenen Arten des Semiten. 
(Art 1955.) 

Zweiter AbBehnftt. 
Von dem vertragsmässigen Sequester. 
(Art 1956 — 1960.) 
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Dritter Abioliaitt. 

Yen der gertehUiehen HkUerlegimg, 
(Art. 1961 — 1963.) 

Zu Art 1969 and 1963. 

Haftbarkeit des geriebtlieheii Hilters; Beschlagnahme; 
Untersachuogsrichter; Staat. 

Wenn auch die Beschlagnahme von, bei einer Haussuchung vorgefun- 
denen verdächtigen Gegen.ständen unter die eigentlichen Amtshandlungen 
des Ufitersncliimgsrieliters gehört, fflr wdehe der Staat nicht Tenrntwortlidi 
ist, so stellen sich doch die Aufbewahrung und dereinstige Zurück- 
gabe nicht als solche dar, viehnehr muss die Beschlagnahme aus dem Ge- 
sichtspunkte euer gerichtlichen Hinterlegung betrachtet und angenommen 
werden, dass da, wo die Bestellung eines gerichtlichen Hüters in der Person 
eines Dritten, wie im vorliegenden Falle, unterblieb und deren Aufbewah- 
rung, sowie dereinstige Restitution kraft der bestehenden Einrichtungen dem 
Untersuchungsgerichte überlassen wurde, der Staat selbst, in Folge der 
seinen Beamten übertragenen privat recht liclu'ii Function , durch die Hand- 
lungen der Letzteren thatsächlich und stillschweigend die I'tiichtcn eines 
Aufbt wahrers rücksichtlich der in Beschlag genommenen Ciegenstünde über- 
nommen hat, und der Grossh. Fiscus ist daher schuldig, dem bisherigen 
Besitzer, ohne dass dieser arg. Art. 1938 und 2279 B. G. B. den Beweis des 
Eigenthums zu fahren hat, die Pflichten des Aufbewahrers, welche der auf- 
bewahrenden Öffentlichen Behörde obliegen, zu vertreten. Jene Behörde war 
aber als solche und weil sie die SteUe eines gerichtlichen Haters selbst ver- 
trat, zufolge Art 1692 B. G. B. verbunden, die Sorg&H eines guten Haus- 
vaters auf die Bewahrung der ihrer Obhut anvertrauten Gegenstände zu 
verwenden und im Falle ihres Verlustes den Beweis zu fahren, dass der ge- 
dachte Grad von Sorgfalt wirklich angewendet worden sei, was in concreto, 
wo ein im Amtsgebäude selbst verwahrter Dieb aus dem Gefängnisse aus- 
brach und die im Criininalbiircau stehende Depositenkiste plünderte, nach 
den gemachten Beweir^erhebuHgen mit Rücksicht auf die Lokalität, wo die 
Gegenstände aufbewahrt waren, und die Umstände, unter welchen ihre Ent- 
wendung erfolgte, nicht angenommen werden konnte. 

Maanbeim.... (Oberbofg. Jahrb. 1852/53. S. m) 



Zwölfter Titel. 

Von den Glücksverträgen. 
(Art 1964.) 

Zu Art. 1964. 

Glücksverträge. 

Der KUger beUagte die Beklagte auf t^rfuilung ihres Versprecbeus, da«« sie ibin, wenn 
ri« ikrtn Tcslamalipmess gewinne, 3000 fl. gebe, aof Qnmd Im Axt IMI B. 0. B. 
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Di« Klage wor4e abgewieten. Es oraai d«r Ail 196t in VarUodimg ail Art. 

1101 ib. aofgerasst wardM, wonadi drr Gl icksrertrag als eiae Art von Vertrag auf Utn< 
• atz erscheint, dMMft allgenieincs Merkmal darin besteht, dass ron jedem Theila 
eine Leistong erfolg«, die als Gegenwerth der Leistung des andern Tbeiis za be- 
Iraditeii iik Wenn biemit die im Ati IMl gegebene DelbUtfon licht ganz ftbereinilinuatk 
•0 erldirt efeb dies danuis, weit man hierunter auch die AHeenRans-Verlfige begreifen 
wollte, wo nicht beide Theile Chanre laufen, rielmehr der Eine etwas hingibt, nm der 
Chance überbobeu zu sein; hier biidct dann aber die vom Versicherten zu bezahlende Prä- 
mie den Gegennerih. im rorliegcuden Falle liegt irgend ein Gegenwerth Ton Seiten des 
KNlgare idebt vor, es siebt boehsteos efaie bedingte Sdienknng bi Frage, die jedodi aehon 
formen terßllt ( Art. 931 B. 6. B). 

Mannbeim, 15. Deoember 1863. (AnnnL 1863. & 31ft) 



Erstes Kapitel. 

Von dem Spiele und der Weite. 
(ArU i960— 1967,) 

Zq Art 1965. 

l) Wette; im Auslände ^beschlossener Vertrag; Anwendbar- 
keit der inländischen Prohibitiv-Gesetze. 
8. so Art 3 B. G. B. Nr. 31, Urtbetl (DarmaUdt) vom 30. Aogust 1847. 

2) Zeitk&afe; Wetten. 

Zeitkäufe können nidit aberkanpt und an sich, sondeni nur dann 
als Wetten betrachtet und als ungfiltig erkiirt werden, wenn dabei Um- 
8t&nde vorkommen, woraus erhellt, dass die Verabredung einer wirklichen 
Uefenmg nnr fingirt worden ist. 

(S. das Nähere za Art. 1598 B. Q. B ) 
Dorm Stadt, 3a Aogost 1847. (Gass.) Perrot g. Salm. 

8) Spiel und Wette; Differenagesch&ft 

Von einem verbotenen Spiele kann nur dann die Rede sein, wenn fest- 
steht, dass die Absicht btider Vertragspersonen darauf gerichtet war, eine 
wirkliche Lieferung geradezu auszuschliessen und die Zahlung der 
jeweiligen Differenzen zum alldnigen Gegoistande ihres Vertrags zu machen, 
dass daher die Correspondenz blos deshalb einen wirklichen Kauf simulire, 
um die wahre gesetzwidrige Vertragsursache dem Auge des Richters zu ent- 
ziehen. Ob der zur Lieferung Verpflichtete etwa mit dritten Personen blosse 
Ditferenzgeschafte abschloss , berührt den Mandanten nicht , da es ihm als 
Auftraggeber freistand , jeder Zeit durch reelle Liefernnjr (es handelte sich 
in concr. um Verkauf von Actien ) seinen Verpflichtungen nachzukommen, 
und es lässt sicli daraus , dass das Gescliäft sich schliesslich in eine Diflfe- 
renzberechnung auflöste, noch nicht darauf schliessen, dass die Absicht der 
Vertragspersonen von vornherein darauf gerichtet war , die wirkliche Liefe- 
mng auszuschliessen. 

Mnnnhoim (Hof- ml Oberhofg.), lA. September 1856 md «K Amur 1857. (AaaaL 

1855. S 387). Maiiuh eim, 9. November 1S57. (ZeotiL Mag; Bd. HL & 496; mgL mit 
ObtrhelS^ Jalirb. 1833. & 469 lud 1838/39. ä. im 
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84D Bllrg«rliehat GaiaUbveb (Art. 1967, 1078). 

Za Art. 1967. 

Börsenspiel einer Ehefrau durch einen Mandatar; 

freiwillige Zahlung. 

8. ta Art 1449 B. 0. B. IMhtll (P&m) ttm 30l D«e«iiibtr IWt. 



%welteii Kapitel. 

Von dem Leibrenlcncerlrag. 
Enter Alweliiiitt 

Von den BetUngungen der (iidlinkeU des LeibrenL-ncerlrags. 

(Alt, 1968 — 1976.) 

Zu Art. Id76. 

Leibrentenvertrag; geringer Procentsatz. 

Es widerstreitet nicht dem Wesen des Lciltrentenvertrages, einen Pro- 
centsatz von weniger als 4 Prucent zu stipuliren. 
(S. das Nähere zu Art. 1110 B. G. U.) 
Berlto» i% limi 1843. (Cms.) LQiienieblou g. Collin. (K. A. 35. n. 82.) 

Zweiter Abschnitt 

* 

f 0» 4m WWmgm des Yairags imfer den VertragspertimgiL 

(Art 1977 — 1983.) 

Zu Arl. 1978. 
Leibrente; Einschreibung gemäss Urtheils fflr das Kapital 

Wurde in dnem rechtskräftigen Urtheile dem Bentherm das Recht zu- 
erkannt, die unter Vorbehalt einer lebenslänglichen Leibrente Terschenkten 
Liegenschaften gegen den Eentschuldner zwangsweise zu veräassem, und 
zur Sicherung des Kapitals der Beute ZU veranlassen, dass der betreflFcndc 
Theil des Preises der Zwangsveräusserung in Staatsrenten für das nakte 
Eigenthum auf den Namen des Reiitscliuldners, für den Nutzgenuss aber 
auf den Namen des Rentbereclitigten angelegt werde, so ist die in Gemäss- 
heit dieses Urtheils genommene Einschreibung als gültig zu erachten (Art. 
2123 B. G. B.) und denigeniiiss in dem Kangurdnungsverfahren der im Rang 
nachstehende Ilypothekargläubiger nicht befugt, die Anweisung für das Ka- 
pital der LcibreuLe gemäss Art. 1978 ib. zu bestreiten. 

Die Zurflekiabhing des Kapitals der Beate «urda gar otebl Terordosl 

Paris, 6. November 1861 (Bej) (Sir, 1863. I. 261 ) 



Dreizehnter Titel. 

Von dem Anftragvertrag (Mandat). 



Digitized by Google 



Borgerliebes Gcaetzbacb (Art. 1984, 1984 «. 1992, 1985). 



841 



Ersitesi Haiiitel. 

Von der NaUir und der Form des Auftrags. 
(Art. 1984—1990.) 

Za Art 1984. 

1) Auftrag; Versprechen für Vermittlung. 

In der Zusage, für Vermittlung eines Verkaufs eine bestimmte 
Summe nach dem Zustandekommen desselben zu bezahlen , liegt ein Auf- 
trag ; es genügt aber, um die versprochene Summe in Anspruch nehmen zu 
können, nach dem Sinne des Ansdrucks „VennitÜung" nicht eine blosse 
Empfehlung, sondern es gehört daza eine selbst nntemommene Negociirong. 

Manalieim, 13. Aogo»t iBO. (Oberbofg. Jahrb. 182S. S. 168.) 

2) Auftrag; Yerrechner. 

Die Streitigkeiten aber die Verwaltung und Rechnung eines Gememde- 
lechners eignen sich zur Verhandlung und Entscheidung durch die Gerichte 
und es sind eben deshalb die Beeessbeadi^e und alle Verüdgungen der 

Verwaltungsbehörden, wodurch ein Gemeindercchner wegen irgend eines 
Postens haftbar oder ersatzpflichtig erklärt wird , vor den Gerichten wir- 
kungslos, insofern nicht der Rechner diese VerfOgungen anerkennt. 

Das Vcrhältniss eines Gemeinilerechners zu einer Gemcinle in Bezu? auf die Ein- 
oahmea aad Aasgabea, Qberbaupt iu Bezug auf seintt Verwaltung ist jeDes eines Qewalt- 
hil^ tarn Gewailgebtf, also privalreditUdier Kator. 

Uaanbein, 18. Jannar 1848. (Anna]. ISftS. & 118) 

3) Mandat; ausdrflckliche Worte. 

Der Art. 1984 B. G. B. erfordert so wonit? wie eine andere Bestimmung 
des Gesetzes, dass das Mandat in ausdrückluhen Worten gegeben oder an- 
genommen werden müsse. Es genügt, dass der übcremgekommene W^ille 
der Parthieen nicht zweifelhaft sei 

Brflsael, 17. Min 1864. (Baj) (Pasier. 1861. I. 217) 

Zu Art. I98i und 199S. 

Versicherungsvertrag zwischen dem Mandatar des Ver- 
sicherers und dem Commissionär des Versicherten. 

Wenn B., der Commissionär des A., dessen Waaren durch einen Mak- 
ler bei einer Gesellschaft vorsichert, deren Mandatar B. ist und als solcher 
bei der Versicherung coiicurrirt, so ist dieser Versicherungsvertrag, sofern 
er in gutem Glauben abgoschlossen wurde, obgleicli B. zu gleicher Zeit 
Mandatar des Versicherers und Commissionäi" des Versicherten ist, gültig. 

Das Gesetz spricht nicht eine von selbst eintretende Nichtigkeit eines solchen Vertrags 
au nnd der Haodal^gebraudi gealatttt si«, aofBrn sla in gutem Qlaaben ttattfindei 

Paria, 11. April 18ea (BeJ. eh. dr.) (Sir. 186a I. 316) 

Zu All. 1985. 

Mandat; Beweis; Vermuthungen. 

Wenn X. an Y. , als Mandatar des Z., eine Zahlung von 15,0(X) Frcs. 
leistete und Z. die Gülti^rkeit iliescr Zahlung in Abrede stellt, weil Y. keine 
Vollmacht zur Gelderhebung von ihm erhalten habe, so kann das Gericht, 
wenn nicht etwa ein Anfang von schriftlichem Beweis dafür vorliegt , den 



Dlgitlzed by Google 



842 Bflr8«rli«h«t Oetettbaeb (Art. 1965 ■. 19», 1986, 1997, 1988). 



Beweis des Mandates nicht aus mflmefalldwD Vermathmigen entadUMB. 
(Art 1341 sq. und 1985 B. G. B.) 

Paria, 7. Min 186a (Cmi.) (Sir. 186a I. 612.) 

Zu Art 1985 and 1989. 

Hauptagent einer Versicherungs-Gesellschaft; Vollmacht 
zur Entgegennahme eines Verzichts des Versicherten. 

Hatte der Haupt«'tc:ent einer Versicherungs-Gescllschaft die Erklärung 
des Eintritts zur Ge.st'llschaft aufgenommen und an die Gesellschaft ein- 
geschickt und später die Erklärung des Versicherten wegen seines Wieder- 
aiutritts in nämlicher Form aufgenommen und eingeschickt, so kann das 
Gefkbt unter diesen Verfattitnissen die Galligkeit der ▲nstrittserkUnuig 

PsrU, 97. Jui 186a (B«J) (Sir. 1861. I. 511.) 

Zu Art 1986. 

Mandatar; Geschäftsführer; Honorar. 
& ni Art 1372 B. (i. B. Nr. 1. Ürth«il (Darmstadt) rom 17. Juni 1831 

Zo Art 1986, 1991 u. f. 

Mandat, saiarirtes; Verantwortlichkeit für den 

Substituirten. 

Wenn ein salarirter Mandatar, dem die Vollmacht gegeben war, den 
in bestimmter Zeit zu erfülleudeu Auftrag durch einen Dritten erfüllen zu 
lassen, diesen Dritten wirklich substitairte, und zwar zu einer Zeit, wo der 
Anftrag.noch vollzogen werden konnte, so ist er doch nieht Ton aller Yer- 
antwortUchkeit frei, wenn der Dritte den Auftrag nicht rechtzeitig erflBllte 
nnd deshalb dem Mandanten &u Schaden entstand, soüeni er es nnterliess» 
durch einen Brief den Sabetatnirten an die reditzeitige ErfOllang zu mahnen, 
wie dieses dem Mandatar oblag. Das Gericht kann in einem solchen Falle 
den Mandatar zum Ersätze des Schadens verurtheilen und ihm nur für einen 
geringeren Betrag einen Rückgriff gegen den Substituirten, der nicht sala- 
rirt war und den nur gering ltc Schuld trifft, gestatten. 
Pari«, 26. NoTeiober 1800. ( Kej ) (J. d. P 1862. S. 757.) 

Zu Art 1987. 

Vollmacht; Specialitftt 

Der Act, wodurch ein Ehemann seine i'ian bevollmächtiget, für ihn 
Geldanleihen aufzunehmen, ohne hierbei den Betrag der aufzunehmenden 
Summen nnd die Namen der Darleiher anzageben, ist niditals ehie General- 
▼oUmacht, sondern als eine specielle Yolbnacht, sonadi als rar Abschliessang 
solcher Anleiben mit Rechtsverpfliditnng lür den Mann genflgend anra- 
sehen. (Art 1987 B. G. B.) 

Paris, & Fabw 1S61. (R«j.) (J. d. P. 18S3. 8. dHU 

Za Art 1988. 

1) Verwaltungshandluugcn; Bcfugniss grundherrlicber 

Beamten. 



Digitized by Gc) 



Bflrgerllehtta 0«seUbqeli (Afk 19tt, IMB 1908). 



8a 



Die Zahlung der StaatseDtschädigung fOr angehobene alte Abgaben an 
den, nicht mit besonderer Vollmacht dazu versehenen, grondherrlichen Ver- 
walter ist für den Grundherrn nicht verbindlich. 

Die Entschä'li^ung ist ein Aequivalent eines Theils des Eisenthums, daher der Einzug 
jener, wie die Verbaodiuug ober die GröMe, keine blosse Verwaliungs-, sondern eine 
EigeiUlMiMluuidlimg im Sidm iM Art. 1968 B. 0. B. 

Maanbela, 1. Jwd 1854. (Zaatn. }Ug, Bd. I. 8. 614.) 

2) Yerwaltungshandlungen; Befugnisse des Gläubiger- 

!>usschusses. 

Die Verpachtung' des lie£,'enschaftlichen Vermrigcns einer üantmasse für 
die Lebensdauer des Gantuianiies durch den Gläubigeiausschuss ist ungültig. 

Der Gläubigerausschuss (die Massevertreter) ist der Bevollmächtigte der Gesainoit- 
hfllt der Gllobiger, weldMin du Oeseis alle erbebUeherea VenraHoagnBaaMregeln io Beng 
«af das Uassevennagea aaweiat; er darf aidi daber aar mit Verwaltangsbaadlaogea in 
en!::sten Sinne befassen (Art 1988 u. 1989 R 0. B) Die Verpachtung auf die Lebens- 
dauer des Gantitinnncs ist aber eine, einer V eriiusserung nahe kommende Haodluog, 
wodorcb die Vollmacht des Glüublgerausscbusses überscbritten wird. 

Vaanbein, i& Min 1861. (Zeate. Magas. Bd. 8. 464 ) 

3) Mandat; Erwerbung vun Grundstücken für den Mandanten. 

Hat A. von B. und C. Vollmacht erhalten, Grundstücke für gemeinschaft- 
liche Rechnung anzusteigen, so kann, auch wenn .\. die Grundstücke nur in 
eigenem Namen ersteigte, das Gericht als aus den Umständen und nach dem 
Inhalt der \'olhiuKht erwiesen aoaehmen, dass A. fOr gemeinschaftliche Rech- 
nung gesteigt habe. 

Wurden die Grundstücke iro Beisein von B. und ü. erworben und sofort mit den flbri- 
gao, ebearalla geaieiiiaebaniidien lomobillea behaal and gemeintebalUidi benntil, ao kann 
daa Oericbt hieraus entnehiuon, dass A. wenigstens ein etillscbweigendea, von B. und C. 
ratihabirtes Mandat, die Gmadstoeke auf geneiasane Jteebnung an eraMgaa, gebebt and 
vollzogen habe. 

Paria, 6. Januar 1863. (Rej ) (Sir. 1863. I. 9.) 

Zu Art. 1989 und 1998. 

Mandat eiaea Handlnngshanses an seinen Repräsentanten 
snm Verkauf von Waaren; Ueberschreiten des Auftrags. 

Hat ein Kaufmann in einer audeni Stadt Auftrag, in dieser Stadt für 
einen andern Kaufmann ^Vaaren zu verkaufen, und dem Käufer ist dieses 
MaadatSTcrlitttaiss bekannt, so ist der you Ersterem abgeschlossene Verkauf 
gültig, obgleich derselbe keinen schriftlidien Anftng zu diesem Verkaufe 
eriialten hatte. 

Hat der Mandatar zu einem geringeren Pr^ verkauft, als ihm von 

dem Mandanten aufgetragen worden war, so kann dieser sich wegen der 
Preisdifferenz nicht an den Käufer, sondern nur an den Mandatar halten, 
wenn der K&ufer keine Kenntniss ▼on dem höheren Ansprach des Mandan- 
ten hatte. 

Paria, 16u Aognai 1860. (Bej) (Sir. 1861. L 288.) 
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Zueile» üapltel. 

Von den (MiegenkeUen de$ MmuUOan, 
(Art. 1991 — 1997.) 

Zu Arl. 1991. 

üeber schreituüg des Auftrags. 
Der Vertrag , womit Jemand eine be^tiraiute Tarthie Getreide zum Ver- 
kauf um einen f'st'jcsetzten Preis gegen lUiar Zahlung im Namen des 
Auftraggebers übcrnimnit, veriiflichtet den Ei>ter('n. im Falle des Verkaufs 
auf Credit, zur Zahlung des fest-^c-jetzten l'reiMS ( Liuiito); die hierauf 
gerichtete Klage iat keine Entschädigungsklage wetjen NichterfttUung dea 
Auftrags, sondern die dirccte Klage auf dessen ErfUIung und Vollzug, wel- 
cher in Auslieferung des Preises nach geschehenem Verkauf oder Bftdsgabe 
der auTertrauten Sache besteht 

Der TO III (jewalthabor ohne Auftrag des QeweUgeben abgeschlossene Creditrerkauf er- 
scheint als eine auf t'i:;t?ni; YiTRnt«roitlir)ik it iiiiternoiiniione '1<mi Hufirag nbcrsch reitende 
Handlung des trsterea« \trclclie der Auftraggeber in keiner Weise anzuerkennen braucht, 
da mit der Abgabe der Waara von selbst die Verbindlidilteil dee Oewallhaben tor A«e- 
Kerenng des Preises eingetreten bt. 

Maanbein, 11. October 185S. (Zealn. Magax. Bd. U 8. 4m) 

Zo Art. 1999. 

1) Fehler; S c h a d e n s e r ^ a t z. 

Der Mandatar, welcher in seiner Geschäftsführung einen Fehler begeht, 
muss den Schaden, den deshalb der Mandant erleidet, vergüten, obgleich 
er selbst aus diesem Fehler keinen Vortheii gezogeu hat. 

Brflssel. 17. Mfirz l^tU. (Kej.) (Pasicr. 1861. I. tf7) 

2) Schadensersatz; Solidarität mehrerer Mandatare. 

Wenn mehrere Geschäftsführer zusammen und in schuldvollem Einver- 
etäudniss sich eines schweren Fehlers gegen den .Mandanten schuldig machen, 
80 kann jeder von ihnen sulidurisch zum Schadensersatz verurtheilt werden. 
Brflaael, 17. MSn 1864. (Bej.) (Paaicr. 1864. I. 317.) 

Zu Vrl. 1992 und 199:). 

1) Mandatar; Rechnungsverbindlichkeit trotz voraus 

ertheilter genereller Decharge. 

8. xo Alt 1449 B. G. B. Urtbeil (Paria) Tom 30. Decbr. 1862 

3) Mandat; Reduction des stipnlirten Honorars durch das 

Gericht 

8. m Art 1110 B. 0. B. Nr. 4, UrtbeU (Paria) vom 13. Janmr 1863. 

Zu Art. 1999, 1947 and 1998. 

Hüter einer verpfändeten Sache; dessen Verträge mit 
Dritten zum Zwecke der Erhaltung dieser Sache. 

A. I\r IIiKiT (gardicn) einer ^oiit.iadeten Sache wird den Interessenten (dem pfan- 
denden wiä iiurii gepfändeten Theile) recfanungspflichtig und ist nadi Ari 1993 B. G. B. VBr> 
biod», fbr die BriiallttBt dar aalBer Hat flbwfebeiMi Saab« ala gviar BanvUtr n MigM. 
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Er ist daher eboiso bereehtigt als verbanden, ohne erst Umfrage bei 
den Interessenten zu thun, deren Ansichten verscliieden ausfallen können, 
alle Handlungen vorzunehmen und , falls sie besondere Fertigkeit erheischen, 
gegen Lohn vornehmen zu lassen, die eben zur Erhaltung der Sache noth- 
wendig sind, sie gegen Schaden zu sichern; die gciueiuschaftlichen Interes- 
senten müssen solidarisch für die Verträge einstehen, die er für sie einging, 
insoweit sich derselbe nicht einen dolus oder eine culpa lata zu Schulden 
kommen liess, die Demjenigen, der mit ihm contrahirte, erkennbar gewesen 
irireo. 

B. Dem pfändenden Theile steht in dieser Beziehnng der Ql&ubiger 
gleich, der gemfiss Art 611 B. P. 0. hi den Händen des bestellten Hilters 
sum recoUement schreitet Von diesem AngenUidie an wird der Hoter anch 
um gesetzlicher Mandatar zur Erhaltung der Sache. 

DArmttadt, 3«. Odober 186A. (Bev.) (EniMrliDg 186«. L 100.) 

Zu Art 1993. 

1) Verpflichtung des Mandatars. 

Die Verbindlichkeit des Gewalthabers, dem Gewaltgeber Rechenschaft 
abzulegen, begreift nicht die Stellung der Rechnung allein , sondern auch 
die Vorlage der Einnahme- und Ansgabebelege , auf wdche der Auftraggeber 
ebenso wie auf Edition aller das gegenseitige BechtsTerhflltniss betrefiienden 
Urkunden, da diese gemeinschaftlich sind, dn wohlbegründetes, so lange 
die GemeinschaftUchkcit fortdauert, unverjftbrbares Recht hat; die Vorlage 
bat übrigens nicht auf der Gerichtsregistratur, sondern entweder am Orte 
ihrer Aufbewahrung oder bei einem, von den Pai'thieen zu ernennenden 
gerichtlichen Hüter zu geschehen. 

Manuheim.... (Annal. 1851. S. 148.) 

2) Mandat, zum Zweck der Bezahlung der Schulden des Man- 
daten ein Kapital aufzunehmen; Nachlass bei der Ztt- 
rackzahlung des hiernach aufgenommenen Kapitals. 

A. Obernahm den Auftra;?. die PchulJcn des B.. pim es aus eignen Mitteln, sei en aus 
tu dieMio Zwecke von ihm «ufzunebDicudeo Kapitalien, zu tilgen; er entlieb sodann xa 
fiagllebcm Zwedte in tigom Ksneii von 0, ein tMfSlü von 10^000 11., die er jedoch nioM 
gna an denselben xurflektubnablen batte, dn ihm C. ipller einen bedeutenden Knehlüt 
(6000 fl.) bevUligte. 

Der VortheU dieses NacUasses kommt nicht dem A. , sondern dem B. 
ittgute. 

Sowie der Man laut dem Mandatar für jcJen Schaden einslehon muss, der diesem ohne 
■ein Verschulden bei Ausrtihrung des Auftrags zustüsst, so ist auch umgekehrt der &Ian- 
dntar, dem Mandmten gegenober, verbunden, jeden Gewinn, den er bei Geiegenheil dee 
Vollzugs des erhaltenen Auftrags macht, dem Mandanten gutzuschreiben. Es folgt dal 
aus der Natur des Mandaisverhällnisses und den .\rt. 1993 und 2000 B. G. B.. denen das- 
celhe Princip zu Grunde liegt. Ohne Bedeutung ist aber der Umstand, das« der Mandatar 
bei AmAbrunff leinee Auftrags In t&gmm Namen bandeile, weil dadareb das Verbillniea 
swisehen Mandanten nnd Mandatar nicht altorirt wird. B. kann den Bemii der OniAifte^ 
welche sein Mandatar \. in Vollzug seines Auflragd mit C. gcmacM lial, durch Zeugen 
and Veriiiuthungcn führen, da er sich hierüber keinen Schrifibeweis verschaffen konnte. 

Darustadk, 24. Uctober 1869. (Kev.) (Emmeriing 1S59. 1. S. 214.) 
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8) Mandat; Klag« gegen eine religiöse Gemeinschaft wegen 
eines Mandates, welches einem Mitgliede der Gemein- 
schaft erthcilt worden war. 

& 10 Art. 678 B. 6. B. Kr. 2 UrtheU (Fttis) vom 8. Mai 1861. 

Za Art 1993 und 1999. 

Commissionär; Concordate zwischen demselben und Dritten. 

Schloss ein Kaufmann für einen Andern, aber in eignem Namen, mit 
einem Dritten ein Fruchtgeschüft ab, und wurde diesem Drillen wegen 
Nichtlieferung eine Differenz von 2000 fl. schuldig, zahlte aber in Folge 
eines ndt dem Dritten und seinem andern Gläubiger abgescUossenen Con- 
eordates in Wirklidikeit nur 20 Procent, also 100 fl., an den Dritten, so 
kann er an den Committenten auch nur diesen letzteren Betrag anfordern. 

Das zwischen dem Committcnton und Commissionär «Ingegangene ßechtsrerhüldiiss be- 
hält die Nalur eines wirklichen Maiilates, wenngleich zafällig iler Comniissionär das 
Frnchlgesebüft nicht auf den Namen des Comtuittenten, sondern in eignem Nuiuen abschlost 
(Art 91 H. G. B.). D«r Letztere htt demnach stir den wirklich erlittenen Verlnst den 
Commissionär zu ersetzen; das fragliche Concordat darf daher nicht unbeachtet bleiben, wtD 
aoait der Coromlssionür auf Unkosten des Committenten sich bereiebeni «dnie. 

Darmstadt, 27. Mai 1850. (Bej.) Zi(z Hemme. 

Zu Art. 1996. 

1) Zinssahlung. 

Zur BegrOndung der Zinsforderung nach Art 1996 E G. B. genügt 
die Behanptong, dass eine Verwendung zum eignen Nutzen stattgebaU hat, 
' und es kann dem Geschäftsherm nicht zugemathet werden, das selbst- 
stSndige Factum der Verwendung der ihm gehörigen Gelder in der Weise zu 
circumstantUren, dass er die Art und Weise der Verwendung namhaft zu 
machen hat. 

Es kann nicht darauf ankommen, welchen Gflimusb der Geschiirtsführer von dem 
Ar einen Andern erhobenen Oelde gemacht und weichen Ratten er dadurch gehabt hat, 
MBdern ovr damf, daea er flberhanpl tw im fremden Oelde (br sieh iigend einen Ge- 
brauch gemacht hat. wie sich dies an* dem rrtmOeischen Texle ergibt, der dorch die Oeber^ 
aettong nicht goimlert wcnien wollte. 

Mannheim, 29. Januar 1S45. ( Annal. lSi5, S 359.) 

# 2) Zinsen des Passivrecesses des Mandatar.s; Beweis der 

Verwendung zu eignem Nutzen; Verzugversetzung. 

Setzt das Gericht dem Mandaüir die Zinsen seines Pasbivreces.^es erst 
vom Tage der deslallsigen Klage an zu Last, indem es annimmt, dass hin- 
sichtlich des dem Mandatar zu Last gebliebenen ßccesses eine Verwendung 
in eignem Nutzen nicht erwiesen worden sei, so bietet diese fiictisefae Vor» 
aussetsung ](einen Stoff zur Gassation dar. 

Die Vomabme einer blossen Abrechnung zur Ausmittelung der Existenz 
und des Betrags einer etwaigen Forderung vermag ebenso wenig, wie das 
Erwirken eines schriftlichen Schuldbekenntnisses Aber das bei ersterer ge- 
fundene Resultat, als ein solcher Act betrachtet zu werden, welcher einer 
Sommation zu zahlen nach .\rt. 1131) B. G. B. gleichgtiachtet werden und 
den Schuldner in Verzug versetzen soll. 

Permetadt, 3a Juni 1829. (Bej ) ilraft g. Diedericb und Hju^uet. 
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8) Jiandttar; Versintlielikeit des PassivreceBses; Veriag- 

setznng. 

& n Alt 119» B. G. B. üiIImU (Dvnala«) vom 11. Jui 1833. 

Za Art 1997. 

Kenntniss der Vollmacht 

Wenn ein Beamter auf den Grand sdner gesetzliehen Gewaltbeftig* 
nisse einen Vertrag abschliesst, diejenigen aber, in deren Namen er den 
Vertrag abgeschlossen hat, denselben deswegen nicht erfüllen, weil der 
Beamte dabei (nach einer andern Auslegung der Gesetze) seine Competenz 
überschritten habe, so kann er von dem Mitcoutrahenten nach Art. 1997 
B. G. B. nicht auf Entschädigung belangt werden, weil der Letztere die 
Gesetze ebenfalls kennen muss (Art. \^ des Bad. L.-R. *), der Umfang der 
Gewaltbefugnissc des Beamten bei dem Vcrtiagsabschluss ihm also hinläng- 
lich bekannt war. 

Man ab ein, 18. Ittn 184^ (Oberhofg. Jahrb. 1841/41 8 169.) 



Drittes Kapitel» 

Von den PfiicMen des Mandanien» 

(Art 1998 — 2002.) 

Za Arl. 1998. 

I) UnterBChreibung anlActien; Mandat aar Annahme von 
Unterschriften; Ratification. 

Ein .\genl wurde nOadllcli beanftnigt, auf die Aeliea einer GeeeUechaft OaleredirHIen 

anzunehmen; A. unterschreibt auf der ilnn von dem Aponion ü!)erreichten Liste eine Anzahl 
Acticn, welche Jenigemäss in die BOclier der Gesellschalt auf A. eingetragen wurden, wie 
auch Derselbe in den gedruckten und veröircnUicliten Listen der Actionäre aurgeführt erscheint. 

Diese Unterzeichnung der Actien muss als gültig und rechtsverbindlich 
angesehen werden, da feststeht, dass de einem mOndlich beTolhnichtigten 
Agenten der Gesdlschalt gegenflber erfolgt und durch die GeaeUschaft rati- 
ildrt worden ist 

Nach Art. 1985 B. G. B. kann die Vollmacht mflndlich gegeben werden; in Handelt» 
Sachen kann der Beweis durch einfache Vertnuthungen geführt werden; aus den angeführ- 
ten Tbatsacben geht hervor, dasa die Unterzeichnung de« A. ron der Oesellscbaft ange- 
MnoMD and letifleirl ivonlen iaC 

Parti, 14. Min 186a (BeJ.) (Sir. 186a L 863) 

S) Haftbarkeit des Staats fftr Handlungen der Hinister. 

Der Staat ist verbunden , für diejenigen Zahlungen einzustehen, welche 
auf Anweisung des Vorstandes des Ministeriums der auswftrtigea Angelegea- 
hdteo for Becfanung seines Departements durch dritte Hsndelsh&user ge- 
schehen. 



•) Der Art. lt> des Bad. L -R. lautot: ,.FQr bekannt ani^enoinmene Gesetze soll Jeder» 
■ÜB wiaaen, denn MiehtwiaBen oder Falacbwiaaen achadet aowobl im VerluataU im Qewimi.** 
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Auch rficksichtlicli der StaaUdieuer kommen die iandrectiUic^tcn Qrun lsatze von Auf- 
tragsrcrlras in Anwendimg nnd hat liicmaeb dt^r Staat, alt Gewaltgeber, die Verbiodlidi- 
keiten xu «rfOUen, welehe sein» Anicealellteii .fUr Um wü Dritten eiogegangeii haben, inao- 

fern TOB Ihnen d e Grenim ihr«'r Vollinadit oder ürres \Virkuii{3:«lireise9 , vvaa in eoncr. 
Mlgenoitjnicn wunlc« nicht uber^rln iCiü wonieii sind (Art 1998 Li G. ß ) 

Mannheim, 25. Scpt IS-'U. lOuerhoFa. Jahrb. 1835 S 152; Aniial. 1S3G. S. 1 u. f) 

3) Haftbarkeit des Fisciis für IlanilluiigcB der Verwal- 
tungsbehörden. 

Wenngleich eine untere Verwaltungsbehörde, welche irgend einen öko- 
nomischen Betrieb zu besorgen hat (eine Bergwerksinspection) , vermöge dieser 
ihrer Verbindlichkeit auch dir Befagnis:? hat, die zum Betriebe nothwendigen 
gewöhnlichen Ausgaben zu machen, resp. die desfallsigen Vertragsverbind- 
lichkeiteu einzugehen, so ist sie, sofern die organischen Bestimmungen nicht 
speciell etwas Anderes verfügen, doch nidit befugt, olme Ermächtigung von 
Seiten^ der Au&ichtsbehOrde, Verbiodlicbkeiten far Ausgaben einzugehen, 
welche nicht unmittelbar znm ordentlichen Betriebe des Gescbfifts erfor- 
derlich sind. 

Man ab «im, t6w Deeeiabtr 1843. (Oberbofg. Jabrb. 1842/43. S. 322.) 
4) Haftbarkeit der Gemeinden fttr ihre Vorsteher. 

Der Bürgermeister einer Gemeinde, welcher eine ihm übergebene zur 
Sidierheit der Gemeinde bestimmte Geldsumme (in concr. Hcirathscaution) 
in Empfang nahm, handelte innerhalb der Grenzen der ihm durch seine 
Anstellung als Bargermeister ertheilten allgemeinen Vollmacht, weshalb er 
durch die Annahme des hinterlegten Geldes die (beklagte) Gememde zu 
dessen Rückerstattung verpflichtete. 

Der Mar f i 'jor ist n icS Art. J998 11. G. B. vcrbunileii , JiO von Siiiie ii Gewalthaber 
innerhalb der Gieiizvn seiner Voiluiacbt einge^angeuen Verbio'llidikeiten zu erfütlea. 
aiannheim.... (Obcrhufg Jalirb 1847/48. S. 864.) 

5) Haftbarkeit der Funds für ihre Verrechner. 

Nach allgcnn'inen Rccht^grundsützen kann an den öffentlich angestellten 
Verwalter eines Fond.^ gültig eine Zahlung geleistet werden, die nur die 
Abtragung einer unbestrittenen Forderung bezweckt. 

Die Einnahdic solrber Gelder gehjri zu den regcUu^sigen Geschäften der Yerwaltang 
tinet Fonds, dessen Vermögen durch Anleihen alD9iraj;end gemaeht wird, and der Ver^ 
Walter nl gerade so dein Zweck angestellt , um derartige Einnahmen and Ansgaben sa 
bewirken. 

Mannheim. 21 Juni lb56. (Jahrb. ftir I'.n.i. Kocht 1. S 372.) 

6) Haftbarkeit des Gewaltgebers für N eben vertrage. 

Wenn der (r 'walthaber Namens seines Gewaltgebers mit einem Dritten 
einen Vertrag abschliesst und in der Veitragsurkunde die Genehmigung des 
Gewaltgebers vorbehalten wird, der üewultgeber sodann dem, in der Ur- 
kunde niedergeschriebenen Vertrage die darin vorbelialtene Genehmigung 
ertheilt, so kann gegen ihn ein in die, zur Genehmigung bestimmte und 
mitgetheilte, Urkunde nicht aufgenommenes, zwischen dem Gewaltgeber und 
dem Dritten mOndlich Yerabredetes (geheimes) Nebengeding (Art 1321 
B. Q. B.) kebe Wirkung haben. 

Mannheim, 30 Septamber 1841. (Oberbofg. Jahrb. 1812/43. 8. 20l) 
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7) Mandat; stillschweigende Oenehnlgnng des Ifandanten. 

Nimmt A. , als Mandatar des B. , einen Ausstand bei C. ein , obgleich 
die von B. dem A. erCheilte Yollmaeht ihn tu dieser Oelderhebung gar nicht 
ermiditigt hatte, so kann sich 0. , wemi B. die an den Mandatar A. ge* 
leistete ZaUang ab nngOltig bestreitet, nidit mit dem Emwande schdtsen, 
dass B. die Handlung des Mandatars stillschweigend genehmigt habe, indem 
er mehrere Jahre lang dazu geschwiegen habe. 

G«mäcs Art. l'i3S B. G. B. ist es nothwcndig, uoi eine stlllschweigenle Ratification 
von Seiteo de* B. «noehmon zu konnea, dass dieser Keantniss der von \. in seinem Natuea 
vorgenooMBOira Raiidliing gehaM habe, wat aber am den Uotstn Bahigverballaa daa B. 
Bidit heryorgebt , da kein Grand für B. vorlag , sich bierübar aum^caeban 

Paria, S7. JaU 1S63. (Bej) (Sir 1863. I. 4SI.) 

Zu Art 1998 and 1999. 

Mandat; Honorar des Mandatars; Reduction. 
8. XB Art 1100 B. Q. B. Urtbeil (Paris) vom 12 Janoar 1863. 

Zu Art 1999. 

Schiedsrichter; Honorar; Nichtigkeit des Schiedsnrtheils; 

Versehen des Mandatars. 

A. Schiedsrichter kSnnen den Ersatz ihrer Auslagen und des ihnen 
st^nlirten Bonorars Ton den Compromittenten auch dann fordern, wenn 
ohne ihr Verschulden das Compromiss keinen Erfolg gehabt, indem 
ihr Schiedsspruch nicht innerhalb der Frist des Art 1007 B. P. 0. er- 
lassen werden konnte. 

Es ist hier die Bestimmuug des Art 1999 B. Q. B. anwendbar, da sie auf einem 
bai sweiseitigea Verträgen im Allgemeinen geltenden Grundsatze beruht, dem Grundsatz« 
■SmlMb, daas d«r Oontrahaat, der minonatli .Mlea, was an Hub war, nr ErflBlIaBg des 
Vertrages getban hat, auch die KrfOllang desselben von dem andern Contrahenten ver* 
langen kann, und es nichts relevirt, wenn in Gefolge von, dem Erstercn fremJen, Ver- 
biltaissen, ohne Verschulden desselben, der Zweck nicht erreicht wurde, den mau beim 
Abaddnn dai Vartiaga in Anga batta. Ou Verbtitoiet der atreileoden Tbtila sa den 
Schiedsriditeni eraeliaiiit aber auch insofern als ein Mandatsverhältniss . als Letztere in 
Gefolge einer ihnen von den Erslcren crlheilten Vollmacht handeln, und also, wie auch 
ibr Ausspruch fOr den einen oder den andern der streitenden Theile ausfallen mag, docb 
ia dar Beiiehnng far jeden denelbea bandein, daai tia einen Beabtaalratt adiliehlen, wegen 
dessen die Partbieen sonil den ordentlieban Bielilir bitten angeben nSeaen, «aa beide 
dnrch das Compromiss rermeiden wollten. 

B. Die Frage, ob sich der Mandatar im concreten Falle ein im Sinne 
des Art. 1999 B. G. B. ihm imputables Versehen zu Schulden kommen Hess, 
ist rein factischer Natur, da das Gesetz die Critericn, wann ein solches Ver- 
sehen vorliege, nirgends so scharf präcisirt hat, dass nicht dem richterlichen 
Ermessen dabei im Allgemeinen ein weiter Spielraam gelassen wäre. 

Gegen die Eatscfaeidang einer solchen Frage ist slso Gassaüonsreeurs 
nicht solissig. 

D«r«tta<t, tt. Dw; inS. (B^.) Geyer g. Lndnig^-ElMnbaka. (BmnmL im. 1 137^ 

Zu Art. 1999 and 2000. 

Kosten der Liquidation einer Commanditgesellschaft; 
Anforderung an den Commanditär. 

S4 
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Oer Gerant und demnidistige-LiqmdAtor einer ComnianditgeicHiduft 
kann gegen den Commanditär keine EntschidigUDg und kein Salair fOr die 
von Uun vorgenonunene Liquidation in Anspruch nehmen , besonders wenn 

er die Liquidation nicht in besonderem Auftrage des Commanditärs besorgt, 
vielmehr schon im Gesdlschaftsvertrage der Gerant mit der JUqaidation be- 
iastet worden war. 

Pari«, 2S. Deeember 1862. (Bej.) (Sir. 1863. I. 43.) 



Viertes Kapitel. 

Von den verschiedenen Arien, wie ein Außrag a^lMUL 

(Art. 2003 — 2010.) 

Zo Art 8003. 

1) Assignation; Annahme; Wirksamkeit in einem Fallimente 

im Falle des Todes. 

A. Eine dem Gläubiger brieflich ertheilte Assignation, sein Guthaben 
bei einem Dritten , an welchen der Schuldner Etwas zu fordeiii hatte , zu 
erheben , hat , wenn der Gläubiger diese Assignation annahm und anefa der 
Dritte sidi brieflidi verpilichtete, an ihn zn besaUen, die rechtUehe Wrk- 
samkett, dass wenn spftter der Assignant fiillirt, der Gläubiger demohn- 
geachtet bei dem assignirten Dritten die Zahlung erheben kann und diese 
Zahlung nicht von der Fallitmasse angezogen wird , sollte sie ancb nach 
Ausbruch des Falliments stattgefunden haben. 

(S. das Nähere zu Art. 445 des H. G. B) 
Berlin, 7. Januar 1820. (Rcj) Stein g. Lynen. (K .\. i II. 3) 

B. Weist Jemand einen Dritten an, eine Summe dqm Assignatar zu 
bezahlen und ihm, dein Anweisenden, zu Kechnung zu stellen, so kann der 
Assignatar den angewiesenen Dritten, auch wenn Dieser die Anweisung 
aceeptirt hatte, nach dem Tode des Assignanten nicht melur inr Zahlung 
jener Summe zwingen. 

(S. das Nähere lu Art. 1277 B. G B.) 
Berlin, 1. Üecember 1838. (Cua.) Pickhud g NAH. (K. A. 28. IL 6.) 

2) Mandat; Tod des Mandatars; stipuHrte Fortdauer 

des Mandates. 

Die Parthieen können stipnluren, dass nach dem Tode des Man d a t ar» 

dessen Erbe das Recht haben solle , das Mandat fortzusetzen. Besonders 
ist dieses bezüglich des einem Mitgesellschafter zustehenden Rechtes, \m 
der Verwaltung der Gesellschaft zu concurriren, der FaU. ' 

(S. zu Art. 1856 B. G. B. das Nähere.) 
Brflisel, 23. Hin 1860. (Rej.) (Pasicr. 1860. I. 211.) 
0fr. Onberl n Ali 2008 B. G. B. Nr. 11. 

8) Mandat; Tod des Mandanten; Beendigung. 

Das Mandat endigt dann nicht mit dem Tode des Mandanten, wenn 
der Mandaat im Maudatü dit^^es ausdrücklich bestimmt hat, oder aus dem 
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^taSMakttde des Mtadttes, oder tm den Umständen, unter welchen es 
gegeben wurde , henrorgeht, d«B8 es aadi nach dem Ableben des Mandanten 

noch fortdauern soll. 

Pari», 22. Mai 1860. (Bej.) ^J. d. P. 1S61. S 467 und Sir. 1860. I. 721.) 

4) Dienstvertrag; Revocation ohne Grund. 

Jemand wurde von dem Qeranten einer Gesellschaft bei dor Gesellschaft gegen Honorar 
lud Procente angMteUt und dabei stipuUrt, dass, wegen der Ton dem Angottellteo der Ge- 
Mlbcbafi geleli t iH D ml für ll«Mlfa« n»A m ♦r w a rt u daa DieoM, der Oenurt nnr mil 
Zattlnfflaaf dei T«rvalliuigsrallw md ««gan gevdcUlger QrOnd« den Aagaatelltai auf- 
kondigen dflrfe. 

Erkennt der Richter des Facturas, dass, nach jener Vertragsbedingung, 
wenn die Contrahenten über die Gewichtigkeit der Kündigungsgründe nicht 
einig gingen , diese Gewichtigkeit von dem Gerichte geprüft und im Falle 
der Unzulänglichkeit die Kündigung als unzulässig erkannt werden müsse, 
80 unterliegt diese Interpretatioa des Vertrags und factisclie Entscheidung 
mcfat der Kritik des Gassationdkofies. 

Parle, 9». Jni ISaa «Bij. ab. <!▼.) {«r. 186a I. 868) 

5) Tollmacht des Verschollenen; Beendigung derselben mit 
der Einweisung in den proYisorischen Besits. 

& UrlheU (Bariia) von 96. Seplenber 1849 xa Art 191 B. G. B. 

6) NichtbeendiguQg des Maudats wegen einer correctio- 
nellen Yernrtheilung des Mandatars. 

8. n Art 1181 B. G. B. Unheil (Darmstadt) Tom 23. MSn 1836. 

Zu Art. ia05. 

Borgerliche Oesellschaft; Öffentliche Bestellung eines Ge- 
ranten; Yerheimlichte ReToeation desselben; Geschäfte 
mit Dritten. 

Eine auf Actieo gegrandete CtviUteseUadiart k(in<iigte in öfentlichen Blättern ^em Pub- 
liknm den B. ala dirigirenden Oeranten an, löste sich aber im Juni 1857 in Fol^e eines 
GeneralTeraammlunga-BeecbliitJee auf und beeteilte den B als Liquidator, ersetzte diesen aber 
im Vovaabar 1867 iank eiaeo geriehtlidiea Liquidator. B. baMe in Septeuber bis No- 
' Tember 1867 ntt Dritten nocta ala dirigireodar Garant jener Gesellsebaft Qeaebifta abg^ 
schlössen, namentlich auf gedruckte Wecl.selforniulare jenor Geaellsebaft iD dieser seiner 
Eigenschaft lum Vortheile jener Dritten Wechsel unterieichnet. 

Durch ürtheil des Cassationshofes wurde erkannt, dass die Dritten 
bona fide mitB. als Gcrantcn gehandelt hätten, da ihnen erwiesenermaassen 
die Berocatimi desselben nicht bekannt gemacht, vielmehr verheimlicht wor- 
den sei; dass daher der neue Liquidator gehalten sei, in dieser Eigenschaft 
die nach Anfldsnng der GeseUschaft m Gunsten der Dritten ausgestellten 
Wechsel zu bezahlen. 

Paria, 27. Noftaber 186L (Bc|j.) (Sir. 1883. 1 188) 

Za Art. 9008. 

1) Falliment; späteres Indossament eines Wechsels; guter 

Glaube des Indossatars. 

Utbeilnig L. F. einen toq ibm auf B. C. den ib, Joni 1860 gezogenen, den 15. Juli 
mo laUhm WMhnl m 7. Jali 1880 in Aultnie aa G., mit dan Auftrage, dtawa 

M. 
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Betrag la erbeben , wihrend ffegen L. F. schon am 3. Juli 1860 das Falliinent aatge*pro«h«B 
worden war, so ist dieser Uebertrag, ^emiiss Art. 442 (neu 443) des H. 0. B. aU aogflitig 
anzusehen , da der Fallirte mit dem Aussprach des FaJliuieot« nicht mehr Ober sein Ver- 
mOfm ▼«rfOgin konnte. 

Hat 0. den Wechsel weiter an B. cedirt nnd dieser am Verfiültage den 

Betrag des Wechsels von dem Besogenen ausbezahlt erhalten, hat sodann 
B. diesen Betrag dem G. in Rechnung gebracht und Letzterer denselben an 
L. F. ausbezahlt, so hat B. , auf die Klage des Syndiks der Fallimentsraasse 
des L. F., jenen Betrag an diese Mas^e zu ersetzen, da das Mandat gemäss 
Art. 442 (443) des H. G. B. ungültig war; B. bat dagegen seinen Rückgriff 
an G. zu nehmen. 

Die Art. 2003 o. f. B. 0. B. findmi hier, wo es sieb nicht Yoa der Beendigung oder 
2nr0dinifang de« Muxlotet, deren GrOnde dem Mnndatnr nabekumt bntten bleiben kön- 
nen , sondern von iir'-prtlnslirhen (hifStiigkeil rln« Mandttlea lind der Kidlt^koil des 
Mandates, weiche der Mandatar kennen luusste, handelt. 

Jede Ansnahme vuo dieser Kogel könnte zu Missbriucben und Besdiidigongen der 
FallltnatM flihrpn, denn man «rordo so dem Fallirton dio BefvgnlM ingne l e h i n , iadinci 

nach dem Au<:«prurh de^ raliinients noch flhcr seine Verinflgeaallioile W ditponim. 
Pario, 14. Januar ib62. (Kej.) (Sir. 1862. I. 396) 

3) Anwalt; Handlungen nach dem Ableben des dienten. 

Der oiTentlicbe .\nwalt ist im Verliältnisse zu seinem Clienicn als dessen Mandatar 
ammohen. Waa der Mandatar ntch dem .\ii1eben Hea Mandanten in Unwiaeanhoii von die- 
sem Ercignisi^c vorKenotninen hnt , ist narh 'ler allgeroeinen Woitrnssung d»>s Art. 200$ 

B. (t. B., welcher im ful^'t^nleii Kriikel nur eine Krjfäniuns crh:elt. nicht blos im Vor- 
bültnisse zwischen dem Muudaiar un<l den Kcchtsnachfolgem den Mandanten als gQlti:; ge- 
eebeben zo betraehien, aondem dieae Haodlnngeo dea Mandatars haben noch zn Qnnelen 

des in gutem Glauben handelnden Dritten, dem RechlsnachrulLcr des Mandanten gegeuQber, 
Gültigkeit. Flicn^u iiin«scii aber aucli, nach den Giuiids&tzca der Bilii'_'ke t anl Kecbtlich- 
keit, diese Handlungen vuu dorn Naclifulger des Mandanicn dem Untteu entgegengeaeizt 
wordan können. 

Ob der Mandatar tmi dem Abl^o Kanntniaa gebabt habe, iel von dem Oeridile nach 

den Verhältnissen des Kinzcllalls lu hemtheilcn; data der .\n«;i!t, welcher sein Mandat 
nach dem .\bieben des Clienten iurtseMte , von dieaeni £r«ignisse keine Kenntoiss hatte, 
dafür spricht die Vermulbung. 

Hiernach UDterbricht die von einem Anwalte, auf Anstehen seines Clien- 
ten, wenn aneh einige Zeit nach Ableben des Letzteren, jedodi in Unkenut- 
niss dieses Ereignisses, bewerkstelligte Ladung zu Gunsten der Erben des 
Glienten die KlageTeij&hrung. 

Uarmatadl, 17. Mai 1848. (Baj.) Reinach g. f. Graifandan. 

Zu Art. 2009. 

Fortdauer der Vollmacht 

Die von einem Vormunde, welcher wSkrend der Minderjährigkeit des 
Ifflndels für denselben einen Prozess geführt hat, nach Eintritt der Voll- 
jihrigkeit weiter Torgenommenen Prozesshandlangen shid gflltig und kann 
das desfoUsige Verfiüiren von dem MOndel nicht angefochten werden. 

Atti dem AnfbOran dw mmondidiaftliehen Verbfiltniiaea folgt nicht, dass Ton diesem 
Augenblick an alle Handlungen , welche der Vormund gegen Aussen und mit dritten Per- 
aonen vornimmt, niebtig sind, vielmehr ist dio Fortsetzung und Beendigung der von ihm 
angufan^easa QMditfta aacfa daDjemgvu iie^abi »u beurtheiian, welche uotm- den gleicbaa 
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UmiUoden bei dem An rirags vertrag gelten (s. Art. 2009 B. G. B.) ; alle ProxecahandluogMi 
dea Vormunds mOssen zu Recht bestellen, so lange das Gericht uad di« Qflgoipwllli« Bldll 
TOD dem AufhOreo der Vormuadechaft ia Keantnias gesetzt aiod. 
M»nsh«l«i.... (ObsriMf«. Abrb. 1847/48. a 387.) 



Vierzehnter Titei. 

Von der Bürgschaft. 



Erstes HapIteL 

Von der Natur und dem Umfang der Bürgtckaß 

(Art 2011 — 2020.) 

Zu Art. 2011. 

1) Bürgschaft fllr Aasfflhrnng eines Werkverdings. 

Der Beklagte, weldier fütr die richtige Haltung eines Baoaccordes 

durch die ünterneluner die Bürgschaft fibcnuilim , wurde von dem Besteller, 
weil jene den Vertrag nicht erfüllten und «Ut Bau auf Kosten der Accor- 
danten anderweit vergeben und dem späteren Accordanten 1416 fl. 41 kr. 
mehr bezahlt werden niu.sste , auf Ersatz dieser äumme belangt uud zur 
Zahlung für schuldig erklärt. 

Wer für fremde Uandlungeo oder üoterlassuageD als Barge einsteht, Obemiiamt da- 
iril ofdit Mbridiariseb dl« Verbindllehkdl sur VonialiiMt rmp. Dntertainiiig dimr Baad- 
loDg Statt des Verpflichteten; htMvm «in OllMdiM ohne aücn Sinn, sondern er haftet 
nar für die Zahlung des Interesses, namentlich wenn das Geschärt derart ist, daat iS dem 
Hanpiscbuldoer nur in Kücksicht auf bestimmte Facbkeuntnisse Ubertragen wnrde. 

MaDDlielai.... (Oberboff. bhrb. 1847/48. 8. 456.) 

2) Bürgschaft; Cautionslcist ung. 

Durch einen vor dem betreffenden Pfandgerichte aufgenommenen Act 
übernahmen die Beklagten die Dienstcaution eines Gemeinderechners in der . 
Weise, dass sie einige ihrer Liegenschaften dafQr „bewilligten", in der 
Meioong beider Theile, dass dadurch Pfimdrecht begrandet weide, und 
worden bis zum Belaofe des Werthes dieser Liegenschaften für den Beoess 
des Bedmers bdangt und ftr haftbar erklärt. 

Wenn aaeh die beabsichtigte Unterpfandbestellnng nicht ordnungsmissig geschah und 
deshalb ein gegen Dritte wirksames Recht nicht begründete, so ist doch die C.iutions- 
leistaog unter den Cootrabenten wirkaam, welche als eine auf den fraglichen Güterwertb 
batchrtiilrte BflrgtehaftendieinMm eo mehr, «Ii In eencr. die BeUagle« MiNI fai Oven 
BrkÜransen dem Verteig dea Sias beigelegt habea , daea aie daoH aiae VerbüiigBag eiB> 
gegaqgen haben. 

Mannheim.... ( Oberhofg. Jahrb. 1851/52. S. 101) 

3) Bargschaft; unzulässige Einreden des Bürgen gegen den 
Gläubiger; ungünstige Zeitverhältnisse. 

Der Bürge, welcher sich dem Gläubiger gegenüber ganz allgemein für 
den Fall verpflichtete, dass, wenn bei einer freiwilligen oder zwangsweisen 
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VersteigernnR der verpfiadeten Realitäten des Haaptschaldners der Glta* 

biger fQr seine Forderung an Kapital, Zinaeii und Kosten nicht befriedigt 
werden sollte, er, der Bürge selbst, aus eignen Mitteln und ohne Weige- 
rung den Gläubiger auszahlen wolle, ist mit der Einrede, dass der Gläu- 
biger unter ungünstigen Umständen und zur unrechten Zeit , wo das Pfand- 
object nicht auf seinen wahren Werth hätte kommen können, dasselbe zur 
Yeräusserung gebracht und deshalb seinen Anspruch gegen den Burgen 
verwirkt habe, durdiaiu uoidlseig. 

VertragiaiMig dUraoniiMM VaitiadKelikeilra «toi MMh Art 1131 «nd «Ml B. e. B. 
IQ «rftUleu. 

Mflnehan, 14. Februar 18&3. (Cm$.) Hang g. Altachnl 

Za Art. 9011 v. f. 

Verkürzung fftr einen Theil der Schuld; Imputation von 

anticip ati V e u Zahlungen. 

S. »U Art. 1256 B. G. B. Urlheil (Pari?) vom 18. November 1861. 

Zu Art 2011 und »019. 

BflrgBchaft; gültige Verbindlichkeit derselben; Bargscbnft 
fftr einen in anslAndischer Crimlnalbaft befindlichen In- 
Under sum Zwecke der provisorischen Freilassnng des- 
selben; Anwendung einer inl&ndischen Regierungsverord- 
nang, die Anwendang der Strafgesetse betreffend. 

Der Studiosus K. Hcrtlc, Sohn des GrundeigentbOniers L. Hertie vao Bcrgtabem in 
der bayerischen Pfalz, befand sich iui Wintersen.ester 1ST2/33 zur Fortsetzung seiner Stu- 
dien in Heidelberg, wohin «r sich zu Anfang des Semesters Ton WOrxbarg wagbegeben 
halte. W«|^ dar tbm lo Laat gelegten Thdlnaliaia an cioar varbetonen barachanaaliafr- 
Hahaa Varbiodong wurde von dem OnivaraHUaamte Heldalberg aina Unteraaeliinf gegaa 
ihn eingeleitet und seine Vcrhaniuiir vorjenomnien. Derselbe suchte nun gegen das Ver- 
sprechen , sich nicht 7-ti cntrenieii und jederzeit auf Vorladun;r sich wieder lu stellen, und 
ge^en Bargtehaftaleistuag lur die Erfüllung dieses Versprechens von Selten seines Valara 
aaina Freihält m arlangao. Oaa DniTaraililianit Haidalbarg ging mit Emiahligoag daa 
Grossherzot;!. Badischen nof^jerichls zu Mannheim auf Hertle's Bitte wirklich ein und ent- 
liess denselben seines Arrestes, nachJein zuvor sein Vater vor dem Friedensgerichto zu 
Bergxabem sich unbedingt verbindlich gemacht hatte, dass sich sein Sohn vor been- 
daier Onleraiiahnnf nicht aatfiBmen ud auf jadaanuüiga Ladung iogkieh alallan warda, wU 
xvar miUelst ainar Oanlion ron 500 Gulden , dia Vater Hartia sogleich nnvcrwalgerlich zu 
entrichten versprach, soferne sein Sohn den von ihm hiermit übernommenen Verbindlich- 
keiten zuwiderhandeln sollte. Studiosus Hürtle entfernte sich von Heidelberg and Uess jede 
AttlTordarmg mid Ladang «vr BOdilcahr nnbaaeblai Nnn wnrda daa DniTaraiHlaaal Haidal- 
barg gegen Vater Hertie klagbar und verlangte die Bezahlung der Caation von 500 Gulden 
n«>b<;t Zin!<PTi Das Bezirksgericht Landau nahm die Klage als begr findet an, If^te aber 
dam Amte den Beweis auf, darzutbon, dass es nach den badiaeben Gesetzen daa Becht hatte, 
dIa Gntartaehvng an fttbran, Canllon sc ▼erlangen und n aceeptiren, unl wiea dann dia 
Klage ala nntvlftssig ab, «eil üaaer Bewaia niabi Tolletfindig gefdhrt «etden aal. 

Von Seilen des üniversitätsarates erfolgte gcen dieses L'rtheil, sowie eegen di? Tnter- 
locui, welches den eben angeführten Beweis auferlegt hatte, die Berufung. Herile aber 
BtalUe mittelst Incidentajppell den Antrag, die Klage aU unbegründet absawaiian. 

Daa Appalteiionageridift nafam nan swar dan Baweia dea Uniraraililaanla ala arbracM 
an , hielt jedoch die eventuelle Inci'fcntnppellation Hertle's aufrecht und materiell ftlr ba* 
gründet auf Grund der Verordnung T<Hn 9. Juli 1817, die .\nwendun>r der Stmfgesetaa ba« 
Ireflead, und «iea die iüage des Uoiversititaamtes ais unbegründet ab. 
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G«gen diese EnUeheidang ergriff du Amt den Cassationerecar« , and in Uebereinstim- 
mong mit d«m OenenlpSlMUiprokiiretor 4iflMS Gviehiehofii «ntietaied derselbe in foigeader 

Weise : 

Das Appellationsgericbt hat durch daa angefochtene Urtheil die aller- 
hOdiste Verordmiog im 9. Juli 1817, die Art 1181, 1188, 1184, 1135 
E O. B. ftbeh angewendet and die Art 2011, 9012 ib. verletit Denn: 

An dem Inhalte, eosrie scfaon au dem Babrnm der atirlen Verordnung ist nnxweifel- 
baft 10 entnehmen, Jass die Restttnmunf^pn derselben auf das zwischen den streitenden Par- 
thieen obwaltende Verhältuiss direct niclit die mindeste Betiehung babenj dieselbe n&mlieb: 
„Anwendang der Strargesetze** rabricirt, lautet wOrtUcb so : „Alle Bnyarildiai DntarfhsnM 
im BbeinkreiMi ohne Unterschied, werden nach den in Dnseren Bbebdtrelee geltenden 
Strafgesetzen gerichtet und bestraft, sowohl weeen dprjenifren üebertretungen , welche sie 
irn Lande begeben, als auch wegen derjenigen, deren sie sich iw Auslände, gleichwohl ob 
an Uns oder Uusern üutertbaneo, oder au einem auswärtigen StMte oder dessen Unter» 
ttanen ecbnldig gemadil heben. AOe eotgegenslebenden vorigen Geeeln eind von deoi 
Tage der gegenwärtigen Bekanntmachung an hiennH nafgehoben " Da es sich nun gegen- 
wärtig nicht davon handelt , ob gegen den Studenten Hertie im Auslände oder in Bayern 
eine Untersuchung ist, und welche Gesetze hierbei zur Anwendung gebracht werden sollen, 
eoodem dn die gegen dieoen Studenten im Anabnde Hlngat eingeleHele ünlamdnmf hier 
gmr kein Gegenstand der Kr<irterung ist, Tiehnehr nur ein im Laufe dieser ünlerBtehnng 
von dem Vater des AngcscbuMigton geleistetes Versprechen die Veranlassung zu einem 
ClTiirechtaatreite gegeben hat, in welchem lediglich die Frage zu entscheiden ist, ob das 
geoMehle Vesepreolien m erfhUen vnd b Folge deoeen eine gewieee Senmie Geldee n be> 
taUen iü oder nicht, so liegt es klar am Tage, dass in dem vorliegenden Prozesse die 
angezogene Verordnung eine Quelle der Entscheidung direct durchaus nicht abgeben kann. 
Ee kann aber auch diese Verordnung hier nicht indireet, nämlich zu dem Zwecke in 
Anwendung gebndil werden, m elwn ana dem in denwettwi eattellenen Prfneipe, ver- 
aMge deasen die Inlinder wegen der im Avalaade begangenen Geaetxwidrigkeiten nicht an 
ein auswärtiges Gericht ausgeliefert, sondern im Tn lande untersucht und bestraft werden 
sollen , die Ungttliigkeit des geleisteten Cauiionsversprechens ableiteu zu wollen. Denn es 
handelt lieh ja nicht Ton dem Vollzug eines Vertrags, durch welchen sich Student Hertie 
aaier BOrgaelieftaMiliu« eeinea Vaieie erat Terplliehiet hlite, aieh der JnMIelion elnea 
aufständischen Gerichts unterwerfen zu wollen, da der Student Rertle durch seine Verhaf- 
tung in Heidelberg der Strafgorichtsl>arkeit des dortigen Universitätsaintes bereits unter- 
worfen war. Diese Gerichtsbarkeit aber für den badischen Suiat und seiue Beburden war 
mA deaeen Geeelien aoweU, nie aneb aeul in vsOterreehtttdier maaidit begrfladelnnd eo 
bestand kein Huderaiss, die dem Sindenten zu Last gelegte, in Baden begangene Gesetzes- 
Terletzung zu ahnden. Es kann also auch dieser Zustand der Haft und Untersuchung, 
welctie der auswärtige Staat TermOge der ihm reehtUoh zostehenden Gewalt verhängt, von 
fc ilie r tayeriMlw Behürde ala ein nngeeetalleher prldldrt werden. Wenn daher der 
Student Hertie sieh die Vortbeile der Befreiung aus einem gOMlalichen und rechtmäsafgen 
Arreste nur durch das Versprechen, sich nicht zu entfernen und sieb jeder Ladung zn 
•teilen, nnd durch Caationsleistuog für die £rfhlluog dieses Verspreefaens von Seiten seines 
▼alen TenaMbn ieonle, eo amaile er ea Meli InlleD; teneU er ee aber, to iai eeta 
Vater zur Entrichtung dir fllr diesen Fall aogeaidierten Cuttonaanrnme Terbunden nnd hat 
kein Recht zu verlangen, dass die bayerischen Gerichte eine Wortlirdrhijkcit in Schutz 
nefcP M n sollen. Es ist auch gar nicht abzusehen, welches Interesse der bayerische Staat 
heben eoUte, einen von einem Bayern zn seinem oder seiner Angehörigen Vortheil mit 
ettter aaewfHfgea Qeriehtsbehflrde abgeechleeaenen Vertreg ab wiiknngah» und im Inlaade 

niefat vollziehbar zu erklären. 

Wenn also, wie nachgewiesen ist, der Cautionsvcrtrag, dessen Realisirung in der vor- 
liegenden Klage begehrt wird, rechtsbestäodig ist, so bat das angefochtene Uriheil die 
Art 1181, 1133, 30» B. 8. B., Inhalla deren eine Btbgaebaft nur aledaan unstatthaft 
ist, wenn sie fOr eine ungültige Verbmdliehkeit eingegangen worden iii, eine solche aber 
wegen unerlaubten Beweggrundes nur in dem Falle vorhanden ist, wenn der Beweggrund 
tea den S uetate n verboten, oder den guten Sitten oder der of entliehen Oidamig anwider 
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bt, falsch angewendet; die Art 1134, iVib, 2011 B. Q. B. aber, Inhalts deren eine gOl- 
tig eingegangene Obligation ihrem ganzen Umfimge na«h redlieh und ohne Arglist toII- 
ngen «arira wll, m4 §» Bnrt» fltar di« V«rlifiidlielik«il hallel, yntUM ni lateA ilt 
gesetzliche Veranlassung zu seiner Cassation gegeben. 

II an eben, 29. Jaooar 1845 (Caas. u. Kev.) üniversititaant Hailalbaig f. Htrtltw 

Za Art 9019. 

1) UngQltige HauptYerbindliehkeit; formlose Beehnttiigs* 

abläge des Yormandes. 

Der Vertrag, laut weldieni der Vormund, vor aller BechBungsabiage, 
dem Monde! sein Vermögen in Bausch und Bogen heransgibl und hierfiDr 
dechargirt wird, und bei dem zugleich ein Dritter dem Vormund BOtg- 

schaft dafür leistet, dass sein gewesener Mündel diesen Vertrag nie an* 
greifen werde und dass jedenfalls, insofern der Vormund cur Rechnongs- 
Stellung geuüthigt werden und nach Maassgabe derselben ein Mehr heraus- 
zuzahlen haben sollte, er hierfür von dem Bürfidi vollständig entschädigt 
werde, kann von dem Burgen, wegen Mangels einer giiltigen Hauptver- 
biudlichkeit, als nichtig und unverbindlich angefochten werden. 

Wdl die lu «iaer BOigscfaaft taamrgebeodeD Verpfliehtuugen, sowi« diata taHwl 
ihraai iniierateo WetM naeli aar aeeaaaoritdwr oder wliaidiinr JSttnr sind . m iil aneh 
das rcclitürlie Dasein dcrpclhen nur durch die I£xi8tenz einer Oberhaupt gültigen oder wirk- 
samen Haup(ver))indlichkeit hedingt. Das in der Bürgschafl liegende, dem Berechtigten too 
biouitretenden Nebenpersonen gebotene Sicherunss- oder Bestarkangsmittel kann nur g»- 
dadil werden, «enn ein irgendwie BereeMgier dn ist, wenn eine Prindpat-Obllgilion, vnn 
deren £rrAUung es sieb handelt, solche Verpflichtungen auferlegt, die daa Oeiels aner- 
kennt und denen es nicht schlechthin, als njit dem allgemeinen RecblStttStande unverträg- 
lich, jede Wirksamkeit versagt. Sind diee« Voraussetzungen iiiciit gegeben, dann kauo 
aneli ein neeedirender eicliemder 'Vertrag, eine redrtlieh wiritMine BaigiebnA, niebt darnnf 
gegrOodet werden Mit dem Unlerbau des nichtigen, weder innerlieb noch äusserlich rer- 
pflichtenden Haupigeschafies föllt nothwendig aneb daa daranf gaiMtite aeeondire Bachta- 
geacbfift ala nichtig oud wirkimgslos zusammen. 

Ahl ein «ddiea niebtiges BauptgeseUft oMua aber ier erwihale Vertrag anjieben 
werden. Die ans dem Art 472 B. 0. B. hergeleilelt Einrede der Niebtigbeil den aiiim 
Vormunde vor detaiUirter . mit Auslieferung der Belege verbundener Rechnungsstellung ge- 
troffenen Uebereinkommens (traite), kann allerdings ala eine exception personelle des Man- 
dela aurgerasst werdM. Allein ana der EigenscbaA der Niebtigkeit, ala etoar Uee ralatiren, 
kann bei weiten nneh niebt geTnlgert werden , dnit die Kiehllglteit nidü eine bie in An 
Wurzeln des RechtsgeschSfis dringende, eine radikale Nichtigkeit sei, die kein Material 
fflr eine wirksame Bürgschaft übrig lasse. Das Motiv, welches den Gesetzgeber zu dem Verbote 
den Art. 472 cit. bestimmte, ist das bisherige Yerb&ltuiss des MQndels zu aetnem Vertreter, 
dem Vomnnde, und dne EigenHillBliAe der gefenaeitigen Siellug im AngenbHdte, wo 
der Mandel Herr seinee Vermögens werden and die solbststimlige Führung aller Ange- 
legenheiten übernehmen soll. Das Geaetz verweigert nicht blos dem Pupillen, sondern 
ebenso auch dem Vormunde die Befugnias, nach eingetretener Groa^jibrigkeit aber die 
weefaseleeitigeo Bedito and Verbindll^kelten nna der ynmrandiebnA n truigiren , an 
lange niebt Beehnnng geatelU und gehörig gerechtfertigt ist. Die desrallaige Verbindlicb- 
keit de^ Vormundes ist eine un erlässliche, eine auf dem Wesen der Vormundschaft 
beruhende, die ganze Verwaltung umfaaaeode, in die Intereasen dea PfleigUnga nnd aeinar 
kOnlUgen BeeMaaphlre tief eingreifeade Pflioht, deren ErMlmig t« iieiieni dem Qeeeln- 
geber nnveriennbar eine ernste Sorge war. Kein Veniebl dee Mtadali kann im Ver» 
nvnd von dieser Pflicht rechtlich entbinden. 

Fasst man nun speciell den Art 472 und die damit zusammenb&ngeodea BealimmnntlM 
der Art 204d, 450 Aba. 3, und 907 ins Auge, ao kann es einem emstlicben Bedeakca akfel 
mtertttgen, dnM ein DebireittknaiDen Aber dto formrodaebnUKiilw /lifleliiMkliUi twip 
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sehendem Mnnde! und ^cm Vormund, «elbst wenn erstcrer TOlIjIhrfg geworden, ohne dau 
Unterer vorgiogig Bectaaong geetellt und dieselbe belegt, in der Ar« radikal niditig 
Mi, int iamor tMk «ta «liktUNt BttisMbifli*TerbllMN mIcU ftbul «eriMi kau. 
MtaebM, 18. Aprfl tUB. (Oim) IMaMr f. Nleola. 

3) Bflrgsehaft fflr eine Tom Ehemenne der Ebefraa im Ehe- 
▼ertrage sugesagte Leibrente; Uebersebreitnng des Ter- 
fftgbaren Tbeils. 

& ta Ali S17 B. e. B. Urtheil (Parii) tmb 16. Aftfl 180t 

8) Verbflrgung einer auf einer causa illicita bernbenden 
Fordernng; Wirkungslosigkeit 

& » Ali llSl B. G. B. UrtbeU (DwoMlatt) von 18. April 18tt 

Zii Art. 2013. 
Verpflicbtung des Bargen. 

Ein Verzicht auf die den Rechtsbestand der Btlrgsehaft bedingende 

Verfügung des Art. 2013 B. G. B. ist offenbar unwirksam. 

lo dem Wesen des Reehtsverh&ltnisses liegt et, daM der BOrg« niebt n mtke vir* 
pAiebtet sein kann, als der Haupischuldner. 

MaBDbeim, 10. Februar 1852. (AnnaL 1852. 8. 147.) 

Za Art. 2014. 
Bflckbflrgscbaft 

Der Kliger A., weldker sieb für eine Forlemg iee B. aa C. Terbfirgt balte ui te 

ExecQtionswege lur Zahlung angehalten wurde, bchaupfeJe, dass der BcVlastc D. ihm gegen- 
Ober die Verbiodlichkeik übernommen habe, diese Schuld selbst an den Qläubiger abxu- 
tragen oder ihn (den KUger) Ton seiner BOrgscbaft xo befreien, im Falle der Scbulinar 
•albat kefaM Zablng Milaa aoOla; er Tarlaagla 4ahar, San BaUagtan für aMdlg an ai^ 
kliren, ihn durch Berreinof van Ur BiigMbaft, die er tan B. gagMSbar Sbamaaman 
batt«, schadlos lu halten. 

Die Klage wurde fQr begründet erklärt, denn eine solche KQekbOrgsebaft 
aai anllaalf . tedam nadi Art. 9014 Ab. 9 anA 8ia «aa ataan Bflifaa fbaraanuMna Yar* 
bhnBhiihbeit Oeganaini «iMr weiteren Bthgaaball aein and der Barge in diesem Falle, 
wenn er belangt wird, ron seinem RQekbQrgen Schadlosbaltung ota Befraiting van ,4er 
flbemommeDeD bOrgacbafUichen Verbindlichkeit verlangen könne. 

Mnaabain.... (Obertefg. Jbbrb. 1861. 8. 306.) 

Zu Art 8015. 

1) Verborgung einer Contocurrentschuld; Fälschung und 
Diebstahl des Commis des Hauptschuldners. 

Der Biinquier T. in Limoges hatte dem Kaufmann R. in Bordeaux einen Credit eröff- 
net, und P. in Limoges sich für die aus dem hierdurch veranlasst wordonden Contocurrent- 
Verbiltnisse entstehende Schuld des P. verbürgt. Demgemilss fand längere Zeit hindurch 
ala Yaifcabr twiaahaa B. nU T. alall, iniam B. dam T. Waabaal saaahiakla aad aieh da* 
gegen von T. bianraa Geld durch die Post xoeehieken lieas , welches stets von dem bierxu 
beauriragten Commis B. in Empfang genommen wurde. So erhielt T. auch wieder einen wie 
gewöhnlich mit dem Stempel dea R. versehenen Brief, wonaeb Dieser einen Wechsel im Be- 
irag von 80QO FVea. eteaandla aad dagegen am Öabenendang daa gMdian Betrages fn 
baarem Oelde ersuchte. T. kam diesem Ersuchen nach; er nbersehickte in einem char- 
girten Paket jene Suminc durch die Post an R. ; B., der Commis des R., nahm dieses Geld 
beimlicb in Empfang, untersciilug dasselbe und verwendete es fttr »tÜL Später stellte sieb 
btnna, dais dir dam T. Sbanmila Waafeiil vaa B.galll8aM,naA voa B. ofaaa Aateag daa 
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B. eiogesandl worden war; T. brachte demnächst den Betrag desselben in Contocarrenl 
und ging sowohl den B. als dessen Bürgen P. auf Zahlung des sich hiemaeb ei]gebendett 
8aUM an. Dar itMMgm Kkif» bcfagncla P. mäk tan Elowanda, im» tr aw Ar Aa 
aas dem Conlonirrent-Verbältnisse entspringende Schuld steh verbflrgt habe, es sich aber 
hier von dem durch das Verbrechen des Commis B, entstandenen Schaden handle, wofür 
zwar dessen Principal R. gemäss Art 1384 B. G. U. vsrantwortlich sei, auf welchen abar, 
ftmlM Art. 3015 ib., di« flberaoainmn BBiigMhaft ni«ht «MfaMuil warlra kfloM. 

Unter BaMMigong i«r UitttUa itr vottoia Inalsne» «ianl« biwaaf 4tr O m i» 
tlonahof : 

Der Banquier T, habe auf die bisher eingehaltene Weise , dem an ihn 
gerichteten Ersuchen des R. gemäss, in Erfüllung des Creditvcrtrags dem 
R. den Betrag von SuOO Eres, regelmässig überschickt; diese Zusendung 
greife daher in die durch dun Creditvertrag vorgesehene Operationen, wofür 
P. Bürgschaft geleistet, ein; die Unterschlagung von Seiten des B. zum 
Nachtheil seines PriodiNiIs vermöge an den durch jenen Vertrag begründeten 
RechtsverhAltnissen nichts zu ftndern ; T. habe gegen R. wegen der Hand- 
Inngoi seines Comnis B. eine directe Klage; die von Seiten des T. bewerk- 
stelligte Uebersendung des Geldes bilde eine Gontocorrent-Operation, worauf 
sich die Bürgschaft des P. erstrecke; wenn der eingesendete Wechsel dem 
T. nicht profitirte, so könne Letzterer we^en dieses ihm fremden Umstandes 
nicht seines Rückgriffs an den Bürgen verlustig gehen. 

Paris, 18. Februar 1801. ( Rej ) (J. d P. 1862 S. 3S8.) 

2) Schranken der Bürgschaft. 

Die Verbürgung, „für obiges Kapital und Zinsen, für allen Verlust 
und Schaden" Bilrgcnzu sein, verpflichtet dieBürgen — da nach Art. 2015 
B. ü. B. eine Burgscluift nicht über die Schranken, worin sie geleistet wurde, 
ausgedehnt werden darf — nur als sogenannte Schadloshaltungs-Bürgen, welche 
dem Gläubiger nicht sofort für die Zahlung, sondern nur für allen Verlast 
an seiner Forderung gutzustehen haben und die also von dem GUubiger 
in allen Fällen verlangen können, dass er den Hauptschuldner vollständig 
auddage und dann nnr fta dasjenige haftbar and, was er nadi frucht- 
losem Ausklagen von demselben nicht mehr erhalten kann, was wiikfich 
verloren gegangen ist. 

MattBliaim.... (Obsrhofg. Jahrb. 1851. & m) 

Zu Art. f016. 

Unbestimmte Bürgschaft. 

I. Wenn die Bürgschaft unbeschränkt für das Kapital übernommen wird, 
erstreckt sie sich, der Natur der Sache nach, auch auf die Nebenverbind- 
Uchkeit (Zugehörde) der Zinszahlung. 

MaanbeiiB.... (Obarbofg. labrb. i849/8a S. 491) 

liannheiro.... (Annal. 1855. S. 19.) 

Mannheim, 25. April 1861. (.\nnal. 1861. S. 118) 

n. Wo die Bürgschaft für das Kapital , ohne der Zinsen zu erwähnen, 
übernommen wurde, ist sie keine unbestimmte, sondern eine bestimmte, 
und der Bürge kann deshalb nach .Vrt. 2i)lG B. G. B. nicht zur Entrichtung 
von bedungenen Zinsen, wozu sich nur der Hauptschuldner verpflichtet 
hat, angehalten werden. 

Maanbala, l^ Oelober 1866. (AaaaL 1668. & 316.) 
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Zweites Kapitel. 

Von der Wirkung der Bärgsdiaß 

Erster AlMehnltt. 

Vm der Wirkung der Bürgschaft zwischen dem Gläubiger und Bürgen. 

(Art. 2021 — 2027.) 

Zu Art. 2021. 

1) VorauBklage; sofortige KUge gegen den Bargen. 

Nach den BestimmnngeD des Art 2021 B. 6. B. kann der Barge schleehtr 
Un auf Zahlung belangt werden , wenn der Hauptschuldncr seiner Zahlangs- 
▼erbindlichkeit nicht zu der gehörigen Zeit genügt hat ; die ihm zustehende 
Rechtswohlthat der Vorau3kla{,'c des Ilauptschuldners begründet für ihn 
zufolge Art. 2022 und 2023 blos eine Einrede, welche unter den dort er- 
wähnten Bedingungen der Klage entgegengesetzt und nur unter diesen Vor- 
aussetzungen vom lüchter berücksichtigt werden darf. 

■uiibtla, 3L Vvfbr. tMB. (Ol«rlio%. JM, 1817/18. S. 318; Aaul. 1848. & 233.) 

Haanaeim.... (ObariMTg. Jahib. iWtßi. a IM.) 

2) Vorausklage; gleichzeitige Einklagung. 

Der Gläubiger kann seine Rechte gegen den Hauptscboldner und den 
Bürgen gleichzeitig in einer Klage geltend machen. 

Die ZuläBsigkeit der Klage gegen den Bürgeu ist, nach Art. 2021, 2023 B. G. B.i 
dn« ein« anderweite BeachräDkoDg, nur durch di« dort bemerkten Voraoscetxangeo b«* 
Hagt md Ihr «Mb« spricht «• BediMhoUelikelt de« Art. 12M nod 2025-9087, weleha 
die gleichzeitige VerfolKuog de« oimlicben Ford«rangtuiipnidit ftg» mebrara Saannt^ 
•cboldner und gegen mehrere Bürgen gestatten. 

Maonbeiffl, 21.NoTbr. im. (Oberbofg. Jabrb. 1847/48. & SSO; Auual. im. S.333.) 

Zu Art. MS8. 

Wirkung der Einrede der Yoransklage. 

Hat der Bflrge die Einrede der Yoransklage in gesetiUdier Weise tot- 
gesdiOtzt, so muss der Gläubiger das Vollstreckungsver&hren zuvörderst 
gegen den Hauptschuldner einleiten und bis zu Ende führen; die Schwierig* 

kdt, resp. Verzögerung seiner Befriedigung, befreit ihn davon nicht 

Diese VerzOgerting erscheint als natürliche und gesetzliche Fo1?e eines jeden Voll- 
•IreekaDgaTerfahrens, somit aacb jeder Einrede der Vorauskiage, und ea kann deshalb darin 
kain Orand Uffw, die Btamde n T«rw«ri!BB oder dtn GllaWgtr in g«iliM«% den Birgvn 
MAfl «Wer anaugreiren ; eineitiiit «ifdt dadoreb j«ne Einrede ganz nutzlos gemacht and 
aaderertella kann sieb der Gläubiger nn m weniger darüber beschweren, als er sieb die- 
••lb«n Folgen bei einem gegen den Bargen gerichteten VollstreckungsTerfahren mOaste 
gefUlen Immii; der BtAwaad ftber, dae« der OltaUgir dweh fortgeaeMeii Oekanelt jener 
Einrede allzu lange herangezogen werden kinne^ Iii dwdi die Beelimmnng det Ali 3082 
B. G. B. beseitigt, wonach der BSife oar beim erüen gefin Ihn feriehleten Terihhren 
davon Gebrauch machen kann. 

Mannheim.... (Oberbofg. Jahrb. 1852/53. S 151.) 
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Zo Art M95. 

Haftbarkeit mehrerer Bürgen. 

Dadurch, dass ehie Melirhcit von Schiilflnom gemeinschaftlich dem Gläu- 
biger ein Unterpfand bestellen, wird keiue Haftbarkeit des Einzelnen fOr 
die ganze Schuld begründet. 

Der Art 3025 B. Q. B. kana uichl lur Anwendong kommeo, <la er aur ron aieb- 
raraa für die Sdmld ptrssnlieh litAeiMleo Borgen spricht; d«r Daitaid tbar. Um» Ar 
im Darlflibea ein Unterpfand beileUt wurde, maelit die an und flir eich ttwiltera Ferie« 

rang nicht zu piner unlbeübaren 

Maonbeim, 14. .\prü im, (Aunal. 1864. S. 5a) 

Zu Art. 2026. 

Einrede der Theilnng. 

Die Einiede der TheOnng kann dann nicht geltend gemacbt werden, 
wenn die Bfirgsdiaft nicht gemeinschaJUich, sendern sncoessiYe ttbenoinmeB 

wurde. 

Nach pcnipiiiem Rechte ^rehürt zum BcgrifTc Jer Mitbör;:schaft, welche die Tbetlong 
be^grflodet, eine geioeinsame gleichzeitige Uebemahue der BQrgsebaitelast, and ein 
rralwrar Barge, der Or das ^na alM» «od otaw BOekeidil auf aatoa BOcfea aiafUra- 
teo ial, kann dadoreh niaU in eine beitaare Lage kominen, dasa der Olinbiger apitar aoA 

eine weitere Bflrgschart erwirkt; die Art. 2025 und 2033 B. G. B. sprechen twar von 
mehreren Bürgen derselben Schuld und desselben Schuldners, ohne dabei des trforder- 
nieses einer geraeinsanien Uebemahiue der Bürgschaft aoadrücklieh xn erwihoen, allein 
dieaea Errordemisa lieKi in der Natnr dar Saelie nnd fttr daaaelbe spricht auch die Heber» 
achrift des (Jricxtes des dritten Abschnittes, die ebenfalls von „cofidejusseara*- spriclit. 

Mannheim, 12. October 1848. (Oberhofg. Jabrb. 184V48. 8 a. jedoch Zenta. 
Mag. Bd III S 138.) 

ZwBitar Abschnitt 
Vm dtr Wir bmg der Birgaek^ Mwisekm dm SdMur und dm BürgmL 

(Art 2028 — 2032.) 

Za Art sota 

Bargschaft fUr einen Theil der Hauptschuld; Zahlung des 

Bürgen; Concurrenz. 

P. schuldete dem M. fflr ein ihm von Ütesem cedirtes .\nit noch 11,000 Pres ; 0 . 
leiiMa dam 31. Oaation bia xnn Belaufe von 8000 Free., welche er denmiehal an Letaleren 
beuldia. Bei Vertheilung des dem P. fflr das Amt zukommenden Guthabens verlangte 
D. , zorolge des ihiu im Art. 2028 B G. R. zustehenden peraflnUehen und direeten Bddt- 
griffrecbtee, bei dieser Vertheiiung niii M. zu coneurriren. 

Dna Gerieht dafarirte dieaen Begehren dea D., und der Gnaaalionahof 
billigte Dieses, denn der dem P. zustehende Ausstand sei nicht mit einem Privileg n 
Gunstrn des M. hinsichtlich des nicht verbürgten Thcil«< der Schul'l des P. behaft»"t ge- 
weeen ; D. berufe sich auch nicht aof ein« Subrogation in die Rechte des M.; M. kfinne 
alaa andi nicht gemiss Art. 1253 ib. einen Vorzug vor D. in Aneproalh n a iw nan; ea alalia 
daher den D. ein glaiebaa aelbetaMMiitaa Beaht wie dam M. aaf dM Vana«gan dea P., ab 
dem RemcirisehafUidian Datarpfand so, bat daaaen Znlheilmig aoaaeh 0. mit M. «i ean> 
curriren habe. 

Paris, 1. Auguat 1880. (£ej) (Sir. 1861. I. 366) 
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Za Art 90M ond 9030. 

Bargschaft für einen von mehreren solidarischen Schuld- 
Beruj Klagrecbt des das Ganse sahlenden Bflrgen gegen 
den nicht verborgten Mitsehnldner. 

8. ra Art. mi B. e. B. ürlbeU (Piwto) vom la Janl 1881. 

Zu Art. 20:i2. * 
1) Schadloshaltung. 

Die Ehefrau kann als BOrge des Ehemannes nach Art 1481 und 1082 

R 0. B. in dessen Oant die ihr eingeräumte Ersatzforderung, so lange sie 
die mit dem Ehemanne übernommene Verbindlichkeit noch nicht erfallt 
hat, wie jeder andere Bürge nur dahin geltend machen, dass sie von der 
Haftbarkeit durch Tilgung der Schuld aus der Masse befreit werde. 

Ihre Forderung besiebi nicht selbsiaiändig neben der Forderung des Gliabigers (Ober- 
liofi;. Atbrb. 1858/88. a 146.) Ist also die Maate aebon dnreli «e U^idalloB dai GUo- 
bigers auf Tilgung der Verbindliebkeit betanst, so kann die Ehefrau nicht noch lelbel- 
etändi^ ihr Ersatzrecht l^quidiren, sondern sie kann sich nar dem Begehren des Glftubigers 
anschliesseo , mit dem Antrag, daaa desien Befriedigung durch ihr geeelilichea 
UDlerpfaBdaraebt harbdgaRHirt werde. 

Hat aber der GUnbiger sidi nicht gemeldet,, dann ist die Ehefiran 
selbststindig zn dem Gesuche berechtigt» dass der Glftobiger mit Httlfe des ihr 
ankommenden Pfandrechts befriedigt weide; filr das, was dieEhefran etwa 
dem Giftobiger, weil und insoweit er in der Gant nicht befriedigt worden, 
dereinst zu ersetzen haben kann, bat sie keinen Ersatz anzusprechen, 

weil sie ihr Vorreebt oieht tarn Raehlheil der GUubtger, denea aia haftet , gebaod 
machen darf. 

Wenn die Masse, soweit sie vermag, die toq der Ebefran mtt Obemonimia Yarbiad- 
kafl gelilgl bat, ao bat da Allee gelbaa, «aa dar BSiga van den Raoptadmldoer var- 

laogen kann. Zudem kann die Ma!;so 'ladurch, dr.ss die Ebefran, ohne den Gläulnger be- 
friedigt zn haben, ihren l-lrsatzaiispruch liquidirt, in keine schlimmere Lage kommen, als 
wenn sie erst, nachdem »ie denselben befriedigt hat, an dessen Statt auf Zahlung, bezie- 
bnngawelea Eraali dringt. 

Mannheim, 13. Januar 1859. (.\nna1. 1859. S. 46 «. f.; ZMla. Magai. Bl 
S. 451; s. auch die Bemerkung zu Art. 2014 B. G. B.) 

2) Zahlung des Hauptscbuldners an den Bargen; Unwirli- 
samkeit dem Gläubiger gegenüber. 
& SB Art. 1680 B. Q. B. DrIbeU (Oarmatadt) Tom 8. Juni 1819. 

Mtter Abs^tl. 

Vm der Wirkiuig der Bürgschaft zwischen den Bürgen unter sich, 

(Art. 2033.) 

Za Art 

Bflrgschaft; Kegrcss des Bflrgen, welcher das Ganse be« 
sablte, an den solidarischen Hitbargen; Zinsenansprach; 
Zinsen?erjfthrnng; Gescb&ftsfahrnng. 
Haben twei Personen anter Solidaritit die Bflrgschaft für ein ?enms- 

lidMB Darleihen flbemommen und der eüie Bflrge ist gnflthigt, hi Folge 
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der Insolvabilität des Hauptschuldners das Kapital und die rflckst&ndigen, 
zur Zeit der Zahlung nicht verjährten Zinsen zu bezahlen , so hat er das 
Recht, an den Mitbürgen die Hälfte /les Bezahlten nebst Zinsen vom 
Tage der Zahlung anzusprechen. Bezüglich der Verjährung der von 
dem Bargen an den Gläubiger berichtigten Zinsen (resp. der an den Mit- 
bargen ange^rderten Hftlfte derselben) findet nicht der Art 2277 B. G. B. 
Anweodang, sondern es tritt hier nnr die gewöhnliche VerjShmng des Art. 
3262 ib. ein. 

Das Qmetz riomt nimlieh Hm BSigen, welcher eine BOrgsehaftsBchald itarsm gumn 
Umfange nach bezatilt , nicht nur gegen den Hauptechuldner , sondem aaeh gegen Die, 
welche sieb miUerbUrgt haben, einen Ersatuuisprucb ein (Art. 3028 , 2030, 2033, 1214 io 
VtiWnduog mit Ail. Wll), Der Keebtognind dletes Anspruebe Hegt ia der Thalnclie der 
geleiiteteii Zahlung, indem dieselbe, wenn noch der Borge damit nur eiiM e^ene Verbind- 
lichkeit gegen den GISubiger erfiillt, doch -lern Mitverpflichtelen f^egenOber, welcher dardi 
die Zahlung aucb eeiueraeits entlastet wird, als die Besorgung e ner fremden Angelegenheit 
erscheint, besOglieh welcher flir die genaeblen AnslageoEnlscbidigung verlangt werden knnn. 

Die deefalliige Fonlerang stellt lieb kienineb all eine Ar aieh beitelwnda» aas eieea 
besondem Hechtsgrunde resultircnde . mit der ursprünglichen Forderung des Gläubigers 
iwar connexe, aber nicht identische Forderung dar, welche der allgemeinen Regel des 
Art. 2262 zufolge während 30 Jabren geltend gemacht werden kann. Der Umstand , dass 
die Toa Blli^ geleialete Zahhnig nleht blos eins XspitslsetNiid, sondsra aaeh verfitlleast 
damals nicht verjährte Zinsen belroflen hat, findert hieran nichts, indem der .\nspruch aof 
BQckersalz nicht dahin gerichtet ist, dass der Ersatzpflichtige Zinsen bezahle, sondern den 
Borgen für die durch Zinszahlung gemachten Auslagen , welche als Auslagen ein für sich 
beslshsndes Kapital bilden, seihadles halte. 

Bsmdisichtigt man ausserdem noefe die Fassung der betreffenden geseltUcben TTnütin 
flumgen, wodurch eine Beschränkung, welclier di r BOrge in Ausübung seines R^resses 
beaOglich gewisser Theile seiner Forderung unterliegen könnte, auch nicht entfomt ango- 
denlet M, so mOssen vollends alle Zweifel Aber den Sinn Jener Vorsdvifkea scbirindsn. 

Die Snhrugation des zahlenden Bürgen in die Ileefale dos Glfiubigere (Art 3029 md 
1251 Nr. 3 B G. B.) liat nicht den Zweck, die ficin Bürgen an sich persönlich zustehenden 
Beehte xu entziehen oder zu schmälern, vieliuelir ihm noch weitere Vortheile zu gewähren. 

Wenn also sin Gerldit die Ersalsforderung , soweit ds dit Ton dem Borgen beuhlten 
ZInssn beirifll, gendba Art 2277 ib. fOr vsrjihrt erklärt, so wandet es dnreb lUese vom 
Gesetze niclit gewollte ßeschrankun;; den Art. 2217 falsch an md TOrlstSt dis Art 1214 
1375 and 2i62 B. 0. B., sein Urtheil ist daher zu cassiren. 
(Cfr. Gilbert za Art 1375 B. G. B. Nr. 27.) 

MSnehen, 2. Deeamber 1M7. (Gass. n. Bar.) Oomailla g* Zals. (Anaalen VM 
Hslnli etc. lSt7. S. 444 ) 

Cfr Gilbert n Art 2277 B. 0. B. Nr. 16, 18 and 19. 

Zu Art. 2033 und 2037. 

Wirkung der Bürgschaft unter den Mitbürgen; Entlassung 
des einen Bürgen durch den Gläubiger; fortgesetzte Haf- 
tung der übrigen Bürgen; Beductionspf licht des ent- 
lastenden Gläubigers. 

Die einem Bürgen bewilligte Entlastung (remise ou decharge conven- 
tionelle) nützt weder, noch schadet sie den übrigen, in Ansehung der- 
selben Schuld verpflichteten Bürgen. Ein Mitbürge, von dem Gläubiger 
der Verbindlichkeit aus der Bürgschaft freiwillig enthoben , ist dennoch den 
andern Bürgen gegenüber haftbar, wenn er sich auch läM UffitML Wim 
TcipAlditot hat 
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Die Ansicht, daM, wenn geseizlieher Vorschrift geni&ss die durcb BOrgschafk begrOn- 
dele Verbindlichkeit auf gleiche Weise und tinier den nämlichen Voraussetzunsen erlösche 
wie die abrigen Obligationea und wenn als Erlöschungsgrund für diese insbesondere auch 
4» freiwillige Erlut der Sdnild von Seilen dee eiiobigera — la remtee voknitaire — 
toliaell Tor^cschrieben sei, ee ttdil biet all eine nicht gercchtrertigte Ausnahme ron der 
allgemeinen Begel, als eine Inoonseqnenz, sondern selbst als eine ofTenbare Verletzung jener 
Voreebriften ereeheine, wenn ein Bürge, ungeachtet der ihm von dem Gläubiger gew&hrten 
Eadaesung aus der Bd^idiafl, dennodi nm Yortbefl eines MilbQrgen , den er tÜiA nldil 
•peelell Terpflielitet habe, haftbar erltlirt und damit das in rechtsbestindiger Weise auf- 
gelöste VertragsverbSltniss als noch fortbe^tehen l um! wirksam erkannt werde , hält eine 
nähere Prüfung nicht aas, wenn sie aneb einigen Schein von BegrOnduug bat. Denn neben 
den VerfQgangen der Art 9034 lad 1981 B. 0. B. Bflüen audi die «iiedeneii Bestfn- 
■angeii der Art 1989 «. f. ib. Uber den Efiflecbnngsgmnd dnrdi Sdmlderhtts ins Ange 
gefasüt werden, namentlich aber die Bestimmung des Art. 12S7 in Betreflfder Bürgschaft, dass 
die dem einen der Bürgen von dem Gläubiger bewilligte Entlassung — remise — die übrigen 
nicht befreie. Zwar geht ans dieser Yorscbrifl allem noch nidil benror , dass der ron 
Oliabiger freigegebene BSrge, nageacMel dieser Freigebnng, vnn dem UitbUrgen« weieber 
vermöge seiner persönlichen Haflong die Schuld berichtigt, auch thcilwciscr Ersatz in An- 
spruch genommen werden könne. Allein der Art. 1287 darf auch nicht isolirt aufgefasst, 
sondern muss mit dem vorausgehenden Art. I28b, dann mit den Art. 2033 — 2037, welche 
ifedeU die Wlritaankett der Büigsdiafl mtar MilbOtgen vnd die ErUMdra^g der Blli^ 
•ebaftspfliebt betreffen , in Verbindung gebracht werden. 

Nach Art. 2033 B. G. B. hat nun die Thatsacbe, da«8 mehrere Personen sicli fOr einen 
Schuldner, und zwar in Ansehung der nämlichen Verbindlichkeit, accessorisch als Bürgen 
Terpflicbteu, die reehtUehe Wlrbeng, data Derjenige von ibnoi, der anf den Grand dieaer 
▼e^ieblnng ^ Sdiold abgelingan bat, die andern, jeden für seinen Antheil, anf Ersate 
belangen kann. Dem Gläubiger gegenüber, dem er für das Ganze haAete, hat er nur sein« 
Schuldigkeit gethan ; allein im Verhältnisse ta den übrigen Bürgen ist ihm durch die Con- 
cnrrenz zu der gleichen Haftung, durch das Einsleben Aller für Einen, tm Beebt begrflndei 
worden, das ntdil einseitig Tom OltnUger gesduiilert werden kann. Aneb bedaif et aar 
Sabstanzirung eines Regressansprucbes einer gegenseitigen expressen Verpflichtung unter 
den Bürgen nicht, dass für den Fall, wenn der Hauptschuldner nicht zahle und der Gläu- 
biger sieh an einen der Bürgen weude, alle anderen xur Deckung der Schuld oder ent- 
■preebenden SdiadlosbaKang eoatoibnirea wollten Das Oesetx Ttriangl eine solche 8ti^ 
lation nlohlf indem es von der AnsicbA ausgeht, dass dies schon ohnehin in der Absiebt 
der conenrrirenden Bürgen liege, indem jeder derselben auf die Mithaftung des andern 
und als deren Folge auch auf die Mitleietung deeselbeu im gegebenen Falle rechne und 
te dieser Erwartong aidi mr IMbemahme einer besllglldien Verbhidiidilteit Terslebe. Bn 
Art. 2037 ist sodann bestimmt, dass die Verpflichtung des Bürgen aufhöre, wenn er durch 
die Schuld des Gläubigers nicht in alle Rechte desselben pintreten kann , und nach .Art. 
1385 kann der Gläubiger, welcher einen der solidarischen Schuldner entlastet, sich jedoch 
ittn« Btebte gegen die flbrigtn Mttverpfllebtelen ansdrtlddieb ▼orbeballen hal, aeint Fbr- 
derong gegen Letztern nor writr Abtog det nnf den firdgegdwnen MiisebnUnar konnmii- 
dtn Antheils geltend machen. 

Im Zusammenhange mit diesen Bestimmungen bat aber der Art. 1287 Abs. 3 B. G. B. 
keinen andern Sinn, als dass die einem Bürgen bewilligte Entlastung den übrigen nicht 
aehidt, weil der QHnbiger die in Art. 9088 ib. feslgeielrte Wirkung der BOrgicbaft 
■Hier dra 'MitbOrgen und der von einem dieser Bürgen geleisteten Totalzahlung nicht ein- 
seitig aufzuheben vermag und die bezügliche Entlastung nur die Folge bat, dass der Gläu- 
biger seine Forderung um den betreflfenden Theil reduciren oder sich den betreOendeo Abzug 
gafidloa iaatMi moa. 

Mftnthen, 13. Dettnibtr 18S3. (BtJ.) Ofau g. Andelünger vnd Kiritb. 
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Zo Art. M84. 

ErOlsehang der Btlrgsehtfi mit der HauptTerbindtfehkett 

K«thariiia BuebbeU, Wittwe Malier, halte eine Pordeiuug ron 271 fl. an die Vaeaal- 
mMM das vantorbeneo Johanne« Zorn, für Koet, Logia und Verpflegung deaieiben, der 
ia ihren Kmm 1816 fttMorbm war Utt dar BahaapUng, iasa Mldiaal Baaar aa Jana 
V«-an(mas8e ein vcninstiches Darleihen ron 184 fl. ans dem Jahre 1799 schulde, ond das« 
Christian Bauer Bürge des Schuldners sei, schritt sie gegen den Curaior der Vacantmasse, 
gegen Michael Bauer, ala Schuldner ihres Schuldners, und gegen Christian Bauer, aU dessen 
BOrgctt, aof dam Wage 4aa ArraalfarMiraaa aia, und anrirkla xwbdiaa Ihr onl daa k«- 
sagten Canlar ein von diesem fOr reehtakrifUg anerkanntes Deranturiheil uiit CondemnalkM 
des CuraCnrs in die Beiah1iin2 der Forderung von 271 fl. und mit Galti^keits-Erklärunj; 
das Arrestes bei Michael und Christiajt Bauer, welche beide sie nun nach Art 571 B. P. 0. 
farladan liasa, vn ihre ErkliniOfaD n nnehaD. Dtaaa gab auch auf dar Eaulal daa Be- 
zirksgerichts zu ZweibrOcken dar Sabnidner Michael Bauer dahin ab, daas ar lälaidiagt 
Schuldner des Zo^n für 184 fl gewesen sei, auch ihm eine Handschrift darQber ausgestellt 
habe, dass diese Schuld aber noch zu dessen Lebzeiten, ebenfalls Tür Logis, Kost ooi 
Verpflegung, dureb Compaiiaaliaii, «mraisliab aloar ia aaiaam Haadbache «aasigairtaa Ab- 
raabnang , erloschen sei Dar Bflrga Cbriatfaa Baaar araebian aadi daaa idabi, ala aia 
jugeriient de d6faut Joint gegen ihn ergangen und ihm mit erneuerter Vorladung zug^^stellt 
worden «ar. Das Bezirksgericht erlieas nun zwischen der Arrestklagerin und Michael Bauer 
aoaliadietoriscb, zwisdiaa ibr aad iaia aiabi arscbianeneo Bürgen per däfaat eia Eadaribei', 
waria dia Arraaikllgaria gegaa daa Haa|NadlaUaar aiil ibrar Klaga all aabsgrflndal abga- 

wieson, der Bürge al>er , weil er nirht orschionen war, lar Baiabtaag dar Babald faa 
1S4 fl. samiul Zin<*en und Kosten ri rurtiieilt wunle. 

Der Bürge Bauer , nachdeiu ihiu dieses Unheil mit Zahlbefehl zugestel't worden war 
legta aofort gegen daaaalba daa SacUaniittal dar Oasaalioa aia, da ibm dieaea Mittal alJala 
gageo das Defsul-Varbbidangsartheil Too aidit ^faUabler Summe oflan stand. 

Der Cassatio nshof cassirte das angegriffene ürtheil aus folgenden 
Qrflnden: i) Wegen Verlotzung des Art. löO B. P. ü. (s. hierzu diesen Art.); 2) wegen 
Varietzung der Art. 1034 aad 1334 B. 0. a, wall allaidinga dia Bebauptung der Arraal- 
bUgarla, daaa Cbriatfaui Baaar BOrg« geworden, aia wabr antaaabaiaa «ar, aiabI abar 
dass die Schuld des Michael Bauer noch bestehe und demnach der BQrga ta vemrtheilen 
• sei , weil diese Annahuje und Verurthcilung des Bürgen mit der oben ererihaten untbeil« 

baren ErkUirung des Schuldners, dem eioiigen, was vorlag, im direetan Widaraprveba 
alabt aad mit daraaibaa aiabI baslaban kaaa, da dar SdiaMaar mtttalat aaiaar Erkürangf 
dass seine zur Zeil bestandene Schuld schon vor der Arrcstklage durch Compcnsation er- 
loaaben sei, zugleich auch die Erlöschung der dafür bestandenen Bargschaft, als welche 
aar aceesaoriach ist, erkl&rt hatte, und da diese Erklärung so wenig gegen ihn selbst als 
gagaa daa BOrgaa bawiai, io atark fbr dia Ealbiadang daa BOrgaa fon der Klage ala für 
die des Schuldners spraeb, and weil ausserdea aidi das Drtheil nicht auf den geringsten 
Beweis gegen den Bürgen stOtzt, und demnach die Entbindung des Borgen TOB dar Klaga 
dar Entbiodung des Schuldners von derselben nothwendig folgen musste. 

Zwaibroeken, TZ. Mai 1828. (Cua. a. Bar.) Bauer g. BaAhall. 
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UrlUes Kapilel. 

Von dem BrUMim der Bürgschaft 

(Art. 2034 — 2039.) 

Zu Art Md6. 

1) Einreden des Bargen; Einrede der Znfrflhforderang. 

Dem Bargen stallt die Einrede der ZofrOhforderang (in concr. weil 
vierteljährige Anftttndigung bedungen war) nieht zu, wenn die Sdinld durdi 
Vergantang des Hanptsdraldners diesem gegenober fiUlig geworden ist 
(H. B. S. 215.) 

Diese Einrede steht dem Schuldner selbst nicht BMfar M md kna dahtr Art 9086 

B. G. B auch von dem Rflru'cn nicht vorgcschotrt werden. 

Manu heim, 23. Mai 1849. (Überhofg. Jahrb. 1851. S. 269; Anaai. 1819. S. 274.) 

2) Einreden des Bürgen; Nachlass in der Gant 

Der Bürge kann dem Gläubiger die Einrede ans dem Coneordate 

mit dem Schuldner nicht entgegenhalten , 

weil solche dem Schuldner nur in seiner persönlichen Eigenschaft zusteht (Art. 2036, 
Abs. 2 B. 0. fi.) und der Art 1281 ib. nur da zur Anwendung kouiiuen kaoo, wo ein Acl 
der Fnigebigkeit mi des tnSm WOIent det Oliubigara vortfegt 

Wold aber kann der Bürge dem (Obiger die Einrede ans Art 9087 
B. 6. B. entgegenhalten, wenn er behanptoi nnd beweisen kann, dass das 

Goncordat durch die Mitwirkung des Gläubigers zu Stande gekommen nnd 
er dadurch einen Schaden erlitten habe, der hätte abgewendet werden können. 
Mannbeifii.... (Olwbofg. Jfthrb. 186^53. S. 142; Zentn. Magu Bd. HI. S. 14&) 

8) Einrede des Bargen; Zusage der Pfandfreiheit 

Die Kligerio Tertaiigta an die BeUagten, all Erben Urne Talera, wegen einer von 

letztem flbernommeoen BQrgachaft tdr Zablnng eioee Kaufpreises von 1000 fl., diese Zah- 
lung mbtt Zinsen. Die Beklagten wandten ein, dass in der Vertragsurkunde, in weicher 
die Bürgschaft Ubernoiotnea worden, angefahrt sei, dass nur eine rfamilast von 500 ü auf 
den KanTobJeden baOe; ee habe aieh aber ergeben, daaa eine Oolerplbnds-Fordenmg von 
1000 8. daraaf gelastet habe, weshalb sie an Stelle des KSufers dafür Qewibrieistung za 
fordern tind demgemäss an der eingeklagten Forderaog den verachwiegwaa UnteipAoda- 
betrag von öOO fl. in Abzog zn bringen berechtigt seien. 

Die Einrede iat fflr begrflndet co erlttlren; dn der YerUnRir nadi Art 1018 
B. G. B. fflr die zugesicherte Wnndft eiheK Gewähr zu leisten hat ^ hemml dieser Anspruch 
nach .Art 2036 ib. auch dem Bflrgen und dessen Erben zu, und da, wenn die Pfandschuld 
Dor 500 fl. betragen bitte, der Klägerin der Betrag von ÖOO fl. nebst Zins actenmäaiig aus 
dem firlflae der varlnaeflen Pfbndobjecle n Tbeil gewaffden wiren. eo ilnd die BiUaglOB 
berecMgl, diene Gewibrietetangs-Forderung am Kanf^eto in Abzug zu bringen. 

Mannheim, 9. Deoenber 1868. (Zenln. Magas. Bd. IV. 8. Stft.) 

4) Einreden des Borgen; Oegenansprflche. 

Dem Bürgen ist es nach Art 2036 B. G. B. auch gestattet, dem An- 
spraeb des Qlbibigeni die Einrede entgegen sn halten, dass der Haaptsefauld- 
ner QegeaaMpfrtdie an den GlinUger n nwlieii habe, wemi er soldio ' 
gehörig n begrOndsn Tennag. 

Manaknim, Ml Afiil IMI. (Aa«d. IML 8. ilS^ 

05 
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5) Barge; Ersatsansp räche. 

Der auf Zahlung des Pachtpreises vei-folgte Bürge des Pächters kann 
nicht aus dem zwischen dem Verpächter und Pächter bestehenden Vertrage* 
Verhältnisse Ersatzansprüche für sich herleiten und in der durch die Oppo- 
sition gegen jene Execution anhängig gewordenen Instunz durch Gegenklage 
geltend machen, sofern diese Gegenklage nicht blos die Begründung der ein- 
gelegten Opposition bezweckt, sonach nicht mit der Opposition zu^mmen- 
fällt, sondern weiter geht (Art. 1086 B. G. B.) 

Oarmiuai, l&Oelbr. 186ft. (■»!) Bthh. Kamp g. HMpiiiao. (EouBeri 1866. L 90.} 

6) Einreden des Bürgen; Einrede der Simulation. 

Der Bürge kann der gegen den Hauptschuldner rechtskräftig fest» 
geetellten Forderung die Einrede der Simulation nicht entgegenhalten. 

Nach Art. 2036 B. 0. B. steheo ihm out diejenigen Einreden lu , weidie aach dt r 
HanpUcbuldoer Tortehatun kann; gegen dai rticbtskrfifUge Unheil, vodarch der Haupt- 
MlNiMiMr MboMif arkllri ward«, «flrde aber diaaar dl« Eiiind« der SImlaliMi nicM aekr 
VonehQtzen können, weil sie als versüumt anzusehen vrire. 

Manabein, 3& Juni 1862. (Annal. 1862. S. ZIU 

1) Einreden des Bargen; Rochtskraft der gegen den Hanpt- 
Schuldner erlassenen Urtheile. 

Der Bflrge ist, wegen entgegenstdiender Reehisloaft der entschiedenen 
Sache, nicht hefogt, anch solche Einreden, welche auf eme erst BfUer nach 
flbemommener Borgschaft stattgefundenen Thatsache sich stotzen, zu re- 
prodndrsn, die durch ein dem flauptschuldner gegenflher erfolgtes Urtheil 

hereits rechtskräftig verworfen worden sind. 

(S. XU .\rl. 1351 B. G. B. Nr. 107.) 
Darmitadt, 9. October ISiS. (Hej) Wechsler g. Wtnkclhlech. 

8) Einreden des Bargen gegen den Gl&uhiger. 

Die Bechtskraft, welche aus einem Urtheile zu Gunsten des Haupt- 
schuldners gegen den Gläubiger (und zwar nicht aus Grflnden, welche io 
Beziehung auf den Schuldner persönlich sind, erlassen) besteht, kann auch 
von dem Bürgen mit gutem Fuge zu seinem Schutze angerufen werden. 

Kacb Art 2036 B. 6. B. kann der Bürge dem Gläubiger alle die Einreden eatgegeo- 
MiMii, ««IdM d«iB Sebaldner in fiexiebung auf di« B«ctat8verbiiUitii« »ulafaeii. 

C& n All. m wd ISSt B. a B4 
Z««ibrflekeD, 32. Mal im (Btr.) Baatr g. BmUmü. 

9) Einreden des Bargen; Ungaltigkeit der Haaptforder'nng. 

8Mw SB Ali 1013 & 0. B. UrtbeU (MsmIi«!!) foa 18. April 18». 

10) Barge; beneficlnm discnssionis. 

Der solidarische Bürge, welcher auf die Rechtswohlthat der Voraus- 
klage verzichtete , kann , wenn er auf Zahlung verklagt wird , nicht damit 
excipiren, dass dem GUnbiger dn PrivUeginm anf ein ImmObd des Haupt- 
scfanldners lustehe, nnd daher gemias Art 2181 nnd 2908 B. 6. B. dieses 
Inunöbel erst discntirt werden mOsse, ehe des Bargen Verurthettung, irddw 
eine Generalhypotheke nach sich ziehe, stattfinden könne. 

DariBtuil, 10. Jm 1887. (Oui.> Laotf f. W«U «. Nirantai. (BmmH 1869. L I4 
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Zu Art. 2037. 

1) £utledigung voo der Bürgschaft; wirkliches Kecht des 

Gläubigers. 

Der Bürge, welcher die Einrede aus Art. 2037 B. G. B. geltend machen 
will, hat zu behaupten und darzuthun, dass der Glaubiger solche Hechte, 
Pfänder und Vorzüge zur Zeit, als der Beklagte die Bürgschaft überualim 
oder später, wirklich gehabt hatte und nicht blos möglicherweise hatte haben 

Dar EhrtrHI ia Beebto, dto mebt «litiirra, ist w aad filr tMk nicht inagKcii, «ad «• 
kann daher ron der UDmoglichinachun; des Kintritts aaeh JuSm Bala aaln. 

M«nnheiin.... (Oberhof? Jahrb. 1849/50. S. 508.) 
Mannheim, 12 October 1858 (Annal 1858. S. 342.) 

2) Bürgschaft; Entlastung des Bürgen wegen theilweiser 
Unmöglichkeit der Subrogation in die Kechte dcä Gläu- 
bigers. 

Wenn der Gläubiger einen Theil der ihm gegen den Hauptschulduer 
«Mteliflpden Rechte tiifgab, wenn er namentUdi bezflglich einet 0nuid- 
stflekes des Schuldners auf das ihm zustehende Hypotheicarrecht Ternchtete 
und in dessen Ver&ussening emwilligte, so wird hierdnrdi der Bllrge, ge- 
mäss Art. 2037 B. G. B., nicht gänzlich, sondern nur insoweit von 
seiner Bürgschaft entlastet, als hierdurch für den Bürgen ein Naehtheil 
wachsen ist; es muss dem Bürgen der ganze Kaufpreis des GrundstttckeSi 
aber nicht mehr, in Abzug gebracht werden. 

Der Art 2031 cit. sagt o&mlicb nicht , dass der Bürge entlastet sein aoUe, wenn in 
Folge dar bodlnngawaiaa dea GUnbigai« 41a Subrogation nicht mehr in all a denen Rechte 
BBgKah eei, oder (wie der ArL 1188 ib.) wenn durch die Handlungsweise des Glinbigera die 
bestamlenen Sicherbetten Tertoindert worden seien; es kann d-nher eine Töllige Ent- 
lastong des Borgen nnr bei einer ginxlichen Unmöglichkeit der Subrogation intendirt 
aein. Der Art. 2099 \b. bildet kein Argnoient hiergegen j er zeigt vielmehr grade, dass ein 
ibailwelaea Anfgabea «m OaraaUaamen IIa BOrgaebaft niebt ehoa «atteraa «ofbabt. Hier» 
mit stplil die Bestimmung des Art. 1287 S. 3, sowie jene des Art. 2024 ih. im Einklang. 
Hütte der Gl&ubiger nicht in die Veräasserung gewilligt, so hätte der Schuldner durch das 
Notifieationsverfahren den Preis des Itumobels fixiren können; der Gliabiger war nicht ver- 
yffiaUati mehr ao Uatan. 

Darmstadt, 31. October 1859. (Gass.) Emst g. Dackermann. (Emnerl. 1899. L 
Cfr. Gilbert zu Art. 2037 B. 0. B. Nr. 15; K. A. 51. I. 113. 

8) Entledigung des Bürgen; Vereitelung der Subrogation. 

Die Vereitelung der Subrogation des Bürgen von Seiten des Gliiubigers 
hat nicht die unbedingte Erlöschung der Bürgschafts-VerbiFiillichkeit zur 
Folge, sondern mindert solche nur insoweit, als dem Bürgen dadurch auch 
wirklich ein Schaden zugegangen ist. 

Der Art. 2037 B. G. B. rerpfllcbtet den Gläubiger, bei Vermeidung der Befreiung des 
BtrgM, alAta n ite, wadareb dia Sobrogaiia« deaaelben anaiBglicb ganaeiH wird; aa 
stempelt also das Zuwiderhandeln zu einer unrechten That gegen den Bargen , deren 
Folgen der GISuhiger xu Tertrcten hat (.\rt. I3*i2 u. f. ib ) Darans ergibt sieh ober, dass 
erstens ein Schaden Tora Bürgen behauptet und bewiesen werden moss, weil dies zum 
Vaaan dnar jaden Enta^bldlgungsklage gehört, und swaHana, daaa daa Bedil gegen den 
Bergen nur im Verbältnisse des Schadens erlischt. 

Mannheim, 11/16. September 18Ö6. (Zeotn. Magaz. Bd. Iii. S. 147) 
Mannheim, 9. Decbr. 1858. (Zeata. Magaz. Bd. iV. S. 326; Aanai 1858. S. 419^) 

55. 
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4) Verkauf eines Amtes (Notariates); Verlast des Verkaufs- 
Privilegs, dem Bargen des Käufers gegenOber; Unter- 
lassung. 

Der Notar, welcher sein Amt einem Andern verkaufte, fttr welchen skii 

ein Dritter als Bürge darstellte , verliert soinen Anspruch an den Bürgen, 
wenn der Käufer das Amt an einen Andern weiter verkaufte und der Letz- 
tere, ohne dass von iSeiten des ersten Verkäufers etwas zur Wahrung des 
ihm noch zustehenden Verkaufs-Privilegs getlian wurde, den Preis seiner 
Erwerbung an den ersten Käufer ausbezahlt, womit jenes Verkaufs-PrivUeg 
erlosöh. 

D«r trile ^erklafor kann , durch teim VcmMblüMigimg, den Bfli^en nicht mehr hi 

Min Privileg subrogiren. 

Ks ist hierbei gleichgültig, ob die Unmdglichkeit, zu subrogiren, nur 
als die Folge einer Unterlassung oder eines positiven Handelns des Verkäufers 
erscheint, indem das Gesetz in diesem Betreif, dem Bargen gegenüber, nicht 
unterscheidet. 

Paris, 7. Juli 1862. (Rej.) (Sir. 1862. 1. 799.) 

5) Entledigung von der Bürgschaft; Unterlassungshandlung. 

Auch eine blosse Untcrlassungshandlung des Gläubigers entledigt den 
Bürgen, soweit er einen daraus erwachsenen Schaden erweisen kann. 

Dies folgt aus dem Art. i36^ B. ti. B. und (für das Badiscbe Hecht) daraus, das« die 
WoHe „par aon fait'* bei d«r U«btneliiiDg weggelMSea worden. 

Mannheim, 11. und 16 September 1886. (ZenUL Hages. Bd. IQ. 8. 148; Oberhofji. 
Jabrb. 1852/5.^ S. 145.) 

Eine solche Entledigung tritt aber nicht ein , wenn den Bürgen eigenes 

Verschulden trifft, z. B. er in der Gant des Schuldners ebenfalls nicht liqui- 

dirt hat (Art 2032 B. G. B.). 

Durch die Beaiiiniiiang des Art. 2037 ib. iet der Bürge keiaeewegs aller Pflicht w 
Weebeaakeit Uber die Erintaag der Beebte eetbobea , «ad er deif daher, wenn Ibo glei- 
ehee Veraebaldcn trifn, dem Gläubiger keinen Vorwurf wegen KacbUesigkeit »fff 

Uannbeim.... (Obcrbolg. Jahrb. 1853/53 S. 146) 

6) Entledignng von der Bürgschaft; solidarische Bürgen. 

Anch der Banuntschaldnerische Borge kann sich nnf den Art 2037 B. 0. B. 
berufen. 

Das Gesetz roactit keinen Unterschied und die BilUgkeit ^riebt fOr die Anwendliarkett 
des Artikels auch bei dem solidarischen Bürgen. 

Mann beim, 98. Mal nnd 11. September 1856. (Zenln Megas. Bd. XIL & IMM 

7) Bürgschaft; Entlastung des Bürgen gemäss Art 2037 

B. G. B.; nachträgliche Sicherheiten. 

Hat der Gläubiger erst nach Contrahirung der Schuld und nach über- 
nommener Bürgschaft ein Contumacialuitheü gegen den Hauptschuldner er- 
frtrkt und eimdireiben lassen, diese Einschreihnng verliert nber ihre recht- 
liche Wirkung, weQ der Glänfaiger Tersäumte, den Act, wodurch die Ver- 
nrtheflten jenes Contnmaeialnrtheil anerkannten, fai den sechs Monaten ein- 
registriren sn lassen und das Urtheil sonach parirairte , so kann doch der 
Bürge wegen der hiernach eingetretenen Unmöglichkeit, ihn in die nach- 
träglich verlangte Generalhypotheke einzusetzen , nicht gemäss Art 2037 
seine FntlBfltwn g anbrechen* 
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Wenngleich nach Art. 2037 B. G. B. der Barge, selbst der solidarische, cnllattet 
erscheint, sobald in Folge eines Verschuldens des Gläubigers eine Subrogation rJes BQrgeo 
in die Uechle, Privilegien des üiäubigen nicht uiebr siattfindeo kann, so fiodet dieser Art. 
doch nur ADwen<laiig, «• Sieb«rlieileo, we'che •ebon sar Zeil iw abwoonneom BOr^ 
Schaft bestanden, durch die Sebald des OUubiger« Terloreo gingen ; dagegen kann der Barge 
nicht wegen der uiiinö;;nch gewordenen Subrogation in die erst später erworbenen Hypo- 
thekarrecbte seine Enilaaiung begehren, da tbiu keine solche Kechte zugesagt worden und 
er eelbei In Stande war, geniae Art. t033 Ib. direet Toranzngebeo end aieh aolcbe Sidiei^ 
beiten sa TeracbalTea. 

Paris, 21. Norember 1861. (Rej) (J. d. P. 1862. S. 639.) 

Crr. Urtheile des Cassationsbofs zu Paris vom 17. Januar 1831 und 12. Mai 1835. 

8) WecbseUcbuId; ludossant; Bürge; Erlöschnng der Barg- 
schaft; condictio indebiti. 

A. Wenn der Gläubige, oachdem er eine urtheilsmässige Einschreibang 
gegen den Hauptsclmlduer genommen hatte, auf erhaltene Abschlagszahlung 
in die Löschung dieser Einschreibung einwilligt, so kann der Bürge, wel- 
cher hierauf wegen der Restforderung belangt wird, dem Gläubiger die 
perenitorische Einrede aus dem Art. 2037 B. G. B. entgegensetzen. 

Hatte er keine Kenntnis» von jener Löschung der Einschreibung, son- 
dern erfuhr dieselbe erst später, nachdem er rechtskräftig zur Zahlung ver- 
ortheOt und die Zahlung an dea Gläubiger demgemäss ?oii ihm geleistet 
worden war, so kann er gegen den Gläubiger immer noeh (sobald er von 
jener Lfischung Kenntniss erhält) mit der eondictio indebiti aufkommen. 

Im Allgemeinen zahlt nicht nur Der, welcher nicht« schuldete, ein Indebitam, aenieni 
auch Derjenige, der zwar schuldig war, dem aber eine peremtorische Einrede schätzend 
zur Seite steht, die er (weil er sie zur Zeit der Yerurtbeiluog und Zahlung nicht kannte) 
nbemilil lieae; aae der Zabhog kann keio Versiebt auf dieae perentoriaebe Eiarede ge- 
folgert werden , weil der BSige nicht verbunden war, lieh vor der ZaUaig eni Aber dea 
Fortbestand der einmal genommenen Einschreibung zu verLlssigen. 

B. Der Indossant eines Wechsels ist jedoch nicht als Bürge des Aus- 
stellers anzusehen, sondern hat aus selbstständiger Verbindlichkeit den Wech- 
sel zu zahlen , wenn der Zieher nicht zahlt. Es steht ihm daher nicht die 
(unter den obigen Verhältuisscu) ciuem Bürgen zustehende Einrede aus dem 
Art 2037 B. G. B. , beziehungsweise die condictio indebiti, lu. 

Daraiaudi, & April 1667. (Obn.) Lad g. Haiaelbaeb. (EaaiarL 1857. 1. 10.) 
Ofir. eobarl ta Art 110 B. G. B. Vr. 14 o. 10. 

9) Garantiepflicht des GerichtSTollalehera wegen ungal« 

tigen Protestes. 

Der lediglich von der Bürgschaft redende Art 2037 B. 6. B. ist auf 
den Fall, wo es sich von der Gewährleistung und eventuellem Schadensersatz 
handelt, nidit anwendbar. 

(& daa Bibera sa Art 1610 B. G. B.r 
Darnaladl, 13. Daeeaiber 1621. (BcJ.) Moaer g. Bataacb. 

10) Solidar-Schuldner; Einrede ans dem Art 9087 B. G. E 

Erster Fall. Nur dem Bürgen, nicht aber dem solidarischen Mit- 
Schuldner, steht die Befugniss zu, aus dem Art 2037 B. G. B. zu exdpiren, 
Bamentlidi dem Gläubiger, weldier ihn wegm des Gaaasn verfolgt, den Efai- 
waad ealgflgennisetMB, daas Dieser duicb Ebuäuming eben ihm loMgo 
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der Schuldurkundc zustehenden hypothekarischen Vorrangs an einen Dritten 
aus dem Erlös des verhypothccirten Inimöbels nicht bezalilt wurde, und 
wegen dieses Aufgebens von Seiten des Gläubigers der Solidarschuldner nicht 
mehr in diese Hypotheke subrogirt werden kOnne. 

Der Art. 3037 B. 0. B. iit «peeieU flir di« BQrgseliftft erbssm; tla Mixl nn 
Ibeblbeil Gläubigers eine Verlustigvng fest, wetrhe in die Ton dem Gesetxgeber ange- 
gebenen Grenzen beschränkt hleil cn timss, und ohne die Absicht des Gc^etzffebors lu niiss- 
kennen, nicht auf andere Fälle ausgedcimt werden kana. Obngeaebtei einiger analogeo 
Pudtie, antoraditMel tieh die Blirgaebafk, selbal di« toKdariicbe, weaentUdi vok der von aw«i 
Sehaldnero mter Solidaritäi eingegangenen Obligation ; <]rnn die BOrgsrhafi beruht ihrer Natur 
nach auf einer Cncntgelllichkcit , wälireod der «loüiiarischen Obli;ifion das Gegcntheil 
der Fall ist; der BUrge gebt keine directe Verbindlidikeit ein, aeioe VerbOrgang^ «reiche 
meiittallMilt in itm GaiuiltcB eingegangea wird, das« der HanpticftitldMr genOgcai« Sldier- 
Ml darbielelt ist nnr ein Aeeesaoriuio der Haaptichnld eines Andern, wlbrend der soli- 
larische Mitechuldner direct verpfliciitct ist ; eine solidarische Vi-rpflichtung kann nur kraft 
gwetzlicher Verfügung oder vermöge einer Principal-Obligation der Uitschuldner entateben, 
«al sobald awei Schuldner Torhanden sind, rnOssen ihre Verpflichtungen gleich sein. Bai 
Kapitel des B. G. B. „Ober die Erldaehimg dar BOrgeebaA^ «otbill keinen Artiii«! beallg- 
lieh der Obligation zweier SoüJarscIiuhlner ; in Ermangelung einer aiisdiflcklicbcn g«sell- 
liehen Verfügung ist es n'>er niciit gestattet, im Wege einer blossen Analof^ie die Bestim- 
mung dea Art. 2037 cit. auf den Solidarschuldner anzuwenden. Der Art. 1251 gewährt dem 
SolldtrsetaiMiier nur di« tob Beebtsw«g«n «Intrelende Sibrogation; e« kiHinen Ibn mcb d«r 
Abai^ das Gesetzgebers nicht die «eitergebenden Folgen dos .\rt. 2037 ngvt k«iDiMO. 

Paris, 18. Febrsar 1861. (Rej.) (J. d. P. 1862 S 822) 

Cfr. Gilbert zu Art 2037 B. G. B. Nr. 4 bis 6 und Paris Tom 13 Januar 

ind 16. yirt im. 

Zweiter Fall Gleiches Erkenntuiss. Es war hier vom Gläubiger die 
redttsotige Erneuerung einer Hypothekar-Einschreibiing Tersiomt word«. 

Pari«, 3. April 186L (l^j.) (J. d. P. 1869. & 8S6; Sir. 1861. L fi88w) 

11) CautioB in baarem Oelde; Darleiher des Geldes; Verlast 
des Bflckanspruclis an die solidarischen Bockbargen 
wegen Versieht auf Privilegien. 

8. vä Art. 1319 B. 0. B. üribeO (P«ri«) m 11. Übt 186L 

Za Art. «037 aod 2038. 

Bflrge; Entlastung desselben wegen Aufgeben von Hypothe- 
ken Seitens des Gläubigers, und wegen Ansteigerung eines 

Immöbels des Hauptschuldners. 

I. Wenn der Gläubiger einer von einem Dritten verbürgten Forderung 
auf die zur Versicherung dieser Forderung constituirte Hypotheke verzieh- 
tet, so wird hierdurch dennoch der Bürge nicht gemäss Art. 2037 B. G. B. 
von seiner Vernflich.ung aus der Bürgschaft dechargirt, wenn dargethan 
erscheint , dass aus der aufgegebenen Hypotheke nichts zu erwarten war, 
weil dieselbe wegen vorgehender Privilegien und Hypotheken keinen Werth 
hatte und weil der Preis der verhypothecirten Immobttien üi einer Ordre 
bereits dnrcfa üe vorgeCicBden Gliubiger gänsKch absorbfart war. 

Steigte der Cliubiger ein InunObel, celches für sehie Forderung mit- 
verhypothecirt und gegen den Schuldner demnächst versteigert worden war, 
so ist er nicht Deayenigen gleichzusteUeai welcher freiwillig ein Immöbel 
TOB dem Schuldner an yishlnngsHtatt angeaoniBen hat; Derjenige, weksher 
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sich für jene Forderaog als Bflrge dargestellt hatte, wird also durch die 
erwähnte Ansteigerung VOD seiner Bürgschafts- Verpflichtung nicht befreit, 
besonders wenn der Preis wegen des Bestehens vieler Ein.schreibungen erst 
nach. vorherigem Purgationsverfahreu und stattgehabter Ordre zahlbar wird. 
(Art. 2038 ib.) 

Pari f. 19. Janw 1863. (Bej.) (Sir. 1863. L 187.1 

Zo Art und 1039. 

Entlastung des Bürgen wegen Nichtverfolgung des Schuld- 
ners und Nichtbewerkstelligung der Separation des patri- 

moine s. 

Wenn auch der Gläubiger längere Jahre hindurch keine Verfolgungen 
gegen den Hauptschuldner und seinen Erben einleitete, nach dem Tode des 
Hauptschuldners unterliess, von der gesetzlichen Wohlthat der Separation 
des patrimoines Gebrauch zu nuichen , und wegen später eingetretener Insol- 
vabilUSt des Hauptseknldiiera und sdneB Erben jeder BOd[griff des Bargen 
an den Huptscfaoldner sich th anfhiuilich erweist, so kann docb der Borge 
nicht auf Grand des Art 9037 B. G. B. seine Entlastung aus der BOrgsehaft 
behaupten. 

Gemiiss Art. 2039 Ib entlastet <lid Verlängening der Zahlungsrrist , «eiche der Gläu- 
biger (leui H&uptMhuldner gewibrt, deo BQrgm niolit; Letxter«r kMO io einem tolebea Falle 
Mibe! gegen den HanplMlnildntr vonngeben. Ii ilnr tm Mm GÜnUgir beobnabMoi Zs* 
geniBg mü den Verfoignngen kann nni dnliar nnr eina Tarliagannf der Zahhngiftfal er- 
blielten , nelrhe den ßnr^cn nidil enIlastoL 

Die lur Verhiodcrung der Naehtbeilc einer Veruiiachang des Vermögen! de« Erblu- 
•ert mit jenen dei £rben gestattete Maacaregel der aöparaiion dee patrimoinea iai wader 
aina dnreli dan SdnM- «nd BflrgaefeaAivai^ alipnUna Staberliaa, wtA «Ina gaaaldieka 

Folge dieses Vertrags, sondern nur pinc Voreichts- und ErtialfungsnUMNiragel , welche in 
die WillkQr dM Oläubicers gelegt erscheint, und erst mit dem Tode des Hanplschuldners 
and der unbedingten Erbschafts-Antretung mflglicta und nOtzlicb «erden liann; dem Bflrgen 
gmansbar IH aber dar Ottnblgar niabt gabnltan, aina SleherliaMan gegen dan Seknldner, 
die aaa, dem BflrgsebansTertrag naebrolgenden Kreignissen sieb ergaben, zu erwerben; er 
bat seine Verdin'llichkeiien erfüllt, wenn er in Stande ist, den Borgen in alle seine Rechte« 
Hypothelten und Privilegien nach der Verfügung des Art. 2037 B. 0. B. zu subrogiren. 
Paria, 8 Hai 180t. (Caia) (I. d. R 1888. 8. §78; 8ir. 1881. t 5Bt) 
Ofir. OiIWrt n Art. 8087 B. A B. Kr. 7 n. t 



Wlertes HapltoL 

Von der ge$eizlichen Burgschaß und der gerichtlichen CaiUion. 

(Art 2040 — 2043.) 
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Fünfzehnter Titel. 

Von dem Vergleiche. 
(Art 2044 — 2058.) 

Za Art. t044. 

1) Vergleich; Beweis durch Eidesdelation; präjadicielle 

Entscheidung. 

Vergleiche können auch durch Eidesdelation erwiesen werden. 

Der Art. 3044 B. O. fi., wonach sie sebrifiiich abxurassan siad, will nur binsicbia dat 
B«w6i8w den Zengaibewcit, selb«! bti GagMwtfndcii uater 150 Fnnei, «osadilieMaa, idebl 
thtr bestimmen, dass Jie Echriflllicbe Abfassung zum RecbtsbMtllld« des Vergleichs gehöre 

Der Vergleich ist ein gcseUlich ani-rkanntes Mittel tur pSniüclu-n oler theil weisen 
Beendigung eines bereits enislandenon Rechtsstreites; dieoes darf daher nicbi uin desswillen, 
w«il die Fkribiaea Aber im lobslt dM V«rgMchi mi«iaig sind md k«ia« ««brlMMM Ur- 
kunde bestäbl, ohne weitere-^ zurückgewiesen werden, Tielmebr muss, wenn einer der Con- 
irabentcn zum Krwcisc des Vergleicht tick der Eideadelttioa bedioni, di«s« gaaias Art 1368 
ond 1360 ib. zugelassen werden. 

Das Gericht kann niclit aus dem Grunde von dem Vergleiche absehen, 
wdl berdto diurcli ein in dem Prozess erlassenes Urtheil far das wahre Recht 
der Parteien Vonorge getroffen sei 

DisposiUonslIUg» PMtoim kSonea Ibra Beebto gm oder theawelee enfi^ben «nd gebet 

durch den Abschluss des Vergleichs eben zu erkennen, dass sie das zwischen ihnen beste- 
hende gesetzliche Kecbt nicht weiter oniersueben, eondera aaf kOnerem Weg« sur Becaii- 
guig des Streits gelangen wollen. 

Berus, ». April 1851. (One.) bM g. Beeeh. (K. A. 4A. n. 91) 

Ofr. eilbert in Art 1358 B. G. B. Kr. 4 a. 5, and ta Art tOU ib. Br. 1« «. f 

2) Vergleich; Schriftlichkeit. 

WeOD Mch die Vorschrifk de« Art. 2044 B. G. B. nicht dabin ausgelegt werden kian, 
den die adbrifUicbe Ablbseang eine noihwendige Form deo Vergleidie «noMbl, Itadeoi die 
KiebfteobeehlaDg dessen sonst mit Nichtigkeit bedroht sein masste, 

80 kann doch, so oft nicht ein gerichtliches Gestindmas die Beweis- 
fohrung überflüssig macht, der Beweis des Vergleieha nur mittelst einer 
Vergleichsurkunde geliefert werden, 

weil ein Rechtsstreit durch den Vertrag beseitigt werden soll und es mit dieser Besei- 
tigung uiisslich aussehen würde, wenn , um da« Dasein nod den Inbalt des Vergleiches zu 
, «rkennen, erst ein nenea gerieblUdiee Veribhren sor Erhebong nnd Wflrdtgnng der nnvoll- 
kommenen Beweise nothwendi^? w&re. 

Manubeim, 9. April im. (Oberbofg. Jabrb. 1835. S. 75; Annal 1835. S. 193) 

8) Item. 

I>er Vcrgleidi ist wegen Mangels der sduifiBdien Fassong nidit an» 
gldtig ond daher die EidessoschielmBg som Beweise desselben sulissig. 

Der Art. 2044 eotblU nur eine Modifleettoa des Ari 1.341 B. 0. B. dahin, dass der 
Zeugenbeweia naeb dann aosgescbleeien iet, «renn der Veigleiebe-Gegenstaad unter 73 0. 

Werth ist. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jabrb. 1833. S. 134.) 

MnanbeiD, Ii. Min 1888. (Obivbolii. Jalub. 1888/31. E 30&) 
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4) Vergleich; CiyüreelitBtiteL 

Vergleicbe, woldietber die ▼erschiedensten Gegenstände md An^rftdie 
goeaUoMeii nerden liliiiiMii, amd nieht adion an aidi aneh C&TilrechiMitel, 
vietanelir ist, tun die Bescbaffenheit eines Verglelebs sa ennittda, raf seiie 
Grundlagen znrOckzagehen und nur, wenn er PriTatrechte zum Gegenstand 
hat, kann er als Givilrechtstitel gelten; wo aber der Vergleich (in concr. 
Streit zwischen Mühlenbesitzern über Wasserbenatzung) die Erledigung eines 
Prozesses im Administrationswege zum Gegenstande hat, ist es auch Sache 
der AdministratiY-Behördeu , den Eecbtsstreit über den Vergleich zu ent- 
scheiden. 

Maonheiffl, 2. Mai 1860. (Zentn. Mag. Bd. Y. S. 178.) 

Zq Art. 9046 and 

Theilung des Ascendenten durch Schenkung; Anfechtung 
wegen L&sion; Ungflltiglceit der Ratification in einem 
bei Lebseiten des Ascendenten abgeschlossenen Ver- 
gleichsacte. 

Der Desoendent kann nach dem Tode des Ascendenten die von dem 
Letzteren durch Schenkungsact vorgenommene Ascendenten-Theilmig mit der 
NiditigkeitsUage anfechten, oder deren Bescision wegen Lision verlangen, 

wenn auch der Descendent bei Lebzeiten des Ascendenten die Tbeilnng, 
selbst durch einen Vergleich, ratificirt hatte. 

Cm sieb verj^leicben zu können, muss man f^hig sein, Ober den im Vergleich begrif- 
fenen Gegeoiland zu verfOgeii (Art 2046 B. G. B.). Der Descendenl kann vor dem Tode 
im AeeeBleiHen iie von Denaelbeo durch Sdieokiuigwel vorgenomoMot Ttoilmg niehi 
anfechten (Art. 1079 ib.). Eines Tbeili entzieht die dem Familienhanpt fCiniliKge Ehrerbit- 
tODg und Erkenntlichkeit dem Descendenten die Befu^tnins, den \ct, wenn er durch den- 
selben verkürzt wird, bei Lebzeiten des Ascendenten gerichtlich anzugreifen. Andern Tbeila 
konm dl« RltfitieMli- od«r BetdsloasgOade «m iMiai Ableben des Aceendtnim nISkbi 
««dan. Das Klageredit des Dssesndenlsn mnis dslwr, nndi sincr gerechten Beciproeltli» 
in seiner Hand ebenfalls bis zum Tode des AsccnJeulen unlierUlirt verbleiben, selbst wenn 
sr die Theilung w&hrend des Lebens des Ascendenten durch einen Vergleich ratifleiri hatls; 
«B iel anxunebiuen, daas der Descendent den Vergleicb nicht im vollen B^itae seines frelsn 
TerfltgnngsredilfS nbgeseblosssn habe, nnd es kann darans oiebl ein Veniebl anf sdna 
Becbte, deren Umfang er, so lange der Ascendent noch lebt, zu kennen ansser Stand ist, 
entnommen werden. Insbesondere ist der Vergleich , welcher sieh auf äh in der Theüung 
begriffenen Qoter bezieht und deren Zuweisung die Theilung hJlufig nur modiäcirt, nament- 
Hdi wenn ioldM In Gsgsnwart dea Ascendenten sistt bal, nnr «tos Vemllüindigang d«r 
Tbeilttog; er bat die nimlicbe Natur und unterliegt den nämUehao Ortndan d«r RevisIttB. 

Paris, 6. Februar 1S60. (Gass) (Sir. 1860. I. 428) 

Cfr. Paria (Gaas.) vom 31. Januar 1^, 2». Februar 1855 und 5 Januar 1&46. 

Za Art 20&2. 

1) Vergleich; Interpretation. 

Vergleiche sind , trotz der besonderen Natur solcher üehereinkoninien, 
doch Verträge, welche der Richter interpretiren kann nnd mnss, wenn ihr 
Sinn an sich nicht ganz klar erscheint. 

Diese factlsche Interpretation unterliegt nicht der Kritik des Cassationshofes. 
Paris, 23. April 1860. (Bej.) (Sir. 1860. L 848.) 
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2) Vergleich; AasUgnng; factiscbe Entscheidung. 

Wenn die vorderen Geridite einen ihnen m Bewrttieanng ▼erliegenden 
Vergleich inCerprekirai, eo ist die desfidleige Entecheidong nicht der Kritik 

des Oaseationshofes unterworfen. 

Parit, 8. Uai 1861. (Kej.) (Sir 1861. I 71«.) 

8) Vergleich; Anfechtung wegen Lision. 

Sehliessen nach einem TodesMe die bei 4er hierdareh erOflheten Erb- 
schaft oder Gemeinschaft Betheiligten mit den Mitioteressenten eine Üe1)er- 
einkunft ab, wodurch sie sich, um ihre respecti?en Ansprfldie ni vereinigen 

und zugleich den bevorstehenden Contestationen vorzubeugen , über ihre 
Ansprüche gegenseitig verständif^en , so stellt sich diese üebereinkunft als 
ein V erg 1 e 1 ch dai- , welcher gemäss Art 2052 B. 0. B. nicht wegen Lasion 
angefochten werden kann. 

(S. auch lu Art. 887 und 888 B. G. B.) 
BrQtiol, 10. JvU 1868. (Rej.) (Pttier. 180t 1. 189) 

4) Einrede des Vergleichs. 

Wenn ein Rechtsstreit über die Abrechnung aus einem Rechtsgeschäfte 
durch Vergleich erledigt iät, so kann der frühere Beklagte, welcher sich 
in dem Vergleiche verbindlich gemacht hat, einen Theil des eingeklagten 
(nach Abrechnung von Gegenforderungen erflbrigenden) Forderungsrestes sn 
ahlen , spiter nicht mehr weitere Forderungen gegen seine frflheien Geg* 
ner gerichtlich geltend machen, durch welche der Betrag seiner Forderungen 
als den seiner Verbindlichkeiten flbersteigend dargestellt wird. 

Das dorch jenen Vergleich, bei dessen Abschlusa ein entschuldbarer Irrthum Ober den 
Gegenstand des Streites wohl nicht obwalten konnte, endgOltig festgestellt« Ergebniss kann 
(Art. 705/1 B. G. B) von itm Kliger oiebl mit der Bebaaptang angefoetatn «iriM, da» 
ihm daiDBlt »raigar, all hitta gaachabao aallao, ngat garacbnct nnd data ar felgttdi var^ 
kflfxt worden sei. 

Mannbeim, 17. Paaembar 1863. (Anoal. 1864. 8. n.) 

Zu Art. 2053. 

1) Anfechtung des Vergleichs wegen Betrugs und Zwang. 

Wo ein Vergleich nur durch Bedrohung mit einem Prozesse auf 
Grund einer verfälschten Urkunde zu Stande kam, kann der auf Grund 
des Vergleiches Verklagte die Einrede der Nichtigkeit vorschfltzen , 

wall dam dar VargWab oflbBlMr rnf ainar marlanblea, dia Shbaniiig alnaa Balragai 
bcab^eMiganden VeHragtargaebe banilit und weil der Beklagte nor terab die engaredita 
BedrohonK mit dem Verluste eine* grossen Theils seines Vermögens, somit durch Fin- 
•ehflehtening und einen hierin liegenden moraliaaban Zwang aar Eingehung jene« Vergiei- 
ehea gebracht worden ist. (Es bandelte $SA ia eoMr. um alaa SaboMarlrnnda foa 30 fl., 
«alaba nf dia Sonuaa vaa 3B00 fl gditulil nd vortbar dann ain VargMeb aar Zahlaag 
▼on 1500 fl. abgeschlossen wurde, wobei Jadodi dia vanalaeeia GriniaalanlereMbiag eine 
lUagfrei^prechung zur Folge hatte ) 

Mannheim.... (Oberhofg Jahrb. 1851. S 76.) 

2) Anfechtung des Vergleichs; Irrthum. 

Mit der Klage wurde ein Vergleich als ongoltig angefoebten, weil der KUger damala 
▼OD der irrigan Vorausaetzoog aug^aagan aei » daia ihm in aeinar Eigeaiek&ft all 6*> 
melMteliner ein Baeeü iv Laü Ulk, wikfeni ar - wie lieh dveh üa Miib lea Tai^ 
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gleiehMbsehlass Torgenommene PrOfung der Kechnun«rei IwiUgMlllll — eine OothabflO n 

die bekla<7te Gemeinde zu beanspruchen gehabt habe. 

Die Klage wurde abgewiesen. Der Art. 2053 B. Q. B. lässt zwar die Wieder- 
mfhelHiog dMt Yeigleiebt ra, ««an sbar 1« OegoniUnd des Sireitf lia Irrthaa 
obwaltete, das beiMt, wenn die Parteien eich (Iber einon Gegenatand verglichen haben, aif 
welchen der Streit unter denselben keinen Bezug hatte; dieser Fall üo^l aber nicht vor, 
sondern der bebaaptete Irrthom betrifft lediglich das Forderungsrecht der beklagten 
6tiMiiii«, resp. die demcenM'B w to praelundt Verblndlicbli^ d« Kllgers; ein MlalMr Ui^ 
fStnm ist aber nach Art. 205) Abs. 3 B. Q. B. kein QrmA, «iMB Yfiyltich ■■mmK UH B. 

MaanbeiB, 9. Min 1860^ (AnaaU 1866. S. 7&) 

Zu Art. 2057. 
Anffindung tob ürkanden. 

Ein Vergleich aber ein Bedmnngswesen verliert dadurch seine Wirkung 
nicht , duA spftter Bechnaogsposten eatdeekt werden, welche in den Beck* 

nungen (ibergaDgen waren. 

Der Vergleich, resp. das Ergebniss der durch den Vergleich zum Abschluss gekom> 
menen Erörterungeo Ober das Rechnungswesen, steht nach Art 2052 B. 0. B. gleich einem 
i« letslen B th tom g » «rgaogeiMii Eadii>'llieilo feil und dl« Uritmdmi, dem Aafladniig An« 
lass zur Klage gaben, kftnntea lelbst zar Umstossung des Vergleichs nicht dienen, da nicht 
behauptet «erden komle, deee eie doreb den Bedner MmerheHen worden siiid. (Art. 
3067 ib.) 

Mnaabeim, 3. AprU im (AmmJ. 1168. 8. 180.) 

Zn Arl. 90da 

1) Reehnungsfehter; Begrift 

Durch einen Vergleich über das Ge^ammtrechnungswesen wird das Er- 
gebniss desselben endgültig festgestellt (Art 2052 Abs. 1 B. G. B.), und die 
Znlässigkeit naciiträgl icher Anfechtung einselner Rechnungsposten ans- 
gesddosaen. Der Art 2058 ih. findet hier keine Anwendung, da unter einem 
„Rechnungsfehler** im Sinne dieser Oesetsesstdle nur ein Verstoss im 
Zusammenzfthlen einzelner Posten zu verstehen ist 

MnnnheiiB, 7. Min 1865. (AnnaL 1886. 8. 79.) 

8) ReehttUBgsfehler; Berechnung des Flichengelialts. 

Wo in einem Kauf- oder Tauschvertrag oder in der ihm zur Grundlage 
dienenden Berechnung des Flächengehalts der den Vertragsgegenstand bil- 
denden Qrundstfld[e die ausgeworfenen Zahlen des llaassgehaltes fehlerhaft 
msammengesahlt wid fdgeweise auch der Kan^reis unrichtig beredmet 
worden ist, kann auf Bericbtignng geklagt werden. 

Nach Ar« 2068 B. 0. B. iet eo eine allgemein giltige, in alten Fillen zul&ssige Begel, 
das« ein Becbnungsfehler — ond zwar innerhalb der Zeit der gewAhnlichen Klagenverjih- 
rang — der Verbeeeerung ooteriiegt, wobei es — Torattsgeseiit, dasa nicht der Fehler selbst 
Gegenetand der Uebereinitwifl war — nicM dennf anhoanl, ob dereelbe in der Terliag»- 
nrkonde selbst oder in der ihr zu Grunde liegenden KeobDuqg begngen worden isi 

Man nb ein, 8. Juli 1858. (Annal. 1868. S 348.) 



e 



Digitized by Google 



B«rff«rlUh«t «esaUbieh (AH. 90BO, HO» ■. «», m). 



Sechszehnter Titel. 

Von der körperlichen Haft in bargerlichen Sachen. 

(Art. 3059 — 3070.) 

Zu Art. 2059. 

Stellionat; Hypotheke; Privileg. 

Wenn die Eheleute B. von M. ein Darleilien aufnehmen und dem Gläu- 
biger za seiner Sicherheit eine Hjpotheke eoostitniren , unter der Erkli- 
rtnig, dass das yerhypothecirte ImmObel nnr mit emer Inscription von 3000 
Francs gemftss einer früheren Hypotheke behütet sei, obgleich sie wnssten, 
dass auf der Liegenschaft auch noch ein Rest- Verkaufsprivileg von 1000 
Francs lastete, so machen sie sich hierdurch eines StelUonats im Sinne des 
Art. 20j9 B. G. B. schuldig. 

Obgleich dieser Artikel nur von Angahe der Hypotheken, nicht der Privilegien 
iprichi, 80 scbliMst docti das Privileg das bypotbekariscbe Becht in tiefai dies beweist der 
Ari 2113 ib., naab walctaeoi die Prifilegiei, weoD lie Hiebt reebueiiig eoMerviii «er- 
den sind, doch deebslb aicbl eafhSreBi bypodiekarliflkea Ba«g vem Tbfe der Eineebiei- 

bung zu haben. 

Pftrii, 11 Allgast 1860. (fiej.) (Str. 1860. L 936) 

Zd Art SMO vnd M63. 

Stellionat; verschwiegene Hypotheke; Ehemann. 

A. Verkauft ein Ehemann einem Dritten Grundstücke, welche mit einer 
Legalhypütheke zu Gunsten seiner Ehefrau belastet sind , ohne hiervon den 
Käufer in Kenntniss zu setzen, gibt er vielmehr im Verkaufacte die Grund- 
stücke als hypothekarfrei an, so liegt eine gesetzliche Vermuthung fOr seinen 
bOsen Olaaben und daher Stellionat Tor, so dass der Verkäufer unter kör- 
perlicher Haft zum Schadensersatz zu vemrtheQen ist 

B. Diese SteUionatsUage ist nidit durch das Gesetz auf die Person 
des Käufers beschränkt , kann also auch von dessen Erben und soostigoi 
Bechtsinhabcm angestellt werden. 

C. Auch für die Kosten , welche der Käufer in Folge des Stellionates 
aufzuwenden hatte, kann der Verkäufer, als zum Schadensersatz ver[)tlich- 
tet (Art. 126 B. P. 0), unter Körperhaft zum Ersätze verurtheiit werden. 

Paris, 7. Janiur lb63. (Uej) (Sir. 1863. I. 175.) 

Za Art. S063. 

1) Körperhaft gegen einen nicht zur Betreibung der Kauf- 
mannschaft ermächtigten Minderjährigen; ordre public 

Wurde ein Minderjährif?er nicht zur Betreibung der Kaufmannschaft 
ermächtigt, so kann er nicht wegen eines ihm dargeliehenen Kapitals vor 
dem Haadelsgeridit belangt und dort unter Ldbcehaft zur BackaaUuBg tw- 
urtheilt werden. 
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Dm too dem IffBiarjibrigen abfreschlosaene DarMhMi kam nMit aU Handeligeadiill 
ngtiehen und di« Vngi, ob er bienae irorttaeU geiogen, anr veo 4m Cifilgariehie ge- 
prflfl werden. 

Die Einrede , dass der Minderjährige nicht unter Leibeshaft Terurtheilt 
werden könne, gehört der öffentlichen Ordnung an, und kann daher zum 
ersten Mal in cassaloiio vorgebradit metdm. 
Paris, S. Hin 1864. (Om) (Sir. 1864. I. 171.) 
Ofr. eUbert n Art 2063 B. G. B. Nr. 4. 

2) Persönliche Haft; AasUnder; aiiflUndiaelies Falliments- 

nrtheil. 

EinFallimentsurtheil, von einem ausländischen Gerichte ausgesprochen 
und nicht von einem inländischen Gerichte fOr ezecutorisch erklärt, vermag 
den aoslindischen Falliten nicht vor dem peraOnUefaen Arreste im Inlande, 
vefUlgt anf Ansocfaen dea iniindischen Qlftabigen, an befreien. 

Es ist allgemeines Princfp, dass die Urtbeile nur dann exccutorische Krart haben, wem 
sie im Namen des I^ndeeherrn au8Re?prochon werden , weshalb sie dann auch nur in dem 
Gebiete desselben eine Wirksamkeit äussern können. Dieses Princip findet sich in dem 
Art. 546 B. P. 0. aoidrOdtlieb aanetfonirt «od beetebl ia Toller KnA Jedem Stute gegen- 
über, der keinen abindemden Staatsvertrag dem Inlande (bier Bayern) gegenflber abge- 
schlossen hat. Ein Concursartheil daher dea Gerichtes eines Staates , der sich nicht in 
letiterm Falle befindet (wie Frankfurt), kann nicht, so lange es nicht vom inländischen 
O e r toble ennyorleeb erkUrt ««rie, irgeai efae Wbftnag tat Inlude imeerD. Der Art 

2 des GeselWt vom 10 September 1807 spriebt klar und unzweideutig aa, dass der In* 
länder seinen aaslAndischoii Schuldner provisorisch verhaften lassen kann, wenn die Scbuld- 
forderung (&Uig oder extgibel ist und er die Ermächtigung dazu von dem Üeiirkageriebte- 
Priaidenten erhallen hat. Dieser Artikel enthftll keine Avaiuibrae und ninml waiar dniel 
noch indirect Bang anf die Art 2063 a. f. ib. Es muaa also daraus gefolgert weniea, iaaa 
kein Auslfinder, von welcher Beschaffenheit dessen Statut aurh in seiner Heituath sein mag 
vor der Ergreifung dieser Maassregel sicher gestellt werden wollte. (S. auch bieno Ard, 

3 aad 8 4ea GaaalaaB vom 10. Saplambar 18074 

M flaebaa, 16. Mai 1858. (BaJ.) Danaiasa g. Garsaa. 

3) Persönliche Haft; Prozesskosten. 

Kein Gesetz gestattet die Anwendung der Leibeshaft für Kosten, wenn sie, wie im 
gegebeaaa FMle, ksia Aeeaasoriam blMan, fadem in der Haaplaadia alaa VararfliaihBig 
aiaM ergangen war. Zwar züblt der Art 800 B. P. 0. unter den Badingaagea, aalar wel- 
eben der inhartirte Schuldner seine Freiheit wieder erlangen kann, au«ser der Bezahlung 
der Hauptsumme auch die vollständige Entricbtaag der Zinsen und Kosten auf, woraus der 
SckhMS garacbtTertigt erscheint, dasi das Gasais dia Koaleo als Aeceasoritun der Haupt- 
sadM balnsliiai Allain 

wenn in der HanptMche keine Vemrtheilang ergaagai iat, die Kosten 

demnach kein Accessorium bilden können , so darf heiQglich ihrer die Yer« 
nrtheilung unter körperlicher Haft nicht ausgesprochen werden, 

da fflr einen solchen .\usspruch eine gesctzLchc Basis nicht gefunden wardaa kaao. 

Ilaocben, 29. Januar 1862 (Cus.) Pfannenstiehl g. Boxheimer. 

Zu Art MOS und S066. 

Leibeshaft; Ehefrau; Rechtskraft der Verurtheilung; 

Acquiescement 

& sa Art. 1851 B. 6. B. DrthaU (Berlin) laai 34. Odobar 184i. 
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Zu Art. toee. 

Stellionat Seitens der Ehefrau. 

Ehefrauen, welche in Gütergemeinschaft leben, können für ihre Mit- 
wirkung zu Verträgen über das Gemeinschaft^- Vermögen nach Art 2066 
B. G. B. nie der Uiutergebung schuldig erachtet werden, 

«rdl ti« ffd tn Mhr tva dam Manne abhingen and aa der Verwattang des geiuda- 
ichaAUebeo Tennogeat keinen Tbeil haben. 

Mannhefai, 6. Jani 188«. (AanaL 1858. a 191; vaffL Jadaaii Av^ tML 8. »34 



Siebenzehnter Titel. 

Von der YerpfAndung. 
(Art 2071 — 3072.) 

Zu Art 207:9. 
Faustpfand. 

Die Tom Gesetze fflr anbeweglich erklärten Faliniifla-ZugeUtdm einer 
Liegenschaft (Maschinen und GerftthachafteD einer Fabrik) k<bmen nicht 

Gegenstand eines Faustpfand-Vertrags sein. 

Die Bestellung einer «nbeweslichen S«cbe als Pfand kann nur in der im Art. 2124 
o. t B. 6. B. Torgeschriebeoea Weise gescbebeo ond eolbebri desbalb in Form eines Fausi- 
fflnl-Vartragi aller BeeUaarlrlung. 

MaaabalBi, 21. Mai 185ft. (AanaL 18S& 8. m) 



Erstes Kapitel. 

Van dem Fauslp fände (nanUsiemmf), 
(Art 2078 — 2064.) 

Zu Ar». 2073. 

Eecht des Handwerkers, die ihm zur Bearbeitung über- 
gebenen Sachen bis zur vollständigen Zahlung seines 
Arbeitslohns als Pfand zurückzubehalten. 

8. sa An 670 B. G. B. UrtbaU (Paria) vom 13. Mai 186L 

Ztt Art 2073 — «07S. 

Faustpfand in Handelssachen; Geltung der bürgerlichen Ge- 
setze; Faustpfand verkleidet in eine Cession; Formen. 

Hat ein Kaufmann einem Banquier eine unkörperliche bewegliche Sache, 
durch einen in die Form einer Cession gekleideten Vertrag, zum Pfand 
gegeben , so kann dieser Vertrag doch nur dann auf Rechtswirksamkeit An- 
spruch machen, der Banquier nur dann ein Privileg aus demselben geltend 
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machen, wenn dabei die Voncfariften dea B. CK E Uber daa Faulplaiid 
1)eolMdrtet Warden, oder doch wenigstena der Act gemäaa Art 1680 B. 6. B. 
Bisnificirt wurde. 

A. Die Art. 2074 ond 2075 ib. Ober die zar Oaltigkeit das Fautlpfindes erforderlidM« 
Formalitäten sind auch io Haudelsmaterien anwendbar; denn wenn auch der Art 2084 ver- 
flogt, dass die Torausgeheodea üesUauuuugea aicbt iu diesen M&tenen aowea<ibar seioa, 
■0 fllgt «r doch ntglelcb bei, „dasi hioeicMieh dieser die de beirefltadeD OsHiM mi 
Be^snents za befolgea seien", und hieraus folgt, dasa in Ermangelung eines besondem 
Gesetzes oder Reglements es bei den Vorschrirteu des B. G. B. als gemeinen Rechts sein 
Bewenden haben mOsse} wollte man dieses nicht anoebiueu, so wOrde es bei dem Bandele- 
fÜMie MMb «I dtr Aoviodbwfctil d«r OtfmUm» dw Art 9098, 9080^ 908» nd 9088 
fehlen. 

B. Eine besondere Bestimninng wegen der Formen des Pfandes in Handelssachen fehlt : 
die Art. 12 und 109 H. G. B. baben mit dem Faustpfand nichts gemein; der Art 9:) ib. 
gewährt nur dem Commissiuuär fflr seine Auslagen unter gewissen Voraussetzaugen ein 
PMreclil; der danil te Verblodaag ilehende Ari 96 farweiil nf du B. O. B. all dat 
gemeine Recht, fOr den Fall, dass jene Voraussetzaogw sidil vorliegen. Der Banfatir 
ist nicht als solcher dorn Commifisionär gleichzustellen. 

C. Man liaan nicht behaupten, dass, weil das Pfand in die Form der Cession ein- 
gahMitl «ordtB, aMh den btawlelididi der in Verkanfkel eingeUeideleB fiebenkungen gel- 
lend«« GrondsttMO, ee nicht nothwendig nei, die zur Oaltigkeit dea Pfandes TOrgssehrie« 
benen Bedingungen zu erfüllen. Denn wenn auch die erwähnten Schenkun^ren i A als 
gflUig zu erachten sind, so ist dieses doch nur hinsichtlich der Form, nicht in Betreff der 
üanpiiaeke dar FUl; aolaha Baiieakaogen sind ntiriMlaf^ «egen dar ^Haren Geburt von 
Kindern, wegen Verlaiaaag daa Pfliebuhdla, angreifbar, und kAwen vaa dan OMab^era 
des Sebenkgebers wegen Fraudirun? ihrer Rechte angegriffen werden, selbst wenn der Be- 
schenkte nicht an der Fraudirnng Tbeil genommen hätte, was im Falle eines oneröaen Ver- 
lmgs von den Glinbigem bewiesen werden mosste (I. 6. {• 8 n. 11. D. quae in fraudem 
aradü). Da« Plbad gawihrt aia Privileg; Privilegian aind Urfd w Inlarpreiireo «nd aar 
durcb Erftllluug der nach dem Gesetze erforderlichen Formalitäten zu erlangen; diese For- 
malitäten sind im Interesse der Dritten, welche dadurch ein gemeiuschaftUches Unterpfand 
(Art. 2093 B. Q. B.) rerlicren, vorgeschrieben, und ee i^ann daher nicht den Parthieen das 
Baebl tnstaban, dar Baobaabloag diaaar FaraBülltaa aiah dadtirab n eaMab«, daaa «ia 
rar fienacbtbeiligung Dritter das Pfand in alnan Kaaf einkleiden. 

Wäre dieses aber auch thunlich, so müsste weni^fstens der Verkaufact , um Dritten 
astgegengesetzt werden zu können, den geseulichen Erfonlemisscn eines Kauf- und Ver- 
kaniVarlr^ «ulapreataaa, dabar Uor, wo ea liab va« einer nibdi|ierlIah«B Bacbe handelt, 
ai«a S^gniAealian a« da« SabaUaar oder deaaan Acaiplaiion iMIgarBBda« babaa. (Art. 
1800 B. G. B.) 

BrQssel, 28. Januar 1859. (Rej.) (Pasicr. 1860 I. 3&9.) 
Zn A. efr. Gilbert zu Ari 2074 B. G. B. Kr. 20 u. f. 

Za 0. afir. GUberl so An 888 Ib. Hr. 99. a. f. Gue. (Paris) vom SO. Joni 1867, 
18. Juli and 13. December 1869; xa ArL 000 Nr. 5 «ad 95, ra Ali US Nr. 
10 a. f.; n Ari 1167 Nr. 15 o. f. 

Zn Art. 2074. 

^BraiHchkeiten. 

Zar Wirksamkeit eines Faustpfand- Vertragä unter den Parteien 
bedtrf es der yorgesdiriebenen Bchriftlichen Abbssang und Eintragung nieliL 
Dadorch aoU aar daa „Vorreebl** dea FraelpIkad-OllobigerB gaga« aodera Ottabigar 

iei Schuldners gewahrt werden, und bedarf e« daher nur bei Goitendmaebaog einen aoleben 
Vorzugsrechts des Nachweises , dass jene Förmlichkeit beobacbtal imdea aei. 
Mannheim, 24. October 1862. (Anoal. 1862. S. 288.) 



880 Btrgtrlicli«» eeatlsbvoh (Art. 90U v. 90», »74-9016). 

Zu Art M74 ond M75. 

1) Pfandvertrag; Inliaberpapiere; FormalUftten. 

Werthpapiere auf Inhaber können zwar gemäss Art. 37 H. G. B. durch 
Uofise Uebergabe von Hand zu Hand in Eigenthum abertrageu werden; 
diese Uebergabe genagt aber, selbst in oommerdellen FlUen, nicht, um ohne 
den in den Art 2074 und 2075 B. G. B. Torgesdiriebenen Act jene Papiere 
in Pfigmd sa geben und dem Inliaber das Privileg des Fanstpfand-Glinbigers 
an verschaffen. 

Der Art. 2084 ib. vcrföjit zwar, dass die Bestimmongeii des B. Q. B. Ober Faust- 
pfand und Nftntiss<?ment nicht in HandeUmaterien anwenJbar seien, bei diesen vielmehr es 
bei den sie betreffendeo Gesetien und Regleiueata sein Bewenden behalten solle; die eoD- 
oMKielle Oetetsgebwig ist «bar bssegücli der CoMÜlniniQg «iaet UaHnfhaim In Inhaber» 
papieren stuniin; deshalb müssen solche Werthpepiere, eis uakorperliebe Möbel, bezOglisli 
des Faustprandcs, nach dem B. G. B. beartbeilt werden; es kann daher auf solche Papiere 
ein Faustpfand und das damit verbundene Privileg nur durch ErfOilung der VorscbriAeo 
der Ari 9074 und 9076 B. 0. B. hegrOndel werden. 

Paris, 19. Juni 1860. (Gass.) (Sir. 1860. I. 689) 
Cfr. Qiibeit zu Art. 2074 B. Q. B. Nr. 20 o. f. 

2) Faustpfand; Inliaberpapiere; seiiriftliclier Act vnd 

Signification. 

Die Verwalter einer anonymen GaieUtchaft Obergaben dem 0- Qesellschansactien auf 
Inhaber ntit dem Auftrage, der GesellschaH gegen VerpHindung dieser Papiere ein Anlei- 
hen zu vcrschaflen. Die Gesellschaft erhielt durch 0. dieses Darleihen gegen Uebergabe 
der Aetieo, ohne ecbriftlldie Verpnadnngraritnnde, von im nOrddlt noUlier." Ali der 
Letztere nach Ablauf des Zahlungstennln gegen 0. klagle, um gerichtlich die Veriusserang 
der Actien verordnen zu horen , imervenirten die pn»Tlwrischen Verwftlter jener GeaeU- 
scbaft und viudicirten jene Actien als ihr Eigenthum. 

Diese Revindicationsklage ist als ungegründet abzuweisen. 
Im voiliegendea FUle handelt et thdi nlebt Ton GUnUgem, welebe rieh den Vormng 

von Werthpapieren ihres Schuldners gegenseitig bestreiten ; jene Gesellschaft verlangt, indem 
sie formell die Vernichtung der Verpfändung der Actien begehrt, deren Revindicalion; diese 
könnte aber nur verlangt werden, wenn die Actien verloren oder gestohlen wor* 
dtn wiren, waa nicht der Fall iet; der Orfdit mnUlier «hielt Un AoHm in gniem Ohmben. 
Was die GolUgkeit der Verpflndung betnfl^. so handelt ee eich hier von Inhaberpapieren, 
deren Eigenthum gemäss Art. 35 H. G. B. durch Uebergabe von Hand lu Hand 
Qbertragen wird, und in concreto ist der Credit mobilier Uebemehmer in gutem Glauben, 
nni aonadi als geseldidier Inhaber der Aeliwi anzusehen. 
Parin, 13, Januar IWa (Baj.) (Sir. im 1. 613.) 

Zu Art 

Nantlssement; nnkOrperliche Recbte; Besitfeinsetinng. 

lUe Terpfkndnng (das Naalieaemanll nnkorpnrVeher Baehta, namenUich dea Anepinoha 

auf einen Mietbprda, wird genflgend schon dadurch bewerkstelligt, daaa die Urkunden, 
welche jene Rechte constitniren, dem Pfandglinbignr eingahinügl werden nni VerpÜndnngi* 

Urkunde dem Schuldner significirt wird. 

Dagegen ist es zur Gültigkeit des Nantissements nicht noth wendig, dass 
der Pfandgläubiger lu den wirklichen Besitz der Sache, auf welchen die frag- 
UcKen Bedite mxk beoeben, in eoncreto der YeniliBUMten Locale, eioge- 
setzt werde. 

Paria, 0. Min IMl. (BitM (Sir. 186L L 911) 
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Za Art. t074 and $084. 

Faustpfand- Vertrag; Beweis der Existenz desselben iu 
Handelssachen, Dritten gegenüber, durch Zeniten. 

Hat ein Kaufmann einem andern Kaufmann , in Bezug auf die Handels- 
operationen des Letztern, eine Summe von 1500 Francs dargeliehen, und 
der Schuldner dem Gläubiger zu dessen Sicherheit Mobiliargegenstiinde von 
grösserem Werthe zum Pfand gegeben , so kanu der Schuldner dem Gläu- 
biger , nicht aber dritten Interessenten gegenOber die AbscUiessoog dieses 
Pfaodes selbst durch Zeugen und Vermuthungen ffliureo; demDkfast kann 
auch in einer gegen den Pfandgl&abiger wegen Unterschlagung der in 
P&nd gegebenen Gegenstände eingeleiteten Untersuchung, zum Beweise der 
prl^udiciclloi Frage, ob ein Pfandvertrag abgeschlossen worden sei, Zen- 
geuverhör angeordnet und berücksichtigt werden. 

Alis den dem Titt 1 Acs M G (). vom FAus'prande voihorpctienden ^esetipeberischpn 
Verbaiidluuiien , uaiuentUch aus dem Bericlite, weicher in der Sitzung dee Tribunals vom 
26. Vml. XI «ligestattel wnrde, erbelll, data di« im Art. 2074 ib. vorg«iehrIebeiieii Förm- 
lichkelten nor erforderlich sind, um Drillen g c n l> e r die Existenz des Pfandvertrags 
festinsfollen , da?? d.T3cpcn dice F-xi^fcnz zwisrhen doiii Praiidjil;iuhi«icr und seinem Schuld- 
ner durch die gcwolmlichea Bewci^niiuel dargeihan werden kann. Das iiu .\rt. 1341 ib. 
alt Rigd aiwgeaproebMM VeHmt il«s Sflafpnliewdtn erleide! in bniilsiMhen eine Ans- 
■ebne. Da in eenereto der Pfiuidvertrap, «te das Darieiheu, im Inlereise des Handele der 
Contrahenieii nb<;e$r!iloeeea wurden war, so Jet er, wie der Baaptvertrag, eonmereial and 
daher Zeui^cnbeweis darüber zulässig. 

Brüssel, 28. Mai 1861. (Rej.) (Paaicr. 1861. S. 317.) 
Crr. GilbeH xu Art 2074 D. 0. B. Nr. 11 u. i% 

Zu Art. 2078. 

Fanstpfand; üeberlassung desselben an den Glftabiger 
durch spätere Uebereinkunft 

Der Faastpftndglänbiger ist befiigt, in einer sp&teren üeberdnkonft 

mit den Schuldnern den Preis des Faustpfandes ÜestsusetKen und für diesen 

Preis sich das Pfand vom Schuldner an Zahlun^sstatt übertragen zu lassen. 

Der Art 2078 B. Q, B. untersagt nur ein eins eiliges Voran^ebon dos Gläubigers 
auf den Pfandvertrag bin , «lebt aber nicht entgegen , dass nach Verfall der Schuld , siatt 
doreb Saebmilndige , inrch Yeraiiibenmg der Meiea der Ma dM Pbndes feelgeaelsl 
ind bierßlr dem Oliubiger an Zalihiagaelaii Sberlaaiea wird. 

Tn diesem Falle findet keine Aneignung oder Disposition in Folge einer im Voraas ge- 
iroQenen Stipulation im Sinne des .\rt. 20<S, Satz 1, statt; ee leidet daher die Beetimmnqg 
dieses Artikels keine Anwendung. 

Wenn alao aach In PTaadvertrage eine eeiehe Stipulation gelreffea «erden aeln aolile^ 
der Olinbiger aber nicht in Folge dieser Stipulation das Pfand einseitig einzog, sondern 
in Folge der crwilhnlcn neuen Oebereinkunft das Pfand filr don con^enirten Freie an Zah- 
Inngsstatt erhielt, so kann der Art 2078 nicht in Betracht kommen. 

Darmetadl, 14. Sepibr 1803. (Bej.) Pahstntauu g. Damslldler Baalc (Ennert. 
1863. I. 08 ) 

Cfr. Gilbert in Art. 2078 B. 6. B. Kr. 11 o. 12. 

Zu Art. 8078 und 2088. 

Nantissemcnt; Beport-Geschäft; Form; Eigenthumsrecht; 

Bequete civile. 

56 
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Despierrcs machte dem Chery ein Darleihen von i:i,5<X) Francs, wojfegcn Ch^ry dem 
Despierres zu desseo Deckung 500 auf Inhaber lautende induslriello Aclien als Report aber- 
gab, iiid«in ÜMrj <i«M Adtea filr einoi gMdini Baintg den Dttpierret vwknhat dicMr 
aber jene Artion für eiiMo in «ioen bestimintCD kuneo T«rnin tn tahlemien gleichen Be- 
trag zurück verkaufte. 

A. Die Art. 2078 und 2082 B. G. B. sind auf dieses ücscliiift nicht 
anweiidiiar , weil in facto feststeht, dass nicht ein I'fandvertiau (uantisse- 
nuMit), sondern ein Report -Geschüft in Frajze ist. So lange dieses Geschäft 
nicht durch die stipuHrte Zaldung des Uückkaufpreises in dem festgesetzten 
Termine Tallzogmi worden ist, bleibt der Inhaber der üim ea report gege- 
benen Werthpftpiere EigenUiflmer derselben. 

Wenn ihm der BOeklwarepreis niehl beuibll irird, ttt der Beiltzer der reportirten 

Wcrthpapicre berechUgl, vor fierirht zu verlan;it^n , dass dioselhen durch den Syndik der 
Wechse'agenten vcriusiert werden, um mit deren Erhle sich für seine Forderung an Kapi- 
tal, Zinsen nud Accessorien bezahlt zu inaci:en. 

B. Widersetzte sich ein Dritter dieser Verftosserung der Actien , iodem 
er EigenthOmer derselben geworden zn sein behauptet, so kann dieser Dritte 
▼enirtheüt werden, dem Besitcer den durch jene Opposition gegen die Ver- 
ftussenmg TeroTsachten Schaden zu ersetzen, wenn Derselbe nicht die Actien 
g^en Zalilung der ganzen Forderung des Be^it/ers der Actien übernininit. 

C. In diesem Falle kann das richterliche Erkenntniss nicht, als ultra 
petita erkannt, mit Cassationsrecurs angegriflen werden, weil atis diesem 
Grunde nur die Keijuete zulässig wäre, da das ultra petita nicht auch von 
einer Verletzung des Gesetzes begleitet ist. (Art. 480 B. P. 0.) 

Paris, 3. Februar 1862. (Rej.) (Sir. 18G2. I. 309.) 

Zu Art. 9078 and 9084. 

Verkauf der Mobilien. welche der Fallirte im Concordate 

den Gläubigern ü b t; r l i e s s. 

Wurde in dem einem Fallirten bewilligten Concordate den Gläubigem 
das Recht eingeräumt, ein Geschält ^^hötel garni) , welches der Fallirte be- 
trieb, zu veiuusscru, wcuu der Versuch, das Geschäft im Interesse der 
Masse fortzuverwalten, ihnen nicht mehr gerathen erscheinen sollte, so kön- 
nen die Gläubiger, sofern sie diesen Versuch in der That als missglackt 
erachten, in Gemissheit jenes Goncordates, das in Folge der gerichtlichen 
Bestäftigiing den Charakter eines authentisrhen Actes erhielt, das Geschfift 
durch einen Notar versteigern. Hierbei sind die Vorschriften der Art. 2078 
und 2084 B. G. B. nicht zu beobachten; diese finden auf Handelssachen keine 
Anwendung. 

Paris, 3. Deeeniber 1861. (Bej.) (Sir. 1863. 1. 168.) 

Zu Art. 2078 und 2088. 

Antichretischer Vertrag; Bedingung der freiwilligen 

Versteigerung. 

S. zu Art. 544 B. G. B. DrÜieUe (Berlin) vom 33» Oclbr. 1843 and 14. Febr. 1848. 
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Zu Art. 908t. 

RQckforderuDg des Pfandes. 

Wenn der GIäubi|T;er die Annahme der Zahlung verweigert, weil er seiner 
Meinung nach mehr als die angebotene Summe zu fordern hat, so entbindet 
dies den Schuldner nicht von der Verbindlichkeit, die Schuld in ihrem wirk- 
lichen Betrage zu tilgen. Diese Tilgung kann aber auch durch einen die 
Zahliug ersetsenden Act (Darlegung and Hinterlegung, Art 1357 B. O. B.) 
geschehen, ond ist der Oläobiger, so huge weder Zahlung noch Hinterlegung 
Stattfond, nach Art 2062 ib. zur Heransgabe des Pfudes nicht ▼erpflichtet 
Mann beim, U. Oalobnr 1801 (AnnnL 1801 & 288.) 

Zu Art. 2083. 
Untheilbarkeit des Pfandrechts. 

Dojenige, welcher zur Sicherheit einer Mehnaht von Gl&ubigem ein 
Faustpfand bei Einem derselben hinterlegte , kann auf den Grund der be- 
hanpteten Tilgung der ganzen Schuld das hinterlegte Pfandstück nicht von 
dem Depositar zurückfordern , sondern muss alle Faustpf^ndgläubiger be- 
langen. ErstoriT darf bei der Untheilbarkeit des Pfandrechts nach Art, 2083 
B. G. B., auch wenn er für seinen Antheil befriedigt sein sollte, das ihm zum 
Vortheil aller Contrahcnten anvertraute Faustpfand ohne deren Einwilligung 
au den Schuldner dennoch nicht ausliefern. 

Mannbeim, i. Min 1838. {ObitMg, labrb. 1838/38. 8. 268.) 



Zweites üapltel. 

Fun imn Nuftpfand (atUi^rhe), 

(Art. 20Ö5 — 2091.) 



Achtzehnter Titel. 

Von den Privilegien und Hypotheken. 



Bntes MapileL 

Allgemeine Beeiimmungen. 

(Art 2002—2094) 

Zq Art 8092 and S098. 

Haftbarkeit des ganzen Vermügens. 
S. UrtbaUe xa Krt. 1166 a. 1167. 

56. 
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Za Arl. i008. 

Brandentsch&digung, von der Assecurans-Qesellscliaft am 
den brandbescb&digten Miether bezahlt; gemeinschaft- 
liebes Pfand der GUubiger des Hiethers. 

S. w Art. 1733 B. 6. B. Unheil (Paris) wom 3t. December 18ff2. 

Za Art. 2093 und 2094 

Goncarrenz der Gläubiger der Gütergemeinschaft mit den 
persönlichen Gläubigern der Eheleute. 

& sa Art. im tL f. B. 0. B. UrtlMil (f^rit) von 18. April 186a 

Za Arl. 209i. 

Privileg des Commissionärs, welcher zum Ankaut' von 

Waaren beauftragt war. 

Der Commissionär, welcher zum Ankauf von Waaren beauftra'it wurde, 
hat nicht das dem zum Verkauf von Waaren beaufti aiiten Commissionär 
in den Art. 93 — 95 H. G. B. gewährte Privileg anzusprcchi n ; er kann 
daher, wenn er gleich an einem andern Orte wie der Committent wohnt, 
die von ihm als Commissionär gekauften und bezahlten und noch in seinem 
Besitze befindlichen Waaren nicht verkaufen , um sich für seuie Auslagen 
Zahlung zu verschaffen. 

.\U8 der WortfassuDg und dem Geisle des Art. 9.'i eil. und der Zu<aiuini!iistclluni; die« 
8es Artikels mit dem Art. 95 ib. erhellt, dass das ilnriii gewährte Privileg mir dciiijeiiij:en 
Coromissionfir zusteht, welcher Aaslagen im Hiobiick auf die Sicberbeiien niadit, welche 
di« ifam Ton •Inea aodern Platte her ron dem Comonttentea um Verkmfe logeeehiditea 
Watren ihm Itielen. Die Lage lea vuo Ankattf vm Waaren Beauftragten iat Merron gans 
verschiedet); nach dt;r Natur des GcsclUlftes sollen hier die Waaren dem rommitsonfen 
Uberschickt werden, sie sind niciit als ein dorn Coiiimissionür lur Siclierhc t «cin.^r Vor- 
aebQssc flbergebenos Pfand anzoseben ; der Vorschuss des .Ankaufpreises ist kein Darleibeo 
auf die Waaren, keine Abacblagsiablong aof den Freie eiitee von dem Commieeionir n. 
bewerkstelligenden Yerkaurs. wofür allein der Art. 93 ein Privileg stalnirt. Gewahrt das 
Gericht dennoch dem Ankaaf-Gomuiesir das Pririleg dea Art 93 « eo verletxt es den Art 
2094 B. G. B. 

Braiael, 9. Febrear IMa (Oftet.) (Paeier. im. I. 71.) 



SEweltes Kapitel. 

Von den PrivilegietL 
(Art 2095 — 2099.) 

Zu Art. 8098. 

Sterbfallgcbühren; Privileg des Enrejristrements auf die 
Erträgnisse der Güter des Nachlasses. 

Die Verwaltung des Knrogistrenients hat zur Beitreibung der Sterbfall- 
gebühren auf die Ertragnisse des Nachlasses ein Privilegium. (Art 32 des 
Gesetzes vom 22. Friinaire VII.) 

Pnria, 1 Deeiaber 1862. (Caaa.) (Sir. 1868. 1. 97.) 
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£nt0r AbfMdmiit. 

Von den Vorzugsrechten ( priciliges ) auf der Fahrniss. 

(Alt. 2100.) 

§. 1. Tm iUg^Mbei Umgwecht«! tif in fahnin. 

(Art 2101.) 

§. 2. fw TMmguMbIra aif MtmmU Ikhnlniticlie. 

(Art 2102.) 

Za Art not. 

1) Vorzugsrecht des Bestandgcber s ^ Recht der Gl&ubiger 

zur WiederTerpaehtnng. 

Das den Gläubigern des riicliters im Art. 2\02 Nr. 1 B. G. B. cinge- 
rftnmte Recht, das Pachtgut wieder für ihre Rocbnuug in Bestand zu geben, 
ist dadurch nicht elidirt, dass in dem ursprünglichen PachtTertrag ein 
Afterpacht ausdrOchlich untersagt ist 

Der Art 2102 clt ßcwahrt den Olilubigern dto Wiedcrtrerpachtung kraft eigenen 
Herlit?, und dieses R. rht Ij-'-iohi mi.ihli.iimi» von der dem Besländer im An Hl? il). 
ertheilien Befugniss. Das Verbot der After Verpachtung kann deaiialb deu Gläubigern nicht 
präjudleim Di« BettimiDiing dea Ari 2103 wlir« «ach reta SbarflOnigt wenn sie nidil eins 
AmmIiiiic von Ari 1717 huie madiMi «on«, d« 4er Eintritt Iii (ß% Baebto Im SelmMiMn 
Um Olinbiger !<chon kmft Art UM B. Ci B. zustlnde. 

Dif'scs Recbt der Wiederverpachtung kann aber iiiclit ausgeübt werden, 
wenn der Verpächter nicht die Pachtzinse Uquidirt, sondern Auflösung des 
Vertrags wegen Nichterfüllung verlangt, 

iadem das Gesetz dem Gläubiger die fragliche Vergünstigung nur einräumt, wenn der 
ElfCBiheaMr mit Minni ertt im V«rliiafe dar Paditscit flUilg wartenden Foideningen tebttn 
im Voraa» Befriedignig anipriehl und dadurch attllschw^ettd die Wiaimerpaebtang ge- 
atattct. 

Mannheim. .. 1853. (Annal. 1853. S 169.) 

2) Miethe; Privileg des Vermiethers; Falliment; Recbt 
der Gl&ubiger, wieder zu vermiethen. 

Macht der Vermiether gegen den In Falliment geratlienen Miether für 
das ihm in Zukunft nach dem Miethsvertrag noch zukommende Miethgdd 
das ihm zustehende Trivilcg auf den Preis der im Miethlokal befindlich ge- 
wesenen Mobilien cfeltcnd, ruiciit aber diese Ueberweisung nur zur theil- 
weisen Deckung der Forderung des Veriniethers hin, so sind die Gläubiger 
der Fallitmasse berechtigt, das Miethlokal für die Zeit, für welche der Ver- 
mietber auf diese Weise Vorauszahlung erlialten hat, zu ihrem Vortheil 
wieder in üntermiethe zu geben; sind aber nicht gehalten, das Lokal 
ftr die ganze Zeit, welche die Vermiethnng zu dauern gehabt haben wflrde, 
zu vemntemiieüien, unter der Verpflichtong, den ganzen Rest der dem Ver- 
miether nicht zum Voraus bezahlten privüegirten lüethfordernng aus ihren 
Mitteln auszubezahlen. 

Durch die gedachte theilweise Vorauszahlung der zukOnftIgen Miethe ist der Vermiether 
ffir den Geanaa de« Lokal« w&breud der entapreeheodeo Zeit befriedigt, die Gläubiger sind 
iabar gaolai Art. tlQt & 0. B. befugt, dorcb ▼amHamMhuf wihraid Aiiar ZaU von 
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dem Genuas dos Lokals Nalzen zu ziehen. Den Grundsätzen des liechts und der Billigkeit 
wUrde Oft aber widersprechen, wenn man sie verpflichtet erkläreu wollte, gegen Zahlang der 
gßmwM Reitroidaiuig 4m Lokal amdi Ar dia Baat-Zall ia Uatarmlallia ni f «baa. 
Paria, 4. Jaaaar IMO. (Baj. ab. ehr.) (Sir. i86a I. 17.) 

8) Privileg; Saatkosten; Zwangsversteigerung. 

Wurde ein Grundstück mit der nuch ausstehenden Ernte zwangsweise 
versteigt und für eiueu Gesaiuintpreis zugeschlagen, so kann das Privileg 
fOr Saatkosten in dem Rangordnungsver&liren antr Vertheilung jenes Preises 
nieht geltend gemadit werden. 

PrivÜagian aind atraafaa BadilaB « and dia ^a batreffirodeo gesatsllehan BaatimiuuDgen 

ixiQssen in ihren ausdrücklich vorgesehenen Grenzen beschrankt b!eil)en; der Art "JIO^ B. G. B. 
gewährt aber für den Preis der SaatfrOchtc nur ein Privilegium auf die Ernte des Jahrei, 
kann also Ober diesen speciell angexeigteu Gegenstand bit>atts nicht «asgadahat «rerdeo; 
dieaas PriTll^iein, wolcbea dar Art 3108 nur nh Boekaieht aaf dia Baiialraageo Daajaaigea, 
welcher die Saatfrncht auf Credit hergege!)cn , zu dem Eifieiithümer des an einen Dritten 
verpacliteten Grundstückes, in Betracht nimmt, indem es dem Privilegium des Ersteren den 
Vorzug vor jenem des EigenthQmers einräumt, ist ein Privilegium auf die Möbel, kann also 
anf «nbawagliaha Gagaaillada kaba Anwaadang Sadea; in forliacaadoai Fallo haadaU aa 
sieh aber von der Vertheilung eines ImtDobiliar-Preiscs ; das Grundstack war mit den aus» 
Stehenden Früchten, also mit Imtnübeln im Sinne des Gesetzen ( Art. 1520 ib.), gepfändet 
«Orden, und diese imuiobili&re Natur den Früchten , selbst uachdeni sie von dem Steigerer 
gaemM werden , gemisa Art. 689 (aea 68^ B. F. 0. rerUieben. Ea kann daher naeb dar 
Natur der Sache selbst, wie nach dem prialseo Wortlania des Geaetsea, dar Art. 2102 
hier nicht zur Anwendung kommen. 

Paria, 11. December 1861. (Bej.) (J. d. P. 1862. S. 663J 

Zu Art. 2102 Nr. 1. 

Miethe; Privileg des Vermiethers und Revindicationsrecht 
für alle noch fällig werdenden Miethgelder; Garoirung 
eines gemietheten Ladens mit Waarenvorräthen. 

Der Vermiether eines Hauses hat gemäss Art. 2102 Nr. 1 B. G. B, 
und 819 B. P. 0. unter den dort ani^ejiebencn Voraussetzungen für alle 
fälligen und fällig werdenden Miethgelder ein Vorzugsrecht auf den Werth 
der von dem Miether in die gemietheten Lokalitäten eingebrachten Mobilien 
und das Beeilt, diese MobOiea sn revindiciren; das Urtheil, wdches nieht 
sar Sicherheit aller noch fiUUg werdenden Miethgelder, sondern nur Jener 
m einem Jahre dieses Pfiind- und Vindications-Recht zuerkennt, verietit 
obige Artikel. 

Zur Rechtfcrt'jrnng dieses UrtheUs bezieht man sich verjebüch darauf, dass durch die 
Zuerkennung des Pfandrechts für die einjährigen Miethgelder der Vermiether im gegebenen 
Falle genOgend gesichert sei, und daher kein Interesse, somit auch kein Backt habe, ein 
aaegadebalaraa Baabt In Anipaah w aehnwn; dann der Omndsals: ^iiUMi ut Ia aies«ra 
des aeliont^ kann hier, wo das Gesetz dem Vcnniethcr ein inhsjchr&nktes Rocht gewihrt 
und es oft Fcliwer zu bestimmen ist, wo sirb das Interesse des Vermiethers abgrenzt, 
keiue Anwendung ßnden; gegen vexaiorische Ucuiiuungcn iu dem Dispositionsrecht über 
aein Mobiliar- Elgenlhum flodet der Hielher, anf Aneleben, riehlerlieben Sebnii In der 
analogen Anwendung der Bestinmungan der Art. 2161 , 2163 und 21f>4 B. ß. B. Wenn 
der Miefher in dem Miethvei-lrage einen Bflrijfn bestellt hat, steht dem Voriuiether doch 
daneben noch die gesetzliche Sicberlieit zu. Der Art. 1752 ib. konnte eben so wenig 
Anwendung finden, da aa aieb in «onareto gar nieht ron dam hierin vorgeaehanan Fialla 
dar Wftfi'ffitfmMfgt bandall. 
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Wenn ein zu einem Ladenge.scliäfte bestimmter Laden mit Ladenein- 
riciitung veniiiethct wurde, so ruiiet das dem \'crniiethci fiir den Mieth- 
preis auf die das Micthlokni garnirenden Gegenstände zustelieiule Pri- 
vileg (Art. 2101 Nr. 1 und 4 B. G. B.) auch auf deu zum ilandel daliiu 
gebrachten Waaren, in ihrem Complex, 

iB dbi so1di«r Ltdca gmAt mit Waaren garnirl, Tenehenand amgettaltel wird; dies« 
Waareo tiud zwar xani Varluwle besiiirnnt, und es ist tleiiioach der V«riDiether nicht be- 
fug», die bei einem ordnunjs- und rc^eliuäsäiLjen Betrielic des Waarcnhandols vci kauflich 
abgegebenen, durch neue Anschaflungen sieb erj^unzeiiden W'aarcn von dorn dritten Käufer 
to vintfairan; 4» Varmlalhar «M altar aaia Privileg mit Erfolg geltand aMwbaa, vaan ar 
«. B. betagliah da« Praiaaa dar Waaran mll andara OUabigam dea MiaMiara eooeorririf 
oder Letziprer dii- Wanronvorrfithe heimlich vorbringt oder Tarsebleudert, ohna sie durch 
neue Anschatfungen zu eisetzeu. Das Privileg des Vennfethers besebrinkt sich jedenfalls 
uichi auf die Gegeasldude, walcho gamiaa Art. &33 des B. 6. B. unter dem Ausdraeke 
„naobla'* bagrUTaa werlan, da In dan Art. 2102 B. 0. B. nnd 819 B. P. 0. die Zuadtsa: 
4e §9Ut ce qui garnil la maison, — les meubtes et aulres objcls garnissant sa niaison, 
sowie überhaupt die im Kapitel ,,ron Privilegien und Hypotheken" beubacbtete Oekononiio 
diesem Ausdrucke eine ueilcrc Uedeutuug geben; in deui Titel ist der Ausdruck „lueublcs' 
abarall Im Gaganaalc vaa Jmnuahln'* gabraacht, und daa Privileg daa AH. 2102 aralraek 
sieh dabar mT alla kOrperlicb« MAbal, wie dieses nueh daraus aieb argtbt, daaa im Art. 53 
namentifch auch Bücher von dem enircrei) Bepiifle der Möbel aasgcschlossen sind, wah- 
rend der Art. 593 B. P. O. als Ausualune von der Bestimmung des vorhcrgebenien .\rt. 5U2 
Nr.3 gerade wteifrgaatattet,aaebB0cbarfttraiiiaMietbgeMlbrdeniDgiaBa8ablagni aebmaii. 

Es vom daher bei PrflfuDg der Frage, ob der gemiethete Laden ge- 
Bflgead mit MobUieD gamirt sei, auch der Werth der darin eingebrachten 
Waaren vorräthe mit in Anschlag kommen. 

Darmstadt. 18. October 1852. (Cnss ) Scheuer g. Cartia. (Bmmarliag. 1869. L 168.) 
Cfr. Gilbert m Art. 1752 Ii. G. B. Nr. 1 sq. 

Zu Art. nO% Nr. 2. 

Faustpfand; Einwerfnng. 

Der Fauätpfaudgläubiger wird durch den Ausbruch der Gaut des Schuld- 
ners nicht verpfliditet, das Pfimdobject zur Gantmasse abzoliefem und sme 
Forderung mit Vorzugsrecht gleich jedem andern Gläubiger zu liquidhren, 
sondern die Gantmasse ist nur berechtigt, das Faustpfimd gegen Befrie- 
digimg des Faustpfandgläubigers an sich zu ziehen. 

Das Rerhl auf den Besitz der verpfändeten Sache bis zur vfillijen Tilgung der Schuld 
ist nach Art. 2082 ib. ein wesentlicher Thcil der durch den Faustpfan Ivcrtiag dem 
Glaubiger eingerintuien Recht«) , und wenn auch — nach den Bestimmungen des Process- 
racbloa — daa aiiantlieba VarmSgan« daa dam Gaatachaldnar lor Zeit der Gantaroffiiiing 
gehört, die Masse bildet, so versiebt sieb 4abei von selbst, dass die Gantmasse nicht mehr 
Rechte erwerben kann, als der Geuieinschnidner selbst gehabt hat, und dass die dinirlichen 
Beebte dritter Personen auf den Besitz einzelner Bestandtbeile der Masse nicht aufgehoben 
werden ksonen. (Avah aaa Ari 2218 a. dea Bad. Landr., womaeb die im Art 2101 ge- 
nannten Gläubiger in zweite Classe zu setzen sind, folgt nicht, dass der PfandglSubiger in 
all e n Fällen das Pfand zur Gant ausliefern und dort in zweiter Ordnung liqnidiren müsse. 

Maonheim, i. Mar^ Ub'J. (Zenm. Mag IV. S.4&9; Jahrb. d. Bad. Rechts LS. 194.) 

Zu Art. Nr. 4. 

1) Verkauf eines Amtes; Privileg des Verkäufers; 

snccessiye Erwerber. 

Hat der Notar A. sein Amt an B. verkauft und den Kau^reis nicht ganz 
beaUt bekommen, so kann er Ukr den Best seines Verkanfeprdses sein 
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Privilef? f^egen C. geltend raachen , an welchen sein Käufer B. das Amt weiter 
verkaufte, nicht aber gegen D. , der in Folgt.' eines ferneren (dritten) Verkaufs 
das nämliche Amt erworben hatte, den von Diesem noch geschuldeten Kauf- 
preis, gemäss des Ihm fBr den Prda des ersten Verkaufs zustehenden Pri- 
Tüegs, in Anspruch nehmen. 

NMh eoMluler Jariaprmtom kaim DerjeniR», welcher lein Ami einem Aailern fllier- 

tnxß, (Iis ihm gprn?is9 Art. '2\<yi Nr. 4 B. G R zustehende Privilef iwar tiirht auf «las 
Aujt selbst, welches nicht Gegenstand einer FInndunz oder Expropriniion r.n s> in vennas, 
wobl nhcr auf den Preis des Wieder verkeur« dieses Amtes ausüben, da dieser l'reis die 
Stehe eetbil re|MriaenUrl, eofem deraelbe eich noeh im BeeHie dee Oeeeienara beAadel; da^ 
gegen kann dieses nicht atinh hezflglich des Preises weiterer Cessionen des nSnilichen .\nifes 
der Fall sein; hierdurch würde jenem Artikel eine tinheschri5nkte Ausdehnung gegeben 
werden, welche dein Grundsatz, wonach bei Mohilien das Recht der Folge (droit de suite) 
aavgtaehleaaen fat, «nriderknren wflrde. 

Paris, 8. August 1860. (Gass.) (Sir 1S60. I. MS.) 

Coof. Urtheile dos Cassation shofe 3 zu Paiia tou 93 Mai 1854, 22. April 1856» 
20. Juni 1857 und 1. Märe 185'.). 

2) Verkauf eines Amtes; Privileg des Verkäufers auf den 

Wieder verkaufspieis. 

Wenn an Beamter (Gerichtsvollzieher) A. sein Amt einem Nachfolger 
B. verkauft bat und dieser ihm noch den Kaufpreis schuldet, so bat A. , 

wenn B. das Amt weiter an C. verkauft, gemäss Art. 2102 Nr. 4 B. O. B. 
sein Privileg auf den Preis dieses Weiterverkaufs, aber nur so lange der 
besagto Preis noch von C. an B. geschuldet wird, nicht aber dann, wenn 
B. den ihm schuldigen Preis an einen Dritten (D.) cedirt hat und diese Ces- 
sion vor jeder Opposition von Seiten des A. dem C. notiticirt worden ist 

Von da an ist ß. nicht als noch im Besitze des Verkaurspreises de« Amts anzusehen ; 
ea kann alao daa Privfie« dea A. darauf nicht mehr anaf «AM weiden. 

Sollte B. in bflieni Glauben cedirt haben, aber D. Ihmw Uda gewesen sein, so ist 0. 
durch die Cession Eigenthflrner des ihm celirten Preises geworden, und C. nicht mehr be- 
xQglicli dea Preises des Wiederverkaufs Schuldner des B. 

Paria, Utk M IWX (Caaa.) (Sir. 1860 I. 607.) 

Pnria, 18. Jnli 1860. (BaJ. eh. eiv.) (Ib ) 

3) Vorzugsrecht des Verkäufers. 

Das Vorsug-srecht des Vtnkäufcrs geht dadurch nicht verloren, dass 
das verkaufte Fahrnissstück zur Hcrrichtunt,' eines andern in der Masse be- 
findlichen verwendet wurde (in cüiicr. Verkauf von Eisen zur Erbauung eines 
Wagens) . sondern es kommt ilun dieses Vorzugsrecht im VerhaltuiäS des 
Werths der verkauften Sache auf den Erlös der vorhandenen zu. 

Daa Qeaali mtarachaidal nieiit, ob daa varkaofle Fahmtaaatflck noch unTartndart odar 
tn einer andern Oeatall vorbanden ist 

Mannheim, 11. hvgn^ im. (Oberbolii. Jabrb. 18S6. 8. 33) 

Zweiter Absclmitt. 

Vau Yonagirechlm auf JAegmuckafUn. 
(Art 2103.) 
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Za Art. $108 \r. 1. 

5 Vorzugsrecht des Verkäufers vou Liegenschaften j Ver- 
kauf zu einem ideellen Antheile, 

Ein Miteigenthümer , welcher seinen ideellen Antheil an einem Grund- 
stück verkauft (in concr. den dritten Theil einer Mühle nebst Zubehfirden), 
hat für den Kaufächilling kein Vorzugsrecht auf die ganze Liegenschaft, 
sondern eolches gebohrt ihm nur anf den betreflienden ideellen TheQ der- 
selben. 

Dm YomdM in AH. 2103 B. G. B ertlraekl lieh nur uotiva T«iiunfka etgainlUMl. 
MMttboim, 1866. (Aonal. 186». 8. 138.) 

2) Recht des anf den Steigschilling verwiesenen Oliubigers. 

Dem auf einen Liegenschaftserlös verwiesenen Gläubiger steht die Pfaud- 
klage gegen den Käufer , sowie gegen jeden dritten Inhaber Inait des Vor- 
sogsrechts des Art 2108 Nr. 1 su. 

Der StelReniogtpreis for eine im Vo]lair««1uinfraweg varlnsMrt« Llagensebaft ist, wie 
Jeder andere Kaufprei-", mit dem VurTu^eret hte tics Ai1 '210.1 Vr 1 ver')urideii . »ii I «1er- 
j^Sge Ql&ubiger, welcher zu seiner Ik-Irieiigimg in den S(eig8cliilling eingewiesen wii l. hat 
tedureb ven ielbel die Bcfugniss erlangt, auch das dafdr beetebeude Vorzugsreclu gel- 
tend m naeben. 

Mannbeim, 4. Jeli 1856. (Anoal. 1865 S. MO; Zeotn. Mif. B4. II. S. m) 
8) Verh&ltniss znm Bürgen des Käufers. 

Der Anspruch des Bürgen, welcher einen Theil des Kaufschiiliugs be- 
zahlt hat, vor dem Verkäufer auf den Erlös aus dem Kaufobjecte verwiesen 
SU werden oder sich wenigstens pro rata mit demselboi in den EclOs theilen 
an dflrfen, ist unbegrOndet 

Der Borge für den Knurschilün^r bat «war ein IMckgriff^recht and das Vorzugsreehl 
des Kaafschiliings fQr den bezahlten Vertrag und überträft solches durch Cession seiner 
AuprOcbe aueb aof aeiaeii Ceatiouar, aber eeiu Vonugsrecbt stebt dem dee Verkiafen 
fbr den BeeikaolbebHÜDg naeb. 

Mannbela, 13. Oelober 1867. (Zenta. Vag. Bd UI. & Itt.) 

4) Verkaufs-Privilegium des Verkäufers für die Küsten des 

Verkaufactes. 

Wenn der Käufer nicht, wie er dazu gemäss Art. lü'JHB. (i. B. ver- 
pflichtet ist, die Versteigerungskosten an den Notar bezahlt, und deinge- 
mfiss der Verkäufer, zufolge seiner dem Notar gegenüber bestehenden Haft- 
barkeit, geuötbigt ist, diese Kosten zur Zahlung des Notars Tonulegen, so 
steht dem YerkftafiBr aiich wegen dieser Kosten das Privilegium raditiOEis zu. 
Die KoMea aiad all Aeeeeeorivn des Kaafpreiaee annaebe«; deni es ist aasmebmeB, 

dass die Parthien bei Bpstimimins: rfes Kaufpreises die Kosten mit in Ansrhlas srebrach 
haben; der VerkäuTer hat die Riickerstattun? der Kosten wie den Kaufpreis selbst von 
dem Käufer in Gemüssheit des Verkaufactes anzuapreciien, und wenn er sie nidil zurOck- 
erballen ksao, so veimindeii sieh ia Wfrkttehkeit sein Kanrpreii on einen gleieben Bo- 
trag; es gebührt ihoi aiso hierfür das n.lmliche Pririteji:, wie fOr den Ksafpreit. 
Paris, 1. April 1863. (Gass.) (Sir. 1863. I. 239.) 
„ 1. December 1863. (Gass.) (Sir. 1864. I. 46.) 
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Zu Art dlOd Nr. 4 a. 

Fallitmasse; PriTÜegiam des Syndiks fflr aasgelegte Ver^ 

wendongen. 

Der Syndik der FalHtmasse kaon keine privilegirte Anweisung auf den 
Pms eines sar FalUtmasse gehörigen Immöbels, znr BeuudttbeitiguDg der 
Hypotliekar-GlättUger, für iteparaturen und Verbessernagen in Änsproeli 

nekmeu , wenn er Verwendungen mit andern Mitteln ab den Ertrflgnissen 

jenes Immöbels bestritten hat. 

Die Vernenilungcn auf das IinniAbel inaMen durcli «Ion Syn'Iiken Ton den Einkdnfkcn 
des lutuiübels enuiotuiiiea werden, sofera nicbi dargetbao wird, dass es sich vun ausser- 
•HeatUeben, «fnflMb«« Unterbiilbingf kosten ab«r«ebreilwl«n Reparaturen bandelt. 

Wann es sieb nicht tod dm tn den Art. 565 and 2103 Kr. 4 and 5 B. O. B. tot- 
f»e«'>!)( neii Tällfn, sondern von einer Rückfordfirun;; nur durrb dcü Syndiken, obne Au- 
torisatiun der Gläubiger, auf das luiiuöbel aufge« endeten Auslagen für V«rb<uerungea 
desselben budett, gcttailel das Geaett dem Syndik kein Privileg. 

Parin, 23. Jnni 1882. (BeJ. cb. dv.) (8ir 1863. L 106) 

Zn Art ItlOS mu\ 2109 

Verkauf eines Nachlasses unter Erben; Theilungsact; Ein- 
schreibung des Privilegs für die Soulte; Ratification eines 
gewesenen Minderjährigen; K ü c k w i r k u n g. 

Durch Nuiariais.cct von li>46 erklärten die Kriteu F., worunter sich ein Minderjfihriger 
1i«bnd, fllr desiM Batideaüon nadi «rlangter GrotaJIbrigkeit di« Miterben »ieb verborgten, 
dass, um die unter ihnen bestobeade Indivision der Nachlassenschaftea ihres Vaters und 
Bruders aufzuheben, fünf von ihnen an dii; zwei an lein, unl zwar auf deren Gefahr, ihre 
Antheile au jenen Nachlassenscbafteu cedirien, und zwar für ein«. Suuiiue von 20^000 Francs; 
weMie die Cedenlen in nSnüdien Acte mr Emogiichung jener Tbeilttttg von F. enU 
liehen za haben erklirten; zagleicb theilten die Ccdcnten die Immobilien der Nachliaae 
unter sich, und subrogirten den L. in da? ihnen zustehende Privileg, das dieser im Laufe 
des nitnlichen Monats einschreiben Hess. l>er lh4G noch minderjährige Bruder ratificirte 
im Jabr 1851, nach erreichter Grosej&hrigkeit , den Aeft von 1846 and liess 14 Tage spiter 
sein PrivUegittm ein'elirdben. In einein spfiter gegen den einsD der Codenten eiogdeiteian 
Rangordnungsverfahren ergaben sieb versddedeoe ConteelaHonen, die dvreb den Oiemioni. 
bof dahin ^nlsrhiclen wurden: 

1) Der Act von 1846 ist nicht als ein Verkauf, sondern als ein Thei- 
lungsact anzusehen. 

2) Wenn die Ce^sion auf Gefahr der Cessionare geschuli , so kann dies 
nur auf die ZaUasigkeli doer Resciseionsklage einwirken (Art 886 n. 889 
B. 6. 3>) t indert aber nidits an der Natur des Actes von 1846 als Tlioi- 
longsact 

3) Um das den Gessionaran nach dem Act von 1846 anstellende Tbeilungs- 
Privilegiom zu wahren , musstc dasselbe in den 60 Tagen nach dem Acte 

eingeschrieben werden (Art. 2109 ib.). 

■i) Hinsichtlich des damals minderjährigen Miterben war die Theilung 
von 184G mit einer relativen Nichtigkeit behaftet ; durch die im Jahre 18.')! 
gegebene Ratiticution wurde der Mangel des Actes von Iblü gehoben und 
dieser Act von 1846 an wirksam. 

Die Einschreibung des Theilungsprivflegs mnsste also, um wirksam zu 
sein, in dan 60 Tagen nach Aufnahme des bestitigten Actes, nicht in den 
60 Tagen nach Errichtung der Batificationsurknnde, eingeaehrieben werden. 
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Wenn auch der grotsjilhrig pewordene Miterbe in der Ratificationsurkande von 1851 
sieb alle Rechte, Privilegien und Hypothekeo au« dem Acte von 1846 Torhehalten haito, 
80 koDote er durch diesen Vorbehalt doch nicht das durch Ablauf der 60 Ta^te bereits 
▼erloraiM TheanigipriTil«g sootervim; diäter Vorbeball kann nr uf 4ie von ten ntl- 
eadirenden E F. auf die ihm zu^etheilien Grundstöcke dem Minderjährigen eingerlonite 
Hypothek e Bezug haben. Da der ratifirirende Erbe erst itn Jahre 1S51 Eini^chreihunj? nahm, 
moss ihio L. , dessen Einschreibung schon 1846 gouommen wurde, im Range vorhergeben 
, Paris, la NoviialMr 1863. (Bej. dl. ctv.) (Sir 1863. L 1».) 

Dritter Abschnitt 

Vm YonngtredUe», die auf liegender wid faktemier Bäke mgMeh kafleiiL 

(Art. 2104 — 2105.) 

Vierter Alnohnitt. 
WU die VenugereeMe bewahrt werden, 
(Art 2106 — 2113.) 

Zu Art. 2106 un<l 2108. 

Verkaufsprivileg; droit de suite. 

Der Verkäufer kann seine gehörig conservirte privilegirte Kaufpreis- 
forderung bei der Vertheilung des Erlöses der nicht gegen den Käufer, 
sondern gegen einen Dritten stattgefundenen Zwangsversteigerung des ver- 
Jcauften Immöbels geltend iiiacheu. (S. das nähere zu Art. 2166 B. Q. B.) 
Oarmatadt, 23. Min 1846. (Rej ) SL George g. Breivogel etc. 

Zu Art. 2108. 

1) Wehrnng der Yorsagsrechte; Zasemineiitreffeik mit ge-' 

setsliehem Unterpfänder echte. 

Das Voraigsredit des Kaa&difllings auf ein Terkanftes Gmndstack geht 
vermöge der Bestimmungen der Art 2006 , 2103 Abs. 1 und 2108 a G. B., 
wenn die zum Grondbucb eingetragene Kaufurkunde ausweist , dass der 
Kaufpreis ganz oder zum Theil noch rückständig ist , den gesetzlichen ünter- 
pfandsrechten (wie dem der Pfandgläubiger des Käufers) selbst dann vor, 
wenn diese früher entstanden und der Eintraf? der Kaufurkunde aum Grund- 
buch nicht am Tage des Kaufabschlusses erfolgt ist. 

Jede andere Auslegung des Gesetzes würde gegen den allgemeinen Grundsatz ver- 
•tonen, daaa der Eigeatliaaer einer Sneb» aidrt nehr oder graitere Reebie an einen Dritten 
darauf verleihen, besiehungsweise der Gläubiger des EigenthUmers keine stärkeren Rechte 
darauf erwerben könne, als der letztere selbst besil/l. Im hadischen Rechte spricht für 
diese Auslegung auch der Art. 1583 a, woroacb der K&ufer einer Liegenschaft (vor dem 
Eintrag der Knafnrkvndo in daa Grandbudi) eine Pfindraradmibnng auf dieeelbe nielit geben 
darf, ja sogar nlla van den Terltanfer noeli daranf it^oMnden Pfandeintragungen gagan 
sich {?elten lassen niuss ; hieraus fol;;t, dass auch die Gl:'iuhin;er des Käufers in ebenso- 
lange keine PfandrAchte darauf erwerben können und dass insbesondere das eventuelle 
Pfiudreebl der Ehefrau auf die etwa künftigen Liegenschaftcu des Ebenwone erst van den 
Tag dea Graadbndieeintrnga wirkeam wird. Andi die Beetinmung den Art 2218 a. Aba. 3 
iea Bad Landr. (wonach bei mehreren, die auf dasselbe Unterpfand eingetragen sind, die 
Locirung bei Vertheilung des Erlöses nach dem Tage der Entstehung ihres Vorzugs oder 
Pfandrechts stattzufinden bat) steht nicht entgegen, weil hiernach auch bei dem Vorhaudeu- 
■eia dar Vwnetnun im Art 2108 dna Vonvfmdil dea Kanradrillime naah den Tage 
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seiner Entstebang (Tag des Kaufvertrags) als für (in das Pfandbuch) ein^eschrlohcn gilt, wäh- 
rend das der Eintragung in das UnterpfanJbuch zwar nbeufails nicht bedürftige Pfandrecht 
d«r Ehefrau (nach Art. 1583».) erst mit dem Eintrag des Kiufrtrtrags in das Grundbuch 
die nm «rworbaBO LiegtMdMtft ertraifen, obtriimpt irirbMoi werdan, deimiMb b«i dar Coa> 
currenr. mit dam Vonagsreelit dea Art 2IQS Aba. 1 nur tob eban da ala aiageachrtakan 
gelten kann. 

Mannheim, 30. Juni 1853 (AunaL 1853. S. ?82) Vergi. mit Urtheiteo vom8. No- 
▼emher 1830 (AnrnL WOßUO. 8. 5t7.) ft. Novbr. 18l9(Obarbo%. Jahib. 8. SS8.) 

Dieses wurde früher cn igegengesetzt entschieden auf Grund der Bestim- 
mungen des Art. 2218a. und des Art. 1583 a., welcher nicht für sich allein, sondern im 
Zusammeohange mit Art. 1583 aufzufassen ist und somit nur im Verb&Unisae xa Dritten, 
bMiI aber In Varbiltnltsa co dam aus dan Kaufrartrag peradoHdi TarirfnilkbaB KlnTar 
aar Anwendung kommen kann. 

Mannbain.... 1836. (Oberhofg. Jahrb. 1835/36. S. 3a) 

3) Eintragung durch Dritte. 

Das Vonugs- resp. ünterpfondsredit der Kau^reisfordemng wirddordi 
den Eintrag, den ein Dritter (in concr. ein spaterer Eftnfer, der mgleicii 
die Recfatsnrkunde seines Ver][iufer8 eintragen llast) bewirkt, mclitgewalirt 

und der Gläubiger des ursprOnglichen Verkäufers, der auf die Kaufpreis- 
fordemng des Letzteren verwiescu und in dessen Vorrecht eingetreten war, 

kann dieses nicht gegen die Gantnuisse des späteren Käufers, welcher mit 
seiner Erwerbsurkuude auch die seines üechtSTorgängers eintragen liess, 
geiteud machen. 

Diese Ktniragung geschab nur wegen der Gewähr seines (des Käufers) Erwerbs, und 
diaaa Handlvog eioaa Dritten kann niebl xaia Vorthail derjenigeo Paraonan sorSafcwbkaB, 
welche uuterlasien hatten, dar aar Wahrnng ibraa loieraaBaa aia Tarpfliatatandaa gaaataUebaB 

Vonchrift zu entsprechen 
• Mannheim (Hofg.) (Oberhofg. Jahrb. 1852/53. S. 461 ) 

8) Verkaufs-Privileg; Officialeinschreibung; Nothwendig- 
keit der Erneuerung; Einschreibung des Privilegs durch 
einen Gläubiger. 

A. Die Official-Einschreibung des Verkaufs - Privilegs verliert ihre Yfk' 
knng, wenn sie nicht in den 10 Jahren erneuert wird. 

B. Sucht ein Gläubiger des Verkäufers in seinem — des Ersteren — 
Interesse die Einschreibung des Verkaufs - Privilegs , in Gemässheit der 
Art 1166 B. G. B. und 778 B. P. 0., nach, so profitirt diese Einschreibung 
iddit den andern Olinbigern, dem dritten Berilscr gegenflber. 

(a itt Art 3166 B. Q. B.> 
Daraatadt, 3«. Jaanr 1888. (I^J.) Ftoaoa g. Sabola. 

Zu Art 8109. 

1) Eintrag der Yorsugsrechte dnreh Einen der Betheiligten. 

Der auf Betreiben des einen Betheiligten vollzogene Eintrag nfltst auch 
den andern, namentlich wenn sieh das in Frage stehende Geschäft wenig- 
stens zum Theil als Kauf darstellt (Art 2106 B. G. E). 

In concr. handelte es sich u;n eine GutsQhergaba mit Vorbehalt des ersten Pfand- und 
VorTut.'?rerhts fOr deo Uebeisabaachilling, und worda dar Eintrag durdi den Debergeber 
Toranlasst. 

• Maanbaiai, 6. Novaatbar 1861. (AanaL 1856. a 314.) 
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2) Wirkung Terspateten Eintrftgs. 

Die Niditbeobaditang der im Art 2109 B. 6. B. besUmmten Frist mm 
Eintrag der gesetalicheo Vorzugsrechte hat nicht den Verlust des Rechts 
jsur Folf^e, sondern nur die Wirkung, dass Dritten gogenttber das einzu- 
reichende Vorrecht erst vom Tage des nachgeholten Eintrags an (als Unter- 
pfandsrecht) als bestehend erscheint, arg. Art. 2113 ib. 

Mannheim, 9. Miirz 1813. (Olierhofg. Jahrb. 1844. S. 278.) 
Manch aiiD, 23. October 1855. (Annal 1855. S. 314.) 

3) Frist. 

Die im Art. 2109 B. G. B. bestimmte GOtägige Frist zum Eintrag ins 
Grundbuch ist erst von der Ausfolgemng des Theilzettela an zu rechneu 

und dieser daher als der ,,Thenungstag" zu betrachten. 

Erst von dieser Zeit au ist die Thoiiung als vollendet anzusehen und die Möglichkeit 
lei Eintrage lardi die BeihflUgteD geg^ra. 

Mannheim, 6. November 1854 uai 33. Ooiober 183& (Zeiitn. Mag. Bd. II. 8. 471; 
Annaleu 1856. S. 313.) 

Za Art. 2119. 

Rangordnung der Cessionare von Vorzugsrechten. 

Von zwei Vorzugsglcäubigern , welche bt'idc von demselben Cedenten 
(Hausverkäufer) ihre Forderungen ableiten , deren Einem A. zuerst ein Theil 
des (zum Grundbuch eingetragenen) Kautschillings mit Einräumung des 
Vorrangs tot dem dem Cedenten verbleibenden Restkanf^cbniing, dem 
Andern B. aber q^lter dieser Rest cedirt ward, geht A. dem B. in der 
Oant des Hanskänfers vor, obscbon B. sdne Coasion froher als A. ins Püuid- 
bnch hat eintragen lassen. 

Der Vorrani; nnlcr Beiden wird nicht durch den Fünfraf; ihto"* Rechtatitels mm Pfand- 
iNiCh, sondern lediglich durch die UesctialTenheit des Kechistitels selbst bestimaat, ao ilasa 
aleo derjenige vorgeht, welehem der Cedeot einen Vorzug ausdrücklich eingeränial hat. 

Mannheim, 34. Jamnur 18M. (Zenlo. Mag. Bd. I. & 164.) 



Drittes Kapitel. 

Von den ünlerpfandtreeMen (hypoOUqueiO 
(Art 2114 — 212a) 

Zu Arl. 2114. 

1) üntheilbarkeit des Pfandrechts; ideeller Antheil an einer 

Liegenschaft 

Das Pfond- oder VoRngsrecht, welches nur auf dem ideellen Antheil 

einer Liegenschaft haftet, erstreckt sich nicht auf die Qbrigen nicht ver- 
pfändeten Antheile der Liegenschaft, und die Bestimmung des Art. 2114 
Bad. Landr. über die Uutbeübarkeit des Pfandrechts kann dagegen nicht 
geltend gemacht werden. 

Abgesehen von den enteegensiehonden allgemeinen 'iiundSHtzeu und geeettllehen Be* 
atimmtiQgea Ober daa Miteigenthain, febll et in Bciug auf dit Qbrigen, alt die «rbUleh 
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veq)nindeten Anthcile, an der ersten Vortussotzun«; der Anvendbwkdl dtl Art. 2114 ib., 
aäoiUcb ao der Existenz eioes Vorzugsrechtes (UberiiAupt. 
(a weh IM Ari tm B. 0. B.) 
«•anbaim.... (AomL iM& 8. 133.) 

2) Hehrheit toh Liegenschaften. 

Die mit einer Pfandklage belaugleu Käufer verschiedener Liegenschaften, 
weiche dem Klftger zum Unterpfande eiageaetit irarea, auf Zahlaag seiner 
Bestferderong oder Abtretung der Unterpflnder, können der Klage nicht 
entgegenhalten, daas sie ihre KaufschilUnge an den Kläger selbst (}axii Ver- 
weisung) bezahlt bitten ; 

denn d.19 kllgeritche Pfandrcclit h&ftet rerüi^^e seiner Unthcllbarkcit niif je ler ein- 
zelnen unter ihm hegriffcnen Liegensciulfl in to lange, als nicht die ganze Praadfordemng 
getilgt ist. (Art 2114 B. Q. B.) 

llanobtifli, 4. MoTember 1858. (AsnaL 1858. & SOI.) 

8) Hypotheke; Brandentschädigungs-Gelder; Mobiliar- 

qnalität. 

Die von einer Assecuranzkasse zu zahlenden Brandentschädigungsgelder 
sind nio biliarer Natur und es haben daher die Hypothekargläubiger des 
Assecurirten keinen directen Anspruch auf dieselben. 

B«rliii, 27. Juoi 186t. (Cut.) Bwg g. v. Grambiudi. (K. A. Wl a A. 18.) 

Zu Art 2118 

Hypothekarverfolgung auf das Immöbel, nicht auf denNuts- 

genuss. 

Wenn ein Gläubiger, indem er davon ansgeht, dass die im Besitze 
eines Dritten befindlichen Immobilien zu seinen Gunsten mit einer Hypo- 
theke belastet seien, den Dritten zur Zahlung oder Räumung der Immo- 
bilien sommiren liisst, seine Ilyiiütliekarverfolgung aber so wenig als ein 
späteres Petitum darauf geht , dass seinem Schuldner auf jene Immobilien 
ein Nutzniessuugsrecht zustehe, welches er durch die Kxecution zu seiuen 
Gunsten geltend madten woUe, so kann das Gericht, wenn es in der dnrdi 
die Opposition gegen die erwfthnte Sommation anhängig gewordenen Instanz 
erachtet, dass dem GUubiger keine Hypotheke auf die fraglichen Grundstadn 
selbst zustehe , weil sein Schuldner nicht oder nicht mehr EigenthOmer 
dieser Immobilien sei, wohl aber demselben ein Nutzgenuss an denselben 
zustehe, nicht erkennen, dass die Opposition zwar in Betreff des nackten 
Eigenthums begründet, dagegen bezüglich des Nutzgenusses unbegründet sei. 

Dieses letztere Kecht bildete ein besünderes Hechtsverhaltniss, welcites gar nicht Gegen- 
stand der Discosaion war, und ron dem nicht als sieb von seibat Teratehend angenommen 
wardw koonta, dai« ai hi dem Pttlitam des Oliabigera, als tin Tbcü ies darin aa g opi»» 
ebenen vollen Eigentharos, begriffen sei, und dieses nm so weniger, als das Nutzgenoss- 
recht, qua Pfandobjcct, für den Gläubiger möglicher Weise ohne Werlh sein kann Jenes 
ErkeiioUiiss ist also, in BetrelT des Nutzgenusses, als uiclu zu Hecht bestebend anzusehen. 

DarmtUdl, 3a Oetober 1856. (Gm.) Horn g. MiUttrfends. (Bmmarl. 1855. L 89i> 

Zu Art. 2118 und 18119. 

Becht des Hypotbekar^GUabigers auf die Frachte der ihm 
Terhypothecirten Liegenschaft yom Tage der DennneU- 
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ti'oii der Immobiliar-Pfftndung an; anticipirte yerftusse- 
rnng dieser Frflchte. 

Der Hypothdaur-Sefauldner hat niefat das Rechtf die Frachte der ver- 
hypotbedrten Liegenschalt fttr die Zeit, wo die Liegenschaft mit Immobiliar- 
Beschlag belegt nnd diese Bescblagnalune ihm bekannt gemacht worden ist, 
an verpachten und die Pachtschillinge zum Voraus einem Dritten zu cediroi. 
Diese Früchte vertheilen sich, als Accessorien der verhypothecirten Immo- 
bilien, nach statt^'ehahtem Zuschlag unter die Flypotliekar-Gläubiger. 

Bei der %'urlicgendcu Streitfrage, in welcher Hechle von Hypoihckargläubigern in Frage 
Stehen, die durch Ceasioa der PachtscbiUinge der ihnen Tcrpfändeten Ininiobilka «n einen 
Dritten in Unwi AneprOeh«» tieii geiahnftlert teilen, enlUdiren ihre Inlerewe» mit denen 
eines persOnlicIl berechtigten CcssionärB, welchem diese Pachtschillinge gegen ent^tprechcnden 
i*rei8 cediri worden sind. Es miHS hier vor Allem auf die betreffenden BestiimimngiMi 
des B. 6. B. das Augenmerk gerichtet uud die Frage gestellt werden, welche Bedeutung 
einem nn einer nnbeweglieben Sub« beeiellten ümerpAwdsrseMe sebon priselpiell und 
Tcrmöge seines Bejzriflcs zukomine, und ob nicht die Immobilisirnng der natQrlichen oder 
Civilfrflchte, wovon die Art GS9 und G91 B. P. (). reden, Ton einem gewissen Zeitpunkte 
an, schon duich das Weaeu der Hypotheke oder dorcn blosse Definition geboten sei| 
dergettnlt dais die »ilettl erwihnicn Oesetiesstellen niebl etwas Nene« sagen «der «er 
Kechte» die verber noch nicht bestanden, existent werden lassen, sondern nur aner- 
kennen und aus drück en. was in der Nnlur der Saebc liegt nnd eine Wiriuing wie die 
dort besprochene Uervurbriugeu uiuse. 

Die Hypotbeke ist, gemäss den Beslimnmttgen der Art. Witt, 1008, 9094 nnd 2114 
des B. 6. B. ein zur Sicherheit einer Forderung auf den Werth einer nnbeweglioben 
Sache constituiriee Recht. Sie bezweckt die Sichersteilling einer Forderung; desshalb 
eeasirt ilire Wirkeauilteit, wenn der Schuldner der eingegangenen Vcrbiniiichkeit ander- 
wrflig nncMtemmt. Sit ^ tin Btabt an den Wtrtbdes Unterpfandes, wesshaib es 
gltichga W g Iii, in «ttttn Hiadtn sich dk Sneiit bsinde» vni Ii wtkiitr Wtitt, on- 
beschadet ihres Werth es jedoch, der Schuldner darüber verfngcn mag. Das droit 
de8Uite(Art. 2114 und 2166 ib.), das nach Art. 2119 ib. bei beweglichen Sachen nicht 
Platz greifen soil, ist die nach Obigem sich von selbet Tcrstebende Bedingung der Wirk- 
«unlttit der Hypolhelt, indem der OHnUger, im Fnlle icr NiebtbtftMHgnng für «eint För- 
derung durch den Schuldner, dae Pfandobject seiner geJadUeo Bestimmung gemäss gegen 
jeden Dritten, der es kraft einer Disposition des Hypothekarschuldners flberkonmipn haben 
mag, musa angreifen und verwertheo können. Unbewegliche Sachen aber allein sollen, 
den Ari 3118 nnd 3119 ufolge, rintr Bypolbek« nnlertttlil werden kBnntn, btwtg- 
liche Sachen davon ausgeschlossen sein. Witt der Cessionär, enlgegtil den Ansprachen 
der Pfandgläubiger, den Eigen thüiner eines Pfandobjects in dem vollen Umfange der 
ihm kraft dieser seiner Qualität zustehenden Diepositionsbefugnisse geschützt und 
dtmsufolge die tod den veriiypotbeeklen U^^eehsAtn an gewinnende« Hatninl- wit 01- 
vilfrflchte, worüber Dieser vor tder nach Constitulrung der Hy|Mthdtt, jedoch vor De- 
nunciation der Beschlagnahme , zum Vortheile .\nderer disponirt , -leren er sich cntSussert 
bat, von dem droit de suitc eximirt, der iiägenscbaft der Immobiliarität entkleidet and 
In iit KlMse der beweg Ii eben Ocgenttlnde, woran sieb der Hypothekargläub^nnltr 
ktintn Umttioden erholen könnt, gtreibl wissen, so soll dieses «in AmAu« des Eigen- 
thumsrechtes sein, das ja gestatte, die Totalität der Pfandobjeete zu ver&ussern; wie kOnne 
dem EigcnthUmer das natürlichste Dispositionsrcclit Uber die Nutzungen eeinee Etgcntbumt 
abgesprochen werden? Dagegen muss erwidert werden, dass zwar dem Eigtndiflffltr ist 
Prsndobjedes tmno Qntlitit nlt soleber nicht beslrittsn, tr noch in Aatabmg alltr «nt 
dieser Eigenschaft hervorgehenden Rechte nicht behindert werden kann; dass aber gleich- 
wohl durch das Verh&ltniss zum Hypothekargliubiger und die Nuthwendigkeit der Beachtung 
der Interessen des letzteren die Qel tendntacbung jener Eigenthu^usbefugnisse gewissen Mo- 
dnUHItn nnd Einadnfnknngen onterworfen ist. Ditit Eintebrink«ifsn gdisn nidil allein 
tot dtn angeführten positiven Regeln der Frteettordnnng (Art. 689 , 691, 692) hervor, 
tondcm sind sebon durch den Begriff und dia famtnto Weten des mit dem Etgeatbams- 
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rechte concurrireoden Unlerpfandsrecbtet geboten; denn wenn di« Rypotbekc ein evcoto- 
ellti Btdil aar im Tollen Werth der Sadie gib« und dM B. 6. B. eintreiendca Falle 
dieaen Werth unter ge«te«en VonM«ee(xini«rea dem PfAndgliubU«' «ttriboirt, mn iamit 

den Befr.Tj seinor Forderung: so uoit i:ir>;ilirh zu *lecli*"n.so folgt darauj mit Nothwenili^koit, 
dua, sobald sich da«« rciterpfand'^rorhi rcali »i r t, jener Werth, den der Eigcnthürapr 
dem Forderangabereclitiiitcn zur Sici.crheik der Obiigatiun verscbriel>eu bat. intact bleiben 
Dttsa. Es kann dem EigenthOmer des PTaD-tobjeetf nicht togeMandeii werden, Ober den 
Preis der S«ch<!. wie er sie vcrpfändot, surcesive iwciinal zu disponir.>n und so einem 
folgenden Erwciber wirkwun zuzuwenden, wa« dorn ersten wieder pnt;rosj<Mi werden mflsste. 

Der Schuldner hat durclt die VerpfauJimg seiner Liegenschaften sich selbst jjcwisser- 
maaeen die HSnde gebnndea. Die Beaehrlnkungeo , die Iba nun trelTen, atnl noM wendige 
unabweisbare Folgen ssiner cisenen Wiltensbelcnnduiii^en. Er kann den dem Olftubiger 
zu ?es i c ti f> r f I' n < vcMituell ve r s r Ii r ip !i-n e n Werth des P f a n d o ! I c « , soliald 
die Eventualität eiugtitroten ist und der Werth zur Deckung der Forderung dienen soll, 
in keiner Weise «ehnälera. Er kann, wenn er Tonmagreireud diaponirt, d b. nicht pure 
V«>waltung8aete vorgenommen, aon'lm-n den Wertti aelbai Terringerl hat, kotnen Sdmts 
in derlei Maassnabmen finden, unl ebenso \yr\\s dürf n Dritte, wclrln» die Hand zu 
solchen Aiimeniaiionen geboten halieii, auf einen Ertuig ihrer Mitwirkung tu so rechts« 
vidri)(cr Verkürzung Vorausberecliiigter rechnen. 

Was nnn die Fräse betndt, ob denndie Frilebte von Liegenschaften, ihre nutsbaren 
Proilucte und Revenuen an der den Ilypothekenrerband allein ormngiichenden iintnobüiären 
Nainr der eifrazfaliisen Hauptsarhe participiren , so entli'ilt der Art. 2118 den erfor- 
dcrJichcu aulklArenlcn Bescheid, indem derselbe oxpresse sagt, dass als verhypothe- 
eirbare Objerte in erster Reihe die Immobilien anmmt ihren Aeeessorlen, wei- 
chen dieselbe Natui zukomme, sich dar<-te'lcM; Aecessorien imtnobiliArer Natur aber sind 
nach Art. 520 B. 0 B. die n atd r 1 i c h e n Früchte vnn Gruiid-iilckcn , sofern «io noch 
nieht von diesen ceirennt sind, souderu ein Üanzes mit ihnen ausmachen; als Mobilieu 
kommen aie nur in Betmdit, wenn sie geerntet oder mit der Bestimmung, von Grund vnd 
Boden getrenitt tu werden, Gegenstand einer Beschlagnahme — ealsie braaion — aind; 
von '!e:ii Zeitpunkte nn, wo das UntcrpfandsroHit in Wirksamkeit tritt, d b von dir dem 
Besiizor kuiidgegeliencn Beschlagnabiue der Realitäten, steht der tviiksauien Bcliandlun;; der 
gedachten Arcesaorien ala Mosaer ^doblliaroffecte oben die Rcalisirung diesee Rechtes ent- 
gegen , und der Besitser der Bealitit kann in Ansehnnv dieser Periode , deren Eintritt er 
vcTuidfC des Bestehens der Hypotheke jivl-n Augenblick zu gewhitiaen hat, auch nicht 
e>niiial zum Voraus eine die erworbenen Hechte des Hyputhekargl&ubigera aehmAlemdo 
Vurfu-iuug treßcii. 

WoUio man «ai dem einaeiUgen Oeaidriiponkte einot nneingesohrinkten Eigeniboan- 
roaWei die boiioMgo Veifllgnng llbor die Aeeaaaorlen dem Ei/enthamer des Pfaniobjeets 

zuerkennen, so wQrde man die rnnservntor^schen Maassrcpein der Proci'S'orlnun? (Art 688 
u. f.) als gegcnstandlos vereiteln. Hat der Schuldner zum Voraus auf Jahre die Frücbte 
dea Onlea bereehtigtermaaasen veriuaaert od«r dio Mifiba imi ft^blilMen an Drille 
eedlrl, an AMI ea eben an einem Objeda dar im Inlareasa dar HypoibekargliBbiger tm 
röhrenden Verwaltung und Rechnung, «zleicliwie einer spccieilen Be^rh .ignahme der Sqoi- 
valenten CivilfrQchte, und es sind die Gläubiger mit ihren Ansprüchen, statt auf den Werth 
der ganzen Sache mit ihren Aecessorien , auf <len hiernach weit gsringereo Preis der nnda 
proprielao bceebriakl. 

Ein solches Frgcbni<«!4 bildet aber ebie zu olTenUara nn<l tier eingreifen le Verletzung 
der Kecbte des llypotsekargb'iubigers, am es als ein vora Qr-setz beabsichtigtes nnl ge- 
billigtes aoßassen und der erwähnten Argumentation beipHicUten zu können Niemand kann 
wlrksnai mehr Beeble anf einen Andern Bbertregen, als Ihm aelbst xoalehett; aind anbw 
Befui^nisse in der Zeitdauer besehrSnkt, oder von Bedingungen abhängig, dann kann er 
»ufh nicht zum Vorllieil e ne^ Andern als %• o 1 1 b o r e c htig t disponiren und dorjenij?c, 
ZU dessen Gunsten solche Schranken bestehen, kann mit Erfolg jenen Mangel aufdecken 
nnd die Ihn naiebiBdan Befugnisae wahren und anafften. 

Blickt man nach diesen aügeacinen Gesicbtspnnkten ngher auf den Inhalt dw Art. 688 
nnd folg. der Proeeaaordnang, ao ergibt aidi, dass die bior orwihnle Inmobiliilrnag 
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l«r Fküdite des PfknlobJeclM niehls Aii<l«rM ist, als die nan aaeh ron proesssrselit- 
lieber Seite nncrkannte Wirkung der mit der Beschlagnahme des Gates zur Geltung 
kommenden Hypothek^. ])i-n aus dem Gute erzeuaton unl damit verbundenen FrQchlen 
wird nicht erst cino Kigenschaft verliehen, die sie bisher civihechtiich nicht gehabt 
liftttai, sondern anigesproeben , dsss sieb an die an sidi rsllig tweffellose primitive Elgeo- 
Schaft der Immobilien nnnmchr die entsprechenden rechtlichen Folgen zu knOpfcn habeb. 

Der Gi'$eti:»eber iiatte gute (irlinlo. die der Kcalisiiriin? der Hypothelve vorgängigen 
Paebtve r trage , selbst die auf lange Dauer abgeschlosseoea , aufrecht zu erhalten, denn sie 
bilden mehr Maassregeln der Verwaltung, wodurch den Iteebtea der HypolheitargMnbiger 
kein wesentüclier Abtrag gescliicbt; aber der anticipirle Bezug dieser periodisch fällig 
wordenltn nelfiv.rgOtiincen oder deren Cession gegen Abfi)hrnii!T eines bestimmten Kauf- 
preises erscheint als eine unstatifaafte Alienation , als eine Verkürzung und Yerringeruog 
des Werthes, auf weldiMi Ur Gliubiger den reiAtlidien Anspmeb bat. 

Flndlieb bdnnen auch, wie eingewendet wurde, unter den im Art. 091 B. P. 0. er- 
• wähnten Inyers ou ferma^es erhus de nic'it ganie Parhiterraine verstanden «erden, 
denn nach Art. öb6 B. G. B. werden die Civilfrachte vun Tag zu Tag fällig. Es versteht 
sieb daher TOS selbst, dass die fVflebte, indem sie van der gedadUan Evodia (Oeninciatioo 
der Besebtagnabais) an als Aecessorisn der Imnobiliea ersehshMn, woran dar Oassittnar 
ein Reclit nicht erwerben konnte, sich nach Massgabe der denselben nicht n.iher berflliren len- 
individuellen Befugnisse der Hypothekargläubiger uud des AnstciKerers unter diese verlheilen. 

MO neben, 18. April 1855. (Hej) Breitb g. die Abbe Grinsard'sche Curatel zu Zwei- 
brildten. 

Erftor Abteliiiitt. 

Vun (lern ycselUtchen i'nterpfantle. 
(Art. 2121 — 2122.) 

Zu Art. 9191. 

1) Gesetzliches Vorzugsrecht; verraeintlicli er Vormund. 

Das im ,\rt. 2121 den Minderjährif,'en auf die Güter ilires Vormundes 
verliehene gesetzliche Unterpfand bezieht sicli nicht auf die (Jüter desjenigen, 
der sich nur als Vormund gerirte, ohne •;e.^etzlich dazu ernannt zu sein. 

Die Bestiuimung des .\rt. 2121 , wonach dcu Minderjährigen e.n gesetzliches Unterpfand 
an den OOIem ihres Vormunds zusieht, kann nnr auf jene Persenan angewendet wwden, 
weleiie uaeb den Vorschriften des zehnten Kapitels Buch I in geseizlicher Art zu Vor- 
Tuflndcrn ernannt sitil, und ein still'^cluveigondes fnierpfiml auf die Gfltcr desjenigen, der 
blos die Geschäfte ciucs Vormundes geführt hat, tindet um so weniger statt, als, obgleich 
das Dttterpftndsrecbt der Ii mderjährigen nach Art. 2135 B. G. B. keines Kintrags bedürftig 
ist, die Art ftl96 — 2i:i9 doch Vorschriften enthallen, mm das Kundwerden dioaea Unter- 

pfan'ls r.u bewirken, welclie nnf den, der lilos a's V.>iinind sich v'erirl, keine Anwendung 
linden, so dass Dritte, welche sich iiber das Vorhanicnsoin goäcl<clic!ier Unterprandsrechte 
erkundigen, ehe sie sich zu einem Darleihen entschlieseen, leicht getäuscht werden konnten. 
Mannh eim .... (Oberbofg. Jahrb. 1836/37. 8. 224.) 

2) S t a a t s a n s t a 1 1 e n. 

Einer Staatsan>talt (in concr. müden Stiftung) steht kein von der Ein- 
tragung befreites gesetzliches Unterpfandsrecht zu. 

Nach Ari. 2134 und 2135 B. G. R. kommt ein solches Pfandrecht nur den Minder- 
jährigen , ainndiosen und Ehefrauen zu , und eine gleiche Begönstlguog , die als Auaaahme 
von der Begel des Art. 2098 ib. nur in dnem ausdrflcklichea Ansspmdi des GeaolMS ibrs 
Bezrniidtincr finden konnte, ist allen abrigen geaetilieben UnlarpAuidaredilen des Art. 2121 

nicht beigelegt. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. im. S. 297j Anoal. 1851. 8. 398.) 
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3) Legalhypothckc der Ehefrau eines Ausländers auf die in 

Frankreich gelegenen Güter des Ehemannes. 
S. 10 Art. 3 B. G. B. das Urtheil (Paris) vom 19. u. 20. Mai 1S62. 

4) Legalhypotheke der Ehefrau eines im Inlande wohnenden 

Ausländers auf dessen inländische Immobilien. 

S. tu Art. 3 B. G. B. Nr. 11. 

5} Legalhypotheke des Minderjährigen gegen den nicht als 
Mitvormund ernannten Stiefvater. 

S. lu Art. 395 B. G. B. Nr. 2, ürtheil des Hofgor. zu Constani vom Jahr 1857. 

6) Hypotheke des Bürgen eines Steuereinnehmers; 
Einschreibung; bestimmte Summen. 

Die Hypotheke, welche ein Dritter auf seine Grundstücke, als Cau- 
tion für die Geschäftsführung eines Steuereinnehmers, dem Aerar bestellt, 
ist als eine Convention eile, nicht als eine Legal -Hypotheke anzusehen, 
wenngleich der Dritte bei C!oDStituirung der Hypotheke beabsichtigte , die- 
selbe an die Stelle des dem Aerar gegen den Steuereinnehmer zustehenden 
gesetzlichen Hypothdcaranspruchs zu setzen; sie mnsste daher, unter 
Beobaehtnng der in den Art 2132 und 2148 B. 0. B. enthaltenen Vorsdurif- 
ten, eingeschrieben werden, und die Einschreibung ist nichtig, wenn sie 
nicht die Angabe des auf eine bestinnnte Summe abgeschätzten Kapitalbetrags 
der zu sichernden Forderung enthält. 

Die dem Staate iinl Gempiinlen durch das Gcspti vorliehcnc Hypothrke gecen ihre 
redmungspflichtigon Einuelimer kano, der Natur der Sache nach, sowie nach der ausdrUck- 
liehen Verfugung des Ouetset, nar anf den eigenen U^nseheAen der Efnoehmer, wMt 
auf fremden Grundslfleken raheo. (Art. 2117 unl 2121 B. G. B ) Die von dem Dritten, 
in Folge der flhernommencn Bürgschaft, auf seine Iniiuohilion bewilligte Hypothek kann 
daher nur als eine convenkionelle betrachtet werden. (Art. 2111). Die Absicht des Dritten 
iit ohne allen Einflnsa anf die Natur det von llia rerwUllgten Hypotbekarreehts und kann 
die von ihm cootractlich verwilligte nicht in eine gesetzliche Hypotheke ver- 
wandeln; das den Dritten bo^liinnieiule Motiv zur Caution<??tiM!nn!7 darf niit diMii eigent- 
lichen Verpflichtungsgrund, welcher hier in dem eingegangenen BOrgschaftsvertrage 
liegt, nicht Tenreebielt werden. Allerdings kann hiernach dem Staate «id den Qemetnden 
dieaellie Garantie, trddie ihnen itegen den Einnehmer mlUelst der geaettllehen ITypo- 
theke gewahrt werden soll, eine Qeneralhypolheke (\rt. 2122 unil 215:^ i' .), durfh dritt,' Per- 
sonen statt dc9 besitzlosen Kinnehuiers nicht verschafn werden; aus dieser UnfiiOj^lichkeit 
kann jedoch nichts Weiteree gefolgert werden , als dass der Gesetzgeber sie nicht für er- 
iwMiali genog «mdilel hat, um deshalb eine Ansnabme xu Gnosten des Staates ete. von 
denjenigen Regeln der Specialität und PublicitSt zu statuircn , welche er im aberwiegenden 
Interesse der nllgeitieinen Rechtssicherheit und des i'in>niltchen Wolils fOr die conrentio- 
nellen Hypotheken aufzustellen für nothwendig erachtet hat. 

Zwar war Jeder Dritte im Stands, ans der Einsebreibnng, andi ohne jene Angabs eines 
bestimmten Kapitalbetrags der Forderang, zu erkennen, inwiswail sr ohne Gefiihr mit dem 
Borgen hinsichtlich der verpfTindcten Güter contrrihin'n könne; dieses erscheint jedoch ohne 
recbtiichea fiinfluss, weil die von dem Gesetzgeber ftir dio tJultigkeit einer Inscription dieser 
Art ans höheren Bfldisiditeii anfgettelUen Bedingungen niehl srfllUt wordsn sind. 

Bsrlitt, IKk Dsosnber 1853. (Gass.) Simon g. Aerar. (K. A. 40. n. 80) 

7) Gesetzliche Hypotheke des Fiscus gegen seine 

Contractsschnldner. 
Der FiscQs litt nieht mehr, wie nach fraharem Rechte, dne stflbehwei- 
gende gesetslidie Hypotheke gegen alle seine Contracts-, munentUidi Pfimd- 
Bchnldner. 
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DMttlbe M mlir den In Art Sltl B. 0. B. aafgifUMtfla pVNltlidieii Byiiottiekra 

Dicht mehr erwihnt^ mtt Amwbme jener ^czon seine Einnehmer und Verwalter, uni da- 
her in Geroüssheit des Art. 7 des Kinfuhninssgesetzes vom 30. Veot. XII als aufgehoben 
anzaaetaen. Es steht zwar in gewisser Beziehung richtig, dass die Staatsj^Qier nicht nach 
Um g«iMiMii Beebta, MNileni mdb bMoniern OntHtm vermllai vnd benihclll wtrdtii 
mOaten , und vorstehende Bestimmung des Einrobnini^gesetzes nur solche ftllare 0«tetze 
ahrojrirt, deren Materie Gegenstand des B. G. B ist; allein ebenso gewiss gohflrl auch die 
Lehre vom Pfandrechte, nameotiieh von stillschweigenden Hypotheken, in das Gebiet des 
ftUgcoMiMii CMIreohli nd uMdit wirklieli eiaen 0«g«aslMd da« omao B. G. B. am; 
diM«t fahrt sogar das schon vorher bestandene gesetzliche Prandreebt des Staates an den 
GOtern seiner Einnehmer ©tc. ausdrücklich auT: es la'z also gewiss nicht in seiner Absicht, 
auch das Pfandrecht des Fiscus an dem Vermögen seiner Contractsschuldoer beizubehalten. 
Aach aai kainar aadara GaMAttnWIa llttl ridi nit BaMIamlhail die Forlteaor Jeaar Ha- 
aaliadiaa Hypalbalta arkaanaa. 

Darmstadt, 12. Juli 1S31. (Bej.) Fiscus g. JJSh. 
Cfr. Gilbert xa Art. 2121 B. G. B. Nr. 61, fi2 u. S8. 

8) AnsUnderin; Legalhypotheke derselben auf die Immo« 
bilien ihres Ehemannes; Rangordnnngsverfahren gegen 
einen Handelsmann. 

A. Die AnsUnderin, welche im Auslande einen Inländer , unter Beobach- 
tung der Vorschriften des Art 170 des B. G. B., heirathet, erlangt für alle 
ihr im Ehevertrage zugesicherten Vortheile , vom Tafie der Verheirathung 

an, auf die im Inlande gplop:eiien Immobilien ihres Ehemannes die in den 
Art. 2121 und 2135 ib. der Ehefrau gewährte gesetzliche Ilypotheke. sollte 
auch der H e i r a t h s a c t im Auslande aufigenommeu und nicht gemäss Art. 171 
transcribirt worden sein. 

Der Art. 170 B. 0. B. räumt nämlich, unter deo hierin angegebenen Bedingungeo, einer 
van afoaai Inliiidcr in AMlanda abgMetatoasanan Eba valla GoMgkail aia. 

Dieae Oflltigkfltt blaibl bailahan, wmn aaab dia In dam Art. 171 ib. Torgeflciiriabana 
Transcription nicht erfolgt. (Vwgl. daa » Art. 171 baifflgttdi dea ntoUchen Urthaiia vaa 

25. März 1839 Gesagte.) 

Ist die Ehe nach dem Gesagten rechtsgUUig, so folgt hieraus, das« sie auch in allen 
BexiebiragMi in Intaada for dia baidan Ebelaata alla dia raabtlidian Folgso anaugt, walaha 
die inlAndisehaa GeaelM, namaadiab dia Art. 3121 and 3185 B. 0. B., siner laabUgOltigan 

Ehe beilegen. 

Nach Art. 12 ib. wird die Ausländerin durch die Verheiralliung mit einem Inländer 
glaiebfalls Inländerin; es steht ihr also, da das Gesett nirgends fUr diesen Fall eine Aus- 
nahnia failseixt, mH de« Taga der Varhairalbaag in data ganun Un($ng die Legalhypo* 
thelie auf die Immobilien ihres EhanaDnaa {AH. 3131 and 3136 dt) via ainer iai lataada 
aidi verheirathenden Inländerin zu. 

Die unterlassene Tran?cription des Heirathsactcs (\rt. 171} steht rletn nicht entgegen, 
da das Gesetz nirgends wegen dieser Unterlassung die Entiiehung der Le^alhypotheke verfügt. 

Diese Transcription liann mit der für bestehende Hypothel(en gesetzlich Torgeschrie* 
beoen Pablidtfl nlehk In Yarbindang gaialil worden aein , da dar Art. III B. O. B. ta 

einer Zeit publicirt wurde, wo nach der damals bestehenden Gesetzgebung selbst die Legal- 
hypotheko der Ehefrau nur durch eine ausilrdckliche Kinschreibung Wirksamkeit crreictite. 

Die in dem Art. IjO eingeräom'e Gültigkeit einer im Auslände abgeschlossenen Che, 
aawia dia htmiehUtab dar im Aailande abgeschloaaenen Vertr&ge bestehenden rechtlichen 
Prindpien begrSndan d«i Sablaae, dasi aneh einem bn .\nslande abgeaehloaianan EliaTef^ 

trage, sofern er keine den inl/iiiHschen Ge^eticn niwiilerlaufenJcn Bestimmungen enthält, 
volle Gültigkeit und Beweiskraft beigelegt werden muss, insofern nur, gemäss .^rt. 1394 
und der bealehaudeo gesetzlichen Voraehriften Ober die Beweiakrafi von Privaturkunden, aeio 
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Inhalt in einer im AuslanJo besteliemlen authentischen Form, die in dem Inland« gleich- 
falls OficQlUcheu Glauben io Anspruch zu aehmeu hat, erriclttet und tiacbgewiesea wird. 
0fr. Gilbert tu Art 3 B. G B. Nr. 66 und 67 und ii Art. 1994 Ib. Vr. Ii. 
Dia Lagalbypotheke der Ehefrau kann daher in einem aolehen Falle, bei dem Mangel 
desfaüsipcr entgegenlaufender Bestimmungen, uiclit blos auf die Vortheile licr als Rotjel 
bestehenden geaeulichcn Gütergemeinschaft beschränkt , sunderu muss auf alle Vortheile aus- 
gedehnt werden, welche der Ehefraa im Ehevertrage zuj^esicbnrt worden tind. Dia tie^eu- 
theil kann weder ana dem Art. 2128 B. O. B., noeh wu de« Ari 67 and 68 H. Q. B. eoU 
nommcn werilen; ilenn der Art. 2128 spricht nur von co n v entin n el I e n Hypotheken. k?»nn 
also auf die Legal hypotheken der Ehefrau um so wcni^ier Anwendung linden, als eine Ana- 
logie far ciue so exorbitante Ausnahme von einer allgeiucinen gesetzUchcu Kegel nicht 
üaltbaft erscheint 

Was aber die Art 67 und 68 B. G. B. betrifft, so schailcl die Unterlassung der hieria 
angeordnelLii Verft(rentlichun2 des Ehevertrags den Hechten der Ehefrau durchaus nicht, indem 
jene Artikel an die fragliche Unterlassung keine Vcrlustigung für die Ehetrau knüpfen , dem 
Biebter aber nicht sultOmmt, Locken in den fon dem Qeaetxe fttr besondere Bechlarerbilt- 
nisse ertb^lten Vorschriften dnrdi Besdirftnküng der von ihm erdieilien allgemeinen Ver- 
fllgnugen auszufilllen. 

B. Wenn der Ehemann zur Zeit der Verheiratliung Kaufmann war, so 
hat, selbst wenn man annehmen wollte, (hi>!s der Art. 551 des IL G. B. bei 
einem Kaufmann, welcher nicht fallit erkhirt ist, gegen den aber ein Rang- 
ordnungsverfahren eröffnet worden , anwendbar sei, die Ehefrau jedenfolls 
im OrdreTerfahren ihr Lcgalhypothelcarrecht anf jene Gater des Mannes an- 
isosprechen, welche derselbe schon Yor der Verheirathang besass. 

Dnnnstadt, 23. März 18:i9. (Uej.) Sarg g. Delbondio. 

Cfr. Gilbert zu Art 2121 Ii. 0. B. Nr. 14 u. f.; K. A. 3H. I. 192 

9) Legalhypotheke des Mündels get.'en den Vormund; 

H } p o t h e k a r - V e r f ü 1 g u n g. 

A. Der Art. 2121 B. G. B. räumt zwar dem Mündel eine gesetzliche 

Hypothek an dem Vermögen seines Vormundes ein ; derselbe reicht aber. 

ohne einen exccutori^schen Act, wuuach der Vormund als Schuldner des 

Mündels aus der Vormundschatt betrachtet werden muss, allein nicht hin, 

um darauf eine Hypothekarverfolgung gegen den dritten Besitzer einzuleiten. 

Auf den Omnd de* Geaelsea, walehes daa abstracte Prinetp anralellt, vermag selbat- 
vmlindlieh fflr sich nlleu eine Verrolgung, die eine mit dem Hypofliekarredile aasgeelal- 

Me Forderung voraussetzt, nicht begründet zu werden. 

B. Nach Art. 57 des Grossherzogl. Hess. Gesetzes vom 24. Juli 1830 
kann der dritte Be>itzer nicht auf Grund eines blossen Au>zu^s uns einem 
Theilungsstatus , woraus hervorgeht, dass der als Haui>t,>diul(lner Verfolgic 
etwas an den Verfolgenden schulde und diesem hierfür eine Legalhypotheke 
gegen den Ilauptschulducr zustehe, hypothekaiisch verfolgt werden; viel* 
mehr bedarf es hierzu einer in executorischer Form ausgestellten Ausfer- 
tigung und einer Tollziehbaren Forderung. 

DnrniUdI, 18. Mira 1883. (Bej.) SicbrisI g. BSmer. (Ernmerl. 1863. I. 5a) 

Zu Art. 2121 und 2122. 

Legalhypothekc der Ehefrau bezüglich der während der Ehe- 
gemeinschaft veräusserten giitergemeiuschaftlicheu Im- 
mobilien. 

Die Legalhypotheke der Ehefrau, weiciie nach autVehobener Güter- 
gemeinschaft auf diese Gemeinschaft verzichtete , ersticckt sich auch auf die 
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von dem Ehemanne wührend bestandener Oatergemeinscliaft erworbenen nnd 
vor deren Aufhebung wieder veräasserten Immobilien. 

Zwar bebaodeh das Gesell die fliehe Gütergemoinschaft als etwas Besonderet, das 
sich eigens activ nni pissiv componirt, und hezilglich dessen es das Verhältniss der Ehe- 
gatleu eigeus reguUri; desitalb kana jedoch noch nicht das Kigeuthum an den orraDg«aen 
OegenstSnden als weder dem etnen noch dem andero Ehegatten sastehend, lonaoh eiae von 
der Porsiiiilichkeit der Eiio!;atica verschiedene nioraüsche Perwm, als Beehltsobjael, als 
Trä'icriii der licchto und Vorhin lüclikolfcn ]"r G.'iii.üiiSfrhnrt an^rcimiii n-'ii werden, vieltiiohr 
sind die Ehegatten selbst als Eigeuthamci dci goinaüs Art. 1401 B. G. B in die Guter- 
gemetmwliaft Fallenden in belraelitoi Doreh das Badrt itr Efaefiran, nach aafgelAsler Qiller« 
gemelnschafk anf dieselbe xn veniehlen (Ari 1U3 ib.), erhStt jenes VerUUtniss Indessen 
eine «csentlirhe Modification ; denn wenn die Frau von dicsom Rechte Gebrauch inir'it, so 
wird sie der bestandenen Gütergemeinschaft der Art fremd, Jass — sowie bezQgiich der von 
ihrem Ehomaun eingegangenen Verbindlichkeiten, ao auch in Betrofl' der von demselben 
wibrend der Ehe erworbenen Gegenstände — es so aacnsebea ist , als ob nie eine Goter- 
gemeinThaft bestanden hätte, sonach der F.htMn.inn von vornherein AlleincigcnthQmer jener 
Gegenstände gewesen wäre; daher nni?s nnrh isn Falle de? Verzichts die Le^alhypotheke 
der Ehefrau als auf den von dem Ehemann während der Ehe crworbcueu und wieder vcr- 
Insserten UegensehaDen haftend angesehen werden, gerade so wie auf den von Ihm einge- 
brachten. Dem Verzichte der Frau wird hierdurch k^ne Bflckwirkung auf erworbene Itedits 
der dritten Erwerber gogebtMi, dn deren Rechte von vornherein der Eventualität unterworfen 
waren, dass die Ehefrau, von dem gesotzlicbcu Rechte Gebrauch niachcod, auf die Güter- 
gemeinsctiaft verziehten werde. Die Verinssemogsbefogniss , welche dem Ehemanne, ge- 
miss Art. 1421 B. G. B. zusteht, ist durch die Legalhypotbeke der Ehsrnn so wenig ge- 
stört, als dieses bezüglich der Hinten des Ehemannes der Fall ist. 

Darmatadt, 22. Septbr. iS56. (Kej.) Woikol g. Nordt. (EmmcrI. 1856. S. 88.) 
Cfr. Gilbert xn Ari 2122 B. G. B. Nr. I ~4. 

Zu Art. 2122. 

Wirkungen des gesetzlichen Pfandrechts. 

Wird das gesetzliche Pfiindrecht einer Stiftung (Art 2121 B. G. B.) nnr 
für eine bestimmte Snnnnc und nur auf bcstiromte Güter des Recbnors 
eingetragen, so wirkt dies nicht, wie ein unbeschränkter Eintrag 

des<('ll)LMi (.Vrt. 21J2 il).), sondern, wie der Eintrag eines bedungenen Pfand- 
rechts, nur auf die im Kiiitr;ig speciell bezeichneten Liegenschaften und auch 
auf die>c nur bis zu di-r eingetragenen S u ni me, vorbehaltlich der Wirkungen, 
welche das gesetzliciie Pfandrecht hinsichtlich des Mehrbetrags auch auf die 
übrigen Güter des Rechners (nach Art. 2113 13. G.B. und 221öa des Bad. R) 
beibehUt 

Mannheim, 11. Vovember 1841. (Oberhofg. Jahrb. 1842/43. S. 21, 22.) 

Zweiter Abschnitt. 
Von dem riehterliehen Unterpfand. 
(Art 2123.) 

Zu Arl. 2\2S. 

1) Urtheil and Vergleich. 

Ein zam Pfandbach eingetragener, wenn auch vor Gericht abgeschlos- 
sener Vergleich gibt Icein richterliches Unterpfandsrecht 

a Wenn auch Ver>;leiche nach Art. 2052 B. O. B. unter den Parthieen die Kraft eines im 

letolea Reebtszuge ergangenen Urtheils haben, so muss iuimerhiu der ttii:hter, wenn es tum 
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Streite kommt, noch aussprechen, dass der Vergleich gelte, und es kann, Dritten gegenüber, 
ein aligemein und öflentlich begrflndclos Unterpfandsrecht durch Eintrag erst dann gewährt 
Verden, «ene in Perm eince Uiibdlt oder mbediagten Befehle die in Vergteldie filier- 
■onmeBe Verpflichtung zum Ge;;r;nstande einer richterlichen Auflage geraeehl wurde. 
VeDDbeim, 1854. Uofg. u. Oberhefg. (AnneU 1854. S. 78.) 

2) Inhalt des ürtheils. 

Zur Ei'langniig eines richterlichen Unterpfkndsrecfats genflgt die richter- 
liche Verfflgong, wodurch dem Beklagten aufgegeben wurde, die Kliger 

binnen G Wochen bei Executionsverroeiden zu befriedigen oder in näinlicher 
Frist seine Einwendungen gegen die Nichtigkeit der eingeklagten Forderung 

vorzubringen, wenn Bi>kia?ter keine Einwendungen gemacht, sondern (wie 
im gegebenen Falle) bei Eröffnung des gedachten Decrets die eingeklagte 
Schuld anerkannt hat. 

Dadurch ist die bedingt ausgcsproehcne Verurtheüung deseelben xur Zahlnog in eine 
anbodingte obergegangen; es stand dem Vollelredtungercrfiabren nielile Welleree in Wege md 
der ZehlbefeM besitzt demnach alle Eigenschaften eines riditerUeben ürlbeilB. 

Mennheln, 31. Mai 1834. (Amnl. 183&. S. 83.) 

3) Inhalt des Urtheils. 

Ein richterlicher Bescheid , welcher die klägerische Forderung einiacii 
fQr Uqnid erkiftrt, ohne Zahlnngsanflage und Fristbestimmoog, begrflndet, 
gehörig eingetragen, ein richterliches Unterpüuidsrecht 

Er eelat dae swieehen QIKnbiger nnd Sdwidner beetandene BedileTerhIltnies dadweb 

fest, dass er die nach ilir.'in Hrtrarro nivi Kni4tchiin?<gmnde beetinmt beteiehnele Forde- 
rung des ervtcren an den letzteren für richtig erklärt. 

Mannheim (Olierhofg. Jahrb. 1851. S. 299.) 

HanDheim.... (Annalen 1859. 8. 310) 

4) Inhalt des Urtheils. 

Ein Erkcnntniss, wodurch der Beklafjte für schuldig erklärt wird , aus 
der ihm von dem Liquidanten theils durch \'erweisung, theils haar bezahlten 
Kaufschillingssumme die auf den verkauften Gütern haftenden Pfandschulden 
zu decken und die Streichung des Pfandeintrags zu bewirken, ist geeignet« 
ein richterliches Unterpüuid zu begrOnden. 

In der Verarttieihinir, die erhaltene gnmne den AnArage der Llqnldanton geniea sn 

Terwcndeu, liegt auch die Anerkennung, dass, so lange diese Verwendung nicht geschehen 
ist, der Yentrtheiltc Scliuldncr <\e^ Liquidantcn frtr jene Snmmc bleibt, fi'lr vv(>lrhe er ihm 
nach Art. 1991 — 1993, 1996 B. G. B unstreitig haftbar ist. Deshalb und weil nach Art. 
1143 ib. die niierfllUl gebliebene Leistnng sidi in die VerbUidlichkeit m entaehidigett aaf- 
lael, Hegt hl den firagliehen Urtheil wenigstem der Kein der VerarlNilng sur liqnidirlen 
Summe (in concr. des ganzen bczahitpii n ^ r zurtlekbehalteoeo Kanfpreisee), und dlea geoQgl 
tur Entstehung eines richterlichen Unterpfands. 
Mannheim, 1853. (Annal. 185.3. S. 307.) 

5) Inhalt des Urtheils. 

Ein Urtheil , welches nur angefochtene Verträge als Scheingeschafte für 
nichtig erklärt, kann kein richterliches Unterpfand gewähren. 

Dieses Pf.Tnlrerln of'tT.t iiRinlich rornn«, das« 'ii-r Rok'net« t\\ eint>r bestimmten 
Leistung, zu eineui darei facere, vel non facere rerurthcilt ist, so dass daraus möglicher 
Weiae eüie GeUrerdening na den Beldaglni enieprinsen kann, wem aaeh nidrt direel aif 
eine lolohe erinnnt ist Da nin aber dae fragliche eingetragene Urtheil an sieh nehr aiehl 
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ausspricht, als dass ein Rerhtsjresehnfl Vein« reebiliche Wirkang habe, so iai aidll «bn- 
•eben, wie sieb dieses Urtheil in eine Heldforderang sollt« auflösen können. 

Mannbeim, 19. April 1859. (Jahrb. f. Bad. R«eht. T. S. 309; Annal. 1864. S. 59.) 

6) Erfordcrniss der Verkündigung. 

Bei Urthcilen und Versäumunfrs-Erkenntnisscn hindert der Mangel der 
Zustellung, rcsp. Verkündiing an den beklagten Thoil, den Eintrag in das 
ünterpfandsbuch und die Entsteluing des richterlichen Unterpfandsreclits nicht. 

Jene ist erst für die Kechtskraft und den Vollzug des Erkenntnisses von Bedeutung, 
diflse aber niebl eifbrderiieb rar Wirknmiceit lee EIntiaga in daa Ualarpbaddniclit «dehar 
nur die Sicherheit daa GlSubisers bezweckt. 

Mannheim (Oberhofg. Jahrb. 1851. S. 299) 

Mannheim, 25. Noveml)er 1862. (Annal. 1862. S. 320.) 

7) Anerkennung der Schuld. 

Um ein richterliches Unterpfandsrecht zu erlangen, genügt ein allge- 
meines Ancrkcnntniss der Schuld ; es ist nicht erforderlich , dass die betref- 
fende einzelne Schuldurkunde vorgelegt und anerkannt werde. 

Conressos io jure pro jodicato bal»etur (Art. 2123, Abs. 1 n. K. B. Q. B. *). In der Er- 
kl&mng, daaa ^ SdniM selbst ala riditfg aaailuiniit werde, liegt zugleich aneb die, 4«si 
die darObCT awgealalltcn Urkunden äebt seien. 

MaDohain.... <Obarbofg.Jabrh.ia3l. 8.133; vgL mit AnaaLlSSS. 8. 199; 1838.8.37.1 

8) Anerkennang der Schuld. 

Wenn Gläubiger und Sdiuldner mit einander Tor Gericht erschemeD, 
ohne dass Torher eine Klage erhoben war, und Letsterer eine Tom Ecsteren 

ausgestellte Schuldurkunde mit der Bitte, den Schuldner zur Erklärung 
aufzufordern, vorlegt; dieser sodann zu Protokoll erklärt, dass er die Ur- 
kunde als acht anerkenne und die darin bezeichnete Summe dem Producen- 
ten schulde, und Letzterer dieses Protokoll zum Pfandbuche eintragen lasst, 
so kann hieraus kein richterliches Unterpfand erwachsen. 

Der Art, 2123 B. G. B. (in seiner Abweichung vom franz. Urtexte) setzt voraus, dass 
dia aoarkaavla Sdnld Terfallan, eingeklagt nod obna Gegenrede eingestandea aei, an 
walcban VoranaialnDgeQ ea aber hier fehlt. 

If aanbatm.... jOberbofg. Jahrb. 1849/SO. 8. 199, rgl. Oberbofg. Jahrb. 1844. 8. 17.) 

9) Gerichtliche Hypotheke gegen den Bargen; Einschrei- 
bung in Gemässheit des Urtheils, welches den Bflrgen fflr 
annehmbar erklärt, und des Summissionsactes. 

Deiiaa fordarte aus einem zwisdien ihm und Eugen Eberts bestandenen SorietXtsrer- 
biltaiss an diesen einen SaUlo von 4500 (1. ; er klagte deshalb ani Handelsftericbte und er- 
wirkte eine Ordonnanz des fiaudeisgericbts-Präsidentcn, wodurch er ennichtigt wurde, fOr 
aeinen Anspruch j;egcn Eberla imnrlsoriseh ehie MoMllarpAadang Tortunebmen. Diaia Ffltai- 
dnng wurde sorort angele;:t. Durch Urtheil vom 5. Februar 1861 erkannte das Bandela- 
geriebt, dass für i\on Fall dio Witlwc Eberts, MuUer de« Eu^on F.bcrts, sich för die 
dorefa späteres Urtheil ergebende Schuld des Letzteren als Bürgin einstelle , jene Mobiliar- 
pOndnog aufgehoban aabi aolla. Durch einen auf dam 8aeralartala daa Handelsgeriebta tooi 
8. Fabraar 1881 aafgananinanen Aal arUirta dia WWira Ebarla, daaa aia in 6«atiMheil 



•) Der Art. 2121 Ahn. 1 a. E. lautet im Bad. Landrecht: „Auch die vor Gericht er- 
folgte Anerkennung oder Bewährung einer klagbaren Privatorkunde bewirkt ein solches 
UniarplbBdareebt (jedoch nur gleidi dar simadiaB, wenn dia daodlbaiaaglaSdnUlTaiftllaB, 
atagaUagl «nd obna Gaganreda aingaitaodan, adlUa CHbtOa aiebl «aMv badflrWg M." 
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de« Urtbeils vom 5. Febi-uar 1861 die angeordnet«) Bürgschaft iiberuebme und sieb Bargin 
ihre« Sohnes dantolte. Dvrth sdiiedMlchterlidM« Ortbeil vom 90. Novwuber 1861, ergan- 
gen zwischen Dem und K. Kherls , wurde Lei/ten r zur Zahlung Ton 2700 11. verurtheilt. 
Nachdem dieses Urlheil für volliieh!)ar erklärt worden wnr, nahm Doiss , auf Grand des 
Urtbeils vom 5. Febraar 1S61, des UUrgschafisactcs vom ü. ejusdeui und des l'rtbeils vom 
Sa November 1861 , md 27. Deeember 1861 gegen die Wiitwe Eberte eine Geaemlelnsdirei- 
bnog. Auf die Klage der Wittwe F.iierts hin wurde Dciss verurtheiU, JI hc Cinschreihuiig 
Irschen zu lassen, weil kein zu eini-r solchen Kinsclireihunj: eifordcrliclier Titel ii-ie» dif 
Wittwe Eberls vorliege. Der bier^egeu von Deiss cingclei^io C'assalionsrecurs wurde aus 
folgenden Grflndea ^rworfen: 

A. Auf das (Jrtheil vom 5. Febraar 1861 und jenes vom 30. November 
1861 hin konnte keine Einschreibung gegen die Wittwe Eberls genommen 
werden, da diese hierbei nicht Parthie war. 

Die recbilichen Wirkungen der Urthcile reichen Qbcrluiupt nur s« weit, nis dir !{or!its- 
kraA der darin enthaltenen Fntscheidunsen !.eht: d^'^e hoschiSiikt sich al.er, den Be'tim- 
mongen des Art. 13&1 U. Q. B. gemäss, auf die Personoo, die hoi den ürtheilen Parthieon 
waren; flbemehneo andere Personen entweder naefatrdglicli Verkindlicbkellen « welebe in 
einem Urt)i< He uis^esprocben worden sio l, oder luilerwerfen sidi In Voraus VerbiniHieh» 
kciten, welche denniächst in einem Urllieile werden ausgesprochen werden, so werden sie 
dadurch nicht Parthieen hei dem (Jrtbeile; als die rcchtliehe Basis ihrer Vcrhinilichkeiten 
ersdieiat nur der Act, dordi weleben sie rreiwillig die Verbindlichkeiten eingegangen haben* 
Obgleich die Wittwe Fberts schon in dem Urtheüe vom 5. Fehruar 1861 benannt ist, so 
kann dennoch, da sie immerhin dabei niclit Patiliii' wnr, ans ihm keine gericht'iche Hypo- 
theko gegen sie abgeleitet werden, so wcui^ dieses gegen den Bürgen, welcher in Gem&ss- 
beit des Art. 519 B. P. 0 seine Swnatission geioacht hat, ans den Urtheile, welches ihn 
für annebnthar eritlUrle, geschehen kann. 

B. Der Summissionsact vom 6. Febraar 1861 kann nicht als ein „acte 
judiciaire" im Sinne des Art. 2117 B. 6. B. angesehen und daraufhin ge* 
mäss Art. 2123 ib. gegen den Bürgen Einschreibung genommen werden. 

Bezüglich der Fra;ie, wodurch eine scrichdiciie 11 V)iiit!ioI»e ln'a:i(lndcl wird, kOmint 
nicht der Art. 2117 U G. U., sondern nur der Art. 2123 ib., in welchem der Gesetzgeber 
das bei der Au^hlung im Art. 2117 bios Angedenlete olher prfteiiirte, in Betraeht Der 
Art. 2123 nennt aber als die gerichl]ic!ie Flypothokc lie^rrttrlcnl nur Crt heile, re«p. An- 
erkennungen und Veriflcalioiii'ii der ünlerschrirteii der Scluildner auf Privatsrlml lurkiiii l"n. 
Es muss also angenommen werden, dass der Gesetzgeber im Art. 2117 mit dem .\u8drucke 
„actes judiciaires" n«r die vor Geridit gesekehew» Anerkennungen der Unterschriften ver- 
•landen habe. 

Der Samraissionsact eines Bdrsen kann dagegen nicht als einem rrlh»»ile pli ii hsl< !iend 
angesehen werden, da bei demseDien, ohne dass selbst nur ein Mitglied des Gerichte! da> 
bei gegenwSrtig ist, nur von dem Secretär des Gerichts Ober die Erklärung des BSrgen 
ein Protokoll aofgenomnen wird. 

Der Art 519 B. P. 0. Stellt nur dieses Protokoll , was die exoeulorische Kraft betriO, 
einem Notariatsacte gleich 

Wenn auch dieser .\rtikel die executorische Krat'i auf das Zwangsmittel der körper- 
iidien Haft aosdehntf dae i d. R. nur mittelst eines Uriheils ansgeObt werden kann ( Art 
2067 B. G. B.), 10 kann daraus doch nicht geschlossen werden, dass das Gesetz, indem 
es eine Wirkung an den Suiniuissiunsact knüpfte, die i. A. nur an ein Crtheil Cfkimpft 
ist, diesen Act Oberhaupt einem Urtheile habe gleichstellen und an ihn alle Wirkungen 
elaes Urtbeils knflpfen wollen. 

Aus dem Art. 2040 ß. G. ß . in Verbindung mit den Art.201S u 10[9 ib.. lisst sich nicht 
die Vermuthunü abh'iti u, dn^-s das (lo-äolz dem Gläubiffer , rnr Sich-ninj «oin. s \M«pruch« 
auf den Immobiliarbeaiu des ßürgen, eine genchiliche Ilypotheke verliehen habe. Nach 
Art 121 der P. P. 0. kann nur gegen den Bürgen , welcher fOr einen veriiaftcten Beschni- 
digten zur Erlangung dessen provisorischer FVeiiassnog Immobilien rar Bürgsehaft einsetste, 
Einaehrcibung auf diaee Immobiileo nenomDen werden; dieser speciellen Verftigung bitte 
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es nicht bedHrft . wi'tin schon nach all^reineinen Rechtsjfrunilsätzen ge^en den [rcrichtUehen 
Borgen in Folge dea Suinmiäaioiisacte!) eine rrerichilinhe Hypotbeke bestatvleii liätte. 
DarmitBdl, 13. Juli 1883. (Rej.) Dem - Kherts. (Ernmerlini? 1863. I. 82.) 

iO) Hypotlieke, gerichtliche, aus einem T rth eile, welches 
zur R c c h u u n g .s a b 1 a e v e r u r t h e i 1 1. 

Es lässt sich nicht annehmen . da^;"^ aus einem Urtheile , weh'hes keine 
Condemnation auf eine l)estimmte J^umnie enthiilt, wie nanieiitlici» da.s Urtheil, 
welches zur Rcchnimg-sablage verurtheilt, eine judiciclie Hypotheke gar nicht 
entstehe. 

Dlea liewe sieh mit dem Art 2123 B. G. B nicht Tereinigeii, dar, ohne ibniiche Voi^ 
Schriften für die jadiclellon Hypothek, n /u ^eben , wie sie der .\rt. ib. fitr die ron- 
vpntifinellrii crthcill, «jan/. alltroriiein dfiii (Ilfiuhisor, z'i dessen Vortheil ein Urflieil bestellt, 
Tür das daraus resuiUrende Uecbt die Sicherheit der Uypotheke zuerkennt, und sich dem 
frOber in Franicreich uobesehrinltt bestandeoan Beeht« mit der maigm Sfodifieatton an- 
sehlieSFt, dass jetzt auch dieses Hypotiiekarrecbt der Einschrcibunsc unterliegt; die DeFuji- 
ni?<! , auf Grund eines solrhen UrtheÜs eine llv tiolhiikar-Kin^chreihnn? zu neliiuen . bci ulit 
weiter auf der Autfassung, dass in der Yorbin-ilichkcit zur Hecitnuugsablage auch die even- 
Iteilt weitere , dm Rechnungsrccess ta bezahlen , liegt. 

Darmstadl, 6. Novbr. 185& (Rej.) r. Cordier %. BelmooL (Emoieri. 1856w I. 107.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 2123 B. G. B. Nr. ^ K. A. 21. L U; 25 I. 225. 

11) Klage auf Verurtheiluug bei schon bestehendem 

executorischen Titel. 

Der Gläubiger, welcher für seine Forderung bereits einen executo- 
rischen Titel in Händen hat, und dem hierfür son;ar ein Privilcj» zusteht, 
ist dennoch berechtigt , eine iüage auf Zahlung der fälligen Schuld gegen 

den SchuUlner anzustellen. 

Es besteht nfinilieh der a!l<»eincine (nundsatz , »l.iss fiir [f le^ (iberhanpl perichtlifh er- 
zu'ingbare I'rivatrccbt eini; Kla^e geijeben sei. Dieses Klagerecitt ist dem üli'ulii^er. wel- 
cher eine Tolhciehhare Urbonde hat, nirgends ausdrOekiteh entzogen, und Iteln rechtlicher 
A i : II 1 t /II finden, da^? der (}!;iubiL:er , Ii ssi ii Foiderun!? in einer aatbeati^^cluMi ür- 
knnle aiHTkniiiii ist. im AllKenieinen nicht dasselbe sollte erlan'i-^n kennen, was d-T 01;iu- 
biger, deiu nur eine Privaturkunde zur Seite steht, zu erlangeu im Stande ist. Kbenso wenig 
Ist «IIS dem Art. 1283 B. G. B nnd 844 B. P. 0 eine mittelbare Folgerang fBr die Un- 
sulSssigkeit der fraglichen Ktajie zu ziehen. Diese Kla^e kann auch nicht als frusti-atorisrb 
an!;e?chcn werden, denn der GJ&ubiger erliült durch ein eondemnatoriselies Urtheil fulgende 
weitere Rechte: 

a) Gemäss Art 2123 B. 6. B. dne Generailiypotbek; «renn ihm auch ein Privilo,; gegen 
den Banplsehuldner tusteht, so bat er doch auch ein (nteresse nnd ein Redit, ilo ron dem 

8 ol i d a r i s eil en BOrfien einjrepancjene Vcrbindlicbkeit dnreh Erwirkung einer Geteralhypo- 
theke zu äicliern. titid der Unisiaml, dass jenes Privileg besteht, kann dein BOrgen , wel- 
cher auf das beucficium disrussionis verzichtete, nicht die ßcfugniss geben, die etwa aus 
den .\rt. 2131 und 2209 ib. dem Haoplsebuldner zustehende Einrede geltend zu maeben ; 

h) die M(i;.:lic]ikeit, sofort im Nns'^auischcn I.nn le das i'rthcil in Vollzug setzen ZU 
kflnnen , was bei dorn bestehenden Vertrage uiebt der Kall wäre; 

c) die Möglichkeit, auf das Lrtlieil hin das Kcchiämittel der körperlichen Haft gemäss 
Gesetz vom ld September 1807, Art. 1 gegen den aosMndisehen Beklagten bin aaszuüben, 

während auf den Vertrag >.in nur die viel e!n<;eschranktcre Befllgniss der provisorischen 

Vcrh-ifturi^ peniäss Art 2 jenes ficset7.es stitiliiüleii kannte 

I) a r III s t ri'i t , 19. .laiiimr 1S57. ((Jass ) Leoni i;. Weil u. Ncuinanii. ( Knmierl. 185T. I. 7.) 

12) Ausländische Urtheile; Prüfunq ihrer Rcchtmässi^'k eit. 

A. l)a> ilUere fianziisischi' Kocht versa^^te allen zu Gunsten oder zum 
Nachtheile der J^runzosen eriuigten auäläadiächeu Urtheilen unbedingt die 
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Vollziehharkeit fArt. 121 der Ordonnanz von 1629), weil es im französischen 
Reichsgebiet nur die Autorität der französischen Gerichte anerkannte. 

Dieses allgemciae Princip wurde durch das neue französische Recht 
nicht aufgehoben, namentlich nicht durch die Art. 2123 und 2128 B. G. B. und 
546 B. P. 0. Den französiflchen Gerichten steht daher das Recht zu, wenn bei 
ihnen die EzecatorischerUinuig aosUbidischer üitheile verlangt wird , tot- 
erst die Rechtmftssigkeit dieser Urtheile zu prüfen und ihnen die Vollaeh- 
barkeit zu versagen , wenn solche sich nach den fartischen und Rcchtsver^ 
hältnissen der concreten Fälle sich als nicht gerechtfertigt darstelle; dieses 
ist um so mehr der Fall . als den Gerichten nirjyends gesetzlich geboten ist, 
jedesmal solche Urtheile vollziehbar zu erklären. 

Das französische Gericht hat daher selbst ex officio zu prüfen, ob 
der ausländische Richter competent war, und im Yerneinungsfall die Voll- 
ziehharkeit des ausländischen Urtheils zu versagen, wie dieses in dem ober- 
gerichtlichen Urtheile a quo mit Becht gesdiab. 

Em hanielto tidi nimltdi Is der 1786 bdn d«QlMb«n Kainr, «to obertleiii Beidiaridiler, 

erhobenen ml 1803 in Rheinbeston — beztlglich der hier liegenden Immobilien — resMa- 
Btirien Kla^e von Verfolgunjr eines dinjilirhen .\n8pruch«i. Zur Zfit der RensiiiiniUon (180.3) 
gehörten diese Immobilien nicht mehr zum deutschen Reichsgebiete, waren deshalb der Juris- 
fielion it» de«itaelien Kaiwr« enIrOekt, nach dw, der ganz frenerellen, keine realrIcHve 
Auslegung zulassenden Vorschrift dps Art. 3 B. G. B. entsprechenden Prlncipien der franiO- 
sischen Legi.^Iation , .\n9prflchc auf in Frankreich belegene Immobilion nnch den franzö- 
sischen Gesetzen zu bcurtheilen sind und die Ck)guition darflber lediglich den franzAsischen 
Oericbten, ab denen der belegen Sadie, tniiehl. (Art. 89 B. P. 0.) 

Das Rrkenntniss des Kaisers von 1805 Termochte daher in Beziehung auf die fra/rlidwa 
Immobilien kcino Wirkung mehr in rtii««orn , da rnr Zeit seinrr KrI.Tssung die frflhere ConH 
petenz des deutschen Kaiser» erloschen war. Zwar katn bei 'Irr Kntscheidang auch eine 
qaaestio Status, nSmlich die Frage, ob der Sohn Greifcnclau aus einer Ehe entsprossen 
Mi, wdclM Ihn, nach den Fanilieattalnlen« xor Sneeesaioa ia dia tanoUIieii beAliiilte, inr 
Sprache: allein tlber diese Frage hatte nunmehr ebcnralls der Richter der belegenen Saehe, 
ZQ dessen Cognition der Punkt von der Nachfolge in die streitigen Güter cehort, zu erken- 
nen, da sie sich auf die Voraussetzungen , durch welche das Recht zur Successioit bedingt 
war, hwtß. 

Es lag auch hier kein c oinpromis volontairc der Parthieen ror, and ist daher das Urflieil 
von 1805 nicht als ein schiedsrichterliches F.rkenntoist ansaMheo, sondern der Kaiier er- 
liess dieses Urtheil als höchster Reichs ric Ii t er. 

Als 80 leb er batte er aneh nidil mehr fiber die yorfraite, ob eine Miubeirath aia- 

gegangen worden sei, zu entsrhoi>len, und die Cognition aSer diese Frage war auch BOH 1801 

liesflglich der streitigen Liegenschaften auf den Richter der gelegenen S.irhe (] hergegangen, 

B. Der erste Satz des §. Iß der Grossherzofjl. Hess. Verordnung vom 
21. Juni 1817 steht mit vorerwähntem Principe des französischen Rechts 
fianz im Kinklang; der zweite Satz dieses Paranraphen modificirt dieses 
Princip wesentlich , ist jedoch in concreto nicht anwendbar, weil dessen Ver- 
fügung nicht auf vor dem Ersdieiiien der Verordnung ergangene Urtheile 
Anwendung findet (Gfr. m Art 2 des B. G. B. Nr. 32.) 

Darmetadt, 20. April 1846w (Sej.) Emst vni t. Graifenelaa g. Reinaeh ele. 

13) Französische Gerichte; ExeentorischerkUrnng anslän- 

discher Urtheile. 

Die französiscben Geridite sind competent, die im Aulande erlassenen 
Urtheile execotorisch n erUftren, mögen diese Urtheile zwischen zwei Ans- 
liadeni erfolgt sein, oder anch einen Franzosen betreffiBn. 
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nie Art. 21Z3 B. G. B. ond 5iR R. P. 0. haben, indem sie den anslflndischcn ür- 
theilen nar unter der Bedinsuog, dass sie von französischen Oerichton cxccutorisch erklärt 
wordtn, volhiebbare Kraft in Frankreich zagesiehen, nicht zwischen solchen Urtheilen^ 
«•lehe Bwlteliea AosUndem and Franzosen «folgt otnA. und zwiaehen jenen, welehe allein 
unter Ausländern ergangen sind, unterschieden; diese allgempinc und un'iciliniTfe VerfOgunjj 
setKt also die Competenz der französischen Gerichte , hinsichtlich aller durch ein auslän- 
disches Gericht zwischen Ausländern erlassenen Urthcile die Execution in Frankreich zu 
rertiinsen, fest Der im Anslando TerarttMUte Anolinder ist also nieht beAift, der In Frank- 
rdeb vor dessen Gariehlett beantragton EzecnloriseberkUrnng die Einrede dar Ineonpalena 
•ntgegenziisetien. 

Paris, 10. Mira 1S63. (Gass.) (Sir. 1863. L 2a'M 
Cfr. Gilbert n AH. tm B. G. B. Vr, 49 u. f. 

14) Ausländische Urkunden; Beweiskraft derselben; Kequi- 
sition an avsländisehe Gerichte zur Abnahme eines Eides, 
den eine ansUndisehe Partei in einem CiTüprozesse aus- 
schwören soll. 

In dem Art. 2123 B. G. B. sowie 212S ib. ist allerdings der Grundsatz aasgeeprodiaii, 
dasa nor die inländisrlipn Gericbte im Inlande einen Gerichlsiwang haben; a!Ip:n hieraus 
kann nicht gifolgert werden, dass die inüodischen Gerichte nicht befugt seien, in ein^m 
b<d lant«iban anhIngigeB B e ehl w lraH» «in nnttndiidiaa Gaildil nr Abnafan« ifym Eidaa, 
den die anaMndiiciM Partei sehvOren toll, zn reqniriren nnd das hierober erriebtale Pro- 
tokoll als Beweis nhcr die Eidesrerhandlnng zn beachten. 

Solche Urkunden der ausländischen Gerichte sind , insofern nur die 
Handlung von dem zuständigen auswärtigen Gericlito und unter Beobach- 
tung der in den Gesetzen des fremden Staates vorgeschriebenen Förmlich- 
keiten vorgenommen wurde, im Hinblick auf den in den Art. 47, 170 und 
999 B. G. B. anerkannten Rechtsgrundsatz , als solche zu betrachten , welche 
die Beweiskraft von anthentiscfaen Urkunden haben, 

deren Beaditang dnreh die inlladtieben Gorichto am ao weniger einoin Anstände nntar- 
liegen kann, als das auslandische Gericht nur in Gemä^shcit der ihm von dem inllndi<>dian 

Gerichte Im ürtheil gestellten Requisition handelt, und durch die Vornahme dieser , lediglich 
das Bcweisrcrfahren bctrcflendcn Handlung der Jurisdiction der inländischen Gerichte in 
keiner Weise prKjndidrt wird. 

(S. hierzu Art 121 , 54R und 1035 det B. G. B.) 
Manchen, Ii. Juni 1S45. (Bej.) Hammar g. Nebel. 

15) Ezecutorischcrklärung eines auswärtigen Strafurtheils 

zum Beweis der Activlegitimation. 

8. sn Art. 3 B. 6. B. Urtbeil (Damaladt) m la Oetober 1853. 

16) Hypothekc aus einem Reichskammcrgerichts-Urtheile 
vom Jahr 1770; Ezecntorischerklftrung. 

S. xn Art. 2 B. 6. B. 5r. 19. 

17) Urtheil gegen den Erblasser; Generalhypotheke auf das 
persönliche Immobiliar-VermOgen des Erben. 
8. Ürtbali (Dannsladt) Tom 30. Oetober 1855 zu AH. 877 B. G. B. 

18) Einschreibung zur Sicherung einer Leihrente, gemftss 

Urtheils. 

8. tu Art. 1978 B. G. B. Urtbeil (Paria) Tom 5. Korenber 1862. 
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Dritter Absohnitt. 

Von dem bedungenen Unterpfund, 

( Art. 2121 - 2133.) 

Zu Art 2m. 

Aufhören der Legalhypotheke der Ehefrau hezttglich des 
von ihrem Manne durch Tausch erworbenen ImmObels 
nach erfolgter Resiliation des Tauschvertrages. 

S. 10 Art. 11S3 B. G. B. Drtheil (Purit) TOin 28. Aognst 1800. 

Zu Art. 2i27n. des liad. Laiidreclits. 
Fdrmlicbkeiten bei Aufnahme einer Pfandurkunde. 

Der Art 11"27 hat im badischen Lniidrechtc etnm Zusntz crlialicn , den Ar». 1127.1. 
Dcraclbo l.iutot: „Den StTatsschrcibi-ri» inuss Jahei vom Schuldner voiuelezt und von iliiifii 
dem Gläubiger oder seinem Guwalihabcr vorgelesen werden: 1) Liti Zeiignisa dessen, der 
das GniBdhtteh fiArt, dasi der Sehuldner dort als EiRantbOmer d«a t« Tarfblffendan 6nl« 
eingcirascn sei, auch dasg keine oder welche andöseude Bedingungen oder sonstige Re- 
schränliunpen der Verfflßuni^ssewnlt des .Scliiildnerü . injjleichcn kt-inc Kaufschi llinizsrt-sto 
dabei eiugescliriehen sind. 2) Ein Zcuguiss der Pfaiidsclireiberei, ob und was für Pfand- oder 
Vonagsreehle auf das xn Terfolgand« GnI schon einiKetragcn taien. 3) Bai marksisslgao 
Goiern norh ^\l ittHein Zeimntss das Ort^^ericMs Ober den Verth, welchen das Gut nachdem 
Kerin?stcn Anschlag der Pi it I.ihr und Taj flhiichon Preise hei dpiii Verkaufe haben wird. 
Voo der Vorlegung dieser ürkundon niuss in der Pfandverschreibung Krwähnuog geschehen 
und sie blalban dem Aofsalz darOber verwabrlicb beigelegt. Jeder Aussteller obiger Zaug- 
niaaa ist flDr deren IKdiligkait TerantworlUdi und fOr allen Schaden aua UnridiUgkeilen, dia 
ar bfitfe \ f>rnir;ilen können , zur rntsclwidi^junf; verbindlich.'' 

Auch dieser Zusai/.arlikel ist zur Quelle von vielfarhen Co-urovcrscn geworden und hat 
XQ einer Reihe, oft eni;jcge»gcscUter, Enischeidunj^ea gefülir«. 

Sie aind zusaioinenxealelll In Kah., das Bad. Lanlr. aanotirt u. s. «. Preibufg i. Br 
I8fi0, XU Art 2127 a S S40-S18, wosa nodi weiter kommen: Annal 186a S. 39); Zantn. 
Miigai. Bd. V. (1861) S. 1G8. 

Zu Art. 2139. 

11} potheke; Greditbypotheke; Oflltigkuit; Rang. 

Raurminnlaehe CreditTcrtraga sind swanaitiga VarIrSge, durch welche jader der Con- 
trahenten üechic erwirbt und Pflichten flbemimmt; in conerelo erwarben die Creditnehmer 

das RecliJ, ober einen I>e.<ttlmmtan Theil di'» Veniiö^pn'» de« Crcdilpebcrs vom Tase de« 
Abschlusses au ganz nach Guibefinden lu verfügen , wo^'egen die ron Erstereiu gegebene 
Siehwball afaan Tbeil dar verlragsmässigen Gegenleistung darstellt. Der Galligkeit einea 
aolcben Varlrags stellt dar Art. 1168 B. Q. B. nCehl entgegen , weil die PartUaan flbarbanpl 

nicht unlT einer HeJinsung nontrahirten , vielmehr dal vertragsiu;i''9ige Recht sofort ST- 
warben , die Pllidit, Sicherheit lu geben, sofort crftlllt i<<t, und es nur ziina Wesen eines 
jeden Rechts gehurt, dass dessen .\u!)ühung von dem Willen des Berechtigten abhinge. 

Folgewaiaa ataht dieser Galligkeit auch der Art. 1170 ib. nicht etitgagan , Indem dar 
CrcditgeHcr sich seiner Verpflichtun-.' w:ihrend der Dauer des Orcditvertrags nicht mehr ent- 
ziehen konnte, die de iitnelimer der ihri^icn in Reziehung auf die Geuenleislung bereit« nach- 
gekommen waren, mitliin die Vollziehung des Vertrags nicht mehr von der Willkür einer 
der Panbleen abbint;, sondern nur noch von dessen Wiederonrhebnng bitte die Rede aain 
bannen. Am weni^;!*ten kann der .\rt. 1174 Demjenigen, welcher sein Kecht bereits am- 
!!eübt und über d.ns Vi;rMiri..'en de? Ct eiitu'ehns verfilmt hat. befuirniss geben, die vetlraga- 
uiitssigc Gegenleistung um desswillcn zurückzunebmen, weil es ja doch vor .\usubung des 
Baebl« von seiner 'Wiltkflr abgehangeu habe, ob ar daasalba audban wolle, oder nidiL 



Digitized by Google 



Bftrg«rlleli«f Qtf«Ub«eh (Art. 113$). 



909 



Bei abgeschlossenen blossen Neben Verträgen, wie bei Hypotheken, bewirkt das Po(c8tatiT6 
überhaupt nicht die Ungültigkeit; vichuehr kömmt es nur darauf an , oh wegen einer kOnr- 
Ilgen und eventuoilea obligatio, wie bei den Uöuicrn (1. d. de pigii. u. I. 9. d. p. qui pst.), so 
aneh noch Jelil eine mfort gOltige Bypotbek bestellt werden könne? and ob insbesondere 
eine hypothekarische Cautioo , wie solche bei der YoUiuacht, Bürgschaft iiurl (ioin Gc!d- 
vcrkchr etc. bedungen werden knnn, ;iPs.tAlicli erLiubt sei, oder iiirht? Die Ait '2114, 
2127, 2129, 2132 und 2l4i> B. G. U. verbieten solche Cautionea nicht, erlauben sie viel- 
mehr Msdraeklicb; insbesondere geslnttel der Ari 2132 die Elntragnng einer crdsnce con- 
dilionelle poor son existence ; das noch geltende Geteix Tom 6. Mess. YII erklärt die iu- 
scription eines simple droit d'liypothöqiic Sans creance existantc fur iiilässig, und hicnnit 
iiu Eiuklunge bestiinutt der Art. 2148 die Konu der Eiiitragungoa von droit, cunditiuneiSi 
dvenlttels etc. Za dieser Categorle geboren alte Hypothekar-Cantionen, bei denen die in* 
scribirto Summe nur die Grenzen der obligatlOt das Ergebmss der kOoftigCD Redinung Ober 
denjenigen Betrag beaiimint, fOr weleben w^n der ereanee eziatanie das Pfand deunSehsi 
verfaliea ist 

Bei andern HypoUiekarcauUonen ist dieses i.*A. nnerkannt, und kann muk bei der ftr 
den eignen Geldverkehr geetoltten Hypothek, auch alebi wegen angeblidier, jedoeh rOek- 

sirhtlich des Hauptverlrai^s niclit bestehender, nirksichilich des Nebenvertritgs flberdem 
einflossloser Polestatir-Uedingung nicht in Abrede gestellt werdeu. 

Unter dem Aosdruek im Art. 2148 B. 6. B. : acle qui donne naisMnce ä l'kypotheque 
wird nur der Inseriptionstitel verslanden. Aueb der Ari 2180 ib aieht der Galligkeit der 

Hypothekar-Kinsclireil)uns» nicht entgegen, weil die, nicht fiir ciniolue Eiupfangspostcn, 
sondern filr den Geldverkelir üFierli.iiipt und f.ir d is küaftuf Sillo '_''Hi?l!to Hypotheke, n;ich 
dcui Inhalte dieses Artikels, erst luti dem Crclitrertrage salbst und mit Bericbtiguug des 
Saldo n^ich beendiglem CredilgesehgAe erldsehen wflrde. 

Wenn also ein Gericht die Oreditliypotheke und die dariaf genommeDe 
Einschreibung fOr ungOltig erldärt, so verletzt es die vorstellend angesoge- 
nen Artikel, und wenn es den Crcditvcrtrag für ungültig erachtet, die Art. 
1130 und 1134 B. G. B. Der Tag der Inscription bestimmt den Bang der 

Hyi)otheke, 

weil bei cventuillcn Verpflirlitnn?' n , insoweit der lietrag der Srliuld durch ein künf- 
tiges Ergebnisa bedingt wird, die Mv^A des Art. 1119 B. G. B. ib. Anwendung Hudet, da 
der Art 2134 ib. in Betiehnng anf eventaelle Forderongen keine Aosnabine gemacht hat. 

Berlin, 6. Dee. 1841. (Ckss.) Draeker-Embden g. Clever ele. (K. A. 32 (2&) II. A 17). 

Za ArL 2133. 

Vorzugsrecht an den Zubehörden. 

Das Vorznusreclit erfasst auch die später errichteten Zugchörden des 
verkauften Grund und HihIcii^, und die Anmehlung des Vorzugsrechts auf 
diesen .scliliesst den An^i)rucli des Vorzugt.reehts auf jene ein. 

Ein solches Vorrecht oiufasst n.uulicli nach Art. 2133 B. U. B. alle, dem Gut, warnuf 
ee haftet, xukomnidhden Verbesserungen Im weUeslen Sinne nnd, nach Analogie der Art. 
552, 2118 Nr. 1 ib., die Zagehörden des Guts, ohne Unterschied, ob die letxteren vor oder 
nach F!ntslehun'^ des Vorrechts Zugelunden geworden sind , und es bringt die Kigenschaft 
der auf deiu Boden, welcher mit einem Vorzugsrechte behaftet ist, errichteten Geliäulicb- 
keilen , die non hiermit ein Ganzes bilden, als Theil dieses Ganzen von sdbtt mit aldi, dut 
sie in allen Bmlehongen nadi den ReehlsverViltnisseii des Bodens, anf de« sie stehen , be- 
artheill werden. 

Mannheim, 2. M&rx 1865. (AuaaL 1S65. S. 73.), 

merter Absohnitt. 

Von der Ordnung der Uuterpfmder unter einander. 
(Alt 2134 — 2145.) 
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Zu Art 9134. 

1) AltgeriGhtliche Hypotheke; Nachhypotheke; Ein- 

Schreibung. 

Wenn in einer altgeridrtlichco Nnchhypoibek« die ClmiMh Mfm» Urnen Jure Afpottt- 

eanim anteriorum enthalten ist, so besagt diese Clausel nidilt weiter, als dass durch 4to 
Bestellang der Nachhypotheke bereit« bosfchcnJo Hypothekarrechte nicht beeinträchtigt wer- 
den sollen, Qnd so lange dergleichen bestehen, der spätere HypothekargUubiger nur eine 
Naehhypotbeke Inibe, keineiwegs aber, dnet tH» fottwibrend diete EigeneebafI und den ibr 
darnach zukominemlen Rang haben tolle , wenn anch die bereite vor ibrer Errichtang be- 
stnndciion Ffrin<lrec[ite aurgehürt, oder ihren nrsprOogUeben beTOmgtefen Bang in Falge 
späterer Ereignisse verloren haben sollten. 

Hat also der ältere Ilypothekargläubiger nach Einführung des B. G. B., 
welches die Einschreibung der Hypothek und die Erneuerung derselben vor- 
fldireibt und dadnreb dm nriachen dem Glinbiger bestehendeo Rang bedingt, 
diese Einschreibnng, resp. die Erneaening unterlassen oder Terspitet , so 
gebt jener Naddtypothekar-Gl&abiger, sofern er fraber als der Erstere seine 
Hypotheke in das Hypothekenregister eintragen Hess, Diesem vor. 
Darm Stadl, 30. Juli 1836. (Baj.) PopillarmasM g. BaHennami. 

^ Einschreibung; Bordereau. 

Nicht das Borderean, durch weldies die Einscbreibang in das Hypo- 
thekenregister nachgesucht wird , sondern die Inscription selbst ist als die 
Urkunde anzusehen, wegen deren Mängebi eine Hypothekar-Einschreibung 
als ungültig angefochten werden kann. 

Darrostadt, 29. November 1S32. (KeJ nach AdmlMion.) Waner g. laaaa 0. A. 
Cfr. Qiibert zu Art. 21Ö0 B. Q. B. Nr. 3. 

Zu Art 213-f und 2135. 

Purgation von Legalbypotheken; versäumte oder verspätete 

Inscriptionen. 

Die Ehefrauen und Minderjährigen , deren Legalhypotheken bei einge- 
leitetem Purgationsverfahren innerhalb der im Art. 2195 B. G. B, bestimmten 
Frist von zwei Monaten nicht inscribirt wurden, können dennoch bei dem 
Collocalionsverfahren erscheinen und den Ilypothekargläubigern des Ehe- 
mannes oder des Vormundes gegenüber auf den Grund ihrer gar nicht oder 
verspfttet inscriUrten Legalbypotheken Anweisung verlangen. Diese Legal- 
hypotheke ist wegen Abgang rechtzeitiger Inscription keineswegs in der Art 
wirkungslos geworden, dass sie bei noch ansstehepdem und unrertfaeUtem 
Preise nicht ^mal mehr gegen dieOllnbiger geltend gemacht werden kfinnte.*) 

Ea in Begriff der Hypotheken, als eines mf den Werth einer unbeweglichen Sache 
tnr Sicherung einer Forderung cinfferäumten Rechtes, dass sie sich in der doppelten Rich- 
tnng, einmal gegen den dritten Besitzer, der als solcher rerrolgt werden kann, und dann 
gegen die flbrigen Glinbiger , naeb Maaaegaba den Bai^tea dar Fordarang wlrkiam seige ; 
dun ab btredittgt an dam Wartha dea fteterpfluidaobjektea iak ae fOr den Sypolbduv- 



•) Die Rechtsfrage, welche in dieser Entscheidung liegt, gchTirt nach dos scharfsinnigen 
ond ausgezeichneten Comioentators Troplong .Ausspruch zu den wichtigsten und zugleich be- 
atrülenatan BetAtafiragen dei ftaaiflaiaehan CiTÜree'ite. (Troplong, dos prir. al bypotb. ad 
Art 219» B. G. B.) 
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^•oU^ gMdiglliig, w«r 4iMM Objekt sdMr tpeeMldNii BMebalTenbeU nach besitze, nni 
nur weil dieser Werth, so lange er nicht .ihgcinst und fixirt ist, mit der Sadie Tcrbonden 
acheint , folgt der Hypothckargläubi^er dem Besitzer der Sache. 

Du sogenanate droit de aait« steht somit nicht als ein seihstatändiges Recht dem Rechte 
aar du Preis ffagmfiber, «ondem beide BerediUgB a geit find im Priaeipe onlreiiabar rad 
der Verlauf ihrer Geltendmachung ist nur die stufenweiae BefUltgOBg diesei Prioeipi. Dm 
Gesetz drückt dies im Art. 2ir>G B G. B. richtig aas. 

Durch Art. 2135 ib. ist oua ausdrOcklich die Legalhypotbeke der Ehefrauen und Min- 
derjährigen von der NoUiwendigkeit der Inaeription, die Är die anderen HTpotbekarglia* 
bigar TorgaaebriabaB lat, aaegaaaaBaiaB; aa iat arUlrt, daaa dieae HypoUwke acUaeiitiibi 
anabbingig Ton der Ciniragmg '— indäpeDdamment de toute inscription — bestehe. 

Diese« Bestehen mnss nun ein solches sein, wie es in dem ansegebenen Begriffe der 
Hypotheke liegt, und es sind deswegen alle Bescbränkangen, die diesem Begriffe an sich 
widenpredien, anazusebKeaaro* Daa letzte Stadina der Wirkaamkett dar Hypolhake ba- 
ttiSi die Vertheilung des ErlAsea aos der gepfändeten Saaba unter die HypothekargUubigar 
nach dem Range ihrer Korderungen, und die Befreiung von der Inscription wird deswegen 
aacii hier, und zwar um ao mehr hier gelten, als die beiQgliche Vorschrift hauptsächlich 
daa VeiUliaiaa aa den tiAngaa Gllnbigam , «alehaa gmda bei dem CoiloeattonaTarfahran 
baaoDdara harrorlritl, im Auge bat. Jedeolklla wird dia üngemeinheU jener VerfSgang «nd 
die an Qmnde liegende, in den legislativen Verhandltinc^cn so iiachilrücklich ausgesprochene 
Abaiebt eines durchgreifendea Schutzes der Ehefrauen und Minderjährigen jede bezilgliche 
Baadiriakung, die das Oesetz aonst aafitellea mag, nicht aber ibren Zwaekamfang aua- 
dafaoan baaen. 

Zwar wird gegen diese Auffassung des .\rt. 2135 B. 6. B. im Allgemeinen bemerkt^ 
die Wirksamkeit der Legalhypothoke Jer Ehefrauen und Bevormundeten sei ohne die für 
alle übrigen Uypothekarrechte als Regel vorgeschriebene Inscription keineswegs eine doreta- 
firaifbnde, dar Qeaaligefaer habe aieh Oberhaupt von den OmolprbicipieB dar Poblieitit vnd 
Speeialltft nur ungern zu Gunsten eintelner Betbeiligten entfernt, nnd es sei im Zweifel ateta 
fnr die Nothwcn li<;kcit der Inscription als Beilingung der Wirksamkeit der Hypotbeke ao^. 
wohl Jeu Acquireuten als den Gläubigern gegeoQber zu entscheiden. 

ABda dia datTallatgaa Einwtria ataUan aldi Inder ^ptaadia ata nabagrflndal dar. Zn- 
«Srderat bedarf aa keiner waltaran AuafiBbrang darflber, dass wenn angaaebtet der den Eba- 
fraucn und Minderjahrif^en gewährten Freiheil von der Inscription im Art. 213fi ff. gleich- 
wohl die Veröffentlichung der Hypotheke vorgeschrieben und gewissen Personen ausdrück- 
iiah aar Pfliebt gemacht ist, diea lediglich auf der Abaiebt beruht, dritte Peraonen, die ton 
den baalabandea Laalan nogliebanraiaa kaiaa Kannlaiaa babaa und durch Teririge, die rie 
mit dem Ehemannc oder Vormunde eingehen, benachthoiligt werden konnten, zu warnen, 
ohne von der Unterlassung der vorgeschriebenen Förmlichkeit irgend eine Schmälerung der 
Bechte jener bevorzugten Betheiligten und eine Beschränkung der Wirksamkeit ihrer Hypo- 
ttiaka abhingan la laaaan. 

Obna Bebmg ist ferner der Einwand, dass die Inscription der Legalhypotheko nur in 
Solango erlassen sei, als die verhypolhecirten Liegcnschaflcn sich noch in den Händen des 
Sohnldnere befinden, während, wenu Dritte sie acqnirirten, die allgemeine Regel des Art. 
2184 B. 0. B. aar Anwandong kaniaa. Dann eine aaleba Amahma iridaratraitel garadesu 
daa Begriffe alaar von der Eintrafung unabhängig bealahandai Hypattieka und liaat aick 
durch einzelne gesetzliche Bestimmungen auch nicht mit einem Scheine von Wahrhdl be- 
gründen. — Die Worte „ayant privil^gc ou hypolheque inscrite" im .\rt. 2166 ib., worauf in 
dieser Beziehung besonders hingewiesen wird, sind nicht gebraucht, um einen Gegensatz xu 
dar Lagal^ypothaka — der b7palb^aa aadalaala inddpaadammaal da leula inacriptton — aua- 
zndrflckcn, a!s ob diese nicht ganz gleiche Wirkung wie jene gegen dritte Beisitzer hervor- 
bringe, oder um das im Art. 21.35 ausgesprochene Prmzip den dritten Besitzern gegen- 
über sonderbarerweise wieder aufzuheben. Denn oinestheiis liegt es, wie oben erörtert wurde, 
aefaon im Bagrüb einer jeden Hypotiieka, der atillaebwaigandan uria dar inaeribirten, Jeden 
Inhaber dea vopfundeten Gutes wegen dea Wertbes verfolgen zn können , eine Befugniaaf 
die auch schon der .\rt. 2114 B. G. B. auagesprochen und als BegrifTsmerkmal hingestellt 
bat; aaderntheils kann nicht angenommen werden, dass der Gesetzgeber, was er mit der 
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•inen Hand gegeben, unmittelbar darauf mit der andern Iland wieJcr habe enlT-ichcn wollen. 

Die Absiclit, eine so widersprechende Anordniuii; zu (relVen und das von der Nothwen- 
digkeit d«r Eintragung ausdrQeklieh difpeasirto Ilyputhekarreehl, sobald dasselbe sich wirk- 
aaiD uigen und bewihren toll, Jea«r Nothwaodkeit zv iiiit«rw«rf«i, mOMle ««nlgttoM on- 
zwi'i leiiii;: ausgedrückt sofn uni kooo nicht aus dem oflcnbar im Hinblicke auf die ge- 
wö inlichen Fülle un 1 die Regel de« Art 2134 B. G. B. xur Erläuterung gebraucbteo Beiworte 
„iuscrile" gcfulgert ncrdcii. 

DMt abrigens durch die Faitnag des Art. 2166 ib. in materivUer Besiebitng niebtt d«ai 
frib«r VerfilgtCD ZaKiderlaufendes bezweckt wurde und das erhobene Bedenken nur einw 
formellen Gninil hat, cr^'ibt sich unzweifelhaft aus den Discussioiien; denn da? Tribunal hatte 
vorgeschlagen, der besserea Form wegen — pour pius de regularite — statt des Wortes 
pinscrile" die Worte Jdgalo oo inicril«'* so sots«», vorflber nwn jodoeb in Staalsralbo, da 
•0 sieb, wt« bei fiDigeo anderen Proposttionen, nur von ,4egers cbangement de redaettoo** 
handele, als einen Gegenstand, der iiiclit nenncnssvortb sei — „dont il est inuttle le parier*' — 
hinwegging. (Locre, legislation etc. loin. XVI, p. .119 u 321) 

Jeder Zweifel Qbcr den nicht beschränkten Sinn des Art. 2106 B. G. B. luuas übrigens 
ediwiaden, wenn man damit die Bestlmmoegen der Art. 3193 n. tt. TOigleiflht, indem bier 
gerade in der Voraussetzvag, dasa die Legaltiypoihekc auch ohne Inscriptioo den in die Hfmde 
Dritter gekowmcnon Lio^enschufton gefolgt aei, den Besitzern ein Mittel gegeben wird, itar 
EigcnthuiD von diesen Lasten zu befreien. 

Kur um diesen Zweek sv erreieben, ist dann Im Art 219t and 2105 B. 0. B. die 
loseripUon der Legaibypotheke vorgesehen oni verfiigt, dass, wsnn sie Innerhalb der Feet- 
gesetzten Frist von zwei Monaten nicht erfftl;:e, die TJo jensc'iartcn frei von den darauf ruhen- 
den Ilypotltekeu der Ehefrauen und Minderjährigen auf den Frwcri)cr tibergeben. Hier allein 
ist eine Beschränkung des iin Art 2J35 ib. aufgestellten Priucips, welchem zufolge eine 
Kundgebung der Legalhypotheke an ihrer reehtUchen Existens niebt erforderlich s^n sott, 
misgeeproeben und an die Unterlassung der Kurmückheit ein BedKsnachtbeit für die Ehe- 
fraiioii nnd BevonnuiidetiMi ceknüpfi. Dieser Nnrlitheil berflhrt jedoch nur das Verhältniss 
zu den Ac4uirenten, die nicht auf immer dor L'nsicherheit iiires Besitzthums ausgesetzt sein 
sollen , keineswegs das zu den conconrirenden OlinbIgern , deren AnsprOehe das Oessts ein- 
für allemal ans dem Gesichtspunkte 'Ice den Hairsbedttrftigen gebührenden besonderen Schlitzes 
in den Hintergrund gcytollt ]<at. 

So uuthwendi^ es auch war, dem Acquirentcn, der den vollen Werth des Grundstückes 
zur Disposition stellen und dio Berechtigten nach Maassgabe des Ranges ihrer Forderongen 
befriedigen will, alle Lasten bekannt werden zu lassen nnd ihn gegen verspitete Anforde- 
rongen zu schützen, so lag doch kein veniOnfliger Grund vor. durch Versäumung der vor- 
gestecKfon Frist auch dio Gläubip^er, die den Ktlos noch nicht uttfr sich vertheilt haben, 
profitiren zu lassen und die sich Ireiwiihjj zur Collocation anmeidenden Kiicfrauen und Min- 
derjährigen mit plötzlicher Vefsi^ng der ihnen sogesieberten speeielleo Fttrsoife Jenen 
gegenüber zu prücludiren. Die Worte mHs pas5ent u Tncquireur sans aucune Charge k 
raison des dot elc " drörken iitit ntr<^;lic!;«ter Bestiiumthelt die Folge der Ver<"iU!iiniss aus; 
das droit de suilc mit allen daraus hervurgehonden Wirkungen geht dadurch verloren, der 
diesem Verioite eslsprecbende Vortlieil auf Seite des .\cquirenleo ist die Pnrgatten von der 
Hjrpotheke, die Freiheit seines Eigenthums; weiter aber erstrecken eich Vortheile auf der 
einen mitl N;iehtlieile auf der amleren Seile niclit: di r Veilust sonjti'^'er Iveehto, nameotlicii 
den Glanbigein ge^ionüber, die bei dem ganzen Verfahren nicht mitwirkten und deren In- 
teresse dabei nur nebenher in Betracht kommt, kann dadurch wa so weniger bewirkt «er- 
den , als fflr den Fortbestand einmal erworbener AniprOdie so lange die Vemntf hoog strmtetf 
bis ein im Gesetze ausdnicküch angegebener bcsDnderer Grund der Krlöschung eingetreten 
ist; ein solcher Grund litssu sieh aber aus der Besiiiiiinuiig des .\rt. 2195 ib. nicht ent- 
nehmen, vielmehr beweisen auch hier wieder die legislativen Verhandlungen, wie sehr man 
Oberbaopt darauf bedacht war, die^echte der Ehefraoen und MinderjUirigen auf den ErlM 
den andwm Glinbigem gegenüber nicht zu schmälern , sondern mriglichst zu wahren. 

Aurh das aus den Art. l^'l. 774 und 7'.'» !?, I'. O herceleiteic \r:;Mmont ist nicht 
von Erheblichkeit, da aus der .Notliweodigkeit der luscription, um zum Kangordnungsver- 
Dthreu gerufen zo weiden , noch niehl auf die gleidm KoOnrmidigkeit behufs der freivflUgen 
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Anmeldung d«r Forderung geiebloMen werden kann , in welcher Beziehung immer «Mtr 
die Allgemeine Verfügung des Art. 2135 B. G. B. , woniach die Hypotheke ohne InseriptiON 
fiaog gegen die übrigen Furderuugen bat, als luaaasgebcnd betrachtet werden inuM. 

fiadlieh ist nocb xa prüfen, welche Bewaadtniae es mit der iwtk Art 2180 ITr, S ili. 
tastadl vorgvMbcnen EriOMkug dar HypolMie dir«b firffBUmig d«r POmlidik«!!«! iu 
PurgatlonsverfAbrcns habe und ob durch diese positive Bestimmung der Einwand gegen den 
Fortbestand des Vurzugsrechtes auf deu £rlAs ujigeaebtet der unlsrlMseaea Itucriptioa wirk- 
lich begründet erscheine oder nicht? 

- Allerdingt hat ri«h tatsr der Qeietigeber gun allgemeliier BeseMmMi^ bedieal; er 
gibt die einielneu ErlOschangeerleil dee Hypofliekarreehtes an , ohne zwiadMB dem droit de 
suite und dem droit de preference tu unterscheiden, uiiJ es ist richtig, dass, wo das Gesetz 
Dicht ttoterscbeidel, auch der Bichter, der dusetbo seinem gaoiea Umraoge nsch aoza- 
moden hak, niehl «rtefMbeidea darf. AUeia ea IH bei Inlerprelalloa der erwlhoten a«- 
setMaeielle niebl xa abaredwo, dass die Erlöschung durch das PurgationsTer&bren ihreia 
Wesen nach «ine aaeeessive ist. Von einer Vertheiluug des Werthes der Terhypotbecirten 
Li^eoschaTt ooter die privilegirten und liypothekargläubiger kann gar uicbt die Rede seia, 
bevor dieser Waith tod dem belasteten QrundstOske abgelost und defiailiv fixiit iil; hat ^ 
Treamiog dea Weithea von dar apeaiHechaB Beaehaflbiihait der Saoha atBoal alaitgeflindea 
und bort daoiit tum Vortheile des Besitzers das droit de suite auf, so ist schon ein wesent- 
licher Theil dessen, was im Begriffe des Uypotbekarrocbtes liegt, un^ergegangeu und die- 
sem Untergänge folgen bald nothwendig die Qbrigea aoeb Torbaodeaea Momente uacb. 

Dae droit de aaite verwandell alch, wie ea a a^ged r gebt an werden pflegt, in daa BaeM 
auf deo Preis und mit der Vertbeilung daa Fniiea TorwIrkUabl aieh aiebl mir daa flypo- 
tbekarrecht, sondern es erlischt zugleich. 

Der Gesetzgeber konnte daher das Purgationsverfabren , woran sieb un?ermeidlicb die 
Vertbeilung des Erlöses outer die Hypotbekargl&ubiger anreiht , als dne Erloaebucgsart be- 
ariflhaen, oba« dan^ daa naeb AnfbOren dea droit da anHa aieb verwlrkliebeDda Beebt lalbat 
SU versagen. 

For diese Interpretation spricht denn auch die im Art. 2iS6 B. G. B. aasgedrQckte Folge 
des Purgationsverfabrens bezttglieb der ioscribirten Hypotbekea, bei welcbea ja ongeaebtet 
dar YerfiOgung des Art 2180 Vr. 3 daa Vorsngereebtaof den Er!M ebenfUla ala noA Ibrt^ 
bartebend angenommen wird, ferner die Verfügung des Art. 2198, wornach die Befreiung 
des Grundstückes von der Hypotkeke durch Auslassung einer inscription in dem Ton dem 
fiypotbekenbewabrer aussustelleDdeo Zeugnisse nicht auch deo Verliut des Vorxi(gsrecbtes 
auf den Preis, so lange er ooeh nicht gtliig baaabtt adar vMellt tat, mit aieh fohrt, was 
niabt, wie balMwplet irM, ala eine Aveaaboia von der Begat, aondera ala eine richtige Folge 
des allgemeinen Prinripes sich darstellt, wornach das Recht auf den Erlös JooM aaf die 
Sache, das sich als Milte! zum Zwecke verhäU, zu überdauern bestimmt ist. 

München, 29. December 1847. (Gass.) Erben FOster g. Erben iUein. 
& Annatan dar Beebtspdaga van Grinls nnd Wetoa (1841) 8. dSa 

Zu Art. 2iS&. 

EintragsfreUeit, im A.llgemeinea. 

8. an Ari 2121 B. 0. B. Nr. % 

Za Art »135 Nr. 1. 

1) Gesetzliches Unterpfandsreoht der Mandel; fieginn des 

Pfandrechts. 

Wo das Vermögen der verstorbeneu Mutter in Händen des Vaters bleibt, 
beginnt das gesetdidie Ffim&eeht der Minderjährigen iBr die Kinder an den 
Liegenschaften ihres Vaten, als ihres gesetalichen Vormnndei, filr ihre Gleidi- 
steUungsfordeningen nnd alle Ersatsam^rOche, sowie für ihre Fordenmgen 

68 
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an das GememachaftsyeniiOgen, mit dem Tage des Erbanfidls, d. i. mit dem 
Todestage der Matter. 

MAnsbeim, 24. Mai 1865, (Aninl. 1866. & 244.) 

2) Umfang des Pfandrechts. 

Die mindcijälu-lgen Kinder haben das gesetzliche Pfandrecht aof die 
Guter ihres Vaters auch wegen der Summen, die er ihnen vor üebemahme 
der Yormundschaft schuldig geworden ist und die er als Nutsniesser nnvei^ 
sichert in Händen behielt 

Durch die Trennung der EigerischafHen des Vaters als Nutzniesser nnd Vormund wQrde 
daa Recht der minderj;ilirigen Kinder über den Wortlaut des Gesetzes und gegen dessen 
Geist und Zweck beschränkt. Der Vater bleibt aber immerbin in seiner gleichzeitigen Eigen- 
■diafl ab Yonmuid mr Beebmngnlellaiig flbar den Hanptoloek daa VannOgena nadi Art. 
389 B. 0. B. verbunden, und nlchta reditfertigt die Annahme, daaa durch die Befreiung too 
der Sicherheit als Nutzniesser die an sich und in ihren Wirkungen davon ganr onterschie- 
deneo allgemeinen Vordcbriften über das gesetzliche Uoterpfandsrecht der Minderjährigen 
nnanweadbar wflrdeo. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. 1835/36. S. 528; 1840/41. S. 73; 1849/50. S. 118.) 
Mannheim, 11 Februar 1867. (Anoal. 1867. S. 72; Zentr. Magax. Bd. UL & 260; 

Jahrli. f. Bad. Kecht 1. S. 174.) 

3) Gesetzliche Pfandrechte; Wirkung des uneingetragenen 

Rcsetzlichcn Pfandrechts. 

Das gesetzliche Unterpfandsrecht der Minderjährigen dauert, selbst nach 
dem Eintritt der Volljährigkeit, auch ohne Eintrag zum Pfandbuch 
so lange fort, bis dasselbe, wie jedes andere Püaudrecht, Art 216U und 
2180a B. G. B. erlöscht. , 

Die Art. 2121 und 2135 ib. verleiben den Minderjährigen, anabhiagig von aller 
Eintragung, ein geaettVebea Untorpfiudaradil, walcbaa, {n Brmangaing tiner poaMvan 
Yonehrift, wodarch dem groaajilirig gewordenan Mflodal die ErwMvng der Inacrtptkm bin- 
nen gewisser Frist unter .Androhung irgend eines Kcchtsnachtheiis zur Pdicht gemacht wOrde, 
als blossea Acceasoriom mit den Forderuogeo , xa derea Sicherheit ea gegeben iat, atebt 
nQd fUlt 

Mannhaim, 20. Januar 188a (Obarbofg. Jahrb. 184iy8a & 118; Aimal. iSSaßH, 8. 214 ) 
HannlialiB, 11. Fabmar 1867. (AmHO. 1857. 8. 74.) 

4) Hypotheke des ausländisclien Mflndels auf die im Inlande 
gelegenen Gater des Im Auslände domicilirten Vormnndes. 

Fing eine Yormundschaft zu einer Zeit, wo sowohl die jetzigen prens- 
Bischen Rheinprovinzen als Rh einhessenzu Frankreich geholten, an und 
wurde nach der Trennung dieser Provinzen von Frankreich und Zutlieilung 
derselben zu Preusscn und resp. Heesen , in Rhcinhesson — dem Domicil des 
Mündels und des Vormundes — fortgesetzt , so steht dem Mündel wegen 
einer erst nach jener Territorial-Veränderung (in Folge der von dem Vor- 
munde vorgenommenen Erhebung eines im Jahr 1820 dem Mündel anerfal- 
lenen Legates) entstandenen Tutelarschuld ein Legalhypotliekarrecht auf das 
deDiVonnunde zugehörige, in Bheuvreossen gelegene LnrnobOiar-Yenndgen 
licht zu. * 

Dar Art. 3136 B. O. 6. leM at aainar Amraodimg Boltawandlg Torau, daaa ein Is- 
land i ach er Vormund nach inländischen Gesetzen verwalte; mit der Territorial verän- 
derang hürto eine solche Vorwaltiing in concreto auf und es konnte der Ausländer, inoch)f» 
er in Folge neuer Bestellung oder stillschweigender Anerkennung oder vermöge des 6e- 
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ailNi tpUtrldii venraKeB, fllr II« iplitn TimMwigfpiriote Inntr nir Im O miMa dw 
Awthmiw mkmmtm Min. Hilte Im mltollMit Otitis gar ktiat Legalliy^tkt In 

sein Vermögen bcwilliRt, so würde solche auch tiirht in Rheinpreussen fflr die Periode der 
ausländischen Verwaltung in Anspruch zu nehmen sein; in (jlcicher Weise kann, wenn daa 
Ausland diese Uypotheke auf sein dernialiges Territorium beschränkt, sie sich uicbi aber 
dtMtn Ortntn biDtm niidthotn. 

Btrlla, 90. Ftbniar IMS. (Caw.) Uag g. KtUtnMDB. (K. A. 3&. n. 119.) 

Zu Art. 2136 Nr. 2. 

1) GBBetiliclie Pfandrechte der Ehefraa; ümfang der 

Pfandrechte. 

Das gesetzliche Unterpfandredit der Ehefrau auf die Errungen- 
schafts-Liegenachaften kann nur dann geltend gemacht werden, wenn 
dieselbe der Gütergemeinschaft sich entschlagen hat. 

Dadurch erst werden die fraglithtn GOltr dta Mtaat aUtia n eigen and erftbafaiaa 
ala ausachlieaalicb etaeniinnlicbe. 

Maaabtiai, 3. nartoibtr 1880. (Obailiorg. Jahrb. 1831. & 9 £) 
Maaabtiia, 17. Otitbtr 18S4. (AnaaL f85L a 3«».) 

2) Legalhypotheke der Ehefrau, welche auf dUQfltergemein- 
Bchaft Tersichtete; während der Ehe erworbene und wieder 
▼eriusBerte Immobilien. 

& ao Art. 3131 B. G. B. UrthtU (DaratladD vom 33. Saplnibtr IBSA. 

3) Legalhypotheke der Ehefrau fflr yerftusserte Illaten und 

Ersatz wegen Schulden. 

Wurden wflhrend der Ehe die von der Ehefrau hiferirten LiegenBchiif' 
ten ftr Schulden des Ehemannes Terinssert, fBr welche rieh die Fraa Bchon 
vor Eingehung der Ehe verbürgt hatte, so hat sie für ihre dcsfallsige Ersatz- 
forderung nur dann den hypothekarischen Vorrang vor der Hypothekarfor- 
derung eines andern Gläubigers ihres Ehemannes anzusprechen , wenn sie 
beweist, dass die Veräusseruug ihrer Illaten vor der Existentwerdung der 
Hypotheke des andern Gläubigers stattgefunden liabe , oder dass die von ihr 
mit ihrem Ehemanne contiahirten Schulden schon vor dem Entstehen dieser 
Hypotheke des concurrireuden Gläubigers entstanden waren. 

Dar Art 3133 B. Q. B. nrlaibl d«r Ebtfraa ftlr Ibra ftaglkhta Eitaiiaaaprildia tfaia 
lagalbyptditkt trat voa dtn Tfegt an, wo Aa Sdndltn t at ilaB ia B ttad ml dar Vtffcaaf 
ibror lUattn stattgefunden hat. 

(S. auch zu Art. 2194 und 2195 B. G. B.) 

Darm ata dt, 28. Janoar 1851. (R«j.) Acken g. Schneider. (Archiv Ton Glaubrteb 
tt& Bd. L 8. 194.) 

4) Legalhypotheke der Ehefrau für Ersatzansprüche; 
Vortheile des üeberlebens. 

Schenkte der Bräuügam unter altem Rechte seiner Braut fBr den Fall 
ihres Ueberiebens eme Summe von 80,000 Francs (4 titare de bagues et joyaux), 
aus seinem Naddasse zu entndunen, und er stirbt unter der HerrBdiiA des 
B. O. B., so steht der Ehefrau ÜBr dieses Geschenk eine Tom Tage des Ehe- 
vertrsgs dathrende Legalhypotheke zu. 

Obgleich dasselbe von dem üeberleben der Frau bedingt war , so bildet es doch ein 
auf daa EbtTortn« gtgrOadtlaa aetaallaa Btabt, wthdui dtr Fnw voa da aa auataad, 
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und wofOr fit lacii dem zur Zeil 4m AbMUuM d«r Eh« bMUhtaden G«Ntu tliM Ligd* 

bypotbeke anzosprecbeu hatte. 

Paris, 26. Februar 1861. (Rej.) (Sir. 1861. 1. 849) 

5) Legalhypotheke der Ehefrau; Subrogation durch 
solidarische Obligation; Einschreibung. 

A. Die Ehefrau, welche unter Solidarität mit ihrem Ehemann ein Dar- 
leihen aufnimmt, wobei gleichzeitig dem Gläubiger Immobilien des Eheman- 
nes und der Gütergemeiuschai't zur Uypotheke bestellt worden, subrogirt 
hierdurch stillschweigend den QULnbiger his zum Belaufe der dargeliehenen 
Summe in die ihr auf diese Immobiiien zustehende Legalhypotheke. 

B. Smd mehrere Glftubiger in die Legalhypotheiie der Ehefrau aus- 
drOddich oder stillschwagend subrogirt, so bestimmt sich der Rang unter 
ihnen durch den Tag, an welchem die Subrogation erfolgte. 

C. Wurde rechtzeitig zum Vortheil der Ehefrau eine unbeschränkte 
Generaleinschreibung zur Sicherheit ihrer Legalhypothekarrechte genommen, 
so nützt diese Einschreibung allen Jenen, welche sie in ihre Legalhypotheke 
ausdrücklich oder stillschweigend subrogirte, sollte auch die Einschreibung 
duich einen erst später subrogirten Gläubiger bethätigt, hierbei aber in dem 
Einschreibungsgesucb nicht angegeben worden sein, dass die Einschreibung 
nur in sehiem speciellen Interesse verlangt werde. 

Der Bidiler M Bichl beAigt, iwm Gliubigw, weleber nadi d«iB GeMgteo ttfllselifrci^ 
gtod In dto Legalhypolbeke der Ehefraa lubrogurt wurde , den hypotbekariaehen Saog and 
Vorrang yor dem erst später auadrflcklich suhrügitten Gläubiger um lesswillea abzusprechen, 
weil au« ümsl&odeu, die jedodt aus der Liosclircibuug selbst nicht zu ersehen sind, bar- 
TOigdie, daM die EioadirelboDg von dieaeni Lettteren in teiMin «uaebliaatliefaeB lotenatt 
gnonmen worden sei , der Erstere aber gar keine Kinscbreibung gcuomraen habe. 

Fand der erstsubrogirle Gläubiger einmal eine Einschreibung der Generalhypotheke tu 
Quasten der Ehefrau eingetrageu, aus welcher nicht zu ersehen war , das« sie bios von einem 
andern Qlinbiger, nnd xwer nar Id deiten •peeiellem lolereeee geoommeD wtwden, so halle 
er nicht nothwendig, nochmals eine Einscbreibung der Legalhypotheke zur Sichersteiloog 
seiner durch stillschweigende Subrogation erworbenen Kechte lu Ijcthiitigen. Nach dem Bccbts- 
grundsatze der Oeflentlichkeit der Hypothckea bestimmen sich die hypotbekartscbea Secbt« 
htaliddieh Dritter einilg durch die diese Itecbte conatituireoden Crkoatei ni luih die 
BaifllMlbaaf , woinrA iieielben tn Jedemuuuii KeiuiliiiBa gebracht werdeB. 

Paris, 25. Februar 1862. (Cass.) (J. d. P. 1862. S, 669.) 
Cfr. GUbert zu Art. 2135 B. G. B. Nr. 53 u. tt. 

6) Subrogationen, snccessive, in die Legalhypotheke der 

Ehefrau; ßang. 
Wurden verschiedene Hyitothekargliiubiger vor dem I. Januar 1856 in 
die Legalhypotheke einer verheiratheteu Ehefrau subrogirt, so richtet sich 
deren Vorrang nicht nach dem Tage, an welchem die Legalhypothcke oder 
die Subrogationen eingeschrieben sind , sondern nach dem Datum der ihnen 
eingeräumten authentischen Subrogationen. 

Nach Ari 11 Im Geeefaee m 23. Miix 1685 Iii «ir Art. 9 ib. Bichl auf Aeico bb- 
wendbart die ?or deoi 1. JaBosr 1856 eiefaerei DalBm erlaBgi haben. 

Nach diesem Art. 11 und in Folge des Grundsatzes der Nichtrückwirkung der Gesetze 
•iad daher die Subrogationen , welche den Gläubigern in den Jahren 1834 bis 1850 einger&aml 
Warden, gOJtig and wirksam, wenn auch erst nach dem Tode der Ebefratt nnd staHgeftaB- 
6aBcr ZwaagavareMgemag im flaptanber 1866 die Legalhypalheke taa dam Sabragirta« 
etageschrieben wurde. 

Paris, 9. Mai 1860. (Rej. cb. civ.) (Sir. 1860. I. 613. J. d. P. 1861. S. 96t) 
Cfr. Gilberl tu Ail. 2135 B. G. B. üt. u, S. 
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7) Beweis der Zeit des Einbringens der Ehefrau den Hypo- 
thekargläubigern des Ehemannes gegenüber; Bescheini- 
gung des Ehemannes ohne sicheres Datum. 

8. n Art. 1328 B. 0. B. ürthnl (Darmstadt) Tom 5. Novembsr 1849. 

8) Legalhypotheke der im Auslande mit einem Inländer 
▼erheiratheten Ausländerin. 
8. n Art 9131 B. Q. B. UiibaU (Damialadl) vom 31. AqgMk mL 

Zu Art. 2143. 

1) Beschränkung des Pfandrechts der Mündel; Form der 

Beschränkung. 

Das gesetzliche Unterpfandsrecht der Mündel kann nicht in der Weise 
beschränkt werden, dass die bestehende erste Hypotheke in eine zweite um- 
gewandelt wird. 

Ein toldiar Ad iai in WabriMil keina Miii4eniiig dai Pfaailraebla, aondam dna Yaiw 

iosserung desselben zu Gunsten eines andara Gliubigers, wie solche bei dem Dnterpranda- 
recht der Ehefrauen hatifip vorkommt, aber pani andern Regeln unterworfen ist; auch kenn 
der Art. 2161 B. Q, B. eine solche Mindemog der Geoer&lpfander nicht und darf bei der 
apaeiaUaa TorMiirifk flbar die Umderong daa FftoftrecUt dar HOBdal Uarron «n ao woniger 
dia Baia Min, ala Uar garada nit baaondarar Voraidil and Stranga vaiiUiren werden moaa. 
Mannbalm, 17. JaTuwr 1853. (Annal. 181». S. 172; Obarhofg. Ahrb. 1851/S^ 8. 8a) 

2) Fehlerhafte Form. 
DerMindeijährige kann dem Glaubiger, zu dessen Gunsten die Beschrän- 
kung eingetreten ist, den Mangel der Torgeschriebenen Förmlichkeiten nicht 

entgegenhalten, sondern es steht ihm nur eine Regrcssklage gegen die Vor- 
mundschaftsbehörde offen, sofern den Vertretern eine Nachlässigkeit zur Last 

fällt. 

FOr den Gliabiger geaOgt ea, dass dia Baschriokung von dersaskindigen Behörda 
varfogtiak, und ar balttfdit nmlariiidiai, obdardaafitlMgaBaiddBataiMhmilarBaabaab- 
nig dar vorgaaabriabanan FSrnlidikaUaa arlaaaan worden in, «ail Uatfilr dia Tanwrtbang 

eireitet. 

Manoheim, 5. Decbr. 1851. (Annal. 1852. S. 5; Oberbofg. Jahrb. 1852/53. S. 77.) 

Za Art. 8144. 

Beschränkung der Legalhypotheke der Ehefrau; Einwilli- 
gung der Ehefrau und des Familienrathes. 

Die Einschränkung der Legalhypotheke der Ehefrau auf bestimmte GQter 
des Mannes kann von Letzterem während bestehender Ehe nur nach vor- 
heriger Znstiinmang der Ehefrau und nach Tordersamst eingeholtem Gut- 
achten des FsmOienralfaes ihrer vier nächsten Verwandten begehrt nnd ver- 
oidnet werden. 

Dieso Zofltiinniung der Ebalte ind das Gnlaebten des Familienrathes sind die wesent- 
lichen Vorbedingungen der Re^trictionsklage. Jene Zustimmung der Ehefrau , welche mit 
▼oller Willensfreiheit und in voller Sachkenntnisa ertheilt werden muas, gewährt der Frau daa 
Baehl ta profan, ob dia BuaobiBan, auf «dabo dar Ebamami die LagBlhypoMwke raaMngfaan 
will, anr 8ldierang ihrer Bodile ganflgan, nnd ist alte «rihvandigar Walle d«n voa Ibr an- 
genommenen Grarantiebedtngungen nntergeordnet. 

Der Art. 2144 B. G. B. fordart zwar oiebt, dasa das Qatachtan dar Varwaodten aieb 
JIr die Kkge im EheaiiBnae nmipredie; allain jedanftlh mn dar Laiilare Mine Kbge 
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in ihrem gaoMO Umfange iiad mit allen voo dem KJiger beigefügten Modifieaiionen dem Gut^ 
Mdilen der Vermuilteii mlenlebea. 

Vor «renn jene Vorbedingungen der Klage Torliegeii, kann das Gericht darQber gOUig 
CfkenneD; es wird die Uebereinstinunung der Kholeuto vorausgesetzt, so dass die Jurisdic- 
tion der Gerichte nur zu prüfen und darüber eicb aaszaaprechen hat, ob da« zwiecben den 
Ebeieaten Uebereiogekoiumene nicht die Beeble der Ehefraa beeiutrichtigt ; findet dieeee das 
OeridU, m> darf und moit es die Klage abweisen, oder eine Verrolletlnügnng dar der 
Ehefrau zu stellenden Siclierheiten verfügen. Ea kann aber nicht auf einseitigen Antrag des 
Ehemannes die Klage, wie solcher von der Frau zugestituMit wurde, modificiren und an die 
Stelle der von dieser angeuommenen Sicherheiten andere aetzen, welche aie nicht angenom- 
nMB mid gendgend erUirt hat, vnd weldia andt sidil dem FamiUenralba Ibrer Varwaadlsa 
nr Prüfung vorgelegt worden waren. 

Das Urtheil , welches doinohnc^cnchtct die BeflchrSnkung der Legalbypolheke der Ehe- 
frau, unter Auflegung der nachträglich vom Manne anerbotenen Garantien, verordnete, ist 
alt nnvirfcsan annsebai, weil demselben die m aeiner OOltigfcelt erfordsriieben zwei Vor- 
badlngongen fehlten, wenn auch die Frau nnehher die vom Qeridita Sttbstituirten Sicher- 
baiten einzuwilligen erklärte und bei dem Vollzuge das Urtheil concurrirte. Diese Zostio« 
ming musste ausdrticklich und unzweideutig vor dem Urtheile gegeben werden. 

Dia in dam CMialla Terordnete Bnsehrfnknng der Hypotbeke nnd die daranfbin vor- 
gaoommene Lliacbnng der auf die Immobilien , welche von der EineehrAnknng amgenonmen 
wofdan waren , fzenommenen Einschreibnngen sind selbst für die Glfmbi^rer , welche vor dem 
Ortheile gegen den Ehemann Einachreibung genommen hatten , unwirksam , da diese Gl&u- 
Ugar auB dem ürtfirila selbst eraahan koontea, daaa demselben die gesetzlichen Vorbedin- 
gongeo tor BpdnutftniikltP ma^gdlaii- 

Pnrii, 1 Jon! 1803. (Gaaa.) (Sir. 1882. L 661) 

Zu Art 2144 und 2145. 

Reduction der Legalhypothekc der Ehefrau; Do talsystem; 
später sich zeigende Insufficienz der Immo bilieu, auf 
welche die Hypotheke restriugirt wurde. 
S. xa Art. 1554 u. fL B. G. B. das Urtheil (Paria) vom 6. Norambar 1880> 



Zweites Kapitel. 

Fon iler AH, me die Vqnugireehie vnd Un^rffOnder ekigelrajfm 

werden. 

(Art 3146-- 2156.) 

Zu Art. 2146. 

1) Eintrag nach dem Erbschaftsanfall; allgemeine Folge. 

KeinGUUibiger kamt zum Kachfthdle Anderer nadi dem Tode des Sdmld- 
ners mehr einen gUtigenPfindeintrag erwirken, wenn die Erlncluift entweder 
ansgeschlagen oder nnr nnter Vorsicht des Erbverzeichnisses angetreten wird. 

Das Gesetz vermuthet eine Debersrhuldung und erklärt eben deshalb, weil es dem be- 
treibenden Glaubiger die Kenntniss davon zutraut, wegen bcsorgiicheu Einverstünduisses 
zwischen diesem und dem Schuldner, reep. dessen Erben, den Eintrag im Interesse der ge- 
malnan OttaUger Ihr wiffcnngaUM. 

Dabei maeht as, was die Vorzugsrechte betrifll, keinen Unlac««hled| ob xoni Eintrage 
derselben eine baMiomie Frist gawibrt ist, oder nicht, da es hierin an jaden haltbaren 
Grunde fehlt. 

Mnnnbaini, IS. Oatob« Ittl. (AnaaL 18SL & SM; 1868. 8. 11^ 
Mnanhelm, iL Apitt 1887. (Zanin. Mbg. Bd. m. & «6.) 
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2) Specielle Anwendung. 

Der Art. 2146 B. 0. ?>. ist nicht auf den Fall anwendbar, wenn eine 
in allgemeiner Gütergemeinschaft stehende Ehefrau sich der Gemeinschaft 

theilhaftig macht und darauf von einzelnen Massegläiibicrcrn Pfandrechte gegen 
diese Frau eingetragen werden, sundern solche sind wirksam bezüglich der 
der der Wittwü gehörigen Uälftc der Mosseliegeuschaften oder des Erlöses 
daraus , 

weil die Krkl&rung der Geiueinacbafistücilnehiucr ciuem Erbantritt luit der Vorsicht des 
MvanttdiniaaM kthmwtgß gltiebitohl. 

MaBahain.... (Oberholl^. Jahrb. lM9/5a 8. 207 S.) 

3) Nichtanwendbarkeit des Artikels 2146 B. G. B. auf 
Erneaerungen Ton Inscriptionen. 

Weder nach der Wortfassung des Art. 214G, noch nach dessen Beweg? 

gruud findet derselbe auf Erneuerungen von Inscriptionen Anwendung. 

- Di» Worto: «Um (Im iMcriptions) sout pristi** beMidiiiM nMh d«m bergebraeh- 
ton, uneBdieb naeb dem |{M«lxndiea Badegebiancbe «in« prinitiTe Eiuebraiboiig and «bid 
mit (iin Worten dM Art. 2154 ib.: „ai «m interiplions b*oiiI dif rsooavflldM*** nidil la T«r- 

wecbscln. 

Durch die WirkungslMerkl&ruog einer kon rot itm Attibmch des Fallimeots oder nacb 
Ernffiaung einer Benefidarerbaebift g«noiBnien«o laser^tien benbslehllgl der Art. 2146 xa 

verbaten, dasa in den betreflenden Epoeben, in welchen die Itcchte der Gliiuhigcr auf die 
Masse unahAndcrlich fixirt sein sollen , so iIass %'on nun an Gloichbeit der Rechte unter den 
Gläubigern eintreten uiuss, kein Gläubiger Voirccbtc vor den andern, welche er nicht sction 
gebebt, xtt erwerben fn Stsnde Ist, wogegen dM Gesetz fbra die BefngniM, DMjenige 
tu thun, was zur Erhaltung der bereits frflber von Ihm erworbenen Rechte nothig ist, 
nidit enliiclien oder von der Verpflichtung dieses zu thun dispensircn wollte. Diese Inten- 
tion des Gesetzgebers ist im Art. 443 des H. G. B. deutlich aosgesprocbeu , weicher bestimmt: 
„Nol ne peut acqo^rir privilegc ni bypotheque." Dnrcb die Erneaernng der Inseriptioo 
wird dagegen der unter den Gläubigem begründete Kechtszostsnd anf keine Weise verrfickt. 
Dau nach EröfTnun:: eiiu>s I'.illiments oder einer Benoficiarniasse der Zustand eines Gläu- 
bigers sich nicht verbessern, wohl aber Terscbliauiiern kann, folgt auch schon daraus, dass 
TOS dfMeni Zeitponkt an die Priscriptionafriaten besttgUcb der Bedüüit«! der Gliabiger 
Miaria paribna fortlanfen and in dw Tbal dit ErlOaehnn g der an die Bnacbreibnngen aieh 
knöpfenden Rechtswirkungcn nach Ablauf von 10 Jahren als eine Art der Präscription zu 
betrachten ist. Der Art. 2146 B. G. Ii. verfii;:! .ilso, da er nur von primitiven Einschrei- 
bungen spricht, keine Ausnahme von der Bcstiiiiiuung des Art. 2154 ib. 

Es kann und muss daher in jenen Fällen, zur Erhaltung der Uypotheke, 
die rechtzeitige Erneuerung der Inscription stattfinden. 

4)arniBtadt, 7. Dennber 1840. (Bej.) Werner g. Beinaeb etc. 

4) Altgerichtlichc Hypotheke; Einschreibung unter dem 
B. G. B. nach der Frist des Art. 214G. 

Der Gläubiger, welcliem in einem vor dem Gesetze vom 11. Brum. VII 
errichtete I7rkundc ein Ilypothekarrecht auf ein Immöbcl eingeräumt wurde, 
der aber diese luusclu eibung nicht in der in dem gedachten Brumairegesetz 
festgesetzten Frist, sondern erst unter der Herrschaft des B. G. B. gegen 
die Erben des Hypothekarschuldners einschreiben liess , kann nicht, auf Grund 
des Art 2146 B. O. B. , mit jedem Hypothekaranspruch aus jener Einschreibung 
abgewiesen werden, wenngleich diese Erben qpAter den Nachlass nur unter 
der Bechtswohlthat des Inventars antreten und noch später ganz darauf vor- 
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ziehten. Durch diese Einschreibung erhält der Gläubiger vom Tage der- 
selben hypothekanscben liaog. (Art. 5, 37 bis 39 des Gesetzes vom 11. 

Brum. VII.) 

(S. du Nftbera xo AH. 2 B. G. B. Kr. 18.) 
Btrlia, • OelolMr 1828. (Omb.) Ftacns g. r. GoMitein. (K. A. l^ II. 41.) 

Zu Art. 2148. 

1) Wesentliche Erfordernisse des Eintrags; im Allgemeinen. 

I Eine von dem betreffenden Gerichte auf Antrag dee Olänbigers bei Yer- 
kOndnng des Urtheils (Zahlbefehls) dahin erlassene Yerfflgnng: „Weisimg 

an das Pfimdgericht in W. , die Kapitalfordemng der N. an A. ad 2000 fl. anf 
sämmtliche Güter des Schuldners einzutragen und dem Kläger Auszug zu« 
zustellen", sowie der daraufhin wirklich erfolgte Eintrag wurden sur Erlan* 

gung richterlichen Unterpfands für hinreichend erklärt. 

Die Beobachtung der Fürmlichkeitcn des Art. 2I4S B G. K. ist nicht bei Strafe der Nich- 
tigkeit vorgeschrieben, und es ist daher nach richterlichem Ermessen so prQfen, ob die Ab- 
■ifliil Im Gesellet demioA emidit tat. Dar Zwack laa gamcB PAoladiralbani-IiMliMa toi 
kaio anderer , als den auf den GOtern des Schuldners haltenden Vorzugs- und Unterpfan'ls- 
rechtcn OfTenkunJigkeit zu verechaffcn , und dieser Zweck ist erreicht , sobald aus dem Pfand- 
aintrag ersichtlich , weiche Liegeuschafton und bis zu welchem Betrage solche verhaftet sind, 
woM nf TMm wnA Baachdfimliail in Tilato nidHi •Dkemnt 

II annhain, 81. Mut 18S4. (AmnL 183». 8. 84; 1868. S. 309, 310) 

n. Znm gültigen Emtrag emes ürtheUs ^Iqoiderkenntnisses) genügt 
die üebergabe der Ausfertigung und das darttber au%enonunene Protokoll. 

Diese und der Inhalt des Liquiderkenntnisses aelbat ganOfen in Wesentlichea das Bribr- 
demissen des Art. 214S Ziffer 1 — 4 B. G. B. bei Ver<?leiehnnp: mit Art. 2150 ib., und die 
Strenge Beobachtung der Förmlichkeiten des Art. 2148 ist nich bei Strafe der Nichtigkeit 
▼orgesdiiialMa. 

M aaakaini, 31. Mifx 18ftL (Annal. 1863. & 27.) 

3) Hypothekareinschreibung; wesentliche Förmlichkeiten; 
Domicil; Pfandobjeet; Ezigibilitftt; Wohnort des GUn- 
bigers. 

I. Eine hypothekarisdie Ehischreibung kann nur dann als ungültig er^ 
kennt werden, wenn ihr ein wesentliches Erfordemiss abgeht 

Weder der Art. 2148 B. G. B.« noch das Gesetz vom 11. Brum. VII erk!&rt, dass die 
darin enthaltenen Beptiinmungen sSmmtlich als wesentlich zu betrachten seien, und bei dem 
Mangel eines solchen .\ussprucb8 hat das Gericht nach allgemeinen Kecbts>(ruads£tzen zu 
inrtataiAtB, ok nd wdaka Fannarfordaniiaaa aaek der Akai^ aad deai Zwacke daa Oa- 
< aalaaa dia BaebtsgOltigkeit eines Geschürtes bedingen. 

II. Der BCangel gehöriger Elcction eines Domicils kann, eioem 
Dritteren gegenüber, überhaupt nicht zu den wesentlichen Mingeln ge- 
rechnet werden. 

Die desfallsige Vorschrift ist nur im Interesse des Inscribirenden gegeben, damit der- 
selbe bei eingetretener Ver&usserung des Pfandobjectes zum Paigatfonsverfabraa and aar 
Wakraaf aaiaar daalUlaigaB Baekla galadao wardaa kdaaa; dIa üavaUalladigkatt fai dar 
Erwäblung eines Domicils kann mithin nur ihm und nicht einem Dritten, «aldiar etwa gleich- 
falls beabsichtigte, eine Inscription auf das Pfandobjeet zu nehmen oder mit dem Schuldner 
ein Gescbift einzugehen , bei welchem bestehende Einschreibungen zu berücksichtigen , Nach- 
IkaU kriagaa; kai dar Fraga fibar WaaaalUebkail aiaaa Maagala iat abar dar Uaaalaod faa* 
aaHakaldandani HnÜiBi, kiiriabm daiaalka aiaM Dcittan kWa gallkrdaa ksnaaiL 
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Uebrigens Ist in den Wor<en tler Inscription: „qni ilil domicile chei Mayer L«'> a Alzey" 
eine lareiehende Bezeichnung des gewählten Domiciis zu erkennen ; endlieb konnte die Ent- 
■cheidang des Appeligeriebti , dase die Dooddlserwihlung beetioint und volltHadig genog 
•rfolgt Mi, «k ein GegaMM MselMr BrartheOing Mn CMMUoMoltttl begrfliMl«!!. 

DI Die SteDe der Einsclireilraiig: „Une maison au ban d^ErbesbOdes- 
lieiin** entbftlt dne genflgende Bezeiehnnng des Pfandobjeets. 

Eg wird hiermit den allgemeinen Worden unl dem Zwpcko des Gesetzes cntsprorhen, 
indem jeder Dritte aus dem Eintrag ersehen konnte, dass ein dem Schatdoer gehörigen, 
•einer Natur und Lage nach angegebenes Object bereits verpflindet sei, und derselbe da- 
terdi ia dm Stand vwMUt war, lieh dia Ibm aiwa nBMg adiehieiida apaataUera KamrtDka 

von dem Object zu rancbaffen; jedenfalls unterliegt das Crtheil, welches ans factisehen Ver- 
hältnissen , namentlich aus dem Nachweise, dnss der Schuldner nur ein Haus in Frbosbüdes- 
heim besessen habe, die Anzeige gcnflgend erkannte, nicht der Kritik des C&ssaiionshofc». 

IV. Wegen Mangels in der Angabe der Epoche der Exigibilität 
kann die Einschreibiiiig niclit als ungültig erinnnt werden, «»fern darin die 
FtiUgkdt der Forderung richtig, wenn auch nidit ganz Tollatindig, ange- 
geben ist. 

Der Art. 2148 B. G. B. verlangt nur 1. A. die Angabc der Fxigibilillt «iid üeaa ist 
an sich als wesentliches Erfordemiss anzusehen, dem Dritten k.inn aber ans einer nnrich- 
ügen oder nicht roMatindigen Angabe der £zigibiUt&t(in concreto war in der Einschreibung 
gesagt: dia Fordanmg ad fa 10 Jahna Adlig; oaah dar SabaMnrinwda karala abar bat 
Nichteinhaltung des Zinszablungstermins das Kapital sofort eingefordert wardan) bai gahö- 
riger Aufiiierksamkoit auf seine Rechte ein Nachtheil darum nicht erwachsen, well ihm gegen- 
flber die Wirkoog der bypotbekarischen Eioscbreibong nur in Gemissbeit des in derselben 
aMfadrtkÜBB ZaMangrtanatiia ablralaa kann. 

Oaraiatadl, M. Vavanbar 1831 <Baj.) Wanar g. laaaa und EMagar. 
Cfh ad I. Gilbert zu Art 2118 B G. B. Nr. 1; ad IL ib. Kr. S9-43; ad HL ib. 
Nr. 96 0. ff. ; ad IV. ib. Nr. 77 u. ff. 

3) Person des Eintragesdcn. 

Der Umstand, dass beim Eintrage einer Kaafschillingsforderung nicht 
angegeben wurde, wer denselben veranlasste, ist ohne rechtlichen Belang. 

Nach Art. 2108 B. G. ß. wird das Vorzugsrecht durch Eintrag dea Verkanf« bewahrt 
gleicbTiel ob der Verkäufer oder der K&ufer denselben erwirkte. 
Maiinhaim.... (Obariiof|r. Jahrb. 1851. 5. m) 

4) Namen des Gläubigers. 
Der Umstund, dass bei einer Pfaudverschreibung der wahre Gläubiger 
einen andern als Gläubiger eintragen und sich dann von diesem die Obli- 
gation erst eediren Iflsst, madit weder die Pfimd^ersdirdbung noch den 
P&ndbncfaseintrag derselben ungflltig. Nur insoweit der hierin liegende ge- 
heime Nebenrertrag zwischen dem wirklichen Gläubiger und denjenigen, der 
ihm smnen Namen leiht, gegen Dritte wirken sollte, wäre er unwhrksam. 
VaanbaiB, 8. Fabraar 1880, (ObarbaTg. Jahrb. 1838/30L & 3»4 

5) Hypotkekareinschreibung; Angabe des Domiciis. 

Wenn das wirkliche DomicU des inscribhrenden Gläubigers in dem 

Bezirke des Hypothekenamtes gelegen ist, worin auch das verhypothecirte 
Immöbel liegt, so bedarf es, zur GQltigkeit der Einschreibungt ausser der 
Angabe dieses reellen Domiciis nicht auch noch der Anseige eines gewähl- 
ten Domiciis in dem nämlichen Bezirke. 

Die Frage, ob die mangelnde Erwählung eines Domiciis, wenn das wirkliche Doniieil 
ausser dem Hypotbekenauitsbezirk liegt, die Einschreibung niehiig mache? Hess der Cas- 
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Dem Art. 2148 B. G. B. ist binsiebtlich der Wahl des Domicils Genüge geschehen, 
wenn der Glfiubiger ia der fiioeebreibang irgend einen Ort in dem Bezirke als den Ori 
Mine« Donkila anfeab; eine nlefae Eiosciurdbaiig kann nkU alt ein« eiiiaebriiiltaad« (i«- 
Btrictivo) angeeahcn werden, vielmehr als eine solche, welche von selbst die Wahl eines 
Douiicüs an dem Orte, wo sich das angpfioboiie wirkliche Doraicil befindet, enthält, grade 
80, cils ob der Eioscliretboude ausdrücklich erklart hatte, bei sich selbst Domicil zu wäh- 
len. Naeb dieser Interprelation erhilt das wirkliehe Douriell, ausser eeinem eigenthfimlidien 
Charakter, den Charakter eines gewählten Domicils und werden ihm alle dessen Wirkungen 
zugesichert. Dieses muss auch nach dem Geselzo als erlaubt eracbtet werden , da dasselbe 
nirgends verbietet, an einein und demselben Orte das wirkliche und das gewählte Domicil 
xn Terelntgen. Die Dritten sind Uerdnreh ginzKdi desinleressfat, wdl sie durdi die Elii- 
sebreibnng, weleiie beide Donidle gleichzeitig angibt, alle zur A1lsObnl^r Ikrer Beebte die- 
neiHon Krleichtcmngen voA im Art. 3148 im idlgeneiaen Interesse vorgesdurlebenen Qar«o> 
tien gentessen. 

Paris, 14. Januar 1S63. (Bej. ch. r^un) (J. d. P. 1863. S. 419.) 

6) Hypothekarcinschreibung; Spccialität; Publicität. 

Enthält eine Hypothekareinschreibung, dem Veri)fän(lungsvertragc ent- 
sprechend, nur die Angabe, dass die Einschreibung nachgesucht werde auf 
„das Gut Gross, mit Ausnahme des Waldes, Gewann X", so ist hierdurch 
keine Vorschrift, welche mit dem Princip der Spedalität oder der Publidttt 
im weflenClieben ZasammeDhaDgc steht, Qbertreten worden. 

Jene Bezettdnrang der verpflndeten Onrodstfleke mnss ebenso genegend angeseken 

werden, als nach der Jurisprudenz in rmnkreich die fihnliche Beieichnung eines corps de 
bien gcnOgend betrachtet wird, da der Zweck der specicllcn Bezeichnung in der Entfernung 
jeden Irrthums über den Gegenstand der Hypothcke liegt und einem solchen Irrthum ge- 
nflgend rorgebeogl wird, eobald eine Ordieb gebr&vdillehe oder Otüieb notoriscke Benen- 
nung genilgendo GewIssbeit xnr Untersebeidung von andern Gegenständen gewibrt, bler 
aber nicht lu bezweifeln ist, dass mit dem erwähnten Ausdruck in der betreffenden Ge^rend 
ein zur Belehrung eines Jeden hinlänglich deutlicher Sinn verbunden sei. Sollte das aus- 
genonmene Grandstack nicht genügend bezeichnet sein, so wire kierdarek nnr der Gtgaa^ 
stand der Hypotkeke grosser geworden. 

Darmatadt, 21. April 1890L (BeJ.) Gnllbio o. Hemakefai g. CoUeaeon. 

7) Hypotbekarein'schreibung; Erwähnung der Fälligkeit 

der Forderung. 

Die Erwähnung der FiHigkeit der eingeschriebenen Forderung ist eine 
wesentlicfae Formalität der Hypothekareinschreibung; diese also bei Auslas- 
sung dieser Erwähnung nichtig. 

Die Erwähnung der Exisibilitüt ist itii .\rt. 2148 B. G. R ausdrücklich vorgeschrieben, 
und in Verbindung mit Art 2 des Gesetzes vom 4. September 1807 nicht zu beiweifeln, 
daaa dfaselbe ebie lor Gflltigkeit der Einsehreibung nothwendige, wesentUdie FomaGli^ 
die EnMcbrsiknair dakar bei deren Auslaaannir niebtig iat 

P«?fs, 30. Juni 186:^. (Cass ) (Sir. 1863. I. 144.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 2148 B. G, B. Nr. 18. 

8) Einschreibung aus einem Urtheile, welches zur liech- 

nungsablagc verurtheilt; Zinsen des Passi vr ecesses; 
Evaluation. 

S. zu Art. 21-2.3 u. 2151 B. G. B. das Urthcil ( Dariiista'U) vom 6. November 1855. 

9) Einschreib unf4 eines Erbpacht-Rechts gegen den Besitzer; 
Renovationsinstrument; Wirkung ohne die administrative 
Genehmigung. 

anAit.889ii.fiaOB.aB.13.Fall(S. 113).. 
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Zo Art 9148 und 8153. 

Hypotheke des Bürgen elBes Einnehmers; Erfordernisse 

der Einschreibung. 

Die Hypotheke, welche der Barge eines vom Staate bestellten Emneh- 

mers zur Sicherung für die Geschäftsführung des Letzteren dem Staate ge- 
stellt hat, ist als Ck)nventionalhypotheke anzusehen, demgemiss nach Art 
2148 B. G. B. zu inscribircn. 

Wurde uicht eine bestimmte Summe an Kapital eingeschrieben, so ist 
die Einschreibung nichtig. 

(S. das N&bere zu Art. 2121 B. G. B. Nr. 6 ) 
BerllB, 3a ]>M«mbcr 1853. (Ous.) Simm g. A«nr. (K. A. la IL 80J 

Zu Art. 2149. 

Wirksamkeit der blos gegen den Erblasser nach dessen Ab- 
leben genommenen Generaleinschreibung bezüglich der 
Immobilien des Erben. 

8. UrtbeU (Darmstadt) rom 30. October 1855 zu Art. 877 B. G. B. 

Zu Art. 2150. 
Pfandachreiben. 

In Baden Mldon die Stadträtho and Dorfgcrirhte ((l^rncimleräthe) die Pfaiidsrhrcibcrei 
und sind die Uolorpfands- uud GrundbQcher von dem verpllichtetcn Hathsclireiber zu führen 
(Pfandscbreiberei-lnstruction rom 5. Juli 1824, rssp. 6. September 1822). Es entstand nui 
dte FMge, ob xor GSlligkdt Im Einlntga die IlftwMniiig, resp. DfiteneMinuiig d«r«b iu 
ganze Prandgericfat erforderlich ist, oder die des BOrgermeisters und Rathschreibers (;enfi<;t. 

Die Frage ist verschieden beantwortet: im ersteren Sinne Oberhorg. Jahrb. 1840/41. 
S. 59 j im letzteren Annal. 1846. S. 397; Oberbofg. Jahrb. 18Ö1. S. 222. 

Zu Art 1^151. 

1) Unterpfandsreeht far die Zinsen gegenflber andern 

Gläubigern. 

Der Art. 2151 fi. G. B. bezieht sich nur auf die vor Ansbrueh der 

Gant verfallenen Zinsen , während die in der Gant erwachsenen Zinsen den 
gleichen Vorzug wie die Hauptforderung geniessen und durch die Erträg- 
nisse der Pfandobjecte vorzugsweise gedeckt werden müssen. Es sind daher 
dem Pfandgläubiger auf sein Bogehren (§. 803, jetzt 733 der Rad. P. 0.) 
die von der Gantiuassc bereite bezogenen und noch zu beziehenden Ertrag* 
nisse des Pfmioliijeets (PaditscfaiDinge) vom Ausbrach der Gant an gur vor- 
Hofigen Befriedigong sosawelsen. 

HaBttbein, Febnnr 1854. (Zenla. Mag. Bd. L & 166.) 

2) Unterpfandsrecht fflr die Zinsen gegenaber dem 

Pfandgerichte. 
Der mit einer Regressklage gegen das Pfimdgericht auftretende Gläu- 
biger kann auch titere als zweijährige Zmsen verlangen, wenn nicht das 

Pfandgericht darthut, dass der Kläger wegen Concurrcnz mit andern P&nd- 
gläubigem doch nur den im Art 2151 B. G. B. bestimmten Zinsbetrag er- 
langt hätte. 

Die Beaetariokang d«s Art 2151 findet aar dann statt , wenn mehrere Pfandgl&abii^er 
Manaholn, 7. Mai IMS. (AiumL 1866. & 961.) 
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3) Zinsen der Hjpothekarfordernngen; Rang. 

Aas dem Art 2151 B. G. B. kann nicht gefolgert werden, dass, wenn 
das RangordnuDgsverfahren mehr als drei Jahre nach der Adjudication er- 
öffnet wurde, nicht alle nach der Adjudication erwachsenen Zinsen in glei- 
chem Range mit dem Kapital zu lociren seien. 

Unter den zwei Jahren und dem laufenden Jahre, von denen der Art. 2151 spricht, ha^ 
man nicht zwei Jahre und das laufende Jahr, rQckwfirta voa dem definitiven Status oder von 
der ErtlAmng d« limfordniiiigsTerfalirens gweebneC, sa Tcratekw, «eldid beid« llonairt« 
fOr die Rechte der betheiligtcn G1au)ii);er nicht entscheidend sein können, sondern der Uwftr 
entscheidende Zeitpunkt ist und bleibt nur der dor Adjudication des Pfandes 

Der Art. 2151 selbst gibt keinen Anhaltspunkt zur Lösung der Frage , ebensowenig die 
Qeteltgelw m g t verhMdlwigm ; detbalb iit «« den End« anf mdere Qaellen n reenIreB. Da 
die Vorschrift des Art. 2151 die Bestimmung bat, bei notbwendig werdender Collocatioi 
▼on Forderungen rOeksichtlich der von diesen fälligen Zinsen als Kefrel zu dicren, so kann 
man zur Auffindung des richtigen Sinne« seiner Vorsctarift keinen sicherem Weg eiusehla- 
iren, alt vann man vor Alien diejenigen Vorsdirifleii za Bafha ilebl, wataba daa bei 
vorhandener Nothwendigkeit einer Collocation einzuhaltende Verfahren regniiren. Nun ver- 
ordnen die Art. 749 und 750 B. P. 0. , dass binnen Monafsfris« nnch Zustellung 'les Zu- 
schlags die betheiligten Glinbiger und der gepnuidcte Tbeil sich unter sich Ober die Ver- 
lIiailuBg dai Preiias tn rafmKran babea, mi Mim ikn Fallt abar 4aa Garleht wcgw dar Var- 
ttiailaiig anaagahen ist. Hleraoa gehl kkr kervoTf daia die VothwaBdigkeil der Callocaiiaa 
mit dorn Momente des Zuschlags eintritt Für die 20!ti^e Lorirung unter den Glrmbigem iak 
natürlich der Bestand ihrer, zur Zeit der Adjudication und der von ihnen vorzunehmenden 
Callocatton existirondeo Forderangen entscheidend. Dieses ihr Recht kann nicht dadareb 
allarirt watdao, da» dna gflUlcba Aasalnandarsataang aidil m Stauda kan «ad daatelb 
die Regulininp der Bangverhältnisse im Wege des gcridltlichen Verfahrens n&tbig wurde; 
das Geriebt liat nur durch Urtheil und Rocht zu bestimmen , wie sich die ßetheiligten zu 
eoUodren gehabt hatten; der Ausspruch des Gerichts ist rein declarativ, d. b. er bat den 
Zwacik, feittaaeluo, waldia Reclita daa GlinUgara «or Zeil, ab ikaan dar an dla Stella 
ihres Pfandes galratena Sle^rela air Yartbeilmig sagdUIan «ar, aaf üoaM Ftaia nga» 
atanden haben. 

Darmstadl, 20. Juli 1836. (Rej.) PnpiUarnuuse g. BoUermann. (Bbeinh. Archiv 
Bd. TV. 8. 2984 

Cfr. Oilbart za Arl 2151 B. 0. B. Nr. 2 v. fll 

Bemerkung: Ja den ErwSgnngsgrtlnden wird ne^enboi auch ansgesprochen, daaa 
die zwei Jahre „und das laufende Jahr" rückwärts von der Adjudication an zu neh- 
men sei. Bezüglich des „laufenden Jahres" dürfte das wohl nicht richtig, sondern 
iamntar dla Zeit xiriaehen dar Adjndicallan und dem deHnitivan Steina in Tenlekan aain. 
— 5ach dieser, mit dem Ideengang in den Frwägungsgrdnden des C.i<«9ationsurtbeils nicht 
in Widerspruch nlohondcn Auslpgung sagt der Art. 2151 B. G. B. : „Von dem Zinsen- 
rflckstande bis zur Adjudication ist ein, zweijährigen Zinsen gleicher Betrag im Bange des 
Ka^ala annivaiaen, and aaaaerdam arUk dar OUnb^iarin gldckaai BMiga dla ZIman lir 
daa (von der Adjudication bis zur definitiven Aaweianng) lanfende Jahr.'* Auch das Jadieal 
aalliat steht dieser Ansicht nicht ent;;egen. In concreto war schon in den vordem Instanzen 
daoB Gliubiger jedes Recht auf Zinsen vor der Adjudication abgesprochen worden . uud vnr 
dem CSMialinMliora baadella ea aieb bk» von dar Frage nach dam Banga dar aalt dar 
Adjndiealion gelaufenen Zinsen. lag also keine Veranlassung vor, speciell die Frage an 
prnfpn, ob das laufende Jahr ebenso wie die Ti\fi Jahre vom Tage der Adjudication an 
rückwärts zu rechnen, oder ob in dieser Beziehung eine Unterscheidung zu machen sei? 

4) Hypotheke aus einem Urtheilc, welches zur Rcchnunfj:s- 
ablage verurthellt; Zinsen des Passivrecesses; Einschrei- 
bung; Evaluation. 

Am 6. October 1S39 erhob v. Cordier gegen St. eine Klage auf Bechnungssteliung Ober 

aina von Letateran falUkrla yarvallnaf , arwfifcia am 8. Oalobar 1888 aia UrthtQ, valahM 

> 
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l«B 81. snr Badiaimgnbl^g« T«niiihelllt, «ad ■•km anf Onnl dimm Orfbeilt am 9. Odobtr 

1839 gageo St. eine Einschreibung der geriehtUeban Generalhypotbcke „zar Sicherbeit einer 
Summe von 22,000 fl. muthmaasslicheu Pusimeese nebst Zinsen und Kosleu;" diese Ein- 
schreibung wurde atn 7. Juni 1848 erneuert, and nöthigonfalls auf Grund jenes Urtbeils für 
22^000 fl. madnnaauKelMa Fwtivraean ntlnl ZioMo mi Kosten imim Eiasebnibnog ge> 
■osBisen. Durcb Urtheil vom Jahr iU3 wiiid« «rkannt , dass St daift KUgar v. Cordior am 
Tage der Kluge einen Passivrecess von 6500 (I. , und au Zinsen von da an (6. Oct. 1839| 
bis Januar 4300 fl. , xosammen also 10,800 fl. nebst Zinsen vom Januar 1853 au schulde. 
Für diesen Betrag arhiab t. Cordier in deso gegen St. eiDgeleilatao BangordDUDgavaiikbraii 
proTiaoriscIie Anweisung in vorläufigen Sutus. Diese Anwetamig wurda vaa Balmoiit, 
einem Gläubiger, der erst nach 1839 Hypothekareinsclneiliun? genommen halle, aus dem 
Grunde bestritten, weil die Jüinsebreibuogen des v. Conlier von 1839 und 184g keine specieile 
BataiduiiiQg dar BaaptaunuBa «od dar Aeeaa aeri att aattialiaii, jadaa&Ua abar, anaaar daoi ' 
Kapital, aar fBr 3 Jabra lud daa laafaada Snaaa Uttsn angawieaen werden kftnnen. Baa 
Betirksgericbt verwarf diese Contestation als ungeprümlet; auf eingeleimte Berufung erkannlo 
aber Grossherzugl. Obergericht, dass dem v. Cordier nur für die iiauptsuoime von 6500 fl. 
nebst Zinsen davon fOr zwei Jahre und daa laufende, im Sange der Eiusebreibung von 1839 
Anweisung gebohra. Hiergagan lagla Cordiar Caaaation ain, päd von dam Oaaaatioaa- 
bofe wurde durch ein tbeils verwerfendes, theils cassirendes Drtheil Folgendes arkaant: 

A. Gemäss Art. 2151 B. G. B. werden durch blosse Kundgebung (in der 
Einschreibung) der Verzinslichkeit der Forderung Zinsen für zwei Jahre und 
das laufende mit dem Kapital im gleichen Range conservirt, dagegen steht 
dem Gläubiger nicht das Recht zu, für noch nicht fällige Ziuseu einer län- 
gereu Zeitperiode im Voraus eiue Einschreibung zu ucimien. 

Da aaah daa Voraduifkaa daa B. G. B. bat daa Hypotheken, dia dar Biaadiraibung 
aalerworfen aind, dar Hypothekartital nnr daa Becbt gibt, alna Hypattiakata arwacbatt, daa 
Hypotbekarrecht selbst aber erst durch die Einschreibung entsteht, so kOmmt die durch den 
Art 2151 cit. verfügte Wirkungslosigkeit einer aoticipirton Einschreibung für längere als 
die sobon gesetxUcb mit dem Kapital goaiabartaa Zinsen dem Versagen eines Hypotheken- 
raatala ftr aolaba Ziaaan vor ibraai Eraabdaaa glaidi. Offinbar Uah aa dar Oaaaiigabar im 
Iiitcretse des allsemeinen Landcskredllts nothwendig , statt dem Gläubiger eine einseitigst 
immerhin nillkürliche, Evualuation zu gewähren, welcher bei der Ungewissheit des mög- 
licherweise sich demnächst ergebenden ZiusearOckstandes nicht einmal durcb eine Beductions- 
klaga abgabolTaa wardan konaia, d«a durah Einacbreibnag iai Vanna sa aidiamdea Ztnaaa* 
rflckstanJ durcbscbnittUeb selbst zu arbitrirsa and zu reduciren. 

B. Die Hypothekareinschreibung, welche der Gläubiger eines noch un- 
bestimmten, vorerst noch durch Rechnungsablage zu ermittelnden Kapital- 
betrags, auf Grund des die Rcchnungsablage verordnenden Urtheils , zur 
Sicherung des muthmaasslichen Passivreccsses nebst Accessorien , wofür in 
der Einschreibung eine grössere Bauächsuiume augesetzt wurde, nimmt, ge- 
währt demselben nur einen hypothekai ischen Rang für den in dem Momente, 
wo die Venraltiuig des Beehntiiigspflichtigen aolhOrte, sich eigebenden Pa»> 
aimcess, welcber als die Kapitalsdrald wa betraditen ist, sowie f&r die hier- 
TOD bis tarn Tage der Eioseltreibiiiig verfidlenen und die weiteren Zinsen von 
swei Jaliren und dem laufenden. 

Nach dem ganz allgeuieincn AVortlaut des Gesetzes und dem Durchgreifen seines Grun- 
des kann namlicli eine Uistinciiou zwischen Zinsen von bestimmten Kapitalien und soichen 
TOB nabaaClmmtcn nicht gemacht werden. Es kommt vielmehr nur bei der Anwendung seiner 
Baatimnaag aaf Zbaaaa vaa Kapilalian dar laMwaa Art aiatig aad allain daraaTaa, dan 
Mooient festzustellen, wo der !>isher unbestiuimt oder unbekannt gebliebene Kapitalbetrag 
sich ßxirt, und die Ziusforderung eich als Ausfluss eines vou ihm getrennten und nur ac- 
cessoriscben Uecbtes ihm gegenüber darstellt. Bei der Verbindlichkeit nun, Becbnung aus 
daar gaRlbilaB VarwaMaag sa ataUan aad daa Bagraaa sa baublaa, IfeUl janar Momaal 



Digitized by Google 



926 



Borgerliehei GeBetzbach (Art. 2151). 



nfdift mU im Zel^tukk nuamoieii, «o mftllig dl« Bedmimg gettoIR wM , <a> BegiMt 
MUiflMk sich vielmehr mit dem Moment to einer bestimralea, wenn auch dem Rechnuofi- 
nebmer noch unbekannten Forderung ab, wo die Verwaltungsrerbindlichkeit anfhört, und wenn 
von dieser Forderung oder einem Tbeile derselben aus irgend eiaem Becbtsgrande Ziosm 
u «Btridilen lind, lo n«hmeB diäte nnanelir von dorn Tage, wo die Yenvallnig ihr Endo 
erreiehi, den Ohnnkler eines Aoeeaeorino» an und sind der Verfllgong des Art 3161 B. 0. B. 
ID nnterziehen. 

Mit Recht erkannte daher der Appellrichter in concreto, dass dem Gläubiger t. Cordier 
im Bange der EinsctareibuDg von 1839 in Betreff der Zinsen des durch späteres Urtlieil fest- 
geaetilen FeeiiTieeeBseB, eoweil nie aaeb der Einsebrelbiing fUlIg wurden, nnr fflr twei 
Jebre und das laufende Anweisuns gcbOhre. 

Dagegen versagte der Appeilrichter zur Ungebühr dem Gläubiger in Gemässbeit der 
Einschreibung von 1848 eine Anweisung im hypothekarischen Range fOr die bis dahin veiter 
ftll% gewordenen Zineen , da diese Ins criplira alebl blos ato eine Efoeaennig jener voa 
1830, aondem auch als eine neue Einscbrcibung anzusehen ist, dureb welche diese apile- 
ran Zinsen hypothekarisch gesichert werden sollten, und nach Vorstehendem aach konnten. 

C. Die Anweisung für die Zinsen konnte namentlich nicht, auf Grund 
des Alt. 214Ö Nr. 4 B. G. B. , um desswillen versagt werden, weil in der Ein- 
schreibung nicht ein evaluirter Betrag der zu sichernden Zinsen angegeben 
wurde. 

Der Ali 3148 besdchnel ninlieb twei FlDe, in wddien er den Beirag der KapHd» 
•diniden vndder Zinsen dieser Kapitalschulden angegeben wissen will, und zwar dem Titel 

gemäss, wenn solcher diesen Betrag selbst angibt, oder in einer aproximativen Abschätzung 
(Evaluation), wenn der Titel eine solche Angabe nicht enthält, letzteres aber da, wo diese 
ETalnallott ancb anbefoblen iaL Eine seid» EvalMtlon ist aber In Art. 9132 
B. G. B. (best&tigt durch den Art. 2163) nur TOr die Convention eilen Hypotheken Torge- 
Bchrielicn, dagegen in keinem Gesetze eeboten. /!n<!=> (^itip Einschreibung aus einem ürtbeile, 
welches eine unbestimmte Verbindlichkeit sanctiomrt, eine Evaluation enthalten mOase, wie 
denn auch umgekehrt Itein Qeeete rerbietet, in Oenieebeit eioea aeleben Urtbtfla eine «a- 
beetimnle EioadireibBag sa nehmen. Insbesondere lisat aieb bierfbr aae den Ari 3148 Kr. 6 
zweiter Salz und aus dem Art. 2153 kein srhiOssiges Argument entnelimen. 

Man kann auch nicht ob paritatem rationum, wenn eine solche auzunehmea wäre , von 
der conventioneilen auf die judicielle Hypotheke berQberschliessen , weil schon an und flir 
•ich eloe Audehmug iingnUrer YorsdirifleB naeh Analogie aiebt plaivgrattUeh IM; 

Vielinehr onus man annehmeD, daas ans dnem ürtfaeUe , veldiaa keine 
Condemnation zu einer bestimmten Summe enthält, auch für eine solche For- 
derung ganz so wie for dne Forderung, welche aus einer Legalhypotheke ent- 
steht, eine dem Betrage nach unbestimmte Einschreibung zuzulassen sei. 

Es kann auch nicht behauptet werden, dass dieses wi-ler die allgemeinen Priiiripien des 
Hypothekarrechts, nämlich wider jene der Specialitat und Publicit^t, Verstösse ; denn ail«r> 
dfaigs war das Oesels vom lt. Brameiro Vn anf jene fiMte Priadpien gehaal, dagegen Ul* 
det der Titel des B. 0. B. „Von den Privilegien und Hypotheken" nur das Resultat einer 
Transaction zwischen dem System des Brumairegesetzes und dem dem ursprünglichen Ke- 
gierungsprojecte ta Grund gelegten alten , auf Clandostinität und Generalität beruhendea 
BeeMo; eine Folge dieser Traosaetion Ist ea, dass die bypothjqnes jndieiaina ao wenig, 
wie die bypofbiqnse legales dem Prindp der Speclalilit unterworren wurden. 

Wenn ea nach allein diesem schon tronngt hSltc, um das Hypothekarrech l des v. Cor- 
dier für Kapital und fällige Zinsen zu wahren, eine unbedingte Einscbreibung für alle im 
Augenblicke fälligen Betrüge an Kapital und Zinsen zu nehnen, w konnte der Binsdirei* 
bong von 1M8 ftt die danala ToifaUenen Zinaon niebt daran die Wirkaankeit TOriKgl wer* 
den, weil dieselben nicht darin dem Betrage nach evaluirt waren. 

Darm Stadt, 6. Notember 185Ö. (B(u. o. Cas.) t. Cordier g. Belnont (Emmerling 
1855. I. 107.) 

Gfr. Oilbert ttt Art. 3118 B. 0. B. Br. f 3 a. £ 
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Zu Art. 2154. 

1) Ernenernng der Hypothekareinschreibnng; ErforderniBS. 

Nach richtiger Interpretation des Art. 2154 B. G. B. genflgt es zur gfll- 

tigeu Erneuerung einer Hypothekareinschreibung keineswegs , dass vor Ab- 
lauf von 10 Jahren vom Tafj^e der ersten Einschreibiini^ eine neue Einschrei- 
bung ficnorainen wenle, vichiu'hr bewirkt die wiederholte Einschreibung: nur 
dann die Conservation der fnlheren, wenn sie zum Zweck der Erneuerung 
dieser und unter ausdrücklicher Erwähnung, dass sie zu diesem 
Zwecke geuummen sei, innerhalb der gesetzlichen Frist genommen wurde. 

Dermitadt, 99l NoTember 1832. (Bej.) Werner g. ümm, Eitii^r ete. (Arehir 
von Glaubrech u. Demborg, Bd. I. S. 416.) 

Cfr. QUbert n Art. 2154 B. G. B. Nr. 32 n. f. 

2) Erneuerung der Einschreibung nach stattgehabtem Ver- 
kauf des Unterpfandes und eröffneter Ordre; Erneuerang 
der Of ficialeinschreibung des Verkaufs-rrivilegiums. 

A. Wurde das mit einem Privileg und Hypotheken belastete Grundstück 
versteigt und über den Stcigcrlüs ein Ordre-Verfahrcn eröffnet, so ist die 
Erneuerung der Hypothekareinschreibung zwar nicht mehr im Verhiiltniss 
der Hypothekargläubiger unter sich , wohl aber zur Erhaltung der Hypothe- 
karrechte gegen einen dritten Besitzer nöthig. 

B. Audi die Officialdnachreihiiiig des Yerkau^riTilegs Yeiliert ihre Wiri^ 
aandceit, wenn sie nicht m den 10 Jahren emeaert wird. 

iß. dM Nbere m Art W0 B. B.) 
Darmstadt, 22. Januar 1S38. (Hej.) Fiscus g. SetaoU. 
Cfr. ad A. Gilbert zu Art. 2154 B. G. B. Nr. 30. 

ad B. Gilbert zu Art. 2154 ib. Nr. 1 u. IT. 

3) Zwangsversteigerung; nachherige Erneuerung der Ein- 

ächreibuug; neue Versteigerung gegen den Steigerer; 
RangordnungsTerfahren. 

Der Gläubiger, welchem zur Zeit des in einer gegen seine Schuldner 
erlmnnten Zwangsversteigerung stattgefiindenen Zuschlags eine gehörig ein- 
gescfariehene Hypothekarfordening sastaod, hat nicht nothwendig, diese 
Einschreibung vor Ablauf von 10 Jahren zu erneuern, um den ihm gemXss 

dieser Eänsdireibung zustehenden Rang auf den Steigpreis geltend zu machen, 
selbst wenn der Steigerer nicht bezahlt haben sollte, und ein anderer Gläu- 
biger, in Folge einer ihm in dem Rangordnungsverfahren im privilegirten 

Range crtheilten Anweisung, gegen den säumigen Steigerer das nündiche Ira- 
möbel zwangsweise hatte, versteigern lassen, das Rangordnungsverfahren 
nunmehr gegen diesen Steigerer eingeleitet wurde und dessen Privatgläubiger 
ebenfails dabei concurriren. 

Sehen durch den Zwangsverkaof des Terhypotbeeirten ImmObels wird der Zweck der 
'Hypolbtke (ans dar Taritetgamng im Uoterpftuides die Mitlei xor Befried^irag dei GUii* 

bigcrs 7.U erlangen. Art. 2204 u 2118 B. G. B.), sowie jener der Einschreibung (die Exi- 
flleni der auf dem Imiuöbel lastenden Privilegien mu\ ITypothekcn zur ulTentlichen Kenntnigs 
zu bringen, dadurch dem Iiiacribenten seine Bealrechte zu wahren und zugleich den Hang 
ier CHinUger miler sieh n flxiren) realislft Mithin kann es aneb , eowie dnrdi den Zwaogs- 
verlc.-iar der Zweck der Hypotbeke erreicht und damit nofliwendig auch der Rang der nm- 
mebr auf den Steigpreis angewiesenen HypotliekaigÜnbfger fixtrt ist, sar Oo n ssrflra n g 
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dieses RangM der Inscriptions-Erneuerung nicht mehr bedOiftll. Hiirgegen kaim der Art. 
2151 B. G. B. Dicht angerufen werden, da solcher i\h Erneuerung nur fOr den F*U !>•• 
atitnuit, wo das Hypotbekarrecbt noch nicht zur Wirkeainkett iiediebeo ist. 

VtA Art 163 des 6eMts«t fom 3. Man. III bednifte et bei Einleitung des Bug- 
ordDttogsverfshrens nur der Vorlegung eines Austugs der bis zum Zuschlag eiqgetra^ 
genen Hypotheken, und es ist nicht anzunehmen, dass der Art. 33 des OeMMn TOfll tl. 
Brum. VII und Art. 752 B. P. 0. diese Vorschrift getndert haben. 

Ais den Art m bis 174 B. P. 0. folgt nieht, daet das Hypotbekan«ebt erst dwA 
die Zahlung realisirt werde, also bis dahin die Erneuernng nfltUg sei; dnreh daa Colloea- 
tioosverfahren werden keine neuen Rechte begründet, sondern nur die vorhandenen decla- 
rirt; der Rang der Gläubiger unter sich muss schon vor der Zahlung besiimoit sein, der 
Zeitpunkt der Zahlung kann daher fttr die Bangbestimmung nicht niaassgebend sein. 

In der reehfUehen BeorfheUung der Sache wird dadnreh nieble geladert, dasa tat eea- 
creto eine neue Zwangsversteigerung nothwendig gewordeu ist, da diese neue Verateigemag 
nur eine Consequenz der frUbereu ist und an die Stelle derselben tritt, hierdurch aber die 
Bechte der Hypotbekargläubiger, welche bereits durch den ersten Zuschlag fixirt und in 
dem daraafhin aufgesiellten Statut erUirt worden waren, nebt alterirl werden können. 

An diesen Rechten ranai^ aoch der Diustand nichts zu andern, dass bei dem neuen, 
gegen den früheren Ansteigerer eröffneten Rangordnungsverfabren auch Hypotbekargliubiger 
dea Letzteren eoncorrireo, da hier niclit etwa ein droit de suite gelteud gemacht, sondern 
nur die Bealiaation der von den Gemeinadmldner durch aeino Anateigerung übemoinaanan 
Verbindlichkeiten gegen das in tainen Bänden verbliebene angesteigerte Inundbel, nnd twnr 
auf Grund der in dem früheren Collocationsverrahrcn ertheilten Anweisung, Terfolgl wird. 

Berlin, 21. Oclober 1862. (Gass.) Lohmaiin g. Jonas. (K. A. 57. II. 53.) 

4) Einschreibung, hypothekarische; Noth wendigkeit der 
Erneuerung; gütliche Vertheilung. 

Die Einschreibung eines Privilegs oder einer Hypotheke bedarf nach 

stattgehabter gütlicher Vertheilung (nach einer ordre amiable) zur Sicherang 
des darin einem Hypothekargläubiger den andern Gläubigem gegenüber zu- 
erkannten hypothekarischen Ranges und der demgemäss ertheilten Anwei- 
sung nicht mehr der Erneuerung. 

Wurde in einem solchen Verurtheilungsacte Tom Jahre 1844 einem Qliubiger A. g»- 
niaa Einaehralbong voas Jahr IMl der araia Rang, einan aadam Oliubiffer B. gaaritea Bin- 
•ehreibung von Jahr IMS der sweite Bang saerkaant nnd dafbr Anweisung im betreflea- 
daa Bange erthcilt, der .\usthciluiig8Status auch Ton Beiden als gültig anerkannt, dem- 
BlehBt aber, da die den Gläubigern ertheilten Anweisungen nicht betahlt wurden, das ver- 
hypolhaeirt gewesene Immobel auf Anstehen des B. im Jahr 1855 zwangsweiae versteigert, 
io kamt dar B., wenn er gleieh aetae Efaiadireibnag in Jahr 18M araanaii haMa, wih- 
raad eine Emeaerong der Einschreibung des A. in den 10 Jahren nicht erfolgt war, dennoch 
bei der Vertheilung des Erlöses der erwiboten Zwangsvereteigernng nur den Bang nach 
A. in Anspruch nehmen. 

Wem vimiieh aadi die Hypothekareinoehrelbnagea, an ihre raehtlieha Wirkaan^keil 
XU erhalten, in den 10 Jahren erneuert werden mOssen (Art. 2154 B. 6. B.), so hat doeh 
diese Formalität der Erneuerung von dem Zeitpunkte an keinen Zweck und keinen Nutzen 
mehr, wo die Einschreibungen ihre "Wirkung erfüllt haben, indem kratt derselben das Recht 
dea Hypelhekar^iiibigwa voa den verbypothedrten Inndbel auf den Prala daaaelbea Sber- 
tragen worden tat, wie solches in Torliegendetu Falle durch die vereinbarte Vertheilung von 
1814 geschehen war; durch diesen .\ct. weicher die Stelle des Gesetics unter den ihn ab- 
schliessenden Partien vertritt (ArL 1134 ib.), haben A. und B. ein unwiderrufliches Recht 
aar den Preia dea varhTpolbadrtaa launiMa in dam darin ihnao ngealandanan Bange ei^ 
laagt, waleheo Baehtterdi die wegen Kiehtiahloag dar Aawaiattagaa nothwendig gewordene 
Zwangsversteigerung nicht aufgehoben werden konnte. Zwar wQrde, wenn ein dritter, bei 
Jener gütlicheu Vertheilung nicht Concurrirender, in Oemässbett eines ihm von dem Gemein'- 
schulduer einger&umteo Hypothekarrechtes , in der Zwiaebeaieit Einaobreibmig geoomasen 
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Itftte, dar GltaUger A. die $m in naleriMitMO Ernenarong Mfaer EfnMbnitang iMh «r- 

gebenden Folgen iv tragen und dem Dritten nachzustehen h.iberi; allein diese Gefahr, wel- 
cher sirli A aus?et7.*c' , knnn das Recht do8 B. , wie es die Vertheiluni von 1844 feataetxte, 
weder veiinimieru nucli veniiehrcu. Dieses ist die waiire Bu leutung und Tragweit« des frag- 
lichra V«rlheilangtacl68 von 1844, uui aof diese Art combinirl, enengt die pertSatlcfa« 
Obligation und das Hypotbakarre^ht alle ihnen ei^enthilniliche Wirkun^^en. da das letztere 
80 der w esentliclicn Redininin!: lier Puhlicitiit nicht entzogen wird. Das Urtheil , welches 
dcDoocti deiu Ii. den Vorrang vor B. einräumte , oline auf die Vereinbarung von 1844 KQck- 
•iel|l ta nebioea, iat daher wegen Variatxnng dea Art 1134 B. 0. B. to oaaairen. 
BrOasel, 17. Januar 1861. (Ca.<<s.) (Pasicr. 1861. I. 110.) 

Cfr. Ut theilo dos Cassaiionshofs zu Brflssel vom 6. .\u^ust 1M6 und 14. Juli 1868| 
Gilbert zu Art. 2154 B 0 B. Nr. 17, 23 und 

5) Erneuerung der Hypothekareinschreibung nach eröffne- 
ter Bciieficiar-Er b.schaft; Zweck der Hypotheke, der Ein- 
Schreibung und der Krneuerung. 

Auch nach Eröffnung einer sub beneticio legis et inveDtarii angetretenen 
Erbschaft hat der Hypothekargläubiger des Erblassers, um nicht seiner aus 
einer früher genommenen und zur Zeit der Erbschaftsantretung noch nicht 10 
Jahre alten Kinschreihung ihm zustehenden Hypothekarrechte, sowohl andern 
Gläubigem als dem dritten Besitzer gegenüber , verlustig zu gehen, gemäss 
Art. 2154 B. G. B. zu erneuern. Erst wenn die liypothekareinschreibung 
ihren Zweck vollständig und definitiv erreicht hat, bedarf es nicht mehr der 
Emeuemng. 

Es vorlieit demzufolge jener Gliubiger namentlich dann wegen unter- 
lassener Emenerung seinen Hypothekarrang, wenn zur Zeit, wo die zehnjäh- 
rige Erneuerungsfrist endigte , der schnldnensche Baiefidarerbe zwar die 

gerichtliche Autorisation zur Veräusserung der zur Masse gehörigen und in 
der Hypotheke begritVeneu Immobilien erlangt, die Veräusserung selbst aber 
noch nicht stattgehabt hatte. 

Der Art. 2154 be8|iuimt o&mlicb ganz allgemein, dass die Wirkung der Eioeebreibnng 
«tear Hypodiaka aofbört, vann aie nidit vor AUanf Ton 10 Jabran emenarl wird. 

Dar UoMtand, daaa vor Ablauf diesar Friil dar Sebnldner starb und daher desaaa 

Narhlasfl nur unter der Tfochlsn ohltbat di'« Inventars angetreten wurde, befreit den Gläu- 
biger nicht von der Erneuerung; dieses würde der Fall sein, wenn wirklich gemäss 
Art 2146 ib. die nach Eröffnung der Beneliciarerbseball bewerkstelligte Erneuernng 
ataar Inaeriplloii keine Wirknog Inaaem kannte, da daa Gaadi imulSgliah dia VarbindUah- 

kcit 7.U einer Fnrmn'itiiI auflpien kann, welche es selbst fOr wirkungslos erUllte; dieie 
Voranssctiung Irilt aber nicht e n . da der Art. 2146 nur auf neue prirailive Einschreibungen 
nicht auf Erneuerungen von Inscriplionen .\nweDduDg flndet. (S. unter Art. 2146 die näher 
AosnibniBg.) 

Der Zweck dar Hypotheke besteht im Allgemeinen darin, Sicherheit wegen Zah- 
lung der Forderung and zn dem Knde das Recht zu erli.iltcn, »iio Ver;nis?erun^ des Unter- 
pfandes bis zur Befriedigung uicbt nur gegen den Schuldner , somlern auch gegen dritte 
Baailiar ta batraiben; dagegen ist dar Zvaek dar Inaeription, toaowail ar aleb aaf 
Dritte baxiaht, nicht bioi dar, den Rang unter daa Oliobigan daa Gemeinschnldnera vi 
fixircn, soiiii^rn y'hx d^liiii . dem cincrf 9rbriel'onen Ilypotiickcnrcdilc pegcn Dritte, d.h. gegen 
andere Glaubiger und gegen die dritten Besitzer der vcrhypothecirten Immobilien, Wirksam- 
keit m verleihen , an welchen Zweck sich jedoch noch ein w^terar, der öffentlichen Ordnung 
aogahdrender knüpft, nimlieh jenar, daaa ea sw Sieharliait daa Eigao^na «id mr Er- 
haltung des offentlichon Crclits nothig ist, den Hypotheken PubjicitSt za gaban. Der Zweck 
der Erneuerung dor Inscriplion kann niimlich. zufolge der Xatur der Sache, nur der 
'sein, den rechtlichen Wirkungen der Insaiption Fortdauer zu schaffen, oder deren Erlö- 
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•dmaf mA AUnf von 10 Jahran tn Teiliiiidern. Hiemacih fart iw Zweck dar roicripHon, 

insoweit es sich niflbi TOm Sehaldner, sondern vom Dritten handelt, von jenem der Hypo- 
iheke selbst keineswegs verschiedfn , fSllt vielmehr, weil er als ein nolhwendigcs Mittel, 
den endUchea Zweck der Hypotheke, nämlich Zahlung; der Schnld, zu err&ieben, erscbeioi, 
ntl liiMni mMBni««, was aus gleicbem Grande von der Eraeoenmg gelten nrati. 

Wae nun die Frage betrifft, in welchem Zeitpunkte der Zweck der Inscription a!a er- 
reicht lu betrachten, mithin eine Erneuerung nicht nii^hr nöthi;^ st'i . ?o ist dioseüif' im All- 
gemeinen dahin zu beantworten, dus, so lange die Hypotheke selbst noch be«i'Mit. sn !;inire 
aie noch gegen Dritte Wirkung fiassert, oder doch wegen gedenkbarer Verän Ici uugcu des 
vorllogeodan Sadiverhllliiiwai biiami kann, der Zweck der Inaeripllon audi nielil ala 
vollständig erreicht zu erachten ist. 

In substrato war der Zweck der fragliclicii Uypoihekarcinschreibung zn der Zeit, wo 
die lOjibrige Ernenerangarrist ablier, noch nicht erreicht, denn es war zwar die gericbt- 
Udie Anloriiatioa tnr Verlnaeernit der tm Benefieiamaaie gebarigen und verhypotlie- 
drten LiegenschaAen ertheilt, die VerSoMerang selbst halle aber noch nicht stattgehabt 
Es war aber allerdings möglich, dass diese gar nicht vor sich ging, weil die Beneficiar- 
erben die Verlassenscbaft nachuiais unbedingt anzutreten sich veraulasst finden, oder der 
Wobllhaft dea Inventars in Folge Einmlaeliang verlosiig gehen komiten, in wekÄen Fällen 
die Sache In den Znalaod gekommen sein würde , welcher bei gleich anraage erfolgter m- 
bedingter Annahme vorgelogen hätte. Der Umstand, dass es sich später zeigte, ilans 
jene Möglichkeiten in Wirklichkeit nicht ein<jetreten sind, ist bezQglicb der zu entschei- 
denden Frage, ob die ErfllUang des Zwecke der Inaeriiflion «oe vollstiadige nad deAnitire 
gewesen sei, ganz gieiehgOltig , da hierbei nor anf den Zeitpnnkt, wo die geseisliche Er- 
neoerungsfrist ablief, gesehen wer-len kann. 

Auch aus dem Art. 806 B. O. B. in Verbindung mit dem Art. 2146 ib. läset sich nicht 
folgern, dass der Hypolbekargläubiger von dem Beneßeiarerben Deberwei8nng des Sleig- 
preisea verlangen könne, wenn nnr inr Zell der Eröflhnng der BeneAeiar-Verlaaeeaadiaft 
seine Hypotheke inscribirt gmvcsen sei; es findet hier das oben, zur Boantwortun? der 
Frage, ob eine Erneuerung nach eröfiheteui Qeneficiarnacbbua solisaig und nöiliig sei, Oe- 
•agte seine Anwendung. 

Darnatadt, 7. December 1840. (Itej.) Werner g. Beinaeh o. Cons. 

Darmstadt, 7. December 1840. (Rej) Meyer g. Beinaeh o. Cooa. 
Cfr. QUbert »i Art. 2154 B. 0. B. Nr. 11 u. f. 

Zq Art. 2154 uod 2155. 

Eintragung gesetzlicher Hypotheken in die Hypothekeu- 
register; Erneuerung ihrer luscription; Nothweudigkcit 
derselben; Verpfliehtung des LegalTornkandes zu deo 
Kosten der Inscription. 

Johann Trapp von Otterberg war gesetslleher Vonnund seiner beiden miaderjibrigen 
Kinder. Auf Requisition der küuigl. Staatsbehnrde wurde unterm 24. Mai 1836 die LogaU 
hypotheke, welche den Kindern auf die Immobilien ihres Vaters als Vormund zustand, in- 
scribirt, und diese Inscription am 23. September 1845 auf Requisition derselben Behörde 
ernenert Eine weilera Eraenernng fuid aodann am 10. Jnli 1954 statt. Die Staatsbehörde 
hielt sieh fhr berechtigt uod TerpBichlet, dieselbe xu requiriren , weil , wenn anch inzwischen 
die beiden Kinder Toiljnhrig geworden waren, ihr Vater doch noch keine Rechnung 
Ober die Verwaltung der VormundschaTt abgelegt hatte und seine Kechnungs- 
j^ehtigkeit bis snm lurQckgelegten 31. Lebensjahre der Kinder, von welchem dieselben 
nodi 7 vnd besiehnngsweise 6 Jahre entTeral waren , dauerte und sohln aaeh die Legalhypo* 
theke noch fortbestand. Die Kosten der Erneuerung der Inscription betragen 1 H. 28 kr.^ 
welche von dem Vater der Kinder, als noch rechnnnirspf lieh tigern Vormunde, ge- 
fordert worden. Auf seine Weigerung, diese Kosten zu bezahlen, achritt das Hypotheken- 
amt anf den Grand eines exetntoriseh erkürten Zahlbefehls gegen ihn mit einer Mobiliar- 
execulion vor, gegen welche er Opposition einlegte nnd dem königl. Aerar Ladung vor das 
kOnigL Bedilugeriefat in Kaiserslautern gab. Dieses erkUrte durch ürtbeil vom Ift. Jaai 
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1855 die Opposition für begründet, vernichtete den Zablbefehl und alle vreitcren Verfolgangen 
tml6r Vtmrtkdlraf des ksnigl. A«nirs in die Kosten, indem du Oerieht Ton der Antielit 
anfing, das Gesetz habe der StaAisbehSrde blos die Vertretung der Minderjährigen 
zur Pflicbt {»('macht ; hier aber haiHIe es sich um Grossjäbriee , denen dio Wahrunfr ihrer 
Hechte selbst möglich gewesen ; ebenso wenig käunteo, weil die Krneueruug der Inscription 
in Intereese dee Pohliltnm« liege, dem Opponenten die Kosten denelben wr LMt 
gelegt wcrJcn, da nreprOnglich nur die Vorinflnder verpflichtet seien, die gegen sie beste« 
henile Hypothckc zur rtfTentlichcn Kunde zu hrinfjen; hier aber hahe das Vorniundschafts- 
verb&ltmss zur Zeit der Inscriptiouerneuening längst nicht mehr ezistirt, mitbin auch fdr 
ile SlHlabaiiOrde die BeredMlgiuig xa diewr Erneuerang eoMirt, da dietelba Bar, wai dfa 
VonMndar vereiamea, beeoigea solle. 

Von Seiten der KreisfinanzstoÜe wurde dieses Urtheil durch Zahlung der Kosten voll- 
zogen und war sohin in Rechtskraft erwachsen, weshalb nun der königl. Gencralprokurator 
am Cassationsbofe, als er Kunde ron demselben erhielt, nur noch im Interesse des Gesetzes 
die Caisiiiing des Drtbells proTodrte. Der Gsssslionshof TernleMete andi wirklich In Inlei^ 
Sisa das Qaietzes dasselbe und zwar ans folgenden Erwägungen : 

Dem Minderjährigen steht nach Art. 2121, 2122 und 2135 U. 0. B. für alle ihm durch 
die ▼onuundscbaftliche Verwaltung liegrOndeten Forderungen eine gesetzliche Hypothek auf 
die simmtHehen Uegenschaften des Vermondes sa, und swar nicht etwa mit elaer Besehrln- 
kung auf die Daser der Vormundschaft, sondern, wie sich aus der Natur der Sache und dem 
Wortlaut des Gesetzes (Art. 2135) jremiffend ergibt, filier die Minderjährigkeit hinaus und 
so lange, bis die Ansprache aus dem vormundschnftlichen Verhältnisse irgendwie erlosclien 
sind. Diasa Daner der Rypolbeke fdr die aneh nach eingetretener Orostjibrigkeit noch 
fortbestehenden und erst jetzt zur eigentlichen Geltung gelan(!<>nden Forderung an den Vor- 
mund war in dem Gefsetez vom 11. Brum. VII (1. November 1798), Art. "21 \r. 2 und Art. 
23 ausdrtlckiich anerkannt, da hiernach die Inscription des ünlerpfandrechtes dasselbe bis 
aur deSnitiven Bereinigung der Vormundechaflsreehnang und selbst noch 9 Monate lang 
nashhst eonserviren sollte, eine Ai:crkennung, die das CivUgesetzbuch keineswegs Ternagt, 
sondern, weil es im BefirKTc der Hypothek als eines accessorischcn Kechleg liest, dass sie 
so lange besteht, als die dadurch gesicherte Forderung selbst, speciell auszudrücken für 
llberfliiesig hielt. Allerdhigs bedarf es nadi den gesetsllehen Bestimmungen tnr Wirksam- 
keit der Hypotbeke für Forderungen aus dem vormnndsdianHehen Verblltniss dar sonst ga* 
furderten Inscription und foi^'ewfive auch der Erneuerung derselben nicht. Wenn dessen- 
ungeachtet die Art 2136, 2137 und 2138 B. G. B. den Vormflndem und subsidiär der Staali- 
bebörde es zur Pflicht machen , die Inseripilon TorashawB zi lassen , so geecbah dies nur, 
um nsben dem Interesse der Minderjährigen aueh das Interesse aller derjenigen xo wahren, 
die mit Vormöndern in Vertra?«v(>rhä!tn:s>-e kommen n r.rht -n , und Oberhaupt um das Prin- 
cip der Publicitüt der liypotheke möglichst aulrecltt tu erhalten. Die Staatsbehörde 
bandelt hier also zugleich im Interesse des Publikums überhaupt, in der Wahrung eines 
groassn gasstsUcben Prindps, nieht grada nie Tertrster dar Minderjdhrigaa aUaia. BasQg- 
lich der Ernensrung der Insrription gHten aber olTenhnr und folzcrichtigarwaiaa dia* 
S4>lben Grundsätze wie für die primitive Kinsrhreihung , und die Staatsbehörde war also 
im vorliegenden Falle, da Trupp nocii nicht Rechnung gestellt hatte, bereclitigt, die Inscrip- 
tion smeoem tu bwsen, deren Kosten nadi Art. 2166 ib. dam rsehmnigspfllehttgm Vor- 
mund zunächst zu Last kommen etc. 

München, 4. März 1856 (Tnüs.) Trupp g. königl. Aerar, hier Cassalionsrecurs der 
königl. Staatsbehörde gegen ein Urtheil des königl. Bezirksgerichts Kaiserslautern vom 15. 
Juni 1886 (hn Intsress« das GeasHes). 
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(Art. 2157 — 2166.) 



59. 




932 



Bargeriiehss Gea«lzbtteh (Ali 2157 n. 2160.) 



Zu Art. 19157. 

1) Legalhypotbeke der Ehefrau; Löschung der Einschreibung 
des subrogirten Gläubigers; Hecht des üypothekenver* 
wahrers, nur theilweise zu löschen. 

Hat der in die Legalhypotbeke der Ehefrau snbrogiite Gläubiger aus- 
schliesslich zu seinem Vortheile , bis zum Belaufe .seiner Forderung , eine Ein- 
schreibung dieser Legalhypotbeke erwirkt, und demnächst in die Löschung 
aemer Eimdireibuug eingewilligt , so iniiss der Hypothekencomemtor diese 
Eiiisclireibnng ganz lOscbcn; er hat weder das Becht, noch die Pflicbt, die 
Streidiaog der EinsdMlmiig nur beztlglich des subrogirten Glftabigers» 
nnter Beibehaltung dersdben im Interesse der Ehefrau, su bethätigen. 

Griin(!sätzlich hat die Einschreibung nur tum Zweck , dem sie requirirenden OUaMfOr 
das ihm nacli seinem Titre zustehende Recht zu sichern Das Recht dc.4jeni<;en, welchem 
eine Hypotbekarforderung cedirt wurde , ist zwar sciueui Lisprunge nach mit dem die llypo- 
iMk^ ördrenien Tit«l mlmnlMi, leitet aieli aber zimiehst von der CeMlemarkiHile ab; 
das ihm durch die GeMton übertragene Bccht wird durch dir von ihm genommene Inscrip- 
lloii conservirl; wie er beragt ist, von diesem Rerhl keinen Gflirntich zu machen, keine 
Eiiiscbreibting zu nehmen, so kann er auch selbslstäudig darauf verz'cbten, in die Slrei- 
dmog denelben «inwilligeD. Kdoen Ualeradiied neeht ee, veiiii ee tiidi von eiaer Cee^ 
dee Legalhypothekarrcchis einer frw handell; der Bubrogirte Olfinbigcr hat keinen Beruf, 
die Rechte der Ehefrau lu waliren, ausser soweit sie ihm flhcrtracon wurden; es Ifisst sich 
also auch nicht annebmeu, dasa, wenn er zur Wahrung seines Rechtes eine Eiascbrei- 
buiig nahm, er zugleich all itflliehwtigender BevoUmiehtigter der Frao gebuddl habe. 

Paris, & Febmar 1861. (Gase) Q. d. P. 1861. 8. 310.) 

3) Ldschung der Hypotheke einer Dotalebefrau mit Bewilli- 
gung derselben; Wirkung auf spätere Einschreibungen. 

Hat der Hypotbekeny er wahrer, mit Einwilligung der Dotalebefrau , die 

fttr dieselbe zur Sicherung ihres Dotalvcrmögens genommene Einschreibung 
im Jahr 1855 gelöscht, obgleich die Ehefrau wegen Unveräusserlichkeit der 
Dos zu dieser Einwilligung gar nicht befutit war, so äussert doch diese Lö- 
schung, den Hypothekargliiubigern des Kheinaunes gegenüber, welche erst 
nach der Löschung von ibüö Hypotheken erworben und Einschreibung ge- 
nommen haben, ihre volle Wirkung. 

Die Ekafim kann, auf Omnd threr frlUierMi, aber gelMchlen HypolhekareiiMAraibmig, 
keinen Venang v«r den erst naeh der LOsehvog ehigeicbriebeiien apiterea Bypelbekar- 
glinbigern ansprechen. 

Paris, 13. April 18G3. (Rcj ) (Sir. 1863. I. 297.) 
Cfr. Gilbert zu Art. 2157 u. f. B. G. B. Nr. 38 a. f. 

Zu Art. »160. 

1) Wirkungslosigkeit; Erlöschen des Eintrags; 

Ungflltigkeit 

Es ist nidit statthaft, den Emtrag eines Urtheib fftr sidi allein, d. b. 
ohne Anfechtung des Urthals selbst, mit der Behauptung anzugreifen, dass 

letzteres durch Collisionen erschlichen sei, sondern die Klage muss auf Be- 
seitigung des Urtheils selbst gerichtet werden , 

weil Ober dessen Kechtslio'tjlmlißkcit nicht incidcnler und pclesirnhcillii'h oiner Anfech- 
tuog seines Eintrags ins Plandbuch eutscbieden und Eintrag des Urtbeils wogen Lugül- 
l^keit dea leteleiao nieht gealileheo werden kann, wahrend dae Unheil eelbil eteben bMbl. 

Mannheim, 1861. <Obeiho%. Xtbrh. 1862/53. 8. i^) 
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2) Wirkungslosigkeit des Eintrags; wicderaufgehobenes 

V ersäum uugserkeuütniss. 

Der Eintrag eines Versliumungserkenntnisses verliert die Wirkung, welche 
ihm Art. 2123 B. G h. viMleiht, durch die Wiederherstellung des Beklagten 
nicht, denn durch diese Wiederherstellung ist das ergangene Versäumungs- 
erkenntniss noch nicht erloschen, sondern es ruht nur einstweilen bis zur 
Erlassung des Urtheils , und das Kecht desjenigen , für welchen es erging, 
lebt wieder auf, wenn durch das Endortheil in der Hanptsaclie ebenso er- 
kannt wird, wie im Vers&umungserkenntniss geschehen. 

Mannheim, 1. September 1S48. (Annal. 1848. 8. 160.) 
Mannhei m . . . . (Oberhofg. Jahrb. 1851. S. 9.) 

Za Art. 

Ilinderung des Pfandrechts. 

Der K&iifer kann von dem Verkäufer, welchem er ein Kan^rdsziel be- 
zahlt hat, verlangen, dass derselbe sein Vorzugsrecht für den Betrag der 
gezahlt erhaltenen Snmme (auf Kosten des Käufers) streidien lasse. 

Der Verkfiufer hat kein Interesse daran, dass der Eintrag in ganzer Aasdehnung, also 
auch für den bezahlton Tlidl dfs Kauf8cliiliin;,'8, länger fortbesteht, weil für die getilgte 
Forderung jcUc Sicltcrheit unnöthig ist, and der Art 2163 Abs. 2 B. G. B. siebt oicbt im 
Wege, weil er keine Vorsebrift fBr den gegebenen Fall enthStt mi nacb Art. 3160 vnd 
2180 ib., womacb die Ansstreichung der eingetragenen Yorzogsrechte erfolgen nniM, wenn 
die li'tifert'ii in gcsetimSssigem AVi';:o alitrethan sind und darnach das Vorzugsrecht mit der 
Tilgung der Hauptschuld ertischt, auch die Streichung des dessCsUsigen Eintrage erfolgen 
nnes, insoweit das Recht eelbst darcb Zablong getilgt ist. 

Maanboin, 0. April 1863. (AnnaL 186L a 85.) 



Sechstes Hapitel, 

Von der Wirkung der VarzugsrecJUe und Unierpfänder wider driUe 

OttUinhaber, 

(Art 2166 — 2179.) 

Ztt Art. 2166. 

1) Wirksamkeit der Einschreibung, den dritten Besitzern 

gegenüber. 

Das Hypothekarrecht besteht unabhängig von der Einschreibung (Art. 
2114, 21S4, 2166, 2181 u. 2182 B. G. B.) und kann zu jeder Zeit noch 
mit voller Wirksamkeit gegen den dritten Erwerber eines belasteten Grond- 
stOiikes inseribirt werden, insolange dieser seinen Erwerbstitei nicht liat 
transcribiren lassoi, ond wenn der dritte Besitzer erst seit der Pabtteathm 
des Art 834 E P. 0. erworben hat, selbst jioeh vierzehn Tage nach dieser 
Traoscription. 

Oarmfiadl, 8. Juni 1841 (OmM M«t^ g. Hospital n Woran. 
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2) Hypothekarverfolguug des dritten Besitzers; Erneuerang 
der Einschreibung nach der Versteigerung des Unterpfan- 
des; Erneaerung der Officialeinschreibnng eines Verkauf- 
Privilegs; Einschreibung des Privilegs durch einen 
andern Gl&ubiger; Einschreibung des Gollocationsborde- 
reau gegen den Autor. 

N. liess iiu Jahr 1811 ein InitoObel. auf ileni Hypotkeken lasit ltMi, %'eisliMg»>rn; X ^teigle 
da« Itiiiiiöhc! ; Oflicialeinschreibunfj des Hypotliekonbewahrprs fiir das Vcrknufspririlej: vom 
Jahr 1811; im Jahr 1812 wurde ein Unngordnungsverfabren zur Vcrtheilun;i des Preises 
jmr Veraietgeraog «roflhet; L. , ein Gliabifter des V. , Hess im Jahr 1899 das Verkanft- 
privileg des N. gegen X. aufs Neue einschreiben; erst irn Jahr 183G wurde das Ordrerer- 
fahren ffoschlosson und zufolfr*- des definitiven Status dem F.. welchom eine im J^ihr 1S06 
in die Hypotbekeoregisier eingetragene HypoUiekenforderung gegen N. zustand, ein Collo- 
callonsbordereRO aar den Sielgerer X. srtheill , das er sofort gesen letzteren einsehretben 
und nminehr gegen X. als Scholdncr nod gegen S. als drittSD Besitzer Kypothekarverfol- 
gangen einleiten liess; dieser S bafte das IfflcoObel TOn X. im Jahr 18*26 erkauTt , aber 
seine Emerbsurkuude erst 1835 iianscriliiren lassen. Aaf die gegen jene Uypotbekarver- 
Ibtgmg TOD Selten dss S. gegen F. eingelegte Opposition wurde critannt: 

Diese Hypothekarverfolgung stellt sidi wegen Mangels einer gehörigen 
Hypothekareinschrdbung als unzulfissig dar, und zwar: 

a) Weil die Einschreibung vom Jahr 1806 nicht in den 10 Jahren erneuert 

worden war; der Satz, dass der Hypotliekargliiubiger , nach einmal erfolgter 
Eröffiiung des Ordreverfahrens , si inc Eiii.schreibun<; nicht mehr zu erneuern 
brauche, ist nur in dem Verhältniss der Gläubi.rc'r unter einander richti;^ ; ver- 
möge des durch die Liti.scoiifestation eingetretenen contrat jadiciaire luuss 
deren Rang nach derjenigen Zeit , wo die H\ pothcke veräus.sert wurde . be- 
urtheilt werden; dem dritten Besitzer gegenüber aber kann jener Satz nicht 
gerechtfertigt werden , da dieser die Existenz des Hypothekenrechts , sobald 
es seit 10 Jahren nidit erneuert worden, ignoriren konnte und durfte, und 
er mit dem Gemeinschuldner oder dessen Gläubigem in kein ContractTcr- 
hiltniss getreten ist 

b) Weil die Officialeinschreibung YOn 1811 nicht in den 10 Jahren er- 
neuert und daher nach Art. 2154 B. G* E und nach dem Staatsrathsgutach- 
ten vom 15. December 1807 unwirksam geworden ist. 

c) Weil die im Jahr 182!) von einem andern Gläubiger in Gemässheit 
der Art. 1106 ib. und 778 B. P. 0. genommene Einschreibung nach Inhalt 
des Ein.sdireibungsactes lediglicli in .seinem Interes.sc nachgesucht worden 
ist , daher , wenn sie gleich von diesem Gläubiger wirksam dem Drittbesitzer 
S., der erst im Jahr 1835 seinen Erwerbsact Überschreiben liess, entgegen- 
gesetet werden konnte, für den F. nicht von Nutzen sem kann. 

d) Weil endlich die Einschreibung des GoUocaCionsbordereaus, also 
emes blossen Uebertragsactes , welcher den F. in die Rechte des Gemein- 
scbuldners N. subrogirte, der Inscription des Rechtes selbst und als dem- 
selben anklebenden Verkaufsprivilegs nicht gleichgeachtet , also eine Verfolg- 
barkeit des Privilegs gegen den dritten Besitzer S. nicht begründen kann. 

Dftrfflstsdt, 22. Januar iS^iS. (Rej.) Fiscus g. Scholl. 

3) Privileg; droit de suite. 

Lorenz Regner verkaufte 1835 ein Iinniöhel an Wilhelm Regner; der Kanfpreis war in 
Tsminm sablbar und ss Iwtt« firsirogel dis solidarisetis Bfirgsebaft fOr dsn KAafsr eher- 
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nomuiou. Der Veikiufer cedirte gleichzeitig dem Esselborn jenen Kaofpreti Will d«r Cet- 
eionar Easelborn eouerrirle dnreh Tnueripttoa und Elnsehraibaiig min Veriuwfcprivlleg. 

1839 verhyputhecirte Lorenz Hegner das anjegebeiiermiassen bereits verkaufte Irumö- 
hel lu Gunsten von St. George, welch Letzterer im Jahr 1843 ^'egcn Loreiu Begner Ver- 
folgungen eiuieiteu und jenes luiuiöbcl zwangsweise versteigern iiess. 

lo dem aber die Veiibeilimg dee Prelfee dieier ZwangeTereMgenug erOfnetea Ruf- 
ordnong^rerrahren pro<Iucir(e genannter Breivogel, welcher als Bflrge die Kaurpreisforde- 
rung an Ksselborn bezahlt halle un-l auf diese Art in ilie Rechte des Letztern »ubrogirt wor- 
den war, uod wurde denigeiuäss wirklich im privilegirten Bange angewiesen. St. George 
eootettiiie dieee Anireisang utn deeewillen, we(l die ZwaogSTenteigeniiig nicht gegen Wm 
beim Regner, sondern gegen Lorenz Begncr eingeleitet und M^gelBlirt worden, Eiulborn 
nber gar nirbt Gläubiger dos Lorenz Rc;:ner sei- 

Diese Contcstation wurde in erster und zweiter Instanz verworfen und 
der desfalLsige Gassationsrccurä aus iolgeadeu (irundea als img^ründet er- 
kannt. 

Der Alt. fIM B. 0. B. TeffDgl gam allgemein , dasi Oiinbiger, imen ein naeb Art. 

2106 und 2108 ili ronsorvirtes Privileg oder dne eingeeebrielMne Hypolbelte anf ein Gnmd- 
stflfk zusteht, deinsclbcn folgen sollen, in wessen Hände es auch Qbergehen niOge, damit 
sie nach dem Bange ihrer Forderungen oder Einschreibungeu auf dieses Grundstock ooUo- 
drt nnd davon bonblt werden. 

Daa Reebl auf Colloeallon and Zahlung ist also nicht von dem Umstände abhängig, daaa 
•Jio Zwangsrersteigcrung gegen den wirklichen Eitrcnthümer oder den rechtmässigen Besitzer 
betrieben worden. £inea desiallsigen J:4nsprucb würde etwa nur der Steigerer erbeben kön- 
nen, um aldi vor dtn Folgen Eviotlon von Saiton daa wahren EigenthOmera tn aelifllMtt. 

Anf lieinen Fall darf aber 8t. George , welober die ZwangaveratMgemng aelbot betrio- 
hen bat, mit diesem aus seinen eigenen Handlungen goschOpften Einwände GebOr findeng 
und dieses um so weniger, weil Lorenz Begner zur Zeit, wo er dern St. George die HypiH 
theke auf das fragliche luiniöbel coustituirte , nicht mehr EigenthQmer dieses bereite an WS- 
belffl Reiener vorkanften ImraObela war, daaselbe alao, ohne eich euiea SteUienata achnldig 
zn machen, gar nicht mehr verpHiuden konnte. 

Es wurden daher mit Becht die Kealan<>prüchc des Breivogcl , welche aas dem gegen 
'^'ilhclm Begner auf das fragliche (i rundstuck oiugoscbriebenea Verkaufspririleg entspringen, 
durch das angefochtene UrtheO begrOodet erklirt. 

Der Einwand , dass der Verkauf von 1835 nur ein simulirter gewesen sei , kann — 
wenn er in der vordem Instanz nicht geltend gemacht wurde — nicht nnmittelbar vor dem 
Cassatiousbofe vorgebracht werdeu. 

Dnrmatndt, 9S. Min 1816^ (Bej.) St. George g. Breivogel und Regner. 

4) Gläubiger hypothekarischen oder privilegirten Ranges; 
Classification derselben beim Bangordnungsverfahren. 
Resolntionsrecht des Gl&ubigers in Besiehnng anf einen 
Schenknngsact 

Einem Gl&abiger kann im Rangordnnngsverfiibren lüdit um desswiUen 
ein Vorrang vor andern Gläubigem eingeräumt werden, weil es möglich wflre, 
dass er gewisse zur Masse gezogene Gegenstände mittelst Auflösung des 
eingegangenen Vertrags distrahirc und ihm somit die Qualität eines Glän- 
bigers in Wiriilichkeit nicht zukomme. 

Die Vollziehung eines Vertrags im weitem Sinne, das heisst die Geltendmachung 
alier durch den Vertrag begründeter Bechte, unterscheidet sich wesentlich von der Verfol- 
geng eoleher Anaprfldie, welefae die Aufldanng dee Vertrage, alao daa gerade Gegen^ 
thell jener BegrOndung von Rechten , bedingt In letztere n Falle geht die Absicht des Be« 
theiligtcn im Ganzen dahin, dem Vollzug, so weit er noch nicht stattgefunden, Einhalt zn 
tbun und nach Möglichkeit den zur Zeit der Eingehung des Vertrags bestandenen faeUscben 
Zuatand wialer hennalellen, wibrend die Reehtabeailndigkett und Wfakaamkoit iea Ver- 
trags, dorn entgegengesetzt, gau andere, nämlich die von den Coiilrah«iliii bot Ihnr Ver* 
«iiibaiiiqg gfwoUlon Vorindemugen nr Foigo haben aolL 
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Iiisbaiosdera aber weicht die Gelteudioaebuag einer persüaiichvn Furdeiuu;^, begründe 
iuitib Hingabe einer Sadi«, welehar tieh Jemand gegen die Znsiehentng einer beelimmten 

Leistung, deren Yerwirltliehang eben j^ne Forderuncif betriflc, entAnseert hat, durch wes ron 
dem auf Auflösung de« Vt-rtmcs weccn NichtiMfüllun,' der Verbindlichkeit bi»ruhoiidon An- 
spruch auf Kücltgabe des in 1 rage i<teheudon Übjecles, X'ulistandig ab und liriugl die Con- 
trahenten wie di« dritten Belhefliglen in eine dnrebaat versdiiedene Stellung. 

Das geeammte VernKV^fn uullich cIih'^ Schuldners bildet bekanntlich das geuieinschaft- 
lirhe Pfand seiner (ilaul/iior und i!"t Wcrtli der cinzebion Objecto veillieüi sirii unter sie 
nach Verbälinisa ihrer Furücrungen, sofern nicht dem einen oder audern ein gewisses Vor- 
tttgtrecht, Privflegfiim oder Hypotheke zur Seite steht; der Streit aber Ober dnn Vorbandin* 
sein eines solchen Vorzugsreci.tes »eUl den Verniügeiisbestiind vorau.^ . d. h. die Thatsache, 
da38 diejeni.iifii Objecto, deren ICilös verthcilt werdiu so!l, witklirh zum Vcnnosen dt"? 
Schuldners gehören; und biebei Iiaua nun nicht eioeui (iliiubi;ier um deaswiilen eiu Vor> 
nng vor den andani Gläubigern eingtrSimt wardn, wdl at moglieb wiro, daas ar gawtea 
Sur Maiie gezogene Gegenstände niltelat AuBSMing dea aing^gangenen Vartnga dietrahira 
■nd ibm SOOlit die Qunlitiit eines GläubiL'cis in Wirklichkeit nicht zukoiiime. 

Der hier in Frage stehende provisüribctio Status des k.. üezirksgerichc<>s von M. , reep. 
die Entaeheidttug ober die erste Contestation gegen denselben, beruht nun nicht auf Anar» 
keanung einen PriTilegiuma oder einer Hypotheke, aondcm auf dar Annnhma «Inaa Baao« 
lutionsrechtcs, wornach die Immobiiian, auf deren Erloa angaviatan müde, dar Masaa 
entzogen vtorden könnten, etc 

Manchen, den 27. Decciiil)ir 1848. (Cass ) (iiii..lui g. Blasi. 

5) ü r u u (1 r e n t e ; Klage a u f A ii e r k c ii n u ü g. 

Nach neuem franzü.sisdicn Rechte hat der Ilentfiläubiger gegen den drit- 
ten Besitzer eines früher mit einer Grundrente belasteten Innnöbels, sofern 
dieser nicht ausdrücklich die Kente uhernahni. keine Roalklage auf Leistung 
der Rente , wohl aber eine Klage auf Anerkennung und Einräumung der 
hypothekarischen Rechte. 

«t Art. 539 und 630 B. G. B. [8. 139] vierter Kail) 

Darnaladt, 13. Kovbr. 1643. (Caaa) Heppenbaimar Cenaitoi g. Hoepital m Wanna. 

Zu Art. 2166 — 2169. 

Falliment; Verkauf der Immubilien durch die Syndike; Zu- 
lissigkeit eines späteren Zwangsveräusserungs- Verfah- 
rens; Noth wendi^rkcit des Purgationsverfahrens bei frei- 
willigen gerichtlichen Verkäufen. 

Die unter Beobachtung der desfalls bcstchendou gesetzlichen Formali- 
täten auf Anstehen des Syndiks einer Fallitmasse stattgcfuudenc Versteige- 
rung der Immobilien eines Falliten ist, wie jene der Veräusserung der Mün- 
delgüter, als ein freiwilliger gerichtlicher Verkauf anzusehen, der nicht 
(gleich der Zwangsversteigerung) von selbst die versteigt en Immobilien von 
den darauf ruhenden Privilegien und Hypotheken befreit und dem Hypothe- 
kargl&ttl^er nicht das Becht benimmt, ein Zwangsveriusserungs-VerMren 
anf jene Immobilien , und zwar gegen den bei jener Versteigerung Aoquiri- 
renden, als dritten Besitzer, einzuleiten. 

Nach Art. 564 II. G. B. sollen nfinilicb die zu einer Fallitniasse gelißrigcn lujniobilien 
unter denjenitfep Fonufn veräuBScrt werdeti, welche das H. G. B für 'lie Verkäufe der MOn- 
delguter angeordnet iiat; die Verkaufe dieser .^rt von üutern geiiürcu aber zu den freiwil- 
ligaa geriebtUdMii Varduasernngen. Kein Qeiets legi einem freiwilligen Verhanr, aei 
er ein gerichtlicher oder aassergerichtlicher, die Wiritung bei, dass er die vorfcaoAan In* 
nohiliaa tob den auf denselben raheaden Privikfien und Hypotheken befreit, ea aai denn, 
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dasB der neue Frwcrhpr das in dem Art. ^183 u. ff. ib vorßeieidinefo Verfalireii darch- 
fahii und auf diese Weise den Inba!>crn von Privilegien und dm Hypothekar^tläubigern die 
Venolasraog ▼•nelnft, ihre Beebte direh das ihnm im Art. )185 geslsMate Uebergebot xmr 
Geltung zu bringen, wobei denn in den fiir Z\v<iii<2sversteijerun^eil vorgeschriebeoen For- 
men verfafiren winl (Art 21ST B. Ct. B) Im Kinklan;? Iiiennit erro!?t. nnch tliMi \rt. "59, 
112 bis ZU B. P. U. die Löschung der eiiigctrageaen Privilegien und Hypotbeiicn in Folge 
im VangordoiiDgsverfahreot himiehtiich der utiUter loetrteB. sowie der wegen losafBeieoi 
des Kmifpreiees autgelUlcneD Oiftublger , nur bei einem gerichtlichen Zwangtterliaur and 
nach Art 775 ib hi i piripni fn-iwillici ii Verkauf nur dann, wenn die rebersehnlsfrisfen der 
Art. 2185 und 2194 B. ü. B. verstrichen sind, weil I-ei trciwilligcu Verkäufen früher zur 
CJollocation gar nicht geeduittea werden darf; bieraua fulgt von selbst, dass kein Act frei- 
williger Verflnasernngea die Befreiung der Teriosserten Immobilien tnr Folge haben noU, 
weun nicht der neue Erwerl er das Piirpationsverfahrcn •lurcligefQhrt hat. Beim Fortbestehen 
des Hypotbekarrechtes , ungeachtet der von dem Syudik im Fallinientaverfaiiren vorgenom- 
ineuen Licitation der verhypothecirten Güter, behält daher der Hypotliekargläubiger sein Recht 
sor geridillieben Zwangsverfolgnng des Aneleigeren als einen dritten Besltiert, nnd ist fol^ 
lieh wohl befugt, ihm die im AH. 2169 ib. vorgesehene AnlTorderang tnstellen zu lassen. 

Dieses widerspricht keineswe-».« dt iii Zwecke der (T(Hervcrfluss-rt:n im Faüimontsver- 
fabren — Versilberung des Vcruiogcus dis l ailiten xuiu Behulu der .Austheilung unter die 
Olfinbiger — nnd diesem Zwecke, welchem obnediee die wohlerworbenen Rechte der Hy- 
potbeliarglüubigor niciit zum Opfer gebracht werden kAiincn . wird nicht entgegen gehandelli 
wenn der HypothpkargI;iuhigur durch Htii > irrr^ riiii:; des relM'r'.'1'bol.^verfahren? den Kauf- 
preis, ftlr welcben der Aosteigerer bei unterla&scneui Purgatiousverfahren unter üiuständen 
der FaUitnasse gegenOber Immer Terbaftet bleibt, va erhoben sucht. Wenn anrb der Art. 
5ft4 IL 0. B. nur von den Formen der Verkiufe im Fallimcntsvcrfahren, nicht von lieren 
Wirkunsen spricht, so muss iiinn doch nriniliincn , dass sie die nämlichen Fo!<ren wie jene 
von MQndelgtitern haben, weil eben die Formen der Veräusserungen die .Satur derselben 
und folgeweise Ihre Wirkungen bestimmen, und weil namentlich die fOr die ZwangSTer» 
insaemngen Torgesehriebenen Formen, insbosondero die Zuiiobuttg aller privilegirten nnd 

hypothekarischen filfiubiger, auf iIiti Srlüitz dtT-^elheii Itorerhin t ninil , ihr Rea'rocht durch 
den Zwaiigsverkauf in einen .Anspruch auf den Kaufpreis vcrvv.iu ielt wird. Die Hypotlie- 
kargläubiger werden auch nicht als solche bei dem Verkaufe itu Fallimentsverfahrcn durch 
den Syndik Torireleu, da der Syndik die Gesammtheit der Gläubiger reprisontirt, fblgUdi 
die mit den Interessen dieser Gesammthett im Widerspruch stehenden Sonderinteressen einer 
Klasse von Glfiuhitrcrn nicht vertreten kann; Vifrfn-'een spricht nicht der .\rt 533 ib., wel- 
cher nur gegen eine Negligenz der Ilypothekargiaubiger Schutz gewahren und die Incon« 
venienzen abwenden soll, weleihe ans einem gleiebseitigon Betrieb der Sabbastalioo und 
der freiwilligen Ver&ttSaanng der Guter des Fnllirtcn emstehen milssen. 

Das for Kheinpreussen erlassene Gesetz vom 18. April 1855 iudert an diesen Wir» 
kttngen einer Licitation von Immohilica eines Failirten niclils. 

Berlin, 9^, Svai 188S. (Rcj.) Stein g. Geerkens. (iL A. 55u II. A. 51.) 
Gfir. K A. tl. I. 165; Gilbert xn Art 218t B. G. B. Xr. 1 und 7. 

Zu Art. 2166 und 2167. 

Dritte Besitzer; Haftbarkeit bis zum Belauf der Schul d des 
Hauptschnldners; Drittopposition. 

Wurde in einem lieclnmn^ri verfahren dasjenige, was der Ehemann an 
seine Ehefrau zu ersetzen hat , durch rechtskräftiges ürtheil auf einen be- 
stimmten Betrag festgesetzt , und hterfOr nmimdir you dem Cessionar der 
Ehefrau Hypothekarverfolgung gegen den dritten Besitzer der fOr jene For- 
derung Terbypothedrten Immobilien eingeleitet, so kann dieser Besitzer nicht 
für mehr angegangen werden, als was der Ehefrau, beziehungsweiae deren 
Geeoonar, zufolge jenes Urtheils gegen den Ehemann zugesprochen wurde. 
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Selbst «renn der dritte Besitzer gegco jenes Ortbeil Drittopposition eingelegt beben 
und diese «dmittirl worden sein eolHe« so kenn doeh der Cessionar niebt in der App«Il- 

Instanz , worin ilcr Khciuanii 2»r nicht luitconcurrirto , .111 lere , an^i'li'irb von der Ehefrau 
bezahlte, alter in ilfin cudnchiPii Ucdinunjisverrahroo nar nichi zur Sprache gekommene 
Sebalden zur Verhamiluiig bringen und dem driltcu Besitzer xegeuiiber geltend machen, 
dass ihm aneh bierfbr eine Hypothek« auf die von Letzterem besessenen Immobilien znstebe. 

Diese Drittopixisiiion konnte die T,ri.;e des Hauptsdiuldncrs , tin'l mithin jene des dritten 
Besitzers, nicht vervclilinifncrn , lunl olin-« ilio < ie ..'•'nwart 9 Krsteren nicht ein neticr An- 
spruch gegen den Hauptscliuliiuer zur iJiscusäion gebracht werden. (Art. 474 B P. 0.) 

Poris, 26. Febmar 1861. (Cnss.) (Sir. 1861 I. 819.) 

Zu Art 2167. 

1) Actio hypothecaria; Activlegitimation. 

Ein Unterpfandsgläubigcr, welcher in der Gant seines persönlichen Schuld- 
ners seine Ansprüche antromeldot hat, kann L'loichwohl gegen den dritten 
Besitzer des ilnn vci pfäiKleteu tirundütiicks die Ii\i»()th('karkla^e anstelU-n. wenn 
der Besitzer (his (jrundstück auf andere Weise als bei einer Zwangsverstei- 
gerung erworben und das im Art 2181 u. ff. B. G. B. vorgeschriebene Ver- 
fahren nicht eingeschlagen hat. 

Da mit der Pfan-Iklage das Beebl des KlSgers gegen den dritten Besitzer der ihm 
▼erpfSndetcn Liegenschaften geltend gemacht wird, so vcrfolst er einen sanz andern .\\.- 
sprnch als mit ilor Antneldunesklnco . innl ersi-licint dahor -üe r.inrf'ie rlcr Uochlshänüiskeil 
nicht als betjruadet. Ebenso wenig kann aber die Klase dadurch, dass Kläger in der Gant 
liquidirte und dan toldie nodi niebt erledigt ist, anf Grand des Art. 2170 ib. beteitigt 
werden, da selbst, wenn man annehmen wollte, dass die Ginred« der Voransklag« mB dl«- 
■em Vorl)nn<;en <:e1tcnfl ^cnicht werden wollte, an den yoransaetrangen des Ai«. 2110 
(Terpl. mit An. 202:i und l'24l) fehlt. 

Mannheim.... { Annal. 180O. S fiO) 

2) Actio hypothecaria; Passivlegitiniation. 

Derjenige dritte Besitzer, welcher eine Liegenschaft in einer Zwangs- 
versteigerung erworben und den Kaufschilliug (Steigerungserlös) nach obrig- 
keitlicher Verweisung oder auch ohne solche nachweislich zur Befriedigung 
derjenigen PfandgUnbiger verwendet hat, welche nach ihrem P&ndrecfate 
dazu befugt waren, kann von andern P&ndgläabigem nicht m ehr mit der 
Pflandklage belangt werden. 

Eine solche Zahlun-i ist nach Art. 2186 B. G. B. geeifrnet , das er^iteigerlo dut von den 
Vorzugs- und Unicrpfandsrcchtcn zu hofreien (zumal narh Rnd. IJfdite, nafh dessen §. 1023, 
jetzt 951, die Benachrichtigung der UnterpfandsKläubiger von der Versteigerung, nach ord- 
mnigsmiasiger Zahlung des Steigernngspreises m( Anweisung der zustindigen BebDrde di« 
Befreiung des versteigerten Gut? von der rnterpfand«ln«t 7>ir Fol^e Iml un l nach dessen JJ. 1024, 
10"25. jptzt 952, 95.3, dem PfanJjjlänhi^M-r , welcher nicht In naclirichtigt wui-de, das Nach- 
bietungsrecht der Art. 2185 — 2189 nur fiir die Dauer eines Jahres gegeben ist.) 

Mannheim, 26. April 1841. (Oberhofg. Jabrii. 1842/43. 8. 183.) 

Mannheim.... (Oberiiorg. Jahrb. 1849/fiO. S. 192; vergl. nil Annalen 1843. S. 2; 
1848, & 116; 1851 S. 410.) 

Zo Art. SI6d. 

1) Folgen der Pfandklagc; Verpflichtung zur Zinszahlung. 
Gegen den dritten Besitzer eines Unterpfandes können nur zwei Jah- 
reszinsen und die laufenden geltend gemacht werden, denn nur diese sind 
nach Art 3168 und 2151 B. G. B. die klagbaren. 
Mannheim, 10. Mai 1880. (AanaL 1810/80. 8. 456.) 
Maaalialn.... (Oberiiofg. Jahrb. 1861. & 222.) 
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2) Folgen der Pfaudklage; Abtretung. 

Mit der actio hypothecaria kann niclit begehrt werden, dass dem Be- 
klagten auferlegt werde, sofern er nicht Zahlung leistet, das Pfandobject 

dem Klarer zu Eigenthum abzutreten. 

Dieser ielztere hat nach Art 2168, 21Ö6 und 2114 B. G. B. nur das Recht, die Ab- 
trciung dec Cnterprands zum Bchufe einer Variuitisraug tn verlangen und lieh tm i0at 
ErHiM n beTriedigeii, nidit aber lieb dureb Zaweiinog dei Bigentbuns flBr seine Selbil- 

fordcrung beiahh zu inn^tuMi 

Mannheim.... (Obeiliuf:f. Jahrb. 1849/50. S. l'Jl ) 

3) Folgen der Pfandklage; Zahlung der Pfandscbuld. 

Die Prandklage gegen die Unterpftodserwerber wurde, als durch die Einrede der Zah- 
liinu clidirt, 2urOckgcwic«cn , indem man davon aus^iini;. dass die Zahlunfj der in der Ver- 
weisung auf Termine gcstelllcn Schuld für eine Siiflun? verbindlich an ihren damals noch 
im Amte gestandenen (spfiter wegen Reeeues entbwieuen) Verwalter geschehen le! , and die 
Clausel, dass der Darlcihensempfllnger das K.ipitil nicht anders als gcsen einen vun dem 
betrelTenden Minist ri.ilili'partcmpnt nns^jostellton Mortifirationssrbp ti an den Ver\va!t«'r heim- 
uüüen dürre, ke nen Unterschied begntiiüe . weil die Erwerber der Pfandstacke nicbl als 
Reeblenaehfolger oder Vandalare des orsprflnglitdien Unterpfandsehatdners, sondern nnr alt 
dritte Inhaber der Pfandstacke bozahli balien und mit der Pfaodklage belangt seien, 
lene Clausel sie dahor nur dann berühren kann, wenn sie, wie die Pfandttrkunde selbst, im 
Pfandbacb eingetia<^en war, was aber nicht behauptet worden. 

Mannheim, 22. Januar 1857. (Zeutn. Mag. Ud. III. S. 431 ) 

Zu Art. 2169. 

Sommation zu zahlen oder zu verlassen; Notbwendigkeit der 

Bezeichnung 4es Immöbels. 

Die Sommation an den dritten Besitzer muss bd Strafe der Ni« htigkeit 
das Immöbel , dessen Käumung verlaugt wird , so genau bezeichnen , ilass der 
Sommirte nicht in Zweifel sein kann , von welchem Immdbel es sich handelt 
Paris, 6. Juni 1860. (Hej.) (Sir. 1861. I. 356) 

Zu Art. 2169 and 2183. 

Pargationsverfahren; Zulftssigkeit nach Peremtion der Som- 
mation zu zahlen oder zu räumen. 

Dar dritte Besitzer ist nodi befugt, das PurgationsTerfahren zu beweric- 
steUigen, wenn ihm zwar ?or mehreren Jahren von dem Inscribirten Gläu- 
\aget eine Sommation zur Zahlung oder Räumung zugestellt worden, diese 
Sommation und der Zahlbefehl an den Schul4ner aber wegen nicht ui 3 Mo- 
naten erfolgter Pfändung perimirt sind. 

Dfp Sommation, wovon der Art. 218-1 B. G. B. fprirlit und von deren Zustellung die 
Fristen des Pnrgationsverfahrens abltängen , ist dieselbe, wie diejenige, von welcher im 
Alt. SIflO ib. die Bsd« isi Die Bodingongra der Galligkeit dieser Sommation sind die 
ninliciien , mag mm sie in Beug auf das PurtradonsTsifabTsn odsr anf die Zwangsvor- 

insserung betrachten. 

Der dem ursprüoglicbeo Schuldner zu Bi,!jnir>cirende Zahlbefebl behilt nach Art. 674 
B. 6. B. seine Wirksamkeit nnr drei Monate (90 Tsge) lang; wem in dieser Frist kein« 
Plkndung erfolgte , so ist der Zddbefekl als nldit gegebm msisabsa. Mo Psrontim dtsses 

Zahlbcfehls zieht die Nicbtiirkcit der Sommation an den dritten BedtaST, aufweiche Obri« 
gens der Art. 674 dircct Anwendung findet, nach sich. 

Paris, 25. November 1862. (Rej.) (Sir. 1863. I. 149.) 
Yn0. CHlbsrt n Art. 2183 B. G. B. Nr. 1 «nd m Art, 2160 ib. Nr. 20 v. f. 
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Zu Art 8176. 

Fallitmasse; Versteigerung durch den Syndiken; Aafforde- 
rang an die Steigerer; Immobilisirnng der Zinsen des 
Steigpreises. 

Hat der Syndik einer Fallitmasse die zu derselben gehörigen Immoliiliea 
im Jahr 1859 versteigern, aber erst im Jahr 1860 die Steigerer zur Zah- 
lung oderBfinmung auffordern lassen, so dass also erst ISGOdieFrOcbte zu 
Gunsteu der Hypothekargläubiger immobilisirt wurden, so gehören die vor 
dieser Aufforderung verfallenen Zinsen den Chyrographar-Gl&ubigern. 

Paris, 23. Jiuü im. (Baj. efa. cit.) (Sir. 1863. I. 20&.) 

Za Art. 9177. 

Wiederaufleben des erloschenen Pfandrechts. 

Der Klarer, welclier als (i!aul»ii.'cr der Kht»tV:tU S. im Ja!ir 1S53 an mehreren damals 
fchon deu) Buklagleti M. j;chüriKeii, iiu Oruii'ibuch al>er noch aul dvii Naiuco seiner Schuld- 
nerio dag«lra|r«nen LiegeatcbafkcD riefat«rliehea Pfandreebl «rwirkt hatte, bagahrle, dast 
der ErlAs nu» Jcm n Lieg«D9ch«ften , ▼on welthcn M. .luf sein Beirdben abtretaa moMto, 
ihm als Pfandgläubcr runewie^on w»'rJc. Der Urklayie tinüi-ii-ii heanspriicht einen Vorrang 
vor dem KUger, «eil ir — auch ein Gläubiger Uttr Elicitau S. — ach»n tut Jaliro li)41 
Pfandrecht an Jen -n LIegemchafien besawen liabe and weil dieses Pfandreahl, weno esaacb 
dadurch erlosrheii i>ei, dass M. die Liegeuscbaftcn von der Ehofraa S. an Zahlungsstatt Ober- 
uahin, (]piiiio()i wieder aaf^elebt «ei, ala er die Liegenscbafteu aof Balraibaa daa KMgara 

abgetret' n h 'he. 

Es wurde dem Aii>i»ruch des Beklagten stattgegeben, 
denn der Art. 2171 B G Ii gewährt gerade für deu Fall, wenn das Eligeuthninsreebl an 
Pfaadobjede dnreb aina daiio in aalntum anf den Pfandgliubiger Qbargegangen war nad 
die«em Südann eotwihrt wurde, dem Rniuiscben Kechie, dem er entnommen, entsprechend, 
ein Wiederaufleben des Pfandrerhis. D.oses Wiederaufleben de« Pfandrechts entspricht auch 
voll8t.'iadig der Absicht der Vertragspersuneu, da der Gläubiger uneuhar nur in der Voraus- 
aetennf in die Befraiwig daa Sebnldnars willigt, daaa daa ihn an Zahhingaalall aagabolaaa 
Object ilffm'tiv in sein Eigenthum Qbergehl, dass alsu durch seine EntwSluring aasli die 
Berreiuiis des Schuldners weKralIt>n und dessea frObera Verbindiicbkeit mit dan aecssaori- 
sehen Pfandrecht wieder eintreten solle. 

Der Art. 2177 alt. apriehl sieh «war nidit darSbar aus, ob das Wiaderaafleben dea 
Pfandrechts xusleieta alaa Wiedereinsatnnf dea OUvbigers in seinen ehemaligen Rang mit 
sich bringen soll; es inuss dies aber angenommen werden, da der Artikel sonst fast aüc 
Bedeutung verlieren wQrde, Auch der Umstand, das« das Pfandrocbt des früheren Gläu- 
bigers (und spiteren EigentbOmers) gestrichen war (was replicando von Kläger geltend ga- 
nadil wnrde), vsmag hieran bai dam riahtarliehan Plkndreebta niehia niadam, aaa- 
dem konnte höchstens bei einem liclun^oncn Pfandrechte, i'n Vertrauen auf dessen Strich 
der spätere Gläubiger contrahirt haben kann , in Hinblick auf das Princip der PublicitAt und 
in Berücksichtigung der Cnbilligkeii von Erheblichkeit sein; der mit richterlichem Pfand- 
raehl varsahana Glinbigar war aber nieht dnreb dea Strich dea Eialraga dsa nsa wiadsr anf- 
lebenden Pfandrechts zur Ein(;ehung cinos Vertrags mit seinem Schuldner veranlasst wor- 
den; er hatte vielmehr den Vertrag schon vor Krw irkune eines Pfnn Irechts abgeschlossen 
und die Sicherung seiner daraus erwach^euea Forderung erst spater durch besondere Ver- 
fOnstignag dea Osastses (Art 2123 B. G. B.) erlangt. Er mnaa daher das ans dan Ga- 
aeize abgeleitete Recht mit denjenigen B>?schrinkBBgen annehmen, die das Gesetz damit 
verbindet und kann sich nicht d'itiil)er be?riivsereii , wenn ihm diese Sicherung in Foljrc einer 
andern gesetzlichen Bestimmung — derjeuigeu des Art. 2177 — wieder beeiuträchligt wird. 

Mannbaim, aO. Hin 18S0. (Zealn. Vag. Bi. IT. a 463; Jabrb. daa Bad. Kacbts 
I. 8. a08 1. fll) 



Digitized by Google 



Borgerliehet Qeeetzbu cb (Art. 2177 u. 2178, 21S0 Hr. 2). 



941 



Zu Art. 2177 uiul 2178. 

Dritte Besitzer; Anspruch auf eleu Mehrerlös der Zwangs» 
Versteigerung; Item auf den Mehrerlös der Mebrgebots- 

versteigerung. | 

Im Falle, wo gegen den dritten Besitzer, dor der AufiForderung zu 
zahlen oder zu räumen nicht nachgekommen ist , eine Zwangsveräusserung 
stattfindet, und der Steigpreis sich höher beläuft, als die eingeschriebenen 
Gläubiger zu fordern haben, hat der dritte Besitzer diesen Mehrbetrag als 
sein EigentbuiD in Anspruch ztt nehmen. 

Hat aber der dritte Besitzer das Notificationsverfahreii bewerkstelligt, 
demgemäss der dngeschriebene GUnbiger ein Mehrgebot gemacht, auf wel- 
ches hin das ImmAbd einem Andern zugeschlagen wurde, so hat der evin- 
drte Käufer keinen Eigenthums- oder Vorzugsanspruch auf den nach Abzug 
der eingeschriebenen Forderungen sich ergebenden Erlös der Mehrgebots- 
versteigerung ; dieser Mehrerlös steht vielmehr dem ursprünglichen Verkäufer 
oder dessen Chyrographargläubigern zu. 

in jeneoi Falle der Zwangsverfteigerun^ greifi der eiogcschiiebene Oluubiifor, in Ge- 
nieeli^ im ihm xuatohcndeo droit de suiie. direct den dritten Beeilxer, wenn derselbe 
eaioer Verpflidiliiiig za xahlen oder tu rSninen nicht naebkoaiBl, im Wege der Zwangt- 
veriussc-nintr an, jVrloch nur so weit, als es zur Im Triodigung der einf;cschrleb. ncn Gläu- 
biger nöthig ist; sind diosc gedeckt, «o koltrt der Mehrerlös des Iininobcls, niil Ausschluss 
des Verliäufers und seiner Chyrographatglttubiger, au den Klufer en die Stelle seines £i- 
gemlmmsi nrfldt. Das Mebrgebot einet Glinblgert, naeb ibn gemaebler Noliflettkm 4et 
Erwerbstitels, stellt sich dagegen als ein<^ Protesiation gegen die VerSossernng wegen 
Cnziilän^^lichkelt des Preises dar; durch das M>'hr^e'>ol wird bezweckt, die Veräusserunj? 
zu verniciiten und zu bewirken, dass das Immöbel, ohne einen Zut^chenmann, aus den 
Rinden det Sebnidnert für einen besseren Preis in jene des SIebrgebots-Steigersrs flbsr- 
gebe. Der auf diese Weiss svineirts Kinfer fei daher so anzusehen, als ob er nie Eigcn- 
thQmcr dos IiniriAhcls gewesen wfire, und hat deiuKi'iiu'iss auch keinen Anspnirli auf das 
Eigenthuni des Meltrerloses. Kr hat nur einen nicht privilcgirten üaramierückgriif gegen 
ssiosB VerUnlbr. 

Paris, 15. Osemiber 1862. (Rej ) (Sir. 1862. L 67.) 
Clr. Gilbert au Art. 2177 o. f. Nr. 1 a. f. 



Siebentes HLapItela 

Von dem ErUiteken der Vorzugs- und UnterpfandireckU, 

(Art. 2180.) 

Za Art 2180 Nr. t. 

Stillschweigender Tertiebt auf die Legalhypotheke; 

Verkauf. 

Verkauft die Ehefrau, gemeinschaftlich mit ihrem Ehemanne, unter 
solidarischer Verbindlichkeit snr Garantieleistung, ein dem Ehemanne zuge- 
höriges Immöbel, so verzicfatet sie hierdurdi auf die ihr auf dieses Immdbel 
mstehende Legalhypotheke und kann dieselbe dem Käufer gage&flber nicht 
mehr gdtend madien, wenn dieser auch später das PurgatumsTedahren 
vorgenommen hat 
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Qmin All )17, 1481 «. ft B. Q. B. kaim die Ebefm anter Cooearrem oder odl 

Autorisalioii ihres Ehpiirnntics gOUIfi: auf ihre Rcrht«! verzichten und sieh mit (Hef^Pin, Andern 
gegenQiier, verpflichten; in der Ucbernahnie der Garantie bei jenem Verkaufe liegt abe*^ ein. 
•tUleehweigendcr und gültiger Verzicht auf die Legalhypotheke derselben, da der Art. 2180 ib 
fiBr dem elbeo keine beiondere Form Tonebreibt. 

Au<( der Einleitung des Pur'jationsrerfahrens kann nicht das Aufjtrcben des Käufers auf 
die durch jenen Verzicht der Ehefrau erworbenen Rechte gefolgert werder. ; dir'5es VerTah- 
ren bezweckt nur die l-'ixation des i^reises und die Bcnachricbtigung der etwaigen Gläu- 
biger von der etettgebabten Yerlnnening; et wird aber bierdareb kdoeiwegi enerfcamt, 
dess diesen wirklich l<<chlc auf das Inunöbel zustehen. 

Paris, 26. Augost 1862. (Gass) (J. d. P. 1863. 8. 620 

Zu Art. 2180 Ar. 3. 

1) Erlöschen der Privilegien und Hypotheken; Purgations- 
verfahrcn; Erfüllung der F ü r in Ii c h k e i t e n desselben; 
Unterlassung derselben beztl^lich der Legalbypothek«n 
der Ehefrauen und Minderjährigen. 
S. zu Art. 2134 und 2135 B. ti. B. 

3) Ver.steigerung der Immobilien des Fallirteu durch die 
Syndike; Nothwendigkeit des Purgation8?erfahrens zum 
Schutze gegen sp&tere Verfolgungen von Hypothekar- 
gläubigem. 

S. sa Art. 2166 bis 2169 B. G. B. Drtbeil (Berlin) vom 29 Jani 1858. 

Zu Art 2180 i\r. 4. 

1) Erlöschen der Vorzugs- und Uuterpfandsrechte; guter 

Glauben. 

Zu den Erfordernissen der der Pfandklage entgegengesetzten Einrede 
der Verjährung resp. Ersitzung gehört, ausser einer rechtmässigen Erwerbs- 
urkundc und deren Eintrag ins Grundbuch, auch dass der Beklagte zur 
Zeit dieses Eintrags gegenüber dem Pfaodgl&ubiger sich iu gutem 

Glauben befand. 

Der .\rt. 2180 Abs. 4 schallt znar eine eigene Ersitzung der Freiheit ron den Pfand- 
lasten, es mnse aber, insoweit nicht die Wesenheit dieser Brsitsnngsar« etwas Anderes 
erfordert, noch diese Krsitzun;; nach den Grundsätzen der Eigentbumscrsitzung beuies» 
Sen iferdon, und da es sich d.ilici uui Gelieiidmachnii!? eiucs Rechts an einem liefienden Gute 
einem Dritten gegemlber handelt und in Beziehung auf diesen Dritten (nach bad. 
Bechte) die Erwerbong des gedachten Gutes erst lait dem Antrag desseiben tarn Chrnd- 
bueb als gesehehen angesehen werden Inno, so ist aneh der Angeabliek der Cintra- 
aun^ als der Zeitpunkt tXL betraebten, so welchem der gute Olaaben nach Art 2269 ror- 
handen sein inuss. 

Mannheim.. . (Aunal. 1854. S. 21.) 

2) Erlöschen des Unterpfandrechtes; Beweis des bösen 

Glaubens. 

Wenn in einem Nachtrage zum Grundbucbseintrage (dem EigMithums- 
flbergange) das Vorhandensein der Pfandlast bezeugt ist, so muss hiermit 
der Beweis des bösen Glaubens des Eigeutbümers als erbracht augeüehcu 
werden. 
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weil derselbe entweder bei Fertigung des Eintrags gegenwärtig gewesen sein, od«r . 
imdb die Ptrton. welche den Einira; hi •einem Kamen fotfgen Hees, KenntaiM fon den 
PIkodUsten erhalten hüben inuss. 

Maonhetm.... (Annnl. 1S54. S. 23.) 

3) Verjährung der Klage des Hypothekargläubigerg eines 

Emigranten gegen den Staat auf Zahlung des Preises der 
während der Sequestration von diesem verättsserten ver- 
hypothccirteii G rundstücke. 

Im Jahr 1*46 wunle der Graf \V. laut Notariatsart Schuldner von N. oiiies Reiitkapi- 
t&is von 25,000 Francs, wofür dem Kentgläubiger eine Hypotbeke auf ver9chie>leae Liegen* 
•dnfttn einferivmt trarde. Im Jahr 1*99 wurden dieee Liegeneeliaften gegen W. , welcher 
anegewandert war, lequestrirt und im Jahr 1811 durrii riio französische Kogieiung versteigt; 
von dem Sieit;erlose dieser Terbypotbecirten Immobilien floteen 28fiOO France ale Depot In 
die beigische Siaatskaase. 

In Vollxng der ArrlMi foa 1814 and 1815 wnrde dieiea Depot dnreh ItSnigl. Beseblaas 
vom Octnber 1810 anfgeboben and verordnet, daea die seit 1814 erhobenen Steigpreise jener 
Liegenspbarton den Rrlien und Ucchtsinlial>ci n lurOckliczahlt werden, die '"rlien di-s GrafiMi 
W. , sowie dessen Gläubiger und sonstigen Inlt'rc!«!:>cnli'n aher, in Ermangelung einer gi'lt- 
licheu Verständigung, sieb vor Geneht wegen Kegulirung ihrer respectiren AnsprOche vor- 
•eben sollen. Demgemiss begehrten die Erben des Graren W. im Jahr 1867 vom Staate ' 
Berechnung doe ihnen in Folge des Depots Zukonimcnden und Zahlung Pas.qivrecesses, 
die Krben des N. al>er. lUiich Inlorvcntion vom April 1859. <:o2en ilie F.rlicn von W. , von 
der Staatskasse die Auszaiiluu;; des ihnen noch geschuldeten Ixentkapitais nebst Accessorieu. 
Dieser Anforderung settten die Erben des Oraren W. eine Verjfthrangseinrede entgegen, 
weil die Hanpl Forderung der Erben N. den Erben W. gegenüber verjährt sei. Iiicrniil also 
auch deren Accessorien, die bewilligten Rypotbekarreobte, als nicht m^r bestehend enge* 
sehen werden inOssteo. 

Diese VerjSbmngseinrede wnrde durch Appellnrthell verwerfen snd dieses Urtheil dnreh 
den Cassationshüf bestätigt, indem man von folgenden Gründen ausging: Durch das Arrfitd 
von 1814 wurde die Restitution nicht l)l<>s zu Gunsten des omigrirten frtlheren Eigenlhaniera 
der Immobilien, sondern auch des Uypoihekargliubigers N. verordnet. Da Letzterer durch, 
die statigehabia Verihuserung der Immobilien das droit de suite auf diese Immobilien ver- 
htren hatte, so trat nicht allein fQr W., sondern anch für N. Subrogation in den Preis 
wofor die I.ic2cnsr!iaftrn v. rfui^sert worden, ein, wie dieses anch in dem kOoigL Beschluse 

von 1849 au<:si sprechen wurde. 

W. wurde nur in die Güter, resp. dcron Kaufpreis restituirt , unter Bei- 
behaltung der daruuf im Augenblicke der benuestration bestellenden hypo- 
thdnrischen Belastung. Der gleichfalls restituirte Hypothekargläubiger N. 
hatte durch die Arrfttte eine selbstständige und directe Klage gegen den 
Staat anf Zahlung seiner Forderung ans dem Ton diesem einkassirten Ver- 
kanfepreis der ihm früher verbypothecirten Grundstücke erworben. Es ist 
also unnöthig zu untersuchen, ob seine persönliche Klage gegen W. durch 
Verjährung erloschen war oder nicht. 

Bis zu der im Jahr 1849 erfolgten Aufhobunix des Sequesters konnte 
N. so wonig wie \V. gegen den Staat auf Zahlung klagen, also bis dahin eine 
Verjährung gcien X. nicht eintreten. 

Brflssei, 20. Juni 1862. (Rej) (Pasicr. 1862. S. 338.) 

4) Vindicationsklage gegen den dritten Besitzer; Verjährung; 

Transcription. 

Der dritte Besitzer kann, auch wenn er seine Erwerbsurkunde nicht 
transcribiren UesSi Yom Tage der fiesitierwerbung an, gemäss Art 220& 
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Barg«rlicbea Gesetzbuch (Art 2180 Nr. 4) 



B. 6. B., ersitzen, and daher der gegen seinen Autor und gegen ihn, wegen 
KichtiaUiiQg eines von seinon Autor noch geschnldeteo Kaufpreisrestes er- 
hobenen ResUiations- and Räomiingsldage die Einrede der Veijührong entp 
gegensetzen; nur wenn das dem Verkäufer s^es Antors zustehende Pri^ 

vileg geltend gemacht würde, mOsste^er dritte Besitzer, um die Verjäh- 
rung dieses Privilegs behaupten zu können, die rechtzeitige Transcription 
seiner Erwerbungsurkunde nachweisen. 

(S das N.iliere zu Art 2265 B. G. B. Nr. 3) 
Darmsta'll, 12. Xuniar lv35 (Ca«s,) Schwalbacli g. Krii'gers Masse. 

5) Befreiung des Kigcnthums durch Verjährung; Transcrip- 
tion des Erwerbtitels; Erlöschung von Dieustbarkeiten in 
Folge der Acquisitivvcrjühr ung. 

Wenn der Art. "Jl-^O B, G. B. die Befreiung des P'igenthums durch die 
10 und 20jährige Acquisitivvcrjährung, verbunden mit der Transcription des 
Erwerbstitels , zulässt , so berechtigt dieses keineswegs zu der Annahme , dass 
dasselbe auch bei Dienstbarkeiten stattfinden mOsse. 

Dm BMtehcn einer Hypothek« sleltt du Eigenilnnifreehl desjenigen, weteher ein Qol 

erworben hat. nadi seinem ganzm Umfang in FrajiP, während das BMtehen von DifnM- 
harkeiten in ilor Rcsfl von iinteroreordHi!leiii Bi lanso ist. Dort war ili »^lialb 'It'r r,, ciHzücIxt 
in weit höherem Grade aur^jefordert. zur Sicherheil des crwoibeueu Eigciithums die geeig- 
n«l«ii Anordnungen xu treffen. Zwilchen beiden VerhUtnisten beetelit gar Itelne Analogie. 
(8. dM Nfibere xo Art. 706 and 7265 B. G. B. Nr. 1.) 
Manchen, 1. Odoiier 18&ft. (Bej.) Roland g. proteateni. Kirche xu OltcrmiesM 

6) Hypotheken; Grundrenten; Erldsebang dnreh Expro- 
priation. 

Erwerbungen ndttelst eines gerichtlichen Zwangsverkauis bedflrfen der 
Transcription nicht; durch dieselbe whrd*das ?ersteigerte Gut von allen 

Hypotheken gereinigt. 

Der dritte Besitzer . welcher bei einer Zwangsveräusserung acquirirte, 
präscribirte demnach gegen den Rentgläubiger auch ohne Transcription. 

Ist die Grnnilrentebelastune nidit im Steigprolokolle ausgedrOrkJ oder vom Sti-icr-Tcr 
Bbemommcn worden, so kann der dritte Besitzer, da es sieb von keiner Hypothcke han- 
delt, die der Eintebreibnng nicht bedarf, wegen der Grandrente dann nicht mehr angegangen 
«erden, wenn inr Zeit des Zuschlags dafür keine Einschreibung genotntuen worden war, 
eollle er auch sonst Kenntiii«? von der Rente gehabt hahtMi ; hatte aber der Kentc;I;inhiger 
Einschreibung in nützlicher Zeit genommen, so steht ihm doch keine Klage auf Zahlung 
der Bantt gegen den Steigeror la, aondam er bat leine» Ansprach im Qrdnfirftbren gel- 
trad ta nwdien. 

Berlin, 7. Dpcomber 1825. (Cass ) Kourlb g. Schlör. (K. A. 8. II. 26.) 
Cfr. das nämliche Urlheil zu Art. 529 und 530 B. G. B. 

Zu Art 9180. 

Erlöschung der von einem M i t e r b c n (oder C u ni ni u n i s t e n ) 
auf seinen indivisen Antheil an einem immübcl constituir- 
ten Hypotheke in Folge Thcilung oder Licitation. 

S. XU Art 883 B. Q. U. Nr. 10. IJrtheile (Berlin) vom 3. Juni 1852 und vom 21. 
Decerober 1858. 
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Achte« Kapitel. 

Von der Art und Weise, sein Eigenlhum von Vorzug»'' und 
Vtderpfandsr echten zu entledigen, 
(Art «2181 — 2192.) 

Zu Art 2181 und 2197. 

Uypotbekenbewahrer; theilweise Transcriptioa eines 

Actes. 

Wird dem llypothekeiibewahrer ein Auszug eines Gesellschaftsvertrags 
vorgelegt, mit dem Ersuchen, diese Urkunde theilweise zu transcribiren, 
so hat derselbe diesem Ansuchen nicht zu entsprechen, sondern die Ueber- 
schreibuug des ganzen Actes zu verlangen, wenn sich lieruusstellt, dass die 
Stellen des Actes , deren Ueberscbreibuog allein begehrt wurde , iiut andern 
Stellen und GUnseln deesdboi im wesenCISdieii ZitttmiMiibiiige stehen und 
der Act seiner Katar nach onthefllMr ist 

D«r HypollMkiabeiralinr balta vagan taiiMr V«nalimrliidilMit nd in HlnMil Nteir 
Elnahlaw ain lalcrMM mA «hl Rechl, Ii« Begalalfiigkiit 4» MmtkMülbmi^ n sUr- 
«achen. 

Paris, 28. Mai 1862. (Uej. cli civ.) (Sir. 1862. I. %1.) 

Zq Art iiSa. 

1) Notifieationsverfahren; cr^anciers inscrits. 

Das KotSfieatioiisferMiren Ist idcht gegen die Hjpothdcar-Qltnbiger, 
welchen keine Einschreibung auf die ▼eriasserten Grandstflcke su^ 
steht, sondern nnr gegen jene za beobachten, welche eme Ehisdireibnng aof 

das jhnmöbel, dessen Preis angeboten wird, genominen haben, oder von wel- 
chen es doch nach dem Inscriptionsauszug zweifelhaft ist, ob ihre Einschrel- 
btmg auch dieses Immöbel zum Gci^enstand liat. 

Darnistadt, 2. Marx 1826. (Rcj ) Ordre Vogt. (Uheinh. Arch. Bd. III. 8. 217.) 

2) Sicherstellung gegen die Hypotbekarklage. 

Ein Pfandgläubiger, welcher darauf klagte, dass der Käufer des Pfand- 
objects für schuldig erklärt werde, entweder über seinen Kaufpreis hinaus 
den vollen Betrag der eingetragenen Pfundforderung zu bezahlen oder die 
verpfändeten Grundstücke abzutreten, wurde abgewiesen, auf Grund der 
Einrede, dass der Gemeinderath des Orts, in welchem das verkaufte Gut 
gelegen ist, dem Gemeinderat he des Orts, wo der Pfandglüubiger wohnte, 
eine Zuschrift zugehen Hess, in welcher gesagt war, der N. N. habe die 
Liegenschaft des N. gekauft, dringe nun aof Erledigung der Sache, indem 
mehr P&sdschnlden darauf hafteten, als der Eanlscfailling betrage; diese 
Pfandrechte seien die und die, der Kaofecliilling betrage so und soviel, der 
Pfundgläubiger, als der zuletzt Eingetragene, könne deshalb nicht ganz be- 
friedigt werden und sei aufgefordert, sich zu erklären, ob er dessenungeach- 
tet den Verkauf genehmige, und dass sodann von Seiten des requirirten Ge- 
meinderaths die Beurkundung erfolgte: Gläubiger X. hierüber vernommen, 
erklärt , dass er den fraglichen Verkauf zu 31CN) fl. genehmige, sich jedoch sein 
Pfandrecht vorbehalte. 

60 



946 BOrgarliekti e«tetsbwoh (Art. 2183, 2186 Abt. 1 1. 3, SlSft Nr. S n 6). 



Der Gerichtshof ging davon aus , dass das Verfahren des Käufers, welcher sein FJsen- 
Ibuin TOD Unterpfaiidsrechlen berrcica will, im Art. 2183 B. Q. B., nicht wie jenes der durch 
•olobw y«rftlnr«o aiirgeford«rtm PCmdgläubigw fn All 2186 Ib., bei Strafe der Niditigkelt 
vorgeschrieben sei. dau daber das liehterUebe Ernesseo xa eotsebeiden habe, ob die SebriNe 
des Käufers dem Pfandglfiuhifrer peL'onOber dem Zwedtce des Gesetzee genQgeii. Man sali in 
dem Uaistande, dass der so aufgeforderte PfaodglSdbiger nicht nur nicht in den Formen des 
Art 2186 die ihm zustehenden Bechle geltend macbta, sondern den Verkauf zu dem aus- 
drfleklicb aogegebenen Betrage ftmdleh genebnigto , ein Venieht auf dao Ueberbieliioga» 
recht oder das Recht, eine GflTentliche Versteigerung gemüss Art. 2186 B. G. B. xa TOrlangea^ 
welchen Verzicht der Käufer durch die Berufung auf densellten vor Gericht sich tu eigen ge- 
macht hatte (Art. 1121 ib.)^ und luan nahm nn, dass der gemachte Vorbehalt des Pfand- 
rechte nar in dem, mit der VerfcaofligeBehinigung allein vereinbarenden Sinne an ventehen ael, 
dass der Pfandgläubiger sein Kocht, nach der gesetzlichen Ordnung ans dem genehmig- 
ten Kaufpreise befriedigt zu werden, damit sich reserviren wollte. 

Mannheim, 1846. (Oberhofg. Jahrb. 1845/46. S. 448.) 

3) Dritter Besitzer; Realanerbieten in dem in der Einschrei- 
bunp: gewählten Doiuicili vertragsmääsiges Domicil der 
Zahlung. 

S. zu Art. 1>5S po9. 6. B. G. B. Nr. 3 ürtheil (Paris) vom 24. März 1862. 

Za Art. 8185 Abs. i und 3. 
Bekann tmaehang. 

Die AnkQndigang von der Ansflbang des Ueberbietnngsreclites an den 
Steigerer der Jiiegenachaft und an den froheren EigenthOmer kann mit Rechts- 
Wirkung durch das BOrgenneisteramt geschehen. 

Der Alt 2185 Aba. 1 nnd 3 B. 0. B. spricht nur ron einer „VerfcOndigong" nad „Be> 

kanntmachuog", ohne dieselben an die notarielle Form zu binden. 
Mannheim, 14. Mai 18^. (Annal. 1856 S. 389, 391.) 

Za Art. 9185 Nr. 3. 

Froherer EigenthOmer. 

Wenn der Hauptschuldner in Gant geiathen ist, sei es erst nach dem 
Verkaufe des Pfandguts oder dass das Gut Ton der Gantmasse verstmgert 
und das Ueberbietungsrecht geltend gemacht wurde (Bad. P. 0. §. 952), so 
bat die im Art 2185 Nr. 3 B. G. B. Torgeschriebene Beksnntmachung immer- 
hin an den Gantscfauldner, als Eanptschuldner, und nicht an die Gantmasse 
za geschehen. 

Die Gant übertragt den Glfiubigern nicht das Eigen thuin an dem Verinösen des 
Schuldners, sondern nur die Verwaltung and das Redtit, es zu ihrer Befriedigung ver- 
iossem zu lasaen. (Art. 1268 B. G. B.) 

Mannheim. 22. Deeember 1841 (Oborbofg. Jabrb. 1842/13. 8. 328^ 

Zu Art. 2185 Nr. 5. 

Erbieten tut Sicherheitsleistung. 

Das Erbieten des Nachbieters , für den Betrag des Preises und der vom 

Käufer übernommenen Lasten Sicherlieit zu stellen, darf zwar nicht in der 
einfachen Erklärung bestehen, dass der Nachbieter zur Sicherheiti>ki;;tung 
bereit sei, sondern muss die Art bezeichnen, auf welche er Sicherheit l»e- 
stellen will ; aber es genügt , wenn sich meluere Nachbieter bezüglich jener 
Punkte wecliselseitig fUr sammtverbiudlich erklärt haben. 



Bflrgerliehat Gatalzboeh (Art Sitt, 2190). Q47 

El enthält diese Erklärong die bestimmte and speeielle Benennung derjenigen Art von 
Siebttrheil, welche sie n leisten berdi waren , indem jeder der Vaebbieter alle Uitmler- 

zoicbneten als sammtvrtl in Jliche Bürgen zu stellen verspricht und dieae xngleieh dardi Ibra 

Mituntcrsrlirifi die Uebcrnahiiic dieser Vcrpflichlung aussprechen. 
Mannbeiiu, 14. Mai 1850. (Annal. 1856. S. 388 , 390.) 

Za Art. 9185. 

Unzulftssigkeit eines MehrgebotB der Ehefrau, welche dem 
Kftnfer fflr das Fortbestehen des Kaufs zu haften flber- 
nahoL 

S. n Art. 1492 u. 1494 B. 0. B. ürlhett (Fuit) Tom 30. Jaiinar ISftL 

Zu Art. 2185 und 2190. 

Mehrgebot eines Hypothekarj^liiubigers; (Gültigkeit bezflg* 
lieh der übrigen Gläubiger; iiealancrbieten. 

A kauHe von B. ein Hüttenwerk, auf wclclies verschicJeno Glaubiger, namentlich C. 
und I). eingeschriebene Hypotheken hatten. Der Hypothekarglüubiger C. liess den dritten 
Beeitser A. aoffordem, n xablen oder ta riomen. Hierauf oflMrle A. den C. eelne For- 
derang nnd eonsignirte dieielbe. Kurt darauf nolificirto A. seine Erwerbsurkunde den ein- 
geschriebenen Glöuljigern , namentlicli dem C. und I). Hierauf Hessen C. und I). dem A. 
ein Mebrgebot von Viu kundgeben Nun erfolgte ein erstiustauzliches Urtlieil, welches 
dai Bealanerblelen des A. an C. gültig erkl&rte, nnd deioniebtt ein Urtbeil erster Instana, 
welches das Mehrgebot von C. und D. als ungflltig erklärte, weil 0. In Folge des gflltlg 
erklärten Realanerbietens nebst Consi^nation nirht mehr berecbligt gewesen sei, ein llsbl^ 
gebot zu machen, die Titres des I). aber ungültig seirn 

Dieses Urtbeil wurde in appellatorio reloriuirt und das Nachgebot für 
gültig und wirksam erklärt. Der hiergegen eingelegte Cassatioiisrecurs des 
A. wurde aus folgenden Gründen verworfen: 

Durch ein Bealanerblelen wird, selbst «cnn eine ConsignaUon damit verbanden ist, 
der SdinUner nicbl fiberirt, sofern der GUubiger das Anerbieten nidrt annimnl, oder das- 
selbe durch Urtheil fflr gültig erklfirt worden ist; bis dahin kann der Schuldner das Aner- 
bieten zurückziehen, und Itleilit der Gläubiger in seiner Forderung nebst deren Hypotheke. 
Wird das Anerbieten durch Urtheil gültig erklärt, so geht die declarative Wirkung dieses 
Dritaeils anf den Tag dea Anerbietens und der Consignation xvrOck. Allein diese twlselien 
dem Oliubiger und Sebnidner «niretende Wirkung tritt nidit audi den flbrigsn eingssebris- 
bencn ni/iubi|srern pegenöber ein. 

Grundsätzlich gehiiit ein gültig bewerkstelligtes Mehrgebot allen oiugoschriebeneo Gläu- 
bigern an. Der Hehrbietende kann. se'b«t wenn er den Betrag sebes Udirgobots bssdiloa 
würde, nicht den öffentl.chen Zuschlag verhindern, sofern nicht alle eingescbriebonsn 
Glfiuhiser ihre KinwilliVunj? dazu crtheilen. Es versteht sich von selbst, dass wenn ein 
Gläubiger eiowal ein Mehrgebot gemacht hat, die andern inscribirten Gläubiger, iodein sie 
UsraA gssidien au sab belTen dllrfen, sidi enlballsn hfinnsa, obtofalls mabr in bietaii. 

Wenn das lldi^ebot wegen unierlassener Fomalililen nlditfg isl, so MIR diess 
Nichtigkeit nicht blos den verfolgenden Theil , sondern auch die andern eingeschriebenen 
Gläubiger, <la sie den Mangel des Verfahrens veriftciren konnten und der Nachbietonde als 
ihr Mandatar anzusehen ist. Ist aber das Mehrgebot gültig vorgenommen, so nOtzt es allen 
Jenen, weMio selbst mehr bieten konnten und denen das Mebrgebot gsmeinsebaflUek go- 
urordsn ist. 

Wenn daher der Appelhof erkannte, isss das Mehrgebot des C. ursprünglich gültig 
erfülgt sei, und zu Gunsten der übrigen Gläubiger das Urtbeil, durch welches das erwähnte 
Bedsttcrbieten golttg erklirt worden , aberlebt habe, so hat er hisniiireh ktfai Ossslt ter- 
Istit. 

Parts, 1& Januar iSeO. (Bsj.) (Sir. 1860. 1. m) 
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948 B«rg«rlicli«t Q««««ibm«k (Art tlM, 2193, 3tM u. 9196). 



Zu Art not. 

Hypotheke; Notifications verfahren ; Veutilation; Recht des 
Verkäufers, die Ventilation zu begehren. 

Hat der Käufer eines Coraplexes von Grundstücken, dem Art. 2192 
B. G. B. zuwider , unterlassen , den Kaufpreis zu ventiliren , und es erfolgte 
eine Mehrgebots Versteigerung, so hat der Verkäufer nicht das Recht, in 
dem wegen yertfaenang des PreiMS dieser Mehrgebotsrersteigerung erOflheten 
Bangordniiiigsveifthreii die ▼orderaamatige Ventilation des Preises zum Zweck 
der YertheUang unter seinen Gliubigem sn verlangen. 

Ihm gegeoflber tleUtcn sich sXmmlliche Grundstock« alt das gamelnseliaflUebe Uoter- 
pfand seiner Oiiubi^er dar, und diese haben also ein Recht, aus dein Preise aUwr Qnai» 
•tHeke , abgesehen ron ihren etwaigen Vorzngsrechlen , Zahlung anzusprechen. 

Paris, 6. Februr ^660. (Boj) (J. d. P. 1861. 8. 1003; Sir. IMO. I. 481.) 



üVennte« Kapitel. 

Von der Art und Weise, die Güter der Ehegatten und der Vor' 
fnäsuler wm den darauf haftenden UnterpfandsredUen %u befreien, 
wenn diese gar nicht darauf eingebogen iM. 

(Art. 2198 — 2195.) 

Zu Art 2193 , 2194 und 2195. 

1) Zwangsyersteigerung; Purgationsverfahren; folle-enehire; 
Einschreibung der Legalhypotheke der Ehefrao. 

Das von dem Steigerer (bei einer Zwaagsrersteigcrung) eingeleitete 
Porgationsverfiahren behält seine Wirkungen, wenn auch demnächst das Im- 
mfibei in Folge einer folle-enchere an eiiu-n andern zugeschlagen wird. Die 
Ehefrau des ursprünglich Gepfändeten kann daher, wenn sie nicht in gesetz- 
licher Frist ihre Legalhypotheke einschreiben Hess , diese Hypotheke nicht 
mehr nach der in Folge der folle-ench^re statt^efuudeneu neuen Versteige' 
Hing mit Wirkung inscribiren. 

Der Sidigerer kann aod idims , um das ihm sugeschlagene Iiomöbei tob den Legal- 
bypott^kni n bafrskn and ott 8ioh«tWft doi 8lcigpr«is n besshlio, das Pwgatiootfw- 

fahren einleiten können. (.\rt. 2193 B G. B ) Die Vomahnie dieses Verfahrens hat daher 
zur Folpe, dass die Legalbypothekar-Bercchtieten (gezwungen Aind, in der im Art. 2195 ib. 
festgesetzten Frist, bei Strafe des Verlustes , ihre Hypotheken einzuschreiben. Diese inver- 
sagNinniir bii^ nicht nft de« wsilmo Erfolv d«a Zasebb^sorlheils maomisn, aod «t 
kflmilB dorsa g ete t il t shsn Wirkungen tdeU dadurch zerstört werden, dsss der Steigerer 
nicht gesonnen oder nicht im Stande war, seine Verbindlichkeiten aus dem Zuschlagsurtheil 
an erfQllen; wenn demgenUiss eine folle-encb^re stattfindet und der weitere Verkauf den 
Bteigtrtra depetsedirt ind anf seine Gebbr and Kosten ihn eineni andern Steigerer onbro» 
girt, so lann dieses niebt bewirken, dass der in Folge der Purgalion eingetretene Verinel 
des Rechtes, die T>egalhypotbeken noch einznschreihen , lu (iunst<>n der L^galhypothekei^ 
Beraebtigten und zur Benaebtheiiigung der gehörig eingeschriebenen Hypotbekargliubiger 
«ieder wegfalle. 

OeoiM dee Art 3191 B. 0. B. rerlor die Ehefraa, welelie ibre Legnibypolbeke trott 

des TOn dem Steigerer eingeleiteten Purgationsvcrfahrens in nOtzlicher Frist zu faiscribiren 
unterliess, nicht hlos das droit de suitc. sondern auch das droit de prtfereuce. 
Paris, 21. JoU im. ^Kej. ob. civ.) Sir. im. l. m.) 
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2) Legalhypotheke der Ehefran; PargationiTerfahreD; . 

Niehteinschreibnng. 

Wenn die Ehefrau ihre Legalhypetheke wShreod der ün Art 2195 
B. G. B. Torgeschriebenen Frist von zwd Honaten nicht einschreiben Uen, 

so verliert sie hierdnrch nur das droit de suite auf das pargirte Grondstflck; 
sie kann aber immer noch , zufolge ihres droit de pr^f^rence , in dem gegen 
ihren Ehemann zur Vertheilung des Preises jenes Grundstücks eingeleiteten 
Rangordnungsverfahren ihre Forderung geltend macbeo und Anweisung im 
Range ihrer Legalhypotheke ansprechen. 

Uit Art. 2121 und 2135 B. G. B. geben der Kbefrau wegen ihres BrauUdiaUes und 
tllM dMMD, WM ihr »adi der EbriMraduag xakomot, ein« LegaUurpotbdM nf ÜB OtHar 
Iiiret Mannes und dies zwar nnabhäogig von aller Rinschrcibnnf. Diese von dein Geaeli 
ausgesprochene Befreiung der Ehefrau Ton der Einschreibung rertritt in Ansehung der> 
selben, insofeiD nicht die Gesetze eine Aasnahme hiervon eintreten lassen, die Stelle dir 
EiaadurtHNUig and aahttil tie gegen jeden Verhul, dar aat dar makttaaehtnug dieaer For- 
BuJHil IwrTorgafaan kflnnla. « 

Nun verfügt zwar der Art. '2i94 ib. für den Fall, wenn der Erwerber eines dem Ehe- 
mann gehörigen Iruiuohilcs von der auf demselben ruhenden Hypolhcke der Frau im Wege 
des Purgaiions Verfahrens frei machen will, dass es der Frau gestattet sei, innerhalb des 
Zattranna von xwel Slonaian aaeb geaeheheaer Daponinmg und Oflealagmg dar Enrarirnnkmia 
auf dem Hypothekenbareao eine Einschreibung für die Legalhypotheke und aof das vertat* 
eerte Object zu nehmen, und bestimmt sodann der Art. 2195, dass wenn innerhalb dieser 
Frist von zwei Monaten von jener Befugniss kein Gebrauch gemacht wird , das veräusserte 
Objeet aof de« Erwerber ahne «IIa Last fai Abaidrt aof den BraolaebaCi ale. flbergebe , alMn 
diMe Verftlguagaa rind nach dem Zweck und dem Gegenstand dea dam Erwarber gealal- 
teten Purga(ion.4verfabrens lediglich im Interaaaa diaaaa £rwarb«n güroffm, lod kOnnea 
den Gl&ubigern keinen Vortheil verscbaflen. 

Ana ^ar SosaiBjaenalalliiBg dar Art 90M, S114 md 218A B. G. B. folgt, daaa dk 
Legalhjpoibeke der Fraa gleidl allat Hypolhekaa tfa iwaUbdiai Badrt gewttrt, das droit 
desnite, welches sich auf das Pfaadobjert bezieht und gegen den Besitzer ausgeübt wird, 
und das droit de preference, welches auf ilcii Preis Anwendung ßndet und gegen die GULu- 
biger exercirt wird. Jedes dieser Rechte kann nur durch die Mittel, die ihm eigentbümlieh 
aiad, and dnrcb dia Varfaialigiiag, waldia apaeiall damif Aawandang iadal, arUaabatt, md 
man kann onmOglich annehmen, dass der dritte Besitzer durch die Erfllllung von Ffirmlich- 
keiten, welche lediglieh den Zweck haben, ihn hinsichtlich des Ersten sicher zu stellen, 
auch das Zweite zu Gunsten der (iläubiger aufhebe. Es liisat sich mit Bestand nicht be- 
haaplaB, daas beide Baeble naiartrennlieb aefen, daa enie aaa dem andam flieaaa, nd daag 
alaa das alna niebt untergeben künne, ohne den Uriter:^Miig des aaJera nach sich zu tiabaa. 
Denn wenn sie auch einen gemeinschaftlichen Ursprung haben und aus der nSmlichen causa 
der hypothekarischen Forderung herrühren, so sind sie doch ihrer Natur, ihrem Gegen- 
stände und dar Art ibrar Anaobnng vnd Erloiehung naeb Taraddadan, wi» alah aoa dam 
Ganzen der Verfbgong dea Kap. 6 In Varbiadmg nrit Janen dar -Kap. 8 nod 9 daa Tan den 
Privilegien und Hypotheken handelnden Titels des Code ergibt. 

Da das droit de suite das Inunöbel selbst zum Gegenstande hat, das droit de preference 
aber auf den Preis ausgeübt wird, so muss angenommen werden, daas wenn gleich daa 
ImaMbal «i Omialan daa dritten Be^lieri von den Folgaa dea aralaraa befteitlat, dodi daa 
letztere aof dem Prms so lani^e bestehen bleibt, als sich dieser noch in den HSnden des 
dritten Besitzers befindet. Den Beweis hierfflr liefert insbesondere die Bestimmung des Art. 
2198 B. G. B., zufolge deren der GlAubiger, welcbon der fiypotbekenbewahrer ans deai, 
dam Erwerber für den Zwaek daa PargaHonaTerrahreaa anagelicltirlan Garttlleat anafabnaan 
bat, diesem Erwerber gegenOber das droit de suite verliert , nicihladaatoweDiger aber daa 
Becht behält, in dem Ordreverfahren nach dem ihm gebührenden Rang Collocation zu Ter- 
lasgen, so lange der Preis noch nicht bezahlt ist, oder die unter den übrigen QUUlbigem 
fea t geaetate Bangordnung die gerichtliche Best&tigung noch nicht erlangt hat. 
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Barferlieb«t GMeUbvah (Art. Sitt, 3194 v. «106). 



Wollte man etwa hiergegen eioweuden, der Art. 2198 stataire nur eine specielle Aus- 
nAbine für den von demselben vorgesehenen Fall, und es diene daher derselbe zur Bestä- 
Ügmg der Begtlf ian, wo voo dem neues Erwerber eto Hirpolhekargliabiger aidil tu 

herficksichtigen sei, dieeem Oberhftupt keine Rechte aue der Hypothek e zustanden, so wQrde 
dies in der Betrachtung seine Widerlecun? finden, dass die Beslimiuuiiii des sedachten 
Artikels nur als ein Ausiluss des allgeuieiucn Principe erscheint, dass der \ erlust von 
Reehten der Itegel nach nur ineowelt eintritt, a]e diee aua dem Zwecke, Air welchen das 
Gesetz die YcrIustigunK angedroht hst, folgt, es aber in Absicht auf den Zu eck. welchen 
der dritte F.rwerlior tnittolst des Pur^ilioii'-vcifalirens wejren e'wa bestehender Lejialhypo- 
iheken zu erreichen sucht, klar ist, dass derselbe uur darin bcetebt, eeiuen Erwerb, das 
von ihm aeqnirirte InniObel von der daranf rahenden Hypothelce tni xu machen nnd eich 
ffegen das aiw deraelben ftieesende droit de eoite sicher zu stellen, wonach sich dann die 
in F<(!<ie jenes Verfahrens zu seinen Gunsten eintreten !c Frli^schyn? der dem Legalpfand- 
glüubigcr zustellenden IJechie Icdi^lirh auf das soe!ieii ^'eii.-innif K'-ctit lu beschränken hnt. 

Dafür, dass die Legalhypotheke der Ehefrau aUdaun, wenn für dieselbe gemäss Art. 
319S B. G. B. kebie loecription gcnoiumen worden, g&nalleh erhfsehe, nnd sonach aneh 
in Beziehung auf den Preis des veräusserten Immobile« keine Wirkung mehr xu iuaeern 

vermöge, liissl sich aus dem Art. 1180 ein •h.ilt''riic<« Arj^nuicnt niclit aMeiten. Allerdings 
sagt dieser allgemein, dase die Privilegien und Hypotticken durch diu Erfüllung der dem 
dritten Besitzer zum Zwecke der Freimachung von ihm erworbener GOter vorgeschriebenen 
Förndiobksilen nnd Betfngnngen erioseben. Diese Beetinunng ist indeess« anr nU Rock- 
sieht auf die vorwOrtlge Materie aufzufassen , indem die in dieser Hinsicht in den nachfol- 
genden Kapiteln, natuentlich in den Art. 21S6 u. 2195 B. G. B. gclrofTiMJt'n VerfOirunsen 
die Wirkung, womit die Erfüllung der in dem Art. '21 SO angedeuteten Fürmlichkeiten uo'i 
Bsdingongen begrleiiet ist, niher entwickeln und feststellen. Ans diesem sowohl, als aas 
dem Expose des motifs par Treilhard — Locre, Lcgisl. do la France, t. XVI, p. 337 folg, 
insbesondere p. 358 — er^iht sich aber, dass die in Fulge der Erfüllung dieser Förmlich- 
keiten purgirte Hypothek nur in d^r Absicht auf das veräusserte Immöbel und den 
Erwerber desselben erlischt, so weit sie nimlieh als «n dingliches, anf dem Inmöbel nihendes 
Recht zu betrachten ist, keineswegs aber insoweit, als sie auch als einbchee Vorzafsrseb 
auf den Preis anzusehen ist. Es geht daraus licrvor, dass das Ge^'eii, iiidcm es an die Be- 
folgung der für da« Purgatiousverfahren vorgcscbriebeucu Fürmlicbkeicen und Bedingungen 
und den Umstand, dass binnen der bestimmten xweimonaüichen Frist die Legalhypotiiek 
nicht insertbirt wnrde, insofern die Erloechnng der letztem knUpfte, ale es TerfOgte, dass 
alsdann das erkaufte Immöbel auf den I>w rltor ohne irgend eine Last in BQcksicht des 
Brautschatzes der Frau lihi-rgi-he, Ied;giicli in dorn licsoiidiTii Interesse desjenigen, zu dessen 
Gunsten das Purgaduusverlalircn emgel^hrt ist, des drillen Erwerbers, erlassen ist. Es 
kann daher naeh dem klar erhellenden Zweck. fOr «elehen das Gssetx gegeben ist, darin 
bestehend, dass der Erweiber zum fre'en und unbestrittenen Eigenthum des vun ihm erwor« 
bcnen Immobiles gelange, und nach den darnach zu hemessenden Folgen des Gesetzes nicht 
unterstellt werden, dass es in der Absiebt des Gesetzgebers gelegen habe, diese Folgen 
Aber seinen Zweck anexudehnen, und sonaeh eine ErlOechune der Hypothekarreehto über 
die Grenzen seines Zweckes hinaus eintreten zu hissen, wie dieses der Fall sein würde, wenn 
solche Frlüsclning in ihrer Wirkung nicht hios auf di n dritten FrwcrbiT zu besrhränkeu, 
eondero auch auf da'^ Hecht des Gläubigers nach dem seiner Hypothek gebührenden Range 
BsiahlMig des Preisus, so lauge noch res integre ist, in Anspruch nehmen zu können, zu 
bsaiehen wiro. 

Wenn sich in der Vertheidigungsschrift als Belog fOr die Behauptung, dass die unter- 
bliebene Finschroihnng der Legalhypothek binnen der in dem Art. 2195 hestiniinten Frist 
eine Erlöschung derselben auch hinsichtlich des Rechte auf den Preis zur Folge habe, auf 
dMi Art. 9166 B. G. B. berafen wird, weil derselbe für die Ausübung dieses Rechts das 
Bsalshen oiaer Ehisehreibong fttr die Hypotbdt erfordere; so verdient diee keine rechtliche 
Beachtung, denn die Bestimmung dieses Artkels: „Les creanciers ayant privilege ou bypo- 
theqne inscriie sur un inimcuble Ic suivent en quelques mains qu'il passe pnur etre collo- 
que et payö suivant l'ordre de leurs creances ou inacnptions'' muss im Einklang mit der 
Vsrftlging des Ait ib. iateipretirt wsidiB, «olebs dahin gehl, dass din LsgalbTpn- 
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tbeken naabbingig ron jeder Einsehrelbang bestehen, uai eonach in Betreff derselben von 

dem Art. 2166 B. G. B. , insoweit dieser eine bestehende Einschreibung verlangt, eine Aus- 
nahme macht. I)as8 die Bestimmungen des letzten Artikels nicht auf die Legalhypotheke 
bezogen werden können, geht namentlich daraus hervor, dass das Gesetz in Betreff ihrer 
ein bttsondere« Pargationtveifatarea TOfgMdirieben hat, du geiale danaof gegrOndel ist, 
dass sie auch obse bestehende Kinschrcibung dem auf den dritten Besitzer Qberrreg.nngenen 
Immöbel folgeu. Wäre dies nicht der Fall , so würde auch bezüglich ihrer das in dem Art. 
2182 u. (T. ib. vorgeschriebene Verfahren genügt haben, da sie der dritte Besitzer nur in- 
•ofem zu berOekaiehtigen gehabt hlMe, ala aie vor aeinaai Erwerb inscriblrt waren. 

Von niebt mebr Gewicht ist aueb daa weitere AnfiBbran in dar Yertbeidignngasdirifl, 
es erßcbc sich aus Alin'^a 2 und 3 des Art. 2105, dass die LcgathypoMiaken der Frauen 
nur dann mit den ubrißen Glitubijjern auf den Prtis concunirlen, wenn fflr dieselben eine 
Kinschrcibung genommen sei. Denn der Siun jener Sätze ist nur der, dass der Erwerber, 
waldier In Folge wirklieh geaehebener Elnsebreibung von dem Beateben der LegalhypoOieke 
unterrichtet worden i<«t, dns von ihm erworbene Immübel nur dadurch zu purgireu vermag, 
dass pr die n5thir;tr MaassrcL'eln erffreife, damit der Preis zur Befriedigung der Inscribir- 
len, so weit dieses nach dem Kang und der (irü^e ihrer Forderung erforderlich erscheint, 
verwendet werde. Ana den In dieser Hinsieht getroflTenen Bestimmungen der gedachten Sitae 
kann aber die Folgerung nicht abgeleitet werden , dass die Legalhyyoflieken notbwendig 
inscribirt sein mile^ten, um in d>Mii , \ve<.""ii der Austheüung des Preises unter die dazu Be» 
recbtigten eingeieiteteu Kaugordnungsverfaliren Berücksichtigung finden zu könneo. 

Die einzige Modiflcatlon , welebe die angegebene Verrogung dea Art 3135 B. Q, B. 
erlitten hat, ergibt sich ai]|^dem Art. 2105 ib., insofern dieser eine Eiaaebreibuag der Legal- 
hypotheke fordert. Diese Modifiratioti hat sie aber nur zu Gunsten des dritten Besitzers, 
um es diesem möglich zu luachoii, sich zu liberiren , erhalten; nicht auch zum Vortheil 
der übrigen Gläubiger, was hinreichen muss, um ihnen gegeuQber daa Princip des Arti- 
kela ala fertwlbrend geltend aniuaeben, fauolange nldit au ale Zabluqg geMatet worden 
ist, oder sie durch einen definitiven AnatheOungaMaiaa ein antiehlieaaMdiet Beebt auf den 
Preis des Immöbels erlangt haben. 

Es könnte sich zwar fiagen, ob nicht das Princip des B. Q. B. durch die Bestim- 
mungen der B. P. 0. Aber daa BangordnungeTerrahren, namentlieb der Art. TSt, 763, 774t 
775 alteiirt worden sei; dies muss jedoch verneint werden, da keiner dieser Artikel be- 
züglich der Legalhypotlieke eine Einschreibung für Zulassung des Inhabers einer solchen 
in dem gedachten Verfahren verlangt, überhaupt auch kein Grund vorliegt, welcher die- 
selbe ala nOlhig erscheinen lassen könnte, indem das Ordreverfiibren die Begulirung des 
Bange der Glinbiger unter aleb sum Oegenalaade bat , der Art. 2135 B. 0. B. aber anadrüekUdi 
bestimmt, dass der hypothekarische Rang der Frauen, der Miinlel und der Interdicirten 
unabhängig von aller Einschreibung bestehe, und wenn auch ans dem Art. 753 B. P. 0. 
hervorgeht, dass mau inscribirt sein mOsse, um zu dem Ordrevcrfahreu gerufen zu wer- 
den , bienua doch nur die Folgerung abgeleitet werden kann , daaa der mit einer Legal- 
hypotheka venebene GlSubiger, wenn er es unterliess, solche inscribiren zulassen, der 
Gefahr ausgesetzt ist, in dem Ordrcverfahren unberücksichtigt zu bleiben, keineswegs aber 
auch die, dass nur eingeschriebene Gläubiger darin zu erscheinen und Anweisungen zu 
verlangen berechtigt seien. 

Darmatadt, 28. Januar 185L (Bej. nach Admiaaion.) Aekar g. Schneider. (Ardüv 
VW eUnbiMh, Bd. L S. 191) 

0fr. Gübert «n Art 3195 B. 6. B. Nr. 1 -4. 

3) Purgation von Legalhypotheken; versäumte oder 
verspätete Inscriptionen. 

Die Ehefrauen und Minderjährigen , deren Legalhypotheken bei einge- 
leitetem Purgationsvcrfahrcü innerhalb der iin Art. 2195 B. G. B. bestimm- 
ten Frist nicht inscribirt wurden, können dennoch bei dem CoUocationsver- 
fahrea erscheinen und den Hypothekargläubigeru des Ehemannes oder des 
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Bllrg«rlieh«i Ottelsbiek (Ati 3166, 9197 n. «166). 



Vormundes gegenaber auf den Grund ihrer gar nicht oder verspUet inscri* 
birten Legalbypotheke Anweisung verlangi-n. 

(S. dM Nftherc 7.u Art. 21U und 2135 B. G. ß.) 
Moncben, 29. Deceiuber 1847. (Gass. u. rev.) Erben Föater g. Erben Klein. 
S. Aimalen too Htinls nn4 Codi. S. 4M. 



SEehntes Kapitel. 

Von der Oeß'eiUlictikeU der Pfandbücher ( Hypothekenregister ) 
und pon der VerantworÜichkeU der Pfandtchreiber (Hypatkekm- 

bewakrsr.) 

(Art 2196 — 2208.) 

Zu ArL 2196 u. £ 

Verantwortlichkeit des Hypotliekenyerwahrers; nichtiges 
Zwangstersteigerongs-Verfahren. 

Wenn der Hypothdcenverwahrer, statt der im Art 680 B. P. 0. ver- 
ordneten Verweigening , eine sweite PflUidung dersd^o Grundstflcke trän* 
scribirt nnd demsofolge veranlasst, dass diese GrandstQcke zum zweiten Mal 
swangsweisc versteigert werden, so ist er dem verfolgenden Gläubiger, so- 
fern demselben nicht ebenfalls ein Versehen zu Last fallt, und dem Steige- 
rer für den Schaden verantwortlich, welcher diesem durch die aus jenem 
Grunde erfolgende Veruichtuag des Verfahrens und des zweiten Zuschlags- 
urtheils erwächst 

Die illegale Handlungsweise des Hypoibekenverwaiircrti ist als der Grond der MclitiK- 
k«it 4cr swdtan Vantelgerang anxa$«hen nod derteHw MoMh gmilM AH. tl96, 2197, 
mn, 1983 0. 1383 B. 6. B. dafür zum Sciiadenersatz verbuniten. 

Darnttadl, 31. Jmur 1842. (Cms ) Fitent g. 8«aiiM nnd Beiebard. 

Zu Art. 2197. 

Verantwortlichkeit des H y p o t h e k e n b e w a h r e r s wegen 
Löschung der Einschreibung einer Dotalehefrau. 

8. zu Art 1082 und 1383 B. Q. B. Nr. 18 und zu Art. 21Ö7 ib. Nr. 1. 

Zu Art. 9198. 

1) Eotlastungszeugniss; nur Pfandlssten. 

Der Art. 2198 B. G. B. kann demjenigen, der eine Servitut (in concr 
Wassergerechtigkeit, Benutzung einer Quelle) geltend macht, nicht entgegen- 
gehalten werden, denn dieser Artikel handelt nur von Pfandlasten, nicht 
aber von Gronddieiistbarkeiten. 

ManalieiB, 3. Mal 186a (Zratn. Magai. Bd. V. & 179.) 

2) Eotlastungszeugniss; beschränkte Auslegung. 

A. Die Auslassung eines ohne Eintrag wirksamen Pfandrechts 
in dem Pfandschreiberei-Zeugniss des Art. 2198 B. G. B. entledigt das lie- 
gende Gut nicht von der Pfaudlast zu Gunsten des neuen Besitzers. 
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Der Artikel spricht nur von Auslassung eingetragener Laaten; nur aof solche kann 
sich die Verantwortlichkeit der Pfandgerirhte al? solcher erstreckm, wie sie im Art. 2198 
and 2197 Zif. 2 ib. geaetzlicb begrODdet ist, und nur solche Unterpfänder sind im Art. 21S3 
Abf. 2 genaimi 

6. BearkundnDgeu , welche das Pfandgericht zum Zwecke der Yerpftn- 
dang eines liegenden Gutes darvh den neuen Erwerber ausstellt, haben die 
Wirkungen des Art 2198 B. 0. B. nicht 

Dieses Zengnin für ein« dritte Parton kum nicht n Goniteo dai Eigenthflam 

inrflckwirken. 

Mannheim, 1. Man 1864. (Annal. 1864. S. 92.) 

3) Entlastungszcui^niss; im Allgemeinen. 

In Baden ist lum Zwecke der Ausfertigung der öffentlichen Erwerhsurkundo dem Gc- 
ricbtsnotariate (früheren AiutsreTisoraie) ein, nach Vorschrift der Instruction über die Ein- 
richtung und FObnng der geriehlKelMii Ocwihrbddier, von Anttwegca w fertigender 
Anstog ans dem Pfandbadie zu abersenden , von diesem in die Urkunde tn Obertngen und 
nil derselben dem neuen Erwerber in öffentlicher Form ruzustellen. 

Es ist nun dio Frage entstanden und bis in dii* neueste Zeit eine Controverse geblieben, 
oh jener Aasxug die Sidte des in Art 1198 B. G. B. enrüinten Pfluidtdirefbenri-Zeag- 
ntaeee Terlrelo odor vldnebr fieCM Xengniic celbnl bilde, oder ob, dniH cino Mittmig 
Hntr^te , das Zeugniss, trotz dem im fraglichen Auazuge ein solches entbaltm , nach Arl 
2198 noch besonders nach dem Eintrage seiner Recbtsurkunde nachgesucht werden tnuss? 

Das Grossheriogl. Oberbofgericht entschied in letzter Zeit constant in erster Richtung. 
Mu reigL Zentn. Mag. Bd. UL S 222 ff., woselbil die Ulcntnr bii toa Jabr» 18ft1 an- 
gaflibrt iai, und Anoalen 1858. 8. 82 (25w Januar); a. dagegen Annal. 1862. 8. 209. 

Zu Art. 2201 und 2202. 
Beobachtung der Formvorschriften. 

Die Nichtbeobacbtang der Vorschriften des Art. 2201 B. 6. E bei Füh- 
rung der PfsndbOcher macht die Eintrige nicht ungflltig. 

Das Gesetz beilrnht solche nicht mit Nirhtijjkeit , son'iern nur mit einer Strafe für die 
Pfandschreiber, Art. 2202 B G B., und es kann auch niclits anderes gewollt haben, da 
es ja nicht in der Macht der Parteien liegt, den Büchern die vom Gesetze verlangte Ein- 
rlcblnng n TenehallMi. 

Hannhaim, ta Mai tSfiO. (Anna!. 18Sa 8. 466; Obarbofg. Jabrb. 1851. 8. 221.) 



Neunzehnter Titel. 

Von der Zwangsveräusserung und dem Rangordnungs 

verfahren. 
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Zu Art. id04k 

Zugriff anf die Kntzniessong. 

I. Die Nutziiiessung, welche, dem Ehegatten um Verniitgen der Kinder 
kraft elterlichen Rechts zusteht, köuneu dessen Gläubiger nur iusoweit zu 
ihrer BefriediguDg in Auspmdi nehmen, als dieeelhe mchl für die EmihniDg, 
Pflege und Erziehung der Kinder nothwendig ist; die Nutzniessang Icraft ehe- 
lichen Rechts am Kindervermögen dagegen ist unbedingt dem Zugriff der 
Gläubiger unterworfen, da darauf die Last der Erziehung nicht haltet (738 a. 
und 745 a. des Bad. Landr.) 

Mannheim, 27. Januar 185:i. (Zentn Mag. Bd. I. S. 164.) 

II. Die Xutzniessung, welche dein Vater von einem seinen minderjäh- 
rigen Kindern zugedachten Vennächtniss durch Testament zugewendet wurde, 
kann in der Gant de.s ^'a(er.s dessen Gläubigem nicht aus dem Grunde des 
Bedarfs für die Kindererziehung entzogen werden. 

Manobeiin, 26. Januar 18&4. (S^nln. Mag. Bd. L S. 165) 

Za Art n04. 

Immobiliarbeschlagnahme der von dem Miether auf dem gc- 
mietheten Gebäude errichteten und nach beendigter 
Miethe wegzunehmenden Gebäude durch die Gläubiger 
des Mietbers. 

8. ni Art 5» B. G. B. UrthaU (Paria) vom 7. April 1882. 

Zu Art 2205, 

l) Er bächaftsgläubiger; Exprupriatiou eiueü Krbscbafts- 

g e g e n s t a n d e s. 

Die Ausnahmsverfügung des Art. 2205 B. G. B. tindet nur auf den per- 
sönlichen Gläubiger eines Miterhen, nicht aber in dem Falle Anwendung, 
wo dem Gläubiger ein privilegirtes Recht auf ein Krbschafts-Immobel von 
dem Erblasser sdbst eingeräumt worden ist und alle Erben seine Schuldner 
sind. 

Darmataill, 18. April 1844. (Bej.) IHener g. Bau. 

2) Zugriff gegen einen Miterben; Mitcigenthümer. 

Der Art. 2205 B. G. B. ist auf Erbschaften zu beschränken und leidet 
keine Ausdehnung auf anderes Miteigenthum. 

Der Art. 2205 Imi seinen Grund ledij;lich darin, dass vorder Erbthellung es ungewiss 
ist, ob ein Miterbe von den zur Erbschaft £ehori(;ea Liegenschaften auch in sein Loos er- 
iiallaa ward» «nd daaa dahar, lieaaa nan darauf ta Onpstan dar Olinbigtr ainaa dar Mii- 
erban vor der Theilung eine Vollstreckung zu, der Fall eintreten konnte, dass diese auf 
das n«ch der Thoilunfi; einem andern MiterSen lufallende Kigcntliura vollzogen wflrde. 
Letzleres sult durcli die Bestimmung des .\rt. 2205 vermieden und namentlicb etwaigen Nich- 
ligkeitaklagaD vorgebeugt wardao. Der aagefObna Oraad paast abar niefal auf dasjenige 
Hileiganthum, welches auf andern Kechtstitcln als dem dar Erbachaft beruht, indem in 
jenen Fällen nirlit oiru' Unge»i?slieit fi'>cr den dereinstigon Erwarb TOrbaodon ist, TiaU 
mehr hier die Berechtigten bereits definitive Eigenthtüner sind. 

Mannheim.... (Oberbofg. Jahrb. 1851. S. 12 ff) 
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3) Theilhypotheke; Erlöschung darch LiciUtion and 

Theilung. 

8. ni Art. 883 B. G. B. Urtl.eile (Berlin) Tom 3 Juni t8&2 u. 21. December 1858. 

Zq Art. «909. 

Zwangsversteigerung; nicht verh ypotbeeirte Grundstflcke; 
Insufficienz der verhypothecirten Immobilien. 

Wenn ein Gläubiger , dem eine Specialhypotheke auf bestimmte Giund- 
stackesusteiit, ausser diesen noch andere ihm nidit ▼emnterpftndete Grund- 
stacke in dem Ton ihm emgeleiteten ZwangsTerstdgerunga-Verfahren ein- 
begreift, so kann diese Verfolgung nicbt gemSss Art 2309 B. G. 6. ver- 
nichtet werden . obgleich der Werth der ihm speciell verhypothecii-ten Lie- 
genschaften hinreicht, um die allein in Execution bofiriffene Forderung zu 
decken, sofern darffethan wird, dass dem verfolKciidcu oder einem dritten 
Gläubiger weitere Forderunp^en zustehen, welche erwarten lassen, dass der 
verlolfiende Gläubiger bei einem demnächst einzuleitenden Rangordnnngs- 
verfahrcn aus dem für die specialverhypothecirten Grundstücke sich ergeben- 
den Erlöse nicht bis zum vollen Betrage seiner Specialhypotheke Anweisung 
finden werde. 

Ab 6nui< und Zweek iu Art tritt swwr benror, dasf d«r GUbduiNr« »clelwr 

zur Sieberbeil seiner Forderung lieh besümmte Grundstflcke hat verbypothedr«! iMMm 
oder welchem das Gesetz seil)?! hpgtiminle Gruiidftflcke als Untprpfanrl seiner ForderunR 
noweiBt, zunächst seine Befriedijjung aus dem speciellerj Untcrpfande nacbaucheo niuse 
9vA das Qbrige, das gendMMM Pbnd ammtUcber Gliubiger bildende QnmSmnMgw 
im Sdmldnen em angreifen darf, wenn naebgnwie an ietf da»« ar aalna TollaUndiga Be- 
friadignng aoa dein spcricüi'n l'nferp'"an'Ic nicht erlangen Icaiin , damit solchergestalt, so- 
wohl im Interesse des Schuldners als der U)>rigen Gläuhiger , eine das BcJarfuiss des 
verfolgenden Glauliigers überschreiten le luimohiliarezecutioo vermieden werde; indesa lässl 
aidi dar Maaasafab ftir dfa Berechnung des apaeiellen üaterpfimdes nieht ladiglieh ana dam 
numerischen Verhältniss der zur Execullon gestellten Forderun? zu dem Wcrthe des ver- 
hafteten Immöbels entnehmen, da, falls zur l'*«berzeugung dos Rirhieramfes nachge\vie^< ii 
werden kann, dass bei der Concurrenz sonstiger Uypothekarforderungcn eine vollstänilige 
Deckung das Tsrfolganden Gliubigers aas data rormnssidilKeb zn aniatendan yarsteiserungs- 
prdse nicht zu gewärtigen steht, chM hieraus in Beziehung aof dtasan Olfiuhiger eine In- 
ioAcienz des öntcrpfamles sich ergeben wQrde. Hierbei kann es rechtlich auch keinen 
Oalerschied begründen, ob die vorhergehenden oder concurrireoden sonsiigea Hypothekar- 
fordentogen , wegen daran daa VarTabran nieht dngaleitet worden ist, dem varfblgandan- 
oder einem andern Hypothekargliubiger zustehen, da die Verfolgung des dinglieban Bealita 
die Realisirung särnniilicinT auf ilcm Grundstücko liiftenden Hypothelvarforderungen zum 
Zwecke und zur Folge Ut, das Kangordnungsverfabren nur einen Tbeil der Iiumobiiiar-Zwangs- 
vollslreekung bildet, ond as atnem Badaakw niehl unterliegt, dasi dar Rypothekarglaubiger, 
obgleich er dia Batehlasnahma und Varaiaigemnii nur fBr ainan Zfnaanrflekatand var- 
fotgt, im Rangordnungsverfabren doch auch fUr das Kapital Collocatinn verlangen könne. 
Barlin, 17. Juni 1862. (Gass.) Jungglas g. Berens. (K. A. Bd. 67. CdQ.J U. 27.) 

Zu Art 

Ordreverfahren; Bechtswirkung and executorische Kraft 
des Bordereaos and des in der Contestationsinstans er- 
folgten Urtheils; Zwangsversteigerangs-Verfahren; Ein* 
rede des dritten Besitzers. 

A. Das auf Gnmd des definitiven Austheilungsstatus in einem Bangord- 
nongsvcdaliien für dnen Glinbiger (St) gefertigte Borderean , welches ausser 



956 



(Bflrg«rlieh«t OetdUbieh (Art. tti^. 



der Zahlungsanweisung für einen Theil der im Status liquid erkannten For> 

derung mit den Worten schliesst: „Mit dem Rest seiner Forderung ist St. 
an den Geraeinschuldner verwiesen ; go?enwärtige Anweisung soll gegen die 
Steigerer executorisch sein", kann nicht in der Art als ein executorischer 
Titel angesehen werden, dass daraufhin nunmehr der Gläubiger St. wegen 
seiner Restforderung ein neues Immobiliar-Pfandungsveriahreo gegen den 
Gemeinschuldner einzuleiten vermöchte. 

Das GcseU lest einem in einer Ordre ertheilten Bordereau aor dem Stei^t^rer 
f egenflbtr fxeenloriwlie Kraft M, otfenbar bk» tu dmi Zwecke, um m im angsvle- 
senen OUahißer inogUeb sn naohen, aiidi ohM dat Venleigervagepvolokoll itfbil H» 

Slaigcrer auf Zahlun? angehen zu können. 

Die in deiu Austheilungssiatus einer Onlre euthaltenc LiqnidAiioD einer Forderaog kann 
nieht fliMBi IMbeil« gleichfteacht«! werden, da dne QeMit davon, daw anf daa BieMer> 
eonuniiaar im Bairaff dar im Ordraverfabraa angemaldataa Fordarongan aina Jariadietioo 

tbergclie, nichts weiss, und in den von ihm bei Aufstellung des provisorischen und defioi> 
tiven Status zufolge der ihm gesetzlich ertheilten Attributionen vorgenoraioenen Handlangen 
und Verfagongen keine Erkenu'nisse Ober den Bestand der angemeldeten Forderungen ge- 
Andan wardan komiaa ; wana alao daa fraglteha Bordaraa« aadi am Sabliaaa aina Varwai* 
wag an den Geraeinschuldncr enth.1It, so kann dieser Verweisun;; om SO weniger die Be- 
deutun? eines Urtheils beigelegt wcrlen , a!» dns Gesetz solrlic Verweisongen an den Ge- 
meinschuldner gar nicht kennt, un<l man nicht .mnelimeu kann, dast der Bicbterconi- 
mlaaar elwA weiter tbnn wollte and beabaichtigte , ala aato dca l an , Am dam SliaUger 
llraialehe, sich wegen seiner Restfordenmg an das etwa flbrige Vermögen des Geroeinschuld- 
ncrs za halten Der Art. 759 B P. 0. i^ewährt den Verfügungen des RirhterconimissÄrs 
nur tusofem eine YoUziebbarkeit, als sie auf den in der Ordre begriffenen Verstcigemngs- 
«rlflt Beng haben. 

Vena aieb avah Doetrbi nad Jmlapmdaas dafflr anaapradian. daaa bi Beiraff dar> 

jenigen, welche im Rangordnungsverfahren Partien waren, Einreden gegen die in den Ab- 
theilungsstntiis aufgenommenen Forderungen, in Gefolge des Ahlnnfs der gesetzlichen Con- 
testationsfrist, nicht mehr zulässig seien, su kann hieraus kein .\rgumcnt tür die Eigen- 
aabaft des Statea ala Urthella geschnpfk werden; die darin endiallanen AoCrtalhngan ban- 
nen rietmehr nur als Beweise fQr die aufgenommenen Forderungen gallan, weil bl dem 
Niebtconleatiren ein stillschweigendes Ziigestindniss enthalten Ist. 

B. Nicht jedes Urtheil vermag die Basis eines Zwangsveräusserungs- 
Verfahrens abzugeben; die Executivbearateu^köunen vielmehr nur dann zur 
Einleitung eines solchen als ermächtigt an<]^eseheu werden, wenn in dem 
Urtheile eine Condemnation ausf^e^iprochen ist. 

Deshalb wird auch im Art. 147 B. P. 0. ausdrOcklich nur von solchen provisünschen 
oder daflttiihren ürlheilen geredel, welebe ebie VerwIbeUnag anaapraeben. Wann dabar 
auch in der Contestationsinsunz , welche in einem OrdrevaHSabran aieh ergab, ein Crtbait 
erfolpte, da? eine im provisorischen Status angewiesene Forderung als wohlbegründet er- 
kannte, die dagegen erhobene Conieatation verwarf, aber keine Condemnation gegen den 
6ainafiiai)htt1daar aaaapracb, ao kann dieaea UrtbeQ, aolllen nacb biemadi die Einreden 
g«gan die Forderangaliradilakrlftig abgewieaen nan niebi mebr xnlieeig eraebeinen, nicht 
ala ein ex e cnloriaabar litalangesehen werden, da der Ausspruch einer Verurtheilnng fehlt. 

C. Der auf Räumung oder Zahlung somntirte dritte Besitzer ist , wenig- 
stens nach dem Art. 57 des Grossherzogl. Hess. Gesetzes vom 24. Juli 1830, 
berechtigt, diese Sonmiation auf den Grund hin, dass dem Gläubiger für 
seinen erhobenen Anspruch ein executorischer Titel nicht zur Seite ."^tehe, als 
ungültig anzufechten , womit auch die Nothwendigkeit einer execu torischen 
Urkunde fur die Keclitsbeätandigkeit der Sommatiou an den dritten Besitzer 
aasgesprochen ist 
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Dimm ergibt aieh daraus, daM jtiier AH. 57, abweicheni von dem Art. 2109 B. G. B., 
▼orsebreibt, dus in der Sommation zur Zahlung oder Räumung die Urkuude, welche den 
Forderungtiitel enthalt, geuau bezeichnet werden uium, welche geeetzliche Beetimmunff 
oMmt die B«fi«Blw dw driMra BetilMra, jene Dikimd» n prtfra, Mnrkeimt, worant 
aber »^Meh, weil eoail eine lolehe PrOfnAgtbeftagiiiM (br den dritten Besitzer ohne Werih 
•ein wOrde. folgt, dass er die Verfolgungen wefeo Mangelt einet «MenlorieclMn TÜeJe 
ali nicht zu Recht bestehend bestreiten kann. 

Darmstadt, 72. Januar 1855 (Gass) Höfel g. Seheier^ (Emiuerl ISSft. I. 3) 

Zu Arl 9917. 

Gflltigkeit der StipaUtion eines hypothekarischen Darleih- 
▼ertrage, im Fall der Nichtzahlung das verpfändete In- 
mdbel von Kotar versteigern so lassen. 

8. an Art Btt B. 0. B. Nr. & 



Xweltes Kapitel. 

Von dem Bmigo rdt uui^ wi r fiArßn md der VerlkeUimg des iSr- 

J0f at unter mehrere OUhMger, 

(Art 2218.) 

Zu Art. ttl8. 

RangordnuDg der Gläubiger. 

I>er Art. 2)18 a. des Bad. Laodr. fahrt zugleich die Bestiounungen aber die Ordnung 
der Verlbeihuv det ▼ennflgint tat der 6anl dee BehnM n e t e nn. 

Die einzelnen Entscheidungen Ober die Sireitfragen, zu welchen diese GesetzessteUe 
Veranlassung gegeben, sind for die Linder, in weloben der Sata 2218a. nicht gilt, ron 
untergeorduetetu Interesse. 

Flr Baden aber bialekt eine eigene MeaegrapUe Sber dat Gantreehl Stempf , dat 
auMbbran md Oanlnakl, S. Anflngn anf freMta altgeiMin aneAnnnit Werk 
Uer Terwieien werden mag. 

II ■ II II 

Zwanzigster Titel. 

Von der Verjährung; 



Kntes Hapttel. 

Allgemeine Ver fügungen, 
(Art. 2219 — 2227.) 

Zu Art MI9 a. 9969. 

Verjährung; £ntschädiguugspflicht; Uolzberechtigung; Ver- 
kürzung einer solchen. 

Das Klagei echt auf Entschädigung wegen Verkürzung einer Holzberech- 
tigung, infolge eines froher nicht stattgehabten Durchforstungssystems, geht 



956 Bürgerliohes OettUbtteh (Art. im u. 2221, 2224 und 2225 , 2226). 

nieht deshalb mittetet der Verjfthning Terloreo, weU dieses Dardifontungs- 
System län^^er als 30 Jahre ?or der angestellten Klage eingefahrt worden 
war und seitde^ besteht 

(S. das Nähere lu Art. 544 B. G. B.) 
München, 12. Juli lä&j». (fiej^ Hegisrang dar PfaU die Gemeindaa Bop- 
perlMcken und Kriegsfeld. 

Zü Arl. MW und mt. 

Verzieht auf die Verjährung. 

Klagt eiü Erbe gegen die Miterben auf Thcilung des Nachlasses, so 
kann das Gericht, nach Lage der Sache, ohne die Art. 2221 und 2224 
B. G. B. an verletsen, erkennen, dass der Kläger durch seine Klage keines- 
wegs auf die Emrede der Verjährung bezüglich einiger nun Kachtess gehö- 
riger Immobilien venichtet habe, besonders wenn dargethan ist , dass dem 
Theilungskläger zur Zeit der Anstellang der Klage die Thatsachen, wdefae 
die Verjährung begrflnden , anbekannt waren. 

Da der Venicht auf die VerjYihrung ein AufgoLen eines geselzHchen Rechtes entbfilt, 
00 I1IUSS dieser im Willeu des Verzichtenden gelegen babeo, UDSweideolig und in ToUer 
KennioisB der Sachlage abgegeben worden sein. 

Paria, April im. (BaJ. «h. ctv.) «Sir. 1882. L «81; J. 1 P. 1861 8. 1001.) 

Zu Art 2iM und 

Einrede der Verjährung; Gontestationsprose'ss; Becht des 
Gläubigers und des Schuldners, die Einrede der Verjäh- 
rung zu erheben. 

Der wegen ErsdiOpfhng der Masse nicht lodrte Gläubiger ist ebenso 
berechtigt, wie der Schuldner, die Einrede der Veijährung Torzubrmgen ; 
ersterer ist es selbst dann, wenn er am Ende des Proflcesses aufgehört hat, 
Hypothekargläubiger n sein, sofern nur sein Interesse an der Sache nach- 
gewiesen ist. 

Letzterer al-er bleibt ohnerachtct der Zwangsveräiilsening für die Forderungen , welche 
in Folge des CoUocationsverfalirens nicbl bezahlt werden, haftbar, wie er auch bereclitigt 
iit, daa, waa ron dar Maiaa Olwig blaibt, an alA sa sieban. 

Er hat also immer noch Qualität , die Masse gegen unbegrandete An- 
sprache an vertreten und die Einrede der Veijfihrung der Zinsen , welche . 
ans seiner Masse verlangt werden, vorzabringen. 

Beide sind femer mit dieser Einrede zulässig, auch wenn sie dieselbe 
nicht vor dem Richtercommissärim ContestationsprotokoU niedergelegt haben, 

da die Einrede der Verjährung nach Art. 2221 B. G B. in jeJcm Winnie des Pro- 
zessea und selbst in der Appellationainstanz zulässig ist und demnacli einer Protukollirung 
vor deai BiahtereoniiiiiaaSr niabt badarf. (8. bianm Art 3317 ib.) 

V Saaban, 31 April 1841. (Baj.) Eb«rl g. Adatay. 

Za Art. 2226. 

1) Guter der Krone; Unveräusserlichl^eit; Besitastörungs- 

klage. 

Grundsätzlich ist das Eigenthum (la domaine) der Krone unveräusserlich 
und unverjährbar; es können aisu die dazu gehörigen Immobilien nicht Gegen- 
atand einer possessorischen Klage sein. 
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Hieraus folgt alier mdit, dass deijenige, weldiw behaaptet, im Beat» 
seines neben dem Krongnte gelegenen Besitzthums von dem Agenten der 
Krone gestOrt worden zu sein , sich nicht mit der Klage wegen Störung in 
diesem seinem Besitze vor dem Friedensgerichte vorsehen kann. 

Es handelt sicli hier nicht von der Frage, ob das streitige Terrain zum Krongut pp- 
hort, eine Frage, welche nur in petilorio eatochiedeu werdea kann, soadera wer daaselb« 
berillt IH« bkwe Babaaptung des Ageoten dar Knm«, dan Jenat Tamun nm Km^ot 
gdiore, atebt <ar poaaeaaorischea Klam alMa niebl ansagen. 

Der Friedensriditer Icann die von den Parthieen prodncirte Eigenthums- 
titel prafen, um sich von der Natur ihres Besitaes zu Ql>eraeugen; hierdnreli 
allmn coranlirt er nieiit das petitorium mit dem possessorium. 

Paria, 21. Januar 1882. (Baj.) (Sir. 184». I. SSS.) 

2) Verjährung; Kirchengebaude. 

Eine mit der Kirche verbundene Kapelle kann so wenig wie diese selbst 
Gegenstand eines zur Anstellung einer possessorischen Klage berechtigenden 
Privatbesitzes sein, da die Kirche als eine res extra commercium im Sinne 
des Art. 2226 B. G. B. zu betrachten ist. 

Brasael, 3. Februar 1860. (Kej.) (Pasicr. 1860. L 121.) 

3) Kirehengebftude; Dependenien; YerjährnDg. 

Dia DnvarjihrlldikaU dar daia Gottaadiaaata gaweibtaa Galiliiia «ratraakt aidi iddil 
•nf aotfliiaa Qaliiula, walehaa auaiorbalb dieaar Gabtala galaga« und nidil «la aioa in ihrar 

fllfentlirhen Bestimmung nothwaudige und uncmbeSiliclii' Depondenz dorseiliea zu betrachten 
ist, Tiüluicbr von dem Kirchengebfiude getrennt werden kunn, ohne daas die Kirche des- 
halb aufhört, ein Ganzes zu bilden und ihrer BestitniuuDg ToUstäodig zu entsprechen. 

Ein solches Gelände ist daher eines Piivatbesitzes und der Verjährung 
nach den Omndsätsen des gemeinen Rechtes , sowohl Ton dem Gesichts- 
punkte des Eigenthums als von Jenem der Servituten aus betraditet, fthig. 
Paria, 7. Norambar 1860 (Raj. ah. etv.) (Sir. 1861. L 853) 

4) Friedhöfe; possessorische Klage. 

So lange Friedhöfe als Begriibnissplätze im Gebrauch sind , kann weder 
die Gemeinde gegen die KireluMilabrik , noch diese gegen die Gemeinde 
wegen Störung im Besitze derselben eine possessorische Klage anstellen. 

S. üas iNuhere zu Art. 33 B. P. 0. 

S) Verjährung; Öffentlicher Weg. 

4 

Eio affandiebar Qamatodaweg iat ala solcbar nur ao bmga wiTarjibrbar, alt er ab 
aalafcar baibabattaa wird. 

Sobald die Gemeinde denselben ganz oder ^en TheO desselben in der 
LAnge oder Breite aulisegeben hat, kann derjenige, welcher den angege- 
benen Weg oder Theil des Wegs mit Geb&uden und Bäumen besetzt und auf 
diese Weise über 30 Jahre lang besessen hat , sich gegen die Klage der Ge- 
meinde auf Wegräumung dieser Gebäude und Bäume mit der Einrede der 
30jährigen Verjährung schützen, sollte auch der Weg im Kataster als Ge- 
meindeweg eingetragen sein. Wenn das Gericht, indem es sein Urtheil auf 
die Unverjährbarkeit der öfifeutUchen Wege stützt, den Beweis des Aufgebens 
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unberflcksichtigt lässt und die Klage der Gemeinde nuprieht, TerletiteB die 
Art. 2226, 2227 u. 2262 B. G. B. 

Paris, m November 1861. (Gass ) (J. d. P. 186^ S. 463.) 
Cfr. Gilbert zu Ait 2226 B. G. B. Nr. 5-20. 

6) Verjährung; Sachen ausserhalb des rechtlichen Ver- 
kehrs; Öffentliche Strassen; Wasserableitungsrecht 

Das Kecht, das Wasser der Dachtraure mittelst eines Kanals auf die üffeiitiicbe Strasse 
fuhren, also in gewisser Tiefe ableiten zu küauen, wodurch die Befugniss, die Strasse höher 
oltr tiefer «n leg«D oder den Onmd und Boden eioe andere BealiuiniiDg n geben , asf- 
gehoben oder sehr beschrünkt werden innsste, darf nicht mit der ienrilnt fttillicidii (Dach- 
traufrecht) rerwccliselt weritcn Es erscbetot dioMi fiecbl «le eine gen andere Senritvt, 
als irgenl eine im Gesetz begruiiüete. 

Sie müsste daher aucl» durcli einen andern Titel als durch da.s Ge.setz 
(Legalservitut) erworben sein und kaun iu Gemässheit des Art. 2226 B. G. B. 
nidit durch Verjlhruug erworben werden , 

da OB deb von einer Sadie bandett, die niebl in reobllieben Veilcehre iii, von einer 

dflbntlicliDD Strasse näniiicb. 

M [| n c 1) e n , 10. Mai 1S48. ( Hej ) KrOber g. Stadt Kaieerslaniem. 

7) Kirchhof, aufgehobener; res extra commerciam; 
Verj&hrang; Fenstergerechtigkeit 

& s« Art eie B. G. B. dat Urtboa (Berifa) vom 28. Febraar 1863. 



Zweites HapUel. 

Von dem Besitze, 

(Art 2228 — 2235.) 

Zu Arl. n»S u. f. 

Ersitinng; Besitzhandinngen; Toleranzacte. 

Kach der Natur der Sache kann bei emer einseitigen Erwerbungsart, 
wie dies die Ersitzung ist, nur der TheQ eines wenn auch sonstigen (Manzen, 
den der Besitzende von diesem Ganzen separirte und sich zu eigen machte, 
erworben werden, nicht aber auch noch der Theil, den die concreten Be* 

Sitzhandlungen nicht berührten. Wenn also der Nachbar einen Theil einer 
Böschungsmauer durch Anbringung einer Grotte durcli Aufschütten von 
Grund etc. für sich benutzte, so kann nur hinsichthch dieses Theils der Mauer, 
nicht auch wegen des Uebcrrestes derselben eine Ersitzung angenommen 
werden. 

Wenn das Geridit unter den Torliegeaden ümstinden in den an oner 
BOsdiungsmauer von Seiten des Nachbars Torgenommenen Besitshandlungen, 
wegen ihrer Unbedeutendheit, nur tolerirte Handlungen erkannte und ihnen 
deshalb den Charakter der Precaritit beilegte, so unterliegt ehie solche rein 
futiflche Entscheidung nicht der Kritik des Cassationshofes. 

Oarmatadl, 13. December 1868. (Uej) Cron j{. Wilbebn. (Euimerl. 1868. 1. 146.) 
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Zu Art. 222S u. 2229. 

Verjährung unter Communisten; Besitz. 

Um das Eigenthum eines Immdbels veij&hreD zu können, genagt nicht, 
den vennutbeten Willen zu besitzen ; es niuss vielmehr dieser Wille sich durch 
die Besiteergreifang oder den wirklichen Genuss des Inunöbels kundgegeben 

haben. 

Ka kann sonach Niemand das Kigenthuiu eine« Iinmühcls iladiirch allein durch Verj&ii« 
rung erwerben , dass er iu gültigen Erwerltsurkuudcu seine Absicht, die<68 ImmObel M 
erirerben nnd tu beiitun, «nigeiproebai lial. 

Ein Commnnist kann durch Veijfthrung nur dann das Eigenthum der un- 

getheilten Liegenschaft ganz fftr sidi erwerben, wenn er beweist, dass er 
dieselbe ausschliesslich in eigenem Namen ruhig und öffentlich die gehörige 
Zeit hindurch besessen habe. 

Paris, 17. Juni 1862. (Gass ) (J. d. P. 1862. S. 1039.) 

Zu Art. 2229. 

1) Erfordernisse zur Rechtsersitzung; unzweideutiger Besitz. 

I. Wer aber ein Gut geht oder fihrt, kann dadurch das Eigenthum an 
der begangenen oder befahrenen Strecke nicht ersitzen, sondern es finden 
die Grundsätze von der Yeijährung der Dienstharkeiten Anwendung. 

Er abt damit nicht das, alle Rechte am Qut umfassende Eigen Ihn ms recht, sondern 
nur ein Dionstliarkcitsrecht aus (in tantum praesrriplum , in quanturn possessuin ) Nur wenn 
derjenige, der sich auf die Ersitzung beruft, einen ordentlichen Weg hergestellt und unter- 
halten bitte, 10 dast da« Fabren nnd Gehen dann die anesehlfeseliebe Bennlnmg des 
Bodens ausnadite, bitte zu diesem Wege das Eigenthum des Bodens selbst ersessen 
werden können und kämen die Grundsätze von der Eigenthumsersitxnng in Betraehl. 

Mannheim, 24. October 1844. (Oberhofg. Jahrb. 1844. S. 59a) 

II. Dem Anspruch auf das Mit eigenthum oder Nutzeigenthum 
an einem Walde kann nicht auf Grund der Ersitzung durch die Behauptung 
Eingang verschallt werden, da:>s aus jenem Walde während der Dauer der 
Yerjihrungszeit das zur Einhegung der Viehweide der Kläger nOthige Hob 
bezogen und der Wald beweidet wurde. 

In diesen Besiisbandlnngen liegt kein Sferknal, ans welehem hervoigeht, dass die 

Klager als Etgenthümcr oder Mitciscnthiimer des WaMo? sich befMcbtet und benommen 
haben, und können diese Besitzban Hungen daher auch nicht zur Begründung einer Eigen- 
tbumsersitzung far geeignet erachtet werden. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. 1849/80. S. 496; s. aneh Obeifao^ Jahrb. 1851. 
S. 38S.) 

2) Ej^ordernisse der Rechtsersitzung; Beschaffenheit des 

Objects. 

Durch die bewiesene Thatsache, dass die klagende Gemeinde durch 
ihre Gemeindebürger als solche länger als 30 Jahre ohne Einsprache von ir- 
gend einer Seite das beanspruchte (Insel) Terrain zur Weide ihres Viehes be- 
nützte innl sich da.s darauf gewachsene Höh angeeignet hat, wodurch alle 
diejenigen lk'sitzhandlun;^en ausgeübt wurden, welche auf der Insel vermöge 
der Be.scliatlenheit ihres Terrains vor^a'nomnien werden konnten, hat sie nach 
Art. 2220 u. 22G2 B. G. B. das Eigeathuinsrecht auf Grund der Ersitzung 
erworben. 

Mannheim, U. NoTomber 188». (Annat. 1863. S. 168.) 

61 
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8) Waldgerechtigkeiten; VerjAhrang; equivoqner und nicht 

fortdauernder Besitz. 

Wenn eine Gemeinde hebaoptet, ein Waldnntzungsrecht ersessen zu haben, 
welches dahin geht, in dem Walde Holz zu schlagen, so mnss sie, wenn 

man von der Unterstellung ausgeht, dass dieses Nutzungsrecht nicht eine ge- 
wöhnliche discoDtinuirliche Servitut sei, w^ügstens den Bew(>is führen, dasa 
ihr Besitz alle zur Wirksamkeit desselben gesetzlich erforderlichen Voraus- 
setzungen in sich vereinige. Beweist sie nur, dass sie nidit in periodischen 
Zwischenräumen, sondern in weit auseinander liegenden Perioden Holz ge- 
schlagen, so kann das Gericht annelinien, dass diese Besitzhandlungen nur 
auf einer Duldung von Seiten des abwesenden oder nachlässigen Eigenthü- 
mers beruht haben , nicht aber animo domiui ausgeübt worden seien , dass der 
Besitz ein equlToquer und nicht fortdauernder gewesen sei. 

ParU, it DaesmlMr 180a (Itoj.) (J. L P. 1862. S. 886.) 

4) Verjährung; Oeffentliehkeit des Besitzes; Waldnutznngen. 

Zum Begriffe der Oeffentliehkeit des Besitzes im Sinne des Art. 2229 
B. G. B. gehört es nicht, dass derjenige, gegen welchen präscribirt werden 
soll, von den Besitzhandlungen des Präscribirenden wirklich Kenntniss erhal- , 
ten hatte oder erhalten musate ; dem Gesetze zufolge ist der ausgeübte Besitz 
nur dann ab an heimlicher, nicfat öffentlicher, anzusehen, wenn die Verheim' 
fidinng hezwecfct, oder das Nichthekanntwerden der Besitzhandlungen die notli- 
wendige, wenigstens die gewöhnliche Folge der Art der Ausflhung war. 

Berlin, 1. April 1851. (Cass ) Thi^^ler Ciemeind« UwuL (K. A. 4a U. 28) 
Cfr. QUbert xu Art. 2229 B. G. B. Nr. 9 u. la 

Zu Art. nS9. 

1) Res merae facultatis; Verbot einer Eigenthumshandlung. 

Zwei Malier, deren MüiileD aus oincm der Beklagten gchürigcu Weiher zum Theile 
hr Waiur bezogen and weleben der Wnher auch um Sdiub gegen Oeberaeliireniimiflg 
und bei trockener Jahreszeit als VorratbsbebillMr diente, verlangten, dan den Beklagten 

die beabsichtigte Trockenlcfnitif^ seines Weihers verboten werde. 
Ihre Klage wurde jedoch abgewiesen. 

Die Art der Benalzuog des Eigentiiunis ist Sache der freien Willkür und wenn auch 
dnnh dieselbe eui Raeblbeil fiBr einen Dritten abgewendet wird oder dieeem sonal ein Vortheil 
daraus erwfiebst, so entspringt bieraas allein nodi keine Verbtndliebkeit fOr den Eigenlhamer, 

die .Art der Benutzung seines i^igentbums nicht i\i .-in lern, und kein Zwangsrccht frtr den Hrit- 
ten, den Fortbestand der früheren BenutzuiigsnrI zu verlangen, auch wena der Eigenthüraer 
seit urdenklicben Zeiten die Benntzungsart nie geändert bat. (Art. 2232, 2232a, 641 und 
6U B. 0. B.) 

Hannhein.... (Qberho^. Jalirb. 1838/39. S. 367.) 

3) Res merae facultatis; Folge von Eigenthumshandlungen. 

Die Klage, mit welcher begehrt wurde, den grossh. Fiscus zu veror- 
theOen, ein in der Gemeinde Sch. bestehendes Bacfagelftnder innerhalb der 
Grenze seines Eigenthums selbst zu unterhalten, und welche sich unter Änderm 
darauf stutzte, dass der beUagte Fiscas, bis zu seiner erst in neuerer Zeit 
eingetretenen Weigerung, das fragliche Bachgeländer von jeher auf seine 
Kosten und mit gänzlicher Freibelassung der Klägerin von jedem Beitrage 
unterhalten, auch seine Unterhaltungspflicht mehrfach der Klägerin gegen- 
Ober a us d r flckli c h anerkannt habe, wurde Terworfen. 
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Die seitherigen Reparaturen auf Sdton des Beklagten itoUen sich lediglich als Hand- 
lungen der freien Wil kflr dar, wolclie, selbst wenn sie Ale ganze Verjährnngszeit hindurch 
fortgesetzt u Offten wären , nach Art 2232 eine Verbindlicliiicit IHr die Zukunft nicht zu be- 
giUnden YermOchten, dareb die beliaiipteten Aneriteimtoine aber keine VerblndUeliltetten 
geicbaflen, 10111«» vn bowieiea werdea kOniien , wenn eoldie in eoner. trirklieh TorUgeo. 

Hannheim.... (Oberhofg. Jahrb. 1851. 8. 97.) 

3) Verjährung eines rein facultativen Rechtes; Kichtverjäh- . 
mng wegen langj&hrigen Nichtgebranchs; Nichtgebrauch 
des Wassers eines Baches durch den Anuferer. 
S. m Krt. 6t4 B. 0. B. Nr. ^ du UrtheU (Darmsladt) Tom 18. September 1313.* 



Drittes Kapitel. 

Von den UrsacJien, irclclte die Verjährung verhindern, 

(Art 2236 — 2241.) 

Zu Art. 2236 — 2239. 

Ersitzung eines zu einer Erbschaft gehörigen Immöbels 
durch den Miterben, welcher titulari von einem Usufruc- 
tuar acquirirtc. 
S. za Art. 817 B. Q. fi. UrUioU (Damitadt) Tom 25. Juni 1860. 

Za Art mo. 

Mangel des Besitzstandes. 

Um einer auf unvordenkliche Yerjfihrung gestützten Klage zu begegnen, 

genagt es nicht an der allgemeinen Behauptung, dass der Besitzstand nicht 

auf privatrechtlichen Gründen beruhe (in concr. dass die beklagte Standes- 
herrschaft Besolduügsholz lediglich aus staatsrechtUchen Motiven verabreicht 
hätte) , vielmehr hätten von der Reklagten die ursprünglichen thatsächlichen 
Verhältnisse dargelegt werden müssen, aus denen sich ergeben hätte, dass 
sie nicht geeignet waren , durch einen noch so langen Zeitablauf eiueu ding- 
lichen Kechtsanspruch zu erzeugen. 

Mannbeim, 1& Febniar 1854. (Zentn. Mag. I. S. 511—512.) 



Viertes Hapitel. 

Von den Ursachen, weiche den Lauf der Veijährung unler^ 

bredien oder ebuietten, 

Erater Abaohnitt. 
Fi0fi d§r VnMfeeklmg der VerJOknmg. 

(Art. 2242 ~ 2250.) 

61. 
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Zu Art t»42. 

1) Interruption der kurzen Verjährung; neue Verjährung. 

Wird die kurze Verjährung durch eine Abrechnung und Anerkenaimg 
unterbrochen , so läuft von da an von Neuem die kurze Verjährung. 

(S. das Nähere zu Art. 2277 B. G. B.) 
Darmtladt, 16. Janoar 1837. (Gass.) Loracb g. Zatra. 

2) G emeindeschulden; Verjährung der Klagen gegen Ge- 
.meinden; Liquidations verfahr en; Wirkung und Dauer 
der Unterbrecliang durch Anmelden in diesem Verfahren; 
Klage wegen der nicht definitiv liquidirten Forde- 
rungen. 

A.. Btrailt dwdi arrM Tom 17. Vendto. X (pabUcirt in dm ti» neim Oapartemento 

den 7. Nivose X) wurde vorragt, dase die OUubiger von Gemeinden ^egea diaaa mne Klage 
Dicht sollten arhebeo koaneo, obne Torher dazu die Erlanbolaa dea Pi-afeetniratba« erhallen 
XU haben. 

Von da konnte mithin zur Unterbrechung der Verjährung von Forde- 
rungen an die Gemeinden nicht eine Klage noth wendig sein, deren Erhebung 
nicht von den GUnbigem abhing, sondern es musste zur Unterbrechung ge- 
nflgen, wenn der Glftnbiger bei dem Präfecturrath ein Gesuch um Erlaub- 
niss sor Elageerhebnng einreichte. 

Bb Da hinsichlich der Sebalden der Stadt Worms (von einer aoldiea handelte es sich 

in conerelo) der Präfcct durch Boschluss vom 6 Thenn. XIII auch b(>7.fl,'!ic!i der alten 
Schuld eine aligeiueioe Liquidation auf dieselbe Weise, wie sie das K. Dccrct vom 9. 
Vend. XIII in Betreff der neuen Gemeindeachuld angeordnet haUc, verfügte, in Folge 
diaaea Beadilnaiea an die Oltabiger, noier Androhung der Verhutignng, die Anflbrdemng 
erging, unter Vorlage ihrer Itechlstitel in bestimmter Friat ibra Forderungen m der ein- 
gesetzten Liquidations-Com.-riiasion anzumelden, 

SO trat bei Forderungen an die Stadt Worms an die Stelle des ad. A. er- 
wähnten Gesuchs um Autorisatiun zur Klage die verordnete Anmeldung, 
welche daher gleichfalla die Unterbrechung der Verjährung zur Folge haben 
musste. 

C. Da der Kl&ger im Jahr 1605 dcmgcmäss seine Forderung in dem 
Liquidaüonsverfahren angemeldet hatte, so wurde hierdurch die gegen ihn 
laufende Veijährung unterbrochen, und diese Unterbrechung hatte die recht- 
liche Folge , dass die bis dahin gelaufene Verjährung hin wegfiel. 

D. Die Verjährung begann auch nicht wieder sofort von jener Anmel- 
• dung an zu laufen, vielnielir bildeten die darauf gefolgtcn Verhandlungen 

vor jener Conmiission , während welcher der Kläger etwas Weiteres zur Wah- 
rung seiner Ueciite nicht thun konnte, mit jener Anmeldung ein fortf^e- 
setztes Ganze in der Art, dass nur esrt vom Sililu>s(> derselben an der Lauf 
der Verjährung wieder beginnen konute, gleichwie auch da, wo eine Ver- 
jährung durch Vorladung vor Gericht unterbrochen wird, während der Dauer 
des damit emgefohrten Ver&hrens der Lauf der Veijährung nicht wieder be- 
ghint (Art 2247 B. G. B.) 

£. Da diese Liquidationsverbandlungen aber die Zeit von 30 Jahren 
vor Anstellung der Klage fortgesetzt w<»dai waren, so konnte also die Ver- 
jährung der eingeklagten Kapitalforderung und der ebenfalls in der Liqui- 
dation einbegriffenen Zinsen nicht eingetreten sein. 
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F. Oben erwähnter PribdcUalbeschlnsB hatte fBr die heBsiscfae Bhehipro- 
Tinz von selbst dadurch jede Bedentong verloren , dass die Gemeinde-Oid- 

nung des Grossherzogtbums Hessen vom 30. Juni 1821 , Art. 75 , verfügt , dasB 
Jeder ohne besondere Ermächtigung gegen eine Gemeindeals Kläger 
auftreten könne, wonach also die Bestimm un.*^ des Arrot6 vom 17. Vendöm. 
X wegfiel und von nun an den Gläubigern der Stadt Worms, bezüglich deren 
eine definitive Liquidation in dem von dem Präfecten angeordneten Verfahren 
nicht zu Stande gekommen war, nichts entgegenstand, vor Gericht wegen 
ihrer privatrechtUchen Forderungen Klage zu erheben, ohne dass es deshalb 
erst einer Verweisung Seitens der Administrativbehörde anf dem ordentlichen 
Rechtsweg bedurfte. 

DarmfUlt,19. Novbr. ISea (Bej.) SUkU WomM g. OAHiMr, (Buaerlii« 180a 1.196.) 

Zu Art. 2244. 

1) Unterbrechung der Verjährung; Erhebung eines Präju- 

dicialstreites. 

Die Erhebung eines Präjudicialstreites hindert den Lauf der Veqährung 
hinsichtlich der Ansprüche, für welche der Streit präjudiciell ist. 

Da die zwoitc K!a?fl ersi dann und nur unter der Voraussetzung begründet werden 
kann, dass der Prujudicialstreit gegen den Beklagten recbtakräftig entschieden ist (in eoncr. 
handelte ee rieh um eine Ziosenforderang, weldher iie Ebmde der Yeijibniog ealgegeii- 
gehalten vMirde, nachdem in dein vorhergegangenen Streite Obw die Zinspflieht ond ihr 
Anfangsziel erkannt war), so kann nach dem Grnnil'atze : afjere non volenti non currit 
fraescriplio und arg. Art 2257 Abs. 1 und 3 während der Dauer jenes Prozesses die Ver- 
jUimog der «weiten Kbige nidil hären. 

Mannheim.... (Oberbofg. Jahrb. 18A&/46. 8. 3S0, 354.) 

2) ünterbrechong der Verjährung; Streityerkttndnng. 

Durch Streitverkündung wird die Verjährung nicht unterbrochen. 

Es könnte darin bdchstetis eine Versetzung in bösen (ilauben, nicht aber ein Vorgang 
^llekl «erden, wie er naeh Art 3241 B. G. B. mr Unterbreelrang der Verjihmng er- 
forderlich ist (Die Vorsetzung in bösen Glauben war aber in eoncr., wo es sich an aine 
lOj&hrige Verjährung han'lulto, nach Art. 2268, 2269 ib. von keiner Erheblichkeit) 

Mannheim. 17 Octoher 1S6I. (Annsl. 1861. S. 191.) 

3) Yerjährungj UDtcrbrechung durch Ladung nach dem 

Tode des Klägers. 

Hat der Anwalt des Klägers auf Anstehen desselben eine Ladung signi- 
ficiren lassen, zu einer Zeit, wo der Kläger schon gestorben war, von wel- 
chem Sterbfall übrigens der Anwalt keine Kermtuiss hatte, so wird hier- 
durch die Verjährung unterbrochen. 
(S. so Art 2006 B. G. B. Nr. %) 
Darnistadt, 17. Mai 1848. (Bej.) Bebiaeh g. t. Greifeneba ele. 

4) Unterbrechung der Verjährung durch Klage; Fortdauer 
während der Dauer der durch die Ladung anhängigen 
Instant 

Hat der Verpächter den Pächter auf Resiliation des Pachtvertrags und 
zugleich auf Zahlung der bis dahin verfallenen Pachtgelder vor Gericht ge- 
laden , so läuft die Verjährung dieser Pachtgelder während der hierdurch 
anhängig gewordenen Instanz nicht, am wenigsten dann, wenn auf die La- 
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dnng der Pächter erscliieiieii war und auf die Klage geantwortet hatte. Die 
aogeBtellte Klage steht dem Lanfe der VerjUhrang entgegen, wenn auch eine 
Versiumniss in der Fortbetreib uiig der Sache statt&nd; von der Verjährang 
kann erst dann wieder die Rede sein , wenn wegen einer der im Art. 2247 
B. G. B. vorgesehenen Ursachen die Unterbrechung als nicht geschehen zu 
betrachten ist. 

Für das Vorhandensein der Ladung und deren Wirkuii;; bezüglich der Verjährung isk 
es gleiohgaltig, ob sie uötbig, ja selbst ob sie zul&ssig war, so lange nicht die Uustatt- 
btfUgkdl der Khge sBsgwprodita worden. 

Haben sich im Laufe des Prozesses die Partien Ober den Klagegegenstand thcihveise, 
aber nicht vollständig, vereinigt, i. B. die Schiilriigkeit des Beklagten festgestellt, aber 
nicht aber die Frist, in welcher die Schuld abzutragen sei, sich verständigt, so dass die 
gericMUehe Verfolgung den benbriebtigten TOllen Zweck noch nidit errelebt hat, io kam 
man aoeh nicht ein Aufgeben der dureb die eingeleitete Procedur erworbenen Bochle, wo- 
für niebt Tormulhet wird, annehmen. Da es zur .\nnahiiic eines I)esi:4tements inner wnes 
beiondem Aelee bedarf (Art. 402 B. P. 0), so kann man auch nicht annehmen, dass ein 
solches Desistement ohne weiteres stillscbweigend eingetreten sei. Eine Peremtion der In- 
sUns Irin, wenn mieb der Proxess noch so lange (jedodi kefaM SO Jabre bindoreb) liegen 
blieb , nur dann ein , wenn der Antrag anf Perentlon Ton den Inlereosenten gestellt wor- 
den ist. (.^rt. 399 B. P 0.) 

In der Natur der Sacbe ist es gegründet, dass die durch die Ladung bewirkte Inter- 
ruption, so lange die in Folge der Ladung berroifemfen« geriebfliehe Proeednr in Gange 
war, als fortdauernd betrachtet werden mnsa; denn der Gläubiger balle dadoreh Das ein- 
geleitet, was ihm nach dem Gesetze oblag, um zu seiner ForJcrung zu gelangen, uni wäli- 
rend diese Procedur stattfand, konnte von einem Wiedereintritt der Verjährung keine Hede 
sein. Der Gmodiaii, dass die dureb die Ladung nnterbraebene Verjährung sogleieh 
wieder zu laufen anbnge, würde zu dem Absurdun fDbren, dass die Verjährung einer ein- 
geklagten Forderung während des Laufs des Rechtsstreites fitrllaufc und die Forderung 
mitten im Prozesse durch Verjährung erlusclien künno. Man kann nicht annehmen, die als 
ratio legis unterstellte poeoa negligentiae bestelle nach erfolgter Ladung noch fort; der 
Stillstund der Proeedurbandlnngen bebt das Dasein des Proaesses niebt 
auf, am wenigsten dann, wenn anf die Ladung eine Litiscontestatfon erfolgt war. Die Be- 
stimmun? dos Art. 189 H. G. B. kommt hiergegen nicht in Betracht, da dieser .\rtikcl nur 
Vorscliriflcn für eine specielie Materie gibt und doshalb nicht extensiv gegen die oben ei^ 
wibnte allgeneine Beehtsregel angewendet werden darf. 

Dmrnstadt, 16. Januar 1837. (Gass.) Lurcl) g. Zahn. 

Cfr. Gilbert su Art. 22U B. Q. B. Nr. 1 und tu Art. 2247 ib. Nr. 5. 

5) Verjährung; Unterbrechung; accessorische Schadens- 

ersataklage. 

Hat eine Gemeinde im Jahre 1881 eine Klage auf Anericennung der 

ihr in einem Walde eines Dritten zustehendeu , von diesem Dritten beein- 
trächtigten Waldgerechtsamc , unter Vorbehalt weiterer Anträge, angestellt, 

demgemäss aber im Laufe der Instanz (1837) Ersatz eines bestimmten Be- 
trags für den iJir durch jene Beeinträchtigung erwachsenen Schaden begehrt, 
so ist die Verjährung dieser Ersatzforderung nicht blus vuui Jahre lbo7 
an, sondern schon durch die Kkge von 1831 unterbrochen worden, so dass 
die Beeinträchtigungen, welche während der dieser Klage vorausgehenden 
30 Jahre vorgefalleu , als nicht der Verjährung unterliegend in Betracht 
kommen mtlssen. 

Wäre lediglidi etae selbststlnd^ Klsge anf Sehadensersats angestellt worden, so worde 

durch dieselbe mir dann die Verjährung unterbrochen worden Bein , wenn die Ladung den 
Schadennersatt prätusirt and f Or eins bestiouate Zeit eine Anforderung enthalten bitte i in 
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▼orliegendem Falle bezog sich jeJoch der Schaden, den die Gemeinde ersclzt verlangt, nur 
eceeMoriscb aaf diejenigen Waldgeiechtsame , wegen dereo fieeiulräcbtigang sie die Klage 
TOD i9St ertlob; in Folge dee bi den KbigelibeU «nlbellenei VorbeballB ««Miier AliMge 
koDDle die Genefaide jene Klage dadurch suppliren, daM sie den ihr gebObreadea Sebai- 

dcii«er8alz ausdrücklich in Anspruch nahm, sofern sie nur die in den Art. 70 und 71 
des Decrctä vom 30. December lbü8 vorgeschriebene Forw beobachtete. Hinsichtlich der 
speciellcit Liquidation der Hobe des Sobadeos geaOgte die Beobacbtung der in den Art. 
S23 md 024 B. P. 0. Torgesetariebeaen Fflndictakeiiea. 

Erklärt der Appelhof doniohngeacbtet die Verjibning eial Ten 1887 in nlerbfedNO, 
so verletzt er hierdurch den Art. 2244 B. G. B. 

Berlin, 11. Novbr. 1844. (Gass.) Weiler g. Binger. (K. A. 3S. II. 3.) 

6j Quelle; Verjährung zu GuDsten des ttnterliegeiideu 

Grundstückes. 

S. zu Art. 642 B. G. B. das Unheil ( Darmstadt) vom 26. Februar 

Za Art. M44 und Ü48. 

Unterbrechung der Verjährung; Ilcclamatiouca bei den 
Behörden; rückständige Gehälter. 

Nach Art. 2244 und 2248 B. G. B. findet eine Unterbrechung des Laufes der Verj&b- 
niqg nur dann statt, wenn dem, weleben meii an der Verjibrang bbdern wül, eine Ver- 
bdung oder ein Zahlbefebl oder ein Beschlag xngererügt worden , oder wean der SetaMaer 

die Forderung des Gläubigers anerkannt hat. 

Allein Eingaben und Reclamationen , welche wegen Anweisung rück- 
htändiger Gehälter oder Pensionen bei den betreffenden Finanzbehörden ein- 
gereicht werden, hat das Gesetz eine solche Wirkung nicht beigelegt und 
sie vermögen demuach nicht den Lauf der Verjährung zu unterbrechen. 
Mflneben, Im Oelober 1846. (Kej.) KOnigl. Aerar g. Kleia. 

Zu Art 22^, 2261 und 2277. 

Terjährung einer Rente; Unterbrechung dnreh eine Rednc- 

tionsklage. 

Die fanQiUirige Prftscription der GdäUe einer Rente, welche als Piels 
eines Inunohilinnrerkaufii stipniirt worden war, wird nicht durch die Klage 
des Eftafcrs auf Rednction der Rente wegen fehlenden Inhalts untere 
brochen oder suspendirt 

Der Verkäufer war wegen dieser Klage nicht verbindert, die ihm vertragsniissig 
zustehenden Gefälle einzufordern, wenngleich das Gnricht, für den Fall, daas sich wirklieb 
später ein Mindenuaass ergeben sollte, ihm die Gefälle nur in verbäUnissoiässig geringerein 
Bebrage xnnspreeben gebebt beben wflrde. 

Paris, 10. December 1861. (Gass) (J. d. P. 1862. 8. 118^ 

Paria, 21. April 1863. (Gass) (Sir. 1863. I. 302.) 

Zo Art M47. 

l) Unwirksamkeit der Unterbrechung; Verweisung * 

ad separatum. 

Dadurch, dass die Einrede der Compensation , durch welche die Ver- 
jährung der betreffenden Ansprüche unterbrochen wurde, zum besonderen 
Austrag verwiesen wurde, ist die Unterbrechung keineswegs als nicbt erfolgt 
anzusehen. 
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Die durch Einklagung bewirkte Unterbrechung der Verjährung kann nur durch ein die 
Klage definitiv verwerfe ndes Urtheil wieder aufgehoboa werien. 
Hftnnbtin, 97. Febraar 1845. (AbmI. 18I6u 8. 97.) 

2) Unwirksamkeit der Unterbrechang; Abstehen Yon der 

Klage. 

Nnr das anbediugte Fallenlassen einer Klage hat nach Art 2247 
die Wirkung, dass die Unterbrechung der Veijihrung nicht als geschehen 
zu betrachten ist, wogegen eine mit dem Vorbehalt ihrer Wiedererhebung 
oder der Fortsetzung des Verfahrens verbundene Zurücknahme jene Wirkung 
nicht hervorbringt. 

ÜBiiabeiai, 8. November 18Ö9. (Annal. 1863. S. 175.) 

3) Unwirksamkeit der Unterbrechung; Theilungsklage; Klage 

wegen Testamentsf&lschung. 

C. de B. setzte durch TesLiinent von 1767 seinen Sohn zum Universalerben ein und 
vermachte seiner Tochter nur oinen PIlichllhi il in (lelrl. Im Jalir 1806 stellte diese Tochter 
gegen den Sohn eine Klage aut Tticilung des rateriichün Naclilasses in gleiche Tbeile aui 
dareh ÜHbeil vom Jabr 1846 wurde erkannt, das» die Toebler nur den ihr dnreh Tetla- 
meot vermachten Pfllehttheil anzusprechen habe, dosaen Feataetaung verordnet vNurde. 

Im Jahr 1856 stellte der V.rhc. dieser Tochter oine neue Kla^p auf ThcilutiL' des väter- 
licbCD Nachlasses an, indem er zugleicli ilas Testament von 1707 a's fzefalscht anKrilT. 

Dieser Klage steht der Art. 2247 Ii. G. B. cut«,'egen ; da das Testament 
von 1767, schon im Jahr 1807 in den Process f^ebracht, aber bis lö56 nicht 
angefochten worden ist, so erscheint dessen jit/ige Anfechtung durch 30jfth- 
rige Veijfthrung gedeckt; der BeUagte hat seit mehr als 30 Jahren den iri- 
terlichen Nachlass in Besitz, also denselben erworben; die sp&ter erhobene 
Falschheitsbeschuldigung stellt sich daher als nutzlos dar; die frühere Kiage 
auf Theilung konnte nicht die Unterbrechung der Verjährung bewirken, weil 
sie verworfen worden ist. 

Paria, Ii. Kovember 18G0. (Kej.) (Sir. 1861. I. 725.) 

Za Art. ms. 

1) Auerkeuntniss. 

Durch das Zugeständniss von Klagethatsacht-ii , die in einer später zur 
Zeit abgewiesenen Kkge vorgetragen wurden, wird die Verjährung nicht 
unterbrochen. 

Abgesehen davon, dass aus der Abweisung der Klage zur Zeit hervorgeht, dass der 
Anapmeh dea Kligert «n bestritteoer war, ao liegt dwin, daaa der damalige Bdtlaglo 
(Reehtsvorfohre dea jetzigen) die Behauptungen dea KUgon aogeatanden hatte, noch niebt 
eine Anerkennung des liligeriaeben Forderongireebts , welehe arg. Art. 2248 B. Q. B. 
allein entscheidend wäre. 

Mannheim, 12. Jannar 1861. (Annal. 1864. S. 65.) 

2) Auerkeniiung einer Schuld; neue Verjährung. 
S. so Art. 2242 B. 6. B. Urtheil (Darmstadt) vom 16. Januar 1837. 

Zo Art. 2f 49. 

Einschreibung einer G eneral hypotheke gegen den Erblasser 
Belastung der persönlichen Güter des Erben. 
S. SU Art. 877 B. G. B. Urtbeil (Darmstadt) vom 30. Octoher 1855. 
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Zweitor Abtehnitt. 

Von dem Stillsiand der Yerfährung, 

(Art. 2251 — 2259.) 

Zu Art. 2261 o. f. 

Feuerversicheruugsvertrag; Stipulation einer kurzen Ver- 
jährung; Suspension wegen eingeleiteter Strafunter- 
sachang; Gassationsr ecurs wegen irriger Reehtsan- 
scbaauDg; GewaltsaberschreituDg. 

Wenn in einer Versicherungspulize die Bestimmung sich üudet, dass 
ein jeder Entschädigungsanspruch des Versicherten erloschen sei, wenn ihm 
nicht im Zeitraum von 6 Monaten nach dem Brande dnrch den Hauptagenten 
der Gesellschaft eine Entschädigung angeboten und von dem Versicherten 
solche angenommen , oder in Ermangelung dessen der Letztere binnen wei' 
teren 14 Tagen vor dem zuständigen Richter klagbar geworden sei, so kann 
das Gericht nicht, ohne seine Gewalt zu überschreiten, die erst nach Ab- 
laut der gedachtun Fristen angestellte Braudentschädigungsklajic um dess- 
willeu als noch zal:i^>ig eik 'iiiien, wcW der Versidierto in Foli^^e einer gegen 
ihn wegen Betrugsversuclis bei Angabe seines Hrandscliadens eingeleiteten 
Criniinaluntersuchung sich in der Unmüglichkeit befunden habe, die Klage 
vor Austragung dieser Untersuchung , welche viel länger gedauert habe , in 
den festgesetzten Fristen anzustellen. 

Der OMMtionsrecars gegen dieses Erkennloiss ist sUtthafI, da dasselbe nieht auf 

einer Interprelaiion des VerCiigs, nocli auf einer factischen Wflrdigang concreter Ver- 
hältnisse, Tielmelir auf diT iicchtsanschauung beruht, dass eiuc verlragsmässige Vcrjäh- 
ruug der Klage nicht iaufe, wenn ihr voraussichtlich eine Einrede entgegengestellt würde, 
die im Augenblieli niebt beseitigt werden könnte. 

Diese Beebtsanschannng ist aber eine irrige und die darauf bastrte , die Verjibnmga- 
einrede verwerfenJe Entscheidung wegen GewalisQl rr^cbn^tung zu cassiren ; ilenii die geiren 
den Versicherten cingeleitot ;:ew i->enc <'rimimiproccihii hatte fiir ihn eine reclitliche Uu- 
uögiichiieit, klagbar zu werden, Uiclit herheigetuhrt, da e^ ihm rechtlich uubcnümiDcn ge- 
blieben war, seine Klage bei Gerieht zu erbeben und absnwarien, ob sieh die Versiehe- 
rungsgesellseliaft vcruflsslitt fülilen werde, je nach «lern Stande des Sirarpvozcssi^s diu Ein- 
rede des versuchten IJetru.is geltend zu luariicn ; die Vorsrhrift de» Art. 3 H. P. 0. wilrde 
eiutreiendeuialis nur die Ueunligung des Civüprozesses , nicht aber dessen Beginn und 
tbeilweise Fortsetsnng (bezOglieh anderer Einreden etej gehemmt haben. 

Wenn also das Gericht dennoch eine Suspension der Verjährung imd auf diese Weise 
das Bestehen eines rechtlichen Hinderiii?<cs Kh^e zu erhi tuMi, das kein (Jesel/. kennt 
und auch nic'.tt aus der reditiichen Natur einer vertragsniiissig abgekürzten Verjährung ab- 
geleitet zu werden vermag, auniiuuit, so überschreitet es h.erdurch seine Gewalt. 

Darmstadt /& Februar 1800. (Gass.) Colonia g. Herd. (Cmmarl. 1860. L 33.) 

Za Art 22*%2 und 2981. 

Minderjährigkeit; altes Recht. 

Nach dem früher geltenden gemeinen Ueclitc hemmte nicht die Min- 
derjährigkeit, sundern nur die Impubertät die 10jährige Verjäh- 
rung ( 1. 3. c. de praescr. 30 vel -Li) aun. c. 5. c. in quibus caus. in iutegr.j. 
Gemäss Art. 22Ö1 B. G. B. mOssen diese Grundsitze des gemdnen Rechtes, 
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und nicht der Art. 2252 ib. in den Füllen zur Anwendung kommen, wo die 
Verjährung vor Einführung des B. G. B. angefangen hatte. 
(S. das Kibere »i Art 2281 B. G. B. Nr. 2.) 
DarnieUdI, 17. Mai 1818. (Ous.) BeinMb ic. OrMfenclu etc. 

Za Art. 2267. 

1) Verjährung bedingter Forderungen. 

Zur r»("j:ründuiig der Kintcde der Verjähruni? einer deutschrechtlichen 
Reallast (ReiniL^uuLT zweier Bäche und Unterhaltung der Ufer und Brücken) 
genügt es nicht au der Behauptung der Nichtausübung des Rechts wahrend 
SO Jahren, sondern es ist zugleich die Behauptung und Anführung bestimmter 
Thatsachen dafär erforderKcfa, dass in deo 30 Jahren der Fall rar AnsAbung 
des Becbts oder die Nothwendigkeit solcher HersteUnogen und Arbeiten 
vorbanden gewesen sd. 

Oboe diesen Tliaiumstand fehlt cn an der BeJingung des .Anfang! der VerjihrOflg. 
ManDbeiio, 21. Febr. 1861. (Zentn. 3iag. Bd. V. S. 448.) 

2) Tausch; Klage anf Resiliation wegen Eviction; Yerjfth- 

rung des dritten Besitzers. 

A. und B. haben fu Jahr 1806 twri HQfe gegen eloaoder vertaoaebl; awuHlnr wurde 
das Ton B. verlaoaebte Hans von C, dem Erbeo der Ebefrau des A., gemise ibrer veai 
Jaiir 1805 datireoden Legalbypolbeke, gegen A. expropriirt and Im Jabr 1848 dam C zo- 

geflchla;:oti. 

B. kann nun wegen der eingetretenen Evictlon gegen .\. und C. , als dritte 
Besitzer, auf Resiliation des 'l'auschvertrags von l>sOG und auf Zurückgabe 
des in Tausch gegebenen Hauses im Jalire 1S57 klagen; die Verjährung trat 
ra Gunsten des dritten Besitzers G. nicht Tom Jahre 1806, acmdern erst Yom 
Augenblicke der im Jahr 1848 erfolgten Eviction an ein; bis dahin war sie 
gemäss Art 2257 B. 6. B. suspendurt 

Der Art. 2257, welcher nur den alt. n .Salz: conlnt nnn vulenlem Öftre noH cuirit 
ffaexrriptio he^^läfist, ver^l)^Jt fiiiüilich, dass die Vorjähruiig bezüglich einer von einer Be- 
dingung abhängigen Forderung erst vom Eintritt der Be iingung an beginnt ; diese Verfu- 
gun? de« Art. 2257 Aodet anf die Verifibrang ganz allgemdne Anwendung nnd begreift 
unter den OrQndeo, weshalb ^e VerjähruDg 6u<>pcndirt wird, die Bedingung, weiche aaa 
den Gesetze entspringt, ebenso piit, v ie ]enf . w<'!rbe in einem Vertrage n'eliT'j '!<■ •! nun!.?. 

Die Eviction, wodurch R. im Jahre 1S48 das ihm von A. in Tauäcli ge<zel)ene Haus 
verlor, bildet den Eintritt der Bedliiisung , die iboi ein Recht zur Anstellung der Klage auf 
Reeilialion dea TaasehTertragt und anf ZnrOeltgabe des In Tausdi gegebenen Ansea gibt; 
vorher hatte B. par nicht die Möglichkeit, den Lmf der Verj-Ihrun? tu unterbrechen. (.\rt» 
2241 ib.) Der Gesetzgeber wollte nicht die Kechto des früheren Kicnthilmors , der auf 
diese Weise gänzlich cntwafTnot dasteht, den Interessen dritter Busiizer , so günstig er auch 
in A. dieselben betrachtet, opfern. 

Pari*, 28. Januar 1862. (Gass.) (J. d. P. 186X S. 5114 

3) Klage auf Conferirung eines dem Mitcrbcn zugewendeten 

indirecten Vortheils; Yerj&hrungs-Anfang. 

Die Verjährung der Collationsvcrbindlichkcit des Miterbeii \vo;,'i'n eines 
ihm vom Erblasser durch Vertraf,' zu^'cwendeten iiidiroctcn Vortheils kann 
während des Lebens des Erblassers nicht zu laufen beginnen. 
Darmtladt, 18. Mftn ISM. (Koj.) Mauer g. Zahn. 
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4) Versicherung; BflckTerBichernng; Verjfthrang. 

Die ROckversicherang verjährt in 5 Jahren Tom Tage des Vertrags; das 
Handdsgesetz derogirt in diesem Punkte den Grundsitzen des gemeinen 
Rechtes, namentlich dem Art 2257 B. G. B. 

Paris, 3. D6C«mber iUO. (B«J. eb. «iv.) (Sir. 1861. L 45&) 

5) Betagte Forderungen. 

Der Umstand, dass der Gläubiger einer betagten Forderung von dem 
Eintreten des Ereignisses, auf welches die Zahlbarkeit ausgesetzt ist, weder 

vom Schuldner noch auf andere Weise Kenntniss erhielt , kann den Lauf der 
(nach Art. 2257 Abs. 3 B. G. B. bis asur Verfallzeit ruhenden) Veijfth- 

rung nicht hindern. 

Manobeiia, 3. Noreuber 1S42. (Oberbofg. Juhrb. 1842/43. S. 320.) 

Zu Art. 2257 odiI 2262. 

Einrede; Wiederklage; Verjährung. 
S. xa Art. I(il6 u. f. B. G. B. Urtbeil ( Dariustalt) voiu 7. Murz 1842. 

Za Art. 2257 und 2277. 

Zinsen Verjährung; Suspendirung wegen Drittarrestes. 

Die Zinscnverjilhruug (Art 2277 B. G. B.) wird dadurch suspendirt, 
dass in den Händen des Schuldners von einem Dritten gegen den Gläubiger 
Arrest augelegt wurde, dass demnächst nach erhobener Gültigkeitsklage der 
Schuldner eine Arresterklärung abgab , welche sofort von dem Arrestkläger 
contesttrt, und hierdurch Kapital und Zinsen unter den Parteien streitig 
gewordoi waren. 

Von dem Momente de« notificirten Arrestes an konnte weder der Arrestkliftr, nodi 

dar Arresihcklactc einen .\ii8prucb auf die verfallenen Zinsen mehr durchrühren. 

Der Grund.satz : crmtra tum valeutem agere non currü praesaipUo gilt, 
nach Doctrin und Pra.xis, auch im französischen Hechte. 

Wenn dieses Hecht auch jeueu Grundsatz nicht direct ausspricht, so liegt er doch dem 
Art. 2357 B. 6. B. n Gnmde, imd et Uiit lieb niebt «taehmen , da» er niebl Meb ia 
andern Filtoii, der Geaeligebor biar niidil enfgeiiUi bal, die aber den fm Getetee a«f- 
gefflhrieB gam gleich sind , Anwcndun;; finden sollte. 

Die Anwendbarkeit dieser Rechtsregcl findet auch auf die aussergewdhn- 
liehe Verjährung des Art. 2'J77 Anwendung. 

Denn dieser Artikel setzt iiuiiier die Möglichkeit der Einforderung der Zinsen voraus 
und ca ist Oberhaupt Grundsatz, dasa die all^tetueinen Beatimnongea aber Verjäbrung sich 
audi aar die aneaererdeotlidien Iferjibnnigea erttreefcea, wenn in Besag aafletotere kdae 
Ananabnea, wie im Art 2275, festgesetzt sind. 

Wegen nacUissiger Beseitigung des Suspensionsgrundes kann die Auf- 
hebung der Suspenäim der Verjährung nicht angenommen werden. 

Kein Gesetz setzt eine Frist fest , binnen welcher die Interessenten die Kmferiinng der 
Suspension zu bclhatigen haben , und Tcrfilgt, dass der Suspensionsj^rund ausser Wirksam- 
keil trete, «ean bei geboriger Diligens derselbe frSber beaeitigt werden konnte. 

Darmatadl, 21. Oetober 1849. (Bej) Friedrich g. Thnqoet. 
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Fttoftes Kapitel. 

Von der zur Verjährung erforderlichen Zeit, 

Erster Abschnitt. 

Allgemeine Verfügungen. 
(Art. 2260 — 2261.) 

Zweiter Abschnitt. 

Von der dreiseigfährigen Verjährung, 
(Art 2262 — 2264.) 

Zu Art. 

1) Dreissigjährigc Verjährung; nichtiger Titel; mala fides; 
Rechtskraft der entschiedenen Sache. 

% 

Iiu Jahr l'sO'i halte sich A. in den Besitz eines Iramiibüls yesetit , unJ bei einer im 
Jalir 1824 durcli Piivataci bewerksielligieii Theiliin;; seiner liumubillen dMselbe Bciuem Solin« 
B. zugetbeUt, der es sofort in Besitz nahiu und fortbesass. 

Im Jalir 18S2 erhoben C. ind D., als uratlmaMaKeh« Erben des X., eine Klage mf Ab- 
wesenheilaerlklärung des X , rednniirieo in dam Vorfaliren, worin auch A., als muthinaass- 
lichcr Milcrlii" 'Iis X , concurrirte, das vorerwiiliiiti' iiiuDiibel, als zum Veriii«t;ien «les X. 
gehörig, uud erwirkten 1847 ein (Jrtheil gegeu A. , durch welches derselbe verurtheili wurde, 
dieiee Immsbet und zwar mit den Frllebten in die Hasse des Abwesenden tu rapportiren. 
Nacbdem C und I). bieranf in den Besitz dieses Iiumöbels eingewiesen worden waren, stell- 
teil sie iiu Jahr li>48 gegen B eine Kln^c ruil' Vindication dessel!)cn an, welcher der Letz- 
tere, gestttUt auf seinen luebr als ^Ojuhrigcn Besitz, diu Vurjährungseinrede entgegensetzte 

Diese Verjdbmi^seinrede stellte sich als gegründet dar. 

Das Urtheil vom Jahr 1847 ist dem B. nicht opposabel , dersdbe 
hierbei nicht concurrirte, es aber erst zu einer Zeit, wo B. schon Iftngst in 
den Besitz des streitigen Grondstficks gekommen war, erfo^, und selbst 
die KUigc gegen B. erst nach dieser Zeit erhoben wurde. 

B. bedurfte nicht der Dri tt Opposition , um gegen jenes Urtheil aufzu- 
kommen , konnte äich vielmehr einfach auf die Bestimmungen des Art. 1351 
B. G. B. beziehen, da er als Besitzer des Grundstücks derjenige war, gegen 
welchen C. und 1). ihre, das Kigenthuiii des Inimiibels betreöendc Klage 
hätten richten nuisseu , und nicht aus ihrer gegen einen Dritten (A.i, der 
laugst nicht mehr im Besitz war , gerichteten Trocedur Rechte gegen B. ab- 
leiten küuueu. 

Wemigldch der Besitz des B. auf eine TheOnng des A. unter seine 
Kinder sich stfltzt, so trat durdi diese Tbeilung, wenn man sie als galtig 
betrachtet, doch keine successio uniTersalis in der Art dn , dass nun diese 
Kinder die Persttnlichkeit des theilenden Vaters , bei dessen Lebzeiten so 
reprisenthrten, dass ihnen alle gegen Diesen auch nach der TheÜnng er- 
gangenen Urthcile entgegengesetzt werden könnten. 

Diese Theilung war übrigens, da sie durch blossen Privatact erfolgte, ge- 
mäss Art. 1076 und 931 B. G. B. nichtig. 

Trotz dieses Mangels besass aber B. nicht für den A. (Art 223<; B. G. B.) 
und es kuiuite sein Besitz zur 3()jährigen Verjährung führen, indem es zu 
dieser nach Art. 2262 ib. eines Titels nicht bedarf. 



Digltlzed by Google 



Bargerliches Gesetzbuch (Art. 2262). 



973 



Eine Unterbreehong dieser Veijfthniiig dnrch Klage wflrde nur daon 
eiDgetreten sein , wenn solche gegen B. selbst erhobeo worden wäi-e. 

Wenngleich A. durch das Urtheil von 1847 zum Frflchteersatz verur- 

theilt und auf diese Weise als inftlae fidei possessor pi klärt wurde, so ist 
hiermit iiuch nicht entschieden, dass er für X. besessen habe; bei der 3(>jäli- 
rigen \'erjähruug kann aber ^'e^^'cn den,. der sie anruft, eine Einrede aus 
der mala fides nicht geschüplt werden. 

Darmstadt, 4. M;iiz 1851. (Kcj) Schmalil u. Sclimalil. 

2) Eigenthuni; Besitz; V in'd ication. 

Wer ein Terrain in Besitz hat und wem daher die Vermiithung des 
Eigenthuni> zur Seite steht, ge.uen den kann ein Diitter nur dann mit der 
Vindicationsklage aufkummen , wenn dieser einen Kigentlunnstitel oder die 
Ersitzung für sich hat. Der Dritte kann, wenn auch der Inhalt des Terrains 
noch so gering ist , nicht mit blossen Vermuthuugen gegen den Besitzer auf> 
kommen. 

Paris, 10. Jaonar ISOa (Can) (Sir. 1860. I. 340) 

3) Verjährung von Mobiliarrechten; actio pro socio; Wah- 
rung des Besitzes bei unkörperlicben Rechten und Klagen. 

Die Klage, worin der Kliger begehrt, als Mitglied der von dem Be- 
klagten gebildeten Gesellschaft zum Kohlenbergwerkbetrieb zu einem bestimm- 
ten Theile anerkannt zu werden , demzufolge von der Gesellschaft die auf 
dieses Theil kommenden Dividenden und Gewinne heransbezahlt zu erhalten, 

stellt sich als eine reine Mobiliarklage, als eine actio pro socio dar, da sie 
nicht ein Immöbel der Gesellschaft, sondern die Nutzung einer Betheiligong 
an der fraglichen Gesellschaft zum G^enstaude hat und auf die Bechte aus 
der Gesellschaft sich stützt. 

Allerilings wird der Besitz von Licgeuschafteu, von körperlichen Iiuniobilicu , durch 
die Ditentioo allein erhalten (coneervirt) , beeonieit wenn tfefle Ooier w&brend eines grfls- 
leren oder kleineren Zeitraoms ohne Besitzer geblial>en waren (i. 4. Cod. VII. 32); allein 
dieser OrunJsatz lässt sicli nicht auf Fonierun^en, unVörperliche Uerlite, aaf Mobiliarklagen 
anwenden, deren Detention nicht luOglicb ist, \m deuen vielmehr dio AusQbung und der 
Oenoss allein den Besitz bilden, weil diese Ausübung die einzige mßj^liche Art ist, wie 
lieh die Exiatenx jener Bechte offentiart. Die VerfOgnngen dea Art 7Wl B. G. B. und 
des Art. 2180 ih stellen, «leich den früher geltenden I H n. 4 Cod. VII. 39, eine allfio- 
nirinf Koi^^d auf, wolcho auf alle? Rechte, FoKlcrun'inii uml Kla^zen, ahiicsehen von deren 
L'rspruiig und ihrer factischcu tirundlage, anwendbar ist Der Gesetzgeber, geleitet von 
dem Öffentlichen Interesse, die Bnfae der Staataangeh0rig4n zn aichem, wollte, dasa keine 
KlagCf welche nicht ausgeübt wurde, mehr als 30 Jahre danom solle; or sah in einer fo 
langen Nichthandluns der Interessenten eine hinreichenile Voriiiuthung des Arifgebons der 
Yerfiusscrung ihres Hechtes; deshalb ist bei der Verjährung; von 30 Jahren weder Titel, 
noch gnter Glaube oder Beaila erforderlich , aondem nor SOjOlirige Kicbtaueitbnng dea Baehta 
oder der Klage, von dem Tage an gerechnet, wo sie als bestehend za betrachten sind. 

Diese Vorjchriflcn finden auch auf die nrti'» pro socio Anwendung, sonst würde man 
dieser Klage eine unendliche Dauer trotz, des Mangels einer jeden Ausübung zugestehen. 

BrasBcl, 2. März. 1860. (Cass ) (Pasicr. 1860 I. 92.) 

4) Klage auf Vernichtung eines Testaments; Verjährung. 

Die Verjährung der Klage auf Vernichtung eines Testaments wegen 
Formfehlers fanirt, sowolil dem eingesetzten Legatar, als dem die Vernich- 
tung hegehrenden Intestaterben gegenüber, von dem Augenblicke des Todes 
des Testators zu laufen an. 
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Greift der Intestaterbe zugleich eine auf Grund jenes Tpstaments von seinem Vater vor- 
genomriicnc Theilung wegen Verletrung der Reserve als ungültig an, so lauft die Verjäh- 
rung dieser Klage zwar erst von dem lüde des Vaters an, aiicia dieser üiustaud ist be- 
xaglieh d«r Verjahnrag der Klage auf Verniditang dei Teebunente ebne reehllldie Bede«- 
tung, wenn dieselbe schon zu Lebzeiten des Vati rs zu laufen angefangeii bat Bod vor der 
Klni'»> r.nf Ungflltigcrlilärung der Theilung bereits vollendet wer. 

l'aris, 28. Januar 1>>63. (Gass.) (Sir. 1S63. I. 71.) 

d) Verjährung; firbvcrk-iliiino:; vorbc haltenes Recht, das 

Gut zurückzunehmen. 
Nicht die natnrlichen, wohl aber die Ter tragt mitii gen FaeoUltea verjibrei 

dureb einen 30jahriL'en Niclilgchrauch. 

Wenn daher der Krbverleiher in dem Erbleihvertrag sicii das Recht 
vorbelialten hat, jeder Zeit das Erbleihgut wieder an sich zu nehmcu, so 
veijährt dieses Recht, wenn es in den 30 Jahren, vom Vertrage an gerech- 
net, meht geltend gemacht wird. 

Paris, M. April 1860. (Bej.) (Sir. 1861. L 362.) 

6) Verjährung; Nichtlauf wegen mangelnden Klagerechts. 

Bei Verlegung eines Bachbettes, welche eine Gemeinde in ihrem Interesse vornahui, 
liess dieselbe, am zo mbüten, daia eiaar Uttble Ihr ans Jenem Baebe bie dahin zu- 
menenle Waeeer entaogen «erde, 1611 ein nenet Wehr anlegen und bii 1816 nnlarbal- 

ten; in letzterem J.ihre wurde dieses Wehr durch e'nc grosse Fluth zerstört und es lief 
nunmehr aus dem Baclic jeiKT Mühle kt»iu Wasser mclir zu. Der Müller klagte gegen jene 
Gemeinde auf Wiederherstellung des Wehrs, weiche Klage die Gemeinde als verjährt ber 
ürftt, well bei Erbebnng der Ktoge seil der Yertegang dee Badibettei nubr all 90 Jabre 
ahgelanfen gewesen seien. 

Diese Einrede wurde, wie der Gassationshof erkannte , in vorderer In- 
stanz mit Recht verworfen, weil die Gemeinde durch die Anlegung und 
Unterhaltung des Wehrs den Müller klaglos gestellt, und Letzterer bis zur 
Zerstörung des Wehrs kein Klagerecht gehabt, daher auch bis dahin keine 
Verjährung habe laufen können. 

Darmsladt, 24. Mai 1852. (Rej) Uffhofen g. Schweitzer. (Emmerl. 1852. I. 83.) 

7) Ordentliche Verjährung; Gebühren des Enregistreraents. 

Die 30jährige Verjährung, welche dieser Artikel für alle dingliche und 
persönliche Klagen fest^^otzt, wenn dieselben nicht in die Ausnahmen der 
folgenden .\rtikel, niuneiitlich des Art. 2277 B. (i. B. fallen, ist auf die Ver- 
jährung der Knr(>gistri.'üients-Gebühren, da dieselben nicht bei den Ausnah- 
men aufgeführt werden, anzuwenden. 

München, 29. Jannar 1831. (Gass.) KOnigl. Regierung dir Ffoh, Kaaiiner der 
FlnaBien g. die Oemdade Ballbefan. 

8) Dr eissigjährige Verjährung der Klage. 

S. zn Art. 475 B. G. B. 

Drittof Abflehnitt. 

Von der zelu\- un'l zwanzkijuhrigcn Verjuhrung. 
(ArU 2265 — 2270.) 
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Zu Art. 2265. 

1) Verjfthrang Ton Dienstbarkeiten , Acqai8iti?-Verj&hruiig 

für Immobilicu. 

Die Erlöschung von Dienstbarkeiten (hier Fahrtrecht über einen Platz 
des liachbam zum Kellereingaug) kann mit Ersitzung des Eigenthums durch 
zehn- resp. zwanzigjährigen titulirteu Besitz nicht stattfinden. 

Das CivilgeseUbucli der Pfalz behandelt — gleich dem rfimisclicn Keclite — die Ver- 
jubruDg bei DienstbarkeUen, sowohl hiuäichllich ibrer Erwerbung als ihrer Erlöschuug , gc- 
Ireool Ton den allgameiDeQ Vortehrifkea Ober Verjabraog und iosbewmdare Ton der Eigen- 
thttmseislltung. (Art. 617, r,'25. RW, - 710 B. G. B ) 

"Wenn datier der Art. 2'2r4 B. G. H. in Betiefl" der durch das Gesetz besonf!er8 regu- 
lirten Verjährungen uut die desslalis ertbciitcu eigeuthüiulicben Vorschril'ien hinweist, so 
darf aoch die Regd fllr die Enteeb^idttiig einer in diese Materie fallenden Frage oirgende 
anderswo geschöpft werden, a1^ in jenen ipedellen YorsHiriftii]. Die Behauptung, dass 
lieben der durch den Art, 706 B. G. B. anecordnt leu Kiliiscljiini; der Serviluten durch 
äOjibrigen Nichtgebrauch noch eine weitere Befreiung des EigcntbuuiS von den darauf 
iMtaiden DiMiBlbarkeitcn dareh die 10- und 20jährige Eigentbnmsenitenng in Anwendung 
des Art 2266 B. G. B. Plate greifen, lüsst sieb nicht reclufertigen. 

Dieser Artikel hat lcdi;i!ich den Ueber/rang des Eii;e:ithurn9 von desn wahren auf den ' 
putativen, usuaipirenden, neuen Kigenththuer zuiu Gegenstände. Die Modaittut des üiier- 
gehcnden Eigenthums, die etwaigen Beschränkungen und Belastungen desselben kommen 
hiebel nicht in Betraebt Nidit gegen Dritte, welebe solehe Belastungen anzuspreeben baben, 
sondei'n gegen den wahren Eigcntliümer des Guti^s ist die Usucapion gerichtet, wie 
insbesomlero au« der ße^limmung des 2265 beziigh'rh der erforderlichen Zeildauer l»ci 
Anwesenheit oder ^ichtan^veseuheit des wirklichen Kigeuthüioers tm Umkreise des 
betreffenden Geriebtshors bervorgeht Dieser bescbrinliteD BeuiebniBig bitia sieb dM Ge- 
setz nicht bedienen können, wenn der Usucapion nneh noeh die wetten Biebtnng gegen 
ßervituiherechtigte hätte gegeben werden wollen. 

Auch wäre dann die i-'assung des Art. 100 B. G. B. iQckcnitaft und unrichtig, wena 
neben der dort beielchneten Erlöschung ron Serritoten dnnsb 30jährigen Nichtgebrancb aoeb 
ein lOJihriger Kiehtgcbrauch die Erlüschung l^egrQnden kiinntc. 

Ebenso unL!orerhtferti_'t erscheint die Berufung auf Art. 2180 B. G. B. Denn dort 
handelt es eich nur um die Befreiung des Eigenthums von Hypotheken und Privilegien und 
nicht Ton Dienstbarkeiten, zwischen welchen beiden Verhältnissen gar keine Auoalo^ie be- 
ttehL 

Die Autorität Pothicr's unl die Bcsttmmnng dos Art lU der Coutune de Paris ktbmen 
keinen entscheiiJenden Einflu«s auf die Auslegung des Civil^'csetzbuchs in dieser M.iterie 
beanspruchen, denn nirgends findet sich eine Andeutung, dass dieselben hier spcciell in 
. Betraebt gesogen worden wSren. Unter den verschiedenen Provinsialrecbten, welche dem 
Gesetzgeber zur Auswahl in dieser Materie vorlagen, wurde denen der Vorzug gegeben, 
welche für EriOschung der SerTituteu durch Nichtgebrancb eine Zeitdauer von 30 Jahren 
bestimmten. 

Mflnobeo, 1. Oetober 1855. (Rej.) Roland g. die protest. Kirebe sa Obwniesni. 

2) Zehnjährige Verjährung. 

Die Einrede der Verjähriini; nacli Art. 2'2(;.') B. G. B. setzt eine ding- 
liche Klage voraus und kaiui deshalb der persöulichen Klage auf Aus- 
folgung von Vermächtnissen von den Erben nicht entgegengehalten werden. 
Uannbeim, 22. November 1863. (Annal. 1863. S. 265) 

3) Verjährungseinredc de.s dritten Besitzers; Justus titulus; 
Dauer; Transcription; bona fides. 

S. , welcher im Jahre 1819 durcli einen recht.sgültii.';en Titel ein Grund- 
stück von B. erwarb, kann, obgleich Letzterer noch eiueu Theil des Jvauf- 
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Preises, wofür er 1811 das Onindstflek tod K. aequirirt liatte, schuldete 
und daher dem K. ein Resolutiunsrecht gegen B. zustand , der von K. im 

Jahr 1831 ^'cgen B. als Käufer und go^n n ihn S , als dritten Besitzer er- 
hobent'ii Kcsiiiatifnis- tuul Uüuniung^klage die Einrede der 10- und 20jährigen 
Prä.sc'rij)lioii des Art. 2205 B. ü. B. entgegensetzen, sofern er (S.) zur Zeit 
seines Erwerbs in bona tide sich befand und sein Besitz die gesetzliche Zeit 
hindurch dauerte. Einer Transcrij)tion der Krwerbsuikunde auf dem liypo- 
thckenanit bedarf es zum Beginn des Laufs der Verjährung nicht. 

I. Es kaim hier nicht behauptet «erden, dass der Titel um desswillen kein zur acqui- 
sitlTtn Verjihrang taagKeber Mi , weil der Beaitxer Min Recht nicht von einem non domi- 
nne, mndem von einem dominus , der die Liegenschaft auf eine ex tanc revocabele WeiM 
an sich cliracht habe, ahlr-itp; denn die Worte des Art. l'J'iS rit. lauten Kanr a!lgeme!n 
und scliliessen daher den IcUlercn Fall keiocswcgs aus; a pot.tiri lasst sich um so mehr Tilr 
das Gegentheit argunientiren, nli schon das BSm. Recht (rr. 2. {. 3. 4. 5. D pro empt.), 
welches dem B. 0. B. in dieser Malerle so sichtbar zur Grundlage dient, den Kauf anb 
paelis resolutivis f!»n^ ail^e-nein fftr rechtsgenüficnde Titel zur Krsilzun<j oluor Sache er- 
klftrt. B., der Autor des S>, hatte Obrigeos zur Zeit des Verkaufs an S. uidit einmal wirk' 
liebei Eigcntlnin aa der Sache; denn nach der dem Verttanfeaete Ton 1811 beigefflgten 
resolntorimdMO Clausel halle sich das Eigenthum an dem Kaufgegenstande von Rechtswegen 
in Fol>!o der Mchtoiulialtung der Zahlutip?zicli> ro^olvirt, und w.nr daher B. rechUlch fO 
anzuseilen , als ub er nie ein Kigcnthu.'ii aa dem ürundstücke gehabt habe. 

II. Ebenso wenig kann der vorliegende Titel naeb dem Grundsätze: nemo plus Juri» 
im aäenm Irmtferre pirinl , fimm ipte Aate/ für nngenflgend gehalten nnd angenommen 
werden, dass B. nur ein aufldslichcs Kigenthum an S. überirngen habe, souiit die gegen B. 
xnlissig gewesene Kesolutioiiskl.ise aur*i so Inunt: freien S. stattfinden müsse, a's solche 
nicht exlinctiv verjahit sei. Jener Grundsatz: neino polest etc. passt in seiner .\llgemeiu- 
belt auf den voriiegenden Fall nicht; dieses beweist sieh durch den Art. 2239 B. 6. B.; 
wäre er allgemein wahr, so würde sich kaum noch ein Fall denken lassen, in welchein 
die acquisilive Verjährung einer Sache stuttlnden könnte; namentlieh würle der IMchtt-r oJer 
der sonst aUeno nomine possideus durch die eigenthümliche l^eberiossung einer Sache an 
einen Dritten dieten nicht in nlatam usneapiendl versetsen können , wm dodi nach Art. 2239 
ib. zweifelsohne geschehen Itann. Der seine Causa von einem .\ndern ableitende dritte Be* 
aiUer liann ex sua persona die Verjährung besinnen und dalurrh die Saehe eisontham- 
lieh erwerben Wie wenii; aber auch die Kcsolulionskla^e gegen den dritten Be« 
sitz er angestellt werden kann, ergibt sich schon darans, daat aieh dieu Klage nS ein 
rein pers4loliche8,an8 einem Verträge erworbenes Recht grflndet, eben darum aberaneh nach 
Art. 1134 und 1164 nur gegen dcnjini^cn angestellt zu weiden reniiag , mit dem man in 
einem durch Vertiag begründeten persoiilirhi n b'eclitsv. rhiilinis.«!' steiif. In ähnlichen Fal- 
len 951, 952, 954, 9()<3 und lßC4 B. U. U.) nird zwar die HcvüC'Uion gegen den drit- 
ten Besitzer autdrticlilieh zugelassen; allein hier handelt es sieh von ganz sing«- 
laren und darum lieltter ausdehnenden .\nwendnng auf ihnliche Fftlle zulasModen gesetz- 
lichen Rp«t!iniiiunf»en ; aurh wird durch diese Bestimniongen , wenn dieses n'clit, w ie b'-i 
der revoratio duuationis ub supervcnientiam liberorum ausdrOcklich geschieht, die auf 
einer ganz allgemeinen Ausnahme Iteruhendc acquisilive Verjährung nicht als ana- 
gesebhiMett belrachlel «erden können. 

III. Der Vcri;ihriii)!T stellt es nicht entgegen , dass der Krwerhstitcl dos S. nirht seil 
linger aia 10 liia 20 Jaliien transcribirt wurden ist; der Art 2180 ib. Nr. 4 handelt nur 
von den Bedini{ungen des Verlustes von Privilegion und Hypotheken dorcb Ver- 
jibning, wenn sich die damit behaftete Sache in den Rinden einen Dritten befindet, und • 
erfordert hier zum Be::inn des HauTs der Verjrthrung<fri«t die Transrription des Erwerbs- 
titels; in concreto ist aber niclit von einer Vei ir'ilitune »'inos Privile(j;s, sondern von der 
einer Uesolutions- und Viudicationsklage entgegengesetzten Vcrjährungseinrcde die Sprache, 
Die Verjftlining des Eigenthnms ist aber nicht den zu ErlMdiung eines Privilega 
nach Art. 2180 B. G. B. erforderlichen HedingunL'on unterworren, sondern einzig nach den 
Bestimmnngen des Art. 226& ib. zu beurtheilen, nach welchem die Jäbmngtfrist vom Tage 
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Ut BetHzerwerbang dtr Suht ni Unfen aoiHagi; dis aingalftre Beatiotmang dM Art 2180 

lioruht auf einem, die Geltendmachung des Privilegs ganz spociell ins Ange fassenden Qmidc, 
der eben darum auf die Verjährung dee Eigentbums nicht nusgedchnt werden kann. 

IV. Die boM fides des 6. lAssi sidi nicht darum bezwoireln, weil S. bei dem Im Jahr 
ISll twtodiw K. and B. «bgetdiloiMoai Y«riu»ffiertrmge «to Zmge ooMnrriita nnd daher 
erfuhr, dass der Kaufpreis creditirt inl ieasen Zahlung in mehreren Jahresfristen festge- 
setzt worden war; denn hieraus allein kann nicht mit Grund gefolgert werden, dass S. zur 
Zeit seiner Erwerbung (1819) die Nichteinhaltung der stipulirtcn Zahlungstermine gewusst 
habe; nnr diesea Wissen kannte eins mah fIdes, dis genilss Ari 3268 inmsr bewisssa 
wsrdsn mnss, gegen ihn bogrOnden. Gnniäss Art. kann es nur darauf ankoiuraen , ob 
^ 8. 7iir Zeit des Erwerbs der Sache Kcnnlniss davuti hatte, dass B. nocb SSinso Kaufpreis 
tbeiiweise schuldete, nicht aber darauf, ob er dieses spüler erfuhr. 

Darniladt, 12. Smmr ISSft. (Gass.) Sebwalbaeh g. Krisgsrt Masss. 

4) Klage auf f olle-ench^re des in einer Ordre angewiesenen 
GlinMgers; YerjährungseiHrede des dritten BesitserB. 

In Idir 1810 «nrde gegen Knoblocb sin ImmBbet nraafs«^ Tsrttsigsrl md dem 
Sdillafsld sngssdihgsn, dsmnichsl dn Bangnrtonn g if s H h hrsn gsgsn KnoUoeh srOffiwI 

und in den definitiven Status vom Jahr 1810 dm Erben Zimmeron .Anweisung auf den Preis 
jenes Iiiiniübels, welches iniwischen durch Act rom Jahr 1829 an Lebert Qbergegangen 
war, ertheiit. 

Da dis Erben Zimmsron nidil nr Zahlung das ihnen (Iberwissnsn Sisigprsisss gelaagan 

lionnten, so leiteten sie gegen den Sieigerer ScbOnfeld das Verfahren auf folle-eneh^re ein. 
In diesem trat benannter Lebert als dritter Besitzer des Immöbels auf und behauptete, dass 
die fulie-encbere nicht uiehr begehrt werden könne, weil er gemäss Art 2265 B. Q. B. 
dss ImmObsl a r seese n habe; hiergegen replldrtsn die &bea Zimmsron danil, daas sie thsil- 
weise Auslindsr, Ihsilweise minderjährig gewesen seien, daher nur 20jäbrige Ersitzung 
statthaft gewesen, rcspoclivo die Verjährung von ihrer Grossjährigkeit an habe laufen kön- 
nen, in beiden Beziehungen sonach die Präseription nicht eingetreten sei. Die vorderen 
Osricbie sriüirlsn disia BspUk ftlr nngsgrondsl, die Klage auf foUc-sndAra vsrjfihrt, da 
nnr Knobiacb ds wahrar Eigsnihllnsr das bi Fraga b^iiffanan InunObela ansnsehsn, gsgsn 
diesen aber schon in 10 Jahren prfiscrlbirt norden sei. 

Dieses Urthcil wurde cassirt, indem der Ca.ssationshof aussprach , dass 
bei der Klage auf foUe-enchere nicht der ursprüngliche Schuldner, sondern 
der in der Ordre auf den Treis angewiesene Gläubiger dem präscribirenden 
Besitzer des Immöbels gegenüber als der wahre Eigcnthümer im Sinne des 
Art. 2265 B. G. B. anzusehen sei, mithin die persönlichen VtiiialLuiäse dieses 
Gttsbigers (Eigenschaft als Ausländer oder lOiiderjährigkeit) bei der Yer^ 
jilmug berflcksiditigt werden mdagten, wie ans folgenden Betrachtungen 
hervorgehe: 

Dis Klags auf folle-ench^re stellt sieh als eine Speeles der Resiliationsklage dar; im 
Allgemeinen sind diese beiden Klagen ihrer Natur, ihrem Wesen und ihren rechtlichen 
Wirkungen nach nicht von einander Terschiedeo; bei ersterer triu nur eine auf Abkürzung 
das Tsrfhhrsns bsreehnsle varschisdens Form ein. Dis Elnrade der Ersitsnng isl an sieh 
gsgea die Resiliationsklage und titsoso gegen die Klagn auf folle-eneh^re zulässig. 

Von dem Moment der ZwangSTersteiponinfr bis zur definitiven Anweisung des Steig- 
preises ist zwar dieser Preis insofern als Eigeuthum des ezpropriirteu Schuldners aaxuseben, 
ab intbeaondara dar aish afgebania Makrsrili nsdi Bsfrisdigung d«r OlMgardaa Sdmld- 
nsr gshOrl nnd asihsl das Anwaisnoga-Bordsrasn nnr aina indicstion da paysnsnt snthilt 
<Art. 731 und 744 B. P. 0.) 

Auf der andern Seite besteht aber das Interesse des angewiesenen Gläubigers wohl 
nicht in der Qehabung des ürundstflcke« , sondern des darauf radieirten Steigpreises, und 
naf disssn Ist ihm TsrnOgs dsr EinsAreibnng nnd Biproprittion shi aslbststtnd<g«a, na- 
mittelbares und aigsalbflmllcbes B«cht erwachsen , dessen VarwIrltKehnng dan wsssntliebsn 
Zwaeh dsa ZwaagarantalgsniiigB- nnd Ordiersrfabrsns anamaehi 

62 
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Es tritt hier ein ähnliches VarhillnlH «le bei dem Ususfruciaar ein. Der Gameln- 
•ehnldnor ist hinsichtlich des Stei^reiscs keineswegs allein berecbUgt, der Glftab(ger viel- 
nrabr baopte&cblicb und 8eii>8tständig mitberechtigt 

Das Bsefal Erben ZliniDeroD auf folla-eiMMi« Mgl biemadi diejenige Natar aa 
sieb, welche irfordert wird, damit sieh dieselben dem dritten Besitz»-, Leberi, gegenflbar 
a!s veritables proprietaires betrachten liOnncn. Es müssen demzufolge bei der von L^'x- 
terem der Klage der Ersteren entgegengesetzten Verj&hruugseiurede , gemäss Art. 2265 und 
33&ft B* B., die p«rMiUcfa«B VariHUiiiiit itr firbw Zimaaffon atlardings berflekildrtigl 
Warden» 

DtrmaUdI, 12. Jsni IMA. (Gms.) ZiDDaron g. Laberl n. Waraer. 
5) Ersitzung; Jastas titulas. 

Hatte A. gegen B. eine Klage anf Bevindication einer Idegeneciliaft er- 
hoben nnd er Terkanft vor ergangenem UrtheO diese Liegenschaft, welche 
ihm m der That später snerkannt wird, dem C, so dient jener Verkan&ct, 
ganz abgesehen Yon dem spiteren Urth^, als jnstns titnlns , welcher zur Yer- 
JfthraDg genügt. 

Paris, 20. November 1860. (Bej.) (J. d. P. 1862. S. 640^ 

6) Natttrliche Berechtigung des Eigenthums eines Waldes, in 
einem Vertrage confirmirt; Verjährung; Cantonnement 

Bänmt der Eigenthflmer emes Waldes den Bewohnern eines bestimmten 
Districts das Recht ein , aus dem Walde das ihnen nöthige Holz zu beziehen 
und eine bestimmte Baumgattong zu Teräussem , er behält sich aber gleich- 
zeitig die Bereclitigung vor, sofern er in jenem District eine Sägemühle an- 
legen würde, die ihm zu deren Betrieb uüthigen Bäume zu schlagen, so ver- 
jährt diese ihm schon als Eigenthümer zugestandene natürliche Berechtigung 
keineswegs, wenn er 30 Jahre lang keinen Gebrauch davon gemacht haben 
sollte. 

Mü wSrda nur hü «ioar reia convantionaUan Baraehügung der Fall aaia; ^in ainain 
Yartnga gasehahana Anarkemumg jener Torbabalianen Beraehligang Taiinderl deren Halnr 

nloht in eine vertragsmSssigc. 

Es D1US3 daher, wenn die Cantonirung des mit Nutzungsrechten belasteten Waldes too 
den EigentbQmer begehrt wird, auch diese nicht verjährte Berechtigung desselben mit in 
Anaehlag gebradil «erden, eollte er aneh frOber nie Gebiandi van der vorbehallenen Be- 
rechtigung gemacht, und erit nnab erfaobener Klega, aber tor ergaagenen UrtteB eine 
SigemQhle angelegt haben. 

Paris, 2. Juli 1862. (Rej.) (J. d. P. 1863. S. 189.) 

7) Ersitzung; rechtmässiger Titel; nicht transcribirte 

Schenkung eines Immübels. 
S. zu Art. 939 B. G. B. Urtbeil (Berlin) vom 18. Mai 1846. 

8) Ersitzung persönlicher Dienstbarkeiten (des Nutz- 

genusses). 

S. zu Art. 579 B. G. B. 

9) Ersitzung einer Erbschaft durch einen Miterben. 
& an Ar«. 817 B. G. B. Urthefl (Daimiladl) vom 2S. Joni ISea 

10) Bevittdication; actio publiciana; Besitz ohne Titel. 
8. Oitliea (DanHladi) vom 76, lanaar 18S3 in Art. 713 B. P. 0. 
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Za Art 2265 und 2266. 

yerjfthrmig; Aaslftnder; Frist; erw&hltes Domicil. 

Die Verjährungsfrist der Art 2266 und 2266 B. G. B. wurde, fhtm 
Wortinhalte und Siime genütas , oieht nach einem gewählten, Bondem nach 
dem reellen Wohnsitie gesetilieh bestimmt; es kann daher gegen den im 
Auslande wohnenden Gläubiger, auch wenn er im lolande ein gewähltes 
Domici] haben sollte, nur in 20 Jahren verjährt werden. 

Berlin, 2a Febniar 1843. (Cus.) Lang g. KeUermann. (K. A. 36. U. 62.) 

Vierter Abechnitt. 
Von einigen besondem Arten der Verjährung, 
(Art 2271 — 2281.) 

Zu Art. 2271. 

Kostgeld. 

Nach Art. 2271 B. G. B. wird zwar eine Logis- und Kostgeldforderung 
mit 6 Monaten verjährt, es wird aber dazu, wie sich aus dem Worte des 
Urtextes „traiteur" ergibt, erfordert, dass der Gläubiger das Logis- und 
Kostgeben als Gewerbe betreibe. 

M aDiheim, i«. Jtmi» 1823. (Oberbofg. Jabrb. 1823. & 272.) 

Za Art 2272. 

1) Geriehtsbotenkosten; Yerjährnng. 

Die Forderung der Gerichtäbotenkosten verjährt nach Art 2272 B. G. B. 
nidit blos hinsiclitlich des GebQhranansprachs, sondeni auch der mit den 
Acten Terknapften Aaslagen. 

Die Torgeadiriebeiie Verjlbmng beraht daranr, diie dleie Kealeo, aowoU üe Oebahm 
ela die Auslagen der Acten, iofbri, oler in konar Frfat, olUM AMiiellnog «faier QnHIiiDg 
besahlt zu werden pflegen. 

Auf &bnlicli6 Weise Terj&hren auch die KostenforderaDgen eines Anwalleii, ohne Unter- 
idiiad nriaaban ian OabSbraii «dir Auslagen, gemlaa All 2279 ib., Ii 2 Jahna. 

Paria, 23. Jmi 1863. (Biij.) (Sir. 1863. 1. 319.) 

2) Verjährung der Forderung eines Kaufmanns fflr Waaren. 

Haben aidi afo KanfiiiaBn vxA ein Riabflwndalaaiantt flbmr die swladm Ihnen liagera 
ZaH blndarak danamian Uaranmgagaaehifle in benabman, an biMal diaaa Abraelmiing ein 

Ganzes. 

Sind die letzten Posten dieser Rechnung des Kaufmanns nicht, wie die 
früheren, schon älter als ein Jahr, so kann der Khige nicht die Iturze Ver- 
jährung des Art. 2272 B. G. B. entgegengesetzt werden. 

Paria, 8. August 1860. (Rej.) (Sir. 1861. I. 635.) 

3) Kurze Verjährung; Salar-Forderung des Greffiers eines 

Mair es. 

Der Salarforderung eines Greffier, welchem ein Maire die GreflFe fflr 
die ganze Dauer seines Amtes tibertragen hatte, kann die kurze Ver- 
jährungsfrist des Art. 2272 B. G. B. auch dann nicht entgegengesetzt werden, 
irenn jener im Hause des Maire gewohnt haben sollte. 

62. 
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Dm* BagrUr »domeiH^uäi fiii m hiuiU ä Pmuiie* tel wat ihn niebl anvmllMir , vi«!- 

mebr stellt sich sein VerhSUniss /n dem Mairc als das eines salarirtcn Mandatar!« oder 
cliargä d'afiaires dar, und seine Saiarfordening unterliegt um so weniger der Verjährung; 
des Art. 2272, als es Grundsatz ist, dass die besonderen Verjabrungsarten des rranzösisclien 
Badits üA wi« AanahnMo nr leg«! Ttrballai vb4 «bau 4i8lialb alrlettawliue iolerpre- 
tationis sind. 

DarmBladt, 2ä. Min 183&. (BajO Fray g. Sahnoll. 

Zu Art. 2272 und 2275. 

1) Kurze Yerj&hriiiig; GcBindelohn; fiideszuscbiebang. 

Der EUger, welchem der Beklagte die kurze Verjährung des Art 2272 
B. G. B. entgegensetzt, ist genöthigt, um yon dem Beklagten die AuaechwO- 

rong des im Art. 2275 ib. vorgesehenen Eides verlangen ta können, dem- 
selben diesen Eid iu den im Art. 2275 festgesetzten Ausdrücken zuzusciiieben. 

Schiebt der KlSger dein Beklagten nicht den Eid in den im Artikel selbst festgesetzten 
Ausdrücken und unter den im zweiten Alinea desselben augcgeboneD Bedingungen zu, so 
baadiwart daa Gerieht Bm nicht, wann aa dan EInwaad dar kunan Varjilinmg aaDlmnl. 

Paria, B. Jaimar IMl. (Baj.) (Sir. 1862. 1. 60.) 

2) Kurze Yerjähruugi Eid über die wirkliche Zahlung; 

ErlasBung der Sefmld. 

Wird dem Beklagten zur Beseitigung der ihm gemäss Art. 2272 B. G. B. 
. zustehenden Einiedc der Verjährung gemäss Art. 2275 ib. der Eid darüber 
zugeschoben, ob er die Fordemng wirklich bezahlt habe, so kann der 
Beklagte nicht die Aceeptation dahin qualifidren, dass ihm die Zahlung von 
dem KUger wegen anderweiter Laiatnngen erlassen worden seL 

Ute faaaliHabe Vammthanf dar «irkUdiaa Bawlibing dar Uarenmgen und ArbaitaB, 

Mif welche sich die Verjährung des Art. 2272 B. G. B. gründet, beruht auf dem allgemei- 
nen Gebiaucb, au die Arbeitslcute etc. zu bezahlen, ohne sich (Quittungen geben zu lassen 
oder dieselbec aufzubewahren; dieser Gebraucb findet sieb aber nicht auch bei audciu Auen 
dar libaralion, nanantUch bat dar Erlaaavng dar fldmid. 
Paria, 35. Ftobraar 1863. (B^) (Sir. 1863. 1. 243.) 

8) Verjfthrung, kurze; Beweis der Nichtverjährnng auf 
andere Weise als durch Eideszuschiebnng. 

Wenn ein Privatmann die Klage eines Metzgers auf Zahlung des gelie- 
ferten neisebcs gemiss Art. 2272 B. O. B. als veijflfart bestreitet, so kamt 
zur Beseitigung der Verjihrungseinrede nur auf den im Art 
2275 ib. Torgesduriebenen Eid erkennen, nicht aber zur Erlangung ander- 
weiten Beweises eine sonstige Prozessmaassregel, z. B. Interrogatorinm, an- 
ordnen. 

Die im Art 2272 B. G. B. Torgo.sehen;' Ycrj.^hrung gründet sich auf die gesetz- 
liche Vermnthung der Zahlung, und ist also dagegen kein Gegenbeweis zulässig, welcher 
nicht ausdrnckiich im Gesetze vorbehalten worden ist; der Art. 22i5 ib. gestattet aber dem 
KaafoHUin, welebaui Jena Verjihraiig anigagengasalst wird, nar das Bedit, acineiu Gagaar 
den Eid filier die wirkliche Zahlung zuzu;ebiabeB ; diese Bestimmung des Gesetzes kann 
nicht analog: auf andere Arten des Beweises ans'icdehnt wcidi'n, denn diese bilden, in lern 
sie sieb rou dem Jude uoterscliuiden , nur eiuo luenscniiclio Vcrumtbung, welche ihrer 
Hatar aaab nicht im Stauda iai, dio gesaltUeha Varutothmig , woranT dia in Bada alebaada 
Varjihmog aieb atotxt, xa saratören. Da dar Beklagte diese Verjftbrang gebfirig Torga- 
adifllil hatlai lo kann daa Gericbl, in Enaangalaiig ainai fitnalicban Al»alaiidaa, dia EraM- 
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liehkrit diesi'S Mittels iiiclil hezweifc-lii , und daher nicht, um die Vorjährungpoinrede n 
beseitigeo, cid anderes, nicht durcii das Gesetz vorbehaltenes Beweismittel zulassen. 

Paris, 7. Kovember 1860. (Gass) (Sir 1860. I. 149.) 

Paris, 7. Januar 1881. (Gass.) (Sir. 1861. I. M8.) 

Zu Art U74 und 2277. 

AnerkenniiDgsact; Anwendbarkeit des Art 2274 B. G. B. 

auf andere F&Ue. 

Die Bestimmungen des Art. 2274 K Cr. B. sind lediglich auf die in den 
Art 2271 bis 73 Torgesehenen Veijfilirungsarten, nidit auf andere, nament- 
lich nicht auf jene des sp&teren Art 2277 ib. anwendbar. 

(8. das Nihsrs lo Art. »77 B. 6. B.) 
Darmstadl, 18. Jamar 1837. (Cus.) Lordi c. Zahn. 

Zu Art. 2275. 

Behauptung der Zahlung. 

Die Frage, ob, wenn eine Zahlung gar nicht behauptet wurde und so- 
mit eine Eideszuschiebnng nicht möglich ist, durch die Einrede der Yeijih- 
mng der ganze Elaggmnd erloschen oder der Beklagte, wenn die Schuld an 

und fflr sich begründet und der Klaggrund erwiesen, ohne Weiteres su Ter- 
urtheilen ist , wurde in letztcrem Sinne entschieden. 

Die kurze VerjShruTiti begründet nur oinc pc s e t zli ch e Vermnthunj? der Zahlung, 
die sich daraus ergilit, dass, wenn diese Veruiulliung durch Eid widerlegt wird, das Klage- 
rsehl wieder in seiner voileo WirkssnilteU dutehl, und es mum deshalb, wenn dfellidil- 
sahlnug Irareits ohne Kid klar ist, die Schuld auch ohne diesen Eid ihre Wirkung behalten. 

Mannheim, 29. August 1828. (Oberbofg. Jabrbflcber 1827/28. S. 110; Teigl. mit 
& 343 tt. 344.) 

Zu Art 2277. 

1) Zinsen; Verjährung. 

Die 5jährige Zinsenverjahruim kvinn nicht von Amtswegeu supplirt, und 
nicht zum ersten Male in cussatorio vorgeschützt werden. 

Paris, 26. Februar 1861. (Rej.) (Sir. 1861. I. 819.) 

2) Fünfjährige Verjährung; Voraussetzung im Allgemeinen. 

Das dem Gläuhiger zustehende Klagerecht hinsichtlich der über fünf 
Jahre rückständigen Zinsen und Renton erlöscht schon durch die untcrla^ssene 
Einklagung dieser Rückstände während der Verjährungszeit , auch wenn der 
Scliuldner zugesteht, dass die über fünf Jahre rückstäudigeu Beträge uicbt 
bezahlt siud. 

Die Ysrjitamng der im Art. 2217 B. 0. B. beseiebnelen Forderungen bsmht niebt, 
wie die Ysijihrnng der im Art 2271 — 2273 ib. aufgerohrten , auf der Vürmutbung der 

.geleisteten Zahlunj^, ^\ 'che durch den ikm Srliuldiier nach Art. 2275 ib. zugeschobenen 
Eid wieder beseitigt werden kunn, sondern auf einem öffentlichen Interesse, indem 
durch sie der VermögeDszerfali des Schuldners ab^iewendel werden sollle, der dnreb die 
unlerbliebens ssillgs Efaddsgnug der jlbrlisb verbUendsn Batan herbeigsfOhrt werden kannte. 
Mannhai m, 27. FMwnar 184& (AnunU 18tt. & 97.) 
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5) Verjährung von Zahlungen, die jährlich oder in kürzeren 
periodischen Terminen zu leisten sind; Gehalte und Be< 
soldungcn der Staatsdiener. 

Nach der allgemeinen Fassuiii^' des Art. 2277 B. G. B. , namentlich der 
Schlussbestimmung desselben, kann es nicht bezweifelt werden, dass derselbe 
aocfa auf die Gehalte und Besoldungen der Staatsdiener im activen Dienste 
oder im Analande anwendbar sei, 

de dieielbea nfteamiaiig In beitfnmlan knnen Fristen tnebeEabll werden nni kein 

Grund rorliegt, die Rückstände solcher CMMlIe eder Besoldungen von der Bestinifflnng dee 
Artikels, der keinen Unterschied macht, ausiunehmen, w(>5hjilb das köiügl. Aerar, nament- 
lich ia Hinblick auf Art 2227 ib., eljenso gut wie Jeder Private berechtigt seia inus«, die 
in Art 2917 di fee^eeetete 5jfihrigo Verjährung gegen AnfoHeningeB von JtaeoMnngi- 
rtlckstinden an die Flnanilueien fBltcnd la machen, ein Grundsatt, der euefa In swel ge- 
nehmigten Staatsrathsgiitachten vom 21. MSn: und 1.3. Apiil 1S09, sowie aiirh schon im Ge- 
seue roui 24. August 1793, Art. 156 bezüglich der Kentgiäubigcr des Staates sanctionirt ist. 

MOnchen, 1. Odobar 1846. (Tlieilweise cass. und rev.) Königl. bayer. Aerar gegen 
Klein, gewesener Friedeneridilsr. 

4) Fünfjährige Verjährung; Unterhaltsgelder. 

I. Die Einrede der Verjährung des Art. 2277 B. G. B. kann der Anfor- 
derung von rückständigen Pensionen entgegen gehalten werden. 

Abgesehen davon, dass diese uutcr den Begriff Unlerhaltsgeldcr fallen, so sind die 
einselnen Fille Im Art 2377 nv belsidel<retM angefthrt and mnss flberbanpl AUes, was 

von Jahr zu Jahr oder in kürzeren Zeiten zahlbar ist, darunter gerechnet werdan* 
Manu he im, 17. November 1827. (Überhofg. Jahrb. 1827/28. S. 112.) 

II. Aus demselben Grunde wurde die Einrede aus Art. 2277 auch gegen- 
über der Anforderung von rückständigem Gehalt für zulässig erachtet. 

Mannheim.... (Oberhofg. Jahrb. 1851. S. 408.) 

Dagegen in Bezug auf die Anforderung des Sterbe quartals eines 
Staatsdieners verworfen, weil derselbe keine von Jahr zu Jahr uder von 
Qnartal zu Qoartal fallig werdender Gebalt ad, soodem nor einmal gefor- 
dert werden kOnne und nur einmal zn bezahlen seL 

Mannbeim, 27. Ssptbr. 1825, 3. Oeibr 1828. (Oberitofg. Jabfb. 1827/28. & IIS.) 

5) Zinsen eines Kaufpreises; Verjährnng. 

Zinsen eines Kaufpreises , welche nicht in gewissen , jährlich oder in 
Ifflrzerer Zeit, periodisch wiederkehrenden Terminen zaiüungsfällig werden 
(der Art 2277 B. O. B. unterstellt nur solche Pritetationen), weldie also 
nicht als terminliche und fOr sich hestehende Zahhingsrerhindfidikeiten jener 
Art, vielmehr als Verzugszinsen und als an Theil der Hauptschuld ge- 
schuldet werden , unterliegen nicht der kurzen Veijftfarung des Art 2377. 

Bei der Auslegung uiul Anwendung eines Gesetzes inuss der Richter, wenn dessen 
Worte klar sind . sich zunächst an diese halten. Der Umstand , dass die Zinsen nicht von 
einem Darleben , sondern vou einem Kaufpreise gcfurdert werden , relevirt an steh utcbis. 

Dormo ladt, 2. April 1838. |Bej.) Belnout g. Einelo. 
Cfr. Gilbert w Art 2277 B. G. B. Vr. 33 n. ff., 49 u. AT. 

6) Verjährung der Zinsen eines Immobiliar-Kaufpreises; 

periodische Zahlbarkeit 

Ist in einem Immobiliar-Verkaufacte stipulirt, dass das Kai)ital des 
Kaufpreises in vier gleichen Jahreszielen, unverzinslich bis zum Ablaufe eines 
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jeden Zieles, zahlbar sei, so sind die hiernach vom Ablaufe der einzelnen 

Termine an geschuldeten Zinsen nicht der 5jährigen Verjährung unterworfen. 

Nach dem Sprachgcbrauclie siiüi unter den Worten des Art. 2277 B. G. B. tpayable 
par anne ou ä des lertnes pei toäiques plus cuurls« uur solche Leistungen oder Zahlungen 
n TanlalieB, wtlclie entweder Jedes Jabr oder In kürzeren und «wer im Yorrai beetimnrten, 
periodisch wiederkebrcmlcn Terminen ffillig werden und dann erst exi^iticl siml. Tliornach 
können zwar die Zinsen eines rückständigen Kaufsdiillinps nach Beschaffenheit des Fal- 
les der 5jäbrigen Verjährung unterworfen sein, wenn nüuilich die Betheiligteu darflber 
aberelngekommen sind, daas von dem KanbeMlUage die Zhueo jahrweiae oder in beelimn- 
ten kürzeren Poriodea eotricbtet werden aollen; in substrato laufen aber die Zinsen in der 
Weise, dass sie nicht in gewissen bestimmten Perioden fällig werden, sondern dem Ver- 
käufer das Recht darauf de momento ad momentum erwächst, dieselben daher in so weit 
mit den VenugexiaBen Tsa fßMmt BmitmtuMA rind. Eo uilerliegt aber keinem Zweifel, 
daaa anf ab, da aie niebt payeble k dea tarmea pdriodlqvea aind, die Fioalbeilimmnnf daa 
Art. 2277, ihrem Wortsinne nach, nicht ror Anwendung gebracht werden kann; da es sieh 
lUer von einer exceptioneüen Verfügung, nämlich einer kürzeren Verjährungsfrist, als der 
für die Klage L A. festgesetzten PrSacriptionszeit handelt, stellt sich eine ausdehnende £r- 
Ulrang unollMiig dar, wollte man aelbat onteralellen, daia ea an einer Qleieliarligiceil dea 
gesetalicben Beweggrund«s nicht fehle. 

Darm Stadt, 10. September 1838. (Biy) Sehweilaer g. Belmoot (Bhainb. Arehi?, 
aene Folge, Bd. l. S. 337.) 

7) Zinsen von Kaufpreisen; Verjährung. 

Auch Zinsen von Immobiliar-Kaafpreiscn können in 5 Jahren verjftlireii, 
jedoch nur wenn sie jahrweise oder in korzem Perioden xahlbar sind. 

Bei der Allgemeiubcit der Schlussbestimraunfr des Art. 2277 B. G. B. und bei dem 
Grundsatze, dass da, wo das Gesetz nicht unterscheidet, auch der Richter nicht zu unter- 
eebeiden befugt ist, müssen auch die Zinsen von Güterkaufspreisen, wenn sie zu den ter- 
miniidi xablbarea Prlatadonen geboren, in 5 Jabren verjOurea; dar Art, 1659 ib. atebl dem 
■icht entgegen. 

Sind aber solclic Zinsen nicht als periodisch zahlbar zn betrachten, «o tritt hinsicht- 
lich ihrer eine kurze Verjährung nicht ein; hiergegen kann niebt eingewendet werden, dass 
dar Art 2277 dt. von allen Zinsen , glelebTlel ob eie von Darleihen oder tod Kanfpvalaea 
gaa^mMet wurden, und uh lenninliche Zahlung bedungen worden, Oder nicht, verstanden 
werden niHsse, da der Zweck des Art. 2277 dahin gehe, zu verhüten, dass der Ruin des 
Schuldners durch Anhäufung vieler Zinsen herbeigeführt werde; denn wo die Worte des 
OeaeiMO Iclar aind, bat atcb dar Kelitar snoiebat an diese in ballen, nad iiann aber die- 
aelbe nm ao weniger bbuungeben , vom ea aieb, wie bler, von einer axceplionellan go- 

aetzlichen Verrogung handelt. 

Darm Stadt, 7. April 1851. (BeJ.) Salm g. Aamut und t. Keaseialadt. 

8) Verjährung; artheilsm&BSige Zinsenforderung. 

Wörde ein Sdmldner oondemnirt, ein Darleihen nebet radnündigen 
Zinsen und die weiteren Zinsen des Kapitals Tom Tage der Klage »i be- 
zahlen, so unterliegen diese letzteren Zinsen nicht der fttnQihrigen Priserip- 
tion des Art 2277 B. Q. B. 

Nach dem Worträine dieses Artikels können nur für sich baatebende tormin* 
liehe Leistungen darunter begrilTen werden; demnach sind Zinsen, welche nicht aoa* 
drücklich in dem angezogenen Artikel der fünfjährigen Verjährung unterworfen wurden, 
nnr dann ala dieaer Verjährung nnlerworfen anmeeben, wenn eie Ldatnngen jener Art 
bilden nnd nielit mit dem Kapital, von dem sie geschuldet werden, nnr ala eine Gesamml" 
forderung erscheinen, wie dieses bezüglich der in Rede stehenden Zinsen der Fall ist. Wäre 
der Art. 2277 cit. einer doppelten Auslegung fähig, so könnte eine ausdehnende Inter> 
pretation nicht stattiindon, da die korxeu Verjährungen der Art. 2271 — 77 Ausnahmen 
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von 'icr 30j&brigea Verjährung bU«laa, exc«pttoneJle fiestiioaiungen aber itreog so iaUr- 
pretireu sind. 

DarntUdt, 19. Decbr. IMO (Ref.) Stnik Womit g. Goldoar. (Enmarl. 18S0. L 2M.) 

9) Fflnfjährige Verjährung; Verzugszinsen. 

Der Art. 2277 B. G. Ii. tiudot uueh auf Verzugszinsen Auwendung. 

Da die Ziuscn, welche der Art 1153 B. 0. B deiu Glaubiger wegen des Vonugs des 
SataiUaart alt Enttchädigung towaitl, nach dam allgaoialnan Begrifla iat Worlet ,^ieB** 
mm naeb gewiataB Proeenten tn bareehnende, in jihrlialMa oder kflrteran Zielen fklKg 
wardentle VergOtunft filr Kntbebrung des Kapitals sind un-l da der Grand des Ari 2277, 
data der Schuldner nicht durch eine jährlich anwachsende Verinehruns: seiner Last zu sehr 
gedrflcJit werde, bei Vanogszinsen ebenso vorliegt, wia bei andern Zinsen. 

Mannhaia, 2L Januar IMS. (ObarbaTg, Jahrb. IUI 8. 16; tai^ nri» Annal. 1833. 
8. 186 nni 1863. 8. 360) 

10) Fflnfjährige Verjährang; handelsrechtliche Zinsen. 

Der Art 2277 B. G. B. ist auf die handelsrechtUchen Zinsen unter 
Gesellschsftem mcht amrendhar, 

weil und sofern solche 2nnsen erst durrh Vorlage der .Abrechnung durch den Geschäfh- 
fdbrer einen HA-chtstitel t rhalteii und folgUcti liicbt xtt denjeuigen Zintea gabüraa, «akba 
in periodischen Zielen zablbai- siud. 

Manntaalm, 96. .April I85d. (Zanla. Mag. I. 8 511.) 

11) Ersatzanspruch des Bürgen (Geschäftsführers) für Zin- 
sen, welche er zur Lullastuug das solidarischen Mitbür- 
gen bezahlte; Verjährungsfrist. 

Bezüglich der au den Mitbürgeu geforderten Hälfte der durch den Einen 
der Bürgen berichtigten Zinsen tritt nicht die kurze Verjähruug ded Art 
2277 B. G. B., sondern die gewöhnliche Veijährttng des Art 2262 ibid. ein. 

(8. ztt ArL 2033 B. 0. B.) 
M fl n ebaa, 2. December 1847. Coraeüla g. Zaia. (Oaaa ) (AnnaL Hainta n. Cona. 

S. 444.) 

12) Monatliche Alimente; Ersatzfurderung an den SOlida- 

risch Mitverpflichteten. 

Der Mutter , welche ihr natürliches Kind allein alitnentirte und die des- 
halb au den Vater , welcher das Kind anerkannte und darum solidarisch zur 
Alimentation uiitvcrptiichtet erscheint , den Ersatz der liiilfte jener zu drei 
Thaler monatlich angeschlagenen Alimente begehrt, kann nicht die Einrede 
der kurzen Verjähruug aus dem Art. 2277 oder 2271 entgegengesetzt werden. 

Berlin, 73, Februar 1833. (Gass) Haa^eibecii g. Boeieu. (K \ 11. A. 11.) 
Cfr. Gilbarl m Art. 2377 B 0. B. Nr. 2, 16, 18, 10. 

13) Verjährung der Zinsen während des Laufes eines Kang- 

ordnungsverfahrens. 

Die seit dem Zuschlage eines zwangsweise veräusserteu Grundstückes 
bis zum definitiven Rangordnungsstatus Mig werdenden Zinsen einer utiliter 
anzuweisenden Forderung unterliegen nicht der Verjährung, wenn auch die 
Ordre erst mehr als 10 Jahre nach dem Zuschlage eröffnet worden ist 

Zufulge der statt^ohablen Verstoiperun/; und Ailjndicatinii des Uiilt-r pfamies war der 
Steigpreis nebst den davon zu entrichtpiiden Zinsen den inscribirten Hypo(hükars;l:iubigcni in 
der Weise als geoteinsaffics Masseobject bis zur Concurrenz ihrer Forderungen für diese 
Faiienuigan md daren «vn da TtrMIwdaB Zlnatn an Zahlmgaatatt Iberwieaau wordao, da 
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Match nur noch um die Verth«ilong desselben unter die InteraMenten bandelte and fie Vornahme 
dieser Thoiluug lediglicb von einer gOtlichen Auseinandersetzung der Interessenten unter •icb, 
nitstehenileu Falls Toa eiaem gerichtlichen Raogordoungsverfabrea abhingig blieb. 

NmMmb «tue Mridw Oabtrwdniiif n üe adKler mniwfüwtoi Oifabigtr tlatlge- 
taideo hatte, wano dit GlinUg«' wadar varpOichtci nodi abarlunpl nar TaraalaMl, gagan 
ihren frflheren Schuldner auf Zinszahlung ru kla<ren, ja niclit t'ininal zu klagen berechtigt^ 
so lange es uiiausgemacht blieb, ob sie nicht aus dem Erloso ihres Pfandobjects ihre toU- 
at&adige Beiahlung erbalteu werden; es fehlte ibaea alao an einem Grunde, eine Unter» 
braebwig dar ▼erjihrang nittalak Klagaarbabong ni bawirkaa, lad kana laiBll voa dam 
Einlriit der Verjührung nicht die Rede sein. 

Ks kann mich hiergegen nicht eingewendet werden, dass die Gliubiger vor Ablauf der 
Verjährungsfrist das Ordre verfahren hätten provocireu mOsaen, um sich vor dem Naehtbail 
ihiar Dalliiligkait sa bawabraa, tadan aia daa Oaaats ca aiaam adebao Ada alebk far> 
pfliehMaBd an eine desfallsige Unterlassung keine ftr ala nachtheiUgaCooiaquenxen bnOpft. 

Dar ras ladt, 20. Juli 1830. (Kaj) PnpUianaaaae g. BoUanaaaa. (Bbaiab. ArehtT, 
Bd. IV. S. 298 ) 

14) Verjährungsfrist von Zinsen ausgeliehener Kapitalien; 
Verjährung solcher Zinsen nach der Zwangsveräusserung 

vor der Collocation. 

Rentner Kberts von Worms Hess seinen Schuldner Plauz von Dirmstein zwangsweise 
entiussera aad am 4. NoTambar 1823 erfolgte der Zuschlag der Guter iu Betrage voa 
3786 11., veniaaltab voa diaaam Taga aa. Er liaaa aiah sa aaiaar Fordaraag aadi aaeb 
jene der andern Hypothekarglfiubiger übertragen, und erlangte so eine Forderung von 
4162 fl. , womit dann dia Maaaa, wia solche am Tkga daa ZuaebJaga bastaad, mahr aUi er- 
schöpft war. 

' Er batriab dia Collocalioa aicM, aaadani aeMia warda aral am IS. Jaaatr 1832 aaf 

Aaatabaa des Schuldners Planz eingeleitet und am 24. Mai 1S32 worden die ioscribirten 

GIfiuhiger, bi'Bi>n»lcrs Kberts , zur Production aufgefordert. Derselbe producirte nun für 
seine sämmtlichen Forderungen nebst den Kosten und den Zinsen bis zum Tage der EX" 
proprialloa. 

Der RichtercoramisaJIr rerfartigte nan am 16. Oetober 1S32 daa Slataa, und ging von 
dem Tage dos Zuschlags, 4 November 1823, in seiner Aufstcllun? aus. Er nahm als Masse 
lediglich den Steigpreis von dlbO fl., nicht aber die spftter davon erlaufenen Zinsen, welche 
er pro memoria aar ▼eroiarkla. Er lodrla die Kosten, die Kapitalieu und die bia zum Taga 
de« Zaaablaga varfalleaaB Ziaaaa aad laarkla dia apitara abaaMla aar pro aiaiBoria aa. 

Dieser Status wurde von Planz am ifi November ifilVl conlestirt. In dem Conlesta- 
(ionsprüzessc trat nun auch ein Hypoihekargläubiger , Adolay, auf und brachte gegen ICberts 
die Einrede der Verjährung bezüglich der geforderten Zinsen vor, und zwar unter dem 
Oaaiahtapaakla, daaa Ebarta aaab dam Znachbua, 4. Hofambar 18^, bia aar PradaalloB 
keine waHaraa ScbriMa galhao baba, am daa Laaf dar Varjibniag dar Ziaaaa sa -anlar- 
braebaa. 

Daa Bazirksgericlit iu Frankanthal erklärte diese Eiurele für b^rüudet uul locirte für 
dia ala rarjibrl BBgarodiiaaaa Ziaaaa daa Ebarta aldH , aad diaaa Eaiadiaidaag «arda nm 

dem .\ppel!ationsgcricht bat artiobaiiar Barafvag von Seite des Eberts bestätigt. Nun er^ 
griff derselbe den Caasationsrecurs und behauptete: der Ar». 2277 B. G. B. sei durch diese 
Entscheidung verletzt, weil die Kechtsverhältnisao der Coltocation nach der Epoche der 
Ezpro|iriaiioii sa ngalran laiaa, wiAai aa gleichgültig sei , wia baM adar apit aaeb dar 
Esprc^riatian dia Callaaaiioa forgaaommen werde; dia apitaraa Ziaaaa aaiaa aar Aacai- 
aaricn der zugewiesenen Kapitalien. Hierauf entschiel der Cassaiionshof: 

Eine Verletzung des Art. 2277 B. G. B. ist dadurch nicht gegeben, dass 
die von Eberts verlangten Zinsen, ohncrachtet ihrer accessorischen Natur, 
der besondern Verjährung des bemerkten Artikels unterstellt wurden. 

Dami wollte man die accessorische Natur der Zinsen so wie der Cassatiooskläger auf- 
IbiaaD, aa kfloolaB diasalbaa ibanril aar dandbaa Varj&hrung wia das Kapital aalbit wlar- 
waifta wardiB aoi •§ wfide diatar Aitikal aia lar Amraaiaag kommaa kfiaaaa. 
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Der Art. 2277 uiitcrwirA jedoch alle Zahlungen, welche jährlich oder in kürzeren 
Frtilen za mAcbea siud und iu&besoodere üic Zinsen von dargeliehenem Gelde, gaat abge- 
•eben tod der Ka|dldf«ri6nii^, der Veijuhi ung von 4 lalMta, abweiciiniA voa tum 
ältern fianzösiscb«! Keebte wurde er in iieser seiner Allgemeiiibeit gegeben, damit nldil 
durch Auniäiifunj» von periodischen Loii-Iun^cn der Schuldner zu Grimde gerichtet werde, 
und daher ist auch die Verjübrung des Art. 2277 B. Q. B. nicht, wie jene des Art. 22' 1 
0. f. ib. auf die Veraiattaung der Zahlung gestatzt. Irgend eioe Ausnahme gegen diese ganx 
«IlgeaMintn Baitfnuanngan des Ari. 2377 »mdanttg, würde der AbaieU deaselben wider- 
streben und denselben verletzen, wsshalb denn auch die Mehrzahl der französischen Ge- 
riditshore selbst die Zinsen aua rocbtskräftigea Urtheilen dieser kurzen Verj&hrungafriiI 
unterstellen. « 

Dem Canationikllger war aneh daa MllM fsyeben, die Terjihmng dar Zfaaen a 
unterbrechen, indem er die Collocation hätte betreiben könaeo und dieiea auch, gandtaa 
Art. 755 B. P. 0., binnen Monatafrist hätte Ihun sollen etOi 

München, 22. April 1841. (Uej.) Eberts g. Adolay. 

15) Verjährung von Pachtgeldern; Abrechnung??- und Aner- 
kennungsact; Interruption; neue Verjährung. 

Rechnet der Verpäcliter im Jahr 1813 mit dem Pächter über dessen 
Pachtrückstände ab, und erkennt der Pächter die RestschuldiiJjkeit für Pacht- 
rückstände an, so wird diircli diese Anerkennung^ die Verjährung der Pacht- 
forderung in der Art unterbrochen, dass die Zeit bis 1813 hinsichtlich der 
Frage der Verjährung nicht mehr iu Betracht kuiimien kann, von da au aber 
die Verjährung der auerkannten Pachtrückstäude aufs Neue, und zwar nicht 
die 30jährige Präscription, sondern die für Pachtgefälle im Art. 2277 B. G. B. 
festgesetzte 6jährige Verjähnuig linft. 

Dia in der Mitte Hegende Abrednning bildel keine Novation, da ea aidi hierin ao 
wenig von einer neuen Verbindlichkeit, wie von dem Jt^rloschen der allen bandelt, aar 
das Quantum fixirt wird , das Qualc aber sich nicht vcrändorle. 

In Folge des iu der Abrechnung liegenden Auerkenutnisses wurde zwar die Verjah- 
mng der Forderung vnterbrodien (Art. 2S48 ib.), allein dadnreb die Forderung nieht der 
allgemeinen Bestimmung des Art. ib. unterworren und der BeeliBinung des Art mi 
entrückt. Die Forderung blieb fortwährend eine Pacht;Te!dforderung ; die Interruption be- 
wirkte daher nur, dass die nämliche Verjährungszeit von Neuem beginnen musste ; das 
Ctoiala bestimmt nirgenda ein Anderes ond die Ualerbrecbung veränderte die Natur der For- 
denmg nidii 

TJie Vorschrift des Art. 2274 B. G. B. ist speciell fflr die in den Art. 2271 — 73 ib. 
(„üans le cas ci-dessus) gegeben, und darf um so weniger auf andere Fälle, namentlich 
auf die im Art. 2277 Torgesebcncn angewandt worden, als auch die Verjiilirungsarteo der Art. 
3271 — 73 aar gans andern Grfladen, wie Jene dea ArL 2277 B. G. B., beniben. 

Darmstadt, 16. Januar tS')7. (Gass.) Lorch g Zahn. 

Cfr. GUbert zu Art. 2242 B. G. B. Nr. 23 und 24 und Art. 2277 ib. Nr. 3 ond 4. 

16) Verjährung von RentraekBt&nden; Unterbrechung. 

Warden im Jahr 1812 die Censiten einer Grundrente, als Solidarschuld- 
ner der nrsprOnglich im Jahr 1808 allein belangten angeblichen Pacbtsanun- 
1er, zu dem Prozesse beigeladen , in welchem der Kläger die Ilentrückstände 
vom Jahr 1797 an angefordert hatte, wurde auch hierfür in der Beiladung 
gegen die Adcitaten Verantwortung begehrt und die Hauptklage demnächst 
gegen die Pachtsanuuler rechtskräftig abgewiesen , so kann das Gericht nicht, 
ohne den Art. 2277 B. G. B. zu verletzen , die von den Adcitaten gegen 
diese Ilcntforderung , so\vüit sie die Gefälle von Martini 1804 bis 1806 be- 
tritt, vurge^chützte Verjähr uugseinrede verwerfen. 
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Nach Maassgaho des Art. 2381 B. 6. B. kOnneo die vor EinfUhnug das B. G. B. fillig 
gewordenen Renlrdckstrunle nirlit von der Sjiihri'^'en Verjihrim^ des Arl. 2277 il). erreicht 
werden; jene, uelcbo Sdartini 1807 und später fällig wurden, siud aber durch die Adcita- 
lira TOD 1813 Reiteeki. Dagegen stellta tioh die Martini 1804 bis 1806 v«rrallenen Bück- 
•llade als Terjührt dar, obgldeli aebon In Abra 1808 gegan dia angabllehaii Pacbtaamai- 
ler Kl.'igo angi stclll worden war , da nach den Bestimmungen des Art. 2*247 ib. die An- 
stellung einer Kla<;e nur dann als ein gültiger Grund zur Unterbrechung der Vcrjührunsc 
angesehen werden liann, wenn die Klage nicht verworfen worden ist; in Fulgo der Ab- 
wairaag dar Klaga von Jabr 1806 war «bar Janar Grand dar YarjibrangaiiiitarbraeluMg 
gaaatzlieb als nicht mehr exietirend zu belracbten 

Darinatadk, ü. Novamber 183L (CMa.) Mouerohaim g. v. Baxthaoaaa. 

17) Verjährungsfrist; Contractsort; Wirkung des neuen Ge- 
setzes. 

8. tu All 3 B. G. B. Urthatl (BerKn) Tom 6. MSrt 1843. 

18) Verjährung; Steuer-Eiuregistrirungsgebühr en. 

Der Art. 2277 B. G. B. , welcher eine kürzere Verjährungsfrist für ein- 
zelne Fälle bestiinnit, ist seinem klaren Inhalte nach nicht auf Enregistrcmcnts- 
Gebühren zu beziehen, die keine periodisch wiederkehrenden Leistungen sind, 
ja nicht einmal analog, da hier von solchen von Jahr zu Jahr oder in kttr- 
zeni periodisch wiederkehrenden Fristeozahluugeu die Kede nicht ist. 
(Siehe zu Art. 3263 B. G. B) 

afOnehan, 39. Januar 1834. (Ous.) KdnigL Regierung dar Pblc, Kammer dar 
Finamen g, dia Geniabida BallheinL. 

Zu Art 2»79. 

1) Besitz von Mobilien; Yermuthung des Eigenthums. 

Wurde in einer gegen B. wegen Escroiiuerie eingeleiteten Untersuchung 
in der Wohnung des Uauptmiethers L. von dem Polizci-Gommissär eine Haus^ 
suchung Torgenommen und hierbei in dieser Wohnnng und in dem Secretaire 
des L. eine Parthie InhaberPapiere aufgefunden und g^en die Protestation 
des L. in Beschlag genommen, so kann L. nach beendigter Untersuchung 
diese Papiere als sein Eigentham vindicireo. 

Das Urtheil, durch welches diese Klage als anbegründet abgewiesen wird, 
weil der Kläger nicht sein Eigenthum nachgewiesen habe, verletzt den Art 
2279 B. G. B. 

L. war im Besitze der in seiner Wohnung in Beschlag genoniniencn i^apiore; ohne 
den dem Beklagten obliegenden Beweis, dass diese Papiere nicht Eineutburn des hLlägera 
aelan, alaad dam KÜgar dahar gMoiaa Art. 3379 wagau aainaa Baaitxaa dia Tarmuthuag 
aainea Eigenthuras an jenen Papieren zur Seite. 

Paria, 15. AprU 1863. (Gass.) (J. d. P. 1863. S. 463.) 

2) Buehforderungen werden nicht durch blosses Hand- 

geschenk erworben. 

& »1 Art 803 B. O. B. Nr. 3 Ortbaa (Barlln) vom 16. Mint 1841. 

3) Besitz von Forderungen; Haiidgeschenk. 
S. zu Art. 893 B. G. B. Nr. 3 Urtboil (I)artusladt) vou 10. Deccmber 1&60. 
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4) Eigentham an Fahrnissen; Schuldurkunde. 

Wer von einem Andern die Herausgabe einer Scbnldnrkunde verlangt« 
muss den anredliclien Besitz des Beklagten beweisen, denn diesem steht 
die gesetzlidie Yermuthong des Art. 2279 B. G. B. smr Seite. 

Maniiheiiii, 24. Novemlur 18^3. (Obcrhufjj. Jalirb. 1823. S. 137.) 

Mannheim, 27. April 1830. (»Mierhüfg. Jalirb. 182<.t/.m S. 2>l.) 

EotgegeoKesetzt «Dtschiedeu, deim der .\rt 2274 spricht nur vou Fahrnias- 
siOeken, «robio SchaMforderunffm, obwohl zu dra beweKHdieo Saeben gehörig, niebt 
zu rechnen sind, vielmehr Art. 529 sulche von beweglichen Körpern im nalQrlicbcn Sinne aus- 
drücklich unterscheidet, mithin dor blosse nalfJrliche Besitz der Urkunde, als des Reweis- 
mittels der Forderung, nicht für den Besitz der Forderung selbst angesehen werden kann. 
«Aiiaal. Ib36. S. 124) 

5) Eigenthum an Fahrnissen; Sparkassebüchlei ii. 
Die Herausgabe eine.s Sparkasscbndileiiis, welches im Besitze eines An- 
dern, als desjenigen ist , auf dessen Namen die Einlagen eingetragen sind, 
luum der Letztere von jenem nur dann verlangen, wenn er den Grund des 
Besitzes semes Gegners als nnrechtmissig darzustdien oder aber za behaup- 
ten vermag, dass der Dritte durch einen zur Rflckgabe verpflichtenden Ver- 
trag in den Besitz des Bachleins gekommen sei 

Da der Besitz des Sparkassobüchleins (iiu gegebenen Fallu auch ausdrücldiche Besiini- 
niiinc; der Sialuien) zur Krhebuug der Etolageo orialcbtigt, findet der Art. 2379 B. Q. B. 
hier seine Anwendung. 

Mannheim, 28. Hfirt 1802. (.\naa]. 1882. 8. 113.) 

6) Naiuensactieu; rechtliche Bedeutung der Documente an 
sich; Inhaberpapiere; Legitimation durch den Besitz; 
contre-lettre; Yindicatlonsklage; persönliche Klage; mala 
fides des Besitzers. 

Dar Beniner t. Siabold «rbob g«g«n M . Hirsob nnd die Bank tn Oamiladl efara Klage 

auf ROckgabe mehrerer Actien der DQieeldorfer DamprscbifRahrt^-GescIlschaft, bexiebuge- 
weiae auf Schaileusersatz, und stOtzte diese Klage auf die Bchauptun«;, dass er, Klüger, 
EigentbUiuer dieser .\ctien sei, diesuibcu dem Hirsch zu ciuoiu augenhtirkliclien Zwecke ge- 
lieben. Letzterer aber, Blatt wie ee stine Schuldigkeit gewesen , aolehe ihn zorflckxna teilen, 
dieaelben der besagten Bank zorn Pfand gegeben habe , in deren Besitz iieh die Papiere 
dermalen noch befänden. Der ßeklajzfe Hirsch wcirletr Iiier izoL'en ein, dass er zwar die 
Aclien von v. Siebold erhalten liabe, aber uiclit zu dem Ijehaupteten Zwecke, sondern am 
d«rld»er tn disponiren. 

A. Auf dieae Verbillnisse lieh ttotzend, behauptete die milbeklagte Bank, indem sie 

den Besitz jener ibr von Hirsch verpfändeten Actien zuga!) : „Die gegen sie erhobene Vin- 
dication8kla;ro hflnuc von der Fra;u'e ab, ob v. Siebuil iii seiner Klairc gegen Hirsch be- 
gründe! sei; bei dciu qualificirtcn GoaUin<lni«sü des Letzteren sei v. Siebold beweispflicbtig; 
SB könne also ?. Sieboid ein Becbt, neicties er gegen Hiradi ohne diesen Beweis ni^l 
dnrabsnfbbren fermQge, nneb nielil gegen die Bank gebend macben; es habe daher Sie- 
boid Tordersamst den Beweis des TOfl Ihm behaupteten Verlragererhilltnisses «wischen ihm 
und Hirsch her/iistelliMi." 

Die.ser Einwand wurde vou dem Gaikiationshofc in revisorio auä folgen- 
den Grüiuleii verworfen: 

Das ganze Kaisonneiuent der Bank bemht auf einer Verwechslung zwischen der gegen 
Hirsch aniNislelHen persönlieben lElage nnd swisehen der, die Natur einer Bealklaice 

aiiuehinenden , ^i'^en Jiü Bank ei liobtnea Vindication; zur BegrüuduuK der letzteren go- 
nilgt CS, wenn dur Kluger beweist, ditss die .\ctiou ihm •^ohiirten und er (iicscllien im Besils 
hatte (soll wohl heisscn; luid die Bank dieselben iu Besitz iiatjj bei dieser lieaiklage fiUlt 
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die Bfhftnpioiig der Baak, diai ^ ihre BedUe von Den ablaile, der Uena den 

wahren Eigenthflmrr bereebttgt eel, in das Gebiet der Exreption; dii'?e ge;jpn?piti{ro Ptpl- 
lunu' der Parthicen bei der Vindicalionsklage wurde nicht da-lmcb nlttrirt. d.iss mit ikTSclben 
eine persönliche Klage gegen Hirsch cumulirt wurde , die iusuweii nur den Charakter einer 

•ventaelleD .OanmtieUege anniiuiit. - 

B. Ferner erkannte der Bemonshof, «) daas, wenn die Tindicirtett 
Aetien KamcnBactien wären, der Axt 2279 B. 6. B. nicht auf sie anwend- 
bar erscheine; b) dass dieselben aber als Actien auf Inhaber angesehen 
werden müssten und daher auf sie der Art. 2279 Anwendung finde ; c) dass 
jedoch V. Siebüld dennoch in seiner Vindicalionsklage obsiegen müSbC, wenn 
er den, gemäss Art. 1348 ib. selbst durch Zeugen zu führenden Beweis 
erbringe, dass die Direcliüu der Bank entweder Kenntniss des Inhalts der 
Statuten der Düsseldorfer Dampfschitlgesellschaft hätte (nach welchen die allei- 
nige InhabuQg der Actien zu deren Erwerbung nicht genügen soll , sondern 
für diesen Zweck andi noch eine EinschreibiiDg des Uebertrags auf den 
neuen Inhaber der Actie hmznkommeo nniss), oder wosste, dass Hirsch 
nicht EigenthOmer der von ihm veränsserten Actien gewesen sei 

Hinsichtlich dieeer Punkte consid rirte der CuaaltODsbor und zwar: n a) der ente 

Bichter habe , wenn einmal feststand, dass die vindicirton Papiere Namensactien seieOi 
nicht in den Actien doeumcnten selbstständige körperliche Sachen erblicken können, auf 
weldie der Orandsalx des Art. 3310 B. O. B. tor Anwendong komnea raOese; denn folche 
DoCQuiente kommen im Leben niebt als StQcku Papier in Betracht, wo sie keinen oder nur 
einen futilen Werth haben würden , sondern sie seien als Beweismittel für das darin nie- 
dargelegte Bechtsgeschäfi za betrachten, gälten als solche aber nur als Accessorien der 
Prbelpalee doenneattrleB Bereehtigungen and nBbnmi daher deren JSMm an; zu b) bei der 
Benrtbeilnng dea Charaklere nnd der Bedeotong eines Beehlsgesebiftes konune es, wenn 
nicht die ersten Contrn1:enton oder deren Geiieralsucccssorcn einander gegenüberstanden, 
sondern ein Kccbtsnacbfolger aus singularem Titel auftrete, auf den ostensibelen In- 
halt der darüber aufgenommenen Urkunde an; was ausserhalb derselben, wenn 
andi nrkmdlidi tirisdien jenen censiallrt werde, iNtJüdieire den Dritten, die in gvtma 
Glauben auf Grund des offenen Briefes contrahirten, nicht (.\rt. 1321 ib.); da nun in den 
Acticndociitnenten der Düsseldorfer DaiiipfschirtVabrts-GesclIschan der ad c) erwähnten Clau- 
scl der Statuten dieser Qesellscbaft keine Erwähnung geschah, dieselben sicti daher als 
r^ne Inbaberp^piere darstellten, so käme ihnen dieser Charakter nietat w^n der er- 
wähnten Bestimmungen der Statuten aberkannt werden; zu c) in dem einen, wie in dem 
andern Falle würde sich die Dank in mala Ude befinden und gegen eine solche der Art. 
2tl29 B. Q. fi. nicht schützen. 

Darnstadt, 18. Jnni 1061. (Osan. nnd rerj Dannsiddter Bank g. t. Siebold. 
(Enuaerling 1861. 1. 41.) 

Cfr. Gilbert zu Art. 2279 B. G. B. Nr. 2 bis 4 und 21. 

Darmstadt, 9. Novbr. 1863. (Gass.) Poliiiz g. Ilauswald. (EmmerL 1863. L 145.) 

7) Inhaberpapiere. 

Auf lubaberpapiere (titres au porteur) ist L A. der Art 2279 B. G. B. 

anwendbar. 

Darmstadt, 9. November 1863. (Gass.) PoUiU g. HauswalJ. (Emmerliu^ 1863. 1. 14&.) 

Zu Art. 2i8L 

1) Gemeindeschnld; Verj&hrnng einer eingeklagten Forde- 
rung nach altem Becht; bona fides; Bechtshftngigkeit 
A. Das cap. nlt X de praescriptiombns QL 26.) findet nach richtiger 
Ansicht auf die Klageverjfihrung keine Anwendung ; mangelnde bona lides- 
kann also der Einrede der Klageveij&hnmg nicht entgegengesetzt werden. 
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B. Wenn dnreh Urtheil für die Hauptsamme nsM Zinsen Gondemna- 
tion erfolgte und nnr nocli wegen der Kosten eine Liquidation notliwendig ist, 
deshalb auch nodi weitere Verhandlungen bei Gtericht stattfinden, so hört 
die Sache, was die Hanptsumme und Zinsen betrifft, auf, eine actio in jndi- 
dnm deducU zo sein, auf welche, nadirdmischemBecht, nicht die 30-, son- 
dern nur die 40jährige Präscription anwendbar wäre ; der Kläger könnte das 
Urtheil , ohne die Kosteutaxation abzuwarten, für Kapital und Zinsen in Voll- 
zug setzen. 

Dtrmstadt, 20. Febr. 1860. (Rej.) GöHner g. Worms. (Emraerling 1860. I. M) 

2) Verjährung rechtshängiger Klagen; Anfang unter altem 
Rechte; Minderjährigkeit; Unmündigkeit. 

Gem&ss Art. 22öi B. 6. B. mQssen nach der aus der Wortfassaug dieses Artikels un- 
xweideotig zu «rkeooendea Absiebt des Gesetzgebers ood dem allgemeiaeii Princip der Niebt- 
rOek Wirkung d«r GeniM, nietat blo« blBtiehtlieh d«r Zeit der Verjihning, soiii«iii 

Qb erbau pt bei Rechtastreiten, welche bereits unter dem alten Rechte anhängig wurden, 
aber unter der Herrschaft des B. G. B. zur Kntscheidung kommen, die Grundsätze des 
früher geltenden KecUta über Klageverjubrung zur Anwenduag kommen, also auch die 
Frage, ob die PiieeriptioD dareb Minderjibrlgkell, oder wie dieiee naeh llteien ge- 
meinen Rechte (L 3. e. de praescript. 30 u. 40 ann. 1. 5. cod. in quibus caus. in integr.) 
der Fall war, nur dnreh ünmflndigkeit verbindort werde, nach allem Itoebte beunheill 
werden. 

Die Verjährung rechtsanhäugiger Klagen trat zufolge des vor Einlüh- 
rung des B. G. B. geltenden gemeinen Rechts erst mit dem Ablaufe von 4 0 
Jabren ein, und es kann demnaeh das Gericht, wenn naeh Einflihrong des 
B. O. B. em vorher angestellter Prosess zur Abortheilong kommt, von amts- 
wegen dne 40jihijge Piiscriptlon als maassgebend annehmen, sollte aach 
die mit der Verjlhmng excipirende Parthie sich lediglich anf die SOjibrige 
Präscription des Art. 2262 B. G. B. besogen haben ; denn wenn eine Parthie 
irrige rechtliche Suppositionen geltend macht, so vermag dieses ftlr 
den Richter kein Hindemiss zu bilden, bei seiner Entscheidung über die ihm 
gegebenen thatsächlichen Prämissen nach den richtigen Rechts- 
grundsätzen zu erkennen. 

Darmstadt, 17. Mai 1848. (Rej.) Beiaadl g. T. Greifendau eta 
dt. GObert n Art. nSl B. G. B. Nr. 4. 

3) Verjährungen des alten Rechts; Unterbrechung solcher. 

Die konigl. Regierung der Pfalz, als Becbtsnacbfolgorin der geistlichen Administratioas« 
kellerei UedilerebehB, gerieih im Jahr 1818 nUt den Erben einea gewiaaea SehnlMirere 
Andreas Nuss ta Qessersweiler in einen Rechtsstreit, in welchem die Regierung bohaup- 
tele, iMOagter Andreas Nuss, der Autor der Beklagten, habe im Jnhrc 17S8 ein Kapital 
von 900 fl. von fraglicher Administration entlieben, nnd die Rückzahlung dieses Kapitals 
■dMelit Aireüanlegung auf Steigaehillinge N«aa*idier Guter an erwfaken andiit. Omer 
andern Exceptionen scbtitzleu die Beklagten banplaieblieh nnd aehlieeelleh die der Verjib- 
runfi vor. Durch Urlbeil des Bezirksgerichts tu Landau vom 28. Mira 1821 wurde die 
Klägerin luit ilirer Klage auf Gültigkeit des Arrestea abgewiesen, in die Koeten verorlbeill 
and der Arrest aufgehoben. 

Gegen dfeaea Urlbeil ngiUt die Begierang daa Beebtadttel der Gaaanlien, aowie gegen 
ein Intorloeat, das in dieser Sache unterm 28. Februar erlassen worden war. Das zweite 
Recbtsiniltol (die anderen gehören nicht hierher), auf welches sich die Cassalionsklftgerin 
vorzQglicb stützte, wurde in der Verletzung des Art. 2281 B. Ü. B. gesucht, iudeu die 
Utem Beeble eine Unterbreebong der Yerjtbmng geetattet bitten, wenn niebt von Seiten 
daa^iabiferi eine NacbÜMlgkeit vorli^, weil üb Priioriptton eine Strafe dendhen aoL 



Digitizca L7 GoOglc 



Bflrgerliohes Qesetsbacb (Art. 2281). 



991 



M tft tkAflidi UMtt swaHen ItecMnaUleto «kioate im Bevitioiwhof : 
Der Art 2281 B. O. B. ist kdneswegs verletit, 1) weil das Gericht 
nicht gdialten war, die in dem filteren Bechte lllr die Unterbrechung der 
Veijfthrnng enthalten sein mögenden Verfügungen von Amtswegen aufzu- 
führen und zu entscheiden ; 2) dass das Gericht auch daran sehr wohl that, 
weil der behauptete Grundsatz des altern Rechts , nach welchem die Präscrip- 
tion eine St rafe der Nachlässii^keit , und daher gegen den, welcher zu han- 
deln unvermögend sei, nicht erworben werden könne, in Beziehung auf die 
erlöschende Verjährung immer sehr bestritten ist, vielmehr das Gegeutheil 
um so mehr angenommen werden muss, als der eigentliche und directe Zweck 
der YerjShrung von den Geratien in der dadordi gehoben werdenden Un- 
gewisshdt des Rechts wShrend so langer Zeit gesetzt nnd die Vajlhmng 
nur als eine Folge der Nachlfissiglceit angegeben wird; endlich 3) wefl die 
Verletzung einer von den Bechtslehrem aufstellten Theorie kern Bechts- 
mittel der Cassation darbietet. 

Zweibrfleken, 2&. Jnli 1823. (Bij.) KoaigL Begiemng der P/alt g. H«pp ui 
Coosorten. 

4) Wechselklage; Verjährung. 
S. zn Art. 2 B. G. B. Urtheil (DarmsUdt) vom 23. November 1830. 

5) Grundrente; Verjährung nach dem am Orte der gelegenen 
Sache geltenden früheren Bechte. 
& sa Art. 8 B. G. B. Kr. 38 Im Urdieü (Bcrifa) vom 28. OdMm 1837. 
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Besitzeinweisung; Abwesende 59 

B e s i t z s t ö r u n g. 

Aussichtsfenster 204 

Hecht der Aouferer 191 

schidliclie Anlage 203 

Triebwerk 191 

Wasserlaof 190 

Betrug. 

ActieDgeseUschaft; Prospectos 882 

Einrede des dolus; Verhandlungsinaxiine 882 

futische Entscheidung; Oassation 381 

zum Nacbtheile eines Dritten 881 

Beweis. 

Aechtheit der Unterschrift , 537 

böse Absicht einttT Handlung r)'23 

Braiidsciiaden * 523 

condictio indebiti 478 

Eigenthum; Kevindication 524 

Einbringen der Ehefrau; Gläubiger des Mannes 524 

Frevelprotokoll; öffentlicher Weg; Besitz 524 

Gemeindeschulden; Acten der Liquidation; Edition 525 

Orenateine 528 

Kauf; Bestreitung der Qualitftt 526 

Klage auf Erfüllung oder Auflösung des Vertrags 526 

Mandat; Vermuthungen 841 

Steucrcontravention; Verbalprozess des Steuerpersonals .... 527 

Tausch von Actien; Verpflichtungen des Vertauschers .... 527 
Bürgschaft. 

Cautionsleistung 853 

Einrede des Bürgen ; benchcium discussionis 866 

idem Geu'onansprüche 865 

^ idem Nachlass iu dem Gant 865 

idem Kecht>kraft der gegeu den Schuldner erlasseneu Urthcile 866 

idem Simulation 866 

idem unzalAssige Einreden 853 

idem Zufrahforderung 865 

idem Zusage der Pfandfreiheit 865 

Entlastung des Bargen; wegen Aufgeben von Hypotheken Seitens 
des Gläubigers und Ansteigerong eines Immöbels des Haupt- 

schuldners 870 

idem wegen Nichtverfolgung des Schuldners und Nichtbewerk- 

stelligung der Separation des patrimoines ........ 871 

Entledigung des Bürgen; Garantiepflicbt des Gerichtsvollziehers 

wegen ungültiiren Piotests 869 

idem vereitelte Subrogation ; Solidarschuhhier 869 

idem Verkauf eines Amtes; Verlust des Verkaufsprivilegs, dem 

Bürgen des Käufers gegeuüber 868 
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Brite 

Erlöschung mit der Haaptverbindliehkeit 864 

für Ausführung eines Werkvcrdings 853 

für eine auf einer cause illicite beruhende Forderung 390 

fOr eine Contocurrentschuld; Diebstahl des Conunis des Haapt- 

schuldners 857 

für eine Rente; Uel)ers(hreitunf? des vcrfü^'baren Thcils . . . 319 
lUr üineu iu aublundischer Crinünalliaft betindlicheu Inliinder zum 

Zweck der proviäoriöcheu Freilassung 389. 854 

Mangel der HaaptTerbindlichkeit; formlose Bechnungsablage des 

Vormunds 856 

mehrere Bargen; Einrede der Theilong 860 

idem Haftbarkdt 860 

idem Begress an den solidarischen Mitbürgen 861 

idem remise eines der Bürgen durcli den Gläubiger .... 862 
Begress; Bürgschaft Air einen Theil der Hauptschuld; Zablong des 

Burgen 860 

Rückbürgschaft 857 

ächadiushaltung des Bürgen 861 

Schranken der Bürgscliaft 858 

Subrogation des Bürgen; solidaiiscbe Hauptscholdner 489 

Vergleich mit dem in Gant gerathenen Schuldner 510 

Vergleich zwischen Gläubiger und Hauptscbttldner; Anfechtung . 430 

Verkürzung für einen Th* il drr Schuld; antidpirte Zahlung . . 854 

Vorausklage; gleichzeitige Einklagnng 859 

idem sofortige Klage gegen den Bürgen 869 

Zahlung des Hauptschuldners an den Bürgen; Unwirksamkeit dem 

Gläubiger gegenüber 787 

C. 

Causa obligationis. 

Actiengesellschaft; statutenwidrige Geschäfte 896 

Alimentationsversprechen 387. 388 

Anerkennung im Purgations* und Gollocationsverfahren .... 388 

Bargschaft; provisorische Freilassung im Ausland 389 

Cession der Güter;;enieinschaft 390 

Cession einer .Militäreinstehercaution 390 

Cession eines Amts; geheimer Vertrag 392 

Ehrenpflicht; Cassation 391 

Entschädigungsan.sjtriich wegen Ehebruchs; Cassation 3üi 

Freiwillige Trennung; Rentenversprecheu 398 

Gesdischaft gegen die fireie Goncurrenz bei Versteigerungen . . 392 

Gesdlschaftsvertrag; gesetzwidrige Tendenz 392 

Gewerbefreiheit; Beschränkung 393 

Kirchenabgaben; Ersitzung 394 

Leibrente zu Gunsten einer Concubine 398 

Rentenablösungsvertrag; obligatio naturalis 394 

Sehinuggelei in's Ausland 395 

Öchulüächcin; Angabe der causa 396. 401 
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Vergleich; Irrthum; Verzicht auf Einreden 399 

Verghnch über den Civil.^tand einer P^on 397 

Verkauf von Waflfcn; cause iUicite , 399 

Verlobung; Rcuegeld 397 

Wc'ch-^t'l; Regresse; causa illicita 400 

Cassationsr ecurs de:s Schuldners nach Abweisung des vom Gläu- 
biger eingelegten Recurses 432 

Gession. 

Annahnie des debitor cessas; Novation 501 

authentische Acceptation; Nichtigkeit 783 

causa; Gession einer Militäreinsteheicaution 390 

idem Gession eines doppelseitigen Vertrags 781 

idem Gession eines Amts; geheimer Vertrag 392 

Gession streitiger Rechte an Richter 750. 751 

Dienstcaution ; Recht zu cediren; Vorzugsrecbt 782 

Drittarresl nach notitici) tcr Crs>iün 481 

Einrede der Simulation; nul ne plaide par procurcur .... 382 

Einrede des debitor cessus 433 

exceptio de jure tertii 786 

Flassigwerdnng; Begriff 424 

Forderung mit simulirter causa 534 

FordemngFantheil ; Rangordnung zwischen Gedent o. Gessionar . 491 

fraudulöse Handlung des Gessionars 379. 781 

Gegenrechnung des reisilürenden Cessionars dnes Kau^reises dem 

Käufer gegenüber 450 

Haftbarkeit des Cedenten; für die Aechtheit verkaufter Jitiekten . 791 

idem für FAi^tcnz der Forderung; Umfang .... 762. 792 

idem für Insolvenz wegen verzögerter Erfüllung; raora . . 411 

idem fOr mitabertragene Accessoriea 789 

idem wegen Vernichtung einer mitflbertragenen Bargschaft . 791 

litigiöse Erbschaft; Erbretract 358. 259 

litigiase Rechte; Retract 792 

idem sucoessive Gessionen 793 

idem unki>rpcrliche Rechte 793 

öffentliche Urkunde; obligatio sine causa 534 

Privatquittungen des Gedenten; Dituni 554 

Betention des Cessi()n>i)rt ises wegen noch nicht geltend gemachter 

Einreden des debitor cessus 771 

Rückforderung des an den Gessionar gezahlten pretiiim .... 777 
Saisine des Cessionars gegen den debitor cessus; Gompensation ; 

Subrogation; sicheres Datum 788 

Schnlderlass des Gessionars; Bogress 510 

sichtbare Mänsd der Forderung 765 

Signification ; Gession während eines anhängigen Rechtsstreits . , 784 

idem Erbrechtsverkauf; Signification an die Miterben . . 784 
idem Gesellschaft; Uebergang des Gescbifts an einen 6e- 

selNcliafter 786 

idem Glaubiger de^ Cedenten 784 
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Signification; Handelsfordeniiig; Kovation 765 

idem Handlungen des Gedenten vor der Signification . * 785 

idem Kla^erecht des Ge&sionnrs 783 

' idem Nothwendigkeit zur Saisiue des Cessionais .... 788 

idem Pacht eines Zehutrcchts 786 

idem Plandverlrag , in eine CesäiüU gekleidet 784 

simulirte Geschäfte; Bi-wuchtrung . TüO 

theilweise Cessiun eines Kaufs 781 

Uebertraguug einer Factura; Verkauf 780 

Vendeht des Gedenten im Privataet; sicheres Datam 553 

Zahlang an den Gedenten nach der Signification 787 

Givllstandsacten. 

Gebortsact; Anzeigefrist 60 

idem Beweiskraft; Beweis der Maternität 51 

Bectification derselben . 64. 55 

Untergang; Beweis 49 

Civil8taad:»beamrer; Kla^'e wegen verweigerter Eheabächliessung 52 

„ Zu>tan(iigkeit üG 

CivilverantwortliciikeiL des Dienstherrn 682 

des Vaters; btrufprozess 681 

Gollateralgelder; dedsorbcher Eid 648 

„ eheliche Vermögensrechte; Terftndertes DomicU . 664 

n Mobiiiamachlass eines Auid&iiders 84 

„ Schenkung unter Ehegatten 292 

Collation. 

Compensation des Conferendums mit einem Prälat 262 

Kinder erster Ehe ; Immobiliafenunguuschaft 260 

Einstandsgeld 264 

Erbverzicht; nach angestellter Theilnngsklage 263 

idem Hecht auf öclienkungen ; Uinfung 263 

OeselläChaft zwisclien Erblasser und Erben ; Entschädigungsanspruch 266 

Handgeschenk; Befreiung von Rapport 260 

Leibrentenvertrag 265 

Schenkung; unter Befreiung von Gollation 261 

idem verschleierte 261 

stillschweigende Befreiung 261 

C 0 in m a n (I i t g c s e 1 1 s c h a f t. 

Falliment; Uuckforderung der Dividenden 664 

Kosten der Li(iuidalion 849 

JS'iclitigkeit ; Wechsel des Conimanditärs zu Gunsten eines Dritten 

zur Bestreitung des Einschusses 820 

Bevocation des Ueranten 824 

Commorienten 234 

Gompensation. 

des debitor cessns; frühere Gegenforderung 617 

idem Subrogation desselben; Signification .... 612 
des Steigerers gegen den Cessionar eine« Miterbeu; Forderung an 

den Gedenten . . 612 
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einer bedingten Fordening * . . 513 

Fälligkeit wegen dto>nfitare; ipso jure 511 

Forderung der Oeseilsehaft; Schuld des Gesellschafters .... 510 

illiquide Forderung; flliquide Gegenforderung 614 

Liquidibilität 515 

Liquidität ; factische Entscheidung 514 

mit drm bchudloslialtungsanspruch aus Art 2032 B. G. B. . . 516 

nach ausLre>prochi neni Fa!liini'nt . 515 

Unterhis>unfi; (Ut Coiiii»pnsation 517 

versprochene Baarzalilung ; vorbehaltenes Eigenthum 516 

Versteigerung dureh einen oonimissaire-priseur 512 

vertragsnifisisige Gompensation 510 

weitere Forderung, rcplicando geltend gemacht 513 

Zahlung; illiquide Betrfige 513 

Gompetenz; ausländische Gerichte 45 ff. 

„ Friedensgericht; Abn^arkungsklage 195 

in Streitigkeiten der Ausländer S. Aufländer. 

Conen rrenz, nnluyale; Schad< nsersatz 677 

Condictio indebiti, s. Indchitumsklagc. 

Confusion; einer Steigpreisschuld mit einer cedirten Hypothekar- 

forderung 517 

„ Klagereeht eines Erben gegen die Miterben wegen einer 

gegen den Erbkuser zustehenden Forderung .... 518 

Contocnrrent; Imputation der Zahlung 405. 492 

Saldo; Anerkennung 558 

Zinseszinsen 424 

Gouventionalstrafc (clause pönale). 

Cumulation mit Schadensersatz 419 

Dienstvertrag; erlaubte Clausel 797 

einseitig überuoniniene 473 

Lieft iungsvertrag; Klage auf Erfüllung 473 

Keukauf 473 

Setzung in Verzug 474 

theilweiser oder verspäteter Vollzug 474 

wegen Nichteinhaltung von Zahltenninen 472 

Dachtraufe 208 

Dampfschiffahrt. 

Schadenersatz; force majeure; Beweis 809 

idem Schaden durch den Steuermann verursacht ... 683 

idem Zusammenstossen tou Schiffen 068 

Darlehn. 

Hinterlegung der entliehenen Summe 828 

hypothekarisches; Verlust der Hypothdcargrundstflcke ; Klage; 

vorherige Aufforderung 410 

mittelbare Lieferung der Summe 427 
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Sammtverbindlichkeit; Venidit auf Vonagsredite 426 

Terzinsliches; alterum tantum; älterer Yesjac$g .. ,..».... 27 

idem Quittung über das Capital 830 

idem Schriftlichkeit des Zinsversprechens 830 

idem wucherische Zinsen; Commlssionsgebührea .... 830 

idem Zinsfuss; älterer Vertra^^ 829 

wacheriscbes, in einen Gesellschaftsyei trag gekleidet 823 

Zahlungsfrist, richterliche 838 

idem BeaebriakuDg auf Darlebn 829 

Zahlangffieit; YecsprodieDe Na<^clit • .... 828 

Datum, sicherea bei Privatorkeiidea, s. Privatact 

„ Biebern im Testament 838, 839. 341 

Delegation s. Novation. ' 
Depositum. 

Benutzung der deponirtcn Sache; Genehmigung 834 

deponirtes Geld; Interpretation; Zinsen . . ♦ 834 

döpot; Beweis der Identität; Gesellschaft 833 

Gastwirthe; Verantwortlichkeit für Diebstähle 835 

Rückzahlung, ver/ö^^erte; Schadensersatz 837 

Vermögensverwaltung; Befreiung von llechnungsablago .... 833 

Zurücklassen von Waarcn im Magazin der Zollbehörde .... 832 

D^saveu; Zugeständnisse des Anwalts 635 

D^siatement; Ehescheidungsklage 90 

Dienstleistungen; Geschäftsführung 658 

DienstTortrag. 

Daner 41. 807 

Frachtfahrer; Haftbarkeit; Activlegitimation 807 

idem Haftbarkeit; Beschränkung derselben 810 

idem Schadensersatz; force majeure; Beweis . . . 809. 811 

idem Umfang der Haftbarkeit 808. 809. 810. 883 

Interpretation; gemeinschaftliche Absicht 425 

ungtsetzliche Glausei 41 

Unternehmer eines Werks; Arbeiter; Elage gegen den Bauherrn; 

Cession des liaupreises 814. 815 

Unternehmer; Arbeiter; Klage gegen den HauptUbernehmer . . 815 

idem Arbeits?ertrag u forfait; Aenderung des Plans . . 813 

idem Architekt; Fehler .dcy Bans 667 

idem BauTertrag ä forüut; Nacharbeiten; Einstehen für 

force majeure ;. Freu der Naduurbe|tea., .... 814 

* idsm „Gebäude"; bätinient ..... . . . 818 

idem Gewähr .des Ueberqohmers nach Ahnahme und Zah- 
lung 812 

idem Haften für Unterlieferanten 816 

idem .Revocation ohne Grund • . . 851 

idem Verantwortlichkeit 811 

Vorbehalt der Auflösung; Pönalclausel 706 

Differenzgeschäfte .i . . ...... . .. 751.839 
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Domicil. 

der Ehefras 57 

des Erblassers 57 

domicile ä^u im Zahlbefebl; BeftUnerbieten 68 

doppelter Wohnsitz 56 

etabliijsement priucipal 56 

Landeshospital 55 

Veränderung 56. 57 

Dotdlsystem. 

Aafrechnang Eliesteiier 729 

Einrede der UnverAiuserlielikeit ; in eassitorio ....... 781 



Ersatzanspruch der Frau far bezahlte Schulden des Maiines; SSaseo 419 

Güteilrennung ; Mobiliarpfauduu^ der Gläubiger der Fran . . . 728 

Handelsfrau; Nichtve-öffentlichung des Elicverlrags . , . "671. 730 



Immöbel; Anurkennung einer Servitut durch den Mann .... 731 

idem Verbypothecirung zur Zahlung voo Schuldea .... 730 

Setxung der Ehe^teuer 728 

SiipulaiioQ zu verkaufen und zu verljjpotheciren ge^en Wieder- 

anlegang; factische Inteipretation 731 

Uaverftnsseriieiikdt der dos; Herausgabe bei einer eiterlichen Tlieilung 863 

idem HypotbekenbcsteUung 786 



idem nach aasgesprochener Güter Irennung .... 708 

Yeräusserung der dos ; Befugniss der Frau, im Eheyertrag süpulirt 785 



idem elterliche Theilung 732 

idem für die Kosten eines leichtfertigen Prozesses . . . 733 

idem Gebäude auf Dotalimmöbel ; Tausch 733 

idem Nothwendigkeit dss remploi 734 

idem Verpfändung zur Ausstattung eines Kindes . . . 734 

idem Vorbehalt des Rechts zu verhypotheciren ohne remploi 6S4 

idem wegen flbemommener Schulden 782 

idem wegen vorehelicher Schulden 785 

idem Wiedennlage durch VerpfiMidaug tob ImmobilleB 

des Mannes . 732 

idem Wiederanlage; Prozesskosten 732 

Yerwrltungsrecht der Frau; Selbstbezug der Uevennen .... 729 

idein des Mannes; Nachlassvergleich 729 

Ehe. 

Einwilliguug der Eltern 67 

im Ausland geschlossen 58. 65. 66 

Nichtigkeit; Irrthum in der Penon 68 

Becht der Einderersiehnug 69 

üngOltigkeit 67. 68 

zweite; Ausharrungsfrist . 76 

idem Gütergemeinschait 372 

idem Zulässigkeit und Gültigkeit 34. 65 

Eheabächiuss im Auslaudi Formalitäten 53 
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Ehefrau. 

Alimentation 71 

Domicil 57. 72 

Ermächtigung zur Klage; Einrede der Nichtigkeit 72 

Theilungsverfahren 73 

Vollmacht zu Bürgschaften .' 74-76 

Eheliche Yerm(|gensr6Gbte; Terftnderter Wohnort; CoDateralgelder. 684 

Ehemann; PnlcrliBgung der Ersetiong eines DotalimmObels ... 668 

^ Tersehlenderte Kapitalien der Fran 668 

Ehescheidung. 

Einreden; dösistcment; Form 90 

idem Versöhnung; Beweis durch Eid 92 

idem Versöhnung; Beweis; in appellatorio '91 

idem Versöhnung ; Cohabitation 89. 90 

idem zweite Klage; Wieder vorbriDgeu früherer Thatsacheu . 91 

freiwillige; Frisiberechnung 95 

idem Inventarisation 93 

idem richterliche YorBtellong 94 

idem Tersinmte Föonlidikciten 95 

idem* Vertrag zwischen den Eheleaten 93 

Grande; Ehebruch des Mannes 77 

idem harte Misshandlung • 77 

idem schwere Beleidigung 78 

Scbeidungsverfahren ; Admissiou der Klage 81 

idem Analogie 79 

idem Appellfrist; SignificationdesUrtbeils; acquiesccment 86 

idem Eüitrag des Urthdls in die öffentlichen BOciier . • 87 

idem Endnrthdl; Bedaction 85 

idem Efocation des Appelhricbters 80 

idem in appellatorio; dringende Sache 85 

idem Nichterscheinen des Klägers 80 

idem Notheid 80 

idem Prorogation des Zeugenverhörs 82 

idem Rogatorium zur Zeugenvemehmung 83 

idem Zeugenreproche 81 

idem Zeugenverhörprotokoll ; Nichtigkeit 84 

Tremiung von Tisch und Bett; Beweis; Geständoiss 98 

idem Ehehmch der Fran 99 

idem CHltertrennong; ROckwirknng auf den Tag der Klage . 100 

idem Trennung ftr gewisse Zeit 99 

idem Wicderaufaahme der Frau 99 

Wirkung; Alimentstionsanspmch des geschiedenen Ehegatten . . 96 

idem Ausharrungszdt 96 

idem Auslieferung der Kinder; Theilungsklage; Cassation. . 97 

idem Verlust der VermögensYortheile 96 

Ehe vertrag. 

Abänderung; anticipirte Theilung der Gemeinschaft 364 

idem gOnstigeres Testament • • . • 689 
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Abänderung; Uebertragang von Miteigenthnm SD den Ehegatten . 686 

idem Widerruf eines Legats . - 686 

im Ausland geschlossen; Form •. . - 28 

formloser; Privataet * . . 531 

Legate zu Gunsten Dritter 685 

Nichtigkeit; Deckung durch Yolkug 519. 560. 6Öd 

Eid. 

Acceptation, modifidrte; AnaschwOrang in anderer Form, de ere- 

dtiHtate 653 

idea Bechtswirkong 65S 

Alimentationsversprechen 106. 838. 387 

GoUateralgebahren ; Schiedseid 648 

Ehescheidung; Versöhnung und Scheidungsthatsachen . ... 80. 92 

Eidesauflagc an den Anwalt des Gegners 640 

Eidcslüi. tiing in einem früheren Prozess. . . . • 649 

Eideszuschiebung ; an den Vormund .• 137 

idem an die Directorcn einer Actiengeselbchaft; persön- 
liche Handlung 651 

- idem- - an die Brben ; pcrsönUdies Factam . . . . 651 

idem an einen Interdicirten * . . 650 

idem Annahme nnd AnsschwOnmg; Vorbehalt .... 644 
idem - eines Fallimentssyndiks an den Gemeinsohnidner snr 

' Attfrechterhaltung der Fallimentserldftmng . . 648 

idem eines Gläubigers an d&k Syndik 650 

idem suhsidiävc Delation .... 594. 596. 641. 653. 654 

idem zum Beweis der Zahlung; Mitachuldner .... 647 

juramentiim caluraniae 647 

uoclunaligc Eidesdelation 647 

Kotheid in Ehesachoi ' 80 

Schiedseid; Annahme, qnalifidrte; geridiffidie Normbrong . . . 645 

idem contrat judiciaire ; Wirkung bezflglicih anderer Einreden 643 
idem des Trassaten gegenttb^ dem Indossatar; Klage des 

Trassanten 653 

idem Interlocat; Rechtskraft 594 

idem ofticielle Irrelevanterklärung 644 

idem simulirter Act 641 . 

idem über eine Einrede ; Einwand gegen dieselbe .... 649 

idem verweigerte Zulassung 646 

idem vor der Vermittluugskammer ausgeleistet; Meineid . 642 

Stenerdefrandation; Eidesdelation 647 

Suppletoriom; Ableben des Delaten vor der Aussdiwörnng ... 654 

idem einiger Beweis ; Rechnung des Biandataxs .... 655 

idem factische Entsdieidnng 655 

idem itectification 643 

idem über den directen Gegenbeweis 655 

idem Zurücknahme und Modification 593. 655 

Eigenthum. 

Actio Publiciana . . . . * 238 
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an dar QoeUe 170 

■n TUeren 174 

an WftlderD; Abtreibung des Holzes; Hypothek» 164 

idem Beschränkaog durch Servituten 164. 165 

Beschränkung; Eigenthum eines Andern am Keller 161 

Eingriff durch Polizeiverordniing 149 

herrenlose Stichen ••»*•(••• 233 

Kauf und Verkauf zu bestimmtem Zweck 162 

Kirchengebäude; Säcularisirung 3. 152 

literarisches; Telegramm 164 

nacfabariidie Verhllftmase ; Abgrahung eines Reeha 159 

■ idem Etablinmg dnea ProalitationalttiiBea 159 * 

idem Baadi and Russ 160 

Negatorienklage eines NichteigenthOmera 163 

präsumtives; Gebäude 171 

idem Mauer; Yermathungabeweis 172 

idem Mühlkanal 171 

Revindication ; Beweis 524 

Schatz ; Begriff ' 233 

Einschreibung der Grundrenten und Erbpächte. . . 137. 143. 145 
idem der Hypotheken, s. Ilypothdn. 

Einatandageld; GoUation 364 

Einatehereantion; UnTerftnaaerttcbkeit 890 

Einsteherrertrag; rfickwirkende Kraft der Gesetze 18 

Eisenbahn. 

Beschädigung der Angrenzer 160 

beschädigte Transportsachen 683 

Entwefthung des benachbarten Gebiets 160. 669 

Haftbarkeit für verursachten Waldbrand 669 

Schaden, durch mangelhafte Gonstruction verursacht 670 ' 

PassivlegiÜmaliaii 808 

WaarenbefUfdnning; Terapltnng 8Q9 

Eltern; AUmentationspflicht 69 

Em ancip Itter; Verbeiständung bei MobiHarklagen 129 

Emphyteuse; Unterschied von Pacht • . • • 175. 795 

Erbantretung^, stillschweigende des Vormunds 124 

Erbe; Klage gegen denselben; Bezeichnung als Erbe. 235 

Erbeinsetzung, contractmäasige 385 

Erbfähigkeit 

einer nicht gesetzlich anerkannten Religionsgemein-schaft . . . 314 

eines Aoslillders 8. 44. 235 

Eins^ndig nUki Vorthefl der Armen 818 

Kniikettpleger 813 

Legat; fbt geleistete Dienste 812 

idem an Gunsten einer Gongregation 816 

idem zu Gunsten einea Arstes; praesamtio juris 312 

persofiae incertae • 309 

protestantische Geistliche • • • 811 
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Protutor 811 

Erbfolge. 

der Kinder; rückwirkende Kraft der Gesetze 237 

natiuiichc Kinder; Concurrcnz mit DescendenUHi der Geücliwister 239 

idein Kibrerlit; PflicUttheil • . 238 

idem luipuititioa der HochzeihgesclieoUe 239 

idem ricbterlic'üe Anerkennung 238 
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idem Erfordernisse; Ilyiiutheke des Bürgen eines Ein- 

nehmers 923 

idem Erwähnung der Fälligkeit der Forderung ... 922 

idem geaetaliche Hypotheke; Kosten 930 

idem Hypotheke aus einem Urtheil , wekhes aar Redi> 

nnagsablage Terurtheilt ; Zinsen des PassiTrecesaea 924 

idem Mängel derselben; Bordereau 910 

idem nach dem Erbschaftsanfali 918 

idem Namen des Gläubigers 921 

idem Person des Eintragenden 921 

idem wesentliche Förmlichkeiten 920 ff. 

idem , Wirkung; einer Geiieralein.^chri'ibung pegen den Erb- 
lasser bezüglich der Immubilien des Erben . . 266 

idem Zinsen der Hypothekarforderuug 923. 924 

Erlöschung; Ersitzung des dritten Besitxers; bona fidea . ... 942 

idem Expropriation 944 

idem Hypotheke am indivisen Antheil des Kiterben; Theilung 276 

idem stillschweigender Venicbt 941 

idem Verjährung; Transscription 948 

geriehÜiehe; ▲nerkenntniss im Allgemeinen 900 

idem aas einem Urtheil, welches anr Bechnongaablage Ter- 
urtheilt 906. 924 

idem ausländische Urtheile s. Urtheil 

idem Erforderniss der Verkündigung des Urtheils . . . 908 
idem gegen den Burgen; Einschreibung in Gemässheit des 
Urtheils, welches den Bürgen für annehmbar er- 

Uirt und dea SummiasioBsaeta 903 
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idem Mehrgebot; Galtigkeit betflgtich derflbrigen GÜubi* 

ger; Realanerbieten 947 

idem Notification ; cr^ancici-s inscrits 945 

idem Notification des Uebergebots . 946 

idem Notitioatiou; Ventilation « 948 

idem liealnnerbieten des dritten Besitzers im gewählten 

Domizil 500 

idem Sicherstellnog gegen die Hypothekarklage .... 945 
Becht anf die Frflchte vom Tag der Denuneiation der Immobiliar- 

pftndong; anticipirte Veriussemng 895 

Reduction; Ehefrau; Dotalsystem; Insufficienz der Immobilien. . 782 

idem Ehefrau; Einwilligung derselben und des Familienraths 917 

idem MUndel; Form der Beschrankung 917 

Renovation; Erfordernisse 927 

idem gütliche Vertlieihmg (ordre aniiable) 928 

idem nach eröffneter Bcnefiziarerbschaft 929 

idem nach stattgehabtem Verkauf und eröffneter Ordre . . 927 

idem Yerkaufeprivileg 9S7. 934 

idem Zvangsrersteigernng . 927 

unerlaubte Clause! « . . . . 40 

Untheilbarkeit ; ideeller Antheil an einer Liegenacfaaft 898 

i«tem' Mehrheit von Liegenschaften 894 

▼ertragsm&ssige; Credithypotheke; Gültigkeit; Rang 906 

idem Förmlichkeiten bei der Aufnahme einer Pfuid- 

urkunde (nach Bad. L.-R.) 908 
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Yertrag8m&mge; VorzugBreelit an den Zttbdiftidea. ..... 909 

Hypotbekenbewahrer. 

AttülasBun^' eines Pfandrechts in dem PfandsohreiberafaEeiigiiiss . . 952 

Formvorschriften des Art 2201 B. 0. B 952 

theilweise Transcription eines Acts 9-15 

Verautwortlichkeit ; nichtii^cs Zwangsveräusserungsverfahren. 671. 952 

idem ungesetzliche Löschung einer Einschreibung . 671 

I. 

Jagdberccbtigung einer Gemeinde 214 

Identitftt des Klagegrands und des Klageänsprachs. 

Anerkennung der Identität blos in den Motiven €06 

Anspruch auf die in yerscbiedenen Gebieten gelegene Eriscbaftsmasse 599 

Dcstitution des Vaters von der Vormundschaft; Eraiebungsrecbt . 607 

Eigenthumsklage; Klage aus einer Antichrese 605 

Einrede der gänzlichen Liberation: idcin von TheilzaMungen . . 600 

Gütertrenmingsklage; Auseinandersetzung der Gemeinschaft . • 605 

Klage auf Zahlung des ersten Ziels; Klage aufs Ganze . . 606. 607 
Ladung einer Gcödlsfliaft bei deren Agenten; Notification einer 

Ct'Sbiüu 608 

mora zu beziehen; mora zu liefern 607 

Negatorienklage ; confessorische Klage ........ 603. 604 

idem Vindicationsldage 602 

neue Klage; andere Mittel 611 

possessorisdie Klage; ähnliche Störung 604 

idem Einfluss auf das petitorium 604 

Besiliationsklage ; Vindicationsklage gegen den Besitzer .... 601 

Thcilungsklage nach dem Wertbe und im Stück ...... 607 

veränderte Sachverhältnisse 599 

Verjährungseinrede in einem nenon Prozessstande .... G02. 605 

Verziclit auf die Kinredü des unerfüllten Vertrags; neue Klage . 610 

widersprechende L'rthcile verschiedener Gerichte 600 

wiederlndtes Vurluingen einer abi^cwicbeucu Einrede . 606. 609. 610 
Identität der Parthieen. 

Bürge; ürtheil gegen den Hauptschuldner 613 

Einrede des Nichtbesitzes nach Verurtheiluug zur liäumung . . 608 

Erbqualität, incidenter bestritten, trotz Urtheü 247 

Klage des Ceaiionan gegen den Birgen ; ne«e Klage gegen den- 
selben als Besitzer des Unterp&nds 616 

Klage des Glftubigers; Abweisung; neue Klage als Gesiionar . . 616 

nimlidie Parteirolle der Litiganten 613 

Resiliationsnrtheil; Wirksamkeit gegen den dritten Besitzer . III. 615 

idem Wirksammkeit gegen den Hypothelutfgl&uiHger . 614 

untheill)are Sache; Appellrecht des Miteigeuthüniers . . . 616, 620 
idem Servitut; CaasatioDarecurs gegen einea der Miteigen- 

thttmer 469 
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ürthflU iwisdien Verkäufer md Käufer , dem in der Ordre daraaf 

angewiesenen Gläubiger gegenüber 612 

Urtheil, welches in einer Arrestklage die inaiD-vidMige verordnet; 

Deckung vcrher bestandener Einreden 614 

Urtheil zwischen Vater und einem Dritten; liechtükraft gegen den 

Sohn; frühere elterliche Theilung 614 

Urtheil zwischen Verkäufer und eineoi Dritten über das Eigea- 

tbam; Wirkung gegen den KlalBr 615 

Inmobilien; Blame; Sdikgholi; EinregistrirongflgebObrea ... 185 

„ Fifldite auf dem Halm 186 

„ hölienie Häuser 186 

„ vermöge Bestimmung; Hypelbeka 136 

I n c i d e n t p u n k t , präjudicieller ; ProsessverflhreD 580 

Incompeteuzeinrede; Deckung 660. 581 

lud ebitumsklage. 

Beweis 478 

Bürge ; Erlöschung der Bürgschaft 869 

des m viel bezahlten Pachtzinses 663 

Forderung des wahren Qlinbigert vom Sm^fiager ...... 665 

gegründet anf ein die Klage auf Zahlung abwaaendes Urtheil . 662 

JttdenforderuQg;. nichtiger Kauf; condictio sine causa . . , . 66S 

Miethe; Vermnthung ihrer Dauer 805 

Rechtsirrthum; condictio indebiti CG2 

Restitution wucherischer Zinsen 665 

Rückforderung der Dividenden; Falliment 664 

Rückforderung des Steigerers an den in der Ordre angewiesenen 

Glaubiger 665 

Verwendungen des unredlichen Besitzers 666 

Zahlung an den Gessionar odor Mandater ..... 477. 481. 668 

Zahlung in Folge eines cassirten Urthals; Competeaa .... 664 

Indlgenntsreebl eines in Frankreieh gebomen Kindes eines Fremden 44 

Inhaberpapiere; Eigenthum an denselben 989 

Interdiction. 

Adoption ; Anfcclitung wegen Geisteskrankheit 133 

Angabe der Zeugen im Gesuche; Familieurathsgtttacliten ... 130 

Beistand (conscil judiciaire) ; Function 131 

idem Ratification; Verjäliruug 134 

Eideszuschiebung an einen Interdicirten 650 

Freigebige Verfügungen 188 

frflhere Bechtsbandlnngea 182. 188 

Ihterrogatorium; Ausbleiben des Beklagten 180 

Pnblicatton des Urtheib; nauer Aufenthaltseft 131 

Testament und Schenkung 133 

Wachseluofähigkeit; Leibesbaft 131 

Zeugenbeweia • 129 

Interlocute. 

Acquiescement ; Beiladung Dritter 588 

idem Concurreuz bei einer JSxpertise ... 587. 589. 597. 598 
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Acqaiescement; Edition von ürkundoi ; 687 

idem Schiedseid ; Verhandlungen darüber . . 588. 590. 598. 597 

idem Signification des Urtheils ohne Vorbehalt 593 

idem stillschweigender Verzicht auf die Einrede des Acquies- 

cement 590 

idem Vorbehalt des Appels 590. 596 

idem Vollzug, gezwungener 596. 597. 619 

idem ZengenbeweiB; Ooneurrens dabei 596 

Appell gogeo das Endorttaett; Wirkoiig auf das Interiocat ... 068 

Aiuschliessong des Zeugenbeweiaea 588. 592. 596 

Gaesationsrecurs ge|^ Interlocate 598 

Frist der Berufung gegea Interlocate 592 

Motive und Dispositiv 587 

Prüfung des Beweises 696. 597 

suppletorischer Eid; Zurücknahme; Abänderung .... 591. 59S 

Wirkung der Berufung; Verwerfung 588. 592. 695 

Interpretation des Testaments, s. Testament. 

„ TOtt Verträgen, s. Vertrag. 
lüTentar; benefichiii inTeiitarü, s. Erbaehaft. 

„ , firehriUige Sclieidang 93 

Irrthnm. 

Anerkennung eines Urtheils 377 

condictio indebiti, s. Indebitumsklage. 

factischc Entscheidung; Cassation 377 

in der Person ; nichtige Ehe 63 

Leibrentenvertrag; Abzug eines Passivums 378 

idem Irrthum hinsichtlich des Alters 378 

Verschweigen von Thatsachen - 379 

Verzicht auf Einreden 398 

Jvrlstische Personen; Reohtsobject 147 

„ Vertreter eines Eirehenfonds 147 

K. 

Kauf. 

Bestreitung der Qualität; Beweis 526 

durch einen pretc-nom ; exceptio de jure tertii 431 

preisübliche Gaben für die Arbeiter 405 

Suspendirung der Zinsverbindlichkeit 43 

Kaufvertrag. 

Aufhebung, stiOsdiweigende ; Rückgabe der arrha 746 

Auslegung ehiee Kaufvertrags 754 

Ceasion, theflwaise, eines Kauft . 781 

Gession von Interiinsacheinen einer Actiengescllschaft; Veipllieh' 

tnngen des Gessionars ; stillschweigeader Veracht 766 

des zum Verkauf Bevollmächtigten 749 

Eigenthumsübergang; Kauf nach Maass und Gewicht 740 

Gesellschaft; Verkauf des Gesellschafters an dieselbe 7S7 

Gewähr fttr Eviction, s. Evictionsleistuog. 
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Kauf auf Probe; Tag des AMünisoB 748 

Kauf vn bloc 748 

Kauf unter Ebegatteo; Abtretung während des AbBondenugsror^ 

falirens 748 

idem Ersatz der Baarschaft 748 

idem fungibele Sachen 747 

idem G«terabti*etung vor erkannter Absonderung 748 

Ktuf- (Cessions-) Preis; Bestimmtlieit desselbeu 740 

Kaul^reb; Bestimnang dareh Dritte 746. 747 

idem ernstlicher 740 

idem in Terminen zahlbar; Zahlungsort 768 

idem Uebereinstimroung besflglicb desselben 740 

idem Verzinslichkeit * 768. 760 

• Kaufverbot-, relative Nichtigkeit 519 ff. 749 

Uesio enormis; MobiliArqualität der Brandentachädigungagelder für 

ein Haus 137. 779 

idem oucrose.s Geschäft 780 

idiui IlescissioDsklage ; dritter Erwerber 780 

Miagel der ▼erkauften Sache; Frist zur Anstellung der redhiUto- 

rischen Klage 766 

idem Terborgene Fehler 764 

idem Verkauf eines Amtes ; Reduction des Preises .... 764 

idem vertragswidrige Arbeit des Unterlieferanten 416 

idem Viohkauf; redhibitorischer Fehler 765 

Ort des Abschlusses ; Briefwechsel 46. 374. 738 

periculum ; Kauf nach vorheriger Vermessung 741 

idem Kauf nach Zahl, Maass und Gewicht 740 

idem i^ieferungsvertrag 741 

res extra commercium; noch nicht ausgegebene Actien .... 752 

idem Staatsstrassen 761 

Besfliation ; BeseitigQng der Klage auf Yemichtong eines nadifol- ^ 

genden VerkanfB 776 

idem Falliment; Sommation; Verification der Forderung. . . 778 

idem Klage auf Räumung statt auf Resiliation 776 

idem lex commissoria expressa; Verzugsversetzung .... 776 

idem Möbelverkauf; unterlassene Abholung 777 

idem Nothwendigkeit der Setzung in Verzug 772 

idem Nichtzahlung bedungener Zinsen 773 

idem rein personliche Klage 601. 774 



idem Besdation efaies Verkanfii Ton Immobilien; Fiistgestattoog 776 
idem, TausdiTertrag; Zurflckgabe des Empfuigenai . . 452. 774 
idem Unsnlissigkeit wegen Zustinmung la einer splterea Yer- 

steigerung oder ProductioD und Gontestation in einer Ordre 778 



idem . Verlust des Privilegs 775 

RetentioQ des Kaufpreises ; Furcht der hypothekarischen Störung; 

Bestehen einer Einschreibung; Verjäbrungseinrede .... 769 

idem gegenüber einem Arrestkläger 770 

idem gegeuaber einem Pfaadgläubiger .......... 770 
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Betention des Kan^reises; nicht fttr Snsen desselbeo 772 

idem nUdit im YolistredningsTerfalmii . . ; 772 

idem Nichtbegrttndang des Anspruchs 770 

idem Pfandlasten nach dem Verkauf 770 

idem Verpflichtung des Verkäufers zur Löschung der Hypotheken 771 

Suspensivbedingung; vorbehaltene Ratification 740 

üeberlieferung; Frftchte der verkauften Sache; Zeitpunkt . . . 756 

idem Garantie; BedinL^ung ' . 754 

idem mangehide Güte; Bewahrungspflicht des Verkäufers . . 756 

idem mangelnde Gate; fireiwillige Beweiaabemahme .... 755 

idem Hindermaass; EntschidigungsUage 766 

idem Mindennaass des Fllcheninhalts; OarantiekUige .... 767 

idem Termin; Zweifel an die ZahlflUiigkeit 463 

idem Verhinderung durch gericlitliche Einsprache 764 

idem verspätete ; Auflösung des Vertrags ; Zwangsversteigerung 766 

idem verspätete; Schadensersatz ohne Auflösungsklage . . . 755 

Unfähigkeit; Curator eines Legalinterdicirten . 750 

idem Mandatar zur Verwaltung von Immobilien ..... 750 

idem Vollstreckungsbeamte und Protoküllführer 750 

Verkauf; Anschlag eines Hauses 738 

Yerlonif einer fremden Sache; Beerbung des Verkäufers .... 762 



idem Belastung eines fremden Grundstocks mit Servituten, Kr- 

satapflicht der Erben des Verinssemden 762 

idem Lohngnt; AllodificationsTertrag; Versprechen der Ge- 



währleistung . . : 753 

idem Mite! gen thnmer 753 

idem Verlagsvcrtrag; Nachdruck; mala fides beider Theile . . 753 

Verkaufsversprechen; einseitiges 744 

idem Miethe; Resiliation; Vormund 744 

idem nicht eingetretene Suspensivbedingung 745 

• idem Unterschied vom pactum protimiseos 876 

idem ünwiderroflichkeit; Dauer 746 

idem Wirksamkeit 744 

Wiederkaofrreeht; Dauer; ältere Vertrfi|e 779 

idem Sicherheitsvertrag; pactum commissorinm 779 

Zeitkäufe; Differensgeschäfte; Wetten . . ' 761 

kirchenvermögen. 

Kirchengebäude, katholische; Säcularisimng ; Eigenthum. ... 152 

Pfarrgut; Prozessführung 179 

Säcularisirung 3 

Veräuäserung ohne Genehmigung 520 

Körperhaft verhängendea Urtheil; acquiescement 881 

Körperhaft 

Ausländer; ansländisdies Fallimentsurtheil 877 

gegen einen nicht zur Betretbong der Kaofinannscfaaft ermäch- 
tigten Minderjährigen 876 

handelsgerichtliches Urtheil 6 

Proaesskosten . . . !. 877 
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Steffionftt ; Hypoiheke ; Ehemaon . 876 

SteDionat Seitens der Ehefraa 878 

Krankheit, anstednnde, des Ehegatten . . ' 17. 67 

Kriegasehiden; Ersateptfcht der Geneiode 656 

Legalhypotheke, s. Elypotheke. 
Legate 

i tHre oniverael ; Testament ; Interpretation 866 

idem Klage des Partikolarlegatars; Beiladung des Ifgataire i 

titre universel 355 

Partikularlegtit; fremde Sache; Bedinprun« eines Legats .... 357 

idem Kosten der Liquidation der Erbmasse 356 

idem legatum sub modo ; Revocationsklage 835 

idem legirter Früchtegcnuss 355 

idem Redurtion wegen Schulden der Erbmasse .... 325. 326 

idem Zinsen 866 

Unif ersaUegate ; Anfechtung des Testaments S5S 

idem BelselibeiiBhl (renvoi en poesession) 864 

Idem mit Designation der Antheile ; Accrescirung 352 



idem Saisine des mit einem Prälegat bedachten Intestaterben 352 
idem Schuldenzahlung ; statutaj ischc Verpflichtung der £hegat(en 354 



idem Testament ; forum hcreditatis jacentis 354 

idem Testament, olo^Maphischos; liiQterleguogsact .... 353 

idem Uebergang der l'urderungen 353 

Legitimation, s. natfirlicbe Kinder. 

Leibrentenvertrag. 

eanse midte 398 

Einsehreibnng gemäss ürtheils tta das Kapital 840 

geringer Procentsatz 840 

Nichtzahlung der Zinsen; verspfttetes Beafauierbieten ..... 830 

Rückforderung des Kapitals; mora 408 

Unterbrechung der Verjährung durch Bezahlung der Gefälle . . 831 

verminderte Sicherheit , , 831 

lex commissoria expressa beim Kauf , . , , 776 

Licht- und Luftgerechtigkeit, s. Servituten. 

Liritation einer Erbschaftssache. 276 fL 

Lieferungsvertrag. 

Auflösaug ; Anforderung tod Differeosen * . . 490 

Falliment ; Termin . 468 

mit Temun aar Zahlung; Zweifel an die ZaMflhigfceit .... 463 

periculum 741 

Realofferte; Verkauf nach Stückzahl 497 

Resiliation; normirende Epoche 461 

Resiliationsklage ; Falliment 449 

Sommation; Schadensersatzklage 406 

unvorhergesehene Schäden 416 
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Mandat. 

Auflösung; Falliment; s^jäteres ludosseniont eines Wechsels . . . 851 
idem Fondauer der Yolünacht dos VormuDdes oacb. erreichter 

Volljährigkeit 852 

idem Handlungen des Anwalts nadi dem Ableben des dienten 852 

idem Tod des Mandanten ; stipulirte Fortdauer 851 

idem Tod des Mandatars; stipulirte Fortdauer 861 

idem verheimUchteRevocation eines Offentlidi bestellten GeranteD 861 

ansdriekliche Worte 641 

Beweis; Verniuthungen , .... 841 

Gommtssion&r; Concordate zwischen dem.selben und Dritten . . 846 

Erwerbung von Grundstöcken für den Mandanten 843 

Fehler des Mandatars; Schad«ns<'rsatz 844 

idem Solidarität mehrerer Miindatare 844 

gardien einer veiijfindeten Sache; dessen Verträge mit Dritten zur 844 

Erhaltung der Iruchc 844 

Gemeinderedmer 841 

Haftbarkeit der Gemeinden fflr ihre Vorsteher 848 

Haftburkeit des Staats ; fttr Handlungen der Minister 847 

idem fOr Handlungen dtT Verwaltungsbehörden 848 

Haoptagent einer Versicherungsgesellschaft; VoUraachA cor An- 
nahme eines Verzichts des Versicherten 842 

Honorar; Geschäftsführer 842 

Honorar; Reduction durch das Gericht. .' . 379 

Kenntniss der Vollmacht 847 

mora des mandatars; Zinsen vom Passivrecess 4(>6 

Kcbenverträge des Mandatars 848 

Beefanungsablage 848 

Reefanungsverbindlichkeit trots genereller Decfaarge 709 

salarirtes; Verantwortlichkeit far den Substitoirten 842 

specielles; Ermächtigung der Ehefrau 842 

stillschweigende Ratiticittion des Mandanten 849 

Ueberschreiten des Auftrags ' . . 843. 844 

Unterschreibung auf Actien; Mandat zur Annahme von Unterschrif- 
ten; Ratification 847 

Versicherungsvertrag zwischen dem Mandatar des Versicherers und 

dem Gommissiouär des Versicherten 841 

Versprechen für Vermittlung 841 

Verwaltongshandlungen; Befngniase der GlftaUger 843 

Zeugenbeweis 667 

sur AufMhme eines Kapitals zur BezaUang der SdraldeB des Man- 
datars ; Nachlass bei Zurückzahlung 846 

Maternitätsklage; neue Gesetze 22 

Mauer, gemeinschaftliche 196 &. 

Miethvertrag. 

Aftermiethe; eingebrachter Hausrath 798 



idem VerantwurLlichküit des Untermiethers für Braudächadeu . 803 



Digi[i<ioa by CjOO^Ic 



Sachregister. 1023 

AftonnieÜie; Verbot dMndbflo; Gesellsdiafker 798 

AniSsung; Beweis der Bedingungen dnrcfa Zeugen ...... 797 

Brandversicherung des Miethers eines Hauses 803 

Ersatz w^en Degradation; Soiiiinaüon 412 

Mangel der essentiellen VerptiichtanjitMi 404 

Miethe einer Fabrik; Entschädigung wegen Betriebs einer ätiolicheu 

nahe dabei gelegenen Fabrik 798 

Störung durch einen anderen Mietber 800 

Störung im Besitz; Schadensersatz 421. 676 

nnrnUBsige daund 404 

Vergebung der Wegnahme des StraaaeBkoths . . - 796 

verschleierte Schenkung 831 

Verzugszinsen vom Tage der Liquidation; SdiadeiMOTBats . ... 43t 

Vollzug; Zeugenbeweis 797 

von längerer Dauer; Supei-fidea . . . 176. 796 

Zahlung; Beweis der Schuld 478 

• Zeit; stillschweigende Verlängerung; condictio indebiti .... 805 

idem Verinuthung ihrer Dauer 805 

Minderjährige; Kestitation 522 

„ Selieoining; formlose Annahme 3S8 

„ Sohenkung; Stipalation einer Hypotheke 838 

TheUnng 8&6 ff. 

Miteigenthum der Miterben; rechtKdie Natur 234 

Miteigenthümer; Absehtlessung dnes Grundstücks. ..... 196 



Miterben; Constitnining einer Hypotheke an einem Blasseimmöbel . 275 



Tüeiiung der iürbschaft, s. Theilung. 

Mobiii en. 

Bergbau; Ccssiun eines Antheils der Conces.sion 136 

Branden tächädigungsg eider 137. 779 

Eigenthnm an Mobilien 9S7 ff. 

Gmndrente und Erbpaeht, a. daselbst 

Mabilia ossibus inhaerent 84 

Mobiliarklagen; Verbeistttidung des Emandplrten 139 

Modus bei Schenkungen 835 

Mora. 

Anstellung und Zusprcchung der Auflösungsklage; dann Schadens- 
ersatzklage; Setzung in Verzug 408 

Darlehn; vorherige Aufforderung 410 

Garantieklagc 406 

Garantiepflicht in quali < 406 

Geldschuld; Interpellation 409 

Mandatar; VemnaUcfakdt des Passivreeesses 406 

mora aceipiendi; Realaaerbieten, s. Realane^bieten. 

mora acdpiendi; Schadensersate ; perieulum 417 

Obligation ä termc 407 

Rentvertrag; Rückforderung des Kapitals 408 

Sommation; acte ('(luivalent *•••••«. 409 

idem in der Ladung 409 
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Sommation; Zanelforderang .... 

Mahle; Kanal; Reinigun;? des Bachs . • 
Mflhlkanal; künstliche lüchtuog . . . 

idera Verjährung 
Müadelgut, s. Vormundschaft. 

N. 

Kachbarlielre Terliittiiitte , 8. Eigeothun. 
Katttrliclie Kinder. 

AlimeDtaüonspflicbt der Ettern; SolidaritAI; UntheUbtrkät . , , 66 



Alimeiitatioiufenpreefaen; cansa ^ 887 

idem Form 838 

idem Gültigkeit; Beweis 104 

Anerkennung; im olographischen Testament 104 

idem während der Ehe; Alimentation 106 

Anspruch des anerkannten Kindes auf die Rechte des ehelichen . 107 

Au&uchung der Mutterachaft; Goburtsurkuode; Matemitftskiage; 
Beweis ; Erben des Kindes 100^ III 

Aabocbnng der Yatersdialt • . « • 106 

Erbfolge, s. daselbst 

Kinder aus Ehebrocb und Blutschande 104 

idem Anerkennung eines blutschänderischen Kindes • • • . 105 

idem mittelbare Anerkennung der adulterioi; Legat • ... 106 

idem Testament zu Gunsten von adultenni 105 

Legitimation durch nachfolgende Ehe 51. 103 

r^serve der Eltern 317 

Vormundschaft der Mutter 115 

Negatorienklage; Einrede des NoChwegs 211 

„ Seitens des Niditeigenthllniers 168 

Nielitigkeii 

Ehe 67 IL 616. 66a 685 

Familienrathsbeschluss «.115 

notarieller Verkauf; Nichtigkeit •••••••.«••. 122 

Testament; Form . 351 

idem Substitution • . 297 ff. 

Theüung; Opposition der Gläubiger 270 

Notar. 

Fehler bei Anfbahme eines Verkaufs 678 

FormfieUer 678 

Schadensersats; Niehtelnbaltnng der Besideni 672 

idem UntangUcbkeit der Testaraentsseugen 678 

Notherbenrecht. 

Geschenk an den Sohn; Verzicht auf die Erbschaft; Gonnlation 

des Vorbehalts mit dem verfügbaren Xheile 316 

natürliches Kind; rdserve der Eltern 317 

Pflichttheil der Ascendenten 318 

Pflichttheil der Grosseltern; Verzicht der Geschwister 318 

Itecht des verzichtenden Erben auf die Schenkung 268 

Kednction; BegrOndung der BedncttoiMklsge 824 



. . 409 

162. 166 
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Erschwerung der Servitut; Durchgangsrecht 23Ö 

idem Luft- und Lichtgerechtigkeit 23Q 

gesetzliche; Aussichtsfenster 204 — 208 

idem Bäume; anliegender Privatweg 2ül 

idem Dachtraufe; Recht der Wasserableitung auf öffentliche 

Strassen 208 

idem Enclave; Passage 2Ö9 

idem Fenster 204 — 201 

idem Mauer; Gemeinschaftlichkeit 

idem . Mauer ; Fenster auf die Strasse 198 

idem Mauer; Erhöhung; Verjährung 198 

idem Mauer ; Gcmcinschaftlichmachung 199. 200 

idem nach Stöcken getheiltes Haus; weiteres Stockwerk. . . 201 

idem Nothweg 2LL 213 

vertragsmässige ; bestimmte Fruchtbestellung 21^ 

idem Fasselhalten 213 
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S«it« 

vertragsmässige ; Jagdberechtigung einer Gemeinde 214 

idem Wasserleitung; Ersitzung; Besitzstüruog 21Q 

idem Wasserleitung; servitude continue 215 

ideui Weggerechtigkeit; Klage auf Anerkennung; Unmöglich- 
keit der Ausübung 215 

idem Weggerechtigkeit; servitude apparente 21fi 

Weidgerechtigkeit; Grunddienstbarkeit IB2 

idem Theilung des praedium serviens 221 

Werke zur Ausübung ; Unterhaltung 221 

Simulation einer Cession; Activlegitimation 382 

Soldaten vermögen in Rheinbayern 9 

Solidarschuldner; Einrede aus Art 2037 B. G. B ÖfiD 

Spiel und Wette; Differenzgeschäfte 7fil. B39 

Staatsrenten; Renovation; Verordnung & 

Staatsvermögen. 

Bäche; Abtretung zu öffentlichen Zwecken 15Q 

idem Eigenthum des Staats; AUuvion 150 

idem nicht schiffbare Flüsse 150 

idem Triebwerke; Besitzstörungsklage 150 

flossbare Gewässer 152 

Flussbett; Wasserbauten des Fiscus 151 

herrenlose Sachen 233 

Kirchengebäude, katholische; Säcularisirung 152 

Strasse, projectirte; Besitzstörungsklage 158 

Straf urtheil; Einwirkung auf die Civilklage 623 

„ Rechtskraft des ausländischen 3fi 

Subrogation. 

Abschlagszahlung; Vorrecht der Restforderung IUI 

Aufhebung derselben durch Rückerstattung der Zahlung. . . . 415 

Bürge für einen Theil der Schuld; Concurrenz mit dem Gläubiger 43Ü 

Bürge; Rückgriff gegen solidarische Hauptschuldner 48ä 

Greditvertrag ; Subrogation ; Beweis der Gleichzeitigkeit der Zahlung 484 

des Armenfonds; ausgelegte Alimente U 

des dritten Besitzers ; Löschung von Einschreibungen 488 

des Gelddarleihers; Gläubiger 485. 486 

des Käufers in das Verkaufsprivileg des früheren Eigenthümers . 486 

Dotalehe; Anleihen zur Tilgung eines Privilegs 484 

Grundsätze über Cession 484 

in Folge Zahlung des Cessionars eines Immobil! arkaufpreises an 

einen Hypothekargläubiger 488 

mittelst Compensation erwirkt 483 

Quittungen; Noth wendigkeit der Signification; date certaine . . 482 

Rangordnung zwischen Cedent und Cessionar; Abschlagszahlung . 4^ 
Rechte des Darleihers des zu einer dem Staat zu stellenden Gau- 

tion verwendeten Geldes 483 

unmittelbare Klage des Haftverbindlichen gegen den, für welchen 

Garantie geleistet worden 490 

Zahlung des Steigerers an einen vorgehenden Hypothekargläubiger 486 
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Zinsenanspruch des Vormunds fflr bezahlte Schulden 490 

zu Gunsten des Creditgcbers in die Rechte des Gläubigers . . . 484 

Substitution im Testament. 

Bedingung; llatification ; Mutationsgebühren 301 

bedingtes Legat zu Ciunsten einer öffentlichen Anstalt; Autorisation 

Eur theilweisen Annahme; Caducität 3Qi 

Bitte des Testators 2ü8 

ein Theil des Legirten 302 

exci^s de pouvoir ; Cassation 300 

geheime Verfügung; Vernichtung derselben 3M 

gesetzwidrige Bedingung; Unveräusserlichkeit 305 

Interpretation 2ÜI 

legatum ejus quod supererit 239 

Nichtigkeit 2üö 

Veräusseruugsbcfugniss ; Ratification 304 

verbotene Bedingung 300 

Vermächtniss succcssiver Nutzniessung 229 

Vulgarsubstitution 301 

Successionsfähigkeit', s. Erbfähigkeit. 

Succumbeuzstrafe; neue Gesetze 221 

T. 

Tagbestimmung bei Obligationen. 

Fälligkeit; nicht gestellte Sicherheit AßB. 

idem Vermögensverfall; Compensation ipso jure 4f»3 

Klagerecht; nach Eintritt des Termins . 4ii2 

idem vor Ablauf der Kündigungszeit AQÄ 

idem vor dem Verfalltag 4fi2 

Lieferungsvertrag; Falliment; Termin 4ü3 

idem mit Termin zur Zahlung; Zweifel an die Zahlfähigkeit . 4M 

Termingestattung; verminderte Sicherheit 4fi4 

Tausch. 

eheliche Gütergemeinschaft 294 

Mobiliargegenstände; Verpflichtungen des Vertauschers .... h21 
Resiliation; Legalhypotbcke der Frau; Verjährung des dritten 

Besitzers 460 

von Actien ; Pflichten des Vertauschers ; Beweis 521 

Testament 

ausländisches ; Substitution äL 291L 291 

eigenhändiges; Ilinterlegungsact 3^ 

idem irriges Datum 238 

idem nicht datirter Zusatz 339 

idem Unterbrechung in der Urkunde 34Q 

idem Unterschrift 340 

idem Verification 341 

Erbeinsetzung von Adulterinen; Nichtigkeit IQh. 

Form; Nichtigkeit 3M 
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Seit« 

Form; Nichtigkeitsklage; mangelndes Interesse 351 

idem Verwandtschaft eines der Zeugen 351 

Genehmigung durch die Erben 5fi3 

Interpretation ; actuelle Kundgebung des letzten Willens .... 2S3 

idem genaue Bezeichnung des Legatars; IiTthumsbeweis . . . 2Ü3 

idem indirecte Ausschliessung eines Intestiitcrben 332 

idem Legat einer unbestimmten Leibrente 338 

Israelite; früheres Recht 2Ü5 

Klausel; Verstoss gegen die Gesetze der guten Sitten; Verwal- 
tungsrecht des Vaters 3Ü2 

mündliches 333 

mystisches 3^ äüü 

öffentliches ; auf dem Lande ; Unterschrift der Zeugen S4B 

idem Constatirung der Förmlichkeiten 342 

idem Datum Ml 

idem Dictat des Testators 343. 3M 

idem eines Tauben (in Baden) 345 

idem eines Taubstummen. 345 

idem Führung der Hand des Testators 345 

idem Gegenwart der Zeugen .^49 . 343 

idem Gegenwart des Testators ü44 

idem Geisteszustand des Testators 344 

idem Handzeichen 34fi 

idem Niederschreiben des Notars 344 

idem unitas . 342 

idem Unterschrift der Zeugen 34a 

idem Unterschrift des Testators ; Ursache der Verhinderung ^id. 342 

Pönalclausel 3Dfi 

Schulderlass ; Bedingung des Ueberlebens 225 

Substitution im Testament, s. Substitution. 

Testirfähigkeit ; Captation 3DÖ 

idem Monomanie 308 

idem Testament eines Entmündigten; Aufiiüren des Grundes . 3D9 

Unterschiebung anderer Personen 42. 314 ff. 

Widerruf; Caducität eines Legats wegen Veräusserung .... 3fiü 

idem eines zweiten Testaments; Wiederaufleben des ersten. . 352 

idem getrennte Legate; Caducität des Hauptlegate .... 3111 

idem in einem nichtigen Testament 358 

idem spätere Schenkung unter Suspensivbedingung .... 3fiO 

idem stillschweigender; Interpretation 353 

idem stillschweigender ; Unvereinbarkeit zweier Testamente . . 359 

idem ungültige Revocation 360 

idem Universallegat; Accrescenzrecht 3fil 

idem wegen NichtvoUzug der Bedingungen 33fi 

idem Zeugenbeweis 358 

Theilung der Eltern. 

Anfechtung bei Lebzeiten der Eltern 3Sfi 

A .nähme ; stillschweigende - 383 
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8«it« 

Erbvertrag; oneroser Vertrag 3M 

Läsion; Werth der Güter 367 

Privilegium auf das Loos des Miterben ; Revocationsklage ; Dotal- 

ehe; Zwangsveräusserung äfi3 

Reductionsklage ; Verjährung ^01 

Schenkung einer Forderung äfii 

successio universalis; Nichtigkeit; Verjährung 3fifi 

Theilung der Gütergemeinschaft vor Auflösung derselben . . . äM 

Ungleichheit der Loose; Vollzug; Verjährung 

Widerruf aM 

Theilung der Erbschaft. 

Anfechtung durch Gläubiger 268 

aussergerichtliche ; Minderjährige, s. Vormundschaft. 

entworfene ; Klage auf Vollzug 2fiö 

Erbretractsrecht ; des Intestaterben gegen den Cessionar des natür- 
lichen Kindes 25B. 

idem Ehegemeinschaft 2^ 

Forderungen eines Miterben an die Verlassenschaft; Confusion . 2^ 

Form; Signification an den Schuldner 2£ä 

formlose; gerichtliche Genehmigung 2hl 

idem Nichtzuziehung eines abwesenden Miterben 258 

idem provisorische; minderjähriger Miterbe 251 

Genehmigung durch Annahme eines Looszettels hh^ 

Genehmigung durch Annahme von Gleichstellungsgeldem . . . äfiü 

Intervention der Gläubiger in appellatorio 2IL 212 

Minderjährige; gerichtliche Genehmigung; requ^te 25fi 

neue Theilung 2&1 

provisionelle, des Ehemannes; Klage auf definitive 2hl 

idem Ratification 2aß 

idem Rechtsmittel ; neue Theilung 258 

idem zwischen Minderjährigen und Grossjährigen 125 

Rescission; freiwilliger Vollzug 281 

idem nach erfolgter Veräusserung des Erbtheils 284 

idem Theilungsact zwischen einigen Miterben 283 

idem Vergleich; Läsion 280. 281 

Richtercomraissar ; Substituirung 2M 

schriftliche Urkunde; Eidesdelation 2hl 

Status; nachträgliche Gontestationen 256 

Verjährung; Ersitzung von Immobilien 252 

Versiegelung 251 

Wirkung; dritter Steigerer; Resiliationsklage 218 

idem früherer Verkauf; ungetheilte Garantiepflicht 229 

idem Hypotheke an einem Masseimmöbel 275 

idem Uebertragung eines Immöbels an einen Miterben; Rest- 

liation 213 

idem Versteigerung; Zuschlag an Dritte; constituirte Hypotheke 21ß 

idem Versteigerung; Resiliationsklage 212 

Trennung von Tisch und Bett, s. Ehescheidung. 

Trinkgeld; Schenkung 292 



Digitized by Google 



Sachregister. 



1039 



Untheilbare Verbindlichkeit, s. Obligation. 
Urkunden. 

Act unter Privatunterschrift, s. Privatact. 
Anerkennungs- und Bestatigungsurkunden, s. daselbst. 

ausländische 38 

Brandkataster; Beweiski-aft 533 

Ehevertrag ; formloser Privatact 531 

eines Gemeinderaths über Verträge 529 

in facto ponirt und zugestanden 552 

mangelhafte öffentliche Urkunde 532 

neue Gesetze; Beweiskraft 2^ 

NichtvereinigungsprotokoU 531 

öfifentliche; Anfechtung ohne inscription en faux 532 

idem contre-lettre ; Nebeuverträge 53fi 

idem contre-lettre; ostensibler Inhalt einer Urkunde .... 537 

idem contre-lettre ; Rechtswirksamkeit einem Cessionar gegenüber 535 

idem Einrede des Betrugs und der Simulation 532 

idem Einrede der Verfälschung 532 

idem gerichtliche Beurkundung 53Q 

idem producirte Urkunden ; Gemeinschaftlichkeit 53Q 

idem Obligation ohne causa; Cession 53i 

idem vor Einführung des B. G. B. ; Glaubwürdigkeit .... 528 

Schenkungsurkunden 331 

Urtheil ; erzählender Inhalt 534 

Vergleichact, aufgenommen vor einem Landrath zwischen einer 

Gemeinde und einem Privaten 52k 545 

Zeugnisse gerichtlicher Beamten über frühere Vorfalle .... 529 
Urtheil 

ausländisches; Rechtskraft 580 

erzählender Inhalt 534 

Executorischerklärung; Prüfung der Rechtmässigkeit SÜ5 

idem Rcichskammergerichtsurtheil von 1770 21 

luterlocut, s. Urtheil. 

Motive; Rechtskraft 534 flF. 

Rechtskraft, s. daselbst. 

VoUziehbarkeit gegen Erben; Generalhypotheke auf das persön- 
liche Vermögen 2M 

V. 

Vaterschaft und Kindschaft. 

Beweis des Geburtsactes IM 

Beweis einer ehelichen Abstammung IQ2 

Gegenbeweis auf den Anspruch auf einen Familienstand .... 1D2 
Klage des Ehemannes auf Anerkennung eines Kindes als jenes 

seiner Frau ; Zeugenbeweis 101 
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Smts 

YaterschaftsablcugnuDgsklage; Legitimation IDQ 

Väterliche Gewalt des überlebenden Ehegatten; Verlust .... 113 
Veräusserung von MQndelgütern, s. Vormundschaft 

Verbotsgesetze 12 

Vergleich. 

Anfechtung wegen Läsion £11 

Beweis durch Eid tüB. 822 

Civilrechtstitel Sia 

in Theilungssachen 2^1* 2B3 

Interpretation ; factische Entscheidung ft7-t. gn 

Irrthura; Anfechtung 811 

Rechnungsfehler 825 

Schriftlichkeit 822 

spätere Auffindung von Urkunden 875 

Theilung der Ascendenten durch Schenkung; Anfechtung wegen 

Läsion ; früherer Vergleich 813 

über den Civilstand einer Person 332 

über eine Erbschaft 380 

Zwang und Betrug 821 

. Verjährung. 

Alimente; Ersatz von dem solidarisch Mitverpflichteten .... ä81 

Ansprüche an Rechnungspflichtige 128 

Contestationsprozess ; Recht des Gläubigers und des Schuldners . 358 

dreissigjährige ; Erbverleihung ; Recht der Zurücknahrae .... S21 

idem Gebühren des Euregistrements 07^. 382 

idem Klage auf Vernichtung eines Testaments 323 

idem mangelndes Klagerecht 321 

idem nichtiger Titel; mala fides 322 

Entschädigungsklage; Nothweg 213 

Erbschaftsannahme 21Q 

Gerichtsbotenkosten 322 

Holzberechtigung; Verkürzung; Entschädigung 352 

Kaufmann; Forderung für Waarcn 323 

Kirchengebäude; Dependcnzen 353 

Kostgeld 979 

Krongüter ; Besitzstörungsklage '. '. i i \ i '. '. \ '. '. 358 

kurze Verjährung; Gesindelohn; Eideszuschiebung 38Q 

öffentliche Strasse; Wasserleitungsrecht 3fiQ 

öffentlicher Weg 353 

Pachtgelder; Abrechnungsact ; Verjährung 386 

Rentrückstände; Unterbrechung 38fi 

Salarforderung des Greffier eines Maire 323 

Suspension; CoUocationsverbindlichkeit; Verjährungsanfang . . . 32Q 
idem im Versicherungsvertrag stipulirte kurze Verjährung; 

Strafuntersuchung 363 

idem Minderjährigkeit ; altes Recht 330 

idem Reallast; bedingte Forderung 32Q 

idem Rückversicherung 321 
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Suspension; Tausch; Klage auf Resiliation wegen Eviction; Ver- 
jährung des dritten Besitzers 9ID 

idem Zinsenverjährung; Drittarrest QU 

Unterbrechung; Abstehen von der Klage QM 

idem accessorische Schadensersatzklage Üfifi 

idem Anerkenntniss lUIä 

idem Erhebung eines Präjudicialstreites Q&h 

idem Fortdauer während der Dauer der durch die Ladung an- 
hängigen Instanz Üfi5 

idem Gemeindeschulden; Liquidation^verfahren ; Anmeldung iu 

demselben 

idem Ladung nach dem Tode des Klägers 9M 

idem Reclamationcn bei den Behörden MI 

idem Rente; Reductionsklage lifil 

idem Streitverkündung Qßii 

idem Theilungskinge; Klage wegen Testamentsßüschung . . MS 

idem Unwirksamkeit; Verweisung ad separatum Üßl 

Zahlungen in periodischen Terminen Ü82 

zehnjährige ; Ausländer ; Frist ; domicile recl QlIü 

idem Einrede ; justus titulus ; Dauer 97^ 

idem Klage auf folle-enchere des in der Ordre angewiesenen 

Gläubigers ÜII 

idem natürliche Berechtigung des Eigenthümers , in einem Ver- 
trag confirmirt ÜI8 

idem Schenkung von Immobilien; Transscription ÖIÖ 

idem Servituten; Acquisitivverjährung für Immobilien . . . IM 

Zinsen; eines Immobiliarkaufpreises M2 

idem fünfjährige Verjährung ; Voraussetzung Ml 

idem handelsrechtliche ÜSl 

idem Supplirung von Amtswegen ÜSl 

idem urtbeilsmässige MÜ 

idem Verjährung während des Laufs eines Rangordnungsver- 

fahrens 984 

Verkaufsversprechen, s. Kaufvertrag. 

Vermögensabtretung; frühere Forderungen 501 

Vermuthungen. 

Antedatirung eines Privatacts; Gegenbeweis durch Zeugen . . . ß2I 
Auslegung eines Acts ; Folgerungen aus Stipulationen anderer 

Verträge 627 

Beweis der Gemeinschaftlichkeit einer Mauer ß2I 

Erkenntniss über deren Erheblichkeit; Cassationsrecui's .... 

Handelsbücher, nicht visirt und paraphirt fi2S 

Handelssachen ^ ri29. 628 

Immobiliareigenthum ; Beweis der Appartinenzqualität G2Ü 

menschliche Vermuthung; Nichtberücksichtigung; Cassation. . . 629 

nichtangebotener Vermuthungsbeweis G2S 

Ortggebrauch 627 

simulirte Cession ; Ermessen des Richters 

66 
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Seite 

Verkauf eines Amts; geheimer Vertrag 630 

Vermuthungs beweis, aus Criminalacten entnommen . . . Hfi9. Q22 
Verordnungen, s. Gesetze. 

Versiegelung; Abwesende; Unterlassung 254 

Versteigerung von Immobilien durch deren Eigenthümer oder 

Mandatar; Einmischung in die Functionen der Notare . . . JM 
Vertrag. 

Abrechnungsact ; zweiseitiger Vertrag . . . '. 315 

ausländischer 38. 39 

causa obligationis , s. daselbst. 

contrat judiciairc; Entstehung; Vollzug liU 

Dcnaturalisirung ; Cassation IM 

des Vormunds mit dem Mündel 12a 

einseitiger; Beweis der Annahme des Berechtigten 382 

Einwilligung; Mangel derselben; Trunkenheit 3Iß 

idem stillschweigende 3Ifi 

Interpretation ; Cession ; Flüssigwerdung 424 

idem Clausein eines Vtrtrags; Cassation 428 

idem Darleihvertrag; Sammtverbindlichkeit 425 

idem Dienstvertrag; gemeinscl.aftliche Absicht 425 

idem factische Entscheidung 4Ü3 

idem Handelsmaterie; Intention der Parthieen 421 

idem Immobiliarverkauf ; Eintrag ins Grundbuch 421 

idem Novation 5Ü3 

idem Provisionsverkauf; Recht zum Selbstverkauf 420 

idem Regeln; Cassation 428 

idem Vermuthung der Absicht; Denaturirung eines Actes . . 422 

idem Wortfassung, unzweideutige; Cassation 422 

idem zu Gunsten des Verpflichteten 428 

Mangel der essentiellen Verpflichtungen 4Ü4 

neues Gesetz; Beweis 2ii 

ohne gegenseitige Verpflichtung; Resiliation 453 

Ort des Abschlusses; Correspondenz ; Competenz 314 

Perfection der Verträge unter Abwesenden 4fi. 322 

Rescission, s. daselbst. 

Theilbarkeit eines Vertrags 402 

Uebcrnahme von Verbindlichkeiten für einen Dritten 383 

Verfügung zu Gunsten Dritter; briefliche Aneignung 383 

idem elterliche Theilung; stillschweigende Annahme .... 3&3 

Verletzung in einem ürtheil; Cassation 4Ü3 

Vorbehalt der Genehmigung 4Ü4 

Wirksamkeit; Singularsuccessor 385 

Wirkung auf Dritte; Cessionar ; Einrede des debltor cessus . . 433 

idem Depositum des Adressaten ; Schadensersatzklage des Fracht- 
führers 43Ü 

idem Falliment; Anerkennung einer Forderung 431 

idem Kauf durch einen prete-nom 431 

idem Rechte der Gläubiger, s. Gläubiger. 
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Wirkung auf Dritte ; Theilungsvertrag mit dem Pfleger eines Straf- 

lings 432 

idem Vergleich zwischen Gläubiger und Hauptschuldnnr ; Bürge 43ü 

zweiseitiger ; Gegenforderung iQA 

V e r w a 1 tu n g s r a t h ; versäumte Aufsichtspflicht üI9 

Vcrwaltungsbe amter; Haftbarkeit wegen Amtshandlungen . . üIS 

Verwendungen; Ersatz; Uetention 112 

„ Steuern; vt-rsio in rem 113 

„ unredlicher Besitzer fififi 

Verzieht 

auf Art. 11 B. G. B. •• . . 48. 411 

auf die Einrede d( r Nichtigkeit des Wechselprotests hQ2 

auf die Einrede der llechtskraft ü21 

auf hypolhekarischen Vorrang; Form 2S1 

Genehmigung einer Cession; Verzicht Üfil 

Schenkung; Erforderniss der L'ebertragung eines Rechts . . . 201 . 

Verzugszinsen. 

Anfang vom Tag der Sommation 122 

Brandentschä'iigung ; späterer Zahlterniin 413 

compensatori-che Zinsen für entzogenen Gewinn 121 

Einregistrirungsgebühren ; Restitution 12Ö 

Falliment ; Anmeldung unverzinslicher Forderungen 12Q 

im Laufe des Prozesses verfallende Beträge » . 122 

Mietlier; Zinsen vom Tage der Liquidation 121 

Obligation zur Zahlung einer bestimmten Summe; Sommation . . 121 

Rechnungsrecess lüß 

selbstständige Klage 122 

Vieh Verstellung (cheptel simple); Anzeige an den Gutsherrn . . fiifi 

Voll ma eilt eines Abwesenden üö 

Vorbescheid, s. Interlocut. 

V 0 r k a u f s r e c ii t ; Gültigkeit y Unterscheidung von Vorkaufsver- 

sprechen 315 

V 0 r m u n d. 

Entsetzung; Begründung; Fortverwaltung 117 

Entsetzung des Vaters; Wirkung 119 

Rechniingsstellung; traite 127. 123 

Stellun.; des Nebenvormunds; Familienrath; Friedensrichter . . 113 

Unfähigkeit; Vermögenslosigkeit 117 

Verträge mit dem Mündel; relative Nichtigkeit; Vermuthung der 

Uebcrlistung 123 

Vormunds chaft. 

Abrechnungen; Revision IIS 

Ankauf von Mündelgut durch den Geg^'nvormund HS 

Ansteigerung eines Mündelguts; Schadensersatz IIS 

Beivormund ; Gegenvormund; Pfleger llfi 

idem Opposition gegen ein C nitiiiuacialurtheil 116 

Beneficiarerbenquaiität des Mündels; Verlust 121 

6G. 
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der Eltern; Schenkung und Legat an MOndel; Beschränkung der 

Verwaltung 114 

der Mutter ; uneheliches Kind Ufi 

idem Haftbarkeit des zweiten Ehemannes ilfi 

Erbantretung, stillschweigende des Vormunds 121 

Familienrath; ungültige Zusammensetzung 115 

Fortsetzung eines Rechtsstreites nach erreichter Grossjährigkeit . 118 

Mündelgüter; formlose Veräusserung ; Grarantieübemahme . . . 120 

idem formlose Veräusserung; Gewährpflicht für Eviction . . 12Q 

idem Veräusserung ; Prüfung des Gerichts ; öffentlicher Verkauf 123 

idem Verhypothecirung ; Schenkungsact 122 

idem Verkauf ohne Familienrathsbeschluss 122 

Prozessführung in zweiter Instanz 125 

Schenkung; ungültige Annahme IM 

Theilung, aussergerichtliche ; Wirkung 125* 12fi 

Vergleiche; Obervormundschaft 121 

W. 

Waldgerechtigkeit, s. Servituten. 
Wasserlauf, s. Servituten. 
Wechsel 

ausländischer; Competenz des inländischen Gerichts 39 

Klage des inländischen Inhabers eines im Ausland ausgestellten 

und acceptirten Wechsels gegen den ausländischen Acceptantcn ; ^ 

Competenz 4Ö 

Protest im Ausland; Form 29 

Protest ; Nichtigkeit ; Verzicht auf die Einrede 5fi2 

Regress; causa illicita 4QEt 

Regress bei einem im Inland nach dem Ausland gezogenen Wechsel 4Q 

Restitution Minderjähriger 523 

Unfähigkeit des Verbeistandeten , sich wechselrechtlich zu obligiren 131 

Verjährung der Wechselklage 21 

Wechsel sine causa; Einrede des Ausstellers 3üfi 

Zahlung an den Indossatar; Einrede des Trassanten 1dl 

Wechselagenten; Gesellschaft hinsichtlich der Erträge . 4L ftifl- ä2Q 
„ Verantwortlichkeit wegen Verkaufs als gestohlen ange- 
zeigter Actien fiia 

Weggerechtigkeit, s, Servituten, 

Wette; Börsenspiel einer Ehefrau durch einen Mandatar; Ersatz . ID9 

„ Differenzgeschäfte I5L 839 

„ kn Ausland geschlossene; inländisches Gesetz 39 

„ Verkaufsversprechen Ilfi 

Wiederkauf, s. Kaufvertrag. 

Wildschaden; Schadensersatz der Jagdpächter 629 

Wucher unter dem Schein einer gesetzlichen Gession 191 

Wucherische Zinsen, s. Zinsen. 
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as. 

Zahlung 

an den Besitzer der Forderung; bona fides 480 

an den Gerichtsvollzieher; Unterschlagung 479 

aa den Indossatar; Einrede des AossteUera 481 

an den putativen Olftnbiger; Gassation 479 

Anerbieten derselben, s. Bealanerbieten. 

Aufrechnung; Abschlagsaablnng; Cassation 492 

idcm ältere Forderung; Verbflrgnng • • . 498 

idcm Contocurrcnt 492 

idem eingeklagte Forderung; Bestehen anderer Forderangen • 493 

idem Imputation auf die Zinsen; mehrere Posten 493 

idem lästigere Schuld; Compensation 494 

idem lästigere Schuld; Conventionelle Imputation 495 

idem listigere Sebald; Ordreaawetsnng 494 

bedingte des Steigerers an den Hypothekargläubiger; Subrogation; 
Aofbebnng; Contestatioiisreeht des nachstehenden Hypothekar- 

gliaUgen 475 

Begriff von paieraent '476 

Beweis; Besitz der Schuldorliande 508 

condictio indebiti; Beweis 478 

Drittarrest; Cession; Zahlung an den Oessionar 481 

idem nach notificirter Cession 481 

eines Dritten ; Vortheil des Schuldners 479 

Falliment; Ungültigkeit 479 

Ißethsfaisqiiittungen ; Beweis der Sebald 478 

Beahmerbieten nnd Gonsignation bei Drittarrest 482 

Rfldcforderang des an den Gesaionar gesahUen pretium .... 477 

Zahlangseinrede; Eidesdehtion des lütscbnldners 478 

Zahlungsanweisung; Annahme des Angewiesenen; Drittarreat . 884 

Zahlungsfrist, richterliche; Darlehn. 828 

Zeitbestimmung; Obligation k terme, s. Obligation. 

Zeugen; Gegenwart bei Testamentserrichtung 842. 343 

Testamentsunfäbigkeit 349. 350 

Zeugen beweis. 

Acqniesccinent 573 

Aufsuchen der Mutterschaft 101 

Besitzstörungsklage; Gegenbeweis der Einwilligung 564 

eommencement de prenve par 4crit; CSassation 574 

idem Conenrrens einer Partei bd einem Acte 575 

idem Eiidirung im Prozess; Litiseonsorte 575 

idem Feuerversicherongsvertrag 576 

idem Privaturkunde; mangelnde doppelte Ausfertigung . . . 544 

idem Privaturkunde; mangelnde Gutschrift 548 

ConferendeDforderung 565 

dolus und error • 576 

Kinzelzahlungen; Beweis •••• 578 
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104$ 8#eiir«gister. 

Brite 

erlätttemde Thatsachen und VerhAltnisse . - 572 

Ersatzanspruch des Miethers wegen Pflanzungen 172 

Falschheit ein» Notariatsacts 505 

Falschheit eines Testaments 566 

Falsclilii'itsbezüchti^zung; müudlichcs GestüiKhiiss 567 

gleichzeitige Einklagung aller nicht beurkundeten falligen Forde- 
rungen . . • 573 

Gruiidbuchsbesitz; Gegenbeweis 567 

Handelssache; Beweis gegen und über den liihalt von schriftlichen 

Urkunden « 568. 569 

idem Ermessen der Zalftssigkeit 669 

idem Existenz eines Püandvertrags 569 

Handgeschenk ' . • • 577 

Interdiction 129 

isolirter Zeuge 568 

Klage auf Ablieferang von Mobilien; Gegenbeweis 567 

Mandat; Dritte 567 

Maternitütskliifie 110 

Miethvcrtrag; Vollzug 797 

neue Gesetze 26. 27 

Servitutenerridituug . . . ' 217 

Simulation ' 576 

Strafeachen; Beweis eines Vertrags; Meineid .570. 571 

idem Gontravention gegen das Einregistriningsgesetz. . . . 570 

idem Wucher, gewerbsmässiger 572 

idem ZoUdefraudation 572 

Subrogation; Creditveitrag 484 

Unmöglichkeit des scliritllichen Beweises 578 

A'erlet/uni!; (Ks Vorbehalts des Notherben durch Handgeschenke . 'n!) 

Verlust ('iiRT Urkunde ' . . 579 

AVidcrruf eines Testauk'nts 358 

zur Feststellung der gemeinsameu lutcntion der Parthieen . . . 220 

Zeugcnreproche; Ehescheidung 82 

Zinsen. 

alteram tantura 27 

des Niessbrauchers für gezahlte Schulden 179 

Partikularlegat 356 

Quittung Aber Kapital; Wirkung 830 

Verjährung derselben, s. Verjährung. 

wucherische Comniissionsgebttliren 830 

wuchorische; Indebitumsklage . . 665 

Zinseszinsen. 

Contocurrent-Saldo *. 424 

Darlebnsverlra.; 423 

Ersatz für zu restiluirende Fruchte 423 

Interpretation des Art. 1154 B. G. B. . . 424 

^insf.uss; ülterer Vertrag .... ... . . . . . . . . ; . 829 
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Baehregisler. IO47 

Zuwachsrecht. 

Alluvion, in Folge von Wasserbauten 173 

idem Vollendang 173 

• Beigban , Entschädigung des- Eigenthflmers des Gnmdstacks . . 169 

EigeDthmn an Thieren 174 

Ersatzanspruch wegen Impensen; Retentionsrecht 172 

Flussbett; künstliche Anlage 173 

Früchteersatz; Belieferung mit Pachtpreisen 168 

idem böser Glaube; unbefu^'tcr Besitz 167 

idem dritter Besitzer; ResiliutioiLs- und Käumuugsklage . . . 168 

idem nichtifxes Testament; bona tides 167 

idem Uuiversallegat des .Nutzgeuosses; Irrthum der Erben des 

•Legatars 167 

Hans, nach Stocken getheilt 170 

ImmobiliarhescUag anf die durch den Miether erriefatetoi Gebäude 171 

Pflanzungen des Miethers; Zeugenbewds 172 

Spedfication; Betention des Bearbeiters 174 

Zwang. 

Drobung mit einer Klage ' 380 

Ehcabschluss 67 

force-niajeure ; Wegnahme eines Depositum 380 

Volksauflauf 380 

Zwangsveräusserung. 

Entschädigung wegen weiter entzogenen Geländes 166 

Expropriation eines Erbschaftsgegenstandes 954 

ImmobOiarbesdilag anl die durch den Miether errichteten Gebäude 171 

nicht verhypothecirte G rundstücke ; Insuffidenz der verhypothecirten 955 

Ordre; executorische Kraft des Bordere«ts 055 

Verfahren; Rechtskraft des Urtheils 583 

Zugrifl' auf die Nutzniessiing 954 

Zugriff gegen Miterben \ MiteigeuthOmer 9ö4 
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